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K. 


Kabotage (vom ſpan. cabo, das Kap), Küftenidiffahrt, coasting trade, heißt 
die Verſchiffung der Handelsartifel von einem Hafenplag an einen andern längft einer zu 
demjelben Staatsgebiet gehörigen Küfte, oder längſt einer Küfte überhaupt. Nach ber 
Natur der Dinge geliebt vie regelmäßig in kleineren zur Schiffahrt auf hoher See 
nicht geeigneten Yahrzeugen. Die & fommt I. ftaat3= und völkerrechtlich m 
Betracht, infofern als fie den Ausländern verwehrt fein kann und den eignen Untertha- 
nen vorbehalten wird. Daraus ‘ergibt ſich die völlerrechtliche Streitfrage, ob aud ohne 
Blocade die K. der Neutralen im Kriege durch Wegnahme der Küftenfahrer geahndet wer- 
den darf, wenn eine zu Zeiten des Friedens verbotene K. den Neutralen zu Kriegszeiten 
durch einen der friegführenden Staaten freigegeben wird. Die englifche Seerechtöpraris 
behauptete jeit der Mitte des 18. Jahrhunderts die Wirkungslofigfeit der Freigebung ver 
K. zu Kriegszeiten. II. Handelsrechtlich. Für die K. find die Förmlichkeiten des 
ſeerechtlichen Verkehrs mehrfady erleichtert. Das preuß. Einführungsgel. zum 4. D.H. G. B. 
vom 24. uni 1861 8. 10. behält es Königl. Verordn. vor, zu beftimmen, ob 
und im wie weit die U. 432—437 des H.G.B. und die SS. 1—9 des Einfüh- 
rungsgeſetzes auf Küftenfahrer und Meine Fahrzeuge Anwendung finden ſollen. Durch 
Berorbn. vom 27. Febr. 1862 werden demgemäß die citirten Beſtimmungen für ſolche 
zur Küftenfahrt beftimmte Fahrzeuge außer Kraft gejett, welche nicht mit feftem Dede 


verſehen find. 


Das franz. R. untericheivet voyage de long cours und cabotage; erftere begreift jede 


‚Seereife nach den beiden Indien, dem ftillen Ocean, Kanale, Neufundland, Grönland, 


Süd- und Norbamerifa, die weſtafrikaniſche Küfte und alle jenfeit8 de8 Sundes und der 
Straße von Gibraltar. im Ocean gelegenen Punkte. Die cabotage ift entweder grand oder 
petit c., von denen die leßtere den Verkehr zwilchen den franzöfiichen Häfen der Südküſte 
einerſeits umd der Nord = oder Oftfüfte andererjeitS und den ihnen näcftliegenden Küften- 
ſtrichen vermittelt. Das Gef. vom 21. Sept. 1793 verbietet die Küſtenſchiffahrt zwi- 
Ichen franzöfiichen Häfen und auch in Colonien allen ausländiichen Yahrzeugen. 

Quellen: D.H.G.B. A. 55, 438 — 567, 710. C. com. a. 377. Gef. 27 vendem. UI. 
a. 3. — Rd. Bunbes-Gef. vom 25. Octbr. 1867. v. Holtzendorff. 

Kämmereivermögen ift derjenige Theil des Vermögens einer Stadtgemeinde, 
welcher für die Zwecke der Gemeinde als ſolcher beftimmt ift. Den Öegenfat bildet das 
Dürgervermögen (vgl. diefen Art.), welches den individuellen Zwecken der einzelnen Bir: 
ger dient. Da das lektere nur in Folge befonderer Rechtsverhältniſſe eintritt, fo tft im 
Zweifel das Gemeindevermögen als K. anzuſehen. Größere Städte haben oft nur R. 
Dazu ift übrigens ebenſowohl das bewegliche Stadtvermögen, beſonders die Kämmerei- 
caffe, als das unbeweglihe Eigenthum der Stadt al folcher zu rechnen. Letzteres kann 
entweder für Rechnung der Gemeinde verwaltet, verpachtet oder vermtethet, oder aber un= 
mittelbar den öffentlichen Ortsgewerken dienſtbar gemacht werben, indem z. B. öffentliche 
Gebäude, Straßen, Plätze u. |. w. Darauf angelegt werden. Daß flädtifche Anftalten von 
Allen gleihmäßig gebraucht werben, ſchließt dann, wenn dieſer Gebraud ein öffentlicher 
ft, wie ber Straßen, Thoren, Beleuchtungsanftalten, ven Charakter des K. nicht aus. 
Ebenſowenig verändert das K. dadurch feine rechtliche Natur, wenn etwaige nach Befrie- 
Digung der Gemeinbebebürfniffe verbleibende Ueberſchüſſe unter die Einzelnen vertheilt 
werden. Auf dem Lande entipricht dem K. das fog. „Ortsvermögen“ oder „Gemeinde⸗ 
vermögen im e. ©.” O. Gierte. 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 1 


2 Kammer- und Kelleriehen — Rampe. 


Sammer- nnd Kellerlehen, feudum de camera et cavena, ift das zu 
Lehen ertheilte Recht der Beziehung beftimmter Einfünfte in Geld oder Naturalien aus 
der Verwaltung der Kammer oder des Kellers de Lehnsherrn. Schwerlich werben noch 
irgendwo Lehen biefer Art vorfommen — in Medlenburg waren bie Rentenlehen ganz 
unbefannt, — aber ja reide Urkunden aus dem 11. bis zum 15. Jahrhundert zeigen, 
daß in verfchievenen Gegenden Deutſchlands berartige Präftationen unter verfchievenen 
Modalitäten zu Leben gegeben wurden und zwar meift unter Berpflihtung zu Burgdien⸗ 
fin. Das langobardiſche Lehnrecht rechnet ſolche Leiſtungen auch ausdrücklich zu denjeni⸗ 
gen Gegenftänden, an denen ein Lehen beftellt werben könne: sciendum est —, feu- 
dum — non nisi in rebus soli — aut in iis, quae inter immobilia, veluti cum 
de: camera aut cavena feudum datur, posse consistere. ‘Das deutſche Lehn⸗ 
recht aber hielt ſolche Verleihungen nicht fir rechte Leben, wenn nicht eine beftimmte 
Stätte bezeichnet wurde, an welcher das Recht des Bafallen haften follte, und zwar weil 
ohne ſolche Bezeichnung eine Gewere des Mannes an dem geliehenen Gute nicht denk⸗ 
Bar fer, eine Befigeinweifung oder Unterwindung nicht flattfinden könne. 

Lit.: Homeyer, Syſtem $. 3 ©. 284 fg. Weber, Handbuch II. 8. 76 ©. 465 fgg. 
und Pfeiffer in Weiske's Rechtslexilon VI. 396 fg. Franklin. 

Kammerſachen heißen alle Angelegenheiten, welche das ſog. landesherrliche Kam⸗ 
mergut betreffen, d. h. dasjenige Vermögen, welches im Eigenthum der regierenden Fa⸗ 
milie ſtehend, wie Stammgüter und Fideicommiſſe, dem Genuſſe des zeitweilig regieren⸗ 
den Fürften gewidmet iſt. Zur Zeit des deutſchen Reichs galten die K. lediglich 
als Gegenſtände des Privatrechts, und es wurden daher Klagen der Unterthanen, 
welche die landesherrliche Kammer angingen, durch die Wahlcapitulation Leopolds IL 
(a. XIV. 8. 6.) vor die ordentlichen Landesgerichte verwieſen. Im laufenden Jahr: 
hundert find die Kammergüuter, insbeſondere Die dazu gehörenden Grundftüde (Domänen) 
vielfah in Staatdeigenthum verwandelt und der Krone nur gewiſſe barauf radicirte Ein- 
fünfte vorbehalten worden, fo 3. B. in Preußen durch die Verordn. vom 17. Ian. 1820, 
beftätigt durch U. 59. der Verfg. Urk, in Baiern durch die Verfg.Urk. v. 1818 Tit. III 
8. 1 u. ſ. w. Nur in Würtemberg bat man davon nod em Hofdomänenkammergut 
als Privateigenthum der königl. Familie abgezweigt (Verfg. Urk. v. 1819. $. 102. 103. 
118). Im folden Ländern nun find die 8. als beſonderer juriſtiſcher Begriff ver- 
ſchwunden. Eine gewiſſe Bedeutung dagegen haben fie da behalten, wo dem regieren- 
den Haufe das Eigenthum an den Domänen verblieben und nur ftaatögrundgefeglich zu 
dem Zwecke gewidmet ift, ſowohl den Unterhalt des fürftlichen Haufes, als auch fonftige 
Stantsbebürfniffe zu beftreiten.. Die Art und Weife, wie dies zu geichehen hat, ift im 
Allgemeinen eine Verwaltungsfrage und mit den Ständen zu vereinbaren. Eben darum 
werden K. mitunter mit Regierungs- und Polizeiſachen zuſammen- und den Civilprocek- 
fachen al8 Gegenftänden der Juſtiz gegenübergeftellt. Ed. 


Kamptz, Karl Albert Chriftoph Heinrich von, geb. 1769 zu Schwerin, 
promopirte 1790 in Göttingen, wurde 1792 Kanzleirath, 1799 Beiſitzer des Hofgerichts 
von Medlenburg, 1804 Reichskammergerichtsaſſeſſor in Wetzlar, 1810 Geh. Legationg- 
rath in preuß. Dienften, 1817 Geb. Oberregierungsrath, 1824 Director der Unterricht- 
abtheilung im Eultusminifterium, 1832 Yuftizminifter, 1842 quieſcirt, leitete 1846 die 
Unterhandlungen über den fchlefifchen Handel mit Krakau und ftarb 1849. 

Schriften: Ueber das Tangob. Lehnsgeſetz II F. 45. — Ueber bie Verbindlichkeit eines 
Fürften, die Handlungen feiner Borfahren zu erfüllen. — Handb. des medlend. Eiv.R., Roft. 
1824. — Der mediend. Eiv.Brc., 1810. 1822. — Beitr. zum mecklenb. Staatsrecht, 1795 — 
1805. — Literatur des Völlerrechts, 1917. — Beiträge zum Staats- und Völlerrecht, 1815. — 
Jahrbb. f. pr. Öelengeung, Rechtswiſſenſchaft u. erhtenermorkung. — Annalen der preuf. 
Staatsverwaltung,. 1817—1838. — Die Provinzial» und ftatutar. Rechte in ber preuß. Mo⸗ 
nardie, Berl. 1826. — Zufammenftellung ber 3 Entw. bes preuß. Strafgeſetzbuchs, 1844. — 
Cobder der Gensbarmerie. Berl. 1815. 

fit. Mohl, II. 386. — Beren, Strafgefeßgebung in Deutihland. 1867. ©. 223 fi. 

TZeihmann. 











Karo, Joſeph, Rabbi, geb. 1488. 

Er ſchrieb um bie Mitte des 16. Jahrh.: Beth Josef (Bedek habajit als Ergänzung) 
und das vollftändige Gefekbuch de8 Schulchan Aruch und Kesseb Mischna. ' 

Lit.: Auerbach, Das jübifche Obligationenredht, Berl. 1870, ©. 143, 150 — 152. — 
Duſchack, Das moſaiſch- talmudiſche Strafrecht, Wien 1869. p. XIV. 

Keihmann. 

Karolus de Tocco, geb. in Tocco bei Benevent, war Richter in Salerno 

und Lehrer in Bologna und Biacenza zu Ende des 12. und Anfang des 13. Jahr⸗ 
underts 


Schriften: Gloſſen zum röm. R. — Summen — beſonders aber Apparatus zur Lom- 
barda, Venet. 1537. 1621. 

Lit.: Savigny, V. 174— 183. Teichmann 

Ktauf (lat. emtio venditio, franz. vente) iſt I. zu definiren als der Vertrag, 
durch welchen ein Contrabent Geld (pretium) und der andere dagegen eine Sache 
(merx) zu geben ſich verpflichtet. II. Gegenftand des K. iſt alfo einerfeit eine Sache 
im weiteften Sinn, fowohl eine körperliche, als eine unkörperliche, z. B. ein ius in re 
aliena (l. 20. D. de serv. VIII. 1.), das Recht zur Ausübung eines ſolchen (1. 12, 
8. 2. D. de usufr. VII. 1), ein Forderungs- ja ein bloßes Beſitzrecht (1. 34. 8. 4. 
D. de contr. emt. XVIIL 1); ferner ſowohl eine bereit8 vorhandene, als eine zu⸗ 
fünftige Sache, z. B. eine vom Verkäufer erſt anzufertigenve (8. 4. L de loc, III. 24.) 
oder eine anderswoher zu erwartende (emtio rei speratae 1. 8. pr. D. de contr. emt. 
XVID. 1.); endlich nicht blos eine einzelne, ſondern auch ein Inbegriff (Tit. D. XVIIL 
4. 1. 33. D. de aedil. ed. XXI. 1.). Daß Geld verkauft werden Türme, iſt beftritten 
(Bangerow); doch zu bejaben, da Stüde einer beftimmten Sorte (z. B. Friedrichs⸗ 
d'ors) ebenfo oft als Waare, wie ald Zahlungsmittel in Betracht Tommen. Ob bie 
Sache eine eigene des Verkäufers fei, iſt völlig gleichgültig, Dagegen darf fie nicht eine 
eigene des Käufers fein, da fonft der K. wegen Unmöglichkeit der Erfüllung nichtig wäre. 
L 28. ]. 16. pr. 18. pr. D. de contr. emt. XVIII. 1. Aus demfelben Grunde muß 
nichtig fein der K. einer dem Verkehr entzogenen Sade 1. 22—24. 34. 8. 1.2.D. 
eod. Doch nehmen manche Iuriften (Savigny, Arndts, Brinz), wie anſcheinend 
die Römer beim R. eines freien Menſchen als Selaven (1. 4. 5. 62. 8. 1.1. 70.D. 
eod.), Verbindlichkeit des Kaufgeſchäfts für den Verkäufer an, wenn der Käufer über bie 
Eigenſchaft der Sache fi in entſchuldbarem Irrthum befand (arg. leg. eit.) ; fchwerlich 
mit Recht (vgl. dawider Windſcheid, Ihering, Mommjen). Der 8. einer ges 
ftohlenen Sache ift, wenn der Käufer darum wußte, für den Verkäufer unverbindlich, 
wenn beide darum wußten, überhaupt nichtig (1. 34. $. 3. D. eod.). Bon der andern 
Seite ift Gegenftand des Kaufvertrages eine Gelbfumme. Wird von vornherein als 
Aequivalent für die Sache fein Geld, fondern etwas Anderes bedungen, fo Liegt kein K., 
fondern Tauſch oder unbenamnter Vertrag vor. 1. 1. pr. 8. 1. D. eod. Dagegen Tann 
an Stelle des Geldes durch Annahme an Zahlungsftatt (ſ. den Art.) eine andere Leiftung 
treten ]. 1. C. de permut. IV. 64 over auch dem Gelbe eine ſolche acceſſoriſch hinzugefügt 
werben 1. 6. 8. 1. D. de act. emt. vend. XIX. 1. Die Teftiegung des Preiſes (pre- 
tium certum) kann nicht blos nad Zahlen, fondern auch durch Bezugnahme auf That- 
fachen erfolgen (quantum in arca habeo) 1. 7. $. 1.2. D. de contr. emt. XVIIL 
1.), auch in das Ermeflen eines beftimmten “Dritten oder irgend eines unparteufchen 
Sachverſtändigen geftellt werben. 1. 15. C. de contr. emt, IV. 38. Ob fte auch ganz un⸗ 
terbleiben oder ausdritdlich einer der beiden Parteien anheim gegeben werben könne, iſt 
ſtreitig. Nach röm. R. wäre in dem erfteren Falle ein Innominateontract (l. 22. D. 
de praeser, verb. XIX. 5. $. 1. I. de emt. et vend. IH. 23.) in dem zweiten gar 
fein wirkſames Geſchäft vorhanden geweien (1. 35. 8.1. D. de contr. emt. XVIIL. 1. 
1. 13. C. eod.). Allein nach der heutigen Rechtsübung kann die unterbliebene Feſtſetzung 
wohl als Bezugnahme auf das Ermeſſen Sachverftändiger (Seuff, Arch, II. 166.), 
uud Die außdrüdliche Unterwerfung unter das Belieben einer Partei al8 ein pactum de 
contrahendo gedeutet werben, letzteres entweder in dem Sinne, daß die betreffende Par⸗ 

1* 


4 Kauf. 


tei einen billigen Kaufpreis zu beftimmen, oder fo, daß fie ſoger Das Recht hat, Das Ge- 
haft in eine Schenfung zu verwandeln (pactum de eontrahenda emtione vel dona- 
tione) 1. 22. 8.1. D. d. R. J. L. 17. 1.79. D. pro soc. XVII. 2. So auch Wind 
ſcheid II. 8. 386 Anm. 7. Arndts 8. 300. Anm. 3. Ein angemeflenes Verhält- 
niß zwiſchen Kaufpreis und Sachwerth (pretium iustum) ift zur Gültigkeit des K. nicht 
erforderliy, Auch die jog. venditio gratiosa oder Freundſchaftskauf bleibt eben K. Nur 
bat der Verkäufer ein Rücdtrittörecht wegen laesio enormis (f. d. Art.) und bei Verkauf 
von Früchten auf dem Halm, infofern das Kaufgelb binter dem jegigen Marktpreis over 
dem, weldyen die Früchte vierzehn Tage nach der Ernte haben, zurückbleibt. R.P.O. v. 
1577. Tit. XIX. 8. 3. Etwas anderes ift e8, wenn die Parteien das Kaufgeld über— 
haupt nicht al8 Aequivalent (pretium verum) für die Cache, jondern nur zum äußeren 
Schein (als Symbol bei ver jog. venditio nummo uno, oder als Mittel der Simu— 
Iation) angewendet haben. Bann liegt fein K. vor. II. Die Bollendung (Perfection) 
des Kaufvertrages tritt ein, ſobald die Parteien über die Leiftungen von Sade und 
Preis einig geworden find. Einer befonderen Form dafür bevinfte e8 ſchon im röm. 
R. nicht. Die Einigung kann alfo auch fitllfchweigend 3. B. durch Behalten unbeftellt 
überſchickter Gegenftände erklärt werden Seuff, Arch. XIII. 218. 1. 1. 8. 2. 1. 9. 
pr. D. de contr. emt. XVIII. Doc kommt anvererfeitö, fo lange noch über Neben- 
punfte zwifchen den Parteien Willensverſchiedenheit befteht, der Vertrag überhaupt nicht 
zu Stande. 1. 9. D. eod. Seuff Arch. X11I. 139. Die Zollendung des Bertrages 
kann auch von Bedingungen abhängig gemacht werden, dann finden die darüber beftehen- 
den allgemeinen Regeln Anwendung. Als Suspenfiobedingung gilt auch die Preißbeftin- 
mung durch Bezugnahme auf das erbitrium eines beſtimmten Dritten 1. 15. C. eod. 
8. 1. I. de emt. et vent. Bald fuspenfiv, bald refolutio bebingt wird der Probefauf 
(f. d. Art.) geichloffen. Ueber Verkauf dur Verfteigerung ſ. den Art. Auction. IV. Eine 
Nothwendigkeit zur Eingehung eines Kaufgeichäfts befteht ausnahmsweiſe in folgenden 
Fallen. Durch Rechtsgeſchäft kann ſich ſowohl ein Käufer zum Wiederverkauf (pactum 
de retrovendendo), al8 ein Verkäufer zum Wiederfauf (pactum de retroemendo) ver⸗ 
pflichtet haben. 1. 12. D. de praesc. verb. XIX. 5. 1. 2. C. de pact. int. emt. 
XLIV. 5. Dann bleibt im Zweifel auch für das neue Geſchäft der alte Preis maß⸗ 
geben. Ber Weigerung des Verpflichteten tritt eine Klage auf das Intereſſe, nicht, wie 
ei einer Reſolutivbedingung dingliher Rüdfol ein. ©. aud den Art. Rüdfaufs- 
recht. Dur Rechtsgeſchäft Tann der Inhaber einer Sache einem Dritten auch ein 
fog. Vorlaufsrecht (ius protimiseos) einräumen. Dadurch ift jener verpflichtet, ehe er 
die Sache einem dritten Kaufluftigen überläßt, fie unter gleichen Bedingungen dem Vor⸗ 
fauföberedhtigten anzubieten. 1. 75. D. de contr. emt. ]. 21. 8. 5. .D. de act. emt. 
vend. Doch wirft auch dies Geſchäft nur obligatoriih und unterfcheivet ſich dadurch 
von der Einräumung eine® ſog. Näher- oder Retractrechts (|. den Art. Vorkaufsrecht). 
Gleiche Verpflichtungen wie durch Rechtsgeſchäft können auch durch Geſetz begründet wer= 
den; fo 3. B. bei der Emphyteuſe (ſ. den Art.). Oft wird dahin auch die Erpropriation 
als ſog. Zwangslauf gerechnet; doch iſt dieſelbe fein Kauf, da fie auch alle dinglichen 
Rechte an dem betreffenden Gegenſtande aufhebt. V. Beſondere Anwendungen des Kaufs, 
welche in den Quellen vorkommen, find folgende. Emtio per aversionem (|. den Art 
Averſionalkaufſ. Emtio ad gustum (f. den Art. Probefauf. Emtio ad mensuram, 
d. 5. der Kauf einer concreten Duantität, deren Preis nur noch durch Feftftellung ihres 
Maßes, ihrer Zahl oder ihres Gewichts ermittelt werden foll 1. 35. $. 5. 6. D. de 
contr. emt. Emtio generis, d. h. der Kauf von ©egenftänden, die nur der Onantität 
und der Qualität nad) beftummt find. 1. 35. 8. 7. D. eod. In diefem letten Falle kann 
bie Beftiimmung mehr oder minder allgemein lauten. Sie kann insbeſondere foviel Merk⸗ 
male feftiegen, daß der Kreis (das genus), aus welchem der Verkäufer den Gegenftand 
entnehmen fol, eng genug wird, um ſelbſt al8 Ganzes das Object eines Kaufvertrages 
bilden zu können (3. B. eine Flaſche Wein aus einem beftimmten Faſſe). Gleichwohl 
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bleibt das Gejhäft ein Genus» oder Gattungsfauf. Vgl. über vie letzten beiden Arten 
des Kaufs Ihering, Jahrb. f. Dogm. IV. ©. 396 bi8 415. Endlich emtio spei 
und rei speratae ‘Darunter verfteht man ben K. zukünftiger Sachen entweder in dem 
Sime, daß der Preis dafür auch dann bezahlt werben fol, wenn wenig oder nichts von 
denſelben zur Exiſtenz gelangt (emtio spei) over blos mit dem Riſico, Daß die Qualität 
des eriftent Gewordenen auf den Preis feinen Einfluß äußern fol 1. 11. 8. ult. 1. 12. 
D. de act. emt. vend. XIX. 1. J. 18. pr. D. de contr. emt. XVIIL 1. Ob in 
einem gegebenen Falle z. B. beim R. eines Filchzuges, einer Weinernte, die Parteien das 
eine oder das andere Geichäft gewollt haben, ift Trage der Auslegung Doc wird 
ftrenggenommen emtio spei überhaupt nicht mehr als 3 fondern al8 Spiel (alea, un⸗ 
benannter Contract) zu faſſen fen (Brinz, Hofmann), da eine Sade bier ganz 
fehlen und die „Hoffnung“ nicht fir eine Sache ausgegeben werben darf. — m allen 
bisher beſprochenen Punkten weichen auch die Particularrechte vom gemeinen nicht erbeb- 
fh ab. VI. Die Wirkungen des Kaufvertrages werden durch die Intention des Vertrages 
und freies richterliches Ermeſſen (bona fides) beftimmt. 1. 11. 8. 1. D. eod. Insbeſon⸗ 
dere ift der Verkäufer verpflichtet, die Sade dem Käufer zu überliefern, jo daß er bie 
felbe habe und genieße (habere licere). |. 188. pr. D. d. V. 8. L. 16. Körperliche 
Sachen, welche dem Verkäufer zugebören, gehn, wenn der Kaufpreis entrichtet oder geftun= 
det iſt, mit der Uebergabe in das Kigenthum des Käufers über. 1. 11. 8. 2. d. act. 
emt. vend. Ob aber der Käufer auch Anfpruch barauf erheben könne, vom Berkäufer 
zum Eigenthümer gemacht zu werben, iſt ftreitig. Nach rim. R. war die Abjicht 
der Parteien auf Eigenthumsübertragung zwar keineswegs ausgeichloffen (1. 80. $. 3. 
D. de contr. emt. XVIII. 1. Il. 30. 8. 1. D. de act. emt. vend. XIX. 1), aber 
doch auch un Zweifel mit dem Kaufvertrage nicht verbunden, 1. 16. D. de cond. can. 
dat. XII. 4, aus dem Grunde, weil derfelbe aus dem ius gentium ftammte, und Pe- 
tegrinen ja des Eigenthums unfähig waren. Eben darum haftete der Verkäufer wegen 
eines Mangels in feinem Recht erft dann, wenn in Folge davon der Käufer eine Ent⸗ 
ziehung des Beſitzes, Entwährung (ſ. d. Art.) erlitten hatte. Und alles bie iſt auch 
noch im Juſtin. R. beftätigt. 1. 3. C. de eviet. VIII. 45. Indeſſen wird man Doch 
heute in vielen Fällen den Verkäufer zur Eigenthumsverſchaffung für verbunden erachten 
müffen ; jo namentlidh, mern der Kaufgegenftand ein Grundftüd und die rechtliche Ver⸗ 
fügung über dafjelbe von der Berichtigung des Befigtiteld im Hypothekenbuche abhängig 
ft. Die neueren Particulargefege Ichreiben dies auch ausdrüdlih vor. Sächſ. Civ. G. B. 
$. 1089. Oeſterr. G.B. 1053. Preuß. LER. 8. 125. 126. I. 11. Bol. Förfter, 
Theorie und Praxis II. 8. 125. Anm. 16. 68. Ausnahmsweiſe hat der Verkäufer auch 
nah röm. R. ſchon ohne Entwährung dem Käufer für die Mangelbaftigfeit des ihm 
verſchafften Rechts einzuftehen, nämlich wenn er wider beſſeres Wiſſen eine fremde Sache 
als eigene verfauft und wenn ein fpäterer Erwerb des Eigenthums durch den Käufer die 
Entwährung unmöglich gemacht hat. 1. 13. 8. 15. 1. 30. $. 1. D. de act. emt. vend. 
Mit der Kaufſache muß der Berläufer deren Zubehör (1. 13. 8.31. 1. 14—18. D. 
eod.), ſowie alle Vortheile, welche ihm dieſelbe feit dem Abichluß des K. gebracht hat 
(fog. commodum ex re) herausgeben (l. 13. 8. 10. 11. 13. D. eod. ]. 16. C. eod. 
IV. 49. 1. 7. pr. D. de perio. XVII. 6.). Er muß femer für Vernachläſſigung der 
Sache (culpa levis) von dem gedachten Zeitpunkte ab einftehen 1. 5. $. 2. D. comm. 
XIUT. 6. 1. 35. 8. 4. D. de contr. emt. XVIIJ. 1. und endlih, wem er beftimmte 
‘ Zufiherungen über die Beichaffenheit der Sache gemadt bat (Größe, Zuſtändigkeit von 
Sernituten, Freiheit von folden u. |. w.), deren Erfüllung, eventuell das Intereſſe des 
Käufers gewähren 1. 6. 8. 4. 1. 13. 88. 3. 4. 14. 1. 22. 1. 42. 1. 6. 8. D. de act. 
emt. vend. 1. 75. D. de evict. XXI. 2. Weber Gewähr der Mängel, Erfüllungsort 
und Erfüllungszeit |. die betr. Art. Bon der andern Seite ıft der Käufer verpflichtet, 
den Kaufpreis zu zahlen, und zwar im Zweifel Zug um Zug. Zahlt er erft nach Ueber⸗ 
gabe, fo muß er von derſelben ab das Kaufgeld werzinfen, auch ohne im Verzug zu fein, 
1. 11. 8.2.1. 13. 88. 20—21. D. de act. emt. vend. 1. 5. C. eod. Ebenfo muß er die 
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Tett Abſchluß des Vertrages vom Verkäufer gemachten nothwendigen ‚oder für den Käufer 
nüglichen Auslagen erlegen, 1. 13. $. 22. 1. 38. 8. 1. D. eod., gleichviel ob der Ver⸗ 
füufer ſelbſt fie gemacht Hat oder ein Dritter dem der Verkäufer fie erfegen mußte. 
Seuff. Arch. XVII. 133. Nach preuß. R. ift daran ſoviel geändert, daß fein Theil 
wider den Willen des Andern Sade und Kaufgeld zugleih nutzen darf, alfo auch der 
Berläufer, der den Preiß vor der Uebergabe empfangen bat, denſelben verzinfen muß 
8. 109. 110. A.L. R. L 11; daß ferner die Nugungen der Sache bis zur Uebergabe 
in der Regel dem Verkäufer verbleiben 8. 105 a. a. O.; und daß der Verkäufer grund⸗ 
Täglich Eigenthum zu gewähren ſchuldig ift, welches letztere mit der Tradition unabhängig. 
von der Entrichtung des Kaufpreiſes übergeht, deſſen Unficherbeit aber auch zur Zurück 
behaltung und gerichtlichen Nieverlegung eines Theild der Kaufſumme beredhtigt. 88. 1. 
135. 222. A. LR. J. 11. Nach franz. R. wirft Schon der Kaufvertrag als folder Ueber— 
gang des Eigenthums und damit denn auch ber Nugungen und der Gefahr C. civ. 
a. 711. 1138. VI. Mit der Vollendung des Kaufvertrages gebt auf den Käufer 
auch die Gefahr über. Das heißt: wenn nach dem gedachten Zeitpunkt ohne Ver— 
ſchulden des Verkäufers (casu) die Sache verichlechtert oder ‚Die Leiſtung derſelben völ⸗ 
Tig unmöglich wird, jo Kat der Käufer dennoch das volle Kaufgeld zu zahlen ; ausgenom⸗ 
men den Fall, wo der Verkäufer beim Verkauf argliftig handelte. 8. 3. L de emt. IL 
23.1. 8. pr. D. de peric. XVIIT. 6. 1. 21. pr. D. de eviet. XXI. 2. Weber den Grund 
dieſes Sates find die Meinungen unendlich verfchieven. Manche Leiten ihn ab aus dem 
Weſen des K. als einer Erklärung fofortiger Entäußerung (Windſcheid), Andere 
aus der praftifchen Zweckmäßigkleit (Ihering), wieder Andere aus der Aufnahme griech. 
Rechts in die zwölf Tafeln (Hofmann). Das Eigentbümlihe an jenem Sage ift 
jedenfall die Auflöfung des einheitlichen Kaufvertrages in zwei verfchtevene Forderungen, 
von benen jede unabhängig von der andern beftehen oder auch untergehen fan. ‘Diefe 
Eigenthümlichkeit aber erflärt fi, wenn man-annımmt, daß bie beiderjeitigen Verpflich⸗ 
tungen urfprünglich durch zwei getrennte Stipulstionen Hagbar gemacht und fomit ihres 
jynallagmatiſchen Zufammenhangs enthoben wurden (Ihering, Geift des rim. R. IIL 
S. 199). Im Gegenlage hierzu hat ſowohl das ältere deutſche, als das heutige preuß. 
(8. 100 A. L.K. I. 11) und öfter. R. (8. 1064) den Uebergang ber Gefahr an die 
Tradition geknüpft. Das ſächſ. ©.B. iſt wieder zum röm. R. zurückgekehrt (8. 866.). 
Indeſſen gilt auch nah röm. R. der Sag nicht durchgreifend. Bei einem fuspenfiv be 
dingten 8. trägt ber Käufer zwar die Gefahr der Verſchlechterung, aber nicht die des 
Untergang der Sache 1. 8. pr. 1. D. de peric. XVIU. 6. Beim refolutiv bebingten 
geht die Gefahr zunächft jedenfalls auf den Käufer über und verbleibt auch bei ihm, 
wenn die Bedingung deficirt. Wenn aber nach eingetretener Verſchlechterung oder gänz- 
licher Vernichtung der Sache die Bedingung exiftent wird, fo fchlägt die erftere unbeftrit= 
ten zum Schaden des Verkäufers aus, Die zweite Dagegen macht wohl die Wieberaufld- 
fung des Geſchäfts unmöglich (A. M. Windſcheid). Mit dem ſuspenſiv bedingten 
K. wird aud derjenige verglichen (1. 35. 8. 5. D. de contr. emt., deſſen Gegenftand- 
eine individuell beftimmte Quantität von Sachen bildet (3. B. ein concreter Weinvor- 
rath u. |. w.), bet welchen aber der Preis nicht in einer feften Summe, ſondern nach 
Maß, Zahl und Gewicht vereinbart ift, fo daß die Ermittelung deſſelben durch Meffen, 
Zählen, Wägen gewilfermaßen als Bedingung de Vertrages gilt (emtio ad mensuram). 
Darnach wollen Manche (Mommfen, Thöl, Windſcheid, Hofmann) au hier 
die Gefahr des Untergangs dem Verkäufer, der Verſchlechterung dem Käufer aufbürden. 
Doch, ſprechen die Quellen den Käufer auch von der Gefahr der Verſchlechterung frei. 
(1. 2. C. de peric. IV. 48. Arndts, Bangeromw, Better). Noch ftreitiger ift 
der Ball, wo auch der Gegenftand des Kauf nicht individuell, fondern nur generifch be= 
flinmt iſt. Hier trägt der Verfäufer ebenfalls ſowohl das periculum interitus als 
dasjenige der Deterioration bis zum Zumeſſen, Zuzählen oder Zuwägen 1. 35. 8.7. D. 
de contr. emt. 1. 1. 8. 1. 1.5. D. de perio. XVUI. 6. Und ohne Grund hat man 
behauptet, daß vorher wenigftens eine Verſchlechterung des ganzen Genus, aus welchen 
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geliefert werben foll, den Käufer treffen müffe (Mommfen, dawider Windſcheid n. 
A. m.). Dabei bleibt aber der Zweifel übrig, mit welcher Handlung das Zumeſſen 
n. ſ. w. als vollzogen anzufehen fe? Die berrichende Meinung (nah Thöl) erlärt 
für entſcheidend die Ausicheivung des zu Tiefernden Gegenftandes aus dem Genus, ver- 
bunden mit einer Nachricht an den Käufer ; ähnlich neueftend Regelsberger. Ueber- 
zeugend bat jevoh Ihering ausgeführt, daß das Zumeſſen u. ſ. w. vielmehr identiſch 
jet mit der Lieferung, d. h. Erfüllung, welche Ietstere je nach der Natur des Falles in 
der Abjendung oder der Uebergabe — jet e3 beim Käufer oder beim Verkäufer — bes 
ftehen könne. Einer Ausſcheidung des Gegenftandes bedarf es dazu keineswegs immer: 
an mehrere zufammen kann unter Umftänden auch ohne Individualiſirung geleiftet wer⸗ 
ven. ©. den Rechtsfall bei Ihering, Jahrb. f. Dogm. IV. ©, 367. Eine Modt- 
fication diefer „Lieferungstheorie” tritt ein, wenn die Parteien nachträglich ihren Willen 
von dem generifch beftimmten Object auf ein Sachindividuum übertragen, „concentrirt” 
haben. Dann gebt der Genusfauf in einen Specieskauf über (fog. Individualiſirungs⸗ 
theorie von Bekker). — Endlich bleibt noch der Fall übrig, wo der Verkäufer dieſelbe 
Sache nad) einander an verfchiedene Perfonen verkauft. Handelt er dabei ohne Arglift, 
jo foll er nad Manchen (Jhering) im Falle des Untergangs die Wahl haben, an wel- 
chen Käufer er fich halten will; nach Andern foll nur der erfte, wieder nach Anbern (fo 
jest Windfcherd) nur der zweite Käufer haften. Handelt er mit Dolus, fo trifft ihn 
nach 1. 21. D. ad leg. Corn. XLVIIL 10. Crimmalftrafe. Ob damit die Käufer vom 
periculum befreit werben, ift zweifelhaft. Als Das Nächſtliegende ericheint, in allen Fäl⸗ 
Ien bis zur Tradition an emen von beiden dem erften Käufer vie Gefahr zu belafien. 
Für das preuß. und öfterreih. R. find diefe Zweifel ansgeichloffen. — Das 9.6.82. 
trifft über die Gefahr nur die mit der „Lieferungstheorie“ übereinftimmende Feſt⸗ 
fegung, daß mit der Uebergabe der Waare an den Spediteur u. |. w. das periculum 
auf ven Käufer übergeht. A. 345. VIII. Die bisher entwidelten Regeln finden analoge 
Anwendung beim Verlauf untörperlicher Saden. So hat insbefondere der Verkäufer 
eines dinglichen Rechts dem Käufer den factijhen Genuß befielben zu gewähren (1. 46. 
8. 1. D. de eviet. XXI. 2. und der Verkäufer eines Vermögensinbegriffs z. B. einer 
Erbſchaft, dem Käufer jeves einzelne dazır gehörige Stüd auf die entfprechende Weile zu 
verjchaffen. Vgl. im Mebrigen die Art. Gewähr der Mängel, Entwährung u. ſ. w. 

Quellen: Titel I. de emtione et venditione III. 23. D. de contrahenda em- 
tione XVIU. 1. de actionibus emti venditi XIX. 1. de periculo et commodo rei ven- 
ditgae XVIII. 6. C. de contr. emt. IV. 38. de act. emt. vend. IV. 49 de peric. IV. 48. 

Neuefte Specialliteratur: Treitfchle, Der Kaufcontract u. f. w., 2. Aufl. 1866. 
Windſcheid, Lehrb. SS. 385—397. Arndte, Lehrb, SS. 300-307. Vangerow, II. 
88. 632—637. Insbeſondere über die er 5 Hofmann, Ueber das Perikulum beim 
Kaufe, Wien 1870. Einzelne in den Jahrbb. für Dogm. III. S. 449. IV. ©. 366 (von 
Shering) und X. ©. 177 (von Stinging). Ed. 
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Ketzerei (haeresis) iſt das bewußte und beharrliche Abweichen von der Glaubens⸗ 
lehre der katholiſchen Kirche, genauer haeresis formalis, während haeresis materialis 
das Befangenſein im Irrthum über die Lehre der Kirche ohne eigene Schuld (alſo in 
Folge Geburt von ketzeriſchen Eltern und Unkenntniß der katholiſchen Religion) bedeutet. 
Die haeresis formalis tann jo lange fie eine rein innerliche (haeresis interna) bleibt, 
nur im Gewiſſensforum geahndet werden, wird fie aber eine externa, d. b. wird fie 
durch Wort und That kund gegeben, fo bildet fie ein Tirchliches Verbrechen, welches die 
excommunicatio latae sententiae, Berjagung des kirchlichen Begräbnifies, Ausſchließung 
von Firchlichen Aemtern und fir die Geiftlihen Irregularität, Depofition und Degra⸗ 
Dation zur Yolge hat. Während nach fpäterem vömifchen und nach dem mittelalterlichen 
Recht die K. auch zugleich als bürgerliches Verbrechen mit weltlichen Strafen geahndet 
wurde, ift feit der Reformation und der von ben Proteftanten errungenen Anerkennung 
ihres Glaubens diefer Standpunkt ſeitens der Staatsgeſetzgebungen aufgegeben worden 
und der katholiſchen Kirche heut allein die Anwendung ihrer geiftlihen Strafmittel übrig 
geblieben. — Manche Ordnungen der evangelifchen Kirche des 16. Jahrhunderts gedenken 
noch der K. (befonders im Hinblid auf die Lehre der Wievertäufer) als eines von den 
Eonfiftorien mit dein Banne zu ahndenden Vergehen. Das neuere KR. faßt dagegen 
die Abweichung von ber Lehre der evangelifchen Kirche nicht mehr als ein kirchlichen Stra- 
fen unterliegende8 Verbrechen auf, vielmehr kann ein ſolches Verhalten nur den Ausſchluß 
aus der Kirche und bei einem Geiſtlichen die Entlaffung aus dem Amte zur Folge ha= 
ben, nicht als Strafe, fondern weil damit conftatirt ift, daß die betreffende Perſon nicht 
mehr der evangelifchen Kirche angehört und ber betreffende Geiftliche die Fähigkeit ver- 
Ioren bat, ein Amt der Tegteren zu vermalten. 

Ouellen: Tit. X. de haeretieis V. 7; VIti eod. V. 2; Clem. eod. V. 2. Extrarv. 
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Kindesmord. Vorſätzliche Tödtung eines unehelichen Kindes durch ſeine Mutter 
während oder gleich nach ſeiner Geburt; nach der ſpäteren gemeinrechtlichen Praxis ſowie 
nach der neueren Geſetzgebung eine privilegirte Art der Tödtungsoerbrechen. Entſcheidend 
für dieſe Privilegirung ſind die in der gewöhnlichen moraliſchen und materiellen Nothlage 
der außerehelich Schwangern ſich begründenden Anreize zur That (wohin die Furcht vor 
dem Verluſt der Geſchlechtsehre oder auch die Scham über denſelben, Sorge wegen der 
Zukunft, Furcht vor den Angehörigen ꝛc. gehört), welche und inſofern ſie unter dem 
Einfluß der Geburt eine krankhaft geſteigerte Wirkſamkeit zu entfalten vermögen. Da—⸗ 
neben ift auf den naben phyſiſch-pſychiſchen Zuſammenhang zwiſchen der Mutter und dem 
Neugeborenen Bezug genommen worden, verınöge deſſen jene in diefem eher einen [o8- 
gelöften Theil von fih als eine felbftändige Perfönlichkeit fich gegenüber ſehe, ferner auf 
das unentwidelte Bewußtjein des Neugebornen x. — Die Dogmengeſchichte des Delicts 
zeigt mannigfache und interefiante Wandlungen in der Beurtheilung deſſelben und läßt 
einen Gebeuttamen Fortihritt in der Berüdfichtigung der die fittliche Unterjcheidungsfähig- 
keit einfchräntenven Verhältniffe feit Beginn des Aufflärungszeitalterd erkennen. — 
Mittelalter war man im Allgemeinen mehr geneigt, den K. als ein beſonders ſchweres, 
denn als ein leichtere Tödtungsverbrechen zu behandeln. Bon dem verwandticaftlichen 
Berhältniffe abgefehen fand man theild in der Beziehung der That zur Schande der Thä⸗ 
terin, tbeil® in den Umſtande, daß das Opfer ungetauft dem Tode überliefert ward, 
Gründe für eine härtere Beurtheilung. 
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Gegenſtand des Delicts iſt a) ein uneheliches Kind. Oeſterreich, Braunſchweig 
und Baiern dehnen den Begriff auf die Tödtung ehelicher Kinder aus. Die beiden erſteren 
ſtellen jedoch für dieſe letztere beſondere und zwar geringere Straffäge auf (vgl. auch Bel⸗ 
gien). — Fir dieſe Ausdehnung ſpricht, daß bei der ehelichen Mutter Motive von glei- 
her Richtung und Kraft wie bei der unehelihen vorfommen und durch die Geburt zu 
gefteigertem Einfluffe gelangen können, ſowie daß die dem Verhältniß des Neugebornen 
zur Mutter und feiner eigenen Qualität entnommenen Gründe der Privilegirung auf jene 
Unterſcheidung nicht hinweiſen. Dem gegenüber iſt zu Gunften des engeren Begriffs 
neuerdings die Verſchiedenheit der gejchlechtlichen Beziehungen geltend gemacht worben, 
gegen deren Folgen die That im eimen und im andern Falle fi richtet (Sohn). — 
Als uneheliches Kind iſt auch das von einer Ehefrau geborene, jedoch im Ehebruch er- 
zeugte zu betrachten. Die Feſtſtellung dieſer Eigenfchaft erfolgt unabhängig von den ein- 
ſchlagenden civiliſtiſchen Grundſätzen. b) Ein lebendiges Kind. Hinfichtlih der Zeichen 
des Gelebthabens und der Formen ihrer Sicherſtellung ift auf Die juriftifch = medicinifche 
Literatur zu verweilen. — Die Fähigkeit zur Fortfegung des Lebens außerhalb der Mutter 
wird nicht als Vorausſetzung aufgeftellt (jedoch Baden in Bezug des fahrläffigen K.). Mehrere 
Strafgeleßgebungen Sachen, Baden, Heilen, Thüringen, eigentbümlich Braunfchweig und 
Wiürtemberg) behandeln aber den Mangel verjelben als Milderungsgrund. c) Daß das 
Kind von der Mutter vollftändig getrennt war, wird nicht geforvert. Darin Tiegt eime 
Erweiterung des allgemeinen Begriffs der Tödtungsverbrecdyen, indem nach dieſem eine 
felbftändige menſchliche Individualität als Angriffsgegenftand vorauszujegen ift. 

Subject der That kann nur die Mutter fein, ımb zwar fowohl was bie unmit= 
telbare Thäterfchaft, wie was die Anftiftung und Beihülfe trifft. Daß die Mutter aud 
wegen dieſer nach den Beitimmungen über K. zır behandeln ſei, ift mehrfach ohne zurei= 
chenden Grund bezweifelt worden. Vorauszuſetzen ift nur auch hierbei, daß die bezligliche 
Thätigfeit in die fofort näher zu bezeichnende Zeit falle. — Auf Dritte, welche an ber 
Tödtung eined Kindes theilnehmen oder diefelbe veranlaffen, find nicht die Beſtimmungen 
über K., ſondern die über Mord und Todtſchlag anzuwenden, da in Bezug auf bie |pe- 
cifilchen Vorausſetzungen des K. feine Gemeinfchaft zwiſchen ihnen und der Mutter eri⸗ 
flirt. Preußen, Baiern und der öfterreih. Ent. fprechen dies ausdrücklich aus; Defter- 
reich weiſt indirect darauf Bin, Sachſen verfügt (8. 55) das Gegentheil; Baden hält fich 
mit befonderen Straflägen in einer unflaren Mitte, Würtemberg, Heſſen, Thüringen 
laffen, indem fie nichts beftimmen, ein richtiges Verfahren zu; der Nd. Entm. (8. 47, 
48, 212) ſcheint daſſelbe auszufchliegen (9). — Uebrigens ift jener Sat mır unter einer Ein⸗ 
ſchränkung gültig. In dem Falle, wo die That gegen eine von der Mutter noch nicht 
gelöfte Frucht begangen wird, können auf die Mitichulvigen, weil es an emer Vorauss 
Tegung von Mord und Todtichlag mangelt, nur die Beftimmungen über 8. zur Anmwen- 
dung gebracht werden. — Für die Behandlung der Mitſchuldigen iſt e8 im Uebrigen ben 
meiſten Geſetzen gegenüber wichtig, ob die Handlung der Mutter mit Vorbedacht erfolgte 
oder nit. Im erfteren Fall nämlich find fie nad den Grundfägen über Mord, im 
anderen nach denen über Todtichlag zu beftrafen. Der Natur der Sache entipridht Dies 
freilich durchaus nicht. 

Die Handlung muß erfolgen entweder während der Geburt (Oefterreich hat nur 
dies) oder gleich nachher (Mod. Entw., Preußen, öfterreih. Entw., Batern). Heſſen for- 
dert nur, daß die That an einem „Neugebornen” begangen werde. Sachen, Baden, 
Würtemberg, Braunfchweig, Thüringen, laſſen die That als K. gelten, wenn fie vor der 
vollendeten 24. Stunde begangen wird ; Baden und Braunfchweig dariiber hinaus, wenn 
der durch die Geburt begründete Zuftand, mit welchem die Privilegirung des Delicts 
zufammenhängt, noch fortdauerte. Mit letzterem tft der Geſichtspunkt bezeichnet, der im 
Zweifel überall al8 maßgebend zu betrachten if. — Auch bet einer fpäter erfolgten 
Tödtung des Kindes kann übrigens felbftverftändlich Die Schuld als eine ebenfo geminberte 
wie beim eigentlichen K. ericheinen. Nur daß die meiften Gelee eine entiprechende Be— 
handlung nicht zulafien. — Indem die Gefege ſich bet "ver Bezeichnung der Handlung 


10 Kindesunterichtebung.‘ 


meift der gleichen Ausdrücke bedienen, wie bei den übrigen Tödtungsverbrechen („tödtet“, 
„ums Leben bringt” x.) ſchließen fie wie bei dieſen reine Unterlaffungen aus. ‘Der ge= 
ſetzgeberiſchen Intention entſpricht jedoch die allgemeine Strafloſigkeit der Unterlaffungen 
beim K. unzweifelhaft nicht. Unter allen Unterlofjungen, welche eine Berüdfichtigung fei- 
tens der Strafjuftiz fordern, find Die von dem Tode des Kindes gefolgten vorläglichen Un— 
terlaffungen feitens der Mutter die gravſten. Mit Recht wird daber in emigen Geſetzen 
fpeciell Bezug auf fie genommen (vgl. Defterreich, öfterreih. Entw., Heflen), bzw. in ber 
Bedrohung der „abſichtlich- hülfloſen Nieverfunft (worüber unten) die Möglichkeit einer 
gefegmäßigen Beftrafung verfelben gegeben. Die Praxis freilich zaudert im Allgemeinen 
nicht, unter die fraglichen Ausdrücke auch bloße Unterlafjungen zu ſubſumiren. 

Sn fubjectiver Hinficht wird meift vechtöwibriger Vorſatz geforvert. In Be— 
treff des culpofen 8. Hat e8 danach bei den allgemeinen Grundſätzen über culpofe Tödtung 
fein Bewenden. Einige Gejege haben indeß für den durch Veranftaltung einer hülfloſen 
Niederkunft bewirkten fahrläffigen K. befondere Beftimmungen (f. unten. — Hinfichtlich 
des doloſen K. unterjcheiden "einige Gelege (Sachſen, Baden, Würtemberg, Braunfcweig, 
Heften, Thüringen, Belgien) den Ball, wo der Entſchluß vor der Niederkunft gefaßt 
wurde als den jchwereren von demjenigen, wo dies erft während ober nach derſelben ge= 
hab. Ob das unbedingte Hierherzieben auch des erfteren alles fich, rechtfertigen laſſe, 
darüber vgl. Hälſchner. — Geminderte Zurechnungs⸗(Unterſcheidungs Fähigkeit ift ein 
wejentliches Merkmal vieler Verbrechensart, wird aber kraft Iegaler Fiction als mit den 
Merkmalen der den Artikel einleitenden Definition von jelbft gegeben angefehen. — 

Die Strafe überfteigt, was die Tödtung des unehelichen Kindes betrifft, zeitliche 
Zuchthaus⸗ (Kerker⸗) Strafe nicht. 

Das gem. R. ftellte die Henmlichfeit der Niederfunft und Tödtung als ein Erforber- 
niß des K. auf. Die neuere Gefetgebung bat baffelbe fallen gelaflen, berückſichtigt jedoch 
zum Theil die abfichtlich heimliche und hilfloſe Nieverfunft in beſonderen Beftimmungen. 
Dabei wird ſowohl des Falles gedacht, wo die Abfiht auf Tödtung (Würtemberg, Braum- 
fchweig: oder Ausſetzung) gebt, wie desjenigen, wo eine ſolche Abſicht nicht vorliegt. Hin= 
ſichtlich dieſes letzteren ſetzen Heflen und Witrtemberg den wirklichen Eintritt des Todes 
voraus. Anderd Sachſen, Thüringen, Braunfchweig, Defterreich. Letzteres bedroht poli⸗ 
zeilih die Unterlaffung 1) des Herbeirufend entſprechender Hilfe, 2) der Anzeige einer 
unglüdlichen Niederkunft. Eigenthumliche Beftunmungen bat Baden. Preußen und ber 
Nd. Entm. en nur das heimliche Beifeitefhaffen eines Leihnams (186, ND. 
Entw. 363, 1). — 

Ob es nothwendig und bzw. zwedmäßig fet, den 8. als eine befondere Verbrechens⸗ 
art zu behandeln, ift fraglich. Die Gründe, welche factifch zu folder Behandlung befiel- 
ben geführt haben (f. oben) ermeifen ſich bei näherer Prüfung nicht oder jedenfalls nur 
infofern als ftihhaltig, als bei Mord und Todtſchlag für eine Berüdfichtigung der Mo- 
tive zur That und der Einſchränkungen der Zurechnungs⸗ (Untericheivungs-) Fähigkeit 
genügender Spielraum, wie freilich faſt überall, nicht gegeben if. Vgl. den Art. 
Tödtungsverbreden. 

Gfgb.: Nd. Strafgef. $. 217. No. Entw. $. 212. Preußen 183. Oeſterreich 139. 
Defterr. Entw. 230. Baiern $. 231. Sadfen 159. Würtemberg 249 — 50. Baden 215 — 24. 
Helfen 258— 61. Braunfchweig 119. Xhüringen 126. Belgien 396. 

Lit.: Gans, Bon dem Verbrechen bes Kindsmords, 1824. — Jordan, Dee u. Strafe 
bes Kindsmords, 1844. — Mittermater im N.A. 1825. — Hälfchner, Syſtem, II, 101 fig. — 
Sohn, Entw. zu einem Strafgefegbuche flir den No. Bund, 134f. — Mair, Iurifl..mebicin. 
Eommentar der baier., preuß. und öfterr. Strafgefete, 1862, IV. Merkel. 

Kindesunterſchiebung: die wichtigfte mehrfach (Belgien, Frankreich) allein be— 
rüdfichtigte Species der VBerbredyen gegen den Familienſtand. Borauszufegen ift ein Kind, 
das noch unfähig iſt, über fih Auskunft zu geben (Baden, Belgien: ein Kind unter 7 
Jahren). Zur Handlung gehört, daß daſſelbe für das Kind einer beftimmten Mutter 
fälfchlich ausgegeben werbe. Berlegt find hierbei ſowohl die Rechte der getäufchten an⸗ 
geblichen Angehörigen, als die des Kindes, inſofern deffen wahrer Familienſtand unterbrüdt 
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wird. Findet die Unterſchiebung auf Koſten eines echten Sprößlings der betreffenden Per⸗ 
ſonen ſtatt, ſo concurrirt mit ihr ideal eine gegen den letzten begangene Unterbrüdung 
des Familienſtandes. Die Geſetze behandeln indeß dieſe Delicte als eine Einheit (als Ver⸗ 
brechen der Kindes⸗, Verwechslung“). — Der Unterſchiebung und Verwechslung wird mehr⸗ 
fach der Fall gleichgeſtellt, wo das Kind denjenigen, denen es angehört, rechtswidrig vor⸗ 
enthalten (bzw. vor ihnen verborgen) wird (Sachſen, Wilrtemberg, Belgien, Frankreich). — 
Bei Unterdrüdung und Borenthaltung wird die Handlung Häufig die Merkmale eines 
fchwereren Verbrechens (insbeſondere der Auslegung oder Des Menſchenraubs) annehmen. — 
Das gem. R. ließ diefe Delicte nur auf Antrag feitens der Betheiligten verfolgen, ſchloß 
aber die Verjährung bei ihnen aus. Die neuere Geſetzgebung Hat beide Singularitäten 
fallen laſſen. Der Lauf der Verjährung follte hier nicht beginnen, jo Lange der Verbrecher 
den rechtswidrigen Zuſtand, obgleich er ihn aufzuheben vermöchte, fortbeftehen läßt. ‘Die 
Geſetzgebung bat diefe Auffaſſung jedoch nicht aboptirt. — ©. den Art. Familien— 
ftand (Verbrechen gegen ben). 

Gfgb.: No. Strafgel. $. 169. Merkel, 

ſtircheiſen, Friedrich Leopold von, geb. 28. Juni 1749 zu Berlin, ſtudirte 
in Halle, wurde 1775 Afleffor im Oberrevifionscollegium, 1787 Kammergerichtsdirector, 
1795 Kammergerichtsvicepräſident, 1798 geadelt, nahm befonveren Antheil an der Be: 
arbeitung der Griminaloronung von 1805, wurde 1809 Chefpräfident, 1810 Juſtiz⸗ 
minifter, ftarb 18. März 1825. 

Lit.: Kamptz, Sahrbb. für die preuß. Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwal⸗ 
tung, Bd. 25, S. 149— 156. — Klein's Annalen ber Gefehgebung und Rechtögelehrfamteit 
in den preuß. Staaten, Bb. 9, ©. 301. Teichmann. 

Kirchenbann (excommunicatio), in der katholiſchen Kirche die Cenſur, welche bie 
davon betroffene Perfon in geringerem ober weiterem Umfange der Tirchlichen Rechte und 
der firchlichen Gemeinschaft beraubt, je nachdem fie als excommunicatio minor oder als 
excominunicatio major verhängt wird. ‘Die erftere entzieht das Recht zur Theilnahme 
an den Sacramenten und zieht die Unfähigfett zur Erlangung kirchlicher Aemter nach 
fih. Die excommunicatio major fchliegt dagegen aus von der Xheilnahme an ven 
fonft den Gläubigen zu gute kommenden Wirkungen der kirchlichen Handlungen (4. B. 
des Meßopfers) und’ ver Gebete (ver ſog. suffragia ecclesiae), vom Empfang, reſp. der 
Spendung der Sacramente, und von dem öffentlichen Gottesdienſte (mit Ausnahme der Predigt), 
zieht ferner die Verfagung des kirchlichen Begräbniffes, die Unfähigfeit zur Erlangung 
firchlicher Aemter, den Berluft der Jurisdictionsrechte nach fich ; endlich ift der bilrgerliche 
Verkehr mit dem jo Excommunicirten den übrigen Gläubigen bei Strafe des Eintritte 
der excommunicatio minor verboten. Die in feterliher Form ausgeſprochene excom- 
municatio maior wird auch anathema genanyt. Angewendet werben kann die Excom⸗ 
mumication nur gegen Chriften. Mit Rüdfiht auf bie vielen vom gem. R. feftgeletten 
Fälle, in denen Die excommunicatio ohne Weitered ald censura latae sententiae (f. den 
Art. Cenfuren) eintritt, hat die Conftituttion Martind V.: Ad evitanda v. J. 1418 
verorbnet, daß der Verkehr nur mit denjenigen Gebannten abzubredjen ſei, welche ſpeciell 
vom Richter excommunicirt und als folche auch öffentlich befannt gemacht worden wären, 
mb ſeitdem unterfcheidet man bie fog. excommunicati vitandi und die excommunicati 
tolerati. Befugt zur Verbängung der excommuniecatio find die Inhaber der iuris- 
dictio ordinaria, alſo der Papft, die Biſchöfe (die Erzbiihöfe nur in beſonderen Fällen), 
der Capitelsvicar und die Klofter-Dberen. Vorausſetzung ift, Jofern die excommunica- 
tio nicht als Folge einer ftrafbaren Handlung geſetzlich angeordnet iſt, Das Vorliegen 
eines fchwereren Vergehens, eine dreimalige, mindeſtens einmal jchriftliche, vor Zeugen zu⸗ 
geftelite erfolglos gebliebene Mahnung (monitio canonica) und ein fchriftliche8 mit Grän- 
den verfehenes, dem Schuldigen zuzuſtellendes Urtheil. Freilih hat man die Ercommus 
nication diefen Vorſchriften zuwider auch im Mittelalter als reines Exrecutionsmittel bes 
hufs Erzwingung der Erfüllung von rechtlichen Verpflichtungen angewandt. Im Mittel⸗ 
alter hatte das hartnädige Verharren in der Ercommunication die Acht des weltlichen Richters 
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ſtration. In ber reformirten Kirche Frankreichs ift Dagegen das Recht der Gemeinde auf 
jelbftändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zum erften Mal in der Einrichtung ber 
consistoires zum Maren Ausdruck gebracht (über Genf und Calvin |. Tb. I. ©. 486). 
Was die Heutigen Geftaltungen Deutſchlands betrifft, fo hat man in den Iutherifchen, 
reformirten und unirten Slirchen jest wieber eigene Organe fir die Verwaltung der localen 
kirchlichen Gemeinde-Angelegenheiten eingefett, die unter dem Vorſitz des Pfarrers einge: 
richteten Presbyterien, Gemeindelirchenräthe (ſ. a. a. D. ©. 489); neben denen häufig, 
3. B. in Rheinpreußen, Baden, Oldenburg, Schleswig Holftein, noch ‘eine größere Ge— 
meindeverfammlung gewifie wichtige Acte, 3. B. die Einführung von Kirchenfteuern, Wahl 
der Mitgliever des Presbyteriums, Confensertheilung bei der Veräußerung des Kirchen 
guted vorzunehmen hat. Der Antheil ver Gemeinden hinſichtlich der über die Einzelge- 
meinde hinausgehenden Angelegenheiten wird geltend gemadt durch bie Vertretung ber 
Localgemeinde auf den höheren ſynodalen Stufen, muß alſo je nach der Stellung ber 
einzelnen Synoden zu ben das landesherrliche Kirchenregiment ausübenden Behörben (I. 
a. a. DO.) ein verfchiedener fein. Ferner ift oft bei ſolchen Anordnungen, welche eine 
beftimmte Gemeinde berühren, aber doch in ihrer Wirkſamkeit über viefelbe hinausgehen, 
3. B. bei Parochie- und Diftrictd- Veränderungen, bie Gemeinde durch ihren Vorſtand 
und nicht blos durch das höhere Nepräfentationdorgan zu hören, fo in Rheinpreußen, 
Hannover und Baden, wiewohl freilich. bei anderen vergleichen Angelegenheiten, welche 
nicht nothmwendig in einer beftinmmten Kirche uniform fein müflen, 3. 3. der Einführung 
von Geſangbüchern und Agenden, mitunter die vorgängige Aeußerung der Einzelgemein= 
den, welche 3. B. in Baden erforberlich ift, nicht — fo in Hannover — eingeholt zu 
werden braucht. — Die Zugehörigkeit zu einer beftimmten Gemeinde wird burd das 
Domicil beftimmt. Wo nicht nur Die, fondern noch eine bejondere perſönliche Qualifi⸗ 
catton in Frage kommt (wie 3. B. die Qualität des Militärs für die Garniſon-Gemein⸗ 
den), fpriht man von Perjonalgemeinden. Diefe können auch dadurch entftehen, daß 
zerftreut unter den Gemeinden der berrichenden Kirche Tebende Anhänger eines beftinunten 
Belenntnißftandes zu befonderen K. vereinigt find, wie Das in Deutichland mit den ein= 
zelnen franzöfiichen Refugiés der Fall iſt. 

Duellen: Dove, Sammlung ber neueren Kirchenorbnungen, Tubingzn 1865. _ 

Hinſchius. 

Ktirchengüter (res ecclesiasticae) find die im Eigenthum der Kirche ſtehenden 
einzelnen Sachen und im weiteren Sinne auch die ihr zufommenden fonftigen Vermögens-, 
wie 3. B. Forderungsrechte. Selbſt die res sacrae, d. h. diejenigen, welche ben 
Zwecken des Gottesdienſtes unmittelbar dienen (ſ. Th. I. ©. 475), können nicht für res 
extra commercium, wie e8 das rim. R. binfichtlic der von ihm al® res juris divini 
angeſehenen Sachen thut, erklärt werben, ja fogar einzelne derſelben ftehen, wie dies bei 
Schloß- und Hoffichen, Privateapellen, Gefängnif= und Hoſpitalkirchen der Fall, nicht 
einmal im Eigenthum der Kirche, jonbern anderer Perjonen. Die Beſtimmung biefer 
Gegenftände zu dem gedachten Gebrauch Hat nur die Bebeutung, daß folange die kirchliche 
Behörde fie dieſem widmet, mit demfelben umvereinbare oder gar fie profanirende rechtliche 
Berhältniffe weder durch Bertrag noch Erſitzung noch fonft entftehen können, während 
andere Rechte, z. B. Rechte auf Benutzung von Kirchenſtühlen in der Kirche, auf Grab: 
ftätten auf den Kichhöfen, vollkommen gültig beftellt werden dürfen. Mit der Aufhebung 
der gottesbienftlichen Beftimmung ber betreffenden Gegenftände hört aber bie obengebachte 
Eigenſchaft, welche man als eine beſchränkte extracommerciale Qualität bezeichnen kann, 
auf. Deshalb ift auch, eine Veräußerung derfelben, wenn ſie nicht mehr gebraucht werben, 
zuläffig, ja das Kirchenrecht geftattet fie fogar, wenn ein dringender Grund, namentlich 
bie Nothwendigkeit der Uebung chriftlicher Barmherzigkeit, vorliegt, außer Gebrauch zu 
fegen. Endlich haben felbft Päpfte, wie 3. B. Innocenz VII, das päpftlide Triregmum 
und andere dem Bapfte bei feinen gottesdienſtlichen Functionen dienende koftbare Geräth- 
—5*— , um ſich und ben Kirchenſtaat aus Geldverlegenheiten zu retten, an Kaufleute 
verpfänbet. 
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Im Uebrigen iſt hinſichtlich der ſonſt hier in Frage kommenden Punkte Th. I. 
©. 474 — 476 zu vergleichen. Nur darauf iſt an dieſer Stelle noch aufmerkſam zu 
machen, daß im Anfchluß an beibnifche und jüdiſche Sitte die Intholifche Kirche für die 
Stätten des Gottesbienftes, Kirchen, Vorhöfe von dieſen und Friedhöfe, bis auf den heu⸗ 
tigen Tag das fog. Aſylrecht beanſprucht, d. h. daß der borthin geflüchtete Verbrecher, 
welder canonilche Buße letften will, nur gegen das Verſprechen der Verſchonung mit Lei⸗ 
beö= und Lebensflrafen an die weltliche Obrigfeit ausgeliefert werben folle. Während 
aber die Kirche nur einzelnen Verbrechern das Aſylrecht verweigert, hat faft überall die 
moderne weltliche Geſetzgebung daſſelbe im Intereſſe einer geordneten Strafrechtöpflege bes 
feitigt (fo 3. B. ausdrücklich in Preußen, Würtemberg, ftillichweigend in Baiern) und es 
gilt entweder der Grundſatz, daß Verbrecher auch an den gedachten Orten nur mit mög- 
lichſter Beachtung der denfelben ſchuldigen Ehrfurcht oder wenigftend (fo in Defterreich nach 
dem Concordat von 1855) infofern es die Ruckſicht auf die öffentliche Sicherheit und die 
Gerechtigkeitspflege erforderlich macht, ergriffen werben können. 

DOuellen: c. 13—16. 70. C. XIL qu. 2; 1. 21. C. de sacros. eccles. I. 2; Nov. 120. 
e. 10. 11; tit. X. de immun. eccles. Ill, 49; tit. VIü eod. III. 23. 

Lit.: H. Wappaeus, Zur Lehre von den dem Rechtsverkehre entzogenen Sachen, Gött. 
1867, ©. 12 fj., 49 ff.; Herrmann, Ueber das Recht der Einräumung evangelifher Kirchen 
zu nichtgotteßdienftlihem Gebrauch in Dove's und Friedberg's Zeitfchr. für Kirchenrecht, 
5, 234 * — Ueber das afpleedt: Discursus Prosperi Lambertini (Benedicti XIV 
in den Analecta juris pontificii, Romae 1861, p. 1068 ff.; Dann in ber Zeitſchr. für beut- 
ſches R., 3, 327 ff.; Bulmerincg, Das Afylreht, Dorpat 1853. 

P. Hinſchins. 

Ktirchenraub: das sacrilegium im engern Sinne des älteren R. Es begreift nach 
demſelben das Stehlen und Rauben zum Gottesdienſte beſtimmter Gegenſtände an geweih— 
tem Orte, profaner Gegenſtände an geweihtem und geweihter Gegenſtände an profanem 
Orte. Man beſtrafte in ihm zumeiſt die Nichtachtung des Gottesdienſtes und die Bes 
leidigung der Gottheit ſelbſt, welche man in ihrer Aeußerung gegeben ſah. Dem ent- 
ſpricht die firenge Beſtrafung. Auch ift auf dieſe ältere Auffaffung die Controverfe über 
den Einfluß zu beziehen, welcher dem religiöfen Belenntniffe des urtheilenden Gerichtes 
und demjenigen des Thäterd bei der Strafbemeflung einzuräumen fe. — Die neuere 
Geſetzgebung kennt den K. mer, umd zwar in engeren Grenzen, als ausgezeichneten und 
bzw. erſchwerten Diebftahl. Dabei ift das auszeichnende Moment Lediglich in ber belei- 
digenden Mißachtung der veligiöfen Gefühle Anderer zu finden. ©. im Uebrigen ben 
Art. „Diebftahl”. Mertel 


Kirchenzucht im weiteren Sime ift die von der Kirche ausgehende" erziehende Thä⸗ 
tigfeit, welche den Zweck bat, die chriftliche Gemeinde immer mehr und mehr ihrer Be— 
ſtimmung, der hriftlichen Heiligung, entgegenzuführen. Sie wird durch bie verfchiedenften 
Arhlichen Thätigkeiten, die Predigt, die KRatechefe, Verwaltung der Sacramente, Gebet, 
Eeeljorge u. |. w. bewirkt. Im engeren Sinne beveutet dagegen K. diejenige Thätigfeit 
der Kirche, welche bezweckt, dieſe von den der Heiligung entgegentretenden Beftrebungen 
und den dem religiög-fittlihen Gedeihen binderlichen Berhältnifien zu reinigen, vor allem 
ift fie alfo gegen offenbar gewordene und ſchwere fittlichereligiöfe Verfehlungen, wie Got- 
teöläfterung, wüſtes Leben, Unzucht, Ehebruch u. |. w., gerichtet. In der älteren dırift- 
lichen Kirche wurde fie in der Weile ausgeübt, daß man für leichtere Fehle Büßungen 
auferlegte, welche in größerem oder geringerem Maße auch die Verſagung der Theilnahme 
an ben lirchlichen Handlungen bis zur Verſöhnung unter Hanbauflegung ſeitens bes 
Biſchofs zur Folge hatten, während viejenigen, weldye Todſünden begangen, von der Ge 
meinſchaft audgeichloffen wurben. Im Mittelalter diente dazu in der katholiſchen Kirche 
das Syſtem der Strafmittel (censurae und poenae vindicativae, |. Th. I. ©. 134, 
473), daneben aber die Handhabung des Sacramentes der Buße im Beichtſtuhl und 
endlich die der Seelforge durch den Ortöpfarrer. Da die kirchlichen Strafmittel jegt aber 
keine bürgerlichen Folgen mehr nad) ſich ziehen und in der Anſchauung der Benölferungen 
vielfach auch ihre Bedeutung verloren haben, jo bleibt heute der katholiſchen Kirche praf- 
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tiſch faſt nur die Einwirkung durch die Pfarrer und durch den Beichtftuhl als Mittel 
der Ausübung der K. übrig. — Was die evangelifche Kirche betrifft, jo bildet die Grund- 
idee der Berfaflung der reformirten Kirche gerade die, em Ichriftmäßiges Organ für bie 
K. zu Ichaffen, welches das Einfeitige und Gehäſſige der klerikalen Zucht vermeidet (|. im 
Uebrigen Th. L ©. 486). Im der Iutherifchen Kirche, in welcher zunächſt die Paftoren 
mit der Handhabung des Hauptmitteld der K., d. 5. mit der des Bannes, betraut waren 
und feine feften Einrichtungen für die Betbeiligung der Gemeinde geſchaffen wurden, ift 
die Ausübung der Zucht Schon früh in Verfall geratben (f. auch a. a. O. ©. 492), und 
es haben fid, daher heute nur noch vereinzelt in den Gemeinden eigenthünliche Reſte ber 
Zucht, fo 3. B. Zurüdjegung der unehrbaren Perſonen gegen die ehrbaren in Betreff der 
Taufen, Aufgebote, Trauungen u. |. w., erhalten. Neuerdings hat ſich in der evange- 
liſchen Kirche namentlich feiten® eines Theils der Geiftlichkeit vielfach das Verlangen nach 
einer Wiederbelebung der K. erhoben, währen andererſeits darin eine hierarchiſche, mit 
dem Weſen der ewangelifchen Freiheit unvereinbare Forderung gefunden worden if. Das 
letztere ıft infofern unbaltbar, als der Kirche unmöglich das Hecht abgeſprochen werden 
ann, ſolche Mitglieder, welche durch Tafterhaften und undhriftlichen Wandel ein offenbares 
Aergerniß geben, von denjenigen Handlungen fern zu halten, welche bei dem Theilneh- 
menden nothwendiger Weife eine chriftliche Öefinmung erfordern, denn man kann der Kirche 
nicht zumuthen, durch die Zulaffung folder Perfonen gewiffermaßen die Erklärung 
abzugeben, daß es auf hriftliche Gefinnung bei jenen Acten nicht anfomme. Unter allen 
Umftänden wird aber einmal die K. nicht zu nach unferen beutigen Anſchauungen den 
Tehlenden öffentlich demüthigenden Bußen greifen bürfen und ferner Tann fie nicht alleın 
in die Hand der Baftoren und Confiftorien gelegt, vielmehr wird fie nur unter Mit- 
wirtung der Gemeinde gehandhabt werben können, für welche die neueren kirchlichen 
Gemeinde-Orbnn. (f. Th. I. ©. 459) überall Raum gewähren. 


Erattife Theologie, Bd. 3 (die enangelifche Kirchenordnung), S. 172 ff. Bol. auch die Art. 
enfuren und Kirchenbann. 
P. HSinfhiuß. 


Klageänderung, mutatio libelli, d. h. die Veränderung der eingereichten Klage 
in der Art, daß fie in der neuen Faſſung mit der urfprünglich angeftellten nicht mehr 
identiſch iſt. Eine folche Liegt bei Veränderung des thatjächlichen Fundaments, aber auch 
bei Veränderung der Klagbitte binfichtlich des Objectes und der Art der Condemnation 
vor, wogegen eine Beſchränkung des Petitums auf ein ſchon urfprünglich in demſelben 
enthaltenes Minus, eine durch Ereigniffe während des Proceſſes gebotene Umänderung 
der Klagebitte (3. B. in Folge der Yerftörung der Sache durch den Bellagten), endlich eine 
bloße Aenderung der vechtlihen Deduction nicht unter den Begriff der mutatio libelli 
fallen. Im gemeinen Proceß ift die K. won der Zeit der Einlaffung des Beklagten auf 
die Klage, von der Litisconteſtation ab, unzuläffig. Denn um fchriftlihen Proceß ſoll 
durch dieſe beiden Schriften die fefte thatſächliche Grundlage für die weiteren Verhand- 
lungen gegeben fein und darum bat der Beklagte ein Recht, Tediglich ſich an die einmal 
eingereichte Klage zu halten. Folgeweiſe ıft eine mutatio in den gedachten Sinne aber 
por der Litisconteftation geftattet, während nach derfelben, wenn der Kläger nicht die der 
Veränderung bebirftige Klage zurüdnimmt uud mit der verbefierten einen neuen Proceß 
beginmen will, eine Abweifung ab instantia in Folge der mutatio libelli eintritt. Bloße 
jog. declarationes und emendationes libelli, d. h. Erflärungen undeutlich gefaßter 
Stellen, Ergänzungen, welche das Factum näher aufflären, Berbefferung von Rechnungs 
und Schreibfehlern, kurz alle Aenderungen,, die außerhalb der Grenzen der mutatio 
libelli Tiegen, jind noch nad der Littsconteftation erlaubt. Die preuß. Gerd, 
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Th. I. Tit. 5. 88. 23 ff.; Tit. 10. 8. 5a. ſteht nur infofern auf einem abweichenden 
Standpunkt, als fie eine Aenverung des Petitums geftattet, welche ohne ein Verlaſſen 
des einmal geltend gemachten Klagegrundes geſchieht. — Je mehr das mündliche Ber- 
fahren von fchriftliher Grundlage abfieht, deſto freier muß: fih das Recht des 
Klägerd zu Aenderungen der Klage geftalten. Während die hann. Pre.Orbn. $. 203 
dem Kläger. in der mündlichen Verhandlung nur Declarationen und Emendationen der 
Klage freiläßt, eme K. aber vom Richter miht von Amts wegen, ſondern nur vom Be- 
klagten durch eine verzögerliche Eimrebe gerüigt werden darf, um Zurückweiſung ber ver- 
änderten Klage in angebrachtem Maße, bez. Fortführung der Verhandlung auf Grund ver 
urſprunglichen Klage zu begehrten, geht der Nd. Entm. 88. 183. 189 infofern weiter, 
als er von der mit der Zuftellung der Klage und Ladung eintretenden Rechtöhängigfeit 
ab eine K. nur ohne Eimwilligung des Bellagten nicht geftattet und auch als folche eine 
Anderung, ſei es Beihränfung, ſei e8 Erweiterung der Klaganträge in der Haupt: 
fahe und in Bezug auf Nebenfachen nicht anfieht. Für den franz. Proceß endlich dürften 
mit Rüdficht auf den Mangel ausdrücklicher Vorſchrift einerfeits, andererſeits aber in 
Betracht Der a. 48. 65 des C. de proc., wornach für die Regel vor Erhebung einer Klage 
ein Sühneverfuc vor dem Priedensrichter anzuftellen iſt, die Grundfäge des Nd. Entw. 
als maßgebend zu erachten fein. 

Lit: Bayer, Ueber bie Nenderung bes Klaglibells, Landshut 1819; Buchka, Einfluß 
des Procefied auf das materielle Rechtsverhältnig, IL 8. 18; PBland, Die Lehre vom Be - 
weisurtheil, ©. 242 fi. — Schlint, Eommentar über die franz. Eiv.Pre.Ordn., 2. Aufl. 1, 
274 fi. P. Hinſchius. 

Klagegrund, fundamentum s. causa agendi, d. h. der zur Rechtfertigung des 
Mägerichen Begehrens, des Petitums der Klage (ſ. Th. I ©. 614 und den Art. Klage⸗ 
ſchrift) nothwendige thatfähhliche und rechtliche Sachverhalt, welcher im gemeinen Proceſſe 
in einer beſonderen Schrift darzulegen iſt. Man ſcheidet das thatjächliche Fundament 
der Klage (causa agendi remota) und das rechtliche (causa agendi proxima), wiewohl 
die lateiniſche Terminologie keineswegs fiher iſt und in der claffiichen Jurisprudenz: 
causa proxima actionis (l. 27. D. de exc. rei ind. XLIV. 2) foviel wie Beranlaffung 
der Klage, d. 5. die Rechtöverlegung — von einzelnen Neueren fundamentum agendi 
intermedium genannt — bedeutet. Jedem Klageanſpruch, d. h. dem im Proceß gel- 
tend zu machenden Rechte, Liegen individuell beftunmte Thatfachen zu Grunde und e8 
müfjen daher — als fog. causa agendi remota — alle diejenigen Facta dargelegt 
werden, welche fir die Entftehung des behaupteten Rechts nothwendig find. Welche Dazu 
gehören, darüber enticheidet das Civilrecht. So feftftehend der gedachte Satz im Allge- 
meinen if, wird er doc hinſichtlich der dinglihen Klagen aus Anlaß römiſcher und ca= 
nonifcher Rechtöftellen, von denen die erfteren eine Formula ohne genaue Angabe des 
Entſtehungsgrundes des dinglichen Rechts als Das Gemöhnliche ericheinen laſſen, die legteren 
einen Klagelibell ohne ſolche Specialifirung geftatten, beitritten. Indeſſen ıft fir den heu— 
tigen gemeinen Proceß die überwiegende Anficht, welche auch bei den gedachten Anſprüchen 
die Angabe des Entftehungsgrundes fordert, für richtig zu erachten, weil die Klage heute 
den Proceßact für die thatfächliche Specialifirung des Hägerifchen Rechts bilvet, während 
diefe nach dem röm. R. nicht Ichon in der Formula, fonden im judieium vor dem 
Richter, und im can. R. erft nach der generellen Lıtisconteftation im Pofitionsverfahren 
ihre Stelle Hatte. Der rechtliche K. iſt dagegen ber Rechtsſatz oder die Nechtöregel, 
weldhe, auf die Thatfachen angewendet, das geltend gemachte Recht ergibt. Regelmäßig 
ift aber die juiftiiche Benennung der Klage, fowie die Anführung der fte begründenden 
rechtlichen Oberfäte nicht nöthig, da der Richter mit Ausnahme des ausländiſchen Rechts 
und der Privilegien das Recht fennen muß und den rechtlichen GefichtSpunft, unter wel⸗ 
hen die Klagethatſachen fallen, felbftändig zu prüfen und zu finden hat. Nicht nur De, 
wo die Schriftläte des erften Verfahrens die Grundlage für die fpätere mündliche Schluß- 
verhandlung bilden, wie im altpreußifchen Proceß, gelten diefe Grundfäge, jondern mit- 
unter auch da, wo das Berfahren, wie in Hannover, nicht abjolut die Parteien für die 
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mündliche Verhandlung binvende Vorbereitungsichriften kennt. Während aber in Preußen 
mit NRüdficht auf die SS. 17. 18. Tit. 5. Th. I. der Allg. Ger. Ordn. die Praxis auch die 
Angabe des Entitehungsgrundes des dinglichen Rechts fordert, ift das nach der hann. 
Pre. Dron. 8. 185 nicht nöthig, nur hat der Beklagte das Recht, Die Spectalifirung im 
Wege einer verzögerlichen Einrede zu verlangen. ‘Der C. de proc. a. 61 n. 3 fchreibt 
Dagegen für die mit der Klage verbundene Gerichtsvollzieher-Ladung nur die Angabe des 
„objet de la demande, l'exposé sommaire des moyens“ vor, und ähnlih ber No. 
Entw. $. 181: „vie beftimmte Angabe des Gegenftandes und des Grundes des erhobenen 
Anſpruches“. Es erfcheint alfo nach diefen Procegordnungen, nach denen die mündliche 
Verhandlung die ausſchließliche Grundlage der Entſcheidung bildet, eine vollftändige 
Angabe aller wejentlichen thatfächlihen Momente nicht nöthig, jondern e8 genügt eine 
kurze thatjächliche Begründung, fofern fie nur dem Bellagten die Vorbereitung feiner Ge- 
generflärung für die mündliche Verhandlung ermöglicht. Allerdings muß nad) dem No. 
Entw. $. 407 der Kläger beim Ausbleiben des Beklagten für den Fall, daß Die that- 
ſächliche Anführung nicht zur Begründung des Klageantrages ausreicht, eine Zurückweiſung 
defjelben durch Urtheil gewärtigen. 

Lit.: H. Gerber, Beiträge zur Lehre vom Klagegrunde und von ber Beweislaft, Jena 
1858; Krüger, Ueber die Begründung der Klage im Arch. für bie civil, rn 36, 190 fi.; 
P. Hinſchius, a. a. O. 47, 101 ff. . Hinſchius. 

Klagehäufnug, cumulatio actionum, d. h. die Verbindung mehrerer Anfprücde 
in einer Klage, damit fie in demfelben proceffualifhen Verfahren verhandelt und durch 
baffelbe Urtheil entfchieven werben. Dean ſpricht von einer objectiven K., wenn 
derſelbe Kläger mehrere ihm gegen benfelben Beklagten zuftehende Klagen zu dem 
gedachten Zweck in einer Klagejchrift verbindet. Iſt für alle lagen bafielbe Gericht 
competent und eignen fie ſich alle für diefelbe Procefart, fo fteht nach gemeinem Proceß 
dem Kläger eine ſolche Häufung felbft dann frei, wenn die einzelnen Anfprüce in gar 
feiner inneren Beziehung zu eimanver ftehen. Immerhin ift die Cumulation nur eine 
Befugniß des Klägers, ein Zwang dazu eriftirt nicht. Die felbftändige materielle Be- 
handlung der einzelnen Anfprüde wird in Folge der formellen Gleichzeitigleit der pro- 
ceffualifhen Behandlung nicht ausgeſchloſſen. Ob bei der Berechnung der Befchwerde- 
ſumme für die Rechtsmittel Die summae gravaminis aller einzelnen Klagen zufammen- 
zuzählen oder jede einzelne fiir fich un Betracht zu ziehen, darüber herricht Streit, die 
Praris vertritt Überwiegend den erſten Standpunkt, die Theorie dagegen meiftens ben 
letzteren. Endlich iſt der Richter befugt, wenn es für die Klarheit und Förberumg bes 
Verfahrens nothwendig fcheint, die Cumulation aufzubeben und über die einzelnen An= 
ſprüche gefondert verhandeln zu laſſen. Die Particulargefeggebungen, fo die preuß. Ger. Ordn. 
Th. I. Tit. 5. 88. 23 ff.. die hann. Pre.Dron. 88. 186. 112 und der vb. Entm. 88. 182. 
300 haben diefelben Grundſätze aboptirt und aud die franz. Praxis und Doctrin ge⸗ 
ftattet mangeld eines directen Verbotes im C. de proc. die objective K. in demſelben 
Umfange. (Bel. auch C. de proc. a. 25 und C. civ. a. 1346.) — Die fubjective 
K. ift Dagegen die Vereinigung der Klagen mehrerer Berechtigter gegen einen Verpflichteten 
ober eined Berechtigten gegen mehrere Verpflichtete oder endlich mehrerer Berechtigten gegen 
mehrere Verpflihtete Außer der Statthaftigkert der gewählten Procefart und der Zu: 
ftändigfeit des Gerichte verlangt die gemeinvechtliche Theorie in einem Theil ihrer Ver⸗ 
treter als weitere Bedingung das Vorliegen eines fog. litisconsortium, d. h. man ver⸗ 
langt, daß die Anfprühe oder Verbindlichkeiten fih auf denſelben Gegenftanb beziehen 
und aus demſelben Klagefundament hervorgehen (ſog. eigentliche Streitgenoſſenſchaft) 
oder daß fie wenigſtens in einem Zuſammenhang (ſog. uneigentliche Streitgenoffenihaft) 
ſtehen. Andere laſſen dagegen die Cumulation da zu, wo nur bie proceſſualiſche Mög⸗ 
licheit der ordnungsmäßigen Verhandlung der mehreren Anfpräche in bemfelben Verfahren 
zu erwarten fieht und legen die Entſcheidung darüber wieder in die Hand des Richters. 
Die Particularprocehgefeggebung fteht Dagegen auf dem Boden der —— Anſchauung. 
Die preuß. Allg. Ger.Ordn. Th. I. Tit. 1. 88. 35 ff. geſtattet die ſubjective Klagen⸗ 
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<umulation de, wo das tidconfortium auf demſelben Gelchäfte, vemfelben Vertrage ser 
derſelben unerlaubten Handlung beruft. Nach ver Kamm. Pre.Ordn. 88. 33. 34 tft die 
Sumulation erlaubt, wenn der Anfpruch mehreren oder gegen mehrere Perfonen gemein- 
ſchaftlich zufteht oder auf demſelben Grunde beruht, und vom Richter kann fle auf des⸗ 
fallfigen Antrag ausgefprodgen werden, wenn „gleichartige Anſprüche oder Verpflichtungen 
auf einem im Wejentlichen gleichartigen Rechtögrunde” beruhen. Der Nd. Entw. formulirt 
die Borausfegungen dahin, Daß die mehreren Perjonen in Anſehung des Streitgegenftan- 
des in Nechtögemeinfhaft ſtehen oder aus demfelben thatjächlichen und rechtlichen Grunde 
berechtigt oder verpflichtet fein müſſen oder daß endlich „gleihartige und auf einem im 
Weſentlichen gleichartigen thatlächlichen und rechtlichen Grunde berubende Anſprüche und 
Verpflichtungen den Gegenftand des Nechtöftreites bilden”. Die Trennung der cumulirten 
Klagen ift aber in allen erwähnten Proceßordnungen dem Richter vorbehalten. Allg. Ger. Ordn. 
Th. I. Tit. 1. 8. 37; hann. Pre.Ordn. 88. 34. 112; No. Entw. $. 300. Der C. 
de proc. enthält Feine ausdrücklichen Beitimmungen über die fubjective Klagencumulation, 
—5 geſtattet ſie die Praxis und läßt über ihre Statthaftigkeit das richterliche Ermeſſen 
entſcheiden. 

Im Allgemeinen iſt die Wirkung der ſubjectiven Klagencumulation nur eine for⸗ 
melle, ſo daß die Handlungen des einen der Streitgenoſſen dem andern weder ſchaden 
noch nützen. Die Zweifel, welche dieſer Satz bei untheilbaren Anſprüchen erregt, können 
bier nicht erörter. werden, der Nd. Entw. bat bier die praktiſche Auskunft ergriffen, daß 
in dieſem Falle die die Termine und Friſten verſäumenden Genoſſen durch ihre nicht ſäu⸗ 
migen Litisconſorten als vertreten gelten (8. 86). Ein proceſſualiſcher Zwang zur Her⸗ 
beiführung der Streitgenoſſenſchaft auf Seiten des Klägers oder auf Seiten des allein 
Beklagten durch Vorſchützung der ſog. exceptio litis consortium tft nach gemeinem 
Proceß, ſelbſt wenn es ſich um eine untheilbare Leiſtung handelt, nicht zu rechtfertigen. 
Ebenſo wenig kennen ihn die erwähnten Proceßordnungen. Inwiefern in dem letzteren Falle etwa 
die allein klagende Partei oder der einen Bellagten allein in Anſpruch nehmende Kläger 
abgewiefen werben muß, darüber entfcheivet das Civilrecht, ein Sat, welchen ber Nd. 
Entw. ausdrücklich in 8. 84 anerkennt. 

Lit.: Scholz in der Ztſchr. für Einilreht und Proceß, I. 14; Linde, ebenbaf. I. 15. 
XV. 14. XVI. 3; Pland, Die Mehrheit ver Nechtsftreitigleiten, S. 126 fi. — Schlink, 
Franz. Civilproceß⸗Ordn., 2. Aufl. 2, 132 ff. P. Hinſchius. 

Klageſchrift (libellus conventionalis) ift im gemeinen Proceß ber erfte Schriftſatz, 
nit defien Einreichung bei Gericht der Proceß begimmt und der den Zweck hat, den vom 
Klöger geltend gemachten Anfprud darzulegen. enthält in dem jog. Aubrum die An- 
gabe der Parteien, ferner gewöhnlich die Adreſſe des Gericht und eine kurze Bezeichnung 
des Streitobject8; ſodann den thatjächlichen und rechtlichen Klagegrund (ſ. darüber biefen 
Art.). Da die Angabe des letzteren kaum nöthig, in Bezug auf den erfteren aber bie 
Darlegung aller das eingeflagte Recht begründenden Thatfachen erforderlich ift, To bat 
viefer Theil der K., auch ſog. Geſchichtserzählung genannt, ftet8 den verhältnigmäßig 
größten Umfang. Ob auch die Angabe der Rechtöverlegung oder der Mahnung des Be- 
Magten erforderlich ift, darüber ftreitet man; jedenfalls aber ericheint das letztere noth- 
wendig, wenn darauf befonvere rechtliche Folgen (3. B. Forderung von Verzugszinfen) 
gegriimdet werden. Das erftere dann, wenn das Recht, wie z.B. das dingliche, erſt durch 
Störung eine Beziehung auf eine beftimmte Perfon erhält. Der Nd. Entw. erflärt fir 
andere Fälle jene Angabe für überflüſſig, da er allgemein Klagen auf Beftitellung von 
Rechtöverbältnifien zuläft, ſowie nur der Kläger ein rechtliche Intereſſe daran bat ($. 179). 
Endlih muß die Klage als logiſchen Schluß aus dem Rechtsgrund als Oberfag und dem 
faltiſchen Grund als Unterfag enthalten das Petitum oder die Klagebitte. Dieſe ſcheidet 
man in das Hauptgefuch, d. h. den Antrag des Klägers in der Hauptſache, Das Neben- 
geſuch, das ſich auf die Acceſſionen, Früchte, Zinfen und Koften richtet, und endlich bie 
Procekbitte, das Geſuch um Einleitung des Proceffes, welches überflüffig ift, wenn der 
Kläger nicht etwa Verhandlung der Sache in einer beionveren Procefart verlangt. — 

2* 
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Ganz daffelbe gilt fir den preuß. Proceß, nur muß bier in der Klage zu jedem relevanten 
Factum noch die Angabe ver Beweismittel erfolgen. — Auch nach denjenigen Procegordnungen, 
welche, wie die hann., die franz. und der Nd. Entw., ein mündliches Verfahren kennen, 
muß die K., welche bier mit der Ladung des Bellagten verbunden zu fein pflegt, jeden- 
falls außer dem Klagegrund (ſ. den betr. Art.) immer die Angabe der Parteien, des Ge— 
richtes und des Petitums enthalten. 

Quellen: C. de proe. a. 61; hann. Pre.Ordn. 8. 184; Nd. Entw. 8. 181. 

Die Lit. ſ. zum Art. Klagegrund. P. Hinſchius. 

Klein, Ernſt Ferdinand, geb. 1743 zu Breslau, wurde 1786 Kammer— 
gerichtörath, 1791 Divector und Ordinarius der Yuriftenfacultät von Halle, ging nach 
Berlin, wurde geh. Obertribumalsrath, ftarb daſ. 18. März 1810. 

Schriften: Bermifchte Abhandlungen Über Gegenftände der Geſetzgebung und Rechtsge⸗ 
Iehrfamteit, Leipg. 1779— 80. — Grundläße ber natletiden Rechtsiwifienaft, Halle 1797. — 
Grundſätze des gemeinen deutſchen unb preuß. peinl. Rechts, Halle 1796; 2. Ausg. 1799. — 
Grundſätze des preuß. Civ.R., Halle 1801. — Rechtsſprüche der Juriftenfacultät ‚u Salle, Berl. 
1796 — 1802. — Annalen ber Gefeßgebung und Nechtögelehrfamkeit in ben preuß. Staaten, 
Berl. 1788— 1809. DBegründete mit Kleinihrod das Arc. des Erimf. 

Lit.: Berner, Die Strafgefeßgebung in Deutichland nom Jahre 1751 bis zur Gegen— 
wart, Leipz. 1867, ©. 43. Teihmann. 

Kleinhandel ift im Gegenſatz zum Großhandel der Hanbelöbetrieb von geringem 
Umfang, namentlih der Umſatz, der in fleinen Quantitäten unmittelbar an die Conſu— 
menten ftattfindet. ALS Unterarten deſſelben werben gewöhnlich Kram-, Höker-, Trödel⸗ 
und Haufirhandel genannt (ſ. Art. Saufirhandel). Die Grenze zwilchen Groß- und 
Kleinhandel tft naturgemäß ſehr velativ und fließend, fie wird e8 um jo mehr, je mehr die 
Beweglichkeit aller Berfehrsverhältnifle täglich zuntmmt. Mit Recht find deshalb bei ber 
Beratbung des H.G.B. die Verſuche, den K. ganz aus dem Bereich des eigentlichen Han— 
dels auszuſchließen, zurüdgewielen worden. In Folge deſſen fällt num aber auch der ge- 
ringfügigfte Gewerbebetrieb unter Die Begriffe der Handelögejchäfte und des Kaufmannes. 
Diefe principielle Gleichſtellung mußte aber doc einzelne Ausnahmen erleiden, da nicht 
alle an jene Begriffe geknüpften Conſequenzen auch auf den K. anwendbar erfcheinen. In 
folgenden Beziehungen kommt biernady der Umfang des Handelsbetriebs zu rechtlicher 
Geltung: 1) gewiſſe Nechtögeichäfte werden nur dann als Handelsgeſchäfte angelehen, 
wenn fie nicht nur gewerbsmäßtg, ſondern aud in einer Weiſe betrieben werben, daß fie 
über den Umfang des Handwerks hinausgehen. Dahin gehören die Bearbeitung und Ver- 
arbeitung beweglicher Sachen für Andere (entreprise de manufacture) und die Gejchäfte 
der Drudereien (9.6.8. 4. 272 Nr. 1, 5). Ebenfo ift der Berfonentransport zu Land 
und auf Binnengewäfjern nur in dem Ball ein Handelsgeſchäft, wenn er wermittelft be— 
fonderer Anftalten betrieben wird (U. 272 Nr. 3). Auch durch dieſen etwas zwei⸗ 
deutigen Ausdrud follen die Gefchäfte des ganz geringfügigen Perſonentransportes ausge- 
Ichlofjen werden. 2) Die Weiterveräußerungen, die von Handwerkern in Ausübung ihres 
Sewerbebetriebes geihehen gelten nicht al8 Handelögeichäfte (U. 273 a. E.). Nach bein 
um H.6.B. zu Grunde gelegten Syſtem müßten auch dieſe Geſchäfte zu den accefjorifchen 
oder abgeleiteten Handelsgejchäften gerechnet werben. Die Ausnahme ift aud in dieſem. 
Tall in der Abſicht gemacht worden, den K. vom Bereich des Handelsrechts auszufchließen. 
3) Auf „Höfer, Trödler, Haufiver und bergl. Handelsleute von geringem Gewerbebetrieb, 
ferner auf Wirthe, gewöhnliche Yuhrleute, gewöhnliche Schiffer und Perſonen, deren Ge— 
werbe nicht über den Umfang des Handwerksbetriebes hinausgeht”, finden die Vorſchriften 
über Firmen, Handelsbücher und Procuren Feine Anwendung, auch gelten Vereinigungen 
zu einem gemeinichaftlihen Handelsbetriebe dieſer Art nicht al8 Handelsgeſellſchaften 
(9.6.8. U. 10), die hierher gehörigen Kaufleute ftehen demnach als Kaufleute minveren 
Rechts den Volllaufleuten gegenüber (Goldihmidt), fie fürmen auch als die vom Handels⸗ 
regifter ausgeſchloſſenen Kaufleute bezeichnet werden, da letzteres gerade für die Eintragung 
von Firmen, Brocuren und Handelsgeſellſchaften beftimmt iſt. In allen nicht ausgenom⸗ 
menen Beziehungen ftehen fie ven Bollfaufleuten ganz gleich. Den Landeögejegen ift 
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ausdrücklich vorbehalten, die im H.G.B. aufgeführten Klaſſen ver Kaufleute minderen 
Rechts näher zu beſtimmen, zu erweitern und einzufchränfen und einzelne Einführungsge- 
tete Haben von dieſer Befugniß einen fehr weitgehenden Gebrauch gemacht. 

Lit.: Die Commentare von v. Hahn, Anſchütz und v. Bölderndorff, Koch, Ma— 
Tower, v. Krämel zu den angeführten Artilein des H.G.B.; Goldſchmidt, Handbuch des 
Handelsrechts, I. $. 46; Endemann, Handelsrecht, $. 13. Behrenb. 

Klenkok, Johann, im Anfange des 14. Jahrh. zu Buken bei Hoya geb., Augu⸗ 
ftinermönd und sacrae theol. prof., wurde wegen jeined Decadicon au8 Magdeburg 
vertrieben. 

. Lit.: Homeyer, Johann Klentot wider den Sacyienfpiegel (Abhandlungen ber Berliner 
Aabemie, 1855, S. 377— 4324), — Stobbe, I. 363, 372. ii 65 ff. 
‚Teihmann. 

Klenze, Clemens Auguft Karl, geb. 1795 zu Heiflum bei Hildesheim, wurde 
1820 Doctor in Berlin, wurde 1826 ord. Brof., ſpäter Mitgliev der Sprucdfacultät, 
farb 15. Yuli 1838. 

Schriften: Fragmenta legis Serviliae repetundarum, Berol. 1825. — Grundriß zu 
Borlefungen über Geſch. d. röm. R. bis Juſtinian, Berl. 1827, 2. Aufl. 1835. — Lehrbuch bes 
gem. Strafrechts, Berl. 1833. — Krit. Bhantaften eines praftifchen Staatemanng Berl. 1834. 

eichmann. 

Kling, Melchior von Steinau, um 1504 zu Steinau (Hanau) geb., wurde 
1538.Prof. in Wittenberg, 1539 Rector daf., fpäter Kanzler des Erzbiichofs von Magde— 
burg, ſtarb 1571. 

* —* ziften: Das gantze Sechſiſche Landrecht mit Tert und Gloss, Leipz. 1572, 1577; 
x . . “ 

Lit.: Stobbe, II. 147, 148, Note 21. — Muther, Doctor 3. Apell, Königsb. 1861, 

35. Zeihmann. 

Klöfter (monasteria, coenobia, claustra) find biejenigen Gebäude, in welchen 
eine Anzahl von Mönchen oder Nonnen zufammenwohnen, d. h. eine Reihe von Perſonen 
gleichen Gefchlechts, welche in einer kirchlich approbirten Genoſſenſchaft nach. einer die 
chriſtliche Vollkommenheit bezwedenden Regel in Zurückgezogenheit von der Welt Leben. 
Die Regularen oder Mitglieder der meiften Orden (f. den betr. Art.) find zum dauern- 
den Verbleiben in den K. verpflichtet, freilich gibt e8 einzelne (wie 3. B. den Sefuiten-) 
Orden, für welche eine folche Nothwendigkeit nicht befteht. Damit aber jene für bie mei- 
ften Ordensleute vorgejchriebene Abgeſchiedenheit volllommen erreicht wird, befteht fiir bie 
meiften 8. die Vorſchrift der ſog Clauſur (clausura), d. h. mit der Pflicht der einzelnen 
Mitglieder, fich nicht willkürlich aus dem Klofter zu entfernen, correipondirt Die weitere Ver— 
bindlichkeit, innerhalb des durch die Kloftermauern eingefchloffenen und die Klofterpforte 
zugängfichen Raumes (intra septa monasterii) nur beitinmten, durch das Recht be= 
zeichneten Perfonen, nicht aber anderen den Zutritt zu geftatten. Wegen der Claufur 
Dürfen die Mannes-K. für die Regel nicht von weiblichen Perjonen betreten werden. Die 
Clauſur der Nonnen. ift firenger. Die Nonnen jollen ihr Klofter nur aus einem dringen⸗ 
ven, vom Bifchof zu beftätigenden Grunde (3. B. im Fall eined Brandes, des Eintritt® 
einer anſteckenden Krankheit ze.) verlaflen, ja zur Verlegung einer Nonne in ein anderes 
Kloſter ift Tpecielle Genehmigung des päpftlichen Stuhles erforderlih. Zum Betreten 
eines ſolchen Klofters ift eine Ichriftliche, nur in dringenden Fällen zu ertheilende Geneh⸗ 
wmigung des Biſchofs oder des Ordensoberern nöthig, außer für die Weltgeiftlichen und 
Ordensoberern, deren Leitung die 8. unterftehen, welche aber auch nur dann, wenn ihr 
Amt e8 erfordert, fih in die letzteren begeben follen. Die Strafe fir die Berlegung 
ver Clauſur ift in den meiften Fällen die dem Papſt vorbehaltene Ercommunication und 

die Mitglieder der Orden außerdem noch Berluft ihrer Aemter und Würden, ſowie 
Unfähigkeit, ſolche jpäter wieder zu erlangen. 

Was die Stellung der K. und ihrer Infaffen zu den allgemeinen Tirchlihen Behör⸗ 
ven des Ortes ımd des Diftrictes, in denen erftere belegen find, betrifft, fo find fie noch 
heute, wie ehedem, von dem Parochialrecht des Ortspfarrers erimirt, und die Seeljorge 
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über die Mitglieder wird durch qualificirte orbinirte Regularen des Kloſters felbft ver- 
waltet. Dagegen waren fie in ber älteren Bett, wo die Aebte der einzelnen K. auch des- 
felben Ordens noch völlig unabhängig von einander daſtanden und eine, ſämmtliche zu 
einem folchen gehörigen Häufer umfaſſende Organifation noch nicht eingeführt war, der 
biſchöflichen Regierungs⸗ und Gerichtsgemalt unterworfen. Im Laufe des Mittelalter& 
wurden aber zahlreiche Eremtionen von der letzteren ſeitens der Päpfte an die Orden er= 
theilt und damit waren auch bie einzelnen K. derfelben ver biichöflichen Aufficht und 
Leitung entzogen. Wegen der in Folge deſſen entftandenen Mißbräuche unterwarf aber 
das Tridentinum die eremten Oxdensinftitute in vielen Beziehungen wieder den Biſchöfen, 
Indem e8 dieſe em für allemal zu dieſem Zwede zu “Delegaten des apoſtoliſchen Stuhles 
beftellte. Im Folge deſſen erftredt ſich die bifchöfliche Aufficht auch bei dieſen auf die 
Lehre und den Glauben, die Verwaltung der Säcularjeeljorge (d. h. über Nichtange- 
hörige des Klofters, 3.9. in einer ihm incorporirten Pfarrei), die Adminiſtration der Meſſen; 
ferner hat der Vifchof die vorfommenden, den ordo episcopalis vorausfegenven Weihe- 
handlungen vorzunehmen (aljo die Regulaven zu orbintren, ihre Altäre und Kelche zu 
confecriren und ihnen das Chrisma zu bereiten), endlich befitt er auch die Etrafgewalt 
über die außerhalb des Kloſters lebenden Regularen; in Betreff der eremten Nonnen-R. 
hat er endlich aud über die Beobachtung der Elaufur zu wachen. — Die Erridtung 
neuer K. eines fchon beftehenden Ordens ſetzt die Genehmigung des apoftolifcyen Stuhles 
und die Erlaubniß des Diöceſanbiſchofs voraus, ferner die Anhörung der fonft Inter— 
effirten, namentlich ber übrigen Orben, welche entweder im Orte felbft oder in einer 
Entfernung von 4000 Schritt davon anfällig find. Inwiefern die Staatsgewalt dabei 
zu concurriren bat, f. den Art. Orden. Jedes ordnungsmäßig errichtete Klofter eines 
Mannes- oder Frauenordend wird damit zugleih nah can. R. eine juriftiiche Perſon, 
welche fähig tft, Eigenthum zu erwerben, fofern dies nicht, wie 3. B. bei den Bettel- 
Orden, durch die Regel der legteren ausgeſchloſſen iſt (ſ. a. a. Po Bol. im Uebrigen, 
wie auch über die Literatur den Art. Orden. P. Hinſchius. 


Klüber, Johann Ludwig, geb. 10. Nov. 1762 in Tann an der Ulſter, ftu— 
dirte in Erlangen, Gießen, Leipzig, wurde 1784 Doctor in Erlangen, 1787 ord. Prof., 
1792 Magiſter der Philofophie, 1804 nad Karlsruhe als Cabinetsrath berufen, ging, 
1807 nach Heibelberg, 1817 geb. Legationsrath in Berlin, ftarb 16. Febr. 1837 in 
Frankfurt a. M. | 

Schriften: De Arimannla (diss.), Erl. 1785. — Staatsrecht des Rheinbundes, Tb. 
1808. — Aeten de Wiener Congreſſes, Erl. 1815 —35 (9 Bände). — Kritifhe Ausgabe ber 
Schlußacte des Wiener Congreſſes und ber Bundesacte; Ueberfiht der diplomatifchen Verhand⸗ 
lungen des Wiener Eongrefies, 1816. 1818 — Deffentt. Hecht bes deutichen Bundes und ber deut⸗ 
fhen Bundesftaaten, 1817, 1822, 1831, 1840 (von Morftadbt). — Europ. Völkerrecht, Stuttg. 
1821; 1851 (von Morftabt); franz. von Aillaud, Paris 1831; neugriechifh von Clona- 
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tes, 1822; ruffiih von Lyslow, 1828. — Duellenfammlung zum „Deffentl. R.“, 3. Aufl. 
1830. 1833. — Staatsarchiv des deutſchen Bundes, 1816—18. — Abhandlungen und Beobachtungen 
für Geſchichtskunde, Staats- und Rectswiflenichaften, 1830 — 34. — Die Seldftändigleit des 
Richteramtes, 1832. — Nachlaß, herausgeg. von Mülhens, 1838; von Welder, 1844. 
Lit.: Mohl, I. 473— 487. — Kaltenborn, Kritit des Bölferreihts, 18417, S. 175— 
183. — Bluntſchli, V. 614. — Neuer Nekrolog der Deutfchen, 1837, ©. 238 — 215. — 
Sapigny, IT. 212. Zeihmann. 


Snappichaften, Knappſchaftsvereine, in Defterreich „Bruberladen“, („‚Rnapp- 
Ihaftscafien over Verlorgungsanftalten)“, find Unterftügungsgenoffenihaften, frühzeitig 
unter den Bergleuten (1300 Kuttenberger Bergordnung) Angefichts der täglichen Erfah: 
rung von den gemeinfamen Gefahren des Grubenlebens gegründet. In Preußen hat die 
Geſetzgebung neuefter Zeit die Organılation nachdrüdlich gefördert; 1854 wurde die Ein- 
richtung obligatorifh ; 1861, 1865 (24. Juni Berggeſetz) traten Erleichterungen bezüg- 
lih der Selbftverwaltung, auch theilweife der freien Vereinigung ein ; die leitenden Grund: 
füge find ſeitdem auf die neuerworbenen Provinzen im Wefentlihen übertragen, überall 
unter Schonung der früher entftandenen 8. Iſt fir einen neu gegründeten Verein das 
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von den Werkbeitgern nebft einem Ausſchuß der Arbeiter aufgeftellte Statut vom Ober- 
bergamt al8 ven gefeglichen Beftimmungen nicht zumiderlaufend beftätigt, jo tritt der 
Verein als juriftiihe Perfon in das Rechtsleben ein, repräfentirt durch den gemählten 
Knappſchaftsvorſtand, erhalten durch die Beiträge der Arbeiter und der Werkbefiger, welche 
mittelſt Berwaltungserecution vorbehaltlich des Rechtsweges beitreibbar: beftimmt zur Ge— 
währung 1) von freier Cur und Arznei, 2) von Krankenlohn bei Erkrankung ohne gro— 
bes Verſchulden, 3) von Begräbnißloften — für welche breit Zwecke eine bejondere „Kranz= 
kencaſſe“ errichtet werden darf. — 4—6) von Unterftügungen an (Ganz⸗, Halb=) Invalide, 
Wittwen und Waiſen, auch Invalidenkinder, je nach beftimmten Grenzen. Die Anſprüche 
der Berechtigten „können weder an Dritte übertragen, noch auch mit Wrreft belegt 
werden.” „Knappichafts-Aeltefte”, gemählte Vereinsmitgliever, überwachen die Befolgung 
des Statuts durch die Übrigen, auch den Vorſtand; das Gleiche gejchieht, insbeſondere 
bezüglich der Bermögensverwaltung, vom Oberbergamt dur einen Commiffar. In Ans 
regung gebracht iſt neuerdings ein Schiedsgericht für Regelung der Kohnverhält 
niffe. — In England, Frankreich, Belgien find Unterftügungsvereine dem freien Willen 
der Bergleute anheimgegeben. In den legten beiden Ländern beftehen vielfach Kranfen- 
caffen, caisses de secours, in Belgien daneben auch Berforgungscafien, c. de pre- 
voyance. 

Sfgb. u. Lit.: Preuß. allg. Berggeſ. v. 24. Juni 1865, 88. 165 — 186; neue Provinzen 
Gef. Samml. 1867 ©. 238, 242, 601 f., 772; Gel.Samml. 1869 ©. 453. Walded daf. 
©. 78. Braunfhweig, Berggeſ. v. 15. April 1867. Kloflermann, Preuß. Berggeſ. 
(1866), S. 304 f. Wadler, dgl. (1865), ©. 212 f. Dr. Achenbach, Das franz. Bergredt 
u. feine Fortbildung durch das preuß. Berggeſ. (1869) 8.101. v. Rönne, Staatsredht 8. 386. 
Manger, Oefterr. Berggeſ. v. 23. Mai 1854, f. $. 210 fi Braffert, Zeitfhr. f. Bergrecht, 
UI. ©. 22 f., IV. 132 Y VIH. 528. Berfaiefor Hiltrop, Ueber bie Reorgentatton ber 
königl. Kafſen im Hinblid auf die Bildung von Derfiherungegenoffenfejaften für Arbeiter an⸗ 
derer Gewerbe (1869) in der preuß. flatiftiichen Zeitichr. von Dr. Engel. Sqap 

aper. 


König, Kilian, geb. 1460, von 1498 an im Rath zu Zwickau, 1504 Kanzler 
in Friedland, Ipäter wieder in Zwickau, deſſen Statuten er bearbeitete, ftarb 1526: 

Schrift: Processus und practica der Gerichtsleuffte nach Sechsischem gebrauch, 
1541, Leipz. 1581, 1588, 1594. 

Lit.: Stobbe, II. 180, 181, Note 50. — Muther, Jahrbb. für Dogmatik, VI. ©. 169. 

Teichmann. 

Konnoſſement — franz. connaissement, pölice de cargaison, ſpan. conoci- 
miento, engl. bill of lading — ift das fhriftlihe Bekenntniß (Quittung und Schuld⸗ 
ſchein) des Führers eines Seejchiffes, gewiffe Waaren zur Auslieferung an einen 
beftimmten Empfänger in einem bezeichneten Löſchungshafen empfangen zu haben 
(ſ. Th. L ©. .438). Dafjelbe ift dem Ablader nad Beendigung jeder einzelnen 
Abladung in fo vielen Exemplaren, als diefer verlangt (nach) dem C. com. minbeftens 4, 
in England und Amerika gewöhnlich 3), gegen Rückgabe des etwa bei ver Annahme ver 
Güter ertheilten vorläufigen Empfangsſcheins („receipi, receive, recepisse* — 
Auszug aus dem „Labebuch”) auszuftellen. Die (üblichen) Beſtandtheile des K., auf 
welche der Ablader ein Recht hat, find im Allg. D.H.G.B. aufgefilhrt; ber C. com. ver- 
langt außerdem noch die Angabe der Gattung der verladenen Güter, des Wohnorts des 
Schiffer8 und der Größe des Schiffes, ferner die Unterzeichnung durch den Ablader und 
den Schiffer (Telbft); jedoch ift man im Begriff, dieſe Erforderniſſe zum Theil fallen zu 
Infien Dad 8. wird gewöhnlich an Ordre — ſchlechthin, d. h. des Abladers, oder 
an die des Empfängers — geftellt; nach franz, engl. und nordamerikan. R. kann e8 
auh anf den Inhaber geftellt werben; in erfterem Falle ift es indoffabel (au 
in blanco) wie ein Wechſel. Mit diefer leichten Negotiabilität der K. hängt es innerlich 
zuiammen, daß das K. eine unbedingte, obſchon nicht formale Verpflichtung des 
Schifferd zur Auslieferung der darın bezeichneten Waaren an den durch das Papier legi⸗ 
timirten Empfänger ohne Rüdficht auf den Inhalt des Frachtcontracts begründet, welche 
freilich zuweilen durch Elaufeln, wie „Inhalt, Gewicht, Maß unbelannt‘, „Frei von Bes 
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ſchädigung“, u. |. w. modificirt wird. Der Empfänger iſt keineswegs Rechtsnachfolger des 
Abladers, ſondern Gläubiger aus eigenem Rechte, braucht ſich alſo Einreden aus ber 
Perſon des erſteren nicht gefallen zu laſſen (wie dies namentlich auch in England ſeit 
ver ſog. Bills of Lading Act von 1855 unbezweifelten Rechtens iſt). ‘Die Auslieferung 
der Wanren erfolgt nur gegen Rüchkgabe des quittirten K.; in ber Regel geniigt bie 
Nüdgabe eines Original= Eremplard (nit der dem Schiffer auf Verlangen ertbeilten, 
vom Ablader unterfchriebenen Abſchrift). Für die Erfüllung der Komnoffementsforberung 
haften (binnen einjähriger Verjährungsfrift) der Rheder mit Schiff und Fracht, der 
Schiffer bei übernommener Gemwährsleiftung oder bet eigener Verſchuldung perſönlich. 
Eine Regreßklage gegen den Bormann ift nur nah Maßgabe des der Begebung zu 
Grunde Tiegenden Berbältnifjes begründet. — 

Bei der umbebingten, ſtreng einfeitigen Natur des aus der Zeichnung des K. ent- 
fpringenden Forderungsrechts und bei der Bedeutung des Indojfaments muß 
die Verfügung über das K. in ihrer Wirkung der Verfügung über die Waare min- 
deftens nahe fommen. Der Handelsverkehr legt indeffen der Uebertragung des K. eine 
die Waare unmittelbar ergreifende (dingliche) Wirkung bei, was dann juriſtiſch in 
fehr verfchtedener Weife conftruirt zu werden pflegt (ſymboliſche Uebergabe, constitutum 
possessorium, Befigerwerb des Schiffer® im Namen des Konnoffementinhabers, Ceſſion ber 
rei vindicatio, rejp. der Beſitzklage des Abladers u. dgl. m.). In Frankreich, Holland, 
England und Nordamerita wird offen anerkannt, daß das K. die Waare repräfentire, 
daß mithin durch die Mebertragung deſſelben Befig und Eigenthum der Waare übertragen 
werde. Auch in Deutichland war früher die Beſitztheorie die herrſchende (Pöhls, 
Mittermaier, Wilda, Treitſchke u. A.; auch die oberften Gerichte zu Berlin, 
Dresden, Roftod ꝛc.). Neuerdings hat namentlih das Ober-Appell-Gericht zu Lübeck 
die entgegengejettte Auffaflung dahin zur Geltung gebracht, daß alle Wirkungen der Ueber⸗ 
tragung des 8. fich aus der obligatorifchen Bedeutung des letzteren m Berbindung 
"mit dem particularresitlihen Sage „Band wahre Hand“) zur Genüge erklären (ähnlich 
Thal, Brindmann, Gerber, Runge, Laband, Endemann, Polak u. 9.; 
anderer Meinung ift namentlih Goldſchmidt; vermittelnd Ihering). Das H.G2. 
hat jedoch, der faufmänntichen Anſchauung folgend, bezüglich des Erwerbs und der Fort: 
Dauer von Pfand und Retentionsrecht und für Ordrekonnoſſemente bezüglich des Erwerbs ber 
von der Uebergabe der Güter abhängigen Rechte überhaupt, der Uebergabe des K. an den 
legitimirten Empfänger die Wirfungen der Uebergabe der Güter beigelegt (wenn dieſe 
wirklich abgelaven find), An das K. knüpft ſich aljo unter allen Umftänven die Deten- 
tion der Waare; alles Weitere hängt von dem concreten Beziehungen ab. Das (gemein: 
vechtliche?) „Verfolgungsrecht“ des unbezahlten Abſenders ift dadurch nicht unbedingt 
ausgeſchloſſen. Im Falle der Eollifion mehrerer Konnoffementsinhaber läßt das H. G. B. 
(aus Zweckmäßigkeitsgründen) zunächſt die Prävention im Beitimmungshafen, even- 
tuel die Priorität der Begebung von dem gemeinſchaftlichen Bormanne (Wbjen- 
dung) enticheiven; eventualissime wird feiner fih auf das K. berufen können. Der 
€. com. faßt nur den Fall einer Abweihimg des Inhalts ind Auge. Neuerdings wird 
in Frankreich ein bedenkliche Numerirungsſyſtem projectirt. Nach engl. und nordamerilan 
N. enticheivet in ber Regel die Priorität der Begebung. 

Gfgb. u. Lit.: Allg. D. 9.6.8. A. 302, 305, 313, 374, 615, 644— 664, 731, 888. C. 
com. a. 281—285. Engl. Gel. v. 14. Aug. 1855 (An act to amend the Law relating to 
Bills of Lading 18 & 19. Vict. c. 111), — Boigt, Neues Archiv für Handelsrecht, II 
©. 119. — BöHLE, Darftellung des Handelsrechts, 1. $. 86 (S. 181 — 189); III. (Seeredit) 
88. 421, 422 (©. 447 fig). Wilda in Weiske's Nechtslericon, III. ©. 31 fig. (f. voce 
„Sonnoffement”). Ihering, Jahrbb. für Dogmatik, I. 176 fig. Laband, Zeitſchr. für 
deutfche® Recht, XIX. ©. 121 fig. Jetzt vor Allen: Goldſchmidt, Handb.des Handelsrechts, 
I, 2. 88. 70-74 (©. 650-732). — Pardessus, Cours de droit comm. 722 — 729. 1290. 
Kent, Comm. on American law, II. (Part. V. Lect. XLVII, 2.) R. Koch. 
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find. Dieſelbe begreift a) äußerliche Verletzungen des Körpers, b) ſonſtige Geſundheits- 
ſtörungen, c) Mißhandlungen, welche feine Geſundheitsſchädigung zur Folge haben. Die 
letzteren ſind der durch Thätlichkeiten begangenen Ehrenkränkung nahe verwandt. Der 
Begriff der letzteren iſt zur Anwendung zu bringen, wenn die Mißhandlung ſich als ein 
Ausdruck von Verachtung charakteriſirt. Preußen zieht, auch hier dem C. p. folgend, 
auch diefen Tall zur 8. Anders ver Nd., ſowie der Defterr. Entw. ımb die meiften 
übrigen deutſchen Geſetzgebungen. Ein Verbrechen Liegt jelbfiverftändfih dann nicht vor, 
wenn die Handlung als Ausübung eines Züchtigungsrechtes ericheint. Dal. in 
Betreff vieles Rechts Oppenhoff zum 16. Titel des preuß. Strafgeſetzes. Die Üeber- 
fchreitung deſſelben fällt dagegen unter die Beitimmungen über K. Dabei ift indeß auf 
die bejondere Geftaltung des inneren Thatbeftandes Rüdficht zu nehmen (vgl. Würt. 268, 
Sachſ. 176). — Bon dem gegen die Privatperfon gerichteten Verbrechen der K. iſt die 
auf Berlangen des Berlegten erfolgende ebenſo zu unterfcheiden, wie die Tödtung 
eined Einwilligenden von Mord- und Todtſchlag. Indeß gedenken die Geſetze des Falles 
nicht (1. jedoch Defterreih $. 152 und dazu Herbft) und die Prariß pflegt dies im Sinne 
einer Identification deſſelben mit dem Hier in Frage ſtehenden Verbrechen zu beuten. 
Alle Gelege machen Abftufungen mit Rüdfiht auf die Verfchievenheiten des Ber- 
bredenserfolgs Preußen unterjcheivet die mit tödtlicher Folge begleiteten, die 
ſchweren, die erheblichen und die leichten Körperverlegungen. Auch Sachen und Belgien 
baben 4 Stufen; Baiern, das die K. mit tödtlicher Folge den ſchweren zuzäblt, nur 3. 
Der No. Entw. läßt die Kategorie der erheblichen K. fallen. Oeſterreich ſcheidet Ver- 
brechen und Vergeben der K. und theilt die erfteren wieder in 3 Kategorien. Der Oeſterr. 
Eutw. untericheidet Leichte (bloße „Vergehen“), ſchwere und „beſonders ſchwere“ K. Baden 
bat 6 Stufen x. — Die Spige der Scala bildet hiernach die K. mit tödtlicher Folge, 
infofern dieſelbe nicht wie in Baden, Witrtemberg, Braunfchweig und Oefterreich den 
Födtungdverbredyen eingereiht wird. Der zweiten Stufe gehören nach den meiften Geſetzen 
an: a) die Herbeiführung einer Geiftesftörung (Sachſen: welche feine Ausficht auf Heilung 
ährt), b) die Zerftörung des Sehvermögend oder des Gehörs, der Sprech- oder der 
engungsfähigkeit, e) Verftümmelungen (No. Entw.: der Verluſt eines wichtigen Körper: 
glieded, ähnlich Belgien), d) die Herbeifüihrung einer unheilbaren Krankheit (Nd. Entm : 
von Siechthum oder Lähmung), e) die Herbeiführung von dauernder (Baiern: mehr als 
60 Tage dauernder gänzlicher oder theilweiſer, Frankreich: mehr als 20tägiger) Arbeitö- 
unfähigfeit (d. i. Unfähigkeit zu körperlicher, erhöhten Kraftaufwand nicht vorausſetzender 
Arbeit), nach einigen Geſetzen auch die bloße Unfähigkeit zur Berufsthätigkeit (Frankreich 
und Belgten: zur „perfünlichen” Arbeit)... ... . Der nächſtniedrigeren Stufe finden 
fich zugemwiefen vorübergehende (Batern: nicht mehr als 60 Tage dauernde) Arbeits- 
unfãhigkeit und Krankheit, dauernde Entftellung (die jedoch eine ſehr verſchiedene Würdigung 
erfährt, vgl. Preußen und den No. Entw.) ꝛc. — Anderweitige, der äußeren Thatfeite 
angebörige Strafabfhufungs-, in specie Schärfungsgründe Tiegen nad) mehreren Gejegen 
im der Richtung der That gegen Verwandte (Sachlen: oder Verjchmägerte) in aufiteigenber 
Linie (Sachſen: oder gegen Pflegeeltern oder Wahleltern, Oeſterr. Entw.: oder gegen ben 
Shegatten), ſowie in der gegen öffentliche Wunctionäre während der Ausübung ihres 
Berufs oder mit Bezug auf denſelben; ferner in der befonderen Gefährlichkeit der Be— 
gehungsweile ober der gebrauchten Mitte. — Das legtermähnte Merkmal charakterifirt 
u. U. die in den meiften Geſetzen (jedoch Sachſen, Defterreich) hervorgehobene auf Ge— 
ſundheitsſchädigung gerichtete Berbringung von Gift oder (Preußen, No. Entw.) anderen 
Stoffen, welche die Geſundheit zu ſchädigen geeignet find. Die Verfügung des letzteren 
Zuſatzes oder eines ähnlichen (vgl. Heflen, Baden), wodurch der Begriff des Gifts feine 
prattifche Bedeutung im Wejentlichen einbüßt, wird mit dem Scheitern aller Verſuche, 
dieſen Begriff exact und den Motiven des Geſetzes entiprechend zu befiniren, begründet. 
Die harakterifirte Handlung pflegt unabhängig von dem wirklichen Eintritt ſchädlicher 
Folgen als vollendetes Delict und zwar mit relativ ſchweren Strafen bevroht zu fein. 
Tür den Fall, wo fie eine fchwere Verlegung, ſowie fir den, wo fie den Tod des Ber: 
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letzten herbeiführt, finden ſich beſondere über das Maß der ſonſtigen Bedrohung der K. 
weit hinausgehende Strafſätze. Baiern faßt die K. durch Gift mit andern Arten ber in 
der Begehungsweile ausgezeichneten, beſonders gefährlichen K. zufammen. — Uebrigen® 
ift überall neben dem wirklich eintretenden Uebel die Gefahr in Betracht zu ziehen, 
welche fih etwa darüber hinaus für Leben ober Geſundheit des Berlegten oder Dritter 
in der Handlung begründet. ‘Die Gefege berückſichtigen dergleichen gemein- ober individuell⸗ 
efährlihe Handlungen auch unabhängig von dem Eintritte einer Verlegung in criminellen 
A B. Würtemb. 270, 71, Franfreih 318) und polizeilichen Strafbeftimmungen. — 
Werner ift neben der Geſundheitsſchädigung auf die Intenfität und Dauer des verurfachten 
Schmerzes zu jehen (vgl. Defterreih 155 c, Heffen 271). Ber der bloßen Mifhandlung 
fiegt darin der principale Strafausmeffungsgrund. 

M ſubjectiver Hinſicht ift zunächſt zwifchen doloſer und fahrläffiger Begehung 
zu unterſcheiden. — Bezüglich der doloſen K. iſt zunächſt negativ zu fordern, daß Die 
Abficht nicht auf Herbeiführung des Todes gerichtet fei, ferner, bei bloßen - Mißhandlungen, 
daß fie fich nicht Lediglich als Abſicht, Verachtung zu bezeigen, darftelle (dagegen Preußen). 
Poſitiv iſt zu fordern, daß die verlegende Einwirkung auf den Körper des Andern vor= 
Jäglich erfolge. Im Bezug auf die im den Gefegen beroorgehobenen und zu Merkmalen 
befonverer Unterarten gemachten Folgen wird dagegen Borfag im Allgemeinen nicht voraus— 
gejetst, mehrfach jedoch für ben Fall feines Vorliegens höhere Strafe gevroht (Nd. Entw. 
Defterr. Entw., Sachſen). Die Frage, ob tm Betreff jener Folgen nicht minveftens die 
Merkmale der Culpa vorliegen müfjen, wird meift nicht ausdrücklich entſchieden und die 
Praris pflegt dies in dem Sinne zu deuten, daß es auf die Vorausſehbarkeit und alfo 
Zurechenbarkeit diefer Folgen überall nicht ankomme (vgl. in Betreff ber preußifchen 
. Oppenhoff, die öfterreichiiche iſt ſchwankend). Daß e8 ein Widerfpruch fer, Folgen einer 
Handlung zum Maßſtab fir deren criminelle Behandlung zu nehmen, ın Bezug auf 
welche die Bedingungen der Zurechenbarfeit nicht vorliegen, wird dabei überfehen. Auch 
Davon abgejehen läßt jene Behandlungsweiſe der Schuldfrage Bedenken zu. Ste madt 
u. A. Schwierigkeiten in Betreff der Behandlung des Verſuchs und ber Theilnahme, 
Anſätze eines richtigeren Verfahrens |. un bairiſchen (238), badischen (234, 212, 13), 
heſſiſchen (265), würtemb. (260, 246, 47) Strafgeſetz. — In Betreff der doloſen K. 
wird in der neueren Geſetzgebung meift wieder zwilchen Handeln mit Borbedadt und 
Handeln im Affecte unterjchieden. Preußen gedenkt diefer Unterſcheidung nur bei ber 
leichten 8., der Nd. Entw. (vgl. Sachſen) gar nicht. — Wird der Affeet durch eine 
ungeredhte Provocation, d. i. durch ihm oder feinen Angehörigen zugefügte Mif- 
handlungen oder jchwere Beleidigungen hervorgerufen, und folgt ven legteren die K. un— 
mittelbar, fo follen (Sachen und Thüringen „können“) ebenjo wie beim Todtichlage mil= 
dere Strafläge zur Anwendung gebracht werben. Preußen und Belgien nehmen ohne 
Grund den Fall aus, wo die That gegen Aicendenten begangen wird. Im Nd. Entw. 
ift diefer Milderungsgrund im Syſteme der mildernden Umftände untergegangen. — Im 
Valle der fofortigen Ermwiderung einer leichten K. ober einer Beleidigung durch eine 
eben folche geftatten Preußen und der Nd. Entw. dem Richter von der Beftrafung beiber 
Theile oder auch nur eines Theils Umgang zu nehmen. Einer ſolchen Beftimmung dürfte 
indeß im Kapitel von den 8. nur da eine Stelle gebühren, wo, wie in Preußen, die 
Realinjurien mit ihnen zufammmengeworfen werden (vgl. die Motive zum No. Entm.). 

Auch die Fahrläffige Begehung wird in der neueren Geſetzgebung, jedoch überall 
nur in beichränktem Umfange, zur Beftrafung gezogen. Hiebei haben die oben erwähnten 
Abſtufungen nach dem Erfolge die gleiche Bedeutung wie bei der dolojen Begehung, mas 
indeß richt überall (vgl. Preußen und den Nd. Entw.) einen entſprechenden Ausdruck findet. 
— Ausgezeichnet wird vielfach die mit Verlegung einer befonderen Berufspflidt 
verbundene fahrläffige K. (vgl. Preußen, welches dieſen Auszeichnungsgrund auf die vor= 
ſätzliche K. ausdehnt, No. Entw., Baden, Würtemberg, Braunfchweig). Hierher gehört 
auch die durch den Arzt (Defterreih nennt aud den Wundarzt 357) in Folge des 
Mangels oder der Bernachläffigung gemeiner mediciniſcher Kenntniſſe oder Fertigkeiten 
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berbeigeführte K. Gegen die auszeichnende und überhaupt gegen die criminelle Behand- 
fung berfelben Tiegen mannichfache Protefte von mediciniſcher Seite vor, während bie 
Juriſten, wohl mit Recht, daran feftgehalten haben wollen. Neben der Strafe für fahr- 
Ylfige (bzw. doloſe) K. wird bei diefen mit Berlekung einer Berufspflicht begangenen K. 
mehrfach facultativ die Entziehung der Befugniß zur Ausübung des betreffenden Berufs 
gedroht. “Preußen droht fie bei vorfäßlicher K. obligatoriſch, bei fahrläſſiger facultativ 
und nur beim Rüdfal. Der No. Entw. verorbnet, im Zuſammenhange mit ber No. 
Gemwerbegefetsgebung, nur eine höhere Strafe. 

Der Verbrechensver ſuch bleibt nach venjenigen Geleßgebumgen, welche die Drei— 
theilung der Delicte haben, bei Teichten und bzw. erheblichen K. ftraflos. Hinfichtlich 
der verſchiedenen Arten der Ichweren K. ift feine Denkbarkeit beftritten worben. Jedoch 
ohne zureichenden Grund. Dieſelbe ift zunächft dort gewiß, wo die abfichtlidhe Herbei- 
führung des zur ſchweren K. gehörigen Erfolgs eine beſondere geſetzliche Berüdfichtigung 
erfährt (vgl. Sachſen 169, Baden 225, 27, 32, 33, Defterreih 169, No. Entw. 220, 
Defterr. Entw. 235, 6). Aber auch da, wo die bolofe, vie culpofe und die cafuelle 
Herbeifühbrung des betreffenden Erfolgs unterſchiedlos unter die nämlichen Strafbeftim- 
mungen gezogen wird, wie (nach der herrſchenden Auslegung) in Preußen, ift doch in 
Betreff der erfigenannten ein Verſuch ſehr wohl denkbar, und es ift nicht abzuſehen, 
weshalb ein folcher nicht, den allgemeinen fir die Behandlung des Verſuchs geltenven 
Grundfägen entſprechend, jollte zum Beftrafung gezogen werben können. — Für ben 
Theilnehmer und Anftifter an einer K. gilt Hinfichtlich der Frage, inwiefern Dolus 
und Culpa vorauszufegen et, natürlich das Gleiche, wie für den unmittelbaren Thäter. — 
Singuläre Beftimmungen finden ſich fat überall für bei einem Raufhandel (No. Entw.: 
„bei einer Schlägerei oder einem Angriff“) zugefügte K. Diejelben enthalten meift, mit 
Rückſicht auf die Schwierigkeiten des Schuldbeweiſes, geſetzliche Präſumtionen in Betreff 
der Betheiligung an der Herbeiführung einer K.; zum Theil nur verſteckt, wie Diejenigen, 
welche die Betbeiligung an dem Raufbandel an und für ſich, jedoch nur in dem Falle, 
werm berielbe eine fchwere (Breußen: erhebliche) 8. zur Folge bat, bedrohen (Preußen, 
Sachſen, Baiern, Braunfchweig). Dagegen hält fi) der 8. 222 des Nd. Entw. in der 
Faſſung, die ihm der Reichstag gegeben, von ſolchen Präfumtionen vollftändig frei. Der- 
felbe bedroht “Denjenigen, der ſich bei einer Schlägerei oder einem Angriffe eines gefähr- 
Yichen Inſtruments bedient, falls er nicht unverfchulbet in den Streit hineingezogen wurde. 

Die Strafprohungen umfaſſen die ganze Scala von der Geldbuße incl. bis zur 
lebenslänglichen Zuchthausſtrafe. Der Nd. Entw. erfennt (gleich Sachen, Thüringen und 
Braunſchweig) dem Verletzten ein Recht auf Forderung eined von der Strafe unabhängigen 
„Schmerzensgeldes“, bzw. einer Privatbuße zu, und zwar nach den Reichsraths— 
beichlüffen bi8 zum Betrage von 2000 Thlr. und nicht lediglich, wie nad) der Vorlage, 
ber vorfägliher 8. Die Zuerkennung diefer Buße ſoll nah ihm (anders Braunfchweig 
16. 5) vie Geltendmadung eine® weiteren Entſchädigungsanſpruchs ausſchließen. Die 
Beanadigung hat fi auf dieſen Anfpruch nicht zu erftreden. — Die Beftrafung leichter 
K. tritt nad) den meiften Gefeßgebungen nur auf Antrag ein. Nur Preußen läßt bei 
Yeichter vorfägliher K. auch ein Vorgehen von Amts wegen zu. Bei fahrläffiger K. 
ſchließen Sachſen, Thilringen, Baden und der Nd. Entw. (nach den Reichstagsbeſchlüſſen) 
das Officialverfahren allgemein aus, Preußen desgleichen infofern es fich nicht um fchwere 
K. handelt (vgl. Baiern) und die That nicht mit Webertretung einer Berufspflicht be 
gangen wurbe. 

Sfgb.: Nd. Strafgef. 8. 22233. No. Entw. $.218—28. Preußen 187—203. Baiern 
234—42. Sachſen 166—76. Oeſterreich 152—57, 335 flg. Oeſterr. Entw. 235 —41. Wilrten- 


berg 260—63. Baden 225—38. Braunſchweig 15965. Heflen 262—75. Frankreich 309— 
16 (Gef. vom 13. Mai 1863), 318, 20— 26. Belgien 398 — 415. 
Lit: Berner, Gerichtsſaal, 1866, S. 270 f., 1867, ©. 1 f.; Berner, Kritik des RD. 


Entw., ©. 44 f.; Hälſchner, 1. c. 128 — 72; Juriſtiſch-mediciniſcher Commentar 2c. von 
Mair, IIL Mertel. 


28 Köfttiin — Kreuzverhör. 


Köſtlin, Chriſtian Reinhold, geb. am 29. Januar 1813 zu Tübingen, 
ſtudirte daſelbſi, in Heidelberg und Berlin, war als Referendar am Gericht in Eßlingen 
thätig, fowte am Criminalgericht zu Stuttgart, wurbe 1836 Redtöconfulent, Habilitirte 
fh 1839 in Tübingen, wurde 1841 außerorbentl. Brofefjor, 1848 Mitglied des Jenenſer 
Profefforencongrefieg, 1851 orbentl. Profeflor, ftarb 1. September 1856. 

Schriften: Die Lehre vom Mord und Todtſchlag, Stuttg. 1838. — Wilhelm I. König 
von Würtemberg und bie Entwidelimg der würtemb. Berfafjung, 1839. — - Die Perbuellio unter 
den röm. Königen, Tüb. 1841. — Neue Revifion ber — 5 bes Crim.R., Tüb. 1845. 

— Der Wendepunkt des deutſchen Strafverfahrens im 19. Jahrh ch un geſchichtlich be⸗ 
leuchtet Tüb. 1849. — Das Befämwornengeridht für Nichtjuriſten, Tüb. 9. — Syſtem des 
deutichen Strafrechts, Tüb. 1855. — Die Geſchwornengerichte, Leip — Asgandlungen 
aus dem Strafrechte, herausgeg. von Geßler, Tüb. 1858. — © Ad. bes beutichen Strafrecht, 
im Umriß berausgeg. von Ge ler, züb. 1859. — Die —S een Rechts um 
Mittelalter (Ztjchr. f. deutfches R., '». 12). — Ueber Entftehung und Fortbildung ver jury 
auf engl. Boden (ebenda). — Das german. Strafrecht (ebenda Bd. 14), — Die E werl ung 
nach deutſchem R. (ebenda Bb. 15). — Lehre von der Unterfhlagung (Soltdammer’s 
Bd. 4; 1856). — Ueber Waarenfälſchung (Ar. für Crim.R., 1856). — Der Diebftabl nos 
beutfepem R. vor der Carolina (Krit. Ueberſch. Bd. 3). 

: ©. Kritiſche Ueberſchau, Bd. 5, S. 117— 130. Teihmann. 


Rrahureit jus geranii, d. h. das Recht, durchgehende, auf Schiffen ankommende 
Waaren ausladen, unterfuchen, wiegen und meſſen zu laflen und von ihnen Zoll⸗ 
und Krabngebübren zu erheben. Im Mittelalter bejaßen die Städte kraft kaiſerlicher, 
Tpäter auch, fanvesherrlicher Verleihung dieſes publiciftiiche Bannrecht, gewöhnlich verbunden 
mit dem Stapelrecht, jus stapulae, d. h. der Befugniß, die durchziehenden Kaufleute 
zu nöthigen, ihre Waaren eine beſtimmte Zeit lang zum Verlauf an die Bürger auszu⸗ 
legen over auch zufammen mit dem Niederlagsredht (jus emporii), wonad; bie 
fremden Händler gezwungen weren, ihre Waaren ausichlieglih an Einwohner der Stadt 
zu verfaufen. In Folge der totalen Umwälzung der ftäbtilchen Verfaſſungen, der Ber- 
änderung der Handelsgeſetzgebung u. |. mw. find dieſe Rechte zu Biftoriichen Antiquitäten 


geworben. 
Lit.: Pfeffinger, Vitriarius illustratus, lib. III. tit. 2. $. 3 (3, 198); Klüber, 
Deffentliches Recht des deutſchen Bundes, 58. 577, 581, 584. P. Sinfhius. 


Kreitmayr, Franz KZaver Alonfius Wiguläus, Freiherr von, geb. 
14. Dec. 1705 zu München, ftudirte in Ingolftadt, Utrecht, Leyden, practtcirte in Web- 
far, wurde Mitglied des baterifchen Hofraths, 1745 Reichsfreiherr, Hofrathskanzler und 
Geh. Rath, 1749 Geh. Rathsvicekanzler und Conferenzminiſter, ſtarb 27. Oct. 1790. 


Schriften: Er ſchuf ben codex juris bavariei criminalis 1751 (Anm. 1752. 1774) Com- 
mentar Minden 1752, 1756, 1785; — den codex juris bavarici judieiarii 1753, mit Commentar 
Münden 1753, 1755, 1778, 1810, 1813; — ben codex Maximilianus Bavaricus civilis 1756 
mit Commentar, München 1757—68. — Er ſchrieb: Grundriß der gem. u. baier. Privat- 
En? en, fat. 1776. — Grundriß des allg. deutfchen u. baier. Staatsrechts, 

Lit.: Bluntſchli, VI. 80-83. — Stobbe, II. 443 — 445. — Berner, Die Strafe 
geſetzgebung in Deutihland vom I. 1751 bis zur Gegenwart, Leipz. 1867, ©. 1-8 

Teichmann. 

Kreuzverhör. K. ift die Befragung eines von dem Beweisführer bereits abge⸗ 
hörten Zeugen oder Sachverfländigen durch Den Gegner des Beweisführers bei ver münd⸗ 
- Tichen Geweißerhebung Fälſchlich bezeichnet man mit 8. im Allgemeinen das Verhör der 
Zeugen durch die Parteien. Das K. war, ohne techniſchen Namen, fchon dem römifchen 
Civil⸗ und Strafproceß befannt. Gegenwärtig bildet dasfelbe einen der wichtigften Be— 
ftanbtheile des engliſchen Straf⸗ und Civilprocefied nad common law. Dan unterfcheidet 
in England examination in chief (Sauptverhör), d. h. Befragung des Zeugen (Sach⸗ 
verftändige eingefchloffen) durch die Partei, für welche verfelbe benannt ift, und cross- 
examination (Rreuzverhör), d. h. Befragung durch die Gegenpartei oder deren Anwalt. 
Nah der Beendigung der cross-examination fann in Beziehung auf Gegenftände, Die 
hierbei zur Sprache gefommen find, re-examination durch den Producenten eintreten. 
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Die Aufgabe des K. iſt es theils, thatfächliche Ungaben in der Hauptſache zu erhalten, 
weiche im Hauptverhör nicht gemacht find, theils die Wahrheitsliebe und Gedächtnißtreue 
de8 Zeugen zu prüfen. Dies geſchieht insbeſondere Durch Kreuz und Ouerfragen, durch 
Erinnerimg an frühere abweichende Auslafjungen, durch Eingehen in minder augenfällige 
Einzelheiten. Dem Zweck entſprechend find Suggeftivfragen im 8. in weiterem Umfang 
geftattet als im Hauptverhör. Der engliiche Volkscharalter bringt e8 mit fi, daß die 
Zeugen gegen eine rüdfichtlofe Handhabung des K. minder empfindlich find, als 
deutſche Zeugen in der Regel fein würden. Doch pflegt jeve Verlegung der herkömmlichen 
Schranken zugleich der Sache, fiir die fie begangen wird, und dem Anwalt, von dem fie 
ausgeht, ſchädlich zu fein. Auch in dem Borverfahren vor Friedens⸗ oder Polizeirichtern 
wird nad der Befragung des Zeugen durch den Magiſtrat ver Beſchuldigte aufgefordert 
Gegenfragen vorzulegen (to cross examine). 

Auf dem Continent tft das engliſche Inſtitut nachgeahmt worben, ſoweit basfelbe 
neben der Inquirententhätigkeit des vorſitzenden Richters gedeihen fan. Der C. d’instr. 
gibt den beifigenden Richtern, den Gefchworenen und dem Staatsanwalt nach dem Haupt- 
verhör Das Recht de demander au témoin et (unenglifh) a Yaccuse, tous les &elair- 
cissements, qu'il croira necessaires & la manifestation de la verite. Der Civil⸗ 
partei, dem Angefchuldigten und dem Vertheidiger (gegenüber ben Zeugen) ift biefes 
Tragerecht, oft bis zur Werthlofigfeit, dadurch verfümmert, daß e8 nicht ummittelbar, ſon⸗ 
bern nur durch den Mund des Vorſitzenden ausgeübt werden kann. Die deutichen Geſetz⸗ 
gebungen find theils wörtlich (jo Großherz. Heſſen 1865), theils in freier Uebertragung 
dem Code gefolgt, indem man nämlıc beiden Barteien das Recht unmittelbarer Befragung 
geftattete (jo Preußen 1852, Sachſen 1868, Würtemberg 1868), oder beide Parteien 
auf Das Organ des Präftventen verwies (jo Thüringen, Sachſen 185 * Das preuß. 
Geſetz von 1852 erklärte es für zuläſſig, daß ausnahmsweiſe Hauptverhör und K. von 
den Parteien übernommen würden; ebenſo Baden 1864. Allein die Scheu vor dieſer 
neuen umd noch nicht eingeübten Thätigkeit hat die preußiſchen Staats— und Rechtsan- 
wälte abgehalten ven im Geſetz eröffneten Weg, auf dem eine der bedeutungsvollſten 
Berbefferungen unſeres Strafprocefles gelegen ift, praftiich zu betreten. Die preuß. Pre.O. 
von 1867 hat daher die Beftimmung ganz fallen laſſen. Die engliſche Einrichtung ift 
mehrfach in der Schweiz adoptirt. 

Lit. u. Eſgb.: Seid, Röm. Erim.Pre., ©. 340 f. Stephens, New. Comm. VI. ed. 
tom. IH. p. 6508. Stephen-Mühry, Engl. Strafredt, ©. 568 f. Befl-Marquard= 
len, Enal. Beweisrecht, ©. 96, 418 fe. Woolrych, Criminal law, p. 168, 224 s., 231. 
C. d’instr. a. 319. Preuß. Peroron. von 1849 8. 98; Gef. von 1852 A. 76 und 77. 
Bad. StrPrc.d. von 1864 8. 238. Preuß. Str. Pre.O. von 1867 $. 237. Großh. heſſ. 
Str. Pre.O. A. 299. Sächſ. Rev. Str. Pre.O. U. 287. Würt. Str.Prc.O. von 1868 8. 308, 
verb. mit 310. Bundesgef. über die (Schweizer) Bundesſtrafrechtspflege von 1851 A. Tu, 71, 
vgl. jedoch U. 84; Punbeögel über die StrafredhtSpflege für die eidgen. Truppen von 1851 
a. 352, 353. — Zadharid, Hanbb. des Strafprocefies, I. 103; IL. 203 ff. Sei 

einze. 

Kriegel, Carl Albert, geb. 15. Febr. 1804 zu Dresden, ſtudirte in Leipzig 
und Göttingen, wurde 1830 Doctor, 1832 Prof. zu Leipzig, ſtarb 30. März 1834. 

Schriften: Antiqua versio lat. fragmentorum e Modestini libris de excusationibus 
in integrum restituta, Lips. 1830. — Symbolae criticae ad Nov. 87, Lips. 1832. — Er 
gab mıt feinem Bruder Morit das Corpus juris civilis heraus. 

Lit.: Neuer Nekrolog ber Deutihen, Bd. 12, ©. 272, 273. 

Deffen Bruder, Carl Morig, geb. 9. Mai 1805. zu Dresden, ftubirte in 
Leipzig, Göttingen, wurde 1836 Mitglied der juriſtiſchen Facultät in Leipzig, farb 23. 
März 1839 zu Hyoͤres. 

Schriften: Mit feinem Bruder Albert gab er das corpus juris civilis, Lips. 1833, 
heraus und fhrieb: Specimen commentarii perpetui ad legem successoriam in Saxonia 
regia a. 1829 promulgatam e fontibus authenticis edendi, Lips. 1831. 

Tit.: Neuer Nekrolog der Deutihen, Bd. 17, ©. 330 — 332. 

Teihmann. 
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Striegsartifel. Die preußiſchen K. gehören zu denjenigen preußiſchen Militär— 
gefeben, welche in Gemäßheit des 4. 61 der Perfaffung für den Nd. Bund durch Ber- 
ordnung des Bundes-Präfiviumd vom 29. Dec. 1867 für das geſammte Gebiet des Nd. 
Bundes publicirt worden find. Die jett geltenden K. find durch Allerb. Ordre vom 
9. Dec. 1852 feftgeftellt und enthalten eine Revifion der früher geltenden 8. vom 
27. Juni 1844, auf welde noch das Bublicationspatent zum Militärſtrafgeſetzbuch 
Rückſicht nimmt. 

Der Zwed der 8. befteht darin, die Unterofficiere und Soldaten mit den ihmen 
obliegenvden Pflichten, den bei Pflichtverlegungen nach den beſtehenden Geſetzen zu gewär— 
tigenden Strafen und den bei treuer Pflichterfüllung zu erwartenden Belohnungen im 
Allgemeinen befannt zu machen. Die K. follen bei jever Compagnie, Schwadron und 
Batterie jährlih eimmal und jedem neu eintretenden Soldaten vor der Ableitung Des 
Soldateneides langſam und deutlich vorgelefen werden. Verordn. des Kriege-Minifterums 
vom 26. Januar 1853). 

Die meiften 8. enthalten Strafbeftimmungen. Derjenigen Beſtimmungen, welche 
ausſchließlich Pflichtgebote ohne correfpondirende Strafoorichriften enthalten, finden fih in 
den K. nur wenige. Beiſpiel: A. 1. Jeder preußiſche Unterthau, weß Standes er ſei, 
ift durch die Verpflichtung zum Dienſt im Heere zum Schuß und zur Vertheidigung des 
Thrones und des Baterlandes berufen. Eingedenk dieſes hoben Berufes muß ein Jeder, 
der in den Soldatenftand eintritt, die Pflichten des Soldaten zu erfüllen eifrig bemüht fen. 

Die belohnenden Beſtimmungen finden fih in A. 50 ff. 3. 8. 1) Jeder redht- 
Ichaffene, unverzagte und ehrliebende Soldat darf einer ehrenhaften Behandlung ſich ver- 
fichert halten. 2) Der Solvat, der fi durch Tapferkeit und Muth vor Andern aus— 
zeichnet, ſowie derjenige, der nach Iangjähriger, vorwurfsfreter Dienftzeit die Beſchwerden 
des Dienfted nicht mehr zu ertragen vermag, oder der in Folge vor dem Feinde erhal- 
tener Wunden dienſtunfähig wird, oder jonft im ‘Dienfte zu Schaden kommt, ſoll ſich aller 
Wohlthaten und Beglinftigungen zu erfreuen haben, die zur Belohnung für Tapferkeit im 
Kriege und treu geleiftete Dienfte beftimmt find. 

Gfgb.: Kriegsartifel für das preuß. Heer in der Reviſion vom 9. Dec. 1852. Circular⸗ 
Groß be9 Kriegemimifteriume vom 26. Ian. 1853, betr. bie Einführung der Kriegsartifel vom 
. Dechr. 

Lit.: Hierfemenzel, Das Berfaffungs- und Verwaltungsrecht bes Nd. Bundes, 2. Bd., 

©. 209 ff. John. 
Kriegsleiftungen,. Bei dem Eintritt der Mobilmadhung der Armee find zur 
Beftreitung der einmaligen Mobilmachungskoſten, fowie zu andern alsdann eintretenden 
milttärtichen Bedürfniſſen, 3. B. zur fortificatorijchen und artilleriſtiſchen Armirung und Per- 
provtantirung der Feſtungen, fofort jehr bedeutende baare Geldmittel erforderlich. Außer- 
dem machen die fortlaufenden Ausgaben für die mobile Armee einen gegen die gewöhn- 
lichen Staatseinnahmen fehr gefteigerten ertraordinären Geldbedarf nöthig, und würden 
eine fat unerſchwingliche Höhe erreihen, wenn auc die Natırralverpflegungsmittel für 
Mannihaften und Pferde bei der zur Zeit einer Mobilmachung ſtets eintretenden Steigerung 
aller Breife mit baarem Gelde beſchafft werben follten. Aus biefen Gründen waren 
auh in frühen Zeiten Naturallieferungen und Naturalleiftungen feitend des Landes 
geforbert worben, theild gegen ſpätere Vergütigung, theils unentgeltlich (v. Bafjewig I. 
310 ff.). Schon bei der theilmeifen Mobilmahung vom Jahre 1831 brängte fich jedoch 
der Regierung die Ueberzeugung auf, daß die beftehenve Geſetzgebung in dieſer Beziehung 
nicht genüge. Ein zu biefem Zwecke von den Minifterien ausgenrbeiteter Gefegentwurf 
jolte im Jahre 1841 den Provinzialitänden vorgelegt werben, erhielt aber nicht Die 
Allerhöchſte Sanction, }onbern wurde zur Umarbeitung an das Miniſterium zurückoerwieſen. 
Die Betrachtung, daß der Erlaß eines ſolchen Geſetzes im Frieden ſowohl dem Auslande 
egenüber, al8 wegen der im Innern erwachlenden Beforgniffe nicht ohne Bedenken fei, 
—* der Umſtand, daß derſelbe Gegenſtand bei der bentfen Bundesverfammlung zur 
DBerathung gelommen war, und man e8 daber für räthlich hielt, den dort zu faſſenden Be— 
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ſchluß abzuwarten, war Urſache, Daß die Sache erft 1848 wieder aufgenommen wurde. Der 
Entwurf eines derartigen Gejeged war dann zwar um Januar 1849 vollendet, es fchien 
aber wicht angemefjen, ihn ven Kammern vor Feſtſtellung ver Verfaſſung vorzulegen. 
Die Vorlage verzögerte fi auch in den nächſten Monaten, und es war demgemäß eine 
energiſche Kriegsführung nicht gehörig vorbereitet, al8 unterm 6. Nov. 1850 die Mobil- 
machung der ganzen preußiichen Armee befohlen wurde. Die Regierung erließ daher ın 
wefentlicher Webereinftinnmung mit dem ausgearbeiteten Gefeßentwurfe ımterm 12. Nov. 
1850 auf Grund von A. 63 der Verfaſſungsurkunde eine proviforiiche Verordnung mit 
Geſetzeskraft. Diejelbe wurde den Kammern bei ihrem Zuſammentritt im Januar 1851 
lofort vorgelegt, erhielt jedoch in dieſer Geftalt nicht bie definitive Genehmigung, vielmehr 
wurbe feitend der zweiten Kammer ein von ber Conmiſſion derſelben ausgenrbeiteter, 
vielfach abweichender Gejegentwurf als neues Gefeß in Vorſchlag gebracht, und won ber 
Regierung und der erften Kammer ım Welentlichen acceptirt. Dies Geſetz über die R. 
und deren Bergütigung vom 11. Mai 1850 ift dann auf Grund des U. 61 der 
Bundesverfaſſung als Beſtandtheil der preußiſchen Militärgeſetzgebung durch die Verord- 
nung vom 7. Nov. 1867 8. 1 aub Nr. 6 im ganzen Bundesgebiet eingeführt, indem 
zugleich den einzelnen Bundesſtaaten auferlegt wurde, die zur Ausführung etwa erforberlichen 
befondern Borichriften zu erlaffen. 

Die K. erfolgen entweder unentgeltlich oder gegen Entſchädigung. Unentgeltliche 8. 
find die Gewährung des Naturalquartier® (vgl, den Art. Einquartierung); die Ge— 
ftellung von Wegweiſern, Boten, des Vorſpanns und fonftiger Transportmittel, ſowie von 
Mannſchaften und Geſpannen zum: Wege und Brüdenbau und zu- fortificatoriichen Ar- 
beiten, jofern dieſe Leiftungen ein gewiſſes Maß nicht überfchreiten; endlich die Ueberweiſung 
von Di8ponibeln ober Leer ftehenden Gebäuden zur Anlegung von Magazinen und Lazaretben, 
ſowie die Gewährung freier Plätze und unbeftellter Grundftüde zu Lagern, Bivouals, zu 
ZTruppenübungen u. dgl. Die K. gegen Entſchädigung find insbeſondere Die Landlieferungen, 
d. 5. die Beſchaffung von Roherzeugniſſen, welche das Land felbft producirt, wie Brod- 
material, Hafer, Stroh, Heu, Fleiſch, zur Verforgung der Magazine; ſodann fonftige 
Sonragelieferungen, Naturalverpflegung, und ſoweit dad Maß der unentgeltlichen Veiſtung 
überfchritten wird, der Vorſpann, fonftige Transportmittel, Bau⸗ und Feuerungdmaterialien, 
Arbeitäfraft, Gebäude, Räumlichkeiten und Grundftüde, endlich alle ſonſtigen K., wie bie 
Lieferung oder Anfertigung von Armatur und Befleivungsftiden, die Lieferung von 
Schanz⸗ und Handwerkszeug, Arzneien u. |. w. 

Hinfihtlih aller diefer K. Hält fi) die Verwaltung niemals an die Individuen als 
Berpflichtete, fondern immer nur an die beftehenden organifchen Verbände und zwar 
binfichtlih der Lanblieferungen an die reife, Hinfichtlich aller übrigen entgeltlihen und 
ımentgeltlihen 2. an die Gemeinden. Die weitere Regelung diefer Verpflihtung, aljo 
ver Kreislaſten in Beziehung auf die Gemernbeverbände und der Gemeinbelaften in Be 
ziehung auf die Gemeindemitglieder, reſp. die Entſchädigung der Einzelnen, jofern diejelben 
durch Gewährung von Mebungsplägen oder fonft vor Andern in Anſpruch genommen find, 
ift eine inmere Angelegenheit der commumalen Verbände. — Die zu gewährende Ent- 
ſchädigung wird unabhängig von dem Werthe oder Preife, den der Gegenſtand oder bie 
Leiftung im entfcheidenden Augenblide hat, nach Normen beftummt, die für die verſchiedenen 
K. in verichiedener Weile feftgefett find; die Vergütigung fir die Lanblieferungen und bie 
Fourage beftimmt fich 3. B. nach den Durchſchnittspreiſen der Ietten zehn Friedensjahre, 
mit Weglaffung des theuerften und wohlfeilften Jahres, nach den Normalmarktorten bes 
Geſ. vom 2. März 1850 oder nad den Hauptmarktorten der Kreiſe. Ueber die danach 
zu gemährenden Bergütigungen ftellt ver Staat Anerfenntniffe aus, welche vom erften Tage 
des auf die Lieferung folgenden Monats mit vier Procent jährlich verzinft werben. Die 
feftgeftellte Bergütigung wird kreisweiſe gewährt und Bleibt es den Kreiſen, reſp. den Ge= 
meinden überlaflen, die Ausgleichung unter den Eingefeffenen zu bewirken. (Vgl. die fteno- 
graphifchen Berichte ver IL. Kammer 1850—51, Bd. I. ©. 644 ff.; Bo. IL ©. 704 ff.; 
Bd. IU. ©. 155, 563). Ernft Meier. 
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Kriegsſchaden. Die Bermögenseinbußen, welche der Einzelne mittelbar oder ım- 
mittelbar durch den Krieg erleidet, Können regelmäßig eine Erſatzpflicht des Staates nur 
dann begründen, menn fie dem Einzelnen durch die Civil- oder Militärbehörden feines 
eigenen Staates zugemuthet werden. Wird daher Jemandes Eigenthum zur Erreichung 
irgend melcher Kriegszwecke von den Commandanten der Landestruppen oder aud von 
einer Civilbehörde weggenommen, verwendet oder zerftört, jo hat der Staat dem Beſchä— 
digten vollen Erfag zu leiften: e8 Liegt hier eine durch den Kriegszuſtand gerechtfertigte 
Aeußerung des fog. jus eminens des Staates in Geftalt einer zwar formlofen, aber 
nichtsdeſtoweniger begriffemäßigen Erpropriation vor. Es kann deshalb in einem ſolchen 
Falle bei verweigerter oder unvollſtändiger Entſchädigung zweifellos jedes Rechtsmittel, 
welches die Gelesgebung dem Exrpropriirten zur Erlangung voller Entſchädigung gewährt, 
alfo felbft die gerichtlide Klage angewandt werden, fofern biefelbe nicht ausdrücklich, wie 
3. B. in Preußen, binfichtlich der Vergutung von Kriegsſchäden ausgeichloffen ift. 

Werden von den einzelnen Staatsangehörigen oder Gemeinden beſtimmte vorüber⸗ 
gehende, aber einer Schätung fähige Leitungen, welche mit der Erreichung der Kriegs— 
zwede ın Berbindung ftehen, verlangt, jo müſſen dieſelben vergütet werben, da fie fi 
nicht auf Grund des ſtaatsbürgerlichen Verhältniffes unentgeltlich fordern laſſen. Doch 
hat fih der Staat mehrfach durch ausdrückliche gefegliche Beſtimmung von feiner Erfat- 
pflicht wentgftend hinſichtlich einzelner Kriegslaften befreit, jo 3. B®. Preußen durch Das 
Gef. vom 11. Mai 1851 8. 3 und der Nd. Bund durch Verordn. vom 7. Nov. 1967 
8. 1 sub 6, Hinfichtlich der Gewährung von Naturalguartier an Offictere, Militärbeamte, 
Mannihaften und Pferde, der Beichaffung von Transportmitteln und Arbeitern für die 
Ausführung militäriicher Bauten. Dagegen ıft die Erſatzpflicht des Staates hinſichtlich 
der Lieferungen von Nahrungsmitteln, Arınatur, Pferden, Medicin überall anerfannt, 
wenngleich nach den erwähnten Geſetzen Beichwerden über unzulängliche Vergütung der- 
artiger Lieferungen nicht non den Gerichten, ſondern von den Kreis- bzw. Provinzialver- 
tretungen entſchieden werden follen. 

Die Vergütung desjenigen Schadens, welchen der Einzelne mittelbar oder unmittel= 
bar durch den Feind oder feindliche Maßregeln, wie Embargo, Blodade, Plänverung, 
Brandſchatzung u. dgl. erleidet, fan dagegen vom Staate nicht gefordert werden. Der in 
ſolcher Weife erlittene Schaden iſt rein cafueller Natur, gehört nicht zu dem Kriegsauf- 
wande des Staates und kommt überdies dem Stante regelmäßig nicht einmal mittelbar 
zu gute. Nur die Billigkeit kann, wie insbeſondere Zachariä und nah ihm Rönne 
anerfermen, eine Entſchädigung gewähren, wenn während der ‘Dauer einer feindlichen In— 
vafion Einzelne in Folge einer Aufforderung der in Junction gebliebenen Landesbehörben 
die Leiftung von Contributionen oder die Befriedigung fonftiger vom Feinde geftellter For— 
berungen übernehmen. 

Die Trage nad) der Bedeutung des K. fiir das gegenfeitige Verhältniß des Päch- 
terd und Verpächterd, des Rheders und Schiffers, bzw. Schiffsmanns, iſt rein privatrecht= 
Lher Natur und im Zuſammenhange mit der Darftellung der Nechtögeichäfte zu beant- 
worten, durch melche diefe Verhältniffe begründet werben. 

Duellen: Breußen: Cabinetsorbre vom 4. Dec. 1831. Gef. vom 11. Mai 1851, durch 
Verordn. vom 7. Nov. 1867 $. 1 sub 6 auch für ben Nd. Bund geltend. 

Lit: Zahariä, Deutiches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. Gött. 1867, Bd. U. 
©. 589— 592. Gneiſt, Verwaltung, Yuftiz, Rechtsweg, Berl 1869. ©. 227. Thudichum, 
Verfg. des Nd. Bundes, Tüb. 1870. ©. 491. Außerdem mehrere ältere, meift auch veraltete 
Schriften: C. E. Schmid, Ueber Vertheilung ber Kriegsihäden und die Einquartierung in$be- 
fondere, Hildburgh. 1808. ©. M. Weber, Ueber die Repartition der griegeiäkten, Würzb. 
1798. Ä 5. Brochhaus. 

Krugverlag, eine der verfchtedenen Arten der Bannrechte, gewährt dem Berechtig⸗ 
ten die Beſugniß, gewiſſe Schanfftätten mit den daſelbſt auszufchenfenden Getränken zu 
verforgen, und den Inhabern jener die Anfchaffung dieſer Getränke anderswoher zu unter: 
jagen. Die Geltendmachung diefer Befugniß fegt, wie die eines jeden Bannrechts vor⸗ 
aus, daß der Berechtigte im Stande ift, dem Bedürfniß ber dem K. unterliegenben 
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Schanfflätten Genüge zu leiften. Und zwar ift fie auf diejenigen Getränke zu beichrän- 
fen, melde ber Berechtigte felbft fabricirt. Der 8. kann auch mit dem Brau⸗ umd 
Branntweinzwang verbunden fein. Wie alle Bannrechte, jo ift auch ber K. durch bie 
neuere Particulargefeggebung vielfach aufgehoben over für ablösbar erklärt worden. Im 
Gebiet des Nd. Bundes unterliegt ex da, wo er noch befteht, zufolge der Beftim- 
mung ber Gewerbeorbnung für den Nd. Bund vom 21. Juni 1869, vom 1. Jamar 
1873 ab der Ablöſung. 

Sig: ß. ER. Th. 1. Fit. 23. 88. 56. 58. Preuß. Edict vom 25. Oct. 1810, 
Preuß. Gef. Über die polizeil. Berh. der Gewerbe vom 7. Sept. 1811 8.54. Breuß. Gewerbe⸗ 
DOrbn. vom 17. Jan. 1845 $. 5. Gewerbe⸗Ordn. für den Nd. Bund vom 21. Juni 1869 $.S. 

Lit.: Bornemann, Syſt. Darftell. des preuß. Civ.R. Bo. IV. S. 403 f. 

Lewis. 

Kühne, Friedrih Julius, geb. 1830, wurde 1858 Privatdocent in Berlin, 
lehrte zulett als außerordentlicher Profeſſor und ftarb 12. März 1869. 

Schriften: Der Rechtsſchutz an Werken der bildenden Kunft, Berl. 1861. — Gefekentwurf 
ber beutfchen ———— betr. das Recht des Urhebers an Werken der bildenden Kımft, 
Berl. 1864. — Geichichte der Gerichtsverfaſſung und des Proceſſes in der Mark Brandenburg 
vom 10.—15. Jahrh., Berl. 1865—67. — Die Bedeutung des Wechfels für den Gefhäfts- 
verkehr, Berl. 1866, 2. Aufl. 1869, und Ueber ben Urfprung und das Wefen des Feudalismus, 
Berl. 1869 (Hefte 10. 71 der Sammlg. gemeinverft. wiſſenſchaftl. Vorträge, berausgeg. von 


Virchow und v. Holtendorff). 
tit.: Revue hist. de droit frangais et ötranger, 1869, p. 257—260. — Allg. beutjche 


Strafrechtszeitung, 1868, S. 96— 99. Teihmann. 


Kulpis, Johann Georg, geb. 1652 zu Alsfeld, ſtudirte in Straßburg, wurde 
1683 dafelbft Profefjor, 1686 würtembergiſcher Oberrath, 1693 Staatöminifter, 1694 
geabelt, Sejanbter beim Ryßwicker Friedenscongreſſe, ftarb 1698. 

Scäriften: De observantia imperii, 1685. — De placitis ordinum imperiü, 1686. — 
De adoptionibus et emancipationibus prineipum, 1686. — J. G. Sulpieii de studio 
juris publici recte instituendo et de scriptoribus eo pertinentibus, Stuttg. 1688, c. praef. 

eineecii, 1739. 
Lit.: Schulze, Einleitung in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, &. 69. 
Teihmanı. 

Auppener, Chriftopb, geb. etwa 1466 zu Löbau in Weltpreußen, ſtudirte m 
Leipzig, wurde Doctor beider Rechte dafelbft, Syndicus der Stadt Braunfchweig, 1493 
— 1500 Kanzler in Friesland (?), Rechtölehrer in Leipzig, ftarb 1511. 

Schrift: Consilia elegantissima in materia usurarum et contractuum usurariorum, 
Lipe. 1508 (deutſch erfchienen im felben Sabre), — Comm. in Auth. Habita, Francof. 1605. 
— Recommendacio artis humanitatis in Lucii Flori Epithemata, Lips. 1488. 

Lit: Goldſchmidt, Handb. des Hanbelsrechts, Erl, 1864, Bd. I. S. 35. — Jahrbb. 


des gem. beutfchen R., VI. 149—196. — Muther, Aus dem Univerfitäts- u. Gelehrtenleben 


im 3eitalter der Reformation, Erl. 1866, S. 129 — 177; 396 — 414. 
Teihmann. 

Aursberehnung. Der Wechſelkurs ift der Marktpreis einer Geldſumme, 
auf welche eine (mechlelmäßige) Anweiſung lautet (mithin der Marktpreis diefer Anweiſung 
felbft), an einen anderen als dem Zahlungsorte.e Goldſchmidt, HR. ©. 1108, 
Thöl, HR. 8. 167. Diefer Marktpreis der bez. Geldſumme, worunter regelmäßig die 
Regrepfumme verftanden wird, |. Thöl a. a. O., ift wie der Preis jeder Waare 
im Handel nah Maßgabe des Angebot8 und der Nachfrage u. |. w. veränder- 
Lid; ıft auf dem Plage, von welchem aus der Wechſel gezogen wirb, eine andere Wäh- 
rung eingeführt, als auf dem Plage, auf welchen er Iautet, fo findet fid) die Preiö- 
änderung auf den Kurszetteln ausfchlieglih in ver Währung des einen Plages, der die 
„veränderlihe Baluta” Hat, ausgebrüdt; welcher von zwei Handelsplätzen die ver— 
änderliche Valuta, die als Preis ericheint, während die „feſte Baluta‘ dem Papter 
die Natur der Waare gibt, und welcher die legtere habe, ift durch Ufancen feftgeftellt, 
ſ. Goldſchmidt, HR. ©. 1109 ff, Thöl, HR. 8. 167 und die dort angegebene 
Yıteratur, hiezu I. Goſchen: the theory of the foreign exchanges, Yondon 1861. 

v. Holgendorff, Redtdleriton 2. 2 
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überſetzt von Schübler, „Die Lehre vom Wechſelkurs“, Stuttgart 1864. Die verän- 
derliche Baluta ift entweder gleich der feften, dann fteht der Wechſelkurs Bari, oder 
größer als letztere — Kurs über Pari, oder Heiner — Kurs unter Bari, f. Thöl 
a. a. O. S. 112, 113. 

Die Berechnung des Kurſes wird im Verkehr mit Wechſeln wichtig: 1) beim Dis- 
contiren. Wer einen erft fpäter zahlbaren Wechſel von einem Wechlelinhaber erhan- 
delt, discontirt (der Discontant oder Discontift genannt), zieht dem bisherigen Wechfel- 
inhaber (Disconteur, Wechſelgeber, Werhfelverfäufer) von der Wechielfumme ven Dis- 
conto, d. h. den Betrag ab, um welchen der Wechſel wegen des Zeitunterſchieds zwilchen 
dem Tage der Discontirung und dem Berfalltage am erfteren weniger werth ift als am 
Berfalltage. Die in Procenten ausgebrüdte Höhe des Disconto ſowohl als die der Ba- 
luta beftimmt fi) hierbet nach dem Kurſe, |. Thöl, HR. 8. 265, Hoffmann, WR. 
8. 11. x 

2) Namentlich aber bei ver Regreßnahme (f. Inftem. Theil ©. 451 Ziff. V. — 
©.452). Die Regreßſumme, — fei &8, daß fie ein Wechjelinhaber, der den Wechſel Mangels 
Zahlung proteftiven ließ, oder ein Indoſſant, welcher ven Wechfel eingelöft oder als Rimeſſe 
erhalten hat (Rembours-Regreß), in Anſpruch nimmt, — befteht nämlich aus der nad) 
Maßgabe des Kurſes berechneten Wechfelfunme, in letzterem Falle der vembourfirten 
Summe, nebft 6 Proc. Zinfen vom Verfall» bzw. Zahlungstage an, den entſtande⸗ 
nen Koften und bis 1/, Proc. Proviſion (X. 50. 51. und 98. Nr. 6 der W.O., bei 
einem Regreß auf einen ausländifchen, namentlich überfeeifchen Ort unter Umftänden bö- 
ber, 4. 52. der W.O.). Meber die Koften |. A. 52 d. W.O., welche überhaupt ge 
fordert werden können, ſ. Borhardt, WO. V. Aufl. ©. 290. Note 388 und Auf. 
472. 476. Note 345. ©. 299. Note 348 — Zul. 485. 488. Pol. ferner s. v. „Nüd- 
wechſel“ und „Proviſion.“ 

Die Feſtſetzung der Regreßſumme, demnach weſentlich die Ke ſelbſt, geſchieht in ber 
Retourrechnung, welche vom Regreßnehmer, verſehen mit den Belegen, ſoweit ſolche 
nicht durch den Inhalt des Wechſels oder eines Proteſtes überflüſſig gemacht werden, 
dem Regreßypflichtigen zugeſandt wird (A. 54 u. 98. Ziff. 6 d. W.O.). Maßgebend iſt 
hierbei jener Kurs, welchen ein vom Zahlungsorte — beim Remboursregreß vom Wohn- 
orte des Regreßnehmers — auf den Wohnort des Regreßpflichtigen gezogener Wechſel 
auf Sicht Hat („Syſtem des fingirten Rückwechſels“) (Wohnort oder Geſchäftsort? ſ. 
Thöl, HR. 8. 258. IL). DBefteht am Zahlungsorte, bzw. Wohnorte des Regreßneh— 
merd fein Kurs auf den des Regrekpflichtigen, fo ift der Kurs nad dem Plate zu be 
rechnen, welcher dem Wohnorte des Yesteren am nächften Liegt. Geftritten wirb darüber, 
welher Tageskurs der Berechnung der Regreßſumme vom NRegreßnehmer zu 
Grunde gelegt werben dürfe: während nämlich nach der einen Anfiht (ſ. Treitfchke, 
Alphab. Encyl. der WR. Bd. H. 5. v. Regreß Mangels Zahlung ©. 337 ff. 
Eropp, Gutachten ꝛc. ©. 148 f. Hoffmann, WR. 2. Aufl. ©. 422 und Arc. 
f. d. WR Bo X. ©. 163—165) der Kurs des (in der Wahl des Regreßneh— 
mers Tiegenden) Tages der Regreßnahme entfcheiden muß, tft Thöl (H.R. 88. 236. 
258. und ebenfo en Erf. bei Borchardt, W.O. V. Aufl. ©. 297—298. Note 
344) der Anficht, daß nım der Kurs am Berfalltage, beim NRemboursregreß der 
des Tags der Rembourfirung maßgebend fein dürfe und nur, wenn biefer Tag fich 
nicht conftatiren laſſe, der Tag der Regreßnahme (als präfumirter ober fingirter Tag der 
Einlöſung). S. Thöl, Entw. einer W.O. f. Medlenburg 8. 76. Motive hierzu ©. 
129. vol. Hoffmann, Arch. a. a. DO. ©. 164. Das von der W.O. adoptirte Prin⸗ 
cip der fingirten Rücktratte pricht für die letztere Anſicht, ſ. Thöl a. a. DO. ©. 339. 

Nach den fich hieraus ergebenden, auf Verlangen des Negreßpflichtigen (durch Kurs: 
zettel, Mäfleratteft oder Atteft zweier Kaufleute) zu beicheinigenven Kurſe find alle An: 
füge der Retourrechnung feftzuftellen ; U. 50. Abf. 4. d. W.O., Gegenbeweis gegen bie 
IT, 1. Thöl, HR. 8. 64. Wr. 3. $. 235. Nr. IV., vergl. A. 353 des 
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Wird aus demfelben Wechiel mehrmals Negreß genommen, fo ift ver Kurs nach d. 
ADBO. (über anvere —— ſ. Hoffmann, BR. 8. 19. ©. 127) bei 
jever Regreßnahme nad) Maßgabe der jeweiligen Ort8- und Tagesverhältniffe neuerdings 
zu berechnen (Syſtem der mehrfachen Retourrechnung). 

Lit: Thöl, Handelsrecht, $. 258. IL III. Hoffmann, a. a. O., S. 423 —426 und 
bie dort eit. &it. — Im Uebrigen f Einert, Wechſelrecht, S. 309 fi. Koch, Wechſelrecht, 
©. 210— 242. Renaud, Wechſelrecht, $. 85. Kuntze, Wechſelrecht, 88. 41, in F 

areis. 


L. 


| N 
Labbé, Charles, geb. 1582 zu Paris, war AWooocat am Parlamente, ftarb 
657 


griften: Observationes in synopsin Basilicorum, Par. 1606. — XXXVII. et 
XXXIX. libr. Basil. 1609. — Glossae verborum juris, 1679. — Coutumes de Paris, 1605. 

ttt.: Bouillet, Diet. univ. d’hist. et de geogr., Par. 1869 re Ir 

eihmann. 

Ladung (Civilproceß) ift die an eine Perfon gerichtete Aufforderung, vor 
einem Gerichte an deſſen Gerichtöftelle oder einem fonft benannten Orte zu oder inner- 
Halb beſtimmter Zeit zu erjcheinen, um eine Procekhandlung vorzunehmen oder der Vor⸗ 
nahme einer folchen beizumohnen. Wenn die Exforderniffe einer genügenden 2. ſich aus 
dieſer Definition von felbft ergeben und mur darauf hinzuweiſen ift, daß im Civilproceß 
Der Zweck der L. ausgedrückt Hein muß, wenn fie für die Befolgung verbinvlich fern fol, 
fo ergeben ſich ihre näheren Verhältnijje aus den verfchtedenen Eintheilungen, von denen 
indeffen die Eintbeilung in öffentliche und private oder richtiger Edictal= und in- 
finuirte L., deren Eintheilungsgrund Die Art der Bekanntmachung ift, hier übergangen wird, 
da die Verhältniffe der erfteren bereit8 ihre felbftändige Darftellung gefumden (ſ. Edicta⸗ 
lien). Die Haupteintheilung der 2. iſt die in gerichtliche und private, beiler 
Parteiladung, je nachdem fie vom Gericht oder von der Partei ausgeht. Im röm. 
BProceß, im Verfahren des C. d. proc., der hannoo. Pre.O. und des Nd. Entw. fommen 
beide Arten der %. vor, freilich in jehr verſchiedener Weife. Der röm. Proceß beginnt mit 
einer reinen Barteiladung und läßt ım Fall ihrer Fruchtloſigkeit eine oder mehrere La⸗ 
dungen auf Grund dilatoriicher oder peremtorifcher Edicte folgen ; die genannten neueren 
Procefgelege kennen eine Wiederholung der 8. nur bei Sachverftändigen und Zeugen, fta- 
tuiren daher alternativ entweder gerichtliche L. — und zwar der No. Entw. bei Zeugen und 
Sacpwerftändigen, und bezüglich der Parteien behufs perfönliher Befragung, Beweis- 
aufnahme, Eidesleiftung, die hannov. Pre.O. im Amtögerichtöverfahren — oder Partei⸗ 
Iadung, der nach der hannoo. Pre.O. und dem No. Entw. vom Gerichtsſchreiber der 
som Borfigenden zu beftimmende Termin zu inferiren ift. Im gem. und preuß. Proceß 
herrſcht das Syſtem der rihterlichen 2. vor, und weil diefe in Decretöform erlaffen werben, 
werd auch die Eintheilung der Decrete (vgl. Proceßleitende Decrete) auf fie übertragen und 
man fcheidet daher die L. in monitorilche und arctatoriſche, je nachdem fie die Befolgung 
dem Geladenen anheimgeben oder fordern. Die arctatorischen zerfallen dann wieder in 
peremtorifche, wenn fie für den Säummißfall Verluft ver Handlung androhen, und in di⸗ 
Intorifhe, wenn die Säumniß dieſe Folge nicht hat, mag fie auch immerhin im gem. 
Proceß und bei Zeugen und Sachverſtändigenladung im Nd. Entw. Koftenerjag bzw. 
andere Nachtheile nach ſich ziehen. Nach röm. und gem. Proceß ift erft das dritte De— 
cret peremtorifch, doch kann auch Ein Ediet mit peremtorifcher Wirkung erlaffen werben. 
Die Parteiladung ift im Nd. Entw. immer peremtorifch und zwar treten bie Ungehor- 
famöfolgen ipso jure, d. h. ohne fpecielle Androhung, ein, ihre Termine find daher den 
ſog. Fatalten zuzuzählen. Cine weitere Eintheilung der 2, die aber nur für die gericht: 
lihen in Betracht kommt, ift die in unmittelbare und mittelbare, je nachdem fie vom 
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Procefrichter unmittelbar oder durch Bermittelung eines anderen Richters ergehen. Der 
No. Entw. ftatuirt die erftere felbft bei Seugenlabimgen. — Die 2. fann dann ferner 
generell over ſpeciell fein, je nachdem fie fir den ganzen Proceß oder ganze Inftan= 
zen, ober blos für eine einzelne Proceßhandlung ergeht. Es Tiegt auf ber Sand, daß 
eine generelle L. nur an die Partei oder Intervenienten derfelben gerichtet werben fanın. Im 
Mebrigen kennt fie der heutige Cioilproceß, im Gegenfag zum rim. und Reichöfammer- 
gerichtsverfahren, außer als Edictalladung nicht, vielmehr herrſcht die Tpecielle L. im heu⸗ 
tigen Berfahren vor. Die % kann nad der Form des Ausdruck eine Thriftlide 
oder mündliche fein. Der röm. und gem. Proceß kennen die letztere insbefondere für 
geringfügige Sachen, der Nd. Entw. fordert Tchriftlihe L. Endlich fest man Verbal— 
und Realcitation, die gegen Zeugen im heutigen R. zuläfftg ft, einander entgegen. 
Letztere befteht in der perfönlihen Vorführung, iſt daher keine eigentliche L., wie fie auch 
weder im röm. R., noch im heutigen Strafproceß als ſolche aufgefaßt wird. Was das 
perfönliche Erſcheinen der Partei angeht, ſo kann fie fih im Civilproceß im Allgemeinen 
immer dur einen Bevollmächtigten vertreten laffen. Der gem. und preuß. Proceß forz 
dern ihr Exfcheinen nur in Eheſachen und bet Eidesleiſtungen, der Nd. Entw. außer bei 
letzteren auch in Fällen, wo das perſönliche Erfcheinen vom Gerichte verorbnet wird. Bol. 
Infinuation, Litisconteſtation, Ungehorfamsverfahren. 

Duellen: Tit. D. 2, 4 sqq. Tit. C. J. 2,2. Tit. C.J. 2, 4. Tit. C. Th. 2, 4. 
Fragm. Vat. $. 162—167. 1. 68—73. D. 5, 1. 1. 4. 8%. 5. 6. D. 39, 2. Nov. 53 c.3.— 
ce. 20 X. 1, 29. ec. 10 X. 2, 14. c. 1 CL 2,1. c. un. Cl. 2, 2. — C. de proc. a, 50 ss. 
59 58. — Preuß. A.G.O. Th. 1. Tit. 6. 8. 12. Tit. 7. 9. 8.25. Berorbn. v. 21. Juli 1846 
$. 2. Entw. v. 1664. Mot. ©. 63 ff. — Hann. Pred. 88. 118 fi. 143 f. 184. 188. 191. 
257 f. 276. 303. 320 f. 377. 379 fi. 406. 556. — Nd. Entw. 88. 193 ff. 270. 296 f. 
384. 395 f. 414. 455 ff. 475—479. 522. 599 ff. 612. 671. 716. 749 f. 813. 810. 

Lit.: Dany, Orb. Pre. 8. 93 fi. Bethmann-Hollweg, Gem. Civ.Pre. II. 88. 82. 
122; III. 88. 152. 157. Wieding, Libell⸗Proceß 88. 31. 33—36. Münch. krit. Vierteljahrs⸗ 
ſchrift XI, ©. 248 ff. Koh, Preuß. Eiv.Pre. $. 169 fi. Leonhardt, Comment. 3. hann. 
Pre.O. 88. 141. 184. 187 ff. 8. Wieding. 


Radung (Citation) im Strafprocek folgt weſentlich verfchieenen Regeln 
als im Civilproceß, welcher nach der völlig anders gearteten Natur des in ihm verbanbel- 
ten Anſpruchs an die Ladung der Parteien andere Wirkungen knüpft. ‘Der Strafproceh 
beruht auf dem Grundſatze der materiellen Wahrheitserforichung und der —— 
des perſönlichen Erſcheinens, wodurch die Befugniß der Stellvertretung (abgeſehen vom 
Polizeiſtrafverfahren) regelmäßig ausgeſchloſſen iſt. Die Folgen des Ausbleibens für den 
Geladenen find im Strafverfahren ebenfalls andere, weil das Contumacialverfahren für 
ſchwere Verbrehensfälle im Princip ausgeſchloſſen iſt. Nur bezüglich der Vorladung von 
Zeugen gelten für den Strafproceß durchgängig und von einzelnen wenigen Abweichun⸗ 
gen abgejehen, die gleichen Regeln wie im Civilproceß. Die Befugniß zur L. ſetzt Die 

ompetenz des Richters gegenüber den vorgeladenen Perſonen voraus. Niemand ift ver- 
pflichtet, der 2. eined ausländifchen Richters Folge zu leiften. Die Form der 2. iſt ges 
genwärtig bie fchriftliche; während das gem. R. auch mündliche L. (ebenfo das ſächf. 
Pre R.) geftattet. Ob der Gegenftand der Vernehmung und ihr Zweck (Zeugniß, Ber: 
antwortung) anzugeben, ift in der Theorie ftreitig und in der Praxis nicht übereinſtim⸗ 
mend geregelt. Die richtige Meinung verlangt, Damit der Borgelavene auf feine Ausfage 
ſich vorbereiten könne und nicht plößlich überrafcht werde, die Angabe des Zweckes feiner 
Bernehmung. — Gegen Abwefende erfolgt die 8. durch öffentliche Aufforderung (Edicta⸗ 
lien) gegen Anweſende entweder durch Zuftellung einer einfachen Citation ohne Androhung 
beftimmter Nachtheile oder für den Fall des Ausbleibend unter Auferlegung einer Geld⸗ 
buße. Realcitation heißt die L. in ſolchen Fällen, in denen dem Ungehorfamen fofortige 
Geſtellung durch den Gerichtsdiener oder die Polizet angefagt wird. Das franz. R. un= 
terjcheivet mit Rückſicht auf diefe Modalitäten den Erſcheinungsbefehl (mandat de 
comparution) und Borführungsbefehl (mandat d’amener). Ob der Richter außer 
den Fällen der Verhaftung das Erfcheinen des Angefchuldigten zur Aufklärung der Sady= 
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lage während der Borunterfuhung verordnen will, hängt theils von feinem Ermeſſen, 
theils von den Anträgen der Anflagebebörde ab. Nothwendig und weſentlich ift die 8. 
der nicht Derhafteten zur mündlichen Hauptverhandlung. Sie folgt gleichzeitig mit der 
Zuftellung der Anklageſchrift. Im Valle des Aushleibens tritt entweder perfünlicher 
Zwang oder (wenn Died nach der Art des Verbrechensfalles zuläffig) Contumacialverfah— 
ren ein. Außer der 2. der Zeugen, Sachverftändigen, Angellagten fommt im Criminal⸗ 
proceß noch Die 2. der Geſchwornen zu den Sitzungen der Schmurgeridjtöperiode vor, für 
welche fie durch die Dienftlifte befttmmt find. Den unentfchuldigt Ausbleibenden werben 
bier nach Maßgabe ver Proceßgefege von vornherein Geldbußen angedroht. 

Duellen: Preuß. Erim.Orbn. 88. 71. 72. Berorbn. vom 3. San. 1849 88. 20. 31. 32. 
51. 52. 79. Gel. vom 3. Mai 1852 A. 64. 65. — Hannover: Neue preuß. Str.Pre.O. 
85. 89. 96: 139. 150. Oldenburg, 9. 64. 108. C. d’instr. a. 80. 91 fi. 

Lit.: Zahariä, Handb. des Str.Pre., II, 117. Mittermaier, Deutſches Strafver- 
fahren, I. $. 70. — Pland, Syſtemat. Darftellung, ©. 246. — Martin (Tenme), Lehrb., 
$. 107. v. Holtendorff. 

Lager eld ift vie Vergütung für die Benugung von Lagerräumen und für bie 
mit der Aufbewahrung verbundene Bemühung. Die Verpflichtung zur Zahlung von L. 
ft an fih em zufälliger, auf bejonverer Vereinbarung beruhender Beltandtheil des Ber: 
wahrungsvertraged (depositum), welcher dadurch mehr oder weniger in Sad und 
Dienftmietbe übergeht. Im Handelsverkehr verfteht ſich jedoch bei der charakteriſtiſchen 
Entgeltlichkeit des Handels eine folde Vergütung dergeſtalt von felbft, daß der Kauf- 
mann, welder als folder („in Ausübung des Handelsgewerbes“) für einen Kauf: 
mann oder Nichtkaufmann Gegenftände aufbewahrt, von demſelben auch ohne.vorgän- 
gige Berabredung L. fordern darf, deſſen Betrag fi nach der Gewohnheit bes 
Orts beftimmt. Auch der kaufmänniſche Mandatar und negotiorum gestor, der 
SCommiffionär und der Spediteur können dem Geſchäftsherrn L. in Rechnung 
ftellen. Ein befonderer Nachweis der wirklichen Verauslagung ift hier nicht erforderlich; 
das A.D.H.G.B. rechnet vielmehr auch die Vergütung für die Benutzung der eigenen 
Lagerräume des Commiffionärd (und Spediteur) ſowie die Arbeit der Leute deſſelben zu 
den dieſem zu erfegenden Aufwendungen (Spejen), welche in ver Proviſion nicht bearif- 
fen find. Hiervon macht der Eintritt des Commiſſionärs als Selbfteontrabent feine 
Ausnahme, und ebenfo dauert das Recht, 2. zu fordern, aud für die Zeit fort, während 
welcher der Commiſſionär oder Spediteur die Waare wegen feiner Gegenforderungen re= 
tinirt. Der Srahtführer dagegen kann nur das wirklich nützlich aufgewendete 2. 
erfeßt ‚verlangen; die ihm obliegende Aufbewahrung wird durch die „Fracht- und 
tiegegelder” mit vergütet. Durch die Eiſenbahn-Güter-Reglements ift in: 
deſſen vielfach eine Verpflichtung zur Zahlung tarifmähiger Lagergelver unter verſchiedenen 
Boraußfegungen eingeführt. So, wenn die bereit zum Transport eingelieferten Güter ohne 
Beranlafiung aus den Yagerräumen oder Wagen der Eifenbahn vor der Beförderung zu- 
rüdgenommen werben, ferner wenn die Auflieferumg nach und nad) erfolgt und deren Beendi⸗ 
gung verzögert wird, oder wenn die beförberten Frachtgüter innerhalb der vorgefchriebenen 
Friſt nicht abgenommen werden. — Das Lagergeſchäft hat in neuerer Zeit große Aus- 
dehnung gewonnen. Auch das H.G.B. erwähnt mehrfad die „öffentlichen Lagerhäufer“ 
ale Depofitiondort und erflärt, „Lagerjcheine” (warrants), wenn fie an Ordre lauten, 
für indoffabel. Für die Benutung der äffentlihen Niederlagen zur Lagerung un- 
verzollter Waaren (Badhöfe, Lagerhäufer x.) wird gleichfalls L. entrichtet. 
Nach der preuß. Zoll-Ordn. von 1838 wird das 2. für jeden Packhof nach dem ört⸗ 
Then Koftenbedarf beſonders feftgeftellt, darf jedoch, wo bie Niederlagen für Rechnung 
des Staates verwaltet werben, gewille Säge nicht überſchreitn. Auch das Vereins— 
zollgejeg von 1869 beftimmt, daß, wo 2. erhoben werde, daffelbe für jene Nies 
derlage nach dem örtlichen Bedarf zur Dedung der Koften feftgeftellt werben, jedoch, fo- 


fern die Nieverlagen für Rechnung des Staats verwaltet würden, gewiſſe (mit den Sägen 


der preuß. Zoll-Orbn. identiſche) Sätze nicht überfchreiten ſolle. Die Verpflichtungen ber 
Nieverlagenverwaltung rüdfjichtlich der lagernden Waare ſind gleichfalls geſetzlich feftgeftellt. 
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Insbeſondere haftet diefelbe für ficheren Verſchluß, fowie fir Abmendung von Feuersge⸗ 
fahr im Innern des Gebäudes und dem dazu gehörigen umſchloſſenen Raume. 

Sfgb. m. kit.: Allg. D.H.6.8. 4.290, 371, 381; 409; 323, 343, 407; 302. Preuß. Allg. 
ER. I, 13. 88. 74 795 14, $. 76; Reglement für ben Vereins⸗Güterverlehr auf den Bahnen 
des Bereins beutfcher Eifenbahnverwaltungen, $. 15. — Goldſchmidt, Ztſchr. für das gef. 
Handelsrecht, V. S. 599. — Betriebs - Reglement für die preuß. Staat8- und unter Staate- 
verwaltung fiehenden Eifenbahnen vom 17. Febr. 1862 $. 15. Preuß. Zollorbnung vom 23. Jan. 
1838 88. 60, 61 (Geſ. Samml. ©. 33). Bereinszollgef. vom 1. Juli 1869 88. 97, 99, 105 — 
Bundesgeſetzblatt S. 317. — Erkenntniß des Hanbel8appell.Ger. zu Rünberg und de8 O. A.G. 
zu Caſſei bei Goldſchmidt und Laband, Zeitſchr. X. S. 133, 149, au Köhr, Centralorg., 
N. F. II ©. 235. R. Koch. 

Lambertinus di Ramponibus, wurde 1269 Doctor, trat als Lehrer auf, 
war ein Staatsmann von größtem Einfluß und ſtarb 1304. 

Schriften: Gloſſen (?). — Quäſtionen — De consiliis habendis (in Bartoli consilia, 
quaestiones et tractatus, Basil. 1588, p. 503—505). 
Lit.: Savigny, V. 426— 429. Teihmanı. 

Lompugnano, Ubertus de, Mailänder, Profeffor zu Pavia, Zeitgenoffe des 
Baldus, hielt bei einer Geſandtſchaft an Kaiſer Wenzel zu Prag eine in der Gefchichte 
des deutſchen Staatsrechts denkwürdige Disputation. 

Lit.: Savignuy, VI. 488. — Stobbe, I. 456. — Ztſchr. ſ. geſch. Rechtswiſſenſch. I. 
338. — II. 238— 256. , Teihmann. 


Rancelloti, Giovanni Paolo, geb. 1511 zu Perugia, lehrte daſelbſt, ſtarb 
591 


Er ſchrieb auf päpftlichen Befehl: Institutiones juris canoniei, Perus. 1563, Col. 1609, 
Viteb. 1669, cum notis Thomasii, Hal. 1716, edid. Durand de Maillane, Lyon 1710; 
ferner: De Regulis juris. — Vita Bartoli, Perus. 1576. 
Lit.: Herzog, NReal-Encyclopäbie für proteft. Theologie, VIII. ©. 187. — Savigny, 
VI. 137, 182. ' Teihmann. 
Landesverrath, von einzelner Gefeggebungen (Sachfen, Thüringen, Hamburg) 
Staatsverrath genannt, ift dasjenige Verbrechen gegen den Staat, durch welches bie 
Integrität beffelben von außen her gefährbet wird. Die Geſetzgebungen bezeichnen bei 
dieſem Verbrechen nicht, wie bei dem Hochverrathe die Angriffsobjecte, gegen welche die 
Iandeöverrätherifchen Handlungen gerichtet find, Tondern fie bezeichnen die Mittel, durch 
welche der Staat von außen ber angegriffen werben kann. Das erfte diefer Mittel ıft 
die Erregung eines Krieges oder die Unterftügung eines bereits entftandenen Krieges. Es 
werben dieſe Fälle des L. mit dem Ausorude militärifcher 2. bezeichnet. Die einzelnen 
Tälle, welche zu dem militärtfchen L. gehören, find folgende: 1) die eingegangene Verbindung 
mit einer fremden Regierung, um biejelbe zu einem Kriege gegen den Heimathsſtaat zu 
veranlaffen. Im dieſem Galle iſt das Verbrechen vollendet, fobald der Thäter mit ber 
fremden Regierung zu dem beregten Zwecke in Verbindung getreten ift; die Thatſache des 
wirtlih ausgebrochenen Krieged würde nur als Oualificationsgrund aufzufaflen fein. 
2) Das Leiften von Kriegsdienſten ſeitens des Inländers in dem Heere derjenigen Macht, 
welche mit dem Inlande Krieg führt. Hinfichtlich der Strafbarkeit wird es hierbei als 
der mildere Fall aufgefakt, wenn das Kriegsdienſtwerhältniß bereits vor Ausbruch des 
Krieges beftand. 3) Der Tall, in welchem nach ausgebrocdenem Kriege den feinvlichen 
Zruppen durch Inländer Vorſchub geleiftet wird. — Die Gefete heben einzelne Fälle 
dieſer Begünftigungen — wie 3. B. die Uebergabe von Feftungen, Päſſen, Kaffen, Ma⸗ 
gazinen an die Feinde, den Berratb von Operationsplänen, das Leiften von Spion: 
dienſten — als qualificirte Fälle des L. hervor. Aber in allen dieſen Fällen 
wird die Strafbarkeit dann als ausgejchloffen betrachtet werben müffen, wenn bie ben 
Feind begünftigende Handlung von dem Feinde jelbft durch Gewalt oder Drohungen er: 
zwungen war (vgl. Th. J. —* Werkes S. 513). Fur den Begriff des militäriſchen L. iſt 
es übrigens in den unter Nr. 2. und 3. erwähnten Fällen gleichgültig, ob die dort bezeichneten 
Handlungen gegen den inländiſchen Staat ſelbſt, oder gegen deſſen Verbündete vorgenommen 
waren, und alles dasjenige, was zur Zeit die deutſchen Strafgeſetzbücher der Nd. Bundes⸗ 
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ſtaaten in Betreff des militäriſchen L. beſtimmen, findet in gleicher Weiſe Anwendung, 
wenn es jetzt gegen den Nd. Bund begangen werben ſollte. Bei der völkerrechtlichen 
Stellung der einzelnen Nd. Bundesſtaaten kann ſeit der Gründung des Nd. Bundes über⸗ 
haupt nur noch von einem militäriſchen L. gegen den Nd. Bund, nicht aber von einem 
ſolchen gegen die einzelnen Bundesſtaaten die Rede ſein. Denn zum Kriegführen gehört 
das jus belli ae pacis und dieſes ſteht nur bei dem Nd. Bunde, und tft nicht mehr 
ein Attribut irgend eine der einzelnen Bundesſtaaten. Der milttärtfche 2. wird in den 
ſchwerſten Fällen mit der Todesſtrafe bedroht, in minder ſchweren Fällen tritt Zuchthaus, 
oder eine geringere Freiheitsſtrafe ein (vgl. Preußen 8. 68). Wiürtemberg droht nur 
Zuchthaus oder Arbeitshaus an. Der diplomatiſche 2. wird begangen durch Ver⸗ 
rath von Staatögeheimniffen, Feftungsplänen oder fonftigen Acienftüden, — der Verrath 
befteht dann jchon darın, Daß die Veröffentlichung dieſer Gegenftände erfolgt, wo das 
Staatswohl die Geheimhaltung derſelben fordert — durch Vernichtung oder Unterbrüdung 
von Urkunden oder Bewersmitteln, auf welche fich Rechte des Staates gegenüber einer 
fremden Regierung ftügen; durch verrätherifches Führen eines Staatsgeſchäftes zum Nad- 
theil des eigenen Staated. Der diplomatifche 8. wird auch zur Zeit noch gegen die ein= 
zelnen zum Nd. Bunde gehörenden Staaten begangen werden können, da die Vorausſetzung 
dieſes Verbrechens überhaupt nur die Souveränetät des Staates iſt. Die Strafe des 
dipfomatiichen 2. ift geringer als die des milttärifchen — Zuchthaus bis Izu 20 Jahren 
(Preußen $. 71), Correctionshaus 1—3 Jahre oder Zuchthaus bis zu 10 Yahren (Hei: 
jn 4. 140—142.). 

©fgb.: Breußen SS. 67 - 73; Braunſchweig 88. 54, 85; Sachſen A. 121 — 1245 
Baiern A. 110-113; Hamburg A. 75; Heffen A. 136-139; Thüringen A. 83—84; 


sztemberg A. 145 — 149; Baden 8. 597 — 605. — Strafgefesbuh ded Nd. Bundes 
. —_— - 


Lit.: Bgl. bie bei dem Art. Hochverrath angegebene Lit. John. 
Landſjaſfiat iſt das Verhältniß der Forenſen, d. h. jener Perſonen, welche in 
einem Staate Grundeigenthum beſitzen, ohne daſelbſt das Staatsbürgerrecht zu haben. 
Dan unterſcheidet einen Landsassiatus plenus, vollkommenen L. und einen Landsas- 
siatus minus plenus, unvolllommenen 8. Erſterer ift lehnrechtlichen Urſprungs und er- 
Märt fi Daraus, daß man in einzelnen Reichöterritorien auch von dem grundbefigenven 
Ausländer das Homagium forderte und unbeichränften Gehorfam ſelbſt in Fällen ver- 
Iangte, Die mit der Anfäffigfeit des Fremden in gar feinem rechtlichen Zuſammenhange 
fanden. Der volle 2. findet fi in Deutſchland nur particularrechtlih, jo in Sachſen, 
Baiern, Medlenburg und theilweiſe auch in Preußen. Seine praftifche Bedeutung befteht 
nach heutigem Rechte darin, daß der Fremde nicht blos dem Gerichtöftande der belegenen 
Sache (forum rei sitae) unterworfen, ſondern auch bei perfünlichen Klagen ſich den 
Gerichten des fremden Staates zu ftellen verpflichtet if. Während diefe Einrichtung als 
unzuläffige Steigerung des Territorialitätöprincip8 erjcheint, beruht der ſog. unvollfom= 
mene 2. in der jelbftverftänblichen Conſequenz der Anfäffigkeit eine Fremden, daß dieſer 
bei Streitigkeiten, die feinen Grundbeſitz betreffen, fi dem forum rei sitae fügen muß. 
Da hierin bezüglich des Fremden nichts Eigenthümliches zu ſehen ift, verdient der unvoll- 
foımnene 2, der mr im Schlepptau des vollfommenen in unſere Rechtsterminologie ein= 
geführt wurde, gar nicht als beſonderes Rechtsinſtitut hervorgehoben zu werden. Nach 
A. 18 der Bundesacte können Angehörige eines deutſchen Bundesſtaates, die in einem 
anderen Bunbesftante Grundeigenthum befigen, deshalb nicht mehreren Abgaben und 
Yaften unterworfen werden, als deſſen eigene Unterthanen. Zur perſönlichen Ausükung 
politiſcher Rechte ift der Forenſe auf feinen Grundbefitz hin nicht befugt. 

Lit. u. @fgb.: ®engler, Lehrb., II, 120. Häberlin, Repertorium bes tentſchen 
Staats⸗ und vLehnrechts, Art. Landſaß. v. Rinne, Staatsrecht der preuß. Monardie, I. 
8:87,05. Reyſcher, Würt. Priv.f., I. 8. 165. Haubold, Lehrb. des fühl. Priv.R., 
5. 391. Beil. I zur bair. Verfg. Urk. von 1818 8. 15. Kurheſſ. Verordn. v. 24. Juli 1824 Bei 


Smmingbaus, Corp. iur. Germ. acad. 717. Bekanntmächung des Sachſen⸗Altenburg. Ju⸗ 
Rico. vom 14. März 1835 1. c. 823. Heinrih Brunner. 
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als yerfönliche Verbindlichkeit aufzufaſſen. Urſprünglich fommt e8 bei Berleihungen 
bäuerlicher Nutungsrechte vor, iſt aber Tpäter unter Einfluß des röm. R. auf Lehngüter, 
ſowie auf die Verhältniſſe der Minifterialen ausgedehnt und durch Herlommen jelbft auf 
Bauergüter in. vollem Eigenthum übertragen worden. Anfangs auf freier Vereinbarung 
im Leihebrief beruhend wurde die Verbindlichkeit zur Zahlung des %. im Laufe ver Zeit 
gewohnheitsrechtlich oder gefeglich angenommen. Das 2. befteht in einer Quote des ge= 
ſchätzten Gutswerthes, nicht auch des Raufpreiles, und muß im Zweifel feine Eriftenz ſo⸗ 
wohl als fein Umfang bewiefen werben. Gezahlt wird e8 von jedem neuen Erwerber, 
mit Ausnahme ver Erben in abfteigenver Linie, alfo nicht nur bei Beräußerungen unter 
Lebenden. Bet Veränderungen in der Perſon des Eigenthümers findet der Anſpruch auf 
das 2. in der Regel nicht ftatt. Begründet iſt der letztere mit dem Augenblide der Guts⸗ 
antretung und erlifcht nicht, wenn Das Gut durch ein neues Nechtögefchäft wieder an den 
frühen Befiter gelangt; Dagegen kann das gezahlte L. zurüdgefordert werden, wenn das 
Geſchäft von Anfang an nichtig war. Selbitverftändlich können die obigen Beitinnnungen 
durch Vertrag geändert werben. 

Unter den neuen Gefeßbüchern nahm das Preuß. ER. bei Erbzinsgütern ben 
Standpunkt des deutichen R. ein, indem e8 die römiſchen 2 Procent vom Kaufgeld ober 
Werth damit combinixte; bei Erbpachten ſchloß es Dagegen das 2. als Regel aus. Doc 
ft durch Gele vom 2. März 1850 (8. 2. $. 36) das Hecht des Erbpächters und 
des Erbzinsmanns in freies Eigenthum verwandelt und das L. aufgehoben worden. 

Duellen u. Lit.: 1. 3. C. IV, 66. Weiste, Prakt. Unterfuchungen auf bem Gebiete 
des einheim. R. 1846. Arndts, Die Empbpteufe, im Rechtslex. III. ©. 862 — Fey 

. Baum. 

Lauterbach, Wolfgang Adam, geb. 1618, wurde Prof. in Tübingen, wilrt. 
Geh. Rath und Director des Stuttgarter Confiftorums, ftarb 1678. 

Schriften: Exercitationes 29 conclusionum forensium. — Consilia Tubingensia 
juridica, 1132— 1736. — Collegium theoretico-practicum, Tub. 1690—1711, edit. noviss. 
Tub. 1784. — Dissertationes acad., Tub. 1728. 

Lit.: S. Jöcher. Teichmann. 

Lebrun de la Rochette, Claude, geb. 1560, Advocat in Villefranche 
(Beaujolais) geſtorben gegen 1630. 

Er ſchrieb: Les procès eivil et eriminel, contenant la méthodique liaison du droit 
et de la pratique judiciaire, civile et criminelle (derniere ed. Rouen 1629). 

tit.: Allard, Histoire de la justice criminelle an seiziöme siöcle, Grand. 1868, 
p. 454 — 457. TZeihmann. 

Negalität der gaposber „Geſetzmäßigkeit ihrer, fowie jeder andern Eintragung 
im öffentlihen Grund-Pfand-Hypothefen-Buch iſt die unerläßliche Grundlage für die Be— 
weiskraft, die publica fides, auf welcher ſich das Syſtem der modernen Hypothek auf- 
erbaut bat. ‘Der in neufter Zeit lebhaft geführte Streit betrifft nicht das Princip, ſon⸗ 
dern die Auspehnung feiner Anwendung, und zwar dies mehr noch in Bezng auf den 
Eigenthums⸗ als auf den Pfandverfehr mit Grundftüden. Allerdings jest die Prüfung 
der Eintragungsfähigkeit von Hypotheken die Prüfung des Eigenthums oder doch der Ber- 
fügungsfähtgfeit des Hypothelenbeftellers bezüglich des Grundſtücks, der gebuchten Gerechtig⸗ 
keit, des Bergwerks, des Schiffes voraus. Inſofern umfaßt das Legalitätöprindip auch 
für den Hypothekenverkehr das geſammte Hypothekenbuchweſen. Für die ordnungsmäßige 
Buchführung und die Richtigkeit, insbefondere die, den geltenden Vorſchriften entſprechende 
Bollftändigfeit der aus den Büchern zu ertheilenden Auszüge, Belcheinigungen und Urkunden 
find die Hypothekenbehörden (Richter, Amtmann, Ortögericht u. |. w.) verantwortlich, 
nicht nur disciplinariſch den vorgelegten Behörden gegenüber, ſondern auch civilrechtlich 
denen, melde dadurch — 3. B. durch Ausfall bei Subhaftationen in Folge des Vorgehens 
einer im Hypothekenſchein ausgelaffenen oder zu niedrig vermerkten Poft Schaden leiden. Die 
Erſatzpflicht ift in der Regel ſubſidiariſch Bingeftellt: ſoweit von anderer Seite ber feine 
Dedung erzwingbar. Der weiter geforderte Eintritt der Stantscaffe für ben etwa unver: 
mögenden Beamten bat gejegliche Anerfennung bisher nicht gefunden. — Die Prüfungs- 
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pfliht des Hypothekenbeamten erſtreckt ſich ftet8 auf die Identität, Berfügungsfähigkeit, 
Legitimation der Perfon, welche hypothekariſche Eintragungen verlangt, ſowie auf die 
Genauigkeit — die erforderliche Specialifirung — des Antrags, damit fein Zweifel jet, 
wo, und in welchem Umfange Einſchreibungen erfolgen follen. Ericheint der Geſuchsſteller 
nicht felbft, jo tft die formelle RechtSgültigkeit der von ihm, oder vom Notar, von einem 
vermutheten Bevollmächtigten oder fonft einem Dritten eingereichten Urfunden zu prüfen. 
Iſt noch weiter zu geben, und vom Hypothekenbeamten zu verlangen, daß er auch den 
materiellen Inhalt der Urkunden prüfe, welche zur Berichtigung des Befigtiteld, zur Ein⸗ 
tragung einer Hypothek dienen follen? Viele Geſetzgebungen fchreiben dies vor (Legalitäts- 
Inftem im engern Sinn gegenüber dem Conſensſyſtem). Wentgftens „in die Augen fallende 
Fehler“ follen zur Beanftandung führen. Allein was heißt bier in die Augen fallend ? 
Die Rechtskenntniſſe des Beamten, fein ſachkundiger Scharfblid ift e8, dem das Publitum 
foll vertrauen dürfen. Damit wird derfelbe zum ungebetenen und umwillfommenen In⸗ 
terefienten an jedem Hypothekengeſchäft gemacht; um fo unberechenbarer, je ſchwerer ab⸗ 
grenzbar im Rechtsleben das Gebiet der Zweifel und Bedenken. Soll doch niemals bet 
einer Belchwerbe oder einem Tpäteren Rechtsſtreit gejagt werben dürfen, daß der Hypotheken⸗ 
richter den Keim hierzu in der Faſſung der vorgelegten Urkunde hätte erkennen fünnen, 
daß er ihn aljo hätte befeitigen follen. Nicht nur der darin Liegende Vorwurf, fondern 
auch vie Möglichkeit der Begründung eines Regreßanſpruchs ift e8, welche eine große 
Aengftlichkeit der Beamten, viele Nüdfragen, Nachforderungen von Erflärungen und fon= 
ftige Verzögerungen im Gefolge zu haben pflegt. Die neuefte Geletsgebung des deutfchen 
Nordens geht darauf aus, ein ſolches Verfahren von Amts wegen in Zukunſt abzufchneiden. 
Nicht verpflichtet, ja nicht einmal berechtigt Toll die Hypothekbehörde fein, die Rechts⸗ 
beftändigfeit der, von den Parteien vorgenommenen begründenden Geſchäfte zu prüfen. 
Auch die Pflicht, mancherlei Eintragungen von Amts wegen zu bewirken, ſoll bis auf 
wenige Ausnahmen aufgehoben werden, Die Eintragungsformeln find von den Gefuche- 
ftellern anzugeben. Es fragt fi), ob der Abſchwächung des Legalprincipd nicht eine be— 
Iangreichere Verftärkung der Publicität zur Seite gehen müßte. (Bremen). — In der 
entgegengefegten Richtung haben andere Gefetsgebungen ſich bewegt. Sogar für die 
Sicherheit der bemilligten Hypotheken haben die Snpothelenbehörden zu haften: Tarations- 
ſyſten. Co in Würtemberg: Gemeinderath die Unterpfanpbehörbe, Tare, Schägungs- 
werth nicht unter dem 1!/,fachen Betrage der Forderung; 5 Mitglieder müſſen confen- 
tiren. Auch im Gebiet des Yuftiz-Senate® von Ehrenbreititein (23 Schöffen- 
gerichte aus churtrieriſcher Zeit, |. v. Kamptz, Jahrb. 37, ©. 301 f.). 

®fgt. u. Lit.: Einfaches Legalitäts- (Eonfens-) Princip: Preuß. Entw. 3. 


BR 


Hyp.O. 88. 25 f., 38; Hyp.Geſ. 88. 76, 77; Gef. für Neuporpommern vom 21. März 1868 wa 
8. 50 f. amburg, f. Bornemann im preuß. Juſt. Min. Bl. 18418 ©. 33 f. Medlen- .S 7 


burg, ſ. Dr. Götze, Reform des Hyp.Weſens. — Ritterſchaftl. Hyp.O. 1848 5. 38. 
Berſtärktes Legalitäts-Princip: Preuß. Hyp.O. I. 8.76, U. 8.115, WER. 
I, 20. 8. 428 f. Deſterreich, f. Klepſch, Das äfterr. Tab.Redt (1862). Baiern, Hyp.®. 
(1822) 88. 86, 98 f., 146. Königr. Sachſen, Bürg. ©.B. vom 9. Ian. 1865 8. 387 f. 
Taxrationsſyſtem: Würtemberg, Pfand», Prioritäts> u. Ereentionsgef. v. 15. April 
1825, bel. A. 146, 174, 232; Gef. v. 30. Mai 1828. 
Transfceriptionsfyitem: Frankreich, Rheinlande, C. civ. a re 
r. 
Legalſervituten nennt man die Th. J. S. 297 f. im Allgemeinen charakteriſirten 
geſetzlichen Beſchränkungen des Eigenthümers in der Benutzung ſeiner Sache, ſoweit ihnen 
entſprechende dingliche Rechte eines beſtimmten Nichteigenthümers gegenüberſtehen. Dieſe 
letztere Vorausſetzung trifft nur zu für die den Beſitzern nachbarlicher Grundſtücke im 
gegenſeitigen Intereſſe aufgelegten Eigenthumsbeſchränkungen. Die Lehre von den L. bildet 
daher einen Theil des ſog. Nachbarrechts und kann nicht gänzlich außer Zuſammenhang 
mit den übrigen hierher gehörigen Rechtsverhältniſſen betrachtet werden. Die rechtlichen 
Beziehungen von Grundnachbarn find zum großen Theil natürliche Conſequenzen des 
beiderfeitigen Eigenthums. Jeder Eigentblimer hat die Befugniß der unbeicränfteften 
Einwirkung auf ferne Sache innerhalb ihrer fürperlichen Grenzen; daneben hat er aber 
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auch die unbedingte Verpflichtung ſich jeder körperlichen Einwirkung auf die fremde Sache 
zu enthalten. Bei dem unlösbaren räumlichen Zuſammenhange nachbarlicher Grundſtücke 
erleidet jene Befugniß nothwendig Einſchränkungen durch dieſe Verpflichtung, ſoweit ſie 
ohne gleichzeitiges Hinübergreifen über die Grenze des fremden Eigenthums nicht ausgeübt 
werden kann. Dieſe Schranken machen ſich bei zahlloſen Verrichtungen fühlbar, die an 
ſich nur auf den Gebrauch des eignen Rechts gerichtet ſind. Sie ſind durch die Coe— 
riſtenz gleichartiger Rechtsſphären nothwendig gegeben; der Beſchränkung auf der einen 
Seite ſteht nicht eine Erweiterung des Rechts auf der anderen Seite über feinen natür— 
lichen Umfang hinaus gegenüber. Bliebe nun dieſe reine Eigenthumsconſequenz fortdauernd 
allen maßgebend, jo würde die Nugbarfeit von Grundſtücken empfindlich beeinträchtigt, 
unter Umftänden völlig aufgehoben werden. Die zweckmäßigſte Ausgleichung dieſer 
collidirenden Intereſſen ıft durch allgemeine Vorſchriften nicht zu erreichen, fondern kann 
nur je nach individuellen Neigungen und Bebürfniffen durch Uebereinfunft der Betheiligten 
bewirkt werben, namentlich) durch gegenfeitige Einräumung gewiller beichränfter Dinglicher 
Berechtigungen au der Sache des Anbern, der Prädialferoituten (S. Th. L, ©. 307) 
die ſomit einen ferneren Theil des Nachbarrechts bilden. Indeſſen haben es alle pofitiwen 
Geſetzgebungen für nothwendig gehalten die Herftellung eines erträglicden Nachbarverhält- 
nißes vor dem etwaigen Mangel an gutem Willen auf irgend einer Seite bis zu einem 
gewiffen Grade ficher zu ftellen, und beftimmte für die Benutzung oder Erhaltung ber 
eignen Sache unentbehrliche Rechte an dem Nachbargrundſtück ſchon durch geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift entftehen laſſen. Dies find die servitutes legales. Sie beftehen wie die auf 
andern Titeln beruhenden Realferoituten activ in einem facere, in alieno habere oder 
prohibere, palfiv in einem Dulden oder Unterlaffen. Ste unterliegen ferner derfelben recht- 
lihen Behandlung wie jene, werben durch dieſelben Rechtsgründe befeitigt (Vertrag, Ber: 
jährung u. |. w.) und durch dieſelben petitoriichen wie poſſeſſoriſchen Rechtsmittel geſchützt; 
nur für ewige fpecielle Fälle Hatte das röm. R. bejondere Klagen. Dennoch bat man 
ihnen in neuerer Zeit die Eigenichaft als jura in re aliena, und damit Die Angemeflenheit 
der den Römern allerdings fremden Bezeidmung „Legalfervituten‘ vielfach beftritten. Von 
Rechten an einer fremden Sauce fünne hier deswegen nicht Die Rede ſein, weil das Eigenthum 
über die Grenze hinaus, bis zu welcher bie fremde Berechtigung reihe, von der Rechts— 
ordnung gar nicht anerkannt, überhaupt noch gar nicht zur Exiftenz gekommen fe. Jen— 
ſeits diefer Grenze ferien alle dinglichen Beredytigungen von vornherein Beitanbtheile des 
Eigenthums an einer anderen Sache. Es finde deswegen hier eigentlich weniger eine Eigen⸗ 
thbumsbefhräntung, al eine beftimmte Begrenzung des Eigenthums ftatt (Böcking, 
Förſter u. 4). Inveffen wenn Die materielle Gleichartigkeit der fog. L. und ber 
übrigen Realſervituten nicht zu leugnen ift, fo kann die bloße Verſchiedenheit des En⸗ 
ftehungsgrundes Teinen abweichenden rechtlichen Charakter begründen. Dan kann eime 
Degriffebeftimmung, die ſich auf den materiellen Inhalt eines Rechts ſtützt, wie es bei 
Eigenthum und Sewitut der Fall ift, nicht davon beeinfluffen Laffen, unter welchen Voraus 
fegungen eine beſtimmte Geſetzgebung das Dasein dieſes Rechts anerkennt. Oder will man 
wirklich für den Begriff des Eigenthums die Modificationen maßgebend fein laflen, die der 
Geſetzgeber für feine Ausübung vorichreibt, fo müßte man umgefehrt mit der Aufhebung 
einer gejetlichen Eigenthumsbeſchränkung, eine Sewitut entftehen laſſen. Danach könnte 
ih am Nahbargrundftüd eine Servitut acquiriren, die darin befteht, daß ber Befiter 
desjelben mein Grundftüd wicht betreten darf! — Bon den 2. zu unterſcheiden find Die 
servitutes necessarise, die nicht dich Geſetz entftehen, zu deren Beftellung aber der 
Grundſtücksbeſitzer gefeglich verpflichtet “ft. 

An einzelnen L. kennt das neuefte rim. R. folgende. Dulden muß der Grundbeliger 
1) daß der Nachbar tertio quoque die die von feinen Bäumen über Die Orenge gefallenen 
Früchte auflammielt (geſchützt durch das interd. de glande legenda D. 43. 28), 
2) daß des Nachbars Bäume in den Luftraum über feinem Ader binüberragen, wenn die 
Zweige mindeftend 15 Fuß vom Boden entfernt find (D. 43, 27), 3) daß des Nad- 
bars Mauer bis zu 1/,; Fuß nad) feiner Seite ausweicht (. 17 pr. D. 8, 5). Unter: 
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laſſen muß er 4) jede Anlage auf ſeinem Acker, wodurch der natürliche Abfluß. des 
Waſſers vom Nahbargrundftüd gehemmt wird (hierfür die actio aquae pluviae arcendae 
D. 39, 3), 5) jeden Bau, durch den der Tenne des Nachbars der Zug abgeiperrt 
wird (1. 14. 8. 1. C. 3, 34). Einen andern Charakter hat die Verpflichtung zur 
cautio damni infecti. Particularrechtlich ift die Zahl der 2. in Deutichland immer 
- eine viel größere geweien. — Das Preuß. UR. kennt folgende: 1) Verboten find Aen- 
derungen von Wallerlauf von Privatflüffen über ein gewilfes Maß hinaus; Anpflanzungen 
an des Nachbars Wand; Anlage von Cloaken u. dgl., von Bodenerhähungen oder Boden- 
vertiefungen die nicht mindeſtens 3 Fuß, von Kanälen und Rinnen die nicht minbeftend 
1 Fuß von der Grenze bleiben; Neubauten die nicht mindeftend 3 Fuß von ber bebauten 
1%, von der umbebauten Grenze entfernt find; Anlage von Scheivemänden, die 
nicht 6, bei Gärten nidt 5 Fuß Hoch find; Feuerheerde an gemeinfchaftlicher 
Mauer, Auöbrehen von Thiren nad den Nachbargrundftid und von Fenſiern die 
unvergittert und nicht 6 Fuß vom Boden entfernt find; Bauten, durch welche ven fett 
10 Jahren beftehenden Tenftern des Nachbars der prospectus coeli verfperrt wird. 
2) Geftatten muß der Grundbeſitzer, das Betreten feines Grundſtücks behufs Reparatur 
an Scheivewänben (Hammerſchlags-⸗, Leiterrecht), behufs erfolgung eines Bienenſchwarms 
der Einfangens weggeſchwemmter Filche, oder Wegichaffens übergeftürzter Bäume, immer 
gegen Erſatz etwaigen Schadens; ferner den Waflerabflug vom höher gelegenen Nachbar⸗ 
rundſtück (Vorfluth, durch neuere Geſetze fpecieller geordnet). — Anden Eigenthums- 
eihränfungen iſt der Charakter von Servituten dadurch genommen, daß gewiffe Grenzftüde 
(Raine, Winkeln. ſ. w.) für gemeinfchaftlich erflärt werben. — Ohngefähr in ber- 
jelben Weiſe ordnet das ſächſiſche Civ. G.B. diefen Theil des Nachbarrechts. — Das Preuß. 
L.R. kennt außerdem die Verpflichtung zur Beftellung von servitutes necessariae jeder 
Art, wenn das Nachbargrundſtück ohne dielelben unbenuzba fein würde. Das fächl. 
Civ. G. B. beſchränkt diefelbe im Anſchluß an die gemetnrechtliche Praxis auf ven ſog. 
Nothweg. — Das franz. Civ. G.B. nennt ſämmtliche gefegliche Eigenthumsbeichräntungen 
Serituten, auch die im öffentlichen Intereſſe eingeführten (Leinpfad, Straßen und 
Feftungsbaulaften). Die priwatrechtlichen L. theilt es in ſolche die auf der natürlichen 
Lage der Grundftüde beruhen (Vorfluth, Benutzung von Privatfläfien, und ſolche die Das 
Intereſſe des Grundeigenthums betreffen (Benugung nnd Anlage von Scheide und Grenz- 
mauern zäunen, planten, Beichräntung in der Tenfteranlage, Nothweg). Der Sernituten- 
charakter ıft vielfach getritbt durch Vermiſchung obligatoriicher Verpflichtungen mit ding- 
lichen Beſchränkungen. 

Quellen: Preuß, L.R. J, 8. 88. 99—189; I, 9. 88.122, 178, 293—97; I, 22. S8.1—10. 
Oel. vom 28. Febr. 1843 GBewäſſerung); vom 15. Nov. 1811; 23. San. 1846; 11. Mai 1853 
VBorfluth). Saͤchſ. Eiv.G.B. 88. 345 — 368. C. civ. a. 640 — 685. 

Lit.: Böcking, Pandekten, II. $. 140. Bekker, in feinen und Muthers Jahrbb. V. 
©. 147 fi. Heffe, Rechtsverh. zw. Nachbargrundſtücken. Jhering und Gerbers Jahrb. 
VI. S. 1 (Werenberg), ©. 81 (Shering), ©. 379 a Archiv für prakt. Rechts— 
wiſſenſch. N. 5. J. S. 24 (Hoffmann). Förfter, Theorie und Praris des preuß. Priv. R. 
IH. 88. 169, 170. Heydemann, Syft. des preuß. Eiv.R. I. ©. 418 — 52. Zadhariä, 
Handb. des franz. Ein.R. (Anſchütz), U. ©. 28 — 54. 

L. U E Zimmermann. 

Legat ift ein römifchrechtlicher Begriff, der feine Cigenthimtiäteiten bereitd im 
Juſtin. R. abgeftreift hatte und daher heute nicht jelten gleichbeventend mit „Vermächtniß“ 
ſchlechthin gebraucht wird. Das Wort legare, contrahirt aus lege agere (analog: 
jurgare, litigare), bebeutete zur Zwölftafelzeit: legem dicere (ferre) suae rei, insbeſ. 
letztwillig verfügen überhaupt. Als aber Lettered, nach Auflommen des Mancipations⸗ 
teſtaments, durch testari bezeichnet wurde, verengte fich das legare zu dem Begriffe: 
Jemandem im Zeftament mit befehlenden Worten (legis modo) unter fingulärem 
Titel etwas zumenden; und zwar fo, daß Subject und Object und causa dem jus 
eivile gemäß if. Diefe Zuwendung gleichwie daS jo Yugewendete war legatum, und 
nunmehr unterichieden fowohl von der Exrbeinfegung als von Anordnungen ohne verba 
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imperativa oder bie feine Zuwendung enthalten. Das Civilrecht bildete vier Legatsformen, 
verſchieden in Faflung, Vorausfegungen und Wirkungen; nämlich zwei allgemeine Haupt: 
formen: das ſtrengdingliche (in rem actio) legatum per vindicationem, und das ftreng- 
obligatorifche (in personam actio) leg. per damnationem; daneben zwei fpeciellere 
Arten, welche dem Onerirten bzw. den Miterben des Honorirten zunädft eine bloße 
Pafftvität auferlegen: leg. sinendi modo und per praeceptionem relietum. An viele 
formelle Beſchränkung ſchloß fich Tpäter eine materielle, nämlich eine Maßbeſtimmung zu 
Gunſten ded mit Legaten belafteten Erben, die nach unzureichenden gefetlichen Berfuchen 
in der Lex Faleidia (714 u. co.) ihren Abjchlug fand. Dem civilen Bermächtniß gegen- 
über erftand das Vermächtniß des jus gentium, in bittweifer Form binterlaffen 
(fideicommissum), welchem erft Auguftus bindende Kraft verlieh. Bon diefer Zeit an 
vollzog ſich ein erft durch Yuftinian im Jahre 531 abgefchloffener allmäliger Ausgleihunge- 
proceß zwilchen 2. und Fideicommiß in verſchiedenen Bhajen, indem einerſeits bie "ftrenge 
Legatsform fich verflächtigte (SC. Neronianum ; Anordnung im Codicill), andeverfeitS die 
materielle Beſchränkung der 2. (L. Faleidia) auf Fideicommiſſe erftredt wurde. Jedoch, 
getreu dem conferpativen Grundzuge des röm. R., unterließ ver Kaiſer bier wie Tonft, 
wo er die Verfchmelzung hiſtoriſch verſchiedener Inftitute zum Abſchluß bringt, dem ver- 
Ihmolzenen Begriffe das Siegel eined neuen Geſammtnamens aufzudrüden. 2. und Fibei- 
commiſſe (d. h. die Singularfidercommiffe, wovon allein bier Die Rede; |. Art. Univerſal⸗ 
fieicommiß) ſollen in Form, VBorausfegungen, Schidfalen und Wirkungen vollkommen 
gleicher Behandlung unterliegen, und zwar jo, Daß, was dem einen Begriff bisher noch 
fehle, ftet3 aus dem anderen zu ergänzen ſei. Bon beiden fo geeinten Zumendungen wird 
nach wie vor unterſchieden: Erbeinfegung, anderweite mortis causa capio, die feine Zu⸗ 
wendung enthaltende Anordnung, nach richtiger Auslegung auch Die mortis causa donatio, 
wenn dieſelbe weder im Geſtament noch im Codicill vollzogen worben. Befaflen wir mit 
ber heutigen Rechtsſprache die 2. und Singularfideicommiffe unter den Geſammtnamien 
Vermächtniß, ſo beveutet dies im Geifte des röm. R.: die vom Erblaffer angeordnete 
Singularfucceffion, welche einen Erben over gleichgeftellten Gefammtnachfolger vorausfekt, 
und eine Spenvung (delibatio) aus dem Nachlafje unmittelbar oder mittelbar enthält. 
Zunächſt dieſe Zuwendung, aber auch das Zugewendete felber heißt Vermächtniß. Be- 
ſtritten iſt, ob auch bie für L. beſtimmte fog. regula Catoniana nunmehr auf Fidei⸗ 
commifle ausgedehnt, oder weil auf diefe unanwendbar hinweggefallen ſei; beftritten fünnte 
fein, ob nicht dennoch Yuftintan die Bezeichnung 2. da wolle vermieden wiſſen, wo ein 
Nichterbe belaftet ıft, indem noch die Inflitutionen ausſprechen: a legatario legari non 
posse. Jedes Vermächtniß fett voraus: 1) drei Perfonen, einen Erblafier (Vermächtniß⸗ 
geber), einen damit Belafteten (Vermächtnißträger), einen damit Bedachten (Vermächtnißnehmer); 
2) formell gültige Hinterlafjung im Teſtament oder Codicill (einichließlich des ſog. Oral- 
fivecommiffes) ; 3) als ©egenftand der Zuwendung einen Vermögensvortbeil, der den 
Gegenftand einer Schulbverbindlichfeit abgeben kann. Belaftet kann werden Jeder, welcher 
durch letztwillige Verfiigung des Erblaffers etwas aus dem Nachlafle einpfängt, aber nie 
weiter als er ſelbſt bedacht iſt; im Zweifel iſt der Erbe belaftet, mehrere pro rata bes 
Erbtheils. Bedachter ift ver, welchen der Erblaſſer in dieſer Abficht einen Vermögens- 
vortheil aus dem Nachlafle zumendet. Iſt der Bedachte zugleich Erbe, To beißt das 
Vermächtniß techniſch a) Prälegat, falls kein Belaſteter genannt ift oder alle Erben als 
Belaftete genannt find, b) Bräception, werm nur die Miterben des Bedachten onerirt find, 
oder der Bedachte Fiduciar iſt. Das Vermächtniß wird der Regel nach erworben mit dem 
Tode des Erblaffer8 (dies cedit), den der Vermächtnißnehmer erleben muß; weshalb es 
Annahme eines Vermächtniffes nicht gibt, fondern nur Ausichlagung (Repudtation) bzw. 
Berziht auf diefe (Agnition); beides Tann nicht vor dem dies veniens gültig geichehen, 
und muß auf das ganze Vermächtniß fich erftreden. Die Geltendmachung mit Vermächt⸗ 
nißflage, gefichert durch geſetzliche Hypothek an den Nachlaßvortheilen des Belafteten, kann 
regelmäßig erft dann erfolgen (dies venit), wenn der Belaftete gegeben ift; doch darf 
das Vermächtniß einer zum Nachlaß gehörenden Sache auch mit dinglicer Klage Direct 
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verfolgt werben, natürlich salvo jure der Nadlafgläubiger. Das gliltig errichtete Ver- 
mächtnig wird aufgehoben durch Untergang des Gegenftandes bei Lebzeiten des Erblaſſers, 
duch Widerruf (ſ. Art. Ademtion), wegen Unwürdigkeit des Bedachten, durch Ausichlagung, 
durch Sterben des Bebachten vor dem dies cedens. Der Gegenftand des weggefallenen 
Bermächtniffes verbleibt dem Belafteten, wofern nicht Anwachſung für die etwa Mit- 
bedachten eintritt oder der Erblafler an Stelle des zunächſt Bedachten einen Anderen be- 
rufen hatte. Die mannigfaltigen Gegenftände des Vermächtniſſes ftehen hier nicht zur 
Erörterung. Genug, daß die römiſche Jurisprudenz ihre durchweg praftiiche Willensinter- 
pretation hier glänzend bewährt hat; Die deutſchrechtliche Codification der Neuzeit durfte 
diefem Beiſpiel folgen, wie der gefammten römifchen Vermächtnißlehre, und hat e8 mit‘ 
Süd gethan. Denn mit der Lestwilligen Erbfolge, mit Teftament und Codicill hatte 
auch das römiſche Vermãchtnißrecht im gem. R. ſich eingebürgert. Die Abweichungen des 
Preuß. ER. und des Sächſ. B. G.B. find nicht erheblih: von dem Vermächtnißbegriffe 
wird ausgelondert das Untverjalfiveicommiß (al8 Fideicommiß-Subſtitution bzw. Erbanwart⸗ 
ſchaft); die fog. Separationswohlthat eingefchränft auf Jahresfrift vom Erbicaftsantritt 
an; die Falcidiſche Quart ift befeitigt, Somit erfolgt eine Minderung der DVermächtniffe 
nur durch Erbſchaftſchulden; auch durch Vertrag kann, bald unbeichränft bald befchränft, 
ein Vermächtniß errichtet werden (Bermächtnifvertrag), ebenfo im Erbvertrage; das Preuß. 
LER. geftattet obendrein nachträgliche Belaftung des Bertragserben mit Vermächtniſſen bis 
zum zwanzigften Theil des Nachlaſſes. Befremdend ift fogar bier und da der Mangel 
einer Abweichung vom rim. R.; fo wenn das Sächſ. ©.B. die mehr Iharffinnige als 
dem Willen des Erblafjerd gemäße Theorie des römiſchen Prälegats durchzuführen fucht, 
während bereit das Preuß. L.R. einer fachgemäßeren Auffafiung gefolgt war. Wollte 
der Erblaffer einem feiner Erben wirklich ein Vermächtniß zuwenden (nicht blos einen be= 
ſtimmten Nachlafgegenftand bei der Erbtheilung), fo jollte biefer offenbar das ganze L 
als ſolches erhalten, folglich durch Vorwegnahme (praeceptio, Vorvermächtniß) ohne 
theilweiſe Einrechnung in den Erbtheil. — Ganz eigenthümlich und vom röm. R. ab- 
weichend iſt das Vermächtnißrecht des C. civ. geſtaltet. Derſelbe kennt nur einen geſetz 
lichen Erben (heritier); ſchlechthin jeder durch letztwillige Dispoſition Bedachte iſt ihm 
legataire. Unterſchieden werben legs universels, legs à titre universel und legs 
particuliers. Die beiden erften Arten entſprechen nur ſcheinbar der gemeinvedhtlichen Erb⸗ 
einſetzung (dem Alleinerben bzw. dem Theilerben), in Wahrheit eher Unwerfalvermächt 
mflen, dem Geſetzerben auferlegt; die legs particuliers dagegen find Singularvermächt- 
niſſe (Xegate), werben aber im C. civ. mit wenigen unzureichenden Beftimmungen abgefunben. 

Lit. u. Quellen: Roßhirt, Die Lehre v. d. Vermädtniffen ꝛe. 2 Bde, 1835. Maper, 
Die Lehre v. d. Legaten u. Fideicommiſſen, Abth. I. 1854. Arndts im Rechtsler. VI. ©. 279 ff. 
Derfelbe, Fortf. von Glücks Komm. Bd. 46 (1868 — 69). — I. 2, 20. 24. D. 30 — 32. 


. 6, 37. 42. 43. Preuß. A.LR.I.12. 88.6. 262. 271. 288457. 474. 628. C. civ. a. 1002. 
1014 ff. Sächſ. 8.6.8. $$. 2382 — 2499. 2542 ff. Schütze. 


Legaten, d. h. die in die einzelnen Theile der katholiſchen Kirche vom Papſt zur 
Ausübung ſeiner allgemeinen Regierungsgewalt ausgeſandten Bevollmächtigten. Nach dem 
Decretalenrecht hatten fie in ihrem Bezirk (provincia) eine mit den Biſchöfen concurrirende 
Aominiftrationsbefugnig. Die drei Clafjen verjelben, die legati a latere, legati missi 
und legati nati, unterfchteden fi) dadurch, daß die erfteren, zu denen nur Cardinäle ge- 
' nommen wurden, gewifle den übrigen 8. nicht zuftehenden Rechte (fo 3. B. die Yuris- 
diction über die Eremten, Verleihung vacanter Kirchenämter, Ertheilung gewiſſer fonft 
dem Papft vorbehaltener Abfolutionen) befaßen, und bet ihren Erſcheinen die Befugniffe 
der andern 8, ceifirten. Die legati nati, deren Legation ftändig an einen beftimmten 
Prälatenfig gebunden war, hatten im Wejentlichen dieſelben Rechte, wie die legati missi; 
nur daß dieſe durch die Berleihungsurfunde modificirt werben’ konnten. Im Folge der 
Dppofition der Biſchöfe gegen die ihre eigene Stellung beeinträchtigende Jurisdiction der 
zahlreich jeit dem Mittelalter von Rom audgejandten 2., der Protefte der einzelnen Yür- 
ften gegen bie vielfachen Uebergriffe verjelben und der totalen Veränderung des Ber 


48 Regitimation. 


hältnifie8 der modernen Staatögemwalt zur Curie werben nad) der heutigen Praxis nur 
noch L. mit befttimmten. beſonderen Aufträgen (jog. legati extraordinarii) abgefenbet, 
welche die Stellung diplomatiiher Agenten haben. (S. auch den Art.: Nuncien). Die 
Bezeichnung legati mati ift dagegen lediglich ein Ehrentitel geworben, welchen einzelne 
Erzbiſchöfe z. B. Die von Köln, Gneſen, Pofen, Prag und Salzburg führen. 

Ducllen u. fit.: X. tit. de off. legati I. 30; VI. id. tit. I. 15. — Hiftor. kanon. 
Abhandl. eines Ungenannten von den Legaten, Nuntien 2c., 1786; (F. ©. v. Mofer), Gefch. 
ber päpfilichen Nuntien in Deutfchland, Franfkf. u. Leipz. 1788; P. Hinfhius, Kirdenrecht, 
Bd. I. 88. 68-73, 75 a. ©. P. Hinſchius. 
Legitimation ift „Ehelihmachung eines umehelihen Kindes”, d. h. die Rechts- 

handlung wodurch ein uneheliches Kind zu feinem Vater in das Verhältnig eines ehelichen 
gebracht wird. Der römiſchen Anſchauung gemäß, wonach die Vaterſchaft außer der Ehe 
etwas völlig Ungemiffes iſt, konnte von einer %. des spurius begreifliher Weile Feine 
Rede fein; für Concubinenkinder, naturales liberi, wurde fie zugelaffen, aber mur in 
Tpätefter Zeit. Heutzutage tft fie für alle Unehelihen überhaupt zuläffig. 

1. Y. findet flatt: a) per subsequens matrimonium, dadurch daß dev unehelidye 
Pater die unehelihe Mutter heirathet, vorausgefegt natürlich, daß die Vaterſchaft Durch 
Anerkennung von Seiten des Vaters feſtſteht. b) Durch Verfügung des Negenten, per 
rescriptum principis, wodurch Dem unehelichen Kinde die Eigenart eine8 ehelichen ge= 
geben wird. Ein Recht anf eine ſolche Berfügung kann der Vater nur dann beanfpruden, 
wenn die Ehe mit der Mutter nicht möglich iſt und er nicht bereits eheliche Kinder hat. 
Diefe Vorausfegungen find im Geſuche anzugeben und eventuell zu erweiſen. — Eonft 
ift die L. Gnadenſache. Erforderlich ıft ftetd Einwilligung des zu legitimivenden Kindes. 
— Eine Unterart der 1. per rescriptum ift die uneigentlich fogenannte 1. per testa- 
mentum, welde ftattfinvet, wenn der Vater fein unehelices Kind im Zeftament zum 
Erben eingefegt und dabei den Willen ’erflärt bat, daß er legitim fein folle. Die Boraus- 
jegungen ber 1. per reseriptum müſſen vorhanden fein. ‘Der Vater muß aus irgend einem 
Grunde verfäumt haben, das Reſcript nachzuſuchen. Nun mag fi das Kind darım 
bewerben, wenn e8 die Erbſchaft angetreten hat. c) Eine dritte ſpätrömiſche Form, Die 
J. per oblationem curiae, welde mit dem bamalıgen Zuftande der Städteverfaſſung und 
der Curialen zufemmenhing, ft heutzutage nicht mehr praktiſch. 

2. Tas legitimirte Kind fteht dem ehelich geborenen vwollftändig gleih. Es wird 
einfach fingirt, daß dafjelbe in der Ehe geboren. 

3. Im der Neuzeit bat ſich unter. deutichen Einfluß eine den Römern gänzlich fremde 
Unterſcheidung gebilvet, nämlich die zwifchen 1. plena und 1. minus: plena s. ad honores, 
Erſtere ift die bisher beiprochene. Letztere ſoll darin beftehen, daß nur der Wafel ber 
unehelichen Geburt durch Verfügung des Regenten aufgehoben wird, Ein folder unver- 
dienter Mafel war aber in der fittlihen Anſchauung ver Römer gar nicht vorhanden, und 
heutzutage iſt er, wenn wicht ganz verſchwunden, jo doch um Verſchwinden begriffen. 
Die verſchiedenen Unfähigfeiten, melde darauf berubten, find von feiner Bebeutung mehr. 

Nah preuß. R. werden uneheliche Kinder legitimirt durch richterlichen Ausſpruch, 
burch Heirath mit der Mutter, durch gerichtliche Erklärung des Vaters und durch obrig- 
feitliche Declaration, die beim Juſtizminiſter nachzuſuchen iſt; nach franz. R. nur per 
subsequens matrimonium. | u | . 

Quellen: C. V, 27. de naturalibus liberis. Nov. 74, 89. 4. Br. &.R. II, 2 
58. 592 - 611. C. N. 331 — 333. 

Lit.: Died, Beiträge zur Lehre von ber Legitimation burd nachfolgende Ehe, Halle 1832. 
Heimbach in Weiske's Rechtslexikon XII. Rivier. 

Legitimation im Civilproceß. Das Wort wird im gemeinen Civilproceß in 
den drei Bedeutungen von legitimatio ad causam, legitimatio ad processum und le- 
gitimatio ad praxim gebraucht. 1) Die erftere ift im Allgemeinen die nöthigenfall® 
durch Beweis zu erhärtende Behauptung, daß der gerichtlich geltend gemachte Anſpruch 
der Partei, welche ihn verfolgt (jog. active Sachlegitimation), zufteht und zwar aud) ge= 
gen die Partei, gegen welche er erhoben worben it (paſſive Sachlegitimation). Bei der 
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Aufftellung diefer Terminologie hatte man befonders die Fälle im Auge, wo em der 
einen oder andern Partei urfprünglic fremdes Rechtöverhältnig (3. B. eine ererbte ober 
cedirte Torderung, eine ererbte und übernommene Verbindlichkeit) oder eine auf einem 
dinglihen Verhältniß mittelbar beruhende Berechtigung, refp. Verpflichtung (3. B. bei den 
Serottuten=, Reallafttlagen) oder eine perfönliche Qualität (Verwandtſchaft bet der Erb- 
ſchafts⸗, Retractsklage, Gemeindebürgerreht bei einem Anſpruch auf Gemeindenugungen) 
als Borausfegung. des Rechts, veip. der Verbindlichkeit in Frage kommt; ıumd erflärte 
die 2. micht für einen in den eigentlichen Proceß gehörigen Punkt, fondern verlangte die 
vorgangige Berichtigung deijelben vor der eigentlichen Berhandlung über das ftreitige 
Recht. In der neueren Zeit Bat man aber diefe ganze Theorie und mit Recht aufge- 
geben. Denn der Nachweis der Activ-, reſp. Paffivlegitimation in dem zulett gebachten 
Sinne iſt nicht, Vorbedingung für das Auftreten als Kläger oder Bellagter in einem bes 
ftimmten Proceß, vielmehr nur Vorbedingung für das Gewinnen beffelben. Die Anfüb- 
rung, reſp. der Beweis der den Legitimationspunkt betreffenden Thatiachen bildet nichts Anderes 
als einen Theil der Geſchichtserzählung ober des factifchen Klagegrundes, da feine Rechte, 
welche nicht einer beftimmten Perjon zuftänden, gedacht werden können, und die Behaup- 
tung der Eriftenz des vom Kläger gegen einen beftinnmten Bellagten geltend gemachten 
Rechts nothwendig die Behauptung, daß e8 ihm gegen den letzteren zuſteht, involvirt, es fidh 
alſo immer nur um ein und diefelbe rechtliche Thatjache handelt. Demgemäß ift die jog. ex- 
ceptio defictentis legitimationis ad causam nichts Andere, al8 eine verneinende Ein- 
laſſung auf die Klage. Während noch die preuß. Ger. Ordn. Th. I. Tit. 10. 8.5.79 ff. 
auf dem Boden ber jegt vervorfenen Anfchauung fteht, hat der neuere altpreußifche Proceß 
die richtige Theorie angenommen (Berordn. v. 21. Juli 1846. 8.5), und aud) die han- 
noverſche Proceßordnung veprobirt, wie die Faſſung des 8. 184 zur Genüge ergibt, bie 
ältere Lehre. Der C. de proc. und der Nd. Entw. enthalten feine bejonvderen, hierher ge- 
börigen Beſtimmungen, erfterer wohl, weil in Frankreich die unrichtige Anſicht gar feinen 
Boden gefunden, Tetterer weil er dieſelbe für überwunden und feiner jpeciellen Erwähnung 
wertb gehalten hat. | 

2) Unter legitimatio ad processum verfteht man den Nachweis der Bevollmäch-— 
tigung eines im Procefie ftatt eines Andern auftretenden Mandatars. Da nur ein gehörig 
(egitimirter Stellvertreter über das dem Machtgeber zuftehende Recht gültig verfügen kann 
und demgemäß die Proceßhandlungen eines falſchen Vertreters nichtig find, fo muß ber 
Richter ex officio die legitimatio ad processum prüfen. Für die Anwälte der Parteien — 
es ift das der praftiih am häufigften vorfommende Fall, in dem es einer derartigen L. 
bedarf — ift eine den Auftrag enthaltenve öffentliche oder wenigſtens Öffentlich beglaubigte 
Urkunde erforderlich, eine Vorfchrift, welche wiele neuere Particularproceg-Drdnungen, |o die 
hannoverjche SS. 70. 71. angenommen haben, während der altpreußifche Proceß und der 
No. Entw. 88. 122. 124. eine bloße Privatichrift bis zur Bemängelung der L. für 
ausreichend erachten. Nach franzöfifchem Proceß ıft dagegen der Anwalt nicht verpflichtet, 
jeine legitimatio ad processum zu führen, aljo nicht ſchuldig, dem Gericht oder der 
Gegenpartei feine Vollmacht vorzuzeigen, vielmehr wird die Gegenpartei dadurch, daß er 
vom Kläger in der Ladung conftituirt oder daß er ſich für den Beklagten als Anwalt 
beſtellt, verpflichtet, mit ihın zu verhandeln. Freilich ift die Partei, für welche der An— 
walt ohne Mandat aufgetreten ift, burd ben ſogen. desaveu (Mißbilligungsflage) 
geſchützt. 

3) Legitimatio ad praxim iſt der Nachweis des Anwalts oder Advocaten, daß er 
die gedachte Qualification beſitze, alfo zur Ausübung der Anwalts- oder advocatoriſchen 
en berechtigt ſei. Diefe Art der Legitimation wird durch Vorlegung der Beftallung 
geführt. Ä 

Lit.: Betbmann-Hollmweg, Verſuche Über einzelne Theile der Theorie des Civil 
procefie, ©. 78 fi.; Planck, Diss. de legitimatione ad causam, Götting. 1837; Linde, 
Ztſchr. f. Civilrecht u. Proceß 3, 297 fi; Krüger, Arch. f. civil. Bears, 30, Im us 
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Legraverend, Emmanuel, geb. 1776 zu Rennes, war Chef der Criminalabthei⸗ 

lung un Juſtizminiſterium, farb 1827. 
Schriften: Traite de legislation criminelle en France, 1516 (cont. — 1830 par 
Duvergier). — Lacunes de la legislation politigue et criminelle, 1824. 
tit.: Bouillet, Diet. univ. d’hist. et de geographie, Par. 21®me dd. 1369. 
Teihmann 

Lehnſchulden. Entgegen dem Princip des Tangobarbifchen Lehnrehte, nach mel- 
chem die Nachfolger im Lehn der Regel nah nicht für die Schulden eines Yehnebefigers 
haften, legen die deutſchen Particularrechte und zum Theil auch die Praxis des gemet- 
nen beutfchen Lehnrechts gewiſſen Berbindlichkeiten eines Lehnsbefigerd die Wirkung bei, 
daß für diefelben die Nachfolger im Lehn ohne Rüdjicht auf ihre Abſtammung oder Ver: 
wandtfchaft mit den urfprünglich Berpflichteten haften müſſen. Solde Berbindlichkeiten, 
welche, um dies gleich hier zu bemerken, auch rüdjichtlih der Execution und namentlich 
im Concurſe anders behandelt werben‘, als Allovialfchulden, nennt man debita feu- 
dalia, Lehnſchulden. Da aber gemeinrechtlich alle Schulden des Vafallen der Bermuthung 
nach als Allodialſchulden zu betrachten find, fo muß, um das Vorbandenfein einer Lehn⸗ 
ſchuld anzunehmen, ein befonderer Grund nachgewieſen werben, welcher es rechtfertigt, Die 
Lehnsfolger als verpflichtet anzufehen. ALS ein folder Grund faun nicht bezeichnet werben 
die Berpfändung des Lehnguted, weil die auf dem Gute haftenden Hypotheken Der 
richtigen Anficht nach überhaupt nicht zu den L. im eigentlihen Sinne gerechnet 
werden dürfen. Die einzigen Entftehungsgrände einer Lehnſchuld find vielmehr nur das 
Geſetz, reſp. Gewohnheitsrecht, und der Conſens aller, welche überhaupt verpflichtet 
-werden folen. Und zwar rechnet man zu den gefeglihen %. (deb. feud. lega- 
lia) fowohl Diejenigen, welche nur in Folge rechtlicher Beſtimmung entftehen und in 
Folge derjelben Beftunmung die Lehnsqualität befigen (3. B. die provisio alimentaria 
des wegen Gebrechlichkeit von der Succeffion ausgeſchloſſenen Bafallen), als auch diejeni- 
gen, welche aus einem Rechtsgeſchäfte entftehen, aber in Folge eines Rechtsſatzes als 
L. zu behandeln find (4. B. das von den Bafallen in der Abſicht aufgenom- 
mene Darlehen, die erhaltene Summe zur Vermehrung der Subftang des Lehns zu ver- 
wenden, wenn und injomeit Die Verwendung wirklich ftattgefunden hat). Soll eine Schuld, 
die nicht zu den deb. leg. gehört, die Natur einer Lehnſchuld erhalten, fo kann dies nur 
geichehen durch Conſens der zu Verpflihtenden (deb. feud. conseusuata) und zwar muß 
derſelbe exflärt werden in der Abjiht, die Schuld eben mit den Charakter einer Lehnſchuld 
zu umfleiden: von eimem Conſens aljo zum Zweck der Anerkennung der Schuld über: 
haupt oder der Berpfändung des Guts oder der Berbürgung der Conſentirenden ift ber 
nicht die Rede. 

Schon hieraus und ohne daß es möthig wäre, auf die große Mannigfaltigfeit der 
einzelnen 2%. hinzuweiſen, ergibt fich, daß man unter diefer Bezeichnung eine Reihe an fich 
zufammenhanglofer Verhältniſſe zufammengefaßt bat. Dazu kömmt, daß, menn auch Die 
Lehnsqualität einer Forderung feititeht und daher eine Haftung der Lehnöfolger über: 
haupt gerechtfertigt ift, Die Haftungspfliht dod im einzelnen Falle noch von bejonderen 
Vorausfegungen abhängig ift. Manche L. Können nur gegen einzelne Lehnsfolger, andere 
gegen alle, mit Einfchluß des Herrn, dem das Gut ledig wird, geltend gemacht werben: 
deb. feud. absoluta und respectiva; und wiederum: für manche Schulden haftet der 
Lehnsfolger nur, wenn von den Allodialerben nicht Beirtedigung zu erhalten ift, für 
andere ohne Rüdficht auf dieſen Umftand. Und auch ſonſt find manderlei Verſchiedenhei⸗ 
ten zu bemerken: ob die Schuld unter allen Umſtänden oder nur bei Suffictenz Des 


Lehns von den Vehnsfolgern zu berichtigen, ob die Execution nur die Früchte des Gute 


ergreife oder auch Die Subftanz u. |. m. 

Sehr mannigfaltige Verbältniffe alfo, mit fehr verichiedenartigen Rechtswirkungen 
ausgeftattet, werden als 2. aufgefaßt und behandelt. Daher auch die Schmwierigfeit der 
Begriffsbeftimmung. Bet diefer fommen folgende Momente in Betracht. Die L. enthal- 
ten an fich feine dingliche Belaftung des Gutes, e8 find perfönliche Verbindlichkeiten 
bes Bajallen, welche gegen ihn mit einer perjönlichen Klage geltend gemacht werden. Auch 


+ 
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gegen die, nach der beſonderen Natur der einzelnen L. überhaupt verpflichteten Nachfolger 
um Lehn iſt nur die urſprüngliche Klage geſtattet; fie wird als in rem scripta bezeich- 
net, weil der Nachfolger erft nady Erlangung des Befiges des Gutes in Anfprud ge 
nommen werden fann, dann aber aud, von den Belonderheiten ded einzelnen Falles ab- 
gefehen, immer paſſiv legitimirt iſt. Worin aber der eigentliche juriftiihe Grund für die 
Haftungspflicht der Nachfolger im Leben zu fuchen, iſt eine immer noch nicht zu völligem 
Austrag gelommene Frage. Suchen die Meiften die causa obligandi in dem Beſitz 
des Lehnguts, fo finden Andere biefelbe ausſchließlich in der lehnrechtlichen Suc- 
ceſſion, wobet der Ausdruck: Succeffion im weiteften Sinne zu nehmen ift, d. 5. die 
Schuld geht auf even über, welcher zur Folge in das Gut nady den Grundfägen des Lehn⸗ 
rechts berufen iſt, alfo nicht nur auf die Agnaten, fondern auch auf Mitbelehnte, Eventual- 
belehnte, auf den Lehnsherrn, nicht aber auf Dritte, welche aus anderen Gründen in den 
Beſitz des Gutes gelangen, fei es, daß fie das Gut als Allode oder als Lehen 3. B. durch 
Kauf oder auf Grund einer Tehnserpectang erwerben. Weber die Kräfte des an ihn 
gelangten Lehngutes haftet der Lehnsfolger niemals, namentlich alſo nicht mit dem Allo- 
Dialvermögen, wenn fich nicht ausnahmsweiſe eine ſolche Haftungsverbindlichleit aus be= 
fonderen Urfachen ergeben follte; doc ift weder auf den Umftand, daß eben nur mit dem 
Lehen, den Früchten, reip. der Subftanz gehaftet wird, noch auf die eigenthümliche Be— 
handlung der 2. im Concurfe für die Feſtſtellung des Begriffs derſelben entjcheidendes 
Gewicht zu Tegen. 

In Betreff aller Einzelnheiten ift auf die Darftellung der Lehre in den Lehrbüchern, 
ſowie die zahlreichen, überall verzeichneten monographiſchen Arbeiten zu verweilen ; vgl. 
insbejondere Pfeiffer in Weiske's Rechtslexikon VI 479 ff. und die neuefte ein= 
gehende Darftellung von Otto Gierte: de debitis feudalibus, diss. inaug, Ber- 
lin 1860. Unzureichend ift im dieſer letzteren, ſonſt ſehr vwerdienftoollen Schrift nur Die 
Beleuchtung der neuerdings von Gerber aufgeitellten Theorie von den Lehns- und Fa⸗ 
milienfideicommißſchulden (Zeitſchrift für Civilreht und Proceß 1354, N. 5. XI. 183— 
210; vgl. auch deſſen Privatreht $. 132, 33). Die Ansftellungen, welde Gerber 
gegen bie bisher herrſchenden Theorien in Beziehung auf die juriftiiche Conftruction erhebt, 
find faft überall wohl begründet und vom Standpunkte der Wifjenfchaft läßt ſich auch 
gegen den Verſuch ficherlidy nichts eimwenden, eine durchaus neue Anficht zu begründen, wenn 
fih die bisherigen Arfchauungen, mögen fie noch fo lange hergebracht fein, vor der Kritik 
als unzureichend erweiſen; ebenjo iſt das Hauptargument gegen die Gerber'ſche Anficht, daß 
fie fi) weder aus dem älteren veutfchen noch aus dem Iangobarbilchen Lehnrecht erweiſen 
laſſe, Hinfällig, weil aus diefer Quellen, wie richtig entgegnet worden, überhaupt keine bes 
ftinunte Theorie zu rechtfertigen if. Dennoch möchte dem Satze Gerber’s: die 
ganze biäherige Lehre fer zu werwerfen, nicht beizuftimmen fein. So mangelhaft diejelbe 
fein mag, entipricht ſie doch im Weſentlichen dein pofitiven Necht, wie es in den Parti- 
cularrechten feftgeftellt ift, während die von Gerber aufgeftellte Theorie einer Begrün⸗ 
dung auch nur aus diefen Quellen ſchwerlich fähig tft. Selbft wenn dieſelbe fih vom 
Standpunkte voiffenfchaftlicher Kritik überall als unangreifbar erweiſen jollte, würden ſich 
doch der Anwendung und Berwertbung derjelben in der Praxis eben mit Rüdficht auf 
das gegebene Hecht große Bedenken entgegenftellen und es wird fich daher, fo lange bie 
Lehre von den V. überhaupt noch Wichtigkeit hat, empfehlen, an den bisher als maß- 
gebend betrachteten Grundfägen, mindeſtens ſoweit fie von praftiich erheblichen Folgen 
find, auch für die Zukunft feftzuhalten. Yu der von Gierke angeführten Literatur ift 
übrigens aus” neuefter Zeit noch nachzutragen eine Abhandlung von Meibom (im 
Jahrbuch des gemeinen deutfchen Rechts von Better und Muther IV. 442—510), 
welcher die 2. zu den von ihm ſogenannten Realſchulden rechnet, und die Kritik diefer Anficht 
von Gerber (in feinen und Ihering's Jahrbüchern VI. 266 ff.), ſowie Lewis: 
das Recht des Familienfideicommiſſes 8. 17. ©. 291—315. Weber Das vom gem. 
R. weientlih abweichende mecklenburgiſche Lehnrecht vgl. Roth 88. 71 ff., für das ges 
meine preußiiche Recht ALUR. I. 18. 88. 331 ff. Franklin. 
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Lehnsfähigkeit. Der Ausdruck wird in verfcievenem Sinne gebraudt. Man 
ſpricht von objectiver 2.: welche Sachen und Rechte können Gegenftände lehnrechtlicher 
Berleihung fein? — und von fubjectiver: wer iſt fähig zu Lehnrechtlichen BVerleihungen 
und zum Empfange von Lehen (active und paffive 2.; wird das Wort ſchlechthin ge- 
. braucht, fo verftehen die Schriftfteller darunter regelmäßig die paffive). 

Bon der objectiven zuerft. Das deutſche Lehnrecht fordert, daß an dem Lehen Beſitz 
und Genuß des Mannes ftattfinden könne und daß der Webergang des Lehns auf bie 
Nachfolger kein Hinderniß finde in der Belchaffenheit des verliehenen Gegenftandes (Ho = 
meyer Suftem 8. 3. ©. 282 ff.), und das langobardiſche Lehnrecht beichräntt aus den⸗ 
jelben Rückſichten den Kreis der lehnbaren Gegenftände auf Grunpftüde und ſolche Ob- 
jeete, welche zu den unbeweglichen Sachen gerechnet werden. Diefe Grenze ift aber weder 
in der Praxis des Rechtslebens noch in der Particulargefetgebung überall feftgehalten 
worden, wie denn 3. B. das Preuß. ULR. I. 18. $. 25. beftimmt: Jede Sache, bei 
welcher das Dber= von dem nugbaren Eigenthum getrennt und jedes von verfchiedenen 
Perſonen bejeffen werben kann, kann auch zu Lehen gegeben und aufgetragen werben, und 
im $. 26 hinzufügt: Es können alfo nicht nur unbewegliche Sachen und Rechte, ſondern 
auch bewegliche Sachen, infofern deren Subſtanz oder Werth auf eine dauerhafte Art 
fichergeftellt wird, die Eigenichaft eines Lehns- erlangen. Anderswo ift die Grenze enger 
gezogen, al8 im gem. R.; ın Medlenburg 3. B. find bewegliche Sachen niemals Gegen: 
ftand jelbftändiger Verleihung und von unbeweglihen Sachen (wenigftend gegenwärtig) 
nur Landgüter; Nenten=, Geld- und Afterlehen ferner kommen dort gar nit vor und 
unfärperlihe Sachen find überhaupt, mit Ausnahme der Amtslehen der Landmarſchälle, 
niemals jelbftändige Objecte der Lehnserrichtung (Roth SS. 10—12). So herrict 
troß der einheitlichen Grundgedanken doch in den Details große Mannigfaltigkeit, bezüg- 
lich welcher befunderd auf Weber’s Handbuch zu verweilen ift, welcher Bd. I. ©. 95 
—546 in fehr ausführlicher Weiſe von den Gegenftänven, welche in Deutjchland verlie- 
ben zu werben pflegten, handelt ; vgl. auch Pfeiffer in Weiske's Rechtslexikon VI. 
396—400, Pat; 88. 29—38, Eichhorn SS. 194—99, Gerber 88. 106-8, 
Bejeler 8. 104. 

Sodann fubjective L. Die Rechtsbücher des Mittelalter legen das Hauptgewicht 
auf das perfünliche Verhältniß der zu gegenfeitiger Treue verpflichteten Lehnsperſonen, ins⸗ 
bejondere fol der Dann dem Herm rittermäßig dienen, der Herr Nitterbienfte begeh— 
ven können. Daher iſt der Heerichild die allgemeine Vorausſetzung activer und paſſiver 
2. ; die Nichtritterbitrtigen, ſowie die Ritterbürtigen, welche wegen Geſchlechts, Berufs oder 
zur Strafe die Bortheile ihrer Geburt verloren hatten, darbten des Lehnrechts: fie konn— 
ten Lehen weder empfangen noch verleihen (vgl. hierüber und über die Wirkungen einer 
Berleihung und des Empfangs eines Lehns durch Unfähige: Homener Syſtem 88. 4— 8). 
Wäre man fi diefer Grundanſchauung, Daß nur derjenige zur Beleihung fähig ſei, wel⸗ 
cher fich rittermäßige Mannendienſte verſprechen und leiſten laſſen kann, bewußt geblieben, ſo 
hätte, da dieſe Fähigkeit längſt Niemand mehr beſitzt als der Landesherr, auch längſt ſchon 
die Errichtung von Leben durch andere als das Staatsoberhaupt ausgeſchloſſen wer⸗ 
den müſſen. So war es auch in einzelnen Particularrechten beſtimmt, im Allgemei— 
nen aber hielt man an der Möglichkeit auch der Errichtung von Privatlehen feſt, und 
mußte die Fähigkeit, ſolche zu verleihen, Allen einräumen, welche im Stande ſeien, über 
den Gegenſtand der Verleihung frei zu disponiren, ohne die Zugehörigkeit zu einem 
beſtinimten Stande zu fordern (vgl. z. B. ALR. I 18. 8. 39); nur inſofern gewiſſe 
Güter nur von Wdeligen erworben werben fonnten, wußte auch für ben, welder ein 
ſolches Gut verleihen wollte, der adelige Stand gefordert werden; in manden Territorien 
wurden auch ſog. abelige Lehen den übrigen entgegengeftellt, wie 3. B. das ALUR. a. a. 
D. 88. 66, 67 beitimmt, daß abelige Lehen, d. h. Solche, von welchen der Balall nady 
dem urfprünglichen Vertrage Ritterienfte zu leiten jchuldig war, nur von Perfonen 
adeligen Standes verliehen und erworben werden könnten. Auch zum Empfang des Lehns 
war nach dem echt des Mittelalters Ritterbürtigkeit erforderlich, nach der fpäteren Ent- 
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widelung unjerer Staatlichen Verhältniffe konnte aber davon nicht mehr Die Rede fein. 
Ebenſo wenig fann behauptet werben, daß flatt der Nitterbüirtigfett die adelige Geburt 
und Abſtammung eine Borausfegung für die paſſive %. geworben ſei, da Adeb und Rit- 
terbürtigfeit befanntlich keineswegs gleichbedeutend waren; aber e8 ift richtig, daß durch 
Privilegien und Particularrechte der Erwerb gewiſſer Lehngüter nur den Adeligen geftat- 
tet war. Von dein Erforderniß der Nitterbürtigfeit konnte übrigens ſchon nach dem Recht 
des Mittelalter8 der Lehnsherr abjehen und zwar dauerte das einmal begründete Verhält⸗ 
niß troß der Unfähigkeit des erften Empfängerd auch für die beiberfeitigen Nachfolger 
fort, wenigftend war e8 fo nach ſchwäbiſchem Lehnrecht und nach der ſpäteren Rechtdan- 
ſchauung. Wegen diefer Dispenfationsbefugnig des Lehnsherrn bezeichnete man den erwähn- 
ten Unfähigfeitögrund als einen relativen. Ebenſo andere Umftände, welche die Yei- 
ftung der Lehnspflichten regelmäßig unmöglich machten. Relativ unfähig waren demnach: 
Ehrlofe und Anrüchige, Juden, geiftig und körperlich Gebrechliche, Weiber, Geiftliche, ju- 
riftifche Berfonen, Unfreie. Der relativen Unfähigfeit zum Lehnsempfange, ftellt man vie 
abfolute gegenüber, von welcher der Lehnsherr nicht dispenfiren kann; fie wird begründet 
Dur den Mangel der Rechtsfähigkeit überhaupt oder durch Beſchränkung der letzteren 
hinſichtlich des Erwerbs von Rechten im Allgemeinen oder des bejonderen Gegenftandes 
ver Verleihung oder durch die Unfähigkeit, Verbinplichkeiten einzugehen, wie ſolche das 
Lehnsverhältnig mit fich bringt. 

* Bon ber allgemeinen 2. ift übrigens wohl zu unterfcheiven die Fähigkeit über em 
beſtimmtes Gut lehnsweiſe zu verfügen. Nach ſächſiſchem Lehnrecht joll der Herr, wel- 
cher ein Gut verleihen will, dafjelbe in feiner Gewere haben; nad langobardiſchem Lehn⸗ 
recht Tann die Belehnung nur von dem zu Rechte geichehen, qui legitime bonorum suo- 
rum administrationem habet. Wer ein Gut verleihen will, muß nicht nur im Allge 
meinen bispofittonsfähig fein, er muß auch gerade über dieſes Gut frei verfügen können. 
‚Hatte der Herr eine fremde Sache wiſſentlich oder unwiſſentlich zu Leben gegeben, jo baf- 
tete er für Eviction nach den Grunbfägen des Cioilrechtd und einzelnen beſonders in 
Betracht zu ziehenden Vorſchriften des Lehnrechts. Hierüber, jo wie über Dispofitions- 
beſchränkungen (bei Staatölehen, Lehen an Kirchenfachen, Sachen, die im Miteigenthum 
fteben u. ſ. m.) des Lehnsheren und über fubjective L. im Allgemeinen vgl. Weber IH. 
8. 81 ff, 8.88 ff, Mayr SS. 55—61, Pfeiffer a. a. O. S. 393 fi, Pätz 
88. 39—49, Eihhorn 88. 200, 201, Gerber $$. 109, 110, Bejeler * 102. 

Franklin. 
Lehnshoheit iſt der Inbegriff derjenigen Rechte, welche der Monarch als Inhaber 
der Staatsgewalt über die im Staatsgebiete befindlichen Lehen auszuüben berechtigt iſt. 
Dieſelbe ſteht daher dem Souverän nicht blos hinſichtlich der ſog. Staatslehen, ſondern 
auch der Privatlehen zu und darf nicht mit der Lehnsherrlichkeit verwechſelt werden. 
Waͤhrend nämlich vie letztere auf einer privatrechtlichen Grundlage, dem Lehnscontracte, 
beruht und alle aus demſelben herſtammenden, dem Lehnsherrn an der Perſon des Vaſallen 
und an der Subſtanz des Lehngutes zuſtehenden Rechte umfaßt, iſt die L. nur die das 
Lehnweſen betreffende Machtſphäre der Staatsgewalt und begreift daher alle diejenigen 
Rechte in fich, welche ver Staatsgewalt Hinfichtlich ſämmtlicher Rechtsinſtitute zuftehen, d. i. 
Oefeegebung, Gerichtsbarkeit und Oberaufficht. 
egelmäßig ftehen gegenwärtig Lehnsherrlichkeit und %. dem Souverän zu. Der 
Natur beider Rechte gemäß müßte diefe Verbindung als eine im juriftiichen Sinne zu: 
fällige betrachtet werben; allein in mehreren Staaten, wie Batern, Baden, Würtemberg, 
ıft ansfchlieglich dem Landesherrn das Recht, Lehnsherr zu fein, zugeiprochen, die Verbin- 
dung der Lehnäherrlichkeit mit der Souveränetät ſonach für eine rechtlich nothmwendige er= 
Härt und damit auch der weitere Eat begründet worden, daß fein ausmwärtiger Souverän 
Lehnsherr über eine im Inlande gelegene Befigung fein dürfe Nur unter den Stanbes- 
herren haben Einzelne die Lehnsherrlichkeit gewahrt; daß dieſe beftimmte Aete der freis 
willigen Lehnsgerichtsbarkeit, wie Ausftellung von Lehnsbriefen, Vornahme der Belehnun⸗ 
gen u. f. w. durch eigene Yehnscanzleien ausüben, erklärt fi daraus, daß die Lehnsge⸗ 
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richtsbarkeit zur Zeit des Reichs als ein Ausfluß der Lehnsherrlichkeit betrachtet wurde, 
und daß dieſer ältere Standpunkt hei Regelung der Verhältniſſe der Mediatiſirten in em- 
zelnen Ländern feſtgehalten worden ift. 

Aus der Natur der L. erflärt es fih, daß dieſelbe überall da, wo fie nicht bereits 
ein Beftandtheil der Landeshoheit gemefen, mit der Umwandlung der letteren in eine wirf- 
lie Staatögemalt erworben worden iſt. Damit war zugleich Die Möglichkeit legislativen 
Eingreifend in die noch fortbeftehenden Lehnsverhältniſſe gegeben, melde von der neueren 
beutichen Geſetzgebung, insbeſondere von den Berfaffungsurfunden regelmäßig in einer 
den Fortbeſtand der Lehen feindlichen Richtung benutzt worden iſt. Die beutfchen 
Berfaflungen aus der Periode vor 1849 beftimmen regelmäßig, daß der Landesherr 
neue Lehen nur unter Zuſtimmung der Stände errichten, Lehnserſpectanzen aber 
gar nicht mehr ertbeilen und nur beimgefallene Lehen wieder verleihen, wohl auch 
zu dem fürftlihen Echatullgut ziehen dürfe (fo Meiningen), letzteres jedoch nur in ber 
Weife, daß die Lehnöherrlichkeit dem Eigenthümer der Domänen bzw. des landesherrlichen 
Hausfideicommiſſes verbleibt. Im Allgemeinen wurden die Lehen nur, fofern fie aus 
dem Tandesherrlihen Hausvermögen oder aus dein eigentlichen Staatsgute herrühren, alfo 
Thron- oder Staatölchen find, um der aus ihnen fliegenden Erträge, insbefondere aber um 
des möglichen Heimfalls willen geſchont. Die neuere Berfaffungsgefeßgebung fett 1848 ' 
hat Dagegen das Übereigenthun des Lehnsherrn vollftändig zu Gunften der vafallitiichen 
Familien aufheben wollen und in einzelnen Ländern, 3. B. in Preußen, auch wirklich auf- 
gehoben, die Errichtung neuer Lehen aber durchgehende unterfagt. 

Hiernach ift überall auf Antrag des Bahıllen, mehrfach auch des Lehnsherm die 
Allodification gegen eine für das Aufgeben der Lehnsherrlichkett von Vaſallen gezahlte, 
nach der Zahl der Erbberechtigten und der geringern oder größeren Ausdehnung der 
Succelfionsberechtigung berechnete Abkaufsſumme geftattet. Sind zahlreiche ſucceſſionsfähige 
Perfonen vorhanden, oder find die betreffenden Yehen feuda oblata oder vom Bafallen 
gefauft oder endlich erft in Folge der Auflöfung des deutſchen Reichs der Lehnsherrlichkeit 
des Landesherrn unterworfen worden, wie dies bei den ehemaligen Neichölehen der Me— 
diatifirten vielfach der Fall gemelen ift, fo iſt regelmäßig die Allodification nicht an die 
Zahlung einer Abkaufsſumme gebunden. Meiſtens find nur die Thronlehen, die aufer- 
bald des Staatsgebieies Tiegenden Staatslehen, wohl auch die Lehen, deren Heimfall in 
nächfter Zeit zu erwarten fteht und endlich die flandesherrlichen Lehen von der Mäglich- 
feit allodiftcirt zu werben ausgeſchloſſen. 

Tie Wirkungen der Allodification find in den verfchtedenen Ländern verſchieden be= 
ftimmt : entweder wird das allobificirte Lehngut fofort oder doch in der Hand des näch- 
ften Beligerd zum freien Eigenthbum, ohne daß die durch die Allodification benachtheilig: 
ten Agnaten des Befigers eine Entſchädigung fordern fünnen, oder das Lehngut erhält den 
Charakter eines Stammgutes mit fortvauernden Rechten der Mitbelehnten, Agnaten, An— 
wärter (fo Preußen), oder endlich e8 befteht, Tofern e8 früher dieſe Eigenfchaft Hatte, als 
Fideicommiß fort, bzw. e8 kann nach ausdrücklicher, geleglicher Zuficherung in ein ſolches 
umgewandelt werben. 

Quellen: Baiern: Berfg.Urk. v. 26. Mai 1818 Tit. III. 8. 5. Baden: Berfg.Urk. 
v. 22. Aug. 1818 $. 58. Alin. 2. Württemberg: Berfg.Urf v. 25. Septbr. 1819 8. 107. 
Großh. Heffen: Verfg.Urk. v. 17. Dec. 1820 $. 9. Alin. 2. Königr. Sachſen: Berfg.Urf. v. 
4. Sept. 1831 8. 17. Klin. 3. Sachſen-Meiningen: Grund Fi v. 23. Aug. 1829 $. 39. 
Alin. 2. Preußen: Perfg.Urk. v. 31. Ian. 1850 4. 40, 415 Gef., betr. die Abänderung 
ber 9. 40 und 41 ber Verfg.Urk. dv. 5. Juni 1852, Ablöfungsgef. v. 2. März 1850; Gef. v. 
10. Suni 1856, betr. die erleichterte Immanblung Alt-Borpommerjcder und Hinter-Bonmericher 
Lehen in Familienfideicommiſſe u. |. m. 

Lit.: Behr, Berfuch einer allgemeinen Beſtimmung des Unterſchiedes zwifchen Lehnsherr⸗ 
Yichfeit und Lehnshoheit, Würzb. 1799. Zöpfl, Grundfätze des gem. deutſchen Staatsrechts, 
5. Aufl. Leipz. u. Heidelb. 1863, Bd. IL. S. 816 - 831. H. A. Zahariä, Deutſches Staats⸗ 
u. Bundesrecht, 3. Aufl. Götting. 1867, Bd. II. S. 465— 469. v. Rönne, Staatsrecht der 
preuß. Monarchie, 3. Aufl. Bd. I. Abth. 2. S. 136— 140. B. W. Iziffer, Lehnsherrlich⸗ 


keit und Lehnshoheit in Weiske's Rechtslexikon, Bd. VI. ©. 472— 478. 
F. Brockhaus. 
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Lehnſtamm (Constitutum allodium in feudo, const. feudale). lieber die Be- 
griffsbeſtimmung herrichte namentlich in älterer Zeit große Meinungsverichievenbeit, was 
ſich daraus erklärt, daß die Particularrechte, welche Das Imftitut überhaupt Yennen, in 
ihren Beſtimmungen von verfchiedenen Principien ausgeben und daß weder tn bielen 
Quellen noch in den Urkunden über Errichtung von Lehuftämmen das constitutum fen- 
dale von andern verwandten oder ähnlichen Geftaltungen gehörig gejondert wurde. Man⸗ 
cherlei grobe Irrthümer wurden freilich ſchon durch ältere Echriftfteller befeitigt, andere 
vererbten ſich weiter und felbft bie vom Eihhorn, Pätz und Anderen gegebene Defis 
wition : jede Geldſumme oder jeved Capital, welches zum Beften aller oder gewiſſer Lehn⸗ 
folger auf ein Gut gelegt jet, müſſe als L. angefehen werden, kann nicht als befriedigend gelten, 
am wenigſten Dann, wenn man, wie Eichhorn, das ſog. Lehnsquantum als eine Art 
des 2. in dieſem Sinne bezeichnet. Bon ben verſchiedenen Fällen, in welchen von Conſti⸗ 
tuirung eined 2. die Rede fein kann, vergegenwärtige man fich folgende drei. Zunächſt: 
unter mehreren zugleich zur Succeffion berufenen Lehnfolgern wird eine Civiltbeilung (in 
Mecklenburg: Kavelung) vorgenommen in der Weife, daß einer das Gut überninmt, die 
übrigen durch Geldantheile abgefunden werben ; ſodann: ein Lehen wird mit Yuftimmung 
der Lehnfolger veräußert, letztere jollen aber den Kaufpreis oder einen Theil deſſelben 
als Surrogat ihrer Berechtigung erhalten; endlich: das Lehen wird allodificırt, den 
Lehnfolgern aber fol für den Verluft ihrer Rechte Entſchädigung geleiftet werben. In 
allen drei Fallen iſt die zu zahlende Abfindung oder Entſchädigung an fich durchaus all: 
dialer Natur, die vorgenommenen Geſchäfte ſtehen in Beziehung auf ihre gegenwärtige 
Rechtsbeſtändigkeit und auf ihre fünftigen Wirkungen unter den allgemeinen Regeln des 
Privatrechts. Es kann aber verabredet werden, daß die Abfindung oder Entſchädigung 
(der Kegel nady verzinslih) auf dem Gute haften und in Beziehung auf Veräußerung 
und Vererbung nad lehnrechtlichen Orundfägen beurtbeift, im Uebrigen aber als allodial 
behandelt werben folle. Ein in folder Weife angelegtes Capital ift ein 2. Auf andere 
Momente kommt es bei der Begriffsbeftimmung nit an; das Inftitut hat ſonſt feine 
begriffsmäßigen Eigenthümlichfeiten, vielmehr find alle weiteren rechtlichen Wirkungen — 
wer für den %. perſönlich hafte, welche Klagen den Berechtigten, welche Befugniſſe ihnen 
im Concurſe zuftehen, an wen der L. nad Erlöſchen ver Tehnöfähigen Erben des ober der 
Berechtigten falle — verichteden (oder können wenigſtens verjchieven fein) je nach dem 
Zwecke der Eonftituirung, den obwaltenden thatfächlichen Berbältnifien, den Verabredun⸗ 
gen der Interefjenten und den Beftimmungen ber Particularrehte Der 2. ıft dem Fa— 
milienfideicommiß nahe verwandt, ein Lehen tft er nicht, es gibt für denfelben feinen 
Lehnsherrn und die zum 2%. Berechtigten haben nicht die Pflichten von Bafallen. Ins— 
beiondere iſt das constitutum feudale nicht, wie es jo oft geichehen, mit einem Geld⸗ 
leben zu verwechſeln, vor welchem Irrthum ſchon der Umſtand hätte warnen follen, daß 
nad manchen Particularrechten, welche Geldlehen nicht zulaffen, doch der L. gebräuchlich 
ift (3. B. in Medlenburg); nur das ift anzuerkennen, daß da, wo particularrechtlich 
Geldlehen zugelaffen find, dem 2. durch Hinzutretende Oblution an einen Lehnsherrn die 
Natur eines folchen gegeben werden kann. Verſchieden vom 2, aber ebenfalls oft mit 
demfelben verwechſelt, iſt das Lehnsquantum. Ber Mitbelehnungen fam es nicht jel- 
ten vor, daß Das Recht der Mitbelehnten auf einen beſtimmten Theil des Werth des 
Lebens beſchränkt wurde, d. h. daß fie auch in dem Fall, daß die gefammte lehnsfähige 
Descendenz des Vaſallen erlojhen fein würde, nicht mehr als ven feitgefegten Theil er— 

Iten jollten. SHäufiger war e8, daß die Mitbelehnten fich verpflichteten, dem Lehns⸗ 
ejiger die Veräußerung des Lehns zu geftatten oder dafjelbe, wenn e8 an fie fallen follte, 
den Allodialerben abzutreten, wogegen dem Lehnsbefizer und bzw. den Landerben vertrags⸗ 
mäßig Die Verbindlichkeit oblag, den Mitbelehnten eintretendenfall8 eine von vornherein 
beftunmte Entſchädigung, das Lehnöquantum, zu zablen. Wenn man aud in dielem 
Falle nicht jagen kann, daß das Lehnsquantum der eigentliche Gegenftand der Verleihung an 
die Diitbelehnten geweſen fei, jo war doch der Zweck derſelben hauptſächlich die Sicherung 
der verabredeten Summe. Der Anfprud auf das Capital ift von Anfang lebnredt- 
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licher Natur; perſönlich verpflichtet find für denjelben der Lehnöbefiger und reſp. Die 
Allodialerben ; das Gapital wird nicht werzinft, wird aber bei Eintritt der Veräußerung 
oder des Succeſſionsfalles freies Eigenthum der Berechtigten. Hierdurch und durch Den 
eigenthünnlichen Zweck des Geſchäfts, ſowie durch eine verjchtedenartige Behandlung im 
Procek und insbefondere im Concurfe unterfcheiver fich das Lehnsquantum vom L. mit 
dem e8 im Uebrigen das gemein hat, daß es ſich ebenfalld auf eine beſondere Diöpofition 
der Parteien gründet, daß es ſich nach Lehnrecht vererbt und daß es wie das gonst. feud. 
als ein Erfat für aufgegebene Rechte am Lehngut anzufehen if. Daß der — nicht 
mit den Reversgeldern (von vielen const. feudale, Lehnsconſtitut genannt), welche Mit⸗ 
belehnte (oder auch Agnaten) an die Allodialerben in dem Fall zu zahlen haben, daß fie 
in das Gut juccediren würden, zu verwechleln, fowie daß eine Geldſumme, die zum An- 
fauf eines Lehens beftimmt oder aus dem Verkauf eines Lehens erlöft oder dem Bafallen 
fiir ein evincirtes Lehen gezahlt wird, nach anderen Grundſätzen zu behandeln und zu 
beurtbeilen jet, iſt nicht weiter nachzuweiſen. 

Lit.: Bahariä: Sächſ. Lehnrecht. 88 174 —80, Pfeiffer in Weiske's Nechtsleriton 
VI. 493 - 98 (mo auch die geſammte ältere Lit), Weber II. 486 -510, Gierke: De de- 
bitis feudalibus (1860) p. 71 — 77: megen Medienburg: Roth, 88. 52 und 84; für bas 
gem. preuß. R.: A. L. R. I. 18. 88. 605—13 und Koch: Priv R. I. $. 299. ei 

ranııım. 


Leibgedinge (au Leibzucht) ift die während Des Dittelalter® vorlommende 
Beitellung eines Nutungsredhtes für die Ehefrau auf Lebenszeit an gewiſſen Immobilien (mit- 
unter auch am gegenwärtigen und zufünffigen Vermögen des Mannes) feitend des Tet- 
teren, deffen Ausübung aber bis zur — 2 — der Ehe durch den Tod des Beſtellers 
ſuspendirt blieb. Fir die Zwiſchenzeit war die Frau vielfach durch die Beſtimmung ge 
fihert, daß der Mann die Leibgedingögäter nicht ohne ihre Einwilligung veräußern durfte. 
Das L. konnte als reine Wittwenverforgung (als Witthbum im eigentlichen Sinne) vor: 
fommen, d. 5. mit der Verrüdung des Wittwenftuhles aufhören oder e8 fonnte auch bie 
Natur einer Verforgung der Frau nad) dem Tode ded Mannes auf ihre Lebenszeit ha⸗ 
ben (2. im engeren Sinne), fo daß eine fpätere Verbeiratbung der Frau auf ihr Recht 
feinen Einfluß äußerte. Das lettere war im Mittelalter die Regel. Später ift 2. viel- 
fach durch Erweiterung der Erbrechte der Ehefrauen oder Beftellung anderer Rechte zu 
ihren Gunften verbrängt worden. Möglih ift allerdings ein ſolches Rechtsverhältniß 
noch heute. Während das Defterr. G.B. des Leibgedinge® nicht erwähnt, erklärt 
das Preuß. EUR. daffelbe gemäß dem früheren Rechte für einen ber Frau vom Mann 
auf feinen Todesfall audgefetten Niefbraud an gewiſſen Gütern und Capttalien, läßt 
benfelben aber mit der Wiederverheirathung der Frau erlöfchen (Tb. H. Tit. 1. 88. 456. 
457 ff. 471). Das Sächſ. ©B. 8. 1703 verfteht dagegen unter 2. der Ehefrau auf 
den Todesfall ihres Mannes zu ihrem Unterhalt ausgefette Vorthetle, welche es nach den 
Regeln vom Yeibrenten-Bertrage beurtheilt willen will und gleihfall® durch Eingehung 
einer weiteren Ehe erlöſchen läßt. — Unter Vermiſchung des Rechts der Widerlage 
und der Leibzucht, fowie unter Einwirkung der römiſchen donatio propter nuptias ent= 
ftand in Sachjen ein eigenthümliches, allerdings dur das Mandat vom 31. Januar 
1829. 88. 99. 101. befeitigte8 Inftitut, welches gleichfalls als (ſächſiſches) 2. (dotalitium) 
bezeichnet worden ift und auch in andern Ländern des ſächſiſchen Rechts Eingang gefunden 
hat. Die adelige Wittwe Tonnte nämlich unter der Vorausſetzung, daß fie ein Heirathe- 
gut eingebradyt hatte, ftatt der Rücknahme deſſelben doppelte Berzinfung (10 Proc.) und 

ei einem ihr beftellten Gegenvermächtniß für den Fall der Yurüdlafiung des Tetteren, 
vierfache Berzinfung (alfo 20 Proc.) aus den Gütern des Mannes fordern. Da dieſes 
Recht titulo oneroso erworben war, ging es durch eine anderweite Verheirathung nicht 
verloren. — Endlich wird auch unter L., dann gleichbedeutend mit Leibzuchtsvertrag oder 
contractus vitalitius, der Vertrag verftanden, wodurch gegen Hingabe eines Werthsobjects 
an einen Dritten gegen diefen ein Recht auf leibliche Verpflegung, auf Wohnung oder 
auch auf ven Nießbrauch an einzelnen Grundſtücken erworben wird, ja endlich bezeichnet 
man aud) das der letzteren Klaffe von Verträgen angehörige Altentheil ebenfalls als L. 
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Lit.: Edardt, Zeitſchr. f. deutſches Recht, 10, 446 ff.; ſ. ferner die Lehrbücher des deut⸗ 
ſchen Privatrechts. P. Hinſchius. 

Leibniz, Gottfried Wilhelm, geb. 3. Juli 1646 zu Leipzig, ſtudirte in 
Leipzig und Jena, wurde 1666 Doctor jur. in Altorf, ging nah Mainz, Btankfurt, 
Paris, wurde 1676 Var und Bibliothefar in Hannover, ging 1688 nad Wien, durch— 
reifte Italien, wurde nach einer Rückkehr in den Neichöfreiherrnftand erhoben, 1696 Geh. 
Juſtizrath, fiedelte 1700 nad Berlin über, wurde Präfivent der von ihm befürworteten 
Akademie der Wiſſenſchaften, traf 1712 mit Peter dem Großen in Karlsbad zufammen 
zur Beſprechung von Juſtiz- und Binanzreformen in Rußland, wurde 1713 Taiferlicher 
Reichshofrath, kehrte 1714 nach Hannover zurüd und farb 1716 am 14. November. 

Schriften: De casibus perplexis (diss.), 1666. — Methodus nova jurisprudentise, 
1667. — Bedenken, welder Geſtalt securitas publica .. auf feften Fuß zu ftellen, 1670. — 
(Caes. Fuerstenerius) De jure suprematus ac legationis prineipum Germaniae, 1667. — 
Medit. juridico-mathem. de interusurio, 1683. — Codex jur. gentium diplomaticus, 
1693. — Observationes de principiis juris, 1700. — Principe de la nature et de la 

ce, 1715. — Deutſchlands Klag-, Straf- und Ermahnungsrede an feine verrätherifchen 

und fchläfrigen Kinder, 1673. — —28 über das Intereſſe des engl Staates (1674). — Po- 
Litifhe Betrachtung Über den Hegenmärtigen Kriegszuftand zwiſchen Frankreich und ben vereinig- 
ten ‚Niederlanden (1674). — Urfacdhen, welche den allerchriftlichften König zur Rückgabe des dem 
Reich Abgenommenen bewegen können (1683). — Das verkehrte Glücksſpiel europäliher Allianzen, 
Gegemalltanzen und Staatsftreihe (1685 — 86). — Wahres Interefle der Kron Frankreich oder 
des großen Königs in Frankreich großes Hauptdeffein, 1687. — Das verwürzte Köln oder bie 
geſchwãchte lölniſche Kurwürde (1689). — Wahres Intereſſe des h. römiſchen Reichs, 1689. — 
Ünvorgreifliches Sentiment über die neue hann. Kurwürde, 1693. — Anmerkungen über das 
Sriedensproject und deſſen Punkten, zu welchen die Krone Frankreich fi erflärt (1698). — Re⸗ 
flerionen eines getreuen PBatrioten über die von Sranfreih für Straßburg u. Luxemburg offerir⸗ 
ten Yequivalentien — Geallia titubans et mente titubante resurgens (1697). — Sämmt- 
liche Werte, berausgeg. von Dutens, Genf 1768 (die juriftifhen im IV. Bde.). — Ausg. von 
Onno Klopp, Hann. 1864, 2 Bde. 


Lit.: Guhrauer, 6. W. v. Leibnik, Bresl. 1812. — Bluntſchli, VI. 411 —425. — 
Stobbe, 11. 427. Note 36 — f. oben I. ©. 23, 230, — Bfleiderer, Leibniz als Verfaſſer 
von 12 anonymen, meift beutfben politifhen Flugſchriften, Leipz. 1870. — Pfleiderer, 
G. W. Leibniz als Patriot, Staatsmann und Bildungsträger, Leipz. 1870. — Grote, Leibniz 
n. feine Zeit, Hann. 1869. — Haſſel's Zeitfchr. VIL Heft 6. 

Teichmann. 

Leichenſchau, gerichtliche Beſichtigung einer Leiche, tritt ein, ſobald der Verdacht 
beſteht, daß irgend eine ſtraffällige Handlung den Tod eines Verſtorbenen herbeigeführt 
babe. Ste wird in der, Riegel durd eine bei der Staatdanwaltichaft eingehende poltzeiliche 
Anzeige vorbereitet. Iſt Selbftmord hinreichend Elar, jo wird oft der fog. „Beerdigungs- 
ſchein“ ohne Weitered ertheilt. Auch bei entferntem Verdacht treten zumeilen nur polizei- 
liche Ermittelungen ein; häufiger eine einfache Leichenbefichtigung durch den Richter — 
unter Aufnahme einer Regiftvatur, feines förmlihen Protocol8 — oder auch in Fällen 
dringender Eile durch den Staatsanwalt, geeigneten Falles unter Zuziehung eines Arztes. 
Sobald aber dem Staatsanwalt, dem Richter oder dem etwa zugezogenen Gerichtsarzt der 
Berbacht der Verübung einer ftrafbaren That irgend begründet erſcheint, jo geht regel- 
mäßig der Staatsanwalt mit dem Antrage auf Section vor : äußere, innere Befichtigung. 
Ber der — bier jehr häufig eintretenden — Gefahr im Verzuge, hat der, vom Sig ber 
Staatsanmwaltichaft entfernt wohnende Richter die Leichenöffnung auch ohne Antrag der 
Staatsanwaltichaft zu veranlaffen, welcher ſolchenfalls nur benachrichtigt zu werden 
pflegt. Noch weniger Tann auf vorgängige Ermittelung eine8 Verdächtigen gewartet wer- 
den ; doch Toll, falls ein folder sorhanden, möglichft für deſſen Zuziehung gelorgt wer⸗ 
ben; dies zur Borzeigung der Leiche behufs Identificirung, ausdrücklicher Anerkennung, 
zuweilen mit dem Erfolge des mittelalterlichen Bahrrechts, mweigghäufiger ohne daß irgend 
eine Regung des Schuldbewußtſeins zu Tage träte. Schleuniged Vorgehen mit der Sec= 
tion iſt namentlich bei der Auffindung von Leichen neugeborner Kinder erforderlich, da 
eintretende Saulniß die Sicherheit der — zuerft 1682 vom Phyſicus zu Zeig Dr. Schreyer 
angemendeten — Sungenprobe gefährbet, und die vom Geh. Obermebicinalraih Dr. Cas⸗ 
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per zu Berlin angewenbete, 1858 in Preußen reglementariſch vorgeichriebene Ermittelumg 
und Meſſung des Knochenkerns in der unteren Epiphyſe des Oberſchenkels über den Ath 
mungsproceß (Atmen — Leben?) keine unmittelbare Aufllärung geben kamm. Aud in 
anderen Fällen ift es rathſam, bei unmiberlegt gebliebenen Verdachtsgründen rafch zu L. 
und Leichenöffnung zu fchreiten, weil die Ausgrabung einer Yeiche zwar aus erheblichen 
Gründen — ſelbſt bei einiger Gefahr für die Obducenten — im Intereſſe der Straf⸗ 
rechtöpflege erfolgen barf, ihre Ergehniffe aber um fo unficherer werden, je größeren Ein- 
fluß nicht nur die Verweſungszeit, fondern namentlich die —- alsdann zu unterfuchente 
und erforderlichen Falles genau zu beichreibende — Tertlichfeit der Beerdigungsſtelle auf 
die Veränderung der Leiche ausübt (Kalt, Sand, Thon, Näſſe, Tiefe u. ſ. m.). 

Ter Umfang dert. im w. ©. kann hienach ein fehr verfchiedener fein. Unerläßlich 
ift Die Feſtſtellung 1) der Ipentität durch — meiftens unetdlihe — Abhörung von Be 
kannten, oder wenn folche nicht vorhanden, durch genaue Perfonen= und Bekleidungsbeſchrei⸗ 
bung, unter Berüdfichtigung des oft wichtigen Inhalts der in den Taſchen vorfindlichen 
Papiere, Ringe u. dgl. ; 2) der Umftände, unter denen die Peiche gefunden, und ber Art, 
wie fie bis zum Augenblid der Beſichtigung behandelt ift (gelehrt, entkleidet, weggetragen, 
verwahrt, bei welchem allem oft viel verfehen wird, jo daß dann umftändlice Erfundigun 
gen und nöthigenfalls eidliche Verhöre dringend münfchenswerth bleiben), 3) des Ergeb⸗ 
niſſes der eigentlichen (inneren, äußeren) Leichenbeſichtigung. Mit der Bedeutung des Um⸗ 
fanges fteigt die Zahl der erforberlichen Perſonen: Richter, — Protocollführer (bei eid⸗ 
lichen Bernehmungen) — ein Arzt, bzw. GerichtSarzt, zwei Gerichtsärzte. Hierzu mt 
nach einigen Geſetzgebungen z. B. in Eadılen die Zuziehung von zwei Urkundsperjonen, 
welche indeß anderwärts, wo fie früher erforderlich, wieder befeitigt find. Bei Bergiftung 
find in Defterreich zwei Chemiker zuzuziehen, fofern dies mögliy. — Ein von dem feſt⸗ 
ländifchen durchaus abweichendes Leichenſchauverfahren befteht in England, wo ber coro- 
ner — meiftend aus dem Stande der Aerzte oder Adoscaten gewählt — mit Zuziehung 
von wenigſtens zwölf unbeicholtenen Ortseimvohnern — als jury — bei obmwaltenden 
Verdacht einer unnatürlicien Todesart deren Urfache, und eintretendenfall$ deren Urheber 
ermittelt, worauf die jury ihren Ausſpruch thut, welcher das Berdict einer grand jury 
erſetzt: Anklagebeſchluß; oder Beſchluß, daß fein Grund zur Anklage, Aehnlich die Ein: 
richtungen ın Nordamerika, nicht in Schottland. — 

Gigb.: C.C.C. a. 149: Befihtigung eine® Entleibten „vor der Begräbniß“, woran ih 
die „Legalſection“ der Praris anſchloß. Hann. Iuftruct. v. 12. Mai 1800, f. noch Str. Pre.O. 
8. 108. Preuß. Erim.Ordn. $. 147. Reg. v. 15. Novbr. 1553 (Zul. Miu.Bl. 1859 ©. 1u). 
Sadhfen- Weimar x. (Thüringen), A. 107, dazu Gef. v. 9. Dechr. (24. Noobr., 10. Deckr.) 
1854 $. 26. Defterreich (1853) 8. 86, ſ. Def. 91. Kübed (1562) 8.75. Bremen (156) 
$. 231 f. Baden (1864) 8.91 |. Würtemberg (1865) A. 178 f. Königr. Sach ſen (1.69 


. 24. 188 f. beſ. 189. Schaper. 


Reinpfad. Man verfteht unter 2. benjenigen Theil des Ufers eines fchifjbaren 
Fluffes, der den Schiffahrenden zur Benutzung, insbefondere zum Ziehen der Schiffe 
durch Menfchen und Thiere, zum Anlanden, zum Befeftigen der Schiffe, zur Ausſetzuug 
der Ladung an das Ufer in Nothfällen für eine gewiſſe Zeit, gefeglich eingeräumt ift. 

Die Eigenthlimer der Ufer an öffentlichen Flüſſen find verpflichtet, den zum L. er: 
forberlichen Theil des Ufer herzugeben und können dafür eine Entſchädigung nicht wer: 
langen. Ein Berpflihtungsgrund zur Entſchädigung des Uferbeſitzers entfteht jedoch dam, 
wenn durch diefen Gebrauch, insbejondere durch Anlanden Befeftigung der Schiffe und 
durch Ausfegen der Ladung das Ufer felbft over deſſen Befeftigung beichäbigt wird. 

Quellen u. Lit.: 88. 57, 55 Tit. 18. Th. I. WER. Erfenntniß des Ober-Tribunald 
v. 9. März 1849 in den Entfcheidungen Bb. 15, &. 374, und v. Rönne, Ergänzungen und 
Erläuterungen der preußggftehtsbliher, 5. Aufl. 1868. 4. ©. 885 f. Wejeler. Syſtem des 
gemeinen deutſchen Priv.R., 2. Aufl 1866, S. 821. v. Gerber, Syſtem des deutſchen Priv.f., 
9, Aufl. 1867, ©. 214. Ernft Meier. 

Nette, Wilhelm Adolf, geb. 10. Mai 1799 zu Kierig, ftubirte in Heidelberg, 
Berlin, Göttingen, arbeitete an der Generalcommiljion zu Soldin und Stargard, wurde 
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1835 Rath am Oberlandeögeriht in Poſen, 1839 Oberregierungsrath, ging als vor- 
tragender Rath nad Berlin, wurde 1844 Mitglied des Staatsrathes und des Landes⸗ 
öfonomecollegiums, 1845 Präfident des Reviſionscollegiums für Lanbesculturfachen, ftarb 
3. December 1868 zu Berlin. 

Schriften: Beleuchtung ber preuß. Eherechtsreform, Frankf. 1842. — Die ländliche Ge⸗ 
meinde=- und Polizeiverfaffung in Preußens öftlihen und mittleren Provinzen, Berl. 1848. — 
Die Geſetzgebung über Benugung ber Privatflüfle zur Bewäfferung von Grundftüden, Berl. 
1850. — Xette und v. Rönne, Die Landesculturgeſetzgebung des preuß. Staats, 7. Theil, 
1854. — Ueber bie Berfaffungszuftände in Preußen, Berl. 1857. — Entww. einer Landgemeinde⸗ 
Ordn. filr die 6 öſtl. Provinzen der preuß. Monarchie und eines die ländl. Polizeiverwaltun 
betr. Geſetzes, Berl. 1854. — Die Vertheilung des Grundeigenthums im Zufammenbange mit 
der le ber Geſetzgebung und den Vollszuftänden, Berl. 1858. — Der vollswirtbfchaftliche 
Congreg und ber Zollverein, 1862. — Die ohuungöfrage (Heft 4 der Sammlung gemein- 
verftändlicher wiſſenſchaftlicher Vorträge, herausgeg. von Birhom und v. Holtendorff, 
Berl. 1866). — Die Landgemeindeordnung für die 6 öftlihen Provinzen, Berl. 1867. — Zur 
Reform der Kreisordnung und Ländlichen Bofigeiverfaffung, 3. Aufl. 1868. — Das landwirth⸗ 
Ihaftlide Credit= und Hypothekenweſen, 2. Aufl. 1869. — Die Reorganifation der Staat$- 
und Selöftverwaltung in Preußen, Berlin 1868. 

Lit.: Unfere Zeit, Leipz 1857, I. S. 596 — 599. — Arbeiterfreund, 1868, I 4. 

TZeihmann. 

Leucht, Chriſtian Leonhard (Anton Faber), geb. 1645 zu Arnſtadt, 
wurde 1683 Hofrath in Gera, 1688 Confulent der Reichsritterichaft in Altmühl, 1692 
Confulent in Nurnberg, ftarb 1716. 

Schriften: Europäiſche Staatslanzlei, 1697 gefchloflen 1760 mit dem 115. Theile. — 
(Cassander Thucelius) Electa jur. publiei curiosa, 1694 — 97. 

Lit.: Schulze, Einleitung in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1367, ©. 72. 

Teichmann. 

Leunclavius, Johann (Löwenklau), geb. 1533 zu Amelbeuern (Weſtphalen), 
lehrte zu Heidelberg Griechiſch, durchzog den Orient und ſtarb 1593 in Wien. 

Schriften: Versio ad synopsin 60 libr. Basilicon. — Notatorum jur, eivilis libri II 
(m Otto thesaurus jur. romani). — Dionis Cassii historia remana mit Anmerkungen. 

Lit.: ©. Jöcher. Teichmann. 

Leyſer, Auguſtin von, geb. 1683 zu Wittenberg, wurde, nachdem er mehrere 
Reiſen nach England und Italien unternommen hatte, 1708 außerordentlicher Profeſſor 
daſelbſt, ging 1712 als ordentlicher nach Helmſtädt, kehrte 1729 als Ordinarius nach 
Wittenberg zurück und ſtarb 1752. 

Schriften: Meditationes ad Pandectas, Vol. XI ed. 32. Lips. 1711 sqq.; Vol. XII 
XIII. eura Hoepfneri, Gissae 1774, 1780. — Liber de variationibus et retractationibus 
JCtorum. — Liber de assentationibus JCtorum. — De JCto disputatore, Viteb. 1749. — 
De pugnis JCtorum, Viteb. 1719. 

tit.: Praefatio Hoepfneri in Vol. XII. der Meditationes, — Leyseri laudes in 
Vol. XII. p. 211 — 226. — Vita Leyseri in Vol, XIII. p. 323 — 348.8 

Teichmann. 

Lieferungsgeſchäft im w. ©. tritt in zwei verſchiedenen Geſtalten auf: als Lie- 
ferungsfauf und als Fieferungsvertrag, auch Lieferungsgeſchäft im e. 
©. genannt. 

Der Fieferungstauf, im Gegenfag zum Tagesfauf bedeutet ein Kaufgeichäft, 
bei dem fiir die Leiftung, reſp. Empfangnahme ver Waare ein beftummter Termin oder 
eine beſtimmte Frift gejegt iſt. Es kann Died ausbrüdlich gefchehen oder auch ftillichwei- 
gend in der Weile, daß der Termin ober bie Frift mit Nothmendigfeit ben Umftänden zu 
entnehmen iſt. Durch Feſtſetzung eines ſolchen Zermind over einer ſolchen Frift wird 
nicht die Perfection, fondern nur die Erfüllung des Geſchäfts hinausgeſchoben. Im A 
gemeinen gelten für den Lieferungsvertrag feine anderen Grundſätze, als für den Tagee= 
lauf. Wohl aber hinſichtlich der Handelsgeſchäfte nad) dem A. D. H. G. B., welches indeß 
in dieſer Lehre lediglich gemeines Gewohnheitsrecht des Handelsſtandes wiedergibt. Nach 
dieſem find folgende Principien maßgebend. Liefert der Verkäufer nicht rechtzeitig bie 
Waare, jo hat der Käufer die Wahl, Erfüllung des Bertrags nebit Schadenserfat wegen 
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verfpäteter Erfüllung, oder ftatt der Erfüllung Schadenserfag wegen Nichterfüllung zu for- 
dern, oder ganz vom Bertrage abzugeben. In derſelben Weife bat umgekehrt der Ver⸗ 
fäufer, wenn der Käufer mit der Zahlung des Kaufpreifed im Verzuge, und die Waare 
noch nicht übergeben ift, die Wahl, Erfüllung des Vertrags und Schadenserfat wegen 
veripäteter Erfüllung zu verlangen, oder ftatt der Erfüllung die Waare für Rechnung 
des Käufers in der für den Wall der mora eines foldyen überhaupt vorgeſchriebenen Weiſe 
(A. 343) zu verkaufen und Schadenderfag zu fordern, oder vom Bertrage vollftändig ab- 
zugeben (H.G.B. 4. 354 und 355). Das Recht des Käufers reſp. Verkäufers, nachträg- 
liche Erfüllung des Vertrags geltend zu machen, knüpft das H.G. B. an die Bedingung, 
daß der dahin gehende Entihluß dem ſäumigen Contrahenten unmittelbar nach Ablauf 
der Friſt oder des Termins ımitgetbeilt wird. Wenn der Verkäufer von dem ihm zu= 
geſprochenen Verkaufsrecht Gebrauch macht, fo muß er die Waare, falls fie einen Markt— 
oder Börjenpreis bat, unverzüglich nach Ablauf der Lieferungszeit zum Verkauf bringen, 
fonft gilt der Berfauf nicht ale für Rechnung des Käufers geichehen. Auch ift der Ber- 
fäufer verpflichtet, den Käufer von dem geichehenen Verkauf ſofort in Kenntniß zu ſetzen; 
wogegen €8 einer worgängigen Androhung des Berfaufs, die beim Tageskauf regelmäßig 
erforderlich ıft, nicht bedarf. Das vom Käufer zu beanipruchende Intereſſe beiteht bei 
Waaren, die einen Markt= oder Börjenpreis haben, in der Differenz zwiſchen bem ver- 
abrebeten Kaufpreis und dem Marft= oder Börfenpreid zur Lieferungszeit und am Lie 
ferungsort.. Doch ift e8 dem Käufer unbenonmen ein höheres Intereſſe geltend zu 
machen, wenn er ein ſolches nachzumeifen vermag (U. 357). Der Verzug des ſäumigen 
Contrabenten kann von dem Gläubiger auf des erfteren Koften wmittelft einer öffentlichen 
Urkunde (Proteft) feftgeftellt werden (U. 358); welche jedoch lediglich als Beweismit⸗ 
tel dient und keineswegs als Vorausſetzung der mora und deren Wirkungen anzufehen 
ift. Eine theilweiſe Erfüllung des Vertrags, wo ſolche möglich, muß der Gläubiger gel- 
ten laſſen, und e8 Tann derjelbe nur Hinfichtlich des nicht erfüllten Theils des Vertrags 
son feinem Wahlreht Gebrauch machen (U. 359). 

Der Kieferungsvertrag ift der Vertrag, wodurch fi Jemand zur Lerftung ge= 
wiffer Sachen, welche er noch nicht befigt, an einen Anderen für einen beftimmten Preis 
verpflichtet. Die Natur dieſes Vertrags mar in der früheren Zeit ftreitig. Man bat 
ihn aufgefaßt. al8 Dienftmiethe (jo Mittermaier), als Innomtnatcontract von ber 
Form facio ut des (jo Preuß. U. L.R. Th. L Tit. 11. SS. 981— 987), endlich als Kauf: 
vertrag (jo Gelpke). Die beiden erfteren Auffaffungen ftüten ſich darauf, daß beim Liefe- 
rungsvertrage die zu leiftenden Sachen dem Lieferanten beim Abſchluß des Vertrags noch gar 
nicht gehörten und daher auch nicht Gegenftand eines Kaufgefchäfts fein könnten. In der 
Lieferung Liege zugleih die Handlung der Anſchaffung, und in dem von dem Pieferanten 
bedungenen Preiſe jet auch der Entgelt für jene Mühwaltung enthalten. Die Verthei- 
diger der legten Anficht aber machen geltend, daß, mie eine von dem Leiſtenden erft zu 
verfertigende Sache Gegenftand eines Kaufs fein könne, jo aud eine erft anzufchaffende. 
Letztere Anficht ift unbedingt für die richtige zu halten. Sie ift auch fancttonirt worden 
durch das H.G.B. (A. 338), freilich nicht allgemein, fondern nur für den Sal, daß es 
fih um eine Lieferung vertretbarer Sachen handelt. Weil bier eim gewöhnlicher Kauf: 
vertrag vorliegt, fo find auch die Pflichten der Contrahenten die ded Verkäufers und Des 
Käufers. Der Tieferant hat die Waare in der vertragsmäßigen Weile zu leiften, Der 
Befteller den bedungenen Preis zu zahlen. Im Vertrage kann ein beftimmter Lieferungs- 
termin mit den gewöhnlichen Folgen gejettt werben, doch iſt dies durchaus nicht nothwendig. 

Lit.: Thöl, Das Handelsrecht, I. (4. Aufl. Gött. 1862) 88. 70. 86 — 87a. Endemann, 
"Das deutfche Handelsrecht (2. Aufl. Heidelb. 1868) $$. 113. 119. ahn, Comment. zum 
A.D.H.G.B. (Braunſchw. 1867) U. ©. 184 f. ©. 262— 295. Hafjenpflug, Ueber das 


f 
Lieferungsgefchäft, Berl. 1846. Gelpke, Ztſchr. für Handelsrecht, Heft 1 (Berl. 1852) ©. 1ff. 
ewis. 


Limnaeus, Johann, geb. 1592 zu Jena, ſtudirte in Jena und Altdorf, durch- 
reifte einen großen Theil Europa’, wurde 1639 brandenburgifcher Geh. Rath und Kanzler 
und ftarb 1663. 
oe 
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Scäriften: Juris publ. imp. Romano - germanici libri IX, Strassb. 1629 — 33. — 
Zufäte dazu 1650 (tom. IV) und 1660 (tom. V); neue Ausg. v. Schilter, 1699. — Ob- 
servationes in auream bullam Caroli IV, 1662. — Ausg. d. kai. Wahlcapitulationen von 
Karl V. bis Ferdinand ITI 1651. 

Lit.: Schulze, Einl. in das deutihe Staatsrecht, 1867, ©. 57, 58. 

Teihmann. 

Linde, Iuftin Timothens Balthafar von, geb. 7. Auguft 1797 zu Bris 
Ion, ftubirte in Münfter, Göttingen und Bonn, wo er 1820 ſich habılitirte, 1823 außer- 
orbentl. Prof. in Gießen, 1824 ordentl. Prof, 1826 Geh. Regierungsrath in Darm- 
ftabt, 1832 Director des Studienrathd, 1834 Kanzler der Unwerfität Gießen, 1836 
Geh. Staatsrath, Mitglied der deutichen Nattonalverfammlung und des Erfurter Parla- 
ments, wurde 1850 Lichtenfteinfcher Bundestagsgefandter, ftarb 12. Juni 1870. 

Schriften: Abhandl. aus dem gem. deutſchen Eiv.Prc., Bonn 1823 — 29. — Lebrb. des 
deutfchen gem. Civ. Pre, 7. Aufl. Bonn 1850. — Hanbb. des beutjhen gem. bürgerl. Proceſſes 
Bo. 4, 5: Ueber die Lehre von ben Rechtsmitteln), Gießen 1531 — 40. — @taatsfirdhe, Ges 
wiflensfreiheit und religiöfe Vereine, Gießen 1845. — Ueber Abſchluß und Aufldfung der Ehe, 
Gießen 1846. — Gleichberechtigung der Augsb. Confeſſion mit der kathol. Religion in Deutfch- 
land, Mainz 1553. — Ueber die Haftverbindlichkeit der Poftanftalt, Gießen 1959. Er gab das 
Arch. für civil. Praris feit Bd. 14 heraus — das Ar. für das öffentl. R. des beutfchen Bun⸗ 
bes, Gießen 1850-63 — Ztſchr. f. Civ. R. u. Pre. 

Lit.: Richter u. Schneider, Jahrbb., 1847, ©. 726— 734. Teihmann. 

Liquidität wird im Civilproceß einem Anſpruch, einem Rechte, einer Thatſache oder 
eigentlich der Behauptung derſelben zugeichrieben, wenn ihre Wahrheit in feinem Punkte 
einem richterlichen Zweifel unterliegt. So ſehr demnach die 2. in einer Beziehung mit dem 
Begriffe des Erwieſenſeins zufammenfällt, fo geftattet letzteres doch Beichränfungen, die mit 
dem Begriffe der 2. nicht verträglich find: ein Anfpruch kann feinem Grunde nad er: 
wiefen fein, ift er es nicht auch Hinfichtlich feine Betrages und überhaupt nad) quid 
quale et quantum, fo ſchreibt man ihm feine 2%. zu; eine Thatfache kann Hinfichtlich 
Subject, Object, Modalität erwieſen jein, iſt fie e8 nicht auch in Beziehung auf Ort 
und Zeit, fo ift fie nicht Tiquide, fondern unterliegt noch Bedenken. — viquide follen 
Exceptiones rei finitae und peremtoriae fein, wenn fie proceßhindernde Wirkung ha⸗ 
ben follen, Tiquide in den beſtimmt ſummariſchen Proceffen die Intention des Klägers und- 
bie auf die Hauptſache bezüglichen ‘Defenfionen des Bellagten. Doch geftattet man in 
diefen Proceffen injonderheit dem Bellagten feine Defenfionen, in continenti zu liquibiren, 
mas eigentlich jofort in allen Punkten erweifen heißt, aber in dem Sinne verftanden wird, 
daß er, wie Innocenz IV. ſich ausdrückt, diefen Beweis herftellig zu machen hat, antequam 
ad alia procedatur, antequam terminus ad alia assignetur. Mit melden Beweis- 
mitteln das möglich fer, darüber gehen die Meinungen in der Wifjenfchaft, wie die Ges 
jeßgebungen bis anf den heutigen Tag auseinander. Wie infonderheit die Eidesdelation 
mit Rüdficht auf Delation, Relation und Gewiſſensvertretung beftritten erfcheint, fo gel: 
ten vecognoßcible und infonderheit öffentliche Urkunden allgemein als dazu geeignete Bes 
weismittel. Der Nd. Entw. vermeidet den Ausdrud, fcheint ihm aber Die Bezeichnung 
„glaubhaft machen” zu ſubſtituiren; für Glaubhaftmachen ſchließt er die Eidesdelation 
aus, laͤßt Dagegen alle übrigen Bewersmittel zu. 

Lit. w Quellen: Innocentius IV. adc. 1. X. 2, 3. Danz, Orbentl. Pre. $. 187. 
Briegleb, Erecut. Urkunden I. ©. 117 fi. Einleitg. 8.68 fi. Wetzell, Syſtem $. 21. 
Endemann, Civ Pre. ©. 605 f. 656. — Nd. Entw. $. 315. 

. K. Wieding. 


Litisconteſtation im röm. R. ein Proceßeinjchnitt, der den Namen feiner 
urfprüänglichen Geftalt im alten Yegisactionsproceffe verdankt. Nachdem lis, d. h. res 
quae est in controversia, vor dem leitenden Magiftrate durch die in traditionellen For⸗ 
meln vorichreitende Rede und Widerrede von Kläger und Beklagtem feitgeftellt ift, rufen 
beide Theile hierüber Zeugen auf: „testes estote — Ihr ſollt es ung bezeugen, vor 
dem Juder, und wo fonft es erforberlich fein mag“. Der letzte Act der Verhandlungen 
‚vor dem Magiftrate (in, iure), dur den das iudieium beitellt wird, jo daß von nun 
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ab nur noch vor dem richterlihen Collegium (centumviri, decemviri?) oder vor dem 
oder den Geſchwornen (iudex, arbitri, recuperatores) zu verhandeln ift. Mit der erften 
größeren Proceßreform, Einführung der von dem Prätor zu ertheilenden formulae, ſchwin⸗ 
det das namengebende Element (der Zeugenaufruf) aus der L., aber der Name felber 
bleibt, mit ihm alle mwichtigeren Eigenthümlichkeiten der &. In der ebengebachten präto- 
rifchen Formel tritt ein todtes (jchriftliches) Protocol an Stelle des lebendigen (ver Zeu- 
gen); übrigens bleibt alles beim Alten, die Yormelertheilung beichließt das Verfahren 
in iure, ftellt die res in controversia definitiv feft, und ordinivt das Judicium, ent= 
Iprechend ändern fih auch die Wirkungen der L. nicht. Name und Wirkungen bleiben 
aud bei den Procefänderungen der röm. Kaiferzeit, doch tft ftreitig, an welchen Vorgang 
der Name zunächft gebunden it: Die gemeine Meinung fagt, 2. erfolge fobald Kläger Die 
im Libell eingereichte Klagbitte vor dem Nichter wiederholt und Verflagter demſelben 
ebendort einfach widerſprochen habe; Wetzell (Civ.Pre. 8. 14) fordert die Ableiſtung 
des Calumnieneides won beiden Seiten al8 neue8 Formalregufit, Wieding (Libellprocek 
$. 13) laßt 2. mit dem Beginn der Ausführungen des Klägers vor dem Richter fingirt 
werben, welcher Anficht fein Recenſen Muther (Krit. Vierteljahrsſchr IX. 177 f.) be= 
veitd entgegen und der Wegel’ichen Anſchauung beigetreten tft. Das can. R., bie 
Praxis, insbejondere die italieniſche, des Meittelalter8 und die deutſche Reichsgeſetzgebung 
übernahmen die L. wie fie im Juſt. R. geworden war, oder doch fo wie man die dort dar- 
über gegebenen Vorſchriften zu verftehen glaubte. Die Praris hatte aber mit dem Yallen- 
lafien der Nothwendigfeit des Calumnieneides zugleidh Die Einheit des Actes aufgegeben ; 
eine mündliche Wiederholung der im Klaglibell enthaltenen Bitte ward überflüſſig erachtet, 
und der erſte Termin lediglich der Erklärung des "Beklagten beftimmt. Dies zeitliche 
Auseinandergeben beftätigt der jüngfte Reichsabſchied, indem er von den Handlungen, die 
fonft der L. zu folgen pflegten, einige mit der Klagbitte, andere mit der Gegenbitte ver⸗ 
binden heißt. Seitdem bezeichnet 2. nicht ſowohl einen Einfchnitt als einen Abſchnitt des 
. gemeimrechtlichen Proceſſes; ein weit verbreiteter Sprachgebrauch aber nennt 8. das letzte 
abſchließende Stüd dieſes Abſchnittes, die Erflärung des Verklagten, mit welcher er Die 
mit der Klagbitte verbundenen thatfächlichen Behauptungen des Klägers beantwortet, daher 
man von einer bejahenden verneinenden auch wohl blos die Unwiſſenheit erflärenden 
ferner von einer wirklich geichehenen allgemeinen oder befonveren, bevingten oder unbe: 
Dingten, und von einer nur angenommenen 2. oder „Kriegsbefeſtigung“ zu veden ſich ge= 
wöhnt hatte. Neuere Proceklehrer verwerfen diefe Terminologie. 

Ale Wirkungen der 2. im röm. R. beruhen darauf, daß fie der eigentliche Ans 
fang der actio, oder der Anfang der eigentlichen actio if. Was bis zur 2. geichehen 
fan, in ius vocatio, vadimonium, freie und feierlihe Verhandlung vor dem Magiſtrat, 
alles das ift erfolglos, wenn das Verfahren nicht demnächſt bis zur L. fortgelegt wird, 
„actum non est“, die Wirkungen einer actio unterbleiben ; jobald aber e8 zur X. gefom- 
men ift und, wenn nichtö weiter geichehen, der Proceß unmittelbar danach Tiegen geblieben 
wäre, „actum est“, alle nothmendigen Folgen der actio treten ein. 

Diele Folgen find doppelter Art, zerftörende und jchöpferiihe. Jene pflegt man 
jest unter dem Namen der procellualiichen Conſumtion (ſ. Art. Confumtton) zufanmen- 
zufaſſen; dieſe beftehen in der Herftellung der Durch den Spruch des Richters in ihrer 
Eriftenz und in ihrem Umfange bedingten Verpflichtung des Bellagten, die, fall8 der 
Richter condemnirt, mit der a. iudicati zu realifiren if. Die Aufhebung der einen 
und Begrindung der andern, wenn auch vorläufig noch bevingten, actio geben das Bild 
einer Novation (ſ. diefen Art.), und die Römer felber haben gelegentlich den Ausdruck 
novatio necessaria darauf angewandt, womit aber das Daſein wejentliher Verſchieden⸗ 
heiten derſelben von der echten (Freiwilligen) Novation nicht geleugnet werden jollte. 

Die neue aus der 2. erwachſende Obligation kann unter anderen Parteien zu 
Stande kommen, als denen des in das Yudicnum deducirten Anſpruchs; fie hat be 
treffö der Vererblichkeit und Verjährung ihre eigenen Regeln; fie ift principtell unab- 
hängig von dem Einfluß der Ereigniffe, mweldye auf die confumirte lage beftimmenven 
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Einfluß geübt Haben würden, unabhängig namentlich von der nach der 2. eintretenden 
Berjährung jener Klage und von der Vollendung einer Ufucapion, die das Eigenthum 
der vindierrten Sache auf den Bellagten überträgt ; nicht ebenfo conjequent wird das Princip 
um Falle des Untergangs der Sache aufrecht erhalten, und noch weniger hat man dem 
Bellogten die Befugniß vorenthalten mögen, durch volle Zahlung desjenigen, wozu er ver- 
pflichtet iſt, auch um Laufe des Proceſſes noch fih zu befreien, das neuefte röm. R. 
verpflichtet bier den Richter allemal zu abſolviren (omnia iudieia absolutoria esse); 
auch, betreffs des Zuwachſes (namentlich. Proceßzinſen) fteht die Obligation unter ihrem 
eigenen Recht. Im Hinblid auf die hervorſtechendſten unter diefen pofitiven Wirkungen 
fonnte von der %. gejagt werben, daß fie die Verurtheilung jelber fichere und den Um: 
fang der Berurtbeilimg beftimme. 

Da im neueren Proceß die 2. einen Zeitraum erfüllt, ift es ebenfo natürlich, daß 
man dazu gekommen, die verichievenen Einzelwirfungen an verjchiedene, in dieſen Zeit⸗ 
raum fallende Momente zu Tnüpfen, wie daß über die Neuordnung der Eintrittöternine 
diefer Wirkungen in Praris und Theorie verichievene Anfichten fi Geltung verichafft 
baben. Schon im Yuft. R. find einzelne der Litisconteftationsmwirkungen durch pofitive 
Beftimmung an die Klageninfinuation geknüpft worden, und eben biefem Termine hat die 
neuere Zeit unmer größere Bedeutung zuerkannt, ohne daß man doch befugt wäre, die 
Geſammtwirkung der 2. heutzutage in denſelben zu verlegen; vornehmlih kann 
der Eintritt der Confumtion nicht fo früh angenommen werben, und auch andere ein- 
zelne Litisconteſtationserfolge jchließen ſich ſachgemäß an ſpätere Proceeinfchnitte. 

Die beiven Grundgedanken des röm. Litisconteftationsrechts, daß die Sache, welche 
einem Richter zu definitivem Bekenntniß unterbreitet worden, nicht noch vor den anderen 
gebracht werden dürfe, und daß die Conftituirung jedes normalen Procefies ein von dem 
Richterſpruch bedingtes Obligationsverhältnig begründe, müſſen ſich in jedem entwidelten 
Proceßrecht geltend machen; die Einzelwirkungen könmen ſich verſchieden geftalten, auch be= 
ſteht, wie ſchon die Geſchichte lehrt, keine Nothwendigkeit, alle zuſammen an einen und 
denſelben Proceßeinſchnitt zu knüpfen. Der preuß. Proceß nah der Allg. Gerd. 
beſitzt in dem status causae et controversise ein der röm. L. nicht unähnliches 
Stüd, das aber ſtets geringere Bedeutung behalten hat. Die neueren Gejeßgebungsver- 
* haben vie Tendenz, eine formal hervortretende 2. wiederherzuſtellen, bisher nicht 

det. 


Lit.: Zeller, Ueber Kitisconteftation und Urtheil n. clafi. rüm. R. (1827); Wächter, 
Erörter., 3. Heft (1846); Buchka, Die Lehre von dem Einfluß des Proceſſes auf das ma— 
terielle Rechtsverhältniß (1846— 47); Savigny, Syſt. VI (18465 — 47); hierzu bie Literatur 
bei dem Art. Confumtion. Belter. 


Ritisconteftation ift im gem., hann und preuß. Civilproceß die fpecielle Erflä- 
rung des Bellagten, welche der Thatfachen, die in der Klage zur Begründung des An- 
ſpruchs angeführt find, er einräume oder läugne. Soweit er einräumt, conteftirt er litem 
negative, fomweit er läugnet, affirmative Daneben wird noch die gemiſchte L. 
unterſchieden, wenn der Bellagte feinerjeits Thatjachen, 3. B. Geſchäftsabſchluß unter 
Suspenfiv-Bedingung, anführt, die aud bei Wahrheit der klägeriſchen Thatſachen geeignet 
find, die Entftehung des klägeriſchen Anſpruchs auszufchließen. Einige behandeln diefe 2. 
als theilweiſes Geſtändniß, nennen fie daher auch qualificirtes oder limitirtes 
Geftändnig, Anvere behandeln fie als Verneinung und nennen fie qualificirte 
Berneinung, — eine Eontroverfe, die mit dem No. Entw. wohl am richtigften "ale 
quaestio facti erledigt wird, während das franz. R. immer ein untheilbares Geſtändniß 
annimmt, welches der Gegner durch Gegenbeweis gegen deſſen werneinenden Theil in ein 
pure verwandeln kann. — An die Abgabe der Erklärung über die Klagthatſachen knüpft 
fih der Begriff der Einlaffung auf die Hauptſache, ein Terminus, mit dem 
Manche auch die 2. ſelbſt bezeichnen. Einlaffung tft aber nad Azo nur der animus, 
mit dem die Erklärung abgegeben wird: fie muß erfolgen „ea mente, ut in causa pro- 
cedatur“ (sc. ad testium receptionem et sententiam definitivam). Beſitzt nämlich 
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der Beklagte gewiſſe Einreven, jo darf er fie ablehnen. Dies find nach gem. R. die 
Foridechnatorifchen Einreden, denen nad) der Praxis auch exceptiones rei finitae und 
peremtoriae gleihftehen, wenn fie fofort liquide find. Befigt er proceßdilatoriſche Ein= 
veden, fo braucht er nur eventuell litem zu conteftiren, d. 5. er muß die Erflärung zwar 
ſeinerſeits abgeben, e8 darf der Richter aber auf die Hauptſache nur für den Fall über- 
gehen, daß diele Einreden vorher verworfen, bzw. vom Kläger erledigt find. In Er— 
mangelung beider Arten von Einreden, iſt der Beklagte genöthigt, fi pure, d. 5. be= 
dingungslos, zu erklären. — Das preuß. R. kennt den Begriff der Einlaffung, wie den der 
L., das franz. R. den Begriff- der Einlajfung, aber nicht den der 2. als ſpecieller Erklä— 
rung über die Thatfachen; dieſe vermiſcht fich vielmehr in den Defenses au fond mit 
ben auf die Hauptjache bezüglichen Einreden, welche das gem., das ham. und preuß. R. 
von ihr unterfcheiven. Der Nd. Entw. fcheint dem franz. Syſtem zu folgen. ‘Die hann. 
Pre.Dron. befreit von der Einlaffung bei „verzögerlichen“ Einreven gegen Gericht, Par- 
teien und proceffuale Geltendmachung des Anſpruchs, das franz. R. bei fins de non re- 
cevoir ou de non proceder und exceptions dilatoires, das preuß. R. und der Nd. 
Entw. bei beftimmt benannten proceßbindernden Einreden, die zum Theil dem franz. She 
ftem angehören. Die preuß. Yurisprudenz hat jedoch aus dem Syſtem der A. G.O. noch 
die eventuelle 2. bei exceptiones rei finitae, leicht zu erledigenden zeritörlichen, und 
präjudiciellen 3. B. Legitimations = Einreven beibehalten; indeß darf der Richter fie mit 
der Hauptjache inftrutren, wenn ihre befondere Inftruction weitausſehend fcheint. Im 
Nd. Entw. ift ihm, auf Antrag jedoch des Klägers, ein Gleiches ſogar bei den proceßhindern⸗ 
den Einreden geftattet. — Bei Ungehorfam des Beklagten wird die Einlaffung fingirt 
(it. cont. ficta, im Gegenfa zur vera), und nach gem. R. negative, nach den übrigen 
affinmative Erflärung angenommen. 

Sehr beftritten ift, wie weit die röm. L. mit der heutigen iventifch je. Der röm. 
Schriftſteller Feftus gibt an, daß fie, was das Wort aud) befagt, eine Zeugenauf- 
rufung gewejen jet, dadurch ausgezeichnet, daß beide Parteien fie „ordinato judicio“ 
vorgenommen. Belanntlich zerfiel Das röm. Verfahren bis zum Endurtheil in die Ber: 
handlung in jure und in judicio. Ordinirt nun ward das judicium in jure, we 
theil8 die Vorausſetzungen gültiger und geeigneter Procefführung, alfo Competenz, Legi- 
timation, Procefart, Verbindung, Trennung, Reihenfolge der Anſprüche und Procefle, 
Kichterbeftellung, geordnet wurden, theil® das Vorbringen der Parteien (intentio, ex- 
ceptio etc.) feinen Plat hatte, über welches in judicio demnächſt der beftellte judex 
cognosciren follte. Erfolgte daher die 2. nad) Feftus „ordinato judicio“, fo, ſchloß 
Keller, muß fie da gejchehen fein, wo das judieium ordinirt ward, alfo in jure. Nun 
redet Feſtus von der 2. als einer wirklich vollzogenen Zeugenaufrufung, die Ipäteren 
Quellen gedenken aber. ſoviel fie der 2. Erwähnung thun, ihrer wirklichen Vollziehung 
nicht, und ein im Juſt. Coder erhaltenes Refeript, das nad) der Inſcription von An = 
tonin und Severus herrühren fol, deſſen Subfeription indeß kritiſch nicht feftfteht, 
verordnet jogar, mit welchem Momente die 2. für geichehen zu halten fei: lis tunc con- 
testata videtur, cum judex per narrationem negotii causam audire coeperit. 
Wäre die Zeugenaufrufung zur Zeit des Reſcripts noch wirklich vollzogen worden, argu— 
mentirt Keller, fo bätte es feiner Beftimmung bedurft, mit welchem Momente fie als 
geſchehen zu erachten fer, der Act felbft hätte es ergeben: die wirkliche Vollziehung muß 
daher fpäter unterblieben und die 2. nur al8 geichehen fingirt worden fein. Handelte es 
fich Hierbei darum, von wo an die Vollziehung aufgehört habe, jo deducirte Keller dar— 
aus, daß der judex im judieium cognogcirte, der Magiſtrat dagegen in jure Das judi- 
cium in Abweſenheit des judex ordinirte, zunächft die Bedeutung der 2. dahin, daß durch 
das Zeugniß (testatio) dem judex Beweis geliefert werden follte, wie das judicium 
orbinivt worden fe. Im Formularproceſſe wurde derſelbe Beweis nach Keller durch 
die amtliche Formel geliefert;. folglich, Tchließt er, muß die Yeugenaufrufung fett dem 
Auffommen des Formular proceſſes überflüffig geworden und um ihrer Wirkungen willen 
lediglich als vollzogen fingirt worben fein. Kam es bei dieſer Sachlage endlich noch 
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darauf an, mit welchem Momente im Formularverfahren ihr Eintritt angenommen wurde, 
fo gelangte Keller durch feine Unterfuchungen, denen man feine Zuſtimmung nicht ver- 
fagen kann, zu dem Ergebniß, daß man dieſen Eintritt mit dem Schlußact der Ver- 
bandlımg in jure, mit der Vollendung oder Aushändigung der Formel an die Parteien, 
ſtatuirt habe. Diejes Ergebniß collibirte jevoch mit dem oberwähnten Nefcripte, das ihren 
Eintritt mit ber vor dem judex erfolgenden narratio negotii vernäpft. Keller, ber 
das Reſcript Antonin und Severus vindiart, verkamnte diefen Widerſpruch nicht, 
meinte ihm aber durch die Annahme abhelfen zu können, daß das Wort ‚„judex“ inter= 
polirt fei. SDiefelbe bejeitigt jedoch Die narrat. neg. nicht, die im Formularproceß zur 
Zeit Antonind und Severs Eröffnungsact des judieii war ımd im Bortrage ber 
die actio begrundenden Thatfachen beftand. Anders geftaltet fich aber die Sache, wenn 
man das Refeript, wie ſchon Sintenis fordert, als Beſtandtheil des Juſt. Coder ind 
Auge faßt, als welcher es zunächft über das Fuft.R. Auskunft gibt. Diocletian nämlid 
hatte den Magiftraten zum jus auch das judieium überwieſen. In Folge deſſen konnte 
der Kläger nad) dem Schlußact in jure fofort vor dem Magiſtrate, ver jest: auch als 
judex fungirte, zur narratio, dem Cröffnungsact des judieii, übergeben. Als daher 
Eonftantins Söhne mit den Formeln den an dieſe gefnüpften bisherigen Schlußact 
der Verhandlung in jure aufhoben, warb ber Anfang der Mlägerifchen narratio ebenjo 
fehr der Schlußmoment der Verhandlung in jure, wie er von jeher Eröffnunggmoment 
der Verhandlung in judicio geweſen war. Sehr natürlich heißt e8 daher im Juſt. R.: 
lis tuno contest. videtur, cum judex per narrationem neg. causam audire coepe- 
rit. — Im Juſt. R. find die judieia alle extraordinaria. Was daher für das Juſt. 
R. über die 2. gilt, Das gilt auch von der 2. der älteren extraordinaria cognitio, in 
welcher ihr Vorkommen neuerdings von Bethmann-Hollweg feftgeftellt worben ifl. 
Die 2. ift ein fehr controverjes Thema. Eine EConftitution Juſtinians von 530 
verordnet: die Advocaten follen „cum lis fuerit contestata, post narrationem propositam 
et contradietionem objectam“ den Calumnieneid ſchwören, und eine andere von 534: 
die Parteien felbft jollen „post narrat. et responsionem, antequam ... advocati sacra- 
mentum... praestent“ denjelben Eid leiften. Beide Geſetze haben, wie die Zeitpartikeln 
fofort ergeben, den Zweck, den Zeitpunkt zu beftimmen, wo im Proceſſe jene Eide zu 
leiften feien: nicht vor, fondern im Stadium nad ber L., und hier nach ber mehr- 
ermäbnten narrat. und ihrer Veftreitung; die Eibe der Parteien dabei vor denen ber 
Abvocaten. Andere Schriftfieller aber — Briegleb indeß ausgenommen — legen bie 
fen Gejegen die Tendenz unter, bie 2. zu definiren: dieſelbe foll a8 narrat. und con- 
trad. beftehen, nach einer Anficht unter Hinzunahme der Calummieneive. Diefe De— 
finition der 2. fol dann nach den Emmen blos für Juſt. R. und extraord. cogn., nad) 
Anderen aud für den Sormularproceß, ja nad) einer dritten Anficht fogar fiir die Legis⸗ 
actionen Geltung haben. Wie alle diefe Meinungen auf einer Identificirung der Ver⸗ 
hãltniſſe des heutigen und des röm. Proceſſes beruhen, fo Haben fie ſämmtlich ihren 
Ausgangspunkt in der Auffaſſung des ‘Mittelalters, die zwar Tediglih auf röm. Quellen 
bafirt, der aber gerade die Erklärung des Feftus fremd blieb. Schon der Brachy⸗ 
logus („lis... contestata tunc videtur, cum utraque parte praesente unus pro- 
ponit alius contradieit“) und die Exceptiones Petri („L...t.v.c., cum judex 
in judieio per narrationem ab utraque parte causam audire coepit‘) zeigen, wie 
man ſchon damals das L.⸗Reſcript durch die Cdlumnieconftitutionen ergänzte und, wie auch 
heutzutage, die narratio des Klägers kurzweg in eine „narratio ab utraque parte“ 
verwandelte. Auf der fo gewonnenen Baſis, die im Grunde mır den temporalen Ein— 
tritt der L. ergibt, jchritt der fog. Ulpianus de edendo, eine Arbeit wahrjcheinlich des 
Bacarins, zur Conſtruction des Weſens der neuen 2. als eines realen Actes: „l. c. 
fit per narrationem utriusque partis“. ‘Der Brachylogus ſchon und das Decr. Gra. 
tiani hatten ferner den beclinatorifchen und dilatoriſchen Einreden ihre Stelle vor der L. 
angewiejen. So begreift fich die Definition des Placentinns: ]. c. es! negotii nar- 
ratio apud judicem adversario praesente et competenter respondente, non litem 
v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 5 
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deelinando, und fofern Az 0 legteren Zujag in den im Eingang oben erwähnten Worten 
(ea mente cett.) poſitiv formulirte und damit bie Bedeutung dieſer 2. als Einbaſſung 
hervorhob, erjcheint der Begriff der Einlaffung als Eonfequenz der durch den Brachylogus 
und Gratian beftimmten Stellung jener Einreden nor der L. -- Betrachtet man dieſe 
Beſtandtheile der 2. nunmehr im Einzelnen, fo find narratio und contradictio Handlungen 
der im Gericht gegenwärtigen Parteien, aljo mündliche Vorträge, deren Inhalt man nach 
folgenden Gefichtöpunften beftimmte: Die 53. Novelle verorbnet bei Strafe der Nichtig- 
feit der 8, daß dem Bellagten bei der Ladung ein libellus conventionis zugeftellt wer⸗ 
den foll, aus welchem er fich über Streiten ober Nachgeben zu enticheiven und für bie 
Berhandlung zu infiruiren vermag. So auf die Vorſchriften über die Edition verwieſen, 
forderte man, daß ber Fibell die actio edita s. petitio und deren juriſtiſche causa ent- 
halte, die zur Inſtruction genüge. Die Angabe der causa ift, wenn man bie Libellfor- 
mulare anfteht, ganz genereller Art („quas sibi mutuavi“ — „fundum meum“). ft 
der, Bellagte daher nur generell inftruirt, jo kann aud nur eine generelle contradictio 
von ihm gefordert werben, und da bie contradictio mündliche Erklärung im Gerichte ift, 
fo kann die narratio, der mündliche Vortrag, gegenüber welchem fie erfolgt, eben auch 
nur, wie der Libell felbft, petitio und causa enthalten, jomit nicht über eine repetitio 
libelli hinausgehen; die fpecielle Angabe der den Anſpruch begründenden Thatſachen 
und die ſpecielle Erklärung über diefe warb den Binter ver 2. locirten Pofitionen und 
Keiponfionen überwieſen. Demgemäß erflärtt Gregor IX., die 8. geichehe nicht „per 
positiones et responsiones ad eas“, ſondern „per petitionem in jure propositam et 
responsionem secutam“, und ebenjo begreift ſich hiernach die Form des 2.= Acts, 
welde Gratin und Durantıs, legterer unter Bezugnahme auf den Styl der röm. 
Curie, angeben: der Kläger nämlich repetirte bei der 2. miünblich feinen Libell, nad 
Gratia auch wohl mit dem Yufage: „peto l. contestando, quae in meo libello continen- 
tur“, und ber Bellagte contradictrte mit den Worten: „nego narrata, prout narrantur, 
et petita dico fieri non debere“. ine andere responsio, als eine contradicirende, 
fennt der ital. Ordo nicht. Die Anſicht Des Pillius, daß man bei Beſchränkung ber 
Vertheidigung auf peremtorifche Einreden auch confitendo oder, wie man heute fich aus- 
brüdt, affirmative litem conteftiren fönne, ward von der Gejeßgebung und der Mebrzabl ber 
Schriftfteller verworfen. — Im ſolcher Geftalt ging die 2. in den Reichsproceß über; nad) 
der K. G.O. von 1495 wird „die ſach mit Mag und antwort verfaßt” und noch in den 
K.G. Ordnun. von 1500 und 1555 befteht die 2. in jenen mündlichen Erklärungen beider 
Theile, die wir aus dem ital. Proceſſe fernen, felbft dann, wenn der Kläger, was man 
ihm geftattete, das Berfahren mit dem die Pofitionen enthaltenden, articulirten Libell er- 
Bffnete. Dabingegen trat zunächſt eine Veränderung infofern ein, als die K. G.Ordun. von 
1500 und 1507 von der Unität des L.-Aects abſtrahirten und „peticion” und Ant- 
wort im verſchiedenen Qerminen vorzubringen geftatteten. Neigte fich hierdurch ſchon ber 
Schwerpunkt der L. auf die Seite der responsio, fo ward bie letztere zur 2. jelbft, als 
der RA. von 1570 dem Bellagten befahl, bei Declinatori= und Dilatori-Einreden in 
eventum das Recht in scriptis zu befeftigen, wie denn auch am Kammergericht nach dem 
Zeugniffe Gails feiner Zeit die Repetition des klägeriſchen Libelld weggefallen war. Die 
responsio verblieb aber auch nad dem genannten R.A. noch generelle contradictio, 
was fi, erft mit dem IRA. änderte. Diefer, indem er die Pofitionen abichaffte, da⸗ 
gegen vom Kläger Ipecielle Angabe der Klagthatſachen im Libell forderte, verwandelte Die 
L. ın die jpecielle affirmative oder negative Erklärung, die fie heute noch if. Zwar be= 
legt ex die lettere nicht direct mit dem Namen 8. Indeß da er an anderem Orte ber 
2. gevenkt, fo bat man mit Unrecht angenommen, daß er fie bejeitigt habe. Vielmehr 
wirb jene fpecielle Erflärung, welche er von dilatorifchem, declinatoriſchem und peremto⸗ 
riſchem Vorbringen ausdrüclich ſcheidet, auch abgefehen vom ſächſ. R., in welchem bie 
ſpecielle 2. damals ſchon beftand, gerade als 2. durch die Anführung gelennzeichnet, daß 
der Beflagte ſich aus dem „libello, auch einverleibtem Gehalt der action, uff die fa... 
genugiamb bevenden können“. Denn wie zur Öloffatorenzeit ber generelle Inhalt des 
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Abells die gemerelle responsio der 2. beftimmt Hatte, fo rechtfertigte auch ver fpecielle 
„Gehalt ver action“ im Libell die Forderung einer fpeciellen responsio, und ba die L. 
fett 1570 in der responsio allein beftand, einer fpeciellen &. Sowie man aber eine 
fpecielle responsio oder 2, forderte, mußte man confequent ebenjo wohl eine affirmative, 
wie eine negative L. anerkennen, 

Demnach ift die —F L. die einräumende oder verneinende Erklärung des Be— 
klagten über die Klagthatſachen; die röm. L. dagegen war eine urſprünglich von beiden 
Parteien vorgenommene, ſpäter als vollzogen fingirte Zeugenaufrufung. Die röm. L. 
erfolgt nach Conſtituirung der geſammten Verhältniſſe des Streites, nach Vorſchützung 
aller Einreden, Repliken und Dupliken; die heutige vor der Vorſchützung aller auf die Haupt⸗ 
ſache bezüglichen Einreden, Repliten und Dupliten, dagegen nach rechtöfräftiger Erledigung 
der declinatoriſchen, proceßhindernden und dilatoriſchen Einreden. Sonach find die röm. und 
die heutige 2. nach Weſen und Stellung im Verfahren gänzlich umterfchiedene Rechtsinftitute. 

Die 2, ıft im röm. Proceß, ſobald e8 zwiſchen gegenwärtigen Parteien zur Conſti⸗ 
tutrung des judieii fommt und nicht confessio in jure oder denegatio actionis ſchon 
in jure zum Ende des Procefjes führen, der Anfang Des Proceſſes. Die mit diefem 
verbundenen Wirkungen, nämlich Beurtheilung der Parteienrechte nach ihrer Eriftenz 
in dieſem Zeitpunkt, Neftitution der während des Procefled gezogenen Früchte, Haftung 
des Beſitzers für culpa und casus, Unterbredung der Klagenverjährung, Beginn ber 
Procepverjährung, Perpetuation und Trandmifjion der Klagen, Proceßconſumtion, Litigio- 
ſität, Prävention werben daher als Wirkungen der 2. bezeichnet, die freilich als ſolche in 
der Ausichliegung des freien Rücktritts des Kläger vom Proceß, in der Präclufion ber 
Einreden 2. und in der Haftung des liti se offerens ihre eigenthümlichen Wirkungen 
bejigt. Dem Contumacialverfahren mangelte die 2. Die Wirkungen des Proceßanfangs 
find aber audy hier unentbehrlich, und man ergänzte die Lücke, was heutzutage meift über— 
ſehen wird, jet dem SC. Juventianum in ber Weile, daß man, wenn der Bellagte aus- 
blieb, und demzufolge auf Grund prätoriſcher Edicte geladen wurde, bie meiften jener 

"Wirkungen mit der Inſinuation des erften Ediets verband, jo daß bie 2. nur die nicht 
antecipirten Wirkungen behielt, wenn ver Beklagte noch auf die Edicte erfchien. Die 
Duellen ergeben viele Antecipation bezüglich ver Haftung des Beſitzers für Schuld und 
Gefahr, für Reftitution der Früchte, Litigiofität, Unterbrechung der Klagenverjährung, 
PVerpetuation und Transmiſſion der Klagen, alfo namentlih zum Nachtheil des ungehor: 
ſamen Bellagten, aber auch bezüglich der Confumtion und der Proceßverjährung. — Die 
mittelalterliche Jurisprudenz behandelte urfprünglich die L. als allgemeines initium litis. 
Da aber declinatoriſche und dilatoriſche Einreden vor der 2. rechtskräftig erledigt werben 
mußten, fo erfolgte im ital. Ordo die 2. unenblich viel ſpäter al8 im rim. R., ja noch 
am Reichskammergericht ift e8 vorgefommen, daß, wie Carpzov berichtet, 38 Jahre 
proceffirt wurde, ehe man zum Anfang des Proceſſes, zur &, gelangte. Ein Fall, wo 
ein vbelegirter Richter vor der L., indeß nad der Citation verftorben war, veranlaßte 
Urban I. zu der Beftimmung, daß der Proceß jchon mit der Eitation für „quasi 
coeptum“ anzufehen ſei. Die päpftliche Curie bilvete diefe Neuerung weiter, Gregor IX. 
und Clemens V. behandeln die Citation als Anfang auch für Prävention und Litis— 
pendenz. Die Yurisprudenz dagegen, — mit einzelnen Ausnahmen, wie Odofredus, 
Johannes Andrei, Brunnemann, 9. H. Böhmer — vermochte fih von der 
vermeintlichen röm. Borfchrift nicht loszureißen und ver Geſetzgebung zu folgen. Die 
meiften Schriftfteller Iegten der Citation nur die eben genannten Wirkungen bei und op= 
ponirten fie als initium actionis der 2. als initium judicii, oder fielen gänzlich in die 
ältere romanische Doctrin zurüd. Im heutigen R. bat namentlih Savigny betont, 
daß, da es fi im Grunde um boctrinäre Anwendung des rom. R. handle, wir feinen 
Anftand nehmen birfen, die Wirkungen der L. als Proceßanfang mit dem heutigen wirf- 
lichen Proceßanfang, der Citation oder Infinuation der Klage, zu verbinden. Ihm ift 
hierin um jo mehr beizutreten, als die Römer felbft im Contumacialverfahren und das 
can. R. auch im Verfahren unter Gegenmwärtigen auf diefem Wege und vorangegangen 
- R 5 * 
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ſind. Nur bezüglich der Präcluſion der Einreden, des Uebergangs zur Hauptſache und 
unter Umftänden der Haftung des liti se offerens wird heutzutage die L. noch als ent⸗ 
Icheidender Moment in Betracht kommen. — Savigny's Anficht ſteht im Einklang 
mit dem preuß. R. ımd die ham. Prc.D. und der No. Entw. folgen ihr, und wenn ſchon bei 
der Unverbinblichfeit des fchriftlihen Vorverfahrens, bei der Freiheit des Klägers, bis 
zum Schluß der Hauptverhanblung die Klage zurüdzunehmen, und bei ver freieren Be: 
handlung der proceghindernden Einreden, die der Entwurf ſtatuirt, namentlich auch bie 
Bartetengleichbeit den Termin der Hauptverhandlung gefordert hätte. « Das franz. R. ver: 
bindet die Wirkungen der L. mit verfchievenen Momenten, ohne indeß über alle Beftim- 
mung zu treffen. 

Die röm. Iuriften deduciren gelegentlih Wirkungen der 2. aus einem mit ihr ver- 
bundenen Quaficontract, durd welchen die Parteien fih un voraus zur Unterwer: 
fung unter das Endurtheil verpflichteten. Sie überfehen dabei aber keineswegs den im 
Proceß, inſonderheit gegen den Bellagten, ftattfindenden Zwang, bemerken daher, daß es 
ſich natürlich nicht um wirklichen Vertrag, fondern nur um Quaficontract und novatio 
necessaria, alfo um bloße Analogie handle, die hiftorifch vielleicht auch ihre reale 
Grundlage befeflen haben mag. Diefer Ouaficontract bietet aber der heutigen Yurid- 
prubenz eine Handhabe, den Civilproceß überhaupt auf ein Bertragsverhältnig der Par: 
teten zu begründen. Dazu gibt ihr indeß ſchon das röm. R. felbft keine Berechtigung, 
welches den Contract nur für das engere judieium flatuirte, nicht für die Verhandlung 
in jare, nicht für die Execution, nicht für das Contumacialverfahren. Ebenſo wenig darf 
fie fih auf die mittelalterliche Praris und Jurisprudenz berufen. ‘Denn biefe verwarf 
für einzelne Proceburarten Die 2, überhaupt, aljo auch den Contract, und foweit fie fie 
zuließ, kannte fie eine 2. nicht blos in erſter, fondern auch den Formalien gegenüber in 
der Rechtsmittelinſtanz, Tieß in diefer daher die Parteien über die Aufhebung derſelben 
sententia (a qua) ftreiten, der fie fih in erfter Inſtanz unterworfen baben follten. 
Diefer Widerſpruch veranlaßte Mande zum Nachdenken. Sie fetten daher den Contract 
blos in die Einlaffung, daß ad receptionem testium et sententiam definitivam pre 
cedirt werde, eine Auffaflung, die ganz anderen Inhalts ift, als das rom. „sententiae 
se subdiderunt“. Unter den Neueren verwerfen Linde, Roßhirt, Endemann, 
Windſcheid jene Contracdauffaffung, die ja mit der Natur des Proceſſes und dem 
wirflichen Leben auch in fehneidendem Widerſpruch fteht, und bei ber Einſeitigkeit der 
heutigen 2. und ihrer Stellung wor den die Hauptſache angehenden Einreden unbaltber 
erſcheint. 

Quellen: Festus v. Contestari, J. un. C. 3, 9. 1. 35. 8. 1. D. 34, 2. 1.2 pr.C. 2, 59. 
1. 14. 8. 1. C. 3, 1. Nov. 53. e. 3. Tie Stellen über Wirkungen und Ouaflcontract |. in 
den Lit.»Werlen. — ce. un. X. 2,5. c. 2 in VIe. 2, 3.c. 4. x 2, 14. c. 19. 20. X i, 29. 
e. 19. X. 2, 2. c. 2in Cl. 2, 5. — 8.©.D. 1495 $. 10. v. 1500 Art. XIT. 8. 1. v. 1507 
Art. I. 8. 4. v. 1555 Th. IU. Tit.. 13 86. 3—5. Tit. 43. 8.1.4 RU 1570 8. 89 f. 
FRA. 59. 37. 44. 110. — Preuß. AGD. Th. 1. Tit. 2. 8. 166. Tit. 5. 88.5. 29 f. Tit. 7. 
8. 48 fi. Tit. 9. 9. 2. 3. 16. 20 f. Tit. 10. $. 60 ff. Verorbn. v. 1. Juni 1833 $. 14. fee. 
v. 24. Juli 1833 8. 29. Bexordn. v. 21. Juli 1846 8. 5f. WER Th. 1. Tit. 7. $. 22. 
zit. 9. 85. 551 fl. 601 ff. Ti. 15. 9. 12 ff. Entw. v. 1864. Motive ©. 94. — Hanı. 
Pre.O. 88. 190. 196 ff. 368. No. Entw. SS. 183 ff. 197..288. 294. 353. 391 ff. 407. 434. 


639. — C. d. proc. a. 166—192. 369 es. 382. C. civ. a. 247 s. 271. 497. 1153 ss. 1206. 
1356. 2244 ss. 


tit.: Petri except. leg. Rom. 4, 21 (Savigny, Röm. R. im Mittelalter, II. ©. 311.) 
Brachylogus (ed. Böcking) IV, 9. $. 5. IV, 10. 13. Incerti Auct. ordo jud. 
(ed. Haenel) p. 2—5. 18sq. Bulgari Summa de jud. 8. 10. Placentini Summs 
in C. 3, 9. Azonis Summa eod. Pillius, O. jud. P. I. pr. $. 1. P. IL pr. 65. 1. 
3.4. Gratia, O. jud. II, 1. 88. 1. 3. 5. Gl. Responsionem, Ql. Electo resp. c. 51. 
x. 1,6. Gl. Quasi coeptum c. 20. X. 1, 29. Gl. Lib. reclam. e.1. X. 2. 3. Gl. Con- 
testata c. 18. X. 3, 26. Durantis, Spec. L.I. P. I. de off. omn. jud. $. 6. nr. 6. 7. 
L. II. P. I. deeitat. 8. 6. nr. 2. P. II. de lit. cont. 88.1. 2. nr. 1. 8. 12 qq. 8.5. nr. 1.2. 
Bartolus ad 1.3.8. 11. D. 15, 1. or. 6 qq. Baldus ad ]. un. C. 3, 9. ar. 1-3. 
Joa. Andreae, Summula de proc. jud. cap. IIL 8. 1. cap. V.$.i. Panormita- 
nusadc. 1. X. de lit. cont. nr. 10. Cujacius, Obss. IX. c. 23. Janus aCosta ad 
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c. un. X. 2,5. Zasii Opp. T.I.ad1.5.D. 2; 1. april König gras. u. Bre.. 1581. 
c. 34. 60, Gail, Obss. hb. I. 0. 13. or. 1. 3. 7. Vultejus, e judic. L II, ı. 
or. 84. 85. Sisqggq 95. 112. 132, 134. Carpzov, "Proc. jar. Tit. IX. A. 3. nr. 46. Tit X. 
A. 1. or. 1—3. A. 2. nr. I. 2. 9. 29. Tit, XIIX. A. 6. or. 54. Jac. Blumen, Pr. cam. 
1664. Tit. 71. nr. 6. 8. 13. 14, 18. 2ı. Brunnemann, Tr. de proc. 1682. Gap. om. 
or. I sqgq. c. XIV. Wesembeceii Comm. in C. 3, 9. ur. 1sq. S. Strye 
Fre. 1746. Vol. IX. Diss, 13. $. 3. Lanceloti, Instit. j. can., 1716. P int T. 


5.8. 2.4. Glück, Opusc. min. T. 2. p. 365 sqg. Gehiamibt, * u. Ginteben, 
Ser Handb. Bd. 4, Abb. 60, $. 27. ‚Herten, di u. Urtbeil S 1 ff. Röm. Eiv.Bre. 
$. 59 fi. geifmann-Selineg Tühing. trit. Ziſchr Bb. 5 ©, 13 fi. Sem. Civ.Pre. 
Bd. 1 8. 49. 8b. 2. 8. 102 ff. BB. 3 8. 13 vd. 86. 56. 63 Hefiter, St, 88.285. 
310. 316. 316 ff. 9. x M. Albrecht, t. S 134 ff. Sintenis, Erläut. L &. 106 ff. 
Kierulff, Co. R. Bd. 1. ©. 270 ff. 8 ker. Erört. II. & 10 fl. ML ©. 66h. Van⸗ 
gerow, Leitf. f. Pan. ® 145. 159. 323. 332. Savigny, Spt Bd. 6. 8.255. ©. 46. 
251. Bayer, Orb. Pre. $. 181. Buchka, Einfl. d. Bre. En . &.60 fi. SOff. Belter, 
Conſumption ©. 5. 33 ff. 281 fl. 4. Brindmanı, ‚ Eiigiofitt. © 70 ff. Neuner, Brivat- 
eh. Berbältniffe S. 197 fi. R. Römer, Erlöf R. 1852. Planck, Beweisurtheil 
S. 176 ff. 250. Windſcheid, Actio, 88. 8. 9 — 8.124 ff. Wetzell, Syſt. 88. 14. 70. 
Briegleb, Einleit. 88. Fr 3, Zhering, Geift des Röm. R. 2. Aufl. Bd. 1. ©. 171 ff. 
BWieding, Libell⸗Pre. 88. 1. 5. 6. 13. 15. 23. 38 f. Münd. krit. Vierteljahrsſchr Bo. 12. 
©.267 ff. Muther, daf. 3 5 ©. 177ff. Gew. Bertr. 8. 38. letter, Conftitutionen Kurf. 
Augufts. 1857. $ Bilow, Pre.Einred. S. 1 ff. H. Müchel, % im cam. Pre. 
Linde, Civ.Pre. $. 206. Anm. 11. Roßhirt, Wirk. d. Pre. S. 14 f. 154. 163. Ende- 
mann, Civ.Pre.R. 88. 107 fi. 160. Renaud, Eiv.Bre. 88. 72 ff. 90. — Rod, Breuf. 
Pre. 8. 172 ff. Priv. S. 154. Yörfter, vrib Bd. 1. 8. 51. — Leonhardt, Comm. 
ar In gr . 88.170 196. -- Stein, Franz. Rechtsgeſch. 7 san fi 81 f: Zint, geheer- 
156 ff. Mittermaier, Gem. Pre. L ©. 1984; . 104 isean. La proc. 
ir "1808. T. I. p. 128 ss. 1989 es. 195. 198. 8. Wieding—. 
Kitisdenunciation, Streitverlündigung, d. 5. die Aufforderung feiten® einer 
Partei (Litisdenunciant) an einen Dritten, ihr in einem Procefie zur Seite zu treten 
und ihr in demfelben zu aſſiſtiren. Leiſtet der Aufgeforderte (ſog. Litisdenuneiat) Folge, 
jo entſteht eine ſog. acceſſoriſche Intervention (ſ. dieſen Art.). Statthaft iſt die L. nach ger 
weinem Proceß da, mo ber Litisdenunciat als acceſſoriſcher Intervenient aufzutreten bes 
fugt wäre; eme Pflicht für die proceifirende Partei (ſog. lit. denunc. necessaria) liegt 
aber nur dann vor, wenn ihre Regreßflage durch das Führen eines Proceſſes und Ber- 
Deren deſſelben bedingt ft, alfo im eigentlichen Evietionsfällen. Während bie Preuß. au, 
Ger. Ordn. Tb. I. Tit. 17. 88. 2—4. 8. 10 die Pflicht zur L. weiter ausbehnt, 
das gem. R., laſſen andere Pre. Ordnn., jo die hann. $. 41 und der Nd. Entw. 58. 98 : 
( —8 darüber Das Ciilrecht entſcheiden. Die Streitverkündigung erfolgt ſo⸗ 
wohl nach gem. Proceß, wie nach den erwähnten Particulargeſetzen in einem beſonderen 
Schriftiag, welcher dem Litisdenunciaten auf diefelbe Weife, wie die fonftigen Schriftjäge 
un Proceß mitzutbeilen ift, nach gem. R. kann fie freilich auch aufßergerichtlich geſchehen. 
Eine Verbindlichkeit des Litisdenunciaten, dem Litisdenuncianten Beiſtand zu leiſten, eriftirt 
nicht. Erfolgt aber die L. ſo zeitig, daß ſeine Aſſiſtenz noch etwas nützen konnte, ſo 
geht er bei der ſpäter gegen ihn angeſtellten Regreßllage des Einwandes verluftig, daß 
der Litisdenunciant mit feiner Sl den Proceß hätte gewinnen können. Ein ausbrüdliches 
Feſtſetzen dieſer Wirkung der L. im Urtheil des Hauptprocefles ift im gem. und preuß. 
Procegverfahren üblich, aber nah der hann. Pre.Ordn. $. 50 und dem No. Entw. 
$. 102 nicht ſtatthaft. Affiftirt dagegen der Litisdenunciat — worin allein ein Anz 
ertenntniß feiner Regreßverbindlichkeit noch nicht gefunden werben fann, jo Preuß. Ger. O. 
a. a. O. 8. 24; Hann. Pre. Ordn. 8.41; No. Entw. 8.99 —, fo nimmt er die Stellung 
eine Neben - -Intervenienten ein, und hat dann neben der Partei, wie wenn er felbft Haupt⸗ 
partei wäre, in benfelben Stadien des Procefles feine Ans und Ausführungen zu machen. 
Möglih ift es auch, daß der Litisdenunciat allen den Proceß auf fih nimmt, jedoch 
kann durch diefe einfeitige Exflärung dem Kläger wiber feinen Willen nicht das Recht 
entzogen werden, den Proceß gegen den urſprünglichen Beklagten und Litisdenuncianten 
fortzuführen. S. auch Preuß. Ger.Dron. a. a. D. 88. 29 ff. — Der franz. Proceß 
kunt die 2 nicht. Im Gegenſab zum deutſchen R., welches, wie gezeigt, von der Tren⸗ 


‘70 LittSpendenz. 


nung des Procefjed gegen ben Litisdenuncianten und des Regreßanſpruches des Iegteren 
gegen den Litisdenunciaten ausgeht, bat er das entgegengefegte Princip der Verbindung 
injofern adoptirt, al8 da, wo dem Kläger für den Tall feines Unterliegens em Rüchgriff 
zufteht,, derſelbe ſeinen Garanten nur fofort mittelft der Garantieflage (appel en ga- 
rantie) bei dem Gericht des Hauptproceſſes auf Schablodhaltung ober Gewährsleiſtung 
belangen kann und fomit beide Procefje beun Gericht der Garantieflage für die Regel 
gemeinichaftlich verhandelt werden, C. de proc. a. 157 fi. Der Nd. Entw. Bat Diele 
franz. Syſtem mit der deutfchen L. combinirt, da er dem Beklagten geftattet, mit der in 
erfter Unftanz erhobenen Streitverfindigung die ſog. Rücklage, d. h. die Klage auf &e- 
währsleiftung oder Schabloshaltung bei dem Gerichte der Hauptſache gegen den Litisde⸗ 
nunciaten zu verbinden und in biefem Fall nur dann eine Trennung: der Berkandlungen 
geftattet (8. 111), wenn die gemeinfame Erledigung beider Procefie das Verfahren in ber 
Hauptſache erheblich verzögern würde. 

Lit: Fuchs, Die Lehre von ber Litisdenunciation, Marburg 1855; für das franz. R. ſ. 
Schlink, Comm. Über die franz. Eiv.Pre.Orbn., 2. Aufl. 2, 105 ff.; 170 ff. 
P. Hinſchius. 

Litispendenz (Rechtshängigkeit) bezeichnet bei vielen Schriftſtellern ganz 
allgemein den Zuſtand eines ſchwebenden Proceſſes und des darin befangenen Anſpruchs 
(Renaud, Civilproceß 8. 72. Heimbach in Weiske's Rechtslexikon VL ©. 740). 
Da nun der Proceß verjchtedene Stufen der Eröffnung (Klagebehändigung, Vernehmlaſ⸗ 
fung) durchmacht, jo ift e8 von jenem Stanbpunft aus nur confequent, auch einen mehr⸗ 
fachen Zeitpunkt des Eintritt$ der 2. zu unterfcheiden, und alle an die einzelnen Stufen 
gefyüpften Rechtswirkungen, ſeien fie .ciwilrechtlicher, oder proceffualiicher Art, als Folgen 
der L. zufammenzuftellen. In vdiefem Sinne werben aus der 2. abgeleitet: die Unter- 
brechung der Klagenverjährung (ftreitig, ob auch der Erſitzung), die Haftung des belang- 
ten Befiterd für omnis causa (Früchte u. |. w.), die Htigiofität der Sache, die Unzuläl- 
figfett der Vornahme von Veränderungen mit derfelben (Iunovationen), die Befugniß jeder 
Partei, eine zweite Anbängigmadhung deſſelben Streits zu gleicher Zeit abzulehnen (ex- 
ceptio litis pendentis), Die Berechtigung des-Bellagten zur Erhebung einer Wiverflage, der 
Eintritt der Bererblichfeit bei fonft unvererblichen Klagen, die Obligation des Klägers, den 
Proceß fortzuführen und ſich aller Klageänderungen zu enthalten, die Haftung ded argliftigen 
Bindicationsbeklagten al$ possessor fictus, und noch mancherlei andere Wirkungen. Bei den. 
meiften diefer Erfcheinungen iſt es aber wieber ftreitig, ob fie nach dem Wegfall der clafjifchen 
Litisconteſtation mit der Infinuation des erften Decrets (Klagebehändigung) oder erft mit 
der Einlaffung des Bellagten oder wohl gar ſchon mit der Anbringung der Klage bei Ge- 
richt zu verbinden feien. Vgl. darüber Savtigny, Syſtem VI. ©. 243 ff. Arndts 
Lehrb. 8. 113. Windſcheid, Lehrb. 8. 124. Buchka, Die Lehre vom Einfluß des 
Proceſſes auf das materielle Nechtöverhältnig, 2 Thle. Roftod 1846. 1847. Renaud 
8.73. 74. Wetzell, Syſtem des orventl. Eivilproc. 8. 14. S. 109 ff. Es ift indeffen 
Mar, daß bei diefer weiten Ausdehnung der Begriff der 2. feine juriftiihe Beſtimmtheit 
und praftifche Brauchbarkeit völlig verhert. Deshalb ift e& Dringend geboten, auf eine 
engere Bedeutung bed Wortd zurüdzugeben, welche fich zugleich als die allein quellen- 
mäßige darftellt. Während nämlich im Suftinianeifchen Coder der Ausdruck lite pen- 
dente nur vereinzelt und untechnifch vorkommt (1. 2. 4. C. de litig. VIH. 37; rubr. C. 
I. 21.) wird er im can. R. wiederholt gebraucht, um den Schwebeſtand des Proceſſes 
nad einer beſonderen Seite, feiner Wirkſamkeit hin zu bezeichnen: infofern während beffel- 
ben feine Veränderungen mit der Sache vorgenommen werben follen, welche bie Rage des 
Klägerd auf den Ball feines Sieges verfchlimmern würden. Tit. X. ut lite pendente 
nil innovetur DO, 16, ferner in VIII. 8. Clem. IL. 5, Seuff. Arch. XI. 100. 
Stehen foldye Veränderungen in Ausficht, jo hat der Richter fie durch Mandate zu in= 
hibiren, eventuell auch durch Auflage von Cautionen oder durch Gequeftration zu verbin- 
dern. Indeſſen wird die orbnungsmäßige Yortfegung des Beſitzes nicht als Innovation 
aufgefaßt. Seuff. Arch. III. 203. X. 289. XVII. 270. und über den Eat über- 
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Haupt Eigenbrodt im Arch. f. praft. Rechtsw. VII. S. 85. 193 ff. Den Zeitpunkt, 
mit welchem diefe Wirkung eintritt, bat Clemens V. in a. 2. Clem. II. 5. auf die 
Inſimation der erften Ladımg firirt. An die eben entwidelte Bebeutung der 2. ſchließt 
fich noch eine zweite, welche zwar nicht ebenfalls in ben Geſetzen anertannt, aber doch ın 
der neueren Doctrin allgemein verbreitet ift: darauf beruhend, daß jede Partei nach 
dem Streitbeginn die nodymalige Anhängigmachung beflelben Anſpruchs durch Einrede (ex- 
ceptio litis pendentis) ausſchließen Tann. Im claffiichen Recht wurde dieſe Befugniß 
durch die fog. exceptio rei in iudieium deductae ausgeht, weldye aus der ſog. Kla⸗ 
gencomfumtion entfpringend jeder Wiederholung einer einmal bis zum iudieium durch- 
g actio für immer (peremtoriſch) entgegenſtand. Mit dem Wegfall der Conſum⸗ 
tionstheorie iſt nun aber die Einrede der L. aufgekommen, welche fo lange als das erſte 
Streitverhältniß dauert (dilatoriſch) einen zweiten Proceß de eadem re abwendet. 1. 30. 
D. de iud. V. 1. ec’ 18. 8. 7. C. de re mil. XII. 35. Krüger, Conſumtion und 
Rechtskraft. Dieſe Einvede gehört zu den forideflinatorifchen und befreit alfo vorläufig 
von der Einlaffung auf die Klage (ebenjo auch im preuß. R.). ALS der Zeitpunkt, mit 
welchem fie begründet ıft, gilt ebenfalls ‚vie Infinuation der Klage. Doch gehört dazu, 
daß wirklich beide Proceſſe auf die Erledigung des nämlichen Streitverhältntffes abzielen. 
Seuff, Arch. IX. 80. 215. X. 292. Renaud 8. 73. Anm. 32. 33. gl. über: 
baupt Pland, Mehrheit der Nechtöftreitigfeitn S. 282—302. Buchka a. a. O, 
Theil II. Ed. 

Rode, Sohn, geb. 29. Aug. 1632 zu Wrington bei Briſtol, fiudirte in Oxford 
Medicin, wurde 1673 Secretär für die Ernennung zu geiftlicien Würden, begleitete, aus 
dem Staatsdienfte ausgejchieven, Shaftesbury in die Verbannung, mußte fi verfolgt in 
ven Niederlahden bei Freunden verborgen halten, fehrte 1689 zurüd, befleivete mehrere 
Aemter, legte 1700 fein Amt als Commiffar des Handels und der Colonien nieder und 
zog ſich nad Dates in Effer zurüd, wo er im Oct. 1704 ftarb. 

Schriften: Fundamental constitution of Carolina, 1669. — Essay concerning hu- 
man understanding, 1689. — Two treatises of government, Lond. 1690. — Thoughts 
on education. — Reasonableness of christianity. — Sämmtl. Werke, Lond. 1801. 1812. 

Lit.: Bluntſchli, VI 441 — 446. — Hinrichs, Geld. der Rechts- und Staatsprin- 
cipien feit der Reformation bis auf die Gegenwart, Leipz. 1818, ©. 216 — 24. — Schärer, 
John Rode, feine Verſtandestheorie n. feine Lehren fiber Religion, Staat u. Srziefung, Leipz. 1860. 

eihmann. 

Locroͤde Roiſſy, Guillaume, geb. 1758 zu Leipzig, Advocat am Parla- 
ment 1789, jpäter seeretaire general im Staatsrathe, nahm Tebendigften Antheil an 
der neuen Gefetgebung, flarb 1840. 

Schriften: Esprit du code Napoleon, 1806. — Esprit du code de commerce, 1808 — 
13, 1829. — Esprit du code de procedure, 1816. — Legislation de la France, 1826—32. 

Lit.: Bouillet, Diet. universel d’hist. et de geogr., Par. 1869, 21löme dd, 

Teichmann. 

Löhr, Aegidius Valentin Johann Felix Nepomut Ferdinand von, 
geb. 1784 zu Wetzlar, wurde 1808 Juſtizrath, 1813 Prof. in Gießen, geh. Rath, ſtarb 
6. März 1851. 

Schriften: Theorie ver Eulpa, Gießen 1506. — Beiträge zur Theorie der Eulpa, Gießen 
1808. — Ueberfiht der das Briv.R. betr. Eonftitutionen der rim. Kaifer, Weglar 1811. — 
Biele Beiträge in dem von Föhr mit Mittermaier und Thibaut fortgejegten Archiv für 
civiliſt. Praxis u. in der Ztſchr. für Cin.R. u. Proceß. 

Lit.: Schmidt, Neuer Netrolog der Dentfchen, 1853, &. 192 — 198. 

Teihmann. 

Loos ift einmal die Urkunde über die Rechte des Spielers beim Spielvertrage 
(f. d. Art.); dann aber auch jedes Mittel, welches die Entſcheidung einer rechtlichen Frage 
dur den Zufall erwirkt. Im diefem Sinne wird das L. angewendet, wenn eine Eolli- 
fion von Rechten vorliegt und weder durch Prävention, noch durch mechfelfeitige Beichrän- 
fung in der Ausübung des Rechts zu Idfen ift (Kierulff, Theorie des gem. Civ. R. 
©. 239. 240. Wächter, Würtemb. Priv.R. II. S. 598. Unger, Oefterr. Priv. 


x. 


Pin 


12 Lootſen — Loöſchungen. 

R. I. ©. 632.). Beifpiele dafür bieten 1. 14. D. de indie. V. 1. (Belt ber 
Reihenfolge, in welcher zwei gleichzeitig wider einander klagende Parteien vie Proceßhand⸗ 
Yungen vornehmen follen) und 1. 3. pr. C. comm. de leg. VI. 43 (Beſtimmung 
darüber, welcher von mehreren wahlberechtigten Bermächtnipnehmern die Wahl treffen 
fol), Außerdem aber muß das 2. auch außhelfen, wenn nicht mehrere Berechtigte, ſon⸗ 
bern mehrere Prätendenten zu einem Recht colliviren, von denen feiner einen übermwiegen- 
ben Beweis erbringt, aber jevenfallß einer das Object erhalten foll, z. B. wenn unter 
Zwillingen die Erfigeburt und damit dad Recht auf Succeffion in ein Familienfideicom⸗ 
miß ungemiß ift. ühlenbruch, Lebrb. I. 8. 177. Anm. 9. Preuß. A. L.R. J. 1. 
88. 15. 16. - ed. 


Lootſen (Piloten) find Steuerleute, welche nicht nur die Schiffeführung verftchen, 
ſondern auch das Lothen, die Tiefmeflung des Waſſers, ſowie insbefondere eine genaue 
Kenntniß des Fahrwaſſers in einem Strom, in der. See, in den Strommündungen auf 
gewiſſe Entfernungen (Lootſenwaſſer) befigen. Nach mehrjähriger Fahrt geprüft und mit 
dem Befühigungszeugniß verjehen, haben fie am Anftellungsort die eingehenden oder aus: 
gehenden Schiffe zu leiten (Xootfenflagge). Dies auf Verlangen des Schiffer, der durch 
Schießen das Zeichen gibt. Es beftehen mit Rüdficht auf die aus dem Stranden von 
Schiffen der Fahrt im Allgemeinen drohenden Störungen fir gewiſſe Fahrwaſſer — auch 
in England — Beftimmungen über die Verpflichtung zur Annahme von 2. (Zwangs⸗ 
lootſen, Oberlootfen, Lootſencommandeur) bei Vermeidung von Geld⸗ und Haftftrafen (bis 
50 Thle., bis 6 Wochen x.) und Berbinblichfeit zum Erſatz etwaigen Schabend. Ber- 
ſchuldet ein Zwangslootſe trotz Pflichterfüllung der Schiffsbefatung das Zuſammenſtoßen 
von Schiffen, jo iſt der Rheder von der Verantwortung fiir den Schaden frei. Daraus 
erhellt die Wichtigkeit der Eintragung der Annahme des 2, der Zeit der Ankunft und 
des Abganges in das Schiffsjournal. Doch iſt fie m D.H.G.B. fir jede Annahme 
auch anderer L. vorgejchrieben. Dieſe treten mit dem Eintreffen die Führung Des 
Schiffes an, unter Haftbarfeit für Berfehen. Nach dem Tiefgang der Schiffe und ber 
Entfernung abgeftuft ift das, durch Specialtarife der Bertragswillfür — auch bei ſchwe⸗ 
rem Wetter — entzogene, „Lootſengeld“ zu entrichten, bei Lootſenzwang felbft bei unterlafjener 
Annahme des Zwangslootſen. In Ermangelung anderer Abreven fällt e8 dem Perfrachter 
zur Laft, ift einjähriger Verjährung unterworfen, aber mit den Rechten ver Schiffsgläu- 
biger verfehen und für den Concurs bevorrechtet, in Preußen auch durch Verwaltungs: 
execution einziehber. 

Sfgb. u. Lit.: Hamburg, Pilotage-Orbn. v. 1719. Ord. de Louis XIV. liv. IV. 
tit. IH. a. 10 f. Zwangslootſen in den Prov. Preußen und Pommern, Gef. v. 9. Mai 
1853, Gel. Samml. ©. 216. Lootfen- Reglement für die Rhein⸗Prov., Ge.Samml. 1844, 
©. 254. Rheinſchiffahrtsaete d. —— — Geſ.Samml. 1869, ©. 813, A. 26. Juter⸗ 
nationale Degenteitigfeit im Lootfenwefen f. Vertrag mit Defterreih, Bundes⸗Geſ.⸗Bl. 1868 
©. 239, 4. 15. Spanien, baf. 322 f, A 7. Kirdenftaat, ©. 408 f., A. VI — 
v. Rönne, Staatsrecht, 8. 398. v Kaltenborn, Europ. Seerecht, 8. 83. Norddeutſche 
Gew.Ordn. 8. 31, 34. Deutfhes H.G.B. A. 187. 622. 7575. 906. 740. Das Berfchulben 
des Zwangslootſen von Dr. Kühne in Goldſchmidt, Ztſchr. f. H.R., 12, 8 Pr f. 

aper. 

Löſchungen im Hupothefenbuche find Rechtshandlungen, durch welche Hypotheken⸗ 
vechte und andere Eintragungen aufgehoben werben: d. h. alle Rechtswirkung für ben 
Hypothekenverkehr verlieren. Dargeftellt durch den Vermerk „gelöfcht” oder auch durch 
Unterftreihungen bürfen fie nur vom Hypothekenbuchführer ausgeben, der zugleich Hypothe⸗ 
fenbuchbewahrer ift und je nach den Hypothekenordnungen entweder felbftänbig oder nad 
richterlicher Anweiſung verführt. Antragsberechtigt ift der Eigenthümer bei Vorlegung der 
Quittung oder Löſchungsbewilligung des Gläubigers nebft Eintragungsurkunde, oder eines 
vechtöfräftigen Urtheild wider diefen auf Lölhungsbewilligung, oder eines Ausſchluß—⸗ 
(Präckufiond =) Urtels bei der als getilgt aufgebotenen Hypothek, deren Inhaber entweder 
unbefannt oder nicht legilimirt, oder endlich einer Befheinigung über die gerichtliche Hin- 
terlegung des Betrages der fälligen Hypothek nebft gewiffen Zinſen, deren Inhaber nicht 
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bekannt over nicht legitimirt. Antragsberechtigt ift ferner der Subhaflstionsrichter nach 
dem Sanfgelverbelegungsverfahren in der nothwendigen Subhaftatton, mag die Belegung 
durch Zahlung oder Ueberweilung erfolgt fein. Erſt mit der 2. endet das Realrecht; 
Tilgung der Schuld oder ſonſtige Aufhebungsgründe bilden nur Titel zur £ — Im 
Medlenburg fann der Eigenthümer die Stelle (locus) feiner weiteren Verfllgung vor⸗ 
behalten; anderwärtd indeß rüden die nachſtehenden Hypotheken vor. Wie aber, wenn 
die 2. auf einem Verſehen der Hypothekenbehörde berubte? Im Hannover war vor 
1864 Streit, ob der zu Unrecht gelöjchte nicht doch jedem nachgetragenen Gläubiger vor- 
eben müſſe. Allein dies widerſpricht der formellen Natur der modernen Hypothek und 
dem Glauben des Hypothekenbuches. Die Wiedereintragung kann nur unbefchabet der 
Rechte inzwilchen eingevogener Gläubiger erfolgen, mindeſtens injoweit, als fie dieſelben 
m gutem Glauben erworben haben. 

Sigb. u. Lit: Preußen, Hyp-Orbn. IL 98. 241 — 288; Gel. v. 24 Mai 1853, bei. Ya ER 
88. 32 — 42; Entw. d Hyp.R., 58. 61 — 73; 3. Hyp.Orbn. 88. 85— 113; Motive ©. 64,.82, ESTH 
147 (1869); Bürg. ©.2. für das Königr. Sahfen $. 453 (Löſchung), 88. 454-465 (Rechts⸗ 
gründe dazu); Defterreich, SS. 350, 444 (Eigenthum), 469, 526, 1446; Hannover, Ma- 394 
aim IV. 296; V. 116; jur. Zeitung, 1857. ©. 131, 146; Gef. . 14 Dec. 1864, bei. 8.3 
(Sef.Samml. ©. 562). Befeler, Veutſches Priv. R., $. 97. XL C. eiv. a. 2180 f. (Bur- 
gationsverfahren). Schaper. 

Loslaſſungsverträge Rancionirungsverträge) werben zwifchen dem von 
feinem Staate berechtigten Kaper und dem Capitain eines gefaperten Schiffes ſowohl in Bezug 
auf die Freilaffung des Schiffes als vie Freigebung der Ladung deſſelben geſchloſſen. 
Der Gelaperte veripricht im Namen des Schiffseigners die Zahlung eines Löfegelves in 
der Form eines billet de rancon, ransom bill (und gibt oder gab außerdem einen oder 
mehrere (?) Officiere als Geißel Martens]). ‘Der Kaper Dagegen garantirt den Ran⸗ 
cionixten, durch andere Kaper feines Staates nicht behinverte Fortſetzung feiner Reife bis zum 
Deftinationsbafen, jedoch mit verabredeter Tour und Zeit. Die Rechtmäßigfeit des Löſe— 
geldes ift durch die der Priſe bedingt. Gebt das rancionirte Schiff vor Ankunft im Des 
ſtinationshafen unter, fo muß dennoch das Löfegeld gezahlt werben; wird e8 aber aufer- 
halb der verabredeten Zour oder nach Ablauf der verabrebeten Zeit wiedergenommen und 
rechtmäßig fiir gute Prife erflärt, jo ceifirt die Zahlung des Löſegeldes. Bei der Wie- 
dernahme des Rancionirungsbillets verliert der erſte Nehmer feine Anſprüche, bei ver 
Wiedernahme gegenüber Seeräubern muß das Eigenthum dem Eigner reftituirt werden. — 
Fälſchlich hält Phillimore dieſe Verträge noch zur Zeit für geftattet durch das all- 
gemeine Seerecht. Schon Martens führte die Verbote verſchiedener größerer Staaten 
om. Für England die Parlamentsacten 19 und 22 Geo. III 1779 u. 82, für bie 
Niederlande die Blacate vom 2. Juni 1689, 12. Jan. 1690, 28. Juni 1692, für 
Rußland die Verordnung von 1787, fir Frankreich die Drbonnanz vom 30. Aug. 1782, 
für Spanien die nur bedingte Erlaubniß der Ordonnanz von 1779. Ob, wie Philli— 
more angibt, im Fällen der Noth auch England noch die Rancionirung geftattet, iſt 
unbewiefen. Zweifello8 iſt dagegen die Beibehaltung derfelben fir die Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika, deren Kanzler Kent es unbedingt ausſpricht, und Praxis ſowohl 
als Theorie werden mohl jest von dieſem, troß der Pariſer Declaration, der Kaperei 
treu bleibenden Staate weitergebilvet werben. Gibt aber auch diefer Staat die Kaperei 
auf, fo wird die Rancionirung in Bezug auf Schiffe ebenjo ſchwinden, als die frither 
üblihe Rancionirumg der SKriegögefangenen. Beftimmungen des consolato del mare 
(wahrſcheinlich aus dem 14. Sahrhundert) fegen ſchon das Daſein der erften Form vor- 
aus, deutlicher tritt diefelbe hervor in der ordonnance de la marine von 1681. 

git.: Martens, Essai concern. |, armateurs etc., 1795, $. 23. Kent, Comment. 
I, 111 ff. Phillimore, III. 529 ff. A. Bulmerinca. 

Rotterie im weitern Sinne heißt jene Gemwinnverfpielung vermittelft des Looſes. 
Durch Heranziehung des „Publicums“, als einer bier durch den Erwerb von Looſen — 
Beredtigungsicheinen — demnächſt begrenzten Menge von Berjonen, welche (meiftens ohne 
einander zu kennen) nach dem vorher bekannt gemachten Plan fpielen, fucht der Unter 
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nehmer eine möglichft große Zahl von Einfägen heranzuloden ; während andererſeits jeder 
Spieler hofft, ven größten Scha unter den Gewinnen zu beben. Nichts gewöhnlicher als 
Täuſchung über die Vortheile des Planes, nichts gefährlicher als die zur Aufopferung des 
Sparpfennigs, und zum Brüten über unberechenbare Spielmendungen bi8 zum Wahnſinn 
treibende Sucht, dem Nummern= und dem Glüd8-Rade zu vertrauen. Je dunkler die Wege, 
deſto verwirrender die Träumereien. Wo daher die 2. erlaubt, ift e8 doch von Staats⸗ 
wegen meiften® für geboten erachtet, den auswärtigen Lotterien den Eingang in's Staate- 
gebiet zu verfchließen, ſoweit fie nicht ausdrücklich — nad Prüfung — zugelaflen wor- 
den. Strafbar ift 3. B. in Preußen, mer in nicht zugelaffenen auswärtigen 2. ſpielt, 
auch ſchon wer das vom Ausland mitgebrachte Loos vom Imlande aus bezahlt, ſowie 
wer den Berfauf folder Looſe betreibt oder befördert. Die hamoverſche Staats-, bie 
Frankfurter Stadt-L. fanden freilich eine unerwartete Enmeiterung des Abſatzfeldes, als 
jene Gebiete 1866 aufhörten, zu den auswärtigen zu gehören. — Doch aud um In: 
„lande fest der Staat der Spielmuth Schranken. Sind doch Yotterien ein fo beliebtes 
‚x und bewährtes Zugmittel, daß felbft die höchſten Fünfte vom Looſe Ieben (Tombauz, 
Gemälde-L. u. |. w.). Erlaubt find in Preußen nur Anspielungen in Privatzirkeln 
zum Vergnügen oder zur Mildthätigkeit; verboten bei mangelnder Genehmigung der Be: 
hörden öffentliche Xotterien, Errichtung von Glücksbuden, öffentliche Ausipielungen be- 
weglicher oder ge: unbeweglicher Sachen. Wenn erlaubt, fo enthält bei ſolchen Ausfpiel- 
geichäften der Kauf des Loofes einen Hoffnungstauf ; wenn unerlaubt, jo muß der etwa 
erlangte Gewinn bei mehreren Spielern auf daſſelbe Loos doch getbeilt werden, worauf 
geflagt werben kann. Kein Hoffnungskauf, fondern — nach beftrittener Anficht, — der durch 
den — nicht ftundbaren — Einſatz bedingte Eintritt in einen Spielvertrag liegt im Loos⸗ 
erwerb bei der 2. im engeren Sime, der Geld-L., bei der die Gewinne aus dem durch 
die Einſätze gebilbeten Spielfonds hervorgehen, während der Unternehmer das Spiel re: 
gelt und durch Freiloofe und Abzüge an den Gewinnen (121), Proc. in Preußen) fih 
Einnahmen macht. Diefe %, wo zugelafien, ift Monopol des Staats. AS Zahlen: 
Iotto (l. di Genua) ift fie den Unbemtittelten bei der Kleinheit der Einſätze höchſt wer: 
derblich (Defterveich) ; doch nicht minder angefochten als Klafienlotterie (holländiſch; Preu- 
fen, Mecklenburg, Darmſtadt). Mit Staatsanleihen verbundene Prämtenlotterien find als 
Darlehnögeichäfte angefeben, als 2. aber der Verkehr mit Bromeffen dazu. Die !ot: 
teriecollerteure find Organe, Geihäftsführer der Directionen, nicht Kaufleute; die von 
ihnen zu vertreibenden Inbaberloofe feine Handelswaaren. Für die — arreftfreien — 
Gewinne Kaftet die Generallotteriecaffe. Biel Streit bei vorgefallener Verwechſelung von 
(Erneuerungs⸗Looſen. 
Sfgb.: Preußen, Lotterie-Ebicte vom 20. Juni 1794, 28. Mai 1810. Cab. Ordres vom 
21. Juni 1841, 20. März 1627, 27. Juni 1837, 5. Juli 1847. A. L. R. I, 11. 8.547 f. nebſt 
Erg. — Bürg. 6.8. für das Königr. Sachſen $. 1481 (bedingter Kauf), filr Defterreich $. 1274. 
gelien-@n jel, f. Heufer, Annalen d. Juſt, 1856, S.1f. Frankreich, keine Lotterie, 
ef. vom 21. April 1832, VI. Bundes⸗-Str. G. B. $. 286. Bunbes-Gef.-Bl. 1870, ©. 250. 
Lit: 3. H. Bender, Die Lotterie, 1832, 1851. v. Rönne, Preuß. Staatsrecht, 8. 479. 
Dr. Rau, Finanzwiſſenſchaft, $. 220 f.: „Regal der Glücksſpiele“. Dr. Wolff, Rechtsverh. 
Keilgen Lotteriecollecteur und Lotteriefpieler bet der Klafjenlotterie, Arch. f. prakt. Rechtöwifien- 
haft. N. FB. 6. ©. 133 (1869). . Schaper. 
Inden, Heinrich, geb. 1780 zu Lonftabt, lehrte Philofophie u. Geſch. in Jena, 
ftarb 23. Mat 1847. | 
Schriften: Leben bes Chr. Thomafius, Berl. 1805. — Leben des Hugo Groot, Berl. 
1806. — Leben Sir W. Temple’, Gött. 1805. — Anfiht bes Rheinbunbes, Gött. 1808. — 
Handb. der Politik, Jena 1811. — Allg. Staatsverfafiungsardiv, Wien 1816—17. 
Lit.: Luden, Rückblick in mein Xeben, Sena 1847. Teihmann. 
Ludewig, Johann Beter von, geb. 1668 zu Hohenhard bei Schwäbiſch Hall, 
wurde 1695 Prof. der Philoſophie, 1703 Prof. der Gejch. zu Halle, 1705 Prof. der 
Nechte, 1718 Geh. Rath, 1719 geabelt, 1722 Kanzler der Univ. Halle, ftarb 1743. 
Säriften: Ludov. Pet. Giovanni Germania princeps, 1702, 1711. — Erläuterung 
der goltenen Bulle, 1716, 1719. — Singularia juris puklici germ. imperii, 1730. — Con- 
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silia Halenstum JOtorum in Sachen bes teutfchen Fürftenrechts im röm. Reiche nebft einer 

Hiftorie der hallifchen Univerfität von 1531—1692, Halle 1734. — Vertheidigtes Preußen wiber 

den Anſpruch des beutfchen Ritterordens, 1702. — Preußifches Neuenburg und deſſen Gerect- 

ame, 1 Bohlen Netöbegrünbetes Eigenthfum des H. Brandenburg auf Sägerndorf, Liegnitz, 
ie ohlau, 1741. 

& t.: Schulze, Einleitung in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. 74. 

' Teihmann. 

Ludolf, Georg Meldior von, geb. 1667 zu Erfurt, in eiſenach'ſchen Dien- 
ſten als Geſandter thätig, wurde 1711 Mitglied des Reichskammergerichts in Wetzlar 
und ftarb 1740. 

Schriften: De introductione jur. primogeniturse, 1703, 1733. — De jure femina- 
rum illustrium, 1711, 1734. — Delineatio jur. cameralis, 1714 (fpäter unter dem Titel: 
Comment. system. de jure cam., 1719, 1740, gebrudt). — Symphorema consultationum 
et decisionum, 1731—39. — Observ. forenses, 1732—34. Suppl. Wetzlar 1738. — Corpus 
jur. cameralis, 

Lit.: Biographie von Heumann berausgeg., Gött. 1740. — Jöcher. 

. Teihmann. 

Ludovici, Jacob Friedrich, geb: 19. Eeptbr. 1671 zu Wacholtzhagen bei 
Treptow, ſtudirte in Köntgöberg und Halle, wurde 1702 Doctor, 1705 Aſſeſſor der 
Yuriftenfacultät, 1716 preuß. Hofrath, ging nach Gießen, wo er Vicekanzler wurde, 
Ipäter Geh. Rath, flarb 14. Der. 1723. 

Schriften: Diss. de sponsaliorum conditionibus imposeibilibus, Hal. 1701. — De- 
lineatio jur. divini naturalis et positivi universalis,-Hal. 1701, 1714. — Usus practicus 
distinetionum juridicarum, Hal. 1703, 6. Ausg. 1746. — Caroli V. Constitutio eriminalis, 
Hal. 1707, 1716. — Doctrina Pandectarum, Hal. 1709, 1761. — Institutiones Justiniani 
ce. notis, Gissae 1723. — Doctrina jur. naturae, Hal. 1724. — Einleitung zum Civ.Pre., 
Halle 1707, 12. Ausg. 17505 — zum peinl. Pre. Halle 1707, 10. Ausg. 1732, — zum Con⸗ 
eurs=-Brc., Halle 1710, 7. Ausg. 1729, — zum Wechjel-Prc., Halle 1712, 10. Ausg. 1753; — 
zum Confiftorial-®Bre, Halle 1713, 8. Ausg. 1762; — zum Kriegd-Pre., Halle 1714, 9. Ausg. 
1749. — zum Lehns⸗Pre., Halle 1718, teste Ausg. 1752. 

Lit.: Jugler, Beiträge zur jurift. Biographie, 1773, I. ©. 130— 150. 

Teihmann. 

Kügenftrafen (Sriminalprocek) find Strafen, welche ein wahrbeitswibriges Ver- 
halten des Beichuldigten der richterlichen Inquiſition gegenüber zu ahnben beſtimmt find. 
Als ſolches faßten Praxis und Geſetzgebung des Inquiſitionsproceſſes nicht blos die eigent- 
liche Lüge als die mit der Abſicht, den Inquirenten irre zu führen, gemachte unwahre 
Angabe, jondern auch die bloße Abläugnung einer begründeten Vorhaltung, ja bie bloße 
Weigerung der Antwort auf, umd variirten darnach die Etrafen als Gefängniß, Prügel u. 
dgl. Wiſſenſchaft und Gefeggebung neuerer Zeit jind über ihre Vermerflichfeit einig, nur 
zwei Str. Pre. Ordnn. beftrafen noch die Weigerung der Antwort mit Gefängniß, bzw. 
Unterfuhungshaft. Ein Recht des Staated auf Antwort wird wohl jo wenig, wie ein 
Recht des Staates auf Wahrheit, von dem der Inquiſitionsproceß ausging, fich begrün= 
ven laffen. 

Quellen: ec. 1. X. 3, 16. Hann. Str.Prc.Dd. v. 1859 4.92. Thüring. Str. Pre.O. 
A. 125 fi. Oldenb. StrBreDd. A. 167 ff. Würt. Str. Pre.O. U. 162, 197 fi. Preuß. 
Str. Pre.O. v. 1867 8. 152. Tübed. Str.Pre. 9. 116. Sächſ. Str.Pre.O. 4. 171. 

Lit: Ouiftorp, Grundfäge $. 672. Zachariä, Strßre 8. 107. Löwe, Preuß. 
Str.Pre. S. 165. 8. Wieding. 

Lünig, Johann Chriſtian, geb. 1662 zu Schwalenberg im Lippe'fchen, machte 
große Reiſen, wurde Amtmann zu Eulenburg, ſpäter Stabtichreiber zu Leipzig und 
itarb 1740. | 

Schriften: Teutjhes Staatsardiv, Leipz. 1710 — 22 in 24 Poliobänden. — Teutfche 
Reichslanzlei, Leip 1714. — Europ. Staatsconſilia, Leipz. 1715. — Bibl. curiosa deductio- 
num, 1717. — Theatrum ceremoniale histor. politicum, Leipz. 1719, 1720. — Codex 
Augusteus, 1724. — Corpus jur. feudalis germ., 1727. — Codex Italiae dipl., 1725. — 
Codex Germaniae diplomaticus, Leipz. 1732, 1733. 

&tt.: Georgisch, Regesta chronologico-diplomatica, Hal. 1740 -44. — Schulze, 


Einleitung in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. 72. 
Teichmann. 
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Lyelama, Marcus, geb. zu Nycholdt, ſtudirte in Heidelberg, Franecker, wurde 
1597 Advocat am Rathe von Friesland, 1603 Deputirter der Generalſtaaten, 1604 
Prof. in Franecker, dam Rector, Geſandter am Hofe von Dänemark, ſtarb 1626. 

Schriften: Membranarum libri septem, Fran. 1608, 1609; Jen. 1624. — De jure 
studiosorum, Frau. 1609. — De heredis instit. in legitima, Fran. 1610, — Ant. Merca- 
toris pro Cujacio operae gratuitae de condict. furtiva. — De ineunda rei aestimatione, 
Fran. 1610, Leeuw. 1644. — De professore juris, Fran. 1616. — Benedictorum libri 4, 
Lugd. Bat. 1616, 1617. 

tit,: Nouv. Biographie generale univers., Vol. 32. 

Teihmaun. 

Lynker, Nicolaus Chriftoph Freiherr von, geb. 1643 zu Marburg, 
wurde 1670 Prof. in Stehen, 1677 in Jena, 1687 Geh. Rath und Gefandter, geadelt, 
1694 Ordinarius der Yuriftenfacultät in Jena, 1700 Reichöfreiherr und 1702 Geb. 
Nathöpräfident in Weimar, endlich Reichshofrath in Wien, ftarb 1726. 

Säriften: Atrium jur. publici, 1671. — Conspectus jur. publ., 1686. — Libertas 
stetuum imperii, 1686, 1711. — Analecta ad Schwederi jus publicum, Jen. 1689. — 
Deeisiones, Jen. 1701, 1713. — Consilia et response, 1704, 1715. — Analecte ad Dres- 
selii erotemata juris canonici, Jen. 1689. 

fit: Schulze, Einl. in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. 70. 

Teihmann. 


M. 


Macchiavelli, Niccold di Bernardo bi, geb. 1469 zu Florenz, wurde 
Cancelliere der Republit Florenz, zu verichievenen Zeiten viermal als Bevollmächtigter an 
den franzöfiichen, zweimal am den päpftlihen Hof gelanbt, ſowie an den des Kaiſers 
Marimilian. Nah der Wiedereinfegung der Mediceer durch Julius IL. wurde er von 
Lorenzo feiner Würden entjett, bei der Verſchwörung des Boscoli und Capponi gegen 
Cardinal Giovanni dei M. eingekerkert und torquirt. Dur Widmung feines „Principe“ 
fegte er fich wieder in Die Gunft der Mediceer, die er jedoch bei einer neuen Verſchwörung 
gegen dieſelben wieder verlor. Unter Clemens VII. erhielt er öffentliche Aufträge und 
ftarb von den Slorentinern gehaßt wegen feiner Annäherungen an die Mediceer zu Florenz 
am 22. Juni 1527. 

Schriften: Discorsi sopra la prima decade di Tito Livio, Venez. 1532; Firenze 
1863. — Arte della guerra, Agosta 1521; Firenze 1868. — Il principe, Venez. 1515; 
zulegt Firenze 1862; beutfh von Rehberg, Hann. 1810, 1824; von Eberhard, Berlin 
1869; von Riedel, Darmft. 1841. — Sämmtl. Werke, Firenze 1813, 1826, 1833; Palermo 
1868, beutfh von Ziegler, Stutig. 1832 — 41. — Seritti inediti, Firenze 1857. 

Sit.: Frederic II. Anti-Machiavel ou essai critique s, le prince de Machiavel pub]. 

ar Voltaire, La Haye 1740, Gött. 1741, Londres 1741, Marseille 1741. — Cauer, 
Kitrige bes Großen Gedanken über die fürftlide Gewalt, Berl. 1863. — Macaulay, 
ritical and historical essays, 1850, Vol. J. — Gervinus, itorife Schriften, Bd. I., 
ankf. 1833, ©. 85 — 218. — Bluntſchli, VL 511 ff. — Mohl, II. 5320 - 591. — 
anke, Zur Kritik neuerer Ge chichtſchreiber, Berl m. Leipz. 1824. — Tweſten, Machia- 
velli, Berl. 1868 (Heft 4) der Samml. gemeinverftändt. ie Borträge, pernußgeg, von 
Virchow uud v. Holkenborff). — v. Holtzendorff, Die Brincipien der Politik, Iin 


1869, ©. 341. — P. Poletti, Due letture, Pisa 1868. — Deltuf, Essai sur les oeu- 
vres de Machiarvelli, 1866. — Contini, M. e il suo centenario, Fir. 1868. 
Teichmann. 


Mackeldey, Ferdinand, geb. 5. Nov. 1784 in Braunſchweig, ſtudirte in 
Helmſtädt, wurde 1806 Doctor, wurde Advocat, 1807 Privatdocent, 1808 Prof. in 
Helmftädt, ging 1809 nad) Marburg, wurde 1811 ord. Prof. und Beifiter des Spruch⸗ 
collegiums, fpäter Hofrath, ging 1819 nad) Bonn, wurde 1824 Geh. Yuftizrath und 
ftarb 20. Octbr. 1834. 


Schriften: Diss. quatenus actio de recepto contra aurigas et curatores mereium 
s. speditores competat, Helmst. 1806. — Theorie ber Erbfolgeorbnung des franz. Gefeh- 
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buchs, 1811. — Theoret. Entwidelung der a. 187 u.730 des C. N. al8 Nachtrag im .ber von 
Eggena berausgeg. juriſt. Bibl, Kaſſel 1811; in dem v. Bucher Perausgeg. alpbabet. Repert. d. 
franz. Rechts, Leipz 1812—13, die Art.: Erbe, Erbſchaft, Erbrecht, Erbfolge, Erbtheilung, ebeliche 
Gütergemeinſchaft. — Grundriß 3. Borlefungen Über deutſches Priv.R. Marb. 1818. — Ueber 
ben gem. Civ.Pre. Bonn 1828, 1830. — Ueber das gem. Lehn-R. Borm 1828. — Lehrb. ber 
Infitutionen des heut. röm. R., Gießen 1814, 2. Ausg. unter dem Titel: Lebrb. des heut. 
röm. R., Gießen 1818, von Fritz zum 14. Male gerandaeg, Wien 1862. (Corso di di- 
ritto Romano, Milano 1866). — Excurſe über einzelne NRechtsmaterien, Bonn 1835. ax 
Lit.: Neuer Nekrolog der Deutfchen, Bd. 12, 5. 861 — 871. 
Teichmann. N 
Mackintosh, James, geb. 1765 zu Aldouriehouſe in Inverness, ſtudirte zuerſt 
Medicin, ließ ſich 1792 in Lincolns-Inn aufnehmen, wurde 1795 Advocat, Prof. der 
Politik in Heartford, 1803 Ritter und Recorder in Bombay, arbeitete ſeit 1813 im 
Parlament eifrigſt an der Reform der Criminalgeſetze, ſtritt für die Sache der Unab- 
hängigfeit Griechenlands und für die Reformbill. 1827 murbe er Geh. Rath und ftarb 
30. Mai 1832. 

Schriften: Vindiciae Gallicae or defense of the French revolution, Lond. 1791. — 
Discourse on the law of nature and nations, Lond, 1799. — Dissertation on the pro- 
gress of ethical Philosoph ‚ Lond. 1830. — History of England, Lond. 1830, in Lard- 
ner’s Cyclopaedia. — History of the revolution in England in 1688, Lond. 1834. 

Teihmann. 

Madai, Karl Dito von, geb. 29. Mai 1809 in Zſchaken bei Halle, fubirte 
in Halle und Berlin, wurde 1832 Doctor, 1835 Prof. in Halle, 1837 in Dorpat, 
fehrte 1842 nah Halle zurück, ging 1845 nah Kiel, nahm am Borparlament ‘Theil, 
war Geſandter am Bunde, 1848 Prof. in Freiburg, 1849 in Gießen, wo er 2. uni 
1850 ftarb. 

Schriften: Die statuliberi des röm. R., Halle 1834. — Die Lehre von ber mors, 
Halle 1837. — Beiträge zur Dogmenge(h. d. gem. Civ.R., Riga 1839. 
Lit.: Breller, Carl Dtto von Madai, Yeipz. 1850. i Teichmann. 

Madihn, Ludwig Gottfried, geb. 12. Ian. 1748 zu Wolfenbüttel, ſtudirte 
in Halle, wurde 1773 außerord., 1785 ord. Prof. in Frankfurt a. O., ging 1811 nad 
Breslau, wo er 6. März 1834 flarb. 

Schriften: Comm. de jure testandi prodigis frustra vindicato, Hal. 1771. — Vi- 
cissitudines cognit. erim. apud Romanos usque ad Caesarum tempora, Hal. 1772. — 
Viecissitudines substitutionis exemplaris, Hal. 1775. — De quarta D. Pii, Francof. 1776. 
— Prineipia jur. Rom., Francof. 1785; 2. Ausg. 1792. — Systema jurispr. criminalis, 
1784. — Grundfäße des Naturrechts, Berl. 1789 — 9%. — Imftitutionen des gef. Priv.R., 
Brest. 1815. — Mart. Lipenii bibliothecae realis jurid. supplem., Vratisl. 181630. — 
Miscellen aus allen Theilen der Rechtsgelahrtheit, Bresl. 1814. 

Lit.: Nener Nekrolog der Deutihen, Bd. 12, ©. 221—223. — Abegg, Ad solemnem 
renuntiationem vir. illust. univ. Vratislaviensis 1861, p. 17. — Nowad, Schleſ. Schrift- 
ftellerlericon, Bresl. 1836, Heft 6, ©. 73. Teihmann. 

Mahl, und Schlachtſteuer. Im alten Staatöwejen waren bie Stäbte ber 
Generalacciſe, einer Verbrauchsſteuer von allem Verbrauchbaren unterworfen geweſen. 
Durch das Ediet über die neuen Conſumtions- und Luxrusſteuern vom 28. Oct. 1810 
wurde dieſe Verbrauchsſteuer auf wenige Gegenſtände eingeſchränkt, in dieſer Geſtalt aber, 
als Mahl- und Schlachtſteuer, auf das platte Land ausgedehnt. Die Uebelſtände jedoch, 
welche namentlich mit der Erhebung einer allgemeinen Mahlſteuer verbunden waren, ver⸗ 
anlaßten ſchon das fernermeite Edict über die Finanzen des Staats v. 7. Sept. 1811 den 
Unterfchied zwifchen accifebaren Städten und dem platten Lande wieberherzuftellen, in 
erftern die Mahl- und Schlachtſteuer beizubehalten, für letzteres an Stelle der Mahlfteuer 
eine geringe Berjonalfteuer, ven Keim ver fpätern SKlaffenfteuer einzuführen, die Er- 
bebung der Schlachtfteuer aber zu ermäßigten Säten beizubehalten. 

Bei der definitiven Feftftellung bes Steuerſyſtems im Jahre 1820 verfannte man 
keineswegs Die großen Mifftände, welche mit der Beibehaltung einer derartigen Verbrauchs⸗ 
fteuer durch die Vertheuerung der nothwendigften Lebensbedürfniſſe für die ärmeren Bolfs- 
Hoffen, durch die Beläftigung von Handel und Induſtrie in Bezug auf alle animaliichen 
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und vegetabiliſchen Erzeugniſſe, durch die unverhältnißmäßigen Erhebungskoſten verbunden 
ſind. Man mußte doch aber auf der andern Seite erwägen, daß die Städte von Alters 
ber gewohnt waren, ihre Beiträge zu den Staatsbedürfniſſen durch Conſumtionsſteuern 
aufzubringen, und daß insbefondere in den größern Städten die Erhebung und Veranlagung 
einer birecten Berjonalfteuer theild wegen der größern Fluctuation der Bevölkerung, theils 
wegen der mannichfaltigen jeden Klaſſenunterſchied verwiſchenden Entwidlung der Lebens⸗ 
verhältniffe ganz eigenthümliche Schwierigkeiten bietet. 

Der 8. 8 des Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820 
verfügte daber an Stelle der Klaffenfteuer die Erhebung der Mahl- und Schlachtſteuer in 
132 namentlich aufgeführten größern und mittlern Städten. Das Gefeg wegen Ent: 
richtung der Mahl- und Schlachtfteuer von demſelben Tage gab die nähern Anordnungen, 
welde im Weientlihen noch jet in Geltung find, und nur durch das Gefek zur Er: , 
gänzung des Mahl: und Schlachtfteuergeleges vom 2. April 1852 eine Modification er: 
fahren Haben. Danady wird die Mahlfteuer von allen Getreidearten, Körnern und 
Hülfenfrüchten erhoben, mweldye zu Mehl, Schrot, Graupen, Grite und Gries durch eine 
Mühle bereitet werden. Der Steuerſatz beträgt vom Centner Weizen ſechszehn Grofchen, 
vom Gentner Roggen, Gerfte, Buchweizen und andern Getreivearten 4 Groſchen; die 
Steuer muß erlegt werben, bevor das Getreide zur Mühle kommt, die vom Steueramt 
auszuftellenden Mahlzettel werben in der Regel mur für die zur Stabt gehörigen Müblen 
ertbeilt; bewegliche Mahlmühlen, Handmühlen und Stampfen dürfen in jolden Städten 
gar nicht, und Mühlen, welche mit thierifcher Kraft oder durch Dämpfe getrieben werben, 
nur ınit höherer Genehmigung betrieben werden. Die Schlachtfteuer wird von allem 
geſchlachteten Rindoieh, Schanfen, Ziegen und Schweinen mit Einſchluß der Kälber, Lämmer 
und Ferkel entrichtet; Gänfe und Geflügel find fleuerfrei, eine Wilpprettfteuer wird auf 
Grund der Cabinetsordre vom 8. März 1847 zum Beften der ftäbtifchen Armencafie beim 
Eingang nad Berlin erhoben; die Steuer wird entweder nach dem Gewicht des geſchlach⸗ 
teten Viehs zu einem Thaler für den Centner oder nad) Stüdjägen "erhoben, welche der 
Finanzminiſter für die Verhältniffe jeder Stadt beftimmt. Die Mahl- und Schladtfteuer 
wird aber nicht blos in der Stadt felbft, ſondern aud innerhalb des Halbmeiligen Um: 
freies eines mahl- und Tchlachtfteuerpflichtigen Stadtbezirks von allen denjenigen erhoben, 
welche mit mahl=- und fchlachtfteuerpflichtigen Gegenftänden Gewerbe und Handel treiben, 
ohne deshalb von der Klaſſenſteuer oder der Hafjificirten Einfommenfteuer ihres Wohn- 
ort8 entbunden zu fein. Dafür find Mengen bi8 zu !/,; Centner regelmäßig fteuerfrei. 

Mit dem Aufihwunge des Handels und der Induftrte, mit dem Wegfalle der 
ſtädtiſchen Barrieren, mit der allmäligen”Bebauung des halbmeiligen Bezirks machten 
ſich die Webelftände der Mahl: und Schladhtfteuer immer mehr geltend. Bon den 132 
mahl⸗ und fohlachtfteuerpflichtigen Städten waren bi8 1847 dreißig zur Klaſſenſteuer über: 
gegangen, während nur drei Stäbte definitiv dem Syſtem der indirecten Befteuerung fich 
zugewandt hatten. Indeſſen machte fich doch andererſeits das ſtädtiſche Intereffe für die 
Beibehaltung der Mahl: und Schlachtfteuer infofern geltend, als das Communalſteuerſyſtem 
großentheils auf Zufchlägen zur Mahl- und Schlachtfteuer berubte, und der durch Auf: 
hebung diefer Steuer un Communal- Haushalte entftehende Ausfall eine andermeite 
Deckung erbeilchte. 

Die Staatsregierung bat im Großen und Ganzen feit länger als zwanzıg Jahren 
bie Tendenz verfolgt, die Mahl- und Schlachifteuer ganz oder theilweife zu befeitigen. ° 
Diefe Tendenz machte ſich namentlich in den Jahren 1847—1851 geltend, ald es jih 
um eine tiefgreifende Reform des Steuerfuftens, insbeſondere um die Ausbildung ver 
Klaffenfteuer zu einer wirklichen Einfommenfteuer handelte. In ihrer Vorlage an. den 
vereinigten Landtag hatte die Negierung eine Befeitigung der Mahl- und Schlachtſteuer mit 
Ausnahme derjenigen Städte, welche über 30,000 Einwohner hatten, — damals im 
Ganzen vierzehn — proponirt. Nach Ablehnung diefer Vorlage ging fie infofern felbftändig 
vor, als die proviſoriſche Verordnung vom 4. April 1848 den mahl- und fchlachtfteuer- 
pflihtigen Städten ein Drittel der Mahlfteuer erließ, reſp. zu Communalzmeden über- 
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wies, und ihnen freiftellte, den übrigen Theil diefer Steuer nad) eigner Wahl durch eine 
Directe Steuer aufbringen zu lafien. ‘Die Zahl der mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städte 
verminderte fih in Folge Diefer Verordnung auf 87. Endlich verlangte der im Sep- 
tember 1849 den Kammern vorgelegte Entwurf eines Einfommenfteuergejeges die gänzliche 
Befeitigung der Mabl- und Schlachtfteuer, Die zweite Kammer trat auch ber Negierung 
bei, die damals ans den Höchftbeftenerten gewählte erfte Kammer verfagte aber ihre Zu— 
ſtimmung. Die Regierung fland nunmehr von ihrem Vorhaben ab. Demgemäß bejeitigt 
das Geſetz betr. die Einführung einer Klafien- und Haffificirten Einfommenfteuer vom 
1. Mai 1851 die ältere Klafjenftener und die auf Grund der Verordnung vum 4. April 
18418 eingeführten Erfagfteuern der Mahl- und Schlachtſteuer; die letztere wird ın 83 
Drten nad) Mafigabe des Geſetzes vom 30. Mai 1820 forterhoben, bzw. die Mahlfteuer, 
joweit fie zur Zeit nicht befteht, wieder eingeführt, den mahl- und fchlachtfteuerpflichtigen 
Gemeinden wird wie biöher ein Drittel des Robertrags der Mahliteuer zur Verwendung für 
Communalzwede überwiefen; neben ver Mahl- und Schlachtſteuer wird aber erhoben in 
allen nicht mahl- und fchlachtfteuerpflichtigen Orten eine neue Klaffenfteuer von denjenigen 
Einwohnern, deren jährliches Einkommen den Betrag von 1000 Thlr. nicht überfteigt, gleich— 
mäßig im ganzen Staate eine Haffificirte Einfommenfteuer von allen Einwohnern, deren 
geſammtes jährliches Einkommen dieſe Summe überfteigt, von den Einwohnern mahl⸗ und 
Ihlachtfteuerpflichtiger Orte jedoch unter der Beichränfung, daß jedem Steuerpflichtigen für 
die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- und Schlachtſteuer jährlich die Summe von 20 Thlr. 
in Anrechnung gebracht, und nur der nach diefem Abzuge übrig bleibende Steuerbetrag 
zur Einziehung geftellt wird; die Einwohner mahl- und fchlachtftenerpflichtiger Orte werden 
durch den zeitweilen Aufenthalt in einem klaſſenſteuerpflichtigen Bezirk nicht Maffenfteuer- 
pflichtig ; andererjeitd erlangen Einwohner eines Haffenfteuerpflichtigen Bezirkes durch einen 
zeitweifen Aufenthalt in einem mahl- und fchlachtfteuerpflichtigen Drte weder auf den 
Erlaß der Klaſſenſteuer noch, ſoweit fie einfommenfteuerpflichtig find, auf Die Bewilligung 
des Abzugs an der Haifificirten Einfommenftener fir die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- 
und Sclachtfteuer einen Anſpruch; wer einen doppelten Wohnſitz in einem Elaffenftener- 
pflichtigen und in einem mahl- und Ichlachtfteuerpflichtigen Orte bat, ift ſtets zur Entrichtung 
des ganzen Jahresbetrags der auf ihn veranlagten Klaſſen-, reſp. klaſſificirten Einfommen- 
ftener verpflichtet. Die Einführung der Klaffenfteuer in Stelle der Mahl- und Schlacht 
fteuer, ſowie der Iettern in Stelle der Klaffenfteuer kann nur durch "ein Geſetz geicheben. 
Auf diefe Weile find acht Heinere Städte wegen der geringen Einträglichfeit, zahlreicher 
Defraudationen und großer Erhebungsfoften der Mahl- und Schladtfteuer, zum Theil 
gegen ihren Willen, Tlaffenfteuerpflichtig geworden. In den neuen Landestheilen ift bie 
Mabl- und Schlachtftener nirgends eingeführt, mit Ausnahme von Frankfurt a. M. 
(Berordnung vom 11. Mat 1867). 

Die Aufhebung der Mahl: und Schlachtſtener ift aber neuerdings wiederum ind 
Auge gefaßt. Nachdem ſchon 1863 ein darauf gerichteter Antrag im Abgeordnetenhauſe 
geftellt war, ber aber feine geſchäftliche Erledigung gefunden hat, und die Regierung fett 
jener Zeit umfaſſende Enqueten veranftaltet hatte, jo find bet der Berathung Des Staats- 
haushalts-Etats für die Jahre 1868 und 1869 feitend des Abgeorbnetenhaufes die von den 
Abgeordneten von Binde und Löwe geftellten Anträge auf Vorlage eines auf gänzliche Be— 
feitigung der Mahl- und Schlachtſteuer gerichteten Gefegentmurfs, gleichzeitig mit der Vor⸗ 
lage des Etats, angenommen. In theilweifer Erfüllung diefer Refolution iſt jeiten® der 
Staatsregierung auf Grund Föniglicher Ermächtigung vom 15. Nov. 1869 beiden Häufern 
des Landtags ein Gefegentwurf vorgelegt, wonadh in 28 Städten die Klafjeniteuer an 
Stelle der Mahl- und Schlachtſteuer vom 1. Yuli 1870 ab eingeführt werben follte. 
Bei der Auswahl verjelben ift maßgebend gewejen die beſonders große Erhebungslaft von 
25—43 Procent bei neun Städten, die unverhältnifmäßig große Bevölkerung Des äußern 
Steuerbezirts (50—230 Brocent der Bevölkerung des innern Steuerbezirtö) bei acht 
Stäbten, die beiden Gründe zufammen bei ſechs Städten, die verhältnigmäßig leichte Dedung 
des Ausfalls bei finf Städten. Die Erbebungstoften fteigen bis 42 %/, des Bruttoertrags, 
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fo daß z. B. in Anclam für netto 7013 Thlr. ein Verwaltungsaufwand von 4300 Thlr. 
erforderlich if. Der äußere Steuerbezirt der 28 Stäbte hat eine Bevölkerung, welche 
die Bevölkerung des engern Steuerbezirt8 um 48 Procent überſteigt, jo daß alfo um für je 
200 Seelen im engern Bezirk eine Erhebung zu ermöglichen, 96 Einwohner im äußern 
Bezirk in vieler Hinficht einer doppelten Belteuerung unterliegen; in einzelnen Fällen ıft 
das Mißverhältniß noch größer; wie denn in Cüſtrin der engere Bezirt 4694, der äußere 

6776 Seelen umfaßt, in Cottbus der engere noch nicht die Hälfte des äußern (7214 : 
16734). Was endlih die Defraubation betrifft, jo fam in diefen 28 Stäbten in ben 
legten Jahren auf je 17 Haushaltungen (die Haushaltung zu 5 Köpfe A ein 
Mahl und Schlachtſteuerproceß, in Neiße 1865 auf je 45, 1868 auf je 16 Köpfe, in 
Bromberg find jugendliche Perfonen meiblichen Geſchlechts bi8 zu 31mal wegen Defrau- 
dation angeflagt, reſp. beftraft. 

Lit: 3. ©. Hoffmann, Die Lehre von den Steuem, Berl. 1840, ©. 312 ff. Raffe, 
gemerfungen über das preuß. Steuerſyſtem, Bonn 1861, ©. 49. — Rhens, Das preuf. 
Mahl⸗ und Schlachtſteuergeſetz, Berl. 1853. v. Rönne, Das Staatsrecht der preuß. Monarchie, 
Br. U. Abth. 2, ©. 504 ff. — Reinid, Refultate der Mahl- u. Schlachtfteuer in ber Periode 
von 1838 — 1861 (Zeitfchr. des ftatift. Büreaus, Jahrg. III, 1863, ©. 53 ff.; yahrg IV, 1864, 
&. 160 ff.). Ueberſicht des Sollauflommens an bdirecten Steuern für das Jahr 1866 und Deß 
Htauflommens an Mahl- und Schlachtfteuer (Zeitichr. des ftatift. Büreaus, Jahrg. VI, 1866, 
©. 298 fi). — Fallati, Das Octroimelen in Belgien, Zeitfehr. für bie gel. Stantewiffene. 
Bd. IV. (1847) S. 207 fi. Kollmann, Geh. und Statiflil bes belg. ol, feiner Auf- 
gebung und deren Wirkungen (Zeitfchr. des ftatift. Büreaus, Jahrg. VIII, 1868, ©. 166 ff.). 

iteratur über das Finanzwefen des preuß. Staats, Beiheit zum Staatsanzeiger, Novbr. 1867, 
©. 40, 41. Abolition des octrois communaux de Belgique. Documents et discussions. 
Bruxelles 1868 (officiell). Ernft Meier. 

Maimuni, (Rambam, Meimon[ides]), geb. 1135 zu Cordova, ſtudirte 
unter Averroes, ging nach Aegypten, wurde Arzt Saladin’s, ftarb 1205. 

Er fhrieb: Kommentar zur Miſchna — Jad chasaka und Mischne Thora. 

Lit: Auerbad, Das jübiiche Obligationenrecht, Berl. 1870, S. 128— 133. — Du- 
jdat, Das mofaifh-talmubiihe Strafrecht, Wien 1869, p. XIV.— More Nevokim 
Guide des égarés par Munk, Par. 1856—61). Teichmann. 


Maiſtre, Joſeph Comte de, geb. 1. April 1754 zu Chambéry, wurde 1788 
piemont. Senator, wanderte aus, als Savoyen 1792 von den Branzofen in Befig genom- 
men wurde, wurde 1803 Gejanbter in Petersburg, welche Stellung er 1817 aufgeben 
mußte, übernahm das Miniſterium in Turin, wo er 26. Februar 1821 ftarb. 

Schriften: Considerations sur la France, Londres 1796. — Essai sur le principe g6- 
nerateur des constitutions politiques, Petersb. 1810; Paris 1814. — Du pape, Lyon 
1819. — Les soirdes de St. Petersbourg ou entretiens sur le gouvernement temporel 
de la providence, Paris 1522. — De l’eglise gallicane, Paris 1821. — Examen critique 
de la philosophie de Bacon, Paris 1836. — Memoires, Par. 1858. — Corresp. dipl. Par. 1860. 

Lit.: Slafer, Graf Joſeph Maiftre, Berlin 1865. eihmann. 

Majanfius, (de Mayans y Siscar), geb. 1699 zu Oliva, flubirte im 
Balencia, 1719 in Salamanca, wurde 1722 Doctor, 1723 Prof., war eine Zeit lang 
Bibliothekar in Madrid, ftarb 1781. 

Schriften: De diversis regulis juris antiqui, 1716. — Ad V jurise. . com» 
ment. Valent. 1723. — Oracion de alabanza de las obras de Don Diego de Saavedra 
Faxardo, Valencia 1725; Madr. 1735; engl. 1727; beuti 1748. — Disputat. jur. lib. I., 
Valent. 1726; Hag. 1752, 1754. — Disputat. jur. Lugd. Bat. 1752. 

tit.: S. Rotermund. Teichmann. 


Majer, Johann Chriſtian, geb. 1741 zu Ludwigsburg, wurde 1771 ord. 
Prof. in Jena, 1776 in Kiel, 1777 in Tübingen, 1819 trat er in den Ruheſtand, ſtarb 1821. 


Scäriften: Karl ber Große und Joſeph II., Tub. 1781. — Allg. Einleitung in das 
rivatfürftenvecht, 1783. -- Germaniens Lrverfafiung, Hamb. 1798. — Teutfches geiftliche® 
taatsredht, Lemgo 1773. — Teutſches weltliches Staatsrecht, Leipz. 1775. — Teutiche Staats- 

conftitution, Hamb. 1800. — Autonomie bed Fürften- und Übrigen unmittelbaren Adelſtandes 
im römiſch⸗ deutſchen Reiche, Tüb. 1782. — Syitem ber Staatsregierung, Hof 1803. — Teutfche 
Erbfolge, Stutig. u. Tüb. 1804—1806. — Gel. der Orbalien, Jena 1795. 

Lit.: Befeler, Deutiched Priv. R., 2. Aufl. 1866, ©. 635, Note 2. 

Zeihmann. 
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Majeftätsbeleidigung ift die Beleidigung des Landesherrn. Die Befonberkeiten 
dieſer Tpeciellen Art von Injurie werben bebingt durch die Stellung, weldye der Landes- 
berr im Staate umd gegenüber den Staatöuntertjanen einnimmt. Um dieſes Verhältniß 
näher zu charakteriſiren, umterjchied die ältere Doctrin innerhalb des Begriffes der M. 
zwei verfchiedenartige Delicte, das crimen majestatis im engeren Sinne des Worted und 
das crimen laesae venerationis. Unter erfterem wollte man verftehen, die Verlegung 
der höchſten bürgerlichen Ehre, welche dem Landesherrn in feiner Eigenfchaft als Ober: 
haupt des Staates zuftehe, während unter dem letteren, dem crimen laesae venerationis, 
die Ehrverletzung des Landesherrn als Privatperfon, d. h. „inwiefern die Perſon des 
Landesherrn nicht in Beziehung auf Regierungsbandlungen gedacht wird‘ verftanden werden 
follte. Dies crimen laesae venerationis follte dann nur als Privatinjurie unter er- 
ſchwerenden Umftänven zu beftrafen fein. Die nenere Doctrin und Geſetzgebung hat 
viefen eben berührten Unterfchted aufgegeben, wenn aud; die Gefeßgebung noch vielfach 
Auspräde wählt, welche dazu dienen follen, ben weiteren Umfang der M. gegenüber 
anderen Imjurien zu charakteriſiren. So 3. B. Sachſen (9. 134) „beleivigende und 
verleumderiſche Aeußerungen über die Berfon des Staatsoberhauptes, ober über deſſen 
Regierungshendlungen, ingleichen Handlungen, welche für das Staatsoberhaupt eine Be⸗ 
leivigung und Berleumdung enthalten.” — Braunfhmeig ($. 91) „Wer das Staats- 
oberhanpt ..... ſchmäht ober der Geringihätung preiszugeben fucht, ſoll mit Zucht⸗ 
Haus; wer auf andere Weile deſſen Ehre angreift, oder die ibm ſchuldige Ehrfurcht bös⸗ 
lich verletzt, mit Zwangsarbeit nicht unter einem Jahre belegt werden.” Preußen ($. 75) 
„Wer ..... die Ehrfurcht gegen den König verlegt.“ Der Sache nach ift durch dieſe 
verfchtedenartige Ausdrucksweiſe der Geſetze nichts weiter erreicht, als auch erreicht fein 
wide, wenn man gelagt hätte: „Wer... . beleidigt.“ Denn aus dieſem Ausdrucke 
würde keineswegs zu folgern fein, daß als M. nur dasjenige zu beftrafen wäre, was 
gegen eine Privatperfon begangen fich als Injurie charakterifirte.e Denn, ob eine Hand⸗ 
lung als Injurie aufzufaffen ift oder nicht, beftimmt fi nicht blos nad dem Inhalte 
der Handlung felbft, ſondern auch nach der Stellung deſſen, gegen welden die Handlung 
gerichtet war. Zieht das pofitive Recht aus dem Begriffe der ausgezeichneten bitrgerlichen 
Ehre die Conſequenz, daß es beiſpielsweiſe Handlungen, welche gegen einen Beamten be- 
gangen find, als Amtsbeleidvigungen beftraft, während die gletchen Handlungen gegen einen 
Nichtbeamten begangen als Injurien nicht aufzufafien find, jo wird ver gleiche Begriff 
der außgezeichneten bürgerlichen Ehre auf die Perjon des Stantsoberhauptes übertragen, 
zu der Confequenz führen, daß nicht wentge gegen den Landesherrn gerichtete Handlımgen 
als M. aufzufafen find, melde in gleicher Weile gegen PBrivatperjonen begangen, als 
Injurien nicht angelehen werben können. Wie weit freilich demnach der Begriff ver M. 
über den der übrigen Imjurien hinaus auszubehnen tft, das ift eine Frage thatfächlicher 
Natur, zu deren Beantwortung von der Rechtswiſſenſchaft nicht® beigebracht werben Tan. 
— Die Gefeßgebungen unterſcheiden bei der M., ob dieſelbe in Geftalt der Berbal- oder 
der Real-Imjurie auftritt. Im Betreff der Thätlichkeiten ift jedoch darauf Binzu- 
weiten, daß diefelben nır fo lange der DE. zuzuzählen find, als fie nicht einen Angriff 
auf die Herricherftellung des Landesherrn enthalten; träfe Die letztere Borausjegung zu, 
fo wilrde die M. in den Hocverrath übergeben. 

AS Strafe fir die in Thätlichkeiten beftehenne M. drohen die Geſetzbücher To 
ziemlich die fchwerften Strafen an, die fie überhaupt kennen. Preußen Todesſtrafe — 
bis Herab zu 10jähriger Einſchließung (8. 74). Sachſen (A. 132) lebenslängliches 
Zuchthaus; Baiern (U. 121) Xodesftrafe oder Zuchthaus nicht unter 16 Jahren; 
Braunfhweig ($. 90) Tebenslängliche oder mindeſtens 10jährige Settenftrafe; 
Würtemberg (U. 150) Todesftrafe oder Zuchthaus nicht ımter 10 Jahren; Heſſen 
(A. 147) lebenslängliches Zuchthaus bei erfchwerenden Umftänden, fonft Zuchthaus von 
8—16 Jahren. Bei Beſtimmung der Strafe für die nicht in Thätlichkeiten beftehende 
M. wird noch in einigen Geſetzbüchern unterfchieven, ob die Beleidigung in Gegenwart 
des Landesheren begangen ift (Baiern A. 123, Würtemberg U. 151, Helfen 

v. Holgendorff, Rechtäleriton 2. 6 
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4. 148, Baden 8. 607), ob die Beleidigung in ‘Drudichriften geichehen, ob fie in Be: 
drohungen beitanden, oder ob diefe genannten Dualificationdgründe nicht vorlagen. Das 
böchfte Strafmartinum, welches ſich fir die nicht in Thätlichkeiten beſtehende M. findet, 
iſt 12 Jahre Zuchthaus, welche Strafe in Baiern (X. 122) angedroht wird. Das 
geringfte Strafminimum {ft die unbeftimmte Sefängnißftrafe Thüringens (A. 91), 
welche Strafe nah A. 10 bes genannten Geſetzbuches bi8 auf Die ‘Dauer von Einem 
Tage berabgejett werden fann. Nach dem Preuß. Str.G.B. beträgt ($. 95) die 
Strafe für die nicht thätliche Beleidigung des Königs Gefängniß von 2 Monaten bis zu 
5 Jahren; e8 fann auch zugleich auf zeitige Unterfagung der Ausübung der bürgerlicen 
Ehrenrechte erkannt werben. 

Die Beleidigungen der Mitglieder des landesherrlichen Haufes werden zwar gewöhn: 
lich nicht mit den Strafen der M. belegt — nur Baiern U. 123 will die für Be 
leidigungen des Könige aufgeftellten Strafen auch bei gungen der Königin in An⸗ 
wendung gebracht willen — doch aber regelmäßig in demfelben Zitel, welder von der 
M. handelt, mit entiprechend geringeren Strafen bedroht, und fo von den gewöhnlichen 
Injurien ausgenommen. 

Die Beleidigungen fremder Negenten und der bei dem inländiſchen Staate accrebitirten 
Geſandten werben zwar auch regelmäßig von den gewöhnlichen Injurien ausgenommen, 
doch aber äußerlich von den M. getremmt. Nur Sachſen und Thüringen behandeln 
auch diefe Injurien unter dem Titel der M. 

In Preußen und Baiern wird wegen DE. — abgejehen von den Fällen der 
Beleidigung fremder Regenten — durchweg ex officio verfahren, während in den übrigen 
beutichen Staaten dieſes entweder gar nicht der Fall ıft (Sachſen, Thüringen, Braun: 
ſchweig) oder das Verfahren ex officio nur auf die in Xhätlichkeiten beftehenden M. be: 
Ichräntt ift (Helen, Baden, Würtemberg). Inſoweit das Berfahren von Amts wegen 
nicht ftattfinden darf, wird bald die Ermächtigung oder Verfügung des Yuftizminifteriumd 
(Heffen, Baden, Würtemberg) bald die voraufgegangene Genehmigung des Landesherm 
als Borausfegung des Verfahrens verlangt. (Sachſen, Thüringen, und — mit eier 
geringen Modification — Braunfchweig 8. 95). Was in Betreff der Verfolgung der 
M. vorgeichrieben ift, gilt vegelmäßig auch in Betreff der Beleidigung der Mitglieder der 
landesherrlihen Familien. Nur Würtemberg befchränft fid) darauf, in diefer Beziehung 
lediglich die Beleidigung des Negenten, der Königin und des Kronprinzgen mit der M. 
gleich zu ftellen, während die Verfolgung der gegen andere Mitglieder der Tandesherrlicen 
Tamilie begangenen Beleidigungen Hinfihtlih des erforderlichen Strafantrages ben 
übrigen Injurien gleichgeftellt wird. 

Das Strafgefegbudy für den Nd. Bund ftellt die „Beleidigung des Landesherrn“ 
(Zweiter Abſchnitt 8. 94—97) der „Beleidigung von Bundesfürſten“ (Dritter 
Abſchnitt 8. 9E—101) gegenüber. Der Umfang des erfteren Verbrechens wird deutlich 
aus der Beitimmung des $. 94: „Wer emer Thätlichkeit gegen das Bundesoberhaupt, 
gegen feinen Landesherrn oder während feines Aufenthaltes in einem Bundesſtaate einer 
Thätlichkeit gegen den Landesherrn dieſes Staates ſich ſchuldig macht, wird mit Tebene- 
länglihem Zuchthaus oder lebenslänglicher Feſtungshaft, in minder ſchweren Fällen mit 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. 
Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt ver befleiveten öffentlichen Aemter, ſowie ber 
aus öffentlihen Wahlen heroorgegangenen Rechte erfannt werden. Sind milvernde Um: 
ftände vorbanden, fo tritt Feſtungshaft nicht unter fünf Jahren ein.” Im analoger 
Weile handelt unter entfprechender Herabfegung der Strafen 8. 95 über die nicht thät- 
liche Beleidigung; $. 96 über die Thätlichleit gegen die Mitglieder des landesherrlichen 
Haufes; 8. 97 über nicht thätliche Beleidigungen der Mitglieder des landesherrlichen 
Hauſes — in welchen beiven Ietteren Fällen der Yamiltengliever des Bundesoberhauptes 
nicht bejonderd Erwähnung geſchieht —. ‘Der Umfang des „Beleidigung von Bundes⸗ 
fürften“ genannten Verbrechens ergibt fih aus 8. 98: Wer außer dem Falle des 8. 91 
ſich einer Thätlichkeit gegen einen Bundesfürften ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus von 
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zwei bis zu zehn Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beſtraft. Sind mil- 
dernde Umftände vorhanden, fo tritt Feftungshaft nicht unter ſechs Monaten ein. Das 
Analegon zu 8. 97 — Bundes-Präfidialvorlage 8. 99 — ift von dem Reichstage ge= 
ſtrichen, fo daß die Beleidigung der Mitglieder eines bundesfürftlichen Haufes, ſoweit die— 
felben nicht Thätlichkeiten find, Lediglich nad) den allgemeinen Grundfägen über Injurien 
zu ftrafen find. Bon der Beleivigung der Landesherrn oder der Negenten der nicht zum 
Rd. Bunde gehörenden, oder jonft befreundeten Staaten hanbelt 8. 103; über Gejanbten- 
beleidigung 8. 104 — in welchen beiden Fällen nur auf Antrag geftraft werben foll. 

Sfgb.: Breußen 8. 74 ff Baiern 9. 121. Helfen A. 147 ff, 152 ff. Witrtember 
A. 150. Baden $. 608. Sadfen A. 152. Thüringen 4.89. Braunfchweig 88. 90 ff. Str. G.B. 
für den No. Bund. S$. 9I—101. 

Beleidigung auswärtiger Regenten und Beleidigung von Gefandten: Preußen 88. 79, 80. 
Baiern U 125. Hamburg A. 77. Heſſen U. 145, 146. Sachſen A. 139. Thüringen W. 96, 
Braunſchweig $. 91. Str. G.B für den Nd. Bund. 58. 102-114. 

Lit: Berge. die S. 551 Thl. I. diefes Werkes angeführten Lehr⸗ und bandi ge 

tJohn. 

Majorat iſt eine der Erſcheinungsformen, in denen die Individualſucceſſion auf- 
tritt. Man unterfcheivet M. im meiteren und im engeren Sinne. Bei. dem erfteren ift 
das höhere Alter entſcheidend für die Succeffion Einer Perſon aus einer beftinnnten 
Familie, und zwar entweder allein oder in Verbindung mit anderen Diomenten. Hierauf 
beruhen die Unterarten des M.: das Seniorat, das M. im engern Sinne und bie 
Primogenitur. Im engeren Sinne — in dem das Wort in der Regel gebraucht wird — 
iſt M. diejenige Succeljionsorbnung, bei der zunächſt die Nähe der Verwandtſchaft maß: 
gebend ift, unter mehreren gleich nahen Verwandten aber das höhere Alter den Ausſchlag 
gibt. Die Nähe der Verwandtihaft wird im Recht des hohen Adel ausgemittelt nad 
der germanischen Succejfiondordnung, der Parentelenordnung, ſonſt ſtets durch Die römijch: 
rechtliche Gradberechnung, und zwar kommt es an auf die Nähe der Verwandtſchaft zum 
letzten Befiger, nicht zum erſten Erwerber der Sache, in welche die Individualſucceſſion 
ftattfindet. Das Repräſentationsrecht ift hierbei indeß vollftändig ausgeſchloſſen. Das 
M. im e. Sinne kommt auch vermifcht vor mit der Primogenitur, oder mit dem Seniorat, 
oder mit Primogenitur und Seniorat zufammen. Man ſpricht dann von gemifchten oder 
unregelmäßigen M. Das M. im e. Sinne findet fih im Güterrecht des hohen Adels, 
bei den Familtenfideicommiffen und im Bauernrecht. Im erfteren wurde das M. früher 
häufig zur Anwendung gebracht, entweder vein oder mit der Primogenitur gemifcht, in 
der neueren Zeit ift es indeß im den meiften Hausgeſetzen Durch die Primogenttur verbrängt 
worden. Auch bei den Familienfideicommiſſen wird das M. feltener, als die zulett ge- 
nannte Succeffionsordnung angewendet, ja einige Particularrechte jchließen dasſelbe ge- 
radezu aus (fo das Baier. Edict über die Familienfideicommiſſe vom 26. Mai 1818 
und die Braunſchw. Gef. vom 28. Mär; 1837 und vom 20. Mai 1858), während es 
andere ausdrücklich für ftatthaft erklären (Preuß. EUR. Th. IL. Tit. 4. 8. 145, Oeſterr. 
G.B. 8. 619). Im Bauernredht endlih muß das M. in der Kegel dem Minorat weichen. 

git.: Solms, De maioratu, Lips. 1729. Lewis, Das Recht des Kamilienfiveicom- 
mifies (Berl. 1865) ©. 365. 369 ff. Lewis. 

Majorität (in den Abſtimmungen). Man unterſcheidet relative und abfolute, 
einfache und verstärkte Di. Relative M. ıft die Mehrheit im Bergleih mit einer anderen 
geringeren Stimmenzahl; abfolute M. die Mehrheit, welche mehr als die Hälfte der Ge- 
ſammtzahl der Abftimmenden in ſich vereinigt; verftärfte (qualificirte) M. die Mehrheit, 
welche emen beftimmten noch größeren Bruchtheil der Geſammtheit ausmacht. Gewöhn⸗ 
lich legt man die relative M. nur dem Votum bei, welches mehr Stimmen als jede 
andere Meinung, aber noch nicht die abſolute M. für fi hat. Bei der relativen Mehr: 
beit Können nur ganze Stimmen, bei der abfoluten und der verflärkten Mehrheit können 
auch Bruchtheile von Stimmen in Betracht fommen. Unter verfchiedenen Geſichtspunkten 
betrachtet kann dieſelbe Stimmenzahl zur abjoluten und zur verftärkten Mehrheit erforber- 
lich fein. So bilden in einem Collegium von 3 Mitgliedern zwei Stimmen die abjolute 
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M., weil fie mehr als 8/, Einzelſtimmen, eine verſtärkte, weil ſie ?/, der Geſammt⸗ 
ſtimmen in ſich vereinigen. 

An und für fich betrachtet ift e8 ein innerer Widerſpruch, daß ftreitige Thatſachen 
durch die Mehrheit eines Richtercollegiumd trog dem Widerſpruch der Minderheit jollen 
feftgeftellt werden Können. Jede urtheilsfähige Minderheit repräfentirt mit ihren Ein— 
drüden und Borftellungen einen Zweifel, der ebenſo zu einem „non liquet‘ führt, wie Der 
Widerſpruch zwiſchen einer Mehrheit und einer Minderheit gleich glaubwirdiger Zeugen 
über eine Thatfache der unmittelbaren finnlihen Wahrnehmung. Es liegt in der Natur 
der Dinge, daß Eintritt und Hergang eined Factums in undurchdringliches Dunkel ge= 
—* bleiben kön nen. Hier kann nur die Regel entſcheiden, daß jeder Zweifel dem Ange- 
chuldigten zu gute kommen muß, m. a. W., daß jede Minorität zu Gunſten des Ange- 
ſchuldigten, alſo beim Belaſtungsbeweis negativ, bei dem Entlaſtungsbeweis poſitiv wirft. 
Anders verhält es ſich mit der Entſcheidung über Rechtsfragen. Das Recht, als eine an 
den menſchlichen Willen gerichtete Forderung der Gegenwart und Zukunft, kann ſeinem 
Begriff gemäß, von dem Gericht nie unerkannt und unausgeſprochen gelaſſen werden, es 
bedarf zu feiner praktiſchen Verwirklichung im Fall des Zweifels eine Feſtſtellung, vie 
nicht verweigert werden darf. Dieſe unentbehrliche poſitive Entſcheidung muß nöthigenfalls 
mit Stimmenmehrheit ertheilt werben. 

In Wirklichleit hat theild die VBerwandtichaft der Formen des gerichtlichen Verfahrens 
mit den für politische Entfchliegungen üblichen Formen, theild die Ummandelung der Be— 
weisfragen in Rechtöfragen durch die Annahme formeller Beweistheorien, theils der enge 
Zuſammenhang zwiſchen Thatſache und materiellem Recht, dahin geführt, daß faft überall 
in den Gerichten Entſcheidungen mit abjoluter M. über That: wie über Rechtöfragen mit 
rechtlicher Giltigkeit ertheilt werden. Hin und wieder hat man, insbeſondere für Todes⸗ 
urtbeile, verftärtte DE. verlangt, fo Preuß. Crim. Ordn. 8. 395. Den correcten Standb- 
punkt nimmt im Wefentlihen die Braunſchw. Str. Pre.O. nad der 1858 erfolgten 
Umänderung des $. 92 ein. Das engl.R. macht die Giltigkeit aller Berbicte der Civiljury 
und der Urtheilsjury in Straflachen von.der Einftummigfeit der Geſchworenen abhängig. 
So auch Braunſchweig. Die franzöfifchsdeutiche Jury läßt die Wahrfprüce gegen den 
Angeflagten mit einfacher oder verftärtter Stimmenmehrheit erfolgen. | 

Lit: A. Bade, Ueber Beihluffaffung in Berfammlungen und Collegien, insbefondere über 
die Abftimmung in Richtercollegien, 1867; Soltbammer’8 Archiv 1865, ©. 616 ff. 665 ff., 
631 fi; Zahariä, Handb. des Strafproceiles, II. 475 ff. Heinze. 

Mäller (franz. courtier refp. agent de change, engl. broker) find Perſonen, 
welche gewerbsmäßig Geſchäfte vermitteln. Ihre Thätigkeit ift alſo nicht auf eine 
Stellvertretung gerichtet und überhaupt nicht juriftiiher, ſondern thatſächlicher 
Natur. Ste befteht in einem vermögenswerthen, den Contrahenten geleifteten Dienfte, 
nämlich bald in dem Aufſuchen und Zuweiſen von zur Vertragsfchliegung geneigten Perfonen, 
bald weiter in der Entwidelung, der Abficht, concrete Vertragsbedingungen einzugeben, und 
dem unmittelbaren Zuftandebringen des Vertrags. Diejer Bertrag kann außerhalb des 
Handels (3. B. Gütermäfler), ja außerhalb des reinen Vermögensverkehrs Tiegen. Im: 
deflen wird zuweilen das Berfprechen einer Vergütung für Heirathövermittelung 
für nichtig erklärt; ſo das Sächſ. Civ. GBB.; anders — vorbehaltlich landesgeſetzlicher 
Abweichung — der Dresdener Entwurf eines deutſchen Obligationenrechts. Die Perſonen, 
deren Beruf in der Vermittelung von Handelsgeſchäften beſteht (Handelsmäkler 
im weiteren Sinne) haben eine beſondere Wichtigkeit erlangt. Das Bedürfniß des Handels⸗ 
ftanded hat dahin geführt, ihnen eine gewiſſe publiciftifche Stellung einzuräumen, ver⸗ 
möge deren fie gleichzeitig al8 Urkundsperſonen für die durch fie vermittelten Ge— 
Ihäfte, ferner zur Feſtſtellung von Börfencurfen (ſ. d. Art. Börſe), Tomte zu anderen 
Hülfsverrichtungen des Handels (Verfteigerungen, Taxen, Gutachten u. dgl. m.) dienen 
(. 2b. I. ©. 432). In dieſer Richtung bat das A. D.H.G.B. das von ihm 
vorgefundene Inſtitut noch weiter ausgebildet. Es nennt „Handelsmäfler (Sen- 
Tale)“ mar die amtlich beftellten (als folde auch zu vereivigenden) Vermittler für 
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Handelsgeſchaͤfte. Ihre Geſchaͤfte find nicht Handelsgeſchäfte, fte jelbft nicht Kaufleute (an- 
ders nad) franz. R.). Nach den Geſchäftszweigen derſelben unterjcheivet marı Waaren-, Börfen-,- 
Wechſel⸗, Schiffes, Trahtmäfler, Güterbeftätter (für Binnentransporte), Schifföprocureure 
u. |. w. Die Schiffsmäfler fungiren meiſtens nad) Maßgabe ärtliher Verordnungen zu= 
gleich als Abrechner und Klarirer. Das Recht, Berfteigerungen abzuhalten, ift den M. 
m der, Regel dur die Einführungsgejege ausdrücklich beigelegt, während anbrerjeit8 nad 
manchen Vorſchriften des H.G.B. der Verlauf durch einen Handelsmäkler die Ver— 
ſteigerung erſetzt. — Die Anſtellung der Handelsmäkler und deren Bedingungen zu 
normiren, überläßt das H. G. B. den Landesgeſetzgebungen. In Preußen erfolgt die An- 
ſtellung an den Orten, für welche kaufmänniſche Corporationen oder Handelskammern 
beſtehen, von dieſen unter Beſtätigung der Bezirksregierung, an anderen Orten durch die 
letztere. Zur Beſtellung einer Dienftcaution find Die Handelsmakler nicht verpflichtet 
(anderd nad) dem Frankf. Gef. v. 1864). — Die amtlihen Pflichten der Handels⸗ 
mäller beziehen fi) namentlich auf ihre Unparteilichkeit. Um viele zu wahren, unterfagt 
ihnen das H.G.B. (ähnlich auch das franz. und italien. ’H.G.B.), für eigene Rechnung 
Handelsgeſchaͤfte zu machen, fich für die Erfüllung der von ihnen vermittelten Gefchäfte 
zu verbirgen, Procuriſt, Handlungsbevollmächtigter oder Handlungsgehülfe zu fein, Auf- 
träge oder Erklärungen von Abweſenden entgegenzunehmen. - Weiter wird ihnen Ber- 
fchwiegenheit und die perfönliche Berrichtung der Mäflergeichäfte geboten, die Aflocirung 
verboten. Um die richtige und gleihmäßtge Beurkundung der von ihnen vermittelten 
Geichäfte zu fihern, haben fie außer einem Hand buche (Tafchenbuche) — zur Aufnahme 
der Urnotizen — ein officiell paraphirte® Tagebuch (Iournal) zu führen, in welces 
alle Geſchäfte täglih mit der Unterichrift des M. einzutragen find. Das Tagebuch, 
woraus die Parteien jederzeit beglaubigte Auszüge erhalten innen, in Verbindung mit 
der den Eontrahenten auszuhändigenden Schlußnote(f. d. Art. Note) Kiefern in der Kegel 
Beweis für Abfchluß und Inhalt des Geſchäfts. Die Mitwirtung der M. bei Teft- 
ftellung die Börſenpreiſe, die Stellvertretung und die Disciplin find meiftens durch beſon⸗ 
dere Mäklerordnungen geregelt, wie ſolche in Preußen von 1862 bis 1867 jeitend 
des Handelsmmiftere für alle bedeutenden Pläße erlaffen find. — Im neuerer Zeit 
wendet fich die Meinung des Handels- und Yuriftenftandes gegen jene® Suiten von 
Präventivregeln und gegen das Imftitut amtlich beftellter M. überhaupt. In Bremen 
ift Dafjelbe fett dem 1. Januar 1868 im Wefentlichen befeitig. In Baden gibt es 
(wie Puchelt berichtet) Feine amtlich beftellte HandelSmäller. In Preußen ft zwar 
1866/67 ein Geſetzentwurf der Regierung, welcher die Beſchränkung der Handelsmäkler 
auf Platgeichäfte bejeitigen wollte (wie in Hamburg, Frankfurt a. M., Hannover), nicht 
einmal in der Beihränfung auf Schiffemäfler zur Annahme gelangt. Demnächſt haben 
ſich jedoch die beveutendften Handelscorporationen, wie auch die erfte und zweite Abtheilung 
des Tten Deutfchen Suriftentages (1868), für die gänzliche Befeitigung des Inftituts 
ausgeſprochen. — In Frankreich ift durch Gele von 1866 das Gewerbe eines Waaren- 
mäfler8 freigegeben. Wechſel⸗, Verſicherungs⸗ und Schiffemäfler find in ihrer amtlichen 
Stellung verblieben und ım Jahre 1867 durch ein Geje unter der Yurispiction von 
Syndilkatskammern vereinigt; fie werben vom Saifer ernannt und beftellen Kaution. 
Zur Leitung von Wanrenverfteigerungen im Großen follen nur die beim Handels⸗ 
geriht eingejchriebenen M. berufen werben; aud bei der Couröfeftftellung Haben 
Legtere den Vorzug. — In Belgien find nah emem Geſetz von 1867 Wechſelagenten 
und M. die, welche fih mit der Vermittelung von Handelögeichäften beichäftigen (aljo 
ohne Anftellung). In Italien befteht dagegen noch das Syſtem der amtliden M. 
(öffentligen Vermittler). Diefelben werben von der Handelskammer emannt und müſſen 
Caution beftellen. — Die nicht amtlich beftellten M. (PBrivatmäller) gelten, wenn 
fie gewerbömäßig Hanvelögefchäfte vermitteln (Privatbandeldmätler) nad dem A. D.H.6.82. 
als Kaufleute. Das Recht zu diefer Vermittlung, welche felbft (relatives) Handelsgefckift ift, 
ift ihnen häufig in den Einführungsgefegen ausdrücklich beigelegt (Preußen, Sachſen ꝛc). 
Nach der Nd. Gew. Ordn. bedarf der Brivatmäller feiner polizeilichen Genehmigung. Ab⸗ 
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gefehen von den Amtsrechten und pflichten der Handelsmäkler einfchlieglih ver geſete 
lihen Beweistraft ihrer Urkunden, fommen auf die Privatmäfler die gleichen Rechtögrund- 
ſätze zur Anwendung. — 

Das Geſchäft, welches die privatrechtlichen Beziehungen zwifchen dem M. und 
Denen, welche ſich feiner bedienen, begründet, ift ver Mäflervertrag. Neuere Geſetz- 
bücher und Entwürfe haben dieſes Inftitut (unter dem Geſichtspunkt der ‘Dienftmiethe oder 
Merkverdingung) geregelt. So das Sächſ. Civ.G.B., das H.G.B. (zu nächſt freilich 
nur für Handelsmäkler), der Dresdener Entw. eines Obligationenrechts. Ein allgemeiner 
Grundſatz iſt, daß die Mäklergebühr (Senſarie) nur gefordert werden kann, wenn 
das Geſchäft in Folge der Bermittelung des M. wirklich abgeſchloſſen und unbe: 
dingt geworben iſt. Spätere Auflöfung ift unerheblich. Bloßes Nach weiſen genügt wohl 
nur, wenn das Lohncerfprechen deutlich hierauf gerichtet ift. Neben den Gebühren, deren 
Höhe fi nad) Ortsgebrauch (den Mäklerordnungen find häufig Taxen beigegeben) rich— 
tet, können Koften der Vermittelung nicht beanfprucht werden. In Ermangelung bejon- 
derer Vereinbarung hat jeve Partei die Hälfte der Gebühr zu entrichten; Die Bezahlung 
von beiden Ceiten bat nichts dem Welen des Maäklervertrages Widerſprechendes 
Eeinerfeits haftet der M. für omnis culpa, au bei Aufbewahrung der ihm zum Zwecke 
der Vermittelung übergebenen Probe. Sächſ. Ein.G.B. und ‘Dresdener Entw. beftimmen 
ausdrücklich, daß eine Klage auf Nachweifung oder Bermittelung gegen den M. nicht 
ftattfinde. Für die Erfüllung des vermittelten Geſchäfts fteht der M. nicht ein; jedoch 
haftet er nach dem Belg. Gef. v. 1867 für die Bezahlung refp. Lieferung, wenn er den 
Käufer oder Verkäufer nicht benennt. 

Gſgb. u. Lit.: Allg. D. H.G.B. A. 66—84, 272 Ziff. 4, 311, 343, 348, 354, 357, 365, 
366, 357. Einführungsgefeße 3. HG.B., 3. B. preuß. Einführungsgefeg v. 24. Juni 1861, 
4. 9, 70. Breuß Gelek über die Handelsfammern vom 24. Febr. 1870 8. 33 (Gef Samml. 
©. 134). Frantf. Gel. v. 9. Dechr. 1864, die Handelsmäller betr. — Goldſchmidt u. La— 
band, Zeitſchr. f. d. ge. H.R. IX. ©. 121. Mäkferordnungen für Berlin (daf. X. S. 532), 
Danzig (X. ©. 117), Königsberg (IX. ©. 334), Memel (IX €. 334), Holſtein (VOL. S. 120). 
Sicht. Civ.G.B. 88. 1254— 1259. Dresdener Entw. eine® deutſchen Oblig.R. (2. Lefung), A. 675 — 
680. Franz. Gef. v. 18. Juli 1866 über Waarenmäller (Solbfhmidt u. Laband, Zeitfchr. 
f. d. gef. HR., Beilageheft zu Bd. AU. ©. 82). C. com. a. 74— 90; abgeäntert durch 
Gef. vom 2/4. Juli 1862 (©. u. L., Zeitfhr. VI. S. 319) — ſ. aud Dekret v. 1/25. 
Oktbr. 1862. — Taf. S. 537. — Belgiſches Gef. vom 30. Dechr. 1867 — G. u. L, Zeitichr., 
Beilageheft zu Bd. AI. ©. 174. Italien. H.©B. Buch J. Tit. III. Hauptft. I. Sat 32—67. 
— tal. XI. ©. 320 —; Verordn. v. 23 Dec. 1865 und Gef. v. 8. Juni 1868 — daf. XIV. 
©. 384. — 9.8.2. f. Buenos⸗Ayres ıdaf. VI. S. 124). Endemann, H.R., 2. Aufl. $$. 164, 
165. Löhr, Gentralorgan f. d. Handelsftand, 1862, S. 23. Puchelt, „Ucher das Mäfler- 
geſchäft“ bei Bufch, Ardiv f. Theorie u. Praris des Allg. D. H.R., XIII. ©. 403 f. Kuhn, 
‚Zur Lehre v. Mäkllergeſchäft“ im Archiv f. prakt. Rechtswiffenfh. Neue Folge VI. S. 225. 
R. Koch, „Der preuß. Sejegentwurf, betr. die Pflichten ver Handelsmäkler“, bei Buſch, Ar- 
div, All. ©. 134. Derfelbe, „Der Mällernertrag und der Entwurf eines deutſchen Obli- 
ationenrechts“ bei Hterjemenzel, Deutfche Gerichtszeitung. Neue Folge IL. S. 223. Der- 
elbe, „Die Börlen- und Mäklerorbnung für Berlin‘ bei Löhr, Kentralorgan f. d. D.9.- u 

RR. NR. 5 UI ©. 33. — Verhandlungen des 7. Deutſchen YJuriftentags, I. ©. 92 fi.; 
U. ©. 67 ff., 231 fi Pardessus, Cours de droit comm. I, nr. 41 8. 
R. Koch. 


Malblank, Julius Friedrich, geb. 1752 zu Wernsberg Wuürtemberg), lebte 
als Advocat in Tübingen, wurde 1779 ord. Prof. in Altorf, 1792 in Erlangen, 1793 
in Tübingen, ſtarb 1823. 


Schriften: Doctrina de jurejurando e genuinis legum et antiquitatum fontibus 
illustrata, Altorf. 1781; Tub. 1820. — Gef&. der peinl. Gerichtsordnung Kaifer Karls des 


ünften bis auf unfere Zeit, Nürnb. 1783. — Principia juris Rom. secundum ordinem 
igestorum, Tub. 1802. — Abhandl. aus dem veichsftäbtifchen Staatsrechte, Erl. 1793. 
Teichmann. 


Maleville, Jacques de, geb. 1741 zu Domne (Périgord), wurde Advocat in 
Borbeaur, ſaß 1796 im Rathe der 500, Mitglied des Caſſationshofes, nahm Antheil 
an der Nebaction des ccde civil, 1806 Senator, 1814 Pair, ftarb 1824. 
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Schriften: Analyse raisonnde de la discussion du code civil au conseil d’Etat, 
1604—5. — Traite du divorce, 1801, 1806 (examen du divorce). — Defense de la con- 
stitution, Par. 1814. , 

Lit: Savigny, Beruf unferer Zeit, S. 61— 77. — Portalis, Eloge de J. de M. 
im Moniteur vom 26. Ian. 1825. Teichmann. 

Mandat ift der Vertrag, wodurch ein Contrahent (mandans, mandator) dem 
andern (neulat. mandatarius) die Ausführung eines Geſchäfts überträgt. I. Begriff 
und Gegenftand. Das ibertragene Geſchäft Tiegt entweder im alleinigen Intereſſe 
des Mandanten oder eines Dritten (fog. mandatum mea, bez. aliena gratia, |. darliber 
Ladenburg im Arc. f. Wechſelrecht XVI. ©. 6) oder im Sntereffe der beiden Con- 
trabenten (m. mea et tua gratia) ober endlich im Intereſſe eines Contrahenten und 
eined Dritten (m. mea et aliena, bezw. tua et aliena gratia); dagegen darf es nicht 
im alleinigen Intereffe des Mandatars Liegen: ein derartiger Auftrag gilt vielmehr als 
Rath oder als Empfehlung (. 2. D. mand. XVII. 1. pr. bis 8. 6. I. eod. III. 26. 
Preuß. EUR. 8. 217. I. 13), Mit den Tegteren beiden verfnüpft man eine Schadens- 
erfagpflicht des Rathgebers für Arglıft in allen Fällen, für grobes Verſehen, wenn er 
als Sachverſtändiger ın Angelegenheiten feines Baches, und für culpa levis, wenn er 
gegen Entgelt oder mit dem Berfprechen, für die Folgen zu haften, den Rath ertheilt hat, 
1.10. 8.7. D. eod. Vangerow, Lehrb. II. 8.659. Thöl, Handeldreht 8. 101. 
Preuß. EUR. 88. 218 — 223. I. 13. Das aufgetragene Gefchäft darf ferner nur em 
erlaubtes fen (1. 6. $. 3. 1. 22. 8. 6. D. eod.), im Webrigen aber jeven beliebigen 
Inhalt haben, ſowohl rechtlichen (3. B. Führung eines Procejfes), als fattiihen (3. B. 
Errichtung eines Baues, 1. 12. 8. 17. D. eod., Bearbeitung von Stoffen, $. 13. I. eod. 
ID. 26 u. ſ. w.). Un diefer Stelle wird die Grenze zwiſchen M. und Dienſtmiethe 
zweifelhaft. Zur Beſtimmung derſelben reicht e8 nicht aus, daß die lektere von den Rö— 
mern nur auf operae illiberales bezogen wurde. Denn einerjeits umfaßt das M. viele 
ebenfall8 und andererjeitö werden heute die Grundſätze der Dienftmtethe auch auf geiftige 
Leiftungen erftredt. Die Römer juchen die Grenze darin, daß das M. feinem Weſen 
nach ımentgeltlich fer und nur ein freiwillig gegebenes Honorar vertrage, 1. 1. 8. 4. 
D. eod. Allein ſchon fie jelbit gaben unter Umftänden dem Mandatar aud) ein Rechts- 
mittel zur Erlangung des Honorare, nämlicd eine extraordinaria cognitio des Prätors, 
l. 6. pr. 7. D. ecd. Dieſe Rechtsform nun tft heute in eine gewöhnliche Klage über— 
gegangen, mithin auch hier feine Berfchievenheit mehr zwiſchen M. und Miethe erkennbar. 
Die wahre Grenze wird dadurch gebildet, daß beim M. die Abficht immer nur auf ein 
frei widerrufliches Verhältniß geht, mit deſſen Kündigung von felbft auch das etwaige 
Lohnverſprechen Hinmegfält, während bei der Dienftmiethe beide Parteien aud) re integra 
an den Bertrag gebunden fein mollen. ©. Th. I. ©. 345. Seuff. Arch. III. 49. 
Tas Preuß. und das Defterr. GB. weichen hiervon infofern ab, als fie da8 M. (Voll _ 
machtsauftrag) auf die Vertretung des Machtgebers dritten Berfonen gegenüber einfchrän= 
fen und alle amberen (entgeltlihen) Verträge über Dienftleiftungen zu Einem Begriff 
(Berträge über Handlungen, Yohnverträge) verichmelzen; wobei aber freilich für das un— 
entgeltlihe Verſprechen eines Dienfte keine Rubrik übrig bleibt. Preuß. A. L. R. I. 13. 
$.5 und I. 11. 88. 869. 870 und Oeſterr. G.B. 8. 1004. Endlich das Sächſ. GB. 
(88. 1295. 1299) nimmt die Unentgeltlichleit in den Begriff des M. auf, erklärt aber 
dennoch die Verabredung einer Gebühr für die Führung von Gefchäften damit für ver: 
einbar, wenn nur die Abficht der Parteien daber auf einen Auftrag gerichtet blieb. Das 
M., welches eine Vertretung des Machtgebers zum Gegenftande hat (Vollmacht), wird 
nach feinem Umfange in eim General= oder Epecial-M. eingetheilt. Das Tettere über- 
trägt dem Mandatar ein beſtimmtes einzelned Geſchäft, das erftere eine ganze Gattung 
von ſolchen oder gar die gefammte Vermögensrerwaltung für den Mandanten. Das 
Intereffe diefer Eintheilung liegt darin, daß gewiſſe Rechtshandlungen durch einen Ver⸗ 
treter nur auf Grund einer Specialvollmadht vorgenommen werden dürfen: jo namentlich 
Veräußerungen und Berzichte aller Art, alfo auch in Geftalt eines Vergleichs, einer Wie- 
dereinfegung in den vorigen Stand u. ſ. w., 1. 60. 63. D. de proc. III. 3; nad) preuß. 


88 j Mandat. 


(88. 99—109 Anh. 8. 44 A.LR.-I. 13) und öfter. R. (8. 1008) auch noch mandhe 
andere. Im. gem. R. wird aber nun geftritten, ob nicht eine generelle Claufel (fog. 
mandatum cum libera sc. potestate agendi), wie 3. B. „daß Mandatar Alles zu 
thun ermächtigt fei, wa8 der Mandant thun werde, könnte oder follte” u. |. w., jede Special- 
vollmacht außer zu Eidesdelation und Vergleich erfege, ja ob nicht auch zu dieſen Hand⸗ 
lungen wentgftend der procurator omnium bonorum legitimirt ſei. Grund diejes Streits 
find die Stellen 1. 58. D. eod. 1. 9. $. 4. D. de acq. rer. dom. XLI. I. und be- 
ſonders ce. 4. VIto de proc. I. 19. Dod enthalten dieſelben richtig ausgelegt wohl nur 
Anwendungen des allgemeinen Principe, daß jeded M. nach dem ertennbaren Willen Des 
Mandanten zu begrenzen und auf alle diejenigen Handlungen, aber auch nur auf folche 
zu erſtrecken ift, deren Vornahme die allgemeine Natur des Geſchäfts oder die 
bejonderen Umſtände deſſelben mit fi bringen. Darnach ift die Behandlung des 
General-M. relativ ftetS diefelbe, mag daffelbe einen beftimmten Geſchäftskreis oder bie 
Berwaltung eine ganzen Vermögens betreffen. Sintenis, Gem. Civ.R. If. 8. 113 
Anm. 27. U. Der Abſchluß des M. erfolgt nad röm. wie nach heutigem R. durch 
"bloße Willenseinigung ohne beftimmte Form, alfo unter Umftänden auch ſtillſchweigend, 
l. 1. pr. 8. 2. 1.6. $. 2. 1. 18. D. mand. XVII. 1. Das preuß. R. dagegen er: 
fordert auf Seiten des Mandanten Ausdrüdlichlett des Auftrages und bei Objecten von 
mehr al8 50 Thalern, ſowie bei Gefchäften, zu denen eine Specialvollmacht gehört, fchrift- 
liche Form; doch genügt als ſolche die Ausftellung einer Vollmacht. Für die Willens- 
erklärung des Mandatars ift Teine befonvere Formvorſchrift getroffen, 88.4. ı1. 110— 
113. Preuß. A. L.R. I. 13. Außerdem gilt nad preuß. (58. 13 —17 a. a. DO.) wie 
nad öſterr. R. (8. 1003) der Sag, daß Perfönen, die zur Belorgung gewiſſer Geichäfte 
öffentlich beftellt find, wie Rechtsanwälte, Mäkler u. |. w., ſich über ein angetragenes 
M. jofort erflären, eventuell dem Auftraggeber allen Schaden erjegen müſſen. Endlich 
ift nad preuß. R. zur Verhandlung von gerichtlichen Geſchäften oder Erhebung von 
Sachen oder Geldern bei Gericht eine gerichtlich oder notariell beglaubigte Vollmacht er- 
forderlich, SS. 114— 116 Preuß. A. L. R. I. 13. 8. 2 Geſ. v. 11. Yuli 1845. Sowohl 
nach gem. als nach preuß. R. ftelt man der wirflic ertheilten Vollmacht (mandatum 
verum) eine ſog. vermuthete (m. praesumtum) gegenüber. Im röm. R. kommt die 
Iegtere bei der Procekführung vor. Während nämlich zur Vertheidigung eines abweſenden 
Beklagten Jedermann befugt war, wenn er nur cautio iudicatum solvi leiftete, 1. 33. 
8. 2. D. de proc. IH. 3, ließ man zur Klaganftellung ohne Vollmacht nur gemiffe 
Bertreter zu: und zwar Berwandte in aufs und abfteigenver Linie, Gefchwifter, Verſchwä⸗ 
gerte in gerader Linie und in der Seitenlinte bi8 zum zweiten Grade, den Ehemann und 
einen Streitgenoffen, 1. 35. pr. D. eod. 1. 3. $. 3. D. iud. solv. XLVI, 7. Aud 
dieſe Perfonen mußten auf Verlangen des Gegners cautio dominum rem ratam habi- 
turum esse leiften, eine Vollmacht aber brauchten fie auch nachträglich nicht beizubringen. 
Ob nun biefe fog. procuratores praesumti auch im gem. R. anzuerkennen feien, ift 
beftritten. Die Meiften bejahen e8 (jo 5. B. Bayer, Wetzell). Biele laflen auch 
zur Bertretung des Bellagten obne Vollmacht nur die genannten Klaffen von Perfonen 
zu (Heffter). Endlich die älteren Praktiker dehnten diefe Vertretungsbefugniß auf 
Grund vermutheter Vollmacht auch außer den Grenzen des Proceßrechts auf andere Ge⸗ 
Ihäftsführungen aus, ohne daß eine vechte Webereinftimmung zwiſchen ihnen beftänbe. 

l. Glück V. ©. 234 ff. Die äufßerfte Erweiterimg findet fi) im preuß. R. Nach 
demfelben gelten noch mehr PBerfonen, als nad) gem. R., für präfumtio bevollmächtigt, 
und dieſe jollen in allen Fällen, die keinen Aufſchub Leiden und keine Specialvollmacht 
erfordern, als Bertreter zugelafien werben. Doc ift zur Wirkſamkeit der Handlung für 
den Bertretenen deſſen nachträglicye Genehmigung erforderlih und bei deren Verweigerung 
der Dertreter haftbar. Außerdem kann bei zweifeitigen Gelchäften der Dritte nach der 
Natur der Sache die Vertretung ohne Vollmacht zurückweiſen. 58. 119— 128 Preuß. 
AL.R. I. 13. Schlieglih wird aud noch von einem mandatum tacitum gefprocen. 
Darunter verfteht man die Vollmacht, welche kraft Rechtöregel mit gewiffen Thatfachen 
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verknüpft it So gilt 3. B. der Ueberbringer einer Duittung für ermädtigt, die Zah⸗ 
lung zu empfangen (H.G.B. 4. 296), der in einem Laden oder Magazin Angeftellte 
für befugt zur Vornahme von Verfäufen u. |. w. an Ort und Stelle (4.50 a. ca. O.), 
endlich der mit dem Verlauf beauftragte Inhaber einer beweglichen Sache auch für be 
auftragt, den Preis zu empfangen. Vgl. Preuß. A.LR. 83. 129— 141. I 13. Ter 
minologiſch richtiger wäre es, hier ftatt von einem mandatum tacitum von einer ver- 
mutbeten Vollmacht und oben ftatt von procuratores praesnmtivi vielmehr von DVer- 
tretern ohne Vollmacht zu ſprechen. III. Wirkungen des M. im Verhältniß 
der Eontrabenten zu einander. Die Verpflichtung des Beauftragten geht dahin, 
Daß er das Geſchaͤft vorgefchriebenermaßen ausführe, wober er nach gem. R. jedes Ber- 
fehen, nad preuß. nur culpa in concreto vertreten muß, 1. 8. 8. 10. 1. 10.8. 1. 
D. mand. XV. ı. 88. 54—56 A. L.R. I. 13; der C. civ. 1992 unterfcheivet bier 
zwischen entgeltlihemn und unentgeltliche Auftrag Ob der Mandatar fidh einen Sub: 
ftituten beftellen dürfe, ıft um gem. R. nicht allgemein, jondern nım nad) dem Sinne des 
einzelnen Auftrags zu entjcheiden, 1. 8. 8. 3. D eod. Er darf es nicht bei der Bro- 
ceßvollmacht und beim M. zur Abſchließung eine® Ehevertraged c. 9 in VIto I. 19. m 
den Zällen, wo er eö darf, fteht er für Fehler des Subftituten nur wegen eigener culpa in 
eligendo ein, bat aber feine Anſprüche an biefen dem Mandanten abzutreten. Nach 
preuß. R. foll der Mandatar nicht „ohne Noth“ oder Erlaubniß des Mandanten fub: 
flituiren, 88. 37—48 A. LR. I. 13. Abweichungen von dem M. (praeter mandatum) 
find geftattet, joweit fie der Natur des Geſchäfts oder der Abficht des Auftraggebers ent- 
ſprechen; Weberichreitungen (contra mandatum) nie, 1. 5. pr. 1. 60. $. 4. D. eod. 
Doch kann der Mandant auch folche durch Ratibabition fich aneignen ‚ und dafür gilt es 
nad) preuß. R., wenn er ben durch die Weberichreitung erzielten Bortheil annimmt, 
8. 144 a. a. O. Bgl. Seuff. Arch. II. 41. XIX. 195. Nad Ausführung des Auf- 
tragd muß der Mandatar über diefelbe Kechenichaft ablegen, was er zum Zwecke der 
Ausführung empfangen und nicht verbraucht hat, zurüdgeben und was er durch diefelbe 
erworben (Sadyen, Rechte, Forderungen), dem Mandanten übertragen, 1. 8. pr. 88. 9. 10. 
l. 10. 88. 2. 3. 6. 8. 9. 1. 20. pr. D. eod. Früchte und Zinfen, die er von ben 
ihm zugelonmnenen Mitteln gezogen, muß er gleichfalls erftatten, eventuell, wenn er fie 
zu ziehen verfäumt bat, felbft entrichten, nur was er auf eigne Gefahr und ohne Ber- 
tfürzung des Auftraggebers gewonnen hat, kann er behalten, 1. 10. 88. 3.8. cit. 8. 64 
AULR. LI 13. Zur Erfüllung ‘aller diefer Pflichten wird er genöthigt durch die actio 
mandali directa. — Die Verpflichtung des Mandanten befteht hauptſächlich in ber 
Schadloshaltung des Mandatard. Daher muß er demfelben ſchon während des Gefchäfts 
die nöthigen Vorſchüſſe geben, demnächſt aber alle Aufwendungen erjegen, welche berjelbe 
in oder bei Ausführung des Geſchäfts zweckmäßig gemacht hat: gleichviel ob diefelben in 
Veräußerung oder Entwerthung von Bermügendgegenftänden, oder in Eingehung von Ber- 
bindlichleiten oder in Berzicht auf fichern Gewinn beftehen mögen, 1. 3. 8. 1. 1. 10. 
88. 9. 11. L 12. 88. 9. 17. 1. 27.8.4. L45. 1,56. 8.4. D. eod. 88. 6573 
ALR. I 13. Zufälliger Schaben, den der Mandatar gelegentlih der Ausführung des 
Auftrags erleidet, bat ver Mandant nicht zu erfegen, außer wenn ihm dabei eine_Bers 
ſchuldung zur Laft fällt, 1. 26. 88. 6. 7. D. eod., und nach preuß. R. auch, wenn der 
Mandatar die beftimmte Vorſchrift des Mandanten nicht ohne Uebernahme der betreffen» 
den Gefahr befolgen fonnte, SS. 80. 81 a. a. D. Außer der Schabloshaltung hat ver 
Mandant auch den Lohn zu leiften, den er ausdrücklich oder ſtillſchweigend verheißen hat. 
Eine ftilljchweigende Lohnverheißung Liegt namentlih vor, wenn durch Gefeg oder Sitte 
für dieſe Art von Geſchäften ein Preis eingeführt if. Die mangelnde Beftimmtbeit des⸗ 
jelben ift dann nad der Natur der Leiftung zu ergänzen, 88. 74 — 79 A.LR. I. 13. 
Die Erfüllung diefer Verpflichtungen wird erzwungen mit der actio mandati contraria, 
Auch Hat der Mandatar das allgemeine Netentiongreht an den in Folge des Auftrags 
in feine Hände gelangten Gegenftänden. WV. Wirtungen im Berhältniß ber 
Eontrabenten zu dritten Perſonen treten natürlich nur ein, wenn das M. auf 
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eine Vertretung des Auftraggeberd gerichtet war, d. 5. bein Vollmachtsvertrage. Und 
zwar befteben fie bier im Allgemeinen darın, daß das von dem Bevollmädtigten im 
Namen des Machtgebers geichloflene Geſchäft fo wirkt, als ob ber Iegtere es felbit ab⸗ 
gefchloffen Hätte. Bei den Rümern galt allerdings das Princip der directen Stellvertre= 
tung und damit auch jene Wirkſamkeit des M. mur in fehr beichränftem Umfang Im 
Folge deſſen mußte in der Negel, wenigften® bei obligatorifchen Gelchäften, der Mandatar 
um eigenen Namen handeln und die Beziehung Des Dritten zum Mandanten dann durch 
Geffion der Klagen an und wider dieſen vermittelt werben. Im heutigen deutſchen R. 
und allen neueren Geſetzbüchern Dagegen ift anerfannt, daß der Mandatar durch feine 
Handlungen den Mandanten auch unmittelbar berechtigen und verpflichten kann: ſobald 
er nur in den Grenzen feines Auftragd und auf Grund deffelben, d. b. im Namen des 
Machtgebers, gehandelt hat, SS. 1. 85 A. L.R. I. 13. Defterr. G.B. 8. 1017. C. eiv. 
a. 1998. 9.6.8. 4. 52. Sächſ. G.B. 88. 1317. 788. Die genauere Beurthetlung 
dieſes Verhäliniffes ift den Regeln über die Etellvertretung überhaupt zu entnehmen. 
Tarnad ergibt fih au, daß der Mandatar, der bei Zerkandlung mit einem Dritten 
bie Grenzen feiner Bollmadt ohne deſſen Wiſſen überfchreitet, dem letteren, wenn ber 
Mandant nicht nachträglich genehmigt, zum Erfag des vollen Intereſſe verbunden iſt. 
Windſcheid, I. $. 74. Anm. 8. Doch wollen Andere ihn nur für das fog. negative 
Bertragsinterefle, wieder Andere aber fogar in demfelben Umfange haften laſſen, in wel- 
chem der angeblide Machtgeber gehaftet baben würde. Erſteres entipricht der Vorſchrift 
des preuß. R. 88. 8. 9. 96. I. 13; legtered dem H. G. B. 4. 55 und der Wehf. Ordn. 
A. 95. Nah preuß. R. gilt noch Die Beſonderheit, daß der Dritte ın allen Fällen 
eine Klage gegen den .Machtgeber nur dann evwirbt, wenn dieſer ſchriftlich die Bevoll⸗ 
mäctigung entweder gegen den Beauftragten oder gegen den Dritten felbft erflärt hatte, 
SS. 8. 140. 141. 147. A. .R. I 13. V. Aufhebung des M. Außer den all: 
gemeinen Erlöſchungsgründen, als Bereinbatung der Parteien, Zeitablauf, Eintritt einer 
auflöfenden Bedingung, Abrwidelung des Geſchäfts u. |. w. kommen hier folgende in 
Betracht. 1) NRüdtritt des Mandanten (Wiverruf). Derfelbe ift ohne Beſchränkung auf 
eine gewiſſe Form oder Frift ftattbaft; alfo auch ſtillſchweigend möglich. (Souff. Arch. 
X. 153.) Doc bleibt der Auftrangeber ſowohl dem Mandatar als Dritten gegenüber 
aus allen Handlungen verantwortlich, welche der Betreffende bona fide, d. 5. ohne Kennt⸗ 
niß des ergangenen Widerrufs vorgenommen hat, 1. 12. 8. 16. 1. 15. D. mand. XVIL 1. 
l. 12. 8. 2. 1. 34. 8. 3. D. de solut. XLVIL 3. 88. 159 — 170 A. L. R. T. 13. 
2) Rüdtritt des Mandatars (Aufkündigung). Auch diefer fteht zu jeder Zeit umd in 
jeder Form frei; doch nicht unter Umſtänden, wo dem Auftraggeber die Möglichkeit ent: 
zogen ıft, das Geſchäft anderweit zu beforgen; ausgenommen wegen beionderer Gründe, 
1. 22. 8. 11. 1. 27. 8. 2. D. mand. 3) Der Tod eine8 der beiden Contrahenten, 
l. 12. 88. 16. 17. D. eod. Indeſſen kann durch Bertrag auch der Uebergang auf die 
Erben feftgelegt werden, 1. 12. $. 17. 1. 13. D. eod.; Proceßvollmachten Toll man fo: 
gar für fi und feine Erben ausftellen (IRA. 8. 99), und Aufträge eines Kaufmanns 


. im Handelsgewerbe erlöfchen ebenfall8 durch deſſen Tod im Zweifel nicht. 5.6.3. U. 297. 


Uebrigens bleibt auch bier der Erbe des Auftraggebers verpflichtet, dem Beauftragten die 
noch nad) dem Todesfall bona fide gemachten Aufwendungen zu erjeßen, und andererfeits 
der Erbe des Beauftragten, die von feinem Erblaffer übernommenen Geſchäfte ſoweit 
fortzuführen, als e8 zur Abwendung von Schaden nöthig ift, 1. 26. pr. 8. 1. 1. 58. 
pr. D. eod. 1. 40. D. pro oc. XVII. 2. Das preuß. R. enthält noch beſondere Be— 
ftunmungen, für den Tall, wo einer der beiden Contrahenten in Concurs verfällt, 8. 197 ff. 
VI. Eigenthbümlide Anwendungen des M. bilden das fog. mandatum quali- 
ficatum (ſ. den Art. Bürgſchaft), die Aljignation, das Commiſſions- und Speditionsge⸗ 
Ihäft, die Ernennung eines Teftamentövollftrederd u. a. m. 


Quellen: Titel der Inst. III. 26. D. XVII. ı. C. IV. 35 (mandati vel contra). 

tit.: Glück, XV. ©. 239-370. Sintenis, Gem. Eiv.R. H.$. 113. Holzſchuher, 
Theorie und Cafuiftit IIT. $. 273. Koch, Recht der Forderungen HI. S. 518 ff., und För— 
fter, Theorie und Praxis ILS. 141. &d. 
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Mandatsproceß heißt im Gebiete des Civilproceſſes die ſummariſche Pro⸗ 
cedurart, in welcher der Richter auf einſeitigen liquiden Antrag des Klägers durch man- 
datum s. praeceptum executivum dem Beklagten bei Vermeidung gewiſſer Nachtheile 
die Befriedigung des Klägerd aufgibt. So vielfältig die Natur der Anfprüche, jo ver- 
Ihiedenartig kann das Mandat lauten, e8 gibt m. de solvendo, restituendo, de non 
amplius turbando ꝛc., und die den römiſchen Interbicten nachgebildete Eintheilung in m. 
praeceptiva, inhibitoria x. erfcheint eben darum ziemlich werthlos. Bedeutungsvoller 
ft die Eintheilung in unbedingte und bedingte Mandate, oderinm, sine clausula 
und cum clausula, Die zur Scheidung eined unbedingten und bedingten MP. geführt hat. 
Die Claufel, um die es fid, dabei handelt, ift der dem M. beigefügte oder, nicht beige- 
fügte Zuſatz: si senseris te gravatum, compareas coram nobis allegaturus causus, 
quare non tenearis mandato parere. Ein m. cum clausula nämlich befiehlt dem 
Bellagten, binnen Frift bzw. zu einem Termin den Kläger zu befriedigen oder feine etwa 
zuftändigen Einreden vorzubringen; fehlt der letztere Zuſatz, fo ift das M. ein m. sine 
clausula. Die größere Strenge des letferen liegt auf der Hamd. Gail, Ludolf und 
Eſtor rechtfertigen fie im Gegenfate zu dein m. cum clausula dadurch, daß das m. 
sine clausula nur erkannt werden durfe, quando certum est alicui non competere 
defensionem, die Umftände des alles alfo von vornherein die Annahme zuftändiger 
Einreden ausfchliefen. Kin ſolches Verhältniß Liege vor, wo, wie die K.G.O. 
von 1555 heroorhebe, der Klaggrund ein factum nullo jure justificabile, detrimentum 
reipublicae, damnum irreparabile oder periculum in mora oder eine entiprechenve, im 
gem. R. begründete, causa ergebe. Die Sameralichriftfteller führen nun zu dieſen „vier 
Fällen” eine Reihe von Anſprüchen an, von denen viele, die den beiden erfteren Kategorien 
angehören, gegenüber den heutigen ſtaats- und ftrafrechtlichen Verhältniſſen antiquirt er= 
ſcheinen, die übrigen aber im Anſchluß an Briegleb ſich auf Forderungen aus garantiglirten 
und Pfandinftrumenten, auf Arreft: und Cautionsanſprüche, auf Honorarforderungen, 
gutsherrliche Eefälle, Verhinderung von Veräußerungen von Fideicommiß- und Pupillen= 
gütern, auf Alinientenforderungen, operis novi nuntiatio, Exrhibitionsflagen und Inter— 
dicte zurückführen laffen. Was fodann das Berfahren bei unbedingten M. anbe- 
langt, fo hat der Kläger ven Anfprud und überhaupt alle Vorausſetzungen feiner Inten= 
tion jofort zu liquidiren. Es ift das freilicd, ftreitig und neuere Schriftſteller berufen fich 
dafür, daß Beicheinigung i. ©. unvellftändigen Beweiſes zuläffig fei, auf den R.A. von 
1594 8. 79 und den IRA 8. 79. Die Berufung auf erfteren gründet fih auf eine 
Yesart, deren Berechtigung durch den Viſ. A. von 1713 8. 9 widerlegt wird. Der 
TRU 8. 79 gebraudt dagegen die Wendung „etlichermaßen“ beſcheinigen allerdings. 
Einestheild gebraucht aber das Concept non 1613 Th. 2 Tit. 22 8. 5 die gleiche 
Wendung für fünftlichen, jedoch, wie es ſcheint, immerhin vollftändigen Beweis, und 
anderentheils erklärt ver J.R.A. S. 80 jene Wendung durch die Worte, daß der Kläger 
feine Narrata „gleich Anfangs zu verificiren‘ habe. Dies „gleih Anfangs” kann näm— 
Ih nur von dem im $. 79 erwähnten Erkennen der Proceffe im kammergerichtlichen 
og. Extrajubicialverfahren verftanden 'werden. Tas hier erkannte M. wird, ohne ine . 
og. Yudictalverfahren zu gelangen, fofort infinuirt, und erft in dent durch daſſelbe be= 
ſtimmten ſog. Baritionstermin im Judicialverfahren unter Beweis der Infinuation 
reproducirt. Zu einem weiteren Beweife des Klägers kommt e8 bier, wie die Cameraliſten 
ergeben, nur daun, wenn der Beklagte die exceptio sub-et obreptionis vorbringt. 
Auf diefen letzteren Beweis würde der Ausdruck „gleich Anfangs” nicht Anwendung 
leiden, verfelbe fan daher nur auf den bei Erkennung der Proceffe geführten Beweis bes 
zogen werben, und baß die Narrata, fomeit den Kläger die VBeweislaft traf, hier bewieſen 
werden mußten, dafür darf auf die obengenannten, wie andere Gameraliften Bezug ges 
nommen werden, wenn auch Mandye durch ihre Beicheinigungstheorie (ſ. Belchernigung) 
zur Statuirung eines zweimaligen Beweiſes der Narrata genöthigt worden find, die 
Praris auch immerhin variirt haben mag. — Der MB. ift ein processus privilegiatus, 
executirus. Im ordentlichen Proceß ift befanntlih das M. die erfte Executionsſtufe, 
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welcher dann die weiteren der Pfändung, Berfteigerung und Befriedigung des Mägerd aus 
dem Exlöfe nachfolgen. Gelangt der Kläger im ordentlichen Proceß erft nach geſprochenem 
Endurtheil, und ſomit erft nach ftattgehabten Gehör des VBellagten, nad) Beweis und 
Gegenbeweis zum M., To gelangt er im MB. auf einfeitigen fofort liquidirten Antrag 
unmittelbar zum M. und in die Erecutiondinftanz. Das Yat nach Brieglebs treffenden 
Ausführungen feinen Grund in der Einfeitigfeit der Cogmition des Flägeriichen Anfpruche, 
fofern bei derfelben das Gehör des Beklagten und in Folge deſſen aud die Möglichkeit 
einer Endentſcheidung ausgejchloflen if. Eben hierin ift alfo Die executoriſche Natur des 
M. begründet, die dann am legten Ende wieder auf die Privilegirung des geflagten 
Anſpruchs als executoriſch zurädzuführen if. Das Mandatsgeſuch ftellt fich demnach als 
Crecutionsantrag der und führt eben deshalb den Namen Imploration, wie auch die 
Parteien Implorant und Implorat genannt werben. Sofern dann weiter auch ın 
der Erecutionsinftanz gewilfe Einreden noch möglich find, hat ſchon ver italieniſche Proceß 
bes Mittelalterd einzelne Einreden, insbeſondere ſolche bezüglich der Competenz, Legitimatton 
x., auch gegen das m. executirum zugelaflen, das Reichskammergericht aber, das feine 
Mandate in Refcriptsform erließ, überdies Durch die exceptio sub-et obreptionis, 
die alle in ver Sache felbft möglichen Einreden und Gegenbeweiſe einichliegt, das DR. zu 
impugniren geftattet; die Borausfegung jedoch iſt dort wie bier die, daß Diele Defen⸗ 
fionen, joweit den Imploraten die Beweislaſt trifft, in continenti liquidirt werden müffen. 
Gegen folde Impugnation wird, wenn nöthig, dem Smploranten eine Yuftification des 
M. geftattet und darnach über Verwerfung oder Aufrechthaltung des M. durch sententia 
cassatoria oder paritoria plena entjchieven, in welcher die Einreden, bie illiquide find, 
feparater Ausführung mittelft condictio sine causa im Wege der Nachklage vorbehalten 
werben. Andere flatuiren indeß in letterem Fall ein ſog. m. arctius oder Inhäſw⸗ 
Mandat. Gehorcht der Implorant nicht und erhebt auch Feine Einreden, fo würde der 
Implorant einfah um Anordnung der Pfändung bitten dürfen, die Meiften Inffen aber 
no ein weiteres M. mit Androhung der Execution ergeben. — Weit vager ift Die 
Theorie des bedingten M., die manche Nechtölehrer lediglich auf „Die Natur der 
Sache“ gründen. Ohne Unterfchted der Sachen geftatten heutige Schriftfieller m. cum 
elausula auf unvollftändigen Beweis oder für folche Fälle, wo der Beflagte keine Einreden 
haben dürfte. Die erftere Anficht wird dadurch widerlegt, daß der italienifche Proceß mie 
das R.K.G.-Verfahren felbit bei vollem Beweife nur m. cum clausula gewährten, und 
Eſtor mit dem Bemerken, daß Fein Advocat am Kammergericht um ein bevingtes M. 
anhalte, fondern dagjelbe flatt des erbetenen unbedingten erhalte, vollen Beweis fordert; 
die letztere Anficht beruht auf einer Abftraction von der oben angegebenen Beſchränkung 
des unbedingten Mandate, beruht eben darum aber auf einem anderen Grunde. Bedingte 
M. nämlich wurden nicht in allen, fondern nur in Sachen, in denen audy unbedingte Mandate 
möglich waren, und zwar dann erlaflen, wenn die Berhältniffe des Falls die Zuftändigfeit von 
Einreden nicht geradezu auszuſchließen fchtenen. Die Bedeutung der Claufel iſt demnach eine 
rein formale und es gelten für die Vertheidigung, wie das ganze Verfahren Feine anderen 
. Orundfäge, wie bei unbedingten Mandaten. Dieſe Confequenz findet auch darin ihre Beitä- 
tigung, daß nah Briegleb ber italienische Proceß feit dem 13. Jahrhundert für liquide gua⸗ 
rantigiirte Urfunden nur den bedingten M. P. anwandte und bei demſelben die gleiche Strenge 
bezüglich der Vertheidigung übte, vie auch beim. sine claugula galt. M. cum clausula 
find daher nicht weniger m. executiva, wie Die m. sine clausula. Lubolf meint, die 
Elaufel laſſe aud) exceptiones juris zu, während die exceptio sub- et obreptionis 
nur exceptiones facti geftatte, — ein Gegenſatz, welcher weder begründet, noch zutreffend 
ft. Die Meiften faſſen die Claufel in der Weile auf, daß das bloße Vorbringen irgend 
welcher Einrede das M. in eine einfache Citation auflöfe, jo daß im weiteren Verfahren 
der orbentliche Proceß zur Anwendung komme. Wie diefe Anfiht von Briegleb als 
mandatäwidrig befämpft ift, fo haben —* Ludolf, Claproth u. A. gegen fie geltend 
emacht, Daß es ſich auch bier nicht um Cognition und Endurtbeil über die Hauptfache, 
Fondern um Caſſation oder Confirmation ded Mandats handle. Bei dem Aufgeben jofortiger 
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Liquidirung der Imploration und Impugnation hat man jedoch dieſer geſetzlich begrimbeten 
Auffaffung feine Folge gegeben, und man verwirft irrelevante Einreden und contumacirt 
mittelft m. sine clausula, gegen welches immer noch liquide Einreden, wie im unbebing- 
ten M. P., zugelaffen werden. — Die preuß. Gefeßgebung wendet bedingte Mandate, jedoch 
unter Erforderung der Liquidirung in continenti, auf judicatmäßige Forderungen, wenn 
fett dem Judicate ein Jahr verfloffen ift, auf Forderungen aus Yiquiden Urkunden, die 
aus einfeitigen Geichäften herrühren, auf ingroffirte, auf Honorarforderungen, Apotheker⸗ 
Forderungen, Kirchen? und Sculgefälle an. Dies Verfahren entfpricht dem unbevingten 
M. P. der gemeinen Theorie, führt diefen Namen auch in der Berorbnung vom 24. Juni 
1867, die aber von jubicatmäßigen Forderungen abftrahirt und Anfprüce aus Tiquiven 
Urkunden bei zweifeitigen Geſchäften binzufügt. Fir Anſprüche bis zu 50 Thlr., die auf Gelb 
oder fungible Sachen gerichtet find, gibt das preuß. R. das Bagatell-Mandat, ein be= 
dingtes M., bei weldyem die jofortige Liquidirung wegfällt, im Fall des Ungehorjams 
Vollſtredbarkeit eintritt, das Verfahren aber bei Widerſpruch des Beklagten in den orbent- 
lichen Broceß binübergeleitet wird. Der C. de proc. kennt den M.B. nicht, aber mit Recht 

Bat Zint hervorgehoben, daß das bei der Execution vollſtreckbarer Urkunden vom Huiffier 
ausgehende commandement Einreden zuläßt und fomit ein ähnliches Verfahren hervor⸗ 
ruft. Gleiches gilt für den Hannov. Proc. und den Nd. Entw.; dagegen flatuiren 
beide ein fog. Diabnverfahren, das fi, wenigftend im erfteren, durch die Abweichung 
von dem bedingten DM. des gem. und preuß. R. unterfcheivet, daß für den Kläger nur 
generelle („kurze“) Angabe der causa erforderlich ift; der No. Entw. gewährt dasſelbe, 
ohne jede quantitative Beichränfung, für Forderungen auf Geld, Werthpapiere und fun- 
gible Sachen. Vgl. Erecutioproceß und Liquidität. 

Lit. u Quellen: Durantis, Spec.L. II. p. III. de sent, $. 2. nr. 4sqgq. Baldi 
Add. vers. Secundo modo. Gail, Obss. I,3n.9:4n. 155n.5;8n.4; 13n.3.4; 
14 n. 1.3; 16. n. 12. 17; 17 n. 1. 6; 18. n. 6; 19; 26 n. 1.5; 28n.3. 4; 31. Vulte- 
jus, De judic. II, 7, 412 gg. Schwanmann, Cam. obss., 26 sqq. Proc. cam. I, 
7 sqq. Ludolf, Jus cam., L. 10. U, 8. Eftor, Reichspre. I. 8. 2434 ff. Claproth, 
Summ. Bre., Borr. 8.6 fi. 140 fe Grolmann, $. 232 fi. Gönner, Handb., Bd. I. 
Abd. VII. 8.9. Danz, R.Pre. 8.298 ff. Linde, 8.354f. Morſtadt, Eiv.Prc.Schlüfiel 
$. 354 j: Deffter, 8. 416 fi. Bayer, Summ. Pre. $. 6 ff. Biegleb Exec.Urk., I. 

. Einl. S. 169. 324. 348. 374. 473. 505. Heffter, Preuß. Pre. 8. 187. Sche- 
ring, Manbats-Prc. 1843. Zint, Sachverhalt, I. ©. 457. — c. 2.5.20. X.1.3. K. G.O. 
U, 21f. RA. 15708. 795. R.A.1594 8.49 f.30 fl. DA. 16008.30f. IRA 8. 76 fi. 
Preuß. Berordn. dv. 1. Zuni 1833, Verordn. v. 21. Juli 1846 8.28. Hann. Gef. v. 27. Juli 
1852. Nd. Entmw. $. 722 fi. K. Wieding. 

Mandatsproceß ift in Strafjachen ein durch neuere Strafproceordnungen, 
zuerſt durch die Kurheſſiſche, für Leichtere Contraventionsfälle eingeführtes Verfahren, welches 
mit Feſtſetzung der Strafe durch ein bedingted Mandat ohne vorgängiges Gehör des 
Beichuldigten beginnt. Seine Bedeutung hat es darın, daß e8 im Einverſtändniß 
mit dem Beſchuldigten geringfügige Straffälle ohne Behelligung mit weitläuftigen Ver— 
handlungen zu erledigen geftattet, und wie ſehr e8 feinem Zwecke entipricht, ergibt ſich 
unter anderem daraus, daß im Bezirk des Appellationsgericht8 zu Eifenach von 17,705 
polizeigerichtlichen Beitrafungen 11,191 durch Mandate erfolgten und Widerfpruch nur gegen 
2026 Mandate erhoben wurde. Was zunächft die Straffälle anbelangt, beſchränkt die 

od. Str. Pre.Ordn. von 1859 den MB. auf Contraventiongfälle, in denen höchſtens 
25 Thlr. Geldſtrafe verwirft find, geftattet aber auch den Civilanſpruch des Verlegten 
durch M. feftzuftellen; die preuß. Gſgb. ftatuirt den MP. nur für Strafanfprüde und 
zwar für Polizeigerichtsfachen, jedoch mit Ausſchluß der überwieſenen Straflammerjacen, 
der Vorführungs⸗ und Berhaftungsfälle, der Forſt- und Jagdfrevel und der Steuercon- 
traventionen. Bezüglih der Natur des M. gehen die kurheſſ., braunfchw. und hannov. 
Gſgb. von der juriftiich nicht zuläffigen Auffaflung des M. als Urtbeil aus, die durch 
die Zurädführung des Widerſpruchs auf die franz. opposition gegen Contumacialırtheile 
beftimmt gu fein jcheint; die preuß. und die ihr folgende thüring., olvenb., ſächſ. und 
bad. Gſgb. behandeln daſſelbe als Verfügung. Indem ſpeziell auf die, dem Geſichtspunkt des 
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Einverſtändniſſes des Beſchuldigten eutſprechende, Beftimmung der bed. Str Pre.Ordn. 
binzumeifen ft, daß das M. dem Beichuldigten perſönlich infinutrt fein muß, während 
die preuß. und die anderen Gſgbb. gegen die Vollſtreckbarkeit des M. Reftitution wegen 
Abweſenheit und Unkenntniß des M. verordnen, fer im Uebrigen das Verfahren nad 
preußiſchem Syſtem angegeben: Bedingt ift der Erlaß des M. durch Antrag 
bes Polizeianwalts, der ſofort zu Liquidiven und auf beftimmte Strafe zu richten iſt. 
Der Bolizerrichter kann das M. abſchlagen, wenn er, fei es bezüglich der Natur Des 
Straffalld oder der Yiquibirung oder anderer Verhältniſſe, Bedenken hegt. Erläßt er Das 
M., aber unter Beitjegung einer anderen oder geringeren Strafe, ald beantragt war, To 
barf der Polizeianwalt auf das M. verzichten und innerhalb drei Tagen ordentliche 
Hauptverhandlung beantragen, meshalb das M. erft nach Ablauf diefer Frift dem Be— 
Ihuldigten zu inſinuiren ft. Das M. befiehlt die Hebernahme der Strafe oder Erhebung 
bes Widerſpruchs unter gleichzeitiger Anzeige der Bemersmittel innerhalb zehntägiger 
Friſt. Ber Ungehorfam wird das M. vollftrefbar, doch iſt Reftitution wegen Abweſen- 
beit und unabwendbarer Zufälle möglich; bei Widerſpruch wird die Hauptverhbandlung 
anberaumt und im Fall des Erſcheinens des Beſchuldigten fungirt das M. leviglih als 
Anklageihrift, im Fall des Nichterjcheinens oder der Zurlidnahme des Widerſpruchs, nad) 
der Str. Pre. Ordn. von 1867 vor der-Hauptverhandlung, erfolgt Beftätigung de M. — 
Das preuß. R. läßt diefen MB. auch bei Adminiſtrativ-Polizeiſachen zu, fofern diefelben 
nicht entweder durch den Polizeianwalt vorher vor dem Polizerrichter angebracht find, oder 
der Beichuldigte gerichtliche Entſcheidung fordert. 

Lit. u. Quellen: Bland, Str.Berf. 8.171. Löwe, Preuß. Str.Pre. 8.78. Oppen- 
hof, Verf. A. 123 0.4 9.126 n.1f. Schwarze, Comm. 3. — Str Pre.O. A. 368. 
Schletters, Jahrbb. Bd. 13 S. 74. — Kurbeſſ. Gef. v 31. Octbr. 1848 8. 216 ff. — 
Preuß. Geſ. v. 3. Mai 1852 A. 120 ff. Str.G. B. Einf. Geſ. A. 20. Gef. v. 14. April 1856 
88. 1. 3. Geſ. v. 11. Mai 1850 n. 6. Gel. v. 14. Mai 1552. Gef. v. 2. Juni 1852 8. 29. 
Entw. 1865 $. 370. Aum. Str. Pre.O. 1867 88. SO. 356 ff. 449. 485. — Braunfchm. 
Str.Pre.d. 8. 74 fi. — Thüring. Gef. v. 9. Dec. 1854 $. 82 ff. — Oldenb. StrPred. 
A. 380 fi. — Harn. Str. Pre.O. 1859 $. 212 fi. — Bad. Str.Pre.O. 1861 8. 315 ff. — 
Sächſ. Str. Pre.O. 1868 U. 3684 ff. K. Wieding. 

Mandirte Gerichtsbarkeit, iurisdietio mandata, war die den röm. Obrig- 
keiten zuſtehende Uebertragung ihrer geſammten richterlichen Functionen an einen Dritten, 
ſei es ebenfalls Beamten, ſei es Privatmann, 1. 3. J. 5. 8. 1. D. de off. eius. I. 21. 
Mit der iurisdictio ging auf den Bevollmächtigten das zu deren Handhabung erforder- 
liche fog. imperium mixtum über, d. 5. die Erecuttondbefugnig und eine Disciplinarge- 
walt, 1.4.8. 1. 1.5. 8. 1. D. eod. Doch blieb derfelbe immer nur Vertreter feines 
Auftraggebers, in deſſen Namen er Recht ſprach, daher auch von deffen Widerruf ab— 
hängig und ohne Befugniß zu weiteren Subftitutionen. In der Kaiſerzeit hatten dies 
Recht zur Uebertragung wohl nur noch die alten Volksmagiſtrate, Brätor und PBroconful, 
und auch diefe nur unter Controle des Kaiſers, 1. 16. 17. D. de iurisd. I. 1. 1.4. 
8.6.1. 6. 8. 1. D. de off. proc. I. 16; noch ftrenger waren gewiß an deſſen Zu⸗ 
ftunmung die praesides provinciae gebunden, 1. 2. D. de off. eius. I. 21. Statt der 
Ueberlaffung der geſammten Yurisdiction waren zu Yuftinians Zeit nur noch fpecielle 
Aufträge von höheren Beamten an niedrigere oder an Private zur Behandlung einer 
einzelnen Rechtsſache üblih. In Deutfchland find alle dieſe Grundfäge nicht aufgenom= 
men. Hier jpridt man von mandirter Gerichtsbarkeit böchftend in dem Ejnne, daß die 
fraft eines Privatrechtstitel8 zur Ausübung der Yurisdiction befugten Perfonen, als 
Gutsherren x., berechtigt oder ſogar verpflichtet find, fi einen zum Richteramt befähigten 
Juſtitiarius als Vertreter zu fubftituiven. 

Quellen: Xit. D. de officio eius, cui mandata est iurisdictio, I. 21. 

Lit: Betbmann-Hollmeg, Röm. Eiv.Bre. II. 8. 71. III. $. 145. ©. 182. Bayer, 
Borträge Über den deutſchen Civ.Prc., 8. 58. Ed. 

Mannalacten nennt man die von Seiten einer Proceßpartei veranftaltete Samm⸗ 
lung aller Schriftftüde, welche den Proceß betreffen, insbeſondere der empfangenen ge- 
richtlichen Verfügungen im Original und der von ihr oder ber Gegenpartei gehaltenen 
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Borträge in Abjchrift oder im Concept. Diefe Privatacten müſſen jederzeit ein vollitän- 
diges Abbild der Gerichtsacten gewähren; daher können fie beim Untergang der letzteren 
zu ihrer Wtederhertellung benugt werben. Sowohl zu diefem Zwecke, als im Intereſſe 
der Partei find Die Advofaten verpflichtet, geordnete M. zu führen, IRA. 8. 65; das 
Eigentbum an denjelben hat die Partei, und dieſe kann daher nach Erlöſchung des Man⸗ 
dats und Entridhtung des Honorare die Herausgabe fordern. Bis dahin aber hat ber 
Advokat, ein Retentionsrecht, Wegell, Syſt. d. Civ. Pre. $. 8. Anm. 62. Seuff. 
Arch. XIX. 150. Streitigfeiten über die M. find vor dem Gericht des Hauptprocefies 
anzubringen: Wetell, 8. 41. Anm. 67. $. 63. Anm. 117. 119. Nachweiſe aus ber 
preuß. Praxis ſ. bet Förfter, Theorie und Praris, II. $. 141. Anm. 119. 


Maranta, Robertus, aus Benafro im Neapolitaniſchen, lehrte am Anfange 
des 16. Jahrh. zu Salerno, fiarb 1530. 

Schriften: Speculum aureum s. de ordine judieiorum, Lugd. 1544; Col. 1510. — 
Singularia et jur. notabilia. — Consilia et responsa, 

Lit.: Wetzell, Syftem bes orbentlien Civ. Pre., Leipz. 1865, S. 12, Note 10. 

Teihmann. 

Marca, Petrus de, aus Bear gebürtig, wurde 1621 Präf. des Parlaments 
ın Pau, 1642 zum Biſchof von Conferand ernannt, 1648 als folcher confecrirt, 1658 
StaatSminifter, 1662 Erzbiſchof von Paris, ftarb 1662. | 

Schriften: De concordia sacerdotii et imperii ed. Baluze, Par. 1665, 1669, 1704. — 
Opuseula, Par. 1681 ed. Baluzius — Neap. 1771—80 ed. Famiani— Bamb. 1788, 1789. 

fit: Baluzii De Vita et rebus gestis P. de M., 1663. — Petri de M. dissert. 
ostumae sacrae et eccl., 1668 rien. von Segel) — Maaßen, Geſch. d. Quellen und 
it. des can. R., Gratz 1870, p. XLIV— XLVII. Teichmann. 

Mariana, Juan, geb. 1537 zu Talavera (Toledo), trat 1554 in den Orden 
der Jeſuiten, wirkte al8 Lehrer der Theologie in Rom, in Sicilien und Paris, kehrte 
zurüd 1574 und entwidelte eine außerordentliche Thätigkeit im Dienfte der Inqutfition 
und ftarb 1624 zu Toledo. 

Säriften: De rege et regis institutione, Tol. 1598; Mog. 1605; Francof. 1611; in 
Paris buch Parlamentshefhluß 1610 vernichtet; beutfch Darmft. 1843. — De las enferme- 


dadas de la compañia de Jesus. — Ilist. de rebus Hispaniae, Tol. 1592: Mainz 1605. — 
De ponderibus et mensuris, Tolet. 1599. 


Lit.: Bluntſchli, VI. 537—542. U. 39—42. — Riedel, Bibliothek für moderne Po⸗ 
titi, Heft 4, Darmft. 1843. — Ranke, Zur Kritit neuerer Gefchichtfchreiber, Leipz. u. Berl. 
1824. — Boltmann, Gef. u. Politik, Jahrg. 1801, St. 4, 5. — Herzog, Realenchclo- 
pübie für prot. Theologie, Bd. 9, S. 105— 107. Teihmann. 

Marine (Bundes-Marine). LI Die Bundes-Kriegs-Marine Die 
Bundes -Krieggmarine iſt eine einheitliche unter preuß. Oberbefehl. Die Organifation 
und Zuſammenſetzung verjelben Tiegt dem Könige von Preußen ob, welcher die Offi- 
ciere und Beamten eriiennt, und für welchen dieſelben nebft den Mannichaften eidlich 
in Pflicht zu nehmen find. Es gibt feine Kontingentöberren. Die für das Heer erft 
durch die Milttärconventionen berbeigeführte volle Einheitlichkeit ift für die M. fchon 
duch die Bundesverfaſſung feitgeftellt (Art. 53). — 

Die Geſetzgebung Hinfichtlih der Kriegsmarine wird wie die, fonftige Gejeg- 
gebung ausgeübt buch ven Bundesrath und den Reichstag, jedoch mit der Modifica— 
tion, daß bei Gejegesvorichlägen über die Kriegsmarine (mie über das Militärwejen über- 
haupt), wenn im Bunbesrathe eine Meinungsverſchiedenheit ftattfindet, Die Stimme des 
Prafiviums den Ausſchlag gibt, fofern fie fich für die Aufrechthaltung der beftehenven 
Einrichtungen ausſpricht A. 4 Nr. 14. U. 5). — 

Der zur Grundung und Erhaltung der M. erforberliche Aufwand wird aus der Bundes⸗ 
laſſe beſtritten (U. 53 AL. 13). Die Höhe deſſelben und in Folge deſſen auch die Präfenzftärfe 
der M. hängt von den jährlichen Bewilligungen des Bundesraths und Reichstags im Bundes⸗ 
Daushaltögejege ab, da für die M. weder die Präfenzftärke procentmäßig feftgeftellt, noch dem 
Bundesfeldheren ein Averſum auf den Kopf der Seemannſchaft zugefichert iſt. Während alſo der 


96 Marine. 


Etat der Militärverwaltung dem Bundesrathe und Reichstage nur zur Kenntnißnahme und 
Erinnerung vorgelegt und nur als Anlage des Etatgeſetzes veröffentlicht wird, bildet da⸗ 
gegen der Etat der Marineverwaltung mit ſeinen ſpecialiſirten Titeln einen integrirenden 
Theil des Etatgeſetzes ſelbſt, und unterliegt in jeder Beziehung den Vorſchriften der Bun- 
deöverfaflung in dem Abſchnitte 12 über die Bundesfinanzen. Da übrigens zur Beſtrei⸗ 
tung der für Erweiterung der M. erwachlenden außerorbentlichen Ausgaben die regel- 
mäßigen Einnahmen nicht ausreichen, jo ift durch das Bundesgeſetz vom 9. Now, 1867 
eine verzinsliche Anleihe bi8 zu 10 Millionen Thalern beichlofien, und durch Geſetz vom 
20. Mai 1869 bis zu 17 Millionen Thalern erhöht. Die danach jährlich zu verwen⸗ 
denden Beträge find in den Bundeshaushalt des betreffenden Jahres (einmalige und aufer- 
orbentliche Ausgaben) aufzunehmen, und unterliegen auf dieſe Weife der Bewilligung von 
Bundesrath und Reichstag. Die Anleihe ift nah Maßgabe des hiernach feitgeftellten 
Bedarfs allmälig zu realiſiren. Ein Theil der Anleihe dient übrigens zur Herftellung 
der Küftenvertheidigung und refjortirt von der Militärverwaltung; derſelbe wird nur in 
der Geſammtſumme ohne weitere Spectalifirung feftgeftellt. — 

Tür die Dedung des Bedarfs der M. an Mannichaften waren bereit3 durch die Erlafle 
vom 4. April 1854 und 3. Febr. 1855 die Grundſätze ver allgemeinen Wehrpflicht im Weſent⸗ 
lichen maßgebend geworden. Die Bundesverfaffung (A. 53. M. 4 und 5) und das Yıundes- 
geſetz, betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienfte vom 9. Novbr. 1867, fowie die Erſatz-In⸗ 
ftruction vom 26. März 1868 haben diefe Orundfäge durchgeführt. Danach ift die gefammte 
feemännifche Bevölkerung des Bundes, einſchließlich des Maſchinenperſonals und der Schiffs: 
handwerker vom Dienft im Landheer befreit, dagegen zum Dienft in der Bundesmarine 
verpflichtet. Die Bertheilung des Erſatzbedarfs findet nach Maßgabe der vorhandenen 
ſeemänniſchen Bevölkerung ftatt, und die hiernady von jedem Staate geftellte Duote kommt 
auf die Geftellung zum Landheere in Abrechnung. Die Verpflichtung zum Dienft in ber 
Flotte beginnt wie die Verpflichtung zum Dienft im ftebenden Heere mit dem 1. Januar 
und zwar in der Regel deöjenigen Kalenderjahres, in welchem der Wehrpflichtige das 
20. Lebensjahr vollendet, und dauert fieben Jahre. Während viefer fieben Jahre find 
die Mannſchaften die erften drei Jahre zum ununterbrochenen activen Dienſt verpflichtet. 
Die Entlaffung eingeſchiffter Mannſchaften der M. kann jedoch, wenn den Umftänden nad 
eine frühere Entlaſſung nicht ausführbar ift, bis zur Rückkehr in Häfen des Bundes ver: 
Ihoben werden. Andererſeits kann jedoch die Dienftzeit in der activen De. fiir Seeleute 
von Beruf bis auf eme einjährige active Dienftzeit verkürzt werben. Während des 
Reſtes der fiebenjährigen Dienftzeit find aud) die Marinemannſchaften zur Reſerve (Flotten⸗ 
Reſerve) unter denjelben Modalitäten wie die Mannfchaften des ftehenden Heeres be— 
urlaubt (vgl. den Art. Heerdienſtpflicht) Die Imftitute der eimjährig und breijährig 
Sreiniligen gelten auch für die M. Die einjährig Freiwilligen find auf der M. nicht 
zur Selbſtbekleidung und Selbftverpflegung verpflichtet, dagegen müſſen fie die vorſchrifts⸗ 
mäßige Qualification nachweiſen, und können zu Unterofficieren, Dedofficteren und Offi- 
cieren der Referve und Seemehr avanciren. Nach abgeleijteter Dienftpflicht in der Flotte 
erfolgt der Eintritt in die Seewehr; die Verpflichtung zum Dienft in der Seewehr ift 
wie bei der Landwehr und unter analogen Verhältniſſen von fünfjähriger Dauer. Die See 
wehr beiteht aber, nicht blo8 aus den von ber Marinereferve zur Seewehr entlafjenen 
Mannichaften, fondern auch aus den fonftigen Marinedienftpflicytigen, welche wegen bereits 
binreichenden Erſatzes auf der Flotte nicht gedient haben und zwar bis zum vollendeten 
31. Lebensjahre, während die Landwehr nur Mannſchaften enthält, melde im ftehenven 
Heere ausgebient haben; für dieſe den früheren ſog. Landwehr-Rekruten zu vergleichenden 
Dienftpflichtigen finden zeitweife kürzere Uebungen an Bord, namentlich behufs Ausbil- 
dung in der Schiffsartillerie ftatt, und wird jeder dieſer Verpflichteten in der Regel zwei⸗ 
mal zu diefen Uebungen herangezogen; die DM. wird aber im Frieden höchſtens zum 
dritten Theil in Dienft geftellt, und diefe Dienftpflichtigen find, wenn auch nicht militäriſch, 
jo Doch ſeemänniſch vorgebilvet. Webrigens bildet die Seewehr weder im Frieden noch 
im Kriege einen eigenen Organismus, fondern wird bei eintretendem Kriege, wenn bie 
Reſerven nicht ausreichen, mit ber Flotte verjchmolzen. 
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II. Die Bundes-Handeld8-Marine Die Kauffahrteifchiffe aller Bundes⸗ 
ſtaaten bilden eine einheitliche Handelsmarine. Der Bund bat das Verfahren zur 
Ermittelung der Ladungsfähigfeit der Seeſchiffe zu beftimmen, die Ausftellung der Meß⸗ 
briefe, ſowie der Schifföcertificate zu regeln, und Die Bedingungen feitzuftellen, von welchen 
die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffs abhängig iſt. (Bundes-Verfg. U. 54 A. 1. 
2. 4.4. Wr. 7). Die Flagge der Handels- (wie der Kriegs =) Marine ift ſchwarzweißroth 
(U. 55). 

Zur Ausführung dieſer Berfaffungsbeftimmungen erfolgte zunächft das Geſetz, betr. die 
Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre Befugniffe zur Führung der Bundesflagge, vom 
25. Oct. 1867. Danach find zur Führung der Bundesflagge die Kauffahrteifchiffe num dann 
berechtigt, wenn jie in dem ausjchlieglichen Eigenthum folder Perjonen fich befinden, welchen 
das Bundesindigenat zuiteht; diefen Perfonen jind jedoch gleich zu achten die im Bundes⸗ 
gebiete errichteten Acttengejellichaften und Commanditgefellichaften auf Actien, fofern fie inner: 
halb des Bundesgebietes de Sig haben und bei Commanditgeſellſchaften auf Actien allen 
perfönlich haftenden Mitglipern das Bundesindigenat zufteht. Für die zur Führung der Bun- 
desflagge befugten Kauffahrteifchiffe find in den an der See belegenen Bundesſtaaten Sciffs- 
tegifter zu führen; die Landesgeſetze beftimmen die Behörven, welche das Schifföregifter zu 
führen haben. Die Schifferegifter find öffentlich und die Einficht derſelben ift während ber 
gemöhnlichen Dienftftunden einem Seven geftattet. Ein Schiff kann nur in das Schiffe 
regifter desjenigen Hafens eingetragen werden, von weldem aus die Seefahrt mit ihm 
betrieben werben fol (Heimathshafen, Regifterhafen). Ueber die Eintragung wird von der 
Regifterbehörde eine mit dem Inhalt der Eintragung übereinftimmende Urkunde (Eertifi- 
cat) ausgefertigt, die noch ausdrücklich bezeugt, daß das Schiff zur Führung der Bundes— 
flagge befugt ſei. Den’ Landesgefegen bleibt vorbehalten, zu beſtimmen, daß und welche 
Heinen Fahrzeuge (Küftenfahrer x.) zur Ausübung des Rechts, die Bundesflagge zu füh- 
ren, auch ohne vorherige Eintragung in das Schiffsregifter und Ausftellung des Certifi- 
cats befugt feier. Weiter bat dann Die Verordnung vom 25. Dct. 1867 feftgefett, Daß 
die Bundesflagge für Kauffahrteiſchiffe ein Tängliches Rechte bilden fol, beſtehend aus 
drei gleich breiten horizontalen Streifen, von welchen der obere ſchwarz, der mittlere weiß, 
der untere roth ıft; das Verhältniß der Höhe der Flagge zur Länge ift wie zwei zu Drei; 
ein bejonderes Abzeichen in der Bundesflagge oder einen Wimpel zu führen, ähnlich dem— 
jenigen der Kriegsmarine, ift den Kauffahrteifhiffen nicht geftattet. Endlich Hat noch das 
Gele, betr. die Organifation der Bundesconfulate, vom 8. Nov. 1867 den Bundescon⸗ 
fuln die Pflicht auferlegt, die Inmehaltung der wegen Führung der YBundesflagge beftehen- 
den Borfchriften zu überwachen, die Meldung der Schiffsführer entgegenzunehmen, die 
Functionen der Mufterungsbehörde zu verfehen, die Bolizeigewalt über die Schiffe auszuüben, 
bei Defertionen die nöthigen Schritte bet den Behörden zu thun, neue Schiffsführer einzufegen, 
Berflarungen aufzunehmen, Dispache aufzumachen (88. 30 — 37). Zur weiteren Aus: 
führung der verfaflungsmäßigen Beitimmungen hat dann der 8. 31 der Gewerbeordnung 
für den Nd. Bund vom 21. Juni 1869 feftgelett, daß Seeichiffer, Seefteuerleute und 
Lootſen fich tiber den Beſitz der erforderlichen Kenntniſſe durch ein Befähigungszeugniß der 
zuftändigen Berwaltungsbehörde ausweifen müſſen. Diefe Forderung rechtfertigt ſich durch das 
Beiſpiel der meiften jeefahrenden Nationen und dur die Erwägung, daß der Geſchicklich 
feit des Schiffsführers nicht nur Das Leben der Mannſchaft und Baflagiere anvertraut 
wird, fondern daß die Iandesgefetlichen Beitimmungen dem Schiffsführer zugleich ftrenge 
disciplinarifche Befugniffe gewähren. Die näheren Anordnungen über den Befähigungsnad;- 
weis find Mir den Bundesrath feftgelegt und durd Bekanntmachung des Kanzler des 
Nd. Bundes vom 25. Sept. 1869 publicirt (Bundesgeſetzblatt S. 660 — 670). Die 
auf Grund dieſes Nachweiſes ertheilten Zeugniffe gelten für das ganze Bundesgebiet, bei 
Lootfen für das im Zeugniß angeführte Fahrwaſſer. 

’ Ernft Meier. 

Markloſung (retractus ex jure incolatus), bei ftäbtifchen Grundſtücken aud 
Bürgerretract genannt, ift dasjenige Näherrecht (ogl. dieſen Art.), welches einer Gemeinde 

v. Holtzendorff, Rechtslexikon 2. 7 


98 NMarktpreis. 


oder den einzelnen Gemeindegenoſſen an den in der Gemeindemark belegenen Grundſtücken 
zuſteht, wenn dieſelben an einen Auswärtigen verkauft werden. Die M. iſt von hohem 
Alter und hat ſich nicht etwa, wie behauptet worden iſt, erſt nach Analogie der Erbloſung, 
ſondern ſelbſtändig aus dem genoſſenſchaftlichen Geſammteigenthum an der Mark ent- 
wickelt. Wahrſcheinlich war urſprünglich die Verfügung des Einzelnen über das in der 
Mark ihm zugewieſene Sondergut überhaupt nicht frei, und an einen Ungenoſſen durfte 
er daſſelbe jedenfalls nicht ohne ausdrückliche Bewilligung der Gemeinde verkaufen. Dieſe 
Gebundenheit wurde ſpäter zu einer bloßen Pflicht, das Grundſtück in der Gemeindever⸗ 
ſammlung zum Verkauf anzubieten, abgeſchwächt, wie ſich dies noch in vielen Dorfwei 6⸗ 
thümern findet. Endlich wurde daraus ein bloßes Näherrecht, als deſſen Subject mm 
regelmäßig jeder einzelne Gemeindegenoſſe galt. Ein ähnliches Näherrecht iſt bisweilen 
für ganze Territorien begründet und heißt dann Landloſung (Territorialretrac). Die 
neuere Gigb. hat dieſe Näherrechte meift aufgehoben. 

Duellen: Biele Dorf- und Markweistbiimer bei Grimm. — Ebenſo viele Ältere Stabt- 
rechte. — Hohenloher L. R. Th. III. Tit. 5. 88. 11 u. 12. — Wurtemb. L.R. II. Tit. 16. — 
Preuß. Ablöfungs-Gef. v. 2. Mär; 1850 88. 2 u. 4. 

Lit.: Die Lehrbb. bes deutfchen Priv.R. und der Particularrechte. — Thudichum, Gau- 
und Marlenverfaflung, S. 205 — 208. D. Gierke. 

Marktpreis. Unter Markt verfteht man die nach Zeit und Ort feflgelegte, frei 
auf einem öffentlihen Plab ftattfindende Zuſammenkunft von Leuten, die Waaren feıl 
balten, und Kaufluftigen (Sanders, Deutfches Wörterbuh). Waaren, welche bet biefen 
BZufammenfünften andauernd oder zu wiederkehrenden Zeiten in größeren Quantitäten 
feil gehalten werben, haben an dem betreffenden Ort einen Markt, find daſelbſt martt- 
gängig. Durch die gleichzeitige Anfammlung der Berfäufer mit ihrer Waare und ber 
Kauflauftigen ftellt ſich in fchneller Wechſelwirkung von Angebot und Nachfrage der in 
Gelde ausgebrüdte Tauſchwerth der gleichartigen Waare, ihr Preis, zeitweilig feft; bier: 
aus ergibt fich, daß man unter M. den in Gelde ausgedrüdten Tauſchwerth einer Waare 
beftimmter Qualität zu verftehen bat, welchen biefelbe zu einer beftimmten Zeit an einem 
beitimmten Orte hatte, wojelbft fie andauernd oder zu wiederkehrenden Zeiten in größeren 
Duantitäten feil gehalten wird. Schwanken die einzelnen Kaufpreife gering gegen ein⸗ 
ander ab, jo findet fih der M. im arithmetiichen Mittel (mittlerer M.\; ift die Ab— 
ſchwankung eine beveutenve, fo gelangt der Markt nicht zu einem beftimmten M. Un: 
richtig ft e8, den M. auf Waaren durchfchnittlicher, mittlerer Güte zu beichränfen; für 
diejelbe Gattung kann fi) in den verfchtedenen Abftufungen ihrer Güte, Brauchbarkeit 
ein verfchiedener M. feftftellen. Regeln kann fich der M. nur bei einem großen Verkehre 
in der beftimmten Waare, namentlich darf ein Preis, welcher ſich auf den verſchiedenen 
Markiplägen einer Stadt im Berkehr zwischen Producenten und Confumenten herausitellt, 
als ein M. einer Waare nicht anerkannt werben. Wie der Marktverlehr überhaupt ein 
öffentlicher, jo ift auch der M., im Gegenfag zum GelegenheitSpreis, weſentlich ein offen- 
fundiger; halten Verkäufer und Käufer die Preife geheim, fo kann von einem M. der ge 
handelten Waare nicht die Rebe fein. Für die Feſtſtellung des M. beftehen viel- 
fach örtlihe Einrichtungen ; unrichtig ift e8, nur beim Vorhandenſein ſolcher die Begrün- 
dung eined M: zugeben zu wollen; auferamtliche Marktberichte haben wmannigfach 
Anerkennung gefunden. Derjenige, welcher fi) auf ven M. beruft, hat die einzelnen 
Thatſachen, und dieſe etwa durch Eideszuſchiebung zu beweifen, aus denen ber Richter 
das Ergebniß des M. ziehen Tann; in dieſer Weife kann auch ein Gegenbeweis 
gegen ben durch örtliche Einrichtungen nachmeislichen M. geführt werben. Die Eideszu- 
ſchiebung behufs Teftftellung des beftrittenen M. ift unftatthaf. Der M. als 
der genauefte Maßſtab fir den gemeinen Werth einer Sache wird überhaupt und ift 
namentlih im A. D. H. G.B. in den A. 357. 612. 613. 614. 713. 721. 879 der Scha⸗ 
densberechnung zu Grunde gelegt; weiter ift derjelbe beftimmend für Richtung und Um- 
fang der Speculation, ſowie Steigerung und Minderung der Production. 


Sf go, u. Lit.: A.D. H.G.B. N. 553. Sächſ. ade G.B. 8. 1087. v. Hahn, Comm 
zum A. D. H.G.B. Bd. 1. ©. 202. Bd. 2. ©. 119. Golbfhmidt, Hanbb. be H.%., Bd. 1 
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©. 581. Buſch, Archiv, Bo. 3. ©. 402. Bd. 12. ©. 267. Bb. 13. ©. 77. 3b. 14. ©. 70. 
©. 419. Bd. 15. ©. 29. Thol, HR, S. 404. Auerbach, Handelsgeſetz, Bd. 2. ©. 188. 
Soldfhmidt u Laband, Zeitihr. für H.R., Bd 9. ©. 266. 578. 
Keyßner. 

Diarsdenre (von maraude, Plünderung, Raub) find einem Kriegsheere angehö— 
rende Perjonen, welche zu Kriegszeiten ohne Ermächtigung eines Kriegsbefehlshabers im 
Feindeslande plündern oder rauben. Mofer läßt fie hervorgehen fowohl aus ber 
Reihe der Combattanten, wirflicher oder angeblicher Deferteure, als auch Nichteombattan- 
ten, die zum Troß der Armee rechnen, wie Knechte, Marketender u. |. w., ferner ſowohl 
aus der Neihe der Landesunterthanen als auch der Fremden, welche „fi die Gelegen- 
heit, etwas erbeuten zu fünnen, zu nutze machen wollen“. Stehen fie aber nicht in 
wirklicher Beziehung zum Kriegsheer im Feindeslande, fo erfcheinen fie nur als Räuber 
nad Landesrecht. Wegen Nichtbeobachtung der Kriegsfitte und Nichtermächtigung durch 
den Kriegsoberbefehlshaber genießen fie weder den Schub der Kriegsmanier noch des 
Kriegsrechts GHeffter, $. 127°, insbeſondere auch nicht als Kriegegefangene (Phillis 
more, III. 145). Wird der M. durch eine Perfon der feindlichen Armee handfeſt 
gemacht, ſo überliefert fie ihn deren Befehlshaber, geichieht es durch einen Lan- 
desangehörigen, jo kann der M. auch der Landesbehörde überliefert werden. Die 
Armee, welde ihre M. nicht beftvaft, mifachtet das Kriegsvölkerrecht. Beſondere Verord⸗ 
nungen wider die M. wurden vom Kriegsfirften, 3. B. durch den König von Preußen 
am 4. Dechr. 1757, oder durch die Kriegöcommandeure, 3. B. durd den Herzog Fer- 
dinand von Braunfchweig als General en chef der alliirten Armee am 10. Juli 1761 
erlaffen. In vdenfelben wird jeder Einwohner zur Arretirung derfelben ermächtigt, zur 
Ablieferung an die nächſte Garnifon, oder Obrigkeit, oder das Hauptquartier verpflichtet, 
der Erfa des Schadens vom reip. Regiment übernommen und die Marode mit dem 
Strange bedroht. Beiſpiele von Hängen, Enthaupten, Spiegruthenftrafe |. bei Mofer. 
Die meiften Völkerrechtscompendien jchmeigen über die Marode, Die immer vorziiglichere 
Disciplin der Kriegäheere civilifirter Bölfer der Gegenwart wird diefe Frage bald zu ben 
antiquitates iuris rechnen, fofern nicht nad) den Grundſätzen bonapartiftifcher Civiliſa— 
ion barbarifche Bölferfchaften, wie Turco's und Zuaven, in deren Armeen eingereiht 
werben. 

Sit: J. 3. Mofer, Verſuch des neueſten europ. Völkerrechts in Friedens u. Kriegs- 
zeiten, 1779, Th. IX. Bd. Il. 63 ff., und Deſſen Grundſätze bed europ. Völlerrechts in 
Kriegszeiten, 1752, ©. 131. A. Bulmerinca. 

Marquard, ISohann, geb. 21. April 1610 zu Lübeck, flubirte in Stalien, 
wurde Bürgermeifter in Lübeck 1663, ftarb 1668. 

Schrift: Tractatus politico-juridicus de jure mercatorum et commerciorum singu- 
lari, Francof. 1. 62. 

Lit.: Goldfhmidt, Handb. d. H.R., Erl. 1864, Bd. IL ©. 35. 

Teihmann. 

Marfiliuß de Menandrino, geb. zu Padua, war Franziskaner, lebte lange 
in Wien, flarb nach 1342. 

Schriften: Tractatus de translatione imperii — in Gemeinfhaft mit Joh. deJan- 


duno: Defensor pacis de potestate imperiali et papali adversus usurpatam Romani 
pontif. jurisdietionem (in Goldast, Monarchia),. 

tit.: Stobbe, 1. S. 455. — Schulze, Einl. in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, 
©, 46, Teihmann. 
Martens, Georg Friedrich von, geb. 22. Febr. 1756 zu Hamburg, ftubirte 
m Göttingen, wurde 1780 Doctor und Privatdocent, 1783 auferord., 1784 ord. Prof., 
1789 geabelt, mar 1808 — 13 weſtphäliſcher Staatsrath, feit 1814 bannoverfcher Geh. 
Rath, feit 1816 Bundestagsgeſandter und ftarb 21. Febr. 1821. 

‚ Schriften: De foro S. R. J. prineipum cum subditis suis litigantium, Gott, 1780 
(diss.), — Essai sur la legisl. des Envoyés & la dıete de Ratisboune, Gott. 1785. — 
Primae lineae jur. gentinm Europaearım practici (pr&cis du droit des gens moderne de 
!’Europe, 1789; Par. 1831) 1755; beutih: Einf. in das pof. europ. Völferrecht, 1796; 3. franz. 
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Ausg. 1821, herausgeg. von Pinheiro Serreira, 1831, 1846; engl. von Will. Cobbet, 
Philadelphia 1795: Summary of the law of nations; nochmals franz. v. Berge 1858. — 
Kerner Erzähl. merkw. Fälle des neueren Völkerrechts, Gött. 1800 — 1802. — Cours diploma- 
tique, Berl. 1801. — Grundriß einer dipl. Gef. der europ. Staatshändel u. Friedensſchlüſſe 
feit dem 15. Sb, Berl. 1607. — Sammlung der widtigften Reichsgrundgeſetze, Erbver⸗ 
einigungen ac., Gött. 1794. — Verſuch einer hiſt. Entwidelung des wahren Urjprungs des Wed- 
ſelrechts Gött 1797. — Geſetze und Verordnungen der einz. europ. Mächte liber Handelsrecht, 
Gött. 1802. — Grundriß bed daudeleregts 3. Aufl. 18?0. — Recueil des principaux”trai- 
tes d’alliance, de paix, de treve, de neutralit@, de commerce, de limites, d’eehanges, 
de garantie, Gött. 1761—1801. — Nouveau Recueil de traites depuis 1908 jusqu’a pre- 
sent, Gött. 1817; continue par Murhard et Pinhas, par Ch. Samwer, tom. 17?. 1869 (ein 
Auszug: Recueil manuel et pratique de traites, conventions et autres actes diploma- 
tiques par Ch. de Martens et Ferd. de Cussy, Leipz. 1346 — 57) 
Lit.: Mohl, II. 460—472. — Gessner, Droit des neutres sur mer 1865 p. 4. 
Teihmann. 


Martin, Chriftopb Reinhard Dietrich, geb. 2. Febr. 1772 zu Bovenden 
bei Göttingen, ftubtrte in Göttingen, wo er 1789 fid) als Tatferlicher Notar niederliek, 
promovirte 1796, wurde auferord. Aſſeſſor des Spruchcollegiums, 1802 aufßerord. Prof, 
1805 ord. Prof., ging nad) Heidelberg, fiedelte in Folge einer gegen Pak angeftrengten Un: 
terfuhung wegen Verbreitung einer Aufforderung zu fchleuniger Zufammenberufung der 
Landftände, nachdem er freigelprochen, nach Jena über, wo er Geh. Yuftizratb, Mitglied 
des Oberappellationdgericht8 wurde. Politiſch thätig war er 1837, legte 1842 feine 
Stellen nieder, begab fi) nach Dresden, danı nah Oſchatz, wurde zum Mitglied ber 
Commiſſion flr Bearbeitung einer neuen ſächſiſchen Civilproceßordnung ernannt, ging 
1853 nach Gotha, wo er 13. Auguft 1857 ftarb. | 

Schriften: Diss. de juste suspendendo judicio de expensis ete., Gott. 1796. — 
Lehrb. des deutſchen gemeinen bürgerl. Proceſſes, Gött. 1800; 13. Aufl.,, von Theodor Martin 
beſorgt, Leipz u. Heidelb. 1662. — De indole contumaciae in causis civilibus contentiosis, 
Gott. 1802. — Rechtsgutachten und Entſcheidungen bes beibelberger Sprudcollegiums, Heidelb. 
1808. — Lehrb. des deutſchen gemeinen Erim.Brc., Gött. 1812: 5. Aufl. von Temme, 
Leipz. u. Heidelb. 1857. — Anleitung zu dem Neferiren in Rechtsfachen, 1809; 3. Aufl. Hei- 
beib. 1829. — Lehrb. bes deutſchen gemeinen Crim. R., Heidelb. 1820— 25, 2. Aufl. 1829. — 


Borlefungen über die Theorie des beutfchen gemeinen bürgerl Procefies, herausgeg. v. Theodor 
Martin, Leipz. 1855 — 57. — Ueber Die Competenz der Tandftänd. Kammern des Königr. 
Sachſen in Kirchenſachen, Leipz. 1849. 
Lit: Lehrb. des deutſchen gemeinen bürgerl. Proceſſes, Leipz. u. Heidelb. 1562, Vorrede 
pag. XXVII—XXXIV. — Unſere Zeit, Leipz. 1857, ©. 603. 
Teihmann. 


Martinns de Fano, Schüler des Azo, geb. zu Fan, lehrte 1229 daſelbſt, 
fpäter zu Arezzo, wo er Rector wurde, 1255 zu Modena, 1260 podestä in ©enua, 
wurde Dominicaner zu Bologna, wo er gegen 1272 ftarb. 

Schriften: Quoniam plerique principalem causam (Syſtem des Proceſſes) — Wert 
über Libellformeln. — De jure emphyteutico (Tract. Lugd. V. 512), Colon. 1575, 1579. — 
De modo studendi. — De homagiis. — De alimentis. — De dotis restitutione. — De 
ordine judiciorum. — De arbitris. — De restitutionibus. — De exceptionibus impedien- 
tibus litis ingressum (Traet. Ven. 1584. III. 2. f. 102). — De testamentis. — De bra- 
chio 8. auxilio implorando per judicem eccl. a judice seceulari (Tract. Ven. 1581. XI. 2. 
f. 409). — Notabilia super decreto. — Notabilia super authent. 

tit.: Savigny, V. 487—495. — Wetzell, Syſtem bes orb. Eiv.Br., 2. Aufl. Leipz. 
1865, ©. 11. Teihmann. 

Martinus Sofia, geb. zu Bologna, berühmt megen feiner Streitigfeiten mit 
Bulgarus, erichien auf dem Roncalifchen Reichstage, ftarb gegen 1166. 

Schriften: Glossae. Sigle, M. Ma M. G. 

Lit.: Sapvigny, IV. 124 — 140, 481 — 493. Teihmann. 

Mascardi, Joſeph, geb. Mitte des 16. Jahrh. zu Sarzano bei Genua, war 
Generalvicar zu Mailand, zu Neapel, Padua, Piacenza, fpäter apoftoltfcher Protonotar 
und Coadjutor zu Ajaccio, ftarb Anfangs des 17. Jahrh. 


Er f&hrieb: Mascardi jeti Sarzanensis protonot. apost. conclusiones probationum 
omnium quae in utroque foro versantur practicabiles ac necessariae, Francof. 1788, 
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1619; Aug: Taurin. 1624. (Der drittel Band bis concl. 1429 von feinem Bruder Alde- 
u... * Allara, Histoire de la justice criminelle au seizi&me si&cle, Gand 1868, p. 481, 
482. — Wetzell, Syſtem des ord. Eiv.Prc, Leip. 1665 (2. Aufl), ©. 154. 

Teihmann. 

Mascob, Johann Jacob, geb. 1689 zu Danzig, ftudirte in Leipzig Theologie, 
dann Rechtswiſſenſchaft, ging auf Reifen, wurde 1719 außerord. Prof. in Leipzig, Mit- 
glied des Raths, ſpäter ord. Prof, Hofrath und Proconful der Stadt, ftarb 1761. 

Schriften: Abriß einer volftändigen Hiftorie des deutfhen R., Leipg. 1722 — 1730. — 
Geſch. der Deutſchen bis zum Anfange der fränf, Monarchie, Leipz. 1726- 37. — Commentarii 
de rebus imperii Romano - Germaniei, Lips. 1751 —53. — Einl. zu der Geſch. bed röm.- 
beutfchen R., Leipz. 1752. — Principia juris publiei Rom.-Germanici, Lips. H 7 ey 5. ed. 1769. 

eichmann. 

Maß⸗ und Gewichtsordnung. In Preußen hat zuerſt das Gef. vom 16. Mat 

1816 unter Aufhebung der localen und provinziellen Vorſchriften das Maß- und Gewichts- 
ſyſtem einheitlich organifitt. Als Grundmaß galt darnach der preuß. Fuß; derſelbe wurde 
in 12 Zoll zu 12 Linien eingetheilt; 12 Fuß machten eine Ruthe, 2000 Ruthen eine 
Meile, 180 (>Ruthen einen Morgen; der Scheffel jollte 3072 Kubifzolle enthalten und 
22 Zolle im Lichten weit fein, er zerfiel in 16 Metzen; 24 Scheffel machten einen Wis- 
pel; das Trittheil einer Metze war ein Quart; 60 Quart machten einen Eimer, 3 Eimer 
en Oxhoft, und !/, Eimer einen Anker; die Biertonmne enthielt 100 Quart, die Tonne 
zum Meſſen trodener Waaren einen Sceffel. (Vgl. insbeſondere die Anweifung vom 
16. Mat 1816 zur Anfertigung der Probemaße und Gewichte 88. 1—17.) Das Ge 
wihtöiyften wurde unter Abänderung der im Jahre 1816 getroffenen Feſtſetzungen durch 
das Gel. pom 17. Mai 1356, betr. die Einführung eines allgemeinen Landesgewichts, 
neu geregelt. Danach bilvete das durch die Verordnung vom 31. Oct. 1839 für den 
Zollverkehr eingeführte Pfund das Urgewicht; 100 Pfd. machten einen Sentner, 40 Cent: 
ner oder 1000 Pfo. eine Schiffslaſt; das Pfund wurde in 30 Loth, Das Loth in 10 
Duentchen, das Quentchen in 10 Cent, der Cent in 10 Korn getheilt; befondere Mebi- 
cinal⸗ und Juwelengewichte follten nicht mehr ſtattfinden; das Münzgewicht wurde durch 
das Gef. vom 5. Mai 1857 befonder® geregelt. Zur Aufrechthaltung diefer Beitimmun- 
gen war 1816 eine Normal-Eichungs-Commifjion in Berlin eingefett, als Centralbehörde 
für die Prüfung der Probemaße und Gewichte; in den einzelnen Regierungsbezirken Pro— 
vinzial-Eihungs-Conmiffionen, auf deren Zufammenjegung die Stadtverorbneten des be- 
treffenden Orts einen Einfluß übten, endlich Eichungsämter in den größeren Stäbten, 
welche reine Sommunalanjtalten waren. 

Nachdem ſodann durch U. 4 Nr. 3 der Bundedverfaffung die Ordnung des Maf- 
und Gewichtsſyſtems auf den Id. Bund übergegangen war, fo hat das Bundesgeſ. vom 
17. Aug. 1868 eine völlig neue Maf- und Gewichtsordnung gelchaffen. Die Grundlage des 
Maßes und Gewichts ift danach das Meter oder der Stab, mit decimaler Theilung und 
Vervielfachung. Das Meter ift zwar nicht im ſtrengen Sinne ein Naturmaß, da e8 
überhaupt einen Körper, den die Natur in unveränderlihen und gleichen Dimenfionen her= 
vorbringt, nicht giebt, und die Grabmeffungen zur Beftimmung der Entfernung des Pols 
vom Aequator (das ſog. Erdquadrat), deſſen zehnmillionjter Theil das Meter if, ſowohl 
wegen der Veränderlichleit der Geftalt der Erde, als auch wegen der Schwierigkeit. eracter 
Meffungen nur eine relative Genauigkeit ergeben. Man hat aber durch einen damals 
angefertigten PBlatinftab, den tim kaiſerl. Archive zu Paris aufbewahrten Metre des Ar- 
chives, jede Zweideutigkeit für die Einheit dieſes Längenmaßes bejeitigt. Als Urmaß für 
den Nd. Bund gilt demgemäß derjenige Platinftab, welder im Befige der preuß. Re— 
gterung ſich befindet, und im Jahre 1863 durch eine won diefer und der franz. Regie 
zung eingeſetzte Commiſſion mit dem erwähnten franz. Urmaße verglichen worben if. 
Das Meter bildet dann wiederum die Einheit der Längenmaße, der hundertſte Theil des⸗ 
jelben beißt das Gentimeter oder der Neuzoll, der taufendite Theil dad Millimeler oder ver 
Strich, zehn Meter heifen das Derameter oder die Kette, taufend Meter beißen das Kilo- 
meter. Die Einheit der Flächenmaße bildet das Quadratmeter oder der Quadratſtab; 
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hundert Ouadratmeter heißen das Ar, zehntaufend Quadratmeter heißen das Hectar. 
Die Grundlage für die Körpermaße bildet das Kubikmeter oder der Kubilftab; die Ein— 
beit ift der taufendfte Theil des Kubikmeters und heit das Liter oder die Kanne, Das 
halbe Liter heißt der Schoppen, hundert Liter oder der zehnte Theil des Kubikmeters heißt 
das Hectoliter oder das Faß, funfzig Liter find ein Scheffel. Als Entfernungsmaß dient 
die Dieile von 7500 Metern. — Mit dieſem Linienmaß könnte auch die Gewichtseinheit 
Dargeftellt werben, das Gewicht des Waſſers, melches eine Raumeinheit bei einer feftge- 
ftellten Temperatur faßt. Da dies aber bod nur eine Definition fein würde, fo Bat 
man ein zweites Urmaß als Gemwichtseinheit hingeftellt. ALS Urgewicht gilt das im Beſitz 
der preuß. Regierung befindliche Platintilogramm, welches im Jahre 1860 durch eine 
von der preuß. "und der franz. Regierung niedergeſetzte Commiffion mit dem im kaiſerl. 
Archive zu Paris aufbewahrten Kilogramme prototype verglichen ‚worden if. Dies 
Kilogramm, gleih zwei Pfund, iſt das Gericht eines Liter Deftillirten Waſſers bei 
—+- 4 Grab des hunderttheiligen Thermometerd. Das Kilogramm wird in 1000 Gramme 
eingetheilt, mit decimalen Unterabtheilungen; zehn Gramme heißen das Delagramm oder 
Neuloth; der zehnte Theil eines Gramms beißt das Decigramm, der bundertfte Das 
Centigramm, der taufendfte das Milligramm; ein halbes Kilogramm heißt das Pfund; 
50 Kilogramme oder 100 Pfund heißen der Eentner, 1000 Kilogramme oder 2000 
Pfund heißen die Tonne. 

Zum Zumefjen und Zumägen im öffentlichen Berfehre dürfen nur gehörig geftem- 
pelte Maße, Gewichte und Waagen, bei dem Verkaufe meingeiftiger Flüſſigkeiten nad 
Stärfegraden nur gehörig geftempelte Altoholometer angewendet werden; der in Füflen 
zum Verkauf fommende Wein, mit Ausnahme des in Originalgebinden verfauften aus- 
ländifchen Wein, darf nur in geftempelten Fäſſern überliefert werden; endlich follen auch 
Gasmeſſer gehörig geſtempelt fein. 

Zur Ausführung diefer Beftimmungen wird eine Normal-Eihungs-Commilfion vom 
Bunde beftellt und unterhalten, während die Errichtung der Eichungsämter durch die Pan= 
deöregierungen nad den Landesgeſetzen erfolgt. Die Normal: Eihungs - Commiffion it 
nad einer Bekanntmachung des Kanzlerd des No. Bundes vom 16. Fehr. 1869 in 
Berlin errichtet. Diefelbe hat auf Grund des A. 18 der Maß- und Gewichtsordnung unterm 
16. Juli 1869 eine ausführlide Eichordnung und unterm 12. Dechr. 1869 eine Eid; 
gebührentare erlaſſen (bejondere Beilagen zu Nr. 32 und Nr. 40 des Bundes-Geſ.-Bl 
Yahrg. 1869). Auch hat der Bundesrath auf Grund des A. 10 der Maß- u. Gewichtsordnung 
nach Vernehmung der Normal: Eihungs-Eommiffion Beftlegungen über die äußerten Grenzen 
der im Affentlichen Verkehr noch geduldeten Abweichungen der Maße, Gemichte und Waa⸗ 
gen von der abjoluten Richtigkeit getroffen (Bekanntmachung des Kanzler des No. Bım- 
des vom 6. “Dec. 1869). 

Die Anwendung diefer Naß- und Gewichtsordnung ift bereit8 vom 1. San. 1870 
an geftattet, injofern die Bethetligten darüber einig find, mit dem 1. Ian. 1872 tritt 
fie in geſetzliche Kraft. 

Dem bier gegebenen Beiſpiele ift bereit8 Baiern durch die Maß- und Gewichtsordnung 
vom 29. April 1869 gefolgt, in den Übrigen ſüddeutſchen Staaten werden übereinftimmend 
Geſetze vorbereitet. In Folge deſſen hat das Bundesgefeg wegen Ergänzung der Maf- und 
Gewichtsordnung vom 10. März 1870 den Bundesrath, ermächtigt, nach VBernehmung der 
Normal: Eihungs- Commiffion zu beftimmen, daß Maße, Gewichte und Meßwertzeuge, 
welche von der Eichungsftelle eines nicht zum Nd. Bunde gehörenden Staats, deſſen 
Maß: und Gewichtsweſen in Nebereinftimmung mit demjenigen des Nd. Bundes geordnet 
ift, geeicht umd mit dem worfchriftsmäßigen Stempelzeihen beglaubigt worden find, im 
Bundesgebiet im öffentlichen Verkehr angewendet werben dürfen. 

Lit.: Jolly, Maß und Gewidt. in Bluntſchli's Staatswörterbuch, Bd. VI. (18561), 
©. 5541 ff. Weber einheitliches onen mitgetheilt durch Helferich in der Ztfhr. für vie 
gef. Staatswiſſenſch, Bd. 17 (1861), ©. 125. Segnik, Einige Betrachtungen über Maße 
und Gemwidte (a. a. D. 339), v. Rönne, Staatörecht der preuß. Monardie, 2. Aufl Th. U. 


Abth. 2. S. 372. Thudichum, Verfaffungsrecht des Nd. Bundes, Tüb. 1570, ©. 356 fi. 
Ernſt Meier. 
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Mafnerins, Joſ. Ant. (le Mafurier), flarb gegen 1450. 


Er ſchrieb zu Anfang des 15. Jahrh. eine Practica forensis cum Nepotis a Monte 
Albano libello de exceptionibus, 1534, 1548; cum notis Castritii, Francof. 1573; franz. 
yon 1610. — Aureus ac perutilis extractus Masueri judiciorum praxin curiaeque par- 
lamenti supremae stilum continens, 1520. 

git.: Allard, Histoire de la justice criminelle au seiziöme siöcle, Gand 1868, 
p- 410, 411. — de Wal, Beitr. z. Lit.⸗Geſch. d. Civ Pre. Erl. 1866 $. 25. 90 u. Nachtrag. 

Teihmann. 

Matthäus, Antonius, geb. 1601 zu Herborn, wurde 1628 in Harderwyk 
Rechtslehrer am Gymnaſium, 1634 in Utrecht, wo 1636 bie Univerfität, eröffnet wurde, 
an der er eine Stelle in der Yuriftenfacultät erhielt, ftarb 1654. 

Säriften: De judiciis disputationes XV, Traj. ad Rhen. 1639, 1643: ed. Stru- 
vio Jen. 1680. — De ceriminibus ad Il. XLVII. et XLVIII. Dig. comment, Traj. 1614; 
Amstel. 1661; Antv. 1741. Tieini 1803 c. annott. Nani. — Disput. de successionibus, 
Jen. 1678 ed. Struvio. — De auctionibus libri II. Ultraj. 1653. — Orationes, Ultraj, 
1655. — Paroemiae Belgarum usitatissimae, Ultraj. 1667. — Reeitationes solemnes ad 
tit. Cod. de pignor. et hypoth. 

Lit.: Zugler, Beiträge, Bd. II. S, 289— 295. — Geib, Lehrb. des deutſchen Straf 
rechts, 1661, I. ©. 285. — Hälſchner, Das preuß. Strafreht, Bonn 1855, I. S. 155, 156. — 
Wetzell, Syſtem bes orb. Civ.Pre., Leipz. 1865, ©. 18. Teihmann. 

Matthäus de Afflictis (Wfflitto), lebte von 1448 — 1528, mar Staatd- 
rath unter Ferdinand I. von Neapel, dann Präſident der königl. Kammer. j 

Er fhrieb: Comment. super constitutiones regni Sieiliae. — Lecturae super con- 
suetudines neapolitani regni Lugl. 1535. — Decisionum sacri regii neapolitani consilii 
centuriae quatuor, Venet. 1564; Francof. 1616. 

Lit.: Allard, Histoire de la justice criminelle au seizieme siecle, Gand 1868, p. 401. 

Teihmann. 


Maurenbrecher, Romeo, geb. 12. Oct. 1803 zu Düffelvorf, ftudirte in Bonn, 
Marburg, Göttingen, Berlin, habilitirte fih 1827 in München, wurde 1828 Privat: 
docent in Bonn, dann Ordinarius für Staatsrecht, deutjches Privatrecht und rheiniſches 
Recht (1839), ftarb zu Düffeldorf 5. Dechr. 1843. 

Schriften: Jur. germ. atque praesertim saxonici de culpa doctrina, 1827. — Ad 
loc. jur. feud. I F. 9 qui success. teneantur comm., 1827. — Ueber die im Erbf. Münfter 
geltende ehel. Gütergemeinfchaft, 1828. — Jur. feud. longob. de invest. event. indole ac 
natura doctr.. 1828. — Xebrb. bes heutigen gemeinen beutjhen R., 1832, 1834. — Grundfäte 
des heutigen beutfhen Staatsrechts, 1537. — Die deutfchen regierenden Fürften und die Sou— 
veränetät, 1839. — Lehrb. des gefammten heutigen gemeinen deutſchen Priv. R., Bonn 1834, 
2. Ausg. 1840, 1855. Teichmann. 

Medikaſterei (Medicinalpfuſcherei). Ohne ſtaatliche Genehmigung erfol⸗ 
gende Ausübung ärztlicher (incl. wundärztlicher) oder geburtshülflicher Functionen. Preu⸗ 
gen beſtraft dieſelbe, inſofern ſie gegen „Belohnung“ oder einem beſonderen an den Be— 
treffenden erlaſſenen polizeilichen Verbote zuwider erfolgt; Oeſterreich, inſofern fie gewerbs⸗ 
mäßig betrieben wird; Baden, wenn nach zweimaliger polizeilicher oder einmaliger 
crimineller Beſtrafung; Sachſen ganz allgemein (die Ausübung gegen Entgelt iſt Schär- 
fungsgrund) ; Würtemberg, wenn im gemwinnfüchtiger Abficht. Letztere unterfcheidet im 
Weiteren, ob Schaven geftiftet, oder ob blos Gefahr für den Kranken herbeigeführt ward, 
oder ob weder Schaden noch Gefahr eintrat. Ferner gleih Baden den Tall, wo der 
Handelnde einer Approbation überhaupt entbehrt, von dem, wo er zwar im Befige einer 
beichräntten Licenz ift, aber beren Grenzen mit den betreffenden Functionen überfchreitet. 
Im letzteren Falle jol unter gewiflen Vorausſetzungen eine zeitlihe oder dauernde Ent- 
ziehung der Berechtigung verhängt werden. Auf die Ueberichreitung der blos örtlichen 
Begrenzung eines betreffenden Rechts find aber die fraglichen Beftimmungen nicht anzu= 
wenden. — Sympathetiſche Curen gehören nicht hierher, wohl aber magnetifche (ſächſiſche 
Berordnungen). — Preußen nimmt ausprüdlich den Fall dringender Noth aus. 

Der Nd. Entw. hat mit NRüdfiht auf die Grundſätze der Nd. Gewerbeordnung die 
ganze Beſtimmung fallen gelaffen. 
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Sfgb.: Preußen 8.199. Defterreich 343, 44. Würtemberg 459. Polizeiftrafgef. A. 35—38. 
Sadıjfen 164. Baben 255, 56. Merkel 

Meiergüter: eine Art derjenigen Bauergäter, welche man im Allgemeinen als 
Güter im erblihen Baurecht oder als Colonate bezeichnet und deren dharafteriftiiches 
Unterſcheidungsmerkmal darın befteht, daß der Bauer ein mit der Entrichtung beftimmter 
jährlicher (gewöhnlich Natural) Abgaben beſchwertes dingliches und erblihes Nugungs 
recht am Gute hat. Die M., deren Erblichkeit ſich erſt allmälıg aus der Verleihung 
auf unbeftunmte Zeit oder auf ein -oder zwei Leiber entwidelt Kat, kommen namentlich 
in den niederſächſiſchen Gegenden (Weftphalen, Hannover, Braunjchweig) vor. Bielfad 
hat ſich bei dieſem Verhäliniß auch der Gedanke geltend gemacht, daß der fogen. Meier 
zugleich Verwalter der das Eigenthum am Gute innehabenden Gutsherrſchaft ift und 
dem Hofe daher auch im Intereſſe derfelben, nicht blos im eigenen vorftchen fol. Der 
Meier Hat das vollftändige Nutznießungsrecht am Meiergut und deſſen Pertinenzen, bat 
aber dafür auch die auf demſelben ruhenden Staats-, Communal= und anderen Yaften 
zu tragen. Hinſichtlich der in Betreff des Meiergutes entſtehenden poſſeſſoriſchen und pe- 
titorifchen Procefle ift er ſowohl activ, als paſſiv Legitimirt. ‘Dem Gutsherrn hat er die 
jährlichen Meierzinſen und Meterdienfte nach den beftehenden Verträgen (log. Meierbrie- 
fen) oder nach dem Herfommen als Reallaft von dem Gut zu leiften. Unter Leben: 
den darf er weder das ganze Gut noch einzelne Theile ohne den Conſens der Gutsherr⸗ 
ſchaft veräußern noch fonft belaften. Was die Vererbung des Meierguted betrifft, ſo ift 
dieſelbe bei der Untheilbarkeit vefjelben immer nur an einen Erben des Meiers (den joy. 
Anerben) möglih. Ob alle Verwandte des Meiers erbfähig find oder nur gewille Klaß 
fen verfelben, auf welche Weiſe der Anerbe beftimmt wird (ob durch die Auswahl des 
Meiers, des Gutsherrn ꝛc.) und in wie weit der Meier die Inteftaterbfolge durch Teſta— 
ment abändern Tann, darüber enthalten die particulären Normen (namentlich die og 
Meierordnungen der einzelnen Gegenden) verfchiedene Beftimmungen. Zur Erhaltung des 
Rechts des zur Bewirthſchaftung unfühigen Anerben, welchem der Gutsherr für Die Re 
gel die ſog. Bemeierung, d. h. die Meberlaffung des Gutes verfagen darf, kann mit Con: 
ſens des erfteren eine ſog. Interimswirthſchaft ftattfinden (ſ. Diefen Art... Unter Ab- 
meterung verfteht man die Entfernung des Meiers aus dem Gute. Diefe kann ftattfin- 
ben, wenn der Meier in der Leiftung der Zinſen und Dienfte ohne Urſache, gewöhnlid 
brei Jahre hindurch ſäumig ift; wenn der Meier durch feine Schuld (Fahrläſſigkeit, 
ſchlechte Wirthichaft) das Gut herunterbringt ; ohne Conſens des Gutsherrn veräußert ; 
wenn berfelbe in Concurs geräth ; wern der Meier unfähig wird, dem Hofe ferner vor⸗ 
zufteben, jedoch braucht derſelbe, wenn dieſe Untüchtigfett in Folge ſeines Alters oder ın 
Folge von Krankheit eingetreten ift, nur das Gut an den Anerben abzutreten und erhält 
ſeinerſeits die Leibzucht oder das Altentheil. Im allen anderen Fällen außer dem lebt: 
gevachten hört mit der Abmeierung auch das Necht der Familie des ‚Meier auf. In 
neuerer Zeit find in einzelnen Staaten, fo 3. B. in Preußen mit der Aufhebung des 
Obereigenthums der Gutsherrfchaften an den bäuerlichen Befigungen auch die Rechtsver⸗ 
hältnifje diefer Art von Gütern erheblich verändert werben. 

Lit.: Geſenius, Das Meierredt, 2 Bde, Wolfenblittel 1801, 1803. B. W. Pfeiffer, 
Das deutſche Meierrecht, Kaflel 1848. P. Wi ganb, Die Provinzialredhte der Fürſtenthümer 
Paderborn und Corvey, 3 Bde., Leipz. 1834. Grefe, Hannovers Recht, 3° Aufl. 2, 144 fi. 

P. Hinſchius. 

Meineid: die bewußte Verlegung des bürgerlich verbindlichen Eides. Eine Spe⸗ 
cies der im Art. „Fälſchung“ charakteriſirten Verletzungen der publica fides. Der durch 
den M. in ſeinen Grundlagen bedrohte öffentliche Credit der Eidesform erſcheint als der 
unmittelbare Gegenſtand des Verbrechens, als der mittelbare das Intereſſe an der geord⸗ 
neten Rechtsverwirklichung, für welche in dem Beſtande jenes Credits eine weſentliche Be 
Dingung gegeben ift. — Die in dem M. liegende Verlegung des religiöfen Gefühle iſt 
für die juriftiiche Behandlung deſſelben nicht maßgebend, auch Dort nicht, wo derſelbe ver: 
tehrter Weiſe den Verbrechen gegen die Religion äußerlich eingereiht wird (Sachſen, Thi- 
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ringen). Er hätte genau dieſelbe ftrafrechtlihe Behandlung zu erfahren, wenn die Eives- 
form den religiöjen Charakter verlöre. — Das Delict begreift: 1) Die wiſſentlich falfche 
Ableiftumg des zugelchobenen, zurückgeſchobenen oder auferlegten Eides ; 2) Die wiffentlich 
falſche Ableiſtung des Zeugen- und Sacwverftändigeneides in Civil- und Straffaden. 
Diefer Eid kann die Form des affertorifchen (die Wahrheit einer bereits erfolgten Aus- 
ſage befräftigenven) oder die des promifjorifhen (Die Zuſage einer beftimmten künftigen 
Leiſtung befräftigenden) Eives haben. Hinſichtlich der Strafbarkeit begrimdet dies keinen 
Unterihid. Im Uebrigen |. in Betreff der Verletzung der Ietteren Form den Art. 
„Eidesbruch.“ 3) Die wilfentlih faliche Ableftung des Cautions- und die des Mani— 
feftationgeides, worüber Art. „Eidesbruch.“ ' 

In objectiver Himficht gehört zum M.: 1) Das Ausſprechen ver Eivesformel. 
Dies kann jedoch, ſoweit dies jonft als zuläffig ericheint, auch durch einen Bevollmächtig⸗ 
ten ftattfinden. — Ber Beamten und ftändigen Experten genügt die Berufung auf den 
ein für allemal abgelegten Dienfteiv. Auch bei Anderen die Berufung auf einen in ber 
nämlichen Angelegenheit geleifteten Eid (Breußen, Nd. Strafgef.). Ferner bei den Angehö- 
rigen gewiſſer Secten (der Mennoniten, Philipponen ꝛc.) kraft beſonderer gejeglicher Be- 
willigung das Ausiprechen der ihrem Belenntnifje entſprechenden Betheuerungsformel. — 
Im Uebrigen wird die unwahre Berfiderung an Eidesftatt unter gleichen 
Vorausſetzungen wie der M., jedoch als ein geringere Delict, unter beſondere Strafbe- 
funmungen gezogen. 2) Die Ableiftung des Eides vor einer zur Eidesabnahme com= 
petenten Behörde. 3) Diefe Ableiftung unter Berbältniffen, welde dem Eide eine 
rechtliche Wirkſamkeit verleihen. ‘Diele fehlt dem ide, der einer eivesunfähigen Perjon 
oder einer foldhen, deren Vernehmung geſetzlich unterfagt tft, abgenommen, oder in einer 
Sache, m welder die Eidesabnahme ungeſetzlich ift, oder ınit Verlegung mwelentlicher Förm⸗ 
Iihteiten gefchworen wird. Hier hat deshalb die Strafe des M., auch wenn deſſen ſon⸗ 
ftige Merkmale vorliegen, nicht einzutreten (vgl. Batern 195. p. 2, 3, Baben 492, Wi- 
derfprechenve Urtheile bet Oppenhoff). Yu den weſentlichen Förmlichkeiten ift die üb— 
liche Belehrung über den Eid nicht zu zählen. — Bon dem nichtigen Eide zu unter 
ſcheiden tft der zu Gunſten einer Berjon geichworne, bezüglich welcher der Schwörende das 
Recht hatte, die Abgabe eines Zeugniſſes zu verweigern, ohne davon in Kenntniß gelegt 
worden zu ſein. Ebenſo der Eid desjenigen, der über ihn felbit compromittirende That- 
ſachen Auskunft zu geben veranlaßt werden wil. Jedoch laſſen Baiern, Baden und ber 
öfterreichifche Entw. (vgl. Belgien 225) im Falle der wiſſentlich falfchen Ableiftung dieſer 
Eide auch hier eine Strafe nicht eintreten (ebenfo in Betreff des zulegt erwähnten Tides 
die würteınbergiiche und öfterreihifche Praxis), Das No. Strafgel. und Sachſen laſſen 
die bezeichneten Umftände nur als Milderungsgründe gelten. Heſſen und Dänemark nur 
den zulegt erwähnten. 4) Ein Widerſpruch zwiſchen der eiblihen Ausfage und dem That: 
— worauf fie ſich bezieht. A. M. Siebdrat (Das Strafgeſetz für Sad 
en 181). 

In fubjectiver Hmficht gehört zum Meineide Bewußtjein von dem eben bezeich- 
neten Widerſpruche, und zwar beim affertorifchen Eide im Momente des Ausjprechens 
ber Formel. Die Uebereinftimmung der letzteren mit den religiöfen Anjchauungen des 
Schwörenden ift gleichgültig. Der Grund feiner rechtlichen Verantwortlichfeit liegt nicht 
in der Macht der Formel über fein Gemüth, ſondern in deren ftaatlicher Geltung (ver: 
ſchiedene Anfihten bei Oppenhoff). — Verſchieden vom M. ift der fahrläffige 
Falſcheid, der jedoch neuerdings meift ebenfalls unter Strafbeftunmungen gezogen wird 
Mb. Strafgel., Preußen, Sachſen, Thüringen, Braunfchweig, Hamburg, Olvenburg, 
Zürider Entw., Bremer Entw.). 

Bollendung liegt beim affertoriichen Eide wor, fobald die Eivesformel ausge⸗ 
ſprochen ift (ſ. indeß Baden 493, 94. — In Betreff des promifforiichen Eines ſ. „Eides⸗ 
bruch“); Ver ſuch, wenn die Eidesleiftung begonnen hat. Die bloße Bereiterflärung zu 
legterer enthält ihn nicht (ſ. aber Heflen 241, Braunſchweig 136. Verſchiedene Urtheile bei 
Oppenhoff). — Die verurfahte Berleitung zum M. wird häufig fpeciell bedroht 
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Nd. Strafgeſ., Preußen, Oeſter. Entw., Belgien, Bremer Entw.) Schulge fordert, daß 
bie Berleitung zum falichen Eide (d. i. zum wiffentlich, fahrläfftg oder gutgläubig geſchwor⸗ 
nen Falſcheide) als felbftändiges Delict behandelt werve. — Wird eine Mehrheit von 
Ausfagen nur einmal oder eine beſtimmte Ausfage zweimal beichworen, jo Tiegt nur 
Ein Delict vor. 

Die höchſte Stufe der Strafbarkeit nimmt im Allgemeinen der M. in Straffacen 
ein, der aber felbft wieder auf ſehr verſchiedenen Stufen ftehen Tann. Es ift bier zu 
unterfcheiven, ob der M. völlig wirkungslos blieb, oder ob er eine Rechtögefährbung oder 
eine effective Nechtöverlegung herbeiführte, und im legteren Falle, ob eine ungerechte Frei- 
ſprechung oder eine ungerechte Verurtheilung erfolgte, und wieder im letzteren, ob das Ur: 
tbeil zum Vollzuge fam oder nicht, und ob es ſich um eine fchwerere oder eine gelindere 
Beftrafung handle. Die C. C. C. drohte hier Zalton (vgl ven C. p. 361, Sachſen 223, 
Baden 488, 89). Die Handlung wird regelmäßig, wie beim M. überhaupt, zugleich un- 
ter einen anderen Berbrechensbegriff fallen. So fann fie die Merkmale des verfuchten 
oder vollendeten Mords oder der widerrechtlichen Freiheitsberaubung an ſich haben x. 
Der M. in Civilfachen wird regelmäßig einen Betrugsverſuch enthalten. — Es würde 
jedoch nicht richtig fein, hier die Grundfäge über Concurrenz zur Anwendung bringen zu 
wollen (ſ. „Fälſchung“). 

Der aus eignem Antriebe, vor Eintritt eines Rechtsnachtheils für Dritte erfolgende 
Widerruf wird von einigen Geſetzen als Strafausſchließungsgrund und zwar entweder 

anz allgemein (Braunſchweig) oder lediglich in Bezug auf den M. in Strafſachen 

—2* Sachſen) oder endlich nur in Bezug auf den fahrläſſigen Falſcheid (Nd. Strafgeſ, 
Preußen, Hamburg, Oldenburg, Thüringen, Züricher Entw.), von anderen Geſetzen als 
Milderungsgrund (Baden, Heflen, Sachſen und Nd. Strafgef. — letztere, ſoweit fie nicht 
völlige Straflofigkeit gewähren —) bebanbelt. 

Hinfihtlih der Berjäbrung des M. in Straffachen beftimmt Batern, daß die- 
ſelbe nicht beginnen folle, fo Lange fih der durch den M. Berlegte in Haft befindet. 

Der M. gehört zu den infamirenden Berbrehen. Zu den Ehrenfolgen, weldye mit 
ihm verbimden zu werben pflegen, gehört die dauernde Eidedunfähigkeit. 

Sfgb. u. Lit: Nd. Strafgef. SS. 151—60. Preußen 125—32. Baiern 192—203. Sachſen 
221—28. Würtemberg 227—34. Baden 484—508. Defterreich 1998, 204. Helfen 233— 43. 
Thüringen 172 — 78. Hamburg 111—14. Braunfchweig 135 —42. Züricher Entw. 90, 91. 
Bremer Entw. 75, 76. Frankreich 361 —66. Belgien 215—26. — Schulte, Die Berleitung 
zum falſchen Eide als feldftändiges Verbrechen, Berl. 187U. Merkel. 

Meiſter, Chriſtian Friedrich Georg, geb. 1710 zu Weickersheim, ſtudirte 
in Göttingen, wurde 1750 auferordentl. Prof., 1754 ordentlicher Prof, 1764 Hofrath, 
ftarb 1782. 

Schriften: De fide ejusque jure in usucapione et praescriptione, Gott. 1741 (dise.). 
— Prince. jur. crim. Germ., Gott. 1755, 5. edit. 1780. — Ausführliche Abhandl. bes peinl. 
Prozeſſes, Gött. 1758—1764. (Bollft. Eiml. 3. peinl. Nechtsgelehrfamleit, Gött. 1764, 1776.) 
Select. opusc. max. ad jus civ. ejusque hist. pertinentium sylloge, Gott. 1766, 1775. 

Lit.: Weidlich, Biogr. Nadrichten von den jetzt lebenden Rechtögelehrten in Teutfchland, 
II. & 23— 29. Teihmann. 

Meifter, Joh. CHrift. Friedrich, geb. 20. Juni 1758 zu Hollenbach, wurde 1779 
Fazarethfecretär, 1781 Juſtitiar, 1782 Yuftizeommiffar und Notar, 1784 Juſtizcommiſ⸗ 
ftonsrath zu Brieg, 1792 Prof. in Frankfurt, 1816 Dr. med. hon. causa, zulegt in 
Breslau, 1819 'penfionirt, farb 5. Febr. 1828 zu Streblen. 

Schriften: Ueber Pollicitationen und Gelübde, 1781. — De Ant. Caracalla, 1792. — 
Comm. ad l. 7 pr. D. de leg. IIL, 1794. — Urtheile und Gutachten in peinl. und anderen 
Strafiällen, 1808. — Ueber Aufnahme und fortbauernvde ©iltigfeit des Sachſenrechts in Schle- 
bei 1508. — Lebrb. des Naturrechts, 1509. — Borerfenntniffe und Snftitutionen des pof. 

riv.R., 1810. — Ueber ben Eid, 1810 (De vera notione, usu et efficacia jurisj., 1811). — 
rolus. ad l. 68 pr. D. 7. 1 et 1. 288. 1. D. 22. 1. 1810. — Ueber Entfagung eines Ber- 
[nibeten auf die Erbidaft, 1811. — Legis Centum Capuae..., 1812. — Ueber bie Grenz- 
inien ber richterl. Gelindigteit in pein!. Fällen, 1812. — Ueber d. Grund db. hohen Berfchieden- 
beit d. Philoſ. im Urfage d. Sittenlehre, 1812 — Jus Rom, privatum idque purum, 1813. 
Lit.: Neuer Nelrolog ber Deutichen, 6. Bd. ©. 812 — 815. Teichmann. 
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Meliorationen und Deteriorationen des Lehns. Bei einer Sonderung 

des Lehns vom Allove ſoll denjenigen, welchen ein Anſpruch auf das Allodialvermögen 
zufteht, Erſatz geleiftet werben fir Diejenigen M. des Lehns, welche der Vaſall, auf deſſen 
Sefammtvermögen fih die Sonderung bezieht, oder ein folder, den er als Erbe reprä- 
fentirt, bewirkt hat, Was aber gehört ın foldem Falle zu den zu vergütenven Verbeſſe— 
rungen ? Es Fr dabın nicht diejenigen Verwendungen, welche wegen der ftattgehabten 
versio in rem (Ger ber fagt: durch die von dem Befiger vorgenommene Nacftiftung) eine 
Lehnſchuld begründen, und e8 gehören dahin ferner nicht ſolche Ausgaben, welde ver Bajall 
zur Erhaltung des Gutes in einem dem Zeitbedürfniß eniſprechenden, orbnungsmäßigen 
wirtbfchaftlichen Zuftande gemacht hat; man Tann daher jagen, daß als M. nur jolche 
Verwendungen anzufehen jeien, welche einerſeits nicht den Charakter einer zur Begrlin- 
dung einer Lehnſchuld geeigneten versio in rem haben und andererfeitö doch über das 
hinausgehen, was der Befiter in Folge der ihm obliegenden Erhaltungspflicht zu leiſten 
verpflichtet war. Mande Ausgaben können je nach Lage der Berhältniffe Verwendungen 
der einen oder ber andern ober ber dritten Art fein und es ift daher zunächſt aus den 
tbatjächlichen Umftänden feftzuftellen, vb eine zu vergütende M. vorliege oder nicht. Iſt 
dies der Fall, jo ift, wie am Eingange beinerft, nach der gemeinrechtlich herrichenden An- 
fiht Erſatz zu leiſten, obwohl es richtig iſt, daß weder das deutliche noch das lan⸗ 
gobardiſche Lehnrecht eine allgemeine Erfagpflicht des Yehnsfuccefford anerkennt. Schwieriger 
iſt es zu beftimmen, nach welchen Grundſätzen die Erfagleiftung zu gejheben babe. Of: 
fenbar fann die in II. Feud. 28. $. 2. aufgeftellte Regel: Si vasallus in feudo ali- 
quod aedificium fecerit vel ipsum sus pecunia melioraverit et contigerit postea, 
ut vasallus sine filio masculo decedat, dominus aut patiatur aedificium auferri 
aut solvat pretium meliorationis — nicht als genügend angefehen werben für die Be— 
urtheilung aller hierbei möglicherweife in Belradyt kommenden Verhältniſſe. Dennoch 
eben viele Schriftfteller dieſen Eat als die einzige und überall zur Anwendung zu 
ringenbe Entſcheidungsnorm für alle Arten der M. bezeichnet. Andere haben auf die 
Aufftellung eined allgemein maßgebenden Princips verzichtet und Tediglih auf die Praxis 
der Lehnshöfe und Gerichte, ſowie die Particularrechte, welche die Lehre zum Theil ganz 
felbftändig georonet haben (z. B. ALR. I. 18. 8. 257 ff., baieriſches Lehngedict von 
1808. 8. 180, Roth: Medlenburgifches Lehnrecht 8. 85), verwiefen. Wieder andere 
haben dagegen dadurch ein ficheres Fundament zu gewinnen gejucht, daß fie den Baſallen, 
auf deffen Vermögen fi die Eonderung bezieht, dem bonae fidei possessor, welcher ein 
vindicirtes Gut zu reftituiren ſchuldig ift, gleichftellten, wonach für die hier in Trage ſte— 
henden Verhältniſſe die Grundſätze des römiſchen R. vom Erſatz der Impenſen in 
Anwendung zu bringen feten. Gegen diefe Anwendung wird fich auch mit Grund nichts 
Weſentliches einwenden laſſen; nur darf nicht überfehen werden, daß bie Stellung des 
Vaſallen und des bonae fidei possessor doch nicht durchaus gleichartig zu beurtheilen 
fl. Die impensae necessarise namentlich werden nach dem oben außgelprochenen Grund: 
fag den zum allovialen Vermögen des Baſallen Berechtigten der Negel nad nicht erſetzt 
werben und auch bie Verwendnngen, quae meliorem rem faciunt, find nicht immer zu 
vergüten, weil die gewöhnlichen wirthichaftlichen Verbefferungen zu den vom Bafallen aus 
eigenen Mitteln zu beftreitenden gehören. Dagegen find auf M., welde dieſe wirth— 
ſchaftliche Pflicht überfteigen, die Grundſätze des römiſchen R. von den impensae uti- 
les und auf ſolche Verfchönerungen und Aenderungen, quae speciem duntaxat or- 
nant, non etiam fructus augent, die Vorjchriften über die imp. voluptuariae an= 
zuwenden. 

Lit.: Ueber die Anwendung dieſer Grundſätze im Einzelnen, die verſchiedenen möglichen 
Arten von Meliorationen, die —2c— derſelben und Über die den zum Erſatzanſpruch Be⸗ 
rechtigten zuſtehenden Rechtsmittel vgl Bülow und Hagemann: Prakt. Erörter. III. Nr. 17, 

agemann: Landwirthſchaftsrecht 68. 404 — 408, — bei Weisſske ©. 505 — 507, 

eber IV. ©. 687- 96, Mayr 8. 143, Pätz .$. 171, und aus neuerer Zeit beſonders 
Befeler: Privatrecht 8.131, ©. Gerberinder Ztſchr. für Civilreht u. Broceß XI. ©.203 fgg, 
Lewis: Das Recht des Familienfideicommiſſes S. 418 fgg. 
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Gründer fi) Das Recht der Allodialberechtigten, Erſatz für gemiffe M. zu fordern, 
auf die Kegel, daß der Vaſall das Gut zwar in wirthſchaftlichem Zuſtande erhalten und 
die Dazu möthigen Verbeflerungen vornehinen müffe, aber auch nicht mehr zu leiſten 
babe, jo folgt aus derſelben Hegel andererſeits auch die Verbindlichkeit der Allodiel- 
intereffenten, dem Lehnsfolger Erſatz zu leiften für Diejenigen ‘Deteriorationen, welche das 
Gut durch Vernachläſſigung jener wirthſchaftlichen Pflichten ſeitens des Vaſallen erfah- 
ven bat. Aber nur die vom legten Beſitzer verurſachten Deteriorationen find zu vergü- 
ten; rührt der Schaden nicht von diefem ber, jo haftet er felbft nur, wenn er Erbe 
des eigentlich Verpflichteten geweſen ift oder infofern ihm ein Verſchulden in Anjehung 
der Verfolgung feiner Rechte gegen die Erben ſeines Vorbefigers zur Laft fallt: — 
weiter haften alſo auch ın feinem Falle die Allodialintereſſenten desjentgen Befigers, auf 
deſſen Vermögen fi) die Sonderung bezieht. Alle Verihlimmerungen find zu erjegen, 
mögen fie beftehen tin einer Verminderung der Subftanz des Lehns oder in einer Schmi: 
lerung der Ertragsfähigfeit des Gutes, — mögen fie entftanden fein durch PVernadläf 
figung der Erhaltungspfliht oder durch Ausfchreitungen bei Benutung des Lehns, — 
mag der Befiger in böfer Abficht oder nur aus Fahrläffigkeit den Schaden veruriadt 
haben: daß nur für grobes Verſehen gehaftet werbe, ift oft, aber nicht mit Recht be 
hauptet worden. Das Dafein und den Umfang der Verfchlunmerungen bat der Lehns— 
folger zu beweiſen; find dieſelben feftgeftellt und deren Werth ermittelt, jo kann er die ihm 
zutommende Entſchädigungsſumme von demjenigen Betrage in Abzug bringen, welchen er 
etwa an die Allodialintereflenten für vorgenonımene M. zu entrichten hat. 

Quellen u. Lit: Bon den Particularrehten bat das AL.R. I. 18 88. 554—79 die 
Lehre beſonders ausführlich behandelt; für das gem. R. ift hinfichtlich einzelner in Betradt 
fommenbder Fragen — Arten der Deterioration, Abſchätzung berfelben, Verwendung ber Ent 
ſchädigungsſumme, insbefondere auch über die Sicherungsmittel, welche den Lehnsberechtigten 
zur Abwendung von Deteriorationen zuftehen — zu vergleihen: Hagemann, Landwirthſchafts⸗ 
recht $. 410, Weber a. a. DO. 696—700, üb 3 172, v. Gerber 8. 131, Bejeler 
$. 115, Lewis a. a. DO. 424—29; aus ber älteren Lit. find hervorzuheben vie Abhand⸗ 
lungen von Menden in Zepernid’8 Analecta iuris feud. I. 201 fgg, und von Hud in 


deſſelben: Miscellen zum Lehnrecht, II. 151 — 90. 
Franklin. 


Mönage, Gilles (Aegidius Menagius), geb. 1613 zu Angers, wurde 
öniglicher Sachwalter, gab jedoch bald aus Abneigung gegen die juriftiiche Laufbahn bie: 
fen Boften auf: er wurde Geiftlicher, bezog Das Klofter Notre-Dame, wo er die Gelell- 
haft Mercuriales ſtiftete, wurde Mitglied der Akademie della Crusca, ftarb 1692. 

Schriften: Amoenitates juris eivilis, Paris 1664. — Dictionnaire &tymologique de 
la langue frangaise, Paris 1650, befte Ausg. 1750 von Sault. — Origini della lingus 
italiana, Genf 1669, 1685. — Menagiana, PB) is 1693; 3. Aufl. 1715; Paris 1729. 

Lit: Brodhaus, Sonverfationsleriton. — Savigny, DI. 402d. 
Teihmann. 

Menochius, Jacobus, geb. 1532 zu Pavia, lehrte an verfchiedenen Orten, be 
ſonders zu Pavia während 23 Jahre, ſpäter Senator und Präfident des Mailänder 
Rathes, ftarb 1607. 

Schriften: De arbitrariis judicum quaestionibus et causis, Lugd. 1583; Colon. 1599, 
1690; Lugd. 1605; Colon. 1615. — De praesumptionibus, conjecturis, signis et indiciis 
commentaria in VI libros distineta, Colon. Agripp. 1595; Genev. 1676, 1686, 1724. — 


De adipiscenda possessione. — Omnia Opera, Genev. 1690. 
tit.: Allard, Histoire de la justice criminelle au seizieme siecle, Gand 186, 
pag. 435 — 443. Zeihmann. 


Menſalgut (bona mensae oder de mensa, auch bona beneficii, Tafelgut), 
d. 5. Diejenigen kirchlichen Güter, deren Einkünfte dazu gewidmet find, zum Unter: 
halt der kirchlichen Berfonen, namentlidy der Eirchlihen Beamten, zu dienen. Am häufig: 
ften wird der Ausdruck in der näheren Bräctfirung : mensa episcopi oder mensa epis- 
copalis von den zum Einkommen für die Erzbiſchöfe und Biſchöfe beſtimmten Gi- 
tern gebraucht, welche dieſe, wie fie auch in dem von ihnen zu leiftenden Dbebienz- 
Eide angeloben müflen, nit ohne päpftliche Einwilligung veräußern Dürfen (c. 8. de 
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reb. eccles. alien. III. 13.). Freilich hat diefe Vorſchrift jest dadurch an Bedeutung 
eingebüßt, daß in Folge der Umwälzungen Ende des vorigen und Anfangs dieſes Jahr— 
hunderts die fatholifhen Biſchöfe vielfach ihr Eintommen aus der Staatskaſſe beziehen 
und für eine Reihe von Bisthiimern feine Dotationen in Legenden Gutem vorhanden ſind. 
.Hinſchius. 

Menſchenraub. Eine Art der gegen die perſönliche Freiheit gerichteten Ver— 
brechen, deren Speciesmerkmal in der in rechtswidriger Abſicht erfolgenden Wegführung 
Jemandes von ſeinem gewöhnlichen Aufenthalte (Sachſen: mit der Wirkung, daß ihm „der 
Schutz der Geſetze in Beziehung auf feine perſönlichen oder Familienverhältniſſe“ ent: 
zogen wird) gegeben iſt. Es gehört dahin: 

1) Der Menjchenraub im e. S., d. i. die fraglidhe Wegführung, infofern fie durch 
Aft oder Gewalt und in der Abficht bewirkt wird, den Betreffenden in einen Zuſtand 
dauernder Abhängigkeit von fremder Gewalt (in Sflaverei oder Leibeigenfchaft, in fremde 
Kriegs = oder Schiffsdienſte zc.) zu bringen, oder ihn (Preußen, No. Strafgef., Baiern, 
öfterreich. Entw.) in hülflofer Lage auszufegen. Die Handlung muß gegen den Willen 
des von ihr Betroffenen begangen werben (jedoch Baden 268, 269.) 

2) Die dur Liſt oder Gewalt bewirkte Entfernung eines Minderjährigen (Preußen, 
Baiern, Mürtemberg : noch nicht fechzehnjährigen ; Sachſen, Baden, Helfen: noch nicht 
vierzgehnjährigen) aus der Gewalt feiner Eltern oder Vormünder zum Behufe irgend wel- 
her rechtswidrigen Verfügung über denjelben. Hierher gehört die Wegführung eines Kin-⸗ 
des, um daffelbe zum Betteln over zu fonftigen geminnfüchtigen oder zu unfittlichen 
Zwecken oder Beihäftigungen zu gebrauchen (Breußen 205, Nd. Strafgel. 130 i. f.), oder 
zum Behufe der Erziehung in einer beftimmten NReligionsanfiht (Preuß. UR. 1073, 
Sachen 196) oder überhaupt einer Einflußnahme auf deffen Erziehung und Lebenöbe- 
fimmung (Batern 252, 2) x. Auch bei diefer Handlung ift eine Richtung gegen bie 
Freiheitsrechte des Weggeführten vorausgeſetzt. Tiejelbe wird durch die, meilt völlig be- 
deutungslojfe, Einwilligung des letzteren nicht nothwendig ausgeſchloſſen. Iſt dies aber 
der Fall, wie 3.3. da, wo Jemand dem Minderjährigen nur behülflich ift bei der Aus— 
führung feines Entfchluffes, fi) der Aufficht feiner Eltern zu entziehen (Helfen 300), fo 
hegt M. nicht vor. Einige faſſen diefe Fälle jevod mit der in Frage ftehenven Art des 
M. zufammen (vgl. Preußen 206, Nd. Strafgej. 230 (?), öfterreih. Entw). — Neben 
der Richtung gegen die Freiheitsrechte tritt hier Übrigens die Verlegung der elterlichen 
oder vormundicaftlichen Rechte als charakteriſtiſches Moment hervor, infofern nicht die El⸗ 
tern oder Vormünder in die Handlung eimwilligen ober fi am ihr betheiligen. Diele 
Einwilligung oder Betheiligung fchließt nämlich den Begriff des M. dann nicht aus, wenn 
das Unternehmen auf eine Beeinträchtigung der rechtlichen Interefien des Kindes hinaus- 
läuft (vgl. Sachſen 195 über Menfchenhandel, Baden 270 und 72, Braunfchweig 
169 i. f.; dagegen Preußen, Nd. Strafgel., Defterreih). Dies ift u. A. da der Tall, wo 
e8 ſich um eine Unterbrüdung des Famtlienftandes des Kindes handelt (Baden 270). 

Zur Vollendung gebört nur die in der charafterifirten Abficht erfolgende Wegfüh- 
rung. Baden fordert die Verwirklichung diefer Abfiht. — Hinfichtlich der Verjährung 
1. Baden 274. 

Sfgb.: Preußen 88. 204—6. Nd. Strafgef. 229, 30. Baiern 251, 52. Sachſen 194—96. 
Baden 26774. Würtemberg 274. Heſſen 299, 300. Braunfchweig 169. Defterreih 90, 91, 
96, 97. Defterr. Entw. 247, 48. Frankreich 354. Belgien 368. Mertel. 

Mentalrefervation bedeutet im Allgemeinen den befonderen bei Abgabe einer 
Willmserflärung innerlich gemachten Vorbehalt, daß diefe nur eine beftimmte oder be— 
ſchränkte Bedeutung haben folle. Während nad Civilrecht der Satz gilt: propositum 
in mente retentum nihil operatur, ift nad can. R. eine foldhe M. bet der Eides⸗ 
leiftung verboten, meil die Kirche dabei die veritas in mente jurantis fordert, d. h. ver⸗ 
langt, daß der Schwörende die Abficht habe, die Wahrheit vollftändig und ohne Rückhalt 
zu jagen, reſp. das. Verfprochene redlih zu erfüllen. — Außerdem Tommt der Aus= 
drud: reservatio mentalis (fo 3. B. conc. Trident. Sess. XXIV. c. 19. de reform.) 


110 Merenda — Meßbrief. 


auch noch in einer ſpeciellen Bedeutung im Kirchenrecht vor. Es werden darunter 
die Reſervationen von Beneficien zur yäpftlihen Beſetzung (ſ. den Art.: Reſervationen, 
päpftliche) verſtanden, bei welchen bie Perſonen, fir welche fie erfolgten, zunächſt nicht ge= 
nannt wurden. Das Tridentinum bat diefe jeit Alerander VL 1492 --1503) vor⸗ 
gelommenen Refervationen abgeichafft. P. Hinſchius. 
Merenda, Anton, geb. 1578 zu Föorli, lebte in Piſa, lehrte zu Pavia und 
Bologna, ftarb 1655. 
Schrift: Controversiae juris, Francof. 1626 u. öfter (4 Bbe.). 
Lit.: Vangerow, Lehrb. der Panbecten, I. 8. 10b. Teichmann. 
Merillius (Edmond Merille), geb. 1579 zu Troyes in der Champagne, 
wurde Prof. zu Cahors und Bourges, wo er 1647 ums Leben kam. 
Schriften: Observationum libri VII. — Expositiones in 50 deeis. Justiniani. — 
Domment. — ad libros H quaest. Callistrati (f. Otto, Thesaurus jur. rom.). — Opera, 
cap. . 
tt: Bangerom, Lehrb. der Pandecten, I. 88. 8, 10. Zeihmann. 
Merkel, Baul Iohannes, geb. 1. Auguft 1819 zu Nürnberg, befuchte Die 
Univerfitäten München und Erlangen, ging Ouellenjtudien halber 1845 nad Italien, wurde 
1847 Doctor ın Erlangen, 1848 in Berlin Docent, 1851 außerordentl. Profeffor in 
Königäberg, 1852 ordentl. Prof. in Halle, wo er 19. Dec. 1861 ftarb. 


Schriften: De libris legum Langobardorum comm. critica (diss.), — Lex Salica, 
Berl. 1550. — Lex Angliorum et Werinorum, Berl. 1852. — Lex Saxonum, Berl. 1853. — 
De republica Alamannorum, Berl. 1849. — Lex Alamannorum, 1851 (Pertz, Monu- 
menta: leges). — Geſchichte des Langobardenrechts, Berl. 1850 (italienifh von Bollati in: 
Memorie e documenti inediti spettanti alla storia del diritto italiano nel medio evo, 
Torino 1857). — Lex Bajuvariorum in Bert’8& Monumente. — Comm. qua juris siculi 
sive assisarum regum regni Siciliae fragmenta ex codicibus mss. proponuntur, Hal. 1859. — 
Gratulationsſchrift für Bernice. 

Lit: Ztſchr. für Rechtsgeſch. I. 131 — 168. II. 99 — 177. III. 193 — 209. 

Teihmann. 
Merlin de Douai, comte, geb. 1754 zu Arleur, Mitglied der assemblee 
constituante, entwarf den code des delits et des peines, der bis 1811 galt, Gene- 
ralprocurator am Caffationshofe bi8 1815, wandie ſich exilirt nach den Niederlanden, 
fehrte 1830 zurüd, farb 1838. 

Schriften: Repertoire universel et raisonne de jurisprudence, Par. 1775, 4. ed. 1812. 
— Recueil alphabetique des questions de droit, 13. ed. 1819, 20. 

£it.: Bouillet, Dict: universel d’hist. et de geogr. Par. 21iöme dd. 1569. 

' Teihmann. 


Meßbrief ift das regelmäßig zu ven Schiffspapieren (ohne welche der Schiffer 
eine Reife nicht antreten joll) gehörige obrigkeitliche Atteft über die Größe des Schiffs 
auf Grund der von (vereideten) Mefiern bewirkten Bermeflung nad) Tonnen oder 
Schiffslaſten. Nach dem Reſultat der Bermeflung beſtimmen fich namentlich die von den 
Schiffsgefäßen für Benutung des Hafens u. |. w. zu entritenden Abgaben. Die 
Ertheilung des M. fällt daher in der Regel der Steuerbebörde, in Hamburg dem 
Hafenmeifter anheim. Die wechielfeitige Anerkennung der M. ift häufig durch Stants- 
verträge geregelt (fo zwiſchen Preußen und Oldenburg, Bremen und Xübel u. |. w.) 
Nah der Berfajfung des Nd. Bundes Hat „ver Bund“ die Ausftellung 
der Meßbriefe zu regel. — Zur Eintragung eines Schiffes in das Schiffs- 
regifter und zur Ertheilung bed Regiftercertificats iſt e8 ın Deutſchland nicht unbe 
dingt erforberlih, daß das Schiff mit emem M. verjehen iſt. Indeſſen ift m 
Preußen (und ähnlich in Hamburg) vorgefchrieben, daß vor der Eintragung die Größe 
und Tragfähigkeit des Schiffs in der Regel durch Beibringung eines inländiſchen M. 
nachzuweiſen ſei; auch follen die Reſultate der Meffung und die Bezugnahme auf 
den Di. unter Angabe des ‘Datums der Ausftellung und der ausftellenden Behörde 
in die 4. Colonne des Schifferegifters aufgenommen werden. — Für Flußſchiffe bil 
det der M. — wenigſtens in Preußen — das Hauptſchiffsdocument, und das Obertribunal 
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zu Berlin bat, obſchon nicht ohne Widerſpruch, angenommen, daß er hinfichtlich der Ver— 
pfändung ben im A.L.R. vorausgejetten „Beilbrief“ (Bielbrief) erſetze, wiewohl dem 

eine genügende Ermittelung der Kigenthumöverhältniife keineswegs zu Grunde 
zu Tiegen pflegt, auch Duplicate leicht nachträglich zu erlangen find. — In Frankreich 
ertbeilt die Zollbehörde des Heimathshafens - eine Urkunde, weldye die Beichreibung des 
Schiffes enthält und beicheinigt, daß das Schiff von dem betreffenden Beamten gemefjen 
worden, als gut gebaut anerkannt und von franzöfifcher Bauart fe, Diefen „acte de 
francisation“ ift der Capitän an Bord zur haben gehalten. Ein bejonderer M. 
fommt nit vor. — In England muß jedes Seeſchiff vor der Regiftrirung 
durch eine gejeglich dazu befugte Perſon gemeffen werden, und es wird über die Mefiung 
ein formularmäßiges, dem Regifterbeamten zu überlieferndes Certificat ertbeilt, 
welches den Zonnengehalt, die Bauart und die zur Yeftftellung der Identität des Schiffes 
erforderlichen Angaben enthält. Aehnlich ift die Einrichtung in Nor damerika; jedoch 
muß der M. bei Strafe der Ungültigfeit von dem Baumeifter und einem Cigner des 
Schiffes oder dem Schiffer contrafignirt werden. — 

Gfgb. u. Lit.: Berfg. des Nd. Bundes, 9. 54. — Inſtr. über die Meſſung von 
Seeſchiffen, publ. durch Min.-Erlaß v. 25. Febr. 1862 nebſt Form. z. Meßbrief; Preuß. Verordn. 
leihen Datums über die Bermeflung von Fiſcherfahrzeugen. — Preuß. Handelsarchiv 1862. IL 

. 19. — Preuß. Inftruction vom 12. Dec. 1861 — Scifferegifter — (Th. IL) Einl. Ziff. 
6, 9: 58.5, 9. Preuß Cab. Ordre v. 15. Sept. 1815 (Gef Samml. S. 205). Königl. Preuß. 
genehmi te8 NRegulativ vom 8./21. Now. 1545, betr. die Breite und Fänge der Schiffsgefäße 
und Flöße auf den Wafferftrchen zwiſchen Oder und Spree, $. 7. — Geſ.Samml. 1845, 
©. 7135. — Preuß. A.LR. Th. 1. Tit. 20. &. 300-307 (Erf. d. Obertrib. v. 17. Mai 1817— 
Br. Nr. 1877 — Entſch. Bob. 15. ©. 256 —). Hamb. Gef, betr. die Papiere fir hamb. 
Seeſchiffe, v. 22. Dec. 1865 8.3 u. Anh. — Löhr, Centralorgau N. 5. III. S. 300. — Olvenb. 
Sei. v. 3. Mai 1562. — Preuß Handelsarchiv 1862. Nr. 31. Hann. Belanntm. v. 29. April 
1863. — GCentralorg. 1863. IT ©. 96. — C. com. a. 226. Engl. Kauffabrteifhiffahrtsacte v. 
10.Aug. 1854 Nr. 56, 61 zc. und Formular A. Jacobſen, Seeredt, ©. 70, 71. v. Kals 
tenborn, Seeredht, I. $. 42 in fine (©. 85). ©. F. Koch, Sormularbud Nr. XXVI, 3. 
Burdach, Ueber die Berpfändung ber Stromfradticiffe bei Löhr, Centralorg. N. 8. V. 
©. 166 fo. Pardessus, Cours de droit commercial, III, 604. Kent, Commentaries 
of American law, Vol. III. Part. V. Lect. XLV, 3. (B3hIl8 Seereht, Th. 1. ©. 1783) 

. 0%. 


Meßſtipendium ift der Betrag, welcher für Die zu einem beftimmten Zwecke ab- 
zuhaltende Meile von dem Beſteller derfelben gezahlt wird. Die Statthaftigkeit der Meßftipen- 
dien erflärt fi daraus, daß wenngleich die Meſſe ſtets allgemein für Xebende und Todte dar- 
gebracht wird, doch der celebrirende Priefter daneben die geiftliche Frucht der Meſſe in 
Folge befonderer Intention noch beftimmten Perfonen zuwenden (appliciren) fan. Der 
Betrag der Mefftipenvien richtet fich nach örtlicher Gewohnheit ober nach der Diöceſantaxe. 
Nach ver Auffaſſung der fathol. Kirche wird das M. nicht zur Bezahlung der Meſſe felbft 
oder der aus ihr beroorgehenden geiftlichen Bortheile, ſondern als Betrag zum Unterhalt 
des Priefter gegeben. Da für jede Intention eine befondere Meffe zu lefen ift, fo darf 
für mehrere Mißſtipendien nicht eine Meſſe celebrirt, ebenjo wenig dürfen aber mehrere 
Stipendien für eine Meſſe genommen werden. Hat fi für die an einer Kirche angeftell- 
ten Geiftlichen die Zahl ver beſonders zu leſenden Meſſen in Folge der aus Stiftungen 
zu gewährenden Mefftipendien jo vermehrt, daß jene ihrer Pflicht nicht mehr genügen 
fönnen, fo wird durch den Biſchof eine jog. Mefreduction vorgenommen. 

tit.: Thomassin, Vetus ac nova ecclesiae disciplina, P. III. lib. 1. ec. 72. Be- 
nedieti XIV. de synodo dioecesana lib. XII, lib. V. c. 8. 9. Guil. Geier, De mis- 
Barum stipendiis, Mogunt. 1864. Moy, Archiv Für katholiſches Kirchenrecht, 8, 51 ff. 

P. Hinſchius. 

Meßwechſel (Marktwechſel) find Wechſel, die auf eine beſtimmte Meſſe, einen 
beſtimmten Markt gezogen, d. h. an einem Meßorte als ſolchem zahlbar ſind. Die Be— 
ſtimmung eines Meßortes als Zahlungsort zeichnet die alten WM. (cambia nundinaria s. 
nundinalis oder regularia) vor den fog. Platzwechſeln (im diefem Sinne, cambia 
platearum oder irregularia) aus und ift namentlich für die Entwidelungsgefchichte des 
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Wechſelrechts von größter Bedeutung. Aber nicht blos der Ort der Zahlung, auch die 
Zeit der Fälligkeit eines Wechſels kann durch Traſſirung auf eine Meſſe beſtimm 
werden; hiedurch tritt der M. in Gegenſatz zum Tag-, Sicht- und Datowechſel 
md charakteriſirt fi nunmehr als Wechſel, deſſen Verfallzeit auf die Zeit einer 
Meſſe oder eines Marktes ſo allgemein geſtellt iſt, daß der Fälligkeitstermin des 
Näheren nicht aus dem Wechſel ſelbſt erſichtlich, ſondern erſt durch Geſetz präciſirt 
wird, und deſſen Zahlungsort eben der Ort dieſer Meſſe (dieſes Marktes) iſt (M. 
im modernen, eigentlichen Sinne). Die genauere Fixirung der Verfallzeit eines auf eine 
Meſſe gezogenen Wechſels geſchieht durch Geſetz: fie ift, wenn die Meffe oder der Markt 
nur einen Tag dauert, eben diefer Tag; bei längerer Dauer der Meſſe oder des Marktes 
der durch das Gefeg (nicht aber Ufancen) des Meß- oder Marktortes beftimmte Tag, in 
Ermangelung einer folchen Feſtſetzung der Geſetze des Mek- oder Marktortes der Tag 
vor dem geſetzlichen Schluffe der Meſſe over des Marktes. Die Präfentation zur An: 
nahme von M. und eventuell die Proteftation Mangeld Annahme kann nırr m der durch 
die Gelege (nicht aber Ufancen) des Meß- over Marktortes beftimmten Präſentationsfriſt 
geſchehen; befteht jedoch feine ſolche gefetzliche Bräfentationsfrift, fo können fie vom Inhaber 
dem Bezogenen fofort zur Annahme vorgelegt, eventuell proteftirt werden. — M. ohne 
Angabe des Jahres, in welchem die für die Fälligkeit des Wechſels maßgebende Meſſe 
ftattfinden fol, find giltig, menn diefe Mefje noch ın das Jahr der Austellung Des be: 
treffenden M. füllt, die Verfallzett wird alsdann durdy die nächſte Meſſe beftimimt. 
MWürde jedoch diefe legtere in das nächfte Jahr nad) der Ausftellung fallen, ohne daß 
dieſes bezeichnet ift, fo ift der M. ungiltig. | 

Ouellen: D.W.O. A. 4 Ziff. 4 letzt. Abſ. 9. 18, 35, 96 Ziff. 4. 

Lit.: Ueber bie Biftorifche Bedeutung der M. f. v. Martens, Berfuch einer hiſtor. Ent- 
widelung des wahren Urfprungs des Wechfelrechts, Gött. 1797. Biener, Hiſtor. Erörterungen 
über den Urfprung des Wechjels, 1546 (Abhandl. aus dem Gebiete der Rechtsgeſch. I. Nr. 2), 
S. 17 ff., 135 ff. Berner: Wechſelrechtl. Abhandl., Leipz. 1859, S. 27 fl. Holtius, Ab- 
andl. civiliſt. und handelsrechtl. Inhalts, überf. v. Sutro, Utredt 1352, S. 187 ff. Runge, 

ge 1. Ercurg $8.8—10, ©. 147 ff. Für das heutige R.: Thöl, Handelsrecht, Bo. II. 
Wechſelrecht (II. Aufl.), $. 180. (S. 155—157), und die dort. Eit. Ferner: Borchardt, 
fel-Ordn. (V1. Aufl), Zuf. 99a u. b. Anm. 79. Anm. 116d. Anm. 187 u. 188. Zuf. 335— 
338. Annı. 249 u. Zuf. 76. Gareis. 

Meuterei ift ein dem Aufruhre verwanbtes, beionderes (Amts- oder Standes) 
Verbrechen der Seeleute, Soldaten und Gefangenen. Während das röm. R. nur wenige 
Vorſchriften hierüber kennt, Hat das deutfche A. nur der Soldaten Erwähnung gethan, 
wogegen die Vorſchriften betveffs der Gefangenen erft in den neueren Gejetgebungen fid 
vorfinden. Was num zuerſt die WM. der Seeleute, des Schiffsvolls anlangt, To befteht 
diefelbe darın, Daß zwei oder mehrere Perfonen der Mannfchaft eines auf einer Seereiſe 
befindlichen Schiffes durch vereinte Gewalt oder Drohung oder Verweigerung der Dienft- 
leiftung den Capitän zu einer Handlung oder Unterlaffung nöthigen, die ſich auf die 
Leitung, Aufficht oder Yadung des Schiffes bezieht. Ein vorangegangenes Verabreden ıft 
nicht erfordert, vielmehr genügt die Abficht der Nöthigung durch gemeinfame Gewalt bet 
dem Unternehmen jelbft. — Die M. der Soldaten befteht in Handlungen, burh 
welche ein Aufruhr der Solvaten vweranlaßt werden Tann oder fol; dies kann gefchehen 
durch lauten Tadel der Befehle, Anftiften Mehrerer zur Erhebung gemeinfchaftlicer, be 
ſonders Affentlicher Beſchwerden, durch Aufforderung zum Ungehorfam und Widerftand 
(Feuerbadh). — Die M. der Gefangenen anlangend, fo Tiegt biefelbe im Yu: 
Jammenrotten der Gefangenen in einer Gefangenenanftalt zu dem Zwecke, gewaltſam 
auszubrechen oder den Beamten der Anftalt ſich zu miderfegen, diefelben zu irgend etwas 
zu nöthigen. Je nachdem Gewaltthätigfeiten gegen Sachen oder Perſonen dabei verübt 
werben, ift die Strafe eine höhere ober niedrigere. — Als beionderes Verbrechen ber Ge: 
fangenen bedrohen die M.: Würtemdberg A. 182, Braunſchweig $. 99, Sachſen 
A. 153. 154. C. p. a. 2193. 241—245, Hamburg 4. 85, Baiern 4. 142- 
144, Code pen. belge a. 336. 337. Cod pen. ital. a. 255. 284. 285. 
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Quellen: D. 49. 16 de re militari. — C. 12. 36 de re militari, — Reuterbeftallung 
und Artikel der deutſchen Knechte vom 3. 1570. — Preuß. Gef. vom 31. März 1341 88.4. 7.8. 
— Preuß. Gef. vom 3. April 1845 88. 137—139 (Militär. Str. GB.). 

Lit.: Temme, Lehrb. des preuß. Str.R., Berl, 1853, ©. 6441 ff. — Feuerbach, eo 
des gemeinen, in Deutfchlandb giltigen peinl. R, 14. Aufl., Gießen 1847, 8.488. — N. Jahrb. 
für Pac. Str.R., VI. 335. 424. — Goltdammer’s Archiv III. ©. 415. — Allg. fähf. 
Ger. Ztg. XI. 217. — v. Holgendorff, Allg. deutſche Strafrechtszeitung, 1869, ©. 621—34. 

Teihmann. 
Mevius, David, geb. 6. Dec. 1609 zu Greifswald, fludirte in Roſtock, wurde 
Syndicus in Stralfund, endlich Präfivent des Tribunals in Wismar, ſtarb 1670. 

Schriften: Diss. de contributionibus, Gryphisw. 1631. — Diss. de hospitatione 
militari, 1633. — Diss. de re judicata et effectu, 1637”. — Comm. in jus Lubecense, 
Lips. 1642, 43. — Tract. juridieus de arrestis, Rost. 1646; Stuttg. 1734. — Dise. leva- 
minum inopiae debitorum, Rost. 1653; Gott. 1718. — Decisiones super causis praecipuis 
ad supr. trib. Wismariense delatis, Strals. 1664; 10. Au8g. von Höpfner, Franff. 1791— 
1794. — Prodromus jurisprud. gentium communis, Strals. 1671. — Consilia posthuma, 
Francof. 1680. 

Lit.: Jugler, Beiträge, IV. 230 —273. — A. Barkow, De Dav. Mevio narratio, 
Gryphisw. 1856. Teichmann. 

Meyer, Jean Daniel, geb. 1780 zu Arnheim, wurde Mitglied des Generals 
raths des Departement? des Zuyderſee's, Advocat in Amſterdam, platvirte für den Ex: 
König Louis Napoleon, farb 1834. 

Schriften: Dubia de doctrina Thomae Payneii, Amst. 1796. — Determiner le 
prineipe fondamental de l’interät, les causes de ses variations et ses rapports avec la 
orale, Amst. 1808 (Me&m. couronne). — Principes sur les questions transitoires consid. 
indep. de toute legisl. positive sous le rapport de lintrod. du code Napoldon, Amst. 
& Par. 1813. — Esprit, Origine et les progr&s des institutions’ judiciaires. ‘Amst. 1818, 
1823 (Resultats). — De la codification en generale et de celle de l’Angleterre en par- 
ticulier, Amst. 1830 (lettres & Cooper, avocat anglais). 

Lit.: Nouv. Biogr. generale, Vol. 35. — Querard, La France litteraire. 

Teihmann. 

Miete (locatio conductio) ift der Vertrag. kraft deſſen ein Contrahent (Ver- 
miether, locator) dem andern den Gebrauch entweder einer Sache ober einer Arbeitskraft, 
und diefer (Miether, conductor) dagegen jenem eine Summe Geldes (Miethszins, merces) 
zu gewähren verfpricht. I. Begriff und Gegenftand. Der eben angegebene allge: 
meine Begriff theilt fi nach) dem Gegenftande des Gebrauchs in Sachmiethe (locatio 
conductio rei) und Dienftmiethe (locatio conductio operarum bzw. operis). Ueber 
bie Tettere |. d. Art. Bei der erftern aber unterjcheivet man weiter je nach der beab- 
fichtigten Art des Gebrauchs zwiſchen Pacht, welche auch zur Ziehung von Früchten be 
rechtigt, und M. im engern Sinn, welche ſich auf den Gebrauch ohne Fruchtgenuß be= 
ſchränkt. Im röm. R. beißt dementſprechend der Pächter eines fruchttragenden Grund- 
ftüd8 colonus, der Miether eines Wohnhauſes inquilinus. Abweichend davon nennt 
das Defterr. ©.B. 8. 1091 die Gebrauchsüberlaffung im Allgemeinen „Beftandvertrag” 
und dann insbejondere die Anwendung deſſelben auf eine ohne weitere Bearbeitung brauch⸗ 
bare Sache „Miethe“, auf eine nur mit Fleiß und Mühe zu nutzende dagegen „Pacht“. 
Ueber Pacht |. d. Art. Gegenftand der Sachmiethe kann jeve Sache fein, deren Gebraud 
zu überlaflen ift, alſo ſowohl eine bewegliche als eine unbewegliche, und ſowohl eine 
förperliche al8 eine unkörperliche, (3. B. ein Nießbrauch 1. 12. 8. 2 D. de usufr. VII. 
1., eine Superficies, ja auch ein bloße8 Belitreht 1. 28 D. de acq. poss. XLI. 2). 
Eben darum kann auch ein Eigenthümer das Recht des Gebrauchs feiner eigenen Sache 
miethen, injofern ihm daffelbe nicht ohnehin fchon zuftand; wogegen in dem Falle, wo er 
nur aus Unkenntniß feines Eigenthums miethete, der Vertrag allerdings nichtig ft 1. 29 
pr. D. quib. mod. usfr. VII. 4. 1. 28 eit. 1. 45 pr. D. de R. J. L. 17. Ob ver 
Bermiether felbft ein Gebrauchsrecht hatte, ift für die Giltigfeit des Bertrage ohne Be- 
deutung. Weber die Beftimmung des Miethszinſes gelten diefelben Regeln, wie beim 
Kaufpreis. ©. d. Art. Kauf 1. 5 $. 2 D. praeser. verb. XIX. 5. (Eine Ausnahme 
fommt bei der Pacht vor. ©. d. Art. Ohne Zins kann feine M. geichloffen werben; Die 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 8 
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felbe witrde fonft in Schenkung übergehen I. 20 8. 1 1. 46 D. loc. XIX. 2 Uebrigens 
fann der Betrag deſſelben entweder nach gewiſſen Perioden oder in runder Summe für 
Die ganze Miethsdauer feftgefegt werden. Jedenfalls aber muß eins von beiden, der 
Miethözind oder die Dauer des Verhältniſſes zeitlih begränzt fein. Denn bei einer 
Ueberlaffung des Gebrauchs auf ewige Zeit gegen eine einmalige Geldzahlung würde 
nicht mehr M., fondern Kanf der Sache oder doch des Nießbrauchs vorliegen. Seufk. 
Arch. VI. 29. 1I. Die Form, in welder die ‘Parteien den Miethsvertrag Ichließen, 
war ſchon nah röm. R. gleihgiltig, Er mar Confenfual-Contract, alſo auch ftil- 
ſchweigend einzugeben, fobald nur die Parteien fich über die Sache und die Art ihres 
Gebrauchs, fomte über die Höhe des Zinſes verftändigt hatten 1. 1. 2. pr. D. loc. XIX. 
2. Seuff. Arch. IV. 217. 218. Nach preuß. R. müffen jedoch Miethsverträge, bei 
denen der Zins mehr al8 50 Thlr. beträgt, fchriitlich errichtet werden, und zwar ift 
dafür bei mehr als einjähriger Dauer die Jahredinietbe entjcheidend. Iſt die vorgeſchriebene 
Tchriftliche Form verfäumt, fo wird der Vertrag durch Hinzugetretene Uebergabe auf ein 
Jahr verbindlich 88. 267 -- 269 A. L.R. I 21. II. Die VBerpflidtungen, um 
zwar: 1) de8 Vermiethers beftehen im Allgemeinen darin, daß er dem Miether den Ge 
brauch der Sache als Vorleiftung gemähre, (uti frui licere praestare) 1. 15.8. 1 D. 
loc. Dazu gehört fowohl die Meberlieferung als aud die Erhaltung der Sache in 
brauchbarem Zuſtande, alfo auch Tragung von Reparaturen und Vertretung des Miethers 
gegen Anfprüche, welche dritte Berjonen auf die Sache erheben. Für Fehler der Sack, 
welche der Vermiether argliftig verfchwiegen oder deren Abweſenheit er verjprocen Bat, 
baftet er auf das volle Intereſſe des Miethers; in Ermangelung eines folden Ber: 
pflihtungsgrundes ſchließt ein Fehler der Sache, fo weit er den Gebrauch derſelben Bin: 
dert, wenigftend die Entftehung des Anſpruchs auf den Miethzind aus 1. 25. 8. 2. 1. 19. 
$. 1.1. 45. 8. 1. D. eod. 8. 270 ff. A. L.R. L 21. Auch die Paften und Abgaben, 
welche auf der Sache ruhen, fallen dem Vermiether zu. Eine alte Etreitfrage nach der 
Bertheilung der Einguartterungslaft tft dahin zu entjchriden, daß wenn dieſelbe ald Real 
laſt auferlegt wird, der Vermiether ſowohl einen entiprechenden Abzug vom Miethsgelde 
dulden’, al8 auch die Verpflegungsfoften dem Miether erftatten muß; während er, wenn 
fie als Perſonallaſt ericheint, wohl nur zu erfterem verpflictet if. Bal. Bangerom 
III. 8. 641, Anm. 2. Auch das Preuß. PR. meist diefe Laſt in der Kegel dem Ber: 
miether zu $. 289. 290 a. a. O. Als Verſchulden, für welches der Vermiether einzu: 
ftehen hat, genügt culpa levis. Wird dem Miether der Gebrauch der Sache entzogen, 
fei es weil dem Vermieter das Recht darauf mangelt, fei es durch thatſächliche Umstände, 
welche der Vermiether verjchuldet, jo haftet der letztere wiederum auf das Intereſſe 1. 7. 
8. 9. pr. 1 15. 8.8. D. loc. XIX. 2. Wenn dagegen durch einen Zufall dem Ber: 
mietber die Gewährung des Gebrauchs unmöglich wird, fo fallen von da ab die Ber: 
pfli_htungen beider Theile hinweg 1. 9. $. 3. 1. 19. 8. 6.1. 30. pr. 8. 1. D. loc. 
Hieranf bezieht fi der Sat, daß der Bermiether die Gefahr trage. Der Grund, med: 
wegen dieſe Frage hier anders entſchieden wird, als beim Kauf (f. d. Art.), wird gemöhn: 
lih in der Natur diefer beiden Verträge gefucht, von denen der Tegtere eine fofortige 
Entäußerung enthalte, der erftere nicht (Windſcheid). Richtiger ericheint es, die ver: 
ſchiedene Behandlung beider Hiftorifch zu erklären, indem der Miether bei den Römern 
vor Anerkennung der locatio al8 eined Conſenſualcontracts die Sache nur precario em: 
pfing, und nur fomweit er fie wirklich hatte nutzen können (re) zur Zahlung des Mieth— 
geldes verpflichtet war; (Degenkolb, Plabrecht und Miethe S. 192 f.). Ein beſon— 
derer Fall, in welchem der Bermiether wegen Nichterfüllung feiner Verbindlichkeit auf das 
Intereſſe haftet, kann durch Veräußerung der vermietheten Sadye an einen Dritten herbei: 
geführt werden. Ein folder Erwerber der Sache bat kraft feines dinglichen Rechts die 
Macht, ven Miether, der nur ein perfänliches hat, auszutreiben; was man durch dad 
Rechtsſprichwort: „Kauf bricht Miethe“ hat ausprüden wollen. Indeſſen fann der Mieter 
dieſen Folgen unter Umftänden dadurch entgehen, daß er die Veräußerung mittelſt gericht: 
lichen Inhibitoriums oder mittelft Berfagung feiner Mitwirkung zur Uebergabe hindert, 
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oder auch dadurch, daß der Vermiether in dem Beräußerungsvertrage dem Erwerber vie 
Pflicht auferlegt, den Miether wohnen zu Laffen, und der Miether dann diefen Anſpruch 
als eLeifionar geltend macht. Eventuell, wenn der Miether dem dinglichen Necht des 
Erwerbers bat weichen müffen, bleibt ihm der Regreß gegen den Bermielher 1. 25. 8. 1. 
1. 32. 1. 38. D. loc. ]. 120. 8. 2. D. de leg. I. Windſcheid, Band. II. 8. 400. 
Anm. 7. Abweichend neuerdings Ziebarth und v. Brünned, welche dem dritten 
Erwerber die Pflicht auferlegen, den Miether wegen feines „Rechts zur Sache‘ zu ent- 
fehädigen). Im ältern deutſchen R. war dies Verhältniß allerdingd anders georbnet, 
indem der Mieter von unbewegliden Sachen während der Contractögeit von einem 
nenen Erwerber ebenfo wenig ausgetrieben werben fonnte, als von dem Vermiether felbft 
Befeler, D. Priv.R. ©. 524. Daher haben die neueren Geſetzgebungen meiftentbeils 
beide Prineipien mit einander verfchmolgen. Nad dem C. civ. a 1743 muß der 
Käufer denjenigen Miether, der das ältere Datum feined Vertrages durch eine anthen- 
tijche Urkunde oder jonft mit ‚Sicherheit bemeilen fan, wohnen laſſen, wenn nicht ber 
Vermiether das Gegentheil im Contracte ausgemacht hat. Nach äfterr. und ſächſ. N. 
(Deiterr. G.B. 8. 1120 f.; Sächſ. G.B. 8. 1224 f.) kann der Miether fid) gegen den 
dritten Erwerber der Sadye nur dann behaupten, wenn fein Recht in das Grundbuch ein- 
getragen war. Diele Eintragung ſchützt ihn jedod nicht im alle nothwendiger Ver— 
äußerung. Indeſſen ift der Dritte an Kimdigungsfriften gebunden. Nah preuß. R. 
(8. 358 A. L.R. I, 21) it der Miether, dem die Sadje übergeben ift, fraft der Dinglidh- 
keit feines Rechts gegen dritte Sacherwerber geſchützt. — Schließlich hat der Bermiether 
die Berpflihtung, Verwendungen auf die Sade, die nothwendig oder feinem Intereſſe 
ent|prechend waren, dem Miether zu erjegen 1. 55 8. 1 D. loc. (&& 280—287 A. L. R. 
I. 21. 2) Die Verbindlichkeit des Miethers befteht hauptfählih in Zahlung des Mieths⸗ 
zinſes und Rückgabe der Sache nach gemachten Gebrauch. Auch die erſtere erfolgt im 
Zweifel postnumerando, l. 24 8. 2 D. loc. Doc kann die Zahlung von Raten nad 
Ablauf fürzerer Miethöperioden innerhalb der Eontractödauer nicht blos bedungen werben, 
ſondern gilt particnlarrechtlih auch als ftillichweigend vereinbart: jo in Dejterreich nad) 
einem halben, in Breußen nad einem Vierteljahr (Oefterr. 8. 1100 Preuß. 8. 297 a. a. R 
Trifit den Miether ein Zufall, der ihn au der Benutzung der Sache hindert, ſo hebt 
das feine Verpflichtung nicht auf; nur ſoweit der Vermiether während deſſen den Gebrauch 
der Sadye anderweit verwertbet hat, kann diefer fein Miethgeld fordern 1. 19 88. 9. 10 
1. 61 8. 1 D. loe. Der Miether haftet wegen Beſchädigung der Sade aus culpa levis 
anf das Intereſſe, insbeſondere, wenn jene in Folge vertragswidriger Benutzung einge 
treten iſt. 1. 11 88.1. 2.4 1. 121 19 8.21.25 8. 3 D. loc. Für Verſchlech⸗ 
terung der Sade durch ordnungsmäßigen Gebrauch oder durch Zufall hat er dagegen 
nicht einzuftehn. Ausnahmsweiſe Tann aud) Died bedungen werden, jo daß der Miether 
dann generifch eine Sache von gleicher Art und Güte, wie er eınpfangen, zurüdzugeben 
hat, jog. locatio irregularis, 1. 9 $. 2 D. eod.: f. darüber den Art. Eifernviehvertrag. 
Die Rückgabe kann der Miether auch nicht aus dem Grunde verweigern, weil er Eigen- 
thümer der Sache gewbrden oder ſchon bei Abſchluß des Vertrages gemefen ſei. Diefe 
Behauptung muß vielmehr zum beſondern Broceß verwielen werden 1. 25 C. de loc. IV. 
65. Ueber den Fall, wo der Miether weiter vermietbet ſ. den Art. Aftermiethe. Auf 
Erfüllung diefer Verpflichtungen hat der Vermiether die actio locati, der Miether die 
actio condueti. Im preuß. R. iſt das Verhältniß infofern verändert, als der Miether 
durch Uebergabe der Sache oder Eintragung in das Hypothekenbuch ein dingliches Recht 
erlangt, folgeweiſe auch als „unvollftändiger Bfiger” gegen Dritte, wie gegen feinen 
Bermiether jelbft die poilefforifchen Klagen bat. Gleichwohl bilvet den Hauptbeftandtheil 
des Mierhövertraged auch bier nicht die Veräußerung, ſondern die Obligation. Bol 
Förfter, Theorie und Praxis des Priv.R. IL. 8. 136. ©. 176 ff. IV. Eine Yuf- 
hebung des Miethsverhältniſſes tritt außer durch Untergang der Sache, freiwillige Ber- 
einbarung und fonftige allgemeine Erlöſchungsgründe folgendermaßen ein. 1) Durch Ub- 
lauf der feftgefetten Miethszeit. Iſt eine ſolche weder ausdrücklich, noch ſtillſchweigend 
ge 


⸗ 


116 Miethe. 


beftimmt,, fo iſt -fein Theil länger gebunden, al8 er will. Doc wird er Beutzutage 
feinen Willen in emer ortsüblichen Frift voraus verfündigen müffen. Solche Kündigungs- 
friften find im röm. R. noch nicht vorgefchrieben 1. 4 D. loc. 1. 10 C. eod. Seuff. 
Arch. VI. 29. Gewohnheit und Particularrecht haben aber diefen Mangel überall er- 
gänzt, und zwar insbeſondere bei Grunftüden dahin, daß die Kündigung minbeftens drei 
Monate vor dem Beginn eines Kalendervierteljahrs oder mindeftens vierzehn Tage vor 
dem Beginn eines Ralendermonats ftattfinden muß. Auch nah preuß. R. iſt eine folde, 
wern der Vertrag die Dauer der Miethszeit nicht begränzt oder wegen Yormmangels 
nur auf ein Jahr gilt, erforderlich: bei unbeweglichen Sachen in den erften drei Tagen 
des Quartals, an deſſen Schluß geräumt werden fol, bei monatweiſe gemtetheten Woh— 
nungen bis zum 15. Tage des laufenden Monats und bei beweglichen 24 Stunden im 
voraus 88. 344 f. A.LR. I. 21. Cab.Ordre vom 9. Januar 1812. Im dem andern Falle, 
wo die Miethözeit beftunmt war, kann nach Ablauf derjelben durch ftillichmeigende Fort⸗ 
ſetzung des Verhältnifles ein neuer Miethsvertrag entftehn, (relocatio tacita). Ein ſolcher 
erſtredt fi), wenn feine Dauer fehriftlich voraus beftimmt war, auf diefe Frift; andern: 
falls nur auf fo lange, als er eben thatjächlich inmegehalten wird 1. 13 8. 11 D. loc. 
Bangeromw, Lehrb. IIT. $. 644. Particularrechte dehnen ihn bis zum nächſten orts: 
üblichen Umzugstermin aus, das preußische fogar wieder auf die Dauer des erften Con: 
tract®, eventuell auf em Jahr 88. 328. 329 a. a. O. 2) Einfeitiger Rüdtritt vor 
Ablauf der Contractszeit ift nur aus befondern Gründen geftatte. Der Miether hat 
dies Recht, wenn die Sache unbrauchbar oder ihr Sehraud für ihn gefährlich wird 1. 25 
$. 2 1. 17 pr. 8. 1 D. loc., nad preuß. R. auch, wenn ihm der Gebrauch durch nicht 
freiwillig herbeigeführte Veränderungen in feinen Verhältniſſen (Beamtenverfesung, 
Truppenausmarfk) unmöglich wird 8. 376—379 a. a. DO. Der Bermietber hat es 
wegen zweijährigen Rückſtandes des Miethszinfes 1. 54 $. 1 1. 56 D. loc. (nach preuf. 
R. Ichon wegen Rückſtandes zweier Termine), wegen Nothwenbigteit einer mit dem Ge— 
brauch unverträglichen Reparatur 1. 3 C. de loc., wegen Mißbrauchs der Sache dur 
den Miether 1. 3 C. eit. Seuff. Arch. II. 38 XII. 22. 265 und wegen nicht vorher⸗ 
gejehenen dringenden eigenen Bedürfniſſes 1. 3 eit. Nach preuß. R. wird ein vorzeitiges 
Kündigungsrecht gegen den Miether auch noch durch nothwendige gerichtliche Veräußerung 
(8. 350— 354) und fir und wider beide Theile durch den Tod des Miethers (6 Monate 
nad Ablauf des Sterbequartald) $. 366 ff. ibid. begründet. Ueber das Rechtsmitiel 
des PVermietherd beim Nüdtritt |. den Art. Exmiffionsflage. V. Als Sicherungs: 
mittel ftcht dem Vermiether an den eingebrachten Sachen (invecta et illata) des 
Miethers ein geſetzliches Pfandrecht zu 1. 4. 6 D. in quibus caus. XX. 2, Grund- 
ſätzlich hat daſſelbe nur der Vermiether von praedia urbana, gleichwiel ob dieſelben al 
Wohnungen oder als Magazine u. |. w. benugt werben; es iſt dann aber auch bei der 
Miethe von Plägen in und außer der Stadt, dagegen nicht bei der Pachtung fruchttragender 
Srundftüde und noch weniger bei beweglichen Sachen (Cchiffe, Fuhrwerke) angewendet 
worden 1. 3. 4 8. 1 D. eod. Der Anſpruch, welchen das Pfand fichert, ift der auf 
Miethzins, Schadenserſatz und Tragung befonderer Laften (3. B. Steuern) gerichtete; 
Dagegen nicht aud) derjenige auf Vergätung für Dienfte, Koſt u. |. w. 1. 2 D. eod. Zu 
den Gegenſtänden, welche dem Vermiether haften, gehören nur die zu dauernden Verbleib 
eingebrachten, (ut ibi sint) 1. 7 8. 1 D. éod. Daher nicht Waaren, die verfauft, 
Gelber, die ausgegeben werben follten, noch auch Schulddocumente; ob Inhaberpapiere 
ift fraglich. Ebenfo wenig haftet, was nach dent mutbmaßlichen Parteiwillen bet jeder 
allgemeinen Verpfändung ausgeichloffen bleibt, als nothwendige Garderobe, Blicher, Hand- 
werkszeug. Und endlich auch nicht, was der Miether weder aus eigenem Recht, noch 
kraft Zuſtimmung des Berechtigten zu verpfänden befugt war. In allen Fällen beginnt 
das Pfandrecht mit den Zeitpunkte der Ilation. Vgl. überhaupt Dernburg, Pfand 
veht I. 8. 36. Auch nah preuß. R. hat der Vermiether ein wahres Pfandrecht, das 
er nur durch ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Einwilligung in die Wegichaffung verliert. 
Förſter II. 8. 136. ©. 207 ff. 
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Duellen: Tit. Inst. de locatione et conductione III. 24. D. locati conducti XIX. 2. 
C. de locato et conducto IV. 65. 

Lit: Weiske's Rechtslexikon, VII. ©. 735 fi. Unterbolzner, Schuldverhältuiſſe, 
DH. S.316ff. Sintenis, Gem. Civ. R., U. 8.118. Arndts Lehrb. 88. 309 - 315. Wind- 
ſcheid, epr. II. 88. 399—402. Einzelnes bei Bangeromw III. $$. 640— 645. Geſchicht- 
Tiches bei Degenkolb, Platzrecht und Miethe, S. 127 ff. Ueber bie Dinglichleit des Mieth- 
rechts |. Ziebarth, Die Realerecution und die Obligation. Ed. 

Miethsſachen. Einzelne gemeinrechtlihe Procefiualiften weifen die Verhandlung 
diefer Sachen, ſoweit e8 bier auf Beichleunigung anfommt, dem ſog. unbeftunmt oder 
regulär ſummariſchen Proceffe zu. Indeſſen Tann von der Eriftenz gemeinrechtlicher 
Normen für diefe VBerhältniffe feine Rede fein. In der That hat denn auch die Barticular- 
geſetzgebung faft überall für dieſelben bejondere Normen erlaffen. Im Üntereffe der Be— 
fchleunigung des Verfahrens find die Klagen auf Räumung des gemietheten Locals und 
die auf Ueberlaſſung eines ſolchen oft ohne Rückſicht auf den Werth des GStreitgegen- 
ftandes den Einzelrichtern, fo in der preuß. Nheinprovinz nach einem Gefeg vom 11. Juni 
1343 den Friedensrichtem, nach dem hannoo Gef. vom 31. März; 1859 8. 4 und dem 
Nd. Strafgef. 8. 3 den Amtögerichten überwiefen. In Altpreußen werden dergleichen Proceffe, 
ſowie Proceffe über die Befugniß zur Kündigung nad $. 13 der Verordn. vom 21. Juli 
1846 im abgefürzten Verfahren verhandelt, d. 5. es findet nad) Einrichtung der Klage 
nicht erit ein Schriftenwechſel ftatt, fondern e8 wird gleich auf die Klage ein Terinin zur 

„mündlihen Beantwortung derfelben und weiteren mündlichen Berhandlung angelegt. 
Mitunter wie in der preuß. Verordnung für die neuen Provinzen (mit Ausnahme Han- 
noverd und Frankfurts) betreffend das Verfahren in Civilprocefien 8. 88, das für die 
erfte Inftanz die altpreußiichen Vorſchriften adoptirt Hat, iſt auch das Rechtsmittelverfahren 
beichleunigt. Endlich wird in ſolchen Sachen, fofern ein unwiederbringlicher Schaden zu 
erwarten ſteht, ſchon nach gem. Proceß das Obergericht die Vollſtreckung des erftinftanzlichen 
Erkenntniſſes gegen Gautionsbeftellung trog der Einlegung eines gewöhnlih Tuspenfiven 
Rechtsmittels geſtatten können. (Vgl. auch Hannov. Pre. Ordn. $. 409). 
P. Hinſchius. 

Militärſtrafverfahren, ein Gegenſtand lebhafter Erörterungen auf dem Gebiete 
der Geſetzgebung von vielen europäiſchen Staaten; für den Nd. Bund 1867 nad preußi⸗ 
Them Muſter einheitlich geordnet, doch mit Abweichungen für das Königreich Sachſen. Yon 
jeber haben in Deutichland Militärgerichte beftanden, und zwar von den Zeiten ber, da 
die Nitterfchaft einen befondern Stand bildete, al8 Standesgeridhte (judieia parium). 
Ein eigner militärifcher Yuftizbeamter kommt fchon früh in der Reichögefeßgebung zum 
Vorſchein („Feldſchultheiß“ für die einzelnen Truppenabtheilungen; feit dem 16. Jahr⸗ 
hundert nad ſpaniſchem Borbilde Auditor genannt, während in Frankreich die ent: 
ſprechenden Functionen von Dfficteren wahrgenommen werben, off. du gouvernement; 
capitaines rapporteurs). Charalteriſtiſch weiter ift die Abhängigkeit des Verfahrens vom 
„Gerichtsherrn“, dem Militärbefehlehaber, insbeſondere die Abhängigkeit der erften 
Einleitung einer Unterfuhung von ihm, während für den weiteren Verlauf die Beſtim— 
mungen verfchieden ; harakteriftiich in Norddeutſchland die Abhängigkeit dev Rechtögültigkeit, 
der Urtheile — mindeſtens in den wichtigeren Sachen — von einer Beftätigung dur 
den König oder höhere Befehlshaber (in Baiern und Würtemberg die 10 notbwendige 
Revifion durch Militärgerichtsbehörden). Im Einzelnen, namentlich innerhalb des Ver— 
fahrens, befteht große Verſchiedenheit. Die Zuſtändigkeit der Militärgerichte erſtreckt fich 
fahlih innerhalb Norddeutſchlands auf Straffachen, mit Ausnahmen für Uebertretungen 
und andere geringfügige Frevel. Ste umfaßt die Verbrechen und Vergeben auch von 
nicht militäriſchem Charakter, deren Ueberweiſung an die Civilgerichte neuerdings vielfach 
verlangt wird. Sie erftredt fich bezüglich der Berfonen auf den geſammten Soldaten⸗ 
ftand, die Militärheamten und diejenigen Offictere, welche mit Gehalt oder Penſion ent— 
Iaffen oder zur Dispofition geftellt find, auch die Lehrer und Zöglinge der militärifchen 
Bildungsanftalten. Eine erhebliche Erweiterung der Zuftändigfeit tritt in Kriegszeiten ein, 
ſowie durch Verkündung des Belagerungszuftandes (außerorventliche Kriegsgerichte). Der W2 
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Militärgerihtöftend ſchließt jeden andern Gerichtsſtand aus. Die Militärgerichtsbarkeit 
wird in die höhere und die niedere eingetheilt (Kriegs-, Stand-Gerichte, in Baiern ftatt diefer 
die ſog. „größeren Kriegscommiſſionen“). Jener unterliegen die Dfficiere und höheren 
Militärbeamten ſtets, Die jonftigen Chargen nur dann, wenn der That im Geſetz mehr gedroht 
ift als Arreft, Degradation, Berfegung in die 2. Claſſe. Im Uebrigen tritt Die niebere 
Gerichtsbarkeit ein. Diele ruht in Preußen überwiegend in der Hand der Negimentd- 
gerichte, während bie höhere Gerichtsbarkeit 25 Divifions- und 12 Corpsgerichten anver- 
traut iſt. 30 Gamifongerichte (insbeſondere in den Feftungen) haben eine gemilchte 
Gerichtsbarkeit. Die Spruchgerichte find nicht ftändig (wie in Frankreich) fondern werden 
leich den Unterfuchungsgerigten von dem „Gerichtsherru“ “(commandirenden General, 
—* der Marine, Diviſions-, Regiments-Commandeur, Gouverneur) nach beſtimmten Bor- 
ſchriften ſtets beſonders berufen. Derſelbe gibt den Auftrag zur erſten, vorläufigen Unter: 
ſuchung und beftimmt nach deren Abſchluß, ob das Verfahren einzuſtellen, over ob cs, 
bisciplinarifch, ftandrechtlich, oder Friegsrechtlich Fortzufegen (in Baiern Berweifungserkennt: 
niß der „Verweiſungs-Commiſſion“). Demnächſt wird für kriegsrechtliche Sachen bie 
förmliche (Spectal:) Unterfuchung eingeleitet, ausnahmsweiſe auch mit articulirtem Verhör 
in veriwidelten Fällen, unter Zulaſſung fchriftlicher Vertbeidigung. Nah dem Schluß der 
Unterfuchung erfolgt die Anberaumung, Eröffnung der Sitzung, Vorprüfung der Belegung 
des Kriegsgerichts, dann Vorlaſſung des Beſchuldigten oder feines Vertreters, Verſtattung 
defjelben zu Einwendungen gegen die Gerichtsmitgliever, nad) deren Erledigung die Ber: 
etdigung der Richter und nunmehr die Verhandlung zur Sache. Dieſe befteht in ber 
Borlefung der Acten, und Anhörung des Beſchuldigten, nach deſſen Abführung ein — in 
wichtigen Fällen fchriftlich gearbeitetes — Votum des Auditenrs die Sachlage, insbeſon⸗ 
dere die Bemeisfragen nach allen Richtungen beleuchtet. Die aus 5 Richterflaffen zu je 
1, 2, 3 befetten Gerichte ſchreiten klaſſenweiſe zur Abftimmung (nicht alfo nad) gemein- 
ſamer Berathung, tibrigend nad Stimmenmehrheit, während in Frankreich 5 won 7 
Stimmen zur Berurtheilung erforderlich find). Erſt durch Beſtätigung wird das Straf: 
urtbeil (audy das freiſprechende Erkenntniß) vehtsfräftig, und nach Publication vollſtred⸗ 
ber. Die auf Gutachten erfolgende Beftätigung vuht je nach Berfchiedenheit der Sachen 
beim Könige, dem Kriegeminifter, commanbirenden General, Gouverneur, Oberbefehlshaber 
der Marine u. a. Bei Geſetzwidrigkeiten kann Verweiſung an ein anderes, neu zu 
bildendes Epruchgericht erfolgen. — Eiufacher als das kriegs- ift das ftandrechtliche Ver: 
fahren; abweichend, namentlih auch vermöge des hier geordneten Inftanzenzuges dad 
Berfahren gegen Milttärbeamte. — Ohne Weiteres leuchtet für das gefammte, nament⸗ 
lich das Beftätigungverfahren Die Wichtigkeit em, melde vom erften Augenblid an ber 
Herftellung vollftändiger und zuverläffiger Acten beimohnt. Darum ift die bebeutendfte 
Perfon für daſſelbe der richterliche Beamte, in deſſen Händen ın Preußen der ganze Be 
trieb der Sache ruht: der Auditeur, oder in Standgerichtsſachen auch an feiner Stelle 
der „unterſuchungsführende“ — ftändig beauftragte und dieferhalb beeidigte — Officer. 
Der Auditeur ıft Inquirent für die Unterfucdung, Referent mit berathender Etimme tm 
Spruchgericht, Expedient für alle Erlaffe, der Vertreter der Gejeglichkeit aller ergehenten 
Verfügungen. — Als Auffihtsbehörde und oberfter Milttärgerichtshof fteht das „Generals 
auditoriat“ („Dberkriegsrath” Würtemberg) in Berlin über den Milttärgeric:ten, mit 
der befondern Aufgabe, in zweiter Inftanz wider Militärbeamte und da wo Recurs zus 
läſſig ift, zu entfcheiden, und in den Fällen dad Nedhtögutachten zu ertheilen, wo Frieg® 
gerichtliche Erkenntniſſe zur Beftätigung des Könige oder des Kriegsminiſters eingereicht 
werben. — Bei der mangelnden Unmittelbarkeit (Mündlichkeit) und Deffentlichkett, und 
der Beichräntung der Bertheibigung fteht das Weikttärftrafverfahren in einem — viel 
befämpften — Gegenfate zu den hHerrfchenden Formen des Civilſtrafverfahrens. In 
Baiern beiteht eine, im Wefentlichen auf Militärs beſchränkte Oeffentlichkeit; Entwidelung 
der Anklage durch emen Staatsanwalt (vom Commandanten ernannt), ‚während cin 
Auditeur den juriftiihen Theil der Verhandlung leitet; ferner Abhörung der Zeugen in 
der Sitzung; und Zulaffung eines Vertheibigers, in der Regel aus der Reihe der Officiere, 
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hõheren Militärbeanmten oder Auditoriatspracticanten. In Frankreich find Advocaten 
zugelaſſen, mit Erlaubniß des Präſidenten auch Verwandte oder Freunde. An Stelle 
der Beſtätigung tritt in Baiern in wichtigeren Fällen die Reviſion von Amts wegen, in 
Frankreich die Reviſion auf Antrag durch die militärgerichtlichen Reviſionsbehörden. Das 
Borermittlungsverfahren liegt in Frankreich zunächſt in den Händen der police judiciaire 
militaire (PPlatzadjutant, Officiere, Unterofficiere x.), dann des Berichterſtatters (rappor- 
teur), während als Staatsanwalt ein commissaire imperial flr jedes Kriegsgericht 
(jede Diviſion 1, für einige derjelben 2) beftellt wird, wozu als ftändig nod) ein greffier 
tritt. Sowohl der rapporteur als auch der commissaire wird aus den dazu befähigten 
höheren Dfficieren oder den Unterintendanten ernannt. 
Sfgb: m. Lit.: Preußen und Nd. Bund: Mil. Etr.Ger Ordn. v. 3. April 1845 in der Zu=- 
fammenjtellung des preuß. Mil. Str.R. im Bundes-Geſ.Bl. 1567 ©. 2239 f Allerh. Erlaß v. 
1. Juni 1867 w. Beftätigung daſ. ©. 260; weitere Erg. daf. bis ©. 316. Wegen Dieciplinare 
beftrafung: Verordn. v. 21. Zuli 1867; Armee-Verordn. Bl. Nr. 14. Militär-Rechtöpflege im 
Felde: Allerh. Cab. Ordres v. 25. Jar. 1864; 0. 6 Mai 1864. Geſchäfts-Ordn. für die Audi- 
teure v. 8. Febr. 1867 in ‚der preuß. Militär-®ef.Samml. Bd. 7, Heft 2, ©. 215 fi Com— 
mentar zum Str. G.B. für das Heer v. Gen.Auditeur Kled. Berwaltung des Nd. Bundes- 
beere8 von Frölich (1868), 2b. I. ©. 229 f. MilStr Ordn. für das Königr. Sahfen v. 
4. Nov. 1967. Dr. Hilfe, Die leitenden Grundf. des heutigen beutjhen Mil.Str.Berf. (1869). 
Abhandl. im Serigtsiae 1852, 1. ©. 335 f.; 1854, II ©. 304 f. (Schlesw -Holft. Aubditeur 
Sachau); 1352, 11. 161 f. (ſchweizer Bundeögef. v. 20. Aug. 1851, Stautsanw. Dub 8); 1853, 
11. 279 f. (Baden Gen.Aubiteur Brauer. v. Holtendorff, Strafrechtäzeitung 1862 (Sun- 
belin, Preuß. Mil.Str. Pre.O.). Haimer!, Defterr. Vierteljahrsicrift. Studien über das 
Mil.Str.Berf. v. Prof. Dam ianitſch (bef. Franfreih 1857) Stenglein, Das militär. Str. 
Berf. in Baiern nad der Verordn. v. 14. April 1856. Schaper. 


Militärverbredden im w. ©. des Worts find alle diejenigen Verbrechen, welche 
von Militärperfonen begangen werben, und als ſolche den Militärgerichten zur Aburthei— 
lung zugemiejen find. Zu den Düilitärperfonen find aber zu redinen die Perfonen Des 
Solvatenftandes und die Militärbeamten ; letztere jedoch nur, wenn fie bei den kriegfüh— 
renden Truppen ftehen und duch ein Amtsverbrechen denſelben Gefahr und Nachtheil bes 
reiten; oder wenn fie fich der Entwerhung fchuldig machen, während fie in einem Beam- 
tenverhältniß ihrer Meiltärpflidt genügen ; oder wenn fie ihren Militär: oder Amtsvor— 
gefegten den ſchuldigen Gehorfam verweigern. Als M. im e. ©. des Wortes find jedoch 
nur Diejenigen Verbrechen der Militirperfonen zu bezeichnen, welche al8 militärijhe Stan= 
desverbrechen ſich charafterifiren, d. h. zu deren Wegriff e8 gehört, daß fie von einer 
Milttärperfon begangen werben. Beiſpielsweiſe: die von einer Milttärperfon begangene 
Zödtung würde nur zu den militäriſchen Verbrechen im weiteren Sinne des Wortes ge= 
hören ; denn um dieſes Verbrechen begehen zu können, ift e8 nicht erforderlich, daß der 
Thäter eine Militärperſon fe. Dagegen würde die militäriſche Defertion em M. im 
engeren Sinne ded Wortes fein, da dieſes Delict nur von einer Milttärperfon begangen 
werden kann. Die Meilitärgefege unterſcheiden entiprechend dem eben berührten Unter= 
Ichiede der M. auch zwei verfchiedene Arten von Etrafen: die militärifhen Strafen, 
welhe Anwendung finden auf M. im engeren Einne des Wortes, und die bürger- 
lichen Strafen, welche Anwendung finden auf diejenigen Militärperfonen, welche fich 
eines gemeinen Verbrechens — eined M. im weiteren Sinne des Wortes ſchuldig gemacht 
baben. Die in jüngfter Zeit vielfach erhobene Forderung auf Befeitigung des Mi- 
litärſtrafrechts und der Militärgerichte bezieht fih auf die Wirkſamkeit der Militär- 
gerichte bet den von Perſonen des Soldatenſtandes begangenen gemeinen Verbrechen. Im 
Folge der Gründung des Nd. Bundes ift das Militärſtrafrecht innerhalb des gefammten 
Bundesgebieted ein einheitliches geworden. Es beſtimmt nämlih Art. 61 der Berfaffung 
des Nd. Bundes: „Nach Publikation dieſer Verfaſſurz iſt in dem ganzen Bundeögebiete 
die geſammte preußiſche Militärgeſetzgebung ungefi einzuführen, ſowohl die Geſetze 
ſelbſt, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung gänzung erlaſſenen Reglements, 
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gerichte vom 20. Juli 1843, die Beftimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Serois- 
und Berpflegungswefen, Einguartierung, Erſatz von Flurbefhädigungen, Mobilmadung u. j.w. 
fir Krieg und Frieden. Die Militär-Kirchenordnung iſt jedoch ausgefchloffen. Nach gleic- 
mäßiger Durdführung der Bundesfriegs-Organifation wird das Bundes-Präſidium em 
umfaſſendes Bundesmilitärgefeg dem Reichstage und dem Bundesrathe zur verfaffungs- 
mäßigen Beſchlußfaſſung vorlegen.” Die angekündigten Publifationen find durd Das 
Bundeögefegblatt erfolgt, und zwar: Berorbnung, betreffend die Einführung preußiſcher 
Militärgefege im ganzen Bundesgebiete (7. November 1367, Bundesgeſetzblatt S. 125— 
130); Geſetz betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienfte (9. November 1867, Bundes- 
gejeßblatt S. 131— 136); Allerhöchfter Erlaf, betreffend die Publication und Einführung 
des Strafgeſetzbuchs für das preußiiche Heer; Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Abſchaf⸗ 
fung der Strafe der Törperlichen Züchtigung, Geſetz betreffend die an Stelle der Vermö— 
gensconfiscation gegen Dejerteure und ausgetretene Milttärpflichtige zu verhängende Gelb- 
buße; Geſetz, die Abänderung mehrerer Beftimmungen in den Milttär-Strafgefegen betref- 
fend ; Allerhöchſte Ordre und Circular-Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 26. Yan. 1853, 
betreffend die Einführung der Kriegsartifel für das preußiſche Heer (31. December 1867, 
Bundesgefegblatt ©. 187— 316); Neglement über die Naturalverpflegung der Truv⸗ 
pen im Frieden (13. November 1867, Bundeögejepblatt S. 128— 130). Die einzel: 
F n Verbrechen, welche das Milttärftvafgefegbuh für der No. Bund aufführt, find 
olgende : 

1) Berbreden gegen die militärifhe Treue. Als ſolche werden genannt: 
Hochverrath, Majeftätsverbrechen, Landesverrath, — welche Verbrechen, wenn fie in Frie⸗ 
denözeiten von Milttärperfonen begangen werden, eine geſchärfte Strafe, infomeit dieſelbe 
nach den allgememen Landesgeſetzen zuläffig ift, nach fich ziehen follen. Beſonders mid 
noch erwähnt der Kriegsverrath, welcher im Weſentlichen mit dem fog. militäriſchen 
Zandeöverrathe übereinftimmt (vgl. den Art. Landesverrath). Die Defertion f 
vorhanden, wenn Jemand nad feinem Eintritt in den Solvatenftand fid) durch Entwei⸗ 
chung feinen militärtichen Dienftverhältniffen entzieht. Bemerkenswerth iſt bei diefen Ber: 
brechen, daß das Geſetz Prälumtionen für das Vorhandenſein der ‘Defertion aufftellt und 
zwar andere für Unterofficiere und Gemeine des Dienftitandes, andere für Officiere und 
noch andere für die Beurlaubten und Reſerviſten. Gegen Deferteure, deren man nicht 
habhaft werden kann, ift ftatt der früher eintretenden Vermögensconfiscation jest (Gel. 
v. 11. März 1850) auf Gelobuße von 50—1000 Thaler zu erfennen. Die Ber: 
ftümmelung oder Berunftaltung in der Abſicht, zum ‘Dienfte ſich untauglich zu 
machen; die Simulation, deren fi Derjenige ſchuldig macht, der durch wahrheits- 
widrige Vorſchützung von Krankheiten oder durch andere betrügliche Mittel fich der Ber: 
pflihtung zum Militärdienſt zu entziehen fucht. 

2) Berlegung der Dienftpflidt aus Furcht vor perfönlider Ge— 
fahr. Milttärftrafgefegbuh 8. 117. „Wer im Kriege vor dem Feinde aus Feigheit 
zuerft die Flucht ergreift und die Kameraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht ver: 
leitet, hat die Todesſtrafe verwirkt und kann auf der Stelle niedergeftoßen werden. Ge: 
ringere Strafen werden in minder ſchweren Fällen angedroht, und für dieje felbft Straf: 
Iofigfeit dann zugefichert, wenn der Schuldige vor der Berurtbeilung oder Vollſtreckung der 
Strafe heworſtechende Beweiſe von Muth abgegeben hat. 

3) Berbreden gegen die Subordinatton. MAIS foldde merden genannt: 
Achtungswidriges Betragen in und außer dem Dienft ; Ungehorfam gegen Dienftbefeble ; 
ausdrückliche Verweigerung des Gehorfams und Widerfeglichkeit ; thätliche Widerſetzung 
und verfuchter Angriff mit der Waffe: Beleidigungen der Untergebenen gegen Borgejette ; 
Duelle aus dienftliher Beranlaffung („Wer einen Vorgeſetzten oder einen Höheren im 
Range aus dienftlicher Veranlafjung zum Zweikampf berausfordert, ift mit Feſtungsarrefi 
oder Feſtungsſtrafe von mindeftens Einem Jahre und mit Dienftentlaffung zu beſtrafen.“. 
Beleidigung, Ungehorfam und Wiverfegung gegen Waden und Landgendarmen ; Aufwie⸗ 
gelung („Wer vor verfammelten Kriegsvolk in der Abficht, feine Kameraden zur Verwei— 
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gerung des Gehorſams gegen ihren Vorgeſetzten zu verleiten, oder von demſelben etwas zu 
erzwingen, oder ihn von einer Dienſthandlung abzuhalten, ſich ungeziemend beträgt oder 
laut Beſchwerde führt, ſoll, ſelbſt wenn letztere begründet wäre, nach Maßgabe des zu 
befürchten geweſenen oder wirklich geſtifteten Nachtheils, mit ſechs- bis zwanzigjähriger 
Feſtungsſtrafe und nach Umſtänden mit Dienftentlaſſung, in Kriegszeiten aber mit dem 
Tode beſtraft werden.“ — Auch das bloße Zuerkennengeben der Abſicht, in Beziehung 
auf den Dienſt Mißvergnügen unter den Kameraden zu erregen, wird mit Arreſt oder 
Feſtungsſtrafe belegt), Meuterei („Wenn zwei oder mehrere Perſonen des Soldatenftan- 
des wegen Verübung eines Verbrechens gegen die Suborbinatton vorher übereingefommen 
find‘. Militäriſcher Aufruhr. 

aHMifbraud der militärifhen Gewalt im Kriege; bald an Perſo— 
nen begangen, durch ungerecdhtfertigte Mißhandlung, körperliche Verlegung, Tödtung frem⸗ 
ber Unterthanen oder Gefangenen, bald an Sachen begangen durdy unerlaubtes Beute— 
machen, durch Plünderung, durch muthwilliges oder boshaftes Zerftören, namentlich Brand⸗ 
ſtiftung, durch Exrpreffung, die begangen wird durch Kriegsihagungen oder Zwangslie— 
ferungen, over durch Marodiren Desgleichen wird die Hehlerei der in der vorftehenden 
Weile erworbenen Sachen mit Strafe bebroht. 

5) Berlegung der Dienftpflihten beiAlusrihtung befondererDienft- 
leiftungen und Uebertretung der Vorſchriften in Bezug auf die Be- 
wabrung, Behandlung und Verwaltung dienſtlich anvertraut erhal: 
tener Gegenftände Hieher gehören die Beſchädigung oder Veruntreuung bienftlic) 
ammertraut erhaltener Gegenſtände; das Ausftellen unrichtiger Dienftattefte, Meldungen, 
Rapporte, Berichte; die Annahme von Geſchenken und Beſtechung; die Pflichtverlegung 
bei Wachen, Commando's und auf Märfchen ; der Mangel der Aufjicht über Verhaftete 
und Unterlafjung von Verhaftungen; Pflichtverlegungen bei Wahrnehmung adminiftrativer 
und richterlicher Geſchäfte. 

6) Bergebungen gegen die milttärifhe Zucht und Ordnung. Dar: 
unter werden gerechnet: Unerlaubte Entfernung und unerlaubte Ausbleiben, infoweit 
daſſelbe nicht den Charakter der Defertion hat; die Trunkenheit im Dienft ; das Hazard⸗ 
jriel ; das Schuldenmachen ohne Conſens; Verheirathung ohne Conſens; Beleidigungen 
der Dffictere, oder der Gemeinen und der Unterofficiere unter einander ; Schlägereien und 
törperlihe Verletzungen der Gemeinen und Unterofficiere ; militärpolizerlihe Exceſſe. 

7), Mißbraud der Dienftgemwalt und zwar a) der Vorgefegten gegen Unter- 
gebene : durch Anforderungen, welche in feiner Beziehung zum Dienfte ftehen, fondern nur 
Brivatzweden des Vorgelegten dienen ; durch Veranlaſſung gefegwidriger Handlungen ; 
durch Meberfchreitung der Strafbefugniffe ; durch vorſchriftswidrige Behandlung; durch 
Beletdigung ; oder b) der Wachen und Landgendarmen. 

Die von den Milttärgerichten zu erkennenden militäriſchen Strafen find: Todes— 
ftrafe, Baugefangenfchaft, Feſtungsſtrafe (geihärft durch Einftellung in eine Strafabtheilung), 
Teftungsarreft, Arreitftrafen (ftrenger Arreft, mittler Arreſt, gelinder Arreft, Stubenarreft), 
Ehrenftrafen (Verluft der Orden, Berluft der Ehrenzeichen), Berfegung in die zweite 
Klafje des Solvatenftandes, Degradation, Ausftogung aus dem Soldatenftande, Caſſation 
(Entfernung aus dem Officterftande und Dienftentlaffung), Entlaffung und Ausftoßung 


anus ber Landgendarmerie, Entlafjung der Invaliden aus dem Milttärverhältniffe, Verluft 


... ver Dienfttitel und Penfionen. 
| Die von den WMilitärgerichten zu erfennenden bürgerliden Strafen find: 
Todesſtrafe, Zuchthausftrafe, Gefängnißftrafe, Geldbuße, Caſſation und Amtsentjegung. 


Gſgb. u. Lit.: Serg die am Anfange bes Art. angeführten geſetzlichen Beſtimmungen. 
Militärſtrafgeſetzbuch und MilttärftrafgerichtSorbnung für das Königr. Baiern vom 29. April 
1869 — erläutert von Clemens Koppmann. Baden: Brovifor. Geſetz über die Militär- 

ftrafrehtspflege vom 6. April 1968. Würtemberg: Milttärftrafgefes vom 20. Suli 1818. 
Speciell für Preußen und den Nd. Bund: Eduard Fled, Commentar Über da8 Straf- 
geſetzbuch filr das preuß. Heer (1. Thl. 2. Ausg. 1869; 2. Thl. 1864). Joh 
— ohn. 
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Milton, Sohn, geb. 9. Dechr. 1608 zu London, ſtudirte 1625—32 in Cam: 
bridge, bereifte 1638 und 1639 Frankreich und Italien, wurde 1649 Geheimſchreiber 
des Staatsrath für die lateinifchen Ausfertigungen, erblindete 1652, ftarb 8. November 
1674. 

Schriften: Privat- und öffentlichredhtlichen Inhalts: The doctrine and diseipline of 
divorce, 1644. — The judgement of Martin Bucer concerning divorce, 1644. — Te 
trachordon or expositions upon the four chief places of Scripture, which treat of mar- 
riage, 1645. — Colasterion. — Tractate on education, 1644. — Areopagitica a speech 
for the liberty of unlicensed printing, 1644. — The tenure of kings and magistrates, 
1649. — Iconoclastes. — Defensio pro populo anglicano, 1651. — Defensio secunda, 
1654. — Defensio pro se, 1655. — Upon the model of commonwealth. — Ready and 
easy way to establish a free commonwealth. — De doctrina christiana (? ed. by Sumner, 
Lond. 1826, abgedrudt Leip. 1827). — Of true religion, 1673. — Complete Works ed. 
by Hawkins, Lond. 1624 — 27 Todd, Lond, 1826, fth. ed. 1842 — by Fletcher, Lond. 
1634—33 — zulest 1851 by Milford. 

Lit.: Biographien von Iohn Milford, Lond. 1851 — von Hayley, Lond. 1796 — 
von Jvimey, Sond. 1833 — von Edw. Paxton Hood, Milton the patriot and poet, 
Lond. 1851. — Macaulay, Essays. — Bluntfhli, VI. 639-614. — Friedberg, 
Das Recht der Eheſchließung, Leipz. 1865, S. 326, 327. — v. Holtendorff, 3. Milton 
len über Lchre und Wefen der Eheſcheidung, Berl. 1855. — Raumer, Hifer. 
Taſchenbuch, Leipz. 1852, ©. 321 ff. Teihmann. 

Minifter (Minifterien). Die Eentralverwaltung (vgl. Th. I. ©. 726) il 
den M. übertragen. Das Verhältniß des Monarchen zu den M. beſtimmt fi m 
Allgemeinen dadurch, daß der Monard) die DE. nach feiner Wahl ernennt — auch in Eng: 
land wird diefer Grundſatz menigftend theoretiſch allgemein anerfannt — dagegen ba 
den Negierungshandlungen an die Mitwirfung der M. gebunden ift. (Vgl. den Titel: 
Contrafignatur). Die Ernennung des M. kann von dem ernannten M. ſelbſt 
contrafignirt werden In Republiken find trog der VBerantwortlichkeit des Präfidenten 
neben demſelben verantwortliche M. vorhanden. Die Eintheilung der Geſchäfte erfolgt 
unter den einzelnen Miniſterien nach verjchtedenartigen Geſchäftskreiſen, wodurch nicht auf 
gejhloffen ift, daß, bedingt durch die Wechſelwirkung der einzelnen ftaatlichen Thätigfeiten, 
die Einzehninifter in dem Geſammtminiſterium, unter der Leitung des Miniſterpräſiden⸗ 
ten zufammentreten. In dem erften Theile dieſes Werkes (S. 726 f.) ift das Hiſtoriſche 
in Bezug auf die preußiſchen Diinifterien angeführt. Ueber die gegembärtigen Verhält⸗ 
niffe ift Folgendes hinzuzufügen. Das Staatsminiſterium bringt die Einzeln: 
fterien durch die allgemeine Minifterial:Berathichlagung (Minifterrath) in organijchen Yu: 
ſammenhang. Es befteht daffelbe aus folgenden M.: 1) den DM. der auswärtigen An 
gelegenheiten, der zugleich Präfivent des Staatöminifteriums ift; 2) dem Finanzminiſter; 
3) dem M. der geittlichen, Unterrichts= und Dledicinalangelegenheiten ; 4) dein M. für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ; 5) vem M. des Innern ; 6) dem Juſtizmini⸗ 
fter ; 7) dem Kriegsminiſter; 8) dem M, für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. (Auch 
bei dem Staatsminifteriun als ſolchem find vortragende Käthe und Bureaubeamten ar 
geftellt, und hat das Staatsminiſterium als foldyes fein eigenes Budget in ähnlicher 
Weiſe wie dies bei jedem der Einzelminifterten der Fall iſt). Beſondere Befugnifie, welche 
dem Staatsminiſterium als ſolchem übertragen find: Verfg. Urk. A. 57. 58. bezüglich der 
Regentſchaft — 4. 63, bezüglich der vetropirten Verordnungen; Gel. v. 4. Juni 1851 
über den Zelagerungszuftand : einzelne Artikel der Verfg.Urf. außer Kraft zu feken; 
Städte-Ordn. v. 30. Mai 1853, beögleichen vom 19. März 1856, desgl. vom 15. Mat 
1856, desgl. Landgemeinde-Ordn. für Weftphalen vom 19. März 1856, desgl. Gel. 
betr. die Gemeindeverfg. in der Nheinprovinz v. 15. Mat 1856 — die Befugniß, die 
Auflöfung einer Stadtverordneten-Gemeinde- oder Amtsverfammlung durch Königl. Ber: 
oronung herbeizuführen, Gel. v. 21. Yult 1852 — betreffend die Dienftwergehen ber 
nicht richterliden Beamten — Berufung gegen Erkenntniffe der Disciplinarbehörien 
erfter Imftanz, Entſcheidung der Cormpetenzeonfliite der Disciplinarbehörden, Erler 
gung der Necurfe eines von dem Devartementsminiſter in Ruheſtand verjetten Bean 
ten. Bon dem Staatsminiſterium veffortiren unmittelbar: der Disciplinarhof für nidt- 
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richterlihe Beamte; die Ober-Eramination&commiffion für die Prüfung zu höheren Ber- 
mwoltungsämtern ; die gebeinte Oberhofbuchbruderei. Unter der Leitung des Präſidenten 
des Staatsminiſteriums fleben: die General-Ordenscommiffion, die Staatsarchive, die 
Sentraljtelle für Preßangelegenheiten (9). Unter gemeinfhaftliher Leitung des Präſiden⸗ 
ten ded Staatdminifteriumd und des Finanzminiſters fteht die Verwaltung des Staate- 
fchatzed und des Münzweſens. 

Sfgb.: Publicandum vom 16. Dec. 1808. Verordn. vom 27. Oct. 1810. Cab. Ordre vom 
3. Juni 1814. Cab. Ordre vom 3. Nov. 1817. 

Einzelne Minifterien. 1) Das Minifterium des Innern. Der Ge 
ſchäft ſtreis defjelben umfaßt die innere Landesverwaltung, infoweit nicht einzelne Zweige 
derfelben (3. B. Medicinalvermaltung, Gewerbepolizei, Yagdpolizei) anderen Minifterien 
übertragen find. Vom Minifterium des Innern reflortiren : das ftatiftifche Bureau mit 
dem meteorologiihen Inftitut und der Kalenderverwaltung; das Polizeipräſidium in Ber- 
lin ; das Domcapitel in Brandenburg ; die ritterfchaftlichen Ereditvereine. 

Sfgb.: Public. vom 16. Dec. 1808. Berorbn. vom 27. Oct. 1810. Königl. Befehl vom 
24 April 1512. Cab.Ordre vom 3. Juni 1814. Cab.Ordre vom 3. Nov. 1817. Cab.Orbre 
vom 11. Jan. 1819. Cab. Ordre vom 31. Aug. 1824 und von 8. Juni 1825. Cab.Ordre vom 
11. Sept. 1830. Cab.Ordre vom 28. April 1834. Regulativ vom 25. Febr. 1835. Cab.Orbre 
vom 6. Juni 1837. Allerhöcfter Erlaß vom 17. April und 25. Juni 1848. Allerhöchſter 
Erlaß vom 22. Juni 1849. Allerhöchſter Erlaß vom 17. März 18523 

2) Finanzminifterium, in weldhen fi die Rehnungsführung der gefammten 
Staatöverwaltung concentrirt, welchem daher auch die Vorbereitung des Staatshaushalts- 
Etats obliegt. Der Finanzıninifter iſt der vorzugsweiſe Vertreter des Fiscus, und Die 
Generalftantscaffe, in welche ſämmtliche Einnahmen des Fiscus fließen, ift mit dein Fi— 
nanzminifterium verbunden. Es vefjortiren von dem Finanzminiſterium folgende Behör- 
den: 1) die Generaldirection der Steuem — 2) die Abtheilung für das Kaffen= und 
Etatöwefen — 3) die Abtheilung für Domänen und Forften — 4) die Seehandlung. 
Die Haupt-Verwaltung der Staatsſchulden ift eine von der allgemeinen Fi— 
nanzverwaltung abgefonderte, jelbjtändige Behörde, welche jedoch unter der oberen Leitung 
des Finanzminiſters ſteht. Zum gemeinfhaftlichen Nefjort des Finanz- und des Mini- 
jteriums für Iandwirtbichaftliche Angelegenheiten gehören die Angelegenheiten der Renten 
banfen, deren Organe die Centralcommiſſion und die Brovinzial-Rentenbanten find: 

Gfgh.: Public. vom 16. Dec 1809 85. 21 — 23. Berordn. vom 27. Oct. 1810. Cab.- 
Ordre vom 26. Nov. 1813. Cab. Ordres vom 3. Nov. und 2. Dec. 1817. Allerhöchſter Erlaß 
vom 17. April 1848. 

3) Das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbei- 
ten, welches folgende Abtheilungen umfaßt: 1) das ©eneral-Poftamt ; 2) die Berwal- 
tung für Eifenbahn-Angelegenbeiten ; 3) die Verwaltung des Land-, Waffer- und Chauffee- 
Baumelens ; 4) die Verwaltung für Handel und Gewerbe ; 5) die Verwaltung für Bergs, 
Hütten und Salinenwefen. Das Poſt- und Telegraphenmejen gehört feit der Gründung 
des Nd. Bundes zu den Bundesangelegenbeiten. 

Sfgb.: Cab. Ordre vom 27. März 1818 und Allerhöchſter Erlaß vom 17. April 1848. 
Berf. des Nd. Bundes U. 4 Nr. 10. 9. 48 fl. Die Competenz des Bundes in &ifenbahn- 
Angelegenheiten beftimmt fih durch A. 41 ff. 

4) Das Minifterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Bon demfelben reflortiren : die Centralcommiſſion für die Angelegenheiten der Rentenban— 
fen und die Brovinzial-Nentenbanfen ; das Landes-Oekonomiecollegium, das Revifions- 
collegium für Landes-Eulturfachen, die höheren landwirthſchaftlichen Lehranftalten, die Land⸗ 
geftüte. 

Sfgb.: Allerhöchſter Erlaß vom 17. April 1848 und vom 25. Juni 1848. 

5) Das YJuftizminifterium. Dem Yuftizminifter find folgende Functionen über: 
tragen: Die -Oberaufjicht über die gefammte Civil- und Strafrechtöpflege, Die Anftellung 
und die Beauffihtigung der Yuftizbeamten, die Vorbereitung der Juſtizgeſetze und bie 
Lehnsangelegenheiten. 
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Sfgb.: Publie. vom 16. Dec. 1808 und Verordn. vom 27. Oct. 1810. 

6) Das Minifterium der geiftlihen, Unterrichts: und Medicinal: 
Angelegenheiten, welde8 aus vier Abtheilungen beſteht: die Abtheilung fin die 
&ußeren evangelilchen Kirchen-Angelegenheiten ; die Abtheilung für die katholifchen Kirden- 
Angelegenheiten; die Abtheilung fir Die Unterrichtö-Angelegenbeiten ; die Abtheilung für 
die Medicinal-Angelegenheiten. 

Gſgb.: Cab.Ordres von 3. Nov. 1817 und vom 11. Ian. 1819. 

7) Das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. Als preu: 
ßiſches Minifterium befteht daſſelbe nur noch für diejenigen Angelegenheiten, welche aus 
Beziehungen des preußiſchen Staates zu- anderen Bundesſtaaten fich "ergeben, mährend die 
Belorgung der auswärtigen Angelegenheiten Preußens, ſowie jedes anderen Bundesſtaates 
infoweit fie Beziehungen zum Bundesauslande betreffen, dem „auswärtigem Amte“ de} 
Nd. Bundes obliegen. Das auswärtige Amt des Nd. Bundes fteht unter Leitung de 
Bundeskanzlers, welchem ein Staatfecretär fiir Bearbeitung ber auswärtigen Angelegen: 
heiten de8 Bundes unmittelbar untergeben if. Das preußifche Minifterium des Aus- 
ärtigen {ft zur Zeit (1870) mit dem auswärtigen Aınte des Bundes perfonaliter ummt. 
Die Geſandtſchaften veflortiven entjprechend den Functionen des auswärtigen Amies 
und des preußifchen Miniſteriums dev ausmärtigen Angelegenheiten, theils von der einen, 
theil® von der andere Behörde. Die Eonfulate find ausſchließlich Bundesconfulate. 
Die Pröfungscommilfion für das diplomatiſche Eramen reffortirt von dem preußiſchen 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 

8; Das Kriegsminifterium. Außer der Gentralabtheilung (Cabinetsordre 
vom 18. Det. 1851) befteht das Krieg sminifterium aus zwei Departements, nim 
Ih 1) dem allgemeinen Kriegsvepartement, welches umfaßt die Abtheilungen fir bie all: 
gemeinen ArmeesAngelegenbeiten, für das Artillerie und Waffenwefen, für das Ingenieur: 
weſen; 2) dem Meilitär-Defonomtedepartement, welches umfaßt die Abtheilungen für das 
Etatd- und Kaſſemweſen, für die Natural-, Verpflegungs-, Reife- und Borfpann-Angde 
genbeiten, fir die Bekleidungs-, Feld-, Equipage- und Train-Angelegenbeiten, für das 
Servis- und Gamifon=, VBerwaltungs- und Lazarethweſen. Außer diefen beiden Depar- 
tement8 ftehen folgende drei Abtheilungen, nämlich 1) für die perfänlichen Angelegenheiten; 
2) für das Invalidenweſen; 3) für Die Remonte-Angelegenbeiten der Armee. 

®fgb.: Bublic. vom 16. Dec. 18308 $. 2. Beroron. vom 18. Febr. 1809. Cab.Orbre 
von 25. Aug. 1914. Cab. Ordre vom 31. Aug. 1921. 

9) Die Admiralität, welche anfänglih mit dem Kriegdminifterium verbunden, 
in Folge des Allerhöchſten Erlaffes vom 14. Nov. 1853 eine befondere von dem Kriegs— 
minifterium getrennte Gentralbehörde geworben: ift. 

Außer diefen Minifterien, welche in ihrer Geſammtheit das Staatsminifterum bil: 
den, exiftirt noch ein beſonderes Minifterium des Königl. Haufes, welches bie 
Angelegenheiten des Königl. Haufes und der Königl. Familie verwaltet, und dem die An: 
gelegenheiten, melde die Hoffahen und Höheren Hofchargen betreffen, übertragen find. 
Unter dem Miinifterium des Königl. Haufes ftehen das Heroldsamt zur Bearbeitung der 
Standes- und Adelsfachen ; die Hoflammer der Königlichen Familiengüter; das Koͤnigl. 
prinzliche Familien-Fideicommiß; die Königl. Schatullgüter. 

Sfgb.: Cab. Ordre vom 11. Jan. 1819. Allerhöchſter Erlaß vom 17. April und vom 
3. Oct. 1848 und vom 16. Aug. 1854. 

Lit.: Bluntſchli, Allgem. Staatsrecht, Bd. II., ©. 154 ff. v. Rönne, Staatsrecht 
ber preuß. Monarchie, Bd. II. $. 223 fi. Sohn. 

Miniſterverantwortlichkeit. Im heutigen Staatsrechte correfpondirt der Satz, 
daß die Minifter verantwortlich feien, dem anderen Sage, daß der Landesherr als folder 
fein Unrecht thun könne. Diefer Sat war dem älteren ſdeutſchen Stadtörechte fremd 
(Sachfenipiegel III. 54. $. 4. Echwabenfpiegel c. 25. 26. Golvene Bulle c. 5.) mar: 
aus indeſſen nicht folgte, daß fürftlihe Diener zur Verantwortlichkeit nicht hätten gezo⸗ 
gen werden dürfen (vgl. H. 4. Zachariä, Stantöreht Bd. I. ©. 273). Die Ver: 
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antwortlichfeit der Minifter für Handlungen des Landesheren wird bedingt durch die Con- 
traſignatur (ogl. diefen Urtikel), aber e8 iſt die Berantwortlichkeit hierauf nicht beichränft, 
ſondern auszudehnen auf alle Amtshandlungen der Diinifter. Die Doctrin unterjcheidet 
zwifchen politifher und rechtlicher Verantwortlichkeit. Die politiihe Verantwort⸗ 
lichkeit der Miniſter beſchränkt ji in Deutichland tm Weſentlichen darauf, daß die Mi- 
niſter gehalten jind, bet den Verhandlungen ver Landeövertretungen zu ericheinen, falls 
dieſes gefordert wird (Preuß. Verfg. Urk. A. 60.) und daß die Landesvertretung berechtigt 
it, von den Mintftern Auskunft über eingehende Beichwerden zu verlangen (Breuß. Verfg. 
Urk. U. 81), welchen Rechte übrigens nicht die Berpflihtung der Minifter correfpon- 
dirt, die an fie gerichteten Interpellationen auch beantworten zu müſſen. Was ſodanm 
die rehtliche Verantwortlichkeit der Minifter anbetrifft, jo wird hier die civilredht- 
lie und die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit zu unterjcheiven fein. Für beide Ar- 
ten der rechtlichen Verantwortlichkeit ıft aber davon auszugehen, daß die Miniſter in 
feiner Beziehung von den beftehenven Landesgeſetzen, mögen dieſe nun Civil- oder Straf: 
gelege fein, erimirt find. Im Einzelnen tft anzumerken: 

1) Die civilrehtlihe Verantwortlichkeit. Der kritiſche Punkt Liegt hier 
nur darin, daß die Civilklagen des Staates durch die vermögensrechtliche Perſönlichkeit 
beflelben, den Fiscus, angeftellt werben, und daß der Fiscus durch den Finanzminiſter 
vertreten wird. Käme daher der Fall vor, daß der Finanzminifter ſelbſt den Staat be 
nt hätte, jo müßte er felbft im Namen bes Fiscus die Klage gegen fih an⸗ 

ellen, 

2) Die firafrehtlihe Berantwortlichfeit. Man darf fagen, die ftraf- 
rechtliche Verantwortlichkeit der Miniſter, infoweit diejelbe ftantsrechtlicher Natur iſt, um: 
faßt diejenigen Fälle, in welchen e8 der Landesvertretung zufteht, gegen die Minifter An- 
klage zu erheben. 

I. Die Berbreden der Minifter. Die deutichen Verfaſſungsgeſetze ftimmen 
darin überem, daß die Berfaffungsverlegung ein fpecielles Miniſterverbrechen fet. 
Was indeffen unter Berfaffungverlegung zu verftehen ſei, darüber meichen bie Geſetze 
unter einander ab und laffen e8 an berjenigen Beftimmtheit, welche die Praxis erfordert, 
nicht felten fehlen. Einige Gejege begnügen fi mit dem Ausdruck „Verfaſſungs— 
verlegung” ohne denfelben irgendwie näher zu beſtimmen (Preußen Berfg.Urf. A. 
61. Heilen, Ge. v. 5. Juli 1821. A. 1. Meiningen Grundgeſ. 1829. 8. 88. 
Soburg- Gotha Staatögrundgel. 1852. 8. 165. Walded Berfg.Urf. 1852. 8. 66.); 
andere präcifiren vie Berfajfungsverlegung durd irgend welche Zuſätze (Baiern 
Verfg.Urk. v. 26. Mat 1818 „vorſätzliche“ Verlegung der Berfaffung; Hannover 
Gel. v. 5. Sept. 1848 8. 102. „abſichtliche PBerlegung des Verfaſſungs geſetzes; 
Kurheſſen Berfg.Urf. 1852. 8. 78. „abfichtliche Verlegung einer pofitiven Vor— 
Ihrift der Berfaffungsurkunde; Braunſchweig N. Landihaftsorbnung 1832 8. 108. 
„Berlegung der auf den vorliegenden Ball unzweifelhaft anwendbaren Bes 
ftunmungen des Landesgrundgeſetzes; Oldenburg rev. Staatögrundgel. 1852. 
4. 200. 8. 1. Mimfter, welche fich, ſei es durch eigened Handeln oder Unterlaffen oder 
durch bloße Zulaffung, vor ſätzlich oder ingrober Fahrläfſigkeit einer Verlegung 
der Berfaffung ſchuldig gemacht haben follten. Vgl. ferner Shwarzburg-Sonders- 
haufen Verfg.Urk. v. 12. Dec. 1849 8.127. Shwarzburg-Rudolftadt Grundgel. 
v. 21. März 1854. 8. 6.) oder fie reftringiren den Begriff der Berfalfungsver- 
letzung (Sachſen Verfg.Urk. 1831. $. 142. „Handlungen, welche auf den Umfturz 
der Berfaffung gerichtet find, oder die Berlegung einzelner Punkte der Berfaflumg 
betreffen — womit Würtemberg Verfg.Urk. 1819. 8. 195 übereinftimmt) während 
Baden Berfglirf. 1818. 8. 67. neben die Verlegung der Berfaffung noch die Ber- 
legung anerfannt verfalfungsmäßiger Rechte ftellt. (Vgl Gef. über die M. 
v. 20. Febr. 1868.) Außer der Berfaffungsverlegung wird noch erwähnt der 
„Berrath” (Preußen Verfg. Urk. U. 61. Oldenburg Staatsgrundgeſ. 1852. A. 200. 
8. 1. — „Staatöverrath”) die Beftehung (Preußen Berfg.Urk. U. 61. Weimar 
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rev. G.G. v. 15. Oct. 1830). Untreue (Meiningen G.G. 1829. 8. 88). Erpreſſung 
(Meiningen a. a. DO. Naſſau Patent 1814. 8. 2.) Verlegung der Amtspflid- 
ten (Weimar rev. G.G. 15. Oft. 1850, Meiningen a. a. O. Oldenburg Staatsgrund⸗ 
gef. 1352. Art. 200. 8. 1. Schwarzburg-Sondershauſen Verfg. Urk. 12. Dechr. 1549. 
8. 127.). Öefegesverlegung überhaupt (Baiern Verfg.Urk. v. 26. Mai 1818 
„wenn ein Staatsminifter oder deſſen Stellvertreter . . . die Staatsgefege verlegt.” Groß⸗ 
herzogthum Helfen Geſ. v. 5. Juli 19321. 4. 1. „geſetzwidrige Handlungen‘, hierher 
find auch zu rechnen Weimar und Oldenburg). Nichterfüllung der Zuſagen des 
Souveräns (Großherzogthum Heilen Geſ. 5. Juli 1821. 4. 1.) 

ILI. Strafen für die Minifterverbreden. Wenn diejenigen Geſetze, welche die 
Minifterverantiwortlichkeit betreffen, zu den Deinifterverbrechen auch diejenigen Berbredjen red- 
nen, welche in den allgemeinen Strafgefeßen aufgeftellt find, mag dies nun mit einigen, mit me}: 
reren, oder mit allen verfelben der Fall fein, fo iſt es natürlich, daß nun aud für dieſe 
Minifterwerbrechen die in den allgemeinen Strafgefegen beſtimmten Strafen angedroht fund. 
(Bergl. Oldenburg rev. Verfg Urk. 1852. 9. 205. 8.1. Weimar rev. L. G.G. 
1550. 8. 58.). Für diejenigen Miniſterverbrechen dagegen, welche fih nur in den, die 
Berantwortlichkeit der Minifter betreffenden Geſetzen finden, find aud in Dielen Geſetzen 
beſondere Strafen beftimmt, von denen einzelne den Charakter wirklicher Criminalftrafen: 
Seldftrafen, Freibeitsftrafen (Württemberg Verfg. Urk. 1819 8. 203, Walded 1, — 
andere den non Disciplinarftrafen haben: Verweis (Wirtemberg a. a. D. Coburg-Gotha 
Berfg.Urf. 1852. 8. 164) Suspenfion (die foeben genannten Gelege) Entfernung 
vom Amte mit oder ohne Benfton (die genannten Geſetze, ſowie Batern 
Gel. v. 4. Juni 1848, U. 9, Weimar Verfg. Urk. 1852, U. 205 8.1.) Entfernung 
vom Amte mit oder ohne Borbehalt der Wiederanftellung (Coburg 
Gotha a. a. D. Hannover, Gef. v. 5. Sept. 1848, 8. 103. Reuß j. 2. Berfg Urt. 1852. 
8. 116) Dienftentjebung oder Caſſation (Coburg-Gotha, Baiern, Weimar, Ol: 
denburg a. a. O. Kurheſſen Verfg. Urk. 19852. $. 78.). Endlich findet ſich noch die bloße 
Dienſtentſetzung (Sachſen Verfg.Urk. 1831. 8. 148. Braunſchweig N. Landſchafts⸗ 
ordn. 1832. Hannover, Gel. v. 5. Sept. 1818. 8. 103.) eine Strafe, welche die aus⸗ 
ſchließliche Conſequenz der fog. politifchen Minifterverantwortlichkeit fein würde. 

III. Das Berfahren. a) Der Kläger. Unter den beſtehenden deutfchen Ver: 
faſſungen beftimmen die von Preußen un Würtemberg, daß jeve Kammer für jid 
das Recht "haben folle, die Miniſteranklage zu erheben, die übrigen Berfaflungen verlan: 
gen zur Erhebung der Minifteranflage, den übereinftinmenden Beſchluß beider Kammern. 
Auer den Kammern kann Niemand eine Miniſteranklage erheben, inſoweit es ſich nicht 
um Die Zuwiderhandlung gegen ein allgemeines Strafgefeg Handelt, in welchem Falle 
felbftverftändlich die allgemein hierzu antorifiten ftaatlihen Behörden das Recht und die 
Verpflichtung haben, gegen einen Minifter wie gegen einen andern Unterthan, entiprechend 
den beſtehenden gefeglichen Vorſchriften einzufchreiten. 

b) Der Gerichtshof. Ineinzelnen Staaten ift der für die Aburtheilung der 
Minifteranflagen beſtimmte Gerichtshof der höchfte Gerichtshof Des Landes. (Preußen Berfg. 
UN. 61. Baiern Verfg.Urk. v. 26. Mai 1818. Tit. 2.8. 6. Großherzogth Helfen, 
Geſ. v. 5 Juli 1821. A. 3. u. 4. Meiningen Berfg.ihf. 1829. 8.88; Hannover 
Gel. v. 5. Sept. 1848. 8. 103. Kurheſſen VerfgUrk. 1852. 8. 78. Coburg: 
Gotha Verfg.Urk. 1852. 8. 171; Reuß j. & Berfg.lrf. 1852. 8. 113). In Be 
treff des Berfahrens iſt nur in Einzelheiten Beftunmung getroffen, wie, daß die Ber: 
handlung im Blenum in vereinigten Senaten, reip. unter Zufammentreten beider höchfter 
Gerichtshöfe (Preußen) ftattfinden ſolle; daß auch die Acten an ein Spruchcollegium ver 
ſchickt werden können (Reuß j. L). In anderen Staaten wird zur Beurtheilung 
der Minifteranflagen vom Souverän und Ständen ein befonderer Staatsgerichts— 
hof gebildet (Batern Gel. v. 7. Juni 1848. 4. 10. Königreich Sachſen Berfg. 
Urk. v. 4. Sept. 1831. 8. 141; Würtemberg Berfg.Urk. v. 25. Sept. 1819. 8. 195; 
Weimar rev. Grundgeſ. v. 5. 1850. 8. 50.). Bei der Zufammenfegung dieſes Staats— 
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gericht8hofed wird den Ständen überall ein Antheil gewährt; nirgends jedoch ift ihnen 
Das Recht übertragen, den Präſidenten des Staatsgerichtähofes zu wählen ; dieſer wird 
vielmehr entweder durch den Eouverän ernannt (Sachſen, Würtemberg), wobei dann bie 
Kategorien derjenigen Staatsbeamten, aus denen ber Präfivent zu ernennen, geſetzlich feft- 
geftellt find — die Borftände dev höheren Gerichte — oder es fteht derfelbe (Weimar) ein 
für allemal feft (der Präſident des Appellationdgerichts zu Jena). Die, Beifiger des 
Staatögerihtshofes (überall 12 mit den erforderlichen Stellvertretern) werden zur Hälfte 
durch den Souverän ernannt, zur Hälfte durch die Stände gewählt. Die erfteren mer- 
den in Sachſen und Würtemberg aus den Räthen der höheren Gerichte, in Weimar aus 
den Räthen inländilcher Gerichte überhaupt entnommen ; die legteren werben aus Perfo: 
nen, welche nicht Mitglieder der Ständeverfammlung find (Sahfen und Würtemberg) 
gewählt, und müſſen unter den Gewählten mindeften® zwei Juriften fein, in Weimar 
find auch die won der Ständeverfammlung zu wählenden Mitgliever des Staatögerichtö- 
hofes aus den Räthen inländifcher Gerichte zu wählen. Specielle Borfchriften enthalten 
noch die angeführten Geſetze über vie Zeitdauer, für welche diefer Staatsgerichtshof ein= 
gefegt wird, über die Art und die Borausfegungen der Einberufung deſſelben, über die 
Führung der Unterfuhung, über die Zahl der urtheilenden Mitglieder, über die Veröf— 
fentlihung der Acten (Sachen $. 147 „vie Acten des Staatögerichtshofed werben durch 
den Druck befannt gemadt.” Baiern U. 11. „Die Verhaudlungen des Staatsgerichts- 
hofes find mündlich und öffentlich.‘ 

c) Rechts mittel gegen Urtheile des Staatsgerichtshofes werden in einzelnen deut- 
Tchen Ländern zugelaffen und zwar die Wiedereinjegung in den vorigen Stand 
(Braunſchweig N. .O. 1832 8. 110). Die Revifion (Würtemberg Verfg.Urk. 1819. 
8. 204; Großherzogthum Helfen Geſ. v. 5. Yuli 1821. U. 6. 7. Sachſen Verfg.Urk. 
1831. $. 149. Coburg-Gotha Verfg. Urk. $. 171). Das Rechtsmittel der weiteren Ber- 
theidigung (Meiningen Verfg.Urf. 1829, 8. 83. Oldenburg rev. Verfg. Urk. 1852. Anl. 
III. 8. 20. Reuß j. 2. Verfg. Urk. 1852. $. 114.). Jedes Rechtsmittel ift ausgeſchloſ⸗ 
fen in Baiern Geſ. v. 4. Sept. 1848 8. 103. 

d) Daß die Zurüdnahme der Anklage durch die Stände zuläſſig ſei, beftimmt aus- 
drüdlih Oldenburg rev. Verfg. Urk. 1852. U. 203. und Walded Gel. v. 4. Yuni 
1850. A. 15, legtered mit der Maßgabe, daß die zurüdgenomunene Anklage der Frei- 
fprechung gleich zu achten fer. 

e) Bon einer erlöfchenden Verjährung dev Minijteranklage ſprechen Braunſchweig 
(rev. 2.D. 1832. 8. 108), Walded Geſ. v. 4. Juni 1850 4. 14). Oldenburg 
(rev. Berfg.Urf. 1852. 4. 204.). Zu vergleichen ift außerdem: Coburg-Gotha Berfg. 
Ur. 8. 174. 

IV. Begnadigung des Landeshern kann die von dem competenten Gerichte aus⸗ 
geiprochene Strafe nicht beeitigen ; nur unter Mitwirfung der Landesvertretung ijt Died 
zuläffig — bald in Form des Gefeges, bald unter Zuſtimmung derjenigen Kammer, 
weldye die Anklage erhob (Preußen Berfg.Urf. A. 49.). 

Sfab.: Die entſprechenden gefeplichen Beftimmungen find in ben Tert bei ben einzelnen 
Abſchnitten aufgenommen. 

Lit.: Hoffmann, Die ftaatsbürgerlien Garantien (1828), Th. I, ©. 180 ff. 359 ff. 
(Buddeus) Die Minifterverantmortlichfeit in conftitutionellen Monardien (1833). N v. Mohl, 
Die Berantmwortlichkeit der Minifter (1837). Derfelbe, Staatsrecht des Königr. Würtemberg, 
Bd. 1.6 721-821. Derfelbe, Geſch. u. Lit der Staatswiſſenſchaften, Bd. I. ©. 311—12, 
Dablmann, Politif (2. Aufl, S. 103 ff. Klüber, Oeffentliches Recht des deutjchen Bun⸗ 
des, 8. 342. 9. U. Zahariä, Deuiſches Staats» und Bundes-R, Th I. 8%. 58. 59. 
Bluntfhli, Allgem. Staatsrecht (4. Aufl.), Th. I. ©. 149; Th 11. © 83, 158. Biſchof, 
Minifierverantwortlichkeit und Staatsgerihtshöfe in Deutfhland (in Linde's Ardiv für das 
öffentl. R. des deutſchen Bundes, Bd. III.). B. Constant, Cours de Politique constitu- 
tionelle p. E. Laboulaye, Paris 1861. Kerchove de Deuterghem, De la respon- 
sabilit& des ministres dans le droit public Brire, 1867. Samuely, Das Princip der 
Minifterverantmwortlichfeit im der conftitutionellen Di "' Specich für Preußen: v. Rönne, 
Etaatsrcht der preuß. Monardie, Bd. I. 8. 188. , „er, Studien zur Fortbildung der 
preuß. Berfaffung, 2. Abthlg. 1864, ©. 36— 96. ueber ben preuß. Entw. zu einem Geſehtze, 
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betr. die Verantwortlichleit ber Miniſter, vergl. B. Oppenheim in der preuß. Gerichtszeitung, 
1861, ©. 98 ff. John, Kritik des preuß. Geſetzentwurfes über die Verantwortlichkeit der 
Miniſter (1863), woſelbſt in der Beilage dieſer Entwurf abgedruckt iſt (auch abgedruckt in dem 
Beilageheft des Jahrgangs 1863 von v Holtzendorff's allgem. deutſch. — —æ— 
Bergl. auch Th. I. dieſes Wertes ©. 675— 677. \ John. 

Minorat ift im weiteren Sinne jede Individualſucceſſion, bei welcher unter mehreren 
für die Succeffion in Folge ihrer Verwandtſchaft in Frage kommenden Perjonen das 
niedere Alter den Ausfchlag gibt. Das M. findet häufige Anwendung im Bauernredt. 
In diefem gilt vielfad für den Bauernhof felbft Individualfucceffion, und dieſe erſcheint 
. regelmäßig in der Geftalt des M. Dagegen kommt daffelbe niemals im Güterrecht des 
hoben Adels vor. Beim Familienfideicommiß ift e8 möglich, und das Defterr. G.B. (8. 622) 
hat ed ganz allgemein, das Preuß. ER. (Th. II. Tit.4. 8. 146) wenigftens in einer beftimm- 
ten Form für zuläffig erklärt, Doch wird auch hierbei diefe Succeſſionsordnung durch Die 
Etiftungsurfunden nur äufßerft felten angeorbnet. Wie beim Majorat unterfcheivet man 
audy bei dem M. drei Unterarten: das Juniorat, die Ultimogenitur und das M. im en- 
geren Sinne. Hierbei fommt je das entgegengefegte Princip, wie bei Sentorat, Primo⸗ 
genitur und Majorat zur Anwendung. Somit Ha bei dem M. im engeren Sinne 
nicht der nähere PVerwandtichaftsgrad den Vorzug, ſondern der entferntefte, und unter 
gleich ler Berwandten nicht das höchſte Alter, ſondern das niedrigfte. Es laſſen fid 
auch Miſchformen des M. denken, alfo Combinationen aus Iuntorat und M. im engeren 
Sinne, aus M. im engeren Sinne und Ultimogenitur u. |. w., und auch Kombinationen 
aus Diajorat und M. (3. B. Succeſſion des Jüngſten aus der erftgeborenen Linie, des 
Jüngſten der nächſten Verwandten). Das im Bauerrecht übliche M. iſt eine aus Ma- 
jorat ım e. ©. und M. im e. ©. gemifchte Form, wonach der nähere Grad den ent- 
fernteren ausſchließt, unter mehreren gleich nahen Verwandten aber immer der Jüngſte 
den Vorzug bat. Diefe Art des M. kennt auch das Preuß. IR. allein beim Familien⸗ 
fideicommiß. | 

Lit.: Runde, Beiträge zur Erläut. rechtlicher Gegenftände (1799) TI. ©. 164. Wild- 
ner, Das Fideicommifirecht nach dem Defterr. 4. 8.08 (Wien 1535) ©. 166 fi Salza 
und Lichtenau, Die Lehre von Familien-, Stamme u. Geſchlechts⸗Fideicommiſſen (Leipz. 1835) 
©. 123 fi. Lewis, Das Recht des Farmilienfiveicommifjes (Berl. 1865). ©. 381 nis 
Ä ewis. 

Mißgeburt. Darunter verfteht man im juriftifchen Sinne ein von Menfchen er: 
zeugtes Weſen ohne menſchliche Form und Bildung, monstrum. Weſentlich für den Be 
griff der M. iſt fomit 1) daß das Individuum der menfchlihen Geftaltung entbehre. 
Wann diefer Mangel anzunehmen, ift ftreitig. Bloße Abweichungen von der vegelmäßt: 
gen Bildung heben den Begriff des Menfchen nicht auf; man fpricht dann vielmehr von 
Mikbildung, prodigium. Andererſeits tft das Mondkalb, mola, eine unförmliche, Teblofe 
Leibesfrucht, von der M. ebenfalls zu unterjcheiden. — Einige verlangen nad) 1. 44. D. XL, 7 
ftet8 Mangel des Kopfes, als der Hauptfadhe am menſchlichen Körper. Andere fafjen mit 
Recht den Begriff der M. weiter. Denn ein Kopf, der contra formam humani gene- 
ris gebilvet ift, alfo entweder des inenſchlichen Ausſehens oder der inneren Organe für 
die geiftigen Functionen entbehrt, kann ebenfo wenig die allgemein menfchliche Perfönlichkeit 
begründen. Ein zweites Erforderniß für den Begriff der M. ift, daß das Weſen den 
Mutterleib verlaffen babe, ein partus editus fer, fonft liegt nah röm. R. blos ein 
Theil der Mutter, venter, vor; nach heutigem ein Embryo oder eine Peibesfrucht. Endlich 
verfteht es ſich 3) daß die M. nur dann praftiich wichtig wird, wenn fie lebend zur Welt 
gelommen. — Die M. bat nun fowohl fir das Civil- al8 Criminalrecht, wenn aud) 
nur negative, Bedeutung. Civilvechtlih kommt fie zunächſt als negatives Erforderniß der 
allgemeinen Rechtsfähigkeit in Frage. Eine M. bat keine Perlönlichkeit im Rechtsjinne, 
weil fie der allgemein= menfchlichen entbehrt, und kann darum nie Subject von Rechten 
fen. 1. 14. D. 1.5; 1. 3. Cod. VI. 29. Daraus folgt fpeciell für das Erbrecht, 
daß durch die Geburt eines Monftrum das vorher errichtete Teftament nicht ungültig wird, 
da e8 mit der Perfönligkeit der testamenti factio passiva ermangelt. — Nach gemeinen 
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wie neuern Strafrecht ift die Abtreibung eines „lebendigen Embryo,” alſo auch der leben⸗ 
den M. verboten, da man ihr Weſen vor der Geburt nicht beurtheilen kann; ſtraflos 
dagegen die der abgeſtorbenen Leibesfrucht. Die Tödtung von Mißgeburten wird jedoch 
nach gem. R. nicht als Menſchentödtung aufgefaßt und darum ' geftattet, während 
manche neuere Geſetzbücher fie von obrigleitlicher Erlaubniß abhängig machen und die Ver- 
letzung dieſer Vorſchrift polizeilich ftrafen. Das Preuß. ER. I. 1. 8. 18. verlangt fo- 
gar Ernährung und Erhaltung von Mifgeburten. R. Baum. 


Mißheirath, disparagium. Da nicht blos Herkommen und Hausgeſetze der deut⸗ 
ſchen Fürſtenhäuſer, ſondern auch die deutſchen Verfaſſungsurkunden durchgehends als Er- 
forderniß für die Succeſſionsfähigkeit auf dem Throne die Abſtammung aus der haus- 
geſetzmäßigen Ehe eines männlichen (eventuell eines weiblichen) Mitgliedes des regierenden 
Haufes aufftellen, jo ift die Frage nach Begriff, Arten und Wirkungen einer M. nicht 
blos für das Familien- und Erbrecht des hohen, theils ſouveränen, theild mebiatifirten 
Adels, jondern vor Allem auch fir das Staatsrecht wichtig. 

Ihrem urſprünglichen Sinne nach bedeutet M. nur die Ehe zwilchen Perfonen, 
welche einander nicht ebenbikttig find, aber ſich trotzdem entweber im Glauben oder doch 
in der Abſicht verbeirathen, eine vollgültige Ehe zu ſchließen. 

Die feit der Auflöfung des Neiches beveutende Steigerung der dem Souverän über 
fein Haus zuftehenden Familiengewalt aber bat dazu geführt, daß mehrere neuere Haus- 
. gejege und im Einflange mit ihnen mehrere Verfaſſungsurkunden an Ehen der Mitglie- 
ber des regierenden Haufes, welche ohne den förmlich ertheilten Conſens des Souveränd 
geſchloſſen worden, die gleichen Rechtsnachtheile wie an wirkliche M. knüpfen, follte bie 
fraglihe Ehe jelbft mit einer ebenbirtigen Perfon abgefchloffen worden fein. So beitim- 
men ausdrüdlich die Berfaffungsurkunden und Hausgejege von Baiern, Würtemberg, Heſ⸗ 
fen-Darmftadt, Braunfchmweig, Altenburg, Coburg-Gotha. Für Preußen behauptet das 
in © von anne (Staatsrecht der preußiichen Monarchie, 3. Aufl. 1. Bd. 1. Ab⸗ 

. ©. 152.). 

Endlich muß auch die morganatiiche Ehe, Ehe zur linken Sand, matrimonium ad 
morganaticam s. ad legem Salicam, zu den M. fürftlicher Perfonen gezählt werben: 
fie ift die abfichtliche, mehrfach von den Hauögefegen erlaubte oder fogar empfohlene, 
überdies durch die Ehepacten als ſolche feftgeftellte M. des Mitglieds einer hochadeligen 
oder regierenden Familie. 

Die hauptfählichfte Wirkung der M. läßt ſich noch immer in der alten Rechtspar⸗ 
ömie zufammenfaflen : das Kind folgt der ärgeren Hand, d. h. das aus einer M. ab: 
ftammende Kind ift zwar ein eheliches, aber es tritt in den Stand besjenigen ver beiden 
Gatten, welcher dem niebrigeren Geburtöftande angehört. Stammt fomit die Gemahlin 
des Prinzen eines regierenden Haufe nicht aus einer hochadeligen Familie, jo ift das 
Kind einer folhen Ehe nicht blos von der Thronfolge ausgelchloflen, fondern e8 kann 
auch auf Stand, Titel und Wappen feines Vaters feinen Anfpruch erheben. Ebenfo ent» 
behrt daſſelbe jedes Anſpruchs an das Hausvermögen, kann aljo weder Apanage nod) 
Ausfteuer, noch Nabelgelver fordern. Es gilt überhaupt trog feiner ehelichen Abſtam⸗ 
mung nicht als Verwandter des regierenden Haufes und befigt daher den einzelnen Glie= 
bern beffelben gegenüber auch fein Erbrecht. 

Die Stellung der unebenbürtigen Gattin ift feine günftigere; fie erwirbt durch die 
Heirath weder den Stand und Rang ihres Gemahls noch einen Anſpruch auf Witthum 
nach defjen Tode. Vielmehr bat fie wie ihr Kind nur binfichtlich des eigenen Vermögens 
ihres Gemahls einen mehr oder weniger beſchränkten Erb- oder wohl auch nur Alimen- 
tattonsanfprud. Doch verlangt einerjeitd die Billigkeit, andererjeits die Rückſicht auf die 
Ehre des fürftlichen Haufes, daß der unebenbürtigen Gattin und Descendenz nöthigen- 
falls auch aus dem fürftlichen Hausvermögen eine anftändige Verforgung gegeben wmerbe. 
Bei den morganatiichen Ehen ift vegelmäßig durch die Ehepacten ſowohl der Rang, Titel 
und der Name der Gattin und der Deöcendenz ald auch der Umfang ihrer vermögensrecht- 
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lichen Anſprüche an ven Gemahl bzw. das Hausvermögen, insbeſondere das Witthum 
der Frau und die künftige Verſorgung der etwaigen Kinder genau beſtimmt. 

Ueber den Stand, welcher den aus einer nicht vertragsmäßig vereinbarten M. ab: 
ſtammenden Kindern dann zufomme, wenn deren Mutter von bürgerlicher Herkunft iſt, 
gli Streit. Heffter will ihnen den niederen Abel zufprechen, da in Dem hoben 

del des Vaters jedenfalls auch der niedere Adel inbegriffen fei, dieſer aber auf bie ehe⸗ 
lichen Kinder eines Adeligen und einer Bürgerlichen ſtets übergehe. Da jedoch die redit- 
lichen Wirkungen der M. noch immer durch den Satz: das Kind folgt der ärgeren Hand, 
beſtimmt werden, ſo kann den aus einer M. ſtammenden Kindern kein anderer als der 
Geburtsſtand der Mutter zukommen, ſofern nicht die Letztere oder die Kinder ſelbſt durch 
eine ausdrückliche Standeserhöhung des niederen Adels theilhaftig werben. 

Eine weitere hierher gehörige, wenngleich praktiſch nicht eben wichtige Streitfrage iſt 
die, ob eine morganatiſche Ehe auch zwiſchen zwei einander ebenbürtigen Perſonen abge: 
ſchloſſen werben könne. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen wird nah Pütter's Vorgang 
von den meiſten Germaniſten und Publiciſten verworfen, da die Ebenbürtigkeit des einen 
der beiden Gatten einer vertragsmäßigen Beſeitigung nicht unterliegen könne. Zöpfl 
dagegen hält in Uebereinſtimmung mit J. J. Moſer auch die morganatiſche Ehe zwi⸗ 
ſchen ebenbürtigen Perſonen für zuläſſig und gewiß mit Recht: wie jedem Mitgliede einer 
hochadeligen Familie der Verzicht auf ſeine Standesvorrechte zuſteht, ſo muß ihm auch 
der Verzicht auf die Ebenbürtigkeit mit den regierenden Häuſern ſowohl im Allgemeinen 
als mit Rückſicht auf eine beſtimmte Ehe zuſtehen. Ebendeshalb iſt es auch, wie Zöpfl 
annimmt, zuläſſig, daß dieſer Verzicht nur bedingt geleiſtet, die Ehe ſomit bei dem Ein: 
Me der Bedingung aus einer morganatifhen in eine vollwirkſame Ehe umgeman- 
delt wird. 

Endlich muß auch die Frage, ob eine morgamatifche Ehe des Conſenſes des Son: 
veräns bedürfe, bejaht werben. Der Mangel des firrftlichen Confenfes kann aber bei 
dem Abichluffe einer morganatifchen Ehe ſelbſtwerſtändlich nicht deren Gleichftellung mit einer 
einfachen M. zur Folge haben, da fie eine ſolche begriffsmäßig ſchon iſt. Wohl aber macht 
der Mangel der Iandesherrlihen Genehmigung ven zwiſchen beiden Gatten abgefchloflenen 
Ehevertrag entweder ſchlechthin ungültig, da Ehepacten der Mitglieder des regierenden Hauſes 
in mehreren Ländern ohne jede Rüdficht auf ihren Inhalt eine rechtliche Gültigkeit mır nad 
ertbeilter Yandesberrlicher Genehmigung haben, oder er bewirkt doch wenigftend die Un: 
gültigkeit aller derjenigen Vertragsbeftunmungen, deren Erfüllung, wie Gewährung eines 
beftimmten Titels, Ranges, Wappend u. dgl. vom Souverän, nicht aber von den Con: 
trabenten abhängt. — Ä 

Eine Heilung der M., bzw. der Folgen einer vom Landesherrn nicht genehmigten 
oder einer morganatifchen Ehe Tann nur auf dem Wege einer Anerkennung der Eben: 
bürtigfeit der rau, bzw. der Succeffionsfähigfeit der Kinder von Seiten der Agnaten ge 
ſchehen. Iſt die Nothwendigkeit der Abſtammung aus einer ebenbürtigen, hausgeſetzlich 
gültigen Ehe in der Verfaſſungsurkunde ausdrücklich feftgeftellt, fo witrde zu der Heilung 
einer hiermit im Widerfpruche befindlichen Ehe noch außer dem Beichluffe der Agnaten ge 
genwärtig eine Concurrenz der Volksvertretung unzweifelhaft nothwendig fein. 

Quellen: Baiern, Verfg.Urk. Tit. II. $. 3, und Samilienftatut vom 5. Auguft 1819, 
Tit. I. Königr. Sachen, Verfg. Urk. 8. 6 und Hausgef. v. 1837 8. 9. Würtemberg, Berfg - 
Url. 8. 8 und Hausgeſ. v. 1828 A. 19. Großherz. Seiten, Berfg.Urf. 8.5. Altenburg, Orund- 

ei. $. 28. Coburg⸗Gotha, Staatsgrundgef. $. 6 Alin. 2 u. Hausgef. v. 1855 $. 96. Braun- 
weiß, Reue Sand! Haftsorbnung $. 14 Alin. 1 und Braunfchweig- Liineburgifches Hausgeſ. v. 


Lit.: Die auf Mißheirathen bezüglichen Schriften betreffen faft ausfchlieglich den Begriff 
und Umfang der Ebenbürtigkeit, fo insbeſ. Bütter, Ueber Mifheirathen deutſcher Fürften und 
Grafen, Gött. 1796, und die Übrigen bei Öelsgenbeit bes Art. „Ebenbürtigleit” bereits citir⸗ 
ten Werke. Eine politiihe Betrachtung über die Vortheile und Nachtheile des Ebenbitrtigfeitd- 
princips umb die Frage, ob der Begriff der Mißheirath nicht befier gänzlich im beutfchen Fur⸗ 
ſten⸗ und Staatsrechte bejeitigt werde, |. bei R. vo. Mohl, Staatsredt, Völkerrecht und Bolitil, 
Bd. UI, Tübing. 1862, ©. 131 — 154. Ueber das Erforderniß des Conſenſes des Souveränd 
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u einer hausgeſetzlich güttigen Che [bie verfhiedenen von 8. S. Zachariä, Klüber, Eich— 
born, 8. E. Schmid und. R. v. Mohl theils für, theils gegen die Anſprüche des Sir Augu- 
ftus d’Efte auf Anerkennung feiner Thronfolgefäbigkeit in Hannover gefchriebenen Abhandlungen 
bei Zöpfl, Grundfäge des gemeinen deutſchen Staatsrechts, 5. Aufl, Bd. I, ©. 597, Mote 2. 
Ueber morganatiihe Eben vgl. aud 3. E. Sr. Dany, Ueber Familiengeſetze des teutichen hoben 
Adels, welde ftandesmäßige Chen unterlagen, Frankf. 1792. Ueber die Berforgung der Wittwen 
und Kinder bei ftandeswidrigen Ehen bes beutichen hohen Adels ſ. Heffter in der Ztfchr. für 
deutſches R. von Reyfher und Wilda, Bd. I, S. 213 ff. 

5 Brodhaus. 


Mitbelehnung. Im Gegenfat zur einfachen Belehnung (investitura singu- 
laris, simplex, Sonderleben), welche flattfindet, werm nur eine Perſon mit einem 
Gute beliehen wird, ſteht die M., coinvestitura, vest. simultanea, wenn mehreren 
Perjonen gleichzeitig eine Belehnung an derſelben Sache ertheilt wird. Die Wirkungen 
dieſes Rechtsgeſchäfts aber waren andere nach langobardiſchem, andere nach deutſchem 
Lehnreht. Die coinvestitura juris Lang. hat zur Folge, daß die Mitbelehn- 
ten ideelle Theile an der vafallitiichen Berechtigung erhalten, daß jeder Einzelne dieſen 
Theil für fih und feine lehnsfähigen Nachkommen erwirbt und nur auf dieſe vererbt ; 
die Coinveſtirten — das langobardiſche Lehnrecht erwähnt namentlih mitbelehnte 
Brüder — und ihre Nachlommen haben alfo nicht wechfeljeitige Erbrechte, jeder auf 
den Antbeil des Andern: & kann ihnen aber ein ſolches Succeſſionsrecht im Lehns- 
vertrage ausdrücklich eingeräumt fein und es gilt als ſtillſchweigend bewilligt, wenn die 
Meitbelehnten mit Vorwiſſen des Lehnsherrn das Lehen aus gemeinichaftlihen Mitteln 
angejchafft oder durch gemeinfchaftlichen Kriegsdienft erworben haben. Auch die Ge- 
ſammtbelehnung des deutſchen Rechts bewirkt feine eigentliche Beerbung unter den 
Mitbelebnten, aber fie vertritt Doch dieſelbe, fie erjett die Erbfolge unter den Seiten⸗ 
verwandten, welche nach dem Grundfag, daß der Bejiger nur auf feine Nachkommen ver⸗ 
erbt — alfo namentlich nicht der Bruder auf den Bruder — font nicht flattfand. Die 
Geſammtbelehnung erfolgte in der Weife, daß die Miehreren bei der Huldigung ihre ver⸗ 
einigten Hände in die des Herrn legten und beim Empfange des Guts gemeinfchaftlich 
das Symbol ergriffen ; fie ftellen fi) dem Herrn gegenüber als eine PBerfon dar, müſſen 
auch binnen gemeijener Frift einen unter ſich bezeichnen, an ven fich der Herr wegen der 
Lehndienfte halte. Sie erhalten durch die Geſammtbelehnung die gefammten vafallitiichen 
Rechte ungetbeilt: in solidum et in totum mit der Wirkung, daß fie an dem Gute, 
über welches Teiner der Gemeiner ohne Einwilligung der anderen ganz oder zum Theil 
verfügen Tonnte, eine gleiche Gewere erlangen und mit dieſer legteren wird gleicher 
Genuß und Gebraud verbunden gedacht. Stirbt einer der Coimveltirten ohne Nachkom⸗ 
men, welche die Gemeinfchaft fortjegen könnten, fo verbleibt das Gut ohne neue Verlei⸗ 
bung den übrigen alſo 3. B. den zugleich mit dem Berftorbenen befiehenen Brüdern des 
legteren. Die Erhaltung des Gutes für die Gefammtbelehnten, namentlih fir Seiten= 
verwandte, war eben der Zweck des ganzen Rechtsinſtituts, die Erreichung deſſelben aber 
war zur Zeit der Rechtsbücher davon abhängig, daß die Gemeiner in der gleichen Gewere 
blieben. Daraus erklärt fih, daß die Theilung des Gutes das Recht der Geſammt⸗ 
befehnten aufhob ; die Geſammthänder tonnten das Gut auch ohne Erlaubnig des Herrn 
tbeilen, aber Teiner der Gefonverten hatte in dieſem alle beim Tode des anderen ein 
Recht an deilen, nunmehr als felbftändiges Lehen gedachtem Gute ; daſſelbe fiel an ven 
Lehnsheren, wenn nicht diefer bei oder nach der Theilung den übrigen ein Gedinge (An- 
wartichaft) daran geliehen hatte. Das Nechtsinftitut bat aber fpäter mannichfade Wan- 
delungen erfahren und die wichtigfte derjelben ıft die, daR „Die nothwendige Verbindung 
zwifchen bein Gefammtenpfang und der gefammten und gleichen Gewere gelöjt wurde‘, 
d. 5. e8 wurde anerkannt, daß den Gemeinern, auch wenn fie theilten, doch der Vortheil 
der die Erbfolge erfegenden Gemeinichaft gewahrt bleiben ſollte. Die gleihe Wirkung 
bat aud die ſog Belehnung zur gelammten Hand: es erhält von vornherein 
nur einer der zugleich Belehnten Befig und Genuß des Lehns, den übrigen Gefammt- 
händern ftehen nur eventuelle Succefjionsrechte zu; wo ſich das deutſchrechtliche Succej= 

* 


132 Mitbeſit 


ſionsprincip für die Lehen unberuhrt vom Einfluß des langobardiſchen R. erhielt, bildete dieſe 
Form der M. die unentbehrliche Grundlage für das Erbfolgerecht der Agnaten; wo aber 
oo Succeffionsrecht der Agnaten nach Geburtörecht geltend geworben ift (und Dies 

3. B. in den meiften deutſchen Fürftenthämern der Tall gewelen), diente die dennoch 
vrfonmen Gefammtbelehnung nur zur Sicherung der Erbrechte. 

: Mayr: 70, 96; Pfizer: Lehnfolge ©. 51 fag.; Zachariä: Sähf. Lehn recht 
88. ss ‚6; —BR— im aA, VI Er ie: isg Beben Il. Fr ? . 

— 67; Dunder: —— 88. 3 0 ; Homeyer: ehem 4 45; 
Siobbe: Belhr. für Rechtsgeſch. IV. 243 fag.; Stölzel im Arch. für prakt. Rechtswifien- 
ſchaft X. 184 fgg.; Sicherer: Ueber die Gefammtbelchnung in den deutſchen Furnenthumern, 
1865 ; Horb 88. 23, 245 Beſeler $. 107; Gerber $. 116. Frankl 

Mitbefitz. Aller Beſitz iſt ausſchließend: phures eandom rem in 
solidum possidere non possunt. Dieſer Satz folgt nothwendig ſchon aus dem Be— 
griffe des natürlichen Beſitzes, als desjenigen Zuſtandes, „in welchem nicht nur die eigene 
Einwirkung auf die Sache phyſiſch möglich iſt, ſondern auch jede fremde Einwirkung ver⸗ 
hindert werben ann“ (Savigny). Auch iſt er als Regel zu jeder Zeit anerfannt 
worden, und zwar im Juſtinianeiſchen R. ausnahmslos, während allerdings im älteren 
R. einige Juriſten wenigſtens als Fiction Ausnahmen in einzelnen Fällen für aulälfg 
hielten, 1, 5. 8. 15. Commodati XIII. 6; 1.3.8.5. De A.v. A. P. XLL 2; 

3. pr. uti possidetis XLIII. 17. 

Nicht zu verwechjeln aber mit dem unmöglichen gemeinfchaftlichen Befige einer und 
derjelben Sache durch Mehrere find die Fälle, in welchen nur ſcheinbar eadem res und 
gemeinſchaftlicher Beſitz ift, in der Wirflichteit aber ausſchließlicher Beſitz an verſchiedenen 
Theilen einer Sache, Fälle, die man mehr oder minder correct als M. bezeichnet hat. 

1. Eigentliher M., compossessio,. findet ftatt, wenn eine Sache von Mehreren 
pro indiviso, zu ibeellen Theilen, bejefien wird. ever befist alsdann feinen ideel 
Ien Theil ausſchließlich als eine Sache Nr fih, vorausgeſetzt, daß er das beftimmte Ber 
wußtfein der ihm aufichenden Duote bat, 1. 26. De A. v. A. P. XLI. 2; 1.32. 8.2. 
De UT. et U. XLI. 


2. Mehrere Knnen ein Grundftüd pro diviso, zu reellen Theilen, befigen, 
infofern jeder Theil als ein felbftändiges Ganze aufgefaßt werden Tann, deſſen Verbin⸗ 
dung mit den anderen Theilen als etwas Künftliches, Willfürliches erfcheint, Auch bier 
wird Beitimmtbeit und Bemußtfein des reellen Theiled, certus locus, vorausgeſetzt. 1. 26. 
eit. 1. 8. De R. V. VL 1. 

Abgefehen von dieſen zwei Fällen iſt ein Beſitz an Theilen, folglich ein M. Meh—⸗ 
rerer an einer Sache, und insbeſondere an einer zuſammengeſetzten Sache, nicht denkbar. 
Es iſt unmöglich, durch Vermittelurig des Ganzen den Beſitz am Theile zu erwerben, 
benn ber animus possidendi fann nicht zugleich auf die Geſammtheit und auf den Theil 
als auf etwas Selbftändiges gerichtet jein. So befitt der Beſitzer einer zuſammengeſetz 
ten Sache die einzelnen Beſtandtheile, aus melden fie zulammengefegt ift, unabhängig 
vom Ganzen nicht: der Befiter des Wagens befitt nicht das Rad, am und für fi als 
jelbftändige Sache betrachtet. Dies fift in Beziehung auf die Erfigung von Wichtigkeit ; 
wird wor vollendeter Erfigung die zuſammengeſetzte Cache in ihre Beftandtheile aufgeläft, 
jo muß jegt für dieſe Die Erfigung von Neuem anfangen, wenn aud) aus der alten causa 
und ohne neue Apprehenfion. Ber Gebäuden gibt jelbft die vollendete Erfigung des Ganzen 
das Eigenthum an ben einzelnen Materialien nicht, ſondern die Erfigung fängt nad) er⸗ 
folgter Trennung wieder an, in Zolge der alten durch Senatsbeſchluß weiter ausgebil- 
deten Beftimmungen über Benugung fremder Baumaterialien (tignum junetum). — 
l. 11. 8. 6.De publiciana VI. 2; ]. 15. 8. 12 De Damno infecto XXXIX. 2, 
l: 30. pr. De A. v. A. P. XL. 2: 1, 23. pr. 88. 2. 7 De UT. et U. XLI 3; 
l: 2. 8. 6 Pro emtore XVI. 4; 1. "44. 8.1. De O. et A. XLIV. 7. 

Bsgl. übrigens ben Art, Abgeleiteter Beſitz und für Beſitz dur weten 
ten die Art. Befigerwerb und Beſitzverluſt. 
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oe M. des Pr. A. ER, entipricht im Wefentlichen der compossessio nad} ibeellen 


Duellen u. Lit.: Für M. im Preuß. ER. f. Tit. I, 7. 88. 24, 25, 88, 89; 9, 8. 640; 
17, 88. 25 ff., 73; 18, 88. 3, 756, 788, 790; 22, 8. 135; IL,4.8.4 — Heybemann, 
—— p. 341 f. — Im Allgem. die Beſitzliteratur, namentl. Sav 1andı 7. Aufl. und die 
DafelöR Angeführten. — Eiv. Arhivo VIL XX, XXV, XXVIL, XXXI; Giehener Btfdhr. 
N. F. IV; Windſcheid in Sell's Jahrbb. I. Rivier. 

Mittermaier, Karl Joſeph Anton, geb. 5. Aug. 1787 zu Münden, fiu- 
dirte in Landshut und Heidelberg, wurde 1809 Privatoocent in Landshut, wo er 1811 
Profeffor wurde, arbeitete in der baterifchen Geſetzescommifſion unter Gönner mit, ging 
1819 nach Bonn, 1821 nad) Heidelberg, wo er bis zu feinem Tode emfig gewirkt hat. 
1831 in Die badifche Stänveverfammlung gewählt, wirkte er für Aufhebung der Momi- 
niſtrativjuſtiz, Abſchaffung der Stockſchläge, allgemeinen Verfaſſungseid, Verbefferung der 
Gemeindeordnung, Deffentlicteit und Deimblichfeit des Verfahrens, Preßfreiheit, Geſchwor⸗ 
nengerichte, Reform des Gefängnißweſens, humane Strafen, Abſchaffung der Todesſtrafe 
(die er zuerft vertheidigt), Selbftänpigkeit der Stadt= und Landgemeinde. 1833, 1835, 
1837 war er Präfident der zweiten Kammer, aus der er 1841 austrat. Erſt 1846 
trat er wieder ein, wurde 1847 wieder Präfident, 1848 im Vorparlamente, in der Na= . 
tionalverfammlung, wo er als Mitglied des Verfaſſungsausſchuſſes für Gründung eines 
deutfchen Bundesſtaats wirkte. Er machte Reifen nah Frankreich, England, Italien 
(fiebenmal), war Mitglied der Wohltbätigfeitscongreffe zu Brüſſel und Frankfurt, der 
Germaniftenverfammlungen zu Frankfurt und Lübeck (1847). 1821 war er zum Geh. 
Rath ernannt worden, 1851 Hatte er das Ehrendiplom eines Doctors der Philofophie 
erhalten und ftarb am 28. Auguft 1867. 

Schriften: De nullitatibus in causis criminalibus observ. spec. I., Heidelb. 1309 
(diss.). — Theorie des Beweiſes im peinl. Proceiie (Mannh. 1809), Darmft. 1821. — Hand. 
des peinl. Proceſſes, Heidelb. 1810, 1312. — An eitung zur Bertheibigungshunt im Criminal⸗ 
procefie, Landsh. 1814, 2. Aufl. 1820. — Ueber die öffentl. u. mündl. Recptöpflege und das 
Gefhmornengericht, Landsh. 1819. — Einl in das Studium der Geſch des germ. R., Landsh. 
19812. — Berfuch einer wiſſenſchaſtlichen Behandlung des deutſchen Priv.R, Landsh. 1815. — 
Beitrag zur Lehre vom Schadenserſatz, Landsh. 1313. — Was das Zunftwefen war, Landsh. 
1814. — Ueber die Grundfehler der Behandlung des Crim. R. im Lehr- und Strafgefegblichern, 
Bonn 1919. — Lehrb. des deutfchen Priv.R., Landsh. 1521. — Der gemeine beutjche bürgerliche 
Broce, Bonn 1320, 1821. — Grundſätze des gemeinen beutichen Priv R. mit Einfchluß bes 
Handels⸗, Wechſels⸗ und Seerechts, Landsh. 1824; 7. Aufl. Negensb. 1847 — Beiträge zum 
beutfchen Priv.R., Landsh 1824. — Der gemeine deutfche bürgerl. Proceß, 1. Beitrag 2, Aufl. 
1322; 3. Aufl. 1838; 2. Beitrag 2. Aufl 1827; 3. Aufl. 1838; 3. Beitrag 2. Aufl. Bonn 1832; 
4. Beitrag Bonn 1826, 2. Aufl. 1840. — Das deutjche Strafverfahren, Heibeld. 1827; 4. Aufl. 
1345, 1846. — Die Lehre von Beweiſe im beutichen Strafproceiie, Dermft. 1834 (franz. als 
Traite :!e la preuve en matiöre criminelle trad. par Alexandre, Paris 1848; ital. als 
Teoria della prova nel processo penale trad. dal Dr. Ambrosoli, Milano 1858; fpan. 


als Trata:lo de la prueva en materia crininal, Madr. 1851). — Anleitung zur Verthei⸗ 
digungstunft, 4. Aufl. 19845 (Guida all’arte della difesa criminale, vers. di Gabba, Milano 
1858). — Disquisitio de alienationibus mentis, Heidelb. 1325. — De principio imputa- 
tionis alienationum mentis in jure criminali, Heidelb. 1837. — Die Strafgeleßgebung in 


ihrer Kortbilbung geprüft, Heibelb. 1841, 19843. — Italieniſche Zuflände, Heidelb. 1844 (Delle 
condizioni d’Italia vers. di Mugna, Milano 1845). — Die Münblichleit, das Anflageprincip, 
bie Oeffentlichleit und das Geſchwornengericht, Stuttg. 1845 (ll processo orale, accusatorio, 
pubblico e per giurati, Modena 1848). — Vier Abhandl. aus dem Strafrechte, Frankf. 1949. — 
Der neuefte Zuftand der Gefängnißeinrichtungen in England und engl. wa über Ein- 
zelhaft, Heidelb. 1550. — Das englifche, ſchottiſche und amerikaniſche Strafverfahren, Erl. 1851. — 
Die Gefetgebung und Rechtsübung Über Strafverfahren, Erf. 1856. — Die Oefängmipverbefferung. 
Erf. 1858, — Der gegemwärtige Zuſtand der Gefängnißfrage, Erl 1860 (Stato attuale della 
questione sulle carceri trad. di Benelli, Firenze 1861), — Die Tobesftrafe nad bem Er⸗ 
gebniß der wiſſenſchaftl. Forſchungen, Heidelb. 1842 (De doodstraf door Vos, Leyden 1863. 
— Pena di morte di Prof. Carrara, Lucca 1364. — Capital punishment hy Moir, Lond. 
15865. — La peine de mort par Leven, Paris 1865). — Erfahrungen über die Wirkjamteit 
der Schwurgerichte in Europa und Amerila, Erl. 1864, 1865 (ruffiih von Lamansky, St. 
Petersb. 1566). — Feuerbach's Lehrb. des gemeinen, in Deutfchland giltigen peinl. R., beforgt 
in 12. Aufl. 1836, ın 13. Aufl. 1840, in 14. Aufl. Gießen 1847. — Das Bollsgerit in Ge⸗ 
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ftalt der Schwur⸗ und Schöffengerichte (Heft 18 der Sammlung. gemeinverſtändlicher wiſſenſchaft⸗ 
licher Vorträge, a von Virchow und v. Holkendorff, Berl. 1866) — Zahlloſe 
Beiträge in dem Arch. für civiliſt. Praris, Ard. für Crim. R., Neues Arch. für Crim. R, Krit. 

tſchr. für Nechtswifienichaft des Auslandes, Gerichtsfaal, v. Holgendorff’s Allg. deutſche 

trafrehtszeitung, Groß Ztſchr. für Strafrechtspflege, Julius Blätter für Gefängnipkunde, 
Krit. Vierteljahrsfchrift, Heidelberger Iahrbb., Arc. *. Wechſelrecht, Itſchr. für das gef. Han« 
delsrecht, Defterr., Sächſ., Preuß. Gerichtszeitung, Temi, e critique de législation et 
de jurisprudence, Law Magazine, American Jurist, Séances et travaux de l’Academie 
des sciences morales et politiques, Gazzetta dei tribunali. 


Lit.: Arch. für eiv. Praxis, Bd. 50, ©. 417-442. — v. Holtendorff’8 Allg. deutſche 
Strafrechtszeitung, 1863, ©. 113 — 124. Teichmann. 

Modus heißt in einem weiteren Sinne jedwede Modification eines Geſchäfts und 
kann ſomit die verſchiedenſten Willensäußerungen begreifen. In einem techniſchen Sinne 
iſt M. eine Auflage, Zweck- oder Verwendungsbeſtimmung, nämlich die 
einem auf Uebertragung von Vermögensrechten gerichteten Rechtsgeſchäfte, vorzüglich (nach 
Mehreren ſogar ausſchließlich) einem Vermächtniſſe oder einer Schenkung, beigefügte Ne— 
benbeſtimmung, wodurch dem Honorirten eine beſtimmte Leiſtung, beſonders eine beſtimmte 
Verwendung des ihm zugewandten Vortheils, auferlegt wird. — Modus fällt mit con- 
ditio, causa u. a. unter den weiteren, zu werten Begriff der Vorausſetzung. 

1. Durch den M. wird der Erwerb des Zugedachten nicht, wie durch die Bedingung, 
{uspendirt. Uber die Annahme des sub modo Zugedachten verpflichtet den Sonorirten 
zur Erfüllung der Auflage, welche direct oder indirect erzwingbar fein muß; wie, hängt 
vorerfi vom Willen des Erblaffer8 oder Schenferd ab: durch Letzteren felbft, durch die 
Erben, ſchon als Repräſentanten des Erblaffers, auch ohne pecuniäres Intereffe, durch 
einen beftimmten Dritten, durch Denjenigen, dem die Erfüllung zu ftatten kommen fol, 
vermittelft lage, Rückforderung, Einrede, auch durch Die Obrigkeit vermittelft birecten 
Zwangs u. |. w. So fann der Erbe vom Bermächtnißnehmer sub modo vor Weber: 
gabe des Vermächtniſſes Cautionsftelung fordern für Erfüllung, eventuell für Rückerſtat⸗ 
tung nicht ſowohl des Vermächtniſſes als folhen, als vielmehr der Geldſumme, welche 
für die Erfüllung beſtimmt fein follte, welche Summe übrigens auch mit conditio causa 
data causa non secuta eingeflagt werden Tann. Durch diefe rechtliche Erzwingbarkeit 
unterfcheidet fih der M. von bloßen Bitten, Aufträgen, Empfehlungen, nuda praecepts, 
ohne juridiſche Wirkſamkeit. 

2. Eine unſittliche, unerlaubte oder unmögliche Leiſtung kann nicht erzwungen, alſo 
nicht als M. auferlegt werden. Die auf eine ſolche Leiſtung gerichtete Beſtimmung gilt 
als nicht beigefügt, die Schenkung oder letztwillige Verfügung iſt alſo als pura giltig. 
Ber theilweiſer Unmöglichkeit oder Unerlaubtheit wird der zuläſſige Theil, ſoweit thunlich, 
aufrecht erhalten; bei Vermächtniſſen insbeſondere wird, wenn irgend möglich, Die unaus- 
führbare Leiftung in eine dem Willen des Teftatord entſprechend ausführbare umgewanbelt. 

3. Die einem Vermächtniß beigefügte Auflage darf den Betrag des Vermächtnifiee 
wohl erihöpfen, aber nicht überfteigen; widrigenfalls iſt fie fir den Ueberſchuß ungiltig. 

4. Ob eine Beſtimmung als M. oder als Bedingung aufzufaffen ſei, kann zweifel- 
haft fein und wird, bei vielfach zufammenfallendem Sprachgebrauche, durch Willensinter: 
pretation eruirt werben müſſen. In der Regel ift: „unter der Bedingung, daß...” als 
M., „unter der Vedingung, wenn...‘ als Beringung zu vwerftehen. Nach Einigen fol 
im Zweifel auf M., al8 auf die geringere Beſchränkung, gejchloffen werben. 

Die einem Vermächtniffe beigefügte Bedingung des eidlichen Verſprechens einer Lei⸗ 
ftung, conditio jurisjurandi, ift zwar als ſolche nichtig; wenn aber die Leiſtung Teine 
unerlaubte ift, gilt dieſelbe als modus. 

5. Die einer Erbeinſetzung beigefügte Auflage wird manchmal (fo z. 8. von Vering 
als kein eigentliher DR. angefeben, weil die Erbenqualität unzerftörbar iſt, was doch mit 
dem Wefen des M. keineswegs unverträglich ſcheint. Im Juſtin. R. kann fomohl bei Erb- 
einfegungen als bei Vermächtniſſen die Nichterfüllung. des M. ein Indignitätsfall fein. 
Da wird, — wenn der Honorirte pflichttheil&berechtigt ıft, mit Abzug des Pflichttheils, — 
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das Ereptitium vorerft dem etwaigen Subftituten, ſodann der Reihe nach den Miterben, 
Untverjalfivetcommifjaren, Vermaächtnißnehmern, nichtenterbten Inteftaterben , endlich jedem 
Anderen zugewandt, der den M. erfüllt, und ſchließlich noch dem Fiscus. 
Quellen: D. XXXV, 1. de conditionibus, et demonstrationibus, et causis, et mo- 
.... C. VI, 45. de his, quae sub modo legata vel fideicommissa relinquuntur. 

Lit.: Hauptfählih: Windfcheid, Die Lehre bes röm. R. von der VBorausfekung, Düſſel⸗ 
dorf 1850. . Rivier. 

Molinans (Charles Dumoulin), geb. 1500 zu Paris, wurde 1522 Ad⸗ 
vokat, zog ſich jedoch wegen eines organischen Fehlers zuräd, wurde Caloinift , Tpäter 
Lutberaner, flüchtete nach Deutſchland, kehrte 1557 nach Paris zurüd, wo er neue Ver- 
folgungen erlitt, ftarb 1566. | 

"Schriften: Comm. in consuetudinem Parisiensem. — Annotationes zu ben Werfen 
von Decius, Tartagnus etc. — De l’origine, progr&s et excellence du royaume et 
monarchie des Frangais. — Stilus Parlamenti des du Breuil in ben Opera omnia, Par. 
1681 ed. Fr. Pinson. — Ausg. des Decretum, Lovan 1661. — Observations sur l’edit 
‚de Henri H relatif aux petites dates, 1551. — Conseil sur le coneile de Trente, 1564. 
— Opera, Par. 1681. — Tract. commereiorum et usurarum, Par. 1546. 

Lit: S. 76.1. S. 201. — Nouv. Biographie univ. generale, Par. Vol. 14. — Golb- 
ſchmidt, Handbb. des Handelsrechts, Erl. 1564, Bd. I. ©. 25. 

Teichmann. 

Monteßaquien, Charles de Sécondat, Baron de la Brèͤde et de M., 
geb. 18. Ian. 1689 auf dem Schlofie feines Vaters Brebe bei Bordeaux, wurde 1714 
Rath beim Parlament zu Bordeaur, 1716 deſſen Präftvent, ftiftete mit dem Herzoge 
Laforce die Akademie zu Borbeaur, gab feine Stellung auf, wurde 1728 Mitglied der 
Parifer Akademie, machte Reifen durch Deutichland, Italien, Ungarn, Holland und Eng- 
land, verkehrte vielfach mit Chefterfield, wurde Mitglied der königl. Societät der Wiflen- 
fchaften, ftarb 10. Februar 1755_ zu Paris. 

Schriften: Lettres persanes, Par. 1721; beutfh von Michaelis, Landsh. 1803; 
Kommentar von Meyer, Par. 1841. — Considerations sur les causes de la grandeur et 
de la decadence des Romains, Par. 1734; deutfh von Hade, Leipz. 1823. — Dialogues 
de Sylla et de Lysimague, Par. 1748 (pfeubonym: Charles d’Outrepont), — Esprit des 
lois, Genev. 1748; befte Ausg. von D’Alembert, Bar. 1845; deutih von Hausmwald, 
Halle 1829. — Oeuvres completes par Auger, Par. 1819, par Destutt de Tracy et Ville- 
main Par. 1827, par Lefebvre Par. 1839. 

Lit.: ©. Blüntſchli, VI 765—771. -— Barni, Histoire des idéos morales et po- 
litiques en France au _dix-huititme sidele, Par. 1865, I. pag. 105. — Laaboulaye, 
L’etat et ses limites, Par. 1863. — Laurent, La revolution frangaise (dtudes t. XIII. 

ag. 507). — vd. Holtendorff, Die Principien der Politik, Berl 1869, S. 325— 326. — 

Elebberg, Das —*— ber Eheſchließung, Leipz. 1865, S. 552. 553. — Schloſſer, Geſch. 

des 18. u. 19. Jahrh, 5. Aufl. 1864, I. ©. 400 -s510; IL. ©. 427 — 437. 
Teihmann. 

Mora, Berzug. Einfahe Berfpätung in Erfüllung einer Verbindlichkeit, fog. 
m. inculpata, objectiver Verzug, kann verſchiedene gelegliche oder vertragsmäßige 
Folgen nad ſich ziehen, Klagbarkeit der Obligation,. Bezahlung von Zinfen, Zinserhöhung, 
Pfandverkauf, Conventionalftrafe u. |. w. — Wenn aber die Verfpätung durch ein Ber- 
ihulden, des Schuldners oder des Gläubigers, verurfacht ift, dann heißt fie Verzug, 
M. im eigentlichen Sinne; es ift eine befondere Richtung der Eulpa (ſ. dieſen Art.), Culpa 
m Beziehung auf die Zeit der Erfüllung einer Obligation. Nur in diefem Sinne foll 
von M. die Rede fein. 

1. Der Verzug durch Verfchulden des Schuldners, m. solvendi, ſetzt vor= 
ans Fälligkeit der Schuld, Kenntniß derſelben von Seiten des Schuldners, wozu aber 
Klaganſtellung durch den Gläubiger noch hicht hinreiht, Mahnung von Seiten des Gläu⸗ 
bigers, außer in einigen Fällen ri darüber den Art. Interpellation), endlich, wie 
Ihon aus dem Begriffe hervorgeht, daß der Verzug dem Schuldner zugerechnet werben 
Tonne. — Die Folgen der m. solv. laſſen fi dahin zufammenfaffen, daß der Schuldner 
ſaämmtliche aus feinem Verzuge entipringende Nachtheile tragen muß: unicuique sua 
mora nocet. Er muß dem Gläubiger Alles bezahlen, quod interest, moram factam esse. 
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a) Welche auch urſprünglich ferne Haftung für Culpa gewejen fein möge, von nun 
an fteht er für jegliche Culpa ein, und jelbft für ven Zufall, der ihn fonft liberirt Hätte: 
obligatio perpetuatur s. producitur. Indeſſen darf er den Beweis führen, Daß ber 
Zufall die Sache ebenfo getroffen hätte, wenn er fie rechtzeitig übergeben haben würbe ; 
gelingt ihm der Beweis, jo wird er Tiberirt, da er wohl quod interest ſchuldig iſt, nicht 
aber plus quam interest. Anders, wenn der Gläubiger die Sache nach der liebergabe 
verwerthet, z. B. verfauft haben wilrde, was er blos zu behaupten, nicht zu erweiſen 
braucht; dem Schuldner Tiegt der Beweis ob, daß der Gläubiger nicht verkaufen oder 
dergl. wollte oder konnte. Ob der Dieb von der Befreiung durch Führung jenes obigen 
Beweiſes auszuschließen fer, ift beftritten. 

b) In Beziehung auf Art und Zeit wird der ſäumige Schulpner bei der Schätung 
des Intereſſe ftrenger behandelt. Er muß den höchſten Preis bezahlen, ben die Sache 
feit dem Verzug erreicht hat. 

c) Er muß ſämmtliche Früchte und die Zinſen (Verzugszinfen) vom Berzuge ab 
entrichten, letztere nach röm. R. nur bei bonae fidei negotia, nach heutigem R. allge 
mein, insbeſondere auch beim Darlehn, und zwar nach Reichsgeſetzen zu 5 %,. 

2. Wenn der Gläubiger ein Recht auf Erfüllung zur verftanvenen Zeit bat, fo bat 
feinerjeit8 der Schuldner das Net, fih zur verftandenen Yeit durch Erfüllung zu be 
freien, und der Gläubiger macht fi daburd) einer m. aceipiendi ſchuldig, daß 
er die ihm oder feinem Generalmandatar in Beziehung auf Zeit, Ort u. |. w. gehörig 
anerbotene Erfüllung nit annimmt. Auch ohne Anerbieten kann der Gläubiger in Ber: 
zug verfegt werben, wenn er eine ihm obliegende, der Erfüllung nothwendigerweife vor⸗ 
hergehende, dieſelbe vorbereitenve, ermöglichende Handlung, 3. B. Mefiung, Zählung, nicht 
vornimmt, oder verhindert; wenn ey ſich weigert, eine tlliquide Forderung zu Liquidtren ; 
wenn er am Orte, wo die Erfüllung ftattfinden ſoll, nicht ericheint, und wohl auch, wenn 
er zum voraus erflärt, nicht annehmen zu wollen. 

Die Folgen der m. aceip. find durch den Sat unicuique sua mora nocet gegeben: 

a) Die Verhaftung des Schuldners, welche fie auch urfprünglich geweien fein möge, 
Ihwindet von nun an bis auf culpa lata, 

b) Wenn ihn die Behaltung der zu leiftenden Sache Koften verurfacht, jo bat ber 
Gläubiger diefelben zu vergüten. 

c) Hatte der Schuldner das periculum zu tragen, wie bei obligationes generis, 
oder etwa vertragsmäßig bei einer obligatio speciei, jo geht es von nun an auf den 
Gläubiger über. 

d) Die Schäung der Yeiftung in Beziehung auf Zeit, Ort u. dgl findet zum 
Nachtheile des Gläubigers ftatt. 

Unrictig tft es, wenn, wie manchmal geſchieht, auch Aufhören des Zinſenlaufs als 
Wirkung der m. aceip. angegeben wird. Erſt durch Depofition und Obfiguation wird ber 
Zinfenlauf fiftirt. 

3. Die m. solvendi endigt durch Bezahlung von Allem, was aus der urſprüng⸗ 
lichen Verbindlichkeit und aus der M. geſchuldet wird; Die m. accipiendi durch Annahme 
der Bezahlung, wie diejelbe ſich jest ın Folge ver M. geftaltet. 

4. Wenn Derjenige, welcher fich in mora befindet, fich effectiv bereit erflärt, zu thun, 
was ihm obliegt, der Schulpner zu bezahlen, der Gläubiger anzunehmen, wie eben ge 
fagt, — dieſes Anerbieten aber ſich nicht verwirklicht, ſei es wegen neuer Bereinbarung, 
ſei e8 wegen Weigerung von der anderen Seite, jo wird die M. dadurch gebeffert, 
purgatur, emendatur. Im leteren alle befindet fih nunmehr die andere, fich wei⸗ 
gernde Partei in mora, und bat die Folgen davon zu tragen: posterior m. nocet. 

Durch diefe Burgation werben die Folgen der erſten M. für die Zukunft abge: 
wendet, fo hören 3.8. bei m. solvendi bie Verzugszinſen auf, die Obligation perpetuirt 
fih nicht mehr u. |. w. Die bereits entftandenen Wirkungen aber werben natürlich da⸗ 
Durch nicht verwiſcht, e8 müßte denn fein, daß die Parteien bei vertragemäßiger Purgation 
fih dahin einigten. 


Moratorium — Mord. 137 


Daß durch Berjährung der Obligation, durch Novation, durch Annahme der ur⸗ 
fpränglichen Yeiftung feitens des Gläubigers, wodurch die Hauptſchuld getilgt wird, auch 
die accefforiiche, aus der M. entipringende Schuld erliicht, verſteht ſich nach allgemeimen 
Grundſätzen von jelbft. 

Duellen: Tit. D. de usuris et fructibus XXII, 1. Preuß. A.L.R. I, 11. SS. 95 ff.; 

16, 85. 15—26, 64—71. C. N. 1138, 1139, 1146, 1147, 1153, 1257, 1258, 1264 u, A. 
tit.: Ratjen, De mora, Kiel 1824; Madai, Die Lehre von ber Mora, Halle 1837; 
Bolff, Zur Lehre von der Mora, Gött. 18411; peimbad in Weiske's Rechtslexikon XII; 
F. Mommfen, Beiträge zum Obligationenredht, III, Braunfhw. 1855; Bangeromw $. 588. 
— Ueber Serzugsginfen insbeſ. Gerau in Linde’8 Ztſchr. N. F. II. Seuffert im Arc. 
für civ. Praxis L — Ueber Anfang der Mora: Lotz, De morae initio, 1825, und die Lit. 
des Art Interpellation. Ueber Mora im franz. R.: Windjheid im Rhein. u XLIV, 2. 

ivrer. 

Moratorium, Anſtandsbrief, Ertheilung einer Zahlungsfriſt durch das Staats— 
oberhaupt, den Landesherrn, ertheilt gegen andrängende Gläubiger dem ohne eigene Schuld 
zur Zeit Zahlungsunfähigen bei Stellung genügender Bürgſchaft für ſpätere Zahlung. 
Bei den Römern war bie Friſt meiſt 5jährig — literae s. induciae quinquennales. 
So lange blieb die Beitreibung — die Execution — gehemmt, doch nicht der Zinſen⸗ 
lauf; jenes auch nur für die zur Ertheilungszeit vorhandenen, nicht die fpäter entftandenen 
Vorderungen. Die Anfechtbarkeit durch Berufung auf Obreption ift in ver R.P.O. von 
1577 anerfannt. Der praktifch ſchwierigſte Punkt lag in der Sicherheitöbeftellung. Wer 
fie durch Pfand oder Bürgen noch leiften kann, pflegt Feiner mehrjährigen Befriftung zu 
bedürfen. Diefe nimmt durch Beugung der Rechtöftrenge leicht den Charakter eines Gna⸗ 
denprivilegs für einen einzelnen Begünftigten an. Die Möglichkeit ihrer Ertheilung ſchwächt 
überdies den Perfonaleredit, der in der Ausficht auf prompte Nechtöhilfe feine Hauptſtütze 
befigt. Im England unbekannt, in Oeſterreich verboten, find die Moratorien überall 
mehr und mehr eingefchräntt, fer e8 durch Beitimmungen in Berfaffungsurfunden (Sachen 
1831, Dannover 1840), ſei e8 durch Berweifung vor den Richter ınit allgemeiner Er- 
mäctigung einer ven Verhältniſſen angemeftenen mäßigen Befriftung (C. civ. a. 1244) 
oder endlich durch befondere Ordnung eines gerichtlichen Stundungsverfahrene. In der 
Regelung feiner Borausjegungen ſchon durch Edicte von 1701, 1709, 1722 vorbereitet, 
wurde es im corp. jur. Frider. II. 23. $. 20 f. zu einer Proceßform mit richterlicher 
Entſcheidung nebft Inftanzenzug geftaltet, während deſſen Laufes die Execution ruhte. ALS 
Rechtswohlthat des M., oder Indults bet Geldſchulden ift Das Verfahren in bie 
A. G.O. I. 47 übergegangen, und darin das Special-M.: gegen Einen, vom General- 
M.: gegen mehrere Gläubiger, unterfchieden. Gleichwohl riefen die Kriegsjahre feit 
1806 und andere Salamitäten für einzelne Landestheile und Crebitinftitute General- 
indulte, für manche Landgemeinden Specialindulte hervor. Unter Aufhebung- der General- 
moratorien ıft 1855 die Geſetzgebung zu einer weiteren Regelung des Verfahrens ge- 
fchritten, mittelft deffen der Richter durch ein unangreifbares Erkenntniß Stumdung bis 
auf Ein Jahr auf den genügend begründeten Antrag des Schuldners bewilligen darf, der 
darum fpäteftend 14 Tage nach Eintritt der Vollſtreckbarkeit einer Forderung einfommt. 
Das Berfahren ift für Wechfel-, Alimentene und andere Forderungen audgefchloffen und 
wenig in Gebrauch. 

Sfgb. u. Lit.: Preuß. Concurs⸗Ordn. von 1855 $. 421 f£ Mittermaier, Arc. fiir 
civ. Praxis, 16, 17. Puchta, Concurd-Pre. $. 101 f. Schaper. 

Mord (assassinat): Abſichtliche (vorfägliche), mit kaltem Blute („mit Vorbedacht“, 
„mit Ueberlegung“, „mit überlegtem Entſchluſſe“) begangene Tödtung eines Menfchen 
(abweichend Oeſterreich, England). Den Gegenfat bildet der Todtſchlag, d. i. die im 
Affecte („in heftiger Gemüthsbemegung“, „ohne Vorbedacht“...) begangene vorfäglidhe 
Tödtung. Hinfichtlich der gemeinfamen Merkmale beider Arten koon Tödtungsverbrechen 
ſ. den Art. „Töptungsverbrechen”. Hinfichtlih des ihrer Unterſcheidung zu Grunde lie— 
genden Gegenlaged von dolus praemeditatus und dol. repentinus (impetus) |. Th. I. 
(IV, 2) ©. 515. Der erftere und alfo M. Yiegt vor, wenn die That als Ausführung 
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eines mit voller Befonnenheit gefaßten Beſchluſſes erfcheint, oder die im Affert befchlofjene 
mit kaltem Blute zur Ausführung gebracht wird; das Gegentheil, wenn ber Entſchluß 
mit kaltem Blute weder gefaßt noch ausgeführt wird (abweichend Bafel und Schaffhaufen). 
Trotz eines mit kaltem Blute gefaßten Entjchluffes liegt M. nicht vor, wenn die Aus 
führung erft durch einen Hinzutretenden Affeet ermöglicht wird; e8 fei denn, daß derſelbe 
willkürlich herbeigeführt wäre. Daß zwiſchen Entſchluß und Ausführımg ein Tängerer 
Zeitraum Tiege, ift kein Erforberniß des M. Je mehr die That dem Charakter des 
Thäter8 entfpricht, um fo weniger fegt ihre Begehung zauderndes Ermägen voraus ,. und 
um jo weniger weift bie vafche Folge von Entſchluß und Ausführung auf Affect Hin. 
Umgekehrt ſchließt der Längere Zwiſchenraum die Möglichkeit nicht“ aus, daß Die That 
durch eine heftige Gemüthsbewegung veranlaßt und allein aus ihr erflärbar ſei. Die 
Geſetze bezeichnen das in Frage ftehende Merkmal durchweg in einer Weile, die zu Mip: 
verjtändniffen Anlaß geben kann. So ſcheint das Merkmal des ‚Vorbedachts“ (Frankreich, 
Belgien, Italien, England, Baden, Heflen, Würtemberg, Uppenzell, vgl. Rußland) dem 
Zeitinoment eine Bedeutung zuzuerfennen, bie ihm. nicht zukömmt; das Merkmal der 
„Ueberlegung“ (Preußen, Nd. Strafgef., Sachſen, Lubeck, Oldenburg, Züriher Entw., Dine 
mark, Schweden) beögleichen dem verwetlenden Erwägen des Ziels und der Mittel und 
Wege, oder der Folgen des Verbrechens. Nicht beſſer fteht e8 um dad Merkmal dei 
„überlegten Entſchluſſes“ (Batern) oder des „überlegten Vorſatzes“ (Hamburg, Brem. 
Entw.). Auch entipricht e8 der Natur der Sache nicht und ift mit mandherlet Icon: 
venienzen verbunden, wenn die Gefege den Zuftand mangelnden Affects poſitiv charal⸗ 
terifiven, und den M. damit zu einer qualificirten Art vorſätzlicher Tödtung machen. 
Handelt e8 fich doch bei der ganzen Unterſcheidung von M. und Todtichlag mir um das 
Borliegen oder Nichtvorliegen des im Affecte gegebenen Milderungsgrundes. Es iſt aber 
unzweifelhaft abnorm, die Abweſenheit eine® beftimmten, die Schuld mindernden Um: 
ſtandes zu einem pofitiven Speciesmerkmale zu machen. Richtiger hat daher ber Defter. 
Entw. den Todtſchlag pofitiv, den M. nur negativ beftimmt (vgl. Glaſer, Bemerh. 
über den Züricher Entw. 8. 64 f.; John, Entw. flr den Nd. Bund 8. 427). Ta 
ferner dem angegebenen Milverungdgrunde ſich andere an die Seite jegen laſſen, welche 
bei den Töbtungswerbrechen fo gut wie bet allen anderen Verbrechensarten Beachtung for: 
bern, fo läßt fich bezweifeln, ob überhaupt die Rolle, welche jene Unterſcheidung in ven 
Geſetzen fpielt, eine ſachentſprechende ſei. Es Liegt ihr nämlich die Annahme zu Grunde, 
daß die luft zwiſchen M. und Todtichlag eine unausfüllbare ſei, und daß neben dem 
den Ietsteren charalterifirenden Affecte fein andered Moment in Betracht kommen könne. 
Diefe Annahme ift durchaus hinfällig, und es eriftirt fein genügender Grund, an ihren 
Confequenzen trogdem feſtzuhalten. — In einigen Gefegen (Preußen, Baiern, Frankreich, 
Belgien) geht die Conſequenz des Unvernünftigen ſogar fo weit, daß der Einwillt: 
gung feitend des Opfers eine Bedeutung neben dem Affecte nicht zuerkannt wird, ſo 
daß alfo die Tödtung des Einwilligenden, falls fie nicht zufällig „ohne Ueberlegung“ ... 
erfolgt, nach ihnen unter die Strafbeftimmungen über M. zu ziehen ift! — Was ben 
Dolus betrifft, fo genügt es auch beim M. an einem blos eventuellen. 

Der M. wird gegenwärtig noch in den meiften Ländern mit dem Tode beftraft. 
Eine Ausnahme machen Sachen, Oldenburg, Bremen, Anhalt, Toscana, Portugal, Neuf: 
hatel, Rußland, Michigan, Rhode Island, Wisconfin, Maine. Vgl. den Zürcher und 
ben Ital. Entw. Hamburg bedroht nur den nichtqualificirten M., der Bremer Entw. mit 
die „ſchwerſten Fälle‘ des M. mit dem Tode. Dabei wird regelmäßig auf ein anderes 
Strafmittel nicht Bezug genommen (vgl. jedoch den revid. Defterr. Entw.). Man bat 
ſich nicht entichliegen können, das Syſtem ver relativ = beftimmten Geſetze auf dieſe Ber: 
brechensart auszudehnen, gleichwohl aber den Verhältniſſen, welchen daflelbe entſpricht, 
auch hier gewiſſe Conceffionen gemacht. Hierher gehört e8, wenn das jugendliche Alter, 
ſowie wenn (Baiern, Thiringen, Weimar, Braunſchweig, Heſſen, vgl. Würtemberg) die 
geminderte Aurechnungsfähigfeit, bzw. (Baden, Hamburg, Bremer Entw.) allgemein bie 
Zuftände, welche fich den die Strafe völlig ausfchliegenden annähern, als Ausſchließungs⸗ 
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gründe der Tobeöftrafe behandelt werben. Ferner, werm biefe Wirfung mit der Annahme 
„mildernder Umftände” ſeitens der Geſchwornen verbunden wird (Frankreich, Belgien, 
Italien, Schweden, Bern, Genf, Teifin, Vaud) oder mit der des Zulammentreffens vieler 
und wichtiger gejeglicher Deinderungsgründe ſeitens des gel. Richters (Braunjchweig in 
Betreff des nichtqualifictrten M., Beichluß des öſterr. Abgeorbmetenhaufes, Hamburg, 
Graubünden, Appenzell A.R., Unterwalden O.W.). — Aehnliches gilt auch bezüglich) 
derjenigen Geſetze, welche die Tobesftrafe befeitigt haben. So hat Sadıfen ebenfalls eine 
abjolute (auf Iebenslängliches Zuchthaus gehende) Strafprohung, anerfennt jedoch bie den 
Strafausihliegungsgründen fih annähernden Zuftände allgemein, alfo auch in Beziehung 
auf den M., als Milderungsgründe. 

Einige neuere Geſetze zeichnen gleich dem gem. R. gewiſſe Arten des M. 
aus, indem fie theils nur diefe mit dem Tode bedrohen (Hamburg), theils den Verſuch 
und die Theilnahme bei denfelben einer ftrengeren Behandlung unterziehen (Oefterr. Entw. 
vgl. Tefterreich), theils das richterliche Milderungsrecht ber ihnen außfchliegen (Braun- 
ſchweig), theil® die Strafe des M. an geringere Boraußfegungen bei ihnen knüpfen (Ba- 
ven 8. 243). Es gehört dahin der Raubmord (Braunſchweig, Hamburg, Oefterr. Entw., 
vgL Defterreich), der beftellte (Banditen-) M. (Braunfchweig, Hamburg, Oefterr. Entw., 
vgl. Oeſterr.), der Verwandtenmord (die VBorigen), der Giftmord (Braunfchweig, Hamburg, 
vgl. Baden), bzw Meuchelmord (Oefter, Entw., vgl. Braunfchweig, Oeſterreich), der mit- 
telft Brandftiftung (Braunſchweig, Hamburg) an einer Schwangeren (Hamburg), an 
functionirenden Beamten (Hamburg) oder im Complott (Braunfchweig, Hamburg) be— 
gangene und der mit Peinigungen des Opfers verbundene (Braunfchweig, Hamburg). 
In Betreff der qualificırten Tödtungsverbrechen des Auslandes |. „Tödtungsverbrechen“. 

Auf die Mitfhuldigen find nach den Geſetzen (nicht nach der Natur der Sache) 
die Beitimmungen über M. auch dann zur Anwendung zu bringen, wenn bei ihnen das 
ſpecifiſche Merkmal deſſelben („Ueberlegung”...) fehlt. 

©. den Art. „Tödtungsverbrechen“. Merkel. 


Morganatiihe Che, Morgendingsehe, Ehe zur linken Hand. Es TYiegt im 
Weſen der Che, 0 en Rinder in die Familiengenoſſenſchaft des Mannes treten, 
und Ilettere dem Vater gegenüber ohne Beſchränkung erbberedhtigt find. Mit Rüdficht 
auf das Erfordemiß der Ebenbürtigfeit bat Das beutihe NR. in der Mißheirath eine Che 
gelchaffen, welche, ohne Concubinat zu fein, der vollen bürgerlihen Wirkungen einer echten 
Ehe darbt. Während hier kraft Rechtsſatzes an die Ehe mit einer Ungenoffin gewilfe 
Nachtheile gelnüpft find, werben ber einer m. E. die Wirkungen einer ftandeögemäßen 
Ehe vertragsmäßig ausgeſchloſſen. Die Einrichtung reicht in ein hohes Alter ‚hinauf. 
Dos ältere deutſche R. kannte neben der Ehe, deren Zweck e8 war, rechte Erben zu ge= 
winnen, einen erlaubten Concubinat. Die Kirche behandelte ſolche Verhältniſſe als Ehen 
und bieraus erklärt fich die Exiftenz einer Verbindung, die kirchlich als Ehe betrachtet 
wurde, ohne die bürgerlichen Wirkungen einer ſolchen zu befigen. Zur gemeinrechtlichen 
Anerkennung des Imftitute trugen die Libri feudorum, weldye e8 als matrimonium ad 
morganaticam oder ad legem Salicam erwähnen, wejentlih bei (II f. 19; IL f. 26, 
8. 15). Der Ausprud „morganatifch” wird von Manchen Davon hergeleitet, daß die 
Wittwe vermögensrechtlih auf die Morgengabe beichränft war. Andere erklären die m. 
E. fpradlih als eine Ehe, wie fie von vornehmen Perfonen eingegangen zu werben 
pflegt. Sie heißt auch Ehe zur linken Hand, weil die Frau dem Manne an die Linke 
Hand getraut zu werben pflegt. Doch ift diefe Förmlichkeit juriftiich unmelentlih. Das 
Recht, eine ſolche Ehe einzugehen, befigen gemeinrechtlih nur noch die Mitgliever des 
hohen Adels. Particularrechtlich ift fie mit Tandesherrlicer Genehmigung in weiterem 
Umfange geftattet. In diefer Art hat fie auch das Preuß. ER. aufgenommen, um dem 
log. Maitreffenhalten zu fteuern. Doch, ift* von ihr bisher nur außerordentlich felten 
Gebrauch gemacht worden. 

Die eigenthümlichen Wirkungen der m. €. befteben in der Regel darin, daß bie 
Frau nicht in den Stand und Rang des Mannes eintritt, daß fie, im Fall getrennter 
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Ehe, nur die im Ehevertrage beſtimmte Abfindungsſumme beanſpruchen kann, daß die 
Kinder nicht dem Stande des Vaters folgen und von der Nachfolge und Succeſſion in 
Lehen und Stammgüter ausgeſchloſſen ſind. Die Frau gilt übrigens als Ehegenoſſin, 
die Kinder gelten als eheliche Kinder. Streitig iſt, ob gemeinrechtlich Standesun- 
gleichheit eine Vorausſetzung der Ehe zur linken Hand ſei. De lege lata dürfte bie 
Frage zu verneinen fein. Die neuere Rechtsentwidelung tft dem Inftitute ımläugbar ab: 
hold. Doch ift e8 für jene Kreife, in welchen Ebenbürtigkeit die Bedingung einer voll: 
wirkſamen Ehe bildet, als Austunftsmittel zur Abſchwächung der Nachtheile einer etwaigen 
Mißheirath faum zu entbehren. 

Lit. u. Gfgb.: Pütter, Mißheirathen, 2 fi., 25 ff., 49 ff., 360 is Kohler, Hand. 
des deutſchen Privatfüritenrechts, SS. 51—56. Mittermaier, Grundſätze, II.$.114. Sengler, 
Lehrb. des deutſchen Priv. R., IL, 849. Niebelschütz, De matrimonio ad morgansti- 


cam, 1851. — Preuß. L.R. Th. II, Tit. I, 88. 835 - 944. 
Heinrih Brunner. 


Morgengabe (donum matutinale) das heit Gefchent, welches der Ehemann feiner 
jungen Frau am Morgen nad der Brautnacht übergab. Eine Verpflichtung dazu eriftirte 
nicht und die oft aufgeftellte Behauptung, daß die M fi als Preis für die Jungfern⸗ 
ſchaft darftelle, ift im Allgemeinen unrichtig, vielmehr tritt eine ſolche Beziehung nur in 
einzelnen deutſchen (fo 3. B. den baieriſchen) Hechtsquellen hervor. Wurde eine M. ge 
währt, fo erbielt die Frau hieran das volle Eigenthum, ohne daß fie freilich wegen des 
ehemännlichen Mundiums und des aus der Gütereinheit hervorgehenden Verwaltungsrechtes 
des Mannes die Berfügung über diefelbe hatte. Freilich mar fie oft durch ein Verbot der 
einfeitigen Veräußerung de Marmes gejchütt. Für die Regel waren es beweglich 
Sachen, welche zur M. beftellt wurden, indeſſen tft fie auch fpäter an Grundſtücken vor: 
gefommen. Ebenfo wenig war im Mittelalter überall fofortige Tradition der betreffenden 
Sachen nöthig, vielmehr konnte der Zeitpunkt der Tetteren auch bi zum Tode des Man 
ned hinausgejchoben werden. Wie fich ſchon hierin eine Ermeiterung und Umbildung de 
urſprünglichen Gedankens des Imftitutes als einer Gabe von verhältnigmäßig geringem 
Betrage, welche wegen der Beranlaffung ihrer Gewährung von den Formen und Regeln 
der fonftigen Vergebungen befreit ift, zeigt, To hat man in einzelnen Gegenden Deutſchlands 
die M. fogar zu einem gejetlichen Erbrecht der Frau anf gewiſſe Stüde des Nachlaffes ihre? 
Mannes gemacht, fo 3. B. in Sachen, wo jedoch nur die adlige Wittme ein Recht auf 
die von demjelben Hinterlaffenen weiblichen Thiere, auf das zugehauene und gezimmerte 
Bauholz und die von ihr benutzte Kutfche hatte, ein Anspruch, welcher aber dort durch 
das Mandat vom 31. Yan. 1829 88. 99. 100 befettigt worden iſt. Heute ift vollends 
das Inſtitut unpraftiih und es gefchieht daher auch in einzelnen Geſetzbüchern, fo ım 
ſächſiſchen, defielben gar keiner Erwähnung mehr. Das Preuß. ER. TH. II. Tit. 2. 
88. 207. 269. 774 und Oefterr. ©.B. 8. 1232 dagegen gedenken noch der M., das 
erftere als einer bei Schliegfung der Ehe, das Iettere als einer an erften Morgen nad 
der Brantnacht verfprochenen Bermögenszumendung. 

Lit.: S. Schröder, Geſch. des ehel. Güterrechts in Deutfchland, Stettin 1963. 1965. 
1, 84 ff. 154 ff. 172; 2, 24 ff.; v. Martit, Ehel. Güterrecht des Sachlenfp., Leipz. 1861. 
&. 216 fi; Gengler, Diss, de Morgengaba; ferner die Lehrblicher des deutichen Priv.R. 

v. vinſchius 

Mortuarium im Kirchenrecht das beſte Stück Vieh, welches aus dem Nachlaſſe 
eined Parochianen an die Pfarrkirche” feines Domicils vielfah im Mittelalter gegeben 
murde. Wenngleich kirchlicherſeits dieſe Abgabe an vielen Diten als ein Erſatz für die 
bei Lebzeiten der Kirche entzogenen Perjonalzehnten betrachtet wurde, jo feheint der Ur: 
fprung des M. doch in einer grundherrfchaftlichen Stellung der Kirche zu fuchen zu jan. 
Ferner fommt e8 auch im Mittelalter als Abgabe aus dem Nachlaß des Geiftlichen an 
die Kirche vor umd hat ſich heute noch in Würtemberg und in der Didcefe Augsburg zu 
Gunften der biichöflichen Kirche erhalten. In der canoniſtiſchen Rechtsſprache bepeutet 
M. ſo viel wie legatum und daher heißt quarta mortuariorum daſſelbe wie quarta 
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legatorum, der vierte, mitunter and) ein anderer Theil der einer Pfarrkirche Binterlaffenen 
Bermächtniffe, welcher im Mittelalter an die bifchöfliche Kathedrale der Diöceſe abgeliefert 
werden mußte. P. Hinſchius. 


Morus, Thomas (More), geb. 1480 zu London, wurde Advokat, zu politiſchen 
Miffionen verwandt und Mitglied des geh. Raths, 1529 Großkanzler, legte 1532 feine 
Aemter miever. Wegen feiner Weigerung, das Succeffionsitatut in allen Bunften zu bes 
ſchwören, ſowie den Supremateid zu leiten, warb er 1535 zum Galgen verurtbeilt, 
welche Strafe in Enthauptung verwandelt wurde; er wurde 6. Juli 1536 hingerichtet. 

Schrift: De optimg rei publicae statu deque nova insula Utopia, Löwen 1516. — 
Sämmtlide Werte, Lond. 1559; Löwen 1566. 


Lit.: Dettinger, Th. Morus und fein berühmtes Wert Utopia, Leipz. 1846. — 
Froude, Hist. of England from the fall of Wolsey to the death of Elisabeth, Lond. 
1856. — Bluntſchli, VUH.1—6. Teihmann. 


Moſer, Johann Iacob von Filfed und Weilerberg, geb. 18. Ianuar 
1701 zu Stuttgart, ſtudirte in Tübingen, wurde 1720 außerord. Prof. u. Regierungs- 
rath, 1729 Prof. in Tübingen, Regierungsrat in Stuttgart, 1736 preuß. geh. Rath, 
Unwerfitätsbirector, Ordinarius in Frankfurt a./O., 1739 entlaffen, ging nach dem 
Boigtlande bi 1747, war bi8 1748 hamb. geh. Rath und Kanzler, 1748 — 51 m 
Hanau, 1751 Landſchaftsconſulent in Stuttgart, wo er 30. Sept. 1785 ſtarb. 

Schriften: Deutſches Staatsrecht, 52 Bde. Nürnb., Leipz., Ebersborf 1734 — 54. — 
Neues deutſches Staatsrecht, 21 Bde. Stuttg. u. Frankf. 1766—75.— Deutfches Staatsardiv, 
13 Bde., Hanan u. Frankf. 1751—57. — Grumbriß der heutigen Staatsverfaflung von Deutjch- 
land (neue Ausg. Tüb. 1754). — Verſuch des neneften europäifchen Völlerrechts, 1777—80. — 
Beiträge (15 Bde). — Einleitung zum Reichshofrathsproceß, Frauff. u. Leipz. 1733, 1734. 

Lit: Mohl, If. ©. 400. — Lebensgeſch. Joh. Jacob Mofer’s, von ihm felbft befchrieben, 
Frantf. u. Leipz. 1777 —83 (3. Aufl... — Bluntſchli, VII. S. 10 ff. — Schulze, Einl. 
in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, S. 78—82. — Schulze, Joh. Jacob Mofer, der 
Bater des deuten Staatsrechts, Leipz. 1869. — Schloffer, Geld. d. 18. u. 19. Jahrh., 
5. Aufl. 1864, II. ©. 212. 

Sein Sohn Friedrih Karl Freiherr von Mofer, geb. 18. Dechr. 1723 

zu Stuttgart, wurde Reichshofrath, darmſtädt. Staatsminifter, ftarb zu Ludwigsburg 1798. 

Schriften: Kleine Schriften zur Erläuterung des Staats- u. Völkerrechts, Frankf. 1751— 
1765. — Sammlung von Reichshofrathsgutachten, Frankf. 1752—54. — Sammlung ber wich⸗ 
tigften Debductionen in deutſchen Staats- und Rechtsſachen, Ehersborf 1752 — 64. — Patrio— 
tiiche Gedanken von ber StaatSfreigeifterei, 1755. — Der Herr und ber Diener, 1759. — 
Relignien, 1767. — Patriotiſches Archiv, Frankf. 1784— 90. — Neues patriot. Archiv, Mannh. 


1792 — 94. — Geh. der Waldenfer, Zür. 1798. — Luthers Yürftenfpiegel (berausgeg. von 
Meyer, Frankf. 1834 


34). . 
Lit.: Sch offer, Geſch. des 18 u. 19. Jahrh., 5. Aufl. 1864, H. ©. 531 ff. 
Teihmann. 

Möfer, Juſtus, geb. 14. Dec. 1720 zu Osnabrück, entfloh 1735 dem elter- 
lichen Haufe, ftudirte in Jena und Göttingen, wurde 1743 Adoofat in Osnabrüd, 1747 
advocatus patrise, verwandte fich für bie Intereffen feines Landes im 7jährigen Kriege, 
wurde 1762 Yuftitiar beim Eriminalgerichte in Osnabrüd bis 1768, dann geh. Hefe 
rendar des Prinzen Friedrich von England, Landesherrn des Bisthums Osnabrück, 
wurde 1783 geh. Yuflizrath, farb 8. Ian. 1794. 

Schriften: Patriotifhe Phantafien, Osnabr. 1775—86, 3. Aufl. Berl. 1804. — Osna⸗ 


drüdifche Geſch, Dsnabr. 1768, 3. Aufl. Berl. 1820 (1824). — Bermifchte Schriften (herausgeg. 
v. Nicolai, Berl. 1797, 1798). — Sämmtl. Schriften von Abelen berausgeg., Berl. 1842—43. 


tie: ©. 3tjör. f. gef. Staatewifienfch. 1865. Bd. XXI. ©.546.— Kreyßig, 3. Möfer, 
Berl. 1857. — Deutfche Vierteljabrsichrift, 1869, Heft 128, ©. 1— 25. 
Teihmann. 
Mosheim, Johann Lorenz non, geb. 1694 zu Lübeck, 1723 Prof. in 
Helmftent, 1747 ın Göttingen, flarb als Kanzler 9. Sept. 1755. 
Schriften: Institutiones hist. ecclesiasticae, Helmst. 1755; neue Aufl. 1764; deutſch 
von Einem, Leipz. 1769— 78, und Schlegel, Heilbr. 1786— 96. — Instit. hist. christ. 
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majores, 2. Aufl. Helmft. 1763. — De rebus Christ. ante Constantinum comment., Helmst. 
1753 — Diss. ad hist. ecel. pertinentes, neue Aufl. Altona 1767. — Berfuch einer unpar« 
tetifchen segergeih. Helmft. 1746 — 48. 
tit.: Bouillet, Diet. univ. d’hist. et de geogr., Par. 1869 21iöme dd. 
" Teihmann. 


Mühlenbruch, Chriftian Friedrich, geb. 1785 zu Roſtock, ſtudirte in Ro- 
ftod, Greifswald, Göttingen, Heidelberg, wurde 1806 Adoofat in Roftod, 1808 Raths⸗ 
berr, 1810 ord. Prof., ging 1815 nad Greifswald, 1818 nach Königsberg, 1819 nad 
Halle, wurde 1826 geb. Yuftizrath, ging 1833 nach Göttingen, wurde Mitglied des 
Staatsraths, ftarb 17. Juli 1843. . 

Schriften: De origine, vi et indole stipulationis, Mannh. 1805. — Pr. de veterum 
Rom. gentibus et familils, Rost. 1807. — Lebrh. der jurift. Encnclopäbie, Roft. 1807. — 
De jure ejus, cui actionibus cessit creditor, Rost. 1813. — Die Lehre von der Ceffion ber 
Forberungsrechte nach den Grundſätzen des röm. R., Greifsw. 1817, 3. Aufl. 1836. — Obserr. 
jur. Rom. speeimen Regiom. 1818. — Doctrina pandectarum, Hal. 1823 — 25; 4. Aufl. 
1838 (beutfäh: Sehrb, des PBanbectenrechts, Halle 1835—36, beraußgeg. von Madai 1849, — 
Entw. des gemeinrechtl. und preuß. Civilprocefieß, 1827, 2. Aufl. 1838. — Rechtliche Beurthei⸗ 
Yung des Städel'ſchen Beerbungsfalles, Halle 1828. — Fortſetzung zu Glüc's Kommentar, 
8b. 35 — 41. — Heineccii Antiquit. Rom. syntagma, Francof. 1941. — Rechtliches 
Eradıten Über den gegenwärtigen Befigitand ber Altenburg-Bentindichen Sibeicommißherrichoften 
Kniphauſen und Varel, Gött. 1841. — Lehrb. der Inſtitutionen des röm. R., Halle 1812. 

Lit.: Neuer Nekrolog Bd. 27, S. 653, 654. Teichmann. 

Mühlenrecht, das an die Anlage und den Betrieb von Mühlen ſich anſchließende bejon- 
dere Recht, verdankt feine Eigenthumlichkeiten hauptſächlich der Nothmwendigfeit, res communes 
omnium als Triebfraft zu benugen: Wind und Waffer; feltener: Thiere (Roßmühlen), 
wozu erft in neuefter Zeit Die Dampfkraft tritt. Die rein privatrechtlichen Befonderheiten be⸗ 
treffen vorwiegend nachbarliche Verhältniſſe. Died im weiteften Umfange, jo lange ver 
Muühlenzwang beftand: die Nöthigung der Einwohner eines beftimmten Umkreiſes, nur 
auf der Zwangsmühle ihr Getreide abmahlen zu Iaffen. Der durch Erſatzanſprüche un 
Bußen geihügte Müller mußte die Jmwangspflichtigen der Reihe nach gehörig fördern, die 
Bäder voran. Für fchlechtes Mahlen konnte er zur Strafe kommen; er mußte daher 
die Mühle aud im Stande erhalten. ‚Der Lohn beftand in der Mahlmete oder in Geld. 
Der Mahlzwang ift — fomweit er nicht auf Vertrag beruht, oder auch allgemein — fe 
1810 in immer weiteren reifen theils mit, theils ohne Entfhädigung aufgehoben, das 
legte in der Erwartung vermehrter Conjumtion neben dem Verbot der dem ſteuerlichen 
Interefle gefährlihen Handmühlen. Andere Fragen des Nachbarrechts knüpfen ſich an 
den Gebrauch der Windmühlen — die den unbeweglichen Sachen beigezählt werden —, auch 
der Bockwindmühlen, doch meiſtens nicht Schiffsmühlen. Gibt e8 eine servitus le: 
galis, ne molendino ventus excludatur, fei e8 durch Häuferbau oder Baumpflan⸗ 
zung? Gemeinrechtlich wird eine foldhe wohl mit gutem Grunde verneint; particular: 
vechtlich befteht Verſchiedenheit. Geſetzgebung und Gefetauslegung pflegen übrigens in 
Mühlenfachen für jene wie für andere Fragen zu vielen Zweifeln Anlaß zu geben. Weit 
wichtiger, ſchwieriger, durch eine Fülle von Einzelbeftimmungen verwidelter als das Wind 
pflegt da8 Wafiermühlenredht zu fein. Das Triebwerk kann hier mit Leichtigkeit 
benugt werden, um das Waſſer aufzuftauen, und e8 weit hinaus auf das Yand der Ufer: 
befiger zu Drängen, biefen ſehr zur Unzeit. Es wächſt dadurch das Intereſſe an ber 
guten Erhaltung und vechtzeitigen Benugung des Mühlenwehrs, der Schleufe, der Schügen, 
der Dämme u. |. w. über einfach nachbarliche Rückſichten weg. ALS Landespolizeiſache 
wird daher die unter gerichtliher Mitwirkung durch fachkundige Commiffarten zu vol 
ziehende Setzung eined Merk- oder Sicherheitspfahls behandelt, welcher die einzuhaltende 
Stauhöhe, den höchſten, bzw. niedrigften zuläffigen Wafferftand für den Sommer und 
Winter deutlich kennbar und unveränderlich bezeichnet, es müßte denn landespolizeilich 
eine Revifion und Umfegung angeoronet werben. Am Ichärfften tritt das öffentliche In⸗ 
tereſſe — insbefondere auch das der Schiffahrt — in den Vordergrund bei den al 
öffentlichen Flüſſen oder in denſelben angelegten Mühlen. Auch dies aber nahm gemein 
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rechtlich den privatrechtlichen Charakter an, ven die Regalien als fiscalifche Berechtigungen 
befigen. Das Mühlenregal in ſchiffbaren Flüſſen konnte nur durch Verleihung (gegen 
eine Abgabe, den Mühlenzins),, alfo durch Privileg, erworben werden. Das Preuß. 
A. L. R. unterſcheidet in gleicher Art jene Mühlen von denen an und in Privatflüflen 
und von den Windmühlen. Diefem regale minus wird indeß noch ein majus von der 
Doctrin zım Seite geftellt, welches in dem Oberaufſichtsrecht des Staates bezliglich des 
gelammten Mühlenweſens beruht, foweit das öffentliche Interefle Dadurch berührt wird, 
dergeftalt, daß die Mühlenfachen einen Zweig der landespolizeilichen Verwaltung darftellen. 
Einen Hauptgegenftand der Thätigkeit bildet bier die verſchieden ausgedehnte, zumeilen 
ohne Unterſchied der öffentlichen und Privatflüffe, ver Wind = und Waffermühlen geforverte, 
nach amtliher Vorprüfung erfolgende Ertheilung von Conceſſionen für neu angu= 
legende Mühlen, oder auch für den Neubau derſelben. Die Gew.Ordn. für den Rd. 
Bund macht Stauanlagen für Waflertriebwerte von der Genehmigung der zuftändigen 
Berwaltungsbehörde abhängig je nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften; und ermächtigt 
die höheren Berwaltungsbehörden zum Erlaß von Beftimmungen über die Entfernung 
der Windtriebwerke von benachbarten fremden Grunbftüden und öffentlichen Wegen. Der 
nicht vertragdmäßige Mahlzwang ift darin aufgehoben, die Entſchädigungsfrage den Lan- 
—— uberlaſſen. Vielfache Controverſen ſchließen ſich an die Aufhebung oder Ab⸗ 
lösſsbarkeit vvn MUhlenabgaben, je nachdem fie urſprünglich für den Gewerbebetrieb 
oder als Grundabgabe gezahlt worden, mas oft ſchwer erkennbar, da der Name noch 
nicht den Beweis des einen oder des andern zu liefern pflegt (Metzgetreidezins, Mühlen: 
pacht, Grundgeld, Erbzins, Zins für das Mahlen, oder von der Mühle u. dgl.). 

Gfſgb. n. Lit.: Gew.Ordn. für den Nd. Bund vom 21. Yuni 1869 88. 7. 16. 23. 28. 
Preuß. ER. Il, 15. 8. 229 f£ Gef. vom 15. Nov. 1811, wegen bes Waſſerſtauens, nebft Erg. 
Müplen-Orbı vom 28. DOctbr. 1810. Baiern, Gef. vom 28. Mai 1552, Benutzung des 
Waſſers. Heimbach in Weiske's Rechtslexikon, 14, ©. 143 f Schilling, Mühlenrecht, 
mit be. Beziehung auf Preußen und Sadfen, 1829. Ulrich Tengler’s Laienfpiegel, Titel 
vom Mühlwert. Schaper. 

Mündelgüter. Die Verwaltung de Vormunds ift beſonders in Beziehung auf 
das Miündelgut beftimmten Regeln unterworfen, wodurd Die urfprünglihe, mit ftrenger 
Berantwortlichteit verbundene Freiheit mehr und mehr beſchränkt worden ift. 

1. Dem Bormund liegt custodia rerum pupilli ob, d. h. er fol für Erbal: 
tung des Vermögens forgen, wie es eine verftändige Verwaltung mit ſich bringt. Dazu 
gehört, daß er Sachen, die Koften verurfachen oder die verderben können, verlaufen darf 
und fol. Schulden find natürlih aus dem Vermögen des Mündels zu bezahlen, die 
drücenderen zuerft. Ebenſo Berwaltungskoften. Tür nothwendige Ausgaben, 3. B. Un- 
terhaltungs- und Erziehungstoften, darf ſogar das Capital angegriffen werben. Zu reinen 
Liberalitäten ift der Vormund nit befugt. Doch Toll er fih auch nicht „zur Aufgabe 
machen, mit Verlegung aller Standesſitte für den Bupillen den Filz zu ſpielen“ (Keller). 

2. Auh auf Vermehrung dur orbentlihe Verwaltung ſoll er bedacht fein, 
nicht durch Speculation oder außerordentliche Unternehmen, wohl aber etwa durch Fort⸗ 
betreiben des väterlichen Gewerbes u. dgl. und regelmäßig durch zweckmäßiges Anlegen 
(möbejondere in Liegenfchaften) der verfügbaren Gelder binnen einer beftimmten Friſt 
(laxamentum temporis, von 6 Monaten feit Antritt der Vormundichaft für die bereits 
vorhandenen Gelder, und für die nachher eingehenden von 2 Monaten ſeit dem Eingehen), 
nach welcher er die Zinſen ſchuldig wird. 

3. Bereit im claffiihen röm. R. wurde die Beräußerungsbefugniß des 
Bormunds bedeutend beichränft. Vorerft unterfagte eine oratio des Septimius Severus 
(195) die Veräußerung von Ertragögrundftiiden, praedia rustica et suburbana. Dies 
wurde nach umd nach ausgedehnt auf alle Arten von Grundſtücken, auf dingliche Rechte 
an ſolchen, endlich überhaupt auf alle Sachen des Mundels, mit Ausnahme der werth- 
Iofen, der zur Aufbewahrung nicht geeigneten, und der Früchte; auch auf Annahme der 
Zahlung von Schulden, ausgenommen nur von jährlichen, nicht über zwei Jahre rüd- 
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ſtändigen Einkünften. — Iſt jedoch eine derartige Veräußerung zur Tilgung von Schul⸗ 
den oder auch ſonſt nothwendig, jo kann der Vormund durch ein von ihm unter Nach 
weifung der Nothwendigkeit -zu erwirkendes motivirtes obervormundſchaftliches Decret, even⸗ 
tuell durch Erlaubniß des Regenten, autorifirt werden. Eine ohne Decret oder auf ein 
erfchlichenes Decret Hin vorgenommene Veräußerung ift nichtig. Webrigen® kann ver 
Bater, oder der Teſtator, von mweldem die Sache dem Mündel hinterlaſſen wird, Ber- 
äußerlichkeit ſtatuiren. 

So im juftinianifchen, und im Ganzen auch im heutigen gem. R. Noch viel weiter gehen 
in der Controlle und Bevormundung des Vormunds auch und namentlich in biefer Hin⸗ 
fiht die neueren Barticulargefeßgebungen , in&befondere das Pr. A. L. R., welches eine 
Menge jehr ausführlicher und jehr genauer Beſtimmungen enthält, deren Aufzählung bier 
miht möglich iſt. Kürzer ıft der C. N., weldger dem Bormund Verwaltung als guter 
Hausvater auflegt und zu Verkauf oder Verpfändung von Immobilien außer dem Be- 
Ihlufle des Familienraths noch gerichtliche Beftätigung erfordert. — Weiteres im Art. 
Vormundſchaft. 

Quellen: Außer ven allgem. Titeln Über Verwaltung ber Vormundſchaft f- D. XXVII, 9. 
C. V, 71-74. Pr. A.L. R. 11, 18; 438 — 646 und fonft. — C. N. 450 fi. 

Lit.: Keller, 88. 432, 133. Arndts, 8.453 ff. Rudorff's Vormundſchaft. Bud- 
holtz, Juriſt. Abhandl. (1833). Sell, Verſuche (1833). Bachofen, Ausgewählte Lehren des 
röm. Civilrechts, Bonn 1848. Rivier. 

Münzfufßß. Die dem Münzſyſtem zu Grunde liegende Gewichtseinheit edlen Me— 
talls in reinem oder vermiſchtem Zuſtande heißt das Münzgewicht. M. iſt das geſetzlich 
beſtimmte Verhältniß der Münzſtückzahl zum Münzgewicht. Im Preußen war die Ge 
wichtseinheit fett den Munzedicten Friedrichs des Großen vom 14. Yuli 1750 umd 
28. März 1764 die Mark feinen Silbers; der M. der 14Thaler- over 21Guldenfuß. 
Dieſes Münzſyſtem blieb durch das Geſetz vom 20. Sept. 1821 über die Münzver⸗ 
faſſung in den preuß. Staaten aufrecht erhalten. Auch die unter den Sollvereinsitaaten 
abgeichloffene Münzeonvention vom 30. Juni 1838 hat nichts Wejentliches geändert, 
und nur beftimmt, daß für die fübdeutichen Staaten 241/, Gulden aus der Mark ge 
fchlagen werden jollten, während für Preußen und die nörbliden Vereinsſtaaten der 
Thaler (14 aus der Marf) die Hauptmünze blieb. Erft ver zwifchen dem Zollvereine 
und Oefterreih unterm 24. Januar 1857 abgeichloffene Münzvertrag hat Die bißherigen 
Grundlagen verlaffen, indem derſelbe als neues Munzgewicht Das bei der Zollerhebung 
zur Anwendung kommende Pfund, und als neuen M. entweder den 30Thalerfuß, oder 
den 45Guldenfuß (für die Länder der Guldenrechnung mit Hunderttheilung) oder ben 
521/, Guldenfuß (für die ſüddeutſchen Staaten) einführte. Das preuß. Münzweſen iſt 
demgemäß durch Das Gef. über das Münzweſen vom 4. Mai 1857, durch pas Gel, 
über das Münzgewicht vom 5. Mat 1857 und durch die Verorbnung vom 21. Imi 
1858, betr. die Form und das Gepräge der Munzſorten, new vegulir. Gegenwärtig 
gehört Die Beaufſichtigung und Gefetgebung des Münzweſens zur Competenz des N. 
Bundes (Bundesoerfaffung A. 4 Nr. 3). 

Lit: J. ©. Hoffmann, Die Lehre vom Gelbe, Berl. 1835. Derfelbe, Zeichen ber 
Zeit im deutſchen Münzweſen. Helferih, Die Einbeit im beutfchen Münzweſen, Ztſchr. fir 
die gef. Staatswiſſenſchaft, Bb. VI, 1850, ©. 385 € Adolph Wagner, Münzweſen in 
Bluntſchli's Staatswörterbuch, 8b. VII. (1862) ©. 65 ff. Zadharıd, Deutſches Staats⸗ 
und Bundesrecht, 3. Aufl. 1867, Th. UI. S 372 fi. v. Rönne, Staatsrecht ber preußiſchen 
Monardie, 2. Aufl. 1865, Th. I. btb. 2. ©. 367 ff. Befeler, Suftem bes gem. beuticen 
Briv.R., 2. Aufl. 1866, ©. 497, Hartmann, lieber den rechtlichen Begriff des Gelbe, 
Braunſchw. 1868. Literatur Über das Finanzweſen des preuß. Staats (Beibeft zum Staat 
anzeiger, Rovember 1867), ©. 19 ff. Ernf Meier. 

Münzverbrechen: Verlegungen der Grundlagen des Geldverkehrs, ſpecieller: 
Berlegungen der publica fides (über melde der Art. „Fälſchungen“ zu vergleichen if) 
in Bezug auf Geld und demſelben ftrafgefetzlich gleichgeftellte Ereditpapiere. Das gem. R 
fennt M. (Anmaßung des Münzregals, Einführung verbotener Münzen, Ausführung in⸗ 


Munzverbrechen. 145 


lãndiſchen Geldes) und bzw. auf M. bezügliche Strafbeſtimmungen, welche nicht unter 
diefen Geſichtspunkt fallen. Die neueren Geſetzgebungen haben bielelben jedoch, von uner- 
beblihen Ausnahmen abgeſehen, fallen gelafjen. 

Als Gegenſtand diefer Fälſchungsart galt urfprünglid nur das Metallgeld. Die 
neuere Geſetzgebung hat demfelben aber das Papiergeld, fowte öffentliche (vom Staate 
oder unter öffentlicher Autorität ausgegebene) auf den Inhaber lautende (jedoch Witrtem- 
berg 206) Greditpapiere fammt den Dazu gehörigen Zins, Gewinnantheild- und Er- 
neuerungsicheinen gleichgeftellt. Heilen und Baden erwähnen nur die Staatöpapiere. 
Auch find den inländiichen Münzen und Creditpapieren die ausländiichen gleichgeftellt 
worden; in Baiern und Würlemberg jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß fie im 
Inlande entweder im gemeinen oder im Handelöverfehre Cours (Batern: „Geltung“) haben. 
Heflen macht diefe Borausfegung nur in Betreff der nicht zollvereinsländifchen Münzen. 
Baden beftraft die an ausländiſchen Münzen von Creditpapieren, Belgien die an auslän- 
diſchen Papieren oder an Münzen, welche in Belgien feinen gefeglichen Cours haben, be- 
gangene Fälſchung gelmder. NRüdfichtlih der Handlung laffen fih nady den Geſetzen 
4 Arten von M. unterjcheiden, nämlih: a) die Falſchmünzerei im engerfi Sinne. 
Zu ihr gehört die Anfertigung falfchen Gelves, bzw. falſcher Erebitpapiere. ‘Der Um— 
jtand, daß die angefertigten Stüde ven ädhten, melden fie nachgemacht find, dein Gehalte 
nach gleich ftehen, fchließt nach den Geſetzen den Begriff der Fälſchung nicht aus, ift 
jedoch felhfteerftänplih bei dem Ausmaß der Strafe in Betracht zu ziehen. Das nade 
gemachte Geld oder Bapier muß dem ächten inſoweit ähnlich fein, daß eine Täuſchung in 
Betreff feiner Unächtheit hervorgebracht werden kann (jedoch Defterreih 119). Im 
Uebrigen iſt das Maß der Uehnlichkeit bei der Strafausmefjung zu berüdfichtigen. — 
Würtemberg und Sacjen fordern ferner, daß von den gefäljchten Stüden Gebrauch ge= 
madıt worden fei, und zwar Sachſen, daß ver Fälſcher (jelbft oder durch Andere) 
von den angefertigten Stüden melde als Taufchmittel „angeboten“, Würtemberg, daß er 
welche „in Umlauf geſetzt“ babe. Die übrigen Gelee fehen aus crimtnal-politifchen 
Gründen (weil der Beweis der bereits erfolgten Ausgabe große Schwierigkeiten machen 
kann und weil die Anfertigung, infofern fie zum Zwecke der Berausgabung erfolgt, bereits 
eine dringende objective Gefahr für die Verfehrsverhältnifie und zugleich eine hohe Gefähr- 
lichkeit des Urhebers conftatirt) von dieſem Erforderniſſe ab. Sie ftellen ſich damit in 
der Behandlung dieſer Verbrechersart auf einen polizeilichen Standpunlt. Einige von 
ihnen (Heſſen, Braunſchweig, Baden) behandeln die bereit ftattgefundene Verausgabung 
als Strafahftufungsgrund. b) Veränderungen ächten Geldes, bzw. ächter Creditpapiere, 
wodurch denjelben der Schein eines höheren Werthes verliehen wird. Hinfichtlich der Ver- 
ausgabung ver verfälfchten Stüde gilt was von derjenigen der nachgemachten bei der 
Falſchmünzerei. Baden und Heſſen jedoch ftellen diefelbe hier als ein Erforderniß auf. 
c) Tie Verringerung des Werthes ächter Münzen durch Beichneiden, Wbfeilen oder auf 
andere Art, infofern die gefälfchten Stüde als vollgiltige ausgegeben werden Sachſen 
behandelt die Verausgabung hier nur als Auszeihnungsgrund. Preußen zieht dieſen Fall 
zum ausgezeichneten Betruge — Die unter b und ce bezeichneten Fälle werden auch 
unter dem Ausdrude „Verfälſchung“ zufammengefaßt. d) Die Berausgabung 
bergeftellten falfchen oder verfälichten Geldes oder eben folcher Ereditpapiere durch Dritte (Nd. 
Strafgel.: ober den, der fie in nicht verbrecheriſcher Abſicht hergeftellt hat). Die Gejege un— 
tericheiven den Fall, mo der Thäter dieſe Gegenftände zum Behufe der betrüglihen Veraus- 
gabung an fich gebracht hat, von demjenigen, wo er jelbft diejelben als ächt oder wollgiltig 
empfangen hat. Der Iettere wird mit Recht als ein leichteres Delict behandelt und mit 
gelinderen Strafen als felbit der einfache Betrug (jedoch Heffen 215) bedroht. In Be— 
treff Des erfteren wird wieder unterfchieden, ob die Handlung im Einverſtändniß mit dem 
Urheber der Fälſchung erfolgte oder nicht. ‘Der Tall des Einverftändniffes wird mehrfach, 
durch ftrengere Strafbeftimmungen ausgezeichnet. Würtemberg und Baiern reihen nur 
diefen den Minzfälichungen ein. In Betreff des andern, wo ein Einverftändmß nicht 
vorlag, verweilen fie auf die Beftimmungen über Betrug. Die Berausgabung von Mim— 

v. Hol hendorff, Rechtslerikon 2, 10 
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zen. welche durch Dritte in ihrem Werthe verringert worden find, wird aud in Baden, 
Heflen, Braunfchweig nur unter der Borausfegung eined Einverftändnified zu Den M. 
gezogen; vom Nd. Strafgeſ. außerdem im Falle der Gewohnheitsmäßigkeit, in Sachen info 
fern die betreffenden Stüde von dem Ausgeber in gewinnjüchtiger Abficht an ſich gebracht 
worden waren. Preußen gedenkt ded Falls nicht. Ein frafbarer Betrug iſt in dem: 
felben in der Regel nicht zu finden. — Wenn bei der Falſchmünzerei und Verfälſchung 
die Verausgabung als ein Erforderniß aufgeftellt wird, jo Liegt in der Berfälihung ım 
Einverftänpniß mit dem Urheber der Fälſchungen Mitihuld an diefen Delicten (Sachlen, 
Wurtemberg, Baden; vgl. aber auch Helfen, Braunfchweig, Belgien, eigenthümlich Oeſterreich 

Sn fubjectiver Hinficht ift die Abficht vorauszufegen, in Betreff der wahren Be: 
Ichaffenheit der faljchen oder verfülfchten Münzen oder Papiere zu täuſchen und dieſelben 
dadurch ihrer fimulirten Bedeutung nach in Cours zu bringen abweichend Braunfchweig). 
Ber Falſchmünzerei und Verfälſchung muß dieſe Abficht dort wo auf Die nachmachende oder 
verfälfchende Thätigkeit der Schwerpunft gelegt ift, bereits bei dieſer vorliegen (vgl. aber 
auch Würtemberg und Sachſen). — Sachſen bedroht auch, natürlich mit geringeren 
Strafen, die ohme die bezeichnete Abſicht erfolgende Nachbildung gangbaren Geldes (325, 
pgl. den Oeſterr. Entw. 166). 

Hinfihtlih der Vollendung finden fich der rechtlichen Natur Diefer Delicte ent- 
ſprechende VBorfchriften nur in Sachfen. Danach find die M. vollendet -mit den Angebot 
der falfchen oder verfälichten Stüde. Im Betreff der Verringerung des Gehaltes ber 
Münzen macht indeg Sachſen eine willfürlihe Ausnahme Würtemberg geht, indem & 
em erfolgreiches Angebot (ein in Umlauf Segen) fordert, über das Ziel hinaus. Was 
die übrigen Geſetze betrifft, fo find hier die oben charakterifirten Arten der M., wie aus 
dem über fie Mitgetheilten bervorgebt, zu unterſcheiden. Während bet einigen das m 
Umlauf Seten, aljo die Bermwirflihung der verbrecheriichen Abficht, als ein Erforderniß 
aufgeftellt mird, fieht man bet andern felbft von eineın darauf bezüglichen Verſuche, d. 1. 
von dem Angebote der gefälfchten Gegenjtände, ab. — Beſondere Beftimmungen über den 
Verſuch f. in Baden (514, 19, 24), Würtemberg (206), Sachſen (323). — Die 
meiften Gejete (1. jedoch Preußen und das Nd. Strafgef.) dehnen den Kreis des Strafbaren 
bier auch auf bloße Borbercitungshandlungen, indbefondere auf die Anfchaffung 
und die Anfertigung von Werkzeugen zum Behufe der Begehung von M. aus. 

Gſgb.: Nd. Strafgef. 88. 145—50. Preußen 121—24, 243 s. 2 u. 3. Sachſen 
320 — 29. Baiern 169 — 71, 173 — 15, 85 — 91. Defterreih 105— 21. Defterr. Entw. 
159-656. Würtemberg 206—18. Baden 435. 509—32. Heffen 204—222. Braun: 
ſchweig 126—30. Belgien 160—78. Frankreich 132 — 41. Mertel 

ertiel. 


Murner, Thomas, geb. 1475 zu Straßburg, trat in den Barfüßerorben, 
ftudirte in Freiburg, wurde 1506 Dr, thcol., trug 1518 Inſtitutionen in Trier vor, 
Tpater in Baſel, las auch in Straßburg, farb zwifchen 1531 und 1537, 

Schriften: Chartiludium Institutionum, Argent. 1518. — Uftriusque juris tituli et 
regulae, Basil. 1518. — Inftitutionen, verbeutfcht, en 1519, 1520. 

Lit.: Stobbe, 11 1665. — v. Stinking, Geſch. der pop. Lit. des röm.-can. R. in 
Deutſchland, Leipy. 1867, ©. 59. 462 - 470. — Waldau, Nacridten von Murner's Leben 
und Schriften, Nürnb., 1775 (in Scheible, Das Klofter, IV. Abth. 2. S. 5:16. — Louis 
Spach, Ucuvres choisies, 1866, t. 2. serie 2. p. 100 — 128. — Gervinus, Gef. ker 
deutſchen Dichtung, 4. Aufl. III. ©. 313.. Zeihmann. 

Muptheil ift ein im Gebiet des fühl. R. zur Ausbildung und Geltung gelangte 
Rechtsinſtitut, welches dein ehelichen Güterrecht angehört. Es wird darunter verftanden 
die der hinterbliebenen Ehefrau gebührende, zu ihrer Verforgung beftunmte Hälfte ver 
ESpeiſevorräthe, einſchließlich des Maſtpiehs, (ſog. Hofipeife) welde fih auf ſämmtlichen 
Gütern des Ehemanns (Lehn- wie Allodialgütern und ſelbſt den gepachteten) bei deſſen 
Tode vorfinden und am dreißigſten Tage nach demſelben noch vorhanden ſind. Doch 
kann der Anſpruch erſt nach Tilgung der Schulden des Mannes geltend gemacht werden; 
auch war derſelbe nach den Quellen des älteren Magdeburger R. nur ſoweit begründet. 
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als die Vorräthe fir den Bedarf eines Jahres bemeffen waren. Im neueren ſächſ. N. 
ift Das M. lediglich als ein Vorrecht der adeligen Wittwe befannt, und auch in biefer 
Bedeutung iſt ed im Königreich Sachſen durch das Mandat vom 31. Januar 1829 
($. 99 f.) befeitigt worden. 

Lit.: Sydow, Darftell. bes Erbrechts nach den Grundf. des Sachſenſp. (Berl. 1828) 


S. 260f. Sachſe, Handb. des großherz. Sähf. Priv. R. (Weimar 1824) 8.539. Haubold, 
Lebrb. des Linigl. Sächſ. Priv.R. (3. Ausg. 1847 f.), II. 8$. 405. 407. 


Lewis. 


erſchutz. Muſter find Formen, welche entweder auf einer Waare als Zeich⸗ 
nung, oder in der Geſtalt der Waare ſelbſt reproducirt werden. Man unterſcheidet danach 
Zeichenmuſter, wie ſolche bei der Weberei, Druckerei, Porzellanmanufactur, Tapeten⸗ 
fabrikation, und Modellmuſter, wie ſolche bei Thon-⸗, Glas⸗, Gold- und Silberwaaren 
in Betracht kommen. Bon dem Geſichtspunkte ausgehend, daß die Anſchaffung von Original⸗ 
zeichnungen und Originalmodellen Auslagen verurſacht, und daß derartige Auslagen im 
Intereſſe der Induſtrie durch eine geſetzliche Priorität bei der Anwendung der Muſter er⸗ 
ſetzt werden müſſen, haben manche Geſetzgebungen während einer beſtimmten Friſt jede 
mechaniſche Reproduction dem Urheber ausſchließlich reſervirt. Ein ſolcher Schutz findet 
ſich insbeſondere ſchon ſeit Ende des vorigen Jahrhunderts in England und Frankreich, 
und iſt in England durch die neuere Geſetzgebung, in Frankreich durch die Praxis den 
Bedürfniſſen entſprechend fortgebildet; er iſt neuerdings aber auch in andern Staaten, 
namentlich in Nordamerika (1841. 1861), in Oeſterveich (1858) und in Rußland (1864) 
eingeführt. Dieſe Geſetzgebungen weichen jedoch ſowohl ın Bezug auf den Umfang bes 
Schutzes, nach Gegenftand und Dauer, als auch in Bezug auf das Berfahren zur Er- 
langung deflelben, und in Bezug auf die ftrafrechtliche Verfolgung der Eingriffe in das 
Schutzrecht ſehr mejentlih von einander ab. Dagegen bat der M. in Deutichland, mit 
Ausnabıne der Aheinprovinz, wo die franzöftihe Geſetzgebung gilt, nirgends Eingang ge- 
funden. Auch haben fi im Jahre 1854 die preußifchen Bezirköregierungen und Handeld- 
fammern in überwiegender Mehrzahl, im Jahre 1858 ſämmtliche Zollvereinsregierungen 
mit Ausnahme von Baiern, Sachſen und Baden gegen die Einführung des M. erklärt. 
Und in der That wird man anerkennen müſſen, daß einerſeits die Durchführung des M., 
wie fich aus den Erfahrungen der betreffenden Länder ergibt, ganz außerordentliche Schwies 
rigteiten bietet, während andererſeits bei dem fehnellen Wechjel ver Mode in der thatfüch- 
Then Priorität meift ein voller Lohn Tiegt. 
Lit.: Had, Die Aufaaben des Staats in Bezug auf das gewerbliche Leben, Ztfchr. für 
die gef. Staatswiſſenſch., 1367, S. 93 fi. Schäffle, Die ausſchließenden Verhältniſſe mit be= 
jonderer Rückſicht auf Literarifch-artiftifches Autorrecht, Patent-, Mufter- u. Warkenſchutz, a. a. O., 


©. 467. Kloftermann, Die Patentgefeßgebung aller Länder nebft den Geſetzen Über Mufter- 
ſchutz und Waarenbezeihnungen, Berlin 1869, ©. 351 ff. Ernft Meier. 


Muthung heißt das Geſuch um Verleihung des Bergwerkseigenthums in einem 
gewifien Felde. Echriftlih oder zu Protocol bei der Yergbaubehörde angebracht muß 
daſſelbe den Muther, das Mineral, den Yundpunft, den dem Bergwerk zu verleihenven 
Namen enthalten. Es wird ungültig, wenn nit 6 Wochen nach der Einreihung Lage 
und Größe des begehrten Feldes nebft Situationsriß nadhgebracht werden. Die M. bes 
grimdet ein dingliches — gegen Dritie verfolgbaresg — Recht an dem gemutbeten Berg- 
werf, allein daſſelbe ift vejolutio bedingt durch die Verpflichtung, Die Verleihung ded Berg- 
werfs-Eigenthum® von der Bergbehörde zu erlangen, melde biezu im Rechtswege nicht 
angehalten werben kann. Der Erwerb der Verleihung ift an beftimmte Friften, Formen 
und Vorausfegungen gebunden. Der Mutbzettel gebührt denjenigen Finder — Doch 
nicht dein Localbergbeamten —, welcher das Alter im Felde für ſich hat. Findet dort 
die Bergbehörde das angezeigte Mineral nicht, oder ftehen Dritten beflere Rechte auf den 
dund zu, fo ift die De. eine blinde, eine rechtlich wirkungsloſe. Dagegen bildet die giil- 
tige, gehörig verfolgte M. die Grundlage für das, durch die Verleihungsurkunde zu bes 
gründende Bergwerks-Eigenthum und deſſen Eintragung in die Bergbücher. 
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Gſgb.: Preuß. Berggef. vom 24. Juni 1865 88. 12 f., 195 (Comm. von Hahn, Klo— 
ftermann). Oeſterr. Berggef. vom 23. Mai 1854 (Schürfen umfaßt Mutben) 8.13. f. „Schuri⸗ 
gebiet‘‘, „Freiſchurf“, „Srubenmaaß” (Commentar von Ranger, 1857). 
Schaper. 

Muthung bei Lehen. Tritt ein Lehnbruchsfall ein — Veränderung in ber 
Berjon des Herm oder des Vaſallen: Thronfall, Lehenfall —, jo ift der befikende Vaſall 
oder derjenige, weldyer in den Beſitz des Lehns treten will, verpflichtet die Lebnserneuerung 
nachzufuchen: das Lehen zu finnen oder zu muthen. Die Frift dazu war nach der Prarie 
des Reichslehnshofes: Jahr und Tag, nad ſächſ. R.: 1 Jahr 6 Woden 3 Tage, nach 
Iangob. Lehnrecht: Jahr und Tag (— an einer Stelle jedoch ultra annum et mensem —), 
worunter wohl ebenfalls die Friſt von einem Jahr 6 Wochen und 3 Tagen zu verftehen 
it; nach Mecklenb. Lehnrecht wird die Bezeichnung: Jahr und Tag wörtlich genommen; 
nah A. ER. I. 18. 8. 121 beträgt die Frift ein Jahr und 30 Tage; die Frift beginnt 
der richtigen, auch A. L. R. a. a. DO. 8. 122 angenommenen, Anficht nach vom Tage ver 
erlangten Wiſſenſchaft. Ueber Form und Begründung des Muthungsgeſuchs enthalten die 
Particularrechte ausführliche Beitunmungen. Aus erheblichen Urjachen kann der zur M. 
Berpflichtete Verlängerung der Frift (Lehnsindult) nachſuchen. Verſäumniß der Frift bat 
gemeinrechtlich den Berluft des Lehns zur Folge, e8 wäre denn, daß unabwersbare Binder: 
nifje den Bafallen entichuldigten. “Die deutichen Particularrechte betrachten aber vielfach 
nur die dolofe Verſäumung der Lehnserneuerung als einen mit dem Berlufte des Lehns 
zu ſtrafenden Lehnsfehler und ahnden die fahrläffige Verſäumniß nur mit Geldbuße ſo 
3. B. in Medlenburg und nah A. L.R. SS. 147, 51, 57, 556); diefelbe Unterſcheidung 
ſoll nach der Anſicht vieler Schriftfteller auch gemeinrechtlich auf Grund dentichen Gewobn⸗ 
heitörecht8 zu machen fein. Zahlreiche Hierbei fonft in Betracht kommende Rechtsfragen 
und Gontroverjen — 3. B. müſſen auch Euccefjionsberechtigte und Gefammtbelehnte die 
M. nachſuchen? bei wen iſt das Geſuch zu ftellen, wenn mehrere Lehnsherrn vorhanden: 
oder die Lehnsherrlichkeit ftreitig ift? Erneuerung der Friſt, M. für Ummündige und 
Minderjährige, Muthichein, Pflichten des Lehnsherrn nad erfolgter M., u. |. w. u. ſ. w. 
— können bier leider nicht erörtert werben. 


Lit.: Homeyer Syftem 8. 47. Weber IV. 8. 183 — 94. Pfeiffer im Rechtslex. 
VI. ©. 446—54. Mayr 58. 106-11. Pätz 88. 51-88. Gerber 8. 122. Befeler 
$. 110. Zachariä: Sächſ. Lehnrecht S. 161 fg. Roth: Medlenb. tehnent BT. 

’ ranklin. 


Muttergut (bona materna), zuerſt als Theil der bona adventicia betrachtet, 
find alle von der Mutter oder der Mutterſeite (bona materni generis) ber erworbenen 
Gegenftände, deren Eigenthum dem Hausjohne, deren Genußrecht aber dem Vater zuiteht, 
fo daß Leßterer zu einer Cautionsleiftung, Rechnungslegung und Inventartfirung (nad 
Puchta, Sintenid, Arndts wenigſtens während betehender väterlicher Gewalt) nicht 
verbunden ift und zur Einholung der Zuſtimmung des Kindes mur dann verpflichtet er: 
icheint, wenn e8 ſich um einen den adventicifhen Erwerb oder deſſen etwaige Schulden 
betreffenden Proceß handelt, falls das Kind anweſend und pubes ift. BVerfügungen über 
die Subſtanz dieſes Vermögens ohne Zuftunmung des Kindes können nad) Beendigung 
der väterlichen Gewalt als nichtig angefochten werden, zumal hier eine Verjährung nicht 
gelaufen, außer bei Sachen, die dem fchnellen Verderb ausgefegt oder zur Abtragung von 
Schulden beftimmt find, wenn dies nicht etwa periodiſch wiederkehrende find, die der Pater 
aus jenen Einkünften beftreiten muß. Das Kind kann ohne den Vater unter Lebenden 
über jene Güter nicht verfügen, noch auch mit deſſen Genehmigung von Todes wegen. 

Die erbrechtlihe Seite anlangend, jo erlangten durch das S. C. Orphitianum 
unter Mareus und Commodus die Kinder ein Crbret in das Vermögen der Mutter, 
Die nit in mann war. Nach einem Geſetz von Valentinian II. und Theodos erhielten 
fie einen Antheil an der Erbportion, die ihre Mutter von ihren Afcendenten erbte, näm⸗ 
Lich * gegen Kinder mütterlicher Aſcendenten, 3, gegen Agnaten, nach Juſtinian endlich 
das Ganze. 
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Eine Erwähnung der Trennung zwifchen bona paterna und materna fand bis auf 
Die neuere Zeit flatt, wenn es fih um das Erbrecht balbbürtiger consanguinei und 
uterini handelt. Beerben diefe nämlich ihren Bruder oder ihre Schwefter, jo meinte 
man, daß noch nad dem Inteſtaterbrecht der Nov. 118 jene das Vater⸗, viele das 
Meuttergut vorweg nehmen. Schon Francke und Guyet haben diefe Auffaffung als 
unrichtig dargeftellt, wenn fie vielleicht auch in der Begründung ihrer Anficht fehlten. 
Dagegen iſt nach deutichen Particularrechten ein ſolches Fallrecht anzuerkennen, demzufolge 
consanguinei das Vater-, uterini aber das Mutteraut erbten. Auch eine Anmendung 
dahin findet fih vor, daß bei kinderloſem Ableben von Eheleuten ein jus recadentiae 
eintrat, demgemäß Das Vermögen in die Linien, aus denen es berftammt, zurädgeht 
(paterna paternis, materna maternis),, Das A. L.R. kennt feinerlei derartige Beſtim⸗ 
mung. Der C. eiv. kennt ein Rüdfallörecht, als Ausnahme ſeines Satzes ın a. 732: 
la loi ne considere ni la nature ni l’origine des biens pour en rögler la succes- 
sion, in a. 747 betreffd der Aicendenten, die diejenigen Güter, welche fie ihren erblos 
geftorbenen Defcendenten geſchenkt haben, von Dielen zurüderben; in a. 351 betreffö der 
Adoptiveltern und ihrer ehelichen Deſcendenz, welche die ven erblos geftorbenen Adoptiv⸗ 
kindern geſchenkten Sachen wiedererben; in a. 766 endlich betreffs der ehelichen Geſchwiſter 
eines ohne Hinterlaffung von Deſcendenten oder der unehelichen Eltern verftorbenen Kin— 
des, die alle Güter erben, welche das uneheliche Kind unentgeltlich von feinen natürlichen 
Eltern erhalten bat. 

Quellen: C. 6. 60 de bonis maternis et materni generis. — 6. 61 de bonis quae 
liberis in potest. patris constitutis ex matrimonio vel alias adquiruntur et eorum ad 
ministratione. — Schwabenſp. c. 285 $. 16. — Verm. Sadjenfp. 1, 8,5. — Kaiferredt 2, 95. 

Lit.: Ztſchr. für Eiv.R. u. Pre. VII — Francke, Beiträge, 1828.— Guyet, Abhandl. 
aus dem Gebiete bes Eiv.R., Heidelb. 1829. — Arc. für civ. Praris, Bd. 50, ©. 137—148. - 
Schletter's Jahrbb. der deutihen Rechtswiſſenſch., 1863, S. 12, Nr. 29. — v. Sybomw, 
Darft. d. Erbrechts d. Sachfenfp., Berl. 1828, ©. 146, Note 449a. — Witte, Das preuf. 
Snteftaterbrecht, Leipg. 1838, ©. 641. — Befeler, Deutſches Priv R., 2. Aufl. ©. 636. — - 
Stabel, Inftitutionen bes franz. Civ. R. Mannh. 1876, ©. 182 — 184 ($. 80). 

Teihmann. 

Muyart de Bouglans, geb. 1713 zu Morance, wurde Mitglien des Raths 
im Barlament „Maupeou“, ftarb 1791. 

Er ſchrieb: Institutes au droit eriminel, 1757. Lois criminelles de la France, 1780. 

&it.: Bouillet, Dict. universel d’hist. et de geogr., Par. 1869 21iöme dd. 

Teihmann. 

Myufinger von Srunded, Joachim, geb. 1517 zu Stuttgart, wurde 1535 
Prof. zu Freiburg, 1548 Beifiger des Kammergerichts, 1556 braunfchweigifcher Kanzler, 
ftarb 1588, 

Schriften: Singularium observationum judicii imperialis camerae centuriae IV, 
Basil. 1563, ed. secunda 1570; V. cent. 1576; VI.cent. 15984; Helmst. 1591; Col. 1609; 


Viteb. 1615. — Responsa Basil. 1576. 1580. Francof. 1601. 1613. — Er evirte des Zaſius 
Birke. 


Lit.: Stobbe, II. ©. 90 Note 17, 93. 141 Note 94. — Schulze, Eint. in d. beutfche 
Staatsredht, Leipz. 1867, ©. 52. — Jugler, Beiträge, II. S, 1 fi — Schreiber, Joach. 
M v. Frunded. Freib. 1834. Zeihmann. 


N. 


Nachbarloſung, Fürmnoſſenrecht (retractus ex jure vicinatus) iſt dasjenige 
Näherrecht, welches dem unmittelbaren Nachbarn oder „Furchgenoſſen“ (ver eine gemein— 
ſchaftliche Grenzfurche mit dem Beier des anſtoßenden Grundftüdes Kat) an ben Nach- 
bargrundftüd zufteht, wenn daſſelbe an einen Dritten verkauft wird. Dieſes Näherrecht 
ift von hohem Alter und hängt wahrſcheinlich mit der alten Feldgemeinſchaft zufammen. 
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Im Falle der Markloſung (vgl. dieſen Art.) gehen auf Grund dieſes Rechts die nächften 
Nachbarn oft den übrigen Genoffen vor. Ueber die Ausübung der R. kommen mannich⸗ 
fache eigenthämliche Beſtimmungen in Gewohnheiten und Gefegen vor. Gleich den mei 
ften „gerslisen Retractrechten iſt auch die N. in neuerer Zeit vielfad aufgehoben 
worben. 


Duellen: Dorf- u. Markweisth., Stadtrechte u. Landrechte; Hadeler Landrecht II. Zit.11; 
Kehbinger Landreht Fit. 21 8. 1; Bayreuther Landesconft. Tit. 6. 8. 6; Hohenloher Landredit 
Th. IU. Zit. 5. 8. 13; Preuß. ER. Th. I. Zit. 20. 86. 650 — 657. 

Lit.: Proſch, Das Recht der Nachbarn, 8. 6. — Nähere Nachweife bei Befeler, Dent- 
ſches Priv. R. $. 124 Note 14. D. Öierte 

Nacheile (sequela judicialis) ift die zum Zweck ber Ergreifung eines flüchtigen 
Beichuldigten vom Richter verfügte Verfolgung durch Gerichtöbeamte oder dritte Perſonen: 
der moderne Anklageproceß räumt fie aud der Etaatdanwaltichaft und den Bolizei- 
behörden ein und die badiſche Str. Pre. Ordn. nennt die bei frifcher That eintretende Ber- 
folgung, die Private aus eigenem Antriebe unternehmen, ebenfalls N. — Die R. wird 
gewöhnlich auf Die altdeutſche Gerichtöfolge zurüdgeführt, ihre heutige Geftaltung gehört 
indeß dem Imquifitionsproceffe an. Da fie eine Mafregel zur Ergreifung des Be 
ſchuldigten iſt, fo {ft fie natürlich au an deren Vorausſetzungen, aljo im Anklageprocek 
an die der vorläufigen Seftnahme bzw. der Verhaftung gebunden. Ins Ausland ift die 
N. nicht geftattet, wenn fie nicht durch beſondere Gartellverträge zugelafien if. Im Im: 
lande, und als folches gelten feit dem Bundesgeſ. v. 21. Juni 1869 alle Staaten bed 
Nd. Bundes, ift die Ergreifung in jedem Gerichtsbezirke geftattet; nach preuß. R. Tann 
der Ergriffene feine Vorführung vor den Staatsanwalt des Bezirks der Ergreifung for: 
dern, der ihn entlaffen darf, nad) Bundesrecht muß bei Ergreifung in einem anderen 
Bundesſtaate die Ablieferung an das dortige competente Gericht gefchehen, welches dann 
nach den Grundſätzen über Auslieferung weiter verfügt. 

Lit. u. Quellen: Bauer, Lehrb. 8. 77.— Löwe, Breuf. Str.Pre. 5.194. — Preuf. 
Crim.O. $. 237. Gef. v. 12. Febr. 1850 $. 4. Str. Pre O. 1867 88. 72. 133. 135. — Rt. 
Gef. v. 21. Juni 1869 8.30. — Sächſ. Str. Pre.O. 9.143. — Bad. Str. Pr.O. $8.50. 16V. 

K. Wieding. 

Nachhude iſt diejenige Weidegerechtigfeit auf freindem Grund und Boben, welche 
im Herbft ausgeübt wird. Wie alle Servituten, fo ſoll auch die Wervegerechtigfeit pfleg: 
lich ausgeübt werden, d. h. fo, daß dadurch die der Beichaffenheit des Grundſtücks ent: 
ſprechende Bewirtbfchaftung von Seiten des Eigenthümers möglichſt wenig beeinträchtigt 
wird. Dies ift der Grund, weshalb auf Aedern und Wieſen die Weidegeredhtigfeit nicht 
während der zum Fruchterwerb oder Heuerwerb beſtimmten (der fog. gelchloffenen) Zeit 
ausgelibt werden darf (Preuß. A. LER. TH. I. Tit. 22. 8. 107 f. Oefterr. GB. 8. 501, 
fondern nur außerhalb diefer Zeit, während der fog. offenen Zeit. Für die Dauer Der 
geichloffenen Zeit ift der Ortögebraucdh maßgebend (fo auch nah Preug TR. a. ca. O. 
8. 110 und Oeſterr. G.B. 8. 501... Im Ermangelung eines folchen entſcheidet fach⸗ 
verftändiges Gutachten. Je nachdem e8 fi nun um die Ausübung der Weidegerechtig- 
feit vor oder nach der gefchloffenen Zeit handelt, unterfcheidet man Vorhude und Nachhuve 
Uebrigens ift der, welchem eine Weidegerechtigkeit auf einem Gut zufteht, noch nicht zur 
N. auf allen hierzu gehörigen Grundftüden berechtigt. So nimmt das Preuß. A. ER. 
(a. a. O. 8. 112) „naſſe durchbrüchige Wieſen“ davon aus. 

Lit: Hagemann, Handb. des Landwirthſchaftsrechts (Hann. 1607) 88. 132. 294 f. 
Bülow u. Hagemann, Prakt. Erört. III. Nr. 28. Lewis. 

Nachſteuer, Abzugsgelo, Gabella emigrationis, ift eine Abgabe, welde ber 
Staat, die Geineinde oder ein Grundherr von den Auswandernben erhebt. Während 
die Entftehung diefer Auflage aus vogteilichen Verhältniſſen zu erflären fein dürfte, ift fie 
in den meiften Staaten Deutſchlands bis in unfer Jahrhundert aus dem imrigen Ge— 
ſichtspunkte erhoben worden, daß es tm Intereſſe des Staates Tiege, die Auswanderung 
möglichft zu beichränfen und won der Zurädlaffung einer Vermögensquote abhängig zu 
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machen. Die Höhe des Betrags war durch locales Herkommen beſtimmt und wechfelte 
zwiſchen dem zwangigften und dem dritten Theile des Vermögens. Ausdrücklich aner- 
fannt wurde das Recht der N. durh RA. von 1555, 8. 24. und von 1594, 8. 82, 
84. Im Preuß. UR. bat vieſer Gegenftand noch eine eingehende Regelung erfahren ; 
doch Bat ſich allmälıg die Ueberzeugung Bahn gebrochen, daß die N. keinerlei Rechts— 
grund für fi) Habe, fondern eine verwerfliche Beſchränkung der Auswanderungsfreiheit 
fl. Dich 9. 18 der YBundesacte und durch Bundesbefhluß vom 17. Januar 1817 
wurde fie fir die deutfchen Bundesſtaaten aufgehoben, ſofern durch die Auswan⸗ 
derung das Vermögen in einen anderen Bunbesftaat übergeht. In dieſe Aufhebung ift 
zugleich auch das den Privaten und Corporationen zuftehende Recht zur Erhebung der 
N. inbegriffen. Nichtdeutſchen Staaten gegenüber ift fie faft durchweg durch befondere 
Berträge befeitigt. Eimer unbedingten Aufhebung des veralteten Inftitutes fteht nur noch 
die Geltendmachung defjelben im Wege der Netorfion entgegen, nämlich jenen Staaten 
gegenüber, die, ihrerſeits von dem in einen deutihen Staat auswandernden Angehörigen 
die N. erheben. 

Lit. n. Sfgb.: F. I. Bodmann, Pragmat. Gefh., Grund und inneres Kerritorial- 
verbältniß bes Abzugs- und Nachfteuerrehts, 1791. Dittermaier, Grundſätze, 8. 111. 
Bözl in Bluntfhli’s Staatswörterbuch I, 581. Preuß. L.R. Th. II. Tit. 17. Abſchn. 2. 
Weitere Lit. bei Mittermaier |. c. 316, Rote I. Heinrih Brunner. 

Nadelgelder, auch Spiel- oder Spillgelder find ihrem urſprünglichen Sinne nad) 
Gaben an baarem Gelde, welche der Ehemann während der Ehe feiner Gemahlin zu 
freier Dispofition übergibt. Ihre Beſtimmung ift regelmäßig nicht, in die Verwaltung 
des Hausweſens verwendet zu werben ; fie dienen vielmehr zu der Beſchaffung von Ge— 
genftänden, welche, mie Luxusſachen, Putz u. dergl., ausfchlieglich zum Gebrauch, Vortheil 
oder Bergnügen der Ehegattin beftimmt find. Ihr jährlicher Betrag wird in den Ehe— 
verträgen des hohen Adeld und der regierenden Familien regelmäßig genau beftimmt. In 
den jouveränen Häufern wird ihre Zahlung aus der Civilliſte des Souveräns bzw. aus 
den Apanagen der Prinzen geleiftet. Ihre Verwendung von Seiten der Ehefrau iſt regel- 
mäßig eine nur durch ihre Zweckbeſtimmung befchräntte, 

In den Hausgefegen einzelner regierender deutlicher Bamilien haben aber die N. 
noch eine andere Bedeutung erhalten: hier wird unter ihnen nämlich nicht eine der Ehe⸗ 
frau von ihrem Gemahl zu freier Dispofition überlaffene Geldſumme, jondern diejenige 
meift verhältmißgmäßig geringe Rente verftanden, welche vom Staate oder auch aus dem 
Sausvermögen an ſolche volljährige unverheirathete Prinzeſſinnen bes regierenden Haufes, 
deren Eltern noch am Yeben find, oder wohl auch nur an die volljährigen, ledigen Töch— 
ter des Souveränd und des Fronprinzen grand wird. Mit der Bermählung der Prin- 
zeſſin Hört die Zahlung diefer N. auf. Sterben die Eltern einer volljährigen Prinzeffin 
oder erreicht diefe nach dem Tode ihrer Eltern die Volljährigkeit, fo tritt an die Stelle 
der N. eine wirkliche Apanage. Das Gleiche geichieht, wenn die Prinzeffin einen jelb- 
jtändigen Haushalt errichtet, was nach den verfchtedenen Haußgefegen entweder allen Prin— 
zeilinnen oder nur den Töchtern des Souveränd und des Kronprinzen nad, Erreichung Der 
Volljährigkeit oder eines noch höheren Alters (in Baiern 25 Jahre) geftattet merben 
muß. Die Größe der N. fteigt hin umd wieder, wenn nur die Mutter der betreffenden 
Pringeffin noch am Leben if. Der Beichlagnahme von Seiten etwaiger Gläubiger find 
I N. in gleicher Weile wie die Apanagen nur bis zu der Höhe eines Drittels aus- 
gelebt. 

Mebrigens ift der Ausdruck „Nadelgelder“ in dem zulest dargeftellten Sinne nicht 
häufig: die meiften Hausgeſetze geben der Gelbunterftügung, welche der Staat oder das 
Haus den volljährigen, aber unvermählten und nicht apanagirten Prinzelfinnen gewährt, 
den Namen „Deputat“ oder Iprechen einfach von einer der Prinzeifin zu ihrem „Unter= 
halt” zu gewährenden Rente. 


Duellen: Altenburg, Srmbgef. 8. 23. Alin. 2. $. 32. Coburg- Gotha, Bertrag über 
die Verwaltung und Nutzung bes Domänengutes im Herzogth. Gotha v. 1. März 1855 $. 5. 
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Baden, Apanagegeſ. v. 21. Juli 1839 88. 6. 11. 14. 15. Baiern, Familienſtatut v. 5. Aug. 
1819, Tit. VI. 88. 8. 9. 10. Hannover, Hausgeſ. v. 19. Nov. 1836, Kap. 10. $8.15—19. 28. 


Lit.: Gengler, Lehrb. des deutſchen Priv R., 2. Th. Erl. 1962, ©. 1162. Kohler, 
Handb. des deutichen Privatfürftenrehts, Sulzbach 1332, ©. 185. 
5. Brockhau s. 


Näherrecht (Retract-, Zug-, Einſtandsrecht, Loſung) iſt das einer Perſon (dem 
Nähergelter) zuſtehende Recht, in das über ein Grundſtück vom Eigenthümer mit einem 
Dritten abgeſchloſſene Kaufgeſchäft einzutreten und nach geſchehener Uebergabe des Grund- 
ſtücks dieſes aus der Hand des Erwerbers und jedes ſpäteren Beſitzers gegen Erſatz des Kauf⸗ 
preiſes an ſich zu ziehen. Das N. macht ſich geltend bei allen Arten von Kaufgeſchäften, 
ſowie bei den dieſen gleichſtehenden Contracten, ſo namentlich auch bei der öffentlichen 
Verſteigerung und bei dein ſog. Mengekauf (wobei das Geſchaͤft mehrere Gegenſtände zum: 
faßt, welche nicht alle dem Retract unterliegen), obwohl particularrechtlich zuweilen das 
Gegentheil beſtimmt iſt; ebenſo bei der Hingabe an Zahungoſtat Dagegen iſt der Re— 
tract unſtatthaft nicht nur bei der Schenkung, ſondern auch beim Tauſchgeſchäft. Die Be— 
dingungen find für den Nähergelter dieſelben, wie für den urſprünglichen Käufer. Einer: 
feit8 braucht er keinen höheren Kaufpreis zu zahlen, als diefer, jelbft wenn aus perjön- 
lichen Gründen (wie beim Freundichaftstauf) ein hinter dem wahren Werth des Guts 
zurüdbleibender Preis vereinbart wäre, andererſeits würde der Näbergelter fein Recht nicht 
geltend machen können, wenn der urfprünglide Käufer außer der Zahlung des Kaufpreiſes 
noch andere Leiftungen übernommen hätte, die jener nicht erfüllen, könnte, wie 3. B. die 
perjönliche Pflege des Verkäufers. Auch muß der Nähergelter zur fofortigen Zahlung 
oder Depofition des Kaufpreiſes bereit fen. Das N. kann nur von dem Bereditigten 
jelbft zu feinen eigenen Gunften ausgelibt werden. Es ift weder durch Ceſſion übertrag- 
bar, noch geht e8 auf die Erben über. Vorausfegung für die Ausübung des N. iſt em 
abgeichloffenes Kaufgeſchäft; es ift aber nicht erforderlich, daß der Beſitz der verfauften 
Sache bereit8 auf den Käufer übertragen if. Durch Yurüdtreten der Contrabenten von 
dem Gefchäft wird der Nähergelter ausgeſchloſſen, wenn nicht jenes felbft dolose, mit Riid- 
fiht auf die Geltendmachung des Retracts geichehen ift. Fordert der Nähergelter Das 
Gut von einem fpäteren Erwerber, fo hat er nur dasjenige dieſem zu erjegen, was ver 
erfte Käufer gezahlt hat, auch ift e8 nicht nothwendig, daß dieſer ſpätere Beſitzer das Grundftüd 
durch ein Kaufgejchäft erworben bat. Der Beſitzer hat mit dem Grundſtück auch Die fte- 
henden Früchte — jedoch nur gegen Exrftattung der Culturkoſten — herauszugeben, ob er 
auch zum Erſatz ber bereit8 gezogenen und der vernachläſſigten werpflichtet ifl, hängt da⸗ 
von ab, ob er ſich im Verzuge befand. Im Verzug wird er aber nicht ſchon verjegt durch 
bie Willenserflärung des Nähergelters, fein Retractrecht geltend zu machen, fondem erſt 
dur das Anbieten des Kaufpreifes. Auch ift der Beliger zum Erfag der Deterioratio- 
nen nur unter der Bedingung verpflichtet, daß er fi) im böſen Glauben befand. Ebenfo 
hängt es von feiner bona oder mala fides ab, inwiefern er den Erfaß ver auf Das 
Gut gemachten Verwendungen fordern fann. Die Netractklage ift eine dingliche Klage, 
dafür entſcheidet ſich die Mehrzahl der Schriftfteller. Einige halten fie für eine actio 
in rem scripta Das Retractrecht wird, wenn dem Nähergelter da8 Gut zum Vorkauf 
angeboten ift, ausgefchloffen durch den Ablauf von Jahr und Tag (1 Jahr 6 Wochen 
3 Tage); Doch haben Particularrechte die Frift häufig herabgeſetzt (3. B. Preuß. A.L. R. 
Th. 1. Tit 20 8. 610). Hat ein Angebot nicht ftattgefunden, fo greift die gewöhnliche 
dreißigiährige Klagenverjährung Play. Wer zum Retract berechtigt, richtet ſich nad den 
verjchtedenen Arten des N. Man unterſcheidet namentlich die Erblofung, die Markloſung, 
die Nachbarlofung, das Gefpilveredht, den Retract auf Grund des Meiteigenthums, den 
gutöherrlichen Netract und den Lehnsretract. Machen mehrere Nähergelter zugleich ihr 
Recht geltend, jo geht, wenn fie ſich auf diefelbe Räherrechtsart ftüsen, bei der Erb: 
Iofung der nähere Verwandte dem entfernteren vor, bei den anderen Arten entjcheidet Die 
Prävention und zulegt das Loos. Ebenſo verhält e8 ſich, wenn mehrere verſchiedenar— 
tige N. collidiren. Bon den ſämmtlichen Arten des N. gehört der Lehnsretract allein dem 





Naturaliſation. 153 


gem. R. an; die übrigen haben particularrechtliche Bedeutung und kommen heutzutage 
nur noch jehr ſelten vor. 

Lit.: Wald, Das Näherrecht, 3. Aufl. Jena 1795. Renaud in ber Ztſchr. f. beutfches 
RR. VIII. ©. 241 fi. Lewis. 

NMaturaliſation. Die Frage, wie das preußiſche Indigenat erworben werde, und 
welche Perſonen als preußiſche Unterthanen anzuſehen ſeien, hatte im A. L.R. feine zu— 
reichende Antwort gefunden, und war auch noch beinahe ein halbes Jahrhundert ſpäter 
nicht beſtimmt entſchieden; im Allgemeinen wurde jedoch angenommen, daß ſchon der 
Wohnſitz innerhalb der preußiſchen Staaten die Eigenſchaft als Preuße begründe, be— 
ſondere Uebereinkünfte mit den meiſten deutſchen Regierungen ergänzten den ſchwankenden 
Begriff der Staatsangehörigkeit. 

Erſt das Geſetz vom 31. December 1842 über die Erwerbung und den Verluſt der 
Eigenſchaft als preußiſcher Unterthan, welches mit den beiden anderen Geſetzen von dem— 
ſelben Tage über die Aufnahme neu anziehender Perſonen und über die Armenpflege ein 
zuſammenhängendes Syſtem bildet (vgl. den Art. Freizügigkeit), hat einen feſten Rechts- 
zuftand begründet. Die Eigenfchaft als Preuße entfteht Danach durch Abſtammung, durch 
Legitimation, durch Verheirathung und durch Verleihung ; dagegen hat der Wohnfit inner: 
halb des preußiſchen Staats fir ſich allein dieſe Wirkung nicht. Die Begründung der 
Eigenſchaft als preußiicher Unterthan durch Verleihung erfolgt mittelft Ausfertigung einer 
Naturaliſationsurkunde, zu deren Ertheilung die Landespolizeibehörben (Provinzialvegierungen) 
‚ermächtigt find. Die N. ſoll jenoh nur ſolchen Ausländern verliehen werden, welche 
nach den Geſetzen ihrer bisherigen Heimath dispoſitionsfähig find, eimen unbeſcholtenen 
Lebenswandel geführt haben, an dem Orte, wo fie ſich nieverlaffen wollen, eine eigne 
Wohnung oder ein Unterkommen finden, und an diefem Orte nach den dafelbft beftehenven 
Verhältniſſen fih und ihre Angehörigen zu ernähren im Stande find, hinſichtlich melcher 
Erforderniffe die Gemeinde desjenigen Orts, wo der Aufzunehmende fich niederlafjen will, 
fomeit es fi dabei um das conımunale Intereffe handelt, mit ihren Einwendungen zu 
hören ıft. Mit dem Zeitpunfte der Aushändigung begründet die Naturaliſationsurkunde 
alle Rechte und Pflichten eines Preußen. Die N. erftvedt ſich zugleih auf die Ehefrau 
und die noch unter väterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder. Die Stelle einer 
förmlihen Naturalifationsurfunde vertritt endlich eine vom Könige oder von einer könig— 
Tihen Central» oder Provinzialbehörde vollzogene oder beftätigte Beftallung für emen in 
den preußiſchen Staatödienft aufgenommenen Ausländer. 

Die Verfaſſungsurkunde enthält Feine Vorichriften iiber die Erwerbung und den Ber: 
luſt des Staatsbürgerrechts, ſondern bemerft nur im Art. 3, daß die Berfaffung und das 
Geſetz beftimmen, unter weldyen Bedingungen die Eigenſchaft eines Preußen und die ftaats- 
bürgerlichen Rechte erworben, ausgeübt und verloren werden. Die Berfaffungscommiljion 
der Nationalverfammlung, von der diefe Faſſung berrührt, hatte übrigens ein beſonderes 
Geſetz über das Staatsbürgerrecht ausgearbeitet, welches gleichzeitig mit der Verfaſſungs— 
urkunde erlaffen werben ſollte. 

Das Gel. vom 31. Dechr. 1842 für den ganzen damaligen Umfang der Monarchie 
eriafien, iſt auch für die Hohenzollernſchen Lande als weſentlicher Beſtandtheil der bort 
eingeführten Verfaſſungsurkunde ohne bejondere Publikation nad) der damaligen Auffaſſung 
der Stantöregierung maßgebend geworden. Diefe Auffaflung ift indefjen ſpäter mit Recht 
aufgegeben und demgemäß das Gefeg vom 31. Dechr. 1842 zwar durch ausdrückliche 
Beſtimmung im Jadegebiete, ſowie in der vormals baterifchen Enclave Kaulsdorf und in 
dem zur vormaligen Yandgrafichaft Heſſen-Homburg gehörig gemelenen Oberamte Meifen= 
beim (Berordnn. vom 20. Aug. 1855, 22. Mai 1867, 20. Sept. 1867), nicht aber 
in den übrigen durch die Gel. vom 20. Sept. und 24. Dechr. 1866 mit der Monarchie 
vereinigten Ländern eingeführt. Es traten daher der altpreußijchen nody acht andere 
Geſetzgebungen über den Erwerb und Berluft des Staatsbürgerrechts (Hannover, Schles: 
wig-Holftein, Kurheſſen, Sroßberzogihum Heſſen, Hellen-Homburg mit Ausnahme von 
Meiſenheim, Naflau, Frankfurt, Baiern mit Ausnahme von Kaulsdorf) hinzu, die zum 
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Theil bis in die Grundlagen von einander abweichen, indem z. B. in Hannover die 
Staatsangehörigkeit als Ausfluß und Zubehör der Gemeindeangehörigkeit betrachtet wurde, 
fo daß für den Erwerb derſelben lediglich die Gemeinde- und Heimathsgeſetzgebung maß- 
gebend war, mit der Einfchräntung, daß die Gemeinden Ausländer mur mit Genehmigung 
der Regierung zu Mitgliedern aufnehmen konnten. Diefe Berfchiedenheiten bezogen ſich 
jedoch fett der Bereinigung jener Länder mit dem preuß. Staate nur auf den Erwerb, 
nicht auch auf die Wirkungen des Indigenats, da die Angehörigen dieſer Yänder durch die 
Einverleibungsgefete, veip. durch Die vollzogene Beſitzergreifung in den preußiihen Staats- 
verband aufgenommen, daher als Ausländer nicht ferner zu behandeln find, und ein 
ſpeciell hannoverſches, kurheſſiſches x. Indigenat ſeitdem nicht mehr möglich war. 

Die ſtaatsrechtliche Einheit der Monarchie machte es aber unerläßlich, gleichmäßige 
Vorſchriften über den Erwerb und Verluſt des preußiſchen Indigenats aufzuſtellen. Eine 
einfache Ausdehnung des Gef. vom 31. Dechr. 1842 auf die neuen Provinzen hatte jedoch 
infofern Bedenken, als manche Vorſchriften veflelben nach Inhalt und Faffung der inzwiſchen 
geänderten fonftigen Geſetzgebung nicht mehr entſprachen, auch während der 25jährigen 
Anwendung fi) einige Unzuträglichkeiten herausgeftellt hatten. Die Staatsregierung legte 
daher in der Sejlion 1868/1869 dem Landtage einen neuen auf deu Grundlagen des 
Geſetzes von 1842 ruhenden Gejegentwurf für den ganzen nunmehrigen Umfang des 
Staats vor. Dieſer Gefegentmurf wurde vom Herrenhaufe ohne wefentlihe Abänderungen 
angenommen; das Abgeordnetenhaus trat zwar in den meiften Punkten den Beſchlüſſen 
des Herrenhaufes ber, beichloß jedoch in dem ganzen Gefeßentwurf das Wort Untertbau 
durch das Wort Preuße zu erlegen. Died wurde vom SHerrenhaufe abgelehnt, und 
wegen diefer Differenz iſt das Geſetz nicht zu Stande gekommen. 

Inzwischen war bereits durch Art. IIL der No. Bundesverfaffung ein gemeinfames 
Bundesindigenat begründet. Daſſelbe erfcheint freilich nicht, wie 3. B. Das Unionsbitrger- 
echt in den Vereinigten Staaten als ein unmittelbare felbftändiges Rechtsverhältniß. 
Die Bundesangehörigkeit hat vielmehr, ähnlich wie das ſchweizeriſche Bürgerrecht das can⸗ 
tonale Indigenat, die Angehörigkeit zu einem beſtimmten Bunvesftaate zur Grundlage und 
Vorausſetzung. Es beſitzt Teinesmegs jeder Norpdeutfche eine Summe politifcher und 
bürgerlicher Befugnifle, Die derfelbe überall im Yundesgebiete geltend machen könnte, ohne 
zu fühlen, daß er fich auf dein Boden eines beftimmten Einzelftaats bewegt, der Art. II. 
läßt vielmehr das Landesindigenat in feinem Inhalte unberührt, und nimmt mur die 
Schranken hinweg, welde innerhalb jedes Einzelftant8 die eignen Angehörigen von ben 
Angehörigen anderer Einzelftaaten trennt. 

An und für fid find daher für die Vorausfegungen unter denen der Erwerb und 
Verluſt der Bundedangehörigkeit ftattfindet, zunächft nur die Indigenatögefege der Einzel- 
ftaaten maßgebend. Die Fortdauer dieſes Zuftandes ift aber wegen der großen Ber- 
ſchiedenheit dieſer Geſetzgebungen unverträglic mit den Intereffen des Bundes. Die Ver⸗ 
fnüpfung der Bundedangehörigfeit mit der Staatsangehörigkeit erheiſcht die Einführung 
üibereinftimmender Normen, nad) denen von allen Bundesftanten die Stantsangebörigkeit 
und folglich aud die Bundesangehörigfeit erworben wird. Auch hat die Bundesverfaffung 
bereitö Fürforge getroffen, indem fie in Art. IV. Nr. 1 die Veftimmungen über Das 
Staatöbürgerreht unter denjenigen Gegenftänden namhaft gemacht hat, welche der Beauf- 
fihtigung und Geſetzgebung ſeitens des Bundes unterliegen. In Folge eines nad) Dem 
Scheitern de8 Preuß. Entw. gefaßten Neichstagsbeichluffes vom 20. Mat 1869, Hat 
daher das Präſidium des Nd. Bundes unterm 14. Febr. 1870 einen vom Bundesrathe 
bejchlofjenen Gefegentwurf dem Reichstage zur Beſchlußnahme vorgelegt, um an die Stelle 
ber verjchtedenen ZTerritorialgefeßgebungen ein einheitliche nationales Recht zu feken. 
Das Reſultat ıft das Gef. vom 1. Juni 1870 über die Ermerbung und den Verluft Der 
Bundes- und Staatsangehörigfeit (Bundesgefeßbl. S. 355 ff.), welches mit den 1. Jan. 
1871 in Kraft tritt. Daffelbe beruht wiederum nad) Form und Inhalt im Wefent- 
lichen auf dem bisherigen preußifchen Gefege; auch find die Aenderungen, welche der Entwurf 
dur den Reichstag erfahren hat, im Ganzen unerheblid). 
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Danach wird die Bımdesangehörigfeit durch die Staatsangehörigfeit in einem Bundes⸗ 
ftaate erworben und verloren. Die Etaatsangehörigkeit in einem Bundesſtaate wird aber 
begründet durch Abftammung, durch Legitimation, durch Verheirathung, und für einen 
Norddeutſchen duch Aufnahme, für einen Ausländer durch N. Die Adoption für ſich 
allein hat diefe Wirkungen nicht; ebenjo wenig der bloße Wohnfitz innerhalb eines Bundes⸗ 
ſtaats. Durch Abflammung, auch wenn die Geburt im Auslande erfolgt, erwerben eheliche 
Kinder eines Norddeutichen die Staatsangehörigkeit des Vaters, uneheliche Kinder einer 
Nordventihen die Staatsangehörigfeit der Mutter. Ducch eine nach den Landesgeſetzen 
gültige Legitimation erwerben uneheliche Kinder die Staatsangehörigkeit des Vaters, ſofern 
diefer ein Norbdeuticher ıft, ohne daß die Mutter die Staatsangehörigkeit des Vaters zu 
befigen braucht. Durch Berheirathung mit einem Norddeutſchen wird für bie Ehefrau 
die Etaatsangehörigkeit des Dlannes begründet. Die Aufnahme und die N. erfolgen durch 
eine von der höhern Verwaltungsbehörde ausgefertigte Urkunde. Die Aufnahmeurfunde 
wird jedem Angehörigen eines andern Bundesſtaats ertheilt, welcher um diefelbe nachfucht 
und nachweiſt, daß er in dem Bunbeöftaate, wo er die Aufnahme nadylucht, ſich nieder- 
gelafien habe, fofern fein Grund vorliegt, welcher nach den 88. 2—5 des Geſetzes iiber 
die Freizügigfeit vom 1. Nov. 1867 die Abwetfung eines neu Anziehenden oder die Ver⸗ 
ſagung der Fortfegung des Aufenthalts rechtfertigt (vgl. den Art. Freizügigkeit). Die 
Naturalifationsurfunde darf Ausländern nur dann ertheilt werden, wein fie nach den 
Geſetzen ihrer bisherigen Heimath dispojitionsfähig find, (e8 fer denn, daß der Mangel 
der Dispofitionsfähigfeit durch die Zuſtimmung des Vaters, des Vormunds oder Curators 
des Aufzunehmenden ergänzt wird) einen unbeicholtenen Lebenswandel geführt haben, an 
dem Orte, wo fie ſich niederlaſſen wollen, .eine eigne Wohnung oder ein Unterfommen 
finden, und an biefem Orte nach den dafelbft beftehenden Verhältniffen fich und ihre An 
gehörigen zu ernähren im Stande find, wober die Gemeinde rejp. der Armenverband mit 
feiner Erklärung über die drei legtermähnten Erforderniffe zu bören if. Der Nachweis 
der erfüllten Deilitärpfliht wird im Falle der Reciprocität vgn Baiern, Würtembergern 
und Badenjern verlangt. Die Stelle der Aufnahme- oder Naturaltfationsurfunde vertritt 
die ſeitens eines Bundesſtaats vollzogene oder beftätigte Beftallung für einen in den un— 
mittelbaren oder mittelbaren Staatsdienft, oder in den Kirchen, Schul= oder Communal⸗ 
dienft aufgenommenen Angehörigen eined andern Bundesſtaats oder Ausländer. Die 
Anftellung eines Ausländers im Bundesdienfte bewirkt für denfelben die Staatsangebörig- 
feit in demjenigen Bundesftaate, in welchem berfelbe feinen dienftlihen Wohnfig hat. Die 
Berleihung der Staatsangehörigfeit erftredt fi regelmäßig auch auf die Ehefrau und die 
noch unter väterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder. Die rechtlichen Wirkungen 
ver betr. Urkunden beginnen mit dem Zeitpunfte der Aushändigung. — Der Verluft der 
Staatsangehörigkeit erfolgt zunächſt durch Entlafjung auf Antrag vermittelft einer von 
der höhern Verwaltungsbehörde des Heimathsſtaats ausgefertigten Entlaffungsurfunde, die 
jedem Staatsangehörigen ertheilt werden muß, welcher nachweiſt, daß er in einem andern 
Bundesſtaate die Staatdangehörigkeit erworben hat, die aber in Ermangelung dieſes Nad)= 
weiſes bet Wehrpflichtigen zwifchen dem wollendeten 17 und dem vollendeten 25 Jahre von 
einem Zeugniß der Kreiserfagcommilfien, daß die Entlaffung nicht blos in der Abficht 
nachgeſucht wird, um fich der ‘Dienftpflicht An ftehenden Heere oder der Flotte zu entziehen, 
bei Militärperfonen des ftehenden Heeres und der Flotte, Officteren des Beurlaubtenftandes 
und Beamten von der vorherigen Dienftentlaffung abhängig ift, den Referve- und Yand- 
wehr-, reſp. Seewehr-Öfficteren, ſowie den nicht al8 Dffictere angeftellten Berfonen, nachdem 
fie zum activen Dienfte einberufen worden find, gar nicht ertheilt werden darf, Außer— 
dem ift denjenigen Norbdeutichen, welhe nad Baiern, Würtemberg, Baden und ben 
bundesfreien Therlen von Helfen auswandern wollen, im Valle der Reciprocttät die Ent— 
laſſung zu verweigern, fo lange fie nicht nachgewieſen haben, daß der betreffende Staat 
fie aufzunehmen bereit iſt. Für die Zeit eines Kriege oder einer Kriegsgefahr bleibt 
endlih dem Bundespräſidium der Erlaß befonderer Anordnungen vorbehalten, um aud) 
aus anderen Gründen die Entlaffung zu verweigern. Mebrigend wird die Entlaffung 


| 156 Rebenabreden. 


unwirkſam, wenn der Entlaffene nicht binnen ſechs Monaten vom Tage der Aushändigung 
der Entlafjungsurfunde an feinen Wohnfig außerhalb des Bundesgebiet3 verlegt oder Die 
Staatsangehörigkeit in einem andern Bundesftaate erwirbt. Der Verluſt der Staatö- 
angebörigfeit erfolgt ferner durdy Ausſpruch der Centralbehörde des Heimathsſtaats, wenn 
entweder ein Norddeutſcher fih im Auslanvde aufhält, und im Yale des Krieges oder 
reſp. einer Kriegsgefahr einer durch das Bundespräſidium für das ganze Bundesgebiet 
angeordneten ausdrüdlichen Aufforderung zur Rückkehr binnen der darın beftunmten Friſt 
feine Folge Teiftet, oder wenn ein Norddeutſcher ohne Erlaubniß feiner Regierung in 
fremde Staatödienfte tritt, und einer ausbrüdlichen Aufforderung zum Austritte binnen 
der barin beftimmten Friſt feine Folge leiſte. Der Berluft der Staatsangehörigfeit erfolgt 
außerdem durch zehnjährigen ununterbrochenen Aufentbalt un Auslande, doc wird Diele 
Frift, wenn der Austretende ſich im Befig eines Reifepapierd oder Heimathſcheins befindet, 
erft von dem Zeitpunkt des Ablaufs diefer Paptere an gerechnet, und durch die Eintragung 
in die Matrikel eines Bundesconfulats bis zur erfolgten Löſchung in der Matrifel unter: 
broden; andererfeit3 kann jedoch für diejenigen Norddeutſchen, welche in einem Staate 
des Auslandes die Staatsangehörigleit erwerben, durch Staatsvertrag die zehnjährtge Friſt 
bis auf eine fünfjührige vermindert werden, ohne Unterfchied, ob fie fih im Befige eines 
Reifepapiers, Heimathſcheins ꝛc. befinden oder nicht (vgl. Bertrag zwilchen dem Nd. Bunde 
und den Bereinigten Staaten vom 22. Febr. 1868; Bundesgeſetzbl. S. 228). Dem 
Berlufte der Staatsangehörigkeit durch Abweſenheit fteht aber ein befonders erleichterter 
MWiedererwerb zur Seite, indem einerjeitS ſolchen Norddeutſchen, welche keine andere 
Staatsangehörigfeit erworben haben, die Staatdangehörtgkeit in dem frühern Heimatbe- 
ftante wieder verliehen werben kann, aud ohne daß fie fih dort niederlaffen, und anderer: 
ſeits ſolchen, die in Das Gebet des Bundes zurüdfehren, die Staatsangehörigkeit durch 
eine nicht zu verweigernde Aufnahmeurfunde in dem Bundesſtaate der Niederlaffung. ertheilt 
werden muß. 

Lit.: v. Rönne, Staatsrecht, Bd. I. Abth. 2. ©. 1 ff., 3. Aufl. 1569. Pözæl, Staate- 
angebörige, Staatsbürger in Bluntſchli Staatswörterbuch, Bd. IX. (1865) S. 649 fi. 
Landgraff, Ueber ein deutſches Bürgerrecht, Leipz. 1867. Landgraff, Das Bunbes- und 


Staatsbürgerreht im Nd. Bunde, Leipz. 1870. Die Reform der preuß. Verfaffung, Leipz. 1870, 
©., 21 ff. Ernft Meier. 


Nebenabreden find formlofe, alfo hauptſächlich mündliche Vereinbarungen, Die 
einem ſchriftlichen oder in eine andere beſtimmte Form gefleiveten Contract zugefügt find. 
Die Trage, welche Kraft denfelben neben emem Vertrage der Ietteren Art beizulegen, iſt 
verichteden zu beantworten, je nachdem die Form des Contracts auf einer Rechtsvorſchrift 
oder anf dem Willen der Contrahenten beruht. Iſt erftered der all, fo ift die Neben: 
beredung, mag jie vor oder bei Abſchluß des Vertrags ftattgefunden haben, wenn fie mit 
dem letteren nicht übereinftimmt, oder Denfelben erweitert oder beſchränkt, nichtig (fo auch 
das Saͤchſ. B.G.B. 8. 826). Die vom Geſetz vorgefchriebene Form eines Gefchäfts, 
wodurch deſſen Eriftenz überhaupt bedingt ift, bezieht fih nämlich auf den ganzen Inhalt 
deſſelben, und nicht mur auf einzelne Theile. Im zweiten Falle dagegen ift ſolchen N. 
diejenige Bebeutung beizulegen, welche die Parteien mit ihnen verbinden (Sächſ. B. G. B. 
a. a. D.). Denn wenn e8 den Contrabenten freifteht, ven ganzen Bertrag formlos ab- 
zufchließen, jo muß ihnen auch erlaubt fein, einzelne Punkte lediglich durch mündliche Vers 
einbarung zu normiren. Es iſt eine ganz pofitive und anomale Beftunmung des Preuß. 
ER. (Ih. I. Tit. 5 8. 128), daß aud in diefem Fall, auf mündliche N. keine Rüdjicht 
genommen werden darf. Natürlich iſt e8 Sache desjenigen, der fih auf die N. beruft, 
zu beweifen, daß diejelben neben dem Hauptcontract Gültigkeit haben follen. Dieſer Be 
weis wird jedoch bei denen, Die nach dem legteren zu Stande gefommen, lediglich durch 
den Beweis diefer Thatſache geführt, während aus der Eriftenz mündlicher VBeinbarungen 
vor dem fchriftlichen Abichluß des Vertrags, aud wenn jene Beftinnnungen enthalten, 
die in diefem fehlen, noch keineswegs folgt, daß dieſelben neben dem fchriftlichen Contrac 
ihre Gültigfeit behalten jollen. 
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git.: wre, Das Handelsrecht Bd. J. 8. 61. I. Endemann, Das beutidhe Hanbels- 
recht $. 95. IV. Bornemann, Erört. im Gebiete des preuß. R. (Berl. 1855) ©. 191 — 
202. Bienftein in-Gruchot's Beltr. zur Erläut. des preuß. R. Bd. VII S, ui. 
ewiß. 

Negatorientlage ift die Klage, mit der man, auf das Eigenthumsrecht geftügt, 
einem Dritten das Recht beitreitet, in unfer Eigenthum einzugreifen in einer Weile, die 
nicht eine Entziehung eined Beſitzes enthalten darf, fei e8 nun poſitiv durch Einwirkung 
auf und zuftehende Sachen oder negativ dur Ableugnung unfres Rechts zu freier Ver: 
fügung über dieſelben. Dan Hagt mit ihr in jenen eriteren Falle auf Aufhebung des 
unter Eigenthumsrecht beeinträchtigenven Zuſtandes durch den Urheber auf deſſen Koften 
und auf Erſatz des ermachlenen Schadens, in diefem dagegen auf Anerkennung unferer 
Berechtigung, ſodaß die frühere Meinung, auch der Beklagte müſſe ſich ein Recht zu feinem 
Verhalten zuſchreiben, nur für einige Fälle paßt. Man ift Heut getheilter Anficht, 
ob der Name actio negatoria s. negativa eine mehr formelle, oder inaterielle Bedeutung 
gehabt Kat in jenem Satze der Quellen negatoria competit domino qui negat, invito 
se jus esse utendi fruendi usufructuario vel sibi esse jus prohibendi. Was die 
Natur der Klage anlangt, ſo ftehen fid Hier die verichiedenften Meinungen gegenüber, 
indem Einige die N. nur den Servituten, dem Pfandrechte, der superficies und ber 
emphyteusis gegenüber anerfennen wollen, da fie der Anficht find, daß im röm. R. bet 
dem Eigenthume eine ſolche Klage nicht erwähnt werde. Andere verlangen für diefe Klage 
ein Verhalten, das den Inhalt einer Servitut oder eines ſervitutähnlichen Verhältniffes zu 
bilden geeignet ift, noch Andere einen Eingriff, der ſich auf ein perſönliches oder dingliches 
Recht ſtützt. — Anfichten, bei denen man zu wenig auf den präjubiciellen Charafter ge= 
achtet bat, der meift bei diefen Klagen vorherrſcht. Oefters geht die N. auch auf 
Sicherheitsmaßregeln gegen fernere Beeinträchtigungen und Störungen der Rechtsſphäre 
unſres Eigenthums. Noch befteht ein heftiger Streit über die Frage, mas der Kläger 
zu beweiſen habe, ob er nur fein Eigenthumsrecht darzulegen und Das vom Gegner ange= 
maßte Recht al8 damit im Widerſpruche ſtehend nachzuweiſen babe, oder ob er auch noch 
das Nichtrecht der Bellagten darthun müſſe, welche lestere Forderung Einige in dem 
Falle billigen, daß der Beklagte im Befite if. Das röm. R. fpeciell anlangend, fo tft 
die früher behauptete Verſchiedenheit einer actio negativa und einer actio prohibitiva 
wohl nicht anzuerkennen, nachdem fpätere Forſchungen dieſe beide Klagen als identifch er- 
wiejen haben. Dagegen trennt man auch jegt noch als eine befondere Art die actio 
negatoria restrictiva, welde den Eigenthümer der dienenden Sache gegen allzuweite 
Ausdehnung eimer eingeräumten Servitut zufteht. 
‚ Quellen: D. 7, 6 si ususfructus petatur vel ad alium pertinere negetur. — D. 8, 5 
si servitus vindicetur vel ad alium pertinere negetur. — A.L. R. Th, 1. Tit. 7. 88. 181. 
182. — Oefterr. Gef. $. 523. — Sächſ. Gef. 88. 321— 324. 

tit.: Veltheim, De act. confess. et negatoria, Kil. 1822.— H. Pernice, Com- 
mentationes juris Romani duae N. 2. Hal. 1855. — Heffe, Rechtsverhältniſſe der Grund- 
füdenahbarn, Eifenberg 1861, Bd. 2. — Hedemann, Ueber den Erwerb und Schub der 
Servituten nad röm. R., Berl. 1864. — Vollsack, De onere probandi in act. nega- 
toria, Lips. 182», — De Rauschenplat, De onere probandi in act. negat., Gott. 
1830. — Witte, De onere probandi in act. negat., Hal. 1855 — Wirth, Die Beweis⸗ 
laft bei angeftellter Negatorienklage, Erl. 1853. — 2 Förfter, Klage u. Cinrede nad) preuß. 
R., Brest 1857. — W. 9. 46127 Ueber die geratt Klagen, 2. Aufl. 1840. — Ztichr. f. 
gie. Rechtswiſſenſch. XU. XIV. XV. XX. — Gießener Ztihr. 35 XO— XIV. Sabrbb. f. 

ogm. VI. VII. — Jahrbb. d. gem. R. VI. — Krit. Vierteljahrsſchr. VII. — oben J. 

S. 304. Teihmann. 

Negotiorum gestio, Führung eines fremden Gefhäfts oder fremder 
Geſchäfte, ohne Auftrag oder ohne gültigen Auftrag, ift em Entſtehungsgrund quafl- 
contractlicher Verbindlichkeiten zwiſchen dem Geſchäftsherrn und den Geſchäftsführer, melche 
den eontractlichen Berbinblichfeiten zwifchen dem Mandanten und Mandatar nachgebilvet 
iind, Mandat, oder ein zum Handeln berechtigendes Amt, fchließt n. g. aus. Ob 
Willen auf Seiten desjenigen, deſſen Geſchäfte geführt werben, einem Mandate gleich- 
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fommt, ift quaestio facti. Nachherige Genehmigung, Ratihabition, kann zwar bie ge 
ſchehene Geſchäftsführung nicht retroactiv in Mandat ummandeln, wohl aber gibt fie dem 
Geſchäftsführer das Recht, den Geihäftsherm als Mandanten zu behandeln, folglich an: 
ftatt der actio negotiorum gestorum contraria die actio contraria mandati gegen 
ihn anzuftellen. Damit flimmen die Quellen überein, worin ftet8 nur in Beziehung auf 
den ratihabirenden Herm, nicht au in Beziehung auf den Geſchäftsführer die nachherige 
Genehmigung dem Mandat gleichgeftellt wird: |. unter anderen 1. 60 deR. J. (L. 17), 
welche fih auf diefe Weife mit J. 9 h. t. wohlverträgt. 

1. Eine obiger Vegriffsbeftunmung entfprechende n. g. reicht Hin, um bie Haupt: 
verbinblichfeit, die auf Seiten des Geſchäftsführers ift, zu begründen. Namentlid 
ift e8 hierfür indifferent, ob diefer fich für einen Mandatar hielt oder nicht, oder ob er 
etwa geglaubt hat, fein eigenes Geichäft zu beforgen. — Jin Ganzen foll er das frei- 
. willig übernommene Geſchäft To führen, wie wenn er dazu beauftragt morben wäre. 
Das Angefangene muß er aud vollenden; von zufammenhängenden Geſchäften foll er 
nicht die einen durchführen, die anderen verfäumen. Er haftet in der Regel für jegliches 
Verſchulden; ausnahmsweiſe fogar für Zufall, wenn er fich in gewagte, der Weile des 
Geſchäftsherrn fremde Unternehmen eingelaffen hat; nur für grobes Verſchulden aber, 
wenn feine Dazwiſchenkunft die Güter des Geſchäftsherrn vor dem Untergang bemahrt Bat. 

2. Zur Begründung einer der actio contraria mandati nachgebildeten actio ne- 
gotiorum gestorum contraria auf Seiten des Geichäftsführerd gegen den Gefchäftshern 
wegen nothwendiger und nüglider Verwendungen und Uebernahme von 
Berbindlidfeiten gegen Dritte ıft noch daß Vorhandenſein einiger weiteren Re: 
ha erforderlich, welche übrigens dur Genehmigung des Geſchäftsherrn theilweiſe er: 
ſetzt werben. 

Bor allem muß die Geichäftsführung zur Beranlaffung gehabt haben, einen drohen: 
ven Schaden abzuwenden; ed wird in der Regel vorausgeſetzt, daß der Geihäftd: 
herr namentlih dur Abwefenheit verhindert war, Fein Intereffe rechtzeitig zu 
wahren, — was jedoch nicht abfolut zu nehmen ift. 

Sunerhalb diefer Grenzen muß die Geſchäftsführung utilis gewefen fein, d. 6. 
geeignet, zum Nuten des Geichäftsheren zu gereidhen, mag auch wegen Unglüdsfälle der 
wirfliche Erfolg nicht entſprochen haben. Eine ſtrenge Scheidung von negotia necessaria, 
utilia, voluptaria ſcheint nicht durchführbar. Insbeſondere wird die Beurtheilung eier 
einzelnen Handlung bei genereller Geſchäftsführung mehrfach eine andere fein, als bei 
Führung eines fpeciellen Geſchäfts. Bon einigen Echriftftellern wird die Berantwortlickat 
des Geſchäftsherrn auf ein fingirtes Mandat zurüdgeführt und der Grundſatz aufge 
ftellt, daß er dann verpflichtet fer, wenn vorausgefettt werden darf, daß er, falls er nidt 
verhindert geweſen, einen der Handlung des Geſchäftsführers ent|prechenden Auftrag ge 
geben haben würde. Andere jegen ftets eine Genehmigung des Geſchäftsherrn vor: 
aus, die aber nicht verfagt werden könne, daher rechtlich fupplirt werde, wenn ber Ges 
Ihäftsführer jo gehandelt hat, wie der Herr felbft gehandelt haben würde. 

Erforderlich ift noch, Daß der Geſchäftsführer wirklich das Geſchäft eines An: 
dern habe beforgen wollen, und für den Andern, um dieſen zu verpflidhten, animo 
obligandi, — mag auch diefer vermeintliche Herr nicht der wirkliche fein. Die Klage 
gegen A ift alfo zulälfig, wenn ich die Angelegenheit des A in der Meinung bejorgt 
hate, daß es die Angelegenheit von B wäre; fie ift aber ausgefchloffen, wenn ich glaubte, 
mein eigened Geſchäft zu führen. Billigerweile wird eine Ausnahıne ftatuirt in dem 
Valle, wo der Geſchäftsführer, in der irrigen Meinung Erbe zu fein, Erbidaftsangelegen- 
beiten beforgt und dadurch den Herin von einer Verbindlichkeit effectiv liberirt bat, 1. 49 
de negotiis gestis, 1. 50 $. 1 de H. P. {V, 3). Diefe Ausnahme wird von Meh—⸗ 
reren etwas verallgemeimert; Einige haben fie fogar für das neuere R. zur Nigel machen 
wollen, indem fie, gewiß irrthümlich, demjenigen, der feine eigenen Geſchäfte zu führen 
glaubte, eine actio utilis eimaumen. Ausgeſchloſſen iſt ferner die Klage, wenn ber gestor 
donandi animo gehandelt Hat oder eine Pflicht Hat erfüllen wollen. Ä 
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Hat er zwar wiflentlich für den Anderen, aber feines eigenen Bortheild wegen ge- 
Bandelt, jo kann er mır auf die Bereiherung Magen. 

Natürlich darf der Geſchäftsherr die gestio nicht unterfagt haben, in welchen Falle 
nicht einmal auf die Bereicherung geklagt werben könnte. Selbftwerftänplich wird aber Das 
Berbot erft von dem Augenblide an wirffam fein, wo e8 dem gestor bekannt geworben. 

Für unnütze Berwendungen kann ber Gefhäftsführer das Recht der Weg: 
nahme haben. 

3. Mehr oder minder abweichende Nachbildungen der n. g. fieht man gewöhn⸗ 
lich in folgenden Verhältniſſen: a) im Verhältniſſe des Gläubigers, der in die Güter des 
Schuldners eingewiefen worden ift, den übrigen Gläubigern gegenüber in Beziehung auf 
feine Verwaltung. Lettere Haben gegen ihn und er gegen fie eine ber actio negotior. 
gestor. analoge directa vejp. contrarie. Doch haftet er nur für grobed Verſchulden. 
b) Der Nichtverpflichtete, welcher, möglicherweife auch in der irrigen Meinung verpflichtet 
zu ſein, und felbft wider ein Verbot feitend des Verpflichteten, eine Leiche beftattet hat, 
kann eine ber actio negot. gestor. contraria analoge actio funeraria anftellen, 
|. Beerdigungspflidt. 

Das preuß. R. weicht in mehreren Punkten vom röm. R. ab; der gestor hat nur 
infofern ein Recht auf Schabloshaltung, als der Geſchäftsherr bereichert tft; ausdrückliche 
Ratihabition macht die n. g. zum Mandat; überhaupt geht das Preuß. A. L. R. von den 
Grundfägen aus, daß Niemand befugt ift, fich in die Gefchäfte eines Anderen zu milchen; 
daß, wer Died thut, ſich verantwortlich madt; daß fi) aber andererſeits auch Niemand 
auf Kalten eined Anderen bereihern darf. Das franz. R. jchliegt fih im Ganzen dem 
röm. R. an. 

Quellen: Tit. D. III, 5. C. H, 19 de negotiis gestis. Preuß. A.L.R. I, 13 88. 228 - 
261. C. N. 1372—1375. - 


Lit.: Monographien von Chambon, Leipz. 1818; Dankwardt, Roftod 1855; Köll⸗ 
ner, Sött. 1856; Ruhſtrat, Oldenb. 1858; Aarons, Schwerin 1860. Leift, Das er- 
laubte ungerufene Eingreifen in fremde Bermögensangelegenheiten, Jena 1855. Brintmann, 
Berbältnig der actio communi dividundo und der actio negotiorum gestorum zu einander, 
Kiel 1855. — Thibaut, Verſuche II. H. Witte, Die Bereiherungsllagen, 1859. Mare- 
zoll, Kämmerer in der Gie ener Ua. VIII v. Wächter im Eiv. Arch. XX. Ruh— 
trat, ibid. XXXII, XXXIII, X V. Vangerow, 8. 604. 


Rivier. 
Neidbau ift ein Bau, welcher nicht um des eigenen Vortheils willen, ſondern zum 
Nachtheil reſp. Verdruß eined Anderen, namentlih des Nachbars unternommen wird. 
Weder nach röm., noch nach heutigem gem. R. kann ein derartiger Bau verhindert werben. 
Man bat zwar das Umgekehrte früher behauptet und ſich zum Beweiſe hierfür auf einige 
Stellen des röm. R. (l. 1 8. 12.1. 2 8. 9 De aqua [39, 3]. 1. 3 De oper. publ. 
[50, 10) Nov. 63 [unglofj.]} berufen. Aller aus Feiner derfelben läßt ſich ein derartiges 
allgemeines Princip ableiten. Particularrehte haben jedod den N. unterfagt; fo die - 
Münchener Bauordnung von 1489 (Art. 27) und das Hamburger Stabtreht von 1603 
(2b. II. Tit. 20). Und unter cın ſolches Verbot fällt nicht nur ein Bau, der nur dem 
Nachbar Schaden, feinem Unternehmer aber gar feinen Nuten bringt, fondern auch ein 
joldher, bei dem die Abficht hauptfächlich vormaltet, dein Nachbar Verdruß zu bereiten. 
Lit.: Auer, Das Stabtreht von Münden (Münden 1840) ©. XCVIII. Gries, Com⸗ 
ment. zum Hamb. Stadtrecht (Hamb. 1837), Bd. UI. ©. 95 f£ Baumeifter, Das Privat- 
recht der freien u. Hanſeſtadt Hamburg (Hamb. 1856), Bd. I. ©. 140. gewis 
ewis. 
Nepos de Montealbano, geb. zu Montauban, lebte und ſchrieb um die 
Mitte des 13. Jahrhunderts. 
Schrift: Libellus fugitivus s. pauperum, Par. 1510; Colon. 1589. 
Lit: Savigny, V.502—505. — Webell, Syflem bes orbentl. Civilproceſſes, 2. Aufl. 
Leipz. 1565, ©. I Note 7. Zeihmann. 
Nettelblabt, Chriftian, geb. 1696 zu Stodholm, wurde 1724 Prof. in 
Greiföwald, 1743 Rath in Wetzlar, flarb 1775. 
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Schriften: Themis rom, suecica, Gryphisw. 1729. — Thesaurus jur. provincialis 
et statut. Germ. Franc 1756. 

Nettelbladt, Daniel, geb. 1719 zu Roftod, wurde 1746 Prof. in Halle, 
1776 Director der Univerſität, ftarb 1791. 

Schriften: Systema elem. univ. jurisp. pos. comm. imp. R. G. usui accommoda- 
tum, Hal. 1749—1789 — ebenfo jurispr. natur., Hal. 1749, 5. Ausg. 1785 (ed. Heinec- 
cius 1779). — Halliſche Beiträge zur jur. Gelchrtengeih., Halle 1754 — 62. — Initia hist. 
litt. jurid. univere., Hal. 1764, 1774. — Exercitationes academicae varii argumenti, 
Hal. 1785. — Samml. Heiner jur. Schriften, Halle 1712. Teihmann. 

Neubruch ift der Anbau früher noch niemals oder wenigftens jeit Menfchen Ge 
benfen nicht in Cultur geweſenen Landes. Auch Das in Cultur genommene Land ſelbſt 
wird unter diefem Namen (womit alsdann Rottland gleichbedeutend) werftanden. In der 
älteften Zeit wurde bet den germaniſchen Völkerſchaften durch den N. (unter hinzukom⸗ 
mender Befigergreifung) an Allmende- und wüſten herrenlofen Ländereien Eigenthum er: 
worben, an den erfteren freilich nur von Gemeindegenoffen. Im fränfifchen Reh wurde 
jedoch von dem Könige das ausichlieglihe Recht in Anfpruch genommen itber herrenloſes 
Land zu verfügen. In der fpäteren Zeit erwarben in Deutfchland einige Territorialherren 
das gleiche Net. Alsdann konnte Eigenthum durch N. nur erworben werden, wenn ber 
Sandesherr hierzu feine Genehmigung ertheilte. Letzteres aber pflegte nur gegen eine Ab: 
gabe (in der Regel den Zehnten) zu geſchehen. Hiervon abgejehen kann ohne ausprüd: 
liche Beftellung derjenige vom N. einen Zehnten (jog. Novalzehnten) verlangen, dem in 
der ganzen Feldmark, in welder die Rodung erfolgt, das Zehentrecht zufteht. (Abweichend 
das Preuß. ER. Th. IL Tit. 11 88. 890— 892). 

Lit.: Runde, Beitr. zur Erläut. rechtl. Gegenft. Bd. I. (Gött. 1799) Nr. 14. Ar: 
nold, Beitr. zum deuten Brivatr. U. ©. 9 ff. 54 ff. 272 ff. Befeler, Der Neubruch nad 
dem älteren beutfchen R. Berl 1868. Lewis. 

Neulehen. Das praktiſche Intereſſe der Eintheilung ber Lehen in feuda nova 
und antiqua äußert ſich zwar nicht ausſchließlich, aber doch überwiegend bet der Lehns- 
jueceffion. Zur Begründung des Lehnfolgerechts gehört nach befannten Grundſätzen, daß 
der Lehnsfolger von den erften Erwerber des Lehns abftamme; bei Seitenvermandten des 
legten Beſitzers iſt alſo erforderlich, daß fie einen Stammvater mit dem Berftorbenen 
haben, von welchem das Lehen herkomme, d. 5. daß für fie das Lehen ein feudum 
antiquum fei. Für Seitenverwandte des erften Erwerbers und deren ‘Defcendenten ıft 
hiernad) das errichtete Lehen immer ein feudum novum, fie fünnen in daſſelbe nur 
juccediren, wenn ihnen in dem Imveftiturvertrage ein Erbrecht beſonders eingeräumt wird 
und dies ift der Tall, wenn das N. in Betreff der Erbfolge für ein altwäterliches erklärt 
worden ift: feudum novum iure antiqui concessum; es wird fingirt, daß nicht ver 
erjte Erwerber, jondern ein diefem und feinen Settenverwandten gemeinichaftlicher Stamm: 
vater mit dem Gute belehnt worden fei. Iſt in dem Bertrage der fingirte Stammoater 
nicht beſtimmt bezeichnet, fo wird mit Recht angenommen, daß der nächſt höhere vom 
erften Erwerber gemeint fet. Daraus ergibt fi denn, daß das Succeſſionsrecht nur den 
Seitenverwandten de erften Erwerbers eingeräumt worden ift, und daß ben 
Afcendenten defjelben, wenn ihrer im Lehnsvertrage nicht ausdrücklich gedacht iſt, die 
Lehnsfolge nicht zufteht. Ebenfo nah A. L.R. Th. 1. Tit. 18 88. 402, 3, 5, jedech 
mit zwei Ausnahmen $. 406, 408 dal. Der in Medlenburg vorkommenden Succeffien 
der Schildvettern ift nicht die Fiction eines Erſterwerbers zu Grunde zu legen; fie gründet 
fi) Tediglih auf befondere lehnsherrliche Conceſſionen (die Reverfale von 
1621), und bezieht fih nur auf Leben, welche bereits im Jahre 1621 als alte Lehen ım 
gemeinrechtliben Sinne in der Familie waren und. ſeitdem nicht aus berfelben gefallen 
find; fie tritt nur ein, wenn fein Lehnsfolger vorhanden ift, welcher feine Abſtammung 
vom erften Erwerber oder erften befannten Inhaber des Lehns nachweiſen fann; die 
Gleichheit des Namens, Schildes und Helms ift für den Nachweis des Lehnfolgerechts hin⸗ 
reihend umd es bedarf nicht des Nachweiſes der Agnation mit dem letzten Lehnsinhaber; 
über die Frage, welche Succeffionsorbnung bei der Concurrenz mehrerer Schilövettern zu 
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beobachten fer, find die Meinungen getbeilt. Dagegen iſt die ebenfalls in Mecklenburg 
vorkommende Aufnahme der Reverjalveitern oder auch Mecklenburgiſche Gefammtbelehnung 
allerdings eime Art der Conftituirung eines N. als Altlehen, indem fie gewiflen Klafien 
der nicht vom erften Erwerber abftammendben Seitenverwandten em ſubſidiäres Erbrecht 
dadurch fichert, daß fie bei dem Erwerb des Lehns auf Antrag des erften Ermerbers in 
die Belehbnung mit aufgenommen werden. 

Lit.: Bol. Roth: Mediend. Lehnrecht, 88.9, 25, 58, 59. Für das gem. R. ift noch 
baran zu erinnern, daß aud ein feudum antiquum in ein f. nov. in Folge befonberer 
Torgänge verwandelt werben kann. SHinfichtlich dieſer Fälle, fowie mander Einzelheiten (Prä- 
famtionen für fend. pat., Beweisführung) und ber oben mır frz angebeuteten ntroverfen 
vgl. Weber NL ©. 352 — 76, Pfeiffer in Weiske's Rechtslex. VI. 410 unb 537 fgg., 
Pätz 8. 100, Eihhorn SS. 208, 352, Gerber 8. 268, Befeler $. 154. z Hi 

ranklin. 

Neutralitätsgeſetze (ſ. Th. J. S. 814 ff). Die Neutralen nennt Hugo Grotius 
(lib. III. cap. XVIL) medii in bello (bei Livius „medii amici“) und pacati (von 
paco), im Gegenſatz von hostilis, gutllaff. Form, und Bynker Shoet᷑ (quaest. iur. publ. 
Lib. L cap. IX.) non hostes, aber aud) qui neutrarum partium sunt. tür neutrali 
(ital) tritt ganz beſonders Galianı ein (ded Worte „neutres“ hatten fi ſchon 
früher bedient Barbenrac, Hübner u. X.) wenngleich er das Wort für zweideutig hält 
I. 2 uw 14). — As Wejen der Neutralität wird bezeichnet bald vollftändige Unthätig- 
feit und Unperteilictet (Hübner I 31., ähnlich Vattel Liv. IIL ch. VII. $. 103 
und wie Battel Geßner [4]); bald Nichttheilnabme am Kampf und Nichtunterftügung 
der Rämpfenden (Berner 252), bald Nichttheilnahme an den Feindſeligkeiten (Bur- 
chardi 526), bald nur Nichttheilnahme als Hauptpartei (Heffter $. 144); bald 
unveränderte Fortdauer des friiheren Verhältniſſes zu den Kriegführenden (Galiani 
1. 10. Azuni IL. 13), mit dem widerſprechenden Zuſatze bei Hautefeuille (43), daß 
ber Krieg den Neutralen neue Pflichten auferlege und ewige ihrer Rechte beſchränke; 
bald Eintritt eines neuen Verhältniſſes zwiſchen Kriegführenven und Neutralen (Ortolan 
N. 66). — Unferer Anficht nach modificirt der Krieg die Verhältnifje der Neutralen zu 
den Sriegführenden, und find die Rechte der Kriegführenven gegenüber den Neutralen 
nur „Ausnahmöbeitinnmungen” (Marquardſen 22). DBetheiligung an ben friege- 
riſchen Operationen und Unterftägung der Kriegführenden find den Neutralen verjagt 
und können unparteitiche Gewährungen nur möglichſt beichränft und nur aus Gründen der 
Menſchlichkeit erfolgen. — Eingetheilt ift die Neutralität bald in allgemeine (aud 
naturelle oder parfaite) und bejondere (auch conventionelle oder imparfaite), erjtere 
auf Grundlage natürlicher, letztere auf Grundlage vertragsmäßiger Verpflichtung, wobei 
die befondere in eine Unbeſchränkte, mit gleicher Handlungsweiſe gegen jeven frieg- 
führenden Theil und in eine beſchränkte, mit beſonderer Beginftigung des einen 
Theiles, weiter eingetheilt wird (Burdardi 1. c. Hübner I 33). Dabei erkennt 
ındeß der ſich mehr referivend verhaltende Hübner an, daß die beichränfte feine Neu= 
tralität fer, während Azuni (I. 23 ff.) die Verträge ver befonveren und bejchränl- 
ten Neutralität richtig in Allianz und Subfivienverträge umbenennt. ‘Deflenunerachtet 
unterſcheidet noch Heffter (1. c.) eine volllommene ober ftrenge Neutralität und eine 
unvollftändige, wo von der Strenge der Kegel etwas nachgelaffen wird. Die von 
ihm aufgeführten Fälle geleifteter Kriegshülfe und Bergünftigung fünnen nicht 
anderd als dem Begriff ver Neutralität widerſprechen. Auch Berner (1. c.) erfennt eine 
unvollftändige Neutralität an „wo eine partielle Kriegshülfe von Seiten De ſonſt () 
Neutralen ftattfindet”. Die Unterſcheidung in allgemeine und partielle Neutralität 
(Heffter) iſt jetzt emtbehrlich Geiſpiele aus früherer Zeit |. bei Berner (254). 
Die von Galiani (I. 15) gemollte Unterfcheidung: imparziale rifiuto (parteiloje Ber- 
weigerung) und imparziale concessione (parteiloje Duldung) verwirft Azuni (IT. 23 ff.), 
weil die erftere nur von verfehrslofen Staaten durchgeführt werben könne umd die. letztere 
ſchon an fich in ver Neutralität enthalten fer; Azuni’s Unterſcheidung (II. 31) (im 
Sime des Activ- und Paſſivhandels) einer activen und paffiven Neutralität, wonach ber 
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Handel der Neutralen trog des Krieged in ber einen oder anderen Weife fortbetrieben 
wird, ift indeß ebenfowenig anzuerfeımen, da die Handelsverhältniſſe allein nicht 
ausreichen, eine Unterſcheidung des gefammten Neutralitätöverhältnifies zu motiviren 
Die endlich beliebte Unterſcheidung einer bewaffneten und unbewaffneten Neutralität 
ift nichtsſagend, da einer jeden die Bewaffnung zufteht. Die gewöhnlich hiſtoriſch als 
bewaffnete qualificirten Neutralitäten (1780 und 1800) waren nur eine ausprüdliche Er: 
Härung eines ohnehin zuftändigen Rechts und ıft außerdem für fie ein Vorgang ınıd eme 
gleihe Erſcheinung aufzuweiſen, indem die 13 conföderirten Staaten von Nordamerika 
durch Verträge mit Tranfreih und Schweden von 1778 und 1782 von ihnen nicht 
minder eine bewaffnete Neutralität erlangten (Azuni IL. 34). — Wichtiger als alk 
diefe Unterjcheidungen, wenn aud von der Doctrin wenig berüdjichtigt, tft die von Nen- 
tralität und Neutralifatton. Zwed einer Neutralifation im richtigen Wortverftande 
ft Schu gegen feindliche Ungriffe oder Befriedung (4. B. in Gemäßheit der Genfer 
Convention), auch Streitloserflärung eines ftreitigen Gebietes, indem baffelbe im Eigenthum 
Niemandes, im Gebrauch oder der Benugung Aller verbleibt. Werden Staaten neutralifirt, 
fo folgt für fie daraus die Verpflichtung eimed friedlichen, an keinem Streite anderer 
Staaten ſich betheiligenden Verhaltens; wird ein Gebiet dem Eigenthumsftreit verfchiedener 
Contrahenten entzogen und damit zugleich befrievet, fo Haben die Neutralifivenden Die 
Pflicht den Frieden deſſelben ficherzuftellen, deſſen Zugänge dem Verkehr Aller frei zu 
halten und jeglihe Sonbervrätenfionen ausſchließenden Gebrauchs abzumehren. Yun 
erfteren Sinne wurde neutralifirt Krakau (Wien. Congr. Acte U. 6: „declaree strictement 
neutre“), die Schweiz (Acte der Allüirten, Paris 20. Novbr. 1815 „neutralite per- 
petuelle et inviolabilitE de son territoire“) mit Chablais und Faucigny (Wien. Congr. 
Acte U. 92) und Belgien (Londoner Bertrag vom 15. Novbr. 1831, X. 7). Im lext: 
erwähnten Artikel wird Belgien zuerft auf immerwährende Zeit für neutral erflärt, alte 
neutralifirt und Hierauf ausdrücklich zur Neutralität gegen andere Staaten verpflichtet. 
Somit iſt die Neutralifation die Urſache, die Neutralität deren Wirkung. Ein Beifpiel 
der zweiten Art der Neutraliſation ift die des fchwarzen Meeres (Barifer Frieden vom 
30. März 1856, U. 11 „la mer Noire est neutralisde — ses eaux et sa 
ports sont interdits au pavillon de guerre — sauf les exceptions ment. aux 
art. 14 et 19). Rechtlich verwerflih find Dagegen die ſog. Neutralifationen von Per: 
fonen und Gütern (ſ, Burchardi 530, v. Kaltenborn I. ©. 112 und IL 432), 
diefe erlangen, weil ihre Neutralifation ein Sceinact in fraudem der Kriegführenden 
ift, um Feindliches als Neutrales ericheinen zu laſſen und jenem badurd Die Nechte dieſes 
zuzumenden, nie ald Wirkung die Neutralität, ſondern find Neutralitätsverletzungen, infofemn 
an diefen Scheingejchäften der neutrale Staat direct oder Durch feine Behörben Theil nimmt. — 
Die Neutralitätögelege beziehen ſich nur auf die begriffsmäßige, nur in superfluum al 
vollkommene oder ftrenge noch ausdrüdlich bezeichnete Neutralität, mit Ausſcheidung der 
rechtmäßigen Neutralifation und der Neutralifationsmigbräuhe. Das Grundgeſet 
ift, daß jeder Staat nad) freiem Willen ſich für neutral erflären kann, infomeit er nicht 
ſchon fich früher freiwillig zur kriegeriſchen Action verpflichtet bat, wie z. B. die Glieder 
des Deufchen Bundes im Falle eines Bundeskrieges und beim Angriff auf Bundesgebiet 
(Deutfhe Bundes:4. vom 8. Juni 1815, 4. XI. Wiener Schlußacte WU. XLVI. um 
XLVIIL) und des Nd. Bunde, da deſſen Truppen und Marine eine Kriegsmacht 
bilden (Berfg. X. 63 und 53) bei Kriegen des Bundes und wider den Bund, fo wie Preußen 
und die Südftaaten vice versa (Schutz⸗ und Trutzbumdniſſe vom 13., 17., 22. Aug. 1866, 
N. 1.). — Die Pflichten der Neutralität übernehmen zwar in erfter Reihe die Staaten als 
die alleinigen Subjecte des Völkerrechts im Kriege und Frieden, indeß müffen die Unterthanen 
ben von ihrem Staate übernommenen Pflichten ſich gemäß verhalten, denn wie fanrı ein Staat 
wohl als neutral gelten, wenn jeine Untertbanen, das Gros der activen Staatögenofien: 
Ihaft die Pflichtübung des Staated nicht unterftügen, ja ihr zumider nach eigenem 
Ermeffen handeln. Wenn gleih ſchon Galiani (I. 238) alle in beim Gebiete 
eines neutralen Staated befindlichen Perjonen, insbefondere auch deffen Unterihanen und 
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jeve einzelne Perſon verpflichtet die Neutralität zu beobachten, fo bat doch Heffter 
(8. 148) nur die Maſſe nicht die Einzelnen dazu verpflichtet und läßt, ſelbſt bet maſſen⸗ 
bafter Theilnahme der Unterthanen an der Triegeriihen Action, nur nach politiſchem Ere 
mefjen des eigenen Staatswohls, nicht aus Pflicht gegen bie Sriegführenden, eine Reaction 
der neutralen Staatögewalt dagegen zu. Aehnlich argumentirt Berner (259), überläßt 
den Einzelnen die Verantwortung und befreit von ihr den Staat. Solche Eremtionen machen 
das Nechtögeleg illuſoriſh. Burchardi hält es zwar nicht für ehrlich und loyal, daß 
ein Staat duldet, daß feine Unterthanen heimlich oder offen einer Partei ‘Dienfte Leiften, 
aber für verzeiblih, da auch die Kriegführenven gegen die Neutralen nicht immer Toyal 
verfuhren (528). Es ſoll alfo Immoralität durch Immoralität entſchuldigt werben, wo 
es ſich um Rechtspflichten handelt. — Die Pflihtübung der Neutralen iſt nicht bevingt 
durch die Gerechtigkeit oder Lingerechtigfeit des Krieges, wie ſchon Bynkershoek (l. c. 
I. IX.) gegenüber Grotius (1. c. 8. 3, ausgeführt bat. — Die Pflichten der 
Neutralen find: 1) den Kriegführenden die Kriegshülfe zu verfagen. Staaten, melde 
vor dem Ausbruch eined Krieges dem einen der Sriegführenden Kriegshülfe zugefagt 
haben und fie nad ausgebrochenem Kriege Leiften, haben kein Anrecht auf Anerkennung 
ihrer Neutralität. Als daher Dänemark die für den Fall eines Krieged Rußland ver: 
tragsmäßtg (1773) zugelagte Kriegshülfe im Kriege dieſes Staates mit Schweden (1788) 
leiften und dennoch neutral bleiben wollte, wurde, trogdem Schweden diefe Neutralität 
auf Dänemarks Erklärung (den 23. Septbr.) bedingt anzuerkennen bereit war (den 6. 
October) (j. die Correfpondenz bei Bhillimore III. 205 ff.), dennoch von den ver⸗ 
mittelnden Staaten England, Holland und Preußen die Anerkennung der däniſchen Neu- 
tralität verfagt (Burhardi 526). Gegen die Anerkennung der Neutralität bei 
ZTruppenlieferungen ſ. auh Bhillimore (III. 210). Beifpiele der Gewährung ber 
Neutralität trotz Kriegshülfe |. bei Azuni IL 46 fi. — 2) Den Friegführenden ihr 
Gebiet zum Zwecde der Kriegsführung zu verſchließen. Weder dürfen die Neutralen ihre 
Städte zum Stüßpunfte von Operationen oder Plätze überlafien (Hübner 40 ff.) 
(Battel geftattet fogar im Falle der Noth fich eines neutralen Plage zu bemädh- 
tigen fl. c. 8. 122]), nod dürfen fie den Kriegsſchiffen der Kriegführenden, ftationirt in 
neutralen Gewällern, die Ausführung von friegerifhen Maßnahmen geftatten (Haute= 
fenille 418), noch darf der Kriegführende in ihr Waller: oder Landgebiet hinein ben 
Gegner verfolgen (Phillimore III. 226, Berner 260) Abweichender Meinung 
ft Bynkershoek (1. c. I. VIII.), welcher einen auf feindlichen Gebiet angefangenen 
Streit, dum fervet opus, auf neutralem Gebiet fortzufegen für erlaubt hält. Das in 
neutrale8 Gebiet vertriebene feindlihe Corp (Berner 260) oder Kriegsſchiff muß ab- 
rüften und darf nicht zum Kriegsſchauplatze zurückkehren (Heffter $. 149). Auch ift 
der Neutrale nicht zur Aufnahme des einen oder anderen verpflichtet (Burchardi 531), 
Battel (l. ec. $. 133) verlangt raſchen Durchzug, indeß iſt derſelbe an fich unftatt- 
haft. Zwar erflären ſich Grotius (Lib. IL. cap. II. $. XI.) und Battel (l. c. 
8. 119 ff.) für das fog. passagium innocuum oder jus transitus innoxii (und erflärt 
ihn namentlih Grotius für ein Recht), das fogar, falls e8 überhaupt Grotius) 
oder unbegründeter Weile (Battel) verweigert wird, erzwungen werden blrfe, indeß ver- 
fagen den Durchzug Galiani (I. 203 ff.), Heffter (8. 147), und Burdardi 
(527) mit Einfchluß des Durchzuged durch das neutrale Waffergebiet, und Berner (257) 
außer im alle einer Durchzugsſervitut, wogegen Pbillimore (III. 224) die Be: 
willigung an beide Theile, nicht blos an einen Theil, für zuläfjig hält. Im Verträgen 
wurde bald dritten Staaten der Durchzug verfagt, bald gegenfeitig gewährt (f. die Verträge 
bei Bhillimore 1. c.). Auch die Anlage von Magazinen, die Ausrüftung von Schiffen 
und Truppen und ihre Anwerbung auf neitralem Gebiet ift zu verfagen. (Heffter 
l. c. Burdardi 1. c. Correfpondenz der Vereinigten Staaten von Nordamerika mit 
England im legten amerifanifchen Kriege bei Aegidi und Klauhold, Staatsardiv IV. 
Nr. 656, 662 —663. IX. Nr. 1907— 1920. Nr. 1974 u. 75 (in Bezug auf Schiffe) 
IX. Nr. 1876— 1885 (in Bezug auf Truppenamverbung). Phillimore verlangt auch 
11* 
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bier (TIL 211), daß die Neutralen beiden Kriegführenden die Anwerbung von Truppen 
auf ihrem Gebiet geftatten und daß die Anmwerbung mit Bewilligung der Neutralen ge 
ſchieht. Zahlreiche Verträge verbieten ven Untertbanen der Contrahenten in das Heer der 
Mitcontrabenten zu treten (Manning 172 ff.), ebenfo neuere und nenefte z. B. Ruf- 
lands (1870) Nentralitätserlärungen. Daß die Milttärcapitulationen der Schweiz, wel: 
feit 1848 durch die Bundesverfaſſung verboten find, eine Verlegung der Neutralität dieſes 
Landes waren, bat ſchon Berner (258) bemerkt. — 3) Den Kriegführenden fein 
„unmittelbaren Kriegsbedürfniſſe“ zuzuführen (Marquardſen 36) und während be 
Krieges zur liefern. (Ueber Kriegscontrebande fiehe Th. I. 818). Zwar deducirie 
Lampredi (©. 9 ff.), daß das Völkerrecht den Neutralen die Lieferung aller Waaren 
an die Kriegfübrenden, wenn auch mit voller Unparteilichfeit an die verſchiedenen Par: 
teien geftatte und daß nur Berträge und Sitte Kriegscontrebandenrtifel ausgenommen 
hätten und ftimmt ihm Azuni (I. 53 fi.) bei, und geftattet auch Burchardi (525; 
den Untertbanen ver Neutralen an bie Kriegführenden Waffen und Munition zu Tiefen, 
indeß erklärten fi fhon gegen die Zuführung von Sachen, welche in ihrer urſprüng⸗ 
lichen Geftalt ſchon für den Krieg dienen können, Bynkershoek (I. IX.) und gegen die 
al: von Waffen Galiani (I. 193). England verbot im Kriege Frankreichs gegen 
Deutichland (1870) feinen Unterthanen nicht, erfterem Waffen zu liefern. Nach dem Urtheile 
von Grotins, Bynkershoek, Battel, Martens, Nau, Klüber, Shmal;, 
Wheaton, Heffter unterliegt nur dann die neutrale Eontrebandwaare der Confiscation. 
wenn fie das Kriegsfeld berührt und fih auf dem Wege zum Kriegführenven befindet (Mar: 
quardfen 37 fj.). Daß die unmittelbare Deftination ein neutraler Hafen fer, ſchließt den 
Begriff der verbotenen Zufuhr nicht abſolut aus (Marquardſen 42). Die Conf 
cation beſchränkt fih auf das neutrale Contrebandegut, der Schiffer verliert die Fract 
(Margquardfen 48. 49). Verboten iſt den Neutralen die Zuführung von Schiffen, 
infoweit fie fi” überhaupt zu Kriegszwecken eignen und der fürmliche Transportdienit fin 
die Kriegführenden, ın beiden Fällen erfolgt Eonfiscation der Schiffe (Marquarbien 
53 ff.). Verboten tft insbejondere der Transport von Truppen der Kriegführenden, als 
Hauptaufgabe des bezüglihen Schiffes (ſ. d. Bertr. hierüber bi Marguardien 
59 ff), von Depeichen fr die Kriegführenden (nach Ord. in Couneii vom 15. April, 
Preuß. Neutralitätserklärung v. 22. April, Schwed. Neutralitätserflärung v. 8. Yml 
1854) (Margquardfen 67 ff.), dagegen ift nicht verboten die Beförderung von Ge 
fandten der Friegführenden Staaten von neutraler zu neutraler Station (ſ. die auf den 
Trentfall bz. Depeſchen ver engl., amerikan., franz., öfterr., preuß. Staaten bä 
Marquardſen ©. 117 fi) Zwiſchen neutralen Stationen fahrende neutrale Voſt 
dampfichiffe. paffirten in der Regel in ven letzten Kriegen frei (Marquardſen 189). — 
4) Den Kriegführenden keine Gelbvarlehen zu machen. (Heffter 8. 147, Phillimor: 
III. 221 ff). Sattel ıl. c. 8. 110) geftattet fie, wenn fie nicht augenfcheinlich zu 
Kriegszwecken und wenn fie gegen eine Rente gewährt werben. Im legten amerikaniſchen 
Kriege remonftrirten die Vereinigten Staaten gegen eine in England zu Gunften der Cor 
föberirten zum Zwede von Kriegsrüſtungen contrabirte Anleihe d. fog. „Cottonloan“ un 
deelmirten, daß fie im Folge deſſen alle die Ausfuhr von Baumwolle betreffenden Mil⸗ 
berumgen ver Blodade fortfallen laſſen würden, England notificirte den Empfang diefer Er: 
Märung. (Wegidi und Klauhold IX. 1886—90). Aus der Pflicht der Untertbanen 
neutraler Staaten, der Neutralität ihred Staates ſich gemäß zu verhalten, kann aud die 
Pflicht, ſolche Anleihen ven Kriegführenden nicht zu gewähren, gefolgert werden, indeß 
wil Berner (259) nur dem Staat, nit den Unterthanen foldye Gelddarlehen verwehren. 
Die Frage erjcheint zur Zeit controvers, wenn wir auch den Unterthanen die rechtliche Befug⸗ 
niß verfagen zu mitffen glauben. — 5) Die Kriegführenden in ihren rechtmäßigen Kriege 
operationen außerhalb des neutralen Gebietes nicht zu flören, in&befondere aber auf 
ihre rechtmäßigen Anordnungen wie eine effective Blodade (Th. I. ©. 817) zu vefpectiren 
(Deltter 8. 147) und fich dem rechtmäßig geübten Durchſuchungsrecht zu unterwerfen 
ſ. den Art. Durchſuchungsrecht). — 6) Den Rriegführenden feine Ausübung von 
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Souveränetätsredhten auf neutralem Gebiet zu geftatten wie namentlich die Truppen⸗ 
anmwerbungen (f. oben) und die Prifengerihtöbarkeit (Heffter 8. 147). — 7) Die 
Verletzungen der Neutralität durch die Kriegführenden abzuwehren, gewaltfam ( Heffter 
145 ff.) over durch einen Proteft (Berner 258), und feine Connivenz an den Tag zu 
legen (Burchardi 527), widrigenfalls der Neutrale feines Neutralitätsrechts verkuftig 
geht (Berner 256). — Wenn die Neutralen aus Gründen der Menſchlichkeit wieber- 
bolt den Kriegführenden Bergünftigungen im alle der Nio.h gewährten, fowohl.einzelnen 
Perſonen derjelben (Berner 259, Heffter 8. 147) als Corps und Schiffen, fo fteht 
den Kriegfährenden kein Forderungsrecht darauf zu, wenn nicht die Neutralen durch Ber: 
träge und Neutralitätd= oder fonftige Erklärungen fi dazu verpflichtet haben. Die Ver: 
muthung, daß falls feine Erklärung erfolgt, das Gebiet und die Häfen aller, vor dem 
Feinde oder Seegefahr Zuflucht Suchenden geöffnet fein (Burchardi 531), iſt daher 
unbegründet. Richtig ftellt Hautefenille (239) das Gemähren oder Verfagen ganz 
in das Belieben ver Neutralen und fordert mur gleiche Gewährung am beide Theile. Ein 
Aſylrecht iſt namentlih zu Gunften der Schiffe der Kriegführenden behauptet worden 
Heffter $ 149). Die wegen Seegefahr gefllichteten können ihre Schäden ausbeſſern 
und wenn nöthig ſich approvifiontren, aber nicht mit Kriegsmaterial (Hautefeuille 242 
und 422). Dauernde oder wiederholte Stationirung von Kriegsſchiffen in neutralen 
Häfen muß aber als unftatthafte Unterftügung ericheinen, wenngleich Schweden und Dänemark 
jie in ihren Neutralitätserflärungen im orientalifhen Kriege (Bhillimore IH. 207 ff.) 
anboten bei gleichzeitiger Gewährung der Berforgung mit Lebensmitteln und Waaren, 
mit Ausnahme der Seriegscontrebande, Dagegen bern agten fie Kapern und Prifen den 
Zutritt, letzteren num nicht bei Seegefahr ; Frankreich gewährte im amerif. Kriege (Erklärung 
2.9. Junt 1861 bei Aegidi und Klauhold, Staatsardiv I Nr. 58) Kapern und Brifen, 
außer im Falle erzwungenen Stillliegens 24 Stunden Aufenthalt, während bie Vereinigten 
Staaten im orientalifchen Kriege auch Kapern und Prifen unbeichränktes Afylrecht ein⸗ 
räumten (d. 28. April 1855 |. Samml. off. Act. in Bezug auf Schifffahrt und Handel 
in Kriegszeiten v. Soetbeer N. F. II. Nr. 183). Den Verkauf von Prifen in ihren 
Häfen verboten Schweden, Dänemark und Frankreich. — Berträge über das Aiylrecht 
1. bei Hautefeuille J. c.; in Gemäßheit verfelben und nad Obfervanz müffen Schiffe 
gegneriicher SKriegführender, welche in einem neutralen Hafen zujammentreffen, in einer 
Zwifchenzeit von 24 Stunden den neutralen Hafen verlaſſen oder ihre Commandeure 
ſich zur Unterlaflung von Feindfeligkeiten gegen einander verpflichten. — Eine rein for= 
melle Frage ift, ob Neutrale ihre Neutralität vertragsmäßig verbürgt ober beim Beginne 
eines Krieges verfündigt haben müſſen. Erſteres war in früherer Seit, letzteres ift noch 
jest üblich (3. B. im orientalifchen und amerikanischen Kriege ſ. o. und für ben letzteren 
noch die Erflärungen Englands und Preußens bei Aegidi Staatsardiv I. 57. 59.) 
In dieſen Erklärungen werden entweder die Untertbanen zur Beobachtung der Neutralität 
in Bezug auf Militärvienft, Blockadebruch ze. bei Androhung von Strafen verpflichtet 
1. 3. B. die engl. Erflärung) oder wird die Art der Behandlung der Schiffe Kriege 
tender oder Neutraler feftgeftellt (f. die preuß. Erklärung und für die erftere die obigen 
Aſylbeſtimmungen). — Beobachten die Neutralen ihre Pflichten, jo find die Kriegführenven 
verpflichtet ihre Neutralität zu achten und ihnen Tren und Glauben zu fchenten (Heffter 
149. 150, Burchardi 529 ff.) insbeſondere aber fte nicht zur Kriegshülfe zu verleiten 
oder zwingen, das neutrale Gebiet, die Rechte der Angehörigen deſſelben, ihre Berhältnifie 
zu andern neutralen Stanten und zu dem anderen Triegführenden Eger und beider An- 
gehörige zu achten (Berner 260) und ihren Verkehr und Handel möglichſt wenig zu 
edindern. Aus der Gebietdachtung folgt, daß die Kriegführenden im neutralen Gebiet 
feine Jurisdiction, namentlich Yeine Prifengerichtöbarteit ausüben, feine Truppenerhebungen 
tomehmen dürfen und daß eine auf neutralem Landgebiet gemachte Beute, ſowie die in 
neutralen Gewällern und von denfelben aus auf offener See gemachten Priſen null und 
nichtig find (Heffter 147, Burchardi 530 ff, Berner 258 ff.) — Im Baug 
auf den Handel beriefen fi die Kriegführenden auf das Gebot der Noth, welches fie zu 
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Beſchränkungen des Handels der Neutralen zwangen und ſprachen Grot md Bufen- 
dorf fogar von Rechten und Vorrechten der äußerften Noth, wogegen ſchon Galiani 
(I. 29) vemonftrirt, während die Neutralen ungeftörten Handel beanſpruchten, wofür 
tampredi (24 fi.) und Azuni (II. 50 ff.) eintraten. Daß Neutrale im eignen 
Lande oder fonft auf neutralem Gebiet felbft Waffen und Munition an bie Agenten der 
Kriegführenden verlaufen dürfen (Kampredi 31, Azuni 98 fi, Marquardſen 
37), und. nur die Zuführung an den Feind ihnen verboten fei, widerſpricht ber gefor⸗ 
derten Nichtunterftügimg der Kriegführenden durch die Neutralen. Der neutrale 
Seehandel hat fi) immer mehr Treiheit errungen. Das ältefte Syſtem nimmt, wit 
feiner Achtung neutralen Eigenthums, feinen Urſprung wahriheinlih zum Anfang ber 
Kreuzzüge und ift urkundlich verbürgt in Verträgen bes 13. und 14. Jahrhunderts, wo⸗ 
gegen das Berfallen des feindlichen Eigenthums fich zuerft auögeiprocden findet in Ber- 
trägen des 15. Jahrhunderts (Deppiſch 33 ff.) Die verbundenen Säte: frei Schiff 
unfret Gut — unfrei Schiff frei Gut, find das Syſtem des consolato del Mare 
(Pardessus ooll. d. l. marit. T. I. chap. 231. p. 303). — Durch die Bemühungen 
der Holländer kam das 2. Suftem auf, wonach feindliches Gut, mit Ausnahme von Kriegs⸗ 
contrebande, nicht am Bord neutraler Schiffe verfiel, wogegen concedirt wurde, Daß neu= 
trale8 Gut am Bord feindliher Schiffe verfiel, — und hiermit das Syſtem: fra 
Schiff fri Gut — unfrei Schiff unfrei Gut. Frankreich erkannte meift mar ben 
erfteren Sag an. (Deppiſch ©. 51 ff.). In der Declaration Katharina's der 
I. vom 28. Febr. 1780 (Dart. Rec. III. p. 158) wurden die Güter der Unter 
thanen der Kriegführenden auf neutralen Schiffen fitr frei erflärt, mit Ausnahme ver 
Kriegscontrebande: frei Schiff frei Gut, welder Sat auch in die Convention zwifchen 
Schweden und Rußland von 4./16. Dechr. 1800 (Art. 3) überging (über die Güter 
aufs feiholichen Schiffen wurde nichts beſtimmt), währen bie Petersburger Neutralitäts- 
Convention vom 17. Juni 1801 zwiſchen Rußland und Großbrittanien feindliches Eigen- 
thum auf neutralen Schiffen wieder verfallen läßt: frei Schiff unfrei Gut, womit 
Englands Anſchauung zur Geltung kam; Rußland erflärte fich aber ſchon 1807 wieder 
für den Sat „frei Schiff frei Gut”, während Frankreich demſelben treu bleibend dabei 
nicht von dem Sat „unfret Schiff unfrei Gut” Ließ; den erfteren Sat aber fuchten bie 
Vereinigten Staaten von Nordamerika wenigftens für alle amerifanifchen Staaten zur 
Geltung bringen. Im orientalifchen Kriege erfannte’ England am 28. März 1854 ben 
Sat „mei Schiff frei Gut”, Frankreich am 29. März d. J. den Satz „unfrei Schiff frei 
Gut an. Sie initürten hiermit das 3. Syſtem: frei Schiff frei Gut — unfrei Schiff 
frei Gut, welches der Parifer Congreß in feiner Erflärung vom 16. April 1856 in- 
augurixte, der 37 Staaten Bbeitraten (AJegidi und Klauhold Staatsardiv 
II. 30); die Vereinigten Staaten verfagten den Beitritt mittelft Noten vom 14. und 
28. Juli 1856, indem fie jene Sätze zwar anerlannten, aber der gleichzeitig beſchloſſenen 
Abſchaffung der Kaperei nur bei voller Sicherheit des Privateigentbums von Unterthanen 
oder Bürgern eines friegführenden Stanted, mit Ausnahme ‚von Friegscontrebande, gegen 
Wegnahme auf hoher See durch Kriegsichiffe Des anderen kriegführenden Theiles, beitreten 
wollten. Die Agitationen für diefe Freiheit, in&bejondere dur die Bremer Kaufmann: 
Schaft, vie Refolutionen, insbeſondere der Beſchluß des norbdeutfchen Reichstages v. 18. April 
1868 (ftenogr. Ber. mit Borw. v. Aegidi, Berlin 1868) und die diplomatiſchen Ber: 
handlungen mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika haben weder diefe zur vollen 
Anerkennung der Bartfer Deelaration (ein dieſelbe enthaltenver Vertrag mit Rußland vom 
24. Aug. 1861 wurde nicht ratificirt) beftimmt, noch die Freiheit des Privateigenthume 
zur See in Kriegszeiten erworben. Anerkannt ift leßtere im U. 23 des Vertrags von 
1785 zwiſchen Preußen und den Vereinigten Staaten (antiquirt), im Bertrage zwiſchen 
Cofta-Rica und Neu-Granada vom 11. Yunt 1856 A. IX., im Kriege' der Welt: 
mächte gegen China (franz. Note an die Hanſeſtädte vom 30. Juni 1859, engl. Note 
an diefelben vom 4. Juli 1859), und nach dem Princip der Gegenfeitigkeit im italienifchen 
Codex für die Handeldmarine vom 25. Juni 1865, durch Defterreich. Verordn. v. 13. Mai 
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1866 und Preuß. Exlaffe vom 19. Mat 1866 und im Kriege gegen Frankreich (1870). — 
Bon allen Staaten war welentlih nur England abgeneigt. (‚Frei Schiff unter Feindes⸗ 
fange” von Aegidi md Klauhold. Beil 3. Staatsard. 1866. Kinleitung und 
Actenftüde.) Frankreich bat im jegigen Kriege die von ihm ſonſt erftrebte Freiheit des 
Privateigenthums verleugnet. 

Endlich ift zu enticheiven, ob der Neutrale in Kriegäzeiten einen ihm im Frieden 
nicht geftatteten Handel treiben darf, zwiſchen dem Meutterlande und den Colonien, an 
der Küfte ber Kriegführenden, von einem eigenen Hafen zum Hafen einer Colonie des 
Kriegführenden, zwiſchen den Häfen der Kriegführenden, aber mit einer Ladung des Landes 
der Nentralen (Phillimore III 298 ff). Heffter (8. 165) behandelt den zweiten 
und dritten Tall unter der Kategorie der zweifelhaften Fälle eines neutralen Hanbels- 
verlehrs, v. Kaltenborn (II. 8. 226 und 227) verfagt die Beförderung von feind- 
lichem Eigenthum durch den Küftenhandel der Neutralen und durch ven Golonial- 
handel auf neutralen Schiffen, geftattet legteren dagegen, wenn das Colontalgut be= 
reits neutrales Eigenthum in den neutralen Schiffen if. Wir willen, unter der Aus⸗ 
ſchließung feindlichen Eigenthums und der SKriegscontrebanbeartifel, nichts einzuwenden 
gegen den Handel der Neutralen zwilchen den nicht blofirten Häfen der Kriegführenden. 
— Englands Praris dbocumentirt fid» 1) in der Rule of war von 1756, wonach es 
neutrale (niederl.) Schiffe, welche während eines Krieges, wenn auch mit Erlaubniß 
des Triegerifchen Gegners, den Hanbel zwijchen ven Golonien und dem Mutterlande be 
forgten, für gute Brife ertlärte ( Geßner 14); 2) in der Inſtruction vom 8. Januar 
1794, wenad nur die Schiffe aufgebracht werben jollten, welde von ben feindlichen 
Colonien mit deren Producten nach einem europätihen Hafen gingen; 3) in den In⸗ 
fiructionen vom 25. Januar 1788 und 29. Juni 1803, wonach nur foldhe Schiffe aufs 
gebracht werben follen, welche mit Probucten der Colonien direct von diefen nach einem 
Hafen gingen, der nicht zu England noch zum Staate gehört, in welchem ber Neutrale 
fein Domicil hatte. (v. Kaltenborn II. 8. 227). — Die Verlegungen der Neutralität 
durch die Neutralen find Verlegungen ihrer eigenen Erklärungen, haben zur ſchlimmſten 
und allgemeinften Folge die Nichtanerfennung der Neutralität durch die Kriegführenden 
und berechtigen dieſe zu Repreſſalien oder zu einer Kriegserklärung. (Heffter $. 146). 
Bei Berlegung der Blockade (Th. I. 817), Zuführung von Kriegscontrebande, von zu 
Kriegszwecken geeigneten Schiffen, Beförderung feindliher Mannſchaften oder Depeſchen 
oder überhaupt Transportdienft für Die Kriegführenden treten Beichlagnahme, Wegfüh— 
rung und Condemnation des Schiffe, ober nur ber Contrebande over Ladung 
durch den benachtbeiligten SKriegführenden ein. (Heffter 171) (S. Prijengerichts- 
barfeit, Th. I. 822, v. Kalten born Il. 8. 237). Außerdem verliert der Schiffer feine 
Stadt. — Die von den Neutralen im Kriege Frankreichs gegen Deutſchland (1870) 
verlautbarte Abficht, „ven Krieg zu localiſiren“, ift nur bei firenger, allein völlerrechts⸗ 
gemäßer Neutralität zu verwirklichen. 

tit.: Huebner, De la saisie des batiments neutres, A la Haye 1759. Galiani, 
Hecht der Neutralität, Leipz. 1790 (deutfh von Eäfar). Azuni, Syst. univ. du droit ma- 
rit. de l’Europe (trad. p. Digeon) An VI. Lampredi, Ueber ben Handel neutraler Böller 
in Kriegszeiten (beutfh von Edfar, Leipz. 1792), Gefner, Das Recht bes neutralen See- 
bandelg , Bremen 1855. Deppifch, Das Recht des neutralen Seehanbel®, Dorpat 1855. 
Berner s. v. Neutralität in Bluntfhli’s Staatswörterbuch. Burchardi s. e. v. in 
Rotted m. Welder’s Staatslerilon. Marquardſen, Der Trentfall, Erl. 1862. Or- 
tolan, Rögl. intern. et diplom. de la mer, Paris 1845. Hautefeuille, Hist. d. dr. 


marit, internat., Paris 1858. v. Kaltenborn, Seereht, Berl. 1851. Dazu bie Literatur 
Th. 1: „Die Rechte der Neutralen”, ©. 814 ff. A. Bulmerinca. 


Nenwahlen. Das durch den modernen Conſtitutionalismus dem Souverän ges 
gebene Hecht, die Verſammlung der Landflände jeder Zeit aufzulöfen, die N. anzuordnen 
und den neugewählten Landtag zufammenzuberufen, würde im Stande fein, das ganze 
Inſtitut der Landſtände illuſoriſch zu maden, wenn nicht in den meiften beutichen Ver- 
faſſungsurkunden genau der Zeitraum beftimmt wäre, welder nach einer Auflöfung ber 
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Bolfövertretung bis zu dem Zujammentritt oder doch der Einberufung emes neuen Land 
tags verfließen darf. Sp verlangt die Preuß. Berfg.Urf. (A. 51) und die Berfg. bes 
Nd. Bundes (A. 25) den Zufammentritt eines neuen Land- bez. Reichstags innerhalb 
90 Tagen rad der Auflöfung. Andere Verfaſſungen jegen eine brei= (Walde, Berfg. ürt 
8. 52), vier = (Liechtenftein, Verfg. Urk. 8. 93), fünf» (Oldenburg, Verfg. Urk. A. 150 8. 1, 
oder fechömonatliche Friſt bis zu der Einberufung des neuen Landtages feſt (Bitrtemberg, 
Berfg.Urt. 8. 186 Alın. 3; Hellen= Darmftadt, Verfg.Urk. 8. 64 Alin. 2; Sachien, 
Berfg.Urt. $. 116 Alin. 3; ; Braunfchmeig , Neue Landſchafts⸗Ordn. 8. 147: Coburg⸗ 
56 Staatsgrundgeſetz g 79 u. a.). 

Damit aber auch dieſe Verfafſungsbeſtimmung durch eine Verzögerung der Wahlen 
zu dem neuen Landtage nicht illuſoriſch gemacht werben könne, fo tft ebenfalls in ven 
meiften deutſchen Berfaffungen beftimmt, daß innerhalb einer gemifjen, von ber Auf: 
löſung des früheren Landtags zu berechnenden Friſt die Wahlen zu dem neuen Landtag 
m Angriff genommen werden müſſen. Nur wenige Berfafjungen verlangen die Anord⸗ 
nung neuer Wahlen gleichzeitig mit der Auflöfung der bisherigen Ständeverfammlung 
(Meiningen, Grundgeſ. $. 52 Alin. 2; Braunfhweig, Neue Landſchafts-Ordn. $. 147 
Alin. 3). Die Berfg. von Coburg = Gotha (8. 79) Geist die äufßerft kurze Friſt von 14 
Tagen für den Fall feit, daß der bejonvere Landtag eines ber beiden Herzogthümer anf: 
gelöft werde, während alle anderen Verfaffungen fi mit längeren Friften begnügen: Verfg. 
des No. Bundes U. 25 und Preuß. Berfg.Urf. X. 51: 60 Tage; Oldenburg. Verfg. Urk. 
A. 150 8. 1: 2 Monate; Baier. Berfg.Urt. Tit. VIL. 8. 23, Weimar. Reid. Grund: 
geſ. $. 34, Coburg⸗ Soth, Staatögrundgel. 8. 79 (menn der gemeinfchaftliche Landtag 
beider Herzogthilmer aufgeht wird) und Bad. Berfg.Urt. $. 44: 3 Monate, Süd. 
Verfg.Urk. 8. 116 Alin. 3: 6 Monate. 

Aber nicht blos Diele Friſten find verſchieden; auch diejenige auf die N. bezüglice 
Handlung, welche innerhalb der Frift vorgenommen werben fol, ift verſchieden beftummt. 
Während nämlich einzelne Verfaſſungen blos fordern, daß bi8 zum Ablaufe der Friſt die 
N. von der Regierung angeordnet oder ausgeſchrieben ſein Iolem Coburg⸗Gotha, 
Oldenburg), verlangen andere, daß die wirflide Vornahme, der N. erfolge (Baiern, 
Weimar, Baden, Sachſen); die preuß. Verfg.Urk. hat eine zwilchen ben ermähnten Be: 
fümmungen mitten inne ftehende Forderung an die Negterung geftellt: nach ihr müflen 
die Wähler binnen 60 Tagen verfammelt fein. 

Hält die Regterung die von ber Berfaflung für die N. und bie Einberufung des 
neuen Landtags geftellten Friften nicht ein, fo heben zwei Berfaflungen (Oldenburg, 
Verfg. Urk. A. 150 8.2; Wermar, Revid. Grundgel. $. 34) die Wirkung der Landtags: 
auflöfung wieder auf und evflären ben alten Landtag als noch zu Recht beſtehend. ‘Die 
oldenburg. Berfaffung verlangt in dieſem Falle fogar ‚olbthunfihfe” * Zuſammentreten 
des wiederhergeſtellten Landtags ohne landesherrliche Einberufung. Das Gleiche ſcheint 
das Weimariſche Grundgeſetz beſtimmen zu wollen. Alle übrigen Verfaſſungen ſetzen feine 
Rechtsfolgen für bie Nichtberüdfichtigung der vorgeſchriebenen Friſten feſt und überlaſſen 
ſomit die Geltendmachung dieſer Verfaſſungsverletzung einer ſpäteren Beſchwerde der Land⸗ 
ſtände oder einer Miniſteranklage. Da aber die Anwendung des einen wie des anderen 
Rechtsmittels die Einberufung des Landtags zur Vorausſetzung hat, in deren Verzögerung 
oder Verweigerung Die Verfafſungsverletzung beſteht, To find Beſchwerde und Miniſter⸗ 
anklage — ganz abgeſehen von ihrer ſonſtigen Bedeutung im deutſchen Conſtitutionalis⸗ 
mus — u in dieſem Falle unbrauchbar. 


: A. Zahariä, Deutfched Staats- und Bunbeerect, 3. Aufl. Bd. J. ©. 671. 
Zöpft. "Sronbfäge des gem, deutfchen Staatsrechts, 5. Aufl. Bd. H. S. 311. 320. 321. 


5. Brodhauß. 
Nichtigkeitsbeſchwerde (querela nullitatis), im heutigen gemeinen Proceß das 
Rechtsmittel zur Befeitigung einer nichtigen Sentenz. Dem röm. R. unbekannt — bier 
Geltendmachung einer Nulktät nur incidenter mittelft exceptio, replicatio, appellatio 
oder revocatio in duplum — kommt das felbftändige agere de nullitate erfl im can. 
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Proceß und der mittelalterlichen Doctrin und Praxis vor, hat aber im Verlauf der 
Entwickelung immer mehr den ihm urfprüänglih anhaftenden Charakter einer ſelbſtändigen 
Klage abgeftreift und eines Rechtsmittels im eigentlichen Sinne angenommen. Für bie 
Nichtigleitögründe griff die Doctrin auf das Corpus iuris eivilis zurüd und jo nahm 
man vor Allem eine Nichtigfeit des Verfahrens, reſp. des Urtheils an: 1) wegen Mängel 
in der Berfon des Richters (Fehlen der Jurisdiction überhaupt, Unfähigkeit des Richters 
im gegebenen Fall, Verhandeln des Richter troß geltend gemachter Recufation oder In⸗ 
competenz); 2) wegen eines Mangeld in ber Perfon der Parteien (3. B. fehlender per- 
sona legitima standi in judicio oder fehlender legitimatio ad processum); 3) wegen 
eines Mangels in der Form des gerichtlichen Verfahrens (wegen Entziehung des recht⸗ 
lichen Gehörs, Beichräntung der vollen Bertheidigung, wegen nichtordnungsmäßiger Publi- 
catıon des Urtheils, Erlaf des Urtbeild nach dem Tode einer Partet); 4) wegen des In⸗ 
halts des Urtheils (Verftoß deſſelben contra jus in thesi, gegen ein ſchon in Betreff 
derſelben Sache rechtskräftiges Erkenntniß, Feſtſetzung von etwas Unmöglichem ꝛc.). In 
Folge des Beſtrebens, alle möglichen einzelnen Fälle der Nullität aufzuzählen, anſtatt be— 
ſtimmte allgemeine Principien aufzuſtellen, vervielfältigte die canoniſtiſch-romaniſche Doctrin 
nicht nur die Nichtigkeitsgründe ins Unangemeſſene, ſondern ſie verwiſchte auch allmälig 
den für die Unterſcheidung der N. und der Appellation wichtigen Gegenſatz zwiſchen der 
sententia nulla und iniqua. Bei dem Bemühen, die ratione processus, d. h. die 
aus einem Mangel im gerichtlichen Verfahren herrührenden Nichtigkeiten näher zu beſtimmen, 
ſtellte man unter Heranziehung des canoniſch-ſummariſchen Proceſſes, für den manche 
ſchwerfällige, aber für weſentlich gehaltene Förmlichkeiten als überflüſſig erklärt worden 
waren, namentlich der dieſe Punkte regelnden Clem. 2. de V. 8.; Cl. 2. de jud. II. 1, 
jowie ferner der Clem. 2. de sententia II. 11 ſeit dem 14. Jahrh. den Unterſchied 
zwifchen nullitates juris naturalis und juris positivi s. eivilis auf, indem man davon 
ausging, daß fi ein judicium ohne das Vorliegen gewiffer Vorausſetzungen logiſcher 
Weiſe nicht denfen laſſe, andere aber nur durch beſondere gejeliche Normen vorgejchrie- 
ben ſeien, ihr Mangel alfo auch durch pofitive Einwirkungen (Geſetz oder Verzicht der 
Partei) gehoben werden Tünne Die Doctrin des 16. Jahrh. gebrauchte dann zur Be 
zeihnung der erften Kategorie den Ausdruck: defectus propter nullitates insanabiles 
und für Die der zweiten Die Bezeichnung: defectus propter nullitates sanabiles. Frei-⸗ 
ih Bat die Theorie bis zu der eben erwähnten Zeit eine fefte und fichere Anficht Darüber, 
welche Mängel als beilbar und welche als unheilbar zu betrachten feien, nicht entwidelt. 
Da man e3 ferner in der ital. Doctrin über die Frage des Verhältniſſes der N. zu der 
Appellation ebenfall® nicht zu einer Einigung gebracht hatte, wenngleich man freilid 
meiſtens eine eventuelle Cumulation der Appellation mit der querela nullitatis geftattete, 
jo wurde bei der Reception des canonifcheromantichen Proceſſes in Deutſchland in der be- 
Iprochenen Theorie ein ziemlich wüſtes Gemiſch von Regeln angenommen, welches außer 
dem Mangel foftematifcher Durchbildung auch den Mißſtand hatte, daß es noch obenein 
die Rechtsficherheit infofern gefährdete, als die querela nullitatis in Folge des ihr zu= 
geichriebenen Charakters einer jelbftändigen, auf die Nullität eines Procefjes oder Urtheils 
gerichteten Klage der langen (dreißigjährigen) Klageverjährung unterworfen worden war. 
Die Reichsgeſetzgebung des 16. Jahrhunderts ergriff hiergegen zunächſt in der Vorfchrift, 
daß die Duerel mit der Appellation combinirt werden follte, wenn eine Partei die sen- 
tentia fomohl als nulla wie auch iniqua anfechten: wollte (R.RK.D. v. 1521. Tit. 21. 
8. 1), ein bei weitem wicht außreichended Palliativ, denn damit war Die Geltendmachung 
der Nullität nad) Verſäumung der Appellationsfatalien binnen der dreißigjährigen Frift 
richt ausgeſchloſſen. Erft der J. R.A. v. 1654 88. 121. 122 änderte diefen Zuftand, 
indem er das frühere Recht nur binfichtlih der Nullitäten beftehen ließ, welche insana- 
bilem defectum aus der Perfon des Richters oder der Partei ober aus den substan- 
tialibus des Proceſſes nad fich führen, die Geltendmachung der übrigen (der fog. heil⸗ 
baren) Nichtigfeiten aber an das fiir die Appellation vworgeichriebene decendium band. 
Seitvem wurde für den Reichsgerichtsproceß und aud für den gemeinen Proceß Die N. 
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wegen unheilbarer und wegen heilbarer Nichtigkeiten geſchieden. Was 
die Vorausſetzungen der erfteren betrifft, jo wird der Begriff der unheilbaren Nichtig⸗ 
feiten aus der Perſon des Richters oder der Parteı in Verbindung mit dem oben Ge 
fagten ohne Weiteres Mar fein. Zu den nullitates insanabiles ex substantialibus 
des Procefleß rechnet man dagegen diejenigen, welche ihren Grund in dem gänzlicden 
Mangel eines proceſſualiſchen Verfahrens ober in der Verlegung eines wejentlichen Be 
ſtandtheils deſſelben, d. h. der Verhandlungsmarime und des Grundſatzes des gegenfeitigen 
Gehörs, haben. In wie weit das Urtheil betreffende Mängel hierher zu zählen ſind, iſt 
ſtreitig, indeſſen dürfte es richtig erſcheinen, hier nur dem Urtheil ſelbſt (an und für ſich 
betrachtet) innewohnende Fehler, wie z. B. Unrealiſirbarkeit ſeines Ausſpruches, nicht aber 
mit der freilich überwiegenden Meinung auch Verſtöße gegen das jus clarum in thesi 
und contra rem judicatam ben Nullitäten ex substantialibus processus zuzumelen 
Geltend gemacht werben kann diefe Duerel gegen End- und Zwiſchen-Urtheile (nur aus 
en gegen Decrete) binnen der 30jährigen Friſt. Gemeinrechtlich iſt fie am feine 
Beſchwerdeſumme gebunden und auch gegen ein rechtskräftiges Urtheil geftattet. Suöpenfio- 
effect hat das Rechtsmittel als ſolches nicht, ebenfo wenig Devolutiveffect; denn es fan 
ſowohl bei dem Richter, welcher die Nichtigkeit begangen bat, als bei deſſen höherer Ju: 
ſtanz — letzteres ift freilich in der Praris die Regel — angebracht werden. Das Ber- 
fahren nimmt denſelben Verlauf, wie auf jede andere Klage. Nova find nur inſoweit 
geftattet, als fie dazu dienen, die nicht ſchon actenmäßige Nullität darzuthun und zu be 
meilen. ‘Der Erfolg der flegreich durchgeführten Duerel iſt je nach der Art der Nullitit 
ein verfchtenener. Ber einer blos das Urtbeil betreffenden Nullität wird nur dieſes caſſin 
und ein anderes Erkenntniß in der Sache jelbft gefällt, bei einer Nullität des Verfab- 
rend muß dagegen daffelbe von dem Stadium ab, in welchem dieſe begangen ift, wieder 
holt und erft dann kann ein neues Urtbeil gefällt werden. Das Urtheil auf die Nullitäts 
querel unterliegt der Anfechtung mit denfelben Nechtsmitteln, wie jedes andere, fofern mur 
die Borausfegungen der Testeren gegeben find. Was dagegen die Querel wegen 
heilbarer Nichtigkeiten betrifft, fo ift dieſe zuläffig wegen aller anderen als ber 
vorhin charakteriſirten Nullitäten. Diefe können, weil fie durch Einlegung der Querel 
intra decendium gerügt werden müflen, nicht, wie die unbeilbaren, auf dem Wege der 
Einreve oder Replik (etwa gegen eine actio, reſp. exceptio rei judicatae) geltend ge 
macht werden. Während uber ein Theil der Procefinaliften um Mebrigen die Querel 
wegen heilbarer Nichtigkeit vollfommen mit der Appellation identificirt, faßt ein anderer 
Theil diefelbe noch als jelbftändiges Rechtsmittel auf, welches zwar intra decendium ji 
interponiren ſei und Suspenſiveffect beige, aber nicht nothwendig Devolutiofraft habe, 
feine Appellationsſumme erfordere und auch lediglich aus den Acten gerechtfertigt werden 
könne. — Was endlich die Part. Pre.Ordnn. betrifft, jo Haben einzelne ein nur die ge 
meinrechtlichen Grundfäge reformirende8 Syſtem angenommen. So tft nach ber Han. 
Pre. Ordn. die Geltendmachung der heilbaren Nichtigfeiten des gemeinen Proceſſes dem 
Rechtsmittel der Berufung übenwielen, und das Nechtömittel der og. N. findet nur 
beim Vorliegen gemwiffer, genau im Geſetze ($. 431) aufgezählter Nullitäten ftatt, welche 
aus einem Mangel in der Perſon des Richters, ber Parteien, gewiſſen Subftantialien 
bes Proceſſes, jowie aus dem Verſtoß gegen eine frühere res judicata oder gegen einen 
ausdrücklich von der Partei geläugneten,, reſp. zugeftandenen,, vom Richter im erjteren 
Tal fir zugeftanven, im Iegteren für geläugnet angenommenen Thatumftand hervorgehen. 
Iſt auch die N. gegen die Entfcheidungen der verſchiedenen Inftanzgerichte zuläffig, jo er⸗ 
leidet fie doch ferner infofern eine Einſchränkung, als fie in manden Fällen nur mangeld 
einer der Partei nicht zuftehenden Berufung geftattet ift, und bei eingelegter Berufung die 
bi8 zum Schluffe der mündlichen Verhandlung in der Appellationsinftanz beiden Parteien 
befannt gewordenen Nichtigkeitögründe von ihnen bei Verluft des Rechtes der fpäteren 
Geltendmachung noch in vieler Inftanz gerügt werden müflen ($. 433). Die Friſt zu 
Erhebung der N. ift auf zwei Monate, angerechnet vom Tage der Entdeckung der Nullität, 
reſp. der Publikation des anzufechtenden Urtheils feftgefegt und fie wird überhaupt durch 
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einen Ablauf von 10 Jahren ſeit beſchrittener Rechtskraft des Erkenntniſſes (abgeſehen 
von zwei Ausnahmefällen) beſeitigt (8. 434). Während dem Rechtsmittel nach hann. 
R. (8. 6 des Zuſatzgeſetzes vom 31. März 1859) ftetS Devolutiveffect zukommt, ent⸗ 
behrt es Dagegen für die Regel der Suspenſipkraft (PreDron. $. 437). Bei Begrlin- 
detheit des geltend gemachten Nichtigleitsgrundes hat das Gericht ein anderes Erfenntniß 
in der Sache felbft zu fällen, jofern nicht wegen Nichtigkeit un Verfahren eine nochmalige, 
von dem früheren oder eimem.anderen Gerichte gleichen Ranges zu führende Verhandlung 
notbwendig wird x. (8. 440). Da die han. N. megen Berftöße gegen das jus clarum 
in thesi und wegen falſcher Geſetzanwendung nicht möglich ift, und deswegen die Function 
nicht erfüllen kann, die Einheit in der Rechtsſprechung aufrecht zu erhalten, jo bat die 
Pre. Ordn. $. 443 noch nad franz. Muſter eine von der Oberſtaatsanwaltſchaft wegen 
unrichtiger Geſetzesanwendung zu erhebenve, Mt feine Friſt gebundene N. zur Wahrung 
des Geſetzes eingeführt, über welche früher von dem Gaffationsjenat in Celle, fett 1867 
non dem Ober-Appellationsgeriht zu Berlin entfchieven wird. Die Parteien bleiben dem 
desfalljigen Verfahren fremd und dur die Vernichtung des angefochtenen Erkenntniſſes 
werben die Rechte derjelben nicht alterirt. — Andere Gejetgebungen ftehen dagegen unter 
dem Einfluß des franz. Rechts. Das lestere kennt als außerorventliches, mithin für die 
Regel nur als ein gegen bie letztinſtanzlichen Berufungserkenntniffe zuläffiges Rechtsmittel 
den Cafſationsrecurs, welcher wegen Verlegung der materiellen Rechtsvorſchriften und 
wegen Nichtbeachtung der bei Vermeidung der Nichtigfeit vorgeichriebenen Proceßgrund- 
fäge ftatthaft iſt, aber nur zur Vernichtung des angefochtenen Erfenntniffes durch ben 
Cafjationshof in Paris führt, während die neue Verhandlung und die Füllung eines neuen 
Urtheilg feitens eines vom Caflationshof bezeichneten Gerichtes deſſelben Ranges wie das⸗ 
jemige, deſſen Sprudy vernichtet worden, vorgenommen wird. ‘Die preuß. Gefebgebung. 
(Veroron. über das Rechtsmittel der Reviſion und N. vom 14. Dec. 1833 und bie 
Deelaration ber legteren vom 6. April 1839) fteht infofern auf dem Boden bes franz. 
R., als es die N. nur für flatthaft erklärt, wenn gegen ein Erkenntniß Feine Appellation 
oder Revifion möglich ift und unter theilweiſer Aufgabe des Unterſchiedes zwifchen heil 
baren und unbeilbaren Nichtigkeiten (ſ. den Art. Nichtigleitöflage) die Vorausſetzung hin⸗ 
fellt, Daß das Urtbeil einen Rechtsgrundſatz verlett oder auf einen nicht Darunter ge 
börigen Tall anwendet oder endlich gegen die im Einzelnen aufgezählten, weſentlichen Pro⸗ 
ceßgrundſätze verftößt. Die Entſcheidung des Ober-Tribunals — denn das Rechtsmittel 
devolvirt die Sache ſtets an den höchſten Gerichtshof — hat fi nur auf die einzelnen, 
ftet8 von der Partei unter genauer Angabe zu rügenden Nichtigkeiten zu erfireden und 
eine freie Beurtheilung des Thatbeſtandes iſt für Die Negel ausgeſchloſſen. Abweichend 
vom franz. R. erkennt aber das Ober» Zribunal, wenn nicht eine weitere Verhandlung, 
nöthig wird, in der Sache felbft, gibt alſo ein neues Erkenntniß an Stelle des vernid- 
teten ab. Die N., weldye binnen eines Gwöchentlichen Fatales beim Gerichte erfter Im- 
fanz anzumelven und binnen weiteren 4 Wochen bet dem Ober= Tribunal (durch einen 
bei Diefem Gerichtshof angeftellten Rechtsanwalt) zu vechtfertigen ift, bat übrigens für 
die Regel feinen Suspenfiveffett. Der Nd. Entw. .barmonirt im Wefentlichen mit dem 
bisherigen preuß. Shfteme. Er läßt die N. nur zu gegen in ber Berufungsinftanz er- 
laſſene Endurtheile und allein wegen „Verletzung des Geſetzes“ (88. 807. 808), wohin 
alſo auch der Verſtoß gegen die VBorfchriften des Verfahrens — das ergibt auch $. 822 — 
gerechnet werben muß. Ebenſo wenig bat er das reine Caſſationsprincip des franz. R. 
angenommen, jo daß alſo der Nichtigfeitsrichter ebenfo wie in Altpreußen auch in der 
Sache felbft zu erfennen befugt ift, aber dabei das in den früheren Inſtanzen feitgeftellte 
Sachverhältniß als maßgebend anerkennen muß (88. 822. 823). Abweichend vom preuf. 
R. ift aber die Einführung der in Frankreich vorkommenden, in Altpreußen zunächſt aud 
adoptirten, aber jet befeitigten Succumbenzftrafe (von 100 TIhlm.) im Fall der Zurüd- 
weilung Des Rechtsmittels (SS. 812. 825). Neben diefer die Sache ſtets an den höchften 
Gerichtshof devolvirenden N. kennt der Entwurf noch eine andere, gegen erftinftangliche 
den Rechtömitteln des Einſpruches und ber Berufung nicht umterliegende Urtheile, vor das 
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zuftändige Berufungsgericht gehörende N., welche jedoch nur wegen 5 ſpeciell vorgeſchrie⸗ 
bener, dem Gebiete der gemeinrechtlichen unbeilbaren Nichtigfeiten angehöriger Grimde zu- 
läſſig iſt (8. 828 ff.). — Eine dem franz. Caſſationsrecurſe im Intereſſe des Geſetzes nad- 
gebildete N. Tennt weder die altpreufß. Gefeßgebung noch der Nd. Entw. 

Lit.: Seb. Vantius, Tract. de nullitatibus processuum ac sententiarum, Leyden 
1552, u. öfter; 8. Herquet, Die Nichtigleitöflage in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, Fulda 
1838, u. Nachtrag in der Ztſchr. f. Civ. R. u. Pre. 17, 305 ff; Linde, Handb. über bie vehre 
von den Rechtsmitteln 2, 395 ff.; Strippelmann, Die Nichtigleitöbefchwerbe nach gem. und 
heſſ. R., Eafiel 1862. Für Frankreich: Friedreich, Der franz. Caſſationshof; Perrot, 
Berfaffung der Gerichte der preuß. Rheinprooingen, 1, 461 ff. — Für Preußen: Löwen— 
berg, Die Beroron. v. 14. Dec. 1833 Über das Rechtsmittel zc., Berl. 1837; Höppe, Die 
Rechtsmittel der Reviſion u. Nichtigleitsbefchwerbe, Berl. 1847; Walded, Die Nichtigleitäie- 
ſchwerde, Berl. 1801. & B. Hinſchius. 

Nichtigleitsbeichwerde im Strafverfahren ſtellt ein Rechtsmittel bar, 
welches nicht auf Die gemeinrechtliche querela nullitatis, ſondern auf die Uebertragum 
des franzöfiich = rechtlichen Caſſationsrecurſes zurückzuführen iſt. Es iſt particularrechtlich 
verſchieden geſtaltet, bald nur gegen Enderkenntniſſe, bald auch gegen Beſchlüſſe und Ber: 
fügungen zuläſſig, auch von ſchwankendem Umfange. Als Grundgedanke iſt zu betrachten, 
daß die richtige Entſcheidung aller in Strafſachen vorkommenden Rechtsfragen dadurd 
geſichert werden ſoll. Als Nichtigkeit erſcheint die Verletzung oder unrichtige Anwendung 
1) eines Geſetzes oder Rechtsgrundſatzes (materiellen Rechts; Hauptgegenftand: Auslegung 
der Einzelvorſchriften der Strafgeſetzbücher), 2) eines weſentlichen Grundſatzes des Ber: 
fahrens (formellen Rechtes; Hauptgegenſtand: die Vorſchriften der Strafproceßordnungen). 
Ohne genauere Kenntniß der Beſtimmungen des Landesrechts läßt ſich demnach nicht er⸗ 
kennen, ob ein Umſtand, dem ein Verurtheilter fein ungünſtiges Geſchick zuſchreibt, wirklich 
einen Nichtigkeitsgrund enthalte. Darum pflegt die N. auch noch beſonderen Formvor⸗ 
ſchriften unterworfen zu ſein. In der That iſt nichts häufiger, als daß in Schwurge⸗ 
richtsſachen Verurtheilte ein neues Verfahren durch Angriffe auf die Glaubwürdigkeit ven 
Zeugenausſagen, die Tragweite ihrer Ausſagen, oder durch Aufſtellung neuer — entweder 
zurückgehaltener oder mit guten Gründen abgelehnter — Beweismittel herbeizuführen ſuchen 
Das Bemühen, die Erörterung reiner Thatfragen vor den Nichtigkeitsrichter zu bringen, würde 
fich noch häufiger wiederholen, wenn nicht verhindert würde, Nichtigkeitsbeſchwerden aus freier 
Hand oder durch Winfelfchreiber verfaffen zu laſſen. ‘Daber pflegt die Anmeldung ber 
N, an eine erfte Friſt (10 — bez. 3 — Tage nad Eröffnung oder Zuftellung des an: 
zugreifenden Erkenntniſſes oder Beichluffes nebft Gründen), die Rechtfertigung derſelben 
an eine zweite Frift (meitere 10 Tage) und beide außerdem an eine befondere Form ge 
bunden zu fein: Berlautbarung zu gerichtlihem Protocol oder Legalifirung des Schrift: 
ſatzes durch einen zum Richteramt en Kechtöverftändigen. Doch aud auf den In: 
halt erftreden ſich Formvorſchriften, inſofern e8 einer ausdrücklichen Anführung der Be 
ſchwerdepunkte bedarf. Einmal muß erfichtlich gemacht werden, ob die Beſchwerde das 
materielle oder das formelle Recht betreffen fol. Nicht im erften, wohl aber im zweiten 
Fall ift außerdem erforderlich, die angeblich beſchwerende Thatſache beroorzuiheben, weil 
das Strafverfahren eine weite Reihe der verfchtedenartigften Handlungen des Gerichts mit 
ſich bringt, welche keineswegs von gleicher Bereutung für den zu faflenden Beſchluß oder 
das Enburtbeil find, alfo 3. B. für die wenigen Worte des Richterſpruchs: „daß ber 
Angeklagte des Meineides, ſchweren Diebftahls u. |. w. ſchuldig und daflir mit 2 Jahren 
Zuchthaus zu beftrafen”. Während die N. wegen materieller Verlegungen ſich hienach 
einfach geftaltet, ift dies fir die N. wegen Formverlegungen keineswegs der Fall. Dies 
harakterıfirt ſich auch in der Geſetzgebung. Nicht jede Vernahläffigung irgend einer in 
der Str. Pre. Ordn. gegebenen Formvorſchrift fol als Nichtigfeitsgrund gelten können, 
fondern nur für die wejentlihen fol dies der Fall fein. Welche aber find für mefentlih 
zu achten? 1) Nur Diejenigen, deren Beobachtung bei Strafe der Nichtigfeit im Geſetz 
vorgeichrieben worden? (Tachliche Zuſtändigkeit, Beſetzung des Gerichts, der Geſchwornen⸗ 
bank u. dgl.); 2) diejenigen auch, welche von dem höchſten, die Gerichtspraxis überwachen: 


Nichtigleitsbeſchwerde. 173 


den Landesgerichtshofe allgemeinhin für weſentlich erklärt worden? etwa durch Plenarbe- 
ſchlüſſe? 3) Oder ſind weitere Unterſcheidungen zu treffen ähnlich der Eintheilung der 
älteren Zeit, welche heilbare von nicht heilbaren Nichtigfeiten ſonderte? Died etwa von 
dem leitenden Gefichtöpunktte aus, daß Niemand über die Beſchränkung von Procegbefug- 
niffen Beſchwerde führen dürfe, ver durch fein Verhalten, bis zu dem Ergehen des ange- 
griffenen Erkenntniſſes oder Beſchluſſes bereits zu erfennen gegeben, daß er die Belchrän- 
kung für eine ihm nachtheilige nicht erachte? Iſt die nachträglich behauptete Belchräntung 
in einem Zeitpunkt des Verfahrens (zumal eines bloßen Vorverfahrens, einer Borunter- 
fuchung) eingetreten, nach welchem durch einen „Antrag”, eine „Rüge“ das BVerlangen 
der Hebung noch hätte ausgeiprochen werben können, jo läßt fich in der That in dem 
Unterbliebenfein der Rüge ein Verzicht, oder vielmehr das ſtillſchweigende Anerkenntniß 
finden, daß es fih bier in Wahrheit um einen nur der Form, keineswegs der Sache 
wegen erheblichen Umſtand gehandelt habe. Die Geſetzgebung und Rechtſprechung hat 
ſich im Allgemeinen in der Richtung bewegt, ven Regeln über Bildung, Belegung, Zus 
jtändigfeit der Gerichte meiſtens die Bedeutung unbedingt wejentlicher Borichriften zu 
geben, dagegen diefelbe nur auf verhältnißmäßig wenige Hauptgrundjäte des Verfahrens 
auszubehnen, und bier dem Gebiet der Rüge, des ftillichweigenden Verzichts einen ziemlich, 
weiten Spielraum zu gemähren. Da die Staatsanmaltichaft die Amtspflicht bat, Die 
Beobachtung aller Formworfchriften zu überwachen, jo ergibt fi daraus eine Reihe wei- 
terer Unterſcheidungen. Die Berlegung von folgen Vorſchriften insbeſondere, welche 
lediglich zum Vortheil des Angellagten gegeben worden, kann von der Staatsanwaltſchaft 
nicht zu dem Zweck geltend gemacht werben, um zum Nachteil jenes eine Vernichtung 
herbeizuführen, in Schmwurgerichtöfachen weiter ift ihr bei verneinendem Wahrſpruch par- 
ticulär die N. wegen Sormverlegungen entzogen, ausgenommen den Fall einer fehlerhaften 
Bildung des Schwurgerichts oder von Mängeln bezüglich der Stellung oder Nichtftellung, 
von Fragen. Die praktiiche Bedeutung der N. ftellt ſich hiernach im Großen und Gan⸗ 
zen dahin, daß fie die Einheit des materiellen Rechts ſchlechthin wahrt, diejenige des 
formellen Rechts aber vorwiegend zum Schutze der Angeichuldigten je nach den Bejonder= . 
beiten des Talles aufrecht zu erhalten beftimmt ıft. Ihre Wirffamkeit in der Testen 
Richtung wird dadurd erheblich beeinträchtigt, daß die Bedeutung der Formen den An⸗ 
geſchuldigten felten zur rechten Zeit einleuchtet, und die formelle Gerechtigkeit der Nichtig= 
keitserlenntniſſe mit ihrer trodnen Abweiſung reiner Beweis- und ähnlicher thatjächlicher 
Erörteningen bei ihnen den Eindruck prüfungslofer Sanction materiellen Unrecht her⸗ 
borzurufen geeignet bleibt. — Auch da, wo die Gefeßgebung gegen Beſchlüſſe, Verfügungen, 
vorbereitende Urtheile (3. B. Verweilungserlesntnifie, das Rechtömittel der N. zugelaffen 
Hat, pflegt für Form und Inhalt daſſelbe angeoronet zu fein, mas fir die N. gegen 
Endurtheile gilt. ‘Die meiften Gejeßgebungen freilich ftellen den Grundſatz auf, daß die N. nur 
gegen Endurtheile Platz greife, entweder gegen biefe alle mit Ausnahme derer des höchſten Ge— 
richtshofes, oder gegen bie Urtheile der Schmurgerichte und der Appellationsgerichte in 
der Berufungsinftang. Auspeichloffen bleibt das Rechtsmittel alfo im legten Falle dann, 
wenn lediglich eine Webertretung den Gegenftand der Unterfuchung gebildek hat; doch 
auch Hier noch mit Unterfchieven. Particulär iſt der Oberftaatsanmaltichaft das Recht 
gegeben, unter ausdrücklicher Ermächtigung des Juſtizminiſters zur Aufrechthaltung 
wetentlicher Grundſätze des Rechts oder des Berfahrend oder zur Wahrung der Einheit 
der Rechtſprechnng die N. auch in Uebertretungsſachen einzulegen, vorbehaltlich der Bes 
fugniß des Juſtizminiſters, die Nichtvollſtreckung des darauf ergehenden Erfenntniffes in- 
ſoweit zu verfügen, als daſſelbe fir den Beſchuldigten nachtheiliger lautet, wie das Vor⸗ 
erkenntniß. Die Beſchränkung der N. auf Endurtheile bat nicht etwa bie Beben 
daß gegen Beichlüffe u. dal. kein entſprechendes Rechtsmittel gegeben worden: daſſel 

führt vielmehr nur einen anderen Namen: Beſchwerde, einfache Beſchwerde u. dgl. m. 
Jene Beichränkungen baben ebenfowenig die Bedeutung, dag Nichtigfeitögründe nur durch 
N, geltend gemacht werben dürfen; vielmehr enthält jedes andere Nechtömittel die ber 
N. eigenthiimlichen Elemente, und außerdem nod einen weitergreifenden Wirkungskreis; 
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dies meiſt unter erleichternden Formvorſchriften, welche ſich namentlich darin wirffem 
zeigen, daß der einfache Angriff (Appellation, Recurs) den Inſtanzrichter nötbigt, von 
Amtswegen zu prüfen, nicht blos ob materielle, fondern auch ob formelle Nichtigkeiten 
vorgefommen. -- Welde Auspehnung nun aud dem Nechtömittel der „N. gegeben 
worden, überall ift e8 der oberfte Gerichtöhof des Landes, dem die Entſcheidung darüber 
zukommt: das Obertribunal, Oberappellationsgericht, und wie derſelbe ſonſt heißen möge 
Geht fie gegen Endurtheile, fo wird dem Gegner zuvörderſt Gelegenheit zur Gegenerklä 
rung gegeben. Dies ift gleich der Prüfung, ob Frift und Form beobachtet worden, Sache 
des Untergerichtd, deſſen Verfügungen indeß im Beſchwerdewege anfehtbar. Kommt es 
demnach beim böchften Gerichlöhofe zur Entfcheidung über eine N. gegen Enburtbeile, ſe 
erfolgt regelmäßig die Anberaumung einer Hauptverhandlung mit öffentlichen, mündlichem 
Berfahren, für welches der Angellagte des Nechtsbeiftandes halber an die, beim höchſten 
Gerichtshof zur Praris berechtigten Anwälte gewiefen ift. ‘Der Bortrag eined Mitgliedes 
des Gerichtshofes als Berichterftatters bildet den Beginn der Verhandlung; ihren Schluf 
— particulär — die Anträge des Generalſtaatsanwalts. Deſſen Hauptthätigfeit beſteht ın 
der gutachtlichen Aeußerung über alle in Betracht fallenden Rechtspunkte. Daher gebührt ihm 
das Teste Wort, nicht wie in den Borinftanzen mit ihren thatjächlichen Erörterungen dem 
Angeſchuldigten. Das Urtbeil kann auf Zurückweiſung der N. oder auf Vernichtung 
lauten; im letzten Fall bei Deängeln des Verfahrens auch auf deſſen gämzliche oder tel: 
weile Vernichtung. Bet dem inneren Zuſammenhange aller Einzelheiten der Haupwer 
Handlung ift in Schwurgerichtsſachen die theilmeife Vernichtung nur in der Weiſe denkbar, 
daß der Geſchwornenſpruch — alſo auch der worausliegende Theil der Verhandlung — 
aufrecht erhalten wird. Liegt der Vernichtungsgrund im materiellen Recht, und erfdemen 
weitere thatfächliche Ermittelungen nicht als erforberlich, jo fann in der Sache felbt Ent: 
fcheibung ergehen. Wenn 3. B. Thäterfchaft für einfache, Theilnahme für ſchwere Mau 
terei wider dieſelbe Perfon bei demfelben Vorgang feftgeftellt und vom erften Richter 
reale Concurrenz angenommen ift, während ver Nichtigfeitsrichter Die Theilnahme fir 
abforbirt durch Die Thäterfchaft erachtet, jo kann von demfelben unter Aufhebung ber er: 
fannten Zuchthausſtrafe auf Gefängniß erkannt werben, indem das Strafmaß — mit 
dies auch in England dem Nichter verftattet ift — nach der actenmäßigen Sachlage be 
mefjen wird. Erfolgt neben Vernichtung die Zurückweiſung in die (erfte oder zweite) In 
ftanz, fo bleibt diefe gehalten, den vom höchſten Gerichtshof aufgeftellten Rechtsgrundſätzer 
als der lex spocialis casus obvii zu folgen. Died gilt audy file Die N. auf Bejchlüfle 
und Verfügungen, denen ein münbliches öffentliches Verfahren nicht vorhergeht. Die font 
geltende aufſchiebende Wirkung der N. hält die Entlaffung eines Berhafteten nicht auf, 
insbeſondere nicht bet Freifprechung deſſelben. Befondere Eigentbiimlichkeiten finden ſich 
in den Geſetzen, welche den Aohäfionsproceß in fih aufgenommen haben. 
Gſgb. u. Lit.: f. bei. bei Plant, Soft. Darftellung bes deutſchen Strafrechts (1857, 
88. 179— 188. Zachariä, Handb. bes beutfchen Str. Pre. (IT 1868), 88. 173. 68. Don 
neuerer Öejeßgebung: Preuß. Berorbn. v. 25. Juni 1867 für die neuen Provinzen 88. 399-412. 
Str.Brc.Dron. für Würtemberg (1868) A. 441 f., 13 jpecielle Nichtigkeitsgründe und ein all- 
gemeiner: Berlegung v. Borfchriften bes Verfahrens, bei denen „zweifelhaft, ob nicht beren 
eobachtung zu einer anderen Entfheidung geführt haben wirde”. Der Beſchnldigte hat bat 
letzte Wort. Umntergericht nicht umbebingt gebunden an die Mechtsanficht des Obertribunals. 
Könige. Sachſen, Gef. v. 1. Oct. 1368 über das Berfahren in Schwurgerichtsſachen 8. 98 1. 
wozu Dr. Schwarze, Die Strafprocefgefege im Könige. Sachſen (1869), II, 2 *. Nee 
er. 
Nichtigkeitsklage (Nullitätsklage) ift im Allgemeinen die Klage auf Annulirung, 
d. b. auf Declaration der vorhandenen Nichtigkeit eines Vertrages oder eines fonftigen 
rechtlichen Verhältniſſes (3. B. der Ehe). Eine befondere Klage auf Conftatirung der 
Nichtigkeit eines Procefjed und des in bemfelben gefüllten Erkenntniſſes, um die Schem: 
eriftenz des letzteren zu vernichten, ift erft ſeit dem Weittelalter vorgefommen. Ueber ihre 
fpätere Umbildung zur Nichtigkeitsbeſchwerde |. den betr. Art. Freilich nennt man auf 
heute noch die Nullitätsquerel wegen unheiibarer Nichtigkeiten mitunter N. Nur par: 
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ticularrechtlich Bat fih eine N. als Reſt ver gemeinrechtlichen querela nullitatis 
propter defectus insanabiles erhalten, fo in Preußen, wo man dieſelbe trog der Ein- 
führung der Nichtigfeitöbejchwerbe, welche die Allg. Ger. Ordn. nicht fannte, noch hat be- 
ſtehen laſſen. Ste ift bier ein in der Regel nicht devolutives und nicht ſuspenſives, in 
Form einer Klage geltend zu machendes Nechtsmittel, welches nur der Verjährungsfrift 
unterliegt und allein fattfinden Tann, wenn eine Perjon ohne Gerichtöbarfeit erfannt Bat, 
eine procefunfähige Perjon over ein nicht legitimirter Bevollmächtigter im Proceß aufge- 
treten und enblih das Urtheil ex falsa causa, d. h. auf Grund falfcher Documente 
oder faljcher Auslagen beftochener Zeugen abgegeben ift. 

Gigb.: S. Allg. Ger. Ordn. Th. I. Tit. 16. 88. 2— 11; Verordn. vom 14. Dechr. 1833 
88. 27. 28. P. Hinſchius. 

Nider, Johannes, war Dominicaner, Prior in Nürnberg und Baſel, Prof. 
der hyrpie in Cöln; 1422 — 28, dann ſeit 1435 Mitglied der Wiener Hochſchule, 
farb 1438, 

Schrift: Dompendiosus tractatus de contractibus mercatorum, Par. 1513 (in Trac- 
tatus traetatuum, Lugd. 1549, tom. V.). 

rit.. Goldſchmidt, Handb. des Handelsrechts, Erl. 1864, ©. 34. — Jahrbb. d. gem. 
deutſchen R. VI. — v. Stinking, Gef. d. pop. Lit. d. röm.scan. R. in Deutichland, Leipz. 
1867, ©. 531. 543. — Aſchbach, Geich. der Wiener Univerfität, ©..446. — Quetif et 
Echard, Seriptores ord. praedicatorum, I. pag. 792. Teihmann. 

Niederlagsrecht (jus emporii, Stabteinlagerreht) — das einer Stadt gegebene 
Privileg, vermöge deſſen die eingeführten Waaren nur an Bürger verlauft werden dürfen 
oder denjelben doch eine Zeit lang feil gehalten werben müſſen. ©. über die Bedeutung 
und die Modificationen dieſes nur noch hiſtoriſch wichtigen Begriffes den Art. Stapel: 
recht. Behrend. 

Nochgeſchäft. Das N., auch „Nachgeſchäft“, „Schluß auf Noch“, oder „mit 
Noch“ genannt, iſt ein Prämiengeſchäft (hierüber |. „Prämiengeſchäft“), bei welchem das 
Wahlrecht des Prämiengebers darin befteht, daß er an dem vorher beftimmten ‘QTermine 
den urſprünglich auf eine gewiſſe Duantität Waaren (regelmäßig Börfenpaptere) feft- 
eritredten Vertrag nad) feiner Wahl auf eine dem Marimum nad) gleichfall8 bereit vor⸗ 
ber vereinbarte Quantität von Waaren derjelben Art ausvehnen darf, mithin, wenn er 
Käufer ift, mehr beziehen (forbern), wenn er Verkäufer ifl, mehr liefern darf, als vorher 
feſt ausgemacht wurde. Hinfichtlich der jedenfalls zu Tiefernden Waare Tiegt ein gewöhn⸗ 
liher Tags= oder Zeitfauf vor, der jedoch mit dem Prämiengeihäft in unlöslicher Ver- 
bindung jteht und dadurch weſentlich alterirt wird; dieſe Verbindung tritt gewöhnlich 
äußerlich dadurch hervor, daß die Prämie in dem Kaufpreife ver feitbedungenen Waaren: 
guantität verhüllt enthalten ift und zwar wird ver Kaufpreis der feiten Waarenquantität 
höher fein, als jener der nach Belieben des Prämiengebers nody zu liefernden (der „Noch⸗ 
papiere“ im Effectenhandel), wenn der Letztere Käufer ift, und niedriger, wern das Wahl: 
recht dem Berfäufer zuſteht. Die Prämie im N. darf fo wenig ald die in anderen Ges 
ſchäften dieſer Art vortommende Prämie als Reugeld aufgefaßt werden; fie ift vielmehr 
das Yequivalent, welches vom Prämiengeber für das ihm zugeftandene Wahlrecht zwiſchen 
So⸗ und Anderswollen gegeben wird. 

Lit.: Ueber das Nachgeſchäft |. Bender, Berlehr mit Staatspapieren, 2. Aufl. $. 85. 
Thöl, Verkehr mit Staatöpapieren, $. 49. THBl, Handelsrecht $. 98, und Gareis, Ueber 
bie jur. Natur ter faufmänn. Prämiengefchäfte in Siebenhaars Arc. f. Wechfel- u. Han- 
belereht Bd. XVII. ©. 136. 137. 157. Gareiß. 
Mominationsrecht (jus nominandi) ift das Recht, den zufünftigen Amtöträger 
eines vacanten Beneficiums zu ernennen, fofern e8 nicht dem nach den allgemeinen Regeln 
ordentlicher Weife zur Verleihung berechtigten Oberen zuſteht. Es unterjcheibet ſich von 
dem Bräfentationsrechte dadurch, daß kraft eines folchen der Berechtigte nur beiugt iſt, 
dem firchlichen Oberen ein genügendes Subject vorzufchlagen, bei der Nomination aber 
Thon durch die Ernennung der Amtötitel verliehen wird, freilich ohne daß der Nominirte 
vor Prüfung feiner Dualification und ohne eine beſondere Zulaffung die Amtsbefugniffe 
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anszuüben berechtigt wäre. Die Beneficien, welche einem ſolchen N. unterworfen fine, 
find gewöhnlih Bisthümer, Abteien und Canonicate, und die Perſonen, welchen em 
ſolches Recht zufteht, für die Regel Fürſten. So nominirt z. B. in Deutſchland ver 
König von Baiern auf ſämmtliche Bisthümer feines Landes, und auch der Kaifer von 
Defterreich bat ein ſolches Privileg für einen Theil der biſchöflichen Stühle des Kaiſer⸗ 
ftantes, welches ihm freilich zugleich die Pflicht auferlegt, vor der Ernennung den Kath 
ber Bilchöfe der betreffenden Provinz einzuholen. Was die Kapitelpfriimden betrifft, io 
nominirt der Kaiſer in Defterreih auf alle mit Ausnahme der erften Dignität und ber 
ver bifchöflichen Collation oder einem Patronatrecht untermorfenen Canonicate, der König 
von Baiern auf die Decanatsftelle und die in den 6 yäpftlicden Monaten vacant merden- 
den Präbenden, für bie altpreußifchen Bisthiimer endlich ernennt der König auf die Te 
canate umd die in der erwähnten Zeit zur Erledigung kommenden Domberrnftellen trof 
beſonderen päpftlichen Indultes. 
Quellen: Oeſterr. Concordat von 1855 A. 19. 22; baier. Concordat von 1817 A 8. It: 
für Preußen Bulle: De salute animarum von 1821. Bgl. auch Tb. I. ©. 470 und im 
Art.: Informativproceß. P. Hinſchins. 
Noodt, Gerhard, geb. 4. Sept. 1647 zu Nimwegen, ſtudirte daſelbſt, zu ker 
den, Utrecht, wurde zu Franecker 1669 Doctor, wurde 1671 Lehrer an der Uniwerfitit 
von Nimwegen, fpäter zu Traneder, Utrecht und Leyden, flarb 15. Aug. 1725 zu Leyden. 
Schriften: De acquirenda et retinenda et amittenda possessione, Noriom. 1668. — 
Probabilium jur. civ, lib. I. Lugd. Bat.1674; lib. II. III. 1679; ed. nova 1691 in 4 Bädern. 
— De foenere et usuris libri 11I. Lugd. Bat. 1698. — Comment. in Justiniani Digests 
8. Pandectas juris enucleati, Lugd. Bat. 1716. — Diocletianus et Maximinianus s. de 
transactione et pactione criminum lib. singularis, Lugd. Bat. 1704. — De forma emen- 
dandi doli mali in contrah. negott. admissi apud veteres, Lugd. Bat. 1709. Open. 
Lugd. Bat. 1713, ed. nov. 1724; ed. Barbeyracius Lugd. Bat. 1735; ed. noviss. 1161. 
Lit.: Jugler, Beiträge II. ©. 365 — 383. Teihmann. 
Notariat, d. h. die Geſammtheit der ausfchlieflich und beſonders für die Auf: 
nahme und Beglaubigung von Rechtsacten beftehenden Beamten (notarii, Notace) ımd 
bie diefe betreffenden Verhältniſſe. Die röm. tabelliones oder notarii, welche aus der 
Aufnahme von Urkunden über Rechtsgeſchäfte ein Gewerbe machten, ohne daß letzteren 
aber irgend welche beſondere Beweiskraft zufam, erhielten ſich in Italien auch nad Dem 
Berfall der röm. Herrihaft, namentlich aber war e8 die Kirche, welche ſich ihrer für ve 
Aufzeichnung der acta martyrum und Aufnahme der kirchlichen Verwaltungsacte (Ordi: 
nationd=, Wahl- x. Protocolle u. |. w.) bediente. Als man aber in Italien feıt ter 
karolingiſchen Zeit Notare zur Aufnahme von Beurkundungen über die gerichtlichen Ber: 
handlungen Beranzog und man biefen eine gewiſſe Autorität beilegen mußte, um ft 
nicht völlig zwecklos erfcheinen zu laflen, war damit die Grundlage für Das moderne Re 
tariatSwejen, d. 5. die Eriftenz befonderer Beamten mit der Befugniß zur Ausftellmg 
von öffentlichen Glauben genießenden Acten über rechtliche Vorgänge gegeben. Ende des 
12. Jahrh. erfcheint das Imftitut in Italien vollkommen entwidelt. Die Notare find 
Beamte, welche eine höhere, namentlich faiferliche oder päpftliche Autorifation erhalten 
müffen, in Corporationen (collegta) unter eigenen Vorſtehern (proconsules, consules, 
majores) vereinigt find und das Recht einer gemiffen Autonomie (zur Handhabung KT 
Disciplinargewalt, zum Erlaß ftatutarifcher Beſtimmungen, zur Feftjegung von Gebühren, 
Zaren x.) befigen. Ihre Function war die Aufnahme von Urkunden mit öffentliden 
Glauben und zwar galten nach der Entwidelung der legalen Beweistheorie die Notare 
als die Urkundsperjonen im eminenteften Sinne, denn die in der gehörigen Form von 
ihnen aufgenoinmenen Inftrumente hatten bis zum Beweiſe des Gegentheil nicht nur die 
Vermuthung der Aechtheit für fi, fondern auch der Inhalt derſelben wurde bis zum 
Beweiſe des Gegentheil® als juriftiich wahr angefehen. In Italien wurde bie Stellung 
der Notare in der letztgedachten Eigenfchaft dadurch recht Mar zum Bemußilein 
gebracht, Daß auch die Beglaubigung der Acte der öffentlichen Behörden nicht durch eigene, 
zu dieſen gehörige Beamte, ſondern gleichfalls durch die Notarien, welche bie Collegien 
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verfelben zu Secretärbienften,, namentlich bet den ftäbtifchen Gerichten nach einem be- 
ſtimmten Turnus deputirten, wahrgenommen wurden. Dieſe Trennung des N. als Organs 
für die öffentliche ‚Beglaubigung und für die Verwaltung der jog. freimilligen Ges 
richtsbarkeit von den Gerichten hat fich bei der Verbreitung des Inftitutes über Italien 
hinaus in Frankreich namentlich dadurd, daß die Könige demjelben ihre Aufmerkfam- 
keiten zumwandten, erhalten. Die früheren Einrichtungen haben auch die Stürme ber 
franzöfiichen Revolution überdauert und das heut in Frankreich die Grundlage ‚bildende 
Geſetz vom 25 Ventöse XI (16. März 1803) zeigt noch deutlich den a en 
mit der mittelalterlich - italienischen Geftaltung. Die franz. Notarien werden noch heute 
ſtaatlich angeftellt, nachdem der Candidat ein Alter von 25 Jahren, eine Stage (d. 6. 
praftifche Beſchäftigung) von 6 Jahren bei einem Notare, und endlich feine Moralität 
und Fähigkeit nachgemwielen hat. Da die franz. Gerichte allein mit der Handhabung der 
ſtreitigen Gerichtöpflege betraut find, jo fällt den Notaren die Verwaltung der jog. frei- 
willigen Jurisdiction (Aufnahme von Berträgen, jelbft Schenkungen, von legtwilligen Ber: 
fügungen, von anderen eimfeitigen Acten, 3. B. Proteſten, ferner die Vollziehung von 
Verfäufen aus freier Hand ober in öffentlicher DVerfteigerung) anheim. Sofern die No: 
tariatsacte von ihnen in den vorgejährtebenen Formen, fiir deren Beobachtung fie den 
Parteien verantwortlich find, aufgenommen worden, haben fie nicht nur öffentlichen Slau- 
ben al& instrumenta publica, jondern fie find auch ebenfo vollſtreckbbar wie die gericht 
lichen Urtheile. Die Ueberwachung der Amtsthätigfeit der Notare ſteht den aus den— 
ſelben für beftimmte Diftricte gebildeten Disciplinarkammern zu, welchen auch die Bei- 
legung der Gebübhrenftreitigfeiten zwiſchen ven Notarien und ihren Klienten zukommt. 
Auch in Deutſchland ift diefes Syſtem, allerdings mit gewifien Modificationen, vecipirt 
worden; jo zunädft da, wo am Anfange dieſes Jahrhunderts die franz. Gejeßgebung 
überhaupt eingeführt worden ift, wie z.B. in Rheinpreußen, wo inbeffen die Notare 
feine Disciplinarkammern befigen, fonbern unter der Disciplinargewalt der Gerichte ftehen, 
und für die Anftellung, abgefehen von einer gewiſſen praftiichen Vorbereitung, vorgängiges 
Univerfitätsftudtum und Ablegung der Notariatsprüfung verlangt wird. Neuerdings ift 
m 3. 1850 eine gewiſſe Nachahmung der franz. Einrihtungen in Defterreich ver: 
ſucht worden, aber da man bald den Notartatdzwang für die meiften Rechtögeichäfte 
aufbob und auch diefen in der neuen Notartat8- Ordnung von 1855 nicht wieder her- 
geftellt hat, To Hat das Inſtitut bier nur eine kümmerliche Exiſtenz. Dagegen bat id 
die im 3. 1861 erfolgte Einführung defielben in Batern, wo man die franz. Grund⸗ 
Inge feftgehalten bat, volltommen bewährt. — Die Einrichtungen in den übrigen deut= 
ſchen Ländern erflären fi daraus, daß in Deutfchland das N. nicht recht Tebensfähige 
Burzeln hat ſchlagen können, weil die Territorialgerichtähern ihren Gerichten ſchon 
wegen der Einkünfte die Ausübung der freimilligen Gerichtöbarfeit zu erhalten fuchten 
wd in Folge davon nicht die Notare zur Beurkundung der gerichtlichen Acte, fondern 
eigens angeftellte Secretäre dazu verwandten, jowie endlich die zahlreichen Ernennungen 
von Notaren durch die zur Ausübung der kaiſerlichen Reſervatrechte beftimmten fog. Hofe 
pfasgrafen Das Inſtitut discreditirten. In Folge diefer Entwidelung erfcheinen die Notare 
noch Beute wielfach (fo 3. B. in Altpreußen) nur als niedere, mit der Verwaltung, 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit betraute Beamte neben den Gerichten, welchen die Auf- 
nahme der wichtigften Urkunden (3. B. der Teftamente) vorbehalten iſt. Ferner erklärt 
fi) auch daraus die mehrfach (3. B. ebenfall8 in Altpreußen) vorkommende Verbin: 
dung der Notariats- und Anwaltsftellen. Die in einzelnen deutſchen Staaten erfolgte 
Einführung der freien Advokatur (ſ. den betr. Urt.) bat aber fchon eine Löſung bieler 
Combination herbeigeführt. , 

Quellen u. Lit.: Sranteeih, f. oben im Terte; Rheinpreuß. Notar.Orbn. v. 25. April 
1822; Altpreußen, Allg. Ger.örbn. Th. IU. Tit. 7; Notar. Orbn. v. 11. Juli 1845; Han- 
Rover, Notar. Orbn. v. 18. Sept. 1853; Defterreih, Notar.Orbn. v. 21. Mai 1855; Kb- 
nigr. Sahfen, Notar. Ordn. v. 3. Juni 1859; Baiern, Notar.Orbn. v. 10. Novbr. 1861; 
Bäürtemberg, Gef. v. 14. Juni 1843, 4. Juli und 17. Auguft 1849; Baden, v. 3. Nov. 
1806 mit vielen Nachträgen; Braunfchweig, v. 13. Noobr. 1850; Hamburg, v. 18. Dec. 

dv. Holgendorff, Rechibleriton 2. 12 
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1815; Bremen, v. 13. Nov. 1820; Lübed, v. 10. Dct. 1838. — Deflerley, Das beutfche 
Notariat, Hann. 1842, 1815, 2 Thle.; 3. Merkel, Das Notariat, Leipz. IS60; Euler, 
Handb. des Notariat in Preufen.... mit Rüdfiht auf das übrige Deutfchland, Frankreich 
u. andere Länder, Düffelborf 1655; M. Delius, Das Amt des Notard nach preuß Recht, 
Liſſa 1864; Chiari, Handb. des öfterr. Notariatd, 2. Aufl. Wien 1856. — Zeitichriften er- 
feinen in Köln für das Notariat in Rheinpreußen, und in Nördlingen für Baiern (heraudgeg. 
von Graf); die in Wien für Defterreih von Ranger herausgegebene ift 1862 eingegangen. 
P. Hinſchius 

Note, Schlußnote. Note, Nota oder Rechnung heißt die Rechnung des Kauf: 
manns für den Conſumenten, auch die Rechnung über Werthpapiere oder Geld. Factur 
iſt die im Handelsverkehr, namentlich unter Entfernten, übliche Rechnung. — Bon juri⸗ 
ſtiſcher Bedeutung iſt die Schlußnote (Schlußzettel), d. h. die von dem Handelsmakler 
den Contrahenten ertheilte Beurkundung des durch ihm vermittelten Geſchäfts. Das 
Handelsgeſetzbuch verpflichtet den (amtlich beſtellten) Handelsmäkler, die von ibm umter- 
zeichnete Schlußnote, welche, wie die Eintragung in das Tagebuch, die Namen der Con- 
trabenten, Die Zeit des Abſchluſſes, die Bezeichnung des Gegenſtandes und die Be— 
dingungen des Geſchäfts enthalten muß, jeder Bartei ohne Verzug nad) Abſchluß dee 
Geſchäfts zuzuftellen. Bei Geichäften, deren Erfüllung vertragsmäßig auf eine gewiſſe 
Zeit hinaus aufgefchoben ift, ıft je ein Eremplar jedem-Contrahenten zur Unter: 
ſchrift zuzuſtellen; die unterjchriebenen Erenplare find demnähft auszumedfeln. 
Die Unterzeichnung enthält ein Anerkenntniß des abgeichloffenen Geſchäfts. Die rechtliche 
Natur der Schlußnote wird fonft durch die fragliche Borfchrift nicht verändert. Tie 
Gültigkeit des Geſchäfts ift weder von der Unterichrift der Parteien, noch von 
der Aushändigung oder Annahme der Schlußnote abhängig; von der Verweigerung ver 
Annahme tft nur Anzeige an die andere Partei zu erftatten. Der C. comm. fordert für 
die Beweiskraft der Schlufnote (bordereau) ſtets die gehörige Unterſchrift der 
Parteien; bezitglih der Affecuranzmäfler fchreibt derfelbe vor, daß fie die Policen in 
Concurrenz mit den Notaren verfaffen und deren Echtheit durch ihre Unterfchrift befun- 
den. Nah dem ital. H.G.B. von 1865 kann das Gericht auch auf nicht ven der 
Partei unterzeichnete Schlußnoten Rüdficht nehmen; unterzeichnete haben volle Beweiskraft 
Das Allg. D. H. G. B. behandelt auch in Anfehung der Beweiskraft die Unterzeichnung 
durd Die Parteien als ein für die wahre Bedeutung der Schlußnote völlig äußer⸗ 
liches Moment. Dagegen legt e8 im Uebrigen, wie die Aushändigung der Schlufnote 
zum Bemeife ded abgejchloffenen Vertrages dient, allerdings der Schlußnote felbft eine 
geſetzliche Bemweistraft für den Abſchluß des Geſchäfts und deſſen Inhalt be. 
Diefe Beweiskraft fol jedoh nur in der Regel eintreten. Der Richter entjcheidet nad 
den Umftänden; er kann die eidliche Beſtärkung durch den Mäfler oder andere Beweiſe for- 
bern und beurtheilt inöbefondere die Erheblidjfeit einer Weigerung der einen oder anderer 
Partei, die Schlußnote anzunehmen oder zu unterzeihnen. Stimmen die Noten nidt 
überein, fo fan feine von ihnen bemeifen. Auch eine Nichtübereinſtimmung der Schluß: 
note mit dem Tagebuche, deffen Borlegung der Nichter ftet8 von Amtsmwegen oder auf 
Antrag verordnen kann, ift der Beweiskraft hinderlich. Die Schlußnoten der Brivathan- 
delsmäfler haben auf eine bevorzugte Beweiskraft überhaupt feinen Anſpruch. — Die 
Schlußnote des Müllers gehört zwar nicht zu den im H.G. B. direct für indoſſabel er: 
flärten Papieren. Dennod wird diefelbe im Verkehr häufig als Wertbträger behandelt, 
indem namentlih der Käufer mittelft Uebertragung der Schlußnote (mie bei den von 
den Contrahenten felbft ausgeftellten „Schlußſcheinen“ oder „Schlußzetteln“) über bie 
Waare verfügt. 

Sfgb. u. Lit: Allg. D.H.G.B. U. 73, 76, 77, 79. C. comm. a. 79, 109. Gold⸗ 
Idmive Handb. II. &. 737, Note 2, 713. Shtußgettel der Berliner Effectenbörfe bei Gol d⸗ 
chmidt u. Laband, Zeitihr. f. d. gef. H.R., Al. ©. 359 fgg., und die Lit. bei dem Art. 
‚Mätter". R. Kod. 

Nothhülfe im Wechſelrecht — ſ. Th. I. ©. 450. 451 — wird Mangels An- 
nahme oder Zahlung, fowie bei eingetvetener Unsicherheit einem wechſelmäßig Regreßpflich 
tigen geleiftet: unaufgefordert auf Proteſt ſeit dem 15. Jahrh. durch — eigentlihe — 
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Ehrenintervention (als negot. gestio, Chrenannahme im Zweifel zu Gunften des Aus- 
fieller® per onor di lettera, nicht eines Indoſſanten per onor di giro); jeit dem 18. 
Jahrh. auch nach Aufforderung mittelft — echter (wegen ber umechten |. Thöl, Wechſel⸗ 
recht $. 209 2) — Nothadreſſe ald der Grundlage einer neuen bedingten Tratte mit fub- 
fitumtem Traffaten. Verpflichtend tft diefe nad der WO. für den Wechſelnehmer, 
wenn fie „auf den Zahlungsort lautet“; fehr beitritten, ob hienach deſſen ausdrückliche 
Berfügung unerläßlich; beftritten, ob N. „ber fich ſelbſt“ zuläffig, d. 5. Nothadreffen bei 
Berjonen, die Thon in der Wechjelverpflichtung ftehen; beftritten, ob der Wechſelinhaber 
unter mehreren Nothadreſſen den Vorzug. ermitteln müſſe. — Theilzahlung darf bei 
Ehrenzahlung zurüdgewiefen werden. Als Nichtzahlung erfcheint das bloße Zahlungs- 
erbieten des Nothadreſſaten. 
Lit.: Bel. im Arch. f. Wechfel- u. Handelsrecht von Siebenhaar, III, 381. IV, 356. 
X, 39. 216. XII, 180 f. 415. N. 5. (1870) 85. Die Nothadreſſen vor tem preuß. Ober- 
Zribunal von Dr. E. %. Wächter, baf. XVII. S. 113 f. (1869). Zu 4: 62 (88°) der 
deutihen W.D.. vo. Adv. Dr. Hillig (Interventionsprotef) daf. XV, 264 f. a 
aper. 


Nothftand im Sinne des Strafrechts Tiegt dann vor, wenn Jemand (außer dem 
Tall des Nothwehrftandes, f. den Art. Nothwehr) ſich in der Lage befindet (oder Doch 
zu befinden glaubt), entweder ein Verbrechen zu begehen oder irgend eines feiner Rechte 
oder Güter verlieren zu müfjen. Der Begriff muß nicht gerade blos auf das Vorhan- 
denfein einer gegemmärtigen dringenden Gefahr für das Leben befchränft werben, fei e8 
min, daß man dabei eine Collifion mit dem Leben Anderer (Möglichkeit der eigenen Net- 
tung nur durch Tödtung des Andern) oder mit dem Vermögen Anderer (Diebftahl in 
echter Hungerönoth u. dgl.) oder überhaupt mit allen „Rechten“ Underer außer ihrem 
Leben felbft vor Augen hat. Viele Schriftfteller beichränfen allerdings den N. auf vor- 
bandene Lebensgefahr (fo Kant, Fichte, Hegel, Abegg, Köftlin, Levita, 
Weſſely — mit verfchiedenen Modificationen). Andere nennen wenigftens Gefahr für 
Leib oder Leben (fo Feuerbad, Heffter, Schaffrath, Wächter, wie 'e8 
\heint auch Marguardfen) als einen N. begründend. Died iſt zumeiſt aud) vie 
Auffaffung der Geſetzbücher, ſofern fie den Gegenftand berühren. Doch ſpricht das heſſi— 
Ihe A. 45) und das badiſche ($. 81) nur von Lebensgefahr, während dagegen das 
baierifche mit Recht ſich ganz allgemein ausdrückt. Es wird nämlich nur darauf 
anfommen, ob man in einer eingetretenen Notblage e8 dem von ihr Betroffenen bet 
fonftiger Beftrafung zumuthen Tann, daß er fich aus derfelben nicht durch das einzige ihm 
zu Gebote ftehende Mittel der Verlegung eined Anderen rette. Auch die Gefahr für das 
Eigenthum kann jich zu einer Höhe fteigern, daß eine außerordentliche fittliche Kraft noth— 
wendig ıft, um fie zu tragen, während Rettung aus ihr durch Antaftung freinden Nechtes 
möglih wäre. Ein Nothrecht gibt e8 allerdings nicht (anderer Meinung viele Schrift- 
fteller, wie namentlih Hegel und feine Anhänger: Köftlin, Hälſchner, Berner, 
Levita, Weffely). Aber ver N. Tann entweder ganz zurehnungsunfähig machen oder 
der Staat „fingirt wenigſtens das Subject als zurechnungsunfähig, weil er ihm ben 
Mangel einer beroifchen Willenskraft nicht zur Schuld beilegen will" (Wächter). Aehn— 
The Begründungen |. auch bei Drarquardfen, Dollmann, Geib. — Da es fich 
alſo um die Gemüthölage handelt, in welche Jemand durch den N. verſetzt wird, fo ift 
& gleichgültig, ob der N. ein unverſchuldeter tft oder nicht (mährend die Geſetze und die 
Anhänger des Nothrechtes zumeift entgegengefetter Anficht fm) Ferner ift eine rechts⸗ 
verlegende Handlung zur Rettung eined Anderen aus einer Nothlage gleichfalls ftraflos 
zu laſſen, fofern eben die Noth des Andern ebenfo auf den Rettenden einmirkte, wie wenn 
fie eine eigene wäre (die Gefege und Schriftfteller reden gewöhnlich nur von Rettung nahe 
verwandter Perfonen und des Ehegatten ; richtig in dieſem Punkte Berner und Haͤlſch— 
ner. Der R. kann verurjacht werden durch Naturereigniffe, aber auch durch menfch- 
lie Handlungen. Wer vor einem mörderiſchen Angriff fliehend einen unbetheiligten 
Dritten verlegt, um fih Bahn zu brechen, hat im N. gehandelt, ebenfo wer dem Angriff 
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eines Zurechnungsunfähigen von ſich abwehrt (was gewöhnlich für Nothweher erklärt 
wird). — Auch wer ſich wirklich nicht in einer Nothlage befindet, kann doch glauben, daß 
er ſich in einer ſolchen befinde, und iſt dann bei Beurtheilung ſeiner Handlungen dem im 
wirklichen N. Befindlichen gleichzuſtellen, da ja bei ihm derſelbe (fubjective) Entſchul⸗ 
digungsgrund vorliegt, wie bei dem in wahrem N. Befinplichen. — Da e8 kein Nothrecht 
gibt, jo ift allerdings Nothwehr gegen einen im N. Befindlichen geftattet. — Manche 
Geſetzbücher machen e8 demjenigen, der im N. „geſetzwidrig“ gehandelt bat, zur Pflicht, 
fofort der Obrigkeit die Anzeige davon zu erftatten, widrigenfalls Strafe eintritt (Wür⸗ 
temberg A. 106, Braunfchweig 8. 168, Hamburg A. 140), was nicht zu billigen ift. 

Bfgb.: Im Oeſterr u. Preuß. Str. G.B., fowie im Oefterr. u Nd. Entw. finden fid) feine Be- 
finmungen über dei Notbftand, 8 dagegen Baben $. 81; Sachſen 4. 92, 96, 97; Baiern 

. 67, Abf. 2; Samburg A 30. Der $. 52 des vom norbdeutichen Bundesrath umgearbeiten 
No. Entw. redet nun auch vom Notbftand (fordert Unverfchulderheit und gegenwärtige Geiahr 
für Leib und Leben des Thäters oder eines [feiner?] Angehörigen). 

Lit.: Marquardſen, Neues Arch. des Erim.R., 1857. Wächter, Sädf.- thüring. 
Strafrecht, S. 359 fe. Berner, De impunitate propter summam necessitatem proposita, 
1861. W. Weſſely, Die Befu nie des Notbftandeß u. ber Nothwehr u. ſ. w, 1862. Gever, 
Münchener krit. —E . S. 63 ff. S. auch Levita, Recht der Nothwehr, S. 2ff. 
Geyer, Lehre von der aaa ©. 4 fi. — Ueber bie frage, wann der Geburtshelfer zur 
Berforation fchreiten dürfe, |. Geib, Lebrb. II. ©. 225 ff. (im Samen treffend). 8 
, eyer. 

Nothwehr (moderamen oder moderatio inculpatae tutelae) wird im Strafrecht 
als ein Strafausichliegungsgrund anerfannt. Ueber den Begriff der N. im Allgemeinen 
und über die richtige Begründung der Straflojigfeit des in N. Handelnden |. den I. Theil 
©. 513 f. Hier find die Folgerungen aus jenem Begriff unter Andeutung einzelner 
wichtigerer Streitfragen aufzuftellen. Die N. fegt 1) eine Nothlage in dem Sinn voraus. 
daß kein anderes Mittel als die Selbftwertheidigung zu Gebote ftehen darf, wenn vie 
Rettung durch dieſe ſtraflos fein fol. Doch muß hierbei die Lage des in Noth Befinv- 
lichen in der Weiſe gewürdigt werden, wie er fie jelbft angefehen hat; bielt er die Selbit- 
vertheidigung fiir das einzige Rettungemittel, ſo kann man nicht von bloßem praetextus 
defensionis (f. unten) ſprechen. Iſt die Rettung durch eine gefahrlofe (und un: 
ſchimpfliche) Flucht möglich, jo darf demnach nicht zur N. gefchritten werden Dieſer 
Anficht find die meiften ES chriftiteller, wie z. B. Martin, Henke, Jarde, Mare- 
zoll, Heffter, Leonhardt, Breidenbad, Seeger, Geib, Gregory, zum 
Theil auch Köftlin; während Berner, Levita, Weſſely und Friedrich meinen, 
auch eine unjchimpfliche Flucht ſei nicht geboten, meil fonft das angebliche Recht der Freien 
Bervegung verlegt wäre). Ebenfo liegt feine wahre Noth vor, wenn Anrufung der 
Staatshülfe möglich war und der zur Selbftvertheidigung Schreitende dies wußte. 2) Tie 
Nothlage muß hervorgerufen fein durch einen (gegemmwärtigen ober unmittelbar bevorftehen- 
den) rechtswidrigen Angriff, woraus folgt, daß keine N. geftattet ift gegen Dand- 
lungen ver Obrigfeit, welche diefe innerhalb des ihr zuftehenden Wirfungstreifes vomimmt, 
welche alfo formell nicht rechtswidrig find, falls fie auch Fein materielle Unrecht in ji 
enthalten. Iſt die Handlung der Obrigkeit Dagegen materiell eine Rechteverlegung, To iſt 
die N. geftattet, wenn auch feine Ueberichreitung der Competenz von Seiten der obrig: 
feitlihen Perfon vorliegt. Die materielle Rechtswidrigkeit der obrigfeitlihen Hanblung 
iſt aber natürlich nach dem im Staate beftehenven Gele zu beurtbeilen, e8 ift alſo Ge— 
ſetzwidrigkeit unter derfelben zu verftehen, und nidt etwa N. geftattet gegen die Boll: 
ziehung eines an ſich ungerechten Geſetzes. Es ift unzuläffig, der N. bier noch engere 
Schranken zu ziehen und fie felbft gegen geſetzwidrige Handlungen der Obrigkeit nicht 
oder nur unter der Vorausſetzung eines unerjeglichen Schadens zu geftatten. (Kür folde 
unbaltbare Einfhränfungen namentlih — in verfchiedenem Umfang — Henke, Iarde, 
Sagemann, Luden, Zachariä, Arnold u. A., die öfterr. Kommentatoren und 
Gerichte, dns Bad. Sr.®.B. 8. 617, das Thüring. Str. G.B. A. 100). Gegen den An: 
griff eines Zurechnungsunfähigen kann man ebenfall8 nicht zur N. ſchreiten; ihm gegen- 
über befindet man fi vielmehr im Nothftand (ſ. diefen Art). — Endlich gibt e8 keine 


Nothzucht. 181 


N. gegen N., allerdings aber gegen einen Exceß des in N. Handelnden. — Der 
Stand der N. beginnt, fobald der rechtswidrige Angriff unmittelbar bevorfteht und 
dauert fo lange, als diefer Angriff währt, follte auch das in demfelben Tiegende Ver⸗ 
brechen jchon juriftifch vollendet fein; daher N. auch gegen den mit der geftohlenen 
Sache davonlaufenden Dieb geftattet fl. 3) N. ift geftattet nicht bloS zum Schuß von 
Leib und Leben, der Keufchheit und, Freiheit, fondern aub zum Schus von Ber: 
mögensrechten (anderer Meinung Luden, Krug). Made wollen die „Eigenthums- 
N.“ einichränten auf den Schu unbeweglider Güter (Böhmer, Fichte), Andere fie 
überhaupt blos zulaffen zum Schuß unerſetzlicher Güter (Geuerbad, Henke, Mar- 
tin, Marezoll), allein ohne haltbaren Grund. Auch gegen Angriffe auf die Ehre ift 
N. geftattet “anderer Meinung Feuerbach, Grolman, Martin, Klein, Yarde, 
Luden, Mittermaier, Gregory). ‘Die neueren Strafgefegbücher erkennen in der Regel 
die Ehren⸗N. nur gegenüber Realinjurien an; unbedingt iſt jie nach preuß. R, Nd. und 
Tefterr. Entw. zuläfjig, ganz unzuläjlig Dagegen nach dem jegigen Defterr. Str.6.B.). Sie 
ſoll alſo überhaupt geftattet fein gegen jeden rechtSwibrigen Angriff, gleichviel, um welches 
Gut es ſich Handelt. Dagegen muß aber allerdings feftgehalten werden, daß das Maß 
der N. nicht außer Verhältniß fein darf mit der Art des Angriffes, widrigenfall 
man den Angreifer geradezu für vogelfrei erfliren würde. Manche Strafgeſetzbücher, wie das 
heſſ. und bad., fordern Verhältnißmäßigkeit mit dem Werth des bedrohten Gutes, es 
fommt aber aud auf die bedrohlichen Mittel an, welche der Angreifer, um jenes Gut 
zu rauben, anwendet. Es darf aljo allerdings den mit der geftohlenen Sache fliehenden 
Tieb der Beftohlene nicht tödten (wenn nicht zugleich das Leben des Eigenthümers in 
Gefahr ift, wie 3. B. wenn die Wegnahme der Sache ihn den Hungertode außfegen follte). 
Tiefe Anfchauung vertbeidigen (aus verſchiedenen Gründen, Breidenbad, Luden, 
Krug, Goltdammer u A., während 3 B. Berner, Köftlin, Hälſchner, Le: 
vita, Weffely, Gregory das Eigenthumsredht Höher ftellen als das Menſchenleben. — 
Ein Exceß der N. Tiegt vor, wenn das richtige Maß derfelben nicht eingehalten wurde. 
Wenn ſich in den Strafgefegbüchern für den Exceß befondere Vorſchriften finden, jo ift Died nur 
irreführend, da die allgemeinen Grundſätze über Zurechnungsfähigkeit, Dolus und Culpa 
auch bier gelten müſſen und zureichend find. — Ein bloßer Vorwand der N. (prae- 
textus defensionis) ift natürlich ebenfalls nach den Ebenerwähnten allgemeinen Grundfägen 
zu beurtheilen. — Unrichtig ift e8, daß manche Strafgefetzbücher (das würtemb., braunjchw., 
hamb.) bei fonftiger Strafe fordern, daß derjenige, welder in N. Jemanden verlegt hat, 
fofort hiervon die Anzeige bei der Behörde made. — Daß N. auch zur Vertheidigung ' 
eined Anderen (miderrechtlic Angegriffenen) ſtatthaft ei, ift allgemein anerkannt. 
Strafgefepbb.: Preußen 8.41. Oeſterreich $.2 litt.g. Sachſen 4. 91. 96,97. Baiern 


Fig an 73. Hamburg A. 138 — 140. Oeſterr. Entw. $. 16. Nd. Entw. 8.48 (Revid. Entw. 
. 51). 

Lit: Zöpfl, Neues Arch. 1842, 1843. Berner, ebenda 1848. ru, Gerichtsſaal 
1856. Levita, Das Recht ber Nothwehr, 1856. Geyer, Die Lehre von ber Nothwehr, 1857. 
Seeger, Abhandl. 1. S. 173 ff W. Weffely, Die Befngnifie des Nothſtandes und der 
Nothwehr u. f. w., 1862. Gregory, Commentatio ad loc. jur. erim. de inculpatae tu- 
telae moderatione, Hagae Comitis 1364. A. Friedrich, Diss. de inculp. tutelae com- 
muni jure germanico postulatis, Berolini 1866. Geyer. 


Nothzucht: Gewaltſame Schändung einer Trauensperfon. Sie vereinigt bie 
Mertmale der gegen die freiheit gerichteten Verbrechen mit denjenigen der Unzuchtöver- 
brechen, in spec. ber die weibliche Geſchlechtsehre verlegenven. Die neuere Gejeggebung 
bat dag letztere Moment (die Beziehung auf die Geſchlechtsehre), weldes im gem. R. alẽ 
vorzugsweiſe maßgebend erfcheint, zurüdtreten laſſen. Preußen hat dasſelbe jogar (glei 
Frankreich, vgl. Kübel und den Oefterr. Entw.) vollftändig befeitigt. Es beichräntt daher 
das Verbrechen nicht auf die Vergewaltigung von Frauensperfonen. Auch kann dasſelbe 
nad ihm ſowohl durch Perſonen männlichen wie weiblichen Geſchlechts begangen werben, 
und zwar nicht blos an Perſonen de andern, fondern auch des nämlichen Geſchlechts. 
Dagegen Hat fich der Nd. Entw. denjenigen Geſetzen angeſchloſſen, welche bei ver eigent- 
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lichen N. als Subject einen Dann, als Object ein Weib vorausſetzen. Letzteres lann 
zwar die Braut, nicht aber die Ehefrau des Thäters ſein. Unbeſcholtenheit derſelben 
wird von den neueren Geſetzen, welche darin vom gem. R. abweichen, nicht vorausgeſetzt 
(f. indeß übel 114, 2). Doch wird fie mehrfach als ein für die Strafbemeffung wid- 
tiger Umftand beroorgehoben (vgl. Baden, Braunfdiweig, Hamburg). Auch ift fie bei der 


Frage nad; der Ernſthaftigkeit des geleifteten Widerftandes in Betracht zu ziehen — — 


Auch an einer Unmündigen Tann N. begangen werben. 


Zur Handlung gehört: a) die Vollziehung des Beiſchlafs. Preußen fordert fiat 


deffen eine unzlichtige und auf Befriedigung des Gefchlechtötriebs gerichtete Handlung. 
b) Anwendung von phyſiſcher oder pfychologiſcher Gewalt. Die Geſetze fügen zum Theil 
argliftige Sinnesbetäubung (Mürtemberg, Hefien, vgl. Belgien), bzw. abfichtliche Herbei⸗ 
führung eines willen oder bewußtlofen Zuftandes (Nd. Entw.) hinzu, welche fich indeß 
dem phyſiſchen Zwang jubfumiren läßt (vgl. noch Baden und Sachſen). Betreff dei 


pluchologiichen Zwangs fordern fie theil® eine mit gegenmärtiger Gefahr für Leib oder | 
Leben der Berletsten verbundene Drohung (Preußen, Nd. Entw., Züricher Entw.), the 


nur gefährliche Drohungen (Braunfchweig, Würtemberg, Belgien, Defterreih und Oeſterr. 
Entw.). Sachen fordert Bedrohung mit ſchweren gegen die Angegriffene oder ihre An: 
gehörigen unverzüglih auszuitbende Mißhandlungen. — Die Gewalt muß ausgeübt fein 
zum Behufe ver Schändung, und muß Tegtere ermöglicht haben. Daber N. nicht vorliegt, 
wenn der anfängliche Wivderftand der Angegriffenen in Eimwilligung überging. — Der 
Zwang kann auch durch Dritte, im Einverftändnig mit dem Thäter Handelnde, ausgeübt 
werben. Zur Bollendung gehört die Bereinigung der Gejchlechtötheile (dagegen 
Braunſchweig). 

Ausgezeichnet wird der Fall, wo in Folge der N. der Tod der Verletzten ein⸗ 
trat. Daneben derjenige, wo bedeutende (Baiern: bleibende) Nachtheile für die Geſund 
heit derſelben eintraten. Baden unterſcheidet weiter nach dem Verhalten von Wiſſen und 
u des Thäters zu dieſen Folgen. Weber andere Abftufungögründe |. Belgien 377, 

chſen 180. 

Der N. ftehen binfichtlich ihres weientlihen Charafterd und ihrer Strafbarkeit die 
folgenden Berbrechensarten nahe: 1) Die fog. „unfreimwillige Schwächung“ 
(stuprum nec violentum nec voluntarium), d. t. die Schändung einer in einem willa- 
oder bemußtlofen (Sachen: oder wehrlofen) Zuftande befinblichen, oder einer geiftesfranten 
oder blöpfinnigen Frauensperſon. Preußen fordert auch bier nur eine unzüchtige auf 
Befriedigung des Geſchlechtstriebs gerichtete Handlung. ‘Der Ball wird mehrfach unter 
diefelben Etrafbeftimmungen wie die N. gezogen (Preußen, Belgien, Defterreih, Züricher 
Ent.). 2) Unzudt mit einwilligenden Unmändigen (Nd. Entw., Preußen, 
Heffen, Defterreih, Belgien, Baden: mit Perfonen unter 14 Jahren, letzteres: injofern 
diefelben mannbar find; Sachſen und Batern: mit noch nicht 12jährigen). Baiern fpridt 
nur vom Mißbrauch von Mädchen zum Beiſchlafe. Preußen und der Nd. Entw. ſchließen 
die Berleitung folder Perjonen zur Vornahme oder Duldung unzüchtiger Handlungen ar. 
3) Die Verführung einer Frauensperſon durch VBorjpiegelungen, vermöge deren fie 
ben Beifchlaf für einen ehelidien hält (Nd. Entw., Preußen, Batern). 4) Sonftige ge 
waltfam begangene oder durch gefährliche Drohungen ermöglichte unzüchtige Handlungen. 
Bol. Sachſen 181, Belgien 373. Der Nd. Entw. (174,1) gedenkt nur der gegen 
Frauensperſonen, Lübeck (116,1) der gegen unbeicholtene Frauensperfonen gerichteten. Auch 
fegen fie gegen Leib oder Leben gerichtete Drohungen voraus. — Witrtemberg, Braun 
ſchweig und Lubeck ftellen die gewaltfam durchgeſetzte naturwidrige Befriedigung des 
Geſchlechtstriebs allgemein der N. gleich. 

Der Nd. Entw. droht bezüglich aller erwähnten Delicte, die von tödtlicher Folge 
begleitete N. ausgenommen, nur auf Antrag Strafe Der Antrag foll jedoch, nad 
dem die förmliche Anflage bei Gericht erhoben worden, nicht zurückgenommen werben 
fönnen. Auch Würtemberg und der Defterr. Entw. machen von den gqualificirten Fällen 
(zu welden Würtemberg den bes erregten öffentlichen Aergernifies zählt) abgefehen, die 
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Beftrafung vom Antrag der Betheiligten abhängig. Ebenfo Baden, welches nur den Fall 
wo die N. gegen eine Beſcholtene begangen wurde, ausnimmt. 

Sfgb.: Rd. Entw. $$.174—77. Nd. Strfg. 176—79. Preußen 144, 45. Baiern 
204—7. Sachſen 180—83. Baben 33538. Wilrtemberg 295—97, 2399-300. Heflen 329— 
34. Braunſchweig 172—74. Defterreih 125—30. Defterr. Entw. 190—63. Belgien 372— 
18. Frankreich 331—33. Mertel. 

Notification. N. heikt die ſchriftliche Benachrichtigung, welche der Inhaber eines 
Mangeld Zahlung proteftirten Wechſels an feinen unmittelbaren Vormann innerhalb 
zweier Tage nach dem Tage der Protefterhebung darüber abzufenden hat, daß der Wechſel 
nicht bezahlt wurde, fowie die fi daran anſchließende Mittheilung, welche der fo benady- 
richtigte Bormann nun feinerfeit8 mit demjelben Inhalt innerhalb zweier Tage vom Tage 
des empfangenen Berichts an feinem nächften Vormann und diefer dann ebenfo wieder 
dem feinigen und fo fort zuzufdiden verpflichtet ifl. Die Folge der richlig und rechtzeitig 
bewerfftelligten N. des Proteſts Mangels Zahlung ift die Conſervirung des vollen 
Regreßrechts des notifictrenden Inhabers gegenüber allen feinen Bormännern, mithin An- 
ſpruch auf Wechſelſumme, Zinfen, Proteft- und andere Koften, während die Unterlaffung 
oder Berfpätung jener Benachrichtigung nach dein (combinirten) Syſtem ver Allg. D. 
BD. — im Gegenſatze zum firengen Notificationsfuften, wonach dieſelbe den Berluft 
. 88 Regreſſes überhaupt bewirkt, zur Erhaltung des Regreßrechts aber N. entweder in der 
Weiſe nothwendig ift, daß durch die Anzeige an den unmittelbaren Bormann der Regreß 
gegen alle Vormänner (älteres deutſches W.R.), oder fo, daß er nur gegen jene Vor⸗ 
männer gewahrt wird, denen die Nichtzahlung fpeciell notificirt wurde (engl. und norb- 
amerit. WR), fowie im Gegenfag zum (franz.) Verjährungsſyſtem, welches jehr kurze 
Verjährungsfriften zur (außergerichtlichen) Regreßnahme (vor der gerichtlichen) worfchreibt, 
C. comm. a, 165 ff.) — nicht den Regreß auf die Wechjelfumme felbft, ſondern nur 
den Anspruch auf Koften und Zinſen untergehen läßt, dem zur N. Berpflichteten aber bie 
Haftung für etwaigen Schaden aus der Unterlaffung oder Berfpätung der N. auferlegt. 

Iſt das vorhergehende Indofjament ein nicht ausgefüllte® Blankoindoſſament oder 
ohne Ortsbezeichnung, jo ift die N. an den Bormann folder Indoffamente zu richten. 
Art. 47 d. D. WO 

Die N. muß nothwendig Thriftlich fein und kann auch in der Zuſendung einer 
NotariatSurfunde mit dem angegebenen Inhalte beftehen. Contraproteft in diefem Sinne 
ſ. Thöl, 8. 241 (19); gleichzeitige Zuſendung des Wechjeld oder des Proteſts ift nicht 
erforderlich |. Borchardt, W.O. V. Aufl. ©. 280, Zul. 442. Ueber die in der Be- 
ratbungscommilfion der W.O. herrſchenden Anfichten |. Hoffmann a. a. ©. 8. 377 ff. 

Ueber den erleichterten Beweis der N. durch ein Boftatteft {. W.O. X. 46. Ueber 
N. vergl. oben Tb. I. ©. 451—452. Borhardt, W.O. V. Aufl. ©. 278—284. 
Runge, WR. 8. 41. Renaud, WR. 8. 81. Thöl, HR. 8. 241. 

In einem andern Sinne ıft N. im Wechfelvecht die mit Zuſendung des Proteftes 
verbundene Anzeige, weldye ein Ehrenacceptant in Betreff feiner Annahıne innerhalb 
zweier Tage nach dem Tag der Protefterhebung an den Honoraten bei Meidung der Haf- 
tung für den aus der Unterlaſſung entftehenden Schaden abzufenden hat. A. 58. Abi. 
2u.30. W.O. Thal, HR. 8 271 IV. Gareis. 


Notorietät iſt die Offenkundigkeit eines Factums, wenn dieſelbe ſo ſtark 
ft, daß die betreffende Thatſache nicht ohne Chicane geläugnet werben kann, die eviden- 
tia rei, quae nulla tergiversatione celari potest. Während man in der canoniftifch- 
mittelalterlichen Theorie den Richter Hinfichtlich der Prüfung des Beweiſes an feite Regeln 
31 binden fuchte, mußte man einfehen, daß es ungereimt fer, fir gewille Thatſachen 
noch einen Beweis zu fordern. Andererſeits aber ließen fih em für allemal geltende 
Normen zur Feftftellung der N. nicht geben. Man mußte daber hinſichtlich der Beur⸗ 
tbeilung deſſen, was nach dem Sate notorium non eget probatione vom Richter ohne 
Weiteres als feftftehend angenommen werben konnte, dem Ermeſſen deſſelben freien Epiel- 
raum laſſen. Wenn die Proceßdoctrin noch heute mit Rüdfiht auf die Ausdehnung der 


184 Novation. 


Oeffentlichkeit eine Menſchen⸗, Volls⸗ und Ortskundigkeit unterſcheidet, jo iſt damit ein 
objectiver Maßſtab fir, die Beſtimmung deſſen, was notoriſch iſt, nicht gewonnen, und 
ebenſo iſt der Verſuch Wetzells (Civilproceß, 2. Aufl. S. 162 ff.), einen ſolchen zu 
geben, als geſcheitert zu betrachten, denn wenn derſelbe z. B. gewiſſe Vorgänge bes welt⸗ 
geſchichtlichen und Naturlebens, deren Kenntniß ein Gemeingut aller verſtändigen Menſchen 
iſt, für notoriſch erklärt, ſo muß bei der Feſtſtellung dieſer Kategorie von Thatſachen der 
Richter doch auch wieder fein Ermeſſen zur Hülfe nehmen. Letzteres ausſchließlich ent- 
ſcheiden zu laſſen, iſt das allein Rationelle, und wenn ältere Proceßordnungen noch auf 
dem Boden der gemeinrechtlichen Theorie ftehen (jo 3. B. Preuß. Allg Ger.Orn 
Th. I. Tit. 10 8. 56), fo erwähnen die neueren doch vielfach der N. gar nicht oder fie 
enthalten fi doch — wie z. B. ber No. Entm. ($. 438: „Zhatjachen, welche bei dem 
Gerichte offenfundig find, bedürfen Feines Beweiſes“) einer Definition, welche dann um ie 
weniger nöthig ift, wenn die Proceßordnung, wie das aud der erwähnte Entwurf gethan, 
das Prinetp der freien Beweiswürdigung aboptirt hat. 

fit.: Stryk, De notorio in opp. Tom. XII. disp. 4; Gensler, Arc. f. civil Brazis, 
1, 258 ff.; Gefterping, Ausbeute von Nächforſchungen, 2, 351 fi; W. Langenbeck, 
Diss. de notoriis, natura eorum et auctoritate in proc. civil., Gött. 1856; Endbemann, 
Beweislehre des Civilprocefles, S. 73 fi.; WB. Langenbed, Beweisführung in bürgerl. Rechts⸗ 
ftreitigteiten, 1, 150 ff. i Hinſchius. 

Novation. Herſtellung einer neuen actio und mithin einer neuen obligatio fir 
einen bereitö vorhandenen Anſpruch, mit der Nebenwirkung, daß bie für denfelben An- 
ſpruch Schon beftehende actio aufgehoben wird; dieſe Nebenwirkung tritt nicht felten ver: 
geftalt in den Vordergrund, daß „animus novandi“ gebraucht wird, die Aufhebunge: 
abficht zu bezeichnen. Doc ift ſchon die Begriffsbeftimmung controverd: Der Ausonıf 
N. fol zwar auf der Vorftellung einer bloßen Ummandelung des Forderungsrechts be 
ruben, die Vorftellung aber nicht genau fein, das neue Forderungsrecht auch feiner Subſtanz 
nach ein andere von dem alten unterfchtevenes fein; wodurch die N. in die Nähe 
der in solutum datio gerüdt, gleichſam zur Hingabe einer neuen Forderung um alt 
Schuld zu tilgen gemacht wird. Die neuere Literatur über N. ift eine ehr veide 
(die befte kürzere Ueberficht über alles Beachtenswerthe gibt Windſcheid, Band. II.$. 35 
bi8 355), fie hat fir die Aufklärung von Nebenfragen Erbebliches geleiftet; daß die Felt 
ftellung des Novationsbegriff ſelber bisher nicht befier gelungen, erflärt fi) aus dem 
innigen Zuſammenhange desfelben mit dem bis jegt noch ebenfo wenig feftgeftellten Action: 
beariff; aus vemfelben Grunde find die Fragen nad Geltung und Bedeutung der N. 
im beutigen gemeinen wie particularen Nechte, ob wir überhaupt eine N. oder nur em 
Duafinovatıon 3. B. bei der Werhfelausftellung über eine vorhandene Schuld Tennen, un) 
inwieweit die im röm. R. enthaltenen Regeln heutzutage zur Anwendung gebracht werden 
dürfen, noch keineswegs ſpruchreif. 

Die Medien der N. find während ver claffiichen Periode des rim. R. der Piteral- 
contract und der Berbalcontract (Stipulation), zur Zeit Juſtinians nur noch der Iegtere; 
über Die novatio necessaria mittelft Litisconteſtation ıft Art. Litisconteftation zu wr: 
gleichen. Für das heutige R. ift ftreitig ob die N., falls überhaupt zuläffig, auch durch form: 
[ofen Vertrag, oder nur durch die Gelchäfte zu vollziehen ift, die man als moderne Yormal- 
eontracte anerkennt. Hinzutreten muß überall die Abficht der Parteien, durch die meu zur 
Entftehung kommende actio die älteren Schugmittel desfelben Anfpruch® zu erfegen, da ohne 
diefen, nach Juſtinians C. 8 de novationibus ſtets ausdrüdlich zu erflärenden, animus 
novandi vielmehr eine Cumulation der Rechtsmittel Folge fein wilrde;, nur Salpius, 
unter halber Zuftimmung von Salkowski, bat die Anficht zu wertheidigen gefucht, daß 
bis zur Zeit Bapinians etwa der animus novandi Requifit der N. nicht geweſen fe 

Der Zweck der W. deckt fi) mit den Berfchtevenheiten der aufzuhebenden und ber 
zu begründenden actio. Kann fein, daß jene ihrer Wirkſamkeit berambt, und die Abſicht 
der Parteien darauf gerichtet war Die naturalis obligatio Hlagbar gu machen. Ober 
aber e8 fam darauf an eine actio zu haben, die eivilis, strieti iuris, perpetua if, 
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auf und gegen Erben übergeht, ja der bloße Urfprung aus der Stipulation war von 
Bedeutung, weil nur eine ſolche mittelft Acceptilation aufgehoben werben konnte; daher Die 
Erfindung der stipulatio Aquiliana, die lediglih dem Zwecke dient, die Aufhebung 
anderer (nicht durch Stipulation begründeter) Obligationen zu vermitteln. Ebenſo konnte 
in früherer Zeit die Ueberleitung in eine Stipulationsjchuld den Zweck haben ben 
Hinzutritt von Wopromifioren oder von Adftipulatoren zu ermöglichen. Ferner Tann mit 
der neuen actio unter Genehmigung des alten ein neuer Gläubiger eintreten, auch em 
neuer Schuldner, der biezu die Genehmigung des alten Schuldners nicht bedarf; dies 
Eintreten eined Schuldners für den andern ohne Anweifung von demſelben wird jebt 
Erpromilfion genannt, während die Bedeutung des Ausdrucks nad den Quellen eine 
weitere if. Deögleihen durften Nebenbeftimmungen, Bedingungen und Termine nament- 
Ti, bei der neuen actio zu- und abgethan werben. Zweifelhaft ift wieweit Aenderungen 
des Inhalts der Yeiftungen geftattet waren: imC. J. civ. fcheinen die Spuren älterer und 
neuerer Auffaffung zufammenzuftoßen, doch geben die Anfichten der Juriſten unferer Zeit 
über Die Auslegung der fraglichen Stellen auseinander. 

Belondere Schwierigkeiten bereiten bie beiden ragen: wieweit die Gültigfeit der 
zweiten (aus der N. ſtammenden) actio von der Geltung ber erften (durch die N. zu 
hebenden) abhängt? und wieweit die Aufhebung der erften actio von der Geltung ber 
zweiten netio bedingt wird? Die Schwierigkeiten wachlen durch die Complication, daß 
mit der N. neue Betheiligte in das Schuldverhältniß einrüden. Betreff der erften Frage 
iſt Ichon bemerft, daß auch Naturalobligationen gültig novirt werden können; dasſelbe 
gilt von bedingten und betagten Forderungen. Webrigens iſt die Möglichkeit anzuerkennen, 
dag der Wille der Parteien die zweite Obligation bald Lofer, bald fefter an die erfte 
binden und alfo verjchieden geartete Rechtsverhältnifie erzeugen kann; ob die Entſcheidungen 
der röm. Yuriften über derartige Fälle die uns erhalten worden, alle völlig confequent 
und übereinftimmend find, ift noch nicht außer Zweifel geftellt. Ebenſo ift betreffs ver 
zweiten Frage die aus den verſchiedenen Schattirungen des Parteiwillend reſultirende 
Mannigfaltigkeit der Fälle nicht zu überjehen. Auch durch Conftituirung einer naturalen 
Obligation (Beriprechen des Pupillen ohne Beitritt des Bormunds) kann die frühere 
actio bejeitigt werben, nicht minder durch anfechtbare Obligationen Dir das SC. Vel- 
leianum, oder wo eine in integram restitutio begründet wäre), doch wird dem 
Gläubiger, der die Mängel nicht gekannt bat, in beiden Fällen zur Wieverberftellung ver 
alten Dbligation geholfen, joweit die Umftände dies geſtatten. ‘Der der neuen Obligation 
beigefügte Termin hält die Aufhebung der alten nicht auf, wol aber die Bedingung, 
doch Darf auch die alte Obligation bis zur Entſcheidung über die Bedingung nicht geltend 
gemacht werben. 

Das Preuß. ER. bat die N. mit ihrem Namen übernommen, wie bie gemeinrecht- 
Tihe Lehre der Zeit fie geftaltet hatte: „Wird eine neue Verbindlichkeit ausdrücklich an 
die Stelle der vorigen gelett, jo erliſcht viele Tegtere durch Umfchaffung (Novation).” 
Dies hindert aber die neueren Ausleger des preuß. R., namentlich Koch und 
Förſter, nicht, der Anficht beizutreten, daß was heute N. genannt werde „nur ein Name 
ohne Begriff, der eben nur noch traditionell fortwegetive, ein juriſtiſches Unding“ ſei. 
Der C. eiv. unterfcheidet ausdrüdlic drei Arten der N.: 

1) Lorsque le debiteur contracte envers son creancier une nouvelle dette 

qui est substitude & l’ancienne, laquelle est 6teinte; 

2) Lorequ’un nouveau debiteur est substitue à l’ancien, qui est decharge 

par le cr&ancier; 

3) Lorsque, par l’effet d’un nouvel engagement un nouveau creancier est 

substitu6 & l’ancien, envers lequel le debiteur se trouve decharge. 

Anders grenzt das Oeſterr. ©.B. ab: Der Neuerungsvertrag (Novation) fchließt 
die Hinzukunft Dritter Perſonen aus, er wird befinirt als Webergehn der alten Verbindlichkeit 
m eine neue, und der Bergleich als Abart des Neuerungsvertrags aufgeführt. Zur ges 
meinvechtlichen Lehre kehrt im Wefentlichen das Sächſ. G.B. zurüd, nur daß im Gegenſatz 
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zum Yuftin. R. neben der „ausdrücklich erklärten” aud die „ſonſt deutlich erkennbare 
Abſicht“ als Vorausſetzung des Neuerungsvertragd ausreiht. Der Baier. Entw. verrätb 
in der Abtheilung „Schuldumwandlung“ ftarke Hinneigung zur Faſſung des Code. 
Quellen: $. 2, 3 I. q. m. obl. toll. 3, 23, T. D. de novationibus et delegationibus 
46, 2, T. C. de nov. et del. 3, 41. Preuß. A.L. R. I, 16. 88. 450--75. C. civ. a. 1271— 
* 8 4.9.68 88. 1375 — 9%. Sich. 8.6.2. 58. 1001 —5. Baier. Entw. IL ı, 
4, — 208. . 
Gemeinrechtliche Lit.: v. Salpius, Novation und Delegation nad röm. R. (1561) 
Saltomwsti, Zur Lehre von der Novation nad röm. R. (1866). Windſcheid, Krit. PBie- 
der 


teljahrsichrift VI. 463— 66. Witte, ebenda VIII. 169—212, 321—77. Kniep, Ein 
bedirgten Novation. auf die urfprüngliche Obligation (1560). Römer, Die beb. Novation 
nah‘röm. u. heutigem gem. R. (1863). Windineid, Krit. Bierteljabrsfchrift II. 242 — 51. 
Bitte, ebenda VL 39—:52. Liebe, Die Stipulation und das einfache Verſprechen (1840), 
156— 343. Bähr, Die Anerkennung (1855, 1867), $. 12. Kunke, Die Obligation (1856), 
88. 33, 57— 64. Birtanner, Die Stipulation (1859), 231 f. Bekker. 

Nuntien, nuntii apostolici, find im Sprachgebrauch des 14. Jahrhunderts die 
in dem Art.: Legaten gedachten legati missi; heute die regelmäßigen diplomatiſchen Ber: 
treter des Bapftes an weltlichen Höfen, zu denen gewöhnliche römiſche Prälaten, meiften? 
Biſchöfe reſp. Erzbifchöfe in partibus, genommen werden, und welche den Rang der 
Geſandten erfter Klaffe, d. b. der Ambafjadeurs oder Botſchafter mit dem Vortritt ver 
ihren Collegen an katholiſchen Höfen befiken. Bon vielen beiden Klaſſen find die ſog 
nuntii cum potestate legati a latere missi zu unterſcheiden. Diefe, mit den um: 
faſſenden Vollmachten der höchſten Klaſſe von Legaten betraut, wurben feit dem 16. Jahr⸗ 
hundert zur Ueberwachung der Durchführung der Beſchluſſe des Tridentinums und zugleich 
zur Belämpfung des Broteftantismus ftändig nach einzelnen Ländern beputirt. In 
Deutichland find im Laufe des erwähnten Jahrhunderts folde ftändige Nuntiaturen 
in Wien und Köln, und im Jahre 1785 in München errichtet worden. Gerade gegen 
die Amtsführung und die Webergriffe diefer N. richteten fich die Klagen der deutſchen 
Biſchöfe, Fürften und evangelifchen Reichsſtände und feit jener Zeit beginnen die ſich bi 
Ende des 18. Yahrhumderts binziehenden fog. Nuntienftreitigleiten. Heute fe 
fteben wieder folche ftändige Nuntiaturen in Wien und München. Ihre Vertreter ımter: 
ſcheiden fih von den gewöhnlichen diplomatiſchen N. dadurch, daß fie eine kirchliche und 
zwar die päpftliche Jurisdiction in dem durch ihre Vollmachten näher beftimmten Umfange 
ausüben. — Die Zulaffung folder fländigen N. Mann daher nicht allein nad den 
Regeln des Völferrehts über die Annahme von Geſandten anderer Flrften bemeſſen 
werben, ſondern fie entjcheidet fih, — und zwar wenn diefe N. auf Diplomatifche Qualität 
verzicgten wollen, — lediglich nach dem fiir die Ausübung der Jurisdiction des Pape? 
und fremder firchliher Oberen in dem betreffenden Staate beſtehenden Normen, welde 
jedoch für die meiften deutichen Länder erheblithe Lücken aufmeifen. — Die heute noch hin 
und wieder vorkommenden Internuntien (3. B. im Hang) find ebenfalls diplomatiſche 
Ügenten, aber mit dem Range der Gejandten zweiter Klaſſe, d. 5. dem der Gefandten 
im engern Sinne oder bevollmächtigten Minifter. Gewöhnlich find fie auch Prälaten, 
aber ohne den bilchöflichen Ordo. 

Quellen u. Lit.: f. zu dem Art. „Legaten‘. P. Hinſchius. 


D. 


Obductionsprotocoll: Leichenbeſichtigungsprotocoll, der wichtigſte Fall der 
Protocollirung von Augenſcheinseinnahme mit Sachverſtändigen. Der Unterſuchungsrichter 
leitet dieſelbe. Er beginnt mit Vorzeigung der Leiche an Perſonen in der Nähe, die den 
Berftorbenen gefannt haben, und wo möglich an den eines Verbrechens Verbäditigen. 
Häufig ift weiter erforderlich eine genaue Beſchreibung der Rage, in welcher die Leiche 
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gefunden, ihrer Befleivung, fowie der Fundſtelle und ihrer Umgebung (Blutſpuren; felbft 
erhenkt oder erdroſſelt? in's Wafler gefallen oder geworfen? u. dgl. m.). Schon hier ift 
bie Hülfe des Arztes oft wünſchenswerth, namentlich wenn die Lage der Leiche verändert 
ift, und durch Bernehmungen alle Einzelheiten derſelben zur Zeit der Entvedung herge⸗ 
ftellt werden müſſen. Noch wichtiger wird die Hülfe bei der äußeren Yeichenbefichtigung, 
namentlich der Belchreibung von Wunden und von Fleden (Todtenfleden u. dgl), während 
Alter, Geſchlecht, Körperbau u. dal. auch ohnedem meiften® hinreichend geſchildert werden 
fünnen. Unentbebrlich wird die Hülfe des Arztes — vorichriftsmäßig des Gerichtsarztes 
und des Kreiswundarztes —, fobald die innere Befichtigung der Yeiche erfolgen muß. 
Eine „vollftändige” Obduction umfaßt auch die Section. Für dieſe ift durchgängig Ve 
Eröffnung der 3 Haupthöhlen vorgeſchrieben. Das vollitändige O. enthält ‚daher als 
Einleitung a) die Recognition; b) die Fundumftände, als Haupttheil die Yeichenbeichreibung 
und zwar: 1) äußere Befichtigung, 2) Obduction, nämlich Eröffnung A. der: Schäbel- 
böhle, B. der Brufthöhle, C. der Bauchhöhle, als Schluß ein kurzes („vorläufiges‘) Gut- 
achten über die Todesurſache. Die äußere, wie bie innere Befichtigung verzeichnet jede 
Einzelheit unter befondern Nummern und. verweilt innerhalb berfelben bei jeder irgend 
auffälligen Erfcheinung, auch jeder vorgenommenen Prüfung, Befchreibung von Wunden 
nad Länge, Breite, Tiefe, Richtung, Schärfe, gerriflenen Rändern, erforderlicyen Falles 
unter genommener Bergleihung mit Werten, Meffern und andern möglicherweiſe benutzten 
Werkzeugen; von Schäbelbrüchen und ihrer Ausftrahlung ; von entzündlichen Berfärbungen 
in den Eingeweiden, Lungenfehlern, SHerzfehlern u. dgl. m., Gewichtprobe, Sungenprobe 
u. ſ. w. Alles kommt auf Genauigkeit und Bollftändigfeit in der Veranſchaulichung an, 
auch wen die Todedurfache von vornherein Mar zu ftehen fcheint. Nichts iſt gewöhnlicher, 
als dag im dieſer Richtung in den ſpäteren Verhandlungen weittragende Bedenken ange 
regt werben. 

Sfgb.: Preuß. Reglement v. 15. Nov. 1858 (Juſtiz⸗Min.-Bl. 1859 ©. 10) zur Erim.Orbn. 
8. 162 ß Lübeck (1862) 8. 61 f. Bremen (1863) 8. 220 f. Baden (1864) 8. 81 f. Großh. 
Heflen (1865) U. 160 f. Königr. Sachen (1868) A. 173 f. Würtemberg (168) By — 

Tr. 

Obebtenzeib (juramentum obedientiae), d. h. der in ber fatholifchen Kirche 
von den Inhabern beftimmter Stellungen abzulegende, auf Beobachtung der firchlichen 
Vorſchriften und des Gehorfams gegen ven Papft gerichtete Eid. Berpflichtet zur Ab- 
leiftung eines foldhen (die Forınel gibt das Pontificale Romanum in dem Titel: de 
consecratione electi in episcopum) find die Erzbiſchöfe und Biſchöfe, welche ihn ent- 
weber in bie Hände des Papſtes oder des von letzterem mit der Bollziehung der Bijchofs- 
weihe beauftragten Biſchofs ablegen. Außerdem haben diejenigen Geiftlichen, welche nicht 
ein fog. beneficium simplex (ſ. Th. I. ©. 467), ſondern ein mit ver Ausübung ber 
Seelforge oder mit regimentliher Befugniß verbundenes® Amt (beneficium duplex) er- 
halten, die Pflicht, dem Biſchof die Obedienz eiblich anzugeloben. Dagegen ift der im 
Mittelalter von den Biſchöfen ihren Metropoliten abzuleiftende O. feit dem 15. Jahr⸗ 
bundert außer Gebrauch gelommen. 

Lit.: Vgl. die Lehrblicher des Kirchenrechts, ba eine befondere Behandlung des Gegenftan- 
des fehlt. P. Hinſchius. 

Oberrechnungskammer. I. Die königl. Inſtruction vom 18. Dec. 
1824; (gevrudt in Folio in der Deder’ichen Geheimen Oherhofbuchbruderei, aus- 
zugsweiſe in v. Kamp, Annalen IX. 2 ff., in Bergius Ergänzungen S. 99 ff.; eine 
Publication durch die Geſetzſammlung bat nicht ftattgefunden). 

1) Die innere Einridtung und Stellung der Oberrechnungs— 
tammer im Behördenorganismus (Inſtruct. 88. 50—55). Died. ift eine dem 
König unmittelbar untergeordnete Behörde, beftehend aus dem Chef-Präfiventen, einem 
er zwei Directoren und der nötbigen Anzahl von Mitgliedern. Bei den zum Bor- 
trage in der DO. geeigneten Sachen findet zwar in der Kegel die collegialiihe Berathung 
und Beichlugnahme ftatt, der Chef-Präfident ift jedoch ermächtigt, da, wo es das For⸗ 
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melle der Geſchäfte betrifft, ſelbſtändig zu verfügen, und wo es ſich von dem Mate— 
riellen handelt, und er mit dem von der Mehrheit des Collegiums gefaßten Be— 
ſchluſſe nicht einverſtanden iſt, die königliche Entſcheidung einzuholen, auch den bei der Rech 
nung gezogenen Monitis ohne weitere Rückſprache mit dem Collegio auch andere ſowohl 
quoad materialia als quoad formalia hinzuzufügen. 

2) Zweck und Wirkungskreis der Oberrechnungsktammer. Der 
Zweck der D. iſt, durch die Reviſion der Rechnungen ſich zu überzeugen, Daß bie 
allgemeinen Grundſätze des Staatsverwaltungsiuftens feitgehalten, im Geifte dei 
ſelben wirklich adminiſtrirt, die einzelnen Verwaltungen nad) den beſtehenden Ge 
fegen, Verordnungen, Imftructionen und Etats gewiflenhaft geführt, Einnahmen und 
Ausgaben gehörig nachgewieſen und die den Berwaltungen bewilligten Summen 
beftinmungsinäßig verwendet werben, ſowie nach den aus den Rechnungen fih ergebenden 
Refultaten der Verwaltung zu beurtheilen, ob und wo zur Beförderung des Staat- 
zwecks Abänderungen nöthig oder väthlih find (Inftr. $. 1). Die Führung ber 
Rechnungen befchränft ſich demgemäß keineswegs blos auf Rechnungs-Juſtification, fie muß 
vielmehr in das Wefen der Verwaltung ſelbſt eindringen, um feftzuftellen, inwieweit die 
beftehenden Bermwaltungsgrundfäge mit Umfiht und Sachkenntniß angewandt find, wıöbe- 
fondere ob das Staatseinkommen innerhalb der gefeglihen Beltimmungen jo ergiebig als 
möglich gemacht werden und ob bei Verwendung der Ausgabe-Fonds zwedinäßig und mit 
möglichfter Sparſamkeit zu Werke gegangen ift (Inſtr. $. 3). Die DO. ift aber verpflich 
tet darauf zu fehn, daß bei allen Ausgaben die größte, mit dem Zweck der Bewilligung 
nur irgend vereinbare Sparſamkeit beobachtet, und jede Unwirthſchaftlichkeit bei Ber: 
meidung eigner Vertretung vermieden werde, denn Die zu den verichiedenartigen Sweden 
ausgeſetzten Fonds find, wie es ausdrücklich heißt, nicht dazu beſtimmt, um jedenfalls vol- 
ftändig verwendet zu werden, fondern deshalb bewilligt, damit es nirgends an Mitteln zur 
Beftreitung nothwendiger Verwaltungsfoften oder Erreihung der Regierungszwecke fehle. 
(Inſtr. 8. 10). Die O. hat ferner auf die genaue Beobachtung der Vorſchrift über 
Tantiemen, Emolumente, Wartegelver und Penſionen, Oratificationen und Unterftügungen, 
Diäten und Fahrkoften, Schreibmatertalien, Yenerung na) Licht bei Gelegenheit jedes ein 
zelnen derartigen Ausgabepoftens auf das Genaufte zu halten (Inftr. $ 12—17). Ti 
D. ift ſodann verpflichtet zu prüfen, ob die öffentlichen Bauten nach den Anjchlägen aus: 
geführt find, (Inftr. SS. 18-20). Die DO. ift weiter verpflichtet auf die Befolgung 
der wegen Gombination von Stellen, wegen Anftellung der Wartegeld-Eimpfünger, wegen 
Anftellung der Verſorgungs-Berechtigten gegebenen Vorſchriften zu halten, und insbeſon⸗ 
dere den Verſorgungs-Anſpruch eines jeden neu Angeftellten, deſſen Nachweis den Rechnungs: 
belägen zur Juſtification der erften Gehaltszahlung in Urfchrift beizufügen ift, genau zu 
prüfen (Inftr. $. 22). Die O. hat endlich die über Vorſchüſſe, Ausgabenrefte und 
Ausgabeeripamiffe, Rückeinnahmefonds, Etatsüberfchreitungen, Ausgabeertraorbinarie, 
Ueberſchüſſe, Betriebscapitalten und Beftände, fowie Kaflendefecte beftehenden Vorſchriften 
überall zur Anwendung zu bringen (Inftr. 88. 23 —30). 

3) Das Berfahren. Jede Rechnung muß vor deren Einfendung an die O. feitend 
der einfendenden Berwaltungsbehörde ſowohl calculatoriih als auch meritoriſch geprüft 
und atteftirt werden. Die calculatorifche Prüfung der rechnunglegenden Behörde muß ın 
dein vom Calculator zu vollziehenden Calculaturprotocoll vollftändig erledigt ſein. 

Die von der DO. zu jeder einzelnen Rechnung gemachten Notaten werben von ber: 
felben in einem NRevifionsprotscoll zufammengefaßt; die rechnunglegende Behörde bat 
jolches nebft dem Abnahme- und Calculaturprotocolle, letztere beide ınit Ausſchluß ber bei 
der Revifion aufgehobenen Notaten, dem Rendanten zur ungefäumten Erledigung zuzu: 
fertigen, und wegen derjenigen Gegenftände, die der Rendant nicht ſelbſt erledigen kann, 
das Nöthige ſofort zu veranlaflen. Hiernächft bat diefelbe die Beantwortung des Revifiond: 
und Abnahmeprotocolls mit ihrem Gutachten, an die O. einzuſenden; findet die O. zur 
Aufklärung einer Sache e8 nöthig, einzelne Berichte der Verwaltungsbehörden oder der 
Acten ſelbſt einzufehn, jo müfjen ihr ſolche eingereicht werben. 
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Am Schluß eines jeden Jahres Hat die DO. einen Immediatbericht zu erſtatten, 
welche auch diejenigen erheblichen Mängel der Verwaltung enthalten muß, vie aus Ber- 
anlaffung der Prüfung der Rechnung entdeckt worden find. (Inftr. 8. 49 AT. 2). 

II. Der Art. 104 der Berfaffungsurfunde und der Gefekentwurf 
von 1862. Der Art. 104 der Berfaffungsurfunde lautet: „Die Rechnungen über 
den Staatshaushaltsetat werben von der Oberrehnungsfammer geprüft und feftgeftellt. 
Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, einſchließlich einer 
Meberficht der Staatsfchulden, wird mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer zur 
Entlaftung der Staatsregierung den Kammern vorgelegt. Ein beſonderes Gele wird 
, die Einrihtung und die Befugniffe der Oberrechnungsfammer beftimmen.” 

Tiefe Faſſung beruht im Wefentlichen auf dem Commiſſionsentwurf der National: 
verfammlung Art. 101; nur ift an Stelle des unmittelbaren Verkehrs zwiſchen ver DO. 
und dem Landtage, wie folder nod in ber oetrogirten Berfaflung vorausgejegt wurde, 
eine Vermittlung durch das Staatsminiſterium getreten. —. 

Danach unterliegt e8 im Allgemeinen feinem Zweifel, daß die Kontrolle über den 
Staatshaushalt von der Krone an den Landtag übergegangen iſt. Der Streit über 
den Umfang der dem Landtage nah A. 104 zuftehenden Befugniffe dreht fih im 
Weſentlichen um die Frage, was unter den dem Landtage vorzulegenden Bemerkungen ber 
O. zu verftehen fei. Die von der Staatsregierung anfangs vertheidigte Anficht, daß 
damit nur die Beſcheinigungen unter den einzelnen Rechnungen genteint feien, ift fpäter- 
aufgehoben. (Vgl. den Allerh. Erlag vom 21. Juni 1862). . 

IH. Die Oberrehnungsfammer und der Norddeutſche Bunt. 
Ter A. 72 der No. Bundesverfaſſung beftimmt: „Ueber die Verwendung aller 
Einnahmen des Bundes ift vom Präſidium dem Bundesrathe und dem Reichs- 
tage zur Entlaftung jährlid” Rechnung zu legen“. Das Bundesgeſetz vom 4. Juli 
1868 (Bundesgeſetzblatt S. 433) hat demgemäß für die Jahre 1867, 1868 
und 1869 die Gontrolle des geſammten Bundeshaushalts dur Prüfung umd 
Feſtftellung der Rechnungen über Einnahmen und Wusgaben von Bunbesgelvern, 
über BYugang und Abgang von Bundeseigenthum, und über die Verwaltung der 
Bundesbehörden, der preuß. D. unter der Benennung „Rechnungshof des Norbveutichen 
Bundes“ übertragen. Die D. ift zu dieſem Zwecke durch eine Anzahl neuer Mitglieder, 
die vom Bundesrathe gewählt und vom Bundespräſidium angeftellt werben, verftärkt. 
Die DO. führt diefe Controlle nad) Maßgabe derjenigen Vorfchriften, welche für ihre Wirk- 
ſamkeit als preuß. Rechnungs-Revifions-Behörde gegenwärtig gelten, jo daß alfo eine 
eimaige Aenderung der preuß. Vorſchriften während der Zeit der Geltung dieſes Bunbes- 
gefege8 auf die Bundesrechnungs-Controlle an fi) ohne Einfluß fein wiirde. Die Rech— 
nungerf de8 Bunbeöfanzleramts und des Reichsſstags find vom 1. Juli 1867 ab, bie der 
Bundes⸗Militärverwaltung von demjenigen Zeitpunkte ab, mit welchem bie betreffenden 
Contingente anf den Bundesetat getreten find, und die fonftigen Rechnungen vom 1. San. 
1868 ab diefer Revifion unterzogen. Cine Inftruction für den Rechnungshof des No. 
Bundes Kat der Bundeskanzler tim Einvernehmen mit dem Bunvesrathe, unter Mit⸗ 
teilung an den Reichdtag ımterm 28. Mai 1869 erlaffen (Roller, Archiv Bd. IT. 
S. 589 ff). Das Bundesgefeg vom 11. März 1870 (Bundesgefegblatt S. 47) hat 
dann die, Controlle in diefer Weiſe au auf das Jahr 1370 ausgedehnt. Der Nad- 
tragsetat für das Jahr 1869 (Bundesgefegblatt S. 51) enthält zum erften Male ven 
Rechnungshof des Nd. Bundes unter den Arbeiten der Ausgabetitel, indem unter den 
fortlaufenden Ausgaben die Befoldung mit 54,200 Thlr., andere perfönliche Ausgaben 
mit 2300 Thlr., fächliche Ausgaben mit 3200 Thlr., unter den einmaligen umd aufer- 
ordentlichen Ausgaben für die erfte Einrichtung der Burenulocale und Ausftattung der- 
telben mit Utenfilien 4000 Thlr. feftgeftellt werden. Der Haushaltsetat für das Jahr 
1870 (Bundesgefegbl. 1869, ©. 218) enthält die fortdauernden Ausgaben im Kapitel 9 
nah benfelben Sägen; der zweite Nachtrag zu demfelben (Gef. v. 10. März 1870, 
Bundesgeſetzbl. S. 42) hat jedoch die Befoldungen um 3300 Thlr. erhöht. 
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Lit: Ueber die Geſch. der D.: v. Baſſewitz, Die Kurmark Brandenburg, I. (1847) 
©. 50 f. III. (1860) ©. 120. v. Wolzogen, Preußens Staatsverwaltung (1854) 5. 11. 
Riedel, Der brandenburgifch-preuß. Staatshaushalt in ben beiden Ichten Jahrhunderten (1866), 
©. 58, 142 ff, 202. Droyfen, Geſch. der preuß. Politik, Th, IV. Abth. 2. Bd. 1. (156%) 
©. 24, 352, Ueber das Berbältniß der D. zu der Berfaflung: v. Rönne, Das Staatsrecht 
ber preuß. Monarchie, 3. Aufl. (1869), ®b. I. Abth. 1. ©. 427 ff. De lege ferenda Gneif, 
Juſtiz, Verwaltung, Rechtsweg ıc. (1869), S. 336, und bie Reform der preuß Berfaffung (197v), 
©. 193 ff. Ueber die engl. Einridtungen: Gneift, Engl. Verwaltungsredbt, 2. Aufl. 1861, 
Bd. U, S. 832 — 855, und Onerft, Juſtiz, Verwaltung, Rechtsweg ꝛc. (1869), ©. 325 f 
Ueber den fram. Rechnungshof: Laferriere, Cours de droit public et administratif, 
5. edit. (1860), T.1. ©. 1582—200. Eine ziemlich umfaflende Bergleihung bes pofitiven Con⸗ 
trolirecht8 der einzelnen Länder gıbt v. Czörnig, Darftellung der Einrichtungen über Budget, 
Etaatsrehnung und Controlle in Oefterreich, Preußen, Sachſen, Baiern, Würteınberg, Baden, . 
Srantreih und Belgien, Wien 1866. Ernft Meier. 

Obertus ab Orto oder Horto, war 1142 zu Mailand Conful, öfters Ge 
ſchäflsträger, erſchien 1154 und 1158 auf den Rongalifchen Feldern, ftarb 1175. 

Sein Sohn Anjelminus ſchrieb: De instrumento actionis und Summa super 
contractibus emphyteusis et precarii et libelli atque investiturae (berausgeg. von Ja» 
cobi in feiner dissertatio, Wim. 1854). 

Lit.: Stobbe, I. ©. 591, 600 ff. — Died, Literärgefhichte des langobard. Lehnrects, 
Salle 1828, S. Yu, 115. — Laspeyres, Ueber die Entftehung und ältefte Bearbeitung ber 
lıbri feudorum, Berl. 1830, ©. 200 ff. — Savigny, V. 169 — 172. 

Teihmann. 

Obervormundſchaft. S. die Art. Curatel und Vormundſchaft. Das 
röm. R. fannte zwar mehrfache Belbeiligung der Obrigkeit bei Vormundſchaften un 
Bormundihaftshandlungen, nicht aber das permanente und allgemeine Aufjichtöwerhältnig 
der D., welches im heutigen gem. R. und in den Parliculargefetgebungen als Ausfluß 
der ftaatlichen Bolizeigewalt vollſtändig ausgebildet ifl. 

Obervormund iſt der ordentliche Richter des Wohnfiges des Mündels, eventuell aud 
der Richter des Orts, wo ber bejondere Bormundichaft erforbernde Giltercompler ge 
egen iſt. 

ß Die Amtspflichten und Amtsbefnugniſſe des Obervormunds laſſen ſich in Folgenden 
zuſammenfaſſen. Er ſetzt den Vormund ein; er bat dafür zu ſorgen, daß vormundſchafts⸗ 
bedürftige Perſonen nicht ohne Vormund bleiben, ſchließt Unfähige und überhaupt Un 
taugliche von der Vormundſchaft aus; nimmt die Exeufationen an und verfügt darüber, 
validirt die ungültige teftamentariiche Ernennung eines Tauglichen; ernennt den tutor 
dativus, Die verſchiedenen uratoren, den Interimstutor, forgt für Fertigung de In 
ventars und für Bürgichaftsleiftung; beeidigt den ernannten Tutor und ertheilt ihm tod 
Tutorium (f. d. Art.). Er übt Aufjiht über die Vormundſchaftsführung; in&befonder 
nimmt er die Jahresrehnung ab, Er prüft. die angegebene Nothwendigfeit oder Rüh— 
lichkeit eines Verkaufs von Mündelgut (f. d. Art.), und beichließt den Verkauf. Er be 
ſtimmt nit dem Borinund und den Bermandbten (f. den Art. Familienrath) übe 
Aufenthalt, Erziehung, Erziehungs= und Unterhaltungsfoften des Mündels. Er jegt br 
pflichtvergejlenen oder untaugliden Bormund causa cognita ab, und verfügt über einen 
zur Niederlegung der Qutel binreihenden Excuſationsgrund. Er dechargirt endlid den 
Bormund nah Abnahme feiner Schlußrechnung. 

Für culpöje Nichterfüllung feiner Amtspflicht, wodurch der Miündel benachtkeiligt 
worden ift, kann der Obervormund mit einer ſubſidiären actio tutelae belangt werdit. 
Ihm Liegt der Beweis ob, daß er feine Pflicht erfüllt hat. Wenn ein Collegium bie O. 
führt, fo haftet zunächſt nur dasjenige Mitglied, welches mit der fraglichen Angelegenkit 
beauftragt war; die Uebrizen hafien ſubſidiär. 

Nach der preuß. landrecht lichen Anſchauung find vormundſchaftsbedürftige Fer 
fonen Pflegbefohlene des Staats, Beſtellung des Vormunds iſt durchweg Sache des Staalt, 
welcher auch durch das Vormundſchafisgericht die geſammte Vormundſchaft nicht allein beauf 
ſichtigt, ſondern geradezu dirigirt. Competent zur Dation und zur Direction iſt Das Unter 
event. Obergericht, unter welchem der Vater des Mündels zur Zeit feines Ablebeus jenn 
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perſönlichen Gerichtsſtand hatte. — Andere Particulargeſetzgebungen Haben eigenen Be- 
börden, Bupillencpllegien, die D. anvertraut. — Nach franz. R. ſteht fie dem 
Familienrathe zu; außerdem hat die Stantdanweltichaft das Recht und die Pflicht, für 
das Intereſſe der Mündel zu forgen, indem ihr jeve dieſelben betreffende Rechtsſache zur 
Antragftellung mitgetbeilt werben muß. 

Quellen: Tit D. XXVII, 8. C.V,75 de magistratibus conveniendis. R. P. O. von 
1577, Tit. 32, 88. 1.3. Preuß. A. L. R. II, 18. 88. 56 fi, 81 ff. und passim. C. N. 405 ff. 
Civ.Pre Ordn. 83, 882- 889. Rivier. 

Oblation im Pfandrecht. Soweit die Geſetze im Falle der Verpfändung der⸗ 
ſelben Sache an mehrere Gläubiger dem einen derſelben das Recht geben, gegen den 
Willen des andern und gegen den Willen des Schuldners durch vollſtändige Zahlung der 
Pfandforderung gleichwie durch eine Ceſſion in die Forderung und das Pfandrecht des 
abgefundenen Gläubigers einzutreten, ſpricht man von einem jus offerendi, jus offerendi 
et succedendi, einem Eintrittérecht, Eintretungd= oder Ablöſungsrecht. Wie der In⸗ 
baber der Pfandjadhe, der mit der Pfandklage in Anfpruch genommen wird, die Klage 
durch Zahlung der Pfandforderung von fid, abwenden kann, jo wird bier dem nicht bes 
figenden Pfandglänbiger das Necht gegeben, fi durch Abfindung des beſitzenden oder 
zum Bfanbverfauf fchreitenden Gläubiger den Befit und die Entſcheidung darüber zu 
verihaffen, ob das Pfandobject dißtrahirt werben oder der Verkauf verſchoben merben 
ſoll. Zugleih wird dem befigenden Pfandgläubiger dadurd das Recht entzogen, bie 
Pfandſache auch wegen chirographariicher Anſprüche zu retiniren. — Streitig iſt, ob dies 
Oblationsreht nur dem fpäteren Pfandgläubiger gegen den früheren zufteht, der ſonſt 
die Pfandfache mit der Wirkung veräußern könnte, daß das ſpätere Recht untergeht, oder 
ob auch der frühere Pfandgläubiger fich jene Rechts gegen den fpäteren bedienen darf. 
Der legteren früher faft allgemein herrſchenden Anfiht ift mit Schmid, v. Banges 
row, Dernburg gegen Zimmern, Bahofen, Windſcheid, Arndts beizu— 
fimmen. Regelmäßig wird freilih der frühere Pfandgläubiger fein Intereffe daran 
haben, das jus offerendi auszuüben, und fo iſt der umgekehrte Tall gewiß der gewöhn⸗ 
liche. Das Recht kann übrigens auch gegen denjenigen geltend gemacht werden, der als 
Gläubiger over die Pfandſchuld einlöfender Bürge zur Befriedigung wegen feines An— 
ſpruchs die Pfandfache gekauft oder an Zahlungs Statt erhalten hat, gleich ald ob er 
noh immer Pfandgläubiger wäre. Wird die Annahme der Zahlung verweigert, jo wirb 
die Pfandſchuld deponirt. 

In das bürgerliche Geſetzbuch für das Königreich Sachſen find dieſe Beſtimmungen 
im Weſentlichen übergegangen. Im Zuſammenhang damit, daß der ſpätere Pfandgläu— 
biger ebenſowohl wie der frühere die Zwangsverſteigerung des Pfandes beantragen kann, 
wird jedem Pfandgläubiger das Recht gegeben, den Verkauf dadurch abzuwenden, daß er 
die Forderung des auf den Verkauf dringenden Gläubigers durch deſſen Befriedigung ab- 
ft und dadurch nebjt dein Rechte auf Umfchreibung im Hypothekenbuche für fich erwirbt. 
Es muß aber der ganze Schulpbetrag, auch fomeit er nod) nicht fällig iſt, offerirt werben 
und bei terminlichen Leiftungen cejjirt die Ablöſung vor dem Iegten Terinine dann, wenn 
die allmälige Löſchung der einzelnen bezahlten Terıninsraten ausdrücklich bedungen iſt. 
Wollen Mehrere von dem Ablöſungsrecht Gebrauch machen, jo geht der nachſtehende 
Öläubiger dem voranftehenden darin vor. 

Das franz. R. läßt jeden Gläubiger, der einen anderen beſſer al8 er felbit berech⸗ 
tigten Gläubiger befriedigt, aud wenn er felbft nur ein dyirographariicher Gläubiger ift, 
in das Recht des Befriedigten durch Eubrogation eintreten, bei theifweifer Befriedigung 
jo, daß dem alten Gläubiger wegen feiner Neftforderung das Vorzugsrecht verbleibt. 
Zahlung anzunehinen, ift der Gläubiger verpflichtet von jedem, der dabei ein Intereffe hat. 

Nah dem preuß. R. ift der Fall der Coneurrenz mehrerer Bfandgläubiger der⸗ 
ſelben Sache nur bei der Hypothek denkbar. Der Gläubiger ift verpflichtet, von jedem 
anderen dinglich an der Sache Beredtigten und vom Bürgen feines · Schuldners Zahlung 
der fälligen Schuld gegen Ceſſion der hypothekariſchen Rechte anzunehmen. Freilich tft e8 
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im preuß. R. überhaupt Regel, daß jeder Dritte, der für einen Anderen Zahlung 
leiſtet, durch nothwendige Ceſſion in die Rechte des Bezahlten eintritt. Mit Rüdjicht 
hierauf wird in dem neuen Geſetzentwurf, betreffend die Erwerbung und Belaflung Des 
Grundeigenthums, das befondere Oblationsrecht durch Nichterwähnung aufgehoben. 


Lit.w. Quellen: Dernburg, Pfanbredt II. 8. 165. Schmid, Eeffion I. S. 308 ff. 
D. 20. 4. C 8. ID. Sächſ. Eiv.G.B. 38. 435, 446 ff. C. civ. a. 1251, 1252. Breuf. I. 
20. 88. 36 ff. 


cher Natur fein. So ſchließt die Clauſel „ohne O.“ alle Rechtöfolgen aus, welche ar 
fih aus der Abnahme und dem bei fich Kiegenlaffen von fremden Waaren fliegen könnten, 
ferner die Haftung wegen Eviction, wenn jene Claufel beim Kaufabſchluſſe beſonders ausge⸗ 
drückt wurde, ſowie die Haftung aus Offerten, welche ohne dieſe Elaufel fofort durch Annahme 
der Offerte rechtSverbindlich wären, die Haftung aus einer kaufmänniſchen Empfehlung over 
einem Rathe, fofern eine ſolche ohne Hinzufügung jener Claufel entftände. Namentlich 
wird fehr Häufig die Claufel „ohne D.“ vom Imdoffanten eines Wechfeld oder eines an- 
deren Drbrepapierd mit der Abficht und Wirkung der Unterjchrift beigefügt, das Betr. 
Papier weiter zu begeben, ohne felbft (felbftändiger) Schulpner zu werben, mit anderen 
Worten, um die Transportfunction des Indoſſaments mit Ausſchluß der Garantiefunction 
defielben zn erreichen; f. =. v. „Indoffament” und U. 14 dr WO. 

Lit.: Thöl, HR. (4. Aufl.) $. 101. Endemann, HR. $. 85. N.16. 8.94. T. $. 114. 
N. 13.8 115. 1.8. 148. IL. Borchardt, W.O., 6. Aufl. ©. 132 ff. Gareis 
areu s. 


Occam, Wilhelm von, Schüler des Duns Scotus, war Franciskaner, wurde 
in Paris Doctor, lebte ſeit 1328 am Hofe Ludwigs von Baiern, ſtarb zu München 
gegen 1347. Sein Beiname iſt Doctor singularis et invincibilis; er war Stifter 
der Schule der Occamiſten und Anhänger des Nominalismus. 

Schriften: Disp. de potestate praelatis eccl. atque principibus commissa. — Octo 
quaestionum decisiones super summi pontificis potestate. — Tractatus de jurisdietione 
imperatoris in causis matrimonialibus (in Goldast, Monarchja). 

Lit: Stobbe, I. 454. 455. — Schulze, Einl. in das beutfche Staatsrecht, Leipz. 1867, 
©. 46. TZeihmann. 

Occupation, S. au Th. T, 298. — D. it Erwerb des Eigenthums 
durch Befigermwerb (f. d. Art.), und ift nur bei eigenthumsfähigen, aber herrenloſen 
Saden möglih, res nullius cedit oceupanti. Ob die herrenlofe Sache keinen Herm 
mehr, ober nie einen folchen gehabt bat, ift gleichgültig. Hauptfälle: 

1. Jagd, Fiſcherei, Bogelfang u. dgl. — Wilde Thiere, ferae bestiae, 
volucres, pisces, omnia animalia qune terra mari caelo nascuntur, welche fih ın 
ihrer natürlichen Freiheit befinden, find nach röm. R. herrenlos und gehören Demjenigen, 
der fie fängt, einerlei ob auf eigenem oder fremdem Grund und Boden, ob rechtmäßig 
oder widerrechtlich ; das Eigenthum geht wieder verloren, wenn fie ihre natürliche Freiheit 
wiedererlangen. Im Mittelalter und in der Neuzeit iſt durch Ausbildung des Jagdrechts 
und des Jagdregals die D. des Wildes befchränft und regulirt worden; immerhin bleibt 
die röm. Anficht die richtige, und es ift fehr die Frage, ob der Wilderer trog feinem 
Frevel ye⸗ Eigenthum am erlegten Wilde nicht erworben hat (Puchta, Vorleſungen, 
8. 154). 

2. O. bellica. Dem Römer galt der Feind als rechtlos, des Feindes Sad 
ſomit als ſererlos und occupationsfähig. Weber das heutige R. |. Th. I, 811, Beute 
und Brife 

3. DO. von Sachen, welche der Eigenthümer derelinquirt, d. 5. deren Befſitz er 
aufgegeben Hat, in der Abficht, auch das Eigenthum aufzugeben, und ohne dafjelbe einem 
Anderen übertragen zu wollen. -— Als eine Art Dereliction behandelt ein Geſetz von 
Balentinian, Thendos und Arcadius auch den Fall, wo ein Eigenthümer fein ftenerpflich- 
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tiges ländliches Grundſtück hat wirft liegen laſſen; dieſes Grundftück fell Demjenigen zu⸗ 
fallen, der es zwei Jahre lang ohne Einſprache auf eigene Koſten bebaut; ob aber dieſe 
Beſtimmung heute noch irgendwie anwendbar ſei, iſt ſehr zweifelhaft. — Die mißbräud- 
liche Ausdehnung der DO. von res dereliotas auf gefundene Sachen, woraus unter 
anderen das fog. Strandredt entftanden ift, it dem röm. R. unbekannt; Aneignung 
einer gefundenen Sache ift Diebſtahl. 

4. Doc kann der gefundene Schatz, thesaurus, occupirt werden, nämlich eine Werth- 
fache, welche (in einer beweglichen Sache oder in einem Grundſtücke, in der Erde, in einer 
Mauer u. dgl.) auf ungewöhnliche Weife und fo lange verborgen war, daß deren Eigen- 
thümer nicht mehr zu ermitteln iſt, welche daher als herrenlos angeſehen werden darf, 
L 31. 8. 1 de A.R. D. XLI, 1. Mit Unrecht glauben Einige, nur in einem Grund⸗ 
ftüde fünne von einem Schage die Rede fein; freilich aber ift dies weitaus am häufigften 
der Fall. ' 

a) Der Schatz gehört dem Finder, vollftändig und unbeichränft, wenn diefer ihn au 
eigenem oder auf herrenloſem Grund und Boden fand. Hat er jedoch zum Ent— 
decken unerlaubte Mittel angewendet, fo fällt der Schag dem Fiscus zu. 


b) Der auf fremdem Grund und Boden zufällig gehobene Schak gehört zur 
Hälfte dem Finder, zur Hälfte dem Eigenthümer des Grundftäds, alfo, wenn auf Staats- 
grunde, dem Fiscus. Der durh Schatzgraben wider den Willen des Eigentblimerd ge- 
ſuchte Schat gehört diefem ganz. Diefer gänzliche oder partielle Erwerb durch den Eigen- 
thümer findet nach dem ausprüdlichen Zeugniffe der Quellen ipso jure ftatt. 

Das preuß. R. ſchließt ſich hier im Ganzen dem röm. R. an, jevod mit einzelnen 
Partienlaritäten, To unter anderen daß ım alle des sub b erwähnten unerlaubten 
Suchens der Fiscus, nicht der Eigenthümer, die jonft dem Finder gebührende Hälfte 
luerirt, und mit ausführlichen mehr polizeilichen Vorſchriften über Anzeige, Aufbewahrung 
u dgl. — Der C. N. definirt den Schag: „jede verborgene oder vergrabene Sache, an 
welcher Niemand fein Eigentum darthun kann, und die durch bloßen Zufall entvedt 
wird“. Sm diefen Grenzen gelten die röm. Grundfäge. Uebrigens fennt das franz. R. 
eigentlich gar feine herrenlofen Sachen, denn „alle berrenlojen Sachen gehören dem Staate“, 
folglich auch Feine O. im gemeinrechtlihen Sinne. Doch ift es dem Einzelnen geftattet, 
diefe (herrenlofen) Staatsfachen fich anzueignen, fo eben den Schab, das Wild, die Kpaves 
u. dgl., und das ift die franz. rechtliche O. 

DO uelfen: Tit. D. de A. R. D. XLI, 1, passim. — Tit. I. de R. D,, tel. 8. 11 — 
19. — Tit. C. X, 15 de thesauris. XI, 58 de agro deserto. — Preu.A.L.R. 1, 9, 88. 7— 
219, urfprängliche Befitnehmung, Beſitznehmung verlaffener und verlorener Sachen, von gefun- 


denen Schäßen, vom Thierfang, von ber Beute; 88. 343—349, von preißgegebenen Sachen und 
Geldern. — C. N. 539, 713, 715 — 717. 


Lit.: Ueberhaupt die Werle über Sigenthum von Gefterding, Sell, Bagenfteder 
u. R — lieber Wildergut: Schüte in Bekker's Jahrbb. VI. — lieber verlorene Sachen: 
Delbrück in Ihering's Jahrbb. III. — Ueber Schäte: Ortloff, Commentatio jur. R. 
de tlıesauris, Erlangen 1818; Sell, Berfuche im Gebiete des Civ. R. I. 1833; Shwad in 
Haimerl's Bierteljahrsfchrift XII. Nipvier. - 

Odofredus, geb. zu Bologna, Schüler des Jae. Balduini, Hugolinus und Accur- 
fins, lebte als Advokat einige Zeit in Frankreich, dann in Italien, wo er auch in rich— 
terlichen und politiichen Gefchäften verwandt wurde, ftarb 1265. 

Schriften: Borlefungen über die Digeften und ben Coder, Gloſſe zum Eoftniter Frie⸗ 
den. — Zufäge zu Azo's Summa. — Summe zum Lehnrecht. — Summa de libellis for- 
mandis, Argent. 1510, Venet. 1584 (in Tract. univ. jur. III. p. 2. fol. <9). -- De per- 
eussionibus (Tract. Lugd. 1549, Vol. 10. f. 34). — Quaestiones — Comesilia — (verloren: 

e ordine judiciario 8. opus artis notoriae, de positionibus, de confessionibus). 
rit: Savigny, V. 356-380. — Wetzell, Syftem des orb. Eiv.Pre., 2. Aufl. Leipz. 
1565, ©. 11, Note 7. Teihmann. 
„Do Senonenfis (de Senonis), geb. zu Sens in der Champagne, Prof. zu 
Paris, Advokat, lebte im Anfange des 14. Jahrh. 
v. Holtzendorff, Rechtslexikon 2. 13 
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Er fhrieb: Summa de judiciis possessoriis (1301), Moguut. 1536 (vor Otto Pa- 
piensis, De ord. judiciorum). 
Lit: Savigny, VI. 46 — 48. — Wetzell, Syſtem des ord. Civ. Pre., 2. Aufl 165. 
8. 3. Note 10. Teihmann. 
Dffenbarungseid (Manifeftationseid). Im Anſchluß an eine Verordmms 
Zuſtinians in I. 22. 8. 10. C. de jure delib. VI. 30, weldye den Erbichaftsgläubigen, 
Legatarien und Fideicommiſſarien geftattet, von dem Erben zur Feſtſtellung des Erbſchafts— 
beſtandes einen Eid über den Ietteren zu verlangen, wenn fie vermuthen, daß der Erb: 
lafſer mehr Vermögen, als im Imventar verzeichnet, Hinterlaflen babe, ımd im Anſcluß 
an andere finguläre Fälle des röm. R. hat zunächſt die ital. Jurisprudenz und dann Pie 
deutiche Procefdoctrin diefen Eid auf alle Fälle ausgedehnt, in welchen Jemand fremdes 
Bermögen (3. B. als Tutor, Curator, Bermalter) im Händen gehabt, und damit m 
Mittel geſchaffen, die Vervollſtändigung eines von diefen Perſonen aufgeftellten Vermẽ⸗ 
gendverzeichniife zu erlangen; ferner aber bat man den Eid aucd da angemender, m 
Jemand verpflichtet ift, die zu einem Vermögensganzen gehörigen Objecte, wie 3. B. de. 
‚mit der hereditatis petitio oder Der actio familiae herciscandae belangte Beklagie, 
der Schuldner im Erecutiond= oder Concursverfahren, herauszugeben. Freilich iſt did: 
- Ausdehnung des Eides nicht unbeftritten. Weiter verlangt die gemeinrechtliche Then ' 
für feine Anmendbarfeit das Vorliegen eined Verdachtes der Unterichlagung oder Berbem: 
lichung; der Inhalt des Eides geht dahin, daß der Eidespflichtige andere als die vcı 
ihm genannten ©egenftände nicht an fich genommen oder abhanden gebracht habe. Em: 
Klage auf Ableiſtung des Manifeſtationseides läßt die gemeinproceffualtiiche Doctrin ni 
zu, vielmehr erflärt ihn diefelbe bald für einen Calumnieneid, bald für ein YBeweisnir: 
und zwar eine Art von nothwendigem Eide, welcher weder veferirt, noch durch Ueber— 
nahme der Gewiſſensvertretung abgelehnt werden könne. Bei der Verweigerung des Ma— 
nifeſtationseides ift der Antragfteller nach der Annahme der Praris berechtigt, fein ‚In: 
tereffe durch daS juramentum in litem zu erhärten. Im umgekehrten Fall bleibt dew 
Antragſteller nach der überwiegenden Anjicht der Beweis vollfommen frei, daß dennod 
Gegenſtände verheimlicht worden find, während Einzelne ihn bis zur Anfechtung durch ter 
Weg der Reititutton al8 beweifend gelten laffen. Die Preuß. Ger. Ordn. TH. J. Tit 2. 
88. 28 ff. ſteht hinſichtlich des Umfangs der Anwendbarkeit im Welentlichen auf er 
. Boden der gemeinrechtlihen Doctrin und läßt fogar für einzelne Fälle eine Klage uf 
denjelben zu ($. 31 a a. DO), auch ift der Eid nach preuß. R. ftetS infofern ein pre: 
mifforifcher, als der BVerpflichtete ſchwöören muß, daß er von dem, was er aufer Ak 
_gelaffen habe, in der Folge getreulih Anzeige thun wolle (8. 33). Für den Fall de 
Verweigerung ift, abweichend vom gem. R., auch die Vollftvedung der Perjonalbaft aa 
den Schuldner geftattet, eine Vorſchrift, welche durch das Nd. Bundesgefeg über die Au— 
hebung der Schuldhaft nicht beſeitigt iſt. Ueber Die Abnahme des Manifeſtationseide 
“im Concurſe ſ. Preuß. Conc. Ordn. vom 5. Mat 1855 8. 156. Die Ham. Pre. Crtu. 
legt die Verpflichtung, den gedachten Eid, welcher auch hier zugleich ein promiſſoriſcher f, 
zu leiften, dein Exequendus und dem Gridar auf, erfterem wenn feine oder nicht gen: 
gende Ereeutionsmittel vorzufinden find (SS. 541. 547. 555. 620). Nach 8. 549 km 
feine Ableiftung ebenfo wie in Altpreußen auch durch Perſonalhaft erzwungen werden. 
Lit.: Rödiger, Verfuch einer Entwidelung ber Lehre vom Manifeftationseide, Leipz. 1°31 
D. A. Walther, Genetifche Entwidelung ver Lehre vom Manifeftationseide, Marb. 155%: 
Renaud im Arc. f. praft. —— 8, 110 ff.; Wach in der Ztſchr. |. Rechtsgeſt. 
1, 439. Hinſchius. 
Offerte iſt das Anerbieten zur Vertragsſchließung, bet obligatoriſco 
Verträgen alſo, die einem Anderen gegenüber erfolgte Erklärung Des Willens, Schuldne 
oder Gläubiger deſſelben oder beides zugleih zu werden. Kommt zu der DO. die An: 
nahme, jo ift der Vertrag perfect. Diefer Grundſatz iſt anjcheinend einfach; indejia 
in Ermangelung einer Bertragsform wie die röm. Etipulation, welche über das Yorbar 
‚Ddenfein und den Zeitpunkt der Willenseinigung iu conereto kaum einen Zweifel auften: 
men Tieß, ift die worliegende Lehre heutzutage beſonders reich an Streitfragen. — Zunft 
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fragt fi), welde Erklärung als wirkliche (verbiublihe) D. gilt. Im dieſer Beziehung 
fügt jih der Grundſatz aufitellen, daß die Abſicht, einen concreten Vertrag (deffen Eſſen⸗ 
tialien aljo darın enthalten" fein müflen) einzugehen, erfenubar fein muß; mit anderen 
orten ein bindendes Anerbieten muß eruftlich und beſtimmt fein. Eine D. an mehrere 
beſtimmte Perſonen in der Weife, daß nur mit dem erften Acceptanten ein Vertrag zu 
Stande kommen fol, iſt vollkommen bindend, und ebenfo wenig tft nach ber richtigen Mei⸗ 
nung die Wirkſamkeit einer O. an incertae personae fchlehthin außgefchloffen. Weitere, 
namentlich für Verträge unter Abweſenden (Diftancegeichäfte) wichtige Tragen find: Bis 
zu welchem Zeitpunkte kann die D. zurüdgenommen werben? Wann muß die Annahme 
geihehen, um den Offerenten zu binden? Wodurch gefchieht die Annahme? — Die ge- 
meinrechtlich hierüber beftehenden Controverfen find zum Theil durd die neueren Ge⸗ 
jegbücher entſchieden. Das Preuß. A. L.R., das Oefterr. Ew.G.B. und das H.G.B. 
geben Davon aus, daß dem ‚Anerbieten eine gewifie, während einer durch den Offerenten 
over gejeglich beitimmten Zeit verpflihtende Kraft imewohnt vergeftalt, daß erit 
nach fruchtlofem Ablauf diefer Zeit der Offerent frei wird und ein vorher erklärter 
Widerruf nur dann wirkfam ift, wenn er bereits vor oder mit der DO. dem Anderen zu- 
geht. Ein Gegenwärtiger bat fi fofort („ohne Verzug”) zu erklären; ein Abweſender 
bat im Allgemeinen ſoviel Zeit, als zur Beantwortung mit ordentlicher Gelegenheit, d. h. 
mit den gewöhnlichen Correipondenzmitteln (nicht Telegraph) — nad Defterr. GB. zur 
zweimaligen Beantwortung — erforderlich ift; jedoch geben das Preuß. A. L.R. und das 
Oeſterr. ©.B., wenn beide Thetle fich an demfelben Orte befinden, 24 Stunden Frift. 
Rod dem H. G. B. muß indeflen der Offerent nad Ablauf der Frift (oder ſchon vorher) 
feinen Rücktritt notificiren, widrigenfalls bei nachträglich eintreffender, rechtzeitig abge- 
landter Annahme der Vertrag beſteht. Das Sächſ. Civ. G.B. fteht mehr auf dem 
Standpunkte des gem. R. Es läßt den Widerruf, falls Offerent feine Bedenkzeit be 
ſtimmt bat, bis zur erklärten Annahme zu; bei verzögerter Annahme verliert Das An- 
erbieten von felbft feine Kraft. — Wann ıft nun aber die Annahme erklärt? Dies iſt 
der Öegenftand einer alten, bis in die Gegenwart lebhaft verhandelten Contronerfe. Nach 
der einen Meinung genügt das einfache Ja ohne Rückſicht auf die Kenntnig des Offeren- 
in Baldus, Yauterbad, PBufendorf, Hommel, Thöl, Pudta, jekt 
v. Scheurl; im Weientlihen auch Windſcheid; von preußiſchen Juriſten: Bor- 
nemann, Grudot u. 4) Die andere Anſicht (Vernehmungstheorie im Gegen- 
1a der Aeußerungstheorie) hält die Annahme erft für vollendet, ſobald auch der Ueber: 
mittelungsact beenbigt, dieſelbe alfo zur Kenntniß des Offerenten gebracht ift (Haffe, 
vr. Wächter, Belter, Arndts, Dahn, Regelöberger, Förfter u. A.). 
Ditteltheorien find aufgeftellt von Mühlenbruch, Bluhme, v Wening-In- 
genhbeim, neueftene Emminghaus, Hauſer u. U. — Der C. civ. enthält 
feine pofitive Beftimmung. Die Frage, ob Kenntniß von der Annahme zur Perfection 
gehört, ift auch in Frankreich controverd. Für die bejahende Anſicht Toullon VI, 29) 
wird eine Vorſchrift über die Annahme von Schenfungen angeführt. (Vgl dagegen 
Marcade, Zahariä x.) Die Rüdnahme der D. ift bi zur Annahme frei, falls 
nicht Offerent ſich ausdrücklich eine gewille Zeit bindurch gebunden hat (Zoullon VI, 30; 
Zahariä x.) — Wenn vor der Perfection der Offerent verpflihtungsunfähig 
wird, Tann durch die Annahme ein Vertrag nicht mehr zu Stande fommen. Ob das 
Anerbieten durd) den Tod des Oflerenten erlöfche, ift ftreitig. Nach dem Preuß. A. L.R. 
und dem Sächſ. Eiv.G.B., auch nad dem H.G.B. neht die Verpflichtung aus der O. auf 
die Erben des Antragenden in ber Regel über (ſoweit nicht da® Gegentheil aus der Er: 
Mirung oder aus den Umftänden erhellt), Rach franz. R. wird das Gegentheil anges 
nommen. 

Gigb u. Lit.: Allg. D.H.8.8. A. 318—321, 337, 297. Preuß. Ü.LR. IL, 5, 88. 78— 
108: 11. 88. 340 fgg., 958 foy. Sädf. Civ.G.B. 88. 770—772; 782, 183, 114—819. Deſterr. 
4.8.6.8. 98. 861, 862. C. eiv. a. 932, 1103. v. Wening-Ingenheim, v. Wäd- 
ter, Mittermaiee im Arc. f. d. civ. Praxis, Bd. 2, ©. 267 1.; 19, ©. 116; 46, ©. 9 fgg. 
v. Sheurl, Beiträge XII. ©. 3u1f. u. in d. Jahrbb. f. Dogmatik IL ©. 248 fgg. Bekker, 
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Jahrb. d. gem. deutſchen Rechts IL. S. 342 fag.; III. ©. 116 Ip. 295 fgg. Regelsber 
ger, Civilrehtl. Erörterungen (1868) (f. Schletter. Jahrbb. XIII. ©. 89 188) Emmin 
baus im Ar. f. prakt. Rechtswiſſenſch. N. F. VI. S. 113. Dahn bei Goldſjchmidtr 
Yaband Ztihr. f. d. geſ. Handelsrecht, IX. ©. 503 fag. Haufer baf. ZU. &. 3-'r 
Kindervater u. Ihering ind. Jahrbb. f. Dogm. VII. ©. 1 fag. ‚Unger, daß VII. 
©. 134 fgg. Schütze ind. Jahrb. f. gem. Recht, V. ©. 33 fg. R. Roc bei Föhr Een: 
org. N. F. II. ©. 40 fag. u. bei Buſch, Arc. f. Hanbefsreit, 1V. ©. 261 fog. Für him. 
R. befonders: Förſter, Theorie u. Praris des preuß. Priv.R. 1. 8. 77. 60: franz. *: 
ahariä (Anfhäk), Handb. des fran. Civ.R., 5. Aufl. I ©. 340, 311. Pardessu. 
‘ours de droit commercial, II. Nr. 269 etc. R. Koch 
Official, officialis heißt im kathol. Kirchenrecht ſoviel wie Stellvertreter des v 
ſchofs bei der Verwaltung der demfelben zuftehenden kirchlichen Regierung. Offierac 
foranei nannte man diejenigen, welche in ven einzelnen Theilen der bifchöflichen Tier: 
alfo außerhalb ver bifchöflichen Reſidenz die Jurisdiction in erfter Inftanz ausübte, 
während bie officiales oder vicarii generales diefelbe am Bilchofsfit, namentl: 
in den vom Biſchof felbft worbehaltenen Fällen, zu verwalten hatten. Heute ind nt 
theilweiſe, jo 3. B. in eimzelnen vomanifchen Ländern, die beiden letztgedachten Austrit: 
gleichbedeutend und bezeichnen dann den Stellvertreter für die Handhabung ber biſce 
lichen Regierungd- und Gerichtsgewalt, welcher freilich kraft gemeinen Rechts gewiſſe a: 
diefer herfließende Befugniſſe nur vermittelft bejonderer Specialvollmacht vornehmen kr: 
und deſſen Rechte mit dem Tode des Biſchofs erlöfhen. In andern Pändern, fo’; ! 
in den deutfchen Diöcefen, ift aber eine Trennung in der Stellvertretung des Biſchefs ı 
der Weiſe hergebracht, daß der Generalvicar nur die Verwaltungsgeſchäſte im eigentlit 
Sinne führt, der O. dagegen die Gerichtsbarkeit zu verwalten hat (f. Das Nähere Thi 
©. 466). Die officiales foranei kommen heute nicht mehr vor. Die fich jetzt ver“ 
findenden Officialate (fo das des Biſchofs von Münfter in Vechta fir Oldenburg) 7 
Sommiffariate (3. B. des Erzbifchofs von Prag für die preußifche Grafſchaft Gap) it 
daher entftanden, daß hier Diöcefer eines Landes in den Bereich eine anderen übergrett- 
und deshalb beſonders organifirte Vertretungen fir die Ausitbung der bifchöflicen & 
rechtſame haben gejchaffen werben müſſen. 

tit.: A. Hieron. Andreucci, De tripliei vicario, generali, capitulari et foran“ 
(Hierarchia ecclesiast in var. part. suas distrib. 3 Tom. Rom. 1766. T. I. p. 22H: 
Moy in feinem Arch. für farb. Kirchenredht, 4, 402 fi.; Friedle, a. a. O. 15, 331 fl. 

" P. Hin ſchins. 

Oldekopp, Juſt, geb. 1597 zu Hildesheim, beſuchte Helmſtädt, Jena umd d 

delberg, wurde 1629 Doctor, Advokat zu Hildesheim, Beiſitzer des Confiftorume © 

Hannover, dann in Halberftabt, 1660 in Braunfchweig, wo er 1662 ausgewieſen wurd. 
ging nad) Wolfenbüttel, ftarb 19. Febr. 1667. 

Schriften: Cautelarum erim. sylloge practica, Brunsv. 1633, 1639, 1654 (Obserr. en. 
practicae, Francof. 1696). — Tract. de appell. in causis crim., Halb, 1655; Colon. 1:7 
— Diss, de jurejurando in alt. animam, Brunsv. 1662. — Wahrh. Beſchreibung eine T: 
erhörten Proceſſes der Stadt Braunfchweig wider eine arme unfculdige Bauertochter me 
fälſchlich zugemeſſenen Kindermorbes 1663, Wolfenb. 1664. — Contra Carpzovium trat. dw 
de causis crim., Brem. 1664. 

Lit.: Jugler, IV. 117—125. — Biener, Beiträge, ©. 167. 168. 

Teihmann. 

Oldendorp, Johann, geb. 1480, ftudirte zu Noftod ınd Eöln, wurde 151 
zu Bologna licent. juris, war zu Greifswald, Frankfurt a. O., Roftod und Cöln Fri- 
zu Lübeck Stadtigndicus, ftarb 1567. 

Schriften: Tract. de formula investigendae actionis, Col. 1538. — Actionum ju. 
civ. loci communes, Col. 1539. — Variarum lectionum libri, 1540. — Practica actıonF 
forensium, Col. 1540; neue Ausg. 1543 (IV. elassis erfchien Marp. 1541 als: Action® 
juris quae ex omnibus inter vivos commerciis ad dirimendas lites proponuntur). — *" 
chiridion exceptionum forensium, Marp. 1552. — Progymnasmata forı nonnulla, Nat: 
1552. — Opera, Basil. 155%. — Op. minora ed. Roesener, Lips. 1692. — Elemeniar* 
introductio jur. naturae, civilis et gentium, 1539. 

dit: de Mal, Beiträge zur Titeraturgefch. d. Civ. Pre. , berausgeg. von v. Stingin: 
Erl. 1866, ©. 52. 53.. Teichmann 
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Oldradus (de Ponte over de Laude), geb. zu Lodi, war Afleffor in Bologna 
1302, lehrte 1307 —10 zu Padua, war Prof. zu Siena, Montpellier, war advocatus 
consistorialis zu Avignon, wo er 1335 ftarb. 

Schriften: Quaestiones. — 333 Consilia, Rom. 1472. — De legitimatione. 

Yit.: Savigny, VI 55—59. Teichmann. 

Ompteda, Dietrich Heinrich Ludwig von, geb. 1746 zu Welmsdorf, 
wurde 1767 Aſſeſſor in Hannover, Geſandter in Regenoburg 1783, ſtarb daſ. 1803. 

Schriften: Literatur des gef. natürl. u. poſit. Völlerrechts, Regensb. 1785 (dazu v. Kamptz, 
Neue Lit. d Völkerrechts, Berl. 1817). — Geſch. der R.R.GBifitationen, 1802. 

vit.: Nouv. Biogr. generale univers., Par. 1862. — %. v. Ompteda, Polit. Nachlaß 
von 2. v. Ompteda, Jena 1869. | Teihmann. 

Operis novi nuntiatio ift der aufergerichtlihe Act, wodurch Jemand, der gegen 
eine begonnene, in Errichtung. oder Niederreißung eined Gebäudes beſtehende Bauthätigfeit 
ein Einſpruchsrecht zu haben behauptet, die Fortſetzung derſelben bis zur richterlichen Ent- 
ſcheidung über dies Einſpruchsrecht verbietet. Dieſe Entſcheidung bat der Nuntiant ſelbſt 
herbeizuführen, indem er alsbald nach der nuntiatio ſein jus prohibendi klagend geltend 
machen und beweiſen muß. — Ein jus prohibendi und ſomit das Recht zur O. N. N. 
iſt nun begründet: 

1) juris nostri conservandi causa, wenn nämlich durch die bauliche An- 
lage unmittelbar die Subftanz eines Grundſtücks afficırt oder ein demſelben zuftehendes 
Recht (das fich entweder auf Baugeſetze — causa publica — oder auf Gebäubefernt- 
tuten > causa imposititia — gründen kann) gefährdet wird (1. 9. 8. 5. D. de O. N. N. 
39, 1); 

2; damni depellendi causa, wenn durch die neue Anlage‘ die Sicherheit 
des Nachbargrundftiid® derartig bedroht wird, daß cautio damni infecti gefordert wer- 
den Tann, letztere aber verweigert wird (1. 1. 8. 17. h. t.); j 

3) publici juris tuendi gratia, wenn nämlich auf Grundftüden, Die dem 
gemeinen Beften dienen, „in sacro, vel in loco religioso, vel in publico ripave flu- 
minis“ eine widerrechtliche bauliche Anlage aufgeführt wird (1.1.8. 17. h. t.). 

Das Recht zur Nuntiation bat publicı juris tuendi gratia jeder mündige Bür- 
ger, ın den übrigen Yällen nur „is ad quem res pertinet“, aljo zunädft der Eigen- 
tbümer des in feiner Subftang oder fernen Rechten beeinträdhtigten Grundſtücks, ſodann 
aber auch alle diejenigen, denen eine utilis vindicatio eingeräumt iſt, wie der Superficiar 
(1.3.8.3. h. t.), Emphyteuta und Pfandgläubiger (1. 9. h. t.). Der Ufufructuar kann 
Nur procuratorio nomine, alfo nicht gegen den Eigenthümer felbft, ſondern nur gegen 
Dritte, nuntiiren (1. 1. 8. 20, 1.2. h. t.). Eine beftimmte Form und namentlich ge- 
richtliche Mitwirkung ift für den Act der Nuntiation nicht worgejchrieben (1. 1.9. 2. h. t.), 
doh muß die Einſprache gleichlam gegen das novum opus jelbft, aljo in unmittelbarer 
Nähe deſſelben, „in re praesenti et paene dixerim, ipso opere, hoc est in re ipsa“ 
eingelegt werden (1.5.8.4. h. t.); daß dem dominus ſelbſt nuntiirt werde, ift nicht 
erforderlich, e8 genügt, Daß irgend Iemand „domini operisve nomine“ gegenwärtig ift, 
der dem dominus die geichehene nuntiatio notifictren fann, wie z. B. Familienglieder, 
Sefinde, Bauarbeiter. — Die Nuntiation kann auch durch einen procurator erfolgen, 
der indeß cautio de rato zu ftellen bat (1. 5.8. 18. h. t.). 

. Die Wirkung der gehörig vorgenommenen O. N. N. beiteht darin, daß der Nun- 
tat, ſelbſt wenn er das Einſpruchsrecht beftreitet, mit feiner Thaͤtigkeit inmehalten muß, 
widrigenfalls Nuntiant vermittelft eines eigenen Interdicts, des fog. interd. demolitorium 
die Wiederherftellung des zur Seit der Nuntiation beftehenden Zuſtandes und Schadens- 
erlag verlangen fann. Um mit diefem Interdict durchzudringen, hat Kläger nur zu be- 
weißen, daß er in dem zur Vornahme ber nuntiatio erforderlichen Berhältniffe zu dem 
beeinträchtigten Grundſtück ftehe, daß eine gehörige Nuntiation gefchehen und troß derſelben 
das opus fortgefegt fer; darauf, ob der, welcher gegen die nuntiatio fehlte, ein Recht 
gur Errichtung des opus novum hatte oder nicht, kommt es bierbet nicht an. — Rechte 
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aus der O. N. N. ftehen nur dem zu, von welchem oder in deſſen Namen fie ausgegangen 
ift, und gehen weder auf den Univerfal=, noch auf ven Singular-Succeffer über, dagegen 
verpflichtet fie nicht blo8 den Nuntiaten felbft, fondern wirkt in dieſer Beziehung in 
rem, fo daß das interd. demolitorium aud dann begründet ift, wenn ein Eingular: 
oder Univerfal=-Succefjor des Nuntiaten das Werk fortgefett hat. — Die nuntiatio ft 
von Anfang wirkungslos, wenn die Verzögerung des Werkes dem öffentlichen Wohl ;r- 
wider oder gefährlich ift, fie werliert ihre Wirkung 1) durch Uebereinfunft, 2) durch ben 
Tod des Nuntianten oder Veräußerung des ihn zur Nuntiation berechtigenden Grundftüdt, 
3) durch remissio, d. 5. richterliche Aufhebung des Bauverbots, welches ausgeſprocher 
wird, a) wenn die oben ausgeführten Vorausſetzungen nicht vorliegen, b) wenn Nuntiom 
den ihm auf Antrag des Nuntiaten aufzuerlegenden Gefährdeeid micht ſchwört, ce! wem 
derjenige, ter procuratorio nomine nuntirte, nicht cautio de rato ftellen will. — 
Dauert der Streit über 3 Monate, fo wird dem Nuntiaten die Fortiegung des Baut 
geftattet, wenn er unter Stellung von Bürgen verfpricht, daß er im Fall des Unterliegens 
den früheren Zuftand auf jene Koften wieder berftellen werde (l.un.C.den.o.n.8 11. 

Heutzutage iſt die nuntiatio publici juris tuendi gratia unpraktiſch, da die 
Wahrung der öffentlichen Baugefege nicht mehr Sache der Privaten, fondern befonterr 
Behörden ift; und auch im Webrigen erzeugt die nuntiatio in der Form eines Prix: 
actes heutzutage fein interd. demolitorium mehr, vielmehr ift die Anrufung des Kid- 
ter8 und deffen Verbot erjorderlich. 

Lit: ©. Übrigens Weiske's Rechtslexilon VII. ©. 580. Schmidt in ber Giekn 
Ztſchr. N. 5 8. ©. 17. Zimmermann im civ. Ard. 37, ©. 218. Stölzel, Die Yar 
von der O.N.N. und dem interd. quod vi aut dam. Baron, Rec. der Stöhelfchen Schrrt 
in der frit. Bierteljahrsfchrift VII ©. 483 — 489, 311 —530. Heffe, Die Rehtsverkältn” 
zwiſchen Grundſtücksnachbarn, II. S. 79—102. Karloma, Beitr. zur Geſch. des röm. Eird- 
procefieg, S. 59 — 89. Pied. 


Oralfideicommiß oder fideic. heredi (onerato) praesenti injunctum nemt 
ungenau die neuere Schuliprache das eigenthlimliche Rechtöinftitut, in weldem Yuftinaı 
das alte formlofe Fideicommiß des Auguſtiſchen Zeitalter wiederzubeleben ſuchte: ai 
Vermächtniß, ſpecielles oder univerſales, welches vom Erblaſſer durch formloſe, akt 
direete Mittheilung an den Onerirten dieſem auferlegt worden, und deſſen Exiſtenz der 
angeblich Honorirte, bereit zu vorgängigem Calumnieneide, dem angeblich Onerirten m 
Eideshand verſtellt. Vorausſetzung iſt alſo nicht die Behauptung mündlicher, oder u 
Gegenwart des Onerirten erfolgter Auflage, ſondern die Behauptung 1) der vom Et— 
laſſer an den Onerirten ſelbſt, gleichviel ob mündlich, fchriftlih oder wie fonft immer 
geichehenen Auflage, 2) des nad) Inhalt und Gegenſtand beſtimmten oder doch beſtimm 
baren, dem Petenten zugewendeten Vermächtniſſes. Die bloße Behanptung der Crifte; 
eines Vermächtniſſes genügt nicht, da die Inhaltsbeſtimmung weder dem Onerirten jug® 
muthet, noch vom Richter ermeflen werben kann. Die BVerftellung zum Wahrkeitiet: 
ift das einzig zuläffige Beweismittel; der Onerirte kann ben Eid weber zurüchſchieben 
noch fein Gewiſſen mit Beweid vertreten. Schwört er, fo ift das Vermächtnig nicht ver: 
handen ; weigert er den Eid oder gar die Erflärung über das Petitum, To muß er ta 
Berlangte entrichten, ſoweit es feine Honorirung nicht überfteigt. — Diefe Mifgeur: 
obgleich faum Lebensfähig, wurde vom gem. R. zwar recipirt, und in Doctrin und Frar? 
verichteben gedeutet, in PBarticularredhten aber vielfach umgebildet, wobei immer einzelte 
der gemeinrechtlichen Mißdeutungen ſich forterbten. Das Preuß. ER. kennt ein von 
Erblaffer dem gegenwärtigen Erben (oder einem der Miterben) mündlich aufgetragen®, 
indeß durch jedes zuläffige Mittel beweisbares Vermächtniß, jedoch beichränft auf da 
zwanzigften Theil der Erbportion bez. des Nachlaſſes. In Sachſen war vie Belbrär 
fung auf den Eidesantrag bereitS früher gefetzlich befeitigt; das B.G.B. läßt daher e 
Beweisfrage unerwähnt, und verfligt: der Erblafler könne auch ohne alle Form in Ge— 
genwart feiner Erben over Vermächtnifnehmer denfelben mündlich oder in übergebener 
Schrift Vermäditniffe auflegen; bei Onerirung Mebrerer mit Einem Vermächtniſſe genüx 


Orden. 199- 


ſchon die Erflärung an einen berfelben. ‘Dem C. civ. mußte das ſog. Oralfibeicom:” 
miß umfomehr fremd bfeiben, als derſelbe nicht einmal Codicille kennt. ar 
Lit. m. Quellen: Bangerom, Lehrb. III. 8. 528. — Windſcheid, &b III. $ 629. - 
— L. ult. C. 6, 42. 8. 12. Inst. 2, 23. Preuß. A. L. R. I 12. 88. 172 fi. Sächſ. 8. ©.8.: 
88. 2384 fi. Bgl Decis. 11. v. J. 1746. Schütze. :-- 
Orden, geiſtliche (Jeſuiten, Brüderfchaften). J. Orden. 1. Geſchicht— 
[ide Weberficht. Der Drang nach Askeſe rief zunächſt in Aegypten im 4. Jahrh. das: 
Mönchsthum hervor. Nachdem e8 bald darauf Durch den hl Martin in Gallien, Am—⸗ 
brofius in Italien und Auguftin in Afrika heimiſch geworben war, wurden die verſchie⸗— 
denen, für das gemeinschaftliche Leben der Mönche beſtehenden Einrichtungen durch die 
von dem Stifter des Klofterd Monte Caffino (bet S. Germano in Sampanien) Bene: 
dict von Nurfia verfaßte Regel (um 529) verdrängt, weil ſich diefe durch Verbindung - 
der Adfefe mit mannigfachen praktiſchen Beichäftigungen und durch Verföhnung der erfteren 
nit den Anforderungen des Lebens als beſonders brauchbar erwies. So hat der D. der 
Venedictiner für die Urbarmachung uncultivirter Länder, für Erziehung und Unterricht, ". 
ſowie für die Wiffenfchaft (durch Abfchreiben alter Mamuferipte, Niederichreiben von Chros 
nifen und Annalen, ſpäter durch ſelbſtändige kritifche Ausgaben und Hiftorifche Werke) fi uns 
vergängliche Verdienfte um die Bildung der Menſchheit erwerben können. Nad dei 
Vorgange Auguftind wurde im 8. Jahrh. vie aſsketiſche Lebensweiſe aud auf den Welt: 
clerus, beſonders auf die Domcapitel (daher die jog. monasteria canonicorum) über⸗ 
tragen, aber mit ber der Regel Benedicts widerfprechenden Tefthaltung des PBrivateigen- 
thums und des Rangunterſchiedes war der Keim zu dem Berfall diefer Einrichtung ſchon 
von felbft gegeben. Ja dieſes Vorbild führte dann in Verbindung mit dem Umjtande, 
daß die von den Fürften und Biſchöfen geftifteten Klöfter als deren Eigenthum galten, 
zu der Lockerung der Kloſterdisciplin. Erſt im 10. Jahrh. treten wieder Reformbeftre: 
dungen auf und das Mönchthum erlangte dadurch einen bedeutenden Einfluß auf bie 
kirchlichen und geiftigen Bewegungen, daß fich eine Neihe von Benedictinerflöftern zu 
einem freien felbftändigen Verbande (ſog. Congregation) behufs Beobachtung einer ſich an 
die alte Regel anfchliegenven, verfchärften Dieciplin unter gemeinſchaftlicher Ober⸗ 
leitung durch den Abt eines Klofterd zufammenthaten. Die erfte und berühmteſte dieſer 
Congregationen, die ded Klofters Clugny, Bat noch im Laufe des 10. Jahrh. die ges 
fammte Kloftergeiftlichfeit Frankreichs und Burgunds beherrfcht, einen weitgreifenden Ein- 
fluß auch auf Italien ausgelibt und fogar ihre Neformbeftrebungen fchon im Bunde 
mit der päpftlichen Gewalt auf die Weltgeiftlichleit erftredt. Im Gegenfag zu der- 
im 11. Jahrh. in Folge der Erwerbung unermeßlicher Reichthümer und der Eremtion 
von der biſchöflichen Gewalt auch bei den Elugniacenfern eintretenden Zuchtloſigkeit ent⸗ 
ftanden dem astetifchen Drange der Zeit entiprechend unter völliger Loslöſung won dei’ 
Venedictinern eine Reihe anderer O., die Camaldolenfer (von Romuald geftiftet), die O. 
von Vallombroſa, von Fonte Avellana, die der Karthäufer und Eiftercienfer. Namentlich 
der letztere, welcher fich im ftrengen Gegenſatze zu ven üppigen Clugniacenfern hielt, er: 
langte im 12. Jahrh. die heroorragendfte Bedeutung, zugleich wurden feine auf Gentrali= 
jirung der Leitung ſämmtlicher Klöfter unter einem Generalcapitel als oberfter gefeggeben- 
den und leitenden Behörde gerichteten Einrichtungen (geregelt durch die ſog. charta chari- 
tatis von 1119) das Vorbild für die fpätere Ordensverfaſſung. ‘Dem Friegeriichereligiöfen 
Zuge ber damaligen Zeit verbanften ferner die zur Bekämpfung der Ungläubigen bes’ 
fımmten, Ritter = und Mönchsthum vereinigenden Genofienjchaften, pie Templer, Johanniter 
und ſpäter die Deutfchritter ihre Entſtehung. Das 13. Jahrh. weift endlich eine neite _ 
Rihtung des Mönchslebens in den Bettel-D. auf, melde zum erften Male die auf 
die große und umgebilvete Maſſe wirkende Miffton dur Seelforge und Predigt als ihren 
Hauptberuf Hinftellten, und gegenüber den alten üppigen O., in denen der Einzelne des 
Eigenthums und Vermögens unfähig, das Klofter als Imftitut aber defto mehr Reich— 
thümer befigen durfte, das Gelübde der Armuth auch auf die Klöſter und den ganzen 
O. ausdehnten, bie einzelnen Glieder aber für ihre Eriftenz auf Gaben der Liebe an: 
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wieſen. Es find died der von Franz von Aſſiſi um 1210 geftiftete, 1223 päpftlich be 
flätigte Franziscaner⸗O. (fratres minores, d. b. demüthige Brüder) und der 1216 
päpftlich beftätigte Dominicaner = D., deſſen erfter Stifter Dominicus das von Franz auf- 
geftellte Princip der enangelifchen Armuth auch auf jeine weientlih für die Predigi 
des Evangeliums beftimmte Genoſſenſchaft (fratres praedicatores) übertrug In Folge 
ihres Verkehrs ‚mit dem Volke, ihrer Centraliſation und der Betonung des 
gegen die Oberen erwiejen fich dieſe beiden O., melde im Laufe der Zeit mit den meit- 
gehendſten Privilegien ausgeftattet wurden, als gefügige und brauchbare Werkzeuge für die 
weltbeherrſchenden Tendenzen des Papſtthums. Im directen Verkehr mit dem Bolt blieben 
freilich allein die Franziscaner, während bie Dominicaner die Verteidigung der kirchlichen 
Lchre von der Kanzel, vom Katheder und durch theologiiche Werke als ihre Hauptaufgabe 
betrachteten und aus demjelben Grunde auch die thätigften Werkzeuge der Inqutfition ge 
worden find, Wie die Dominicanermönde fpäter das Princip der abjoluten Beſitzlofigkeit 
aufgegeben und Grundbefig und andere Reichthümer erworben haben, fo trat auch gerade 
deswegen fpäter im Franziscaner-O. eine Spaltung ein, nämlich in die Oblerwanten 
(fratres de observantia), welde die alte Strenge feithielten, und die Gonventunlen , melde 
den Grundfag von der Entjagung von allem Befigtbum für den DO. als ſolchem fallen 
Lehen. Mit den 13. Jahrh. hatte das Mönchthum fernen Höhepunkt erreicht, den nun: 
"mehr eintretenden Berfall hielten die Reformbeitrebungen der Concilien des 15. Jahrh 
(von Coftnig und Bafel) nicht auf, und in Bolge der Reformation des 16. Jahrh. wur: 
den ſowohl in proteftantifchen, wie auch in katholiſchen Ländern eine Reihe von Kloſtern 
bejeitigt. Das Triventinum verlieh ebenfalls aus reformatoriſchem Interefie den Biſchöfen 
als päpftlichen Delegaten wieder eine Reihe von Aufjichtsrechten über die .erimirten Klöſter 
(ſ. diefen Art.) und verlangte, daß ſich die bis dahin unabhängigen Klöfter zu Congre- 
gationen behufs Ermöglihung einer ftändigen Aufficht zufammenthun folten. Zu dem 
1528 entftandenen Capuziner-O., welcher die Regel des Francıdeus in alter Schärfe 
angenommen hat, deſſen Typus die volllommene Beſchränkung in Genuß und Bildung und die 
abfichtliche Vermahrlofung von Geift und Körper iſt, weldyer aber wegen feiner Homoge 
nität mit-dem gemeinen Volke auf dieſes einen bedeutenden Einfluß auszuüben vermochte, 
Pd, 24/4 dilvete den abſoluten Gegenfat, aber doch wegen feiner Fähigfett auf die befieren Klaffen 
— Wr 97 7 der Gejellichaft den größten Einfluß auszuüben, wieder ein Complement, der D. ter 
777 geſuiten, geſtiftet von Inigo (Ignaz) von Loyola 1540, Dazu beftimmt, Die Aus 
Bu breitung des wahren Glaubens namentlich gegenüber den inneren Feinden der Kirche Durch 
Ph Predigt, Werkthätigkeit, Beeinfluffung des Yugendunterriht® und Benugung des Beicht- 
ap ( HL — ſtuhls zu fördern. Seine Organitation bezweckt die vollfommenfte Beherrſchung der 
Ä Ar Yes menfchlihen Gemuther. Zu dieſem Behufe befteht die Verpflichtung des unbebingteften 
5 Ah 572. Gehorſams gegen die Ordensgeſetze und das Recht des Generals, jedes Mitglied in ver 
4 ihm paffenb erfcheinenden Weiſe zu den Ordenszwecken zu verwenden. Damit aber mut 
genug, ſoll auch, um ven DO. zu vollkommen einheitlihem Handeln zu befähigen, den Ar: 
gehörigen die Uniformität im Denken eingermpft werben. Dazu dienen bie von Ignaz 
jelbft erfunvenen geiftlichen Uebungen (exereitia spiritualia). Dieſe enthalten eine me 
| thodifche Anweiſung zur eigenen Meditation über die verfchtenenen Gegenftände ber kirch 
| lichen Lehre und die chriftliche Hetligung und werden 4 Wochen hindurch unter Leitung 
eined Dirigenten vorgenommen. Sie find jo eingerichtet, Daß fie den Betrachtenden bunb 
alle möglichen Stufen des Gefühle führen, alle Seiten der Empfindungen anſchlagen und 
unter Erregung der Phantafie und Umftridung der Vernunft die wirkliche Frömmigkeit 
„wie den ſchwärmeriſchſten Fanatismus in Bewegung fegen, um ſchließlich den Meditiren⸗ 
den willenlos, aber anfcheinend freiwillig zu der Unterwerfung unter Die Autorität der 
Kirche und der Oberen zu führen. Die Mitglieder des Jeſuiten-O. zerfallen in 4 Alaſſen 
1) Die Novizen, deren Aufnahme eine Prüfung ihrer Verbältnifie und Intentionen, 
Tomte die Vornahme der Exercitien vorausgeht, Leben in einem Novizenhauſe nach einer 
Tagesordnung, die theilweiſe bis zu den BViertelftunden die Beſchäftigung genau vorſchreibt 
Nach zweijährigen Noviziat kann der Novize in die zweite Klaſſe 2) der Scholaſtiker 
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‚treten, indem er gleichzeitig Die dret Gelübde ver Armuth, der Keufchheit und bed Ge- 
horſams als vota simplieia (ſ. unten) ablegt und zugleich verfpricht, fich genau nad 
den Eonftitutionen der Geſellſchaft zu richten. Während dieſes Stadiums hat er allge 
meine wifjenjchaftlihe Studien durchzumachen und dann felbft in den betreffenden Fächern 
zu unterrichten, um erft dann an das eigentliche theologiſche Studium heranzutreten: 
Der ganze Studiengang iſt Durch einen befonderen Plan, die ratio studiorum, ebenfalls 
genau geregelt und fein Princip ift das einer mechaniſchen Abrichtung in Verbindung mit 
Unterdrückung jeglicher wiſſenſchaftlichen Selbſtändigkeit. Nach vollendeten Studien kann 
der Scholaſtiker 3) als coadjutor spiritualis oder 4) als Profeſſe (professus quatuor 
votorum) zugelafjen werde, d. b. nach abermaliger Wiederholung eines Probejahrs, ber 
geiftlichen Uebungen und ver Lebensweiſe des Noviziats erhält er die Prieftermeihe und 
kiftet nun als coadj. spir. nochmals die 3 Möndsgelibve in die Hände des Generals 
ab, indem er noch beſondere Hingebung an den Jugendunterricht veripricht, während er 
ald PBrofefie noch ein viertes Gelübde, nämlich fih jever Miſſion des Papftes unbedingt 
zu unterziehen, feterlich ablegt. Die Profeſſen find allem die vollberedstigten Glieder ber 
Geſellſchaft und der kleinſte ‘Theil derfelben. An der Spige fteht mit beinahe abſoluter 
Machtvollkommenheit der General (praepositus generalis), welcher lebenslänglich gewählt 
wird umd für den D. das ift, was der Papft fir die Kirche (daher von den Italienern 

auch papa nero — ſchwarzer Papft — genannt). Ihm zur Seite ſteht ein Rath, bie 
Aſſiſtenten, welche ihn aber auch controliven, da er fie wohl fuspendiven, aber nicht 
ohne Beiftimmung der Generalcongregation abjegen kann. Ieder der Aififtenten vertritt 
einen größeren Kreis von Provinzen (eine fog. assistentia). An der Spitze der einzelnen 
Verwaltungsbezirke (provinciae) ſteht ein gewöhnlich auf 3 Jahre vom General ernannter 
Provinzial (praepositus provincıalis) und diefem find die Yocaloberen, Die superiores, 
untergeben, nämlich die praepositi der einzelnen Profeßhäufer, die magistri novitiorum 
der Novizenhäufer, die reetores der Collegien, der Bildungsanftalten. Alle dieſe merben 
noch durch Gehitlfen unterftügt und auch controlitt. Jedem Oberen ver Jeſuiten, den 
General mit eingefchlofien, fteht ein bejonderer Admonitor, der Profeſſe fein muß, zur 
Seite, um ihn an feine Pflichten zu erimmern. Die Oeneralcongregation, der als ordent⸗ 
liche Mitglieder ſaͤmmtliche Brofeflen der 4 Gelübde angehören, muß in beftinmmten Fällen, 
jo namentlich behufs Wahl des Generals oder Abſetzung deſſelben wegen beftunmter Ver⸗ 
geben, zufammentreten. Ferner gibt e8 auch Provinzialcongregationen, zu welchen für 
die Erledigung gewiſſer Geſchäfte ın den Provinzen fich die Profefjen und die Localoberen 
verfammeln. Wie die abfolute Pflicht des Gehorſams gegen den Oberen (mit Ausnahme 
der eine offenbare Sünde enthaltenen Befehle) und vie abjolute Gewalt des Generals, 
deren Beſchränkung nur zur Verhütung ihres Mißbrauch gegen den D. ſelbſt ſtatuirt iſt, 
das Verhältniß der Glieder zum ganzen O. beſtimmt, ſo iſt das das Verhältniß der ein⸗ 
zelnen Mitglieder regelnde Princip das des Mißtrauens, welches ſeinen praktiſchen Aus— 
druck in einem bis in das Genaueſie hinein ausgebildeten Syſtem ber Berichterſtattung, 
der Perſonalliſten und in der Anzeige- und Denunctationspflicht jedes einzelnen Mitgliedes 
gegen die ambern findet. Gerade jene Einrichtung befähigt die Oberen, die rechten Kräfte 
an der rechten Stelle zu verwenden. Die enorme Thätigfeit, weldye der nicht an ein= 
Klne Klöfter gebundene O. mit der für feine Zwecke mufterhaft geftalteten Berfaflung auf 
den drei verſchiedenen Gebieten feines Arbeitsfeldes: der äußern Miſſion unter den Hei: 
den, der inneren Mifjion (d. 5. Befeftigung der Herrichaft der röm. Kirche ımter den 
Katholiken) und ver Gegenmiffion gegenüber den anderen Keligionsgemeinfchaften, nament⸗ 
lich der proteftantiichen Kirche, ſowie überhaupt gegenüber der modernen Bildung und 
Weltauſchauung entwidelt hat, kann hier nicht näher dargelegt, ebenfo wenig auf die Dar⸗ 
fellung der von ihm entwidelten Iaren und bequemen Moral eingegangen werben, als 
deren Hauptgrundſatz Die zwar nicht in den Gonftitutionen des O. enthaltene, aber doch 
von feinen einzelnen Gliedern gelehrte Regel: „ver Zweck heiligt die Mittel” oft genug 
hervorgehoben worden if. Der allgemeine Unwille, welcden die Jeſuiten durch ihre 
Raͤnke ihr Eindringen in alle Augelegenbeiten, ihre Handelsunternehmungen und ihre 
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Handelspolitik fich zugezogen batten, führte im 9. 1773 zur Aufhebung des DO. durch 
Bapft Clemens XIV. Nur in Rußland erhielten fie fih. Schon Pius VII. veftitwirte 
den O. aber im 9. 1814. Seitdem haben fie fich wieder in den meiften Staaten ſeß— 
haft gemadt und namentlih hat der D. feit der Reaction gegen die Bewegungen dx 
Jahres 1848 einen großen Aufſchwung, namentlich aud im proteftantifchen Norden, ge: 
nommen. Daß er das Papftthum wieder beberricht, davon gibt das jegt verſammelte 
vaticaniſche Concil und die auf demſelben herworgetretene Tendenz, alle moderne Bildung 
und alle modernen Eulturerrungenichaften zu verdammen, dagegen dem Bapft die Unfebl- 
barkeit beizulegen, den Tprechendften Beweis. — Gleichzeitig mit der Bildung von Mändö- 
D. im Morgenlande find aud weibliche DO. entftanden. Im Abendlande haben dieſel⸗ 
ben Später die Regel Benedicts mit den nöthigen Veränderungen angenommen und 
nachmals find noch eine Reihe neuer Nonnen⸗O., größtentheil® den männlichen nachge 
bildet (fo 3. B. Yranziscanerinnen, Dominicanerinnen u. f. w.), geftiftet worden. 

2. Die rechtlichen Berbältniffe der Orden werden zunächft durch ihre beion- 
deren Statuten, welde der päpftlihen Genehmigung bevürfen, geregelt. Die Mitgliedſcaft 
wird nach gem. R., vorbehaltlich weiterer ftatutarifcher Feſtſetzung, dur Ablegung ber 
fog. professio religiosa, d. h. der drei ewig bindenden Gelübde der Keufchheit, der Ar⸗ 
muth und des Gehorſams (des fog. voti solemnis), erworben. Dieſer muß vorhergehen 
ber novitiatus, d. h. em Probezuftand won mindeſtens einem Sabre, ferner nach diem 
bei Manns-O. vie Ablegung der vorhin gebachten Gelübde als vota simplicia, d. 6. 
in der Art, daß dieſe fiir den Gelobenden ewig bindend find, der O. ihn aber ans 
uten Gründen unter vollftändiger Aufhebung der Wirkung der Gelübde entlaſſen fann, 
* Ablauf von drei Jahren ſeit dieſem Acte; endlich iſt bei Manns-O. das vollendete 
19., bei Frauen⸗-O., für melde die Ablegung ber vota simplicia nicht vorgeſchrieben 
iſt, das 16. Lebensjahr erforderlich. Die hauptſächlichſten Wirkungen der Profepleiftung 
find: 1) Erwerbung ber geiftlihen Standesrechte, 2) Unfähigkert, eime kirchenrechtlich 
gültige Ehe einzugehen, 3) Unfähigkeit, für fich Vermögen zu erwerben und e8 als Eiger 
thum zu befigen, d. 5. was der Profeſſe erwirbt, erwirbt er feinem Kloſter. ‘Der Aus 
tritt aus einem DO. kann erlaubter Weife nur ftattfinden: 1) in Folge der Nichtigkeits 
erflärung des Gelübdes, welche bei Nichterfüllung einer nach gem. R. oder nad ten 
beionveren Statuten weſentlichen Vorausſetzung das Kloſter, der Profefle oder veflen 
Eltern innerhalb 5 Jahren vom Tage der Profeßleiſtung ab nachfuchen können, und mt 
der alle Wirkungen der Iegteren zufammen fallen; 2) in Folge von Dispenfation durd 
den Papft; 3) in Folge UebertrittS in einen anderen D., welcher, fofern der letztere nicht 
eine ftrengere Regel hat, nur mit päpftlicher Erlaubniß geftattet iſt; 4) in Folge der Ci 
cularifation, d. b. der vom Papft zu gewährenden Bewilligung, außerhalb des Kloſters 
alfo in der Welt zu leben, welche aber die Zugehörigkeit des Profefien zum OD. nicht auf- 

bt, vielmehr jeine Verpflichtung, die drei Selibbe auch ankerhalb des Kloſters zu halten, 
ftehen läßt. 5) Kann endlich ein unverbefferlicher Profelfe beim Vorliegen der ftatuten: 
mäßig dazu beredjtigenden Gründe aus dem O. ausgeftoßen werden, wird aber damit 
ebenfalls von feiner Verbindlichkeit, die Gelübde zu beobachten, nicht frei. Ein fonftiger 


Austritt bildet nach can. R. das mit vielfachen Strafen bedrohte Verbrechen ver ig. 


apostasia a regula oder n monachatu. Was die Verfaffung der D. betrifft, ſo 
richtet ſich dieſe zunächft nach den Ordensſtatuten. Die allgemeinen , wiederkehrenden 
Grundzüge find folgende: Die einzelnen Häufer oder Klöſter werden durch Localebere 
(Aebte, Prioren, Rectoren, Pröpfte, Guardiane) geleitet, welche die Disciplin über Die 
Mitglieder auszuüben und die Rechte des Klofterd zu verwalten haben. Diefe werden 
vielfach von der Gefammtheit der Profefien, aber nur den zum Chordienſt verpflichteten 
und häufig fogar nur von den mit der Subdiaconatsweihe verfehenen nicht von ben fit 
die gemeinen Hausdienſte heftimmten, nicht zum Chordienfte verpflichteten, nicht ordinirten, 
ſog Laienbrüdern, fratres conversi) gewählt. Tiefe Wahlberechtigten ſog. conventus) 
muͤſſen auch bei wichtigen Angelegenheiten von den Localoberen zu Rathe gezogen werben. ‚it 
einer Reihe von O. (fo 3. B. bei den Mendicanten=O.) findet ſich aber zwiſchen dieſen 
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Localoberen und dem Papfte eine mehrglieverige Orgamfation. Die innerhalb eines be 
ftimmten Sprengels belegenen Klöfter find zu einer fog. provineia vereinigt. Die An- 
gelegenheiten dieſer leitet der Provinzialobere, weldem ein aus ven Localoberen der Pro- 
vinz nebſt einem dur die Statuten beftimmten Ausſchuſſe von Profeſſen gebilvetes, 
log. Provinzialcapitel zur Seite fteht. Letzteres wählt auch gewöhnlich den Provinzial. 
Ueber den Provinzialoberen bildet endlid der magister oder praepositus generalis, ber 
General, die höchſte Inſtanz. Er wird für die Regel von dem Generalcapitel, d. h. 
ſämmtlichen ‘Provinzialoberen und einer Reihe von ald Ausſchuß deputirten Profeflen, 
gewählt und bat dieſes bei der thm obliegenden Leitung des gefammten DO. in wichtigen 
Fallen zuzuziehen. Weber die Stellung der Mlöfter und O. zu der bifchöflichen Gemalt 
\. ven Art. Klöfter. 

U. Die Congregationen und Duafi-Regularen. Außer den D., deren 
Mitglieder durch die feierlichen Gelübde gebunden find, gibt e8 auf dem Gebiete der 
fatholifchen Kirche noch eine Reihe von Vereinigungen zur Verfolgung Tirchlicher und 
religidfer Zwecke, ſog. congregationes, deren Mitglieder zwar auch nach einer beftinmnten 
Regel leben, aber feine vota solemnia ablegen, weshalb fie eben quasi regulares ge- 
nannt werden. Bald leiften fie gar feine bejonderen Gelübde, wie die Oratorianer (die 
Mitglieder der von Philipp Neri geftifteten, 1577 approbirten Congregation ver Väter 
des Dratoriums) oder fie Tegen die drei oben gedachten Gelübde, als vota simplicin, 
und oft nody einen ſog. Perſeveranzeid, d. b. das eidliche Gelübde, in der Congregation 
zu bleiben, ab, fo 3. 8. die 1749 approbirten, von Alphons von Liguori geftifteten 
Priefter des heiligen Erlöſers oder Revemptoriften. Bor Allem gehören aber zu dieſer 
legteren Klaſſe die in den legten Jahrhunderten, namentlich in neuerer Zeit entftandenen 
zahlreichen weiblichen Genoflenihaften, wie 3. B. die vom HI. Franz von Paula im 17. Jahrh. 
geftifteten barmberzigen Echweitern, die englifchen Fräulein (die Dames du saore coeur 
de Jesus), oft im gewöhnlichen Leben auch incorrecter Weiſe Frauen- oder Nonnen-O. 
genannt, welche fi) der Kranken- und Armenpflege, dem Unterrichte und ähnlichen Zwecken 
widmen. Da biefe die für den DO. (die fog. religio im eig. Sinne) erforderliche Claufur 
wegen ihrer Beftimmung nicht innehalten können, fo ift für fie die Mblegung der vota 
solemnia nicht möglich, höchftens der vota simplicia als perpetun. Durch diefe wird 
zwar die eintretende Schwefter auf ewig, fofern der Papft nicht Diepenfation gewährt, 
gebunden, aber das Keufchheitögelübve kann, da e8 simplex ift, nır als ehehindernd, 
nicht als ehevernichtend wirken und das Gelübve der Armuth bedeutet nur ſoviel, daß 
das Mitglied der Congregation gegenüber unfähig ift, fein Vermögen zu benuten und 
ohne Erlaubnig darüber zu verfügen, während ihm das Eigenthum (das fog. dominium 
radicale) verbleibt. Im Mebrigen find vielfad die Grundſätze des gem. R. über die 
eigentlichen Nommen=D. auf dieſe Frauencongregationen zur Anwendung gebracht, ſo 
findet fi) daS Noviziat auch bei ihnen, die einzelnen Häufer werden durch eine Oberin 
(superiorissa), die Congregation al8 Ganzes durch eine Generaloberin (Moderatrix 
generalis) geleitet, welcher Generalaffiftentinnen zur Seite ſtehen. Bon der bifchöflichen 
Gewalt endlich find dieſe Congregationen nicht erimirt. 

III. Die ferner in der katholiſchen Kirche vorkommenden Brüderfchaften (so- 
dalitates, confraternitates), Vereine zu kirchlichen und religieien Zweden und Uebungen 
(Armen=, Krankenpflege, Unterftügung des Miffionsweiens, Verrichtung gemwifjer Gebete 
u. f. w.), welde bald nur aus Paten, bald aber aucd aus Geiftliden beſtehen, unter= 
ſcheiden fich dadurch von den O. und Congregationen, daß fi) dad ganze Leben derjelben 
nicht nach einer beftimmten Regel richtet, fie feine vita communis führen, alfo nicht 
zufammenleben, feine Gelübde bei ihnen vorkommen, das Recht zum Austritt frei iſt und 
der Eintritt in eine folche Confraternität den Einzelnen in jener fonftigen Stellung nicht 
berührt. Diefe Vereine find in kirchlichen Beziehungen den Biſchof vollkommen unters 
worfen und dieſer fagn fie ſogar, wenn Fein entgegenftehendes Privileg vorliegt, aufheben. 

IV. Zeriiarter find- diejenigen Perfonen männlichen oder werblichen Geſchlechts, 
welche, ohne dem Regularenftande anzugehören, einem wirklihen Manns-O. durch die 
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Annahme einer fichlih dafür approbirten Lebensregel Iaffociirt find. Die erfte Einrich⸗ 
tung diefer Art rührt von Franciscus von Afjifi ber, und nad dieſem Vorbild find jie 
auch bet anderen DO. (3. B. bei Dominicanern) eingeführt worden. Sie bleiben in ihren 
gewöhnlichen Verhältniſſen, verpflichten fi aber, ein von weltlichen Vergnügungen zurüd- 
gezogened Leben zu führen, gewiſſe Liebeswerke zu verrichten, öfters die Sacramente zu 
empfangen, die Ordensfeſte mitzufeieen u. ſ. w. Einzelne dieſer Tertiarier haben ſich 
aber zu gemeinfamem Leben mit Gelübven verbunden und find dadurch theils in die 
Klaſſe der eigentlichen O., theils der Congregationen getreten. 

V. DieStellung der deutfhen Staatögejeggebungen zu den reli: 
gidfen Inftituten. Unbedingt frei entfalten können fi) die D., Congregationen und 
geiſtlichen Genoffenihaften in Defterreih nad dem Concordat, nur ſoll der Biſchof 
dei Zulaſſung von Inftituten der beiden erften Arten fich mit der Regierung ind Einver- 


rg hr nehmen fegen: In Breußen bedürfen — wenngleich freilich neuerdings vielfach das 
34a Gegentheil behauptet worden ift — neue Möfterliche Anftalten keiner Staatögenehmigung, 
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amterliegen aber, fofern ihnen nicht durch Geſetz die Corporationsrechte ertbeilt find, ben 
Beftimmungen der Verordnung über das Vereinsweſen und ermangeln demnach auch der 
juriftifchen Berfönlichkeit, vgl. A. 13 der Berfg.Urf.” Im Gegenſatz Dazu fteht Die Geleg: 
gebung Baierns, welhe (Relig. Edict von 1818 88. 76. 77) für „bie Errichtung 
geiftficher Geſellſchaften und fonfttger Inftttute und Beftinnmungen ihrer Gelübde“ die 


- Mitwirfung der weltlichen Obrigkeit verlangt. Das badiſche Bel, vom 9. Det. 1860 


8. 11 erklärt gleichfalls, daß „ohne Genehmigung der Staatöregierung fein religiöfer O. 
eingeführt und feine einzelne Anftalt eines eingeführten DO. errichtet werben Tann“, ſowie 
daß dieſe Genehmigung widerruflih if. Daffelbe werorpnet das würtembergiſche 
Geſ. vom 30. Ian. 1862 A. 15, indem es zugleich für die Zulaſſung „des Jeſuiten-O. 
oder ihm verwandter Congregationen‘ die Ermächtigung der Negierung durch Geſetz ver: 
Jaugt. Fir das Könige. Sachſen endlich it. durch die Verfg.Urk. von 1831 8. 56 
die Zulafjung neuer Klöfter, des Jeſuiten- und anderer geiftliher DO. — zwei Damals 
vorhandene Eiftercienfer » Abteren hat man befteben laſſen — verboten. Abgeſehen von 
Defterreich ift da, wo neue O. überhaupt entftehen können, noch die Verleihung ber 
juriſtiſchen Perſönlichkeit beſonders nothwendig, damit ſie Vermögen erwerben können und 
ſelbſtwverſtändlich iſt der Erwerb deſſelben am die Geſetze über die todte Hand (f. dieſen 
Art.) gebunden. Die Staatsgeſetzgebungen haben ferner den Termin für die Ablegung 
der feierlichen Gelübde oft erhöht, jo wird in Defterreich erfordert für die Regel das 
vollendete 25. Jahr, in Preußen (ALR. Th. IL Tit. 11. 88. 1162 ff.) bei Män: 
nern diejelbe Alterögvenze, bei Frauensperſonen das vollendete 21. Jahr, m Baiern 
für Männer das letztere, für Frauen das vollendete 33. Lebensjahr — jedoch find vom 
21. Jahr ab zeitliche, von 3 zu 3 Jahren zu wieberholende Gelübde erlaubt. Ebenſo er- 
klären fie ‘Die vota solemnia nicht für ewig verbindlich (jo z.B. Preußen, Würtem: 
berg) oder fie verweigern der Kirche ihren Arm zur Vollſtreckung der für .die apostasia 
a regula verhängten. Strafen (fo neuerdings Defterreih). Was. endlich das Gelübde 
der Armutth betrifft, fo gilt in Baiern der canoniſche Grundjag, daß alles Vermögen, bad 
der Eintretende beſitzt oder emwirbt, dem O. zufällt; in Defterreich ift.dagepen ber 
einzelne Profeffe unfähig, Vermögen zu enwerben., auch bat er- keinen Anſpruch, auf ven 
Wflichttheil und erbt ebenfowenig ab intestato noch ex testamento, Allg. Bürg. G. B. 
88. 538. 539. 573; auf demfelben Standpunkt fieht das Preuß. A.L.R. TE. IL 
zit. 11. 88. 1199 ff., welches jedoch den Profeſſen, bezüglich. ihrem Kloſter, eine be 
ſchränkte Fähigkeit, aus Teftamenten zu erben, . beilegt. Die preuß. Prarxis bezieht dies 
indeffen. nur auf die mit Corporationsrechten verjehenen Klöfter,. in Denen vota 'solemnis 
abgeleiftet werden, alſo nicht auf die Congregationen. lan. 

Die proteftantifche Kirche hat die Orbeusgelübde ald unnützen Werkdienſt ver: 
worfen, Klöfter ‚oder Congregationen im katholiſchen Sinne gibt e& demnach unter ben 
Broteftanten nicht. Die hin und wieder in proteftartiichen Ländern, 3. B. in Schleswig⸗ 
Holftein, vortommenden abligen Klöfter find nichts ald Berforgungsanftalten für adlige 
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Gräulein. Wenn endlich neuerdings auch auf dem Boden der proteftantifchen Kirche Ge: 
meinſchaften zur. VBerrichtung chriftlicher Liebeswerke entftanden find, fo bie Diafoniffen 
und Brüder: des rauhen Haufes, und hier auch von den Mitgliedern ein Angelöbniß ber 
Erfüllung ihrer Pflichten verlangt wird, fo ftehen dieſe Genoffenichaften doch nicht mit 
der Kirche in einer organifchen Beziehung, auch dürfen fie, wenn fie noch innerhalb ber 
erangelifchen Grenzen bleiben wollen, dieſe Gelübde nicht auf Lebenszeit fordern. 

Lit.: Bouix, Tractat. de regularibus, Par. 1857, 2 Voll., dentſch im Auszuge unter 
dem Titel: Can. Recht der Regularen von Dr. Boutr..., von R. Mittermüller, Yande- 
hut 1861. Die Fit. über die Gefch. der einzelnen Orden theilweife bei Schulte, Lehrb. des 
lath. Kirchenrechts, 2. Aufl. ©. 454; vgl. ferner Herzogs Real-Encyclopädie der Theologie zu 
den Artikeln Über bie einzelnen Orden; cine kurze Ueberficht Über bie Gefch. von Dove in 
Bluntihli’s Staatswörterbuch, 7, 387. Für das neuere N. vgl. Schulte, Die Stifte ber 
alten Orden in Oefterreich, Gießen 1869. Moy's Arc. für kath. Kirchenrecht 11, 275; 14,170. 
344; 15, 58; 16, 241. 332. 353% 17, 30. 43; 19, 444. 452; 23, 143. 370. — Methodus. 
quae a s. Congreg. episcopor. et religiosor. servatur in approbandis novis institutis vo- 
torum simplieium (vom Cardinal Bizzarri), Romae 1863; dazı Moy's Ard. 15, 412; 
Schels, Die neuen religiöfen Frauengenoſſenſchaften, Schaffhaufen 1857; Schuppe Das We- 
fen und die Rechtsverbältniffe der neueren religidfen Yrauengenoffenfchaften, Mainz 1869; vgl. 
ferner Moy's Arch. 12, 205; 14, 167; 19, 353; 23, 386. P. Hinſchius. 

Ordination, in der katholiſchen Kirche die Uebertragung der Fähigkeit, die der 
Kirche anvertrauten Gnadenmittel und Heilsgüter auszuſpenden oder wenigſtens — fe 
bei den niederen ordines ſ. oben Th. J. S. 460 — bei den darauf gerichteten gottes⸗ 
dienſtlichen Handlungen als Aſſiſtenten mitzuwirken. Nach der katholiſchen Lehre iſt die 
O. eines der ſieben Sacramente jener Kirche. Der Ertheilung derſelben — über ihre 
Vorausſetzungen |. a. a. O. — geben ſog. scrutinia, d. h. beſondere Prüfungen und 
Unterſuchungen über die Tauglichkeit des Candidaten vorher, auch muß ſich derſelbe vor 
dem Empfang der höheren Weihen durch ſog. exereitia spiritualia, d. h. in einem geiſt— 
lichen Inſtitut unter Leitung eines bewährten Geiftlichen durdy Gebete, Fromme Betrady- 
tungen und Faften vorbereiten. Die ntederen ordines follen an den Sonntagen und an 
den gebotenen Feſttagen, und zwar an einem pallenden Ort ertheilt werden. Die O. 
jür die höheren ordines, vom Presbyterat bis zum Subdiafonat inclufive, darf Dagegen 
für Die Regel nur an den Samſtagen der vierteljährlichen, ſog. Ouatemberfaften, ſowie 
an dem Samftag vor Judica (ante dominicam passionis) und den Oſterſamſtag, in 
der Kathedralkirche unter Hinzuziehung der Domherrn, eventuell in einer anderen bervor- 
tragenden Kirche der Tidcefe unter Aſſiſtenz des Ortsklerus während der Meſſe erfolgen. 
Die Biſchofsöweihe endlich wird nach einem Jahrhunderte lang feftftebenden Uſus an eurem 
Sonntage oder einem Apofteltage ertheilt. Der Ort dafür ift die zukünftige Kathebrale 
des Candidaten oder eine Kirche derjelben erzbifchöflichen Provinz. Die Extheilung felbit 
erfolgt in der won dem Pontificale Romanum für die verſchiedenen Grade vorgeichrie- 
benen Form unter Gebeten, Handauflegung und Weberreichung der ſymboliſchen Zeichen 
der einzelnen Ordines. 

Daß in der ewangelifchen Kirche die O., welche nad der Auffallung der letzteren 
kein Eacrament ift, nur al8 Zeugniß der ordnungsmäßigen Berufung und der Fähigkeit 
zur Ausübung des Aıntes gilt, iſt gleichfalls ſchon Th. I. S. 482. 490 hemerft. Die 
Verſchiedenheit der Auffaffung der katholiſchen und proteftantifchen Lehre zeigt fich weiter 
darin, daß die proteftantilche D. weder verſchiedene Stufen bat, noch eine unauslöfchliche 
und befondere geiftige Befähigung verleiht; ferner wird letztere nur in wenigen Ans- 
nahmefällen abfolut ertheilt und endlich ift fie nicht Vorausfegung der Betheiltgung an 
dem leitenden Regiment der Kirche. Sind doch gerade die Inhaber der oberften Kir— 
chengewalt in den proteftantifchen Pandesfirchen Deutichlands, die Negenten — Laien. Wäh- 
rend aber die O. in den frühſten Seiten der Reformation mit der Einführung in das 
erfte Amt zuſammenfiel, alfo das in ihr liegende Zeugniß eine fpectelle Beziehung auf 
die betreffende Gemeinde erhielt, ift fie feit dem Ende des 16. Jahrh. ein davon getrenn- 
ter Act geworben, fo daß jeßt die dadurch ertheilte Beglaubigung für die ganze LYandes- 
kirche bis zur Zurücknahme durch Abfegung gilt und nach der heutigen Praxis auch ale 
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ausreichend für eine andere Landeskirche betrachtet wird. Die Ertheilung ſelbſt erfolgt 
während eines feierlichen Gottesdienſtes durch Handauflegung und zwar ſteht dieſelbe in 
Altpreußen und Schleswig⸗Holſtein den Generalſuperintendenten, in Rheinland und Wet: 
pbalen, ſowie in den meisten andern deutſchen Landeskirchen ven Superintendenten zu. 
(E. dazu auch a. a. D. ©. 440.) 

2it.: Hallier, De sacris electionibus et ordinationibus. Lutet. Par. 1636: Mori- 
nus, Comm. de sacris ecclesiae ordinationibus, Par. 1655; La8peyres im ber allgem. 
Encyllopädie von Erfh u. Gruber, Sect. II. Bd. 5; Kliefoth, Liturg. Abhandl., Roftod 
1854, 1, 341 ff.; Hauber in Herzogs Neal-Encyklopädie für proteft. Theologie, 10, 651 fi. 

P. Hinſchius. 

Ordrepapiere ſind Creditpapiere (Werthpapiere, Effecten), in welchen ein be 
ſtimmter Gläubiger als ſolcher genannt, zugleich aber durch einen beſonderen Zuſatz (die 
Ordreclauſel) befugt iſt, das Papier in einer beſtimmten Form (Indoſſament) einer an⸗ 
deren perſon zu vollem Rechte als neuem Gläubiger zu übertragen. 

Durch die Hinzufügung der Ordreclaufel, d. h. durch die fchriftlihe Bemerkung: „an 
die Ordre“ des erften (oder ſpäteren) Gläubigers, „an dieſen oder an deſſen Ordre“, leiften 
zu wollen, verpflichtet fich der Ausfteller eines Creditpapterd nicht nur dem erften Nehmer 
gegenüber , fondern auch allen künftigen ordnungsmäßig legitunirten Nehmern dieſes Po: 
pierö zur Zahlung, bzw. Lieferung des Beriprochenen; das Papier wird dadurch indoſſa⸗ 
bel, gerirbar, negoctabel, begebbar, und dies ift bei dem gebräuchlichften O., dem Wechſel, 
feldft dann der Fall, wenn der Wechſel die Ordreclaufel nicht enthält, aber auch midt 

ausdrücklich die Indoffirung durch das Wort: „nicht an Ordre“ oder einen gleichbedeu⸗ 
tenden Ausdruck unterfagt if, mit andern Worten: beim Wechſel wird die Orbreclaufe, 
wenn nicht das Gegentheil aus dem Wechjel erſichtlich iſt, Tubintelligirt. 

Anweiſungen und Berpflihrungsiheine der Kaufleute find D., wenn 
fie über Leiftungen von Geld oder eine Quantität von vertretbaren Sachen oder von 
Werthpapieren auögeftellt jind, an Ordre lauten und die Verpflichtung zur Leiftung nicht 
von einer Grgenleiftung abhängig gemacht iſt. 

D. find ferner die Connoffemente der Seelchiffer, Die Ladeſcheine ber Frabt⸗ 
führer, Auslieferungsiheine (Yagerfheine, warrants) über Waaren oder 
andere bewegliche Sachen, welche von einer zur Aufvemahrung folder Sachen ſtaatlich 
ermächtigten Anftalt ausgeftelli find, ferner Bodmereibriefe und Seeajfecuran: 
policen, — ſämmtlich unter der Vorausſetzung, daß fie an Ordre lauten. 

Endlich können nad) Yandesgefegen noch andere Papiere, 3. B. Berpflichtungsicheme 
über Yeiftungen, Die von einer Gegenleiftung abhängig find, anerkannt fein. 

Für alle DO. gelten bezüglich) der Form des Indoffaments, bezliglich der Legitimation 
des Inhabers und der Prüfung diefer Yegitimation, in Betreff der Verpflichtung des Ve: 

ſitzers zur Herausgabe, dann bezüglich der Quittirung, endlich, fofern es fih um An— 
weilungen und einfache Berpflichtungsicheine von Kaufleuten handelt, auch bezüglich der 
Amortifirung diefer Papiere, die Beftimmungen der D. W.O. (A. 11— 13, 36, 39 Abi. 1, 
73 u. 74), im Uebrigen die Landesgeſetze. 

Der aus einem O. BVerpflichtete kann fi) nur folder Einreden bedienen, welche ihm 
nad Maßgabe der Urkunde ſelbſt oder unmittelbar gegen den jeveömaligen Kläger zu: 
ftehen, denn jeder neueintretende Gläubiger erwirbt aus der ſchuldneriſchen Erklärung mit 
wirklicher oder zu fubintelligirender Orbreclaufel, auß dem Geben und Nehmen des or= 
nungsmäßig beichriebenen Papiers, welches mit dem Willen, Schulpner, bzw. Gläubiger 
zu werden, geichieht, ein neues, felbftändiges Recht. Doch wird über die Natur der Ber: 
pflihtung aus dem O., insbefondere darüber, ob dieſe einfeitig (durch Creation 
ſeitens des Ausftellers, wie namentlih Runge annimmt) oder durch Vertrag (beftehen? 
im Schreiben, Geben und Nehmen des Papierd in der Abfiht, dadurch verpflichtet, reſp 
berechtigt zu werden, wie Thöl, Yadenburg u. U. wohl mit Recht behaupten), viel 
geftritten, eine Controverſe, welche gewöhnlich auf dem Gebiet des Wechſelrechts behandelt 
wird. — Auch aus dem Accept einer an Ordre lautenden Faufmännifchen Anweiſung wird 
der Indoſſatar Derfelben berechtigt. — Vgl. überhaupt s. v. „Indoſſament“. 
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Quellen: A. 301 — 305 des A. D. H.G.B. 9. 11— 13. 36. 39. 73 — 14 der D. W.O. 

Lit: Ueber Geſch. der D.: Biener, Hift. Abhandlungen über den Urfprung des Wechfels, 
1846. Biener, Wechfelrechtl. Abhandlungen, 1859, p. 1-302. Götz, Das Giro, in Eric 
u. Gruber's allg. Encyclopädie der Wiſſenſch. u Künfte, 1859. von dem Giro (I. 68. p. I— 
136). Kunke, Wechſelrecht, J. Excurs, 88. 15---19 und die bort cit, Lit. — Ueber bie Frage, 
ob Creation oder Vertrag |. Gareis, Die Creationstheorie, eine Ton era Kritil, Amberg 
1868, und die dort namentlich B: 9 angegeb Lit. — Ueber O. überhaupt: Brintmann, 
Handelsrecht, 88 125. 125. ahn in Bluntſchli's veutihem Priv.R., 88. 163. 168. 
Endemann, Handelsrecht, 8. 85. Gad, Hanbelörecht, 88. 52. 74. 145. Goldſchmidt, 
Handelsrecht, $>. 70. Ti. 75. 76 (über Negociabilität der Conofjemente p. 664 ff., der Lager- 
papiere p. 173 ig. v. Hahn, Comm. z. 9.0.8. IL. p. 92—102. Jolly in der Ztiar. f. 
Handelsrecht Bd. J. p 175. 332. Run ge Obligation u. Singularfucceffion, 8. 34 fg. Ztidr. 
f. Handelsrecht Bo. II. p. 570. Bd. V. p. 198. Ladenburg, Die Anmeifung und die ge= 
zogenen Wechfel, 1858, 8.13. Makower, 9.6.8. p. 178—181. Thöl, Handelsrecht SS. 51, 
53a. (4. Aufl. ®b. I. p. 309, 314 fg.) 85. 257. 239 (2. Aufl. 8b. II. p. 419 fg., 324 fg.) 
und bie bort cit. Lit. Gareis. 
Ortloff, Friedrich, geb. 10. Oct. 1797 zu Erlangen, ſtudirte in Jena, Göt⸗ 
tingen und Erlangen, wurde 1816 Dr. philos. und Hofabvofat in Coburg, 1817 Prof. 
am Gymn. Casimirianum, 1818. Dr. jur., 1819 Prof. in Yena, von 1819— 1825 . 
Mitarbeiter im Schöppenftuhle, 1826 Rath und Honorarprofefior, 1844 Präſident des 
Oberappellationsgericht8, ſpäter PBräfident der Commiſſion zur Ausarbeitung einer Straf: 
proceßordnung und eines Strafgeſetzbuchs, 1858—63 Mitglied der Commiffion zur Ab- 
faſſung eines bürgerlichen Geſetzbuchs und einer Procekorbnung, ftarb 10. Octbr. 1868. 

Schriften: Juſtinians neue Berorbnungen Über die Inteftaterbfolge, Cob. 1816. — Bon 
dem Bapftthum über der Kirhe und den Staaten und von ber Reformation, nebft Luther's 
95 Eägen, Cob. 1817. — Ueber bie Erziehung zum Bürger, Cob. 1813. — Comment. jur. 
rom de thesauris, Erl. 1818. - Bon ben Handfcriften u. Ausgaben des falifhen Geſetzes, 
Cob. u. Leipz. 1819. — Grundzüge eines Syſtems des beutfchen Privatrechts mit Einſchluß des 
Lehnrechts, Jena 1528. — Das Kechtsbuch nach Diftinctionen nebft einem eiſenachiſchen Nechts- 
buh, Jena 1836 (Eammlung veutfher Rehtsquellen, Bo 1. — A. D. W.O mit Er 
läuterungen, Jena 1848. — Die Agitation in Jena im April 1848. — Mit Heimbad, 
Buyer, Schüler und Vermehren jurift. Abhandl. u. Nechtsfälle mit bef. Rückſicht auf die 
Lehre des. fühl. R. u. Entſcheidungen des Ober-Appell.-Ger. zu Jena, Bd 1 1847; Bb. 2 
1857. — Das Rechtsbuch Joh. Purgoldts (Samml. deutfher Rechtsquellen, Bd. 2), Jena 
1860. — Geſchichte der Grumbachſchen Händel, Jena 1868. 

Sen Vater Joh. Andveas Ortloff, aus einer Schuhmacherfamilie ftammend, 
hatte fid, in Erlangen zum Prof. der Philofophie emporgeſchwungen und ftarb 1828. 

Er ſchrieb: Recht ver Handwerker, Erl. 1803. — Corp. jur. opifieiarü, Erl. 1504. 

Lit: Blätter für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, Bd. XVI. Heft 1 (al8 Nekrolog 
Jena 1869 erfchienen). Teichmann. 

Oesfeld, Hermann von. 

Er ſchrieb um die Mitte des 14. Jahrh. ein Regiſter Über das ſächſ. Landrecht, die Cau- 
tela und bie Premis. 

Lit.: Stobbe, I. ©. 398. 397 Note 23. 393 Note 3. Bruns Beiträge zu den deutſchen 
Rechten des Mittelalters, Helmft. 1794, ©. 138 fi. TZeihmann. 

Otto, Everardus, geb. 1685 zu Hamm, lehrte 20 Jahre in Utrecht, ſtarb 1756. 

Schriften: Notizen über Papinian, Servius Sulpicius, Alfenus Varus. — De aedi- 
libus coloniarum, 1713. — De tutela viarum publicarum, 1731. — Thesaurus juris Ro- 
mani, tom. I—IV. Lugd. Bat. 1725—29, tom, I—V. Traj. 1733—35; Basil. 1741—45. 
— Diss. de consulibus qui extra Roman. — De jurisprudentia symbolica — Ad Ju- 


stiniani institut. s. elementorum libb. 4 a Cujacio emendatos notae et comment,, Traj. 
172), cura Iselii 1760. Teihmann. 


Otto Bapienfis, geb. zu Pavia, Iehrte wahrſcheinlich in Bologna in ber zweiten 
Hälfte des 12. Jahrh.; feine Sigle Ot. 

Schriften: Glossae. — De ordine judieiario, Venet. 1567. — Distinctiones. 

Lit.: Savigny, IV. 377—381. — Steffenbagen, Beiträge zu Savigny's Geld. 
des röm. R. im Mittelalter, 1859, 2. Aufl. Königsb. 1561. Teihmann. 
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Pachtſachen werden von Manchen (z. B. Linde, Lehrb. des Deutſchen Ein: 
proceſſes $. 329, Anm. 9) zu denjenigen gerechnet, welche nach den Grundſätzen des 
ſog. regulär ſummariſchen Verfahrens zu behandeln jind. Inſofern man ſich dabei auf 
das aus dem rim. R. ftammende interdietum de migrando ſtützt, iſt dieſe Anficht 
freilich unbegründet. Denn das gedachte Interdict ftand nur dem Miether, nicht aub 
dem Pächter zu. 1. ı 8. 1 D. de migr. XLIII. 32. Wenn man indefjen erwägt, daß 
auch bei Pachtverhältniffen die Räumung des gepachteten Grundftüds in Frage kommen 
kann, fei e8, Daß der Verpächter dieſelbe verlangt, ſei es, daß ber Pächter Die eigennid- 
tige Vollziehung derſelben abwenden oder rüdgängig machen will, fo wird man hierüber 
ebenjo ein beichleunigted Verfahren zulafien dürfen, wie über Miethsſtreitigkeiten. In 
diefem Sirme bat auch das preuß. R. Beſtimmungen getroffen. 4. G.O. I 44. 

Cd 

Pachtvertrag ift diejenige Art der Miethe (f. den Art.) im weitern Sinne, bi 
welcher eine fruchttragende Sade zum Zweck der Nubung gegen eine Summe Geldes 
(Pachtzins) überlafien wird. Die Sadye kann auch hier eine Törperliche oder unkörperliche 
fein, 3. B. das Recht auf öffentliche Gefälle (vectigalia) I. 16 D. d. V. S. 50. 16; 
ein Gewerberecht, ein kaufmänniſches Gefchäft Seuff. Arch. XVI. 213. ALS Gegen 
feiftung aber ift hier abweichend von der Miethe ftatt des Geldes eine Quote des Fruch— 
ertrage8 zu bedingen geftattet, (fog. colonia partiaria, Theilpacht). 1. 8. 1. 21 C. de 
loc. IV.6s. Glüd XVII, ©. 333. Sintenis, Gem. Civ.R. II. $. 118, An. 
4. Dadurch tritt die Pacht dem Gejellfchaftsvertrage nahe. 1. 25 $. 6 D. loc. XU. 
2. Sie bleibt aber nach gemeinem, wie nach den Particularrechten unter den Regeln der Pakt 
ftehen. Preuß. IR. I. 21. 8. 264—266, Sächſ. ©.B. 8. 1190; nur nach öfter. X 
wird fie zur Societät Allg. B.G.B. 8. 1103. Die Grenze zwiſchen der Pacht und dem 
Kauf Fünftiger Erzeugniffe wird dadurch gebifvet, daß bei erfterer Die erzeugende Sadt 
unverbrauchbar fein und dem Pachter zur eigenen Fruchtgewinnung übergeben werden 
muß. Hiernach ıft die Ausbeute eines Bergwerk, Toufftihes u. |. w. nicht zu verpad 
ten, fondern nur zu verlaufen. Gruchot, Beiträge zum preuß. R. I. S. 469. dit 
die Form des P. gilt nur particularrechtlih Beſonderes. So verlangt das preuß 3. 
bet Verpachtung eines Ländlichen Guts gegen einen Zind von mindeſtens 200 Thlr. geriht: 
liche oder notarielle Form, und bei kleineren Lanbpachtungen oder bei ſolchen ander: 
weitigen Bachtungen, deren Jahreszins 50 Thlr. überfteigt, Schriftlichkeit ; iſt diefe Forn 
verabfäunmt, jo macht die vollzogene Uebergabe den Vertrag auf ein Jahr wirken. 
SS. 401—407 A. L.R. I. 21. Die Verpflichtungen der Parteten beſtimmen fih im A: 
gemeinen nad) den im Art. Miethe entwidelten Regeln. Der Berpächter hat auch bir 
die Sadye in brauchbarem Zuftande zu gewähren und die Yaften und Abgaben von der: 
jelben zu tragen. 1. 4 1. 20 8. 4 C. de agrie. XI. 47. Doc begrenzen dies Par: 
ttenlarrechte genauer dahin, daß er bei Verpflichtungen nad) einem Anfchlage nur diejenigen 
zu tragen babe, die nicht vom Ertrage abgezogen worden find, und bei Verpachtungen In 
Pauſch und Bogen. nur die Hypothekenzinſen und die auf Privatrechtstiteln beruhenden 
fortlaufenden Leiftungen. Preuß. UR. a. a. O. 8. 293. 294, Oefterr. G. B. 8. 109. 
Wenn nad einem Pachtanfchlage verpachtet ift, jo muß ber Verpächter die darın aufge 
führten Grundftüde und Geredhtigfeiten gewährleiften, ſowie auch für Die Nichtigkeit der 
Thatſachen, nach welchen darin die Hühe des Ertraged berechnet tft, einftehn. Dagegen 
haftet er nicht wie ein Verficherer für den Ertrag ſelbſt. Der Pächter hat haupfſächlid 
die Pflicht den Pachtzins zu entrichten. Weber die Verminderung deſſelben wegen einge: 
tretener Unglüdefälle vgl. den Art. Remiffion. Durch befondere Abrede kann auch eine 
Borauszahlung des Pachtzinſes beſtimmt werben, (fog. Pachtvorſchuß, Bachtprämmmeration;: 
entweder fo, daß der Verpächter die Zwiſchenzinſen vergütet: dann dient das Geſchäft mir 
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zu ſeiner Sicherheit; oder ohne dies: dann iſt der Pachtzins um die Zwiſchenzinſen 
erhöht. In beiden Fällen geht das Gelb ſofort in das Vermögen des Verpächters über, 
und der Pachter hat im Falle der Auflöfung des Bachtverhältnifies (3. B. durch Eon- 
curs), nur einen perfönlichen Erftattungsanfpruch (condictio causa data, causa non 
secuts). Oeſterr. GB. 8. 1102. Im anderer Weife wird für die Sicherheit des Ver⸗ 
pächter® gejorgt,, wenn ber Pächter ihm Werthpapiere oder dgl. als Pachtcaution behän- 
digt, wovon die Zinfen dem Pächter bleiben. Dies ift einfache Verpfändung. Endlich 
fann an das Ausbleiben der Pachtpränumeration ausnahmsweiſe auch ein Rücktrittsrecht 
für den BVerpächter gefnüpft werben. Seuff. Arch. VI. 186. Beim Ablauf des Pacht⸗ 
verhãltniſſes hat der Pächter die Sache zurüdzugeben und verſchuldete BVerfchlechterungen 
zu erjegen. Bei Landgüterpachtung wird oft die Rückgabe des Inventars, befonders des. . 
Nutzviehs nur in Sachen von gleicher Art und Güte vorgeichrieben. ©. den Art. Eifern- 
viehvertrag. Als Berichulden gilt es aud, wenn der Pächter Gerechtigkeiten des Grund⸗ 
ſtücks durch Nichtausübung untergehen läßt. Seuff, Arch. XIV. 213. Dagegen bat 
derjelbe megen nothwendiger und nützlicher Verwendungen einen Erſatzanſpruch, (1. 19 
8. 4 1.55 $. 1 D. cond. XIX. 2. Seuff. Arch. VII. 30), nad preuß. R. jedoch 
nur, wenn fie mit Einwilligung des Verpächter8 oder in Folge obrigkeitlicher Anordnung 
ur Beförderung des gemeinen Beten vorgenommen morben find. 8. 2830—282 A. L.R. 
. 21. In die Laften einer erheblichen Einquartierung im Kriege follen fich nad) preuß. R. 
Pächter und Verpächter theilen 8. 572 a. a. O. Die Afterverpachtung ift nach ge. 
öfterr. und ſächſ. R. erlaubt, außer bei Theilpacht, nach preuß. R. dagegen ohne Zuftim- 
mung des Verpächters nur am einzelnen Rubriken oder Borwerken einer größeren Pach⸗ 
tung $. 314 a. a. D. Ueber die NRechtöverhältniffe dabei |. den Art. Aftermiethe. Die 
Aufhebung der Pacht erfolgt wie diejenige der Miethe, mit dem Ablauf der feftgefegten 
Friſt und in Ermangelung einer ſolchen mit dem Nüdtritt eines Theils nad vorauf- 
gegamgener Kündigung. Wird nad Ablauf der Zeit das Pachtverhältniß fortgefetzt, fo 
ernenert ſich der Contract bei fruchttragenden Grundftüden auf die Dauer eines Jahre 
in derielben Weile, ysie der frühere beſtand 1. 13 8. 11 1. 14 D. loc. 1. 16 C. de loc. 
IV. 65. Seuff. Arch. .IV. 238, bei andern Gegenftänden nur auf fo lange, als das 
Verhältniß thatſächlich Dauert 1. 13 $. 11 cit. Nach preuß. R. iſt die Kündigung 
bei der Pacht in denſelben Fällen vorgefchrieben, wie bei der Miethe (ſ. d. Art.) und 
zwar muß biefelbe bei beweglichen Sachen in den erften drei Tagen des Vierteljahr, an 
deſſen Schluß geräumt werben fol, bei umbeweglichen Sachen ſechs Monate vor ber 
Räumung und bei Landgütern und Xedern ſechs Monate vor Ablauf des im Bertrage 
beftimmten Wirthichaftsiahres erklärt werben. Die Yortfegung des Pachtverhältniſſes nach 
Ablauf der Eontractszeit wirft nach preuß. R. einen neuen Vertrag nur dann, wenn der 
Verpächter auch Handlungen vorgenommen bat, die feine Zuftunmung ausbrüden 3. B. 
Annahme fernerer Zinszahlungen, mehr als vierzehntägiges Schweigen zu der Erklärung 
des Pächter, den Contract erneuern zu wollen u. dgl. m. Die Dauer der Verlängerung 
beträgt dann in der Regel ein Jahr oder die im BVertrage feftgefeßte Zeit oder bei der 
Pacht von Landgütern die Wirtbichaftöperiode 88. 269. 406. 342— 344. 325—331, 
A. L.R. 1. 21. — Innerhalb der Pachtzeit hat jeder Contrahent ein Rücktrittsrecht aus 
denfelben. Gründen, wie bet der Miete. Doc kann der Verpächter öffentlicher Einkünfte 
wegen Nichtzahlung des Pachtgeldes jofort vom Vertrage abgejen. 1.10 8.1 D. de 
publ. XXXIX. 4. Beim Concurfe des Pächter hat die Gläubigerichaft die Wahl, die 
Pacht fortzufegen oder davon zurüdzutreten; (Bayer, Concursproc. 8. 31. Seuff. 
Arch. I. 390); doc geben Manche auch dem Verpächter ein Nüdtrittöreht, und das 
preuß. R. legt ausdrüdlich beiden Theilen die Befugniß bei, nach Ablauf des Wirthichafts- 
jahres, in welches die Concurseröffnung fällt, unter Beobachtung der gefeglichen Künbigungs- 
frift die Pacht aufzulöfen. Seuff. Arch. I. 391, Preuß. Conc. DO. 8. 18. Der Concurs 
des Berpächterd dagegen läßt nach beiden Rechten die Gläubigerichaft einfach an defien 
Stelle treten; nur wendet im Falle freiwilliger Veräußerung der Sache das preuß. R. 
biefelben Regeln an, wie beim nothwendigen Berfauf, welcher Miethe bricht. Preuß. 
14 
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Eonc. DO. 8. 18. Sofern nämlih die Particularrecjte Miethe und Pacht zu dinglichen 
Rechten erhoben haben, beftimmen fie weiter, daß ber no:hwendiger gerichtlicher Veräußerung 
ſowohl der Erwerber, als jeder Pfandgläubiger dein Mietber und Pächter vor Ablauf 
der Sontractözeit kündigen Können. In Folge dieſer Kündigung erlangt der Adjudicatar 
die Räumungsflage. Ziehen aber diefe Perſonen vor, das Pachtverhältniß fortzufegen, To 
hat der Pächter feinerjeits Tein Rücktrittsrecht. F. 350—354 A.LR. I. 21. Endlich 
gibt nach preuß. AR. auch der Tod des Pächters beiden Theilen das Recht, ein Jahr nad 
dem Todesfalle reſp. nach Ablauf des Wirthſchaftsjahrs, in welchem der Tod erfolgt if, 
unter Beobachtung der gejeglihen Kündigungsfrift von dem Bertrage abzugehn. 88. 366 
bis 370 A. L.R. I. 21. Die Rechtömittel beider Theile find diefelben, wie bei ber 
Miethe. Doh hat der Berpächter ein gefetliche® Pfandrecht nur an den Früchten vom 
Moment der Abſonderung an, welches auch gegen redliche dritte Erwerber wirkſam bleibt. 
l. 7 D. ex quib. caus. XX. 2. Die Fortführung der Früchte hinter feinem Rüden 
galt als furtum possessionis 1. 61 $. 8 D. de furtis XLVII. 2, Dernburg, 
Pfandrecht I 8. 37. Nach preuß. R. entfteht dieſes Pfandrecht ſchon an den fructus 
pendentes, weil diefe im Eigenthum des Pächters find; es erliicht aber, wenn ver Ber: 
pächter die Yortführung der Früchte duldet. Förſter, Theorie und Praxis IL 8. 136, 
©. 208 ff. Schlieglih enthält das Preuß. GB. noch eine Weihe von “Detailbeftim: 
nungen aus dem Landwirthichaftöreht in 8. 399—625. 

Quellen u. Lit. f. im Allgem. bei dem Art. Miethe. Ueber die Pachtung von Land- 
gütern insbejondere: Hagemann, Handb. des Landwirtbichaftsrechts, $3. 373—354. ©. W. 


v. Honſtedt, Die Verpachtung der Landgüter, Hann. 1837. F. Buddeus, Die Zeitpadst 
größerer Landgäter, Magbeb. 1838. Befeler, Syften bed gem. beutfchen Priv. R., 98. 200, 201. 


acius, Julius, Schüler des Pancirolus, geb. 1550, war Prof. in Heidel 
berg, Montpellier, Balence, ftarb 1635 in Padua. 

Er fhrieb: "Evarrıopavav centuriae VII., Lugd. 1618. 

Teichmann. 
Pancirolus, Guido, geb. 1523 zu Reggio, wurde 1547 Prof. Instit. 
in Padua, 1571 in Turin, 1582 wieder in Padua, ftarb 1599. 

Schriften: Consilia, Venet. 1573. — Notitia dignitatum utriusque imperii, Venet. 
1593, 1602; Genev. 1623. — Rerum memorabilium 1. II, Amberg 1599, 1607; Lips. 1707; 
han Lyon 1608. — Thesaurus variarum lectionum utriusque juris, Venet. 1610. — 

e clarıs legum interpretibus, Venet. 1637, 1655. c. Hoffmanni, Lips. 1721. 
Lit: Nouv. biogr. generale, Par. 1862, Vol 39. — Leickher, Vitae jurisconsul- 
torum. — Opera P. (Thesaurus univ. jur.) Venet. 1584. | Teihmann. 

Panisbrief (Brod-, Freßbrief, Laienherrenpfründe, literae panis, vitalitii) 
heißt die Anweiſung an ein geiſtliches Inſtitut, einer beſtimmten Perſon (dem ſog. Paniſten, 
Brödling, Laienpfründer) den Lebensunterhalt („eine Laienpfrunde von Küchen und Keller 
ſammt allen anderen leibliben Nahrungen und Nothdürften“) zu gewähren. Entftanden 
aus dem Recht weltlicher Fürften auf Unterhalt in Klöitern und in Stiftern mährend 
ihrer Reifen, übten e8 biefe und zwar in Deutfchland der deutfche Kaifer gegen die eben gedad; 
ten Inftitute, die deutſchen Fürſten gegen landſäſſige derartige Anftalten aus. Die Ausfel- 
lung der P. durch den Kaiſer, welche als ein Reſervatrecht deffelben betrachtet wurde, ver: 
anlaßte ſeit der Reformation viele Streitigkeiten, da die evangelifchen Stifter viefelben 
beanftandeten, fpäter weigerten fih aud die Landesherrn (fo namentlich Friedrich Der 
Große) fie für ihre Gebiete zuzulaſſen. Deshalb verſprach der Kaifer in der Wahl: 
capitulation von 1790, Art. I. $. 9, daß er dieſes Reſervatrecht nur da, mo es herge 
bracht ſei, ausuben wolle. Mit der Auflöfung bes deutſchen Reiches haben die P. anf: 
gehört, jedoch hat der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 8. 58 die damals mit 
einem woblerworbenen und anerfannten Recht verfehenen Paniſten durch Zumeifung einer 
angemelfenen Penfion entjchädigt. 

Lit.: Bonelli, Abhandl. des kaiferlichen Rechts, Panisbriefe zu ertheilen, Wien 1784; 
Sugenheim, Staatsleben des Klerus im Mittelalter, Berl. 1839. 1, 361 ff.; vgl. weiter 
Klüber, Literatur des beutihen Staatsrechts, Erl. 1791. B. Hinſchius. 
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Baragium ober richtiger partagium (Du Cange s. v.) ift eine beſondere 
Art der Apanage (vgl. diefen Artikel), eine Abfindung der Nachgeborenen mit Land und 
Leuten, eine Verleihung von Immobilien mit Hobeitsrechten untergeorbneter Art, wie 
jolhe früher mit dem Grundbefige überhaupt verbunden waren. Die Anwendung des 
P. erfolgte zu den Zeiten der Einführung der Primogenitur aus dem doppelten Grunde, 
weil daſſelbe einerjeit8 in der Gewährung von untergeoroneten Regierungsrechten einen 
Uebergang zu der völligen Unterthanenfchaft der Nachgeborenen darbot, und weil anderer- 
jeit8 bei dem Zuſtande der damaligen Volkswirthſchaft und des Finanzweiend eine Gelb- 
abfindung nicht durchführbar war. Mit der fortſchreitenden, politifchen und wirthichaft- 
Iıhen Entwidelung find aber die Baragien allmälig erloſchen; das legte Beiſpiel derfelben 
war die fog. Rothenburger Duart, eine ſtaatsrechtliche Anomalie der feltlamften Art, die 
mit dem Auöfterben der paragırten heſſen⸗-rheinfeldſchen Linie 1834 aufhörte, 

Lit.: Heffter, Beiträge zum beutfhen Staats- und Fürftenrecht, Berl. 1829, ©. 301 fi. 
H. Schulze, Das Net der Erftgeburt in den deutſchen Fürftenhäufern, Leipz 1851, ©.372 fi. 
Zahariä, Rechtsgutachten, die Bindication ber Ganerbihaft Treffurt betr., Göttingen 1856. 

Ernft Meier. 

Paraphernen. Mit viefem griechiſchen Ausdruck bezeichnet die Rechtsſprache im 
weitern Sinne alles, was eine Ehefrau in einer Ehe nach Dotalrecht extra dotem im 
Vermögen bat. Da das Gut der Frau nur durch einen beſonderen Willensact derſelben 
zur Dos werden Tann, fo bleibt e8 vegelmäßig felbft dann Paraphernalgut, wenn e8 ber 
Verwaltung des Mannes überlaffen iſt. Daß dieſer römifcherechtliche Sat gemeine deut⸗ 
ſches Recht geworben fer, ift nicht unbeftritten, eine Anzahl älterer und neuerer Juriſten 
präjumiren für die Dotalqualität. — In rechtlicher Beziehung ift der Tall, wenn die Frau 
ihr Gut dem Mann anvertraut, ut loco paraphernorum apud eum maneat, der er- 
heblichfe, und man verfteht deshalb im engern Sinne unter P. das außer dem 
Dotalgut dem Mann von der Frau anvertraute eigene Gut derjelben. ‘Den Gegenſatz 
hierzu bilden bie der eignen Verwaltung der Frau vorbehaltenen bona receptitia Zu 
ben letztern und nicht zum Paraphernalgut im engern Sinn gehört, was die Yrau dem 
Mann durch Rechtögeichäfte, 3. B. darlehnsweiſe creditirt. — Für das ihm anvertraute 
Poraphernalgut haftet der Ehemann als Verwalter, er vertritt jedoch nur wie bei ber 
dos diligentia quam suis rebus. Das Nüdforderungsredht iſt durch ein geſetzliches 
Pfandrecht geſichert. — Was übrigens eine Ehefrau als ihr Eigenthum in Anſpruch 
nimmt, bat fie trot ihres Befiged dem Ehemann und defien Släubigern gegenüber als ihr 
Eigenthum zu beweiſen. Das ift die Folge der fog. praesumtio Muciana, die von 
Einigen mit Unrecht auf das beichräntt wird, was fi) im Haufe des Mannes befindet. — 
Die modernen Codificationen, welche wie die preußiſche und fächfifhe auf dem Syſtem 
des maritalifchen Nießbrauchs am ganzen Vermögen der Frau beruben, kennen den 
Gegenfag von Dos und P. nicht. An die Stelle deſſelben tritt det des eingebrachten 
und vorbehaltenen Guts, welches Tegtere in geſetzlich und vertragsmäßig vorbehaltene 
Öegenftände zerfällt. Das öfter. R. entfpricht dem gemeinen. Ebenſo kennt das 
franz. R. in der nicht gütergemeinfchaftlichen Ehe Baraphernalgut der Frau, über welches 
dieſelbe frei verfügen kann; ſoweit es in Liegenfchaften befteht, jedoch nur unter Zuftim- 
mung des Ehemanns oder des Gerichts. 

Quellen: Cod. de pactis conventis super dote — et paraphernis 5. 14. 1.51. D. 24. 1. 
Preuß. A. L. R. II. 1. 88. 205 fi. Sächſ. Civ. G. B. 88. 1640. 1680. Oeſterr. G. B. 98. 1237 ff. 
C. civ. a. 1574— 80. Ecctuß. 

Pardeſſus, Jean Marie, geb. 11. Aug. 1772 zu Blois, 1809—1830 
Prof. an der Rechtsſchule zu Paris und feit 1821 zugleih Rath am Caffationshof, 
Rarb 26. Mai 1853. | 

Schriften: Trait6 des servitudes suivant les principes du code civil, Par. 1806 ı. 
öfter. — Trait6 du contrat et des lettres de change, Par. 1809. — El&ments de juris- 
prudence commerciale. Par. 1811. — Cours de droit commertial, Par, 1814—16: 6. dd. 
Bi E. de Roziä&re, Par. 1856, 57 (deutſch von Schiebe: Lehrb. des Handelsre ts nach 

ardefius, Leipz. 1838), enth. in ber 2. dd. 1821 auch: Discours sur Porigine et les pro- 
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&s de 1a legisl. et de la juriepr. commerc., fowie Bibliothäque de jurispr. commerce. — 

ollection des lois maritimes anterieures au 18idme sidcle, Par. 1828 — 45 (Bd. 1, 2 erfchien 
beſonders als: Us et coutumes de la mer, Par. 1847). — Memoire sur les differents 
rapports, sous lesquels l’äge £tait considere dans la legisl., Rom. 1837. — Origine du 
droit coutumier en France, Par. 1839. — La loi Salique, Par. 1843. — Organisation 
judiciaire depuis Hugues Capet jusqu’& Louis XII, Par. 1851. — Er gab Collection 
des ordonnances des rois de France, 1847; ferner Brequigny’8 u. La Borte du Theile 
Diplomata, chartae, epistolae, leges aliaque instrumenta ad res Gallo-Franeicas spec- 
tantia, Paris 1846—49, und bie Schriften d'Agueſſeau's, Par. 1819, berans. 

- Kit: Solpfhmidt, Handb. des Handelsrechts, Bd. I. Erl. 1864, ©. 7. 8. 49. — 
Revue critique de legisl. et de jurispr., 1857, t.X. p. 472—474. — Laboulaye, No- 
tice vor der 6. Aufl. d. Cours de droit comm. — Pardessus, Sa Vie et ses Oecu- 
vres bar Henry Eloy, Par. 1868. — Stobbe, I. 250. — Naudet, Notice hist. lue & 
l’Academie, 1855. — ©. oben Th. I. ©. 152. 207. 208. Teichmann. 


Parentelenordnung (Linealgrapwaliyftem). Die Inteſtaterbfolge wird 
im Wefentlichen durch die Berwandtichaft beſtimmt. ‘Der Begriff der Verwandtſchaft be- 
ruht aber darauf, daß zwei Perfonen entweder von einander oder von einem gemein- 
Ichaftlihen Dritten abftammen. Um die VBerwandtichaftsnähe zu beftummen, rechnet das 
röm. R. nad) Graben in der Weile, daß e8 die Zahl der Zeugungen zählt, die zwiſchen 
den Perſonen Liegen, deren Verwandtſchaft berechnet werben fol. Die römiſche Erbfolge 
iſt eine Gradualerbfolge infofern als im Allgemeinen der nähere Verwandte dem entfent- 
teren vorgeht. Doch iſt dieſes Gradualprincip nie zur reinen Durdführung gekom⸗ 
men, jondem es wurde die Erbfolge noch dur andere Momente beftunmt. Nah Juſt 
R. gelangt daſſelbe nur innerhalb eines entfernteren Verwandtenkreiſes zur vollen Geltung. 

Soweit die Verwandtihaft zweier Perfonen zu einander rechtlich maßgebend ift, be= 
dient ſich auch das deutiche A. der Zählung nach Zeugungen. Doch werben, wenn vie 
zweit Perſonen von einem gemeinfchaftlichen Dritten abftanımen, nur die Zeugungen gezählt, 
die zu einer derfelben vom gemeinichaftlihen Stammvater herabführen, Sind die Seiten 
ungleich lang, jo zählt man auf der Tängeren Seite. Geichwifterfinder, die nah röm R. 
im vierten Grabe verwandt find, find e8 nad) deutſchem demnach mir im zweiten Gliede, 
Oheim und Neffe gleichfalls im zweiten. Im Gegenfag zum röm. R. verſinnbildlicht 
das deutſche R. die Verwandtſchaft durch den menſchlichen Körper und berechnet fie an ben 
Gliedern vom Schultergelent bis zum Nagel der Sand. Diefe Verwandtſchaftszählung 
ft durch das can. R. zur Beitimmung der Ehehinderniffe vecipirt und weiter ausge 
bildet worden. | 

Tür das Erbrecht, wo es ſich ſtets um die Berwandticaft zweier oder mehrerer 
Perſonen zu einer dritten, dem Erblaffer handelt, bat das deutiche R. eine beſondere 
Succeffionsorbnung ausgebildet, welche fih nicht an die abſolute Verwandtſchaftsnähe, 
fondern an die natürliche Gliederung. der Verwandtſchaft in engere Verwandiſchafts- 
gruppen anſchließt. 

Der ganze Kreis der Verwandtſchaft zerfällt in eine Reihe kleinerer Kreife, melde 
dadurch gebilbet werben, daß fie den nächſten Stammvater gemeinfam haben. Um bie 
Sache möglihft anfchaulich zu machen, fegen wir, daß eine verwandtichaftslofe Perfon, 
wir wollen fie Danfwart nennen — eine Familie gründet. Nach dem Tode derſelben 
önnen nur ihre Abftämmlinge als Erben in Betracht kommen (1. Parente). Soll 
ein Kind des Dankwart beerbt werben, etwa Walter genannt, jo können ald Berwanbte 
desſelben in erfter Linie deſſen Abftämmlinge (1. Parentel), außerdem aber auch deſſen 
Vater und Geſchwiſter auftreten (2. Parentel), Stirbt ein Sohn des Walter, jo kann 
derſelbe beerbt werden erftens von feinen eigenen Wbftämmlingen, zweitens von feinem 
Bater und deſſen Abftämmlingen, drittens von feinem Großvater und deſſen Abjtänım- 
lingen. Alle diejenigen, welche den nächften gemeinihaftlihen Stammvater baben, bilven 
mit demfelben eine Parentel. Mit jeder neuen Generation erwettert ſich der Kreis der 
Berwandtichaft um eine neue Parentel. Sonach ſchichtet fich die ganze Verwandtſchaft 
in übereinanderfolgende Gruppen, Parentelen ab, deren erfte vom Erblaffer und deſſen 
Deicendenten gebildet wird, während die zweite aus dem Vater desſelben und deſſen Ab- 
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Fämmlingen befteht und die folgenden der Reihe nach ſtets den relativ nächften Afcendenten 
und deſſen Dejcendenz umfaflen. In analoger Weiſe gliedert fi die Verwandtſchaft, 
welche durch die Mutter des Erblaſſers vermittelt wird. Die ganze Seitenverwandtichaft 
— und das ift das melentliche Merkmal des Syſtems — erſcheint demnach als auf: 
gelöft in Defcendenzen, welche von den Afcenventen des Erblaflers ausgehen. Sämmtliche 
Berwandte kommen entweder als Stammeshäupter oder als Abftämmlinge in Betracht. 
Die Reihe der Stammeshäupter vom Exblaffer angefangen bi8 zu dem älteften nachweis- 
baren Ahn vesjelben bildet den Hauptftod oder Stamm der Verwandtichaft, von welchem 
in bildlicher Darftellung die Defcendenten des Erblaſſers in gerade abfteigender Linie 
ausgehen, die Gollateralen desſelben als Abſtämmlinge feiner Afcendenten in fchräger 
Linie ſich abzweigen. 

Die PO. ft nun jene Succeffionsorbnung, zufolge welcher im Erbgang die dem 
Entftehungsalter nach jüngere Parentel die ältere ausſchließt. Es folgt alfo im Erbe 
zunächft die Parentel des Erblaffers beftehend aus feinen Kındern und Kinbesfinbern. 
Wemn ſolche nicht vorhanden, neben dem Bater die Gefchwifter des Erblaſſers und 
Deren Sprößlinge als Glieder der zweiten Parentel. So lange in einer Parentel ein 
erbberechtigter Verwandter vorhanden tft, kann niemand aus ber nächſt höheren PBarentel 
zum Erbe gelangen. Der Neffe des Erblaſſers fchließt alfo deſſen Oheim aus, da jener 
in der zweiten, diefer in der dritten Parentel fteht. 

Innerhalb derfelben Parentel kommen verſchiedene Erbprätendenten nur als Deicen- 
denten ihres gemeinjchaftlichen Stammvaterd in Betracht. Die Berwandtichaftenähe kann 
in abfleigender Tinte nur in einer einzigen Weife nämlich nach der Zahl der Zeugungen 
bemeffen werden. Es entſcheidet alſo unter den Gliedern derſelben PBarentel der Abftand 
vom Hauptftode, jo daß das dem Grade nad nähere das entferntere ausichlieft. 

Die einzelne Parentel pflegt man wohl auch als Linie zu bezeichnen und da inner- 
Halb der Linie der Grad den Ausſchlag gibt, fo nennt man bie P.O. aud) Linealgradual⸗ 
ordnung, ein Ausdruch der wegen der Nebenbeveutungen des Wortes Linie im Verwandt 
ſchaftsbilde zu Mifverftänpniffen Anlaß geben kann und andererfeitS minder durchſichtig ift 
als jener. Durd die Bezeichnung Linenlgradualigftem wollte man die P.O. unterſcheiden 
von einer angeblichen reinen Linealordnung, welde innerhalb der einzelnen Parentel auf 
die größere oder geringere Entfernung vom Hauptftode gar feine Rückſicht nimmt. Die 
Eriftenz einer folchen Linealordnung muß geleugnet werben. Mit ihr ift nicht zu ver- 
wechfeln eine Modification der P.O., welche durch allgemeine Yuläffigleit des Eintrittsrechtes 
entfteht, Fraft defien die Kinder eines vorwerftorbenen Parens in die Erbportion eintreten, 
die Diefer befime, wenn er erben würde. Diefes Eintrittd- oder Repräfentationsrecht 
bat begrifflich eine Rechnung nach Gliedern oder Graben zur Vorausſetzung, da eben ber 
nähere Grad durch den entfernteren repräfentirt wird. Wir haben e8 alſo auch bei einer 
derartig geftalteten P.O. mit einem Linealgradualſyſtem zu thun. 

Das Brincip der PD. findet fi) dermalen im Lehnrechte, ferner in den Succeſſions⸗ 
orbmimgen des Wels, im lub. R., im Oeſterr. B. G.B., in einzelnen ſächſ.-thüring. 
Ländern, in ſchweiz. Rechten und im Sächſ. Civ. G.B., welches die Seitenverwanbten von der 
dritten Parentel an nah der PD. zum Erbe gelangen läßt. Die englifhe Erbfolge in 
unbewegliches Gut beruht gleichfalls auf der Barentelenfolge. 

Unter den Germaniften ift es eine lebhaft ventilirte Streitfrage, ob die P.O. als das 
dem deutſchen R. eigenthlimliche Succeffionsprincip zu betrachten fe. In ber deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft iſt fie zuerft durch Joh. Chriſt. Majer Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts principiell entwidelt worven. Vereinzelte Angriffe gegen das von ihm aufgeftellte 
Syſtem vermochten nicht zu verhindern, daß die P.O. zu allgemeiner theoretifcher Anerken⸗ 
nung gelangte. In neuerer Zeit haben jevoh Siegel und Waſſerſchleben ben 
Nadywers geführt, daß Die Belege, durch welche man bi dahin Die P.O. aus den Quellen 
begründete, nicht als durchſchlagend gelten können. Beide haben zugleich ver P.O. ein 
anderes Succeffionsprincip als das eigentlich deutſche gegenübergeſtellt. Waſſerſchleben 
ignorirt fr die Seitenverwandtſchaft die Reihenfolge der Parentelen und beſtimmt die 
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Verwandtſchaftsnähe blos dadurch, daß er den Abftand vom Hauptſtocke mißt, alſo die 
Zeugungen vom gemeinihaftlihen Stammvater bis zum Erben berabzählt, mag jeaer 
nun ber Vater, der Großvater oder irgend ein höherer Aſcendent bed Erblaſſers tem 
Demnach würde alfo beiſpielsweiſe der Sohn meines Oheims von meinem Großeben 
ausgeſchloſſen. Siegel will Die Zählungsart, die im deutſchen und canonifchen R. zur 
Beftunmung der Verwandiſchaft zweier Perjonen dient, auch dann angemendet willen, 
wenn es fih um bie Beſtimmung der Verwandtſchaft mehrerer Perfonen zu einer dritten 
handelt, die mit biefer nicht denſelben nächſten Stammvater gemeinſchaftlich haben, alio 
nicht derſelben Parentel angehören. Für die Erbfolge werden ſowohl von Waſſer ſch— 
leben als von Siegel beſtimmte Ausnahmen ſtatuirt um ihre Berechnungswe: 
einigermaßen mit ben Quellen in Einflang zu bringen. Die Controverfe, melde Siegel 
und Wafferfchleben gegen ihre beiberjeitigen pofitiven Aufftellungen führten, ſowie 
neuere Arbeiten haben bargethan, daß meber Siegel! neh Waf ferfhlebeng Theerie 
Anſpruch auf quellenmäßige Begründung machen darf. Andererſeits iſt das Anſehen ter 
PO. wieder gefeſtigt und der Verſuch gemacht worden, ſelbe durch unzweideutige Quellen⸗ 
ausſprüche —5— zu begründen. 

Lit. u. Gſgb.: Majer, Germaniens Urverfaſſung, 1798. Majer, Teutſche Erbfolge 
owohl überhaupt als insbeſ. in Lehen und Stammgüter, 1805 fj. Grieſinger in der Fori 
—* von Danz’ Handb. des heutigen deutſchen Priv.&. IX. X. 1822, 1823. Dede- 

ind, De ordine succedendi quo legibus et moribus Germanorum .... successio ... de 
lata sit, 1822. Sydow, Erbrecht nad den Grundſätzen des Sachſenſp., 1828. Eiegel, 
Das deutſche Erbrecht nach ben Rechtsquellen des Mittelalters, 1853. Siegel, Die german 
‚ Berwanbtijaftöberecrung, 11853. DBafferfhleben, Das Princip der Succeffionsorbunrz 
nad) deutſchem, insbeſ. fühl. R., 1860. Waſſerſchleben, Die german. Berwandtfchaftsie- 
rehnung und das Princip der Erbenfolge, 1864. Homeyer, Die Stellung des Sadyieni:. 
zur Barentelen-Orbn., 1860. Rive, at Brape nad dem Prineip der Succeſſlonsordnung im 
german. R., Jahrb. des gem. deutſchen R. VI, 197 ff. Lewis in der kit. Vierteljahrsſchrr: 
r Gef. u. Rechtswiſſenſch. IX, 23. Heint. Brunner, Das anglonormannifde Erbfolge 
yſtem, ein Beitr. zur Geſch. der Parentelen-Ordn., 1869. — Ruf, Appenzelliihes Lanttız 
vom Sabre 1409 (Zürich 1869), ©. 10 ff.: Grundzüge bes appenzellifhen Erbrechts. — Defter. 
3.6.8. $. 730 ff., dazu Un ger Syſtem des dfterr. allg. Priv R. VI, 135, Anm. 1. BEL. 
für Sacdfen 88. 2043, 2044. Weimar. Gef. vom 6. April 1833. Altenburg. Gef. vom 6. Arrıl 
1841. Gothaiſches Gef. vom 2. Ian. 1844. Reuß-Greizer Gef. vom 22. San. 19841. Reuß-Echleuer 
Geſ. vom 10. Dec. 1853. Heinrih Brunner. 


‚Partialernenerung. Bei der Einführung des Eonftitutionalisms in Deutid 
Yand wurde vielfach geglaubt, eine nad dem Ablaufe der jedesmaligen Legislaturperiode 
eintretende Totalerneuerung des Landtags fee diefen der Gefahr aus, aller gekhäftk 
fundigen, an parlamentariihe Berhandlungen bereit8 gewöhnten Mitglieder beraubt zu 
werben. Einzelne beutiche Berfaffungen (Baden, Braunfchweig, Altenburg, Sadkı, 
früher auch Hannover) fetten daher eine Erledigung ſämmtlicher durch Wahl erlangte 
Site nur für den Fall einer Auflöfung des Landtags feft, führten aber ftatt der Total 
erneuerung des Landtags nach Beendigung einer vollftändigen Legislaturperiode eine im 
beftimmten Friſten wiederlehrende P. entweder für den ganzen Landtag (Braunſchweig 
Altenburg) oder nur für die zweite Kammer (Sachen) oder endlich für alle gemählten 
Mitglieder der erften und zweiten Kammer ein. Das Letztere gilt in Baden, außer für 
die Abgeordneten der beiden Landeduniverfitäten. 
Die B. wird durd die bet Beginn oder Schluß des erften orbentlichen Landtags 
innerhalb ber einzelnen Gruppen der Landtagsmitgliever vorgenommene Auslooſung ver- 
bereitet. Dieje erfolgt meiftens in der Weife, daß derjenige Theil der Landſtände, melder 
die niedrigften Nummern gezogen bat, nach dem erften, der mit den nächſt höheren Num- 
mern ausgeloofte Theil nach dem zweiten und der Reſt nach dem britten orventlichen Land 
tage auszufcheiden Bat. Die Zahl ver Auszuloofenden und demnach auch der neu zu 
. Wählenden ift für jede Gruppe der Landftände in der Verfaſſung feſtgeſetzt: in Sachſen, 
Altenburg und Braunjchweig beträgt die Gefammtzahl der auf einmal Austretenden etma 
ein Drittel aller Yandiags- bzw. Kammermitglieder, in Baden ein Viertel der Abgeordneten 
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zur zweiten und die Hälfte der grundberrlichen Abgeoroneten zur erften Sammer. Die 
ausgelooften Mitglieder können überall jofort wieder gewählt werben. 

Hiernach geht die Dauer eines Mandats in Sachſen, Braunſchweig und Altenburg 
nicht über den dritten, in Baden den vierten, orbentlichen Landtag nach der Wahl des 
einzelnen Abgeoroneten hinaus: nach drei bzw. vier ordentlichen Landtagen ift ſomit überall 
in Folge der B. eine Zotalerneuerung eingetreten. 

Die meiften deutſchen Berfafjungen haben bie P. für bie Landſtände nicht ange- 
nommen und gewiß mit Recht: einmal ift fie gegenwärtig nirgends nothwendig, um ber 
Kammer, bzw. dem Landtage einen Grundſtock parlamentariih gefhulter und gefchäfts- 
fundiger Männer zu erhalten, da die Erfahrung lehrt, daß die Totalerneuerung regel- 
mäßig einer größeren Anzahl ver bishecigen Abgeoroneten bie früheren Site wieder 
gibt. Dann aber kann gerade die Ausloofung eines Theiles der Stänbemitgliever die 
Bedeutendſten unter ihnen ihrer Site berauben und jo das Gegentheil des von ver 
ganzen Einrichtung erftrebten Zweckes bewirken, und endlich würden bei jährlichen Seffionen 
Die durch die P. nothmwendig gewordenen Wahlen in allzu furzen Pauſen ſich folgen, 
entweder die Wähler ermatten ober die Wahlagitationen permanent machen. Nur für 
Lange Legislaturperioden Tann die P. nützlich fein, um den während derjelben zur Herr: 
ſchaft gelangten Anfchauumgen eine Bertretung zu verichaffen. Eine Abkürzung der 
Zegislaturperiode würde aber jedenfalls ficherer wirfen als der durch den Zufall beftimmte 
Austritt einer größeren Anzahl von Ständemitgliedern. 

Duellen: Baden, Berfg.Urf vo. 22. Aug. 1818. 8.79. Altenburg, Grundgef. v. 29. April 
1831. 58. 174. 175. Sachſen, Berfg.Url. v. 4. Septbr. 1831. $. 71. Braunlinc Gef. v. 


22. Nov. 1851. 88. 18. 19. Hannover, Gef. v. 5. Eept. 1548. $. 39. Gefchäftsorbnung für 
bie allgem. Stänteverfammlung v. 7. Febr. 1850. Fit. X. 

Lit.: Zöpft, Grundjäte des gem. beutfchen Staatsrechts, 5. Aufl. Bd. II. ©. 284. 9.4. 
Zaharia, Deutiches Staats⸗ und Bundesrecht, 3. Aufl. 8b. 1. S. 633. Bluntfcli, Al- 
gem. Staatsrecht, 4. Aufl. ®b. I. ©. 510. 511. Held, Staat und Geſellſchaft, Bd. III. 

. 889 — 891. 5. Brodhauß. 


Dasanier, Etienne, geb. 1529 zu Paris, flubirte in Touloufe und Bologna, 
wurde 1549 Advocat, plaidirte gegen die Jeſuiten, 1588 Deputirter, zog fih 1604 
zurück, ſtarb 1615. 


Schriften: Le catechisme des Jesuites. — Linterprétation des Institutes de Ju- 


stinien (publ. en 1847 par Ch. Giraud). — Oeuvres, 1773. — Oeuvres choisies (par 
Feugöre), 1849. — Dialogue des avocats du Parl. de Paris par Loysel, n. ed. par 
Dupin 1844. 


tit.: Feugäre, Etude sur la vie et les ouvrages de P., 1849. 
Teihmann. 

Baftoret, Emmanuel, Marquis de, geb. 1756 zu Marfeille, wurde procureur 
syndie des Seinedepartements, wanderte aus, kehrte 1795 zurüd, flüchtete bald nach ber 
Schweiz, erhielt zurüdgefehrt 1804 den Lehrftuhl des Naturrechts am Colldge, wurbe 
1809 Senator, 1826 Minifter, 1829 Kanzler, ftarb 1840. 

Schriften: Moise consider comme legislateur, 1787. — Traité des lois penales, 
1790. — Hist. generale de la legislation des peuples, 1817—37. 

tit.: Bouillet, Dict. universel d’hist. et de geogr., Par. 21iöme dd. 1869. 

Teihmann. 

Paßpflicht. Die für die nievere Berälkerung, für die Handwerker und für bie 
Iuden ſchon feit Jahrhunderten beftehende Pflicht, ſich auf Reifen durch amtliche Urkunden 
zu legitimiren, wurde im Laufe des vorigen und zu Anfang dieſes Jahrhunderts unter 
dem Einfluffe der zahlreichen Kriege und politiichen Bewegungen dieſes Zeitraums auf 
alle Fremden ausgedehnt. Diele übermäßige für die Polizeibehörde ebenſo zeitraubende 
wie für die Reiſenden läſtige Ausdehnung des Paßzwanges fuchte man durch den Sad 
zu vechtfertigen, daß der Fremde fein Recht zum Eintritt in das Land, zum Durchgang 
oder Aufenthalt habe und ſich daher den hierfür von der Territorialgefeggebung aufge 
fteliten Bedingungen unterwerfen müffe. Die noch weiter gehende Forderung, Daß aud) 
per Inländer bei feinen Reifen im Inlande fich über feine Berfon und feinen Reifezwed 








Poppiät, 


‚ einen Paß ausweiſen, dieſen bei jedem mehr als 24ftündigen Aufenthalte von der 
yeibehörbe bes Ortes vifiren laſſen oder mohl gar nod eine Aufenthaltäfarte Löfen 
» wenn er mehr als zwei oder drei Tage am Orte zu verbleiben wünſchte, Tieß ſich 
) überhaupt nicht rechtfertigen, fondern nur aus der Furcht der Regü vor 
utionäxen Umtrieben ertläven. Diefer Entwidlung des Paßweſens entſprach es, wenn 
Rangel eines Paſſes oder der Bifirung oder felbft nur der Löſung einer Aufenthalts 
Verhaftung, Nüdtransport über die Grenze oder nad) dem Heimathsorte zur 
? hatte. 
Alle diefe in den verſchiedenen Staaten Deutſchlands und des Continentd mit ver- 
‚ener Strenge gehandhabien Vorſchriften der Paßgeſetzgebung wurden nad den politifchen 
‚gungen und revolutionären Erhebungen ber erſten Hälfte dieſes Jahrhunderts regel: 
g verfhärft und beſonders in Defterreich, Preußen und Sachſen mit äußerfter Strenge 
adhabt. Erleichterte man aud die Erfüllung der P. in mehrfacher Beziehung, 
ar Allem durch die in der Convention vom 21. Oct. 1850 eingeführten Paßkarten und 
ı die Abſchaffung der amtlichen Viſa's für diefe, ferner durch die in Preußen 1862 
gte Aufhebung der Aufenthaltöfarten und endlich durch die zwiſchen Baiern, Würtem: 
‚ Hannover und Sachſen abgefchloffene Convention vom 7. Febr. 1865 — die v. 
it nad einem an einer Meinungsbifferenz des Wbgeorbneten- und Herren⸗ 

3 im Jahre 1862 gefceiterten Verſuche der preußifcen Regierung erft durch das 
Bundesgeſetz vom 12. Detbr. 1867 aufgehoben worden. 

Nach dieſem ift das Paßweſen fir den ganzen Umfang des Nd. Bundes in einer 
meiften europätfchen Staaten conformen Weile dahin geregelt worden, daß von 
besangehörigen und Ausländern weder beim Yusgange aus dem Bundesgebieie noch 
ver Rüdtehr in daſſelbe, weder während der Reife noch während des Aufenthalts in 
Ländern des No. Bundes ein Reifepapier, wie Paß, Paßtarte, Wanderbuch u. dergl 
dert werben bürfe. Diefe Beftunmung ift nod ergänzt worden buch 3. 113 AL 2 
Gew. Ordn. vom 21. Juni 1869, nad) welchem die gefegliche Verpflichtung zur Füh⸗ 

von Arbeitsbuchern aufgehoben ift. 

Mit der Aufhebung der P. ift jedoch weber das Recht der Bundesangehörigen 
Ertheilung von Päflen und fonftigen Neifepapieren nod die Pflicht jedes Keijenden, 
auf amtliches Erfordern über feine Perfon, d. i. Namen, Alter, Stand, Wohnfit, 
itsangehörigkeit außzumeifen, befeitigt worden. Aber einmal muß dieſe amtliche Trage 
} einen beftimmten, eine begangene oder beabfichtigte Rechtsverletzung oder eine ftraf- 

Lebensart, wie Landftreicherei, gemerbömäßige Unzucht u. dergl. betreffenden Verdacht 

durd irgend ein anderes öffentliches Interefie motivirt fein, dann muf der Aus: 

nicht mehr durch Reifepapiere, fondern er Tann aud in anderer Weile, 3. B. durch 
jen ober Briefe erbracht werben. 

Das Recht, die P. vorlibergehend für einzelne Gebiete oder den ganzen Um: 

des No. Bundes oder für alle Reifen aus und nach beftimmten Staaten des Aus: 
3 einzuführen, ift dem Bundespräfidium für den Fall gewährt, daß Krieg, innere 
then oder fonftige Ereigniffe, wie Epidemien u. dergl. eine Controle der Reifenden 
wendig erfcheinen laſſen. Auch ift das Recht der Polizeibehörde, unter beftunmten 
ausfegungen einen Zwangspaß zu ertheilen, welder ven Behörden der in ihm vor: 
tiebenen Reiferoute vorgelegt werden muß, dur das No. Paßgeſetz ebenſowenig be 
ga die bisherige Controle neu anziehender Berfonen und der Fremden an ihrem 
nthaltsorte. 

Die ſuddeutſchen Staaten entbehren noch einer geſetzlichen Beſeitigung der P. 

Lit: H. Kanngießer, Das Geſetz über das Paßweſen mit Erläuterungen, Berl. 1861 
‘Önne, Staatsrecht der preußiſchen Monardie, 2. Aufl. Bb. II. Abth. 2. ©. 104 — 115. 
dohl, Stagtsrecht des Königreich Wilrtemberg, 2. Aufl. S. 280—282._283. Note 5 
% Zadhariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. Bb. II. ©. 301-3. 
"hubigum, Verfaffungsrecht des Nd. Bundes, Tühing. 1870, ©.  oayaus 
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Patentgefekgebung. I. Das preuß. Recht. Im früherer Zeit wurden die Bedin⸗ 
gungen und der Umfang des Patentſchutzes, ſowie die Strafen der Webertretung für jeven 
einzelnen Fall durch die nah Maßgabe des A.LR. (I. 6, 8. 5. 6, II. 8 8. 225, 
IL 13 $. 7) ertbeilten königlichen Privilegien feftgelegt. Erſt die durch eine nicht 
publicirte Sabinet8-Ordre vom 27. Sept. 1815 (p. —*8 Annalen VII. 827) ge- 
nehmigte, durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichte Bekanntmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 14. Oct. 1815 ſchuf im Anſchluß ˖ an die damalige Praris ein Syſtem 
von allgemeinen Normen. Diefe Bekanntmachung bildet zwar noch gegenwärtig die 
Grundlage des in den ältern Landestheilen beftehenden Rechtszuſtandes, fie iſt aber durch 
eine fünfzigjährige Praxis der Verwaltung auf dem Wege von Minifterial-Refcripten, die 
nur zum Theil öffentlich befannt geworden find, in ziemlich eingreifender Weiſe mobificirt, 
fo daß eme völlig adäquate Darftellung des geltenden Recht nur mit Hülfe von 
Generalacten möglich ift, wie ſolche in der That dem neueften Bearbeiter dieſes Gegen- 
flandes zu Gebote geflanden haben. Die Bekanntmachung vom 14. Oct. 1815 ift dann 
zwar in die Provinz Schleswig-Holftein neuerdings eingeführt (Berorbnung vom 24. Juni 
1867; Gef. Samml. S. 1113), weil. e8 dort an allgemeinen Vorſchriften bis dahin 
gänzlich gefehlt hatte, während in den übrigen neuen Landestheilen der auf Gefegen und 
Hertommen berubende Rechtszuſtand einer genügenden und auch mit den altpreußiſchen 
Normen im Wefentlichen übereinftimmenden Grundlage darbt. 

1) &8 befteht in Preußen, wie auch in ben meiften andern beutfchen Staaten, wie 
in Norbamerifa und früber in Defterreih das fog. Vorprüfungsverfahren im Gegenjat 
zu dem in England, Frankreich, Belgien, Italien und jest in Defterreich geltenben fog. 
Anmeldeverfahren. Das Vorprüfungsverfahren kann mieder fehr verichteven geftaltet fein. 
Dafielbe Tiegt in Preußen Teviglich in der Hand der Behörden. Während aber nad der 
Belammtmachung von 1855 das Geſuch zunächſt bei der Provinzialregierung einzureichen 
war, welche dann ihrerfeitS eine Prüfung unter Yuziehung von Technikern weranftaltete 
und über den Erfolg derſelben an den Finanzminifter (ſpäter Handelsminiſter) berichtete, 
der dann entweder auf Grund diefer Prüfung entſchied, oder eine neue Prüfung vor- 
nehmen ließ, jo ift e8 in der Praris fchon längft Regel geworben, daß die Geſuche direct 
an den Handelöminifter zu richten find, da die Erfahrung heraußgeftellt hat, daß durch 
diefe Zwiſcheninſtanz wenig gewonnen wurde, indem es ber Regierung entweder an ſach⸗ 
verfländigen Mitgliedern, oder an Hülfsmitteln zur Prüfung der Neuheit, oder an Kennt- 
niß der bereits ertheilten Patente zu fehlen pflegte. Die Prüfung feitend des Handels⸗ 
miniſters erfolgt durch eine befondere mit allen Hülfsmitteln ausgeftattete Behörde, die 
techniſche Deputation fir Gemerbeangelegenheiten. Auf Grund folder Prüfung find im 
Durchſchnitt der Jahre 1853—1866 jährlich 69 Patente ertheilt, die große Mehrzahl 
der Gefuche aber zurückgewieſen. 

2) Die Entſcheidung des Handelsminiſters erfolgt in Form einer Berfügung. 
Die Dauer des Potentfchuges ſoll nicht unter ſechs Monaten und nicht über 15 Jahre 
betragen, in ber Regel werden die Patente auf 5 Jahre, in einigen Yällen auf 8 Jahre 
ertbeilt. Die urfprüngliche Patentdauer kann auf Antrag des Patentinhaberd bis zu dem 
geleglich zuläffigen Maximum verlängert werden, doch erfolgt die Verlängerung in ber 
Kegel auf höchſtens 8 Jahre. Die Publication des Patents erfolgte nad) der Bekannt⸗ 
machumg von 1815 durch den Patentinkaber ſelbſt in den Amtsblättern jever Provinz 
Ipätefteng ſechs Wochen nach der Vollziehung deſſelben; wegen ber durch dieſe Art der 
Publication entftehenden beträchtlichen Koften (Infertion in allen 25 Amtsblättern) ift 
indeffen durch die Circulamwerfügungen wom 17. Dechr. 1831 (v. Kamptz, Annalen 
XV. 807) und 4 Det. 1849 (Minifterialblatt S. 227) die Publication von Amts wegen 
durch den Stantdanzeiger und die Negierungsblätter angeordnet, nun aber auf bie ſog. 
Patentformel befchränft, welche den Gegenftand der Dauer und den geographifchen Umfang 
des ertbeißten Patents kurz bezeichnet. Das Geſuch und die beiden Ausfertigungen unter- 
Gegen lediglich dem tarifmäßigen Stempel (im Ganzen 1 Thlr. 5 Sgr), eine befondere 
Batentfteuer befteht nicht, Die Entrichtung der gefegmäßigen Gewerbefleuer verfteht fich von felbft. 
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3) Der Patentirte muß das ihm verliehene Recht innerhalb einer ſechsmonagtlichen 
Frift, die vom Tage der Ausfertigung des Patents, nicht vom Tage der Einläfung be 
rechnet wird, zur Anwendung bringen, widrigenfalls das Recht für erlofhen gilt. To 
fann die Frift aus befonderen Gründen entweder fofort in der Patenturfunde, oder fpäter 
verlängert werben, etwa für die Ausführung einer patentirten Mähmaſchine bis zu 
nächften Ernte. 

4) Der Patentſchutz erfolgt theild im Wege des polizetlihen Strafverfahrens, theils 
im Wege des Civilproceſſes. Tür das polizeiliche Strafverfahren iſt ın erſter Inftam, 
bie Regierung desjenigen Bezirks, in welchem der Zuwiderhandelnde feinen Wohnfitz bır. 
in der Recuröinftanz der Handelsminiſter competent. Der erfte Fall einer unbefugict 
Nachahmung führt jedoch niemals eine Strafe, fondern nur eine Berwamung nad fib. 


denn das Verbot der Nachahmung von Erfindungen beruht nicht wie das Verbot ver Rat | 
ahmung von Schriften und Kunftwerfen unmittelbar auf einem allgemeinen Rechtsfatze, de | 


Jeder kennen muß, jondern auf einem bejondern Privilegium, weldye8 nur denjenigen ver: 


pflichtet, zu deſſen Kenntniß daſſelbe gelangt ift, To daß alſo die rehtäwidrige Abli: 
nicht von vornberein vermutbet werden darf. Die nach gejchehener Berwamung im Wieer: | 
bolungsfalle erfolgende polizeiliche Beftrafung befteht in Zueignung der confiscirten We- | 


zeuge, Deaterialien, Babrifate 2c. an den PBatentirten. Der Patentſchutz im Wege de 
Civilproceſſes ift von dem Patentſchutze im Wege des polizeilichen Strafverfahrens gin; 
lich unabhängig. 

I. Das internationale Recht. 1) Die Vereinbarungen unter den Zollveren* 


ftanten. Die durch den Zollverein unter den meisten deutichen Staaten begründete Sur 


delöfreiheit mußte unverkennbar den territorialen Patentſchutz beeinträchtigen. 


Es wurde bereits im Art. VII. des Zollvereind-Vertrage vom 22. März 1833 m | 


in dem zugehörigen Separat-Artifel IV. die Vereinbarung gemeinfchaftliher Gruntiis: 
über die Patentgeleßgebung vorbehalten. Erſt auf der fünften Zollconferenz zu Stuttgart tar: 
indeflen diefe Vereinbarung, und zwar in weit engern als den urſprünglich beabfichtigr 
Grenzen, zu Stande. Nach diefer Hebereinkunft der zum Zoll und Handelöverein verbunizsa 
Regierungen wegen Ertheilung von Erfindungspatenten und Privilegien vom 21. Sr 
1842 ſoll es nämlich einem jeden Vereinsſtaate vorbehalten bleiben, über die Ertbeilm; 
von Patenten, es möge fihb um ein Privilegium fir eine inländiſche Erfindun 
(Erfindungspatent), oder um ein Privilegium für die Uebertragung einer ausländiſchen 
Erfindung (Einführungspatent) handeln, nad feinem Ermeſſen zu beichließen, und die 
ihm geeignet ſcheinenden Vorſchriften zu treffen. Gewiſſe allgemeine Grundfäge fol 
gleihmäßtg in den weſentlichen Punkten von jeder einzelnen Regierung beobachtet werben: 
dieſe allgemeinen Grundjäge beichränten fich jedoch im Wefentlihen auf die Vorausſetzung 
der Neubert und Eigenthümlichkeit des zu patentirenden Gegenftandes, auf die Vorſchrift, 
daß für eine Sache, welde als eine Erfindung eines vereinsländiſchen Untertbans anc: 
kannt und zu Gunften des letteren bereit8 in einem Vereinsſtaate patentirt worden if, 
außer jenem Exfinder felbft und deſſen Rechtsnachfolge Niemandein ein Patent in emen 
andern Vereinsſtaate ertbeilt werden ſoll, und auf die weitere Vorſchrift, daß die Ertbei 

eines Patents fortan niemals ein Recht begründen darf, die Einfuhr folder Gegenftänk, 
welche mit den patentirten übereinftimmen, oder den Verlauf und Abſatz derſelben zu 
verbieten und zu beichränfen, oder endlich den Ge- und Verbrauch von dergleichen Gegen: 
ftänden, wenn folde nicht von dem Patentirten bezogen oder mit feiner Zuſtimmung 
anderweitig angeichafft find, zu unterfagen, mit alleiniger Ausnahme der Mafchinen umd 
Werkzeuge für die Fabrikation und ven Gewerbebetrieb; wogegen e8 wiederum jeder 
Bereindregierung überlaffen bleibt, durch Erteilung eines Patents innerhalb ihres Gebiets 
dem Patentinhaber ein Recht zur ausſchließlichen Anfertigung und Ausführung des m 
Rede ftehenden Gegenftandes zu gewähren, auch demfelben Das Recht zu ertheilen, inner: 
halb ihres Gebietd eine neue Fabrikationsmethode oder neue Mafchinen und Werkzeuge für 
die Fabrikation in der Art ausjchlieglich anzuwenden, daß er berechtigt iſt, allen denjenigen 
die Benugung der patentirten Methode oder den Gebrauch des patentirten Gegenſtandes 
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zu unterfagen, welche das Recht Dazu nicht von ihm erworben, oder den patentixten 
Gegenſtand nicht von ihm bezogen haben. 

Diefe Grundſätze ſind auch im Ganzen noch gegenwärtig maßgebend. Der X. 21 
des Vertrags zwilden dem Nd. Bunde, Baiern, Würtemberg, Baden und Naflau, bie 
Fortdauer des Zollvereind betr. vom 8. Juli 1867 (Bunbesgefegblatt 1867, ©. 103) 
verpflichtet nämlich die vertragenden Theile ausprüdlich, Erfindungspatente und Privilegien 
nur unter Beachtung der in der Uebereinfunft vom 21. Ceptbr. 1842 feftgeftellten 
Normen zu ertbeilen, geftattet jedoch frühzeitig einen Rücktritt der genannten einzelnen 
Contrahenten von dieſer Verpflichtung während der Dauer des Vertrags. 

2) Obgleich die neueren Handelsverträge in ähnlicher Weiſe wie der Zollverein die 
Bedeutung der Erfindungöpatente beeinträchtigt haben, jo fehlt e8 doch an einer inter- 
nationalen Gemeinſamkeit Hinfichtlich des Patentſchutzes außerhalb des Zollvereind gänzlich. 
Die neueren Handelöverttäge enthalten allerdings ziemlich übereinſtimmend den Grundfag, 
daß die Unterthbanen der vertragenden Theile in Bezug auf Handel und Gewerbe aller 
Vorrechte, Befugnifje und fonftigen Begünftigungen irgend weldyer Art fi erfreuen follen, 
welde die Inläuder jetzt oder Künftig genießen (Hanvelsvertrag mit Frankreich v. 2. Aug. 
1862, X. 25 ; mit Belgien vom 22. Mai 1865, 4. 1; mit Großbritannien vom 30. Mat 
1865, U. 1; mit Italien vom 31. Dechr. 1865, W. 1 u. |. w.), und e& folgt daraus, daß 
die betreffenden Ausländer gleich den Inländern von der nationalen Patentgeſetzgebung 
Nuten ziehen können, wie eine folde mit Ausnahme der Schweiz in allen Eultur= 
ländern befteht, Dagegen ift Die Idee eined gemeinjamen internationalen Patentrechts 
— dem internationalen Schuß des literariſch-artiſtiſchen Eigenthums) nur in dem 

andelövertrage mit Defterreih vom 11. April 1865, U. 18 angebeutet, indem die 
vertragenden Theile übereinkommen, gemeinfhaftlich dahin zu wirken, daß durch Annahine 
gleihförmiger Grundſätze die Gewerbſamkeit beförbert und der Befugniß der Unterthanen 
des einen Theil, in dem andern Arbeit und Erwerb zu fuchen, möglichft freier Spiel- 
raum gewährt mwerbe. 

I. Das Norddeutihe Bundesrecht. Die Verfaffung des No. Bundes 
A. IV. Nr. 5 zählt die Erfindungspatente zu den der Beauffichtigung und Geſetz⸗ 
gebung des Bundes unterliegenden Angelegenheiten. Das Zuftandefommen einer einheit 
lichen norddeutſchen Patentgeſetzgebung ift jevoch noch von einer Vorfrage abhängig. In 
Uebereinftimmung mit der in ben reifen ber preußiichen Regierung jchon ſeit längerer 
Zeit berrichend geworbenen Anficht, daß überwiegende Gründe theoretifcher und praktiſcher 
Art für die gänzliche Beſeitigung des Patentſchutzes zu Tprechen ſchienen, (vgl. den Erlaß 
des Handelsminiſters v. 5. Aug. 1863) hat auch. der Bundeskanzler durch Schreiben 
v. 10. Dechr. 1868 (bei Hirth, Annalen Bo. II. (1869) ©. 34 ff) die Frage ange 
regt, ob irgend eine Patentgefetgebung ihrem Zwecke entiprechen könne, ob nicht jeder Ver⸗ 
ſuch einer Reform hoffnungslos fei, und ob nicht die praftiiche Unbaltbarfeit aud durch 
innere Gründe unterftügt werde. Die Berathungen über diefe Vorfrage haben bisher 
noch zu feinem befannt geworbenen Refultate geführt. 

Kit.: Kloftermann, Das geiftige Eigenthum an Schriften, Kunftwerten und Erfindungen | 
nach preuß. und internationalem R. Erfter Band: Allgem. Theil, Verlagsrecht und Nachdruck, 
Berl. 1867. Zweiter Band: Die — — aller Länder nebſt den Geſetzen über Muſter⸗ 
ſchutz und Waarenbezeichnungen, ſyſtematiſch und vergleichend dargeſtellt, Berl. 1869, insbeſon⸗ 
dere Bd. II. ©. 195 ff. (eingehende Berückſichtigung der neueren preuß. Praxis auf Grund 
einer Benugung ber Acten bes Handeldminifteriums, überhaupt umfaſſende Mittheilung aller 
deut ſchen ad ansländifchen Gefeßgebungen, Bd. 1. ©. 97); zu ben bort gegebenen Literatur- 
Nachweiſungen Bd. I. ©. 108 ift noch hinzuzufügen: Bitger, Borichläge für ein deutſches Pa- 
tentgefe mit einer Ausführung über bie principielle Rechtfertigung des Patentſchutzes, Stuttg. 
1864. Had, Die Aufgabe des Staats in Beziehung auf das gewerbliche Leben mit Rildfidht- 
nahme auf die beftehenden StaatBeinrichtungen; Ziſchr. für die gef. Staatswiſſenſch, Bd. 23, 
Jahrg. 1867, ©. 87 fi. Schäffle, Die ausfchließenden Berhältniffe mit befonderer Rüdficht 
auf Titerarifch- artiftifche8 Antorrecht, Batent-, Mufter- und Markenſchutz; Ziſchr. für die gef. 
Staatswiſſenſch, Jahrg. 1867, &. 143 fi., 291 ff., insbel. S. 451 ff. (defte principielle Dar⸗ 
Retung): Schäffle, Batentroefen, a. a. O. Jahrg. 1864, ©. 539 fi., 738. Richter, Kunſt 
und Wiſſenſchaft in Gewerbe und Induftrie, Wien 1867, ©. 139 ff. Ernſt Meier 
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Bateruitätßllage. Weder nach rm. mod) nach canon. R. fland dem ume 
Rinde ein Anſpruch auf Ausmittelung eines Vaters und gegen den Ausgemitteli 
imente zu. Das uneheliche Lind Hatte feinen Bater; zur Mutter dagegen und 
Familie fand es ganz im nämlichen Verhältniſſe ald das eheliche Kind Im ı 
„rest aller Länder Europas hat fid) aber, yon feit dem Mittelalter, vie B. au 
t, „durch melde der Vater erforicht und zu Leiftung von Alimenten angebel 
kann, nebenbei auch zu Entſchädigung für die Mutter... . . 
wird Derjenige angefehen, welcher während der 118 Tage, die den 182. won r 
Tage (von der Geburt zurücgerechnet) trennen, irgend ein Mal mit der Mut 
: getrieben Kat. „Dabei bleibt es natürlich völlig ungemiß, ob das Kin gero 
eſem außgemittelten coitus entftanden, — ober ob es vielleiht von einem ga 
n erzeugt worben fei —, unb es fehlt hier ganz jene moralifhe Garantie, mel 
ehelichen Paternität in dem Beftehen der Ehe zur Zeit der muthmaßlichen Erzʒe 
u finden war. 2.2... Wie nut aber, wenn zu ber natürlihen, allgemein 
wermeiblichen Ungiwißheit noch pofitive Bioeifelögründe Binzutommen, wie 3. 
die Thatfache vorliegt, daß die Mutter während des kritiſchen Zeitraums au 
it einem oder mehreren Anderen den coitus vollzogen Ka Aug dadurch lã 


ien, nad billigem Ermeſſen mit Rüdficht auf Stand der Mutter und Be 
des zur Vaterſchaft Berurtheilten. Daß diefer zurechnungsfähig fei, ift nicht e 


ch. 
articularrechtlich herrſcht hier die größte Mannichfaltigkeit. So läßt das Brei 
ußer ber exceptio plurium. noch mehrere andere Exceptionsgründe zu, wie Ar 
von Geſchenken ſeitens der Mutter fir ihre Gunftbezeugungen und früher berei 
Schwängerung oder Ehebruch; die Älimentationsverpflichtung geht auf d 
über. Der C. N. ift zu den römiſch-rechtlichen Grundſätzen zurüdgefehrt: v 
hung der Vaterſchaft iſt verboten. Diefem Beifpiele find bereit8 mehrere Lände 
fo in letzter Zeit einzelne Schweizer Cantone, und es ift nicht zu Teugnen, Daß d 
keit keineswegẽ darunter gelitten hat. Dennoch erheben fid jest, gerade in Frant 
inzelne, freilich nicht ſehr gewichtige Stimmen für Wiedereinführung einer B. 
uellen: Preuß. AER. 1, 1, 88. 10151119; 2, 88.612 ff. u.a.m. — C.N. 340 —342 
t.: Buſch, Theoretiſch- praltiſche Darellung ber Rechte geſchwächter Frauensperfone: 
hre Berführer unb ber unebelicen Kinder gegen ihre Crzenger, Ilmenau 1828 — Ard 
Praxis XXI, 3. Schüßler, Die Baternitätd-, Alimenten- und Satisfact-KIa; Fr 
Caſſel 1843. Bett, Ueber die Rechtsverhältniſſe aus der außerehelichen Gefhl: 
Saft, Münden 1836; Theoretifch- prattiſche Ausführungen zur Lehre Über bie — 
niſſe bezuglich ber. außerehelichen Kinder, Nördlingen 1550... — Berfdiebene Abi 
im Archiv für civ. Braris: ], von Spangenberg; 1, von Zauder; XI 
von Heerwart; in Ha 8'Btfer., V, von Schröter: XVII, von —R 
F. von Shöman, u. A. meiſi von einem veralteten Stanbpuntte a r. 
ivie 
zathengeſchenke, pecunia lustrica, find Geſchenke, welche der Pathe bei den 
vn ad pflegt. Urfpränglid ſollten fie die Koften der Taufhandlung beder 
Darum ſprechen Einige fie den Eltern zu. Andere berufen ſich Dagegen auf bie 
ärtige Sitte, welche fie für die Kinder beſtimmt. Filr diefe Anfiht ſtreitet aud 
emmuißung, da die Beziehung des Pathen zum Täufling eine ‚Zuwendung an biefen 
legt. Die 1. 6 pr. Cod. 6, 61 rechnet den Erwerb, welchen ein Kg 
‚itate fortunae macht, zu den jest fog. adventitia regularia, nad} deren Grund⸗ 
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ſätzen die P. auch im Uebrigen zur beurtheilen find. Zufolge ausdrücklicher Erllärung 
oder der Natur des Geſchenkes können ſelbftoerſtändlich auch die Beſtimmungen über 
adventitia irregularia Platz greifen. Mit dem röm. R. übereinſtimmend zählt das 
Preuß. ER. die P. zu dem „nicht freien” Vermögen der Kinder. 

Lit.: Marezoll, Reviſion der Lehre von dem fog. Abventitien, Gießener alt. VIII, 
276 ff. R. Baum, 
Patriarchen hießen in ber älteren Kirche feit dem 5. Jahrhundert die Bifchöfe 
von Gonjtantinopel, Alerandrien, Antiochien und Jeruſalem, welche die Oberaufficht über 
eine Reihe zu ihrem Sprengel gehöriger Metropoliten führten, mit diefen (Patriarchal⸗) 
Synoden für die Regulirung der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten abbielten, das 
Ordinationsrecht der ihnen unterworfenen Metropoliten bejaßen und endlich die höchfte 
richterliche Inſtanz in firdlichen Angelegenheiten für ihre Sprengel bildeten. Im Abend- 
lande nahm der Papft, welcher noch heute officiell den Titel: Patriarcha Occidentis 
führt, eine ähnliche hervorragende Stellung ein, wiewohl der Patriarhat hier nie wegen 
der Entwidlung des Primats des römiſchen Stuhls praftifhe Bedeutung gehabt Bat. 
Während heute in der morgenländifchen Kirche der Patriarchat die höchfte kirchliche Würde 
iſt, ſind die lateiniſchen Patriarchate won Conftantinopel, Alerandrien und Antiochien blos 
Bisthümer in partibus infidelium, deren Träger in Rom beim Papſt reſidiren; nur 
ber ihnen früher gleichftehende lateiniſche Patriarch von Jeruſalem Hat ſeit 1847 zwar 
wieder feinen Sig in Jeruſalem, aber in feinem Bezirk befinden ſich weder ihm unter- 
gebene Erzbiſchöfe noch Biſchöfe. Die Inhaber der mit ber römifchen Kirche unirten 
orientaliſchen Patriarchate, 1) des melditiichen, 2) des maronitiichen, 3) des fyrifchen 
Patriarchats von Antiodien, 4) des Patriarchatd der Chaldäer zu Babylon und 5) des 
armeniſchen Patriarhats von Cilicien nehmen heute die Stellung von Erzbifchöfen mit 
(im Vergleich zu den abendländiſchen) erweiterten Rechten ein. Die P. von Venedig und 
Liſſabon find Erzbifchöfe, vie diefen Titel führen. Ebenſo ift ver Patriarchat von Weft- 
indien ein bloßer Titel, der an einen höheren ſpaniſchen Geiftlichen verliehen wird. 

Lit.: P. Hinfhius, Das Kirchenrecht der Katholilen unb Broteftanten, Berl. 1869, 
1, 538 fj.; Hergen röther in Moy's Ard. 7, 3375 Silbernagl, Berfaflung und gegen- 
wärtiger Befiand ſämmitlicher Kirchen des Orients, Landshut 1865. 8. Sinfsins 


Patrimonialgerichtsbarkeit ift die mit dem Beſitze eines Guts (patrimonium) 
als ſolchen verbundene Befugniß zur Ausübung der Gerichtäbarfeit. Diele Befugniß 
wurde in Deutichland ſchon fehr früh von den Landesherren, wie an Städte (iurisdietio 
municipalis), ſo aud) an einzelne Gutsherren oder an Klöfter, Stifter u. |. w. verliehen 
und es entitand dadurch eine den landesherrlichen Amtsgerichten gleichgeftellte unterfte 
Inftanz. In weiterer Ausdehnung vieler Verleihungen war die P. in der legten Zeit 
des deutſchen Reichs faft mit allen Nittergütern verfnüpft, natürlich aber ſowohl der 
landesberrlihen Juſtizhoheit und folgeweiſe der Daraus fließenden Proceßgefetgebung, als 
auch den höheren gerichtlichen Inſtanzen unterworfen. Mit dem Recht der Gerichtöbarkeit 
und den dadurch bevingten Vortheilen (fructus iurisdietionis) hing aud die “Pflicht 
zufammen, die Koften derfelben und die Sorge für ihre gehörige Verwaltung zu über: 
nehmen. Daher war der Guts- und Gerichtäherr, der die Vorausſetzungen des Richter- 
amts nicht in eigener Perſon erflillte, berechtigt und verpflichtet, fich einen Vertreter 
Gerichtshalter, Yuftittarius) zu ſubſtituiren. Im einigen Ländern Tonnte er denſelben 
dem Landesheren nur präjentiren, (Schleöwig-Holftein); meiftentheild dagegen ftellte er 
ibn ſelbſtändig als feinen Beamten an, fo daß derfelbe im Namen des Gutsherrn und 
unmittelbar unter deſſen Aufficht Recht zu fprechen hatte. Freilich konnte er dabei weder 
willfürlich entlaffen werden, noch verlor er fein Amt durch Tod des Gutsherrn ober DBer- 
äußerung des Guts. Gleichwohl aber ftellte ſich thatlächlich überall eine gewiſſe Ab- 
bängigfeit des Patrimonialrichterd von dem Gerichtsherrn heraus, und biefe, fowie die 
Vernashläffigung des allgemeinen Wohls, mit welcher die Gerichtöherren ihre Pflichten er⸗ 
fülten, Bat faft in allen Ländern zur Aufbebung des Imftitut geführt. Zwar hatte 
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noch die Deutfche Bundedacte in a. XIV. den im Jahre 1806 und feitvem mittelbar 
gewordenen Reihöftänden und Reichsangehörigen und dem ehemaligen Reichsadel Die 
Erhaltung der P. zugefihert. Dies hat indeffen die Abſchaffung nicht hindern können, 
welche 3. B. in Preußen durch 8. 1 der Verordn. vom 2. Januar 1849 erfolgt iſt. 


Patronat heißt der Inbegriff beſtimmter, einer Perſon auf eine Kirche oder ein 
Beneficium (gewöhnlich ein niederes Amt) zuſtehender Befugniſſe und gewiſſer damit ver- 
bundener (namentlich Ehren-) Rechte. Die wichtigſte Befugniß, welche aber dem P. auch 
fehlen kann, iſt das dem Patron bei der Vacanz der vorhandenen Aemter an der Kirche 
oder bei der des Beneficiums zukommende Präſentationsrecht (ſ. den betr. Artikel). Des 
Nähern ift das Imftitut ſchon bei der foftematifchen Darftellung ſowohl des katholiſchen, 
wie auch des proteftantifchen Kirchenrechts Th. I. ©. 470. 491 behandelt worden. Hier 
ift aber noch) hervorzuheben, daß der PBatronat, welcher aud auf dem Boden der katho— 
liſchen Kirche zu mannichfachen Streitigkeiten zwilchen den Berechtigten und den firchlichen 
Oberen geführt bat, feinen mittelalterlihen Urjprung in der principiell haltlofen Ber: 
miſchung von öffentlich nnd privatrechtlihen Befugniffen zeigt, injofern als die nothwendig 
den leitenden Organen der Kirche zufommende Belegung der Aemter theilmeife ein 
Individualrecht gewiffer Perfonen geworden ift. Für die evangelifche Kirche erſcheint das 
Inftitut darum um fo baltlofer, als es der Entwidelung einer felbftändigen Gemeinde 
verfaffung melentfihe Schwierigkeiten in den Weg legt. Endlich kommt für beide Kirchen 
in Deutichland, wo das Patronatrecht meiftens als dingliches an die Nittergüter geknüpft 
ift, noch das weitere Moment in Betracht, daß mit der freien Veräußerlichkeit und den 
Parcellirungen des Grundbefiges, ſowie dem dadurch herbeigeführten Uebergang des Rechts 
als Compatronat auf die Befiter der Abfpliffe eines berechtigten Gutes der früher 
meiften® noch beftehende Zuſammenhang des Patronat8 mit der Familie des erften Stifters 
vielfach gelöft worden ift, alſo auch ın Folge der Entwidelung der Agrarverhältniffe das 
Inftitut immer mehr an innerer Berechtigung verliert. Schon Beza hat das PBatronat: 
recht für eine Erfindung des Teufels erflärt, ebenfo der berühmtefte ältere Rechtslehrer 
der reformirten Kirhe (Gisbert Voet, Politia ecclesiastica lib. III. tract. U c. I 
88. 3—5) die Unhaltbarkeit des P. darzuthun geſucht. Anfang des jetzigen Jahrhunderts 
hat ferner Schleiermacher die Aufhebung deffelben befürwortet und ebenfo haben ſich 
auf der Eifenadjer Kirchenconferenz des Jahres 1861, in der erjten hannoverſchen Kammer 
im Jahre 1864 bei der Berathung des Entwurfs einer Kirchenvorftande- und Synodal- 
ordnung und neuerdings in den ſächſiſchen Kammern Stimmen im gleichen Sinne erhoben. 
Endlich erflärt auch die Preuß. Verfg. Urk. v. Jahre 1850, Art 17: „Ueber das Kirchen: 
patronat und die Bedingungen, unter denen baffelbe aufgehoben werden kann, wird ein 
bejonderes Geſetz ergehen‘‘, wiewohl freilih das letztere bis heute nicht erlaffen ift. 

Quellen u. Lit.: 1 Katbol. Kirche: tit. X. de jure patronatus III. 38; id. tik 
in Vito III. 19; in Clem. III. 12; Conc, Trident. Sess. XIV. c. 12. 13. de ref; dess. 
XXV, c. 9. de reform; Tractatus de jure patronat. clariss. JCtorum P. I. (Rochi de 
Curte, Pauli de Citadinis, Jo. Nicolai Delphinatis), P. II. (Ant. de Butrio, 
Jo. de Anania, Henr. Boich, Caes. Lambertini), Francof. 1609; Florens, 
Tract. de antiquo jure patron. u. tract. ad libr. III. Decret. tit. XXXVIII. de jure 
patron. in opp. ed. Paris. T. II. p. 78. 249; Juliani Viviani praxis jus patron, 
acquirendi conservandique illud ac acquirendi modos brev. continens...S. Rotae deci- 
sionibus confirmata et ornata et ad singulas materias sec. stylum Rom. Curiae accom- 
modata, Venet. 1670; Franc. de Roye, Ad tit, de jure patron. libr. III. deecretal 
Andeg. 1661; Neap. 1763; Eisud, De juribus honorific. in eccles. libr. II. Andeg. 
‚1661; Franc. deFar an, Comment. in singulos canones de jure patron., Rom. 1711 fi. 
3 Tom.; Oesterley, Diss. de jur. patr. notione ex decretal. Gregor IX. hausta, Got- 
ting. 18245 Phil. Mayer, Das Patronatrecht, dargeftellt nach gem. Kirchenrecht ımb nad 

öfterr. Verordnungen, Wien 1824; 8. Lippert, Verſuch einer biftorifh-bogmat. Entwidelung 
der Lehre vom Patronatredte, 1829; Branowitzer, Ueber den Begriff und die urfpriänglicen 
Ermwerbsarten des Patronatrechts nach dem Kirgentente, Olmüt 1839; Bruno Schilling, 
Der kirchl. Batronat nah can. R., Lpz. 1854; O. Mittelstädt, De jure patr. quod reale 
dieitur, origine, Vratisl. 1856; $. Gerlad, ADas Präfentationsreht auf Pfarreien. 
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Regen&burg 1855; Friedle, Ausübung des PBräfentationsrechtes bei Moy, Arch. für kath. 
RR. 23, 3 ff; Guſt. Ad. Schlayer, Beiträge zur Lehre vom Batronatrechte, Gichen 1865; 
Tlem. Schmitz, Natur und Subject der Präfentation, Regensb. 1868; P. Hinschius, De 
Jure patron. regio, Berol. 19855; Derfelbe, Das landesherrlihe Patronatredht, Berl. 1856; 
Derfelbe, Ueber die Succeffion in Patronatsrechte fäcularifirter geiftlicher Inftitute in Dove's 
Ztſchr. für Kirchenrecht, 2, 412 ff.; Schulte, Patronatsrechte ſäculariſirter Bisthämer, Stifter 
xc. in Moy’8 Arch. 7, 215. — 1. Katbol. u. proteftant. Kirchenrecht: Sigm. 
Finkelthaus, 'Tract. de jure patron. ecclesiastico, Lips. 1639; Matth. $Stephani, 
Tract. de jure patron., Goth. 1639. 1672; Iſid. Kaim, Das SKirchenpatronatrecdt, ein: 
25.1. 1845; Tb. II. 1866; C. H. L. Michels, Quaestion controv. de jure patr., Berol. 
16575; P. Hinſchius, Das Patronatrecht und die moderne Geftaltung des Grunbeigenthums 
m Dove's Ztſchr. für Kirchenrecht, 7, 1 ff. — HI. Broteftant. Kirchenrecht: Hellmar, 
Der Patronat nah preuß. Landes - und Provinzialrecht, Elberfeld 1850. 
P. Hinſchius. 

Pütz, Carl Wilhelm, geb. 1780, ſtudirte in Göttingen, wurde 1801 Doctor, 
ging nad) Riel, dann Prof. in Heidelberg, 1805 in Göttingen, ſtarb 1807. 

Schriften: De success. univ. per pactum promissa, Gott. 1801. — Progr. de vera 


übr. jur. feudalis Longobardiei origine, Gott. 1805. — Lehrb. des Lehnrechts, herausgeg. 
von GöDe, 1808. 


8it.; Heyne, De obitu C. W. P. ad Heerennium suum, Gott. 1807. — Roter- 
mund zu Iöcer. Teihmann, 

Banlus de Eaftro, geb. zu Eaftro, Schüler des Baldus, wurde in Avignon 
Doctor, Prof. in Siena 1390, in Avignon 1394— 1412, auditor Cardinalis Florentini 
(Corſini), beforgte 1416 die Reformation der Statuten von Florenz, war Vicar, zulekt 
in Padua, farb 1441. 


Schriften: Borlefungen über die Digeften unb ben Coder Lugd. 1585. — Consilia, 
Francof. 1582. 


fit: Savigny, VI. 281 — 293. Teihmann. 


Pauperies. Zu ven Noralllagen des claffiihen xöm. R., welche ſchon in ben 
XH. Zafeln erwähnt werben, gehört auch die jet allein noch praftiiche actio de pau- 
perie oder quadrupedaria. Mit diefer haftet der Eigenthümer eine Thiers für den 
durch daffelbe verurſachten Schaden, wenn es legteren durch eine ungewöhnliche Wildheit, 
wider die Art und Weiſe ferner Gattung, angerichtet hat; doch hat der Beklagte die Be- 
fugniß, das Thier ftatt deſſen hinzugeben (noxae datio), was aber der Kläger nicht for- 
dern darf. Ob das Thier ein zahmes oder wildes, vierfüßig ober nicht, ift gleichgiltig. 
Dei Veräußerung deſſelben geht die Haftung auf ben Erwerber über (noxa caput se- 
quitur) und erlifcht, wenn ed wor der Ritisconteftation firbt. Unzuläffig ift die Klage, 
wenn die Thiere ihrer Natur gemäß Schaden gethan, ebenfo wenn bei ihrer Bewachung, 
Leitung oder Behandlung Jemanden eine Schuld trifft; dann haftet vielmehr diefer mit 
ber actio legis Aquiliae. Früher wollte man jene Haftung auf eine präfumirte Eulpa 
bes Herrn zurädführen; allein bie jegt berrichende Meinung gebt dahin, daß Die Römer 
eine Art noxia oder delictum bei den Thieren angenommen, für welches ber Herr 
„blos als Vertreter des eigentlichen Delinguenten” hafte, fo daß er fich eben durch Hin- 
gabe des Schulvigen befreien könne. Auch die übrigen gefeglichen Beftimmungen weiſen 
auf dieſes Princip bin. Nach preuß. (RR. L, 6 $. 73) und franz. (C. N. a. 1385) 
Recht iſt man fr den durch Thiere geftifteten Schaden nur im Falle eigner Verſchuldung 
erjagpflichtig. 

Duellen u. 2it.: D. IX, 1. Inst. IV, 9. Zimmern, Syſtem ber röm. Noralflagen, 
1815, Geſterding, Erfag des Schabens, welchen fremde Thiere ftiften, Gießener Ztichr. IV, 
S. 262 ff. R. Baum. 

Peculium. 1. Nah rim. R. war das Hauskind unter wäterlicher Gewalt 
handlungsfähig, aber vermögendunfähig; es erwarb Vermögensrechte, aber nicht fi, fon- 
dern ipso jure dem Inhaber der Gewalt, welcher es unterworfen war. Wenn ihm 
Diefer, wie häufig geihah, wie auch der Herr dem Sclaven, einzelne Vermögensftide 
oder einen Bermögenstbeil zur Verwaltung übergab oder überließ, fo blieb, troß ber 
factiihen Sonverung, dieſes fog. peculium concessum s. profectitium doch Beftand- 


veculium. 


des Vermögens des Gewalthabers, welcher es jederzeit zurücnehmen, adimere, e 
n konnte. Die Verwaltung dieſes P. lann mehr oder minder frei eingeräumt werd 
iehung wie Gewährung geſchieht einfach durch den Willen des ber. 3 
illigung kann aud ftlfcmweigend ftattfinden. Aus Gefcäftsobligationen des Ha 
} haftet der Gemalthaber jomeit das P. reicht (actio de peculio). Zwiſchen Ha 
und Gewalthaber Tönnen nur naturliche Schuldverhältniſſe entftehen. 

2. Eine Ausnahme von der Regel der Bermögensunfähigfeit bildete ſchon früb ! 
Anlaß des Kriegsdienſtes Erworbene, worüber der Hausfohn, im Dienfte feit Auge 
Hadrian auch nach dem Abſchied, zu teftiren befugt war; ftarb er aber inteflat, 
es wie das p. concessum jure peculii an den Gewalthaber, bis es Juftini 
gewöhnlichen Inteftaterbgange folgen ließ; bei Lebzeiten des Hausſohns ift e& | 
3 Vermögen, er wird in Beziehung darauf als pater familias angejehen, fon 
em Perſonen als auch feinem Bater gegenüber. 

Zu dieſem fog. p. castrense gehört Alles mas der Sohn oder Sohneke 
& den Kriegsdienſt erwirbt, 3. B. Cold, Beute, — dann was er bei Gelege: 
des Dienftes erwirbt, fo: mas ihm beim Abgang ins Lager, ſelbſt vom Lat 
ien wird, was er von Leuten als Schenfung oder durch letztwillige Verfügung erhi 
velchen er durch den Dienft in nähere Verbindung getreten ift, 3. ®. von Kameraden, - 
ch nad) einer fingulären Beftimmung Hadrians auch die ihm während des Krieg 
te8 von feiner Frau binterlafjene teftamentarifche Erbſchaft. Diefes P. ift, übrige 
Das 7 weiterer Entwidelung fähig, indem das aus ſolchen Gütern Erworke 
dazu gehört. 

Unter den criftlichen Kaifern murde der Erwerb im bürgerliden Staat! 
ıfte dem Erwerb im Kriegsdienſte als p. quasi-castrense ftufenweife gleichgefel 
in gehört die Befoldung der Siaatsbeamteten, ſowie Sporteln und andere Amt 
entien, das Verdienft der Advocaten in der Ausübung ihres Berufs oder b 
genheit defielbe, Geſchenle vom Regenten und von der Negentin, und bei Geiftfick 
her Erwerb. 


3. Conftantin verordnete, daß das Muttergut (bona materna) dem Hausfin 
thümilich, jedoch ohne Teſtirbefugniß gehören, dem Bater aber deſſen Bermaltung un 
aleßung zuftehen follte. Dies dehnten Arcadius und Honorius auf Alles aus, we 
Hausfind von irgend einem mütterlichen Aſcendenten von Todes wegen oder dur 
ntung unter Lebenden zufiel (bona materni generis), und Theodos und Valentinia 
Alles, was das Kind aus Anla feiner Ehe erwirbt (luera nuptialia). 
Yuftinian machte dieſes Ausnahmeverhältnig zur Regel für Alles was - nicht ex r 
ubstantia patris, sed extrinseous advenit, jog. p. adventitium, richtig 
‚ adventitia. Alies Andere nun, quod ex re s. substantia patris proficiscitur 
was das Hauskind vom Vater erhält und mas er aus des Bater8 Gute, z.B. e 
eculiari, erwirbt, ift p. profectitium. 

So gehören unter Anderem zu ben bona adventitia, aufer ben bona matern 
w., noch die Pathengeſchenke, pecunia lustrica, und was ber Sohn laboribus 
bt, durch Dienftleiftungen, 3. B. durch Unterrichtsertbeilung, und durch Gefaäft 
e er felbftändig und nidt mit väterlichem Gelde betreibt. 

Die bona adventitia find Eigenthum des Hauslinds. Aber der Vater hat Fer 
img und Nießbrauch. Daher at das Kind kein Recht Darüber zu verfügen, ve 
3 wegen nicht einmal mit Genehmigung des Vater, und zwar ausnahmslos, dem 
manchmal behauptete Ausnahme zu Gunften frommer Zwede ift unerfindlid. N 
: Verwaltung haftet der Vater für jegliches Verſchulden. Indeſſen Hat dieſe Ber 
tung nur in Beziehung auf die bona materna und materni generis und auf die 
» nuptialia eine juridiiche Realität, indem für die anderen Elemente des p. adven 
a, außbrüdlicher Beftimmung Juſtinians zufolge, lediglich eine moraliſche Berpflid 
flattfindet, und feine Rechnungsablage verlangt werden darf. Bon der üſufructuat 
m ift der Vater dispenfirt. Beräußerung ift ihm unterjagt; verbotswidrige Ler 
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anßerung ift nichtig, außer in zwei Bällen: wenn die Sache fich nicht ohne Odfabr zu 
verderben behalten Tieß, und wern Bermächtniffe zu entrichten oder Schulden zu bezahlen 
waren; alsdann findet die Veräußerung im Nomen des Sohnes ftatt. Zur Bührung 
von Proceſſen ift der Vater im Allgemeinen befugt; nur wenn es ſich um Exbicafts- 
flagen handelt, ſoll Zuftimmung des mündigen Haustinds erforderlich fein. 

Dieſes Berwaltungs- und Nutznießungsrecht des Vaters endigt in der Regel mit 
der väterlichen Gewalt. Doch gibt es einzelne Ausnahmen, deren Berhältnig zur Regel 
verſchieden aufgefaßt wird. Im Falle freiwilliger Emancipation darf der Vater als Be- 
lohnung, praemium emancipationis, ben Nießbrauch zur Hälfte behalten. Der Nieß- 
brauch hört ganz auf, werm das Kind vor dem Bater ftirbt und vieler es, wenn aud) 
nur zu einem Theile, beerbt. 

4. Im einigen Fällen bat das Hausfind an Adventitien zwar nicht Teſtirbefugniß, 
aber Berwaltung und Nießbrauch, wie beim p. castrense und quasi-castrense: a) wenn 
der Erwerb wider den Willen Des Vaters gemacht wurde, b) wenn der Geber Verwal⸗ 
tung und Nießbrauch des Vaters wegbedungen hat, c) wenn das Kind mit dem Vater 
ein Geſchwiſter beerbt Hat, an feinem Erbtheile; andere Fälle find mehr oder minber 
zwetfelbaft. Dan pflegt hier son bona adventitia irregularia oder extraordinaria zu 
reden, im Gegenfate zu den eben beiprochenen bona adventitia regularia, ordinaria. 
Während der Minderjährigkeit ift für die Verwaltung der irregularia ein Vormund, 
Tutor reſp. Curator nöthig; als folcher wird gewöhnlich der Vater fungiren, nur nicht 
im alle b., wo ein anderer Vormund zu beftellen ıft. 

5. Nach neueftem röm. R. geftaltet ſich das ſog. PVeculienrecht im Ganzen wie 
folgt: Was ein Hausfind aus dem väterlichen Vermögen, ex re s. substantia patris, 
erwirbt, bleibt Vermögen des Baterd, der Daran ein p. profeetitium concebiren fann. 
Was das Hauskind anderweitig erwirbt, wird zwar fein eigene Vermögen, aber unter 
Berwaltung und Nutznießung des Vaters: bona adventitia regularia, in einigen Fällen 
ohne biefe Verwaltung und Nugnießung: bona adventitia irregularia. Endlich wird in 
Beziehung auf gewiffe Erwerbimgen, woher fie auch kommen mögen, wenn fie nur im 
Kriegs⸗ oder bürgerlichen Staatödienfte geihehen, das Hauskind als pater familias be- 
handelt: p. castrense und quasi-castrense. Rechtsgeſchäfte zwiſchen Vater und Kind 
mit p. profeetitium und bona adventitia regularia find civiliter nicht gültig, wohl 
aber Rechtsgeſchäfte zwilchen Vater und Find mit p. castrense und quasi-castrense, 
und, wie es fcheint, auch mit bona adventitia irregularia. 

Diefes iſt auh im Ganzen als heutiged gem. R. zu betrachten, nur mit einigen 
durch die veränderten Umftände bedingten Modificationen, über welche freilich noch viel 
Zweifel herrſcht. So wird von Manchen das Beſtehen eine p. profectitium gänzlich 
geleugnet, ebenſo das Beftehen des praemium emancipationis, welches doc von Particular- 
geſetzgebungen ausdrücklich anerkannt iſt; Dagegen wird allgemeine Gültigkeit von Rechts— 
geſchäften zwiſchen Vater und Hauskind mehrfach behauptet. 

Das Preuß. A. L.R. unterfcheivet das nicht freie Vermögen des Kindes, wel- 
ches dem Nießbrauche des Vaters unterworfen ift, vom freien, welches dem p. castrense, 
quasi -castrense und den adventitia irregularia ungefähr entſpricht, nım mit ber be- 
deutenden Ermeiterung, daß dazu Alles gehört, was die Kinder außerhalb des Betriebs 
der väterlichen Geichäfte durch Fleiß und Gefchidlichkeit erwerben. “Der C. N. erkennt 
dem Vater und nach deſſen Tode der Mutter einen allgemeinen geſetzlichen Nießbraud an 
dem Vermögen des Kindes bis zum vollendeten 18. Jahre zu; ausgenommen ift jedoch 
mas Das Rind durch befondere Arbeit und Imduftrie erwirbt und was ibm unter aus- 
drücklicher Bedingung der Ausnahme geſchenkt oder vermadit ift. 

Dnellen: D. XV, 1. de peeulio XLIX, 17. de castrensi peculio. C. VI, 60. de 
bonis maternis; 61. de bonis quaeliberis..... C. XH, 31. de castrensi omnium palati- 
norum peculio. C. XI, 37. de castrensi peculio, Nov. 123. c.19. Preuß. A. L. R. U, 2. 
$8. 123 ff, 147— 209. 0. N. a. 384 — 387, 730. 

Lit.: Heimbad in Weiske's Nechtöleriton VII. v. Löhr im civ. Ard. X, Mare- 
zoll in ber Gießener Ztfehr. VIII, XIII. N. F. V. Buchholtz ind. XIV. Kämmerer, 
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ibid. Seuffert's Arch. XII. Dießet in Bekker's Jahrbb. I, IIL Keller, ibid. HL 
Belter in Goldſchmidt's Ztſchr. IV. Rivier. 
erez, Anton, geb. 1583 zu Alvaro, ſtudirte in Brüſſel und Löwen, wurde 
1614 Prof. in Löwen, dann ſpan. Rath, ſtarb 1672. 
Schriften: Institutiones imperiales, Lov. 1629; Amst. 1669. — Praelectiones in 
Codicem, Lov. 1626—51; Colon. 1661; Genev. 1740. — Jus publicum, Francof. 1668. — 
In 25 libr. Digestorum comment., Amst. 1669. — Tract. de incendio, Lov. 1624. — 


Assertationes politicae. Col. 1612. 
8it.: Nouv. biogr. generale, Par. 1862, Vol. 39. Teihmeann. 


BVerhorrescenz-Eid-Geind: Mittel, für einen bevorftehenden oder ſchwebenden 
Civil» oder Eriminalproceß dem zuftändigen Richter fi) zu entziehen. Das juramentum 
perh. — ein Salumieneid — Ichon dem röm. R. befannt, im canon. R. wiederkebrent, 
und dem gem. R. angehörig, in feiner Anwendung auf den Strafprocei aber mit Nad- 
druck befämpft, dient zur Belcheinigung der Gründe, aus denen ein Rechtſuchender ven 
zuftändigen Richter einer Begünftigung des Gegners oder einer fonftigen Benachtheiligung 
für verdächtig erachtet (recusatio judicis suspecti). Formel: „daß Perhorreicent aus 
dem angeführten Grunde ſich überzeugt halte, daß das Gericht in der — Sache 
ihm eine unparteiiſche Gerechtigfeitöpflege nicht gewähren werde”. So nad der herrſchent 
gewordenen Anficht der Canoniften, welche den Beweiß der causa suspicionis fordern, 
während die Legiften (l. 16 Cod. de jud. 3, 1) den Eid lediglich auf den Verdacht ftellen 
wollen, auf das Mißtrauen an fi, jo daß die Worte „aus dem angeführten Grunde“ 
wegfallen würden. Auch im Uebrigen beftehen Zweifel über die Vorausfegungen des Eides. 
Die Geſetzgebung der neueren Zeit hat den Eid meiftens abgeſchafft, nicht nur für das 
Strafverfahren, jondern aud für den Civilproceß. Jeder Nichter bat zunächſt felbft zu 
prüfen, ob einer der gejeglichen Gründe obwalte, denen zufolge Verdächtigkeit bezüglich ver 
Unparteifichfeit anzunehmen: insbeſondere ob ein nahe oder auch nur entferntes Intereffe 
am Ausgange des Proceffes, ob Verwandtichaft mit einer Partei oder einem Befchuldigten 
in auf- oder abfteigenvder Linie oder bis zum 4 (2) Grade der Seitenlinie, ob Ber: 
ſchwägerung in gleihem Grade, ob Verlöbniß, ob Heirathöunterhandlungen obmwalten ; ob 
Feindichaft, namentlich in Folge von Proceffen beftehe; ob der Richter in Die Sache over 
den Lauf des Proceſſes durch Rathgeben, Berhör als Zeuge oder Sachrerftändiger, kei 
Unterfuhungen etwa als — wenn aud nur ftellvertretender — Staatsanwalt, als 
Polizeibeamter, als Denunctant verwidelt geweſen. Eine gleiche Prüfungspflicht ift den 
Geſchwornen auferlegt, die ſich vor dem Beginn der Ausloſung zu erflären haben. Damit 
werben aber Perhorrescenzgeſuche noch nicht auögelchloffen. So finden fie particulär Be- 
rüdfichtigung bei Geltendmachung eines den 5 oder 6 Grab der Eeitenlinie erreichenden 
Verhältniſſes der Berwandtichaft oder Berichwägerung. Insbeſondere aber gelangen je 
zur Bedeutung, wenn das Gericht in der Handhabung der Rechtspflege gegenüber van 
Geſuchſteller fich der Verweigerung oder einer, auf Beſchwerde, querela, durch promotoriales 
des Obergerichts nicht hinreichend zu befeitigenden Verzögerung ſchuldig macht, was höchſt 
felten vortommt. Wer den Zurüdtretenden oder Abgelehnten zu erjegen habe, beftimmt 
entweder das Obergericht oder bei Eollegien deren Borftand. Die Ablehnung eined ganzen 
Collegii ift von den Geſetzen meiftens für unzuläffig erflärt. Sie wird bei Anflagen 
wegen Amtsehrverlegung ziemlidy oft verfucht. Weber Ablehnungsgeſuche, welche vor dem 
erfennenden Richter geltend gemacht werden, hat diefer Beſchluß zu fallen. Wie fich dabei 
das perſönlich angegriffene Mitglied zu verhalten Habe, wie in&befondere, wenn ein ſolches 
als Zeuge oder Sachverſtändiger vorgefchlagen wird, ift in verfchtedenartiger Weiſe geregelt. 
In England darf der Geſchworne dann feinen Platz verlaffen, formell Zeugniß ablegen, 
und benmächft feine Yunctior wieder übernehmen. Das Perhorrescenzrecht trifft wie 
ben Richter, jo den Protocollführer; nicht aber den Staatsanwalt, obſchon hier manderla 
reglementarifche Beſonderheiten beftehen. | 

Lit. u. Sfgb.: Gem. R. bef. Wetzell, Syſtem des ord. Eiv.Brc. 8. 36. n. 171. — 
Preuß. A.G.O. J, 2. 8. 142 f. Gef. v. 26. April 1851 A. V. Berordn.v.3. Ian. 1849 $. 95. 
StrPre.Orbnn.: Kübel 88. 5—12. Bremen 88. 72—52. Baben 88. 24—38. Großh Heſſen 
A. 69— 83. Königr. Sachſen A. 70 (Perborrescenz-Eid). Schaper. 
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Perneder, Andreas, in der Mitte des 16. Jahrhunderts, mar Hofrath zu 
Münden, ftarb um 1540. 

Schriften: Institutiones. — Der Lehenrecht kurtze u. aygentliche Verteutschung. 
— Von Straff u. Peen aller u. yeder Malefitzhandlungen (fpäter Halssgerichtsordnung), 
Ingolst. 1559. — Gerichtlicher Prozess. Diefe Werte berausg. von Hunger, 1544; von 
Scährend, 1573; von Freymon v. Obernhauſen, 1592, 1600. 

Lit.: Stobbe, U. 173, 174. — Geib, Lehrb. des beutichen Strafrechts, Leipz. 1861, 
S. 286, 287. — Hälſchner, Das preuß. Strafrecht, Bonn 1855, ©. 119, 120. — Arch. d’ 
Erim.R., 1836, ©. 124 fi. Teichmann. 

Perſonallehen. Während das Lehen in der Zeit der Anfänge des Lehenweſens 
nur ein zeitlich beſchränktes Recht des Beliehenen begründete, bat fich ſchon früh bie 
Erblichleit der Lehen zur durdhgreifenden Regel ausgebildet, fo daß das Gegentheil als 
vereinzelte Ausnahme erjcheint. ‘Die Lehnserrichtung bezieht fich demnach nicht blos auf den 
erften Erwerber, fondern faßt auch alle lehnsfolgefähigen Nachkommen deſſelben in fi, 
welche in der Inveftitur deſſelben ftillfehweigend mit inbegriffen find und daher bei dem 
Tode des jeweiligen Beſitzers nach den Grundfägen des Lehnrechts in das Lehen fuccediren. 
Bermöge der bejonderen Beftimmungen des Lehnscontracts Tann aber aud ein Ye 
unter zeitlicher Beſchränkung errichtet werben. in derartiges betagted Lehen (Zeitlehen) 


ift das P., welches nur auf die Lebenszeit des Empfängers verliehen wird. Am häufigften. 


erfolgten ſolche Berleihungen an Lehensunfähige, an Geiſiliche und an Frauenzimmer zur 


lebenslänglichen Verforgung, an letztere namentlich in der Were, daß die Frau des . 


Baffallen ihr Witthum als ein P. erhielt. 

Lit.: Hagemann, Bom Perfonalleben, 1786 (aud in beilen Heinen ri Auffägen 
Th. I, 113). v. Gerber, $. 117. Pfeiffer in Weiske's Rechtslexikon VI, 407. Ho— 
meyer, Syften bes Lehnrechts, Sachſenſpiegel II, 2, 358, insbeſ. 363. 

Heinrich Brunner. 

Perthes, Clemens Theodor, geb. 2. März 1809 zu Hamburg, Prof. zu 
Bonn, ftarb 25. Nov. 1867. 

Schriften: Der Staatsbienft in Preußen, Gotha 1838. — Das beutfche Staatsleben 
vor der Revolution, Hamb. u. Gotha 1815. — Einverleidung Kralau’s, Gotha 1847. — Das 
Herbergsmefen der Hanbwerlsgefellen, Gotha 1856. — Friedrich Perthes' Leben, Gotha 
1848—51, 5. Aufl. 1861. — lit Zuftände und Perfonen in Deutichland zur Zeit ber 
franz. Herrihaft, Gotha 1862—69 (II. Bd. berandgeg. von Anton Sperin gt r). 

eichmann. 

Pertinenz, Zubehör, Hulfsſache nennt man eine Nebenſache, welche zwar 
materiell felbftändig, aber kraft ihrer objectiven Beftimmung mit.der Hauptfache jo ver: 
bunden ift, daß fie in der Regel als Theil derfelben behandelt wird. Solche find be- 
ſonders bewegliche Sachen, die einem Grundſtücke auf dieſe Weile fortwährend dienen, 

3. B. Schlüffel, freie Riegel, Vorlegeichlöfler, wo fie, wie zu Rom der Ball war, bei 
Thüren üblih find; der Eimer beim Ziehbrunnen, der Brunnendedel u. dgl. Es Tann 
aber auch eine unbeweglihe Sache als P. einer unbeweglichen erfcheinen,, obſchon Dies 
von Einigen beftritten ift, und unftreitig als P. einer beweglichen Sache eine bewegliche, 
3. B. ift der Bramfegel, aber weder Maft noch Boot, P. des Schiffes. — Erforderlich ift 
ftet8 wirkliche Verwendung zu den Zwecken der Hauptſache; deshalb werben 3. B. Zie 
geln , welche noch nicht gebraucht werben, nicht als P. betrachtet, wohl aber bereitö ge⸗ 
brauchte Ziegeln, Die etwa behufs Reparaturen augenblidlich abgevedt find. Nach dem 
Bisherigen ergibt ſich die übliche Umfchreibung der P.: „was erb=, wurzel-, wand=, 
band-, mauer-, niet= und nagelfeft ıft”, als nicht zutreffend. Die Römer bezeichnen 
P. ald ea quae aedium s. fundi sunt, womit fie vom Theile nicht unterſchieden 
wird; auch ea qua aedibus cedunt, quae propter aedes habentur, u. dgl., wohl 
auch (untechnifch) als adjectamentum oder additamentum. Durd die auf fortvauern- 

Beftimmung beruhende, wern auch freie Verbindung zeichnet fich die P. von fonftigen 
Nebenſachen aus, welche mehr zufällig und willkürlich der Hauptfache folgen, 3. B. vom 
Inſtrument beim Landgute, vom Moßiliar beim Gebäude. Bei diefen gilt freilich die 
Regel accessorium sequitur principale, aber keineswegs nothwendig, während bei rechts 
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Then Verfügungen, Verkauf, Vermächtniß, die B. immer ftillfchweigend der Sache folge 
Den birecten Gegenſatz bilden die ruta caesa, ganz jelbftändige Saden, quae neque 
fundi neque aedium sunt. | 

Die neueren Geſetzgebungen haben den Begriff der P. theils präcfirt, theils 
erweitert. So definirt das Preuß. A.L.RK. Pertinenzftüd „eine (bewegliche over 
unbeweglihe) Sache, welde zwar für jich felbft beſtehen kann, aber mit einer an- 
deren Sade in eine fortwährende Verbindung geſetzt worden iſt“, begreift aber «ud 
darımter bemegliche natürliche Zuwüchſe einer Sache „jo lange, als fie davon noch 
nicht vermöge des gemühnlichen Nutzungsrechts abgefondert worden”, und gibt ein aus- 
führliches, vom rim, N. mehrfach abweichendes Pertinenzregifter zu Landgütern, Wäldern, 
Wernbergen, Gärten, Gebäuden, Gafthöfen, Mühlen, Yabriten, Apotheken, Kramläden, 
Bibliotheken, Kellern, Naturaliencabinets, einzelnen Thieren, Schmud= und Gelchmeite: 
lachen, Jagd-, Brau⸗, Branntweinbrennerei=, Schanfgerechtigfeiten. — Der C. N. Ban: 
delt von P. hauptfächlich in Beziehung auf Immobilien, und zählt, nicht limitativ, met- 
vere bewegliche Sachen auf, welche als P. von Grundftüden für unbeweglich gelten. 

Duellen: segigtig Tit. D. de A.E.V. XIX, ı. 1. 13. 8. 31 618 1.18. — 1. 241, 

ai: 25 de V.S.L, 16. — Preuß. A. L. R. I 2, 88. 42— 108. — C.N. a. 522 — 525, 

Lit.: Gefterding, Alte u. neue Irrthümer der Rechtögelehrten, Nr. 10, Greifsw. 1818. — 

Funte, Die Lehre von den Pertinenzen, Chemn. 1827. — Rechtsler. VII. (Heyne). . 
ivter. 

Petitionsrecht. Man verfteht unter P. die Befugniß, ſich mit Bitten an Die 
ftantlihen Organe zu wenden. Daſſelbe zerfällt in das Beſchwerderebt und das P. m 
engern Sinne. Das Beſchwerderecht bezieht fih auf Nechtöverlegungen, auf die Beet: 
tigung eines Unrechts, ganz einerlei, ob daſſelbe dur Handlungen oder durdy Unter 
laſſungen herbeigeführt ift, dem Gebiete des Privatrechts oder des öffentlichen Rechts an— 
gehört. Indeſſen hat die im A. 86 der Verfaſſung garantırte Unabhängigfeit der Ge— 
richte zur Folge, daß Beichwerden gegen angeblich von den Gerichten bei der Rechtſpre 
hung begangene Rechtsverletzungen nur im vichterlichen Inſtanzenzuge, ſei es als Be— 
ſchwerden im engeren Sinne gegen einfache Decrete, ſei es als Rechtsmittel gegen Urtheile 
verfolgt werden können; eigentliche Beſchwerden in Juſtizſachen finden nur ſtatt wegen 
verzögerter oder verweigerter Juſtiz und gegen rechtskräftig entſchiedene Strafſachen auf 
Grund des Begnadigungsrechts, ſofern die Begnadigungsgeſuche zu den eigentlichen Be— 
ſchwerden gerechnet werden können. Derſelbe Grundſatz gilt hinſichtlich der Beſchwerden 
gegen die Sprüche der Verwaltungsgerichtsöfe (Reviſionscollegium für Landesculturſachen, 
Bundesamt für Heimathsweſen). Das P. im engeren Sinne bezieht ſich auf die künftige 
Berbefierung mangelhafter Zuftände, vefp. auf die Verhütung zu beforgender Uebelftänte 
Das im A.L. R. (LI, 20. 88. 156. 180) bereitö in beiden Bedeutungen anerfannte 8. 
it auch in der Berfaffung A. 32 ausdrücklich gewährleiftet. 

Das PB. im weiteren Einne fteht an und für ſich ohne Rüchkſicht auf Alter umd 
Geſchlecht Allen zu, melde die Fähigkeit zur Willensertlärung befigen. Daſſelbe kann 
ebenfowohl von einem Einzelnen allein, als auch in Verbindung mit Anderen gelibt wer- 
den; auch derartige Beamten Petitionen find geftattet, doch findet dad P. auf das Herr 
nur in ſoweit Anwendung, als die militäriſchen Geſetze und Disciplinaworſchriften nict 
entgegenftehen ; auch müſſen bei Mafjenpetitionen die Einzelnen wirklich unterzeichnen, Pe 
titionen unter einem Geſammtnamen find nur Behörden und Corporationen geſtattet. 
Ob Diele letzteren ein unbeſchränktes oder ein auf ihren Wirkungskreis beichränftes P. 
haben, ift beftritten, namentlich ob den Kreistagen und den Stadtverordnetenverſammlun⸗ 
gen, veip. den ftäbtifchen Behörden überhaupt Das Hecht zufteht, binfichtlich allgemeiner 
Staatsangelegenheiten zu petitiontren. 

!it.: Dal. darüber im Allgem. v.Rönne, Staatsreht, 3.Aufl. Bd. I. Abth. 2. ©. 1977]; 
über das Petitionsreht der Städte v. Rönne, a. 4. O. S. 198, und v. Möller, Preuß 


Stadtredt, S. 86. Stenographiſche Berichte des Abgeorbnetenhaufes 1565, Bd. I S. 356 fl. 
Bd. IV. ©. 295 ff.; Über das Petitionsrecht der Kreistage v. Rönne, a. a. O., S. 516 f; 
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v. Möller, Das Recht der preuß. Kreis⸗ und Provinzialverbände, S. 72 f.; über das Pe- 
titionsrecht der Commmnallandtage v. Möller, a a.D., ©. 144; Über das Betitiongrecht 
der Provinzialftände v. Rönne, a. a. O. ©. 518: 9 Möller, a. a. O., ©. 199. 

Die Petitionen im weiteren Sinne fünnen entweder an die Behörben oder an den 
Landtag (an jedes der beiden Häufer), vefp. den Reichstag (A. 23), oder an Corpora⸗ 
tionen öffentlich rechtlichen Charakters oder an das Staatsoberhaupt felbft gerichtet fein. Die 
an den Landtag, reſp. den Reichstag gerichteten Petitionen haben manches Eigenthümliche. 
Insbeſondere mird den Commiffionen infofern eine erweiterte Competenz beigelegt, als fie 
an Stelle eined Gutachtens über die formelle und materielle Zuläffigkeit einer Petition 
die Zurückweiſung derfelben in gewiſſen Fragen befchliegen können; und zwar befteht nad 
ver Geſchäftsordnung des Herrenhaufes die Einrichtung, daß Petitionen, welche nach dem 
einſtimmigen Urtheife der Commiſſion zur Berathung und Beihlußfaffung ım Plenum 
ungeeignet find, nur mit kurzer Angabe des Petitums im Commiffionsbericht angeführt 
und drei Wochen lang im Biüreau des Haufes aufgelegt werden, und als erledigt zu 
betrachten find, wenn ſie nicht während biefer Zeit von einem Mitgliede aufgenommen 
werben, in welchem Falle die Sommiffion noch nachträglich berichten muß; nach der Ge— 
ſchãftsordnung des Haufes der Abgeorbneten wird der Juhalt der eingegangenen Petitionen 
weſentlich durch eime in tabellarifcher Form angefertigte Jufammenftellung ſeitens der 
Conmiffion zur Keuntniß des Haufed gebracht; zur Plenarverhandlung gelangen nur bie 
jenigen Petitionen, bei welcher auf eine folhe entweder von der Commiſſion oder von 
15 Mitglievern angetragen wird; gebt der Antrag von der Commiljion aus, fo hat fie 
über die von ihr zur Discuffion verwiefene Petition Bericht zu erflatten, geht der Antrag 
von Mitgliedern des Haufes aus, jo kann entweder eine Verweifung an die Commiſſion 
zur Berichterftattung oder die Vorberathung im Haufe, reſp. die Schlußberathung im 
Haufe ftattfinven. an analog diefen Geſchäftsbeſtimmungen des Abgeorbnetenhaufes find 
die des Reichstag. ES verſteht fi übrigens nach allgemeinen Grundfägen von felbft, 
daß die Staatsregierung dur die Ueberweifung einer Petition nicht verpflichtet wird, 
dem betreffenden Beſchluſſe Folge zu leiſten, und daß noch weniger dem Landtage, veip. 
Dem —— das Recht zufteht, durch ein weiteres unmittelbares Eingreifen die ge— 
forderte Abhülfe und Berückſichtigung herbeizuführen; dagegen wird man dem betreffenden 
Hauſe die Befugniß zugeſtehen müſſen, Auskunft über das von der Regierung auf Grund 
der Verweiſung Veranlaßte zu verlangen (A. 81. Al. 3). 

Lit: v Rönne, Staatsrecht, 3. Aufl. 1869, TH. I. Ya 2. ©. 193 fi. Pözl, Be 
ſchwerde in Bluntſchli's Staatswörterbuh, Bd. I. ©. 89 fi. Pözl, Petition, a. a. O., 
Br. VII. ©. 67 ff. Welder, Petition im StaatSleriton von Welder u. Rotted, 3. Aufl. 
Bd. XI. ©. 459 ff. v. Mohl, Beiträge zur Lehre vom Petitionsrechte in conftitutionellen 
Staaten (Staatsrecht, Bölkerrecht, Bolitit, Bd. I. (1860) ©. 222 ff). v. Gerber, Grund⸗ 
üge, ©. 35. Stein, Berwaltungslehre, 2. Aufl. 1869, Th. I. ©. 332 ff., 431 ff. van By- 
andt, Over het regt van petitie, Gravenhage 1864. Ernft Meier. 

Petrus de Andlo, geb. zu Andlau im Elſaß, ftudirte in ver Mitte des 15. 
Jahrh. zu Pavia, mar Doctor jur. can., lehrte zu Bafel, ſeit 1460 al8 leotor in 
Sexto Decretalium, ſpäter Bicefanzler, Bropft zu Lauterbach, Canonicus zu Colmar. 

Schrift: De imperio Romano (1460), 1512; Argent. 1603. . 

Lit: Stobbe, 1. ©. 456, 457. — Schulze, Eml. in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 
1867, ©. 48. — Ztſchr. f. geſch. Rechtswiſſenſch. J. S. 346. — v. Stinsing, Ulrich Zaſius, 
Bafel 1857, S. 82, 341. eichmann. 

Petrus Bleſenſis, geb. zu Blois in ber erſten Hälfte Des 12. Jahrh., ſtarb 
1200 als Arhidiaconus in London. 

Scärift: Petri Blesensis speculum juris canonici ed. Reimarus, Berol. 1837 (om 
einem Neffen gleichen Namens, Eanonicus zu Chartres ?). 

Lit.: Savigny, IV. 433 — 436. | Teich mann. 

Petrus Jacobi, geb. zu Aurillac, lebte als Prof. in Montpellier. 

Gr ſchrieb 1311 — 29 feine Practica aurea, aus ber ber tractatus de arbitris wohl 
nur ein Auszug if. 
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git.: De Parieu, Etude sur la pratique dorée de Pierre Jacobi in Wolow s ki's 

Revue de legislation et de jurisprudence ‚47—452. — v. Stinting, Geſch. ber 
pop. Lit. des röm.-can. R. in Deutfchland, &py. 1867, ©. 291, 292. ° 

j Zeihmaun. 

Petrus Ravennas (Betrus Tomai), geb. zu Ravenna, docirte zu Padna, 
Pia, Greifswald, Wittenberg, Köln, ftarb nad 1502. 

Schriften: Alphabetum aureum, 1508. — Repetitio C. inter alia, 1499. — De po- 
testate pontificis, Albiburgi 1503. — Compendium juris civilis, Albib. 1503. — Comp. 
juris canonici, 1504 — 1506. — Allegationes et conclusiones in materia consuetudinum, 
1508- — Notabilia dieta, 1508. — Compend. in materia feudorum, 1508. — Constitutio 
de statutis, Colon. 1574. — Consilia. 

Lit.: Stobbe, U. ©. 14. — Kofegarten, Gefch. der Univ. Greifswald, IT. ©. 154— 
162. — Muther, Aus dem Univerfität- und Gelehrtenleben im Zeitalter der Reformation, 
Erl. 1866, ©. 95 — 128, 371 - 395. Teihmann. 

Petrus de Unzola, geb. zu Ungola, wurde 1275 Notar, ftarb 1312. 

Schriften: Aurora novissima, Vincent, 1485. — Zuſätze zu bem tractatus unb ber 
flos des Rolandinus, Lugd. 1538. — De judieiis, Vinc. 1487. — Apparatus ro 
Vincent. 1490. 

Lit.: v. Stintzing, Geſch. ber pop. Fit. des röm.scan. R. in Deutfchland, Leipg. 1667, 
©. 296. TZeihmann. 

Pfandbriefe find verzinsliche, von einem Grundereditverein auf den Juhaber aus- 
geftellte Hypothekeninſtrumente. Unabhängig von der, dem Pfandgeihäft zum Grunte 
liegenden Obligation verkörpern fie fein accefforifches, ſondern ein ſelbſtändiges Realrecht, 
das durch Uebergabe übertragen wird, aber nicht ceſſibel iſt. Vindication ift zuläffig, wie 
bei andern Inhaberpapieren; alfo je nach den Umftänden aud dann, wenn emer Auper- 
coursfegung ein gefäljchter, äußerlich vollftändiger Wiederincoursfegungsvermert nachge- 
Ihrieben worden. Auch Verpfändung ift zuläſſig. Ste ſtellt ſich als Verpfändung einer 
fruchttragenden Sade dar, fobald fie die Zinscoupons umfaßt, obſchon dies beitritten. 
Die Erneuerung verborbener, die Ausfertigung neuer an Stelle von verlornen und amıer= 
tifirten P. nebft dem ganzen, an etwas umftändlichere Formen gefnüpften Eintragungs- 
verfahren ift überall eingehend geordnet; die Umfchreibung von Hypotheken in P. ımter 
gleichen Borausfegungen, wie die Bewilligung von P. im Allgemeinen zuläffig, nicht aber 
umgekehrt die Umfchreibung von P. in Hypotheken, da viele Reglements bei der Ein- 
löſung jener die Löſchung unbedingt vorfchreiben. Die zuerft 1769 in Schlefien einge 
führten, auf die älteren Handfeſten über Renten zurüdweilenden P. haben für ven 
Grundbefig große Bedeutung gewonnen, nicht nur wegen ber Leichtigkeit ihrer Benutzung 
fir den Credit und den Geldverkehr, ſondern auch wegen ihrer, felbft in ſchweren Kriegs: 
zeiten noch bewährten Sicherheit. Das Creditinftitut, die Landſchaft, ift Hypotheken— 
gläubiger des beliehenen Corporationsmitglieves, und findet feine Sicherung haupt⸗ 
ſächlich in der, nach den landſchaftlichen, genau vworgejchriebenen Principien aufzunehmen- 
den, meiftend niedrigen Taxe jedes Verbandsgutes. Die Beleihung erfolgt nur bis zu 
einem gewiſſen Betrage des Taxwerthes. Das Creditinftitut iſt andererjeits Schuldner 
des Inhaber8 der P. nebft Zinscoupons, und gewährt ihm durdy Die gemeinfchaftluhe 
Garantie der geſammten Genoſſenſchaft eine weit über die Specialhypothek hinausgehende 
Sicherheit. Urfprünglich in Preußen für die Ritterichaft mehrerer Provinzen, erſt weit 
Ipäter auch für bäuerliche Grundftüde ind Leben getreten (1777 Kur- und Neumark, 
1787 Weftpreußen, 1788 bzw. 1849 Dftpreußen, 1821 Bofen u. |. w.), haben ſich 
die Pfandbrieföinftitute allmälig weiter verbreitet (Meedlenburg, Hannover, Würtemberg, 
Königr. Sachſen u. a. m.). Es wird neuerdings namentlich) auf Erweiterung des Kreiſes 
der zuzulaffenden Grundftüde (auch ftäbtifher — Lauſitz 1865) Bedacht genommen. 
Vormular: „Privilegirter Pfandbrief der oftpreuß. Landichaft über 1000 Thlr. — — auf 
„eine gleichnamige Hypothekenforderung, ſowie auf die Sicherheitöfonds der Landſchaft 
„und die Garantie der oftpreuß. Landſchaft fundirt, trägt ... 9, jährliche Zinſen und 
„darf vom Inhaber nicht gekündigt werden. K. den ... Oftpreuß. General = Yandichafte: 
„Direction“. Den Unterfchriften dreier Directorial- Mitglieder folgt: „Nach Einſicht der 
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„betr. Hypotheleninſtrumente beglaubigt vom K. Kreisgericht zu ...“, hierzu drei Unter: 
ſchriften von Gerichtsmitgliedern. Das Wichtigſte iſt hieraus erſichtlich, namentlich die 
wirthſchaftlich ſehr bedeutſame Unkündbarkeit, die Leitung des Inſtituts durch eine gewählte 
Behörde. Dieſer ſteht bet unterbleibender Zinszahlung die Sequeſtration des bepfand⸗ 
brieften Gutes ohne Herbeiziehung richterlicher Hülfe, die Veranlaſſung ver Subhaſtation 
ohne vorgängiges Erkenntniß zu, nebſt andern Rechten der Aufſicht über den Wirthichafts- 
betrieb. Zur Deckung der Ausgaben für Beamte, Dienſtgebäude, ſonſtige Vereinskoſten 
dient der ſog. Quittungsgroſchen und andere Abgaben. 

Lit. u. Gſgb.: v. Rabe, Darſtellung bes Weſens der Pfandbriefe, 1818. v. Henning, 
Zmangsamortifation der Pfandbriefe, 1842. Neuefte Kormulare, 3. B. Preuß. Geſ. Samml. 1869 
S. 1054. Neubrandenburg. Erebit-Imftttut, ©. 61. Danziger Hypothelenverein, ©. 145. Un⸗ 
tündbare Hypothelendriefe der preuß. Boden » Erebit » Actienbant. Schaper. 

Pfandlehen, feudum pignoratitium. Da nad allen Urkunden, welche über bie 
Errichtung eines P. erhalten find, unzweifelhaft ift, daß der Gläubiger Vaſall wurde, jo 
konnte darüber nie ein Bedenken auftauchen, daß jened wohl zu untericheiden ſei von ber 
Berpföndung eines Lehns, bei welcher der Pfanbgläubiger in das Lehnsverhältniß gar 
nicht eintritt. Aber was den Gegenftand der Verleihung bilde, war früher ſehr be= 
ftritten, zumal man den Urfprung des Inſtituts — die geliehene Satung des deutjchen 
Rechts — nicht kannte und einzelne Beftimmungen des langobardiſchen Lehnrechts, welche 
vom feud. pignor. nicht handeln, auf daſſelbe bezog. Auf ven richtigen Weg hätten die 
Urkunden hinleiten können, welde zum Theil wenigftens an Deutlichkeit nicht zu wün- 
fchen laſſen: bona, quae mihi pro 10 m. iure feodi fuissent obligata, — 
obligantur bona pro — ut ea teneat iure feodi, quod dieitur Pfandlehen. 
Tas Geſchäft beftand alſo darın, daß dem Gläubiger ein Gut zur Sicherheit für die Forbes 
rung zu Beſitz und Genuß als Pfand übergeben und daß er gleichzeitig mit dieſem Gute 
belieben wurbe: der Gläubiger wird feines Pfandrechts wegen und in Beziehung auf das 
verpfändete Gut Vaſall. Diefer jegt wohl allgemein angenommenen Auffaflung, daß das 
zu Pfandrecht übergebene Gut den Gegenftand der Verleihung gebildet habe, fteht die 
ältere gegenüber, wonach das f. pign. ein Lehen am Pfandrechte geweſen fer: obiectum 
huius feudi, lehrt Böhmer, est jus pignoris in re tradita ideoque recte vocatur 
pignus infeudatum;; au dad Preuß. A. L. R. folgt diefer Theorie, indem es I. 18. 8.75 
beftimmt: werm einem Gläubiger das Pfandrecht auf eine zur Sicherheit feiner Forderung 
tibergebene Sache zu Lehn verliehen worden, fo heißt e8 ein Pfanplehen. Die richtige Anficht 
ift zuerft von Gotifr. Madihn: Miscellen aus allen Theilen der Rechtögelahrtheit, J. 
Nr. XXXXVI. ©. 241 fgg., vertheidigt worden, ohne indeß alsbald allgemeinen Ein- 
gang zu finden. Eihhorn, Einltg. 8. 196, charakterifirte das in den Urkunden er= 
wähnte P. als ein wieberfäufliches Lehen, andere hielten es wenigftens dem praftifchen 
Reſultate nach ganz ähnlich dem Kaufe auf Wiederkauf (ogl. Pfeiffer ın Weiske's 
Rechtöler. VI. 399). Allein auch dieſe Anfichten find nicht vichtig; ſowohl nad) den 
Duellen des deutſchen Lehnrechts wie nach der fpäteren Praxis wurde das P. vom wies 
derfäuflichen Lehen unterjchieden, wie dies namentlid Homeyer: Syſtem $.18. ©. 345 — 
351 nachgewieſen hat. Vergl. auch noch Gerber 8. 108; Bejeler 8. 104 Note 18 
und $. 95 Note 6. Franklin. 

Pfandprivilegien, privilegirte Pfandrechte, ſo nennt man diejenigen Pfandrechte, 
welchen, abweichend von dem allgemeinen Grundſatz, daß regelmäßig das ältere Pfand⸗ 
recht im Falle der Eoncurrenz dem jüngeren vorgeht, nach beſonderen geſetzlichen Beftim- 
mungen der Vorrang vor ben übrigen eingeräumt ift. Diefelben rangiren im gemein- 
rechtlichen Concurfe in der zweiten Klaffe der Goncurögläubiger. In der neueren Theorie 
ift fheitig, ob die P. ein Vorrecht auch vor denjenigen Pfanvrechten erzeugen, mit denen 
belaſtet eine Sache in das Eigenthum besjenigen gefommen ift, gegen ben die privilegirte 
Pfandforderung entfteht. Diele fett Thibaut vielfach bejahte Streitfrage wird doch in 
der Praris mit Recht verneint. Den Pfandrechten aus der Zeit des früheren Eigen- 
thümers legt die Praxis im Goncurje ein Separationsrecht bei; die Pfandgläubiger dieſer 
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Art nehmen die verpfändete Sache als Pfandſeparatiſten, Separatiſten ex jure crediti 
aus der gemeinen Concurdmafje zur abgejonderten Befriedigung beraus. Zu ſolchen 
Pfandfeparatiften wird, wenn auch nidyt ohne Widerſpruch, der Veräußerer der Sache 
jelbft gerechnet, welcher fi) bei der Veräußerung für das rüdftändige Kaufgeld ein Pfand 
an der Sache vorbehalten hat Kine Mittelmeinung halt für das Pfandprivileg aus 
der versio in rem daran feit, daß daſſelbe ſoweit privilegirt ift, auch den Pfandrechten 
aus der Zeit des früheren Eigenthümers vorzugehen. 

Als P. find gefeglicd anerfannt: 1) das Pfandrecht des Fiscus wegen rüdftändiger 
Steuern und wegen Contractöforderungen. Object des privilegirten Pfandredts in legter 
Beziehung find jedoch nur Die durch den Contract erworbenen Güter. 2) Das Pfand⸗ 
recht des auf Rüdgabe der dos gerichteten Anſpruchs, ſofern er von der Ehefrau oder 
beren Deſcendenz geltend gemacht wird. 3) Das Pfandrecht ex versione in rem, für 
Forderungen, welche daraus erwachſen find, daß für die Erhaltung, Wieverheritellung oder 
Anſchaffung der Sache Credit gegeben ift, ſoweit das Creditirte wirflih zu ſolchem Zwecke 
verwendet worden. 

Die preuß. und fächl. Gefeggebung erkennen ſolche P., die mit dein Princip der Er⸗ 
kennbarkeit der Pfandrechte (Publicität) unvereinbar find, regelmäßig nit an; jedoch wer: 
den nach preuß. R. aus dem Erlös eines fubhaftirten Grundſtücks vor den eingetragenen 
Reallaften und Forderungen zweijährige Rüdftände aus der Deichlaft, den flaatlichen 
Srundftenern und anderen gemeinen Laften, ſowie Lohnrüdftände des Ländlichen Gefinves, 
der Wirthfhaftd= und Forftbeamten aus dem letzten Jahr vormegbezahlt. Rüchkſichtlich 
der Seeſchiffe haben handelsrechtlich die fo genannten Schiffögläubiger privilegirte Pfand- 
forderungen. 

Lit. u Quellen: Neuftetel und Zimmern, Römifch -vechtfihe Unterfuchungen (Abh. 
Nr. 11). Wächter im Arc. für civ. pracis XIV. 10. Dernburg, Pfandrecht, II. g6. 152 7. 
-IL. 1. C. 4. 1.1. 28. D. 49. 14. 1. 5 sequ. D. 20. 4. — Preuß. Conc.Ordn. vom 8. Mai 
1855 83. 46 ff. A. D 9.6.8. A. 757 ff. Eccin®. 


Pfändung, |. Theil I. ©. 180. 395. Nach dem Geſetzbuch für das Königreich 
Sachſen fteht dem Eigenthiimer, Beſitzer und beſtimmten Inhabern von Grundftüden kei 
deren widerrechtlicher Betretung: durch Perfonen die Abnahıne von Saden, durd 
Vieh die Zurüdhaltung zu, Doch nur auf frifher That, nicht außerhalb der betretenen 
Feldflur, mit möglichſter Schonung, unter Rüdgabe beim (reellen) Angebot eines geeigneten 
Erſatzpfandes. Der Pfänder FR die Wahl zwiſchen Schadenerfatforderung oder Erlegung 
von 5 Neugroſchen als Pfandichilling. Für beides, mie für Koften haftet bie abgepfän- 
dete Sache „als Pfand”, doch nur bei Anzeige der P. in 48 Stunden beim zuftändigen 
Gericht. Obrigkeitlih können Flurwächter zum Schub der Felder verpflichtet werden und 
dadurch für ihren Bezirt das Pfändungsrecht erhalten. — Nach gem. R erlangt ver 
Pfänder fein Dingliches, gegen Dritte verfolgbares Pfandredit; er kann das ihm zufällig 
entfommene Pfandſtück vom Gepfändeten nicht zurüdforben. Nah preuß. R. ıft die 
eigenmächtige Rücnahme nicht als Pfandkehr ftrafbar. Die, nicht dem Pfandrecht, fon: 
dern den Regeln von der „Erhaltung des Eigenthums umd der Rechte” eingereihten, über 
die zu enge Begriffsbeftimmung hinausgehenvden Feftjegungen des A.L.R. find für den 
Schub der Felder — in ftäbtifchen mie ländlichen Orten — vielfach geändert. Sehr 
eingehend find geregelt: Viehpfändung (Felohüter, Ehrenf.), Pfandgelbertarif, Hirten: 
weſen; Schaden Durch gemeinjchaftliche Heerben, durch Gehen, Reiten, Fahren, Treiben; 
Haftbarkeit von Eltern und Dienftherrichaften für Pfandgeld u. |. w. von Kindern und 
Geſinde; Verfahren vor der Ortspolizeibehörde (protocollirte Vergleiche gleich gerichtlichen 
vollftrekbar), vor Gericht — Abſchätzung Des Schadens durch Dorfgerichte oder andere 
Sachkundige u. dal. m. Niemals follen nad) preuß. R. Poften, Staffetten, Couriere ge 
pfändet werden, auch Güter auf Fracht: und Neifemagen nicht wider den Willen des In: 
habers. Der Pfändungsort begründet den Gerichtsſtand für die Entſchädigungstklage 

Gſgb. u. Lit: Königr. Sachſen, Bürgerl. ©.B. 88. 438 — 494; desgl. Defterreid, 
8. 1321 f. Preußen, ÜLR. I, 14 $. 413 f. Feldpolizei-Orbn. v. 1. Novbr. 1847 nebſt 
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Erg- — Heufer, Annalen d. Juſt. (Seffen - Eafiel), V. 56 f. Das Pfändungsinſtitut nad) 
gem. (u. verſch. part.) Rechten v. Obertribunalratd Sarvey, Würtemb. Arc. f. Seht x, 1,2. 
S. 283 f. Frankreich, Gef. v. 28. Sept./6. Oct. 1791. — Preuß. Str. G. B. $. 271, jett 
Bundes-Str.5.B. $. 289. Bundes⸗Geſ. Bl. 1870 S. 251. Schaper. 
Pfändungsclauſel: „va einer im einer Verſchreibung dem Gläubiger Macht 
„und Gewalt gibt, feines Gefallens gegen den verfchriebenen Gütern zu verfahren und 
„fich an den Pfanden oder Gütern mit oder ohne Recht bezahlt zu machen“. „Mit 
Recht” fol nicht bedeuten „ad viam executivam“; „ohne Recht” indeß begründet den 
Erlaß eines mandatum sine clausula So der R.D.A. von 1600 $. 32, nade 


tem fett 1301 — constit. pacis ad Rhenum: „hatt fihb ... . jeman ver 
„Kunden mit finen brieven, daz men in pfenden ſule ane geribte, den ſoll men pfenden 
„an fine eigene, an fine erbe, an fine lehene, und an fine pfande“ — die PVerbriefung 


der Privatpfändung für allerlet Rechtsgeſchäfte zur Hebung des dur die Schwäche ber 
Rechtöpflege beeinträchtigten Berlonaleredit8 unter Billigung der Ordnungen des Land- 
friedend üblid geworben war, jo beim Rentenfauf und anderen Geſchäften. Die 
eigenmächtige Pfändung wurde bereit8 dur die K. G. O. von 1555 Tit. 22 bei nam⸗ 
bafter Pön unter Berpffihtung zu umverzüglicher Rückgabe der Pfandſtücke unterjagt. 
Nicht aus der Gemwere, fondern aus dem, im Uebrigen jchon ſeit 1230 wiederholt als 
Friedebruch mit Strafe bedrohten Nothrecht eigenmäctiger Selbfthülfe herporgegangen, 
wurde das verbriefte Pfändungsrecht bi8 zum R.D.A. von 1600 bin immer mehr 
zurückgedrängtt, je mehr für die Verbeflerung des Gerichtöverfahrens gefchah. Nach 
der herrſchenden Anficht fehlt gegenwärtig der P.Cl. jede rechtliche Wirkung. Parti⸗ 
cularrechtlich ift fie indeß als „erecutorifche Clauſel“ mehrfach wieder belebt, dergeſtalt, 
daß durch deren Beifügung Die Urkunden fofort erecutorifch werben, fer e8 ohne Weiteres 
oder mit richterlicher Ermädjtigung, doch ohne Erkenntniß. Das Verfahren in diejer 
Richtung iſt nicht rein deutſchen Uriprungs, ſondern ſchließt fih an die italieniſche Nechts- 
entwickelung an (instr. guarentigiata — Executivproceß). Die Aechtheit der executoriſchen 
Urkunden muß notariell oder gerichtlich beglaubigt ſein. — Ein Anklang an die alt: 
deutſche Auffaffung findet fi particularrechtlich in der Vollſtreckungsbefugniß der Ver⸗ 
waltungsbehörden aus fiscaltichen Contracten, z. B. mit den Domänenpädtern bei Zins: 
rüdftänden. — Reine P.EL., fondern eine, in ber fchriftlihen Beſtellung ſtillſchweigend 
liegende Verkaufsclauſel ift vom H.G.B. für das Fauftpfand unter Kaufleuten einge- 
führt, doch richterlihe Bewilligung gefordert. 

Lit. n. Gſgb: Briegleb, Ueber erecut. Urkunden und Exec Pre. (1839, 1845). giern 
Blant In Schneider's krit. Jahrbb. (1845), Bd. 17, ©. 418 f. Rheinlande, C. de 
proc. a. 545 f. Baiern, Geſ. v. 1. Juli 1856 über erec. Url. D. 9.8.2. "ohen . 

aper. 

Pfarrer (parochus, ecclesiae parochialis curatus, eccl. par. rector) iſt in der 
tatholiſchen Kirche derjenige Geiftliche mit priefterlihem ordo, welcher vom Biſchof mit 
der Leitung der Seelforge in einem der Hleinften, regelmäßigen Diftricte der Diöcefe, in 
einer jog. parochia oder Pfarrei, beauftragt iſt. Wenngleih fein Amt ein ftändiges ıft, 
oder es wenigftens ſein fell, je befist er doch eine jurisdictio ordinaria im eigentlichen 
Sinne (d. b. eine jelbftändige Leitungsgewalt für das äußere Gebiet) nicht. Seine 
Functionen erfireden ſich zunächſt 1) auf die Ausübung der Seelforge im engeren Sinne, 
alfo Handhabung der Beichte, Spendung der Sacramente, Vornahme ſonſtiger religiöfer 
Acte, wie Benedictionen, Proceffionen, Ausübung des Predigtamtes, Unterweifung ber 
Jugend in der Religion. Sodann bat er 2) nach kathol. R. die Beaufjichtigung der 
Volksſchulen; 3) die Berwaltung des Vermögens der Pfarrkirche und des Pfarrbenefi: 
ciums; femer 4) und zwar in vielen beutichen Staaten auch mit bemeifender Kraft fitr 
das bürgerliche Gebiet die Führung der Tauf-, Confirmationd-, Trau= und Todten⸗ 
regifter. Die dem P. gebührenven Rechte ftehen ihm zu über das Territorium und über 
pie imerhalb befjelben domicilirten Perfonen (quiequid est in parochia, est etiam de 
parochia),. Es fann daher einmal ein anderer Priefter ohne feine oder des Biſchofs 
Genehmigung feine geiftlihen Functionen in der Pfarrei ausüben, andererſeits hatte früher 
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Einwohner die Pflicht, den gotteöbienftlichen Handlungen allein in feiner Pfartkim 
vohnen und dieſelben ſich mur feitens feines P. leiſten zu laſſen (ſog. Bfar 
ng); heute gilt das nur noch für gemiffe Acte, die fog. jura parochialia oder pfaı 
gen Handlungen im engeren Sinne, d. b. für Taufe, Aufgebot, Eheſchließung, äfte 
Communion, Kranfenölung und Begräbnig. Bei der Bomahme gewiſſer diejer A— 
er ®. einen Anſpruch auf beftimmte Gebühren, die fog. jura stolae (f. ven 4 
yebühren). Außerdem kommt ihm der Genuß des regelmäßig mit jever Pfarrei we 
nen Beneficums zu. Die befonderen, dem P. in Folge des Erwerbes des Pfarramt 
genden Pflichten find 1) die, fpäteftens binnen zwei Monaten von der Erlangın 
Leſitzes des Amtes das Glaubensbefenntnig und das Gelöbniß der Treue gegen \ 
he Kirche abzulegen, und 2) die Verpflichtung, an dem Sitze der Pfarrei beſtänd 
enz zu halten. — In der evangelijchen Kirche umfaßt das Pfarramt, meld 
ebenfall8 das kirchliche Amt für die Mleinften, regelmäßigen Kreife ift, die Predi 
öttlihen Wortes, die Leitung des Gottesbienftes, die Verwaltung der Sacramer 
anderer firhlihen Handlungen, ferner die Handhabung der Kirchenzugt in und ır 
Bemeinde; endlich gibt es da, wo Preöbyterien beftehen, auch zugleidy das Recht d 
tzes in denſelben. Cine eigentliche äußere Leitungsgewalt fonımt dem P. nach pr. 
tifhem ebenfo wenig wie nad katholiſchem Kirchenrecht zu. Jedoch nicht deshal 
etwa den höheren Behörden (Confiftorien) kraft göttlichen Rechtes die Jurisdictic 
ide, fondern weil in Folge ber hiſtoriſchen Entwidelung bie Leitung der kirchliche 
egenheiten in die Hände der Landesheren und bie von ihnen beputirten Behörde 
pt ift, und überdies der Kreis der vom P. jelbftändig zu erfedigenden Angeleger 
‚ fofern nicht ein volftändiger Independentismus der einzelnen Seelſorger und ibr 
inden befürwortet werden ſoll, der Natur der Sache nach nur ein eng begrenzi 
ann. Vielmehr ift das Pfarramt als ſolches inſofern ein durchaus jelbftändiger 
8 das einzige principiell nothwendige in der evangeliſchen Kirche ift und nicht mi 
tatholifche als bloßes Hülfsamt eines anderen (des biſchöflichen Amtes) erſchein 
oben erwähnte Grundſatz: Quidquid est in parochia, est de parochia gilt -auc 
e evangelifchen Kirche, jedoch ift das Princip hier durch die Eremtionen gewifie 
m von Perfonen (3. B. der Beamten) mod) mehr durchbrochen, wie in der katho 
ı Kirche. ©. übrigens ferner TH. I. ©. 482. 488. 490 und den Art. Kirchen 
zinde . 

Duellen u. 2it.: Tit. X. de parochiis II. 29; Conc. Trident. Sess. 5. de reform 
Sess. 23. de reform. c. 1; Sess. 24. de reform. c. 4. 7. 18. Kathol. Kirden- 
: Aug. Barbosa, De oflieio et potestate parochi, Lugd. 1647 u. öfter; Helfert 
den Rechten u. Bflihten der Pfarrer, Prag 1932; Baldauf, Das Pfarr- u. Decanate- 
dräg. 1836, 6 Bde; Schefold, Die varogialrechte. Stuttg., 2 Bbe.; Seit, Dad Reit 
Harramte& ber kathol. Kirde, 2 Bde in 3 Thln., Regensb. 1840—1812. — Proteftant. 
ıentedt: J. H. Boehmer, Jus parochiale, Hal. 1791. 

BP. Sinſchius. 


Bfeffinger, Johann Friedrich, geb. 5. Mai 1667 zu Straßburg, fubirte 
fittenberg und Lüneburg, wurde Infpector der Academie zu Lüneburg, großbritan. 
‚ ftarb 27. Aug. 1730. 

3&rift: Vitriarius illustratus h, e. Institutiones jur. publ,.Rom. Germ. antehac a 
ırio editae, Frib. 1691; Gotha 1698, 1739 (Regifter von Riccins, 1741). 

t.: Iugler, IV. 177. Teichmann. 
Pferchrecht (Hurdenſchlag) iſt Das Recht eines Grundftücbefigers, zu verlangen, daß 
Schafheerde auf feinen Aedern des Dilngers wegen in Hürden geſtellt werde und 
ſt lagere; oder das Recht des Eigenthümers einer Schafheerbe oder des Schäferei 
itigten, feine Schafe auf fremden Grundftücden Iagern zu Iaffen. Das erftere 
t entweder als ein perfönlicher Anſpruch oder als ein Realrecht; das zmeite eben: 
als ein perfönlicher Anſpruch oder als eine Prädialfervitut. Dagegen kann weder das 
noch daS antere Recht als eine unmittelbare Folge der Weidegerechtigfeit angejehen 
n; es kann den Hurdenſchlag ohne befonderen Erwerbögrund weder der Weidebe— 
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rechtigte auf den dem Weiderecht unterliegenden Grundſtücken, noch der Eigenthümer der 
letzteren von dem Weideberechtigten beanſpruchen. Zuweilen ſteht das P. in der erſten 
Bedeutung der Gemeinde zu, und dieſe überläßt es alsdann ihrerſeits in der Regel 
gegen eine Abgabe (Pferchgeld) nach einer beſtimmten Reihenfolge allen oder einzelnen zu 
ihr gehörigen Grundbeſitzern. 

Lit: Hagemann, Handb. des Landwirthſchaftsrechts (Hann. 1807), 8. 316. Bülow 
gagemonn, Prakt. Erbrt. VII. Nr. 18. Reyſcher, Das gefammte wilrtemb. Priv. R. 
fl. Tübing. 1846 f) I. ©. 49 ff, Lewis, 

Pflichttheilsberechnung. Den Pflichttheil Tonnte das röm. R. nur als eine 
Quote der Anteftatportion auffallen und beftimmen; denn das Pflichttheilsrecht war die 
materielle Reaction des gejeglichen Erbrechts gegen eine ſchrankenloſe Teftirfreiheit, deren 
Gebrauch als ebenio Tieblo8 wie unvernänftig, ſomit al8 Pflichtwidrigfeit, Mißbrauch er= 
ſchien. Die Praxis des Centumviralgerihts fand für die Größe der Pflichtquote bes 
fiimmteren Anhalt in der Falcidiſchen Duart, alfo in einem Viertheil der Inteftatportion. 
Erft allmälig entfernte fich die Berechnung des Pflichttheild von dieſem Ausgangspunkte, 
der infofern nicht zutraf, als bei der Falcidia der Erbe nur Bermächtnißnehmern, bei 
dem Pflichttheil der Geſetzeserbe auch dem eingefeten Erben gegemüberftand. Juſtinian 
war im Recht, wenn er jene Pflichttheildguart zu niedrig fand, namentlich wo Jemand 
viele Pflichttheilsberechtigte hinterließ, deren Erbportion ſchon an ſich geringfügig war. 
Dazu fam, daß in den — Mehr eingerechnet wurde, als in die Falcidia, jener 
alſo oft geringer ausfiel als dieſe. Bei Erhöhung des Pflichttheilmaßes in Nav. 18 vom 
J. 536 beging jedoch der Kaiſer das erklärliche, aber unleugbare Verſehen, feinem Pflicht⸗ 
theil zwei verſchiedene progreſſive Größen zu Grunde zu legen, nämlich !/; der Inteſtat— 
portion, wenn dieſe weniger als ein Viertheil des Nachlaſſes beträgt, fonft !/;. Auf der 
Grenze beider Größen war der logiſche Fehler unvermeidlich; man denke fich folgende 
Scala: Us, Yar Yor YHızr Yo, Yız x. Gleicher Vorwurf trifft die neuere Geſetzgebung 
J. unten. Mit Unrecht wird behauptet, Juſtinians Beſtimmung habe Lediglich Descen⸗ 
denten, nicht alle Pflichttheilserben, im Auge. Werner: der Kaiſer, oder gar ſchon das 
frühere Recht, berechne den Pflichttheil collectio, d. h. für alle Pflichtthetlserben zufanımen 
als Quote des gefammten Nachlafjed, und nicht vielmehr viftributio, d. h. für jeden Ein- 
zelnen als Duote feiner Imteftatportion. Die Nichtigkeit der Tegteren Berechnungsart 
iſt längft erwiefen, namentlich dadurch, daß nach erfterer nicht jelten der Pflichttheil größer 
fein würde, als die Inteftatportion ſelbſt; auch der Schein des Gegentheils ſchwindet, 
wenn man bedenkt, daß in dem Quellenbeiſpiele (mehrere Kinder) beide Berechnungen 
gleiches Ergebniß Tiefern, was den bequemen, aber falichen Ausdruck begreiffih macht. 
Ber Enfeln ift die Pflichttheilsgröße noch heute beftritten; folgerichtig erſcheint die Anficht, 
wonach zunächſt die Stammtheile der Inteftaterbfolge allein enticheiven, dann aber die 
Quote der verſchiedenem Stamme angehörenden Entel x. für jeden Stamın bejonders zu 
berechnen ift, alſo verfchteden ausfallen kann. Nach gleihem Grundſatz beftimmt fich der 
Ascendentenpflichttheil. Immer ergibt ſich die Inteſtatportion des einzelnen Pflichttheils⸗ 
berechtigten durch Mitzählung aller derer, welche bei geletlicher Erbfolge deſſen Miterben 
fein würden, gleichviel aljo, ob rechtmäßig enterbt, ob ihnen Pflichttheilsrecht zuſteht; Doc, 
gehört nicht hierher die arme Wittwe, indem diefer das röm. R. meder Inteftaterbredht, 
noch Pflichttheil, ſondern eine außerordentliche, durch Vorabzug vom reinen Activnachlaß 
zu befriedigende gefeglihe Singularfucceffion beilegt. ft ſonach des Einzelnen PBflicht- 
theilsquote ermittelt, dann ergibt ſich 1) deren reeller Betrag a) aus dem Nachlaßbeſtande 
zur Todeszeit, aber b) unter Einrechnung alles deſſen, was der Berechtigte aus des Erb- 
lafjerd Vermögen von Todeswegen erhält (nach richtiger Anficht auch des durch jegliche 
Anwachſung und Vulgarſubſtitution ihm Zufallenden), fomie deſſen, was ihm mit diefer 
Beftimmung unter Lebenden ausdrücklich oder ſtillſchweigend (fo Dos, Eheſchenkung, Be— 
ruf3außftattumg) vom Erblaffer zugewendet iſt; 2) ob dieſer reelle Pflichttheil dem Ber 
rehtigten irgendwie Tegtwillig, aber unverkürzt hinterlaſſen worden. Aus letzterem folgt, 
daß jede Belaſtung und Beſchränkung, ſoweit fie die portio debita treffen würde, ge= 


u. 
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ichen wird, und nur für den etwaigen Ueberſchuß fortbefteht. Hierauf bezieht ſich di 
ich dem Marianus Socinus (t 1556) benannte, aber bereit im röm. R. enthalten 
3 eautela Socini, die dem Erblaffer anräth: entweder den Pflichttheil ohne onus 
er Mehr und mit onus anf dem Ganzen, und fomit dem Berechtigten die Wahl zwiſche 
idem, zu hinterlaſſen. An diefer Pflichttheilsberechnung hat die Berfchmelzung des formell: 
ıd materiellen Notherbenrechts durch Yuftinian in der Nov. 115 nichts geändert. — Ti 
ueren Gefetgebungen, welche nur Pflichttheilsrecht anerkennen, daſſelbe auf Descendente 
ıd Ascendenten bejchränten, dieſen den Ehegatten und gewiffe öffentliche Anftalten (un 
sar bald mit Pflichttheilsrecht, bald mit außerorventlichem Erbrecht) zugefellen, haben d 
meinung in den Pflichttheil im Einzelnen umgeftaltet; fo. bringt das Sächſ. B. G.v 
fe Conferenda der Descenpenten in Anrechnung. Die Beitimmungen dieſes Gefegbudt 
ch mehr als die de Preuß. L.R., trifft der Vorwurf übertriebener Breite, ferne 
£ fie bei Descendenten (ber C. eiv. aud, bei Wscendenten) den fehler ber verſchiedene 
uotengröße verewigen. Das heutige Pflichttheilsrecht bedarf der Vereinfachung; dari 
migſtens könnten die ebeuſo kurzen wie Maren Beſtimmungen des C. civ. über di 
ırtion disponible (melde freilich auf collectiver Berechnung fußen mußten) zum Ber 
de dienen. Verſchmäht man aber den Grunbfag de code, fo dürfte doch burdm 
ı Drittheil des geſetzlichen Erbtheils für Descendenten wie Ascendenten als Pflichttkeil 
c den Ehegatten aber eine außerordentliche Vorabzugsquote (die den WPflichttheil aut 
hrlich macht), der Gefeggebung ſich empfehlen. “ 

Lit. u, Quellen: Srande, Recht der Notherben 2c, 89. 17 fi. Glüd, Bd. 7 u. 3 
en die Rechieler. VII. ©. wWindſ Seib, Lehrb. 8. 580 ff. — I. 2,18 

5, 2. C. 3, 28. Nor. 18. c. 1. Nov. 89. c. 12.8. 3. Preuß. WLR.H, 2. 88. 391 fi 
fl. I,1.8. 631 ff. Sädf. 8.0.8. 5. 2564 — 2617. C. civ. a 913 —8 


Pfründe bedeutet im katholiſchen Kirchenrecht einmal ſoviel, wie Prädende (f. Di 
ı Urt), ferner aber daß feftftehende, unter kirchlicher Autorität mit einem geiftlihen 
nte verbundene Recht des Tebenslänglihen Nießbrauches an einem gemiffen Theil de 
rchenvermögens, und da für Die Regel mit jevem Kirchenamt (beneficium, ſ. Th. L ©. 467. 
58 und ben Art, Beneficium) ein beſtimmtes Eintommen verbunden fein fol, endld 
ch fo viel wie beneficium. P. Hin ſchius. 

Pillſius, geb. zu Medieina bei Bologna, trat als Lehrer in Bologna auf, ging 
ch Modena, wo er das Bürgerrecht erlangte, ftarb nah 1207. Sigle py u. pi. 

Säriften: Glossae. — Quaestiones. — Disputationes (Brocarda). — Summa ad 
3s libros Codicis. — De ordine judieiorum (gefhrießen nad_1198), 1543 (Pilli, Tar- 
edi, Gratiae libri de judieiorum ordineed. F. Bergmann, Gott, 1842). — De testibus. 

tit.: Savigny, IV. 312 — 353. Teihmann 

BPirhing, Ehrenreich, geb. 1606 zu Sigarten (Baiern), wurde 1628 Jefıll, 
ıxb nad 1676. 

Schriften: De jurisdietione praelatorum et rectorum episcopis inferiorum, Dill. 
63. — De judicio delegati. Dill. 1664. — De constitutione et eonsuetudine, 
66. — De renuntiatione feudorum, 1667. — Comm. in Decretales, Dill. 1674. — Jus 
n. explicatum, Dill. 1674— 78. Col. Agr. 1759. 

Fir: ©. Herzo g's Realencpclopäbie. Teihmann. 

Biftoriß, Modeftinus, geb. zu Leipzig 1516, Schüler des Alciat und M. 
ocinus / wurde Prof. daf., 1557 Bilrgermeifter, nachdem er vorher Rathsherr und 
tadtrichter geweſen, ſtarb 1565. 

Säriften: Processus juris ipti et consuetudinis frequentioris per Germanian, 
agdeb. 1623. 30. - Response juris ex bibl. J.B. Munsonii, quibus adjecta est decas 
tabilium practicorum, Jen. 1659. 


Lit.: o. Gerber, gu ier des 50jährigen Profeffor-Jubiläums Wächter's, Leipg. 150% 
XV. — De Wal, Beiträge, herausgeg. von Stinting, Erl. 1866, ©. 53. 

Piſtoris, Hartmann, entwarf eine Ordnung für das churſächſiſche Appellations- 
richt zu Leipzig, aus welchem bie Appellationsgerichtsordnung von 1605 und die dur 
hſiſche Proceßorbnung von 1622 hervorgingen, ſtarb 1600. 
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Lit.: Stobbe, IT. 267. 264. — Schletter, Zur Geſch. ber ſächſ. Juſtizpflege und Ge- 
feggebung im 17. Jahrh. (Beiträge zur beutfchen, insbeſ. ſüchſ. Rechtsgeſch, I. 1843). 
Teichmann. 

Pithoeuns, Franciscus, (Pitbom), geb. 1543 zur Trohes, war Kanzler zu 
Paris, ftarb 1621. i 

Söäriften: De la grandeur, des droits, prééminences des rois et du royaume’ de 
France, Troyes 1587. — Comm. in I. libr. Cod.; in Novellas; in Cod. can. veterum 
eccl. ron. ed. Pelletier, Par. 1687. — Liber legis Salicae 1602 (Glossarium) — Ca- 
pitularia reg. Francorum. Er gab mit feinem Bruber Petrus das Corp. jur. can. her- 
aı®: c. notis Petri et Fr. Pithoeorum ed. le Pelletier, Par. 1687; Lips. 1695, 1705; 
Aug. Taur. 1746. 


Sein Bruder Petrus Pithoeus, geb. 1539 zu Troyes, mar Advokat am Par- 
lament in Paris, dann eine Zeit lang Generalprocurator an demſelben, ftarb 1596 zu 
Nogent ſur Seine. Herausgeber des Fragm. Dositheanum. 

Schriften: Opera sacra, juridica, historica et miscellanea, Par. 1609, ed. Labbe. 
— Les libertes de l’eglise gallicane, Par. 1594, commentirt von Dupuy, Par. 1715, ed. 
Dupin. Par. 1824, 25. — Annalium et hist. Francorum seriptores coretani XII, Fran- 
cof. 1596. — Hist. Francorum script. veteres XI, Francof. 1596. — Synopsis historica. 
— Breviatio canonum v. Fulgentius Ferrandus, 1588. — Mosaicarum et.rom. legum 
collatio, Par. 1573. — Leges Visigothorum, Par. 1579. — Observ. ad Cod. et Noveilas, 
Par. 1589. — Karoli et Ludoviei Pii capitula s. leges eccles,, Par. 1603, 1640. 


tit.: Boivin de Villeneuve: Vita, elogia, opera et bibliotheca Pithoei, Par. 
1711, 1715. Grosley, Vie de P. Pithou, Par. 1756. — Stobbe, I. 29. 72. 210. — 
Maaßen, Geh. ver Duellen u. Lit. bes can. R., Grat 1870, p. XXXVI-XXXIX. 
Teihmann. 
Placentinus, geb. zu Piacenza, Iehrte zu Mantua, Bologna, Montpellier, wo er 
eine Rechtsſchule gritndete, fpäter wieder in Piacenza und in Montpellier, wo er 
1192 ſtarb. Sigle P. | 
Schriften: Glossae. — De varietate actionum, Mogunt. 1530; Francof. 1609. — 
Summa zum Codex, Mogunt. 1536. — Stumma Institutionum, Mogunt. 1535. — Summa 
su ben tres libri, Papiae 1484. 
Lit.: Savigny, IV. 244 — 285; 537 — 543. — v. Stinting, Geſch. der pop. Fit. 
des röm.-can. R. in Deutſchland, Leipz. 1867, ©. 291. Teichmann. 
Placet, jus placeti regii, heißt das von der Staatsgewalt in Anſpruch 
genommene Recht, von den Erlaffen ver geiftlichen Behörden (des Papites, der Erzbiſchöfe 
und Biſchöfe) vor ihrer Bublication Einfiht zu nehmen und die Beröffentlihung derſelben 
zu geftatten, vefp. zu verbieten. Ein folches Recht ift ſchon ſeitens einzelner Fürften im 
Mittelalter gelibt worden und fpäter findet fich daſſelbe faft in allen Staaten in Geltung. 
Die katholiſche Kirche Hat in dem P. ſtets eine Verlegung der ihr nach göttlichen 
Recht zuftehenden Freiheit gefunden. In der Bulle: In coena domini werden daher 
Diejenigen, welche die, Verkündigung und Vollziehung päpftlicher Bullen und Breven ver- 
hindern, mtt dem Banne belegt, und auch Pius IX. hat in dem Eyllabus rom 8. Dec. 
1864 Nr. 28 die Lehre: „vie Biſchöfe dürfen ohne Erlaubniß der Staatsregierung ſo— 
gar apoſtoliſche Schreiben nicht verkündigen“, als irrthümlich verworfen. Nicht dadurch 
veranlaßt, wohl aber in Folge der überhaupt der fatholifchen Kirche gewährten größeren 
Selbftändigfeit haben einzelne Staaten das P. ganz aufgegeben, To 3 B. Preußen 
(Berfg.irf. U. 16) md Oldenburg Ebenſo ift e8 in Defterreih im J. 1850 
und nachmals dur das Concordat von 1855 A. 2 befettigt worden. In Würtem- 
berg bat man daffelbe in dem Geſetz von 1861 U. 1 nur für diejenigen Anordnungen 
fallen laffen, welche rein geiſtliche Gegenftände betreffen, diefe müfjen jedoch mit der Ver— 
fündigung der Staatöregierung zur Einfiht vorgelegt werden. Das bad. Gefe von 
1860 $. 15 verlangt das Iettere fiir alle kirchlichen Verordnungen, und hat das P. für 
diejenigen, welche in bürgerliche oder ſtaatsbürgerliche Verhältniſſe eingreifen, beibehalten. 
In Baiern hat man Dagegen das P. in dem alten Umfange beftehen laſſen und e8 
nur ein fir alle Mal bis auf Weiteres für Jubiläums- und Ablag - Verfündigungen, 
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vie für Faſtenpatente ertbeilt. Ebenſo findet e8 ſich noch im Königreich Sadjen fi 
‚gemeine Anordnungen der Kirchengewalt. 

In der evangelifgen Kirche, melde niemals Das Auffichtsreht des Staat: 
ıb die Uebung des P. beanftandet hat, if daſſelbe viel feltener zur Anwendung gefon 
m, weil e8 bei der Vereinigung der höchften Staatsgewalt und des oberften Kircher 
jiment8 in der Hand des Landesherrn überfläffig war, und nur da, mo die evangelijd 
tche eine wolle Autonomie befigt, oder der Landesherr einer anderen Eonfeifion angı 
tt, von Bedeutung fein kann. In Frantreich ift daſſelbe auch der evangeliſchen Kird 
yenüber worgefchrieben und das worhin ermähnte bad. Gef. macht ebenfowenig wie da 
‚ter. Religiondedict von 1818 einen Unterſchied zwiſchen der katholiſchen und evang— 
hen Kirche 

tit.: Van Espen, Tractat. de ‚gromulgatione legum ecclesiasticarum ac specis 
n bullarum ae rescriptorum Curise Romanae (opp. Lovanii 1753, 4, 123 f.); vgl. ir 
rigen bie Lehrbiicher des Kirchenrechts. v. Hinihius. 

Bolitifhe Verbrechen. Der Ausorud politifhe Ver brechen wird häufig ge 
aucht als Gegenfag zu dem Ausdrude gemeine Verbrechen. Gefagt foll damit werder 
ß es Verbrechen gibt, welche durch politifche Motive veranlaßt werden, während Dies bi 
deren — den gemeinen Verbrechen — nicht der Fall ift. Nun ift aber für die Begriffs 
Runmung des Verbrechens nicht maßgebend das Motiv, aus melden das Verbredkn 
coorgeht, fondern e8 beftimmt ſich der Begriff des Verbrechen, wenigſtens der Regel nach 
rch dasjenige Recht, gegen welches das Verbrechen gerichtet war. Dies ift der Grund 
Shald der Ausdrud politifde Verbrechen felbft etwas Schwankendes und Unbeftimmtst 
t. Denn gibt eö ſchon einzelne Verbreden, von denen behauptet werden kann, daf 
jelben faft immer aus politiſchen Motiven begangen werden — 3. B. der Hochverrait 
- während bei einer großen Zahl anderer Verbrechen die Veranlaſſung derfelben durg 
litiſche Motive kaum angenonunen werden kann — z. B. Diebftahl, Betrug, Münz— 
ſchung, Meineid — fo wird doch auch eine dritte Kategorie von Verbrechen aufgeftell 
den fönnen, bei deren Begehung politische Motive ebenjo gut vorhanden geweſen fein, 
e auch gefehlt haben können, wie dieſes z. B. bei den Injurien, bei der Befreiung ber 
fangenen der Fall ift. Dazu kommt, daß einerjeit8 auch bei denjenigen Verbrechen, welde 
rzugsweiſe e8 beanfprudyen durfen, politiſche Verbrechen genannt zu werben, richt felten 
dere als politiſche Motive obgewaltet Haben — 7. B. Eigennug bei Hochverrath oder 
ndesverrath — und daß andererſeits diejenigen Verbrechen, welde vorzugsweiſe gemeine 
brechen genannt werden, mitunter aud wohl aus politifchen Motiven begangen mer: 
a können — 3. B. der Diebftahl von Schriftitüden, um die Pläne des politiſchen Gegners 
inen zu lernen. Wenn man trog dieſer Unbeftimmtheit des Begriffs politiſche Verbrechen 
iſelben dennody nicht aufgeben mag, fo ift ver Grund Hierfür in folgenden Unnftänden 

finden. 1) Die p. ®. haben eine gemeinfame hiſtoriſche Baſis. Diefe ift in dem 
mifcheredjtlihen crimen majestatis (Lex Julia majestatis — unbeftimmt, ob durc 
iſar oder durch Auguft erlaſſen —) gegeben. Dieſes umfaßt alle Handlungen gegen 
: Majeftät und die Sicherheit des röm. Staates und Volkes — nach Untergang der 
‚publif auch Verbrechen gegen die Perfon des Kaifers, ſowie Verbrechen gegen höhere 
taatsbeamten, namentlich) Senatoren und Mitglieder des kaiſerlichen Conſiliums und 
onſiſtoriums. Uebrigens war bie Begriffsbeftimmung des röm. crimen majestatis — 
ie Zuſtinianiſchen Inſtitutionen [4. 18.] geben folgende Definition: lex Julia maje- 
stis, quae in eos, qui contra imperatorem vel rempublicam aliquid moliti 
ınt) unbeftimmt, und biefe Unbeftimmtheit blieb beftehen, trog der 1. 11. D. (48. 4), 
vch melde nur beſtimmt wird, daß nicht Alle, welche vor der lex Julia majestatis 
uldig fein, aud des Todes ſchuldig feien, fondern daß zum Tode nur derjenige 
3 crimen majestatis Schulbige zu verurtheilen fei, welcher hostili animo adver- 
s rempublicam vel principem animatus;-ceterum si quis ex alia causa legis 
liae majestatis reus sit, morte crimine liberatur. Der an fi fo unbeftunmte 
griff des hostilis animus beſchränkt alſo nicht das crimen majestatie überhaupt, fon 
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bern nur die todeswürdigen Fälle dieſes Verbrechens. Die. Strafen des crimen maje- 
statis find durch die röm. Kaiſer Arcadius und Honorius derartig auch auf die Kinder 
derer, die ſich dieſes Verbrechens ſchuldig machten, ausgedehnt, daß den Söhnen jegliches 
Bermögen zu confisciren und benjelben die Erbfähigkeit abzufprechen fe — sint postremo 
tales, ut his perpetua egestate sordentibus, sit et mors solatium et vita suppli- 
cium. Den Töchtern wird etwas an Bermögen belaffen, weil man annimmt, fie wilden 
in Folge der Schwäche ihres Gefchlecht3 nicht To viel wagen, wie die Söhne. Die Ge- 
bülfen, die Mitwiller, die Diener der Thäter follen ebenfo wie die Thäter felbft, die 
Söhne jener Gehülfen u. |. w. wie die Söhne der Thäter beftraft werben. Ueberbem 
war e8, damit die Strafe des crimen majestatis verwirkt würde, keineswegs erforderlich, 
daß Das Verbrechen zu irgend einem Erfolge geführt hatte, da der bloße Wille, felbft 
ſchon der Gedanke an die That, der That felbft gleich geftellt wurde. Diefes rim. Ge 
lets iſt in das corpus iuris canoniei (caussa 6. qu. 1. can. 22.) wörtlich aufgenom- 
men und in einer anderen Stelle cap. 5 in 6to (V. 9.) — nod auf Diejenigen aus- 
gedehnt, welche gegen die Perfon eines Cardinals einen feindlichen Angriff unternahmen. 
Sodann find diefe Beſtimmungen des röm. R. in die goldene Bulle Tit. 24 (88. 1—17) 
aufgenommen und haben bier ihre Anwendung auf die Kurfürften gefunden. So waren 
die Beitimmungen des fremben Rechts über das röm. Staatsverbrechen aus doppeltem 
Grunde geltenden Rechtens in Deutſchland geworden, einmal wegen ber Neception des 
röm. Rechts überhaupt und ſodann auch wegen der jpeciellen Publication diefer Beftim- 
mungen buch ein deutſches Reichögefeg und um fo mehr mußten diefelben auch in der 
Praxis Anwendung finden, als die C. C. C. nur eine auf die Verrätherei bezügliche 
Beſtimmung enthielt (X. 124: Item welcher mit bosshaftiger verreterey misshan- 
delt, soll der gewonheyt nach durch viertheylung zum todt gebracht werden), 
welche noch unbeftimmter war, und für die praftilche Anwendung fich noch weniger em 
pfehlen mochte, als die VBorfchriften des röm. R. — Aus dem crimen majestatis find nım 
menigitend mehrere der jet als politische Verbrechen bezeichneten einzelnen Verbrechen hervor⸗ 
gegangen. Zuerft — feit dem 18. Jahrh. — wurde aus Dem allgemeinen crimen ma- 
jestatis der fpecielle Begriff der Majeſtätsbeleidigung ausgefondert. Den Landesverrath 
bat von dem Hochverrathe Das gemeine deutjche Strafrecht überhaupt nicht geſondert, ſon— 
dern es ift dies erft durch die PBarticulargefeßgebung geicheben, zuerft durch das Preuß. 
A. L.rR., dem fih dann das Baier. Str.®.B. von 1813 anſchloß. Wenn fo die 
p. B. and) eine gemeinfame hiftorifche Baſis haben, jo konnte dieſer Umſtand doch nicht 
verhindern , daß nicht dennoch bei der particulären Fortbildung der p. V. mancherlei 
particnläte Berfchievenheiten entftanden wären. 2) Die p. B. werben als ſolche 
Berbrechen bezeichnet, welche gewiſſe Beſonderheiten fir das gerichtliche Verfahren erfor- 
verlih machen; und in biefer "Beziehung werden denn auch wohl die p. 3. und bie 
durch die Preffe begangenen Verbrechen nebeneinander genannt. Dieje- Bejonderheiten 
jedoch, die man den p. V. fir das gerichtliche Verfahren vindierrt bat, find nach zmei 
Seiten bin beveutfam geworden. Bon ter einen Seite hat man die p. B. als folche 
bezeichnet, welche überhaupt nicht von Gejchmornengerichten abzuurtheilen fein — To ift 
3. B. in Preußen, nad voraufgegangener Abänderung des U. 95 der Verfg.Urk., durch 
Geſetz. vom 25. April 1853 ein befonverer Gerichtshof errichtet worden, der jog. Staats- 
gerichtshof, welchem die Unterfuhung und Aburtheilung ſämmtlicher Fälle des Hochver⸗ 
raths und des Landesverraths, jowie der Fälle von Thätlichfeiten gegen den Koͤnig und 
die Mitglieder des königl. Haufes, ſowie endlich der hochverrätheriſchen Handlungen gegen 
befreundete Staaten und zwar ohne Zuziehung von Gefhwornen übertragen 
it — von der anderen Seite bat man Dagegen die p. V. und bie durch die Preffe 
begangenen Delicte gerade als ſolche bezeichnet, welche ſchlechterdings immer nur unter 
Mitwirkung von Geſchwornen abgeurtheilt werden könnten. So hatte beiſpielsweiſe in 
Preußen 4. XIX. des Einführungsgefeges zum Strafgefegbuche (14. April 1851) ein⸗ 
zelne Delicte (Str.©.B. 88. 78. 84. 85. 86. 98 99) „als politifhe Vergehen“ 
den Schwurgerichten zugewielen, und das Prefigefes vom 12. Mat 1851 (8. 27) be= 
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ftimmte, daß die mittelft der Preſſe verübten Vergehen, weldye mit Freiheitsſtrafe ver. 
mehr als drei Jahren bevroht ſeien, zur Competenz der Schwurgerichte gehören Tollten. 
Diefe Beftimmungen find dann aber fpäter durch Geſetz vom 6. März 1854 aufgehoken 
worden. Wenn übrigens in Zukunft einmal ein Gefeg beftimmen follte, daß die p. V. als 
folche der Competenz der Schwurgerichte zuzuweiſen ſeien, fo würde diefes Geſetz ſich mict 
damit begnügen können, lediglich die politifhen Verbrechen zu nennen, ſondern es wird 
bei der begrifflichen Unbeftimmtheit dieſes Ausdruckes immer nöthig fein, diejenigen einzelnen 
Delicte fpeciell zu bezeichnen, welche lediglich deswegen, weil fie als p. B. oder Vergeben 
anzufehen find, der Competenz der Geſchwornengerichte überwielen werden follen. Zu ven 
politifhgen®erbrehen würden im Einzelnen folgende Berbrechen gezählt werden können 


Ter Hocverrath (vgl. diefen Art.), der Yandesverrath (vgl. diefen Art.), die Majeftätsbele: 


digung, die feindlichen Handlungen gegen befreundete Staaten, die Verbrechen in Be 
ziehung auf die Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte — wie die Gewaltſamkeit gegen 
die Kammern, die Kammermitglieder, Fälſchung öffentlicher Wahlen, Verkauf von Wahl: 
ftimmen — die verfchiedenen Fälle des Widerftanded gegen die Staatögewalt, — Die 
Aufforderung zum Ungeborfam, namentlih eines Soldaten, Widerftand gegen einen 
Erecutiobeamten, Aufruhr, Befreiung eine® Gefangenen (vgl. den Art. Gefangenbefreiung) 
— das Bilden bemaffneter Haufen, die Theilnahme am verbotenen Verbindungen , die 
Erregung von Haß und Verachtung, die Amtsbeleidigung (vgl. den Art. Amtsbeleidigung 

®fgb.: Preuß. Str. G.B. 85.61 — 108. Braunfhw. Str.6.B. 88. 51 — 101, 107 — Ivy, 
115— 116. (Das braunfchw. Geſetzbuch gibt dem erften Titel des zmeiten Buches feines Stru’- 
geſetzbuchs dieſe Ueberfchrift: „Oeffentliche Verbrechen“ im Gegenfage zum zweiten Titel, in wel—⸗ 
dem von den ‚„Privatverbrechen‘ Die Rede if. Keinesfalld wird man aber, trog ber linke 
ſtimmtheit bes Ausdrudes „politifhe Verbrechen”, venfelben fo weit ertendiren dürfen, daß 
derfelbe mit ben „öffentlichen Verbrechen‘ des braunſchw R. fi deckt. Sachſen X. 116 — 15U, 
152 -154b. Baiern A. 101 — 140, 142 -- 144, 151 — 153. Hamburg A 72 — YA. eſſen 
A. 129 — 163, 172— 192. Thüringen A. 77 — 117. Würtemberg A. 140 — 1352. 
88. 586 — 638. Str.©.B. des Norbd. Bundes 88. 80- 136. 

Lit.: Vgl. die bei dem Art. „Hochverrath“ angeführte Literatur. John. 

Pölitz, Karl Heinrich Ludwig, geb. 17. Aug. 1772 zu Ernſtthal, wurde 
1795 Brof. der Moral und Gelch. in Dresden, 1803 Prof. philos. in Leipzig, ging nod 
1803 nad Wittenberg als Prof. des Natur= und Völkerrechts, 1815 Prof. der fäch. 
Geſch. und Statiſtik in Leipzig, 1820 Prof. der Politik und Staatswiſſenſchaften, ftart 
27. Febr. 1838. 

Schriften: Handb. ver Gel. ber fouveränen Staaten bes Rheinbundes, Leipz. 1808 — 10; 
— des deutſchen Bundes, Leipz. 1817. 18. — Die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, 
Leipg. 18235 neue Aufl. 1827. — Grundriß für encyklopädiſche Vorträge Über die geſammten 
Staatswifienfchaften, Leipz. 1825. — Bermifchte Schriften aus dem Kreife der Gefch. u. Staate- 
wiſſenſchaften, Meißen 1531. — Staatsw. Borl. für die gebildeten Lefer in conſtitutionellen 


Staaten, Leipz. 1821 — 33. — Die europäifhen Verfaſſungen feit 1789, Leipz. 1817 — 25; 
2. Aufl. 1833. 34; Bd. 4 von Bülau, 1847. 
vit.: Neuer Nekrolog der Deutihen, Bd. 6. S. 241. Zeihmanı. 


Polizeiaufficht: eine acceſſoriſche Freiheitsſtrafe, welche nach Berbüßung einer 
anderen Strafe in Wirkſamkeit tritt und in der Entziehung gewiſſer Befugnifje perfen: 
lichen Freiheitsgebrauches befteht. Aus dem franz. R. iſt fie von den deutſchen Straf: 
gefegbüchern aufgenommen worden. Die erfte Erwähnung der P. findet ji im 8. C. 
vom 28 Floreal XII ($. 131). Die Haute cour imperiale mird darnach ermächtigt, 
in Fällen der Freiſprechung „de mettre ceux qui sont absous sous la surveillance 
ou & la disposition de la haute police pour le temps qu’elle determine.“ Nad- 
dem auch ein Decret vom 19 Bentöfe XIII alle entlaffenen forcats unter die Aufſicht der 
Ortspolizeibehörde ihres Wohnortes geſetzt hatte, ergingen die ausführlichen Beſtimmungen 
des C. p. von 1810 (a. 44. 45. 46 ff.), deren PBrincip darin beftand, daß entlaflene 
Verbrecher für ihr gute8 Verhalten entweder Caution leiften oder P. erleiden folltar 
Dies Syſtem warb fpäter vollftändig durch das Revifionsgejeg vom 28. Aprıl 1832 ver: 
ändert. Die P. befteht in dem Verbot, ſich am beftimmten won der Regierung bezeich⸗ 
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neten Orten aufzuhalten, den Aufenthaltsort ohne vorherige Abmeldung zu verlaffen und 
bindet den davon Betroffenen an eine Zwangsroute. Webertretung diefer Beichränfungen 
bildet das Bergeben der rupture de ban. (Weber die weiteren Ausführungsmaßregeln 
das minifterielle Cixcular vom 18. Juli 1833.) Die Strafe der P. tit entweber 
lebenslänglich oder zeitlih. Sie tritt entweder ipso jure ein, jo daß der Richter nicht 
darauf zu erfennen braucht (bet allen Berurtbeilungen zu travaux forcés auf Zeit, bei 
detention und reelusion, banissement), oder fie wird in Gemäßheit des Geſetzes vom 
Richter ausgeſprochen, um den Thäter als gefährlich zu bezeichnen. Auch bei politifchen 
Verbrechen findet die B. Anwendung (a. 47—50 C. p.), deögl. bei gewiffen Vergehen 
gegen das Eigenthum. Aus der Beziehung der PB. zu den politiichen Verbrechen: erflärt 
ſich das aus Anlaß des Stantöftreiched ergangene Decret vom 8.—12. ‘Dec. 1851, wos 
nad allen unter P. ftehenden Individuen der Aufenthalt in Paris und der Bannmeile 
unterfagt ift und rupture de ban (nad dem C. p. im Marimum mit 5 Jahren Ge— 
fängniß frafbar) adminiftrative Transportation nach Cayenne oder Algier ohne 
richterliches Erkenntniß nach fich ziehen Tann. Auch das neue Belg. Str. G.B. (U. 35) 
ftunmt im Wejentlihen mit ven Beſtimmungen des: franz. R. nach dem Gel. vom 
28. April 1832 überein. Lebenslänglihe P. kann nur gegen rüdfällige Verbrecher 
erfannt werden; in allen anderen Fällen ıft die P. eine zeitliche, von mindeſtens fünf- und 
höchſtens zwanzigjähriger ‘Dauer. | 

Die Mehrzahl der deutichen Strafgefeßbücher Hat die P. als Strafmittel aufgenom- 
men; am meiften näherte fich das Preuß. Str. G.B. von 1851 den franz. Anjchauungen, 
indem das Eintreten der P. mefentlich von dem Charakter der ftrafbaren Handlung ab- 
bängig gemacht wurde, ohne die Perjönlichfeit des Thäters zu berüdjichtigen. “Die Mei— 
nung der Sacverftändigen und insbeſondere der Gefängnigbeamten wendete fich indefjen 
faft einmüthig gegen dieſe Strafart, die als em Wiberfpruch gegen den beſſernden Erfolg 
des Strafoollzuged erkannt ward. (Dal. 88. 27—28). Einen Fortfchritt bezeichnet das 
Baier. Str.G.B. (A. 36 ff.), durch welches der Richter hei allen Verbrechen im engeren 
Sinne und gewiſſen vom Geſetz ausprüdlich bezeichneten Bergehen auf die Zuläffig: 
tert der B. durch die DiftrietSpolizeibehörde erfenmen kann, während nad franz. und 
preuß. Strafrechte die vom Richter erkannte P. vollftveclt werden mußte. Dem Borgange 
des baier. R. ift endlich das Nd. Str. G. B. gefolgt. Im den Einzelheiten beftehen noch 
Beute mancherlei Verſchiedenheiten. Die Hauptpunkte find: 1) Die Perſon des Ver— 
urtheilten. Nur Imländer tommen hier in Betracht. Gegen Ausländer kann ober muß 
Yandeöverweifung verhängt werben. 2) Die vollftredende Behörde ift die Polizeiverwal⸗ 
tungebehörde (Nd. Str.©.B. die Landespolizeibehörde). 3) Die Dauer. In Norddeutſch⸗ 
land ft nur ein Maximum von fünf Jahren beftimmt ($. 38), in Baiern fest bie 
Verwaltung die Daner bi zu 2 Jahren feft und fann bet eintretender Beſſerung hinter- 
her ablinzen. 4) Der Inhalt der dem Verurtheilten auferlegten Beſchränkungen  ift 
verichtedenartig beftimmt. Das Preuß. Str.G.B. und Baiern (U. 38) haben zwei Grabe, 
eine mildere Form als Regel, eine gefchärfte gegen Diebe, Räuber, Erpreffer und Hebler. 
Dos Nd. Sr.GB. hat mur eine Art der P., mit dreifacher Beſchränkung des Ber: 
urtheilten: “g) bezüglich des erzwungenen Aufenthalts an einzelnen beftimmten Orten, wo- 
bingegen Baiern auch das Betreten gewiſſer Häufer, Anftalten, ſogar aller Ortfchaften 
außer der Heimatbsgemeinde zuläffigerweife unterfagen läßt; b) bezüglich des Aufenthaltes 
im Inlande bei Ausländern; c) bezüglich der Zulaſſung von Hausſuchungen ohne Rüd- 
fiht auf die fonft dafiir vorgefchriebene Zeit. 5) Die Fälle, in denen P. erkannt wer- 
den kann, verzeichnet das Nd. Str. G.B. einzeln. 6) Die Berechnung des Anfangs der 
D. gefchieht überall erft vom Tage der verbüßten Haft, welchem Fall Verjährung over 
Begnadigung gleichftehen. Darnach wird anzunehmen fein, daß bei vorläufig Entlaffenen 
die außerhalb der Strafanftalt verbrachte Zeit auf die P. nicht anzurechnen ift; doch 
Einnte dies zweifelhaft fein. 

AuhEngland hat in feiner neueften Geſetzgebung die P. eingeführt. Sehr ausführliche 
Beſtimmungen darüber enthält die fog. Habitual Criminals act. 32 und 33 Viet. c. 99. 

dv. Holtzendorff, Rechtblexikon 2, 16 
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tit.: Gouin, in ber Revue de legislation tom XII. (1840) & 393. Chatagnie 
envoi sous la surveillance de la baute police, Par. 1849. Humbert, ue 
les condamnations penales. Bertauld, Cours de droit penal, p. 274. Trebı 
‚1,245. Helie (Nypele), Traitö,l. $.241 fi. Ortolan, Elements de droit pens 
i. Fremont, La surveillance de la Haute Police d’Etat, de sa suppression 
noyens d’y suppleer, Par. 1869. Shüd, Die Boligeiaufficht in Preußen inn. Holger 
f8 Strafrechtsgeitung, 1863, ©. 436. Weiß, Strafgefegbud für das Königreich Baier 
1. ©. 106. v. Holgendorff. 


Bolizeiftrafverfahren ift das fir die Straffälle der geringften Gattung, Lebe 
ngen, georbnete Verfahren. Es befigt in verſchiedenen Staaten die tiefgreifen 
ıthitmlichteit eines ſchriftlichen Mandats-Strafverfiigungs-Berfahrens, welches in d 
» bes Eingelpolizeirichters, ober auch beſchränkt in der Hand der Polizeibehörb 
. und bie Kraft bat, bei mangelndem Widerfpruch jede öffentliche, mündliche Be 
lung auszuſchließen. Der Grundgebante, für leichtere Straffälle leichtere Borımen 
en, Inüpft ſich nicht blos am bie Geringfügigfeit der Strafhöhe, melde relativ i 
5, 50 und gar 150 Thlr. für Unbemittelte unerſchwinglich, fondern hauptſächli 
ie Auffaſſung der Uebertretungen, des polizeilichen Unrechis, als ftrafbar nicht weg: 
pofitiv oder negativ — vorſätzlich oder fahrläffig — Bölen Willens, wielmel 
wegen einer, ihrer äußeren Erſcheinung halber gefährlichen, darum verbotenen Ban 
In der That bieten ſich ‘hier meiſtens Leine ſchwierigen Beweisfragen. Unmitte 
Augen, Ohrenzeugniffe liefern den Beweis des Thatbeftandes. Die Glaubwürdi 
8 Zeugen bietet oft den alleinigen Boden für Erörterungen. Di es nun meifter 
m öffentlichen Dienft ftehenden Polizeibeamten find, melde mittelft amtlicher Anzeige 
Mebertretungen zur Kenntniß der vorgefegten Behörde bringen, fo fceint feine I 
re Gefahr darin zu Tiegen, wenn das Verfahren von dem Geſichtspunkte aus vereir 
wird, daß bie erfte Anzeige, oder doch die Erhebung der Anklage die Wahrſcheinlic 
hrer guten Begründung für ſich habe, welche zur ifheit werde, wenn der Be 
ge auf eine förmliche ünterſuchung verzichte. Hiebei wird mur leicht das Eine mid 
ichend erwogen, daß zwar einem Theil, keineswegs aber allen den Handlungen, weld 
ven Gefegen als Uebertretungen bezeichnet worden, jener Charakter des bloß pol 
ven Unrechts anhaftet 
Do, wie in Altpreußen, jenen den Geſchäftsgang der Behörden ſehr erleichternde 
muungen gefolgt worden, geftaltet ſich das Polizeiſtrafverfahren in folgender Weile 
Bolizeiverfahren: Jeder Polizeivermalter ift befugt, wegen ber in feiner 
 verlibten Uebertretungen eine Strafe „vorläufig“ durch Verfügung feftzufeger 
Selobuße zugleich entſprechende Haft für den Unvermögendfall, doch nicht übe 
haler oder 3 Tage. Die Verfügung wird dem Betroffenen behändigt. Bei ver 
‚eiverwalter, Polizeianmalt, Polizeirichter, Kat er binnen 10 Tagen Widerſpruc 
cag auf gerichtliche Entſcheidung) zu erheben, fonft ift die Strafe vollftredfbar ; au 
Beſchwerde bei der vorgeſetzten Behörde weder vor, noch nach Ablauf der Fri 
hbar. Der rechtzeitige Einſpruch entheht aber die Berfügung ihrer Kraft; fi 
t mur noch die Bedeutung einer Anflagefchrift, über welche ohne Eröffnungsbeichlu 
nundlichen öffentlichen Verfahren zu verhandeln ifl. 2) Gerichtliches Dian 
verfahren. Nicht der Polizeivermalter, fondern der, oft mit jenem Amts 
tter gleichfalls bekleidete, unter der Aufſicht des Oberſtaatsanwalts ſtehende 
deſſen Anhörung vom Regierungspräſidenten commiſſariſch ernannte Polizeiamal 
Staatsanwalt für Webertretungsfaden ; in Fleineren Städten meiften® der Bürger: 
ex, auch fonft meiften® ein Nebenpoften) ift befugt, bei dem Poligerrichter den Antrag 
Irlaf einer Strafverfiigung unter Angabe der mefentlihen Merkmale der That, der 
ındenen Beweiſe, der Strafoorfchrift, der fir angemeſſen erachteten Strafhöhe zu 
t. „Wenn nicht befondere Bedenken entgegenftehen“, Kat der Polizeirichter die Straf: 
gung zu erlafien, doch in der Strafhühe nach freiem Exmeffen, bei Abweichung mi 
gem Recht des Polizeianwalts, die Einleitung des mimblichen Verfahrens zu bean- 
n. Ein gleiches Recht hat der Beſchuldigte binnen 10 Tagen von der Behändigung 
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der Strafverfügung ab, vorbehaltlich der Reftitution wegen unabwendbarer Zufälle. Bet 
techtzeitigem Einfpruch wird die Hauptverhandlung eröffnet. Erſcheint der Beſchuldigte nicht, 
fo wird der Einfpruch ohne Verhandlung durch Urtheil verworfen (vorbehaltlich ber 
Keftitution). Darin liegt ein Unterfchien von dem Verfahren zu 1) Beim Ausbleiben zu 
1) beim Erſcheinen zu 1) und 2) tritt die ordentliche mündliche und äffentliche Haupwerhand⸗ 
lung mit Beweisaufnahme ein. 3) Regelmäßiges gerihtlihes Hauptver- 


fahren. Nicht nur in ben eben berübrten Fällen, ſondern ftetS in Haft: und Vorführumgd- . 


(Realjiftirungs-) Sachen, fowte dann, wenn das Verfahren zu 1) nicht zuläffig, zu 1), 2) 


nicht zweckmäßig erſcheint, vielmehr der PBolizeianwalt auch hier Anklage erhebt, tritt das. 


regelmäßige Hauptoerfahren ein. Die Anklage kann ſchriftlich ober mimdlich erhoben 
werden. Zur Vorbereitung können Specialanträge bei dem Polizeirichter auf Verneh— 
mungen u. dgl. geftellt werben, doch nicht der Antrag auf Vorunterfuchung. In. der 
Hauptverhandlung trägt, der Polizeianwalt die Anflage (oder die Strafverfügung) kurz 
vor, dann erfolgt das Verhör des Beichuldigten, befonderd über feine befonderen Beweis⸗ 
mittel, die Beweisaufnabme, der Antrag des Polizeianwalts, die Gegenausführung und 
dad mit Gründen zu verfünbende Urtheil, wenn dem Aichter nicht die Yortjegung des 
Verfahrens im einem neuen Termine geboten erſcheint. It Anklage erhoben, und der 
Angeklagte ausgeblieben, oder die Auslaffung von ihm verweigert, jo erfolgt gleichfalls 
Beweisaufnahme, ſowie Anhörung des etwa erichienenen Vertheidigers, endlich Zuftellung 
des Urtheils in Ausferligung an den Ausgebliebenen. 4) Rechtsmittel: der Recurs, 
welher binnen 10 Tagen nad der Eröffnung vom Bolizeianwalt oder dem Angeſchul⸗ 
digten (nach Behändigung der Ausfertigung an Ausgebliebene) eingelegt werden darf, ſei 
es zu Protocol oder ſchriftlich. Eine Rechtfertigungsfrift ift nicht gewährt. Neuer Beweis 
über ſchon Angeführtes ift unzuläflig, neue Thatumftände dürfen nur beridfichtigt werben, 
- infomweit fie jofort beicheinigt werden. Das Audienzprotocoll bietet den Anhalt für Die 
Prüfung, was neu ſei; doch wird dieſerhalb auch der fonftige Inhalt der Acten nicht 
außer Acht gelaffen. Erſcheint der Recurs nicht zuläffig oder bei Bezugnahme Lediglich 
auf die Verhandlungen erfter Inſtanz nicht begründet, jo weift ihn der Necursrichter 
mittelft einer unangreifbaren Verfügung zuräd. Andernfalls erfolgt förmliches Haupt- 
verfahren mit Erkenntniß vor 3 Richtern zweiter Inſtanz. Nur von der Oberftaats- 
anwaltichaft ift das Erkenntniß unter Genehmigung des Juſtizminiſters aus beiondern 
Gründen anfechtbar. — Bon der in Uebertretungsſachen allgemein zugelaffenen Befugniß 
ber Bertretung des Angeſchuldigten wird wenig Gebraud gemacht; ebenda® gilt auch von 
der Befugniß, in einer Anflageichrift Mebertretungen berjelben Art gegen Verſchiedene zu 
verfolgen. Hiervon macht indeß das Holzdiebſtahlsverfahren eine erheblide Ausnahme, 
bei welchem unter Ausichliegung des Mandatöverfahrens vielfach befondere Maßnahmen 
Plag greifen; insbeſondere gilt der Ausbleibende für geftändig. Andere Abweichungen 
finden fih bei andern Gattungen des Einzelvichterverfahrens, namentlich für die durch 
Ausnahmebeftimmungen ihnen zugewiefenen Vergehen, denen die Rechtsmittel der Appellation, 
Dann der Nichtigkeitsbeſchwerde verblieben find. In der Erweiterung der fachlichen Zuftändig- 
keit ıft die Strafprocegoronumg für die neuen Provinzen weiter vorgegangen; befonvers 
durch Ermächtigung der Strafkammer, gewiſſe Vergehen dem Bolizeigericht zur Verhand⸗ 
lung und Entſcheidung zu übermeifen, falls eine beftimmte Strafhöhe vorausfichtlich nicht 
überfchritten werben wiyd. Nicht Recurs, fondern Berufung bildet das zuftändige Nechts- 
mittel, Wichtiger ift die, fir die Hauptverhandlung und Entfcheibung erſter Inftanz vor⸗ 


geihriebene Mitwirtung von 2 Schöffen als beifigenden Richtern, die ihre Stimme 


gleichberechtigt mit dem Einzelrichter abgeben, nachdem er votirt hat. Ausgenommen find 
die Verhandlungen gegen vorgeführte Öefländige und beftimmte andere Fälle. — Die 
Zuziehung von Schöffen bat zu einer wiederum erheblich gefteigerten Erweiterung der 
ſachlichen Zuſtändigkeit der Einzelrichter im Königreih Sach ſen geführt, mo als Nechts- 


mittel die Nichtigkeitsbeſchwerde und ber Einfpruch beftehen, der legte gegen die Entſcheidung 


der Schulbfrage, des Koftenpunfts, der Strafhöhe unter Yulaffung neuer Thatſachen und 
Deweife. — Vielfache Verſchiedenheiten bietet das Vor-, Haupt-, RechtSmittelverfahren 
. 16* 
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in Polizeiſachen bzw. für Uebertretungen in den einzelnen Staaten, überall mit wechſelnden 
Competenzbeftunmungen. Bremen hat Poltzeiftrafmandate bis zur Höhe von 10 Thlm 
oder 3 Zagen Arreft; Würtemberg bat das Verfahren vor den Oberamtörichtern je 
geordnet, daß von Amtswegen vorgegangen werden darf ohne Mitwirkung der Staats 
anwaltihaft, deren Thätigkeit durch richterliche Eröffnungen und Vorhaltungen eriegt 
wird. Baden knüpft den bedingten Strafbefehl des Amtsrichters an die Anzeige eines 
öffentlichen Bedienfteten innerhalb feines Geſchäftskreiſes, und verlangt Zuſtellung an vie 
Perfon des Angezeigten, jo daß alſo Zuſtellung an Angehörige, den Hauswirth, oder 
Anheftung an die Wohnung wohl nicht genügt. Im Großberzogthum Heſſen 
erfolgt auf „Anzeige“ der Behörde oder des Privaten vorläufige Strafverfügung verbunden 
mit Terminsbeſtimmung; bei Ausbleiben wird die Strafe definitiv angeſetzt. Als Rechts: 
mittel ift Die Appellation mit bejonderen Einzelbeftimmungen gegeben. 

Gſgb.: Preuß. Verordn. v. 3. Ian. 1849 $$. 27 f., 165 f. Gef. v. 3. Mai 1852 U. 120. 
Geſ. v. 14. Mai 1852. Gef. v. 14. April 1856. Holzdiebſtaähl⸗Geſ. v. 2. Juni 1852. New 
Bron.: Xerorbn. v. 25. Juni 1867 88. 11 f., 356 f., 364 f., 448 f. Beroron. v. 25. Juni 186° 

1. J. (S. 923). Bremen (1863) 8. 20 f. Baben 564) 8. 315 f. Großh. Heffen (1865) 
1 427 J Königr. Sachſen (1868) 7. 368 f. Strafößte: 6 Wochen Gefängniß oder 150 Thlr.). 
Strafverfügung auch wegen Schabenerfages U. 439. Würtemberg (1868) y en f. 

aper. 

Pölman, Albert, mar Advocat in Königäberg Mitte des 16. Jahrhunderte. 

Schriften: Er gab beraus: Die 9 Bücher des Pragdeburg. oder Sächſ. R. (Distinctio- 
nen genannt), Magdeb. 1547, und ſchrieb: Das laufende Urtel 1558, Königeb. 1563. — Der 
ganze Proceß bes orbentl. Gerichtes in bürgerl. Saden, Königsb. 1566. 1610. — Ein kurzer 
Unterricht, wie fi Bürgermeifter ac. in ihren Aemtern Halten jollen, Königsb. 1577. 1600. — 
Handbuch, darin zu finden, was fidh bei Gericht Auträgt, Wittenb. 1570. 

git.: Stobbe, 1. 427. — Kamptz, Jahrbb. Bd. 23, ©. 178; Bd. 26, ©. 272. _ 
Drtloff, Das Rechtsbuch nad) Difinctionen (Samnıi. deutfcher Reiquelln) Jene 18386. 

Teichmann. 

Pönalklagen. 1. P. im eigentlichen Sinne find diejenigen vermögensrechtlichen 
Klagen, in der Regel ex maleficio, deren Zwed nicht allein auf Erfag des durch vi 
Nechtöverlegung dem Kläger zugefügten Schadens geht, Sondern dem Beklagten zur 
Strafe auf Bereiherung des Klägers, am häufigften (doch nicht einzig) Durch Ber: 
doppelung, Verdreifachung, Vervierfachung der Erfagesjumme Wo der Sirafzweck ber 
alleinige ıft, wie bei actio furti und actio injuriarum, ift reine ®., quae poenae 
persequendae causa comparata est. Wo Erſatz und Strafe bezwedt werben, 3. B. bei 
actio vi bonorum raptorum, und bei actio legis Aquiliae, ift gemij te P., quae 
tam rei quam poenae persequendae causa comparata est. Beiden fleht die Erfar: 
tlage, erhaltende Klage, entgegen, quae rei persequendae causa datur. 

Aus der Strafnatur der P. folgt a) daß Die reine P. gegen den Erben bes der 
Nechtöverlegung Schuldigen nicht angeftellt werden kann. Ebenſowenig die gemifchte v. 
in ihrem pönalen Beftandtbeile, außer foweit der Erbe durch die Rechtöverlegung be 
veihert ift. Selbſtverftändlich aber haftet er in beiden Fällen unbeſchränkt, wenn ver 
Erblaffer erft nach der Litisconteſtation geftorben iſt. Ausnahmsweiſe geht die Klax 
aus Zolldefraudation auch gegen den Erben des Defraudanten. b) Daß von mehrer 
Schuldigen Jeder in solidum condemnirt wird. Diefer ganze Begriff der P. iſt wohl 
nicht mehr heutiges Recht. ©. auch den Art. Bopularklagen. 

2. Gewiſſe Klagen, die urſprünglich nicht pönal find, können nadträglid einen 
Strafzufag erhalten, weil der Beklagte den Klagegrund verneint, actioner quae infitiando 
duplantur, jo die actio judicati, depensi, Die Klage de certa re aus einem Dam 
nationdlegat; oder weil der Beklagte es zum Proceß bat fommen lafien, fo die Klage 
aus einem Vermächtniſſe ad pias causas, oder bis zur Verurtbeilung, fo bie actio 
‚quod metus causa. Aud) diefe uneigentlihen P. find jegt unpraktiſch. 

3. In einem weiteren, noch uneigentlicheren Sinne. nennt man P. folche Klagen, 
wobei ſchon die Entſchabigung des Klägers für den Beklagten eine Strafe involvirt, indem 
Dieſer wegen der von ihm begangenen Rechtsverletzung nicht blos ſo viel zu erſetzen 
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ſchuldig ift, als er dadurch reicher geworden, ſondern ſoviel als er dadurch Schaden ge- 
ftiftet bat. So 3. B. die actio de dolo, die actio de alienatione judieii mutandi 
causa facts, u. dgl. Da diefe lagen für den Kläger reine Erfagflagen und nur für 
den Beflagten pönal find, nennt man fie nah Savigny einfeittige ®., wogegen dann 
diejenigen sub 1 als zweifeitige erfcheinen. 

Mehrere Theilnehmer an der Rechtsverlegung haften in solidum, aber nur Einer 
von ihnen wird condemnirt. Der Erbe haftet nah röm. R. für feine Bereicherung, nad 
canon. R. unbeſchränkt, nad der Praxis aber doch nur ſoweit die Erbichaft reicht, und 
Dies ift gemeine Recht. 

Die Klagen in rem können den Charakter von einfettigen P. anmehmen, wenn fie 

egen den fictus possessor gerichtet find, qui dolo desiit possidere oder qui liti se 
obtulit. ©. d. Art. Bindication. . 

Quellen: Tit. I. de actionibus IV, 6, insbefondere 88. 18—'27. 

Lit.: Die verfchiebenen Lehrbücher und Syfteme des röm. R. insbefondere Keller $. 80; 
Arndt 8.98; Savigny, Syſtem, V.; Brinz I. Ueber Litiscrescenz Rudorff in ber 
Zeitfchr. für geſch Nechtswiflenihaft XIV. (1848). Rivier. 

Pontificalien, jura pontificalia, heifen diejenigen Rechte, welche dem Bifchof 
kraft feiner biſchöflichen Conſecration zuftehen, alfo aus dem. bifchöflichen Ordo herfließen 
wie die Spendung der Sacramente der Ordination und Firmung, die Unfertigumg des 
Chrisma, die Confecration der Kirchenaltäre und Opfergefäße, die Salbung der Könige, ' 
die Benediction der Aebte und Aebtiffinnen. Andererſeits nennt man aud diejenigen 
Inſignien, weldye der biſchöflichen Würde eigen find, wie z. B. die Mitra, den gebogenen 
Sirtenftab, den Biſchofsring, den biſchöflichen Thron mit dem Baldachin darüber u. |. w.: 
Bontificalien. Die Ausübung der Pontificalrechte und der Gebrauch der Pontificalinfignien iſt 
de jure auf den Sprengel des Biſchofs befchräntt, in einer fremden Diöceſe bevarf er für 
beides immer der Erlaubniß des betreffenden Ordinarius. Kraft beſonderen Privilegs 
kann der Gebrauch der P. auch anderen kirchlichen Würdenträgern geftattet fein, ferner 
haben die Cardinäle, welche nicht Cardinalbiſchöfe find, in Folge des Cardinalats das 
Vorrecht, fih in den ihre Titel bildenden Kirchen der P. zu bedienen. — Endlich ver- 
fteht man unter P. die kirchlichen Functionen, welche die Biſchöfe in feierlicher Pontifical- 
kleidung, aljo angethan mit den vollen Imfignien ihrer Würde, felbft in feierlicher 
Weiſe celebriren. P. Hinſchius. 

Popularklagen. In einer Reihe von Fällen ſtand es in Rom jedem Bürger 
frei, als ſolcher, auch ohne eigenes ſpecielles Intereſſe (S. den Art.), gegen den Uebertreter 
einer Rechtsvorſchrift eine Civilllage auf Bezahlung einer Geldſtrafe anzuſtellen. Als 
derartige Fälle werden erwähnt: a) Begehung gewiſſer Delicte, kraft des prätoriſchen 
Edicts, nämlich abſichtliche Wegnahme oder Verletzung des jurisdictionellen Anſchlags eines 
Magiſtrats, actio de albo corrupto; voreilige Eröffnung eines Teſtaments den Beſtim⸗ 
mungen des Silanianiſchen Senatsbeſchluſſes zuwider, actio de testamento aperto; 
Verletzung eines Grabes, actio de sepulchro violato; gemeingefährliches Aufftellen oder 
Aushängen von Sachen, melde auf die Straße fallen Können, actio de positis et 
suspensis; Auswerfen oder Ausgießen von Sachen aus einem Wohngebäude, ſodaß ein 
Freier getöbtet oder verwundet wird, actio de effusis et dejectis; b) Fraft des ädiliciſchen 
Edicts Tödtung oder Verwundung eines Freien durch gefährliche Thiere, bestiae; endlich 
e) kraft beſonderer Gejege Verübung einzelner anderer Vergehen. Dabei war der Kläger 
tbeils. Stellvertreter der Gefammtheit, welcher in den letzterwähnten geſetzlichen Klagen 
die Geloftrafe zu Gute kam, theils, und zwar ın den Fällen sub a) und b), handelte ev 
aus felbftändigem eigenen Recht und Iucrirte die Straflumme ganz oder (bei der actio 
de nl zur Hälfte. ' 

Neben vielen eigentlihen P., welche allein die Römer fo nennen, ziehen die Neueren 
noch unter diefen Begriff die Bopularinterdicte gegen Störung in der Benutung von 
res publicae, öffentlihen Wegen, Flüſſen, Flußufern, Kloaken, durch unerlaubte Vorrich⸗ 
tungen, wohl auch durch Hinderung von Reparaturen und durch Hinderung der Benutzung 
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jelbft, ſodann die unbefugte Beftattung eines Leichnams, actio de mortuo illato, und 
Die operis novi nuntiatio wegen eine® opus in publico factum; endlich mehrere 
andere Klagen, welche von quilibet ex populo angeftellt werden fünnen, wie Die Rüd- 
forderung von Spielfchulden, die Klage aus PVermächtnifien ad pias causas, und 
andere mehr. ' 

Im Ganzen darf man die röm. P. heutzutage für obfolet erflären. Wo fie auf 
unfere Berbältniffe paſſen würden, wird jet von Obrigkeits-(Polizei)wegen eingefchritten. 
: In England dagegen exiftiren, namentlich für Polizeivergehen, zahlreihe popular actions, 
auch Qui tam actions genannt, wober die Hälfte der Straflumme regelmäßig dem 
Kläger, die andere Hälfte dem Staate, refp. den Armen oder einer befonderen Anftalı 
zufommt. 

Quellen: Tit. D. de popularibus actionibus XLVII, 23. 

Lit.: Bruns, Die röm. Popularklagen, in ber Zeitſchr. für Rechtsgeſch. u u 864). 

Rivier. 


Bortalis, Sean Etienne Marie, geb. 1. April 1745 zu Bauſſet m 
Departeınent Bar, wurde 1765 Advocat zu Air, ging nad) Paris, wo er nach Ausbruch 
der Revolution verhaftet und bis zum Sturz der Schredensherrichaft in ein Detentions⸗ 
haus eingelperrt wurde. Dann trat er in Paris als Mooocat auf, wurde Abgeordneter. 
nad der Revolution vom 18. Fructidor zur Deportation nah Guiana verurtheilt, ver 
er fi durch Flucht nach Deutichland entzog. Nachdem er nah Frankreich zurückgekehrt, 
wurde er von Napoleon in die Commiſſion zur Abfaffung eines Civilgeſetzbuches gemählt, 
erhielt 1801 Sig im Staatsrathe, wurde 1803 Genator, 1804 Cultusminiſter, farb 
falt ganz erblindet 25. Aug. 1807 und wurde tim Pantheon beigefett. 

Schriften: Discours, rapports et travaux inedits sur le code civil par vicomte 
Freder. Portalis, Par. 1844. — sur le concordat de 1801, Par. 1845. — Sur la distinc- 
tion des deux puissances. — Consultation sur la validite des mariages des protestants 
de France, 17:0. — De l’usage et de l’abus de l’esprit philosophique durant le 15» 
siecle, Par. 1820, 3. Aufl, 1833. 

Lit.: Schloffer, Gef. bed 18. und 19. Jahrh., 5. Aufl. 1865, 3b. VI. S. 379. 380. — 
Stobbe, II. 436. Note 57. — Savigny, Beruf unferer Zeit, ©. 61— 78. — Eloge de 
J. E. M. Portalis par L. Lallement mem. cour:, Par. 1861. 
| Teichmann. 

Poſt. J. Die Organiſation. 1. Das Generalpoſtamt. Die oberſte Verwaltung 
der P. wurde bei der Begründung derſelben als Staatsanſtalt im Jahre 1649 zunächſt 
dem Geheimen Staatsrathe übertragen, tn deſſen vierzehntem ‘Departement die Pofſt- und 
YJudenfachen vereinigt waren. Zur Herbeiführung einer größeren Einheit wurde jedoch 
ihon 1652 ein bejonderes Centralorgan geihaffen, an deſſen Spike der damalige Ober⸗ 
präfident des Geheimen Staatsrath8 als Dberpoftdirector trat, wie auch ſpäter einer ver 
dirigirenden Miinifter, vielfach der Premierininifter, zum oberften Chef des Poſtweſens er⸗ 
nannt wurde; dem Chef zur Seite ftand als technijcher Beirath der Poſtdirector; jedoch 
nahmen an der Bearbeitung der Poſtſachen die Mitglieder des Geheimen Staatsraths 
auch ferner Antheil, ohne daß hierüber eine feſte Geihäftsordnung beftand ; endlich wurden 
häufig die ausführenden Organe (Roftmeifter) zur Erledigung der laufenden 
Geichäfte und zu Gutachten berufen. So die ältefte Einrihtung. Die Cabinets- 
ordre vom 3. Juni 1814 trennte dann die Poftverwaltung wiederum ganz 
nom Minifterium des Innern ab, und ordnete fie dem Generalpoftmeifter 
allein unter, wober aber, wie in Bezug aller übrigen Staatöverwaltungszweige der 
Staatölanzler nad der Vorſchrift der Verordnung vom 27. Octbr. 1810 die Een- 
trole und Anleitung behielt: bis nach Hardenbergs Tode die Staatskanzlerſtelle nicht 
wieder befeßt wurde. Der Generalpoftieifter, obgleich er nicht Mitglied des Staats- 
minifterium® war, follte doch nach der Verordnung vom 20. März 1817 zu denjenigen 
Staatsdienern gehören, die wie die Minifter (nicht aber die Chefs der Miniftertal- 
abtheilungen) ſchon durch ihr Amt Mitglieder des Staatsrath8 waren. Uebrigens aber 
wurde durch die Sabinetsordre vom 24. Februar 1835 dem Generalpoftmeifter in allen 
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Poftangelegenbeiten, welde ſich in legislativer und abminiftrativer Beziehung zur Bes 
rathung des Staatsminifteriums eignen, Sig und Stimme in demfelben eingeräumt. 
Eeit der Bildung des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten unterm 
17. April 1848 find aber unter Einziehung der Stelle des Generalpoftmeifterd die Be- 
fugniffe des leßteren auf den Handeldmintfter übergegangen; das Poſtdepartement bildete 
nun eine Abtheilung (die erfte) des Handelsminiſteriums, welche aber nod immer bie 
befondere Bezeichnung Generalpoftamt führte, an deren Spitze ein Minifterialdirector mit 
dem Zitel Generalpoftvirector ftand. (Stephan, ©. 54. 120 ff. 179 fi. 272 f. 
363. 398 fi. 691 fi.). 

Durch U. 48 der Bundesverfaflung ift dann das Poſtweſen zu einer einheitlichen 
Berfehröanftalt für das gefammite Gebiet des Nd. Bundes erhoben worden. Die obere 
Leitung der Poitverwaltung gehört aber nah A. 50 dem Bundespräſidium, welches 
insbeſondere für den Erlaß der reglementarifchen Teftfegungen und allgemeinen admini- 
ftrativen Anordnungen, ſowie für die ausfchliegliche Wahrnehmung der Beziehungen zu 
andern deutſchen und aufßerdeutichen Poftverwaltungen zu forgen, und die Anftellung ber 
oberen Beamten der Verwaltungsbehörden und des Aufſichtsdienſtes zu vollziehen bat. 
Demgemäß bat der Präfidialerlaß vom 18. Dechr. 1867 (Bundesgeſetzbl. S. 328) be⸗ 
ftimmt, daß die Verwaltung des Bundespoſtweſens unter Leitung des Bundeskanzlers von 
dem Generalpoftamt des No. Bundes, welches die erite Abtheilung des Bundesfanzleramts 
bilden foll (die zweite bildet die Generaldirection der Telegraphen, die bi8 dahin dem 
Seneralpoftamt untergeordnet war), zu führen fe. 

2. Die Oberpoftvirectionen. Die Eentralbehörde der Poftverwaltung war urſprüng⸗ 
lich nicht, wie bei andern PVerwaltungszweigen, auf eine allgemeine Leitung und Beauf⸗ 
fichtigung des Ganzen beſchränkt, ſondern befaßte fich ſelbſt mit einem nicht geringen 
Theile der ſpeciellen Aominiftration, da bei dem gänzlihen Mangel an Provinzial-Bermwal- 
tungeinftanzen die einzelnen Poftämter unmittelbar und ausſchließlich vom Generalpoftamte 
reſſortirten. Als endlih im Jahre 1849 die Zahl der unmittelbar von der Central- 
bebörbe reſſortirenden Poftämter auf 290 gewachlen war, und in den Bureaus des 
Generalpoſtamts 250 Beamte thätig waren, entihloß man ſich zu einer tiefgreifenden 
Neorganifation, welche eine Decentralifation der Poftverwaltung herbeiführen follte. Die 
Cabinetsordre vom 19. Septbr. 1849 ordnete für jeden Regierungsbezirk, ſowie für 
Berlin die Einrichtung einer Oberpofldirection an. 

3. Die Voftämter. Nach der Reorgantiation des Jahres 1849 wurden fämmtliche 
locale Boftanftalten in Poftämter und Pofterpevitionen eingetheilt. Nach Maßgabe ihres 
Seihäftsumfangs und ihrer fonftigen Bedeutſamkeit zerfallen ſowohl die Poftämter als 
auch die Pofterpeditionen in ſolche erfter und zweiter Klaſſe Die Borfteher der Poft- 
ämter erfter Klaſſe führen den Amtscharakter Poſtdirector, die der zweiten Poftmeifter, 
während die Vorfteher der Pofterpeditionen erfter reſp. zweiter Klaffe den Amtöcharalter 
Fofterpedienten refp. Pofterpediteure führen. Die Poſtämter werden mit penfionsbereghtigten, 
die Pofterpeditionen im Princip mit auffündbaren Beamten beſetzt. Pofterpeditionen zweiter 
Klafie werden, ſoweit es angeht, am geeignete Ortseinwohner als Nebenftelle auf Kün⸗ 
dDigung übertragen. (Stephan ©. 706). 

Ueber die Vorbereitung zum Pofldienft und das Anftellungswelen vgl. Stephan 
©. 722 ff. und von Rönne, Staatsr. Bo. H. Abth. 1. ©. 323 ff. 

II. Das Boftregal und der Poftzwang. Die Erelufivberechtigungen, welche 
jich der Staat in Beziehung auf das Transportweſen vorbehalten hat und welche gemeinhin 
unter dem Poftregal im weitern Sinne verftanden zu werden pflegen, find ihrer rechtlichen 
Natur nad zwiefacher Art. Einerſeits nämlich verbietet der Staat, indem er das Nedt, 
Poften anzulegen, ausichlieglih für fih in Anſpruch nimmt, den Unterthanen die Errichtung 
von Anftalten diefer Art, und beſchränkt auf biefe Weiſe die ihnen fonft eingeräumte 
Befugniß des freien Gewerbebetriebs; eben hierin Liegt die Regalität der Poftanftalten im 
engem Sinne. Andererſeits aber nöthigt er. fie durch Einführung des Poſtzwanges, ſich 
bei gewifien Arten von Verjendungen und Reifen ausſchließlich der Poften zu bedienen, 
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andern Urt der Fortſchaffung fih zu enthalten, auch wenn bie Iegtere durch 
ilt erfolgte, welche den Charakter einer B. nicht annimmt, mithin durch Die 
der Poften nicht unterfagt ift. 
Das Poftregal war im Princip gleichzeitig mit der Begründung der P. als 
ſtalt in Anfprud) genommen. Als Hauptmomente des Begriffs der Poſten 
ih dabei ber regelmäßige Gang, die beftimmte Abgangs- und Anfunftögert, die 
ng 28 gegen Baahlung, die Zugänglichkeit für Jedermann und befonder® ber 
‚ransportmittel. Die anfangs aus frühern Zuftänden aufrecht erhaltenen 
Krdonfalien poftmäßiger Art insbefondere in Bezug auf Gelb: und Pader- 
ig wurben allmälig befeitigt, und namentlich Friedrich der Große beutete Die 
tät zu einer ergiebigen Sinanzquelle aus (Stephan ©. 51. 116. 119. 267. 
a8 Preuß. Poftgefeg vom 5. Juni 1852 fchränkte jedoch das Poftregal wieder 
Grenzen ein. Denn wenn auch principiell bie Befugniß, Perfonen und Sachen 
ahlung mit unterwegs gewechſelten Transportmitteln oder zwiſchen beftinmmten 
it regelmäßig. fefigejeßter ange: und Antunftözeit zu befördern, ausſchließlich 
ite zuſtehen Pte, fo wurde doch einem Jeden geftattet, der gleichen Transport: 
auf Waflerftragen ſowohl zur Beförderung von Perfonen als zur Beförderung 
Poſtzwange nicht unterworfenen Gegenflände und auf Landftraßen entmeber 
derung von Perfonen anzulegen, infofern dabei zwar eine regelmäßige Abgange- 
nftögeit eingehalten wird, aber ein Wechſel der Transportmittel unterwegs wicht 
und das von ben Neifenden zu erlegende Perfonengelb einen gewiſſen Satz 
ſteigt, ober zur Beförderung von Padeten, deren Gemicht 100 Pfb überfteigt, 
Tolcher Sachen, welche die Eofen reglementömäßig mitzunehmen nicht verpflichtet 
v. 5. Juni 1852, 88. 1—4. Stephan ©. 685), Außerdem war bereitk 
Geſ. v. 3. Nov. 1838 das Poftregal in Bezug auf die Beförderung der Per: 
» nicht vofgmengöpflihtigen Sachen für den Betrieb der Eifenbahnen den letzteren 
(Gef. v. 3. Nov. 1838, 8. 36). 
Der Sofpmang war dem Preuß. Poſtrecht. wie aud) dem gem. R. (Eihhorn, 
R. 8. 392) urfprünglich fremd. Die Einführung deſſelben in Preußen begann 
Anfange des 18. Jahrhunderts und gemann unter Friedrich dem Großen, als 
izprincip Bei der Poſtverwaltung überwiegend war, eine fehr beträchtliche Aus- 
(Stephan ©. 51. 117. 178. 267). Das Voftgefeg vom 5. Juni 1952 
A den Poſtzwang für Reifende, der ſich als beſonders läſtig erwieſen hatie 
von. v. 26. Mai 1820), gänzlich auf; es ermäßigte ferner den Poſtzwang bei 
von 40 auf 20 Pfo., und ließ aljo ben Poſtzwang nur noch beftchen bei 
zis 20 Pfo. incl, bei Briefen, die auf irgend eine Art verfcjlofien find, Bei 
; Stempelfteuer unterliegenden Zeitungen und Anzeigeblättern, bei gemünztem 
i Papiergeld, ungemilnztem Golde und Silber, Sumelen und Pretioſen ohne 
) de8 Gewichts (Gef. v. 5. Juni 1852, 88. 59, Stephan ©. 679). 
Geſetz über das Poftweien des No. Bundes vom 2. Nov. 1867”bermeidet Die 
Poſtregal und Poftzwang, und regelt lediglich die „gewerbmäßige Beförderung 
men und Sachen“. Demnach ift Die unentgeltliche Beförderung von Perſonen 
en, fowie die entgeltliche Beförderung von Badeten aller Art, Geldſendungen x. 
rei; die entgeltliche Beförderung aber in dem Falle an eine Genehmigung der 
tung gebunden, wenn es fih um eine Perfonenbeförderuug handelt, und Diefe 
ig auf Sandftraßen, mit vegelmäßig feftgelegter Abgangs· und Antunftözeit umd 
vegs gewechſelten Transportmittel —2— auch zur Zeit der Errichtung der 
mbeit eine wenigften® täglich abgehende Perſonenpoſt bereit beſteht; in dem Falle 
lich verboten, wenn es ſich um verfiegelte, zugenähte oder Font verſchloſſene 
x um Zeitungen politiſchen Inhalts handelt, und die Beförderung von Orten 
Poftanftelt nad) andern Orten mit einer Poftanftalt des In: und Auslandes 
es fer denn, Daß die Briefe und politifchen Zeitungen durch bezahlte expreſſe 
e aber immer nur im Intereffe eines Abſenders gefendet werden bürfen, befür- 
on. 
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III. Die Garantie der Poft. Bei ber Gründung des preußtfchen Poſtweſens 
durch den Großen Kurfürften wurden befondere Beſtimmungen über die Garantie der Boftver- 
waltung nicht erlaſſen; die Poſtmeiſter waren vielmehr verpflichtet, nach den allgemeinen 
privatrechtlihen Grundſätzen über das Verhältniß der Fuhrleute zu den Frachtgebern 
zu halten. Nach der Allg. Boftoron. v. 10. Aug. 1712 wurde Erſatz nur bei erfolgter 
Wertbveclaration (nicht bei gewöhnlichen Packeten) und wenn eine casus fortuitus vor- 
lag, auch der Berluft oder die Entſchädigung nicht auf ausländiichen Boften geichehen war, 
geleiftet. Wenn übrigens der Abfender das Geld nicht in Gegenwart bes Poſtmeiſters 
in den Brief gepadt hatte, To fand ein Erſatz nicht ftatt, ſobald der betr. Pofhneifter 
beihiwor, daß er den Brief ın keines linvereideten Hände gegeben, auch jelbft feine Pflicht 
dabei beobachtet Habe. Das Allg. L.R. verweift ſodann binfichtlich des Verhältniſſes ver 
P. gegen die Reiſenden überhaupt und insbeſondere hinſichtlich der Vertretungsverbinplidh- 
fett auf Die Analogie des Verhältnifies der Schiffer gegen die Reiſenden und Befrachter 
(8. 157. 185. Zit. 15. Th. IL), bob aud einige Rechtsgrundſätze noch befonvers hervor, 
ınöbejondere, Daß wegen casus und vis major die Erſatzpflicht ceffirt, daß eine Ver- 
tretung bet einfachen Briefen nicht ftattfinvet, wenn diejelben aus dem Pofthaufe abgefordert 
werden, und der Beamte feiner endlichen Verſicherung nad, dabei in gutem Glauben 
verfahren Bat, daß bei Uebereinftimmung des Gerichts die P. von jeder Entſchädigung 
liberirt ift u. |. w., ließ aber dennoch einer Menge der wichtigften Controverien freies 
Spiel. Erſt das Poftgefeg vom 5. Juni 1852 hat die Analogie des Schiffstransports 
mit dem Bofttransporte aufgegeben und für die von der Poſtverwaltung zu Yeiftenve 
Garantie felbftändige Normen feftgelet, die wegen ihrer Bräcifion und Vollſtändigkeit der 
Ausgangspunkt für eine feite Praxis geworden find. Dieſe find denn auch ziemlich wört— 
Ich in das Bundespoftgefeg vom 2. Nov. 1867, 88. 6—15 übergegangen. Danach 
wird im Allgemeinen em Erſatz geleiftet für Gelpfendungen, Padete (mit oder ohne 
Wertbödeclaration), Briefe mit beclarirtem Werthe und für recommandirte, ſowie zur 
Beförderung durch Eſtafette eingelieferte Sendungen. Die Erſatzleiſtung bleibt jedoch 
ansgeichloffen, wenn fie durch die eigene Fahrläffigfeit des Abfenderd oder durch die 
unabwendbaren Folgen eines Naturereignifles, oder durch die natürliche Beichaffenheit des 
Guts Herbeigeführt iſt, oder auf einer ausmärtigen PBoftanftalt, mit ber feine Convention 
befteht,, fich ereignet hat. Wegen verzögerter Beförderung tritt übrigens ein Erſatz nur 
dann ein, wenn die Sadye dadurch verborben iſt oder ihren Werth, bleibend ganz ober 
theilweife verloren bat, während auf eine Veränderung des Curſes oder marktgängigen 
Preiſes feine Rücficht genommen wird. Die Entſchädigung bezieht ſich ſtets nur auf den 
unmittelbaren, nicht auch auf den mittelbaren Schaden oder den entgangenen Gewinn. 
Selbſt der unmittelbare Schaden wird nicht vollftändig erfegt, wie 3. B. bei Padeten die 
Vergütung niemals mehr als einen Thaler für das Pfund beträgt. 

L2it.: Das Hauptwert: Stephan, Bei. der preuß. Poſt von ihrem Urfprunge bis auf 
die Gegenwart. Nach amtlihen Ouellen, Berl. 1859. Die fonftige Literatur bei Stephan 
©. 200 und Mteratur über das Finanzmweien des preuß. Staats, Beiheft zum Staatdanzeigage .. 
November 1867, S. 17 ff. Bol. auh Zahariä, Staatsrecht, II, 364. Zöpfl, Staat“, 
teht, II, 7U. Die Motive zum Bundespoftgefeß bei Koller, Archiv, I, 64 fi. | 

Ernſt Meier. 

Boftlimininum. Das röm. R. betrachtete die Kriegsgefangenſchaft als rechtmäßige 
Entftehungsurfache dev Selaverei und menbete biefen Grundſatz auch auf die kriegsgefan— 
genen Römer an. Da nun überhaupt fein Sclave ein Teftament machen konnte. fo mußte 
auch das Teftament eined in der Kriegsgefangenſchaft verftorbenen Römers nichtig fein. 
Da weiter ein Sclave weder Bürgerrecht noch Familie noch Vermögen haben konnte, fo 
ging der in Kriegägefangenfchaft gerathene Römer feiner ganzen bürgerlichen Stellung 
verluftig, ohne diefelbe durch die einfache Thatfache der Rückkehr aus ver Gefangenjchaft 
zurüderwerben zu können. Das röm. R. ftellte deshalb die fictio legis Corneliae auf, 
welche das vor der Gefangennahme errichtete Teftament eines in Kriegsgefangenſchaft ver- 
ſtorbenen Römers durch die Fiction aufrecht hielt, derfelbe fei kurz vor feiner Gefangene 
nahme vom Feinde getöbtet worden, alſo als freier Römer geftorben. Der durch die 
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iegsgefangenſchaft herbeigeführten dauernden Vernichtung der bilrgerlicen, Samilien- ur 
‚rmögendrechte wurde dagegen von ber römiſchen Jurisprudenz durch bie Conſtructio 
3 jus postliminii abgeholfen, nach welchem dann, wenn ein gefangener Römer ſich no 
igrend des Krieges ſelbſt befreit und glüdlic zu den Geinigen gelangt, bez. dam 
nn ein Solcher nach einem die Rüdtehr der Kriegögefangenen beftummenden Friedene 
luſſe in fein Vaterland zurüdtehrt, angenommen werden folle, derfelbe fei überhau 
mals entfernt gewejen, alle vor der Kriegsgefangenſchaft vorhanden geweſenen Recht: 
:Hältniffe beftänden alſo nach wie vor zu Recht. 

Da nun die Sclaverei in den Beutigen Culturſtaaten überhaupt nicht mehr exiſtin 
d insbefondere ſchon feit dem 12. Yahrhundert nicht mehr eine rechtliche Folge de 
iegögefangenfchaft ift, fo bedarf weder das Privatrecht noch Das Völferceht der nenere 
it beflimmter Fictionen, um den aus ber Kriegsgefangenſchaft zurüdgefehrten Staat: 
gehörigen in feine privat und ſtaatsrechtliche Stellung wieder einzuführen; deun bie 
rd durch die Kriegsgefangenſchaft Iberhaupt nicht vernichtet. Die etwaige Einfegum 
es Curators für das Vermögen des Kriegögefangenen ift feine Folge der vehtlichen 
idern nur der thatſächliche n Unfähigfeit des Legteren, fein Vermögen ſelbſt zu we 
‚ten: es liegt Hier eine einfache cura bonorum absentis vor, die durch die Tharfad 
: Nüdtehr des Gefangenen, aber nicht in Folge eines Befonderen jus postliminii ih 
ide erreicht. Ebenſowenig ift e8 eine Anwendung des römiſchen jus postliminii, wen 
: Eigenthümer eine ihm während eines Landkrieges durch die feindliche Macht megge 
mmene bewegliche ober unbemegliche Sache wieder in Befig nimmt oder vinbicirt ; bem 
r feine thatſaͤchliche Herrfchaft über die Sache, nicht aber fein Eigenthumsrecht ift um 
1 Krieg vorübergehend aufgehoben worden: es liegt alſo fein Rechtsverlu ſt ver 
deſſen Befeitigung ein jus postliminii nothwendig wäre. 

Dagegen tünnte es fraglich ſcheinen, ob nicht die Ruderwerbung wirflicher völler 
htsmaãßiger Kriegebeute — wie Waffen, Kriegsvorräthe und fonftiger zur Kriegführm; 
!hwendiger im Eigenthum ber feindlichen Staaten oder der Combattanten befindliche 
den — fowie die Wiedernahme eines durch eine friegführende Macht weggenommener 
adlichen ober neutralen Schiffe bez. der Ladung befjelben eine Anwendung des römiſcher 

ſei. Selbft das Völferreht der Gegenwart nimmt nämlich, wenngleich unter Dem 
iberfpruche vieler hervorragender Bubliciften, in diefen Fällen eine wirfliche Eigenthirma 
werbung von Seiten des Captor — fei Dies nun ein einzelner Feind ober der Nehme 
at ſelbſt — an, würde alſo eines jus postliminii bedürfen, wm das Recht des 
Iprünglichen Eigenthümers nad einer Rückkehr der weggenommenen Sade in bie Händ 
jelben bez. unter den Schutz feiner oder einer befreundeten Nation wieder herzufiellen 
2 jedoch der Captor nad) allgemein geltenden Grundſätzen das Eigenthumstrecht ar 
ggenommenen Schiffen und Ladungen nicht Kon im Momente der Wegnabme, 
dern erft an einem fpäteren, von Theorie und Praris verſchieden beftimmten Ze 
nfte, dann aber auch mit definitiver, bleibender Bernihtung des urſprum— 
jen Eigenthumsrechts, erwirbt, fo ift auch in dieſem Falle ein jus postliminii nich 
wendbar. Wird dem Captor nämlich ein wirkliches Eigenthum, wie manche Bubliciften, 
B. Bluntſchli, wollen und aud bie nord-amerifanifche Fraris hinſichtlich aller 
tionalen Schiffe und Güter anerkennt, erft nach vorgängigem Spruche eine® competenten 
iſengerichts zugeftanden, fo erhält bie dor dem Spruce des Priſenhofes erfolgte 
ievernahme des Schiffes durch ein Schiff derfelben oder einer befreundeten Nation, Die 
eprife, mur das urſprüngliche, noch gar nicht verlorene Eigenthum. Nach dem 
zruche des Priſengerichts ift aber nad derſelben Anſicht jedes Wieberaufleben des 
Iprünglichen Eigenthums ausgeſchloſſen, felbft wenn Schiff und Ladung wieder in vie 
walt ihrer Nation gelangen. Das Gleiche gilt dann, wenn, wie die meiften Staaten 
3 europäifcen Continents und viele Publiciften, 3. B. Battel, Klüber, Martens 
A. nad) dein Vorgange von Grotius noch feſthalten, der mindeſtens vierundzwanzig: 
mdige Beſitz des Schiffes durch den Gaptor, oder menn, wie ſchon der Consolato del 
ıre (Cap. 287) beftimmte, das einmalige Bergen des Schiffes in einem neutralen be. 
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zu der Nationalität des Captor gehörigen Hafen oder unter dem Schutz eines Geſchwaders 
Das frühere Eigenthumsrecht zerftört: wor Ablauf der Frift bez. vor Erreidung des 
betreffenden Hafens liegt überhaupt noch Fein Verluft des Eigenthums vor, welchen wieder 
aufzuheben, ein P. nothwendig wäre; nach Ablauf der Friſt bez. nach Bergung bes 
genommenen Schiffe8 gibt aber auch die Wiedernahme durch ein Schiff derielben Natio- 
nalität dem urfprünglichen Eigenthümer fein Recht nicht wieder. Da alfo, wo das jus 
postliminii nothwendig wäre, ift es wölferrechtsmäßig ausgefchlofien. 

Diefelben oder doch weſentlich gleiche Grundfäge find troß mannichfachen von der 
Theorie erhobenen Widerſpruchs als die für die vom Feinde im Landkriege gemachte 
völferrehtsmäßige Beute geltenden zu bezeichnen: das frühere Eigenthum Lebt nicht wieder 
auf, ſobald die Beute dem Feinde nach vierundzwanzigftündigem Befig oder einmaliger 
ficherer Bergung wieder abgenommen worden. 

Sollten übrigens die bereit? in mehreren Ländern wenigſtens für die Neprife von 
Schiffen und Gütern durch Kriegsſchiffe ihres Heimathftantes anerkannten und von 
ver Wiſſenſchaft mit Eifer vertretenen Rechtsanſichten der neueren Zeit, welche allgemein 
Daranf ausgehen, iiberhaupt der feindlichen Decupation einer Sache jede rechtliche Wirkung 
abzufpredhen, zum Siege gelangen, fo würde mit der Unmöglichkeit eines Eigentbums- 
rechtes des Feinded an den weggenommenen Sachen auch der letzte Schein einer Anwend⸗ 
barkeit des jus postliminii wegfallen, da diefed einen eingetretenen Rechtsnach— 
t heil zur Borausfegung bat, um denſelben durch eine Fiction wieder zu befeitigen. 

St ſonach im gegenwärtigen Bölferrechte eine analoge Anwendung des römiſchen 
jus postliminii auf die Rechte des Kriegdgefangenen und die Rechte an Sachen, melde 
der Feind weggenommmen hat, weber nöthig noch möglich, fo dürfte e8 doch als zuläffig 
ericheinen, das P. zur Bezeichnung der rechtlichen Stellung anzuwenden, im welcer fich 
eine vom Feinde während des Krieges aus ihrem ganzen Herrichaftsgebiete oder doch aus 
einem Theile deſſelben verbrängte Regierung zu allen vom Feinde ausgegangenen Ver— 
fügungen dann befindet, wenn fte wieder in den Befig der Herrichaft über das vom 
Feinde occupirte Gebiet gelangt. Aber auch diefe Meinung ift nicht ftichhaltig. 

Hat nämlich die feindliche Occupation nur einen einzelnen LYandestheil oder zwar das 
ganze Land, aber doch nur für kurze Zeit getroffen, war fie alſo nicht die Folge einer 
vollftändigen Vernichtung, einer debellatio der Landesregierung, jo fteht feft, Daß, weil 
die Landesregierung noch flants- und völferrechtlich vorhanden und deshalb widerſtands⸗ 
berechtigt ift, auch noch nicht von einer wirflichen Zwiſchenherrſchaft oder Uſurpation ge 
fprodyen werden kann, follte jelbft der Feind ſich eine wirkliche Regierungsgewalt ange- 
maßt haben. So lange aber eine feindliche Invafion oder Occupation noch nicht auf 
per zweifelloſen Thatſache der vollendeten Befißergreifung der Herrichaft über den debellirten 
Staat beruht, ift fie Tediglich eine thatjächliche, feine rechtliche Aufhebung der bisherigen 
ftantlihen Orbnung. Die Wiederberftellung der Ietteren, überhaupt die Annullirung 
aller während der Decupation ergangenen Verfügungen nach der Vertreibung des Feindes 
ift ſomit in Wahrheit Nichts als die Herftellung der thatſächlichen Wirkfamteit einer 
Dbrigkeit, deren Recht aud während ver feindlihen Occupation unalterirt beftanden hat, 
alfo nicht erft durch ein jus postliminii wieder begründet werden muß. 

Iſt dagegen die Randesregierung vollftändig vom Yeinde vernichtet, debellirt, der 
Landesherr depoffedirt worden, oder bat eine Revolution die bisherige Verfaſſung und die 
in ihr berufenen Träger der Staatsgewalt befeitigt, jo hat der vertriebene Staatsherrſcher 
mit der thatſächlichen Möglichkeit eines Widerſtandes gegen den Feind auch die vechtliche 
Möglichkeit hierzu verloren, da der Krieg nad heutigem Völkerrechte nur zwiſchen 
Staaten geführt werben kann, aljo durch die Vernichtung des einen der kriegführenden 
Stasten, bez. durd die Entthronung des Staatsherrſchers unmöglich wird. In diefem 
Talle iſt demnach, fofern das Bolt fich nicht zu Gunften des vernichteten Staates oder 
des vertriebenen Eouveräns erhebt, der feindliche oder der revolutionäre Machthaber in 
den vollftändigen Beſitz der Herrichaft gelangt. Das Recht des depoſſedirten Souveräns 
verliert damit jede ſtaats⸗ und völferrechtlihe Bedeutung: es gibt weder in noch außer 


, 
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itaate ein Forum, vor weldem es geltend gemacht werben fönnte, und auch das 
durch kriegeriſche Gewalt die Reſtauration zu erzwingen, ift dem bepoffedtrten 
mit dem Verluſte der Staatögemalt verloren gegangen. Fremde Staaten können 
jurpator wohl fein Recht abſprechen; aber einem folden Urtheile fehlt jede recht: 
taft, und ebenfowenig fann die Meinung des ganzen Volks oder einzelner Parteien 
jelben, daß der Uſurpator fein Recht auf die Herrſchaft habe, der zweifellofen 
che des Beſitzes der Staatsgewalt gegenüber irgend welche rechtliche Wirkung äußern. 
Ne ſtaatliche Ordnung lebt aljo nur durd den Ufurpator fort und fann mur durch 
tleben, weil ihre Erhaltung die in den Händen des Ufurpators befindliche Staate- 
zur Borausfegung hat: der Beſitz der Staatsgewalt gibt ſonach dem Ufurpator 
(08 die Macht, fondern auch das Recht zu bereichen. Damit ift aber auch alles 
ge, was der Ufurpator im Einflange mit den unter feiner Herrſchaft geltenden 
wrmen gethan Bat, für rechtmäßig erflärt. Chen deshalb kann, wenn die durch 
ung ober Revolution begründete Herrfchaft von dem vertriebenen Staatsherrſcher 
ı deflen Gunften von einer befreundeten Macht wieder umgeftoßen wird, nicht von 
P. der urſprünglichen, jegt reſtaurirten Regierung geſprochen werden: da das jus 
ninii auf Grund der thatfählichen Rückkehr des urjpringlich Berechtigten annimmt. 
: fei überhaupt nie fort geweſen, fo mirbe das P. Die Befeitigung des ganzen 
m Ufurpator gefchaffenen Redtözuftandes, die Annullirung Peumticher durch 
ründeter Rechisverhältniſſe fordern. Hier aber findet gerade das Gegentheil ftatt: 
immtes Rechtsverhaͤliniß wird unter Auerkennung, daß daſſelbe eine Zeit lang und 
nit fortdauernden rechtlichen Wirkungen unterbrochen geweſen, erneuert, die Zeit der 
tion wird nicht ruckwärts ungeſchehen gemacht, ſondern die in ihr ergangenen 
ıngen und begründeten Rechtsverhältniſſe bleiben beſtehen, und dem reftaurirten 
er ſteht nur zu, diejenigen rechtlichen Beftunmungen, welde den Ufurpator in feiner 
ıg ald Souverän anerfennen und fihern, einfach als ipso jure nichtig zu betrach 
eil ohne deren Annullirung eine Reftauration überhaupt nicht möglich fein würde 
om reſtaurirten Herrſcher hierbei eine Berufung auf fein früheres weder durch eine 
Handlung des Volkes noch vurch die Anerkennung des Ufurpators von Seiten des 
bes entziehbares Recht zufteht, während der Ufurpator ſich bei der Befeitigung Des 
Bigen Souveränd nur auf bie Thatfache des gleicheiel durch melde Factoren er= 
m Befiges der Stantögemalt berufen konnte, ändert zwar das juriſtiſche, wie Das 
de Urtheil über dieſen Vorgang, macht aber aus ihm doch nicht ein wirkliches, 
ifchengeit der Ufurpation beſeitigendes P., fondern nur eine ftaatsrehtliche 
ildung auf Grund eines früher geltend geweſenen, dann befeitigten und endlich 
Inertennung dieſer zeitmeifen Befeitigung durch die Vefigergreifung der Staats- 
wieder zur Geltung gebraten Rechts. 
uelfen: Gaius, I. 8. 129. D, 49, 15. de captivis et de postliminio, C. 8, 51. 
‚liminio reversis et redemtis. Ueber bie Bepäiengefebgebung der eimelnen Länder 
Wheaton, Elements du droit international, 3. dd. tome II. $. 12 Phil- 
e, Comment. upon international law, vol. III. part X. ch. 6. 88. 411—419. 
: Safe, Das jus postliminii und bie fictio legis Corneliae, Halle 1851. Whea- 
©. 1. 88. 12—17. Bhillimore, a. a. S. vol. III. part. X. ch. 6. part. XII. 
ttel, Droit des gens, t. III. ch. 14. Bluntſchli, Modernes Böfterrecht, 
TUI, Cap. 10; Bud IX, Cap. 6. Heffter, Europ. Völferreht, 5. Ausg. SS 187 — 
a. EHER eitſchr ir die gelammte Staatswiſſenſchaft, Bd. IX. ©. 79 fi. 
bie zahlreichen auf die Verbindlichkeit der Regierungshandlungen einc® Zwiſchenherrſchers 
ven Schriften hei 5.9. Zahariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. L 
md 9. Schulze, Das preuß. Staatsredht, Abth. 1, Leipy 1870, ©. 210. 211. &. 
aus, Das Legitimitätsprincip, Leipz. 1868, ©. 322 ff. 

F. Brodhans. 


hoftumt hießen eigentlich und urfprünglich die nachträglich, Das heißt nach der 
ment8errichtung geborenen sui heredes, in einem geritten vorzügligen Sinne 
de nad dem Tode des Teftatord geborenen. Im beiden fällen. wurde das 
mt durch die Geburt caffirt, agnatione sui heredis rumpitur testamentum. 
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Ebenſo, wenn nicht durch Geburt, fondern auf andere Weife, quasi agnascendo, ein 
neuer suus ſich anfindet, qui postumi loco est. Urfpränglih war es nicht möglich, der 

Ruption vorzubeugen, indem weder Einfegung noch Enterbung des p. zugelaffen wurde. 
Nach und nad) und ſtufenweiſe wurde die Möglicheit gültiger Emfegung anerkannt: p. 
legitimi, aquilliani, velleiani primi capitis, velleiani secundi capitis, salviani, bis fie 
enbli ganz allgemein angenommen wurde. „Infolge eines ähnlichen Entwidelungsgange 
kann im Juſtin. R. ein p. auch enterbt und auf biefe Weife der Ruption vorgebeugt 
werden. Nach dem Rechte der Nov. 115 ift zwilchen den p. und benjenigen Notherben, 
welche es ſchon im Augenblide der Teſtamentserrichtung waren, fein Unterſchied mehr; 


ſ. d. W. Onterbung 
Duellen: VIII, 2. de liberis et postumis heredibus u. (in8befondere bie 
1. 29). — C. VI, 29. de postummis heredibus... — Nov 


Lit.: ©. die im Art. Enterbung angeführten ;erke, Gauptfächlid Adolf Schmidt, 
Das formelle Recht der Notherben, Leipz. 1862. — Mühlenbruch, Fortfesung von Glück's 
Erläuterung der Pandelten, XXXVI. Rivier. 

Poſtvertrüge. Was zunächſt den Abſchluß der P. betrifft, fo iſt derſelbe nach 
preuß. Staatsrecht wie der Abſchluß der Staatsverträge überhaupt als ein Act der Ver— 
waltung, als eine Prärogative der Krone aufzufallen, jo daß der Landtag in Bezug auf 
Die von der Regierung abzuſchließenden oder abgeſchloſſenen Verträge auf Diejenigen Ber 
fugniffe beſchränkt ift, die derielbe in Bezug auf jeden andern Act der vollziehenden Ge— 
walt befigt. Der A. 48 der Berfaflungsurkunde macht nur hinfichtlich der Handelsverträge 
und derjenigen Staatöverträge, durch welche dem Staate Laſten over einzelnen Staats⸗ 
Bürgern Verpflichtungen auferlegt werben, eine Ausnahme, indem zur Gültigkeit dieſer 
Art von Berträgen die Zuftimmung der Kammern nöthig iſt. Eine Belaftung des 
Staats reſp. eine Verpflichtung des Einzelnen tft nach der richtigen Anficht nur dann 
anzunehmen, wenn dielelben eines Geſetzes oder einer Budgetbemwilligung zur Ausführung 
bedinfen. Damit fteht auch die Berfaflungsprans im Einklang, e8 ſind die nad 
Emanation der Berfaflung abgeichloffenen P. den Kammern zur Genehmigung nicht vor⸗ 
gelegt. Indeſſen bat das preuß. Staatsrecht in diefer Beziehung durch die Nd. Bundes- 
verfafjung feine Geltung verloren. Im Algemeinen hat zwar das Bundespräſidium das 
Recht Berträge mit fremden Staaten einzugeben, injomeit jedoch dieſe Verträge fich auf 
jolche Gegenftände beziehen, welche nach Art. IV. in den Bereich der Bundesgeſetzgebung 
gehören, ift zu ihrem Abichluß die Zuftimmung des Bundesraths und zu ihrer Gültig: 
feit die Genehmigung des Reichstags erforderlih. Der Abſchluß der P. gehört daher nad) 

Nd. Bundesrechte nicht mehr zu den Functionen der Execution. (Vgl. Nd. —* 
faſſung A. 11, A. 4, A. 10). Die Publication derſelben im Bundesgeſetzblatte erfolgt 
jedoch ohne die ausdrückliche Erwähnung der Zuſtimmung des Bundesraths umd ber 
Genehmigung des Reichstags. Ber den PB. mit Defterreich, Luxemburg, der Schweiz und 
Italien traten dem Bunde noch Baiern, Würtemberg und Baden als Contrahenten Hinzu, 
nachdem der Bund mit dieſen drei Staaten einen beſonders engen Poftvertrag abgeichloffen 
hatte; in welchem namentlich uch ein gemeinfames Vorgehen beim Abſchluß weiterer P. 
in Ausſicht geſtellt war. Die drei Staaten fehlen aber bei den P. mit den ſeandinaviſchen 
Yändern, Belgien und dem Kirchenſtaate. 

Was ſodann den Inhalt der in neuerer Zeit insbeſondere vom Nd. Bunde abge— 
ſchloſſenen P. betrifft, fo ftimmen viefelben, die Regelung einzelner bejonderer Verhältniffe 
gerechnet, größtentheild ſogar wörtlich mit einander Hberein.: die Veitfegungen beziehen 
fich Bett auf die Briefpoft und auf die Fahrpoft. Hinſichtlich der Briefpoſt wird 
die Höhe des Porto, die Frankirung, die Behandlung der Druckſachen, Waarenproben, 
Recommandationen, Boftanweifungen, Erpreßbeftellungen, der unbeftellbaren Briefpoftgegen- 
ftände, ber Bortofr eiheiten, der Portobezug, die Erfagleiftung, der Zeitungsdebit genau 
geregelt Hinfihtlih der Fahrpoſt fordern beſonders die Bertheilung der Einnahmen und 
die Abrechnung, ſowie die Gemährleiftung fpecielle Beſtimmungen. 

Die vom Nd. Bunde bisher abgefchloffenen B. find folgende: Die Convention mit 
Nordamerika v. 21. Octbr. 1867, der Vertrag mit Baiern, Würtemberg und Baben 


Bottier — Präcufton. 
RT Wlan 1ER. 
Deſterreich de“eod. und vom 30. Nov. 1867, mit Lurembunz 
Norwegen vom 17. Febr. 1868, mit Dänemark v. 7. 
11. April 1868, mit Belgien vom 29. Mai 186; 
58, mit Schweden vom 23. Febr. 1869, (Addit. Bertra; 
dem Kirchenſtaate vom 22. April 1869. ALL, gut. 
II. (1869) &. 625 ff. (Wuszüge aus ben Dentfgriften und Reichs 
der neueren Poftverträge.) Ernf Meier. 
of., geb. 9. Ian. 1699 zu Orleans, wurde 21 Jahr al 
zu Orleans, woſelbſt er fpiter einen Lehrſtuhl betleidete 
\ambre du domaine praftiich thätig mar, ftarb 2. März 1772 
? Justinianese in novum ordinem digestae, Par. 1748 — 
(ed. rang, Bar Breard de Meuville). — Coutume d’Orleans 
de change, Par. 1763. — Trait& sur diff6rentes matieres d 
ıbers Traitd des obligations, Par. 1761; par Bemardi, 1503 
civile et criminelle, 1773. — Traite du droit de do 
a: Im, Ze ite de la ae Par. 1819. — 
rein» Par. — ar Dupin ainı 5 — par Rogroı 
ugaet, 1845-47. — Dkuvres Yinotder et misce en conaite 
met, 1861. 82. 
!8gefd., VIII. 280. 281. — gertmann, 3 Das deutſche Beste 
ıte 19, ©. 94. — Dupin, Diss. sur la vie et les Geuvres de 
at, Vie de P., Par. 1860. — oben I. 207. 208, 
Teigmann. 
ada) ift nach dem neueren Sprachgebrauch das mit einem 
Recht auf den Genuß der Einkünfte deſſelben, bedeutet alje 
‚fprünglid) verftand man darunter die praebenda quotidians 
mensam, d. h. den den Mönden und Aleritern am gemein: 
Lebensunterhalt. Hieraus erflärt es ſich au, daß als dat 
Sanonifer in den Dom⸗ und anderen Stiftern aufhörte, um 
m Mitgliedern fefte Einnahmen zugewiefen wurben, man biei 
heute noch vorzugsweiſe die Geſammtheit der mit einer Stifte: 
nörechte P. Heißt. Zu diefen GStiftöpräbenden gehörten ır 
beftimmte firirte Einnahmen, Früchte, Zehnten, Nutzungen 
4 auch gewöhnlich eine Wohnung (eurie), nicht aber zu dem 
‚entlichen Sinne die fog. distributiones quotidianae d. h. vie 
haltenden und am Chordienft theilnehmenden Stiftömitglieter 
At der Herſtellung der deutſchen Bisthümer und itel 
8 Jahres 1803 beſtehen die P. meiſtens in feſten, von ben 
ten Gelbbotationen. — In der evangeliſchen Kirche werftebt 
: der Canonilker an den Hin und wieder, wie z. ®. in Preußen 
m vorfommenden Stiftern, während dos Wort in der allge: 
ihm für das katholiſche Kirhenret zufommt (f. den Anfang 
ht wird. 
X. de pracbendis, UT. 5; de conesas, pracb, III. 6; fit. VI 
‚ praeb., III. 7.— Ant. Schmidt, De varietate praebenda- 
5 dies, Heidelb. 1773, und in_beffen "Thesaurus jur. ecclesiast 
Herzogs Real-Encyklopäbie für proteft. —J 12, 81 fi. 
$. Sinfgine. 

ne Folge des fog. Ungehorfams einer Partei und be— 
dur Verfäummiß eimer ihr geftatteten oder aufgegebenen Pro 
ihr dafür gemährten Friſt oder am dem ihr fir biejelke 
bt zur Vornahme biefer Handlung verliert. Die Friſt bzw. 
Ablauf diefe Folge eintritt, wird eben darum auch als 
orifch bezeichnet, und zwar im Gegenfag zu dilatoriſchen 
deren Berfäumniß eben jene in ihren Wirkungen höchſt bedeut⸗ 
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fame Folge nicht fofort eintritt. Im Mebrigen muß, was Vorausfegungen und Wir: 

, Zungen der P. und bie Heilmittel gegen diefelben anbelangt, auf den Art. Ungehorfams- 
verfaßren verwielen werben. 8. Wieding. 


Bräjudicialfacgen find im Gebiete des Civilprocefles Magbare Anſprüche, denen . 


ein zu Grunde liegendes concretes Verhältniß in folder Weiſe gemeinfam ift, daß mit 


ber Entſcheidung über den einen logiſch im Grunde auch ſchon die Enticheidung über den 
anderen gegeben if. Die ältere Conneritätstheorie, auf welder auch die einſchlägigen 
Beftimmungen der Preuß. Allg. Ger.Oron., der Hannov. Pre.Ordn. und des No. Entw. 
baftren, befinirte die P. als „Proceßſachen“, ein Begriff, unter meldhem fie Einreden neben 
Klagen, yrocefjuale und materielle Borfragen neben Rechtsverfolgungdmitteln zuſammen⸗ 


faßte und in den Begriff der P. übertrug. Das röm. R. dagegen verfteht das Präju- 


diciren von der Entſcheidung ganzer Procefie, und da die Endentſcheidung als folche eben .. 
eine Entſcheidung über den Anfprud ift, jo find es die Ansprüche ſelbſt am letzten Ende, ° 


zwotfchen denen der Präjudicialnerus obwaltet. Wo nun ein folcher zwifchen zwei An⸗ 
Tprüchen vorhanden ift, Ichreibt das röm. R. vor, daß die causa major, der Proceß über 
den bebeutenderen, namentlich den bedingenden, der causa minor, dem Proceß über den 


unwichtigeren bzw. bedingten, voraufgeben fol. Zur Gerbeiführung dieſer Ordnung gibt . 


e8 nah O. Bülow bauptjächlich zwei Mittel, zwilchen denen ſcharf zu ſcheiden ift, die 


exceptio praejudicii und das „PBräjudicialdecret”. Umging nämlidh der Kläger die 


Heibenfolge, indem er ftatt der major die minor anhängig machte, fo warb er auf Grund 


der dem Bellagten gewährten exceptio abgewiefen, die nad Bülow aber auf Grund: + 


ftüds- und Erbſchaftsproceſſe beſchränkt war. Traf das Handeln des Klägers fein Vor- 
wurf, ftellte er beide Proceſſe zugleich an oder handelte ſich's um Procefje verfchievener 
Kläger x., jo verfügte der Magiftrat die Ausſetzung oder Siftirung der causa minor, 
was ſowohl auf Antrag, wie Schleſinger anführt, ald von Amtswegen möglich 
war. — Das heutige R. beichräntt nah Planck die B. auf bedingende und bedingte 
Anfprüde. Ein ſolches Berhältnig befteht zwiſchen Criminal- und Civilanſprüchen ex 
eodem delicto im Grunde nit. Das franz. R. aber, deſſen Beitimmumgen von ber 
Hannov. und von der Preuß. Str. Pre.Ordn. von 1867, fowie vom Nd. Entw. adoptirt find, 
begründet ein ſolches zwifchen ihnen durch die Vorſchrift, daß ein verurthetlendes Straf- 
erfenntnig That und Thäterfchaft auch für den Civilproceß feftftelle, weßhalb letzterer bis 
zug Abiprehung des Strafurtheils auszufegen if. Wo ein ſolches bedingendes Verhält- 
niß von Anſprüchen vorliegt, wird dann weiter das Präjudiciren ſowohl durch richterliches 
Eingreifen von Amtswegen, wie durch Einrede verhindert. Mit der letzteren, die übrigens 
ebenjo ſehr ſachdilatoriſcher Natur ft, wie zufolge der Ausführungen Bülows die 
römiſche, kann nur auf Ausfegung oder Siſtirung angetragen werben. Wie weit im 
Anſchluß am die römiſche Exceptio ein Antrag auf Abweiſung angebrachtermaßen gerecht- 
fertigt fein würde, muß bei den abweichenden Verhältniſſen des heutigen Rechts und Proceſſes 
bis auf weiteren Nachweis um jo mehr vahingeftellt bleiben, als, vom Koftenerjat 
abftrahtrt, das Intereile des Bellagten durch die Ausfegung oder Siftirung hinlänglich 
gewahrt erjcheint. 
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.D. 1 9.1 ‚1 
1.6.1.7.8.1. D. 47, 10.1. 35. D. 49, 14. L 104. D. 50, 17. 1.4.0.3,8.1 1.0.3, 26, 
1. 12. C. 3, 31.1.5. 0. 4, 16. 1. 31. C, 7, 16. Tit. C. 7, 19. 1. 33. 0.9, 9.1.2. C. 9, 22. 
Cic. de invent. 2, 20. Gajus 4, 133. — Tit. X. 2, 10. c. 5. X. 4, 17. — C. de proe. 
a. 171. 250 C. pen. a. 3. 6. for. a. 182. — Hanno». Bürg. PreD. 8. 14. 112. 
StrPreO. 8. 45. 47. — Preuß. Str.Brc.O. 1867. $. 10. AGO. Th. 1. Tit. 2. $. 178. 
Zit. 5. 8. 29 f. Tit. 9. 8. 20f. Tit. 10. 8. 60 ff. Tit. 13. 8.36 ff. Kit. 43. 8. 11 fe — 
Nd. Entw. 88. 303 f. 400. vgl. Mot. 3. Preuß. Civ. Pre.Entw. 1864. S. 58. 74. 77. 
tit.: Pilii ordo jud, P. 2. $. 23 gg. Tancredi ord. jud. P. 2. tit. 20. $. 1 sag. 
Claproth, zu: Pre. 4. Aufl. Bd. 1. 8.99. Danz, Bürg. Pre. 8.51. Gönner, Handb. 
Do. 1. Abb, XXV. 8. 11f. Linde, Lehrb. 8.56 ff. Heffter, Sof. 88.102.138. Wegelt, 
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8. 64. Renaud, Lehr. $. 152. Endemann, CivPrc®. 9. 153 ff. Bethman: 
weg, Berfuge ©. 123 fi. Gem. Eiv.Prc. Bp. 2. 8 A fl. —— Iden 


nner. Cap. 4. Piand, Mehrheit d. R. 85. 26 ff. Str.Berf. 
Yur.Zags Bd. 1. ©. 3fj. Miünd. keit. Binden . 11. S. 3 e 
(tn. d. Hered. Pet. 1852. France, Comment, d Band. Tit. je H. P. 15 






ülow, Diss. de praej. except, 1563. —ãeã— A. Pernice, Di 
tione cett, 1864. Bierteljahrsicht. 8. 5. 5. 413 stein er, Sit. ; 
1869, S. 881 ff. v. Bar, Ard.f. civil. Praxis. N. F. BD. 52. 431 Zadarı 
ic. H. ©. 100 fi. Förfer, Preuß. Priv, er; 1. ©. 260. onen hof, Str.Re 
n. 15-18. Goltbammer, Ard. Bd. 5. ©. 344 fi. 350 ff. 370. ®b. 17 ©. : 
barbt, Comm. . Senno Str te O. Le. Pigeau, La proe. civ. T.I. p. 320 
fer, Brany. StrBerf. 8. 3 8. Biebing. 


Präjubicien nennt man die Rechtsſpruche der Gerichte infofern, als m 
beftimenden Einfluß bezüglich juridiſcher Fragen für deren gleihe Beurth 
in amberen Proceffien und bzw. durch andere Michter hervorheben will. 

ı inne fallen auch die Urtheile der alten Schöffengerichte und Oberhöfe unter d 
ff der P. wie dieſes Wort ja aud im rim. R. urfprünglic; gerade auf Urthe 

Solfßrichter angemandt worden ift. Dennoch ſchließt man jene Urtheile von de 
fe ver P. aus. Wie die Reception des rim. R, aus welchem der Ausdruch 
: heutige Rechtsſprache berübergenommen ift, zu einer Zeit erfolgt ift, wo bie € 
ſchon mit gelehrten Juriſten beſetzt geweſen find, und in der Hauptſache das Zi 

lehrten Juriftenftandes geweſen ift, jo wendet man ben Ausbrud P. aud m 
vie Rechtsſprüche der mit gelehrten Suriften befegten Gerichte an. Die autoriti 
itung der P. beruht mit Küdjicht Hierauf in ihrer wiſſenſchaftlichen Ueberzeugung 
und auf freier Annahme der fie befolgenden Gerichte. Eben darum kommt jie au 
ch den Urtheilen der unteren Gerichte in gleicher Weife, wie denen der höher 

jte zu, und wenn bie Sachlage nichtöbeftoweniger im Allgemeinen eine andere i 

vubt dies doch nicht fo ſehr auf gefeglicer Nothwendigleit, als in thatfächlich 

Kemifen. — Eine andere Stellung nehmen die P. der höchſten Gerichte nad; frar 

dem ihm folgenden preuß. und Bannov. R. und gemäß bem Nd. Entw. ei 

Gefeggebungen poftuliven die Einheit der Rechtsſprechumg im Staate, und fefe 

m böchften Gerichtshof zum Träger biefer Einheit machen und ihm vorſchreibe 

Sfprüdhe der unteren Gerichte, die auf unrichtiger Auslegung oder Anwendung d 
‚e oder Rechtsgrundſätze beruben, zu caffiren, wird diefer Gerichtshof zum ale 
tigten Ausleger der Gefege und feine P. obligatorifc für fümmtliche Gerichte & 
18 außer il Am ftrengften verfolgen diefe Tendenz im Gebiet der Civifjuft 
anz. und Hannon. Gefeggebung, indem fie die Staatsanwaltſchaft zum Wächter d 
es beftellen und ihr in der drichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Gefeges e 
U in die Hand geben, die Einheit der Rechtſprechung felbft % zur Geltung ; 
m, wo ben Parteien ſelbſt ein Rechtsmittel nicht zuftändig ift ober fie von deine 
Gebrauch machen; die preuß. Gejeggebung und der No. Entw. dagegen kennen dieß 
zmittel nicht, und abgefehen von Eheſachen in den altländifchen Provinzen ift i 
NR. eine —— der Stantsanwaltfchaft in Civilproceſſen überhaupt br 
en. Im unbeſchränitem Umfange wird der Grundſatz der Einheit der Rechiſpre 
anz. R, in der Hannov. Pre.Ordn. und dem Nd. Entw. durchgeführt. en 
rm beſchreibi der franzöſiſche Grundſatz, daß alle Entſcheidungen der unteren Gericht 
! „eontreires aux lois ou anx formes de proceder ou dans lequel un jug 
zcedd ses pouvoirs“, der Caſſation unterliegen. Das preuß. R. beſchränkt weri 
die „formes de proceder“ auf weſentliche Proceßvorſchriften und dieſe ift die fi 
Bebiet der Allg Ger Ordn. geltende Verordnung über bie Rechtsmittel v. 14. De 
auch zu beftimmen bemüht gewejen. — Bei dem Umfange, in melden Diem 
n genannten Gefeggebungen die Gentralifation der Rechtiprehung Platz greift, um 
& vis legis, welche die P. der höchſten Gerichtöhöfe durch fie erlangen, erſcheint — 
ringendes Beblirfniß, daß den P. der höchſten Gerichtshöfe von Zeit zu Zeit auch ü 
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gefegliher Form der erforderliche Ausorud gegeben werde. Zur Zeit ift Dagegen auf 
die öffentlichen Belanntmachungen diefer B. in amtlichen Blättern und die dankenswerthen 
Privatſammlungen hinzuweiſen, welche dieſelben insbefondere iw ihrem gefammten 
Zuſammenhange würdigen laffen. 

Lit. u. Quellen: ©. Befeler, Boller. und Yuriftene. 1843. Deutſches Priv.R. I. 
8.29 ff. — Savigny, Spft. I. $. 12 fj. — Puchta, Gew nngeiter. 2. Thl. — Verhandl. d. 
VI. Juriſt. Tags 2. Bd. Repert. ©. 137. Frey, Franke. Civil- u. Crim.Verfg. S. 143 ff. 
223. Pigeau, Proc. civ. I. p. 640. Heffter, Preuß. Pre. $. 83.— Loi 1 dec. 1790. 
a. 25. Loi 27 vent. an VIII. a. 80. 88. — Preuß. Verordn. 14. Dec. 1833 88.4.5. Deck. 
6. April 1839. U. 3. Cab.O. 1. Aug. 1836. Gef. 7. Mai 1856. Verordn. 24. Juni 1867. 
8. 63. Entw. 1864. 88. 653. 664. Mot. S. 159 ff. 169. Nd. Entw. $. 808. Hannov. 
Pre.O. 5. 443. 8. Wieding. 

Prälaten (praelati) im eigentlichen Sinn find die Biſchöfe und die Inhaber der 
höheren, über dem bijchöflichen ftehenden Aemter, wie die Erzbiichöfe, Primaten und Patriarchen. 
Im Sprachgebrauch der “Decretalen werden auch die Aebte, aljo die Vorſteher der geift- 
lichen Orden, unter biefer Bezeichnung begriffen. Haben diefe nicht blos eine der bifchöflichen 
analoge Regierungsgewalt über‘ ihr Klofter und die zu demfelben gehörigen Perſonen 
(die ſog. jurisdietio quasi episcopalis), fondern aud eine folche über einen gewiffen 
dem Klofter zuftehenden und von jeder Diöcefe erimirten Bezirk (territorium separatum) 
fo nennt man fie praelati nullius ober praelati nullius dioeceseos. Im Gegenfat zur 
den Biſchöfen werben aber die Aebte al3 praelati inferiores bezeichnet. Aus der allge- 
meinen Bedeutung von praelatus, als einer Perfon, welche anderen vorgeht, dieſen über- 
georbnet ift, erklärt es fich, daß auch im Mittelalter die Inhaber von mit der Yuris- 
Dietion oder mit dem Perfonat . verbundenen Stiftsämtern, 3. B. Bröbfte, Dechanten, 
Cuſtoden der Domcapitel, ja mitunter auch die Pfarrer praelati genannt worden find. 
Endlich Hat der Ausdruck: praelati noch eine bejondere Beziehung zu dem Organis⸗ 
mus der römischen Curie. P. find nämlich die Geiftlihen derjelben, welche gewiſſe Be— 
fugniffe des oberften Kirchenregiments des Papftes, fer e8 allein, fei es zu Collegien ver- 
einigt, theils in Unterftügung der Cardinäle, theils felbftändig ausitben und deswegen 
aud) durch einen äußeren Ehrenvorrang ausgezeichnet find oder welche wenigftens ohne 
einen derartigen Antheil an der päpftlichen Jurisdiction gleiche Ehrenrechte, wie die an 
der letzteren participivenden, befigen. Die erfteren nennt man eigentliche, die letzteren 
Chrenprälaten, während ınan die PBrälatur, welche der Papft nach Ablegung der vor= 
geihriebenen Prüfung verleiht, praelatura justitise, die, welche er unter Abjehung davon 
extheilt, praelatura gratiae nennt. Die Prälatur ift die Vorſtufe des Cardinalats. 
Die allgemeine die P. in ihrer Tracht auszeichnende Farbe ift die violette. Die P., ſowohl 
die römischen, wie die nicht zur Curie gehörigen (f. den Anfang des Artikels) werden im 
Curialſtyl im Gegenfag zu den Nichtprälaten: Monsignori genannt. 

Quellen n. Lit.: c. 41. 44. X. de elect. I. 6; c. 3. 8. 5. in VIto eod. I. 6; c. 2, 
X. de iud. II. 1; c, 3. X. de off. iud. ordin. I. 31; über bie röm. Prälatur f. Bangen, 
Die rim. Curie ©. 45 ff.; Meier in Jacobſon und Richters Zeitfehr. für das Recht der 
Kiche 1, 91 fi; Phillips, Kirchenrecht 6, 297 fi; B. Hinſchius, Kirchenrecht 1, 375 fi. 

| P. Hinſchius. 

Prälegate (Vorvermãchtnifſſe, praeceptiones) im weiteren Sinne find die einem 
Erden aus der Erbichaft hinterlaffenen Vermächtniffe. Nachdem mit der Form des alt- 
tim. legatum per praeceptionem im Streit der Iuriftenfchulen auch deſſen fachgemäße 
Auffaſſung als eines Voraus für den Eingefesten vor Erbantritt und Erbtheilung ab- 

nden gelommen war, bilveten ſich aus vielem Schwanken nachſtehende Begriffe des 
duſtin. R. I. Ein gemöhnliches Legat Liegt vor, wenn ein Nichterbe mit einem Bers 
mächtniſſe an einen Erben belaftet ift. II. Praeceptio im technifchen Sinne ift a) das 
einem unter mehreren Miterben jo Binterlafjene Vermächtniß, daß nicht der Bedachte ſelbſt, 
ſondern nur deſſen Miterben (alle oder einige) belaſtet ſind, b) das Vorausvermächtniß 
für den Fiduciarerben. III. Praelegatum im techniſchen Sinne: das einem unter meh⸗ 
reren Miterben fo zugewendete Vermächtniß, daß auch der Bedachte als mitbe— 
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ftet erſcheint, indem entweder a) ein Onerirter überall nicht genannt iſt ober b) aı 
dich alle Erben (folglich auch der Bedachte) belaftet find. Fur dies eigentliche 
die claſſiſche Jusisprudenz aus dem Sage: ein dem Alleinerben hinterlaſſenes Ye 
de als ſolches unwirtſam fein (heredi a semet ipso inutiliter legatur) zumä 
Volgerung: dann fei aud das einem von mehreren Erben hinterlaffene Bermädkt: 
den Fall 1) daß der Prälegatar Erbe wird, foweit unwirtſam (confunbirt), ı 
damit am fich felber belaftet, wirffam nur ſoweit als die Miterben belaftet fei 
m Theil Habe er als Erbe, viefe Theile als Legatar. Fernere Folgerungen: 
fundirende Theil aecrescirt einem etwaigen Collegatar, ift einzurechnen in bie Falcidi, 
> Trebellianifde Ouart, wird mit dem Erbtheil an den Univerfalfiveicommiflar re 
tt; ift ber Collegatar ſelbſt Miterbe, alſo ebenfalls Prälegatar, jo verhalten fich bei 
jetontfeile (3. ®. Yan, 4/13) gerabe umgefehrt wie ihre Erbifeile ("ıy, #5) u. 
ird Dagegen 2) der Brälegatar nicht Erbe, weil er ausichlägt, oder bleibt 
ht Erbe, weil er als suus abftinirt oder als voluntarius Reftitution erlangt, da 
Kilt er, in Ermangelung anderer Verfügung des Erblaſſers, das ganze 
eiches gilt nach richtiger Anſicht auch dann, wenn der Prälegatar nad) den dies ( 
os legati aber vor dem Exbantritt verftorben (Transmifjion des ganzen P. auf je 
ben) oder erbunfähig geworden ift; während freilich die herrſchende Meinung für erſte 
U auf Grund einer Stelle, die von „praeceptiones“ handelt, das Gegentheil behauy: 
jo: der Prälegatar, welcher Erbe nit wird (nicht will oder nicht ann), erhält B; 
nömittirt auf feine Erben das ganze ihm zugemendete P., und zwar als Legat. 
eſe gefammte überfünftlihe Theorie fand auf die techniſche praecoptio (oben II) k 
wendung (nur daß bier im Falle a Das Voraus aud im jud. fam. ercise. gelte 
nacht werben kann); fie durfte eben jener Eigenſchaft halber und ald dem Willen ı 
ftator der Negel nach wiberftreitend in Deutichland nicht recipirt werben (f. Art. Lega 
eichwohl behauntet die gemeinrechtliche Doctrin deren Reception. Ja noch das Sit 
®. will die römiſchrechtlichen Grundfäge vom P. in allem Weſentlichen vun 
uhrt fehen (mit der ſtiilſchweigenden Ausnahme: fomeit nicht der Erblaſſer ante 
kmmt haben folte); obwohl bereit das Preuß. L. R. mit vollem Fug das Entgegengefe 
igeftellt hatte: es iſt zwiſchen fog. Prälegat und Vorausvermächtniß an einen um 
weren Erben kein Unterſchied; ftet8 hat der Vermächtnißnehmer das Ganze ju 
zati, mag er Erbe werben oder nicht, jo daß es bei der Ausgleichung unter den Erb 
all nicht in Anſchlag kommt und nichts davon mit der Erbſchafi an Käufer or 
iverfalfieicommifjare außzuliefern ift. Dem C. eiv. mußte die fog. Prälegatteorie ur 
nehr fremd bleiben, als ihm jeder teftamentarifhe Erbe nur legatnire ift; hier bie 
jer ein „don ou legs & titre de preciput ou hors part“ nichts Befondered. 
Lit. u. Duellen: Buchholtz, Die Lehre von den Prälegaten, 1850. Degenkoli 
leg. qu. f. per praeceptionem, 1855. Axndts im Rehtöler. VI ©. 288 fj. Bar 
tom, Civ. Ar. 35. ©. 260 ff. u. Lehrb. I. $. 523. Windfgeid, 2%b.-$. 627. — Gi 
5.217 ff. 117.9. 2.1.18.1.34. 86. 11-13. LI. 87-91. 1. 116. %.1.D 31: 
1. D. 31. (opt Schüße, Jahrbb. d. gem. deutſchen R. UL. ©. 418 ff... 1. 32. D. 32.1 
D. 33,5. 1. 18. 9.2. D. 34, 9. 1. 90. D. 35, 2.1.16. 8. 3.1. 34. 8.12. 1.27. 6.1 
36, 1. 1,1. 8.6. D.43, 3. e. 1. C.4,2.0.12. C.6, 37. Preuß. ALR. 1. 12. 98.262. 27 
3. 474. L 11. 8. 460. C. eiv. a 919. Sähf. ©.8. 93. 2401 — 2403. sin 
(2 


Präliminarien ver völtkerrechtlichen Verträge (conventiones praeparatorise 
»eliminares, preliminaires) find vertragsmäßige Abreden unter den Staaten, d 
3 bloß vorläufige gelten und durch den Abſchluß von definitiven Staatöverträgen erfe 
rden follen. Unterhandelnde Staaten pflegen fid) ihrer zu bedienen, um gegenfetig 
nperftändniß in den Hauptpunkten vertragsmäßig ſicher zu ftellen und nur bie dom 
ung befielben ober die Feſtſetzung von Nebenpunkten fpäterer Vereinbarung vorub 
(ten. P. haben demnach bald die Bedeutung ‚bloßer pacta de contrahendo, inte 
die Puntte aufführen, welche die Grundlage der Unterhandlungen bilden follen; bel 
Ien fie einen proviſoriſchen Rechtszuſtand zwiſchen den Staaten feſt unter Vorbehal— 
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denſelben in einen definitiven zu verwandeln; bald endlich normiren fie einen definitiven 
Rechtszuſtand und behalten nur die feierliche Betätigung und etwatge Ergänzungen beö- 
jelben einem fpäteren Hauptvertrage vor. Immer aber find fie völkerrechtlich verbindliche 
Berträge ; es fei denn, daß ihre Geltung vom Abſchluß des Definitivvertrags abhängig ge- 
macht werde. Auch fr fie gelten demnach die Regeln, die das Völkerrecht betreff8 der Legi- 
timation zum Abſchluß, der Ratification, Auslegung und Erlöſchung der Stantöverträge 
aufſtellt. P. werben bald in Geftalt bloßer Pımltationen abgefaßt; bald als fürmliche 
Berträge abgeſchloſſen. Hauptanwendung finden fie bei Friedensichlüffen (Friedens⸗ 
präliminarien), wobei fie häufig mit Waffenſtillſtandsverträgen combinirt werben. 
Beiſpiele der wichtigften Präliminawerträge in der Neuzeit find die Nikolsburger 
Friedenspräliminarien nebſt Waffenftillftandsconvention vom 26. Yult 1866; die P. von 
Bilofranca vom 11. Juli 1859; die Wiener P. vom 1. Febr. 1856 zum Barifer 
Frieden vom 30. März 1856. F. v. Martitz. 


Prämiengeſchäft. Das P. iſt ein Vertrag, inhaltlich deſſen von einem Con— 
trahenten, Prämiennehmer, dem anderen, Prämiengeber, gegen Verſprechen einer beſtimmten 
Geldſumme, Prämie genannt, ein an einem vereinbarten ſpäteren Zeitpunkte auszuübendes 
Wahlrecht zugeſtanden wird, welches mit Bezug auf einen bereits abgeſchloſſenen oder erſt 
noch abzuſchließenden Vertrag einen Eingriff in die Rechtsſphäre des Prämiennehmers 
enthält; der Vertrag, auf welchen das PB. Bezug nimmt, iſt in die Vereinbarung über 
Wahlrecht und das Aequivalent hierfür, die Prämie, mithin in das P. weſentlich, aber 
noch unfertig eingefchloffen, jo daß erſt nad) Enbigung des P. entſchieden ift, ob oder 
wenigſtens in welchen Umfange er zu Stande kam oder nit, und im kaufmänniſchen 
Verkehr regelmäßig ein Lieferungsgeſchäft (Firgeſchäft), deſſen Gegenftand gewöhnlich bör- 
jenmäßige Papiere bilden. 1) Das Wahlrecht, für welches bie Prämie gegeben wird, 
bereptigt den Prämiengeber an einem beftimmten fpäteren Zeitpunfte zu wählen, ob er 
den gleichzeitig verabredeten Lieferungsvertrag abgeſchloſſen wiffen wolle ober 
nicht (einfaches P.); die Prämie wird hierbei bezahlt: entweder wen das Wollen 
dieſes Yieferungsgeichäftd, oder wenn das Nichtwollen gewählt wird, oder auch ſchon 
für das bloße Wahlrecht, ohne Nüdficht auf dieſe oder jene Ausübung der Wahl; 
da3 Yegtere wird präfnmirt. Der Vortheil des Prämiengebers liegt in der Möglichkeit, 
die Sonjectur im Zeitpunkte der Wahl für ſich vortheilhaft zu beniigen; ber des Prä⸗ 
miennehmers im gewiflen, wenn auch geringeren Gewinn wenigftens der Prämie. 2) Das 
Wahlrecht kann aber aud derart vereinbart fein, daß der Prämiengeber nicht zwiſchen 
dem beftinmmten Wollen und Nichtwollen, ſondern zwischen So= und Anders-Wollen 
wählen fann: dies ift der Fall beim „Wandelgeſchäft“, mobei der Wähler (Brä- 
miengeber) die Erfüllung des Vertrages in einem beliebigen Zeitpunfte innerhalb einer 
enger oder weiter firirten Frift fir verlangen Tann; ferner beim „Schluß auf feft 
und offen“, bei welchem der Prämtengeber, der hierbei immer als Käufer ericheint, das 
Recht bat, an einem beſtimmten Zeitpunkte binfichtlich eines beſtimmten Theild der Waare 
von der Erfüllung zurüdtreten zu Dürfen; hierher gehört auch das „Nochgeſchäft“ 
und das „Stellgeſchäft“, |. die bei. Art. hierüber. 3) Das Wahlrecht des Prämiengebers 
kann endlich der Art vereinbart fein, daß dem Prämiengeber die Wahl zwifchen Nicht wollen, 
Sowollen und Anderswollen zuftebt; dies ift der Ball beim „zweifchneidigen 
Prämiengeſchäft“, weldes darin befteht, daß der Prämiengeber am beftimmten Termine 
wählen kann, ob er (ald Käufer) die behandelte Waare vom Prämiennehmer beziehen, 
oder fie (als Verkäufer) dem Prämiennehmer Tiefen, oder weder das Eine, noch das 
Andere, fondern Abftand vom (Lieferungs =) Bertrage wolle. — Ueber die Verbindung 
zweier Prämiengeſchäfte ſ. „Sweiprämiengeſchäft“. — Die juridiſche Natur der 
P. im Allgemeinen und im Einzelnen, ſogar ihre Klagbarkeit iſt ſehr beſtritten. Sehr 
verihiedene Rechtöinftitute: Neugeld, Conventionalftrafe, Spiel, Wette, gewagte Verträge, 
Verſicherungsgeſchäft u. ſ. w, wurden zur Erklärung derſelben herangezogen; die Prämie 
iſt aber nichts Anderes als ein vollkommen berechtigtes Geldäquivalent, welches für 
De Gewährung (oder Ausubung) eines gewiſſen Wahlrechts gegeben wird. 
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Lit: Bender, Verkehr mit Staatspapieren, 2. Aufl. 88. 91 — 93. Thöl, Berfehr | 
tatöpapieren, ©. 195 fi. u. a. a. D. ZTHöL, Hanbelsredt, 88. 91—99. Ladenburg 
ılofhmibt’s Zeitfehr. f. das gef. Handelsrecht, Bd. III. Nr. 8.; vgl. auch Golbfhmii 
da Db. I. Nr. 5, 9 u. 11; Gareis in Siebenhaar's Archiv f. jel- u 5 
zrecht, Bb. XVIII. Nr. V. p. 123—170. Die juribifge Natur derfelben insbeſonder 
nder, 0.0.0, 8.93. Thöl, Handelsrecht, $. 93, und Gareis, a. a. O., 8* 14,1 

. areis. 

Präſentationsrecht, jus praesentandi, iſt das Recht, dem zur Verleihung er 
hlichen Amtes berechtigten Oberen bei der Vacanz deſſelben ein geeignetes Subject 
eſchiag zu Bringen. Daſſelbe iſt für die Regel fein felbfländiges Recht, ſonde 
: ein Ausfluß gemiffer anderer kirchlicher Rechtsverhältniſſe. So bildet es gewöl 

in der fatholiichen und proteftantifchen Kirche eine und zwar die wichtigfte der im Pat 
rechte (f. Th. I. ©. 471. 491) enthaltenen Befugniffe. Werner gewährt für das, ( 
: der katholiſchen Kirche ein weiteres Beifpiel die Präfentation des Pfarrvicars feit 
3 Hirhlicen Inſtituts, welchem die betreffende Pfarrei quoad temporalia incorpe: 
(f. den Art. Incorporation). Andererſeits erſcheint das P. aber in der fatheliid 
che auch als ein felbftändiges Recht; in biefer Geftaltung kommt es namenilich 
Recht der Landesherren vor, dem Papft auf die höheren Genen, wie bie bike 
en und erzbiſchöflichen Stühle geeignete Candidaten zu präfentiven, und ift dann e 
ſchwächung des den Fürſten fonft zuftehenden Nominationsredites (f. den Art. Nor 
ion). Da aber ein Patronatrecht auf die erwähnten Beneficien an und für fih m 
geſchloſſen ift, fo kann felbft ein ſolches landesfürſtliches P. in dem erfteren ſeir 
und haben. Ob daſſelbe alfo im gegebenen Falle felbftändiger oder unjelbftändi 
tur bat, ift jedes Mal beſonders zu unterfuchen. Freilich hat ſich die Doctrin Die 
terſchied bis Heute nur fehr felten zum Bewußtſein gebracht unb bedient fid‘ dal 
ächtiger Weife für die in Rede ftehenden Fälle der beiden Ausprüde: Präfentaticı 
t umd Patronatrecht als gleichbedeutend. 

eh Gerlach, Das Präfentationsreht auf Pfarreien, Regensb. 1855; Th. Frick! 
er bie Ausübung des Präfentationsrehtes in Moy's Archiv für fathol. en 2. 3 

. Hinfhius. 

Präfumtionen, Der Begriff der Vermuthung, b. h. einer Schlußfolgeru 
che fraft Erfahrung und Logif von einer bekannten Thatſache auf eine unbefannte 
cht werben Tann, ift an und fur ſich juriſtiſch indifferent. Insbeſondere ift es fir 
weislaft im Proceſſe in der Negel gleichgültig, ob das thatfächliche Verhäliniß, weld 
? Partei zu ermeilen Bat, wahrſcheindich ift, oder night: im beiden Fällen muß 
Khmäßig erwieſen werden. Bon diefer Regel werben jedoch durch pofitine Rechtsve 
iften Ausnahmen ftatuirt, und zwar mit verſchiedener ‘Tragweite. 

a) Gewiſſe Thatſachen gelten fo fehr als natürlie Folgen von beftimmten Be 
Hegungen, daß fie ſchon dadurch, daß diefe Vorausfegungen feftftehen, für juriftii 
br erachtet werden, folglid; nicht mehr erwieſen zu werben brauden. Vielmehr b 
enige Partei, melde das Nictoorhandenfein der fraglichen Thatfache behauptet, di 
? Behauptung zu erweifen. Die alſo zur proviforifchen juriſtiſchen Gewißheit gefteige 
emuthung beißt gefegliche ober Redts-Vermuthung, meil das Geſetz felbft d 
Auß zieht, p. legis oder juris, bei alten Procefjualiften auch p. violenta, — i 
genfage zur einfachen, unjuriſtiſchen Wahrſcheinlichleit, welche alsdann als p. fac 
ninis, jadieis bezeichnet wird. 

b) In mehreren Fällen gilt die betreffende Thatſache als definitiv gemiß, a 
hwendige, geziwungene folge der gegebenen Vorausſetzungen, fo daß ber Gegenbene 
igeichlofien if. Das find die p. juris et de jure, p. nmecessariae, welche thei 
' srtahrungemäfiger phyſiſcher Nothwendigkeit, theils auf Grundfägen des öffentlick 

t8 en. 


Beide Gattungen von Rechtövermuthungen find wegen ihres erceptionellen Charafteı 
da anzunehmen, wo dies vom Gefete ausdrücklich vorgejhrieben if. Ein analoge 
Sbehnen und BVerallgemeinern ift nicht ftatthaft. 
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Beifpiele von p. juris. Schon nad allgemeinen Nechtögrundfägen wird bona 
fides regelmäßig präfumirt, — ebenfo die Fortdauer eines Rechtszuſtandes, deſſen Entftehung 
erwieſen ifl, — der regelmäßige Inhalt (naturalia negotii) eined Nechtögeichäfts, — die 
Unbedingtheit, — die Vorausſetzungsloſigkeit. — Der Verſchollene wird kraft gemein- 
rechtlicher Gewohnheit als todt vermuthet, wenn feit feiner Geburt 70 Jahre verflofien 
find, nicht aber auch, nach der richtigeren Anficht, bis dahin als lebend vermuthet. — 
Der Ehemann wird als Bater des Kindes vermuthet, welches die Ehefrau nad Ablauf 
de8 181. Tages fett der Eingehung und vor Ablauf des 300. Tages nach Auflöfung 
der Ehe geboren bat: pater est is, quem nuptise demonstrant. Dieſe Vermuthung 
vermag weder die Erflärung der Frau, daß eim Anderer Vater jei, noch der Beweis 
ihres Ehebruchs zu entkräften, ſondern einzig und allein der Beweis, daß der Ehemann 
das Kind unmöglich gezeugt haben Tann, 3. DB. weil er zu der der Conception entfpre 
chenden Zeit abwejend oder Türperlih unfähig war, 1. 5. de in jus vocando II, 4; 
1. 12. de statu hominum I, 5; 1. 3. $. 12. de suis XXXVIII, 6; 1. 6. de his 
qui sui vel alieni I, 6. Aehnlich C. N. 312, 313. Mehrfach abweichend Preuß. 
ALR. II, 2, 1 ff. — Eine andere Vermuthung der Vaterſchaft, und fogar der Ehe, 
ftatuirt Nov. 117, c. 2. — Wenn nicht nachgewiejen ift,. woher eine Ehefrau ein von 
ihr als ihr gehörig beſeſſenes Vermögensftüd erworben hat, jo wird Anſtandshalber ver: 
muthet, daffelbe fei ihr von ihrem Manne gejchenft worden. Diefe p. wurde, evitandi 
turpis quaestus gratia,.von DO. M. Scähoola aufgeftellt. oder empfohlen, und wird 
Daher p. muciana genannt. — 1. 51. de donationibus i. V. et U. XXIV, 1; 1. 6. 
C. eod. V, 16. — Andere Fälle von p. juris beziehen ſich auf die condictio indebiti, 
als Ausnahmen von den gewöhnlichen Regeln des Beweiſes. Wenn der Bellagte den 
Empfang fälichlih geleugnet bat und deſſen überführt wird, jo wird, ihm zur Strafe, 
auch die Nicht ſchuld vermuthet, 1. 25. pr. h. t. Desgleichen joll, wenn ver Kläger 
forensium rerum expers, Pupill, oder Minorenn, oder ein Frauenzimmer, oder Soldat, 
Bauer u. dgl. ift, vermuthet werden, daß er unbedachtſam ein indebitum mweggegeben! 
So der vielbeiprocene 8. 1. 1. c. — Wenn ein Schulofchern durchſtrichen ift, wird Be 
freiung des Schuldners präfumtt, 1. 24 eod. 

Beifpiele von p. juris et de jure. Solche find, wie wohl angenommen 
werben muß, im röm. und gem. R. diejenigen, welche fih an bie Frage des Ueberlebens 
nüpfen, wenn zwei ober mehrere Perjonen bei demjelben Ereignifie umgelommen find. 
1. 7. de rebus dubiis XXXIV, 5. Prag A.L.R. L 1. 8. 39. — Das nad Ab- 
lauf des 300. Tages feit dem Tode des Ehemannes geborene Kind kann nicht von ihm 
kin, 1. 3. $. 11. de suis XXXVIII, 16. — Die Quittung über eine Zahlung läßt 
vermutben, daß dieſelbe wirklich erfolgt ift, ausfchließlich jeglichen Gegenbeweijes, wenn ver 
Ausfteller 30 Tage ohne Proteftation bat verftreichen laſſen. Ebenſo läßt auch nad 
röm. R. der Schulvichein in der Hand des Gläubiger8 nad zwei Jahren abjolut ver- 
muthen, daß die Valuta wirklich ausbezahlt worden if. Nach gem. R. begründet Dies 
nur eine p. juris. — Bu den p. juris et de jure werden noch verjchievene Ungehor⸗ 
jamsftrafen im Procefie gerechnet, infolge welcher 3. B. der Bellagte als gefländig ange: . 
fehen wird. Ueberhaupt hat die p. juris et de jure viel Aehnlichfeit mit der Fiction, 
welcher fie ſogar von Einigen gewillermaßen gleichgeftellt wird. 

Ueber Präfumtion bei Schulofheinen und Quittungen nah preuß. R. |. Preuß. 
—* I, 11. 88. 732—748; 16. 88. 104 ff, 133—148; bei Vollmachten I, 13. 

. 119 — 128. 

Im ſehr ſchief abgefahten a. 1353 ſchreibt C. N. dem Richter Berüdfichtigung 
nichtgeſetzlicher Wahrfcheinlichkeiten vor, fofern diefelben „wichtig (), beitimmt und über- 
enftimmend” find, und nur in den Fällen, wo das Gele den Zeugenbeweis zuläßt, „es 
jet dem, daß die Handlung wegen Betrugs oder Arglift angefochten wird”. — Wirkliche 
P. juris et de jure find nur diejenigen, fraft welcher das Geſetz Handlungen für nichtig 
erklärt, indem es blos auf deren Beichaffenheit die Vermuthung gründet, daß biejelben 
vorgenommen worden find, um feine Berfügungen zu umgehen, 3. B. 911, 1099, 1100 
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Schenkung an zwifhengeichobene Perfonen), — oder kraft welder das Gefeg einer 8 
me peremtoriſche Einrede entgegenftellt, 3. B. 1282 (freiwillige Zurüdgabe an 
cchuldner des Originaltitel® unter Privatunterfcrift), 1351 (exceptio rei judicat 
'. juris flatuiren unter anderen die a. 312 (Baterfhaft), 653, 654, 666, 670 ( 
einſchaftlichteit oder Nichtgemeinfchaftlicfeit von Mauern, Graben, Heden), 721, 

deberleben), 1283 (freiwillige Zurüdgabe der Hauptausfertigung des Titel), 1350 
Beftänbniß). — Uebrigens ift gegen jede P. fomohl gerichtlies Geſtändniß als | 
heibungseid wirfam, fofern e8 überhaupt die Sache zuläßt, 1352. 

Quellen: Tit. D. de probationibus et praesumtionibus, XXII, 3. C. IV, 19 
robationibus. R 

Lit.: Ates Hauptwert: Menochius (1532—1607) De praesumptionibus. Köln | 
m Ganzen bie Ehriften über Beweis: Schneider, ed. Hofmann, Gießen 1842; Wr 
3. Heffter, Halle 1832: Rangenbed, Leip. 1858 ff, Endemann, 1860. Weint 
eber Vermuthungen, Landshut 1601. Feuerlein, Verſuch einer meuen Theorie der Vei 
hingen in Gdnner’8 Archiv IV. 1810. Gens ler, Eiv. Archiv IV. Bolgiano, in Lin 
eitfhr., N. B. X. Belonders: Burdhard, Die civiliftiichen P. 1866. 

Ueber einzelne Bragen: Bermuthung ber bona fides: Harnier, De probatione b 
dei, Cassel 1841. Unger in Haimerl’s Biertetjaßreigrift IL Vermuthung ber U 
ngtbeit: Herhmann-gollmeg, Berſuche, Abh. V. Schönemann in Linde’s Zu 
» XIX. Arndts in Halt "8 Bierteljabrsihr. V. Bermuthung der Baterfchaft: Se 
{re’8 Ari I, IL, V, VIEL 1X, X, XI, XI, XV. Ueber bie p. muciana: Ibid. Il, 
I Zenge, im civ. Arhio XLV. Bermutfun 
en: Gefterbing, Ausbeute, I. Bruns, in 
mil. Schäffer in Linde's Zeitiär., N. . Steinberger Retöteriton ZU 3 
t den Blättern für Redtsanmenbung, XX' Northoff, im prakt, Ardiv, N. F II: 
wmtpung_ des Ueberlebens: Goedecke, De jure cummorientium, Rostock 1830. R 
eu bruch im cio. Arhiv IV. Seuffert’8 Archiv IT. Ripier. 

Präterittom (Uebergehung) Bedeutet I. nad; altröm. R.: das Nichtgedenlen jo 
erſonen im Teſtamente, welche in Ermangelung ausbrüdlicher und gehöriger Enterl 
der Einfegung geſetzlich Erben werben, folglich wider den legten Willen fuccediven. U 
en Begrünbungsverfuden dieſes fog. formellen Notherbrechts fcheint folgender ber 
ıhfte. Der paterfamilias, welcher durch lex specialis Jemanden von Toben 
doptirt (zum Erben einfegt‘, ohne gleichzeitig feinen suus, dem als Nächftbereii: 
ie fomilia zufallen muß, entweder von Todeswegen zu emancipiren (zu erherediten, 
eredem scribere) oder miteinzufegen, bewirkt ebendadurch, daß Leßgterer =) gleiceohl ( 
ird b) nad) dem Grundſatze nemo pro parte testatus etc. den eingefegten Er 
usſchließt; mit anderen Worten, daß der letzie Wille nichtig ift, und der vom Geſet 
afene suus contra testamentum (nullum) geſetzlicher Erbe wird, eben weil ber 
bergangen ift. Ten Gegenſatz ſolcher Uebergehung bildet alſo das bloße Gebenten ( 
brig⸗ Nennen) im Teſtament, fei e8 durch Erbeinfegung, fei e8 durch Enterbung, wer! 
am firengen Recht genügt wird. Doch darf bie &nferedation (emaneipatio mo 
ausa) de8 Hausſohnes, ganz analog ber erjhwerten Emancipation unter Pebenden, 
ominatim erfolgen (Titius exheres esto), die von Haustöhtern und Hausenkeln 
‚gen inter ceteros (ceteri exheredes sunto). Etillſchweigende Ucbergehung ober ni 
amentliche Enterbung (beides ift PB.) des Hausſohns Kat Nichtigkeit des Teſtaments 
iolge, P. der Uebrigen nur, daß dieſe neben den Eingejegten Erben werben, neben : 
uf einen Kopftheil, neben extraneis auf die Hälfte. Dazu gejellte ſich ſpäter die R 
cht theils auf ſolche übergangene Notherben, deren Exiftenz dem Teftator nicht ben 
zweien, theil8 auf den nach ber Teftamentserrichtung irgendivie entftanbenen suus (po: 
ws), welder, wenn nicht im voraus eingelegt ober enterkt, das Teftament rum 
Beiter ging der Prätor; er verhieß allen Denen, welche die bon. poss. intestati ut 
beri haben wirben, eine bon. poss. contra tabulas d. 5. gegen die Tefiamentäurfur 
enn jene liberi darin übergangen oder nicht gehörig enterbt worben, aber mit der 
ing, daß nur bie Erbeinfegungen vorläufig verdrängt, dagegen andere Berfügum 
amentlic zu Gunften cognatiſcher Descendenten und Ascendenten, bis zum Betrage di 
opftheils aufrechterhalten werben. Nachdem Yuftinian noch im Coder die Boraulkt 
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des civilen bzw. prätoriſchen Notherbrechts in das Erforderniß der Einſetzung ober 
namentlichen Enterbung aller sui und postumi bzw. aller liberi umgeftaltet hatte, 
fchritt er fpäter in der Nov. 115 fort zur Berichmelzung des formellen Notherbrechts 
mit dem Pflichttheilsrecht: Descendenten und Ascendenten haben einen gejeglichen An⸗ 
fpruch nicht blos auf Pflichttheilshinterlaſſung, ſondern ſchlechthin auf Erbeinjegung, wel 
cher Anſpruch ihnen nur zur Strafe, und zwar unter Anführung eines novellengemäßen 
und wahren Ausſchließungsgrundes, fei e8 durch Uebergebung ſei e8 durch Enterbung 
entzogen werden fann. II. Nunmehr iſt P. nicht mehr Berlegung einer unabweislichen 
Formworſchrift, fondern gleich der unmotivirten Enterbung: eine unverbiente Kränfung 
des gejeglichen nur aus beſtimmtem Grunde entztehbaren Anſpruchs auf die Ehre der 
Erbeinfegung, und zwar der Ascendenten wie der ‘Descendenten. Zwar ift das Recht der 
Nov. 115 von jeher und durchweg "beftritten; allein nad richtiger Anficht war e8 mit 
dem: feitherigen formellen Notherbrecht fortan unvereinbar. Der Uebergangene, gleichwie 
der grundlos Enterbte, ftellt nach wie vor die hereditatis petitio ab intestato an, 
nunmehr aber unter Berufung auf Verletzung jener Novellenvorſchrift (anticipirte Replik). — 
Auf ganz anderer Grundlage fußt die Fortentwidelung des Präteritionsrecht8 in den Ge- 
ſetzgebungen der Neuzeit. Gemäß der antirömiſchen Auffaſſung: die Erbfolge vermittelt 
nicht perjönliche Repräjentation, ſondern lediglich Vermögensübergang, folglich iſt auch die 
Erbeinjegung keine Ehrenſache mehr, ſondern Verwirklichung eines gefelichen Anrechts 
auf materielle Güter, fihern fie den nächſten Angehörigen nur den Anſpruch auf Hinter- 
lafſung einer Nachlaßquote (Pflichttheil) , nicht aber auf Erbeinfegung als ſolche; was 
umfo unabweislider war, als ver letzte Wille eine Erbeinfegung überall nieht mehr er- 
fordert, als gejegliche und letztwillige Nachfolge neben einander beftehen können. So brach 
Die an ſich morſche Ruine des Yuftin. Notberbrechts zuſammen. Nur Pflichttheilsrecht 
gibt es, bald ſchlechthin umentziehbares (C. eiv.) bald nur aus Gründen von beichränt- 
terer Anzahl entziehbares (Preuß. A.LR. und Sächſ. G.B.). Der C. civ. geftattet 
überall feine Exheredation, erwähnt auch der P. nicht, ſondern gibt, wenn die disponible 
Bortion überfchritten ift, dem heritier legitimaire eime einfache Reductionsklage (1. 
Querela inoffieiosi), III. Dagegen kennt mit dem Preuß. A.L.R. das Sächſ. G. B. ſo⸗ 
wohl Enterbung al8 Uebergehung der Pflichttheilsberechtigten, verfteht aber unter letzterer 
zweierlei: 1) die abfichtliche Uebergehung d. h. Nichthinterlaffung des Pflichttheild durch 
Stillſchweigen über einen befannten Pflichttheilsberechtigten, 2) unabfichtliche Webergehung 
d. h. Nichtermähnung eines Pflichttheilsberechtigten aus Unbelanntichaft mit demſelben 
(Irrthum); fo, weil defien Hecht durch Nachgeburt oder anderweit erft ſpäter entftanden, 
weil derſelbe für todt gehalten oder fein Dafein oder Anſpruch dem Teitator unbelannt 
geweſen. Die Wirkungen folder Uebergehung beftinmen beide Geſetzbücher verſchieden, 
am folgerichtigften das Sächſiſche dahin, daß im Falle 1 die Anfechtung des legten 
Willens nur bis zum Betrage des Pflichttheils geftattet wird, im Falle 2 aber der (irr⸗ 
thümlich) Mebergangene fein volles gefetliches Erbrecht verfolgen kann, ſomit den inſti⸗ 
tuirten extraneus gamz verdrängt, neben eingefegten gleihnahen Pflichttheilsberechtigten 
aber als geſetzlicher Erbe eintritt. 

Lit. u. Quellen: Francke, Das Recht der Notherben x., 88. 2 f Schmidt, Das 
formelle Recht der Notherben, S. 18 ff. Vering, Röm. Erbrecht, IV fi. XI. Windſcheid, 
Lehrb. 88. 576 fi. — Inst. 2, 13. D. 28, 2. 37, 4. C. 6, 28. 29. Nov. 115, e. 3-5. C. 

eiv. a. 913 ff. 920 ff. Preuß. A.L.R. II. 2. SS. 432 fi. 442 fi. Sächſ. 20. 5. 2600 ff- 


2564. hüße. 

Brävention. Wenn zur Herbeiführung eines gerichtlichen Verfahrens über eine 
beftimmte Streit= oder Straffache verſchiedene Perjonen oder Behörden gleichberechtigt 
find, fo kann es nach zwei Richtungen hin von Einfluß fein, welder von den mehreren 
Berehtigten den übrigen zuvorkommt, prävenirt: für die Bertheilung der Partetrollen, und 
für die Entſcheidung zwiſchen mehreren für dieſelbe Sache begründeten Gerichtöftänden. 
(Bl. Th. I. ©. 580 ımb 582.) 

I. Ueber die Barteirollen entſcheidet die P. bei den jog. judieia duplicia (ge 
meinrechtlih den 3 Thetlungsklagen familiae erciscundae, communi dividundo, finium 
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regundorum, und ben beiden interdieta retinendae possessionis: uti posaidetis umd 
utrubi). Hier erheben beide Theile Anfprüche und können beide condemnirt werben, ic 
daß eigentlich Feiner ausſchließlich als Kläger oder Bellagter behandelt werden Tann. Im 
ſolchen Beziehungen, wo dies jedoch unerläßlih ift, 3. B. bei Beweißregelungen, ſoll 
derjenige als Kläger gelten, welcher zuerſt feine Klage beigebradt bat. Haben beide 
ganz gleichzeitig geflagt, entſcheidet das Loos. Diele 'gemeinrechtlichen Grundſätze find 
aud von neueren Geſetzgebungen ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerfamnt. 

I. Für die Beſtimmung des Gerihtsftandes durch P. ift zwiſchen Civil- und 
Strafverfahren zu unterfcheiben. 

1) Im Civilproceß kommen die Fälle in Betracht, wenn jeder der mehreren lag: 
berechtigten denſelben Rechtsſtreit vor ein andered Gericht bringen kann, ſog. Collifion 
der fora. Dies ıft denkbar zunächſt wieber bei ven judicia duplicia, außerdem aber 
dann, wenn fich formell jelbftändige Klagen über ein und bafjelbe materielle Rechtöver- 
hältniß in der Weile gegenüberfteben, daß mit der einen nothwendigerweiſe auch Die an: 
dere entſchieden ift, 3. B. Präjudicialfiagen über ven status, von denen die eine Das 
Beftehen, Die andere das Nichtbeftehen eines beftimmten perjönlichen Berhältniffes zur An- 
erfennung bringen will, oder die actio confessoria und negatoria über daſſelbe Sem: 
tutreht. In allen diefen Fällen Liegt die Gefahr vor, daß wenn die Parteien verfchieden: 
Gerichtöftände Haben, dieſelbe Sache doppelt verhandelt wird. Das gemeine Proceßrecht 
und die neueren Gejetgebungen laffen bier jedoch übereinftimmend P. zu Gunſten des⸗ 
jenigen entfcheiden, der das Verfahren zuerft in Gang bringt. Als der entjcheibende 
Moment für die P. iſt wohl die Infinuation der Klage an den Gegner zu betrachten, 
weil erft damit die Gefahr einer doppelten Verhandlung eintritt. Andere wollen theils 
den Zeitpumft der Klaganftellung, theil® ben der Litisconteftation al8 maßgebend gelten 
laffen. — Erft in neuerer Zeit iſt der rechtliche Charakter diefer P. und die Anmwend- 
barkeit dieſes Begriffes ſchärfer feftgeftellt. rüber fprah man von P. auch im Fall 
bloßer Concurrenz der fora, wo ein Klagberechtigter, zwifchen mehreren Gerichten mühlen 
kann, obgleich ein und dieſelbe Perfon ſich nicht zunorlommen kann. Man ftellte ſich 
jedoch auf den Standpunkt der Gerichte, die ſich gemiffermaßen durch anteoccupatio 
jurisdictionis den Rang ablaufen (Pütter). Auch nachdem der Sprachgebrauch die 
B. auf den Fall wirklicher Collifion beichränft hatte, wirkte dieſe Occupationstheorie ın- 
jofern noch nach, als man nach begründeter P. ein ausſchließliches Recht des verhandeln: 
den Gericht auf Entſcheidung der Sache befauptete (Rinde). Heutzutage läßt man 
durch P. nur Parterrechte entftehen, und geftattet, ſoweit dieſe nicht verlegt werben, aud 
nachträglich noch einen Wechfel des Geriht8 (Pland). Die Proceßgefeßgebungen ſpie⸗ 
geln diefe Wandlungen der Theorie wieder: die Preuß. A. G.O. kennt nur den Pütter’fchen, 
die Badifche den Linde’fchen, Die Hann. Pre. Ordn. den Planck'ſchen Begriff der P. 

2) Für den Strafprocef ift die Unterfheidung von Concurrenz und Collijion 
ber fora unmefentlih, weil in der Regel bei jedem ber gleichzeitig competenten Gerichte 
die. jelbftändige Einleitung des Verfahrens möglich fein wird (durch das Gericht ſelbſt 
oder üffentliche Anfläger). Zu unterfcheiven find folgende Fälle: 1) wenn mehrere ver: 
Ichievenartige fora gegen dieſelbe Perfon und megen deſſelben Delicts begründet find 
(forum delicti commissi, domicilii, deprehensionis); 2) wenn wegen befjelben Ber: 
gehens mehrere gleichartige fora zufammentreffen (forum del. comm. bei Verbrechen 
auf der Grenze u. ſ. w.); 3) wenn wegen Connerität verſchiedene Gerichte competent find, 
über eine Gefammtheit von Strafſachen zu entſcheiden. P. entjcheivet in den beiden erften 
Fällen im gemeinen (nicht immer unbeftritten), preuß. und franz. Strafproceß, jedoch Tan 
in Preußen das nächſt höhere Gericht vor gefälltem Urtheil anders beftimmen. In 
Sachſen findet P. nur in Zweifelsfällen und bet Verbrechen auf der Grenze ftatt. 
Zwilchen mehreren fora connexitatis pflegen die nächft höheren Gerichte, oder die Wahl 
der Staatsanmwaltichaft zu enticheiden; in Preußen bat das Gericht den Vorrang, welches 
für den fchwerften Straffall orventlicher Weife competent if. — Zur Begründung der 
P. find nach gem. R. Maßregeln gegen die Perfon des Thäterd erforberlich (Citation, 
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Steddriefe); nad neueren Geſetzgebungen genügt der Antrag dei Staatsanwaltſchaft auf 
Unterfuhung. ‘Der prävenirte Richter ift verpflichtet, jedes weitere Verfahren einzuftellen. 

DOnellen: 1.7. 13. 14. D. (5, 1) 1. ult.C. (12, 47) 1, ult. C. (2, 2) Cap. 20. X. I, 29. 
Cap. 10. X. I, 30. Im Uebrigen haben ſich die Grunbfäge über Prävention gemeinrechtlich durch 
bie Praxis gebilbet. Preußen: A.G.O. Il, 8.166. A.4 bes Geſ. v. 3. Mai 1852. Str. PreO. 
Tür bie. neuen Provinzen v. 25. Juni 1867 8. 40. Gef. v. 14. April 1851 A. XXI Bao. 


Pre.O. v. 1. Det. 1864 U. 55.56. Hammon. Pred. $. 17. Sächſ. Str. Pre.O. v. 1. Det. 1868 
4. 49. C. d’instr. crim. a, 23. 


&it.: Pütter, Diss. de praeventione etc. (op. acad. rem jud. imp. ill. IL), Sinte- 
nis, Erläuterungen zn Linde's Eiv.Pre., S. 56 fi. Linde im Arhiv für civ. Praris, 
XXVI. 3; namentlih aber Bland, Mehrheit von Rechtsftreitigleiten, 88. 38 — 42, bei. 
S. 29 fl. Zachariä, Handb. des Str.Pre. I. $. 57. 

L. A. E. Zimmermann. 

Precarium iſt das Verhältniß, welches dadurch begründet wird, daß Jemand, 
precario dans, rogatus, einem Anderen, rogans, precario accipiens, Pre= 
carift, den (abgeleiteten) Befiz einer Sache auf beliebigen Widerruf überläßt, und 
zwar als veine Xiberalität, ohne ein negotium contrahiren und fi, wie 3. B. beim 
Commodat der Fall ift, obligiven zu wollen. Urſprünglich wurde auch der Precariſt 
nicht obligatorifch verpflichtet, Da8 B. war aufßercontractliher Natur, was Savigny zu 
der auch Durch andere Indicien gerechtfertigten Vermuthung geführt hat, daß es das alte 
Lehnsverhältniß zwiſchen Patron und Clienten über das auf dem ager publicus verliehene 
Bauerngut geweſen je. Später, als das patriarchaltfch-feudale Inftitut auf andere Zu- 
ſtände angewendet und wetter entwidelt wurde, faßten es die Juriſten als Innominat⸗ 
contract auf. 

Dorausgegangene Bitte, woher fi der Name erflärt, iſt gewöhnlich, aber keineswegs 
nothwendig; ſelbſt ſtillſchweigende Erlaubniß genügt. 

Gegenſtand des P. waren anfänglich nur Grundſtücke, ſpäter Sachen jeglicher Art, 
bewegliche, unbewegliche, körperliche und unkörperliche, wie der Quaſibeſitz von Sewituten, 
ſowohl von Seiten des Eigenthümers des dienenden Grundſtücks, als auch von Seiten 
des Servitutberechtigten, inſofern es die Natur der Servitut zuläßt, z. B. des Uſufructuars. 

Der Geber kann die Sache jederzeit willkürlich zurückfordern, und auch durch befon- 
deren Bertrag verliert er dieſes Recht nicht. Gegen den Precariften, welcher der Rück⸗ 
forderung nicht Folge Teiftet, hatte er aber urfprünglich fein anderes Mittel als die 
Bindication. Dann kam das anfangs nur auf Grundſtücke, im der claſſiſchen Zeit 
auch auf Mobilten anwendbare Interdict de precario, recuperandae possessio- 
nis, auf Keftitution des Befiges, reſp. auf Entſchädigung, und ſpäter noch, ald die Con⸗ 
tractönatur feftgeftellt wurde, eine actio praescriptis verbis. ©egen ben be- 
figenden Precariften konnte fich der Geber auch des Interdiets uti possidetis 
(Th. I, 296) bevienen. Gegen die Erben des Precariften geht die actio praescriptis 
verbis als Contractöflage in solidum, das Interdict aber nur fomeit fie bereichert find. 

Es Tann befonder8 verabredet werben, daß der Precarift bloßer Detentor fein Toll. 

Der Precarift haftet nur fir dolus und culpa lata, obſchon er vom Verhältnifie 
Bortheil zieht. Eine der actio contraria commodati entiprechende Klage wegen Im— 
penjen u. dgl. hat er nicht. Vielleicht dürfen diefe Eigenthümlichkeiten als nicht mehr 
heutigen Rechts betrachtet werben. 

Außer dem Rüdforderungsfalle wird das P. noch beendigt durch den Tod des Pre— 
cariften; natürlich kann ein neues P. dadurch entftehen, daß der Eigentblimer, der von 
dieſem Tode weiß, die Sache bei den Erben läßt. 

©. übrigens die Art. Abgeleiteter Befit und Commodat. 

Daß das P. heute noch als ein vom Commobat verfchledener Vertrag fortbefteht, 
iſt nicht zu beſtreiten. Dabei ift als Hauptmerkmal feftzuhalten, wie namentlib Van- 
gerow bervorbebt, daß der Geber ſich jelbft nicht verbinden will, daher ihm willfürlicher 
Widerruf ftetS offen ſteht. — Nach preuß. R. ift P. vorhanden, wenn in einem Leihver⸗ 
frage weder Die Art und der Zweck des Gebrauchs, noch die Dauer deſſelben beftimmt 
ift, ſowie werm eine unbewegliche Sache over ein Recht der Gegenftand des (micht ſchrift⸗ 
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lichen) Vertrags iſt. Der Precariſt iſt bloßer Inhaber und muß „vie Sache auf jedes- 
maliges Erfordern des Einräumenden zu allen Zeiten zurüdgeben“. — Der C. N. kennt 
fein vom Commodat verſchiedenes P.; die von Zachariä fogenannte Bittleihe iſt Com- 
modat mit Abreve beliebiger Rüdforderung. | 

Quellen: Tit. D. XLIII, 26. de precario. C. VIII, 9. de precario et salviano 
interdieto. Preuß. A. L. R. I, 21, 88. 231— 233. 

Lit.: Aeltere en von Kraus (1750), Rau (Stodmann) (1774), Bogel 
(1786), Bidell (1820), Degener (1831) find jegt außer Eure. — ©. E. Schmidt, Dus 
commodatum und prec., Leipz. 1841; dazu Schmidt (von Ilmenau) in ben frit. Jahrbb. 
VII. (1843). — Bulling, Das Precarium, Leipz. 1846. — Die Pandektenlehrbücher, nament- 
ih Krig, und Bangerow 8.691. — Savigny, Beſitz, 7. Aufl. 8. 42. Nivier 

Preßgeſetzgebung. I. Hiſtoriſches. Die Geſetze, welche dazu beftinumt wa⸗ 
ren, den Gebrauch der Preſſe zu hemmen, ſind ziemlich ebenſo alt, wie die Erfindung der 
Buchdruckerkunſt. Papſt Alexander VI. befahl bei Strafe des Bannes, daß fein Buch— 
drucker ein Buch anders, als nach vorgängiger Cenſur ſeines Biſchofs, drucken laſſen 
ſolle. Dieſe Verordnung iſt von feinen Nachfolgern von Zeit zu Zeit wiederholt worden, 
ſo auch noch durch Pius IX. in der Encyclica vom 8. December 1861, in welcher die 
Preßfreiheit als ein verderblicher Irrthum und als Wahnſinn (deliramentum) unſerer 
Tage erklärt wird. Speciell in Deutſchland beſtellte zuerſt Kurfurſt Berthold von 
Mainz 1486 eine Cenſur in feiner Diöcefe. Ja, wenn wir unter Cenſur nicht blos 
Hemmniſſe des gedrudten, fondern Hemmniſſe des Gedankens überhaupt verjtehen, fo 
ıft die Cenſur älter als die Erfindung der Buchdruckerkunſt. Das Nicäiſche Concil ver: 
dammte die Bücher des Arius und Kaiſer Eonftantin veurtbeilte demnach diefe Bücher 
zum euer, und drohte Strafen denen, weldye fie verheimlichen oder zurüdhalten würden. 
Das Concil zu Epheſus verdammte die Bücher des Neftortus; und Theodoſius IL. 
befahl, fie auszufuchen und zu verbrennen. Ambrofius Autpert ſchickte im Jahre 
768 feine Erklärung der Offenbarung Johannis dem Papfte Stephan III. und bat um 
deſſen Einwilligung, die Arbeit fortzufegen und befannt zu maden. Der Buchbruder: 
kunſt gegenüber ftellten fih dann Kirche und Staat jo, daß, hiſtoriſch betrachtet, das 
Syſtem der Cenſur das Frühere war, aus dem ſich dann erſt allmälig dasjenige ent- 
widelte, was wir beute Preffreibeit zu nennen pflegen. Die Geſchichte der Preßgeſetz⸗ 
gebung in einzelnen Ländern wird Died deutlih machen. 1) In England war de 
Senfur bis zum Jahre 1694 autorifirt; fie fiel fort, als fie in dieſem Jahre nicht 
mehr von Neuem autorifirt wurde. Spätere gejetliche Beitimmungen beziehen fih um 
Weſentlichen nur darauf, die Ermittelung des Urhebers eines Preßvergehens zu ſichern. 
2) Nordamerifa. Im den Verfaffungen von 1776 und 1787 find feine Beftimmun: 
gen über vie Vreffreiheit aufgenommen. Daß der Congreß feine Macht auf die Prefie 
nicht zu erftreden habe, wurde als felbftverftändlich angejehen. ‘Die erfte Verſammlung 
des Congrefies beſchloß unter Anderem auch folgenden Zufagartifel zur Conftitution: „ver 
Congreß jol fein Geſetz machen, welches die Freiheit der Rede oder der Prefle verkürzt”. 
3) Sranfreih. Es beftimmt hier Art. 8 der Charte von 1814: „Die Franzofen 
haben das Recht, ihre Meinungen zu veröffentlihen und bruden zu laſſen unter Be 
obadytung der Gelee, welche die Mißbräuche diefer Freiheit unterbrüden ſollen“. Da 
hierfür da8 Wort reprimer gebraucht iſt, jo ſpricht man ganz allgemein von den mit 
der Preßfreibeit in Verbindung ftehenden Repreſſivmaßregeln im Gegenſatze zu 
den Brohibitivmaßregeln, melde das Entſtehen von Preßdelicten verhüten follen. 
Zufagacte 1815 A. 64: „Jeder Bürger hat das Recht, feine Gedanken druden und 
veröffentlichen zu Laffen, wenn ex fie unterzeichnet, ohne vorgängige Cenſur“; binzugefügt 
ift, Daß die Verantwortung von dem Berfalfer vor dem Schwurgericht zu übernehmen ift, 
welches auch in Preßvergehen erkennen ſoll. Die Charte von 1830 4. 71 ftimmt mit 
der von 1814 überein und fügt hinzu: „die Cenſur darf nicht wieder eingeführt werben”. 
Verfg. von 1848 U. 8: „Die Staatöbürger haben das Necht, ihre Gedanken burd die 

Prefle oder auf anderem Wege zu manifejtiren. Die Ausübung dieſes Rechts hat feine 
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anderen Grenzen, als die Rechte und die Freiheit Dritter und die öffentliche Sicherheit. 
Die Preſſe kann in feinen Falle der Cenſur unterworfen werben”. Die Verfg. vom 
14. Ian. 1852 äußert fich über die Preffe gar nit. Die preßpolizeilichen Beftimmun- 
gen enthält‘ das Gefeg vom 17. Vebr. 1852. Zur Zeit (1870) wirb an einem neuen 
Preßgeſetz gearbeitet. 4) Belgien (Verfg. vom 25. Febr. 1831) A. 18: „Die Preſſe 
ıft frei; die Cenſur kann nie eingeführt werben; es bedarf auch feiner Sicherbeitsleiftung 
von Seiten der Schriftfteller, Verleger oder Druder. Wenn der Schriftfteller bekannt 
und in Belgien anfällig ift, jo kann ver Verleger, Druder oder Vertheiler nicht gerichtlich 
verfolgt werben”. 5) Schweiz. Bundesverfaſſung 1848 U. 15: „Ueber den Mik- 
brauch der Preßfreiheit trifft die Santonalgejeßgebung bie erforderlichen Beſtimmungen, 
welche jedoch die Genehmigung des Bundesrates bedürfen. Dem Bunde fteht das Recht 
zu, Strafbeftimmungen gegen den Mißbrauch der Preffe zu erlafien, der gegen die Eids— 
genofienfchaft und ihre Behörben gerichtet ift“. 5) Deutfhland. Daß zur Zeit des 
deutfchen Reiches Preßfreiheit nicht beftand, verfteht fich von ſelbſt. Reichsgeſetze (Reichs⸗ 
abſchied zu Speyer von 1570, Reichspolizeiordnung von 1577, Kaiferl. Ediet von 1715) 
beftimmen unter Anderem, daß ‘Drudereien blos ın landesLerrlichen Refivenzorten, oder 
auf Univerfitäten und in Reichsſtädten angelegt, auch nur ſolche Perſonen zu Buchdrudern 
zugelafjen werben follen, die dazu von ihrer Obrigkeit tauglich befunden und auf die Be— 
obachtung der Reichögefege über den Drud von Büchern beeidigt find. Die deutihe Bım- 
desacte beftimmte A. 18 lit. d.: „Die Yundesverfammlung wird fich bei ihrer nächſten 
Zuſammenkunft mit Abfaffung gleihförmiger Verfügungen über die Breßfreiheit be 
Ihäftigen‘. Statt deſſen wurde in Folge der Carlsbader Beſchlüſſe am 20. Sept. 
1819 beftinmmt, daß „diejenigen Schriften, melde in der Form täglicher Blätter oder 
heftweife erfcheinen, ſowie ſolche, welche nicht über 20 Bogen im Druck ſtark find, in 
feinem Bundesſtaate ohne Vorwiſſen und vorgängige Genehmigung der Landesbehörden 
zum Drude befördert werben dürfen”. Diefe Neubegründung der Cenfur follte nur 
eine proviforiihe Maßregel für die Dauer von fünf Jahren fein. Nach Ablauf diefer 
Zeit wurde inbeilen am 26. Aug. 1824 beichlofien, daß das proviforifche Preßgeſetz fo 
lange in Geltung bleiben folle, bis man fich über ein definitives geeinigt haben würde. 
Bemerkenswerth find überdem noch Bundesbeſchlüſſe der Jahre 1835 und 1845, durch 
welche die Verbreitung aller Schriften einzelner Schriftfteller, fowie die Verbreitung aller 
Artikel einzelner Verlagsbuchhandlungen theils verboten, theils möglichft gehindert werben 
jolten. Am 3. März 1848 befchloß die Yundesverfammlung: „Jedem deutſchen Bun— 
desſtaate wird freigeftellt, die Genfur aufzuheben und Preßfreiheit einzuführen, jedoch unter 
Garantieen, welche die anderen Bunbesflanten und den ganzen Bund gegen den Mif- 
brauch der Preſſe möglichft ficher ftellen‘. Die Garantieen zu beftimmen, blieb dem Er- 
meflen der Bundesregierungen anheimgeftellt. Die Pranffurter Nationalverfammlung 
beihloß: „Die Preffreiheit darf unter feinen Umftänden und in Feiner Weife durch vor- 
beugende Maßregeln, namentlich Cenſur, Conceffionen, Sicherheitöbeftellungen, Staats- 
auflagen, Beichränfungen der Drudereten oder des Buchhandels, Boftverbote oder andere 
Hemmungen des freien Verkehrs, beichränft, fuspendirt ober aufgehoben werben“. In 
der Preuß. Verfg.Urk. enthält A. 27 die Beftimmung: „Die Cenſur darf nicht einge- 
führt werben, jeve andere Beichränfung der Preffreiheit nur im Wege der Gefeßgebung”. 
Aehnlich Baiern, Preßediet vom 4. Juni 1848 8. 5. Der reftaurirte Bundes- 
tag brachte den Belchluß vom 6. Juli 1854 zu Stande: „Allgemeine Bundesbeftimmun- 
gen zur Verhinderung des Mißbrauchs der Preſſe.“ Durch diefen Bundesbeſchluß 
wird zmar die Cenſur nicht wieder eingeführt, deren Ausfchluß aber ebenfo wenig ges 
boten und überbem wirb neben den im Bundesbeſchluſſe ausdrücklich aufgeführten polizei— 
lichen Mafregeln „ven höchſten und hohen Bundesregierungen die Befugniß vorbehalten, 
nad) Bedürfniß eingreifendere Anorbnungen zu treffen”. Dieſer Bundesbeſchluß iſt 
übrigens nicht publicrt in Defterreich (Preigefeg vom 17. Dec. 1862), Preußen 
(Breßgefeg vom 12. Mai 1851) und Baiern (das ſchon erwähnte Preßedict vom 
4. Juni 1848). 
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II. Polizeiliche Beſchränkungen der Preßfreiheit. 1) Die Con— 
ceſſion. Im dieſer Beziehung beſtimmt 8. 1 des Preuß. Preßgeſetzes vom 12. Mai 
1851: „Zum Gewerbebetriebe eines Buch- oder Steindruckers, Buch- oder Kunſthänd⸗ 
lers, Antiquars, Leihbibliothekars, Inhabers von Leſecabinetten, Verkäufers von Zeitungen, 
Flugſchriften und Bildern iſt die Genehmigung der Bezirksregierung erforderlich“. Die 
Gewährung der Conceſſion ſoll von der „Unbeſcholtenheit“ des Nachſuchenden abhängig 
gemacht werden. Buchhändler und Buchdrucker follen überdem den Nachweis ihrer Be— 
fähigung vor einer Prüfungscommiffion (Gewerbe-Oron. vom 17. Ian. 1845; Verordn. 
betr. die Errichtung von Gewerbe-Räthen vom 9. Febr. 1849) führen. ‘Diele und ähn— 
liche Beftimmungen find indeffen durch die Gewerbe-Ordn. für den No. Bund vom 
21. Juni 1869 befeitigt worden. $. 14 dieſes Geſetzes beftimmt: „Buch- und Stein: 
druder, Buch- und Kunfthändler, Antiquare, Leihbibliothekare, Inhaber von Lejecabinetten, 
Verkäufer von Drudichriften, Zeitungen und Bildern haben bei der Eröffnung ihres 
Oewerbebetriebes das Local deſſelben, ſowie jeden fpäteren Wechſel des letzteren ſpäteſtens 
am Tage ſeines Eintritts der zuſtändigen Behörde ihres —2 anzugeben“. In 
Betreff des Haufirens mit Preßerzeugniſſen greift jetzt innerhalb des Nd. Bundes ver 
8. 43 der angeführten Gewerbe- Ordn. Platz: „Wer gewerbsmäßig Drudichriften oder 
andere Schriften oder Bildwerke auf äffentlihen Wegen, Straßen, Plägen over an 
anderen öffentlichen Orten ausrufen, verlaufen, vertheilen, anbeften oder anſchlagen 
will, bedarf dazu einer Erlaubniß der Ortöpolizeibehörve, und hat den über Diefe 
Erlaubnig auszuftellenden, auf feinen Namen Tautenden Legitimationsſchein bei ſich 
zu führen“. Diefe Erlaubniß darf nur denjenigen verweigert werden, welchen in 
Gemäßheit des 8. 57 überhaupt der Legitimationsſchein zur Betreibung des Gewerbes 
um Umherziehen verweigert werden darf. 2) Die Hinterlegung der Drud- 
Tchrift bei der Polizeibehörde. Diefelbe fol ver Polizeibehörde die Möglichkert 
gewähren, die Beichlagnahme zu verfügen. Das Preuß. Preßgeſetz beftimmt hierüber 
($. 5), daß die Hinterlegung des Exemplar einer Zeitung oder einer monatlich oder in 
kürzeren Friften erſcheinenden Zeitfchrift erfolgen Tolle, fobald die Austheilung oder Ber: 
jendung beginnt — ohne daß letztere felbft durch die Hinterlegung gehindert werden jolle 
— Daß Dagegen die Hinterlegung jeder anderen, die Preſſe verlaffenden Drudjchrift ımter 
20. Bogen 24 Stunden vor ihrer BVerfendung der Ortöpolizeibehörbe einzureichen fei. 
3) Die Cautionen. Es kommen diefelben auch in England vor und betragen für 
London 400, jonft 300 Pfd. St. Es wird jedoch ftatt der Baarzahlung der Caution 
auch Bürgſchaft zugelafien. Nach dem Bundespreßgeſetz beträgt das Maximum ber 
Saution 5000 Thlr.; nad dem Preuß. Preßgeſetz find die Städte ın 4 Abtbeilungen 
getheilt und beträgt Die Caution für die Städte der erften Abtbeilung 5000 Thlr., für 
die der zweiten 3000 Thlr., für die der dritten 2000 Thlr. und für die der vierten 
Abtheilung 1000 Thlr. Cautionspflichtig find alle Zeitungen und Zeitſchriften, welche 
irgendwie politifche oder fociale Angelegenheiten beſprechen und in monatlichen ober Hin: 
zeren Friſten erſcheinen. Erſcheinen Die Zeitungen oder Zeitichriften nur dreimal oder 
weniger al8 dreimal in der Woche, fo kann die Caution anf die Hälfte ermäßigt werben. 
4) Die Zeitungsftempelfteuer. An Stelle des Preuß. Gef. vom 2. Juni 1852 ift 
das denfelben Gegenftand betr. Gef. vom 29. Juni 1861 getreten und letzteres wiederum 
durch das Gel. vom 26. Septbr. 1862, betr. die Stempelfteuer von ausländischen Zei— 
tungen, Zeitichriften und Anzeigeblättern, modificirt. 5) Die Bezeihnung des Druders 
(vejp. des Verlegers) auf jeder Druchkſchrift; die Bezeihnung des verantwortlichen Re 
dacteurd auf Zeitungen und Zeitſchriften (periodische Preſſe; cautionspflichtige Zeitfchriften, 
Preuß. Preß-Geſ. 8. 24). 6) Beſchränkungen in Betreff derjenigen Berfonen , welde 
als Redacteure fungiren dürfen (Preuß. Preß-Geſ. 8. 22). 7) Die Verpflichtung der 
Herausgeber von Zeitungen und Zeitfehriften, Entgegnungen und Berichtigungen von 
Thatſachen, melde von Behörden, Privatperfonen oder Vorftehen von Gefellichaften, 
welche mit Corporationsrechten verfehen find, ausgehen. Das Preuß. Geſetz (8. 26) befchränft 
dieſe Verpflichtung zur Aufnahme von Berichtigungen dahin, daß die Berichtigung feinen 
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weiteren Umfang haben dürfe, als derjenige Artikel, welcher zur Berichtigung Veranlaſſung 
gegeben, und daß Ueberfchreitungen dieſes Umfanges den Inſertionen gleich zu behandeln 
find. Es könnte endlih 8) auch no auf die „Berwarnungen” Rüdficht genommen 
werden, welche, wenigftens vorübergehend (mtroyirte Preß-Verordn. von 1863), auch in 
Preußen eriftirten, und durch welche bie Aomintftratiobehörben in den Stand geſetzt wur— 
den, jede Zeitung wegen irgend eines ihnen mißliebigen Artiteld zu „verwarnen” und 
beim dritten Male ohne vworaufgegangenes richterlihes Verfahren zu verbieten. Diefes 
Verwarnungs-Syſtem Tannte auch Die Defterr. Preß-Ordn. vom 27. Mat 1852; 
das Bundespreßgeſetz (1854) fett daſſelbe als in ven einzelnen Staaten beftehend vor= 
aus und das franz. Preßgeſetz hat daſſelbe ebenfalld aufgenommen. 

III. Die Beſchränkungen der Preffreiheit zeigen, daß die heutige Preßgeſetzgebung von 
dem Gedanken auögeht, vie Preſſe ſei gefährlid. Dieſer Gedanke kann in feiner 
Conſequenz nur dazu führen, daß der Gefährlichkeit der Preſſe präventrt werde durch alle 
möglichen polizeilichen Mafßregeln; und der gegenwärtige Zuftand der ſog. Preßfreibeit 
unterfchewet fich denn aud) von dem früheren Zuftande der Preſſe zur Zeit der Een- 
Jur nur dadurch, daß das wirkſamſte der Präcapirungsmittel, nämlich der Cenfor, 
befeitigt iſt. Dieſe Beleitigung des Cenſors ift dann freilich erfauft worden mit ber 
ganzen Reihe von Repreſſivmaßregeln, welche zu den Präventionsmaßregeln hinzugetreten 
find, und über welde in dem Artikel „Preßvergeben” zu handeln if. Eine 
gefunde Preßgeſetzgebung kann fih nur entwideln, wenn man als Princip fir Dielelbe 
den Grundfag anerkennt: die Preſſe ift nicht gefährlid. 

Sfgb.: If in dem vorftehenben Art. aufgeführt. 

Lit.: Junius, Briefe (deutfh von Arnold Ruge), Mannh. 1847. Lorbeer, Die 
Srenzlinien der Rede- und Preßfreibeit nah engl. R. (Erl. 1851). Bluntſchli, Allg. Staate- 
recht (4. Aufl), Bd. I. ©. 512 ff. Gneiſt, Engl. Verfaffungsregt, IT. S 262. Zadariä, 
Deutſches Staats⸗ und Bundesrecht, Th. IT. &. 304 ff. (3. Aufl) Rotted und Welder, 
Staatsleriton, Art. „Cenfur der Drudidriften” (3. Aufl), Bb. III. ©. 392 ff., und ber 
Art. „Preſſe“, Bo. VI. ©. 708. Bluntſchli und Brater, Staatsleriton, Art. „Breß- 
freibeit u. Preßpolizei“ (Bd. 8. ©. 227 ff.). Speciell das preuß. R. betr.: v. Rönne, 
Staatsrecht ber preuß. Monarchie (3. Aufl.), 1. Bd. 2. Abth. S. 141 fe Hartmann, Das 
Gefe Über die Prefie, Berl. 1865. Vergl. auh John und Slafer, Juriſtentags⸗Gutachten 
in Be ‚Berhanblungen bes Juriſtentages 1865 abgebrudt. Bergl. auch den Art. „” —F boer⸗ 
ge . . 

Preßvergehen. Nicht wenige von denjenigen ‘Delicten, welche die allgemeinen 
Strafgejege aufitellen, Können durch die Preſſe begangen werben. Zu Diefen “Delicten 
würden beifpielöweife mit Bezug auf das Preuß. Str.©.B. gehören: 1) Die Aufforderung 
zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens (8. 86); 2) die Aufforderung zum Hoch⸗ 
verratb (8.65); 3) die Majeſtätsbeleidigung (88. 75. 77) und andere mehr. Die Begehung 
diefer ‘Delicte durch die Preſſe bezeichnet man aud wohl mit dem Ausdrucke mate= 
vielle Preßvergehen und ift in Betreff derſelben nur anzuführen, daß einzelne Preß⸗ 
gejege, namentlich das Bundesprefgeleg vom 3. 1854, einzelne dieſer materiellen Preß- 
velicte in das Preßgeſetz jelbft aufgenommen Haben. In dem preuß. und bater. Preß- 
geſetze ift Dies nicht der Fall, ſondern gebt hier die Gejeggebung davon aus, daß, wenn 
eine Handlung oder Unterlaffung überhaupt ftrafbar ei, diefelbe auch ftrafbar fein müffe, 
wenn fie durch die Preffe begangen worden ſei. Die Art und Weile der Begehung — 
ob durch die Preffe oder durch das geiprochene Wort — hat der Nichter, abgejehen von 
einzelnen, weiter unten zu erwähnenden Breßftrafen, als einen der mehreren bei dieſen 
Delicten vortommenden Strafzumefiungsgründe zu beachten. Ob fiir diefe materiellen 
Preßdelicte befondere Beftimmungen in Betreff der Competenz zu treffen find — 
Verweiſung der Preßdelicte vor die Gelchmornengerihte — wird weiter unten erörtert 
werben. 

Den materiellen werben die Formellen Preßdelicte gegenübergeftellt. Es um- 
faſſen dieſe zunächft alle diejenigen Fälle, in welchen das Preßerzeugniß zwar feinem In- 
halte nach nichts Strafbares enthält, jedoch gegen die preßpolizetlichen Vorſchriften verftößt. 
Die Zahl und Art diefer Delicte beſtimmt fi hier naturgemäß nad) der Art und Zahl 
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zeilichen Borfchriften felbft. Zur Verdeutlichung des Gefagten wird es aus 
n, hbeifpielöweife einzelne formelle Preßdelicie des Preuß. Preßgeſetzes vom 
1851 zufammenzuftellen. 1) Wer eine Drudjchrift verbreitet, melde nicht mit 
1 de8 Druder®, oder mit dem Namen des Druderd und des Verlegers ver: 
ıgleihen wer Placate, welde einen anderen Inhalt haben als Anfündigungen 
d nicht verbotene Verfammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über ge 
‚Torene oder gefundene Sachen, über Berfäufe oder andere Nachrichten für den 
Verkehr, anfchlägt , anheftet oder in fonftiger Weife öffentlich ausſtelit, in— 
: ohne Exrlaubniß (vergl. jedoch 8. 43 ver Gemerbe om. für den Nd. Bund 
kunt 1869) auf öffentlichen Wegen oder an anderen Orten Drudfcriften ver: 
mit Geldbuße bis zu 50 Thalern oder mit Gefängniß bis zu ſechs Woden 
3. 41. 8. 9. 10). 2) Wer eine Zeitung oder Zeitfhrift redigirt oder verlegt, 
eſetzliche Eaution erlegt, oder — wenn biefelbe durch Geldbußen vermindert — 
egänzt ift, fol mit Geldbuße von 20— 400 Thlr. oder mit Gefängniß von 
bis zu 1 Jahre beftraft merden. Cine Strafe, welche durch $. 42 ausgedehnt 
Bälle, in denen Jemand redigirt, ohne jedoch als Redacteur qualificirt zu fen, 
men Jemand eine Zeitfehrift verlegt, ohne vorher einen vom Beeigele fir 
rachteten Redacteur beftellt zu haben (88. 42. 21. 22. 37). 3) eine 
verbreitet, won welder er weiß, daß fie mit Beſchlag belegt ift, wird mit 
on 5— 100 Thlm. oder mit Gefängniß von einer Woche bis zu einem Jahre 
43). 

diefen genannten formellen Prefbelicten gibt es noch andere, melde zwar durch 
ſetz aufgeftellt find, jedoch nicht, um die preßpolizeilichen Vorſchriften zu fichern, 
3 anderen, verfehiebenartigen Gründen. 
3 werben Publicationen gewiſſer Art überhaupt unterfagt. Hierher ift die Be 
u ziehen, nach welcher die Namen der Geſchworenen nur veröffentlicht werden 
on über die Bildung des Schmurgerichtö berichtet wird; ebenjo die Beftim: 
Ihe die Veröffentlichung einer Anklageſchrift, oder eines anderen Schriftftüdes 
nalproceſſes verbietet, bevor die mündliche Verhandlung ftattgefunden, oder der 
F anderem Wege fein Ende erreicht Hat (8. 48). Die Strafe iſt im biefem 
ngniß von einer Woche bis zu einem Jahre. Dierher Tann auch der dell 
verven, daß der Inhalt eines Preferzeugnifies, in Betreff beflen eine Ber: 
oder eine, jedoch noch nicht rechtöfräftige Freiſprechung ftattgefunden, gelegent- 
ittheilung über das in Betreff dieſes Preferzeugnifies ſtattgehabte gerichtlide 
weiter verbreitet wird. 2) Es finden fi Belondere Vorſchriften, um den 
r eines firafbaren Preferzeugniffes zu ermitteln, und das Zuwiderhandeln 

Vorſchriften wird dann jelbft wieder als Preßdelict behandelt. Zu dieſen 
ı gehört die, daß auf jedem zur Verbreitung beftimmten Preßerzeuguiſſe der 
Druders und des Verlegers genannt fein müfje Werben dieſe Angaben 
falſch gemacht, fo tritt eine Gelobuße von 100 bis 300 Thlm. ein ($. 40). 
beftimmt, daß ſowohl der Druder den Verleger oder den Verfaſſer oder den 
x, wie aud) ber Verleger ben Berfafler oder Herausgeber einer für ftrafbar 
Drudfchrift bei feiner erften gerichtlichen Vernehmung nachzuweiſen gehalten iſt 
ies nicht, fo tritt eine Sernufe, für ben Verleger bis zu 500 Thlm., für 
r bis zu 200 Thlm. ein ($. 35. 36). 

en Strafbeftimmungen fir die eben erwähnten Delicte kommen dann noch ſolche 
Imungen, welche — auf fog. materielle Preßdelicte ſich beziehend — den Eharater 
Strafen für folde Fälle haben, in denen der Urheber eines Preßdelictes entweder 
elt ift oder außerhalb der Strafgemalt des Staates fteht. Unter dieſem Gr 
find folgende Strafbeftimmungen aufzufaflen: 1) Der Berleger wird mit 
juße bis zu 500 Thlen, beftraft, wenn der nachgewiejene Verfaſſer oder Her 
mer fir ftrafbar gehaltenen Drudfchrift zur Zeit der Uebernahme der Drut- 
von Verlag im Bereiche der preußiſchen Gerichtsbarteit feinen perſönlichen &- 
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tichtöftand hatte (8. 35). 2) Der Druder wird mit einer Geldbuße bis zu 200 Thlen. 
beftraft, wenn der von ihm nachgemwiefene Verfaſſer oder Herausgeber oder Verleger zu 
der Zeit, wo der Drud erfolgt, im Bereiche der preuß. Gerichtsbarkeit feinen perfönlichen 
Gerichtsſtand hatte ($ 36), u. ſ. w. 

Endlich ift no auf diejenigen Beltimmumgen aufmerffam zu machen, weldye, ge⸗ 
wiſſermaßen als Strafe für den Mißbrauch des Preßgewerbes, ven Verluſt dieſes Ge- 
werbebetriebe8 androhen, Beftimmungen, welde dahın gehen, daß auf Berluft des Ge- 
werbebetriebe bald erfannt werden Tann, bald erkannt werden muß. Diefe Beftim- 
mungen find leiver durch Die Gewerbe-Orbn. für den Nd. Bund nicht bejeitigt worden. 
8. 143 dieſes Geſetzes beftimmt zwar im Allgemeinen: „Die Berechtigung zum Gemwerbe- 
betriebe ann, abgefehen von Eonceffionsentziehungen und den in Diefem Gejege geftatteten Unter- 
fagungen des Gemwerbebetriebes (3. 15 Abſ. 2 und 8. 35), weder durch richterliche, noch 
abmintftrative Entſcheidung entzogen werden“. Aber von biefer Regel wird noch in dem⸗ 
felben Paragraphen eine Ausnahme gemadt: „ES bewendet bei ven Vorfchriften ver 
Zandesgejege, welche die Entziehung der Befugniß zum felbftändigen Betriebe eines Ge- 
werbes durch richterliches Erkenntniß als Strafe im Falle einer durch die Prefje be 
gangenen Zuwiderbandlung vorjchreiben ober zulafien”. Nur auf dem Verwaltungswege 
darf die Befugniß zur Herausgabe von Drudichriften und zum Vertriebe derſelben in= 
nerbalb des No. Bundes nicht mehr ftattfinden. So hat denn auch die Bundesgeſetzge— 
Be den I oewerden ihre nicht beneidenswerthe Ausnahmeftellung wenigſtens theil- 
weiſe gewahrt. | | 

In Betreff des Verfahrens in Preßſachen ift namentlih auf die Befhlagnahme 
aufmerkfam zu machen. Diefelbe ift eine vorläufige, wenn von der Staatsanwalt 
ſchaft oder deren Organen, oder eine definitive, wenn von den Gerichten verfügt. 
Die erftere erfolgt, wenn auf einer Druckſchrift der Namen des Druders , reſp. bes 
Druckers und des Verlegers nicht genannt ift, oder wenn auf der cautionspflichtigen 
Zeitung oder Zeitſchrift nicht noch außerdem der Name des verantwortlichen Redacteurs 

annt ift. 
gen Wenn wir dieſe mannigfachen Strafvorſchriften überblicken, ſo kann es einem Zweifel 
nicht unterliegen, daß, wenn überhaupt von Preßfreiheit geſprochen werben ſoll, die Preß⸗ 
geſetzgebung einer durchgreifenden Reform unterworfen werden muß. Das Princip, nach 
welchem dieſe Reform zu erfolgen hat, iſt in dem Art. „Preßgeſetzgebung“ bereits 
ausgelprochen, und es läßt fich daſſelbe in dem Sate ausdrücken, die Preſſe ift 
nicht — 

Führt ſo das Princip der Preßfreiheit zur Beſeitigung aller und jeder Präven- 
tiomaßregeln, jo wird es andererſeits durchaus erforderlich fein, daß die Repreſſiv— 
maßregeln, d. h. die Beftrafung der Durch die Preſſe begangenen Delicte, ficher geftellt werben. 

In Betreff des Verfahrens in Preßſachen wird ein befonverer Nachdruck darauf 
gelegt, daß die Prefvelicte überall den Geſchwornengerichten zugewieſen werden. Ein⸗ 
zelnes war in dieſer Richtung fin Preußen durch Art. XIX des Einführungsgefeged zum 
Straigeſetzbuche und durch 8. 27 des Preßgeſetzes beftimmt worden. Dieſe Vorfchriften 
ſind indeſſen durch das Geſetz vom 6. März 1854 beſeitigt worden, ſo daß es zur Zeit 
in Betreff der Frage, ob Schwurgericht oder nicht, ganz gleichgültig iſt, ob ein Strafgeſetz 
durch ein Preßerzeugniß oder in anderer Weiſe verletzt wurde. 

Gſgb. n. Lit. vergl. bei dem Akt. „Preßgeſetzgebung“. Das neue ſächſiſche Preß⸗ 
geſetz vom 24. März 1570 konnte bei den vorſtehenden bie Preſſe behandelnden Artileln noch 
nicht berüdfichtigt werben. Sohn, 

Primogeniturordnung. Diejelbe ift von ftaatörechtlicher Bedeutung, fofern fie 
faft in allen europätihen Monarchien die Thronfolge beftimmt. Andererſeits gehört fie 
dem Privatrechte an als eine von der gemeinen Erbfolge abweichende finguläre Suc- 
ceffionsordnung. 

1) Die Brimogentturordnung als ftaatsrehtlihes Inftitut. Dem 
älteren öffentl. R. Deutſchlands ift fie völlig unbefannt. Das germanifche Königthinn war ein 
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Recht des ganzen Königsgeſchlechts. Unter mehreren Mitgliedern deſſelben entſchied die Wahl 
des Volkes. Im —5 Reiche kam ſeit Chlodwig die Theilung auf. Väöllig vereinzelt 
ſteht der Verſuch hausgeſetzlicher Einführung des Seniorats, welchen der Vandalenkönig 
Geiſerich machte. Das deutſche Königthum konnte als ein Wahlkönigthum zur Aus— 
bildung einer beſtimmten Succeſſionsordnung keinen Anlaß bieten. Dieſe iſt vielmehr von 
den Territorien ausgegangen und zwar hat fie mit der Entwickelung des Staatsbegriffes 
in denjelben gleicher Schritt gehalten. So lange die Verwaltung des Reiches in den 
einzelnen Theilen deſſelben durch Beamte im engeren Sinne des Worted ausgeübt wurde, 
hatte der König das Recht, diefelben beliebig einzufegen. Es tft oben (Th. J, 155, 165) 
ausgeführt worden, wie die Aemter den Charakter erblicher Yehen annahmen. Das Leben 
fonnte nach deutſchem Lehnrechte ohne Zuftimmung und Mitwirkung des Lehnsherren nicht 
getheilt werben. Bezüglich der Fürſtenthümer wurde der Grundſatz der Untbeilbarfeit 
mehrmals durch Reichsſentenzen ausdrücklich ausgeſprochen. So lange der Charakter Des 
Amtslehend firenge gewahrt wurde, konnte in daſſelbe nur eine Individualſucceſſion ftatt- 
haben, bei welcher in der Kegel der Alterdvorzug Beachtung fand. Seit em 13. Jahrh. 
und zwar namentlich feit dem Interregnum find der Geſichtspunkt des Amtes und die 
Grundſätze des ftrengen Lehnrechts allmälıg verſchwunden. Die deutſchen Fürfternhäufer 
führen fett diefer Zeit in ſtreng privatrechtlicher Auffaffung die Theilbarkeit des Fürftenthums 
dur in ähnlicher Weife, wie fie im Erbgang bei freiem Grundbefig eintrat. Man be 
trachtete die Beſeitigung der Individualſucceſſion als eine Errungenjhaft gegenüber dem 
früher geltenden Uſus. So wurde die Theilungsfitte allgemein. Dieſe rein privatrecht- 
liche Behandlung der fürftlichen Erbfolge bilvete aber nur einen Durchgangspunkt in ver 
Entwidelung der Landeöhohet. Nachdem die Theilbarkeit dazu beigetragen hatte, ven 
urfprünglichen Amtscharakter des Fürſtenthums vollends abzuftreifen und ſomit ihre 
Aufgabe erfüllt war, machte fich in den deutichen Fürftenbäufern jelbft eine Reaction 
gegen die Yandertheilungen geltend. Die Erfahrung eines Jahrhunderts mußte zur Ge— 
nüge lehren, daß die fortwährenden Thetlungen die Kraft des Haufes ſchwächten und 
feinem Anfehen erheblich fchaveten. Seit dem 14. Jahrh. iſt in den deutlichen Fürſten- 
häufern da8 Beltreben allgemein, die Individualſucceſſion, welche man mit bewußter 
Abficht aufgegeben, wiederum einzuführen. Beſonders maßgebend wurde in diefer Be- 
ziehung die goldene Bulle, welche für die Kurfürſtenthümer im Intereſſe einer definitiven 
Regelung der Königswahlen die Untheilbarfeit und Primogentturfolge feſtſetzte. Indem 
man dieſes Beiſpiel nachahmte, wurde bier früher dort jpäter zum Theil unter Bart- 
nädigen Kämpfen in allen weltlichen Fürftenthümern die Untbeilbarkeit und das Recht der 
Erftgeburt eingeführt (zuletzt in Meiningen 1802). Demnach iſt heutzutage in allen 
monarchiſch organifirten Staaten Deutfchlands die Thronfolge durch die PB. gevegelt. 
Diefe hat die Untheilbarfeit der Succeffion zur Vorausfegung, wie fie ohnehin durch den 
modernen Staatöbegriff erfordert wird. Die Primogeniturfolge ift Linealprimogenitur- 
folge. Der Borrang des Erftgebornen vor den Nachgebornen ift zu einem Vorrang der 
Linie des Erftgebornen vor den jüngeren Linien in confequenter Weiſe ausgedehnt. 

2) Die BPrimogeniturordnung ald privatredhtlihes Inftitut. Das 
ältere deutfche Priv.R. weiß nicht8 von einer Untheilbarfeit des vererblichen Grundbefiges, Die ja 
die Unterlage der Primogeniturfolge bildet. Waren mehrere gleich nahe Verwandte vorhan⸗ 
den, jo wurde das Erbe getheilt. Nur bezüglich, des Handgemals (Th. I, 183) hatte ber 
Aeltefte von der Schwertjeite einen Vorzug. Dagegen zeigt das deutſche Yehnrecht im 
weiteren Verlaufe feiner Entwidelung eine entſchiedene Hinneigung zur Primogeniturfolge. 
Der Lehnsherr war nur verpflichtet, Einen von mehreren Lehnserben zu belehnen und 
zwar jenen, den dieſe unter ſich auswählten. Mit Rüdficht auf die Lehnsvormundſchaft, 
welche dent Lehnsherrn während der Minderjährigkeit des Vaſallen das Recht auf den 
Bezug der Lehnsfrüchte gewährte, wurde unter mehreren Descendenten des fetten Lehns- 
manned gewöhnlich der Erſtgeborne für das Lehen beftimmt. Das Iangobardiiche Lehn- 
recht, das mit dem röm. und can. R. in Deutichland recipirt ward, läßt die Auftheilung 
des Lehens unter gleich nahen Lehnserben zu. Ebenſo war dem röm. R. das Princip 
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der Individualſucceſſion unbekannt. Im Gegenfage nım zu den Befttinmungen des gem. 
R. bat in den Kreifen des Adels in Folge von Hausgefegen ober im Wege der Obſer⸗ 
vanz oder durch Errichtung von Familienfideicommiſſen die Inbividualfucceffion Eingang 
gefunden. Sie geftaltet fih als P. oder in anderen Formen (Majorat, Secundogeni= 
tur x.), von denen unter den bezüglichen Schlagworten gehandelt wird. 

Nah der P. fuccedirt dem Erblaffer in erfter Linie ftetS fein erfigeborner Sohn. 
Iſt dieſer vorverftorben, jo folgt der erfigebome Enfel von diefem Sohne her, eventuell 
der erfigeborne Urenkel von dieſem Enfel ber. Iſt Fein Descendent des vorverftorbenen 
erfigebornen Sohnes vorhanden, jo erbt der zweitgeborne Sohn des Erblaffers, reſp. deſſen 
Descendent nach Erſtgeburtsrecht. Eventuell kommt der brittgeborme Sohn und deſſen 
Linie zur Erbſchaft. Gebricht es an Descendenten des Erblafiers, fo kommt die zweite 
Parentel (die des Vaters) als erbberechtigt in Betracht u. |. w. und zwar erbt inner- 
halb ver einzelnen Parentel immer der Erftgeborne der älteren inte. Halbbrüder von 
väterliher Seite ftehen ſtets den vollbürtigen gleih, während Halbbrüder von mütter⸗ 
her Seite gar nicht berüdfichtigt werden (Preuß. A. L.R. II, 4. 88. 162, 163). 

Nur ausnahmsweiſe findet fih die Erſtgeburtsfolge bei Bauergätern, fo in Lippe 
und Walde, während fonft bei Bauergütern, wenn Individualſucceſſion ftattfindet, ges 
wöhnlih Minorat eintritt. 

Lit. u. Gſgb.: Hermann Schulze, Das Recht der Erfigeburt in den beutjchen Für⸗ 
ftenhäufern und feine Bedeutung für bie beutfche Staatsentwidelung, 1851. Pfeiffer, Orb» 
nung der NRegierungsnachfolge in den monardifchen Staaten des teutfhen Bundes, 1826. 
Pütter, Erörterungen und Beifpiele des teutfhen Staats- und Fürftenrehts, I. 307 fi. 8. 
Meyer, Eolonatsredht, I. $. 45. Weigel, Einleitung in das waldedifche Landesrecht, 57. 
Herm. Shulze, Art. „Thronfolge” in Bluntfhli und Brater’s Staatswörterbuch. — 
Preuß. A.L.R. II, 4. 8. 147 ff. Oeſterr. Bürg. ©.8. 88. 619— 625. Baier. Verfg.Urt. von 
1818, Beil. VIIL 88. 86 — 91. Heinrich Brunner. 

Prinzeifinftener , auch Fräuleinſteuer, wird noch immer diejenige aus Staats⸗ 
mitteln gewährte Geldzahlung genannt, durch welche eine Tochter des regierenden Haufes 
bei ihrer Bermählung ausgeftattet und abgefunden werben ſoll. Eie ift ſehr alt, wurde 
ihon in der Magna Charts dem Könige von England wenigftens für die Verheirathung 
feiner älteften Tochter zugejagt und bat auch in Deutſchland bereits in der Blüthezeit der 
landftändiichen Verfaſſung beftanden. 

Gegenwärtig ift vielfach durch beſondere Apanagegefege, ſowie durch die Verfaffungs- 
urkunden anerfannt worden, daß den Pringeffinnen des regierenden Hauſes bei ihrer Ver⸗ 
mählung eine beftimmte, gejeglich feftgeftellte Summe als Mitgabe, Heirathsgut, Ausfteuer 
aus Staatsmitteln zu gewähren if. Bon diefer Summe darf jedoch meiſtens ber Be— 
trag derjenigen Summe abgezogen werden, welche der betreffenden Prinzeffin aus Staats- 
mitteln perabreiht wurde, ald fie entweber in Folge des Todes ihrer Eltern oder nad) 
erlangter Volljährigkeit mit Genehmigung des Souveräng einen jelbftändigen Haushalt 
ſich einrichtete. 

Uebrigens ſprechen nicht alle Apanagegelege ſämmtlichen Pringeffinnen des regierenden 
Haufes eine Mitgabe und Ausftattung aus Staatömitteln zu; mehrfach haben nur die 
Züchter des Souveräns und des Kronprinzen einen gejetzlich anerkannten Anſpruch auf bie 
P., während die Ausftattung und Abfindung der Töchter anderer Glieder des regierenden 
Haufes von ihren etwaigen Apanagen oder von denjenigen ihrer Väter getragen werben 
müſſen, bzw. dem freien Berwilligungsrechte der Landftände unterliegen. 

Tie Höhe der P. muß da, wo zwar die Verpflichtung zu ihrer Gewährung, nicht 
aber ihr Betrag gefeglich feftgeftellt ift, in jedem einzelnen Falle zwilchen Aegierung und 
Yandftänden vereinbart werben. In denjenigen Rändern, in welchen die Höhe der Steuer 
geſetzlich beſtimmt ift, ift diefelbe regelmäßig nach der Entfernung der Verwandtſchaft vom 
dermaligen Souverän verjchteden normirt. Ueberall aber ift die P. eine einmalige und 
vollſtändige Abfindung der Prinzeſſin, mit deren Auszahlung — wenigftens bis zum voll» 
fändigen Ausgange des Mannsſtammes — jeder Anfpruch erichöpft ift, den Iene an das 

v. Holgenborff, Rechtslexikon 2. 18 
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mögen ber regierenden Familie oder an den Staat zu machen berechtigt it. ud 
einer zweiten Ehe die Steuer nicht noch einmal gefordert werden. 
e Frage, ob da, wo bie Verpflichtung zu der Gewährung ber P. geſetzlich nic 
wie 3. B. in Preußen, doch eine hertömmliche Verpflichtung der Stände zu 
jung derjelben angenommen werden müfje, ift fhon deshalb zu verneinen, wi 
derne Staatsrecht herkömmliche Steuern nicht kennt. Es fteht in diefem dall 
cht blos die Höhe der geforderten P., ſondern auch ihre Verwilli— 
ausſchließlich i in dem Ermeſſen der Landſtände. „In Preußen iſt ül 
ſie von der Regierung fortdauernd als eine „Hertömmlice“ — wird, ke 
c Zeit nicht mehr gefordert, in Oldenburg dagegen ausdrüchlich auf die Civil 
men worben. 
ellen: Baiern, Familienftatut v. 5. Aug. 1819 Zit. VI. $. 11. Würtemberg, Berig. 
105. Hausgeſ. v. 1528 0. Braunſchweig, Neue ganbfsaftsormung $. 1 
Degen, Erbvergleih 115—119. Baden, Apanagegef. v. 1539 88. 16. 1 
3. Anage zur Berfg.Urf $. 12 sub 4 m. f. w. 

9. %. Zahariä, Deutfches Staats- und Bundesrecht. 2. Thl. 3. Aufl S. 495 
&. 506. Böpfl, Grunbfäge des gem. Beutfgen Staassreihte, 5. Aufl. ®b. TS. 18 
1e, Staatsrecht ber preuß. Monarchie, ik Abth. 2. 2. Aufl. ©. 514 Note 2. 

8 Brodhaus. 
viorität der Pfandredite. 1) Die frage, welches von mehreren Pfand— 
an derſelben Sade den Vorrang hat, beantwortet fid) in der Kegel nach dem 
aß das Alter über die Stellung der Pfandrechte zu einander entſcheidet. Tas 
fandrecht geht vor, welches früher als ein anderes rechtsverbindlich gegen den 
ver entftanden ift. Ueber Ausnahmen von diefer Regel |. den Art. „Pfandpriri— 
— Der nad) Obigem erhebliche Zeitpunft der Entftehung des Pfandrechts beftimmt 
uch, daß für einen beſtehenden ober in feiner Kinftigen Entftehung vom bloßen 
des Verpflichteten fortan unabhängigen Anſpruch die gejeglichen Vorausſetunge 
ilpfandes vorhanden find, oder eine richterliche Abpfändung ftattfindet, ein Pfand— 
geſchloſſen wird oder durch eine zur Wirkſamkeit gelangte letztwillige Verfügung 
haft einer Sache angeordnet iſt. Ob und inwieweit eın Pfandrecht im voraus 
n tunftigen (nicht blos kunftig fälligen Anſprach begründet werden kann (Car: 
votheh), iſt in hohem Maße ſtreilig. Nach Dernburg genügt dazu die darauf 
Abſicht des Verpfänders, auch wenn Fein Rechtsverhäliniß beſteht, das den Ber: 
ſchon jegt, wenn aud nur bedingt, verpflichtet, die Schuld zur Eiſtenz kommen 
n, ober das den Fünftigen Pfandgläubiger ſchon jegt nöthigt, in Zukunft Gläu— 
x Pfandſchuld zu werden. Soweit das Pfandrecht Sachen betrifft oder ſich auf 
erftredt, die erft fpäter envorben werben, gilt e8 nad} der durch Dernburg, 
8, Fitting, Windfheid mit Recht gegen v. Vangerow, Puchta un 
vertheidigten Anficht der Praxis nicht ex nune, fondern ex tunc als convales— 
jo daß verfchtebene, vorher begründete Pfandrechle nicht zu gleichen Rechten, ſon— 
dem Verhältnig zu einander ftehen, als ob die Sache ſchon vor dem Gntftcben 
en Pfandrechts im Eigenthum des Verpfänders geweſen wäre. Dies hindert 
y nit, daß allen diefen Pfandrechten die Pfandrechte aus der Zeit des frü— 
igenthümer8 vorangehen, mit denen die Sache bereits befaftet war, als die vom 
Tigenthitmer begründeten Pfandrechte rüdjichtlich diefer Sache in Kraft traten. — 
hte, melde auf öffentlichen oder dich drei unbeſcholtene Zeugen unterfchriehenen 
rtunden berußen, werden nad ber im der Prarxis herrſchenden Auſidt 
Pfandrechten vorangeftellt, wobei jedoch wieder ftreitig ift, ob auch den privile 
und ob allen anderen Pfandrechten oder nur ben vertragsmäßig oder gar mit 
iftlich beftellten, Die geſetzliche Vorſchrift, auf welcher dieſe Praris berußt, ſcheint 
rheit nur die Beweisregel zu enthalten, daß einfache Privaturkunden nicht ge 
nd, das Alter des Pfandrechts darzutfun (v. Bangerom). Fauſtpfänder un 
yfänder — gemeinrechtlich feinen Vorzug vor Hhpothelen und Generalpfänben. 
genfag hierzu zeigt ſich im deutſchen Particularrechten ſchon frühe das Streben 
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nach Bevorzugung des Beſitzpfandes, handhabenden Pfandes, ein Streben, welches auch 
im A. D. H.G. B. zur Anerkennung eines ſelbſt im Coneurſe wirkſamen Rechts auf ab⸗ 
geſonderte Befriedigung aus dem durch Handelsverkehr begründeten Beſitzpfand gelangt 
iſt. Im preuß. und ſächſ. R. iſt die Frage nach der Priorität nur bei den Hypotheken 
möglich, als Beſitzpfand kann die bewegliche Sache nicht Mehreren wirkſam verpfändet 
ſein. Für die Priorität der eingetragenen Hypotheken entſcheidet regelmäßig die Reihe 
der Eintragungen. 

2) Was das Berhältniß des beſſern und ſchlechtern Pfandgläubigers zu einander 
anlangt, ſo braucht der beſſere Pfandgläubiger das Vorhandenſein einer anderweitigen 
Verpfändung in feiner Weiſe zu berückſichtigen. Das Recht des nachſtehenden Pfand- 
gläubigers iſt dem beſſern gegenüber wirkungslos, abgeſehen davon, daß er demſelben 
gegenüber das jus offerendi et succedendi hat (vgl. den Art. „Oblation“), daß er 
ferner beim Berfauf des Pfandes durch den vorftehenden Gläubiger von demfelben ven 
Üeberfchuß des Erlöſes über feine Pfandforderung, die hyperocha, zu beanfpruchen be- 
rechtigt ift, und daß er endlich, fofern ihm die Sache fpeciell verpfänder ift, während fie 
dem vorangehenden nur als Theil eines Generalpfandes haftet, der Klage des letteren 
Die exceptio excussionis realis entgegenjegen darf. Ob der Ipätere Piandgläubiger 
zum PBfandverfauf berechtigt iſt, wird beftritten. Jedenfalls ıft ein folcher Verkauf, wenn 
auch nicht vom Pfandichuloner , fo doch durch den Eictionsanſpruch des vorftehenden 
Pfandgläubigers anzufechten, ſofern dieſer nicht mit dem Pfanderlös zunächft abgefunden 
wird. Die Praris hat dem nachftehenden Gläubiger faft durch ganz Deutichland ein 
weitergebendes, auch den beſſeren Pfandgläubiger bindendes Verkaufsrecht eingeräumt, fo- 
fen er durch DVermittelung des Gerichts verkauft. Bei ſolchem Verkauf pflegen alle 
Gläubiger zugezogen zu werden, und es wird ein Widerſpruchsrecht des beſſern Gläu— 
bigers felbft dann nicht anerkannt, wern der Verkaufsverſuch des nachſtehenden Gläubigers 
jo ausfällt, daß nicht blo8 diefer vom Pfanderlös nichts erhält, ſondern aud der vor— 
ftehende Gläubiger gar nicht oder nicht vollftändig zur Hebung gelangt. “Dies gilt unter 
anderen auh nad preuß. und fühl. R. Das preuß. Hüpotbefengejeg für Neuporpommern 
und Nügen enthält Dagegen die Beftimmung, daß der jüngere Pfandgläubiger das Grund- 
ftüt nur in der Art zur Veräußerung ftellen darf, daß die voreingetragenen Poften un= 
werändert ftehen bleiben. 

3) Ein vorftehender kann dem nachftehenden Gläubiger vor feiner Forderung die 
Priorität einräumen. Das ift ohne Einfluß auf die Stellung der dazwiſchen ftehenven 
Gläubiger. Nach gem. und dem geltenden preuß. R. rüdt deshalb auch der zwiſchen— 
ftehende Gläubiger auf, ‚wenn die urſprünglich voranftehende Poft getilgt wird. Der 
nachftehende Gtäubiger verliert das Recht an der Stelle, die der getilgten und gelöfchten 
Poſt gebührte, zur Hebung zu gelangen. Das fühl. R. kennt abweichend hiervon eine 
Ceſſion der Priorität ohne die Yorderung, das Vorrecht der eingetragenen Forderung nach 
dem Alter ohne die Forderung felbft wird wirklich übertragen. 

Quellen: D. qui potiores 20 4. C. 8. 18. — Preuß. A.L.R. I 20. 88 500. 36. 497. 


Hypothefengejet für Neuvorpommern und Rügen v. 21. März 1868 9.138. — Sädf. Civ 6.8.4240 2 
58. 443 ff. 140. Ag.D.9.0.8. A. 306 ff | 


Lit.: Hepp, Beiträge zur Lehre von der Datirung des Pfandrechts, civ. Ardiv X. 12.1344 
Regelsberger, Zur Lehre vom Altersvorzug der Pfandrechte, 1859. Dernburg, Pfand«- 
vecht, I. 8. 69 fi. II. 88. 160 ff. Eccius. 


Priſengerichte find beſtimmt, die Ausübung des Priſenrechts im Seekriege völker— 
rechtsgemäß zu reguliren. Soweit daher kriegführende Staaten nicht überhaupt auf Sees 
beute verzichten, ſei e8 durch Rüdgabe faifirter Güter, ſei es durch Freigebung feindlichen 
Privateigenthums, find fie völferrechtlic verpflichtet dem Prifenverfahren durch Einfegung 
von P. den Charakter eines Rechtsverfahrens aufzudrüden. Gemäß der Ausdehnung num, 
in welcher das gegenwärtige internationale Recht die Befugnig anerkennt, feindliche und 
neutrale Schiffe anzuhalten und aufzubringen, umfaßt die Prifengerichtsbarfeit: 1) bie 
Aburtheilung der bei Dauerndem Kriegszuftande durch Staatsichiffe oder mit Commiffion 
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bene Privatſchiffe ſolcher Staaten, die der Parifer Declaration von 1856 nicht bei- 
ten find, ober in ben Häfen aufgebrachten feindlichen Privatfahrzenge nebft 
Ladungen, infoweit Iettere ber mabme unterkiegen; 2) vie Aburtheilung 
aigen neutralen Privatſchiffe, die fih einer Neutralitätverlegung ſchuldig oder 
chtig machen, ſei es durch Contrebandetransport, ſei e8 auch nur durch Wiverfegung 
legale Schiffsheimſuchung oder durch Blokadebruch, oder überhaupt duch ein Ver— 
n, weldes Verluſt des neutralen Charakters nach fid zieht. Doc hat die Prifen- 
iction nicht immer biefe Schranken eingehalten. Noch in den Kriegen Napoleons I., 
ntlih feit 1803 ſchwoll fie bei Handhabung des franzöfifchen Continental=, des 
chen Blofabefyitem® zu ungeheuerlichem Umfange an. Nachdem mit der Reftauration 
oölferrechtliche Verlehr feine normale Geftalt wieder angenommen hat, find auch 
Auswüchſe des Seekriegsrechts nicht mehr wiedergefehrt. Die in den civiliſirten 
ten an Ausbehnung und Schärfe geminnende Agitation fir Freigebung des Privat: 
chums im Seekriege hat eine erheblide Stüge gewonnen an dem Verfahren Pre 
in den Kriegen von 1866 und 1870. Wird dieſes Verfahren, wie nicht zu zwei— 
epochemachend fein für das allgemeine Kriegsrecht zur See, fo iſt damit auch ber 
all des erheblichſten Theils der Prifenjurisdiction, die Condemnation feindlicher 
fe als obfolet zu erhoffen. 
Die B. werden von dem friegführenden Souverän für die Dauer eines Krieges or- 
irt; und zwar vermöge feiner Kriegsherrlichteit durch jederzeit widerruflichen Amts- 
ag. Bald find es Specialcommiffionen, bald find beftehende Behörden verfaſſungs- 
3 zu committicen. Im Namen des Sonveraind und auf Grund feiner Reglements, 
andesgeſetze, demnächſt der etwa maßgebenden Staatöverträge, ſubſidiär des gemeinen 
rrechts haben fie über die Legalität der Priſen zu erfennen; fie find demnach immer 
als Landesgerichte anzufehen, obmohl rein völkerrechtliche Verhältnifie ihrer Cognition 
liegen. Der bei dieſer Sachlage erflärliche Wunſch, der Prifenjurisbiction alfeitige 
fennung unpartetifcher Rechtſprechung zu fihern, Hat Verſuche angeregt, an Stelle 
r Nattonalbehörden internationale Commiffionen einzufegen, wie folde 3. B. gegen- 
g. zur Aburtheilung der Sclavenfchiffe beftehen. Dergleichen mixed commissions 
aber bis jegt nur für einzelne Streitfälle, insbeſondere zur Revifion prifengericht- 
Urtbeile ins Leben getreten. 
Die Geſchich te der Prifenjurisdietion hängt enge mit der des Capereiweſens zu: 
ven; mit ihm reicht ihr Urfprung in das Mittelalter zurüd. Gleichwie der Privat: 
zur See an Martebriefe und Cautionen genlipft wurde, fo unterwarf man aud bie 
mfelben gemachte Seebeute hinſichtlich des TIhatbeftandes, der Legitimation des Neh- 
‚ber Nationalität des genommenen Gute amtlicher Controle. Diefe wurde in 
Zeit bet den Seemächten durch Dfficiere der Admiralität geübt. Nach dem Ber- 
? Frankreich ift man dann beſtrebt gemefen, befondere Behörden mit der Entſcheidung, 
e unter Autorifation des Staats erfolgten Capturen völkerrechtsmäßig gemacht feien, 
trauen. In Frankreich wurde feit 1659 jedesmal eine Stantsrath&ommilfion mit 
ĩntſcheidung in Priſenſachen betraut; Napoleon -I. organifirte 6. Germinal VIII 
onseil des prises mit dem Site in Paris und mit Appellation an den Staats- 
(jeit 1806); er wurde durch Napoleon III. erneuert. In Großbritannien ift prize 
; fir jeden Krieg die high court of admiralty mit ppellation an die Juſtizcom- 
m des privy couneil. In Norbamerifa ift die Prifengerichtöbarfeit den orbentliben 
hten in Seeſachen, alfo den distriet courts, eircuit courts und in dritter Inflanz 
upreme court übertragen. Im Preußen etablirten die Reglement vom 20. Yımt 
einen Priſenrath (Präfivent, 6 Mitglieder nebft Staatsanwalt) mit ppellation 
nen Oberprifenrath. 
Competenter Priſenrichter ift nad anerfanntem völkerrechtlichem Herfommen 
id der Souverain, im deſſen Namen die Prife gemacht ift. Denn ihm allein ge- 
die Eutſcheidung und Verantwortung, in meldem Umfange er von feinem Confis— 
isrecht Gebrauch zu machen habe. Daher beftimmt die Competenz des P. ſich nier 
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mals durch die Nationalität des genommenen Schiffes oder Gutes; ebenſo wenig durch 
Die des neutralen Hafens, in dem etwa die Priſe aufgebracht wird, und wäre es auch 
ein Hafen ihres eigenen Heimathöftentes (To die Engländer und Amerifaner, neuerdings 
auch Geßner, droit d. n. 364, und Bluntſchli, mob. Völferr. nr. 845; Dagegen 
und für die Competenz des neutralen Staates, dem der Prifeneigenthiimer angehört, die 
Deutſchen; die Franzoſen haben geſchwankt, neigen fich jedoch gegenwärtig der englifchen 
Auffafjung zu). Denn der einmal begründete Gerihtöftand des Nehmeſtaates kann nicht 
Darım an einen fremden Staat übergehen, weil deſſen Gebiet berührt wird. Nur dann, 
wenn die Captur eine Nechtöverlegung des neutralen Staates involoirt, z. B. in feinen 
Territorialwaſſer oder durch deſſen Mißbrauch zu illegalem Angriff oder durch ein nicht 
legitimirtes Schiff erfolgt, wird dieſer ſtets befugt fein, die Freigebung des widerrechtlich 
‚genommenen Schiffes, das ſich unter feiner Botmäßigfeit befindet, nöthigenfalls zu er⸗ 
zwingen. Immer aber können P. von den Friegführenden Mächten nur innerhalb bes 
eigenen Stantögebieted giltig errichtet werden: Ihre Etablirung in neutralen Häfen, 
duch Delegation dortiger Agenten und Confuln etwa, ift nicht ftatthaft; weder läßt das 
beftehende Völkerrecht eine derartige Ausdehnung amtlicher Functionen zu, noch wäre bie 
Duldung derjelben mit neutraler Haltung vereinbar. 

Das prifengerihtlie Verfahren richtet fih überall zunächft nach den Verorbnun: 
gen des Einzelſtaats, pflegt aber überall ſehr ſummariſch zu fein. Die Inftruction er⸗ 
folgt regelmäßig unmittelbar nad Ankunft des Captors durch die Hafenbehörden mittelft 
Entgegennahme der bei der Captur aufgenommenen Protocolle, der Schiffspaptere und 
Sclüffel, der Inventur des Schiffed und der Ladung, Verhörung des Schiffer und der 
Mannſchaft. Demnächſt gebt, falls nicht etwa Die Jllegalität der Priſe aus ber In⸗ 
ftruction ſich al8 zweifellos ergibt, die Sade an das P., welches, fofern dieſelbe ſpruch⸗ 
reif ift, fofort erfennt. Wird indeß innerhalb der für Reclamationen gejetten Frift vie 
Legalität der Prife von deren Eigenthümer oder einem Intereſſenten angefochten, ſo be= 
guunt vor dem P. ein Neclameverfahren. Dieſes trägt im Allgemeinen civilproceſſualiſche 
Formen, wobei die Rolle des Kläger bald dem Prifeneigenthümer, bald dem Captor 
zugemiefen wird, ift indeß regelmäßig dem Neclamanten fehr ungünftig. ‘Denn nad einer 
noch faft allgemein feitgehaltenen Rechtsanficht der Seemächte fteht dem Captor die Prä- 
Jumtion rechtmäßiger Captur zur Seite; Reclamant bat alſo die Widerrechtlichkeit der 
Nebmung, aljo 3. B. den neutralen Charakter des Schiffes, Das Tegale Verhalten des- 
jelben zu beweifen. ‘Dabei find die Beweismittel vielfach beichränft auf die bei der Neh— 
mung vorgefundenen Documente und farther proof ift ausgeſchloſſen. 

Durch das Prifenurtbeil wird das genommene Gut entweder fei e8 ganz, fei 
3 theilweiſe condemnirt, d. h. für gute Prife erklärt, oder freigegeben, bemnächit ent- 
weder an den Reclamanten over an den Captor auögeliefert, veip. zum Verkaufe geftellt. 
Die Koften des Berfahrend fallen dem Eaptor im Falle offenbar widerrechtlicher Neh⸗ 
mung zur Laft, wie er dann auch dem Perlegten vollen Schadenserſatz zu leiften bat. 
Dagegen bat fie nad, verbreiteter Prarıd der Neutrale jelbft dann zu tragen, wenn bie 
Aufbringung der hinterbrein freigegebenen Priſe Doch durch Verdachtsgründe gerechtfertigt 
war \probable cause of capture), wie er auch in dieſem Falle keinen Anſpruch auf Ent» 
ſchãdigung bot. 

Gegen das Prifenurtheil ſteht es jever von beiden Parteien zu, binnen beflimmter 
Berufungsfrift an die dafür eingejegte Inftanz zu appelliven. Doch pflegt die Appellation 
feinen Suspenfiveffect zu haben, jo daß das Urtbeil der erften Inftanz gegen Cautions⸗ 
leiftung für den Fall der Nichtbeftätigung exequibel iſt. 

Urtbeilen, die von competenten P. überhaupt anerkannter Mächte gefällt werben, 
weigern weder bie riegführenden, noch neutrale Staaten die Anerkennung. Demnach 
wird der in Folge der Condemnation geichehene Verlauf als rechtsgiltig betrachtet. 
Demnach haben Neutrale keinen Anſpruch auf Rüdgabe ihres von der einen Kriegspartei 
als Priſe condemnirten Gutes im alle der Bievernebmung (f. d. Art.) feitend der andern. 
Indeß wird immer der Staat, in deſſen Namen vie Priſe adjudicirt ft, für ein völfer- 
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rechtswidriges Urtheil verantwortlich fein. Er fett ſich dieferhalb Reclamationen, Re 
prefjalten, der Ketorfion aus und kann eventuell im Wege des völkerrechtlichen Etreit- 
verfahrens zu Genugthuung und Echadenserfag angehalten werden. Ein berühmtes Bei- 
\piel hierfür ift Friedrichs d. Gr. Streit mit der englifhen Regierung 1752 — 1756 
(ogl. Abb. d. Berl. Afad. 1866 p. 29). 

Duellen: Großbritannien: Verzeichniß der Gefete und Inftructionen bei M. Röhls 
Handelsrecht, III, 4, 1067. Geb. Rathsordre vom 24. März 1854. An Autorität einer Nechts⸗ 
quelle glei ift da8 Schreiben von Sir ®. Scott md Sir J. Nicholl an Mir. Jap vom 
10. Sept. 1794, bei Phillimore 3, 551. Sammlungen von Brifenurtbeilen find angelegt 
von Robinfon 6 vol. Lond. 1501 — 5 mit den Fortfegungen von Edwards und von 
Dopdfon; fodann von Marriot, Lond. 1801, und Stewart, Lond. 1814. Frankreich: 
Ordonnance de la marine von 1681 und Valin's Kommentar. Prifınreglements vom 
26. Zuli 1778 (Hauptgefeß). Arrete vom 6. Germinal VIII, 2. Prärial XI. Declaration 
vom 29. März 1854. Sammlung: Lebeau, Nouv. code des prises, 4 vol. Par. an 9. 
Nordamerika: Inftruction vom 10. April 1776. Deutſchland: Preuß A.L.R. I, 9. 11,8, 
conform ber bemwafjneten Neutralität. Prijenreglement und Brifenorbnung vom 20. Juni 1364. 

git.: Martens, Fessai conc. les armateurs, 1795. Jacobſen, Seerecht, 2 Pte, 
Hamb. 1803. 5. Hautefeuille, Droits et devoirs des nations neutres, 3 vol. 3. dd. 
1868. Deffelben Histoire du droit maritime international, 2. ed. 1869. (ressner, 
Droit des neutres, 1865. Pistoye u. Duverdy, Traite des prises maritiıes, 2 vol. 1855. 
Trendelenburg, Lüden im Böllerredht. 1870. F. v. Martig. 


Privatanflage. Die P., d. i. jenes Verhältniß einer Privatperfon zu einem 
Strafproceß, vermöge deſſen diefelbe auf die Erhebung und Durdführung der Klage Einfluß 
zu nehmen berufen ift, kann unter die verfchiebenartigften Gefihtöpunfte gebracht werden: 

1) Lediglich zu theoretiichen Zwecken, wie 3. B. zur Begründung des Unterfuchungs- 
princips im Strafproceh, pflegt man darauf binzumeifen, daß in den Urzuftänden der Bölker 
die Bffentliche Natur des Strafrecht noch nicht zur Geltung gelommen fei und Daher 
auch für die Verfolgung deſſen, was erft fpäter als criminelles Unrecht erfannt wird, 
noch feine felbjtändige Form gefunden wurde. Das Charakteriftiiche dieſes Zuſtandes 
liegt darin, dar die große Mehrzahl der Delicte nur dann und nur foweit geahndet 
wird, als der durch die rechtöwidrige Handlung Verletzte dies fordert. 

2) Ta, wo eimerfeits ‘die öffentliche Natur des Strafprocefies bereits erfannt, an: 
bererfeitö aber weder der Inquifitionsproceß entwidelt, nocd ein Organismus von zur 

Anklage berufenen öffentlichen Beamten eingerichtet ift, bleibt nichts übrig, als die Durch- | 
führung der öffentlichen Klage (als folder) in Privathände zu Tegen, fei e8 num, 
daß dieſe ſich freiwillig darbieten, wie im republikaniſchen Rom, ſei es, daß eine Ver— 
pflihtung von Privaten, unter gewiſſen Umſtänden die öffentlihe Klage indie Hand zu 
nehmen, ftatuirt wird, wie in England. 

3) In Frankreich, wo das unter 2) erwähnte Verhältniß dadurch ausgeichloffen 
wurde, daß der Organismus der Staatsdanwaltichaft geihaffen ward, ward doch von 
jeher aud die Berechtigung des durch die ftrafbare Handlung Beſchädigten, auf den Straf: 
proceß Einfluß zu üben, anerfannt. Der Theorie nad) wird ein dem Adhäſionsproceß 
ähnliches Verhältniß zwiſchen der öffentlichen Klage (action publique) als Hauptſache 
und der Privatflage (uction civile) als Nebenfache und dem entfpredend eine Streit⸗ 
genofienfchaft zwiſchen der Staatsanwaltihaft als Hauptpartei (partie principale) und 
dem Privatfläger (partie eivile) als Nebenpartet (partie jointe) angenommen; ver 
Theorie nach bringt der Belchädigte vor dem Strafrihter mir jenen Anſpruch zur Gel: 
tung, welchen er auch vor dem Givilrichter erheben könnte, nämlich den Entfchädigungs- 
anſpruch. Allein überſieht man die der Civilpartet im franz. Strafproceß eingeräumten, 
nach der Abftufung der Delicte in Verbrechen, Vergeben und Webertretungen verfchieden- 
artig geregelten Befugniffe, To fann man nicht verfennen, daß dieſelben auf mehr hin- 
auslaufen, — daß dem Beſchädigten vielfach Gelegenheit gegeben ift, mit Umgehung ber 
Staatsanwaltichaft und gegen deren Willen Die Schuldigerflärung und Beftra- 
fung deö Angeklagten anzuftreben. — Soweit in Deutichland nicht Das franz. R. al 
foldye8 recipirt ift, find dort dem Beſchädigten im Allgemeinen nicht nur foweıt gehende 
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Befugniffe nicht eingeräumt, fondern es iſt auch der Adhäſionsproceß auf großen Gebieten 
nicht zugelafien, d. h. e8 tft dem Beichädigten nicht geftattet, feine Entichädigungsflage 
vor dem Etrafrichter umd im Strafproceß anzubringen. 

4) Wie ſehr man auch geneigt war, unter ber fortjchreitenden Entwidelung und 
Ueberſpannung der Inquiſitionsmaxime die Auferften Confequenzen aus der öffentlichen 
Natur des Etrafrechtes zu ziehen, jo konnte man ſich doch der Ueberzeugung nie ganz 
verichließen, daß es nicht in allen Fällen zu rechtfertigen fe, den Strafproceß ohne jegliche 
Rückſichtnahme auf die Wünfche des Beichädigten in Gang zu fegen. Zwei Rüdfichten 
entgegengejegter Art mußten dabei ins Auge gefaßt werden. In gewiſſen Tällen 
wird die unglüdliche Yage des vom Verbrechen Betroffenen durch die Einleitung des 
Strafproceiles jo verſchlimmert, daß der letztere gewiſſermaßen das Werk des Verbrechers 
erſt vollendet, und Rückſichten der Menſchlichkeit dazu drängen, das öffentliche Intereſſe 
an der Beſtrafung des Verbrechers vor dem des Beſchädigten zurücktreten zu laſſen. Es 
gilt Died von gewiſſen Verletzungen der Geſchlechtsehre und theilweiſe auch vom 
Ehebruch und einigen verwandten Delicten. Im anderen Fällen ift die Geringfügigfeit 
der Rechtöverlegung und die Befugniß gewiſſer Privaten, über das verlegte Object frei 
zu verfügen, jo auffallend, daß eben nur unter ber Borausfegung, daß der Verletzte 
Klage erhebt, eine Störung der öffentlichen Rechtsordnung, die wejentlihe Vorausſetzung 
jeder Beftrafung, als vorhanden angefehen werden kann. Im Folge deſſen ift bei ber- 
artigen Telicten (ſog. Untzagsverbregien) — am vollftändigften behandelt im königl. 
Jah. Strafgefeg — der Grundſatz zur Geltung gelangt, daß dieſelben nicht ohne An⸗ 
trag des Beichäbigten verfolgt werben dürfen. Baft unvermeidlich folgt hieraus das 
Recht zur Rücknahme des Strafantrages bi8 zur Fällung oder felbft bis zur 
Belanntmahung des Straferkenntniſſes. — Ferner lag der Gedanke fehr nahe, bei ben 
minder wichtigen Antragsdelicten (unter Benutzung des franzöfiichen Vorbildes) dem Ber- 
legten die Verfolgung ftatt des dieſelbe ablehnenden Staatsanwaltes zu geftatten, ja bei 
Telicten nieberfter Ordnung die Intervention des Ießteren geradezu auszuſchließen und dem 
Verletzten allein zu überlaflen, fo daß man alfo im erften Falle zur fubfiviären,, im 
zweiten zur principalen P. bei einem freilich fehr beichränften Kreis von Delicten ge— 
Iangte. (Auch in diefer Hinficht tft hauptſächlich auf die Rev. Königl. Sächſ. Strafproceh- 
Iron. [Ipeciell A. 29—33] und die der tbüring. Staaten zu verweilen.) 

5: Erft feit dem 3. 1860 ift zumeift in den Verhandlungen des beutfchen Juriſten⸗ 
taged das Bedürfniß nach erweiterter Einführung der ſubſidiären P. zur Eprade 
gebracht worden. Es handelt fich hierbei um das principielle Bedürfniß einer Correctur 
der Befugniß der Staatdanwealtichat, allein darüber zu enticheiden, ob die ftrafrechtliche 
Verfolgung in einem beftimmten Falle zu unterbleiben habe (fog. Anflagemonopol der 
Etaatsanwaltichaft). Von der einen Seite wurde geltend gemacht, daß die Erhebung der 
Eirafflage nicht in das Belieben, jondern in das pflichtmäßige Ermeſſen des Staats— 
anmaltes geftellt ji, — daß eine Controle der Tegteren durch Einränmung einer An⸗ 
Hagebefugniß an den Beihädigten nur einen Rüdfall entweder in die privatrechtliche Auf- 
faſſung des Strafrechts oder in den Imquifitionsproceß, welcher den Richter ſich felbft in 
Bewegung ſetzen läßt, involvire. — Bon der anderen Eeite ward aber betont, daß der 
Belchädigte ein ganz unverkennbares unmittelbares und mittelbares Intereſſe an der Ver⸗ 
folgung des an ihm verübten Delictes habe, daß der Etantdanwalt über das äffentliche 
Interefie an der Berfolgung der ‘Delicte nach feinem Befinden urtheilen könne, einem 
Privaten aber der Zugang zum Richter durch einen Beamten der Juſtizverwaltung 
nicht folle verlegt werden können 

Der deutiche Juriſtentag entſchied ſich nach eingehender Verhandlung für die Em— 
pfehlung der ſubſidiären P. in dem Sinne, daß wenn der Staatsanwalt die Ver: 
folgung einer ftrafbaren Handlung ablehnen, der Beſchädigte unmittelbar bei Gericht den 
Antrag auf Einleitung der Unterfuhung ftellen tönne Da, wo der Staatsanwalt von 
der erhobenen Anklage einfeitig zurüdtreten Tann, wird man dann dem Berlegten in 
gleichem Sinne geftatten müſſen, die Sache weiter zu führen. Andererſeits eınpfehlen fich 
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orrecturen gegen Mißbräuche der P.: die Einſchränkung berfelben auf die erfte 
23, bie Verpflichtung des Staatdanwaltes, die Sache im Auge zu halten und deſſen 
tigung, die Verfolgung wieder felbft in die Hand zu nehmen, und bie Haftung 
rivatanklägers für die Koften im alle der Freiſprechung des Angeflagten. 
it.: Berhanbfungen bes deutſchen Iuriftentages, I. ©. 70. 71. 246 ff. IL. 8b. 1. S, 120 
Mi—275. Bb. 2. ©. 289-368. 373—429. dv. Groß, Strafrechtöpfiege in Deutſchland, 
5. 385—412. IV. ©. 29—55. 232—240. Glafer, Kleine Schriften, I. ©. 429 - 461. 
er, Anklage u. fi w. im engl. Schwurgerichtöverfahren, ©. 20-49. Helie, Traite de 
uction eriminelle, 88. 100 — 104. 105. 115—117. 122—124. Mangin, L’Action 
we 422. 12a -iae, Ya. Insrmetion ori 
. 78- 118. 138-165. Tröbutien, Cours de droit eriminel, II. titre 1. Bor- 
‚ Della azione penale, N. 95. 102— 125. 243 — 298. Safer. 
Brivatverzeihung (im Strafreht). Bei jenen Verbrechen, deren ftrafreit: 
Berfolgung von ve Antrag der verlegten Brivatperfon abhängig ift (f. den Art. 
gedelicte) kann auch — unter gemiffen Bedingungen — die von Seite diefer Perfon 
mde Verzeihung bewirken, daß das Verbrechen ftraflos Bleibt. Dies ift zunäcft 
ich von ſelbſt verfteht der Fall, wenn der Antrag auf Verfolgung nicht innerhalb 
jeglichen Friſt geftellt wird. Dagegen wird ein Verzicht auf Stellung des Antrags 
bung der Privatanflage) in der Kegel nur in Bezug auf den Ehebruch von den 
en als vechtswirkſam anerfannt. Im Baiern ift allerdings der gerichtlich erflärte 
bt bei allen Antragsdelicten rechtswirkſam, in Oeſterreich ſchließt fogar überhaupt 
isdrũdliche Verzeihung bie fpätere Erhebung der Anklage von Seite des Verzeihenden 
— Sehr mannigfaltige Beftimmungen finden fi) in den Gefegen betreffß der Der: 
ıg nad) ſchon erhobener Anklage (Zurüdnahme der Anklage). In Preußen ift fir 
r Regel nicht rechtswirkſam (Ausnahmen: 88. 140, 160, 189, 343 Preuß. 
3.8.), in Baiern erliſcht die Strafbarkeit des Antragsdelictes, wenn der Antrag binnen 
Tagen wieder zurüdgenommen wird (Ausnahme: bei Ehrentränfungen). Im andern 
m ift der Verzicht noch (mit Rechtswirkſamtkeit) zuläffig bis zur Verſetzung in den 
geſtand oder zur Eröffnung der Hauptverhanblung, wieder in anderen fogar bis zur 
nachung des ſtrafgerichtlichen Urtheils (jo namentlich in Oeſterreich und Sachſen 
T8 des Ehebruchs wird gemöhnlih P. noch bis zur Urtheilsverkündung 
et, ja nach öſterr. R. (8. 503) erliſcht ſelbſt die bereits wegen Ehebruchs erkannte 
edurch eine (beſonders qualificirte) P. — Eine Zurücknahme der 
men Klage iſt übrigens nur wirkſam, wenn der Angeklagte zuſtimmt; erfolgt dieſe 
nmung nicht, fo iſt das Strafverfahren fortzuſetzen. — Ein Widerruf des Ber: 
(der Privatverzeihung) ift rechtsunwirkſam, gleichviel ob der Verzicht auf die Ar- 
vor oder nad) erhobener Anklage ftattgefunden hat. — Berechtigt zum Verzicht it 
age, welcher zur Erhebung der Privatanflage berechtigt ift, alfo in der Regel ent: 
der durch das Verbrechen Verletste ober deſſen geſetzlicher Vertreter. Iſt der gefet: 
Bertreter (Vater, Bormund) felbft an dem Verbrechen betheiligt, fo wird entweder 
tberer Vertreter zur Verfolgung der Anklage beftellt oder es wird (wie in Wirrtem: 
md Braunſchweig) von Amtswegen verfahren und dann fällt mit der Brivatanflage 
ie Möglichkeit der P. weg. — Sind mehrere Perfonen durch das Verbrechen wr: 
fo Hat jede derſelben jelbftändig das Recht der Privatanflage und P. Iſt dat 
godelict von mehreren Perſonen begangen worden, fo entfteht die Trage: ob die 
eine diefer Perfonen erhobene Klage beziehungsweife einer diefer Perfonen gegenüber 
te Sereihung von Rechtswegen (ersn trog einer entgegengefetten Willenserflärung 
ir Brivatanflage Berechtigten) auch betreffs der übrigen Berfonen gelte (Unt heil: 
eit der Klage und des Verzicht) oder ob blos einer der Mitſchuldigen angeflagt 
m allein Berzeihung gewährt werden kann (Theilbarkeit der Klage und des Ber: 
) Das erftere ift comfequenter und auch meiften® geſetzlich feftgeftellt, führt aber 
m zu bemältigenben praftifchen Mißſtänden (f. darüber Köſt lin, Suftem ©. 525 fi.). 
Epeilbarteit ift in Defterreih allgemein und auch in Sachſen in mehreren Fällen 
ch anerkannt. 
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Sfgh.: Preuß. Str. G. B. $$.50—54, 140, 160—162, 189, 343. Oeſterr. Str. GB. 88. 503, 
529, 530. Str. Pre.O. 88. 189, 289. flizminifterialerlaß vom 5. Septbr. 1859 N. 163. 
Sadfen, Str..B. A. 9S—103, 106—108, 264, 267. Baiern, U. 88, 89. Hamburg, Str.G.B. 
A 66. StrPre.Ordn. 58. 9, 10. Defterr. Entw. $. 95. Nd. Ent. 88. 54— 58, 149, 170 — 
172. (Revib. Entw. 68. 59-63, 170, 189193). 

Lit.: Zahariä im NR. Archiv, 1847, ©. 396 fi. Handb. des Str.Pre., II. ©. 25 ff. 
Köflin, Syitem, ©. 513 ff. Geßler im Gerichtsſaal XVIII, und die Commentatoren ber 
verſchiedenen Strafgejeßbüder. Geyer. 

Privilegien heißen die Durch einen Act der Staatögewalt unter Mbweichung von 
allgemeinen Rechtöregeln begründeten Rechte beftimmter Individuen dem Staat ober 
anderen Staatsbürgern gegenüber. Die Grundlage eines jeden Privilegs ift ein gejeg- 
geberifcher Act, lex specialis, privilegium im obiectiven Sinn. Wie folher Act rechts⸗ 
wirffam zu Stande fommt, ift eine Frage des öffentlichen Rechts. Die Verleihung eines 
einzelnen Privileg kann ummittelbar durch Geſetz bewirkt werben; e8 kann aber auch 
öffentliches Recht des Staats fein, dag auf Grund eines Geſetzes nach gewiflen Rich⸗ 
tungen bin die Verleihung von Sonderrechten anderen als den geſetzgeberiſchen Organen 
anvertraut iſt. Gemeinrechtlich wird der unvorbenflichen Zeit auch bei P. die Bedeutung 
beigelegt, daß dadurch der Nachweis rechtlicher Entftehung erſetzt wird. Als wirkliches 
durch die Staatsgewalt begründeted Recht fteht das Privileg im Gegenfag zu jederzeit 
widerruflichen Conceſſionen. Die Berfaffungsurfunden der einzelnen deutſchen Staaten 
eriennen e8 zum Theil ausdrücklich an, daß neue P. wenigftens inſoweit, als fie Be- 
Ihränfungen der Freiheit oder des Eigentbums enthalten, nur im Wege der Geſetzgebung 
alfo unter Zuſtimmung der Lanbeövertretung oder auf Grund von Gefegen, welche die 
Gewährung regeln, bewilligt erden Dürfen. Auch wo e8 an folder ausdrücklichen Vor⸗ 
Ihrift. Fehlt, wie im der preußischen Verfaffung und in der bes No. Bundes, ift die 
Richtigkeit dieſes Satzes unbeftritten. 

Die Eintheilungen der P. in conventionelle und nicht conventionelle, privilegia 
onerosa und gratuita beziehen ſich nicht auf den juriftiichen Entſtehungsgrund, ſondern 
auf den Anlaß, der die rechtliche Entftehung herbeigeführt bat. Diefer Anlaß kann, je 
nachdem er fich als ein Vertrag und dann wieder als ein Vertrag mit oder ohne Gegen- 
leiftung auffaffen läßt, die Interpretation der Verleihungsacte ſelbſt verfchieven beeinfluffen. 
— Afirmative B. im Gegenfag von negativen erzeugen die Befugniß etwas wirkſam zu 
tbun, was fonft nicht erlaubt oder unwirkſam ift, Hierhin gehören verliehene Hoheits⸗ 
rechte, Patente, Monopole, währen als hauptſächliche Arten negativer P. die Immunität. 
von Steuern und bie Eremtion vom orbentlichen Gerihtäftand, vom Pfarrzwang und von 
gewiffen Nechtöregeln z. B. des ehelichen Güterredhtd zu nennen find. — Ein anderer 
Gegenlaß tft der von privilegia personalia und realia, je nachdem das Sonderrecht 
einem beftimmten Individuum oder dem Befiger einer beſtimmten Sache zufteht,; man 
Ipricht daneben auch noch von privilegiis mixtis, die beftimmten Perfonen als Befigern 
einer Sache zuftehen, 3. B. die Steuerfreiheit der Kirchengrundftüde. Privilegia personae 
und causae find eine nur für den Concurs erhebliche Unterſcheidung der privilegia 
exigendi, je nachdem biejelben lediglich auf der Perſon des Berechtigten oder auf der 
Natur der Yorderung berufen und alfo im legtern Fall aud mit dem Forderungsrecht 
übertragen werben fönnen. — 

Die auf P. beruhenden Sonderrechte können in derjelben Were wie andere Rechte 
untergehen. Es kann auch an und für ſich nicht als eine Bejonderheit der P. bezeichnet 
werden, daß fie durch neuen Geſetzesact des Staats widerrufen werden können, indem die 
Geſetzgebung auch andere wohlerworbene Rechte mit derſelben Wirkſamkeit zu zerftören in 
der Rage if. Wie aber ſtaatsrechtlich jeder Eingriff in beftehende Privatrechte durch bie 
Stantsgewalt als ein unzuläffiger erachtet wird, es fei dem, daß überwiegende Gründe 
des gemeinen Wohls dazu nöthigen, jo gilt daſſelbe auch bei den PB. Und auch bei 
ihnen wird der Staat durch ihre Aufhebung zur Entſchädigung verpflichtet. Anders wenn 
das Privileg auf Widerruf, ad bene placitum, ertheilt ift, oder werm als Grund ber 
Aufhebung Mißbrauch des Privilegd zum Nachtheil des Staats oder der Staatsbürger 
dargethan werben kann. 





2 Vrobetauf. 


Quellen u. Lit.: X. de privil. 5. 33, in VIto 5. 7., Clem. 5, 7. L. 16. D. de 
3 und a. a. DO. Schläger, Darftellung ber Lehre von den Privilegien, in Linde's} 
eift, N. F. XI. 2 Eecius. 

Probekauf. Umter biefem Namen werben drei verſchiedene Arten des Kauf 
2ge8 zufammengefaßt. I. Der Kauf auf Beſicht oder auf Probe (Belieben, Cefe 
me), emtio ad gustum Hierbei wird nad) der herrſchenden, auch im 9.6 
ierfannten Meinung dawider Unger) die Eriftenz des Geſchäfts von ben fr 
zlieben des Käufers abhängig gemacht, welches derſelbe durch Biligung oder Mifkiliz 
ce Waare zu erkennen gibt; der Verkäufer dagegen ift fefort gebunden. Im Einzl 
ıd folgende Fragen zu unterfceiden: 1) Im welcher Weiſe hängt das Geſchäft ven 
illensertlärung des Käufers ab? 2) Binnen welcher Friſt muß biefelbe erfolg 

Wer trägt bis zur erfolgten Willenserflärung die Gefahr? Zu 1: das Geſchäft ! 
ch die Willenserklärung fuspenfiv bedingt fein. Dies ift der Fall, wenn es nad 
oſicht der Parteien erſt mit der Billigung der Waare als geſchloſſen gelten folte. : 
infer ift dann bis zu feiner Genehmigung gar nicht gebunden, von derſelben ab vefin 
4 J. U. 23. 1. 20 pr. &. 1 D. XIX. 5. Das Gefchäft fann aber aud voll 
n abgeſchloſſen, und nur die Wiederaufgebung vefjelben in die Willfür des Kiu 
tellt fein, entweder in der Art, daß es Durch die Mißbilligung deſſelben ſich von i 
Amärts auflöft, als wenn e8 nie geſchloſſen worden wäre, (Refolutiobedingung) 1. 
1 cit. 1.6 D. XVII. 5, oder jo daß der Käufer nur ein Forderungsrecht hat 
idgängigmadung. 1. 12 D. XIX. 5 1. 3 C. IV. 54. Im dem letzten Falle für 
& der Abficht der Parteien die Grundſätze des ädilicifhen Ediets über die « 
ihibitoria zur Anwendung zu bringen fein. 1. 31 8. 22 D. XXI 1. Welder 
ı drei Zällen vorliege, ift nach den gebrauchten Ausdrüden, eventuell nad den I 
nden zu entſcheiden. Die Bezeihnung pactum displicentiae paßt ſowohl auf 
eiten, als auf den dritten Fall. Im Zweifel wird man, mie auch nad ©. 
t. 339 eine aufſchiebende Bedingung vorausjegen müffen (damider Brinz), beit 
» eher eine Nejolutiobedingung als einen Wicberauffebungsanfwug. Zu 2: 
illenserllärung, welche ausdrüdlid oder ſtillſchweigend fein kann, muß rechtzeitig erfe 
e Friſt dafür wird Häufig vertragsmäßig oder ortsüblich beftimmt fein; wie 5. 
ı Römern für das Rüctrittsvcht nad) Art der ädiliciſchen Redhibition 60 Tage ge 
ven. 1. 31 8.22 D. XXI. 1. Eventuell kann der Verkäufer eine Exflärung ı 
ıgen, fobald er dem Käufer die Vejichtigung und Priifung der Waare ermöglicht ! 
G.B. Art. 339. Andererfeits ift eine Cäumniß  de8 Verkäufers Hierin 
ufer unnachtheilig. Ergeht Binnen der Beftimmten Friſt eine Erflärung des Kin! 
dt, fo Hat ſich die Bedingung nicht erfüllt. Mithin fommt das ſuspenſiv bedir 
ſchäft gar nicht zu Stande, das reſolutiv bedingte dagegen Kleibt dauernd keit 
njo aud dasjenige, deſſen Auflöfung der Käufer hätte fordern fünnen. Streitig 
diefe Regeln aud Anwendung finden, wenn der Käufer die Waare bereits empfar 
d bis nad) Ablauf der Frift entweder ſich nicht erklärt oder jene gar mit Pfantr 
x andern Laſten beſchwert hat. Nach der richtigeren Anficht liegt in dieſem Verhal 
e Genehmigung und wird aljo der Kauf allemal definitio wirkſam. H. G. B. Art. 
brigens kann der Berfäufer auch eine verfpätete Erflärung des Käufers noch annehm 
an fiegt ein neues Geſchäft vor. Zu 3: Die Gefahr ſowohl des Untergangs als 
rſchlechterung trägt bis zur definitiven Entſcheidung in allen Fällen der Verläu 
un das Recht des Käufers, beim fuspenfiv bedingten Geſchäft die Billigung zu ı 
igern, und bei dem bereit geſchloſſenen die Mipbiligung zu erflären, Tann durd 
Üige Erxeigniſſe nicht geändert werden. Das etma gezahlte Kaufgeld darf er h 
Adfordern. Hat er aber die Beſchädigung felbft verſchuldet, fo haftet er auf Ei 
m dem Gefagten meiden viele Juriften darin ab, daß fie die Gefahr des Unterga 
m fertigen, aber auflösbaren P. dem Käufer zuweilen. (GGoldſchmidt, yittin 

Von dem oben dargeftellten Kauf auf Beſicht ift die bis wor Kurzem noch inth 
7 old Deufterfall und Vorbild Deflelben angefehene, gegenwärtig mur im franj. 
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C. N. art. 1587) noch praktiſche degustatio vini, Weinhandel mit vorbehaltener 
Prüfung, wohl zu unterjcheiden. Dieſe ift auch eine Art des bedingten Kaufes, enthält 
aber ſtets nur eine Reſolutivbedingung, deren Erfüllung von den arbitrium boni vini 
abhängt. (Cato de re rust. c. 148). 

Das preuß. R. (ER. I. 11 8. 331—39) fieht den Berfauf auf Probe immer als 
juspenfio bedingten an (nad Förſter IL. 8. 124 als einfeitig bindende Bertwagdofferte), 
erflärt aber Da6 Schweigen des Käufers mährend der beftimmten Friſt für gleichbeveutend 
mit der Genehmigung und gibt außerdem dem Verkäufer Das Recht, die mangelnde Frift- 
beſtimmung richterlich ergänzen zu Taflen. Iſt eine auflöfende Bedingung gewollt, ſo 
beißt das Geſchäft Neukauf, und iſt Die Sache übergeben und das Kaufgeld bezahlt, fo 
fann dem Käufer nur ein Recht auf Rüdtauf eingeräumt fen. Das franz. R. fchliekt 
ih (a. 1588: vente aA lessai) dem rön. R. an, vermuthet aber im Zweifel auch 
ſtets fuspenſiven Abſchluß. 

U. Kauf nach Probe (oder Muſter). Dieſer wird unbedingt, jedoch mit der 
Zulage (dietum promissum) des Verkäufers geſchloſſen, daß die Waare der vorgelegten 
Brobe entiprechen Tolle. Der Verkäufer ift dann verpflichtet, Die probemäßige Waare zu 
liefern, der Käufer eine folche anzunehmen. Nach dem Handelsrecht hat der Käufer bei 
Veberfendung der Waare diefelbe unverzüglid, nach dem Empfange zu prüfen und etwaige 
Mängel fofort, oder falls folde ihrer Natur nad) erft ſpäter zu Tage treten, gleich nad) 
ihrer Entdeckung dem Berfäufer anzuzeigen, wibrigenfall® die Waare als genehinigt gilt. 

HI Der Kauf zur Probe tft „unbebingter Kauf mit Hinzufügung des Beweg— 
grundes.“ Dieſe enthält die für den Käufer nicht verbindliche Verheißung, im Falle der 
Zufriedenheit eine größere Onantität kaufen zu mollen. 

tit.: ad I. Goldſchmidt, Zeitfchr. für Handelsrecht, I. (1858); Fitting, daf. II.; 
Unger, daf. III: Fitting, dal. V.; ygiammenftellung des Inhalts diefer vier Arbeiten 
von Fitting, Arch. f. civ. Braris XLVI, 11 (1853); Bradenhöft, Zeitfehr. f. Civ. R. 
und Pre, N. F. AV, 11; — ad 11. 95.8.8. A. 340, 347; Heffe, Ueber den Kauf noch 
vor gezeigten Proben, Zeitſchr. f. Eiv.R. u. Pre, N. F. III, 4 (1846); — ad II. 9.8.2. 
N. 341; und in Betreff det Gefahr ad I und II Hofmann, Das periculum beim Kauf, 
Wien 1870, S. 92 fi. Ed. 

Brobft (praepositus), im weiteren Einn ſoviel wie Vorgefetter, hieß urſprünglich 
der dem oberſten Yeiter eines Klofter8 untergebene Vorfteher einer einzelnen Selle, bei 
den Benebiktinermöncen der nächfte Obere des Klofters nach dem Abt. In Folge der 
Ausbildung der Dom- und Collegiatftiftöverfaffung unter Herübernahme von klöſterlichen 
Einrichtungen fommt der praepositus oder P. auch noch bis auf den heutigen Tag in. 
den einzelnen Kapiteln vor. Er ift in der Regel ver erfte Würdenträger und Vorfteher 
in demjelben, hat alfo gemöhnlich die erfte Dignität inne. Im Mittelalter war meiſtens 
die Stelle des Archidiakons an der bilchöflichen Kirche mit der des P. verbunden und 
fo erlangte derfelbe eine große Bedeutung für die Verwaltung ſowohl ber QTemporalien 
des Stifted, wie auch der biſchöflichen Jurisdietion überhaupt, welche ihm neben ber 
Borftandfchaft im Kapitel zulam. Mit der Bedeutungsloſigkeit des Archidiafonats ift 
ihm heute nur die letstere, fowie ein gemiffer Kreis von Rechten innerhalb des Kapitels 
geblieben, welcher freilich in den einzelnen Statuten verſchieden beftimmt ifl. — In der 
evangeliſchen Kirche fommt der Ausdruck P. gleichfalls noch in den wenigen vorhandenen 
Domkirchen vor, ferner aber aud für die Beamten, welche die Aufficht über die fog. 
evangeliichen Klöfter, d. h. Träuleinftifter führen, fo in Holften, endlich aber auch in 
einzelnen Brovinzen (3. B. in Pommern, Medlenburg, Schleswig und Holftein) für die 
Euperintendenten. — In beiden Kirchen dient er ferner zur Bezeichnung der höheren, an der 
Spitze der Militärſeelſorge ftehenden Geiftlichen (fo in Preußen, wo der ewangelifche Feld- 
probſt die Stellung eines Generalfuperintendenten, der Tatholifche die eines Biſchofs, 
legtereß erſt feit 1868 inne hat). Endlich führen in beiden Kirchen auch Geiftliche, 
welde an bedeutenden Kirchen angeftellt find, To in Berlin vie erften Geiſtlichen an der 
Nicolai⸗ und Petrikirche, der fatholiiche Pfarrer an St. Hedwig, welcher zugleih Sub- 
defegat des Bilchofs von Breslau ift, den Titel: Probſt. 

P. Hinſchius. 
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Proceßleitende Decrete Bilden nach Grol mann, der die Bezeichnung in 
eutigen Wiſſenſchaft eingebürgert hat, als fog. Interlocutiones merae oder simplic 
much Decrete ſchlechthin, den Gegenfag der Sententiae interlocutoriae mixtae e. ı 
lefinitivae habentes und mit diefen zufammen des Endurtheils, der Sente: 
lefinitiva. Sententiae interlocutoriae mixtae find nach Grolmann ſolche Den 
oelche „auf die (materiellen) Rechte der Parthien Einfluß Haben“, Interlocutiones me 
olche, melde „bloß und allein das gerichtlide Verfahren leiten, ohne & 
olchen Einfluß auf das Recht der Varthien zu haben.“ Martin's Eintheilung 
üefelbe, nur Daß er Die Interlocutiones mixtae als folde definirt, welche einen „Nel 
unkt“ entfceiden, und wenn das punetum incidens s. articulus den älteren Juri 
in Incidentftreit über eine auf die Hauptſache bezüglice Frage ift, jo hat Doch Ma: 
ies materielle Moment dabei nicht als eniſcheidend —— Philoſophiſch begr 
et ferner Gönner die Eintheilung in Sententia und Deeretum simplex, bie 
arnach ſcheiden follen, ob vor dem Decrete zweifeitiged Gehör gewährt oder verſiat 
der nur ein einfeitiger Parteiantvag voraufgegangen fe. Bayer u X. combiniren d 
Eintheilungen. Bayer unterfdeidet mit Gönner principaliter einfade und deci 
Decrete, je nachdem fie auf einfeitigen Antrag oder praevia causae disceptatione erla) 
ind. Die decifiven find ihm dann mit Martin Enburtkeile, wenn fie die Hauptja 
Interlocute, wenn fie einen Zwiſchenſtreit erledigen. Die einfachen beziehen ſich entwe 
uf die Hauptſache und zerfallen in rejectorie und mandata oder ordinationes, je na 
em fie den Antrag abichlagen oder ihm Statt geben, oder, was auf Grolmann zum 
xiſt, einzig auf die Leitung des Proceſſes, in welcher Hinficht fie Ladungs-, Communica 
der Notificationsdecrete find. — Im voraus ſei bemerkt, daß feit Bultejus ı 
Bort Decret allgemein als Gattungsbegeifi in biefer Lehre gebraucht wird, wie L 
rüber ſchon Cujaz und Jaſon von Maino getfan, und daß derſelbe Bultej 
nter der Kategorie Decijioberrete (deoretum deeidens) die Interlocutio mixta 
indſentenz an die Seite ftellt. Sodann find weiter Bedeutung und Urfprung ber « 
eführten Eintheilungen darzulegen. Erſtere anlangend findet fi in den vöm. Oud 
er Grundfag: „Quod jussit vetuitve praetor, contrario imperio tollere et repete 
icet; de sententiis contra.“ Hieraus folgerte bie ältere italienifche Jurisprudenz 
Nittelalters, daß die Endfentenz für den Richter, der fie erlafien, irrevocabel fei, u 
senn nicht appellirt werde, die Rechtskraft beichreite, daß Dagegen alle übrigen Dar 
om Richter felbft zurüdgenommen werden dürften, der Rechtskraft alfo nicht fähig Te 
nd ohne Appellation auf einfache Remonſtration der Partei vom Richter jederzeit befeit 
yerden Könnten. Der fpätere italieniſche Proceß ftellte indeß Sententiae interlocutorie 
uae vim definitivae habent, in Äbſicht auf Irrevocabilität und Rechtskraft der Se 
entia definitiva gleih und bezeichnete fie als Interlocutiones mixtae im Gegen! 
a ben übrigen Decreten (außer der Enbjentenz), welche Interlocutiones merae ober sit 
lices genannt wurden. In diefer Geftalt ging die italieniſche Doctrin in den Rad 
ummergerichtöproceß über. Ein gemeinfames Kriterium ber Interlocutiones mixtae | 
18 man nicht, an der einen hob man hervor, daß fie einen fir die Hauptſache präjut 
rlichen Punkt (punetum incidens, der fpätere Nebenpunft) entſcheide 5. B. eine except 
eremtoria verwerfe, am der anderen 3. B. der absolutio ab observatione judie 
aß fie feine fernere Sentenz erwarten laffe, an ver dritten z. B. der Incompelen 
tlärung,; daß das officium judieis mit ihr zu Ende fei zc., während Die ledier 
decrete im Grunde zu den Sententine definitivae zu flellen gemefen wären. Hatte ma 
in einheitliches Kriterium ber Interlocutiones mixtae, fo fonnte auch der Vegrifi de 
aterlocutio mera fein einheitlicher poſitiver fein, derſelbe befaßte wielmehr nagar 
le Decrete, die nicht Interlocutiones mixtae waren. Died änderte ſich, feld 
Jultejus und cbenfo Carpzov, Brunnemann, 9. H. Böhmer, Eftor di 
räjudicirlichkeit des Decrets für das Endurtheil zum allein beftimmenden Kennzeichen da 
aterlocutio mixta erhoben. Denn wie Vultejus die letztere als Bententis 
ıterloeutoria definixt, welche „summae rei sive controversiae principali praejudicium 
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faciens respicit ipsa causae merita“, jo beftimmt er nunmehr aud die simplex fchon 
mehr pofitiv als eine jolche, „quae in terminis articuli istius super quo est lata subsistit, 
nec effectum suum ad summam rei extendit, eaque ordinemjudiciarium re- 
spieit.“ Letzterer Definition ſubſtituirte I. H. Böhmer wieder eine andere,indem er die 
simplices als decreta bezeichnet, „quae causam principalem non definiebant sed 
viam tantum ad decisionem causae principalis praeparabant, et, quae ad direc- 
tionem processus pertinere videbantur, determinabant“. Combinirt man Vul⸗ 
teju8’ Definition der Interlocutiones mixtae und die Böhmer'ſche der Interlocu- 
tiones merae, fo erhält man die Grolmann'ſche Eintheilung. Wie demnach aus den 
angegebenen Berhältniffen der Urfprung des Begriffs „procefleitendes Decret” erhellt, To 
ergibt fich aus ihnen auch, Daß man dem negativen Begriff der Interlocutiones merae will- 
fürlıh den pofitiven proceßleitend jubftitwirt Bat. Dies gilt noch mehr von der Bayer’ichen 
Eintheilung der einfachen Decrete in procefleitende und auf die Hauptfache bezügliche, 
bei welcher es fich um blos äußerliche Bezüglichkeit handelt. Die Haupteintheilung von Bayer 
in deciſive und einfache ‘Decrete, die auf Gönner und von ihm auf Ludo vi ei zurückzufüh— 
ven iſt, aber weer bei dieſem noch bei jenem eine Hiftorifche Begründung erfahren Kat und 
eben darum nicht als Ausfluß „deutſchen Rechtsbewußtſeins“ bezeichnet werden kann, 
wenn Thon ihre Verhältniſſe denen des deutſchen R. entiprechen, tft fchon aus dem Grunde 
unhaltbar, weil e8 Decrete gibt, die, wie die Auflage der Legitimationsbeicheffung, des 
Manifeſtationseides im Concurfe x. ex officio erfolgen fünnen und fomit weder auf 
einfeitigen Antrag, noch auf zmeifeitiges Gehör erlaflen zu fein brauden. Im Nefultate 
trifft, was die decifiwen Decrete anlangt, Die Martin'ſche Eintheilung mit der Gönner$ 
und Bayers zujammen, indem fie den Begriff der Interlocutio mixta lediglich 
auf ihre decifive Natur ftellt, ohne den „Nebenpunft”, ven fie enticheivet, näher zu präcifiren. 
Wie weit dieſelbe auf einem Pactiren zwiſchen ven Anfihten Grolmanns und 
Gönners beruht, muß bahingeftellt bleiben; wenn fie aber auch in der voraufgehenden 
Zeit allerdings ihre Vorgängerinnen hat, fo wird fie Doch ſelbſt unter dieſer Voraus- 
fegung nur als doctrinäre Abweichung von der herrſchenden Theorie gelten dürfen. Sie 
ift 68 auf Bultejus zurüdgeführt worden, bei den indeß eine Aenderung feiner oben 
allegirten Definition der Int. mixta nicht zu erfeben ift, und wenn namentlih auch Pu⸗ 
fendorf als Zeuge einer unter dem Einfluß deutfchrechtlicher Traditionen jtehenden 
Praris in Abficht auf fie angeführt wird, fo behaupten die Schriftfteller jener Zeit viel⸗ 
fah Praxis in diefer Lehre, ohne daß dieſe auf altveutiche Principien zurüdgeführt wer- 
den könnte. Für den Anſchluß an lettere vermißt man auch bei Pufendorf ein fichere® 
Kennzeichen. — Aus diefen Ausführungen ergibt fih, daß der Kernpunkt der Frage, die 
hier erörtert wird, der ift, ob nur die Int. mixtae im Sinne der ital. oder der beutfchen ge— 
meinrechtlichen Theorie, in welder fie nur als Entſcheidung einer für das Enburtheil präju- 
dieirlichen Frage aufgefaßt wurden, oder ob jede Decifiv- Enticheivung der Rechtskraft 
fähig if. Die erflere Theorie dürfte bis zu Grolmann bin die herrichende geblieben fein. 
Wie weit fie in der neueren Zeit, im welder auch noch der von Planck angeführte 
Runde als ihr Anhänger gelten zu müſſen fcheint, dieſe Herrichaft eingebüßt hat, ift 
eine Frage, bie nach der Prariß der einzelnen Territorien entfchieven werben muß. Wo 
dies der Fall ift, kommt ſodann bie weitere Frage, wann eine Entſcheidung vorliege, in 
Verrat, bezüglich deren Gönner, Wegell u. A. auf der einen und Pland auf-der 
anderen Seite namentlich auch darüber auseinander gehen, ob das Borhanvenfein einer 
Entſcheidung durch Das zmeifeitige, gewährte oder verftattete, Gehör der Parteien bedingt 
oder nur von dem Dafein eines Streites abhängig ſei, der auch zwiſchen Richter und 
Partei obwalten könne. Der Begriff ferner der Int. mera wird je nach der über die 
Int. mixta getroffenen Entſcheidung ein engerer ober weiterer fein, derſelbe war und ift 
auch heute noch rein negativen Charafterd. Sollte jede Deciſiv-Entſcheidung nach der 
betreffenden Territorialpraris der Rechtskraft fähig fein, fo mag man ihn deutſch immer- 
bin durch Verfügung, einfache Verfügung wiedergeben; wo nicht, muß man bei der Be⸗ 
zeichnung einfaches Decret fliehen bleiben. Die Eintheilung der einfachen Decrete, für 
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welche auch der einfeitige Antrag fein gemeingültiges Kriterium ift, aud) bei älteren Schi 
ftellern als ſolches nicht Hingeftellt wird, in procepleitende und auf die Hauptſache bei 
liche ift verwerflich; infonderheit Tommt das Prädicat procepleitend ihnen keineswegs 
Gegenfag zu den Decijiv-Decreten zu, wie denn Das Beweisurtheil den Proceß ins 2 
weisverfahren, und jelbft ein verurtheilendes Enderfenntniß ihn ins Erecutionsverfahr 
fortleitet. — Das preuß. R. geht von dem Grundſatze aus, daß nur das Endurtb 
die Rechtslkraft beſchreite. Es ertennt indep als Enburtheile auch ſolche am, die il 
‚„Bräjubicialpunfte” ergehen, fo mit Recht diejenigen, welde einer von der Einlaffung | 
fretenden Einrede Statt geben, oder den Grund eines Anſpruchs feftftellen, feine Liquidaii 
aber vorbehalten. Die Nechtöfraft der Interlocutionen, für Die zum Theil aud | 
ältere gemeinrechtliche Bezeihnung Nefolut oder Refolution beibehalten ift, wie u 
namentlih das Beweisreſolut Dielen Namen führt, it ausgeſchloſſen. Gewiß ift ti 
Rückkehr zum röm. und älteren ital. Proceß nur zu billigen, da fie die Parteien nicht 
fortwährendem Appelliren nöthigt. Larer iſt das franz. R., bezüglich defien Termir 
logie darauf hingewieſen fein mag, daß die einfeitig vom Vorfigenden oder Einzelrich 
erlafjenen Decrete ordonnances genannt werden, arret der Name für die Beichlüffe ! 
böheren Gerichte ift, jugement für die der erften Inftanz, zugleich aber für den Gattung 
egriff. Unterſchieden werden jugement definitiv, preparatoire und interlocutoit 
Das jug. def. ift irrevocabel, das jug. int. fofort appellabel, das jug. prep. geftat 
nur Vorbehalt der Appellation (f. Appellation). Jug. def. ift nicht blos dasjenige, weld 
eine von der Einlafjung befreieude Einvede, ſondern auch jedes, das einen Incidentpunkt ſ. 
eidentjachen) erledigt. Iſt e8 aufgcontradictorifge Verhandlung erlafien, jo fteht orten 
licher Weife nur Die Appellation zu, erging «8 in contumaciam, zunächſt Die oppositio 
Jug. preparatoires werben beftimmt als „rendus pour l’instruction de la cause et q 
tendent a mettre le proc&s en etat de recevoir jugement definitiv“; das jug. iı 
unterſcheidet fi} von ihnen dadurch, daß es eine preuve, verification oder instruct 
anorbnet, „qui _prejuge le fond“, Dieſe Präjudicirligkeit für die Hauptſache ift ni 
die gemeinrechtliche der Int. mixtae, da die jug. def. in weit größerem Umfange, ı 
um gem. N. angenommen werden. Die franz. Jurisprudenz beftinmt fie nad) zwei Mer 
malen: wenn nämlid ein Präjubicalpunft, fei er materieller oder procefjualer Nam 
3. 8. die Zuläfjigfeit einer Intervention oder der Vernehmung eines Zeugen entſchieden i 
‚oder wen das Seritt ausfpricht ober andeutet, daß von dem auferlegten Beweife x. de 
jug. def. abhängig fein werde. Die Hann. Pre.D. unterſcheidet Uxtheile, die über de 
Anſpruch oder deſſen Theile oder Accefjionen, über einzelne auf jenen oder dieſe bezügli 
Angriffe oder Vertfeidigungsmittel nad) mündlicher Verhandlung bzw. in contumaeis 
ergeben, ferner procefleitende Verfügungen des VBorfigenden zc. umd fenftige Decrete, t 
theils als Verfügungen, theils als Entſcheidungen, Erkenntniſſe, Interlocute bezeichnet fin 
Dieſe Terminologie iſt indeß für die Rechtskraft nicht entſcheidend, auch trefjen die B 
griffe Irrevocabilität und Rechtskraft nicht zufammen, wie denn insbeſondere das Bene 
interlocut irrevocabel ift, aber, wenn das Gericht nicht ausnahmsweiſe ſofortige Berufu 
verfügt, erſt gelegentlich des Endurtheils appellabel wird. Nach den ſtäudiſchen Metiw 
find vielmehr nur Diejenigen Urtheile und Decrete der Nechtöfraft fühig, welche ver j 
fortigen Berufung unterliegen. Der Rd. Entw., der in feiner nunmehr vervollftändige 
Geftalt auch das Rechtömittelfuften enthält und im Anſchluß ans preuß. R. gegen D 
creie erfter Inftanz Appellation, bzw. Beſchwerde (vgl. Appellation), gegen Decrete zweit 
Inſtanz Nichtigteitsbeſchwerde, bzw. Oberbeſchwerde zuläßt, unterſcheidet Urtheile, ® 
ſchluſſe, Verfügungen. Urtheile find Decrete, melde in der mündlichen Verhaudlun 
bjw. in contumaciam ergehen und über fänmtliche erhobene Anfprüdye, oder über ct 
zelne von ihnen, über Theile derfelben, über den Grund des Anſpruchs im Gegenfag zu feine 
Betrage (Theilurtheile), oder über einzelne Angriffe: und Vertheidigungsmittel oder cin 
Zwiſchenſtreit (Zwiſchenurtheile) entſcheiden. Beſchlüſſe find Decrete, die in mündlich 
Verhandlung oder in berathender Sitzung ergehen, und heißen im erſteren Falle, wer 
fie die Endentſcheidung vorbereiten, Vorbeſcheide. Verfügungen find einfeitige Anorduunge 
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der Borfigenden bzw. Einzelrihter. Der Rechtskraft fähig jind nur Urtheile und nur 
fomeit, al8 über den geflagten oder ratdergeflagten Anſpruch oder einen Compenfations- 
anjpruch entſchieden iſt, Doch fteht gegen Contumacialurtbeile zunächſt der Einſpruch zu; 
irrevocabel jind alle Urtbeile, doch dependirt die Erlafjung von Theil- und Zwifchenurtheilen 
som Ermeſſen des Gerichts. Die Zulaffung der Beichwerde, bzw. Oberbeſchwerde gegen 
fonjtige Deerete gehört dein Geſichtspunkte der Appellabilität an, doc mag hier noch be- 
merkt ein, daß das Nechtömittel bezüglich gewiſſer Entſcheidungen an eine Friſt gefnüpft 
ft. — Sofern Decrete Auflagen enthalten, was bei decifiven nicht weniger wie hei ein- 
fahen der Fall fein kann, tbeilt man diefelben in monitoriſche, die die Befolgung 
der Auflage freiftellen, und arctatoriſche, die fie fordern. Die arctatorischen zerfallen 
in peremtorijce, wenn fie für den Fall der Verſäumniß die Handlung ausſchließen, 
bzw. weitere Nachtheile drohen, und in dilatorifche, wenn fie diefe Wirkung nicht 
äußern. Das gem. R. fordert die ausprädliche Androhung der Ungehorfamsfolgen im perem⸗ 
toriſchen Decret, im preuß. R. ift fie im Gebraud und gewiß mit Recht. “Die neuere 
Zeit, die überhaupt den dilatoriſchen Auflagen wenig hold tft, wendet fi auch der Prä- 
clufion ipso jure zu. Wichtig iſt dieſe Eintheilung namentlih für Yadungen (ſ. d. Art.) 
und Communicatiodecrete. Ihre Bedeutung ift im Art. Ungehorfamsverfahren darzulegen. 

Quellen: 1. 14. 42 55. D. 42. 1. — C. de proc. a. 451 ss. — Corp. jur. Frideric. 
Borberiht n. XI ff. Preuß. A. G.O. Th. 1. Einl. SS. 33. 34. 58. Tit. 10. $. 57. Tit. 13. 
88. 40. 43. Verordn. 21. Juli 1846. 8. 6. Mot. 3. Entm. 1864. S. 54. 741 fi. 178 ff. — 
Rd. Entmw. 88. 21. 321 fi. 397 ff. 599. 626. 681. 788 f. 794, 798. 802. Hannov. Pre.O. 
&$. 114. 196. 218. 346. 396 fi. 

tit.: Vultejus, Tr. de judic. Lib. III. c. 11. or. 12 8qq. c.12nr.6sqq. Carpzov, 
Proc. jur. in f. Sax. Tit. 16. $. 2. nr. lösgg. Brunnemann, Tr. de proc. fori. c.27. n. 2.4. 
6$ sqq. J. H. Böhmer, J. P. E. Lib. II. tit. 27. $. 2 sqq. Eftor, Gem. u. Reichs⸗ 
Proceß SS. 795. 803 c. N03d. Grolmann, Theorie 8. 98. Gönner, Handb. Bo. I. 
Abb. VIII 8. 20 ff. Martin, Lebrb. 8. 106 fi. Bayer, Orb. Pre. 8.133. Pland, 
Bew. Urth. 88. 16. 21. 40 fi. Wetzell, Syſt. $. 51. Heffter, Breuß. Eiv.Pre. 8. 163. 
Koch, Preuß. Pre Prar. Th. 2. 8. 75. — Pigeau, La proc. eiv. I. p.482 ss. Scdlint, 
Komm. 3. Sram. Civ Pre.O. 8. 378. — Feonhbardt, Comm. 3; Hann. Pre.O. 8. 396 f. Zur 
Reform des Eiv.Prc. in Deutfchland, S. 55. 60. 64. Niffen, Entm. der deutſchen Eiv.Pre.d. 
1564. ©. 120 ff. Fecht, Würtemb. Civ. Pre.O. I. S. 375 ff. K. Wieding. 

Proceßleitung (Civilproceß) bedeutet die auf Ordnung und Fortgang des Ber- 
fohrens beſtimmend einwirkende richterliche Thätigkeit oder, wie Grolmann ausführlicher 
definirt, „die Summe der während des Laufes der Verhandlungen dem Richter obliegen- 
den Pflichten, vermöge welcher er dafür zu jorgen hat, daß der Nechtöftreit in ber zwei: 
gemäßen und geſetzlichen Ordnung betrieben, und alles,. was zu Bermwirrung, Verzögerun⸗ 
gen und unnöthigen Weitläuftigfeiten Veranlafjung geben könnte, vermieden werde”. Co: 
fern die P. der Form oder dem Inhalte nad fehlerhaften Handlungen entgegentritt, 
nennt Grolmann fie eine negative, fofern fie in den Fortgang des Verfahrens für- 
dernd eingreift, was nach Wegell an der Hand namentlich der Dtarime mechielleitigen 
Gehörs und der Nothmendigfeit des Beweiſes fr beftrittene Behauptungen geſchieht, eine 
pofitive Ihre Aeußerungsform ift wie die aller richterlichen Thätigfeit das Decret 
und zwar das Decifio-Decret nicht weniger, wie das einfache. Grolmann beſchränkt, wie 
die obige Definition bemeift, die P. auf den „Lauf der Verhandlungen“, d. h. nad) feiner 
Auffaffung des Procefles: die Execution und das Endurtheil gehören nicht zum Gebiet 
der P. Handelt es fich bei der P. aber um den Fortjchritt des Proceſſes, fo liegt es 
anf der Hand, daß die P. nur mit dem Ende des Proceſſes ihr Ende hat, daß fie Alles 
umfaßt, was nad) der Prc.D. des Staate8 zum Procefie gehört. Nach franz. Syſtem, 
welchem in dieſer Beziehung die Hann. Pre.O. und vermuthlich aud der No. Entw. an= 
gehören, find die Ladung, mit Ausnahme der Terminöbeftimmung, und die Erecution, mit 
Ausnahme der in derfelben ſich ergebenden Streitigfeiten, der richterlichen Thätigkeit ent- 
zogen, nach gem. und preuß. R. hingegen ihr nidyt weniger unterworfen, wie das übrige 
Verfahren. Tritt alfo nicht fofort oder fpäter eine Abweiſung des Klägerd ein oder wird 
der Proceß nicht vorher durch Befriedigung, Vergleich u. dgl. beendigt, fo leitet der 
Richter nach den letzteren Gefepgebungen das Berfahren bis zum Ende der Executions- 
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any. Das fceint Grolmann jelbft, wenn auch inconfequenterweile, anerkannt zu hal 
am er die erecutive Realifivung des Endurtheils „der poſitiven“ richterlichen Thäti 
rwies. Die Urfache, warım Grolmann die decifive Thätigfeit des Richters und die ı 
eitende in Gegenfat brachte, ſcheint in der im vor. Art. erwähnten Unterfheidung zmif 
proceßleitenden Decreten und ben Int. mixtae und der Sent. definitiva gejuct ı 
zu müflen. Dort ift gezeigt worden, daß Grolmann der Böhmer’ ſchen Beſchreib 
Int. merae al die directio processus angehend den Begriff procenleitenbes De 
ıahm. Ebenſo ift ex der Urheber des Begriffs Procekleitung, die er geradezu ı 
Böhmers Worten „Broceßdirection“ nennt; die ältere Theorie behandelte 
Procefleitung gehörige Materie unter der Kategorie Officium judieis und 
aproth fennt den Begriff Procehleitung nit. Ermwägt man nun, daß das Otfie 
ieis nady den Yuftin. Ouellen hauptſächüch für das Endurtheil in Betracht kam, 
gen bie ital. Yuriften de Mittelalter die Interlocutio als ein inter princip 
sae et finem ergehendes Decret definiven und daß die procekleitenden Decrete Int. me 
‚ To liegt es nahe, daß eben hiedurch Grolmann veranlagt worden ift, einen x 
zwiſchen P. als der dein Endurtheil voraufgehenden Thätigfeit und dem Endun 
tatuiven, der übrigens auch feiner ganzen Auffaſſung des Proceſſes entſprach. Gön— 
Spätere find ihm darin gefolgt und haben ihn zu einem allgemeinen Gegenfag zwi 
und becifiver richterlicher Thätigfeit überhaupt erweitert. Daß indefjen berjelbe ı 
eht, dafür ift ſchon im woraufgehenden Art. auf Beweisurtheil und Endurtheil © 
3mmen worden. Der einzige wahre Gegenfag, den die P. wie ihre Borgängerin, 
te vom Officium judieis, befigt, ift der zur Thätigfeit anderer im Proceß 

fonen, infonderheit der Parteien, und dieſer Gegenſatz concentrirt fi in ber. alte 
hten frage, wie weit ift der Richter ex officio zu handeln berechtigt, wie weit if 
die Initiative der Parteien, an den Inhalt ihrer Anträge und an ihr Vorbrin 
‘haupt gebunden ? Cine leitende Thätigfeit kann feine unfelbftändige fein und ſofern 
riff Procefleitung die Thätigfeit des Richters gerade als leitende bezeichnet, entſpricht er 
Nichter als Nepräfentanten der Staatögemalt gebührenden Stellung, und es ift 
dienft Grolmanns, diefem Begriffe in Wifjenfhaft und Praxis Anerkennung ermer 
haben. Als veiner Lehrbegriff ift er von Grolmann und Gönner „aus dem € 
wer Geſetzgebung“ beflimmt worden, und, fofern ihm die Lehre vom Officium judi 
weichen müffen, wird dagegen am ſich auch nicht® einzumenden fein. Aber jene & 
sfte infonderheit ans röm. R. an und hierin, wie aud in ihrer fonftigen gefegli 
ründung wird fie nad) wie vor ihre Bedeutung auch für die Verhäliniſſe der P. 
en müflen, wenn ſchon ihre boctrinären Eintheilungen feine Bedeutung mehr bel 
cigens follte das Officium nobile in den Causae extraordinariae des röm. 
3 ohne fpeciellen Antrag gewähren dürfen, wie wenn es fpeciell beantragt wäre, 
cium mercenarium bet Actiones ordinariae ftreng an den Antrag, die Actio, 
ven fein, und das Officium suppletorium nad Maßgabe des Codertitel ut qı 
ınt advocatis partium judex suppleat im Yaufe des Procefied helfend eingrei 
nit in facto ergänzen dürfen. — Was nun bie näheren Verhältnifie der P 
oben angegebenen Beziehung anlangt, fo gab Grolmann die Regel, daß die poi 
immer an ben Antrag ber Parteten gebunden fe, die negative dagegen ex off 
ndhabt werde; Gönner indefien ftatuirte den allgemeinen Grundfag, daß, foreit n 
Gefeg oder die Natur der Sache die officielle Thätigfeit des Richters berechtige, t 
je Gebiet der P. durch die Anträge der Parteien bedingt und von ihrer Wilfir 
3ig fei, umd eben darum auch, wo die Partei einen Antrag nicht geftellt, der Kid 
für verzichtend zu erachten habe. Geftügt werden dieſe Anfchauungen von kei 
aiftftellern darauf, daß im Gebiete des Civilprocefies der Staat die Diöpofitien | 
teien über ihre Privatrechte anerfenne, eben darum ihnen aud) die Dispoſition ül 
proceffualen Mittel und, wie Gönner hervorhebt, über die Proceßart zugeftegen mil 
5 welche, bez. in welcher fie jene Rechte verfolgen wollen. Somit feien fie über | 
eſſualen Mitiel zu jeder Zeit zu disponiren berechtigt und Gönner folgert dam 
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daß, wo fie ein ihnen zuftändiges Mittel nicht gewählt, fie auf dafjelbe verzichteten. In— 
teiien Tiegt e8 auf der Hand, daß der Nichtgebrauch eines Rechtsmittels ebenfomohl auf 
Unfunde, Irrthum, Mangel an Umficht, wie auf Abficht beruhen Kann, daß die Präfum- 
tion des Verzichts, durch welche der Partei ihre Dispofitionsfreiheit zum Verderben wird, 
daher auf den bloßen Nichtgebrauch nicht geftüst werben kann. Daß Andere fie mit 
nicht befjerem Rechte auf den Contract der Yıtisconteftation gründen, dafür darf auf 
den Art. Litisconteſtation verwielen werden. Weiter ift ſodann die Dispofition der Par: 
teren über ihre Privatrechte allerdingd ja zuzugeben; ber sans von dieſer auf 
die Dispofition über die procefjualen Mittel erſcheint dagegen als ein bedenklicher. Grol- 
mann bebt es felbft hervor und jeve Kammergerichtsordnung betätigt ed, daß, Die Pro- 
cegordnung Gerichtsordnung, d. h. eine Anweifung für die Gerichte, ſomit öffentlichen 
Rechtens iſt. Sofern im Gebiete des öffentlichen Rechts Pflichten und Rechte der Stants- 
gewalt und der Privaten immer einander entiprechen,, wird die Partei im Allgemeinen 
zwar aus der Pflicht des Richters, ein Rechtöverfolgungsmittel zuzulaffen, ein Recht für 
ſich, e8 in Anfpruch zu nehmen, herleiten dürfen, aber die Grumblage ihres Rechts bleibt 
doch immer die Richterpflicht und über dieſe fteht nicht der Partei die Diepofition zu, 
fondem dem Richter. Somit folgt aus „dem Geiſt unferer Geſetzgebung“ gerade das 
Gegentheil der von Gönner und Grolmann aufgeftellten Baſis und die richterlihe P. de— 
pendirt nicht von den Anträgen ber Parteien, ſoweit nicht Gefe oder Natur der Sache 
da8 officielle Eingreifen berechtigen, ſondern im Gegentheil: der Richter tft zu officieller 
Thätigfert verpflichtet, ſoweit nicht Geleß oder Natur der Sache fein Handeln vom An- 
trage und Vorbringen der Partei abhängig machen. Eben darum verfügt und entjcheidet 
er, ſobald die Borausfegungen des Geſetzes vorliegen, forgt -aud ohne Antrag einer 
Partei für gültige und zwedmäßige Procefführung, wacht über Deffentlichfett und Mind- 
lichkeit, über Schriftlichkeit und Heimlichfeit, über gehörige Beſetzung und Zuſtändigkeit 
des Gerichts, über die Legitimationsverhältniffe der Parteien und ihrer Vertreter, über 
die Auläffigfeit des Rechtsweges, verfügt über Verbindung, Trennung, Reihenfolge der 
Iirocefle, gewährt Gehör gegen jeden Angriff, ſchließt die Acten oder fchneivet das Gehör 
ab, wo es nicht mehr oder überhaupt nicht zuläffig ıft, legt Beweis auf, Notheide, Ca- 
lumnieneide, verhütet Chicane, ſchneidet fruftratoriige Handlungen ab, fest Friften und 
Termine an x. Iſt hierin für die negative P. die Auffaffung Grolmanns anerkannt, fo 
iſt e8 mit ber die pofitive P. betreffenden ander8 zu halten. Sache'der Partei ift bie 
Erhebung der Klage, bezüglich welcher die Regeln: nemo judex sine actore ımd nemo 
inritus agere cogitur jede Initiative des Richters ausſchließen, und Gleiches gilt von 
ineidenter erhobenen Arreſt- und Cautionsanſprüchen. Ueberdies aber gilt die Regel: 
non procedat judex ex officio nad) dem Zeugniffe Böhmer's im heutigen Proceſſe, ab- 
geiehen von der Citation, die von ihm als Klagerhebung gemeint ft, von Dilations-, 
Contumacial= und Rechtsmittelanträgen und vom Erecutionsgefuh. Die Nothmwendigfeit 
der accusatio contumaciae, ſoweit die Präclufion nicht ipso jure eintritt, beruht auf 
Verallgemeinerung einer Aeußerung Juſtinians, die diefe Nothmendigfeit als allgemeine 
kaum begründet, die des Executionsgeſuchs dagegen ſcheint ſchon dadurch gegeben, daß ber 
Veflagte durchweg Tieber das Urtheil freiwillig erfüllen, als ſich der Execution ausjegen 
bird. Sofern alfo, von diefen Geſuchen abgejehen, nur Dilationsgeſuche und Rechtsmittel 
übrig bleiben, beide aber auf Inanfpruchnahme auferorventlicher Hülfe hinausfommen, 
wird man mit Wetzell, deſſen Ausdrucksweiſe freilich eine abweichende iſt, fagen dürfen, 
daß Alles, was fi) auf den orbentlihen und regelmäßigen Fortſchritt des Verfahrens 
beziehe, vom Richter ex offieio angeordnet werben dürfe. — Hat e8 ſich biäher nur 
um die im Antrag gelegene Initiative gehandelt, fo fommt weiter auch der Inhalt des 
Antrages in Betracht. In diefer Beziehung beftimmte die Cl. Saepe, daß juxta peti- 
‚tionis formam pronuntiatio sequi debet. Dieje Regel, die durch Gönner die Er— 
weterung zum Sage: non eat ultra petita partium erfahren hat, bezieht fi mur auf 
die Klage und zwar als materielle actio. Eben darum ift bis auf meiteren Nachweis 
mt anzunehmen, daß fie fih auch auf das Proceßgeſuch beziehe und ihre Ausdehnung 
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Proceßgeſuche im Laufe des Verfahrens fcheint nich 

Ippellant ftatt, mie es zuläffig gemefen märe, auf ı 

auf Berflattung Zum Erfüllungseide angetragen, 

erung des Proceſſes hinaus, feinem Antrage zu | 

vährend der Richter doch Traft der P. Berzögerum,... --.,--- 1. — 
ie Regel der Cl. auch auf Proceßgeſuche anmenden, fo geftattet das röm. 
jung der minus petitio, und man käme alfo zu demfelben Reſultate, al 
n. Diejelbe Regel würde ferner den Richter nicht. verhindern, ftatt ber | 
aferordentlihen die ordentliche Procedur und umgefehrt einzuleiten, wie er 
er die Behandlung in der Cognitio extraordinaria oder ordinaria beftimm 
nach gem. R. die Summarietät Eigenſchaft des Anſpruchs ift, fo würde 
regel das Privatrecht der Partei verlegen und bie andere vielleicht nicht m 
mentlich eine mit einem Rechtsanwalt werfehene Partei vielleiht aud a 
günftigeren Weg nicht einfhlägt. Dagegen wird bie Partei dem Richter 
nheimgeben bürfen; denn daß die Parteı ſiets beantragen müſſe und der Ric 
ı Ablehnung oder Gewährung des Antrages geftellt ſei, ift eine Behauptu 
se für die P. nicht anerkannt werden kann. — Das Verhältniß der P. 
‚108 gegenüber den Anträgen, fondern auch gegenüber dem fonftigen Vorbrin; 
ı feftzuftellen. In diefer Beziehung ift feit Alters her gelehrt worden, d 
nicht secundum conscientiam suam, fondern secundum allegata et pı 
en folle. Nun ift Selbftverftand, daß Behauptungen und, Beweife der Pi 
umgänglide Borausfegung der richterlichen Thätigfeit bilden. Aber die um 
ft des Grundfages der Schriftlichteit entftandene Regel: Quod non est 
est in mundo ſchließt in ihrem Wortverftande jedes richterliche Eingreifen 
Thatſachen und Bemeife aus. Um fo entfeheivender ift es, daß die fpit 
z die gleichen Ausnahmen in Abſicht auf fie anerkannte, die aud ber älte 
über beftanden. In dieſer Beziehung galt nun fon bei den Stalienemn t 
daß der Nichter berechtigt fei, de jure supplere, und wie man in bie 
ıhm von der gemählten actio zu abftrahiren, exceptiones juris, maß | 
n preuß. R. noch gilt, zu fuppliven geftattete xc., fo ergibt ſich, wie neu 
von Muther hervorgehoben ift, daß nur das Vorbringen jelbft, nicht al 
der Partei audgegangene juriſtiſche Verwerthung fir den Richter maßgebe 
n Tiegt der Schwerpunkt der älteren Regel in ihrer Negation: „non | 
nscientiam“, die eben das individuelle Wiffen des Richters ut privati ou 
ver die gegenfäpliche Regel: potest supplere de facto sibi, ut judiei, no 
fi auf den Grund-diefer Regel, fo ift nicht abzufehen, warum dem Nie 
n follte, die Production von Urkunden und Zeugen, die 3. B. von einem 3 
Urkunden und Aeten angezeigt werden, von Amtömegen zu verordnen, Il 
meinrechtlichen Praxis und der preuß. Geſetzgebung erft abzuwarten, ob 
derfelben bedienen will und, wie erftere fordert, überdied noch das benefieiu 
a Anſpruch nimmt. Der Friftablauf Hindert dies nicht, wie Zimf bemer 
ls für Präclufion ja accusatio contumaciae fordert, theild die Frift ı 
andlung, nicht die Richterhandlung beſchränkt. Wird dur die nachträgl 
3 das Intereſſe vielleicht einer Partei gefördert, fo ift auf das judiei ft pı 
iweiſen, das wieder den Anfpruch begründet, nicht auf ungenügende Ber 
ı Rechte ab= oder zuerfennen zu mitljen, während die Exiftenz vielleicht e 
Beweismittel indicirt iſt. Geſtattet man dem Richter von Amtsweg 
einzunehmen und einen Notheid zu fordern, jo iſt nicht einzuſehen, wart 
h officiell folder Beweismittel ſich bedienen follte, von deren Exiftenz er effic 
gt bat. Die Conſequenz der angeführten Regel berechtigt den Richter aı 
aiter fragt ſich, welche Stelung der Richter den Behauptungen der Partei 
innehine. In dieſer Beziehung wird gelehrt, daß er de facto nur du 
irfe, wenn e8 ſich um notorium handle. Schon dies wäre ein Bruch in | 








Procura. 291 


Theorie über die Abweiſungen auf Grund mangelhafter Subſtantiirung, maßen die Klage 
angebracht worden. Indeß wird dieſe Ausnahme ſelten Anwendung leiben. Wichtiger 
wäre dagegen die Aufklärung der Partei über Lücken und Mängel behufs ihrer nachträg- 
lichen Ergänzung und Berichtigung, eine Hülfe, die das Yuftin. wie can. R. gewährt 
haben und das gem. R. in der Rüdgabe ad emendandum als geltend anerkennt. 
Dennoch ift diejelbe bei der Schriftlichfett des Verfahrens zu Feiner rechten Wirkſamkeit 
gelangt, und nur ein mindliches Verfahren kam, wie v. Bar bervorhebt, den Abwei— 
hungen angebrachtermaßen ein Ziel fegen und ber Gegenwart der Parteien dem „Frage— 
recht“ Leben einhauchen. Die Hann. Pre.O. und der Nd. Entw. geben daher dem Richter 
das Recht, das perjünliche Ericheinen der Parteien und Beantwortung von Fragen bei 
Strafe der Annahme einer dem Gegner günftigen Antwort zu fordern. Sofern der 
Entwurf das Fragereht dabei auf die Erläuterung der eigenen Anträge und Angaben 
der Partei zu beſchränken, ihr eigenes Interefje daher die Beantwortung zu erfordern 
iheint, dürfte derfelbe die Gefahren wermeiden, welche das inquiſitoriſche Befragungs- 
und Verhörsrecht-der franz. Gerichte im Gefolge bat. Das röm. R. freilich fordert bie 
Antwort nicht bei Strafe, fondern geftattet fie nur; die neuere Zeitrichtung bat fich in- 
deſſen für das Geftänpnik als Sontumacistjolge entichteden und auf dieſer Baſis Tann 
auch das Präjudiz des Entwurfs nur als ein berechtigted erachtet werden. 
Lit. u. Quellen: Vgl. Proceßleitende Decrete. Durantis, Spec. Lib. II. P. I. de 
off. omn, jud. Lib. II. P. IT. de disput. et alleg. $. 6. J. H. Böhmer, J.E.P. 1, 3. 
$. 1 sqq. 11. 13. 57 sq. Srolmann, Theorie 88. 2. 3. 78. 123—137. Sönner, Handb. 
I. Abb. 10. Gensler, Handb. 3. Martin. Abh. III. $.h. Bayer, Orb. Pre. $. 12. 
Briegleb, Einl. 8.9 fi. Wetzell, Syſt. 8. 43. Wieding, Lib Pre. S. 706 ff. 692. 
Muther, Münd, krit. Vierteljahrsſchr. IX. ©. 340 ff. 354. Berbandl. d. IX. Yuriftentages 
2.3. Zink, Sachverh. ©. 99. 157 ff. 354 ff. Roh, Preuß. Kiv.PBre. $. 119. Heffter, 
88. 66. 67. — 1.8.9. D. 1. 18. Tit. C. 2, 11.1.9. 13. 8. 2. C.3, 1. e. 10. X. 2, 22. 
e. 2. Cl. 5, 12. Preuß. Berorbn. 1. Juni 1833. $$. 14. 27 f. Entw. 1864. Mot. ©. 56. 
Berorbn. 24. Juni 1867. 88. 12. 22. 28. C. de proc. a. 254. 295. 302. 324 83. Hannov. 
Pre.O. 88. 109 ff. 192. 343. 346. 613 ff. Nd. Entw. 88. 291 — 313. 391. 
af. Wieding. 
Procura ift die von dem Eigenthümer einer Handelsniederlaſſung (Principal) ers 
tbeilte Bollmacht , in deffen Namen und für deſſen Rechnung das Handelsgeſchäft zu be 
treiben und per procura bie Firma zu zeichnen. Der jo Bevollmächtigte heißt Procurift. 
Der Procuriſt iſt nach einem fchon auf der Nürnberger Conferenz gebrauchten Ausdrud 
das alter ego des Principald. Der Name Procura war längit vor dem 9.6.8. 
üblih und bezeichnete auch früher den generellen Auftrag, geichäftliche Dispojitionen zu 
treffen, doch war hiermit jo wenig wie mit ähnlichen Ausprüden: Factor, Disponent, 
Handlungsvorftand, ein beftimmter Kreis von Befugniffen angebeutet; Höchftens be- 
ſtimmten die Geſetze fubfiviär, mas in der P. enthalten fein ſollte. Die wichtigfte 
Nenerung des H.G.B. befteht darin, daß diefer Inhalt abjolut geworden und allen 
willfürlihen Abänderungen entzogen iſt. Die Procura ermächtigt danach zu allen gericht- 
Then und außergerichtlichen Geſchäften, einfchließlich derjenigen, die font eine Specialvoll⸗ 
macht erfordern. Borausfegung iſt zwar: e8 follen ſolche Rechtshandlungen fein, die ber 
Betrieb eines Handeldgewerbes mit fich bringt, doch tft Dabei nicht etwa an das concrete 
Geſchäft des Principald gedacht, fondern an den Handelöverfehr im Allgemeinen, fo daß 
überhaupt keinerlei vermögensrechtlie Handlungen ausgefchloflen find. Davon finden 
nur zwei Ausnahmen flatt: der Procuriſt hat ohne fpecielle Ermächtigung keine Befugniß 
zuc Veräußerung und Belaftung von Grundſtücken und er kann die P. nicht ihrem gan— 
zen Umfange nach auf einen Anderen übertragen. Alle anderen Einfchränfungen, welcher 
Art fie auch fein mögen, felbft Bedingungen, Zeitbeftimmungen, find Dritten gegenüber 
ganz unwirffam und gelten als nicht gejchrieben. Aber mohl zu beachten ift, daß viele 
Unwirkſamleit fich eben nur auf dad Verhältniß zwiſchen Procuriften und Dritten bezieht; 
dergleichen Einſchränkungen können vollftändig wirkfam fein als Inftructionen, fomeit das 
Verhältniß zwiſchen Principal und Procuriften in Frage kommt. 
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Prodigalitätserflärung. 


chmen von der Regel find e8, daß a) ein J 
ı unter verschiedenen Firmen befigt, einen P 
aan, nur eine diefer Firmen zu zeichnen, und 
Üectiv=®. ertheilt werben Tann, d. h. fc 

nur fie alle insgeſammt (fammt umd fonder 

ermächtigt fein follen. 
ng der Firma duch den Procuriften ſoll in der Weile geichehen, d 
cma einen die P. andeutenden Zufag und feinen Namen beifi 
tio=®. fol jeder Procurift der Firmenzeichnung feinen Namen | 
Uebung des Verkehrs entſprecheuden Vorfchriften des H.G.B. ii 
imperfeotas; auch ohne daß dieſe Formen beobachtet werben, fa 
Procuriſten für den Principal ſtattfinden, ſofern nur die Beziehung ı 


iſt. 

ält an ſich eine bloße Ermächtigung, zur Uebernahme derſelben geh 
sübereinſtimmung zwiſchen Principal und Procuriſten und flets üb 
riſt zugleich mit der. P. die Verpflichtung, weder für eigene Rechmn 
3 Dritter Handelsgeſchäfte zu maden. Daher beruft die P. immer : 
nd zwar ift das zu Grunde liegende Veriragsverhältniß in der Re 
endig) der Engagementövertrag. 

ing der P. ift am Feine beflimmte Form gebunden, notwendig ift n 
e Abfiht des Principals, den Procuriften in der gejeglichen We 
1 Das H.G.B. hebt beſonders hervor, daß dies geichehen Kı 
der Vollmacht als P. oder des Bevollmächtigten als Procuriften a 
ägung, die Firma per procura zu zeichnen. Doc find dies nur B 
Modi der Beftellung bleiben denkbar und zuläffig. 

ng, fowie das Erlöfchen der P. jind zum Handelsregiſter anzumelh 
bung ift im erften Fall die Zeichnung durch den oder die Procurifi 
ı die Unterlaffung der Anmeldung find bei der Ernennung des Proc 
ungöftrafen gefnüpft, bei ber Aufhebung der P. auch die Folgen | 
stigfeit, d. 5. wenn die Thatſache der Aufhebung nicht ins Hank 
a if, Tann diefelbe dritten Perfonen nur dann entgegengefegt werd 
ofitive Kenntniß hiervon nachgemiefen wird. Anderen Falles muß kt 
bung der P. gegen ſich gelten laſſen, fofern er nicht nachweift, daß 
eder gefannt habe, noch bei Anwendung gehöriger Sorgfalt habe fenn 


2 9.6.8. 9. 41—47; dazu die Commentare von v. Hahn, v. Bolbert 
Matower, Ko; Thöl, Handelsredt, I. $. 20 fgg. Laband in Col! 
tr. 2b. 10. ©. 183. Ladenburg, ebenb. Dh. 11. S. 72. Keyfne 
493, 8b. 14, ©. 442. und Bufd, Arhiv. Bo. 11. ©. 65, 189. 
Behrent. 


fütßerflärung heißt der Richterſpruch, durch welchen Jemand a 
ıdigus) unter Vormundſchaft geftellt wird. Schon bei den Rome 
‚, der fein Vermögen vergeudete und feine Kinder der Noth ausſet 
eur. fur. 27. 10. Paul, 8. R. III. 4a. 8. 7), nad) altem Gench 
valtung feines Vermögens entzogen (bonis interdicere), und fpäter | 
4 ein Curator beftellt. Dadurch trat der Verſchwender auf die glei 
ıngsfähigfeit, wie ein Geſchlechtsunreifer (impubes inf. maior), erlang 
ung feine Selbftändigkeit ohne weitere8 zurüd (1. 1. pr. D. eit. 1, I 
vigny, Syſt. IIL. 88). Inzwiſchen hat die deutſche Praris bejtimmt: 
ies alles außgebilvet. Wenn eine felbftändige Berfon durch unbeſonne 
yaben oder durch muthwillige Vernachläſſigung ihr Vermögen beträchili 
ch in Schulden ftedt (8. 30 Brauß.A.LR. I. 1), fann ein Verwandte 
ıfliger Intereffent (3. B. Vorſteher von Gemeinde= oder Armenverki 
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ven), eventuell ein von der Obervormundſchaftsbehörde beftellter Mandatar eine Provo- 
catton auf P. anbringer Diefe Provocation muß beftinnnte Thatſachen angeben, auf 
welche der Antrag geftügt wird. Sind dieſelben bejcheinigt, fo kann der Richter auch jo= 
fort interimiftifche Arreftverfügungen (Inhibitortien an Schuldner, Vermerke in den Grund- 
büchern u. dgl. m.) anordnen. Dagegen bevarf e8 der Beftellung eines curator litis- 
hier in der Regel nicht. Die Verhandlung geichieht überall, insbeſondere auch in Preußen 
(arg. 8. 29 Berordn. vom 21. Juli 1846): nad) den Regeln des ordentlichen. Procefies. 
Je nach dem Ausfall der Beweisaufnahme wird erkannt, entweder daß Provocant mit 
feinem Antrage abzumeifen, oder daß Provocat für einen Verſchwender zu erflären, ber 
Bermaltung feines Vermögens zu entlegen und unter Vormundſchaft zu ftellen. Die er= 
folgte P. iſt öffentlich bekannt zu machen. Doch treten die Wirkungen berjelben wohl 
ſchon mit der Zuſtellung an den PBrovocaten ein (Seuff. Arch. XVO. 147. XIX. 10. 
dawider XIX. 115). Gegen das Urtbeil gelten die gemöhnlichen Rechtsmittel, aber ohne 
Suspenſivwirkung. Die Function des ernannten Vormundes befteht zunächſt nur in der 
Berwaltung des Vermögens, foweit es aber zum Zweck derjelben nöthig ıft, auch in einer 
Einwirkung auf die Perfon des Provocaten. Nah preuß. R. ſoll in allen Fällen ber 
Bormund auch die Beſſerung des Verſchwenders herbeizuführen fuchen. Yu anderen als 
vermögensrechtlichen Handlungen, 3. B. zur Eingebung einer Ehe, bleibt ver Verichwen- 
der befugt. Seuff. XII. 101. Die Aufhebung der Vormundſchaft erfolgt, wenn der 
Verſchwender ſich gebefiert hat, auf Antrag deſſelben, duch Beſchluß des Gerichts ; mög- 
Ticherweife aber auch aus andern Gründen, 3. B. Auswanderung, Seuff. Arch. XIII, 102. 
Bertragsmäfßige Entmündigung wegen Prodigalität ift unwirffam. Seufl. Arch. XV. 
136. XVUI. 125. 
Suellen u. Lit.: Preuß. A. G.O. I. 38. 88. 9—44 und A. L. R. I. 1. 88. 30—31. II. 18. 


88. 349. 350. 812. 856... @. 9. Punta, Hande. d. gericht. Verf. I. &. 282. 296. Bülom 


und Hagemann, Prakt. Erört., II. 0 ff. Geſterding, Ausbeute, I. 2. Hoppe, 


Verſuch, bie Lehre von ben Verſchwendern zu bearbeiten, Gießen 1805. Arnold, Geridtl. 
Berf. wider Geiſteskranke und Berjchwender, Erl. 1861. Ed. 


Prodominium. Die Ausübung der in der Lehnsherrlichkeif enthaltenen Rechte 
kann gefchehen durch den Lehnsherrn felbft, durch einen Bevollmächtigten, deſſen Stellung 
nach den civilrehtlihen Grundſätzen vom Mandat zu beurtbeilen ift, und in den geeigne= 
ten Fällen durch einen Prodommus: — einen Vertreter, welder die Befugniffe des 
Lehnsherrn, ohne von diefem beaufmrag zu ſein, kraft eignen Rechts auszuüben berufen 
iſt. Dieſes Recht gründet fich auf Geſetz, namentlich Verfaſſungsgeſetze, Herkommen, 
Familienverträge oder ſonſtige autonomiſche Anordnungen, und dadurch wird zugleich der 
Umfang der Befugniſſe des Prodominus beſtimmt: im Allgemeinen übt er alle Rechte des 
Lehnsherrn. Das P. findet ſich nur bei Lehen, in Beziehung auf welche die Lehnsherrlichkeit 
einer juriſtiſchen Perſon oder einer Mehrheit von Berechtigten zuſteht. Vom fog. prod. 
simplex in&bejondere ift in drei Fällen die Rede; bei Lehen eines geiftlichen Imftituts 
fteht e8 den Prälaten, bei denen der Städte den Magiftraten, bei ſolchen, die fi im 
Miteigenthum aller Mitglieder einer Familie befinden, einem durch Verträge, Hausgeſetze 
oder Obſewanz beftimmten Repräfentanten, meift wohl dem Senior zu. Iſt ein Lehen 
an Kammergütern beſtellt, jo ıft der Randesherr, dem in Ermangelung abmeichender 
Rehtöbeftimmungen das Eigenthum an denfelben zufteht, Lehnsherr und nit Pro: 
dominus; in Beziehung auf Lehen aus eigentlidem Staats gute dagegen foll der Pan: 
desherr nach der Anficht der meiften Schriftfieller nur ein prod. sublime und nicht bie 
Lehnsherrlichkeit jelbft haben, obwohl auch für die entgegenftehenve Anficht mancherlei 
Gründe angeführt werben fönnten. Die ganze, feiber oft beſprochene Streitfrage hat 
übrigens, wie jhen von Eichhorn und Anderen bemertt wurde, geringes praftifches 
Intereffe. — Weber das P. ver Reichsvicare binfichtlich der Reichhslehen vgl. aurea 
bulla c. 5. 

Lit. Eichhorn 8. 212. Mayr $. 136. Weber UL. ©. 11—17. Bfeiffer in 
Weiske's Nechtsleriton VI. 427 fo. Franklin. 
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fgfteim. Zwiſchen die beiden einfaden Arten des Bollzugs der F 
alten Gemeinihaftshaft entweder ohne Treunung der Gefangenen 
ch dem fog. Auburnſchen Syſtem unter Trennung der Gefangenen 
Auferlegung des Schweiggebotes, ſchob ſich nad) und nad) ein Drittes e 
rogreſſwoſhſtem. Antnüpfend an den Grundgevanfen des Beſſerungszwec 
‚rtmal des P. darin, daß dem Verhalten des Sträflings ein beſtimm 
Modalitäten des Strafvollzugs und die Dauer der Strafe zuerka— 
ergeben ſich gewiſſe Abſtufungen entfprechend den wahrnehmbar 
ı der Befferung: höherer Autheil am Arbeitsverbienft, größere ( 
Unterwerfung unter die Disciplin, Abkürzung der Haftdauer. 1 
der erlangten Bortheile durch Widerfeglichkeit, Unfleig und ordnun 
des Gefangenen. Die erften Anfänge des P. liegen in dem Borſchl 
eiheitöftrafe auszubrüden in dem Maße der den Gefangenen auferl 
ftrengungen bald früher, bald fpäter zu bewältigenden Arbeitsleiſtung 
diefer Gedanke zuerft in dem von Macon och ie eingeführten DM a 
h welches die zeitliche Dauer der Strafe in einer b-ftimmten, v 
dienenden Anzahl von Arbeitöpenfen marfirt wurde. An fid ift 
derartiges Princip ſowohl auf die Einzelhaft, als auch auf die C 
af ſchwere oder auf leichtere Freiheitsſtrafen angewendet werde. N 
is P. in Irland, mo Crofton feit 1854 eine von weit reichen! 
Reform der Strafanftalten ins Wert feste. Das irifhe Syſtem 
ıch den Gedanken der ſtufenweiſen Fortbildung des Verbrechers ge 
g der Einzelhaft und der Gemeinfhaft. Die Strafe ber Zwangsark 
) zerfällt darnach in folgende Abſchnitte: 1) Einzelhaft bis zur Da 
em guten Verhaltens um einen Monat kilrzbar; 2) Gemeinſchaf 
c Claffification, vermittelt durch Berfegung in Gemäßheit guten B 
zeichnet durch Zubilligung beftimmter, in jeder Klaſſe verdienter Mark 
: (intermediate prison) ohne Disciplinarftvafe außer der Zurüde 
> einer Annäherung an bie Freiheit, 4) bedingte, d. 5. wibernufl 
tional pardon) gegen einen Urlaubsſchein (ticket-of-leave) und um 
jt. Obwohl von den Anhängern der firengen Einzelhaft das iri 
ill in die Grundfehler ver alten Gemeinſchaftshaft angejehen murbe 
öder, Ducpetiaur, Suringar), wurden beffen Vorzüge denn 
in anerfannt und ſelbſt von denen hervorgehoben, die entfdieden | 
czug gegeben hatten (Mittermaier, Hoyer, Julius) Imm 
ch Ge 1859, wo das P. zuerft in Deutſchiand in feinen Einzelkei 
Ueberzeugung, daß es als ein felbftändiges, auf eigenthunnlicher Grun 
yſtem anerfannt werben müfje und keineswegs als rein äuferli 
gliher Elemente bezeichnet werben dürfe. Auch begriff mau, daß 
ine Nachahmung der im Irland gegebenen Aeußerlichteiten ankomr 
je nad den Berhältniffen jedes einzelnen Landes mannigfade Abm 
befondere Natur der Umftände geboten fein können. In Deutſchla 
zeichnete zuerft und nad ihm Hoyer, John und v. Groß, 
: Brügghen und Grevelind, in Frankreich Bonneville 
alien Beltrani Scalia, in Amerifa Sanborn, in der Sim 
rundfäge des iriſchen Syſtems. Zunächft warb in der Aneiguung ı 
ie Einrichtung der engliſchen Strafanftalten nad; dem iriſchen Muſt 
in der Schweiz find die in der Aarganifhen Anftalt zu Yenzbuı 
andſätze des Strafvollzuges aus dem Grundgedanken des P. hergeleit 
Baiern wird durch das die Einzelhaft anordnende Geſetz verordne 
durch die im Sträfling hervortretenden Spuren ber Beſſerung m 
ımten Friſt verfürgt und Durch Gemeinfchaft erfegt werden darf. Unt 
Beftandtheilen des iriſchen Strafoollzuge® hat die widerrufliche und I 
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dingte Entlaffung der Gefangenen am allgemeinften Billigung gefunden, weil fie auch 
dem Einzelhaftſyſtem angefügt werden kann und nicht nothwendig im Zuſammenhang fteht - 
mit einer beftimmten Form der Haft. Zuerſt ward die bedingte Entlafjung als ein Act 
der Gnade im Königr. Sachſen eingeführt. Anders im Nd. Str.G.B. (88. 23 — 27). 
Hier iſt die „vorläufige Entlaffung‘ eine Mafregel der Yuftizvermaltung. Die höchite 
Juſtizaufſichtsbehörde beichließt Darüber nach Anhörung der Gefängnißverwaltung. Auch 
der Widerruf geht von derſelben Inftanz aus; wenngleidh die Ortöpolizerbehörde aus 
dringenden Gründen des öffentliden Wohles die einftweilige Feſtnahme vorläufig Ent- 
Iafjener verfügen darf. Anwendung findet die vorläufige Entlaffung auf diejenigen zur 
Gefängniß- oder Zuchthausſtrafe Verurtheilten, welche jih 1) gut geführt, 2) drei Viertel 
der ihnen auferlegten.Strafe, mindeſtens aber ein Jahr in Haft geweſen find, und 3) in 
die Maßregel einwilligen. Eine Rejolution des Nd. Reichstages vom 4. März 1870 
verlangt eine Borlage des Bundesraths, durch welche „vie Vollſtreckung der Freiheits⸗ 
ſtrafen geſetzlich geregelt und die Einſetzung einer Bundesbehörde angeordnet wird, welcher 
die oberſte Aufſicht über die ſämmtlichen Angelegenheiten der Straf- und Beſſerungs⸗ 
anftalten obliegt“. 

Lit.; © Holtzendorff, Das irifhe Gefängnißſyſtem, 1859. Derfelbe, Bemerkungen 
und Beobachtungen über dem gegenwärtigen Zuftand ber irifchen Gefängnißeinrichtungen, 1862. 
Derjelbe, Die Kürzungsfähigfeit Der Sreipeitöftenfe und die bedingte Entlaffung ber Gefangenen, 
1s6i. Van der Brugghen, Etudes sur le systeme penitentiaire Irlandais, 1865. 
Die vollftändige ausländiſche Literatur bis 1865 ift verzeichnet in v. Holtenborff: Kritifche 
Unterfuchungen über die Grundſätze und Ergebniffe des iriſchen Strafvollzuges. 

v. Holtzendorff. 

Promeſſengeſchäft. Das Promeſſen- oder Heuergeihäft ift ein Kaufvertrag, 
bet welchem der Verkäufer (Berheuerer) dem Käufer (Heuerer) gegen einen beſtimmten Preis 
(Heuergeld, Prämie) veripricht, ihm den auf ein individuell bezeichnete® Loos (d. i. ein 
Sreditpapier, welches einen in Folge künftiger Ausloofung möglihen Gewinn verheißt) 
fallenden Gewinn zu bezahlen. Gegenſtand des Kaufes ıft hierbei der ungewiſſe, mögliche 
Gewinn als bloße Möglichfeit, weshalb. das P. eine Art des Hoffnungskaufes (emptio 
spei, nicht rei speratae) ijt; als ſolcher ift es aber volllommen flagbar und zwar ohne 
Unterjchted, ob der Verheuerer Eigenthum oder ein Forderungsrecht in Betreff des ver- 
heuerten Looſes bat oder nicht, und .ob letzteren Yalles der Heuerer den Mangel eines 
die Reallieferung möglich machenden Rechts kannte oder nicht, die Reallieferung über- 
haupt intendirt oder nicht vielmehr der Verheuerev blos verpflichtet ift, den wirklich treffen- 
den Gewinn an den Heuerer auszubezahlen. — Das Geihäft wird dadurch abgeichlofien, 
daß der Berheuerer dem confentirenden Heuerer den Schlußbrief („Heuerbrief”, „Pro= 
meſſe“, „Promeſſenloos“ genannt), der nothwendig die genaue Beichreibung des verheuer- 
ten Looſes (wegen U. 337 de8 A.D. H. G. B. |. Löhr's Centralorgan für deutſches H.⸗ 
u. W.R. N. F. Bd. II. ©. 84—85), ſowié regelmäßig die Clauſel „fir“ (ſ. Firgeſchäft) 
enthält, übergibt. Die Promeſſe iſt demnach nicht das Loos ſelbſt, wenngleich ſie oft 
„Loos“ genannt wird, ſondern nur der die Verpflichtung des Verheuerers feſtſtellende 
Schlußbrief. Wenn die Reallieferung des Looſes nicht ausdrücklich bedungen oder orts⸗ 
gebräuchlich ausgeſchloſſen iſt, hat der Heuerer nur das Recht, die Auszahlung des auf 
die betr. Nummer fallenden Gewinnſtes zu verlangen. Sind mehrere Looſe gleichzeitig 
verheuert und in einer Promeſſe behandelt, jo wird mitunter vereinbart, daß dem Der: 
beuerer gegen Zahlung der Gewinnfte eine Anzahl noch nicht gezogener Looſe zurückzu— 
liefern jet; hierüber und über andere Nebenberedungen |. Bender, Verkehr mit Staats- 
papteren, II. Aufl. $. 96, insbeſ. ©. 454. — Man bat das P. als Spielvertrag oder 
als Wette auffafien und als verwerflich und nicht klagbar bezeichnen wollen, namentlich 
für den Fall, daß die Neallieferung des Looſes im Falle der Ziehung veffelben wicht 
wirklich gemeint fein ſoll; biegegen mit Recht Bender a. a. ©. 8. 97; Thöl HR. 
8.103 a. &; Endemann HR. 8. 122 a. E.; ebenfowenig ift die Auffaffung des 
Heuergeichäfts ale Pacht oder Miethe haltbar, für welche nicht einmal, wie früher ange 
nommen wurde (1. Bender a. a. O. ©. 460), der Name beifelben fpricht, da heuern, 
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werben durch Miethe, fondern erwerben, gävinnen über 
ſ. Grimm's Gramm. I. 832 und Xerer, Mitte 
57. Die richtige Auffafjung als Hoffnungstan 
ann a. a. D,$g. 122. Gareis. 

liche Urkunde, welche in einer geſetzlich genau beſtimmie 
atirung gewiſſer wechſelrechtlich bedeutungsvoller, eine 
andlungen, ſowie des Erfolgs derſelben enthält un 
im Stande if. Runge WR. $. 52, Renau 
225, Swoboda im Arie fir deuiſches WI 
re Definitionen). Die Handlungen, melde im P. con 
ven und demnach bie Bedeutung des P. felbft ein 


5 Annahme muß erjehen laſſen, daß ein beflimmte 
othadreſſe [A. 56 d. W.D.), bzw. dem Domiciliaten, w 
:d.WD.) zur Annahme gehörig vorgelegt, von Dieken 
eptirt worden fei (perfönliher P, Weigerungs 
der die Annahme Suchende das Local des Bezogena 
nen) verſchloſſen, ſo wird P. gegen die Want 
t8local oder die Wohnung gar nicht, fo wird Ab: 
hte Perfon gar nicht an dem angegebenen Orte wohnt 
Wind- oder Plag-®P. erhoben. Nur wenn el 
den ift, find Ausſteller und Indoſſanten des jo pre 
zwar mechlelmäßig), dem Nemittenten, fowie jedem In 
Proteſterhebung erwarb, gegen Aushändigung des Y 
3 der (ganzen) Wechfelfumme und fir Koſtenerſatz zı 
te bie —5 Summe bei einer zur Annahme ver 
Anſtalt deponixt, A. 18, 25 ff. d. W.O.). 
8-Zahlung muß erfehen laſſen, daß ber Wechſel an 
n zur Zahlung präfentirt wurde, von diefer jedoch vol 
t zu erlangen war. Domicilirte Wechſel mitflen den 
ſſels, nicht Domicilirte Tratten dem Bezogenen an fei 
ntirt und daſelbſt, wenn Zahlung nicht erfolgt, pre 
B. richtig und rechtzeitig erhoben ift, hat der Inhake 
Regreßrecht gegen Ausfteller und Indoſſanten. Yud 
Bind = P. aufgenommen werben, |. Renaud WR 
ur Notification (Contra-⸗P. in diefem Sinne) ſ. e. v. 


rd erhoben, wenn eine Tratte ganz ober theilmeife ange 
jermögen des Acceptanten Concurs eröffnet worden if 
:üt hat oder nach Ausſtellung des Wechſels eine gegen 
ichtete Erecution fruchtlos ausfiel oder gegen denſelben 
indlichteit Berfonalarreft verfügt wurde. Der Inhaber 
fo jeder Indoffatar Tann in einem folchen Proteftfale 
Caution fordern, wenn ihm dieſe nicht geleiftet wird, 
von der auf dem Wechfel etwa genannten Notbadrefi 
ar und deshalb Mangels Annahme proteftirt wurd, 
nen Bormännern Sicherheit verlangen (A. 29 d. WO. 


ne ift Vorausſetzung einer giltigen Ehrenannahıne, F. 
einer vollwirkſamen Ehrenzahlung. Der Ehrenannahme 

Interventions=®.) fpeciel Erwähnung geſchehen 

jlichen Protefte find dem Chrenacceptanten, bzw. Ehren: 
62. 63 d. W.O. 
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5) Der Broteft Mangels Herausgabe des verwahrten Wechfelpupfi- 
cats bat zum Inhalte die Feftftellung, daß das zum Accept verfandte Eremplar dem (den P. 
veranlafjenden) Inhaber des anderen Exemplar vom Aufbewahrer nicht verabfolgt wor- 
den ift und auf das Iegtere die Annahme oder die Zahlung nicht zu erlangen war, und 
iſt damit die nothwendige Vorausſetzung fomohl des Regreſſes Mangel! Annahme als 
auch bzw. des Regreſſes Mangels Zahlung im angegebenen Falle. 4. 690. WO. 

6) Der Broteft Mangels Herausgabe des vermwahrten Driginal- 
wechſels Hat zum Inhalte die Feftftellung, daß der Originalmechfel trot berechtigter Auf- 
forderung zur Weberlieferung an ven den P. veranlaffenden Inhaber der Wechfelcopie 
vom Aufbewahrer nicht verabfolgt worden ift, und ift Damit die nothwendige Voraus⸗ 
jegung des Regreſſes auf Sicherftellung wie (nach Eintritt des in der Copie angegebenen 
Verfalltages, des Regreſſes auf Zahlung gegen diejenigen Indoſſanten, deren Original⸗ 
indofjamente auf der Eopie ftehen. 4. 72 0. WO. Swoboda a. a. O. ©. 359 ff. 

7) Die Uebergabe des P. Mangeld Zahlung (ſammt Wechfel und quittirter Re⸗ 
tourrechnung) ift Boraudfegung der Ausübung des Regreßrechts gegen jeden Regreß— 
verpflichteten. A. 54 d. WO. 

8) Der P. Mangeld Annahme muß einen beftimmten Tag (Protefttag) erfehen 
laſſen: Diejer wird von befonderer Bedeutung: a) bei Wechjeln, welche auf eine beftimmte 
Zeit nach Sicht lauten (A. 20... 4 Ziff. 4 d. W.O.), und b) wenn der Traffat die 
Datirung feines Accepts verweigert. Der. Protefttag gilt in beiden Fällen als Tag ver 
Präjentation, im legteren Fall wird die Verfallzeit des Wechlel vom legten Tage ber 
Präſentationsfriſt an gerechnet (A. 19. 20 d. WO.). 

9) Der PB. Mangels Zahlung muß ſtets einen beftimmten Tag (Protefttag) erfehen 
Ioffen: a) mit diefem Tage tft der regelmäßige Lauf eines Wechfel begrenzt; wer den⸗ 
felben durch ein nach diefer Protefterhebung ausgeftelltes Indoffament erhält (Nach: 
indoſſatar), der erlangt hierdurch nur die Rechte feines Indoſſanten (Nachinpoffanten, der 
ſelbſt nicht wechſelmäßig verpflichtet ift) gegen Ausfteller, Acceptanten und Borindoffanten ; 
b, mit bem 'Proteittage beginnt die Verjährung der Regreßanſprüche des Inhabers 
(A. 50) gegen Ausfteller und die übrigen Vormänner (U. 78 d. W.O.). Beſtritten ift, 
9b dieſer Tag mit in die Frift einzurechnen ift; für ‚vie Eimehnung Thöl HN. 
8. 330 a. E. Entgegengefegter Anfiht: Runge WR. 8. 49 II. und die Erf. bei 
Borchardt WO. V. Aufl. Zuf. 569. 

Die Form des P. m allen diefen Functionen ift genau vorgelchrieben: er muß 
durch einen Notar oder einen dazu competenten Gerichtöbenmten aufgenommten werben 
und enthalten: 1) eine wörtliche Abſchrift des Wechſels oder der Copie und aller darauf 
befindfihen Indofjamente und Bemerkungen (U. 88 Ziff. 1 d. WO.) Ueber die Noth- 
mwendigreit der Beglaubigung diefer Abſchrift ſ. Runge a. a. O. ©. 117; Bor— 
dardta a. O. Zuſ. 704. Note 622. Die Abichrift muß auch durchſtrichene In⸗ 
doffamente enthalten, |. Hoffmann WR. ©. 617. Anderer Anſicht Borchardt 
a. a. O. ©. 543. F. Zweck der Genauigkeit der Abſchrift ift die möglichft ſichere 
Seftftellung der Identität des präfentirten und proteftirten Wechſels und darin liegt 
auch das Map jener ©enauigket, |. Thöl HR. 8. 225. IL, Hoffmann WR. 
©. 616. Daber nur einmalige Abſchrift gleichlautender Theile: Thöl a. a. DO, 
Ad. f. D. W.R., Bd. VII. S. 243 ff, RK. ©:77 ff. Andere Anfiht |. Borchardt 
a. a. O. Zuſ 705 a. u. b.; 2) den Namen oder die Firma der Perjonen, für welche 
(d. h. in deren Namen und Auftrag), und jener Berfonen, gegen welche der P. erhoben 
wird; 3) das an die Perfon, gegen welche proteftirt wird, geftellte Begehren, deren Ant- 
wort (jedoch feines wörtlih, |. Borhardt a. a. O. Zul. 713) oder die Bemerkung, 
daß fie feine gegeben Habe oder nicht anzutreffen geweſen ſei; 4) die Angabe des Orts, 
ſowie des Kalendertages, Monats und Jahres, an welchem jenes Begehren geftellt oder 
ohne Erfolg verfucht wurde, |. Swoboda a. a. O. ©. 369; 5) im Falle einer 
Ehrenannahme oder Ehrenzahlung die Erwähnung, von wen, für wen und wie fie an- 
geboten und (d. h. „oder“, |. Leipz. Conf. Prot. 8.23, Borhardt a. a.O. Zuſ. 7278) 
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.Lit. u. Gfgb.: Prinz, Der Einfluß ber Enpothelenbuchßverfaffung auf das Sachenrecht, 
insbefondere die Lehre von den Proteftationen, 1858. — Preuß. A.R. I 20. 88. 417 — 426. 
Bürg. G. B. für Sadfen $$. 143. 404 ff. ‘ Ecciuß. 


Protocoll (Civilproceß), uriprünglid) der Name des den Gerichtdacten, die aus 
einzelnen Blättern (chartae, tabulae) beflanden, worgebefteten Titelblatts, bedeutet im 
fpäteren röm. und im heutigen Proceffe die gerichtliche Urkunde, in welcher die Vorgänge 
einer Gerichtsfigung unmittelbar nad ihrem Eintritt und ſomit auch in chronologiſcher 
Reihenfolge verzeichnet werben. Die unmittelbare Aufzeihnung ward im röm. Proceſſe 
nad den Forſchungen Bethmann-Hollwegs dadurch bewerfftelligt, daß jog. Excep- 
toren (Berichterftatter) die Vorgänge zunächft in Siglenfchrift, alfo nad) heutigen Begriffen 
ſtenographiſch zu den Acten bradten und ihre Aufzeichnungen ſpäter in voller Schrift 
ausführten. Der gem. Proceß ermöglicht vielelbe, abgelehen von den Berhältniffen ver 
Patrimonialgerichtsbarkeit, Durch juriſtiſch gebildete Gerichtichreiber, die, ſelbſtändig dem 
Gange der Berbandlung folgend, zwiſchen Relevantem und Srrelevantem zu ſcheiden 
wiffen und wenn auch nicht immer dem Worte, jo doch dem Sinne nach Vorträge, Aus- 
Tagen zc. in ihren vollen Umfange zu firiren im Stande find. «Andere Gejeßgebungen, die 
das Gerichtichreiberamt mit Nicht=Duriften befegen, leiften häufig auf die Vollſtändigkeit und 
Genauigfeit der Aufzeihnung Verzicht, oder auf die Unmittelbarfeit, da fie den Richter 
nölhigen, nah Schluß der Berbandlung das P. zu dictiven, bzw. daſſelbe fortwährend 
zu überwachen. Gerade die Unmittelbarkeit der Aufzeichnung aber ſcheint eine vorzügliche 
Garantie für die Richtigkeit des 'P.- Inhalts zu involviren, und wenn eben fie das B. 
von bloßen Regiftraturen und den fonftigen gerichtlichen Zeugniſſen unterſcheidet und 
auch durch das can. R. von vorneherein bezwedt zu fein fcheint, fo muß man Bland (f. 
folg. Art.) zuftimmen, der fie für ein begrifflic nothwendiges Kriterium des P. erklärt. 
Die Form der heutigen P. in Deutſchland führt auf den Reichsproceß zurüd. Darnad) 
untericheivet man das Rubrum und das Nigrum, welches letztere in Relation und Schluß 
zerfällt. Das Rubrum gibt Ort und Zeit der Verhandlung oder Handlung, die Be- 
fegung der Gerichtsbank, femer die Proceßſache, in welcher Die Verhandlung ftattfindet, 
nach Parteien und Object, und endlich die Gegenwart oder Abweſenheit der Parteien 
bzw. ihrer Vertreter an. Der Schluß enthält die Anführung der Schlufzeit und die 
Unterjchrift, nach gem. R. des Gerichtsſchreibers, nach preuß., franz, hann. R. und dem 
Nd. Entw. auch die des Vorfigenden oder Einzelrichterd. Die Relation, die gewöhnlich 
mit der Beranlafjung und dem Zweck des Termind beginnt, befaßt nach gem. R. alle 
relevanten Vorgänge. Auf einem anderen Standpunkte fteht auch Das preuß. R. nicht, 
trotzdem «8 für die mündliche Verhandlung nur die Darftellung des allgemeinen Ganges 
der Verhandlung und die Firirung folder Parteierklärungen vorjchreibt, deren Proto- 
collirung beantragt wird. Dieſe Vorſchrift entipricht nämlich dem durchweg beichränften 
Etoffe der mündlichen Verhandlung des neueren preuß. Proceſſes. Cine unvollftändige 
Protocolltrung ftatuiren trog der gleichen Vorſchrift um Grunde auch nicht die Hann. Pre.O. 
und der-Nd. Entw. bezüglich der mündlichen Verhandlung, fobald man ihre ſpecielleren 
Borfchriften in Erwägung zieht. Denn ſelbſt wenn man davon ausgeht, daß beide Ger 
ſetzgebungen von dem Grundſatze der Actenmäßigfeit abftrahiren und als unmittelbare 
Duelle der richterlichen Entſcheidung nur die mündliche Verhandlung felbft anerkennen, 
Dagegen das P., das freilich für die die Mündlichkeit angehenden Börmlichkeiten nach dem 
No. Entw. wie im franz. R. ausſchließlich Beweis Tiefern fol, nur als unterftägenve, bzw. 
Gegenbeweis ermöglicyende Duelle in Betracht ziehen, fo iſt doch eine Proteeollirung 
nicht als ungenügend anzufehen, die richterliche Urtheile und Beichlüffe verzeichnet, ſoweit 
fie nit feparat den Acten angelegt werden, Partetanträge, foweit fie nicht als Wieder⸗ 
bolungen der Anträge der Schriftjäge erfcheinen und nicht in befonderer Schrift zu den 
Acten gegeben werben, Parteterflärungen unter den gleichen Beſchränkungen und unter ber 
Vorausſetzung, daß ihre Firtrung verfügt oder beantragt wird, Zeugen- und Sachver⸗ 
ftändigenausfagen, ſoweit fie nicht auf Wiederholungen früherer Depofitionen hinauskommen, 
die Ergebniffe eines in der Sigung vorgenommenen Augenſcheins und nach dem Ib. Entw. 


toeoll. 
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2, Wieding. 


eß, wie bier ſchon die ausbrüdliche Bor: 
wwichtliche Urkunde, in welcher die Borgäng 
Togifher Orbnung verzeichnet werben. Eber 
xolle im Weſentlichen dieſelben, wie die dei 
des Umfangs des Referats weniger der Ge 
8 Inguifittonsproceffes über Gebühr Werth 
uptverhandlung des heutigen Anklageproceſſes 
@instr. nämlich dat in Schwurgerichtsſaqen. 
aterſuchung voraufgeht und als Rechtsmittel 
P. (proces-verbal) der Hauytverhandlung 
aatsanwaltſchaft und der gerichtlichen Be: 
Acten beigefügt werden, auf Beurkundung 
eren —— gerichtöfetig verfügt oder 
jeugenaußfagen, foweit fie nicht bloße Wie: 
g find. Im Uebrigen verbietet er geradezu 
igten und ber Zeugen. In Poligeiricter: 
ne vollftändige Protocollirung des Haupt: 
diefer Baſis beruhen die Vorfchriften ver 
Braunſchweigs und Badens die Vorſchriften 


Protocolle — Protutor. 301 


über das franz. Schwurgerichts-P. auf die Hauptverhandlung vor allen Gerichten aus⸗ 
dehnen , diejenigen Preußens, Sachſens und Würtembergs dagegen nach Maßgabe des 
franz. R. zwilchen denſelben fchetden, im UWebrigen aber jelbft für Schwurgerichtöfachen 
die Protocollirung der Erklärungen des Beſchuldigten nad ihrem welentlihen Inhalte, 
fowie feiner Anträge und der darauf gefaßten Belchlüffe fordern. Im Uebrigen pflegt für 
die Borumterfuchung, wie im Unterfuchungsproceffe die Unterzeichnung des P. durch Zeu⸗ 
gen, Selhulbigten ıc. entweder gejeglich vorgelchrieben zu jein oder als Regel beobachtet 
zu werben. Ä 

Quellen: P.G.O. X. 189. C. d’instr. a. 155. 169. 276 ss. 318. 328. 372. — Str.» 
Pre. Orbnn. v. Braunſchweig SS. 51. 155. Baden 88. 76 fi. 259. Sadfen X. 130 fi. 
310f. Würtemberg A. 223 ff. Preußen 1867. 88. 146ff. 256 f. Gef.v. 3. San. 1849. 


8. gr ed v. 3. Mai 1852. 9. 78. Bgl. Crim.O. v. 1805 88. 34 ff. 264 ff. Materialien 
SD. . » u 

Lit.: Planck, StrBerf. ©. 441 fi. Zachariä, Str.Pre. I. & 66. Höchſter, 
Franz. Str.Berf._ 88. 49 fi. 141 Anm. e. 214. 264. Oppenhof, Preuß. Str Verf. $. 37. 
A. 78. Löwe, Str.PBre. S. 371. Schwarze, Comment. 5. Sächſ. Str. Pre.O. 1. 1. 

\ K. Wieding. 

Protocolle (völterrehtlih,. Diefer im Nechtöverfahren der Einzelftaaten berge- 
brachte Ausdruck iſt in neuerer Zeit auch auf den Staatenverkehr übertragen morben. 
Dean gebraudt ihn im Allgemeinen für die Aufzeichnungen amtlicher, Verhandlungen, 
die in Gegenwart von Vertretern der Staaten und durch fie geführt werben ; insbelon= 
dere dann, wenn es ſich darum handelt, ein Einverſtändniß der Staaten durch perfönliche 
Abrede zu Stande zu bringen, ſei e8, daß ein Vertrag zu vereinbaren, ein Beichluß zu 
faſſen ıft, ſei es, daß eine gewiſſe Richtung der Politik verabredet oder auch nur eine ge- 


meinfame Erklärung abgegeben werden fol. Hauptanwendung findet demnach der Aus- 


druck in der Congreßpraxis der Staaten, ſowohl bei den Congreſſen in dem befonderen 
Sinne des Worte, als aud bei bloßen Conferenzen, jodann aber auch in der Praxis 
des Bundesrechts. 

Beiondere Förmlichkeiten und Borausfegungen zur Giltigfeit eines P. beftehen im 
diplomatiichen Verkehre niht. Doc hat der Gebrauch vieles Jahrhunderts folgenden 
Principien allgemeine Anertennung gefihert: Ber Schluß einer jeden Sigung der ver- 
fammelten Souveräne oder ihrer bevollmädtigten Organe ıft ein P. aufzunehmen, welches 
unter Bermerf von Zeit und Ort der Zuſammenkunft, jowie der Namensdangabe aller 
Betheiligten eine getreue Darftellung der ftattgehabten Verhandlungen in ihren wejent- 
Lichen Zügen nebft dem Refultate der Abftimmungen zu geben hat. Das P. wird zu 
Beginn der folgenden Sitzung vorgelefen, geprüft, genehmigt und von jedem Theilnehmer 
durch Namensunterfchrift vollzogen. Jedem von dieſen fteht es indeſſen frei, feine in 
per Berbandlung ausgeſprochene Anſicht Durch ein dem P. beizufügendes Separatvotum 
(vote, opinion) genauer zu begründen und zu präcifiren. Urkunden, auf die das P. 
Bezug nunmt, werden demjelben als Annexe angehängt. ‘Der Brotocollführer wird gleich 
in der erften Seſſion von.dem Borfigenden vorgeichlagen; e8 tft regelmäßig ein Beamter. 
desjenigen Staates, bei dem der Congreß fi verfammelt. Bet sonföberirten Staaten 
find Hierfür bejondere Beamten angeftellt. Die Sprade der B. ijt diejenige der Ver⸗ 
handlungen; alfo bei Staaten verfchiedener Nationalität gegenwärtig die franzöfiiche. 

Lit: U. Miruss, Das europäiſche Gefandtichaftsrecht, Leipz. 1847. Charles de 
Martens, Guide diplomatique, 5. ed. par Getfcken, Leipz. 1866. 
F. v. Martitz. 

Protutor iſt derjenige, welcher, ohne Vormund zu ſein, die Vormundſchaft ver⸗ 
waltet. Dem Mündel gegenüber hat er im Ganzen die Stellung eines tutor; die 
actiones protutelae directa und contraria find den actiones tutelae nachgebildet 
Das Mündel hat auch gegen ihn fein Privileg, Der P. kann ſich irrthümlich fir den 
Bormund Balten, 3. B. weil er im Teftament ernannt ift und nicht weiß, daß die Er- 
nennung ungültig ift; wenn er feinen Irrthum erfährt, darf er Doch bie angefangene Ber- 
waltung nicht ohne weitered aufgeben, jondern er muß Ernennung eine8 Vormunds ver: 
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Provocation, Provocationspraceh, d. h. ein Verfahren, um Jemanden zu ' 
zwingen, feine Rechte klageweiſe gegen die Perſon, welche das Verfahren veranlaft, gel- 
tend zn machen. Die Zuläſſigkeit derartiger Ausnahmen von dem Sate: Invitus agere 
nemo cogatur hat eine jett feftftehende Lehre, freilich irrthümlich, angeknüpft an 1. Dif- 
famari (5) C. de ingen. manumiss. VH. 14 und L Si contendat (28) D. de fide- 
iuss. XLVL 1. 1) Die jog. provocatio ex 1. Diffamari gejtattet man, wenn fih Jemand 
(ſog. Diffamant) gerühmt, alſo abſichtlich verbreitet hat, daß ihm ein klagbarer, fälliger 
Anſpruch gegen einen Anderen (Diffamat) zuftehe und dieſe Handlungsweiſe dem letzteren 
nachtheilig iſt. Unter dieſer VBorausfegung kann der Diffamat oder Provscant eine 
Klagſchrift und zwar beim Gerichte feined Wohnortes unter Beicheinigung der Diffana- 
tion gegen den Diffamanten oder Provocaten anbringen, deren Petitum bahın geht, den 
letzteren zur Auftellung der Klage wegen des behaupteten Anſpruchs binnen einer beftimmten 
Friſt zu verwtbeilen, reſp. ihn bet Verſäumung der letzteren des betreffenden Rechts für 
verluftig zu erflären. Während mit der Erhebung der Hauptflage ſeitens des Provo- 
caten das Verfahren ex 1. Diffamari ſtets beendigt wird, muß bei Läugnung der Zu: 
Lälfigfeit der P. und des Vorliegens ihrer VBorausfegungen darüber erkannt werden. Im 
Fall der Begründung wird dem Prooocaten die Anftellung der Hauptflage binnen einer 
richterlich feitzufegenden Friſt aufgegeben und bet fruchtlofem Verlauf erfolgt dann auf 
Antrag und Ungeborfamsbeihuldigung des Provocanten die Präclufion des Provocaten 
oder Diffamanten. 2) Die fog. provocatio ex 1. Si contendat fett Dagegen voraus, 
daß dem Provocanten dadurch, daß der Prövocat mit feiner Hauptklage zögert, die Das 
Rechtsverhältniß betreffenden Einreden (nicht blos die Beweismittel derjelben) verloren 
gehen. Ueber die Beicheinigung, den Gerichtäftand, den Berlauf des Verfahrens gilt das 
zu 1 Bemerkte. Das Präjudiz aber, welches dem Provocaten geftellt und nöthigenfalls 
realifirt wird, geht dahin, daß troß ber Verzögerung ber Klage die Einreden bed Pro- 
vocanten werben perpetuirt, alfo im fpäteren Hauptprocefie gegen die Erceptionen deſſelben 
feine Repliten des Provocaten beachtet werden, melche ſich auf ven Zeitablauf und die 
Ipätere Veränderung der Umftände richten. — Die beiden Provocationsproceſſe werben 
vielfach für bejondere Arten des unbeftunmt oder regulär ſummariſchen Proceſſes erflärt, 
wiewohl fie, abgeſehen von der erforderlichen Beichernigung des Grundes der Provocation, 
nichts Summariſches an fih haben. — Die deutihen Particulargefeßgebungen kennen die er= 
wähnten Provocationen gleichfalls. Namentlich ſchließt fich die Hann. Bre.Orbn. 8. 492 hin⸗ 
fichtlich der Vorausſetzungen diefer Proceduren eng an Das gem. R. an, bat aber die im gem. 
Proceß nicht allgemein anerkannte Anficht, daß die Provocationen nur fubfidiariiche Rechts: 
mittel find, fanctionirt und ferner einen dritten Fall der Statthaftigfeit, eine Provocation des⸗ 
jenigen, welcher einen Bau beabfichtigt,gegen die Perfonen, gegen deren etwaige privatrechtliche 
Einſprüche er ſich fihern will, aufgeftellt (8. 497). Die Preuß. Ger. Ordn. Th. J. Tit. 32 
weicht dagegen infofern vom gem. Proceß ab, als fie die Prowocationen vor das Forum des 
Provocaten vermeift (8. 4) und die provocatio ex |. Si contendat auch flir den Fall 
geftattet, daß bei Verzögerung der Klage des Provocaten dein Provocanten die Beweis- 
mittel über feine Einreden verloren gehen (8. 1). Der franz. Proceß kennt die Provo- 
cationsklagen nicht; Da das franz. R. aber nach dem Grundſatze: l'intérôt est la mesure' 
de action eine Klage auf Yeltftellung jedes Rechtsverhältniſſes geftattet, ſobald ber 
Kläger ein vechtliches Intereſſe daran hat, find diefelben entbehrlih. Mit Ruckſicht darauf, 
daß der Nd. Entw. 8. 179 dieſes Princip adoptirt hat, kennt derjelbe ebenfowenig die P. 

Lit.: Schweiter, Ueber den Provocationsprocehß, Leipz. 1806; Breidenbad, Bopp, 
Witte im Arc. f. civ. Praris 3, 21; 4, 10; 45, 194; 47, 347; Muther, De origine proc. 
provocat. ‚ex l. diffamari, Erl. 1853; Derſelbe im Lehrb. f. gem. deutſch. R. 2, 53 ff, A. 

artin in Chr. Martin u Wald, Magazin f. d. gem. teutſch. bürg. Pre. 1, 257 ff 
P. Hinſchius. 

Prorxreneticum. Proxeneten, d. h. Mäfler, Zwiſchen-, Unterhändler, haben für 
ihre Dienftleiftung nach gem. R. Anſpruch auf eine Belohnung, Proxeneticum, welche in allen 
Beziehungen, indbejondere in Beziehung auf Beſtimmung des Betrags, im freien Ermefjen 
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Tiegt. Aehnlich werden behandelt die Anfprüce von Aerzten, Lehren 
Vergeltung der von ihnen geleifteten Dienfte. In dieſen und im we 
welche ſich dadurch einerfeitS von der Dienftmiethe, andererſeits vor 
heiden entfteht die Verpflichtung zur Vergeltung ohne vorherige Verein 
ach die bloße Annahme der Dienftleiftung von Perfonen, welche fie g 
gegen Bezahlung zu Leiften pflegen 
werben bie Pflichten und —ã der Mãtler handelsrechtlich normir 
D. L, 13, de extraordinariis cognitionibus. 14, de proxeneticie. C. IV, 


liche Lit. And ee Bfeiffer, Prattiſche Ausführungen vi Sdäj 
Beitfehr., N. Rivier. 
Brecht (rihterlihes). Es kann vom Standpunkte einer juriftifce 
je teinem Zweifel unterliegen, daß alle rechtsanwendenden Behörden ver 
jedem einzelnen Falle die Prüfung anzuftellen, ob eine anwendbare Rechis 
fei oder nicht; fir die Subfumtion concreter Berhältniffe unter abftrac 
Eriftenz ſolcher abftracter Normen die oberfte Borausfegung. Die vo 
Staatöform bedingte Weife der Geſetzgebung ift dabei ganz gleichgültig 
nfo von Rechtsſätzen, die im Wege des Gewohnheitsrechts, als von fel 
‚ge der Geſetzgebung entftanden find. Es ift ferner gleichgültig, ob ſolch 
Privatrecht oder dem Strafrecht, Proceß, Staats = und Kirchenrecht an 
Brüfung hat ſich auch keineswegs auf bie Rechtögültigteit der Form 3 
ıdern iſt im gleicher Weife auf bie Kechtögüiliigfeit des Inhalts zu er 
0 auf die Form und den Inhalt der Auöführungsverordnungen, auf di 
Inhalt der proviforifhen Verordnungen mit Gefegeötraft, auf die Som 
ber Gefege, namentlich, ob die Ieteren in beiden Beziehungen mit dx 
einſtimmen ober nicht, gerichtet fein. Es gibt Hier aber gar feine Fragen 
endent nennen fönnte, ſondern fie ſind alle durchaus immanent, fo lang 
Grenzen einer rein urififegen Betrachtungsweiſe hält. 
juriſtiſche Betrachtungsweiſe ift aber überall durch Erwägungen politiſcher 
tigt, ſo daß in der Wirklichkeit nirgends die vollen Confequenzen jener 
anertannt find. 
Ind die Verwaltungsbehörben bei der ihnen in allen Yändern im weiteren 
den Rechtsanwendung (vgl. TH. I. ©. 700 fi.) in Bezug auf Volizei— 
yaltungsrechtöpflege im engern Sinne auch hinſichtlich der Prüfung der 
der darauf bezüglichen Normen an die Weifungen gebunden, die ihnen 
Behörden ertheilt werben. 
behörben find nun allerdings im modernen Rechtsſtaat feiner anderen 
er des Gejeges unterworfen. Indeſſen iſt doc die Theorie und Pratis 
utſchen Siaatsrechts darüber einig, daß das richterlihe P. fein fchranten: 
Abe foll, ganz abgeſehen von der Form, nad der Meinung ber meiften 
© auch die Wirklichkeit entſpricht, ſich au) auf das materielle Gebiet er: 
er in dieſer Hinficht auf die Prüfung der formellen und materiellen Ge 
Verordnungen eingefchränft, während Dagegen eine Prüfung. der Ber: 
t der Gefege höchſtens in formeller, nicht aud in materieller Hinficht ge 
währt wird, und doch ift unverfennbar, daß bie Beſtimmungen einer 
ide eine höhere Art_von befehlenden Normen find und ungeachtet einer 
hnliches Geſetz gegebenen anderweiten Veftimmung beobadıtet werben 
ol der Richter auf eine in einem Er Geſetze vorgeſchrieben 
dürfen, obgleich die Verfaſſung dieſe Strafe. verboten hat? Die Richter 
ächter der Verfaſſung als Wächter der Geſetze, aber jie ſollen die ihnen 
Ne nur unter gültige Gelege fubjumiren, und ein verfaſſungswidriges 
n gültiges nicht anzuerfennen. 


J 
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Es ift deshalb an fich gar nicht beſonders principwidrig, wenn in Preußen pofitiorechtlich 
das richterliche P. noch) weiter befchränft und blos Hinfichtlich des Vorhandenſeins der formellen 
Requifiten geftattet if. Der A. 106 der Berfg.Urf. lautet nämlih: „Gelege und Ver— 
ordnungen find verbindlih, wenn fie in der vom Gelege vorgefchriebenen Form befannt 
gemacht find. Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verfündeter königl. Verordnungen 
fteßt nicht den Behörden, fondern nur ben Kammern zu”. Daraus ergibt ſich: die 
preußiſchen Gerichte haben zwar das Recht, in allen Eiwil- und Straffachen zu prüfen, 
ch überhaupt eine Publication in der Geſetzſammlung, reſp. in den Amtsblättern ober 
in der ortsüblichen Weile (Polizeiverorbnungen der Behörde) und ob fie in der gehörigen 
Form ftattgefunden habe; zu der gehörigen Form "gehört aber bei königl. Gefegen und 
Verordnungen lediglich die Contrafignatur eines Minifters, nicht aber die Erwähnung 
der Zuſtimmung des Landtag in ber Publicationsformel, und nicht die Contrafignatur 
des gefammten Staatsminifterrum® bei provtforiichen Verordnungen mit Geſetzeskraft, die 
letstere gehört bereit8 zu den Erforderniflen der inneren Recdhtsgültigfeit, e8 wäre denkbar, 
daß eine ſolche Verordnung mit einem befonderen Publicationspatent ohne die eigentliche 
Publicationsformel veröffentlicht wiirde. Dagegen ftebt eine materielle Prüfung den preu⸗ 
ßiſchen Gerichten nur in Bezug auf die Polizeiverorbnungen der Behörden zu, Hinfichtlich 
deren fie nor der Anwendung die Uebereinftimmung mit den im Gefege vom 11. März 
1850 vorgejchriebenen allgemeinen Normen feftzuftellen haben, nicht aber darüber, ob bie 
königl. Ausführungsverordnungen etwa in das Gefetgebungsgebiet übergreifen, ob fie dem 
Inhalte des auszuführenden Geſetzes entſprechen, auch darüber micht, ob die auf Grund 


mg verfafiungswidriger Geſetze; Staatsrecht, Volterrech und Politik, I. 66 ff. 
e 


bindliche Kraft der anf nichtverfaffungsmäßigem Wege entftandenen Geſetze und Verordnungen, 
. ®d. IX. (1868) ©. 288— 415. Ullmann, Zur Trage des richter- 
sinfichttic der inneren Berfaflungsmäßigfeit von Gefeben und Berorb- 
nungen; im Zeitfehr. für die gef. Staatswiſſenſch. Bd. 24 (1868), ©. 333 — 405. Wind- 
ſcheid, Lehrb. des Pandectenrechts, 2. Aufl. 1867, Bd. I. ©. 37 ff. v. Gerber, Grundzüge, 
2. Aufl. 1869, ©. 152 fi. Kür Preußen: v. Nönne, Staatöreht, 3. Aufl. 1869, Bd. I. 


fi; 
®r. I. (1867). Dr. €. U. Ehr., Studien Über preuß. Stantsreht, ©. 79 fi. John, Rehts- 
guugten und Verbindlichkeit TR Geſetze und Berorbnungen nad dem Grundfate des 
preuß. 
Fegissaltigten von Geſetzen und Berorbuungen nad preuß. Staatsrechte, &. 355 ff.; und Dr. 


Prüfungsweſen. Mit der Ausbildung des Staatsbienftes zu einem geregelten 
Organismus war gleichzeitig auch der im Preuß. A. L.R. Th. H. Tit. 10. $. 70 außs 
drücklich ausgeſprochene Ca zur Geltung gekommen, daß Niemandem ein Amt aufgetra- 
gen werben folle, der ſich dazu nicht hinlänglich qualificire und Broben feiner Geſchicklich⸗ 
keit abgelegt Habe. Die in Preußen ſchon früh mit befonderer Schärfe durchgeführte 

v 


v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. | 2 


fen. 


bereit8 im vorigen Jahrhundert zu g 
ige des höheren Staatsdienſtes gefüß 
3 öffentliche Recht jener Zeit überhau 
» Beüfungen fiir den Gößeren Yuftizvie 
4 88. 26 ff. felgeftellt, und hatt 
alten, indem fie nunmehr nicht BI 
m auch nad) oben hin aufhörten, bewe 
cheidung von Geſetz und Berorbnung ı 
und Strafrecht und bei der Organifatı 
och erft in der confitutionellen Monard 
bzuänbern feien, zur vollen Geltung 
die gefeggebende und für die vollziehen 
Ag.Urt. ſprach nun ausdrüdlich aus, d 
varf, welcher ſich zu demſelben nach Vo 
mung vom 2. Yan. 1849 3. 37 ſchri 
Nichterftellen nothwendigen Dualificati 
r daruber beftehenden Vorſchriften wort 
ndeötheile hat eine neue gefegliche Dr 
en verſchiedenartige Vorſchriften beftand 
iber bie Gerichtsverfaſſung vom 8. No 
eriums vom 8. Jan, 1856, die Prüfun 
c., für Schleswig-Holftein, Kurheſſen un 
über die Gerichtöverfafjung) und e8 be 
eine gleiche Anftellungsfähigkeit für a 
er auch das Gefeg vom 12. März 1St 
nd v. Rönne, Staatöreht, 3. Au 
tefultat ift Das Geſetz vom-6. Mai 188 
veitung zum höheren Juſtizdienſte. D 
echtözuftande beffeht darin, daß von d 
heilen in Uebereinftimmung mit der Ei 
Srovinzen (Verordn. vom 26. Juni 186° 
ie Natur der Sache auf zwei Prüfung 
Univerfitätsftudium, bie andere nad e 
n Dienfte abzulegen ift, fo berußte au 
* auf dem hiftorifchen Umftande, da; de 
vrerliehen hatte, infofern die Betreffent: 
hter befähigt waren, während das ac 
ever Richterftelle die Ablegung der dritt. 
nur zur zeitweifen Function eines Half 
ären ſollte. (Nur für die Friedensricht 
eite Eramen.) Die erfte Prüfung ift b 
Staatsprüfung — bei der fir die gan 
n abzulegen, über deren Gegenftände ur 
ſtſetzt. Das Gejeg fordert außerdem d 
auf einer Univerfität, von welchem Zei 
tudium auf einer Univerfität zu wibme 
ird. — Die näheren Anordnungen üb 
n jeher Regulativen vorbehalten geweſe 
Aenderung in der Bufammenfegung & 
zuf dieſe Weife vorgenommen (vgl. Regu 
tifung). Im Gemãaßheit des zu dem je 
ſtizminiſters vom 29. Dechr. 1869 fan 
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Die Prüfung der Rechtöcandidaten bei dem Oſtpreußiſchen Tribunal, den Kammergerichten 
und ven Appellationsgerichten ın Greiföwald, Breslau, Naumburg, Kiel, Celle, Caſſel 
und Cöln abgelegt werden. Die Mitglieder der bei diefen Gerichten zır bildenden Pri= 
fungs = Commiffionen werben von dem Yuftizminifter auf gutachtlichen Vorſchlag der Prä⸗ 
ſidenten der Gerichte auf die Dauer eines Jahres aus Mitgliedern der Gerichte, Der 
Staatd= und Rechtsanwaltſchaft, ſowie aus Lehrern der Rechts- und Staatswiffenichaften 
preußifcher Hochfchulen berufen. Die einzelnen Prüfungen find von drei Mitglievern der 
Prüfungs - Sommifjion, einfchlieglic des Vorfigenden, abzunehmen; wenn der Letztere an 
der mündlichen Befragung nicht theilnummt, fo ift noch ein viertes Mitglied zuzuziehen. 
Die ſchriftliche Prüfung befteht in der Bearbeitung einer wiflenfchaftlihen Aufgabe, die 
nach der Wahl des Nechtöcandidaten vom Borfigenden dem gem. Civilrecht, dem deutſchen 
Privatrecht, dem Handelsrecht, dem Kircheurecht, dem GCivilprocegrecht oder dem Straf⸗ 
recht angehören ſoll, und für melde eine ſechswöchentliche Yrıft gewährt wird. Die münd- 
Ihe Prüfung ift nicht mehr äffentlih. Der Borbereitungsvienft fteht im Allgemeinen 
unter Der Leitung und Beaufjichtigung bed Präſidenten des Appellationsgerichts, geftaltet 
ſich jedoch verjchieden nach der Verſchiedenheit der Gerichtsverfaſſung im Geltungsbereiche 
der Berorbnung vom 2. Jan. 1849, im Bezirke des Appellationsgerichts zu Cöln, des 
Appellationsgerichts zu Celle, in den Bezirken der Appellationdgerichte zu Kiel, Eaflel und 
Wiesbaden, im Bezirke des Appellationsgerichtd zu Frankfurt a. M.; überall ift aber 
der Grundſatz zu beobachten, Daß die willenfchaftliche und praßgfche Ausbildung der aus⸗ 
Tchließlihe Zweck des Vorbereitungsdienftes ift, daß demgemäß jede durch dieſen Zweck 
nicht gerechtfertigte, auf Aushülfe und Erleichterung der Beamten gerichtete Thätigkeit zu 
vermeiden if. Die Abhaltung der großen Staatsprüfung erfolgt auf Bericht des Prä— 
fipenten des Appellationsgerichts im Auftrage des Juſtizminiſters durch die Juſtiz-Prü—⸗ 
fungscommiffion. Die fchriftlihe Prüfung bat eine rechtswiſſenſchaftliche Arbeit und eine 
Relation aus Procegacten zum Gegenftande. Die mündlide Prüfung erfolgt vor drei 
Mitglievern der Yuftiz= Prüfungscommilfton, mit derjelben ift ein Vortrag aus Acten zu 
verbinden, mweldye drei Tage vor dem Termine zugeftellt werben. 

Die Bedingungen für den Eintritt in den höheren Berwaltungsdienft waren durch 
bie Inftructtion des Königs an das Oeneraldirectorium vom 12. Februar 1770 (melde 
ntrgend® publicirt ift) und durch das in Folge derſelben ergangene Eircular des Gene= 
valdireeforiumd vom 28. Febr. 1770 (abgedrudt bei Mylius) an die Kriegs- und 
Domänenfammern geordnet. Die damaligen Normen, wöbejondere auch die damals 
erfolgte Errichtung einer Ober⸗Examinations-Commiſſion für die Bedienungen beim Finanz- 
und Sameralwejen find dann im Ganzen für die Folgezeit maßgebend geblieben (vergl. 
Bublicandım vom 16. Dec. 1808 $. 15), jedoch feit 1817 durch eine Reihe Tporadifch 
erlaffener Anordnungen modificirt, bis ſich die Regierung veranlaft fah, die in verſchie— 
denen Geſetzen, Smftitutionen und Verfügungen befindlichen Avordnungen zu codifictren. 
Das desfalljige Regulativ vom 14. Febr. 1846 über die Befähigung zu den höheren 
Aemtern der Bermaltung ift auf den Bericht des Staatsminiſteriums de eod. Durdy Die 
fönigl. Cab.Ordre vom 28. Febr. 1816 genehmigt, und nad) Allerhöchſter Anordnung in 
per Geſetzſammlung publiart. Danach muß derjenige, weldyer bei einer Regierung behufs 
feiner Vorbereitung zum höheren Verwaltungsdienſt eintreten will, in der Regel nach— 
weilen, daß er bei einem Gericht als Auscultator gearbeitet und entweder Die zweite 
juriftifche Prüfung genügend beftanden, oder doch das Zeugniß der Reife zu diefer Prü— 
fung erlangt, und eine für probemäßig erflärte Relation geliefert habe. Er muß ferner 
durch eine bei der Regierung mit ihm vorzunehmende Prüfung darthun, daß er ſich mit 
ven Staatswiſſenſchaften vertraut gemacht, die Hauptgrundjäge der Nationaldfonomie, der 
Polizei: und der Finanzwiſſenſchaft fich angeeignet, und wenigftens allgemeine Belanntichaft 
mit den cameraliftiihen Hülfswiſſenſchaften, insbeſondere auch der Landwirthſchaftslehre 
erlangt habe. Dieſe Prüfung tft jedoch eine blos mündliche und wird unter dem Vorſitz 
des Regterungöpräfidenten von zwei Regierungsräthen vorgenommen. Endlich die dritte 
Prüfung erfolgt nach vollendetem Vorbereitungsdienft bei der Regierung auf Grund eines 
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erathung im Plenum augeftellten Generalatteftes dı 
1, und zerfällt in eine fhriftliche, auf eine Abhandl 
über einen politifchen und über einen finanziellen 
ine mimdliche Prüfung. 

weifel Darüber entftanben, ob das P. der Bermaltur 
te Gegenftand der vollziehenden Gewalt geblieben 
höre. Imfofern man für die Entſcheidung diefer F 
Anwendung ſchon in der verfaflungsmäßigen Zeit e 
ommen baflir formelle und materielle Momente in 
nen für ben gefeglichen Charakter des Regulatios 
etzſammlung und bie behufs derſelben ergangene für 
anbererjeit8 nicht zu werfermen ift, daß ſich zahlr 
'ammlung finden, ohne daß man die Folgerung_ e 
Daraus ableitete, und daß insbefondere in dem bien 
denfalls auch ſolche Anorbnungen fi finden, m 
gebungegebiete angehören. ragt man aber, inwie 
er den Charakter eines Gefeges ober einer Verordn 
saß zwar bie Mehrzahl der Beftimmungen Tebiz 
phäre der vollziehenden Gewalt Tiegen, daß aber | 
n ®. an fid einen großen Staatögrundfag, die 2 
nftitution, enthalte. Und diefe Auffaflung ſcheint 
gurt. W. 98: „Die befonderen Rechtöverhältnifie 
Staatöbeamten ſollen durd ein Gefeg geregelt wer 
er Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig zu 
zen willfürliche Entziehung von Amt und ‚Einfom 
8 ift hier zwar verfaſſungsmäßig hinſichtlich des 
figeftellt, daß daſſelbe der Regierung bei der Wahl 
Bewegung geben folle, e8 ift aber doch zugleih an 
der Beamten geſetzlicher Regelung zu unterliegen Bi 
zung des Negulativs bie Uebereinftimmung aller ! 
n hat e8 die Regierung natirlih in der Hand, „du 
Kräfte, weldye der Yuftizbienft für die Verwaltung v 
altungsausbildung thatfägjli zu inhibiren, wenn a 
im neuen Juftizprüfungsgefege vom Landtage geftric 
t bes Regulativs von 1846 als, ein Gefeg betrach 
desfallſigen Beſtimmung in einzelnen Fällen nicht flo 
indeffen hat die Regierung wieder infofern einen grei 
: die unteren Stufen des höheren Verwaltungsdienf 
indet. 

amotte, Prattiſche — I, 92 ff. (1782); III, 32 
r bie Königl. preuß. Immebiat-Jufiz-Eraminations-Cer 
€ Immebiat-Juftiz-Eraminations-Commiffion, Nadriet 
jüngft erlitten, und über ihre bevorſtehende Säcularfei 
jallaner, Das juriftifhe Studium in Preußen, Dei 
dien und Staatsprüfungen der preuß. Bermaltungsbear 
frage des Prufungsanſpruchs am bie Candidaten des höher 
Staatsmwifienfd., Bd. 24 (1868), ©. K01 ff. Die Au 
atsrecht, Völlerrecht und Politik, 2b. III. (1869), üb 
Bildung, ©. 242 f.; Über bie Bildung der berufemätig 
er bie Bildung höherer Staatsbiener, ©. 449 ff. — lieb 
en hinfiggtlich fämmtlicher Beamtenkategorien: v. Aönn 
. ©. 311— 340. Eruſt Meier. 
Züchtigung, ehemals als Hauptftrafe für leichtere Ber 
und Strafichärfurg allgemein in Uebung, ward bereit 
deutſche Staaten Maffan, Braunfchweig, Baden) abge 
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ſchafft, von den Grundrechten 1848 verboten und ſeitdem mehr und mehr aus der deut⸗ 
ſchen Geſetzgebung verdrängt. Am längſten erhielt fie ſich im Königr. Sachſen, Altenburg, 
Mecklenburg, Wirtemberg. Durch das Nd. Str. G.B. iſt fie als richterlich erkannte 
Strafe beſeitigt. Ste kann alſo ume noch als disciplinares Strafmittel in Anwendung 
kommen und wird, auch in dieſer Hinſicht durch die allgemeine Abneigung und ſachver⸗ 
ſtändige Beobachtung angefochten, als Zuchtmittel in den Strafanſtalten oder gegen de⸗ 
grabirte Milttärperionen angewendet. Am entichievenften hat Batern mit der P. ge- 
brochen. U. 25 des Str. G.B. beftimmt: „Körperlihe Züchtigung ift auch als Discipli- 
norfirafe in allen Strafanftalten und Gefängniſſen unbedingt ausgeſchloſſen“. Die B. 
findet fi) noch in außerdeutſchen Gefegen: in fchweizeriichen Cantonen, namentlich den Ur- 
cantonen, in England, nicht nur bezüglich der Marine, fondern auch bet leichteren, ſum—⸗ 
marifch abzuurtbeilenden Bergebensfällen. Die legten auf P. bezüglichen Parlaments- 
acten find folgende: 10 & 11 Vict. c. 82, 13 & 14 Vict, e. 37. 25 Vict. c. 18. 
Lit.: Für bie ältere Zeit, in ber bie — ber P. noch ſtreitig war: Feuerbach⸗ 
Mittermaier, Lehrbuch, 8. 148. — Ueber die P. als Disciplinarſtrafe Elvers in v. Hol- 
tzendorff's Allg. D. Str. R.Ztg., 1861, S. 756. — v. Valentini, ebendaſ. 1865, ©. 359 ff. 
v. Holtzendorff. 
Publication der Urtheile, d. h. die Mittheilung derſelben an die Partei auf dem 
Wege mündlicher Eröffnung durch den Richter oder den Gerichtsſecretär an die gegen⸗ 
wärtige Partei. Bei einem mundlichen Verfahren, wie z. B. im röm. Verfahren der 
claſſiſchen Zeit und im german. Proceß, iſt ein anderer Modus nicht denkbar. Da, wo 
ſich aber die Schriftlichkeit des Verfahrens entwickelt, wird die P. ein bloßes Verleſen 
der vorher ſchriftlich redigirten Sentenz, wie das im can. = roman. Proceß und in dem 
beren gemeinrechtlichen Verfahren der Fall war. Zur Erfparımg diefer unnützen For- 
malttät und eines bejonderen zu dieſem Behufe unter Vorladung der Parteien anzulegen: 
den Termine, ift in neuerer Zeit vielfach die Zuftellung einer fchriftlihen Ausfertigung 
des Urtheils an die Parteien im Auftrage des Gerichted durch einen Gerichtsdiener im 
gem. Proceß üblich geworden, und ed wird dann ein befonverer Publicationstermin nur 
für ſolche Erfenntniffe, welche von dem Gerichte höherer Inſtanz oder auf Actenverfendung 
von einem Spruckollegium erlaffen find, angejett. Wo indeſſen mit dem Schriftenwechſel 
ein mündliches Schlußverfahren combinirt oder wo im Welentlihen mündliches Verfahren 
(Preußen, Hannover) adoptirt ift, erfcheint die fofortige Abgabe und P. des Urtheils 
auf die mimnbdliche Verhandlung als die Regel und es erfolgt dann die fchriftliche Re— 
daction des Erkenniniſſes erft nach der Perfündigung des Urtheild. Der No. Entw. 
8. 326 verlangt dagegen fir die Negel eine vorgängige jchriftliche Redaction der Ur- 
theilöformel. Daſſelbe gilt auch für Criminalſachen in denjenigen Ländern, in welchen 
ein mündliches, öffentlidye8 und Anklageverfahren befteht. Freilich kann ſowohl in Civil⸗ 
als auch in Strafſachen in ſchwierigen Fällen die P. des Urtheils ausgeſetzt und dann 
pflegt daſſelbe vielfach ſchon vorher ſchriftlich redigirt zu werden. — Die P. des Urtheils, 
möge fie nun in der einen oder anderen Form geſchehen, hat die Bedeutung, daß damit 
das Erkenntniß erft fir die Partei eriftent wird. Bor Allem wichtig ift der Zeitpunkt 
der Belanntmachung für den Beginn der Rechtömittelfriften. In dem fchriftlihen Ver— 
fahren laufen viefe, je nachdem die Mittheilung durch Verleſen oder durch Inſinuation 
erfolgt, von dem einen oder anderen Acte ab; wo mündliches Berfahren adoptirt ift, ges 
wöhnlich (ſ. Hann. Pre.Oron. 88. 140. 197. 378. 401; No. Entw. $$. 748. 811) 
von der Verkündigung des Urtheil® ab; während der altpreuß. Proceß, trotzdem daß bie 
Erkenntniſſe auf Grund der mündlichen Schlußverhandlung für die Regel fofort publicirt 
werden, die Fatalien erft mit der demmächft erfolgenden Infinuation de mit Gründen 
ausgefertigten Erkenntniſſes beginnen läßt. B. Hinſchius. 


Publiciana. ©. Th. I. 304. 1. P. in rem actio ift eine rei vindicatio 
(. den Art. Bindication) utilis oder fictitia; ihren Namen bat fie ohne Zweifel 
nom Prätor, welcher zuerft, vielleicht im legten Jahrhundert v. Chr., den Richter dahin 
inftruirte, daß er eine angefangene Erfigung als vollendet fingiren, da— 


* 


Bubticktät der Hupothel. 


entfegten Ufucapionsbefiger einem Minderberecht 
umer behandeln ſolle. Wahrſcheinlich wu 
Gunſten desjenigen, dem eine res mancipi blos wir wusven wur, ycı 
ud) demjenigen zu Statten, welcher von einem Nichteigenthümer in gutem G 
ben hatte, und dies ift im neueren R. bie einzige Anwendung. 
der P. kann überhaupt Alles gefordert werden, was vinbicirt werben fa 
figbare Sachen ſ. Th.I. a.a.D. — Der Kläger muß civiliter beſeſſen ha 
nur einen Augenblick; man bat es zwar Beftritten, aber mit Unrecht, | 
iessione usucapio contingere non potest, Daß er den Belit gerabe b 
erworben habe, wurde bereit8 im claſſ. röm. R. nidt mehr verlangt. Im 
: er weiter Nichts zu beweiſen, als feinen Beſitzerwerb ex justa causa; 
liegt eventuell der Beweis der mala fides ob. Negelmäßig genügt ein 
Beſitzt der Kläger pro emptore, fo muß er auch im Augenblide des K 
' guten Glaubens geweſen fein; beftritten ift aber, ob er ben Kaufpreis bez 
8: 1. 8 h. t. erflärt die Verneinung diefer Frage fir möglicherweiſe zulä 
er ift es jedenfalls, fie zu bejahen. Beflagter ift der Befiger, oder Deter 
s possessor im felben Sinne wie bei der Vindication; nur muß er natü 
ı Rechts fein, als der Kläger; ift er gleihberechtigt, jo wird er dieſen in 
üdftoßen, a fortiori, wenn er beffer berechtigt, wenn er Eigenthümer ift. 
justi dominii ift bier eine wirkliche Einrede, die jedoch mit replicatio 
licatio rei venditae et traditae entkräftet werden fann und zu Rom 
gnita’ erthlilt wurde. — Zwei und Wirkungen der P. find diejenigen 
m. 
Hegen Beeinträchtigungen, welche nicht auf Entziehung des Befiges gehen, 
gegen Anmaßung von Servituten ſeitens Nichtberechtigter, wird ber Ufucapi: 
[hütst durch eine p. negatoria (prohibitoria), . 
Kud) die juris vindicationes werden utiliter gegeben ad modum publiciar 
anfessoria, urfprünglic für den Fall, da eine Servitut in nichteiviler F 
ır, fodann bei Beftellung durch einen Nichteigenthüimer. Co die actio vectig 
ıctio de superficie, zu Gunften desjenigen, welchem ein jus emphyteuticari 
rficiarium von einem Nichteigenthümer concedirt ‚oder von einem Nichtber 
ertragen worden iſt. Endlich Hat der Gläubiger, der ein Pfand von ei 
jtigten bona fide erhalten hat, eine hypothecaria utilis, ad modum publiciar 
doch wird eine Klage P. genannt, die auf der umgelepeten Fiction berußt, d 
endete Erfigung nicht ftattgefunden babe. Diefe p. rescisso 
orm der in integrum restitutio wegen Abweſeuheit. 
> Delbrüd fol die P. des rim. R. heutzutage obfolet, und an ihrer ©: 
iniſch⸗ germaniſche Miſchbildung geltend fein, die er die dingliche Klage „ 
Befige” nennt. Diefe Anſicht Hat wenig Glüd gehabt. Ebenſowenig die namı 
Krig und von Tigerftröm vertheibigte Theorie, wonach ymifgen p. ı 
catio eigentlib gar fein Unterſchied wäre. 
(Ten u. it.: Tit. D. VI, 2 de publieiana in rem actione. Ahhandfungen x 
% Sein. 1821; Guyet, Heibeld. 1923; Obrod, Gött. 1813. — Xrig. D 
ıkt, Marerien des röm. R., I. Dresb. u. Leipy. 1831. — v. Tigerfirdm, Die bor 
essio oder das Recht bes Beſitzes, Verl, 1836. Delbrüd, Die Binglihe Klage | 
R, deipʒ 1857. Dagegen namentl, Bruns in Better’s Jahrbb. Bm a 
. er. 
blieität der Sypothet, Veröffentlichung derfelben, ift das Correlat es 2 
ı Fauftpfande. (gemeine Erkennbarkeit ſoll dadurch dem befiglofen Pfanbre 
werden. Die gleichwohl nicht in dem Sinne der echten, altbeutfchen BP. | 
iſſungen, welche im Gauding öffentlich vor allen verfammelten Grundbeſitze 
und fo in Wahrheit zur allgemeinen Kenntnig famen; auch nicht in dem Ein 
öffentlihung durch die Preffe, amtliche, periodiſche oder befondere für Hypoihele 
beftimmte Blätter. Bielmehr beruht die P. hier lediglich auf der vom Ce 
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gewährten Mög lichkeit, Einſicht von gewiſſen, amtlich und zum öffentlichen Glauben 
geführten Urkundenbüchern — Hwpothekenbüchern — zu nehmen, oder daraus ſich Ab⸗ 
ſchriften geben zu laſſen, welche zum öffentlichen Glauben amtlich ausgefertigt werden. 
Entweder iſt die Befugniß zur Einſicht oder — koſtenpflichtigen — Abſchriftnahme (Hy— 
pothefen-Inftrumente, ⸗Scheine u. dgl.) Jedem geſtattet, der ſich dieſerhalb, bei der Hy⸗ 
pothetenbebörde meldet — fo nach franz. R., wo Perſonalfolien angelegt werben, Doc 
auch in Defterreich und Lichtenftein — oder nur demjenigen, welder die Eimvilligung 
des eingetrageren Beſitzers oder auch ein bejondered Intereſſe nachweiſt, beſcheinigt, oder 
mindeftene glaubhaft macht; jo überwiegend nach deutſchem Particularredht, wo Real⸗ 
folien angelegt werden. — Die Vermerfe und Eintragungen in den Büchern liefern voll: 
ftändigen Beweis. Auch dann, wenn fie nicht erkennbare Fehler an ſich tragen, alſo an⸗ 
fechtbar find. Wie aber, wenn Jemand die Eintragung benutte, der den Fehler kannte? 
Hier befteht viel Verſchiedenheit in der Grenzbeſtimmung für die Zuläffigfeit der Einrede 
der mala fides, de dolus, während Einreden von mehr pofitio rechtlicher Natur: Ver— 
jährung, Reftitution u dgl. faft Durchgängig Eintragungen gegenüber keinerlei Bedeutung 
haben. Um die Vortheile der Formenftrenge auch den zur Zeit noch mangelhaften 
Eintragungsanfprücyen zu fihern, andererfeitS die Nachtheile derfelben beim Borbanden- 
fein bejonderer Einwerdungen — 3 2. der nicht gezahlten Baluta - abzuſchwächen, iſt 
ein ſehr veridiedenartig geordnetes Verfahren beftimmt, welches die Cintragung von 
Rechtsverwahrungen, Bormerkungen, Broteftationen regelt. P. geht mit Specialität in 
der Regel Hand in Hand. In Sahfen- Weimar indeß gibt e8 fog. Privilegien- 
bücher für Generalhypotheken. A BT, 

Sfgb.: Preuß. Hyp.O. I. 8. 72 f. Gef. v. 24. Mai 1853 8. 53. Königr. Sachen, 
Inſtr. vo. 9. San. 1865 $ 95 f. C. civ. a. 2196. Dr. Auffez, Handb. d. Zabulam. i (Y 
Defterrih 8. 156. Sadhfen-Weimar, Pfd.Geſ. v. 6. Mai 1839 8. 74 f. Ausf.Orbn 0.37 
12. März 1841. Schaper. 

Puchta, Wolfgang Heinrich, geb. zu Mährendorf bei Erlangen 3. Auguft 
1769, ftudirte zu Erlangen, wurde Advokat ın Ansbach, bald Eriminalrath daf., 1797 
Juſtizrath, 1811 Dirigent des Landgerichts in Erlangen, mo er 6. März 1845 ftarb. 

Schriften: Ueber bie Grenzen des Nichteramtes in bürgerlichen Rechtsſachen, Nürnb. 
1819. — Hanbb des gerichtl. Verfahrens in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Nirnb. 
1821, 2. Aufl. 1831. 1832. — Beiträge zur Geſetzgebung und Praxis des bürgerl. Rechtsver⸗ 
fahrens, Erl. 1522. — Das Inftitut der Schiedsrichter, Erl. 18:3. — Entw. einer Ordnung bes 
Berfahrens in den Gegenftänden der freimilligen Gerichtsbarleit, Erl. 1324. — Ueber die bür- 
gerlihe Rechtspflege und Gerichtöverfaffung Baierns, Erl. 1826. — Ueber den Concursproceß, 
Erl. 1827 (2. Theil der „Beiträge”). — Ueber die gerichtlichen Klagen, beſonders in Streitigkeiten 
ver Landeigenthümer, Gießen 1833, 2. Aufl. 1840. — Das Proceßleitungsamt bes deutſchen 
Civilrichters, Gießen 1836. — Ueber die rechtlihe Natur der bäuerlichen Gutsabtretung, Erl. 
3637. — Der Inquifitionsproceß mit Rückſicht auf Reform bes deutichen Strafverfahrens, Erl. 1844. 

Lit.: Seine Erinnerungen aus dem Leben und Wirken eines alten Beamten, Nördl. 1512. 

TZeihmann. 

Puchta, Georg Friedrich, Sohn des Borigen, geb. zu Cabolzburg in Franken 
31. Aug. 1798, fludirte in Erlangen, wo er 1820 promovirte, 1823 außerord. Prof. 
wurde, 1828 ord. Prof. in Münden, ging 1835 nah Marburg, 1837 nad) Yeipzig, 
1842 nad Berlin; 1844 wurde ev Geh. Obertribunalrath, 1845 Mitglied des Staats⸗ 
raths, ftarb 8. Yan. 1846. 

Schriften: Grundriß zu Vorlefungen über jurift. Encyclopädie und Metbodologie, Erl. 
1822. — Eiviliftifhe Abhandlungen, Berl. 1823. — Encyclopädie, Berl. 1525 — Das Ge 
wohnheitsrecht, Erl. 1828—37. — tepeb. f. Snftitutionenvorlelungen, Mind. 1829. — Syſtem 
des gem. Civ.R., Münd. 1832. — Lebrb. der Pandecten, Leipz. 1838, 10. Aufl. von Ru- 
—*8 1866. — Einl in das Recht der Kirche, 1840. — Curſus der Inſtitutionen, Leipz. 
1841. 1842, 6 Aufl. von Rudorff, 1865. 1866. — Vorleſungen über das heutige röm. R., 
Leipz. 1847. 48, 5. Aufl. von Ruborff, 1862. — Kleine civilift. Schriften von Rudorff 
KEETe  ak 1851. — Auffäge im Rheinifhen Muſeum, Krit. Jahrbb. und Weiste's 

€ . 

dit: Augsburger Allg. Zeitg. v. 5. Febr. 1846. — Krit. ze. ber deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſch, 1846, ©. 283 fi. — Huber's Janus, 1846, S. 337 ff. — Nekrologe Stahl's 
und Wetzell's vor den „Kleinen civilift. Schriften”. Zeihmann. 


— Bunctation. 


von, geb. 8. Yan. 1632 zu DorfeChen 
1661 Prof. des Natur und Välferrechts i 
ſchwediſcher Hiſtoriograph, 1688 Kurbrande 
von Schweden zum Treibern erhoben, fr 


salis, Hag. 1660. — De j turae et 
Yariorame Francof, et pn, —— 
771). — be officio hominis et civis, Lo 
Lugd. Bat. 1769; fran. Amfterb. 1706; Don 
ıno) De statu imperii Germanici, Gener. ı 
Blau, Berlin 1870.) — Jus feciale divinur 
;Sreht6'u. d. Bolitit, Münden 1864, ©. 108- 

Hulze, Einl. in das deutſche Stanterei 
st ber oeläliehung, ‚Sin. 1865, S. 258. - 
Berl. 1866, I. ©. 5 

Zeihmann. 

Großmeffe des Vorigen, geb. zu Budebur 
x Advokat am Geller Tribunal, 1738 Obe 
= Socetät der Wiſſenſchaften zu Göttinger 
ichts, erblindete, wurde jedoch glüdlich operir 


uibus praec. res judie. summi trib. Cellensi 
‚almadvereiones juris, Hannov. 1783. — D 
ab feines Bater& Introd. in processus 
A ee Inftruction 1736 heraus. 
ıfel, 2eriton der verftorbenen teutſchen Schrift 
Zeihmann. 
guft 1836 zu Bonn. 
i, Bonn. 1831. — Ueber bie deutſchen Univerfi 
eg: Ueber das Berberben am ben itſchen Uni 
jeraußgeber des Rheiniſchen Muſeums für 


Vd., ©. 1047. Teihmann. 

tliche Beurkundung der zwiſchen zwei vertrag 
iſtimmung. Je nad dem Stadium, bie j 
ınn die V. enthalten: 1) bloße Tractate, db 
Notiz für das Gedächtniß; oder 2) eine voll 
ı befien Abſchluſſe e8 aber erft nach der Feſt 
dus einer Form bedarf (ſog. Vorvertrag 
lſchluß); oder 3) einen materiell abgefchlofiene: 
irft werben foll. In allen drei Fallen charat 
einen Vorbehalt. Auf den zweiten wird bei 
;e kann aus der P. nur in dem zweiten und 
ift fie ausgeſchloſſen, infofern die noch einzu 
jteit des Geſchafts in dem Sinne vorgelänte- 
des Parteimillen® in der betreffenden Richtung 
B. bei übermäßigen Schenkungen und Ber: 
te bie Exflärung vor Gericht, bei vertrage 
enigftend im Zweifel nach 1. 17. C. IV. 21 
am aud das Verſprechen einer Convention 
f. w. Anders ſteht es dagegen, wenn di 
‘ materiellen Beftärfung oder zwar zur Bol: 
cht zur Wirkſamkeit des auf dieſen gerichteten 
dieſe Bewandtniß fo geht im den fällen der 
des Vertrages, wobei die Feſtſetzung der vor- 
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behaltenen Nebenpunkte nach den naturalia negotii erfolgen, und die Form in contu- 
maciam des Beklagten durch den Richter ergänzt werden kann; ſo z. B. bei Ausſtellung 
eines Wechſels, Erklärung eines Conſenſes u. ſ. w. Eventuell tritt natürlich an Stelle 
der Leiſtung das Intereſſe. In den Fällen der dritten Klaſſe richtet ſich der Anſpruch 
lediglich auf Erfüllung der vorbehaltenen Form, z. B. auf Abgabe einer gerichtlichen Er⸗ 
klärung über eine Pfandbeſtellung (pignus publicum) oder über Verträge, die ins Hy— 
pothefenbuch eingetragen werben Pollen u. ſ. w. Hiermit ſtimmt im Wefentlihen auch das 
preuß. R. überein, indem e8 einer „von beiden Theilen unterjchriebenen B. gleiche Giltig- 
fett, wie einem fürmlichen Contract” verleiht, und nur „wenn wejentlide Beitimmungen 
fehlen oder die Parteien die Verabredung gewifler Nebenbedingungen ſich darin ausdrück⸗ 
lich vrhehalin haben, dergleichen Punctationen“ mit Tractaten gleichſtellt, 88. 120 — 
125 A. L.R. I 5. 

Lit.: Setzer, Abhandlungen a. d. Eiv.R. I. 1860. Regelsberger, Civilrechtl. Er- 
Örterungen, 1. Heft 1868. Ed. 

Puptllariubftitution bezeichnet im röm. R.: die Emennung eines Erben durch 
den Gemalthaber für deſſen (geborenen oder noch ungeborenen) Gewaltunterworfenen auf 
den Fall, daß letzterer durch des erfteren Tod gewaltfret werden und vor erlangtem 
Teftiralter (als pupillus, impubes) verfterben ſollte. Vorausſetzung ift, daß der Ge- 
walthaber auch für fich jelbft- ein Teſtament errichtet, als deſſen Beftandtheil das Pu⸗ 
pillarteftament gilt (pars et sequela paterni testamenti), mit weldem es fteht und 
fält. Grund jener Befugniß iſt ſowohl die eigene Teſtirunfähigkeit des impubes als die 
noch nach dem Tode fortgeſetzt gedachte Herrichaft des paterfamilias über die familia, 
indem das PBupillarvermögen ald Zuwachs des väterlichen behandelt wird. Den Namen 
Subftitution trägt die Ernennung des Pupillarerben darum, weil der Gewalthaber fo 
indtrect auch fich felber einen Nacherben einfett, gleichwiel ob er zugleich den Pupillen zu 
feinem Erben emamt haben mag oder nidt. So ift denn auch im Zweifel Bulgar- 
fubftitution in der B. enthalten, und umgekehrt. Zwar verfügt der Gewalthaber über 
zei Exrbichaften, aber in Einem Teftament, weshalb jene, wenn fie in der Perfon bes 
Pupillen oder des Subftituten fich vereinen, untrennbar find; weil aber der Teftator dem 
Finde, nicht dieſes fich felber, Erben ernennt, kann Anfechtung der P. weder durch bie 
Notherben Des Teftator, noch durch Die des Pupillen ftattfinden. Die Aufhebungsgründe 
des Pupillarteftaments ergeben ſich aus deſſen Borausfegimgen. — Während der C. civ. 
jegliche Subftitution verbietet, und daher der P. überall nicht erwähnt, lebt dieſelbe fort 
in der neueren deutlichen Geſetzgebung, jedoch in weſentlich veränderter Geftalt. So be= 
trachtet das Preuß. A. L. R. Das elterlihe Teſtament und die P. ſtets als zwei in Giültig- 
tet und Wirkungen von einander unabhängige Teftamente; gebietet dem Teftator einer- 
ſeits Berückſichtigung der Bflichttheilserben des Kindes, geftattet ihm anbererfeitS deren 
Ausſchließung aus Gründen, die das Kind haben wilde; beſchränkt den Teftator bei der 
Wahl des Subftituten auf die Ylutsverwandten des Kindes; gewährt außer dem Vater 
auch der Mutter das Subſtitutionsrecht, diefer aber nur für das von ihr auf dad Kind 
vererbte Vermögen. Das Sächſ. B. G. B. kennzeichnet folgende Berfchmelzung der subst. 
pupill. ımd quasipupillaris: 1) das Recht, an Stelle ihrer leiblichen Kinder iiber deren 
dereinftigen Nachlaß zu verfügen, fteht zu dem Vater und der Mutter (nicht anderen 
Ascendenten), Ieterer für das aufereheliche Kind, für das ebeliche nur, wenn der Vater 
fein Recht nicht ausgeübt Hat; 2) Vorausfegung ift a) irgendwelche Berfügungsumfähig- 
feit des Kindes, mit Ausnahme der Prodigialität, b) daß das Kind nicht vor der Un— 
fühigfeit gültig teftirt hatte; 3) die elterliche Verfügung gilt als Tester Wille des Kindes 
(mies jelbft überhaupt nicht enterbt werden kann), deſſen Pflichttheilserben aljo auch zu 

üdfichtigen find; 4) der eingefegte Erbe ift directer, wenngleid; bebingt ernannter Erbe 

des Kindes, und zwar erften Grades; 5) der Parens braucht über feinen eigenen Nachlaß 
überall nicht zu verfügen. 

Lit. u. Quellen: Glüd, 40 u. 41. Arndts im Rechtslex. X. ©. 663 ff. Baron, 
‚ Gefammtredtsverh., ©. 453 ff. — Inst, 2, 16. D. 28, 6. C. 6, 26. — C. eiv. a. 896. — 
Preuß. A.L. R. II. 2. 88. 521 ff. Sächſ. B. G. B. 88. 2203 ff. Schütze. 


Vurgoldt — Püttmann. 


inn, war zwiffen 1480— 90 Beiſiher des Eifenader © 
ceiber daſelbſt. 
echtsbuch (herausgeg. von [Ortloff, Sammlung deutſcher Red 


144 147. Teigmann. 
:rimonium putativam) ift diejenige Ehe, melde in dem gı 
& nur eines Ehegatten, daß ihr fein trennendes Ehehinde 
ı wurde. Zur Annahme der bona fides ift aber nad) Beuti 
ie Eingehung in der vom Tridentinum vorgeſchriebenen Fo 
t publicirt ift, die Abſchließung erft nad) ſtatigehabtem Aufg 
er Vorausſetzung gelten die Kinder, welche bis zu ber ſich 
yon der Nichtigkeit der Che, eventuell bis zur richterlichen Rı 
erzeugt find, für ehelich. Daffelbe muß aud für die eva 
bier die Ehreingehungsform beobachtet ift, Da ein bloßer Red 
putativen machen fann. ir das Gebiet des gem. R. bat 
aß zu Gunſten des gutgläubigen Gatten auch die von ber ( 
n vorhin gedachten Zeitpunkten Hinfichtlich des Vermögens 
‚handelt werben, als ob eine wahre Ehe vorgelegen hätte, 1 
dindern aus einer P. bald die Rechte von ehelichen Kindern 
nittelbaren Eltern und unter ſich mit Gewährung des Nam 
Ausſchluß aller Verwandtſchaftsrechte zu den Bermandten 

hte von Kindern aus einer Ehe zur linken Hand (TH. II. Ti 
: 8 cafuiftifch abgeftufte Regeln für die Vermögensverkält 
II Tit. 1. 88. 952 ff). Das Oeſterr. ©.8. (8. 160) | 
der P. für die Kinder auf dem Boden des gem. R., währ 
en Verhältnifie betrifft, die Ehepacten zufammenfallen und 
n Stand vorbehaltlid der Entfcädigungspflicht des Schuldi 
m zurüdfehren läßt (88. 102. 1285). Dagegen hat das © 
das gem. R. in vollem Umfang aboptirt, und damit fin 
. 202 überein. 

2. 6. 10. 14. X. qui filii sint legitimi. IV. 17; J. N. Herti: 
Giess. 1690 (opuse. Vol. I. tom. I. p. 245 fi); E. C. We 
matrimanii putativi, Halae 1758; J. H. Boehmer, Jus ecı 
„fit. 17. 88. 36 ff. %. Hinfhius 

n Stephan, geb. 25. Juni 1725 zu Iſerlohn, ſtudirte 
e, Jena, habilitirte fi 1744 in Marburg, wurde 1746 anf 
1757 Hofrath und ord. Prof. des Staatsrechts, begleitete 17 
ſchweig. Geſandtſchaft zur Kaifermahl, 1770 Geh. Juſtizre 
uriftenfacultät, ſtarb 1807. 

a juris publici Germaniei, 1754, feit 1770 unter dem Titel: 

termaniei, ed. VI. Gott. 1802; beutfh von Graf Hohenth 
tator Grimm, Bayreuth 1791. — Primae linese juris prıs 
ae, ed. I. 1768, ed. IIl. 1759. — Sylloge commentationum. 
768. 1779. 1789. — Beiträge zum deutſchen Staats- unb Für 
— Erörterungen und Beifpiele des beutihen Staats- und Hl 
- Geift bes weitphäliichen Friebens 1795. — Ueber die Mifheirat 
en, 1796. — Hiltorifhe Entwidlung ber heutigen Staatsverfaflt 
1786 (1790 ins Englifce iberfep) 3. Aufl. 1793. — Literatur 
t. 1776— 1763. — Auserleſene Rechtsfälle aus allen Theilen ber 
gelehrfamteit, Gött. 1763 — 1809. 

defch. des 18. u. 19. Jahrh., 5. Aufl. 1564, Bb. III. &. 309 
- Mopl, 11. ©. 425 — 438. — Bluntſchli, VIII. ©. 43. 
Bött. 1798. Zeihmann. 

ia8 Ludwig Ernft, geb. 1730 zu Oftrau bei Zörbig, | 
doofat, 1761 Doctor, 1764 Oberhofgerichtadvofat, 1771 0 
üd, ſtarb 1796. 





‚Quarta Divi Pu — Onuarta Trebelllanica. 315 


Schriften: Diss. de querela inoffieiosi test. fratribus uterinis haud concedenda, 
Lips. 1761. — Interpretationum et observ. lib. sing, Lips. 1763 — Probabilium juris 


lib. sing., Lips. 1768. 1773. — Adversariorum jur. eiv., 1. I—III, Lips. 1778. — Diss. 
de variis causis nonnullis adulterii poenam nitigandi spuriis, Lips. 1775. — Elementa 
jur. erimin., Lips. 1779, ed. Biener 1802. — Elem. jur. feud., Lips. 1781. — &r gab 


heraus: Mascovii opuscula juridica ac philos., 1776. — Westenbergii opusc. acad. 
trias, 1795. 
tie: Meufel, Leriton X. 555 — 563, Zeihmann. 


Quarta Divi Pil heit das Biertheil des reinen Nachlaſſes eines Arrogator, welches 
nach emer Conſtitution des Antoninus Pius der während ferner Impubertät Arrogirte 
allen Erben gegenüber beanfpruchen kann, wern ihm durch Testen Willen oder durch nidjt 
gehörig begründete und obrigfeitlich gebilligte Emancipation die Beerbung des Arrogator 
entzogen wird. Dieſer Quartanſpruch bildete einen Beſtandtheil ganz bejonderer Für- 
Jorge für den geſchlechtsunreifen Arrogirten, damit nicht deifen (erft von Antoninus felbft - 
geftattete) Arrogation aus unlauteren Motiven vorgenommen und wieder aufgehoben werde, 
und gewährte 1) eine perjönlide Forderung auf VBorabzug des Viertheils wie einer Nach— 
laßſchuld, gleichviel ob Inteſtat⸗ oder Teftamentserben des Arrogator gegenüber, die nicht 
als Pflichttheilsrecht, fondern ähnlich dem Recht der armen Wittwe als außerordentliche 
Singularſucceſſion aufzufaffen ift; fonnte 2) durch Teinen gefeglichen Enterbungsgrund 
bejeitigt werden; fiel 3) hinweg, wenn der Arrogirte durante arrogatione die Pubertät 
erreichte; beides letztere hat man ohne Fug beftritten. Bei Verkürzung feiner Quart 
durch böswillige Veräußerung unter Lebenden hat der impubes gegen die Empfänger ge= 
wife dem patronatifchen Erbanfpruche nachgebilvete Anfechtungsklagen bi zur Ergänzung 
feiner Duart. Gehört übrigen® der imp. arrog. zu den inteftaterbberedhtigten Descen⸗ 
denten des Arrogator, fo bat er die Wahl zwifchen Geltendmachung feines Notherbenrechts 
(Nov. 115) ımd Ausübung jenes Quartabzugrechts. — Das Nechtsinftitut gilt zwar 
m gem. R. als vecipirt trog der Unbeftimmbarteit eines Pubertätsalters, ift aber den 
neueren Geſetzgebungen fremd geblieben; dem C, eiv. ſchon darum, weil diefer Arrogation 
nicht Tennt und für den Adoptandus das Alter von 21 Jahren fordert; dem Preuf. 
ALR. und Sächſ. G.B., meil beide, Arrogation und Adoption nicht untericheidend, nur 
eine vielfach erſchwerte Annahme an Rindesftatt anerkennen, das angenommene Kind in 
Erb⸗- und Pflichttheilsrecht nach den Mooptiveltern dem leiblichen Kinde vollfonnnen gleich⸗ 
ftellen, und die Aufhebung des Verhältniſſes nur durch erſchwerten und gerichtlich beftä- 
tigten Bertrag gefchehen laſſen. In Sachen hatte Ichon das Erbfolgemandat von 1829 
die Q. D. P. ausdrüdlich aufgehoben. 


Lit. u. Quellen: Arndts im Rechtslex. VIIL ©. 160 ff. Frande, Recht ber Noth- 
8. 15. D. 13 . 48. 


erben ꝛc. $. 37. — 8. 3. Inst. 1, 11.1.8. 8. 5, 2.1.13. D. 38, 5. e. 2. C. 8, 
7. Bel. 
e 


Preuß. WER. II. 2. 88. 666 ff. _C. civ. a. 343 fi. Sächſ. G.B. 88. 1787 fi, 256 
Erbfolgemandat v. 31. Ian. 1829 $. 59. Shüß 
Quarta Trebellianica (rect. Trebelliana) nennt nach Juſtinians Borgange das 
cam. R. zwar biftorijch ungenau, aber ans praftiichen Gründen die Quarta SC. Pega- 
siani, d. 5. die durch dieſes Senatusconfult (unter Bespafian) auf Das Verhältniß des 
Fidnciarerben zum Unierfalfiveicommiß ausgedehnte Falcidiſche Quart. Das Abzugsrecht 
bat, wofern ein Verbot des Teftator nicht um Wege fteht, der Erbe, aber nur dann, 
wenn er, obgleich mit dem Univerſalfideicommiß belaftet, freiwillig antritt. Die Anficht 
Mancher (u. A. Puchta's): auf die Trebelliana müſſe der Erbe fih Mehr anrechnen 
laſſen, al8 auf die Falcidia, nämlich fchlehthin Alles, was er mortis causa erhalte (mil 
Ausnahme des Brälegats), hat zwar gute innere Gründe für fi, entbehrt aber ber praf- 
tischen Durchführbarkeit und Des Quellenanhalts und wirb daher, ſoweit nicht Abweichun- 


Quasi ususfruotus. 


niſſes (Früchte, Kaufpreife sc.) fich ergeben, ve 
orfen. — Die neueren Geſetzgebungen, wild 
pt aufgegeben haben (ſ. Art. Falcidiſche Duart 
und zwar dieſe Quart umfoweniger, als d 
einſetzung und Erbſchaftsvermãchtniß feine i 
g verloren Bat. 

Arch. IV. Nr. 30. Sims im Rechtöler. T\ 
‚ 546. 557. Bangerom, Lehrb. II. $. 536. 
'C. 3, 36. ce. 16. 18. X. 3, 26. Gas a 


zationen aus belictBähnlichen Gründen, oblig 
olche Obligationen , melde ohne Delicte ob 
entftehen. Die im heutigen R. noch prattiſch 
ıd folgende: 1) actio de effusis et ejecti 
um stabulariorum; 3) actio de pauperie 
> aquae pluviae arcendae; 6) die von ix 
tra judicem, qui litem suam fecit (a e 
nen. 
321. 322 $. 50; ©. 350 8.74. Ueber d 
L R. Baum. 
ennt man ein ber Pupillarfubftitution nadg 
hrtes Rechtsinſtitut, wonach es dem Ascendente 
nent errichtet, feinem geiſteskranken Descendente 
t) für den Fall, dag diefer im Wahnfinn ve 
eventuell Geſchwiſtern Subftituten zu ermenner 
erel. Eine altbegrünbete Praxis findet hier 
arifchen Subftitution in da8 vom Teftator dei 
Ixbernennung für des letzteren geſammtes Be 
e fteht die Vorgeſchichte der Conftitution Juſt 
gie der PBupillarfubftitution, jedoch Vieles ent 
über den Geifieskranken nicht erforderlich if 
tiondredt ausüben können, was Gonflicte be 
rum nahezu jegliche Frage dieſes Rechtsinſlitut 
m Preuß. A.LR. einerfeits auf andere Te 
onbererfeis auf die Eltern eingeſchränkt, ift e 
fon in eigenthümlicher Weife verſchmolzen wor 


— 
. 11.2. 98.545 ff. Säff.©.8. $6. 2203 fi. 
Sqh i tze. 


utionsleiſtung gewährleiftete Recht, fremde fungibl 
Berpflichtung, nach Beendigung des Nießbrauce 
tät zurüczuerftatten oder verabredetermaßen dere 
am der Sachen geht auf den Berechtigten üb 
mung dieſes umeigenticen Nießbrauchsrechts be 
ahin führten, bei — den Nießbrauch aud 
n, ſpeciell aber auf einem 8. C., das Pudt 
x Julia et Papia Poppaea, Andere nach diele 
e allgemeinere Billigung gefunden. Betreffs de 
äte, wie beim ususfructus, ba eine früher vo 
anus, Majanfins vertheidigte Anficht, 6 

? unter Lebenden errichtet werben, ſchon banım 
m felbft das Legat eines Q. neusfr. an frembe 
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Gegenftänden, die der Erbe erft erwerben muß, geftattet ift, in welchem Falle der Lebtere 
nur durch einen Vertrag unter Lebenden mit dem Legatare das Recht beftellen kann. Ein 
gleiched gilt von der zu leiftenden Caution, deren Erlaß wohl allein ımter Hinſicht auf 
die lex Julia et P. P. für umnzuläffig erflärt wurde. Dagegen find im rim. R. als 
Beendigungsarten nur der Tod und cap. dem. maxima anerkannt. Was die möglichen 
Segenftände der Berechtigung anlangt, jo werden gewöhnlich beſonders erwähnt der Q. u. 
an abnugbaren Saden, an Forderungsredhten, auh an Serpituten. 
Unter die erfte Kategorie fallen Kleider, betreffs derer in 8. 2. Inst. 2. 4 ein uneigentliches, 
in 1. 9. 8. 3. D. 7. 9 und 1. 15. 8.4. D. 7. 1 ein eigentliches Nießbrauchsrecht be 
bauptet wird: ein Widerſpruch der Quellen, den man in ber verſchiedenſten Weiſe zu 
Löfen verfucht bat. So entſcheiden Salvanus, Göſchen u. U. nach der ausdrück— 
lichen oder vermutheten Abficht des Beſtellers; die Gloſſatoren unterfcheiden gewöhnliche 
Kleider und folde zu beftimmten Sweden (3. B. vestes scenicae), Andere Feſt- und 
Werktagskleider, Azo Kleider feineren und gröberen Gemebed, Andere, wie Madat, 
geben der Inftitutionenftelle den Vorzug. In der Praris wird meift die erfennbare Ab⸗ 
ficht des Beſtellers entſcheiden, im Notbfalle wird man ſich wohl für ein uneigent= 
Liches Nießbrauchsrecht entſcheiden. Wehnlihe Meinungsverſchiedenheiten beſtehen beim 
Nießbrauch an Forderungsrechten, indem man hier dem Berechtigten bald nur 
die Einforderung etwaiger periodiſcher Leiſtungen des Schuldners, bald das Recht der 
Einziehung der Forderung ſelbſt einräumt. Hierbei kommt es auf die Form und 
reife der Beftellung an, jo daß namentlich beim gewährten Nießbrauch eines ganzen 
Vermögens und bei leßtwilligen Verfügungen das Einziehungsredht gewährleiſtet erfcheint. 
Ob man foweit gehen joll, den Berechtigten infofern zum Herrn des Forderungsrechts 
zu machen, daß er auch bei unverſchuldetem Untergange vefjelben für den Werth verhaftet 
ıft, bleibt dahingeſtellt. An Servituten ſucht man einen Q. u. darzuthum, wenn aud) 
in verfchievener Weife, aus 1. 1. D. 33. 2. Was die neueren Gefeßgebungen anlangt, 
fo Fennt das Preuß. A.LR. das uneigentliche Nießbrauchsrecht in Th. J. Tit 21. SS. 173. 
175, läßt aber bei Sachen, die in specie zurüdzugewähren find, nur fir dolus und 
lata culpa baften, nennt aud den ususf. an einem Capitale einen eigentlichen im 
8. 101 d. T., wobei e8 dem Berechtigten verbietet, ohne Einwilligung des Eigenthümers 
die Forderung felbft einzuziehen oder darüber zu verfügen. — Sädf. Gef. 88. 623— 
629. — Defterreid 8. 510.— C. civ. a. 587—589. — Codice civile ita- 
Jiano a. 482 — 484, 

Lit: Madai, Beiträge zur Dogmengeſch. d. gem. Eiv.R., Riga 1839. — Held, Die 
Lehre vom ususfructus earum rerum, quae usu consumuntur vel minuuntur, Wurzb. 1848. 
— Lahovari, De usufructu bonorum, Berol. 1858. — Bürtel, Beitr. 3. Lehre vom 
Nießbrauche, Münden 1864. — Pellat, Textes choisis des Pandectes . et comm. 
2e. ed. Paris 1866. — Jules Krans, Traite des droits d’usufruit, d’usage et d’habita- 
tion en droit romain, Paris Liege 1869, p. 241—259. — Stabel, Inftitutionen des franz. 
Civ.R. Mannh. 1870, S. 136. — Rhein. Mufeum, II. ©. 822. — Schmid, Grundlehren 
d. Ceſſion, Braunſchw. 1866, I. ©. 180. 218. — Arch. f. praft. Rechtswiſſenſch. VI. 6 (1859). 
— Zeitſchr. f. Civ. u. Prs. N.F.XL 5 (1854). — Haimerl's Bierteljahrsichr. Ve 4 (1860). 
— Glück, IX. 387. Zeihmann. 


Quatembergelder find eine früher in allen deutſchen Bergordnungen vorkom⸗ 
mende vierteljährliche Abgabe an den Staat, welche von dem Bergmwerkseigenthlimer, meift 
aber au, wo Verleihungen des Bergregald als ſolcher nody torfommen, von dem Er— 
werber defielben, zum Unterhalt der Aufjichtöbehörben für den Bergbau zu entrichten war. 
Ihre Höhe pflegte fih nad dem Ertrage der im Betriebe befindlichen Gruben over nad) 
der Zahl der dabei beichäftigten Arbeiter zu richten. Nicktzahlung an vier auf einander 
folgenden Terminen hatte in der Regel Verluft des Bergeigenthums zur Zolge. Bei ber 
von vielen Staaten in neuerer Zeit vorgenommenen Umgeftaltung der Bergwerksabgaben 
find die Q. meift durch eine bejondere Auffichtöfteuer erfegt, jo in Preußen durch das 
Gef. vom 12. Mat 1851. v. A. E Zimmermann. 


Querela Inofficiosi. 


bezeichnet nad) röm. R. vor der Nov. 
wodurch biefer Schuß beanſprucht für fe 
Net. Mit dem Pflichttheilsrechte fel 
rechts der nächften Angehörigen wider e 
rund der Fiction, e8 muſſe von eine 
twibriger Weife (contra officium piet: 
werden, derſelbe fei nicht recht bei € 
auch deſſen Schugmittel gegen Ende 
Daß dabei für den Standpunkt des 1 
für_den bes gefränften Erben die Anal 
blieben, zeigt einerſeits Die Verjährungs 
d die Bezeichnung der Inofficiojitätdern 
der individuellen Beſchwerde als eine 
font: Proteſt⸗Beſchwerde; diefelbe fann der Erbſchaftskla 
als anticipirte Replit verbunden werden. Im Uebrigen fi 
1) Pflichtwidrige gänzliche Ausſchließung vom Pflichttheil i 
heißt hier Querela (bzw. Contrudictio) inofficiosi test: 
ig petitio ab intestato mit anticipirter Replit (bzw. Dupl 
8. Vorausſetzungen: Ausgeſchloſſenſein vom Pflichttheil Dur 
ig, weldes unverbiente Kränfung enthalte (die Enterbung 
7. 115 gefeglich nicht beftimmt); Kläger (bzw. Contradicen 
‚(berechtigte felbft oder, wenn dieſer bereit® für den Gebrau 
teftirt oder den Proteft präparirt) Hatte, deſſen Erben, jede 
davon; außer biefer Transmiſſion findet unter mehreren 2 
Inteftaterbfolge felbft auch Accrefcenz ftatt, endlich eventu 
Beſchwerdereqchts an nachſtehende Pflichttheilserben. Bellagi 
ingefetste Erbe, oder einer von mehreren Eingeiehten, od 
t; allein felbftwerftänplich nicht blos dann, wenn berfelbe t 
rn) Beſeitigung (Reſciſſion) des inofficiofen Teftaments, ın 
legtereö wenn nicht gegen alle Eingejegten geflagt oder dur 
vom Erfolge nad; Tegtwillige und gefegliche Erbfolge nebeneit 
Herbeiführung der Inteftaterbfolge zu Gunften des Klögen 
ganz, bald theilweife; jevenfall® aber verlangt und _erlan; 
3 feinen Pflichtiheil, fondern den vollen gefeglichen Erbtbei 
ernſtlich geftritten wurde, auch Dritten gegenüber endgültig 
€ oder durch Tod des gekränkten Pflichttheilserben ohne von 
is Anfechtun; t in fünf Jahren vom Erbſchaftsantrit 
ı des Pflichttheild durch freigebige Zuwendung unter Lebende 
httheilicuges durch doloſes oder ſchuldhaftes Gebahren de 
Berechtigte im Nachlaſſe feinen Pflichttheil nicht vorfindet, g 
Alerander Severus eine Querela (Contradictio) inofficioss 
ie nur infofern der Querela inoff. testamenti nachgebildet if 
uf Lieblofigkeit des Erblafferd und umverdiente Kränkung dx 
oder Einrede auftritt und zwar in Form des Proteſts, de 
zuplit, als endlich Pflichttheilsmaß und Berechtigte dieſelbe 
die Klage feine hereditatis petitio, ſondern eine perſolid 
ı Tieblojen Fiberalitätsact; fegt fie Teftator und ZTeftamen 
1 lediglich, daß bei Bergleihung des Vermögensbeftandes zu 
eralität mit dem Nachlaßbeſtande zur Todeszeit eine Berfin 
rausſtellt; ift fie gerichtet gegen den Empfänger der Fiberaliti 
» folchen; bewirkt fie nur Aufhebung der Fiberalität his zu 
omit feine Inteftaterbfolge; läuft die Verjährung nice on 
vom Tode des Erblaſſers. uebrigens iſt das Recht beide 
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Querelen vielfach beſtritten. 3) Bei unvollſtändiger Zuwendung des Pflichttheils hat 
nach Juſtin. R. der unverdient Verletzte ſtets einen bloßen Ergänzungsanfpruch bis zum 
Betrage des vollen Pflichttheils (ſog. actio suppletoria, ad supplementum legiti- 
mae) gegen die eingejegten Erben. Dies Rechtsmittel ift nach Einigen eine befondere 
perfönlide Klage ex lege, nach Anderen theilt fie die Natur des Anſpruchs aus dem 
Hinterlaffenen (alfo bald hered. petitio, bald Erbtkeilungs-, bald Vermächtnißklage x.). — 
Folgt man der u. E. richtigen Anficht, daß den Notherben ver Nov. 115 ſchlechthin eine 
hereditatis petitio mit anticipirter Replif der verlegten Novellenvorſchrift zufteht, welche 
nur Verdrängung des eingefegten Erben nicht aber Umftoßung des gelammten novellen= 
wibrigen Zeftaments bewirkt, jo kann neben diefem Rechtsmittel eine yuer. inoff. testa- 
menti der Novellenerben nidyt gedacht werden, ſondern lediglich je nach Umftänden bald 
eine quer. inoff. donationis vel dotis, bald eine actio suppletoria. Folglich wäre die 
quer. inoff. testamenti fortan beichränft auf die in der Novelle nicht erwähnten Ge- 
ſchwiſter des Erblaſſers. Allein auch diefe Querel hat, ganz abgejehen davon, daß jenes 
Pflichttheilöreht nur für den ſeltenen Wall der turpis persona praeluta zuftand und 
daß die Wirkung der Geſchwiſterquerel fortan auf die des Nechtsmitteld der Nov. 115 
beichränft werden müßte (wofür die Quellen doch wiederum feinen Anhalt bieten), 
u. E alsbald durch Die Nov. 118 jeglichen Boden verloren, da die pflichttheilsberech⸗ 
tigten Geſchwiſter nach ber neuen Inteftaterbfolgeordnung überall nicht mehr beftimmbar 
find, demnach das alte Pflichttheilörecht der consanguinei als ſtillſchweigend befeitigt 
gelten muß, was aud in particulärer deutjcher Praxis Längft anerfannt geweſen if. — 
Die neueren Gefetgebungen geftatten ihren Pflichttheilderben, zu denen Geſchwiſter nicht 
gehören, die Anfechtung pflichtwidrigen Teſtaments und Tieblofer Schenkung ſtets nur 
bi8 zum Betrage des Pflichttheils, und weichen lediglich ab in Beftimmung 
ihrer Anfechtungsmittel. Der C. eiv. gibt dem Berletten bis zum Betrage der nicht- 
disponiblen Portion nur eine NReductiondflage, welche etwa der actio suppletoria und 
ber quer. inoff. donationis ete. zufammengenommen entſpricht. Die in zwei Jahren 
verjährende „Beſchwerde“ des Preuß. A. L. R. hat je nad) Umftänden die Natur bald einer 
auf den Pflichttheil beſchränkten Erbſchaftsklage, bald eines bloßen Ergänzungsanſpruchs; 
eine in Maß und Zeit beichränkte Anfechtung von Schenkungen unter Lebenden vertritt 
Die quer. inoff. donationis. Das Sid. ©.B. gibt, unter Beleitigung der actio sup- 
pletoria, dem Pflichttheilsberechtigten ſtets die Erbichaftsflage ſowohl auf Ergänzung als 
auf Gewährung feines Pflichttheild; daneben eine Anfcchtungsflage wider liebloſe Schen⸗ 
ung, Ausftattung oder väterliche Mitbülfe; beide verjähren in drei Jahren. 

Lit. u. Quellen: Arndts im Rechtslex. VIII. S. 97 ff. Bgl. die Lit. bei dem Art. 
Pflichttheifsberehnung. — Inst. 2, 18. D. 5, 2. C. 3, 28—30. Nov. 92. c. 1. 115. c. 3—5. 
Brenß.A.LR. II. 2. 88. 432 fi. 352 fi. Anh. S. 164. I. 11. 8. 1113 ff. C. civ. a. 920 ff. 
Sädf. 6.8. 88. 2556. 2589. 2600—2616. Süße. 

Duerulantenftrafen (poenae temere litigantium, Procekftrafen) find die Nach- 
tbeile, welde das Recht einer Partei auf den Tall androbt, daß fie die proceſſualiſchen 
Streitmittel migbraudt. Im claffiihen röm. R. Häufig und mannigfadhen Inhalts (Zab- 
lung von Procenten des Streitobjectd, Infamie u. |. w., ſ. Puchta, Suftit.. IL. 8. 157) 
find fie bei Juſtinian hauptſächlich auf böswilliges Läugnen concentrirt (tit. Inst. de poen. 
t. 1. 4. 16). So gilt bei einer Reihe von Klagen der Satz, daß infitiando lis crescit 
in duplum, 3. 3. bei der Klage wegen Sachbeſchädigung (a. legis Aquiliae), bei dem 
Vermächtnißanſpruch der Kirchen und milden Stiftungen und bet der Klage aus einer 
Sculdverihreibung, der ohne Grund die exceptio non num. pec. entgegengejett wird. 
Doc, eben Biele diefe Strafe heute als veraltet an. Saviguy, Syſt. VII ©. 38, 
Sell's Jahrbb. II. ©. 245 f. Rudorff Zeitihr. f. geich. Rechtswiſſenſch. XIV. 
©. 470. Dagegen wird noch für praftifch gehalten: 1) die Ueberiragung der Beweis- 
laft bei der condictio indebiti auf denjenigen, der die Zahlung wider beſſeres Wiflen 
geläugnet Bat, fo daß er nun das debitum darzuthun bat. 1. 25. pr. D. de prob. 
22. 3. 2) Der Berluft gewifier Rechtswohlthaten, und zwar des beneficium compe- 


Quesnei · O 


7. 8. 3. D. 1 
110.8 i.. 
In der preuf 


366. 1634 ZU puero, peywien wem men une ame 


nach Brüffel, wurde in Mecheln gefangen gehalten 
a. 


„1675. — Tradition de Feglise romaine sur la pre: 
?ficace, Cologne 1687 (pseud. Germain). — Discipl 
de la vie et des ouvrages d’Arnauld, 1695. — Cat 
; des rois defendue, 1704. 
© universel d'hist, et de geogr., Par. 21ime &d. 186 
Teichmann. 
ten (facultates quinquennales), d. h. die den deutſa 
Papſie ertheilten Vollmachten von gewiſſen Vorſchrif 
von den Folgen beſtimmter unerlaubter Handlungen, 
vorbehalten ift, loszuſprechen. Diefe Befugniffe mert 
weil e8 mit Rildjicht auf die Zuftände ihrer Diöce 
jeden bejonderen Fall erft die Dispenfation, reſp. Ab 
:gleihen Webertragungen fommen aud für andere Län 
der Bevollmächtigung eine verſchiedene ift, 3. B. e 
yann fpricht man von Triennal=, Septennal = Facultät 
der materielle Umfang dieſer Vollmachten nicht glei 
im Hinblid auf die in Frage fomınende Diöcefe ba 
' gilt namentlich für die Sprengel, wo viele Proteftant 
wohnen. Je nachdem ſich die Facultäten auf die r. 
over auf das Recht beziehen und demnach auf die % 
der betreffenden Perfon berührenden oder auf bie red 
tretenden Folgen gerichtet find, unterfcheidet man facı 
ıltates pro foro externo, 
ande, ihr Recht und ihre Provinzen, Gdtt. 1852, TE. L 
Fe ae a Pe für —E Fra 
itholiſchen Kirchenrechts, Gießen 1856. 2, 422 fi. 
B. Hinfgins, 
von, geb. 1737 zu Roftod, Habilitirte fh 1759 de 
a Butzow, 1780 Oberappellationsrath, 1792 geadel 


eutſchen peinl. R., Roſt. 1770, 6. Aufl. 181028. - 
: locum ? 1760. Teihmann. 

ie Urkunde, welche von dem Zahlungsempfänger üb 
yeftelt wird. Cine ſolche D. hat den Zweck, die Zal 
jeſtellt, ohne daß Zahlung geleiftet ift, fo kann dab 
nsertlärung über Befreiung des Schulpners abzugeber 
Veftimmung, und ihr Weſen wird deshalb mit Umred 
Igter Befreiung gefegt (Bähr). Die Q. beweift d 
et, fondern erft nach 30 Tagen, innerhalb welcher dri 
ıla non numeratae pecuniae befeitigt werde 
wird von Bähr im eine nad) 30 Tagen ausgefchlofien 
ages geſetzt. Die Klage bedarf feiner meiteren thatfüd 
lſo vermuthet, daß die Q. in bloßer Eywartung de 
ılefinger fordert den Nachweis des legteren Umſtan 
n bei Quittungen über öffentliche Abgaben, wenn ferne 
mmter früherer Zeit bekannt ift, und wenn neben ie 
er die Q. aufgenommenen öffentlichen Urkunde als ww 
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der Behörde geſchehen beglaubigt if. Der Zahlende, dem fonft das Juſtin. R., wenig: 
ften® beurkundeten Schulden gegenüber, den Beweis der Zahlung durch die Vorſchrift der 
Zuziehung von fünf Zeugen erfchwert, hat ein Recht auf O. 

Die neueren Codificationen fchreiben der Q. ſofort Beweiskraft zu. Ausdrücdlich 
ausgeſprochen ift dies im Preuß. A. LR., im D. H. G. B. und im Entw. einer Civ. Pre. Ordn. 
für den Nd. Bund, die franz., ſächſ., öfter. Civ. Geſ. Bücher ſchweigen von der Querel. — 
Des Rechte auf D. erwähnt ſowohl das Preuß. A.L.R., als das Sächſ. Civ. Geſ. B. 
Letzteres ſchließt ausdrücklich den Fall fofortiger Baarzahlung im Kleinhandel aus. In 
der franz. Praris wird das Recht auf Q. aus dem Sag hergeleitet, daß Verträge zu 
allem verpflichten, was billig und’ herfümmlich ift. 

Lit.u. Oſgb.: Linde's Zeitfchr. ſ. Civ. R. u. Bre., 1. ©. 244. , . f. civ. 
Brar. XXXI. 18 Gneift, Die Vtnnellen Berttie bes eutren Br. Oi — br 
Die Anerlennung als Berpflihtungsgrund, ©. 317. Gerber und Ihering, Jahrbb. I. 
S. 283 ff. III. 357. Schleſinger, Zur Lehre von den Formal⸗Contracten. — 1. 14.8. 1.2. 
C. de non num. pec. 4. 30. Preuß. A.L.R. I. 16. 88. 85-148. Sächſ. Civ. G.B. 58. 981 ff. 
D. H.G. B. A. 295. Entw. der Nd. Eiv Pre. Orbr. v. 1870 8. 540. 


Eccinß. 


N, 


Naevardus, Jacob, geb. 1534 zu Liſſeweghe, flubirte in Löwen und Orleans, 
wurde 1558 Doctor, reifte nach England, 1565 Prof. in Douay, ging dann nad) 
Brügge, ftarb 1568. 

Schriften: Tribonianus. — Ad leg. Scribon. lib. sing. — Lib. sing. ad leges X 
tabb., Jen. 1586 (prisci juris et antiquitatum explicatio ed. Conradi, Lips. 1728). — Triga . 
libell. quibus jura usucap. illustrantur. — Variorum s. de jur. ambiguitatibus, 1. 
Bruges 1564; Col. 1576. — Ad tit. D. R. J., Antv. 1568; Lugd. 1593. — Oper. pars 
posth , Francof. 1601 ; Helmst. 1660. — Opera omnia, ed. 2 Francof. 1622. 

Lit.: Iugler, I 254 — 261. Zeihmann. 

Natenwechſel. Ein R. ift ein Wechfel, deſſen Wechfelfumme in mehrere, Iaut 
des Wechſelbriefs an verfchiedenen Berfalltagen zu zahlende Beträge zerlegt iſt (jo nad 
der Auffaffung der Nitenberger Handelsgeſetzeommiſſion die D. W.O. betr.), eın Wechfel mit 
mehreren Summen und verjchievenen Berfalltagen (Thal). Während vor der Einführung 
der D. W.O. ſolche R. häufig gebraucht und unbeftritten giltig waren, wurde nad) ber 
Einführung des genannten Geſetzes, obwohl dieſes die R. nicht, wenigſtens nicht auß- 
drücklich berührt, die Geltung derſelben als Wechfel mehrfach bezweifelt und insbeſondere die 
ſolchen Wechfeln nicht felten beigefügte ſog. caſſatoriſche Claufel, d. h. die Beftimmung, daß 
ber Nichteinhaltung eines Termine fofort alle ſpäteren Raten als verfallen gelten follen, ale 
ungiltig und nicht gefchrieben behandelt Nach Beichluß der Nürnberger Handelsgeſetz⸗Bera⸗ 
thungscommifjion (Nov. IH. zur D.WD. A. 4) muß die Zahlungszeit für die ge: 
Tammte Wechſelſumme eine und diefelbe fein und e8 entfteht demnach aus R., 
mit oder ohne die cafjatoriihe Clauſel, eine wechſelmäßige Verbindlichkeit (D. W.O. 
A. 7), was bereit8 vorher in Defterreich durch Verordnung des äfterr. Juſtizminiſteriums 
vom 29. Octbr. 1852 beftimmt worden war. . 

Lit.: Ueber die Älteren Anfichten über Ratenwechfel |. Seuffert's Arch. d. Enticheidungen 
der oberfien Gerichte, Bb. XIV. S. 72 — 76 (Nr. 50), und die dort cit Abhandlungen; f. 
ferner Jolly im der kit. Bierteljahrsfhr. Bo. III. ©. 237. Borchardt, WO., V. Aufl. 
Zuf. 56 Note 51 und Zuf. 6591 Note 566. Berhandlungen ber Commilfion zur Berathung 
eines A. D. H. G. B. mehrere ze AD. W. O. in Anregung gelommene Fragen betr., Nürnb. 1861, 
S. XL-XLIU. LXXVI—LXXIX. LXXXUl. Nr. 2. c. und Thöl, H.R. $. 185. U. 
(H. Aufl. Bd. H. ©. 171-172), nebft der dort cit. Fit. Gareis. 

Natbslammer. Chambre du conseil bezeichnet in erſter Bedeutung das 
Berathungszimmer des Richtercollegiums, C. de proc. civ. a. 116, Gerichtsorganiſa⸗ 

v. Holtzendorff, Rechtslexikon 2. 21 


Rathslammer. 


10 9. 11. Im abgeleiteten Sinme 

lgerichts erfter Inftanz, welche über 

rwachſenen Vorunterfuchungen zu entfeheiden bat. Zur Uel 
Ort der Thätigfeit auf das Organ hat- der beim Verfah 
tattfindende Ausichluß der Deffentlichfeit (nuis clos) Anlaf 

im und wieder gebrauchte Ausbrud „chambre d’instruction 
in „chambre des mises en prevention“. Die cham! 
igſtens drei Richtern, unter denen ſich der Unterfuhungsrid 
schentlich mindeftend einmal zu einer Eigung zufammen ı 
Stimmenmehrheit. Der Staatsanwalt nunmt nicht Th 
den Vortrag. Diefer Vortrag ſoll erft ftattfinden, wen 

ng; er ift die legte Inftructionshandlung. Die Belhlußfafi 
: mit geringen Ausnahmen ber einzige Durch welchen « 
verfuchungsrichter gelangte Sache zur Erledigung gebracht w 
amd Angeſchuldigter können der chambre du conseil fhriftl 
ie chambre du conseil fann nicht einzelne Unterſuchungsha 
ie darf Ergänzung der Vorunterfuchung verlangen; auch fi 
der Entlaffung des verhafteten Angeſchuldigten gegen Cauti 
ſpruchreif — Competenz, Rechtspunkt und Verdachtsgrũn 
mngen ein Grund zur Zurüchweiſung vor, fo verweiſt ſie 
„Mebertretungen” an den Einzelrichter, die „Vergehen“ an 
Infcheint der chambre du conseil oder auch nur einem einzi, 
em Unterſuchungsrichter, die Anklage wegen eines Verbrech 
, jo ordnet die Kammer Einfendung der Acten au den ( 
tragserftattung an die Anflagefammer an. Die Beſchlüſſe 

anfechtbar Durch Oppofition (Recurs), über welche die Anfla 


ecusation (chambre des mises en accusation) iſt fa 
Magejurh, in ihrer Organifation die chambre du conseil 
13 (cour imperiale, Appellhof). Sie befteht aus mindeft 
a und dem greffier, tritt wöchentlich mindeſtens einmal zufa 
ungen mit abfoluter Stimmenmehrheit auf den Vortrag 
ft die Recursinſtanz nicht nur für die chambre du cons« 
ſuchungsrichter. Bei „Verbrechen“ geht die Verfegung in ? 
3ährend der C. d’instr. er. die chambre du conseil ben { 
zei beizählt, Handelt er von der Anklagefammer im zwei 


chambre du conseil bei den Tribunalen erfter Inftanz du 
856 aufgehoben; die Functionen find auf den Unterfugun; 
Einrihtung diefer zwiſchen Unterfuhungsrichter und Antla 
hörde hatte der Gedanke untergelegen, daß ein mit den local 
id durch die Thatfahen unmittelbar berührtes Collegium | 
yerheit im Urtheil entwideln werde. Die Praxis zeigte, d 
aiſchen Unterſuchungsrichter und chambre du conseil willtürl 
bungen Anlaß gab. Das neue Gefeg wollte „supprimer 
‚ aggrandir les juridietions extrömes.“ Die Haupıfeh 
tion lagen darin, daß der Unterſuchungsrichter als Migl 
daß im Juryfällen der Grundſatz der Majoritätsentſcheidu 
sache ſelbſt Hatte der Beſchluß auf Acteneinfendung in die 
@eutung, als die einer überflüfjigen Briefträgerthätigteit, a 
Die bei „Vergehen“ eintvetende Verweiſung an das Zribun 
durch birecte Vorladung von Seiten des Staatsanwalts ol 
ven. Ein empfindlicher Mebelftand blieb überdies, daß Te 
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Häufig diefelben Richter, welche, als Mitglieder der chambre du conseil, in der Verweiſung 
vor das Tribunal erfter Inftanz ein Vor-Urtheil ausgeſprochen hatten, in die Lage famen, 
als Mitglieder der Strafkammer dieſes Tribunald dad End :Urtheil zu fällen. 

Bon den neueren deutſchen Geſetzgebungen ift das Inftitut der chambre du conseil 
(zu deutich buchftäblih und finnlos: Ratbstamımer) mehr oder weniger frei nachgeahmt. 
Den Einrihtungen des Code ftebt am nädften die Preuß. Str. Pre.O. v. 1867; bier 
fungirt der Unterſuchungsrichter zugleich als Referent und ſtimmführendes Mitglied der 
NR. Daß die meiften anderen Geſetze den Unterſuchungsrichter won dem Collegium auß- 
Tchließen, fteht im Zufammenhang mit der erweiterten Competenz des letzteren. Das Colles 
gium, weldes die Yunctionen der ſog. R. verliebt, jedoch vielfach nicht deren Namen 
führt, bat nämlich nach der Mehrzahl der deutichen Geletgebungen aud die Beſchwerden 
gegen Verfügungen des Unterfuchungsrichterd abzuurtheilen, vielfach ſogar (urſprünglich 
wohl eine mißverftandene Uebertragung des franz. —* die Aufſicht uͤber die geſammte 
Thäãtigkeit des Unterſuchungsrichters zu führen und demſelben auf Verlangen oder auch 
aus eigenem Antrieb Werfungen bezüglich des einzufchlagenden Verfahrens zu ertheilen. 
Ueberdies find mitunter einzelne wichtigere Unterfuhungshandlungen, fo Verhaftung, Er- 
Sffnung von Briefen, forınel an bie Zuſtimmung des Collegiums gebunden. 

Auch das Inftitut der Anklagekammer iſt von den deutſchen Geſetzgebungen ange- 
nommen. Die Yurktionen der chambre d’accusation find jedoch, wie oben bemerkt, zum 
Theil an die fog. R. übergegangen. Mehrfach und mit gutem Grund hat man in Jury: 
fällen die Mitwirkung der R. zu Berfegung in Anklageftand ganz fallen laſſen Baden 
und Württemberg haben, veranlaßt durch ihre eigenthümliche Gerichtsorganifation, 
Raths- und Anflagelammer verſchmolzen. Diefe Raths- und Anflagelammer ift in 
Baden zugleich Beſchwerdeinſtanz für den Berlegten, dem der Staatsanwalt die Einleitung 
der ftrafrechtlihen Verfolgung verweigert. Sachſen bat Anflagefammern (nur für Yury- 
fachen) bei Eollegialgerichten erfter Inftanz. 

Gfgb.: C. d’instr. cr. a. 114. 127 ff. 217 fi Oeſterr. Str.Pre.O. v. 1850 88. 92. 
93. 114. 223. 238 ff. Preuß. Verordn. v. 3. Jan. 1919 88. 29. 47. 76 f. Preuß. Str.Pre O. 
x. 1867 88. 16. 21. 67. 78 f. 82. 83. Bad. Str.Prc.d. v. 1364 88. 61. 62. 69. 171. 175 f. 
199. 210. Bad. Ger. Org. Geſ. v. 1864 88. 26. 23. Würt. Str.Prc.d.v. 1863 A. 13. 97 ff. 
121. 132 f. 138. 259. 264. Großh. Hefj. Str. Pre.O. 4. 31. 33. 234 Sächſ. ev. 
—— A. 125. 126. 132. 229 fi. Sächſ. Gel. v. 1. Oct. 1868, betr. d. Juryverf. 88. 10 ff., 

tit.: Le Graverend. Tr. d. leg. cr. III. ed. t. I. p. 338 ff. 371 ff. 423 ff. IL. 
p. 3884 fi. F. Helie, Tr. de l’instr. er. t. VI. p. 62 —614. Brüffeler Ausg. 1863— 
1869, II. nr. 2795—3308. Motive de® franz. Gef. 0.1855 bei Duvergier, Coll. compl. 
t. 56 p. 395 ff. Pland, Syften. Darit. S. 64 ff. Zachariä, Handb. Bo. I. S. 256 f. 
263 Bd. ILL S. Tu ff. Heinze. 

Ratification (ratificatio, auch ratifficatio — approbatio und confirmatio, von 
ratificare — ratum habere, quod actum est approbare, confirmare, in früherer Zeit 
auch bei ftantsrechtlichen Urkunden [chartae und literse], und verftärft durch die verba: 
laudare und approbare, im Gebrauch [Ducange], bei völkerrechtlichen nachweislich feit 
Juſtinian [f. den Vertrag deffelben mit dem Perſerkönig Kosroes vom 3. 561 bei Bar- 
beyrac, Hist. d. anc. trait. II. 195], aud bei ihnen in älterer Zeit mit mannide 
fach veritärkten Ausorüden, z.B. ratum gratum et firmum habere [Bollmadt Hein- 
richs VI. aus dem J. 1310 bet Leibnitz, Cod. jur. gent 59] oder ratifier, 
agreer et approuver [®ertrag von 1303 bei Leibnitz 43]) — bedeutet zur Zeit: die 
durch die Staatögewalt vollzogene Anerfennung von deren Vertretern abgefchloffener völ⸗ 
kerrechtlicher Verträge. Dabei geht bi8 an die legten Jahrzehnte des 18. Jahrh. die 
eivliche Befräftigung neben der R. ber (Mart. Rec. II. 517). Die Ratificationsurfunde 
enthält zunächft wörtlich den Vertrag und fodann deſſen Genehmigung, unterzeichnet und 
befiegelt durch die Staatsgewalt. Die contrahirenden Staaten wechjeln in verabredeter 
Zeit ihre reſp. Ratificationsurkunden aus vermittelit ihrer Bevollmächtigten oder, im 
Falle ftattgehabter Mediation, vermittelft der Mediatoren; veröffentlicht werden die Ber: 
träge erft nach der Ausmechfelung der R. (de Callitres, d, l. maniere de nego- 
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1. 125. Mart. guid. dipl. [ed. 1851] II. 154, bei demf. IT. 155 ff. ſ. & 
edene Ratificktionsurfunden). Im der Gegenwart wird der Regel nad) eine R. au 
lich vollzogen, zu einer Folgerung derſelben aus conclubenten Handlungen {n 
loßem Stillihmeigen) (rot, II. XV. 8. 17. III. XXI. 8.3. Batt 
IV. 8. 208. Heffter [ed. 1861] 8. 87. Berner 636) ift heutzutage mei 
Regel felten Beranlaffung, außerdem hat die außbrüdlie, formelle R. den Bor; 
er Gewißheit der Genehmigung des Vertrages. Zwar halten Grot (II. X 
), Klueber ($. 142) und PBhillimore (I. 65) die R. nur dann für no 
falls fie außbrüdlich vorbehalten ift und falls (BHillimore) der Unterhänler ! 
Imächtigter wor, indeß bedingen ſchon Bynter&hoet (Quaest. jur. pabl. II. VI 
3attel (II. XII. 8. 156) die Verbindlichkeit eines Vertrages durch deſſen 
Martens (Einl. in das Völkerrecht, 8. 42) hält fie, wenn auch nicht nach nati 
ſo doch nad} poſitivem Völkerrechi für geboten; daß aber die N. eine weſen 
Form für die legale Wirkfamteit eines Vertrages fei, hat in überzeugender We 
ührt Wildmann (I. 172). Keiner R. unterliegen die von ———— 
loſſenen Waffenſtillſtände, Cartelle zur Auslieferung von Gefangenen u. |. w. (mi 
Nejenigen Verträge, welche die Beendigung eines Krieges ober Territorialveränder: 
treffen), weil die Ermädtigung zum Abel in allendlid gültiger Weiſe für je 
wen ſchon in ihrem allgemeinen, ihre Stellung begründenden Commissum gemiff 
als ſtillſchweigende Vollmacht enthalten ift, jo daß die-R. mur erfolgt, falls 
alten ift (Grot IM. XXW. 8. Iv. 2. 88. VII. VOILIX.X0. Batt 
IV. 8. 208. Mart. Bölferreht, und Klueber 1. c. Wheaton Ele 
3. Oppenheim 181. Twiß I. 233. Berner 632 u. 36.) Dabei w 
drot den Kriegsbefehlshabern die Auslieferung von Gefangenen ohne eingeholte 
er (Ber. Th. X. Bd. I. ©. 5) conftatirt, daß die Waffenftillftände bald der 
ouverän®, bald des commandirenden Generals unterliegen, bald aber jeve R. f 
iffig erachtet werde, die dieſen Unterſcheidungen angefügten Beifpiele find wi 
gewählt. Endlich macht Berner (1. c.) die Einfhränfung, daß Berfpredung 
Feidherrn, melde das Maß feiner Befugniffe überfchreiten, bloße Sponfionen fei 
we Verbindlichteit erft dur die R. der Stantögemwalt erlangen, während Mof 
die Staatögemalt au dann für gebumben hält. — Durch die R. erfüllt t 
achtgeber das Verſprechen, die Handlung feines Bevollmächtigten zu genehmig 
m 165). Diefes Verſprechen ift in der Regel ausdrücklich (nicht in ber Reg 
veigend, wie Oppenheim 181 meint) vorbeßatten und entweder im Vertrag 
nent felbft (Ratificationsclaufel) oder in der Vollmacht (ausdrüdlich oder ſtillſchwe 
Berner 635) enthalten. Die Ratificationsclaufel, gewöhnlich am Schluß d 
ge, behält Beibringung und Auswechſelung der Ratificationsurtunde in beftimmt 
und an beſtimmtem Ort vor (Mofer Berl. X. H. 381 fi. Klueber $. 326 
aber keineswegs das Verſprechen, daß die R. unbedingt und ohne Prüfung e 
fol (Berner 635). Beſonders in verfaffungsmäßigen Staaten ift der Vorbeba 
R. wichtig (Heffter 8. 87 n. 2), indeß, fall ex verabjäumt worben, felbfter 
4 (Wurm 169). Gegen den Vorbehalt der R. in der Vollmacht, — melde dan 
am Berfprechen der Ratificirung der Punkte, in Bezug auf welche die Bevollinöd 
übereingefommen find, ſchließt (Mart. guid. dipl. IL. 240 ff. Vollmachten de 
endaſ. und bei Miru8s, Europ. Geſandiſchaftsrecht, IL. 168), — wendet Wurı 
ein, daß man ſich dadurch worbehalte, „ſowohl zu ratificiren, als nicht zu vatif 
weshalb der Vorbehalt müffig ſei“, indeg wird, ohne daß eine R. in Ausfidt g 
%, fchwerlich eine Verhandlung begonnen werden. In Bezug auf die Berbinblihte 
taatsgewalt zur R. ift die Vollmacht ſchon am ſich weſentlich, ein Beglaubigunge 
m genügt nicht. Grot (II. XI. 8. XI. III. XXI. 8. IV. 1), Bufendor 
r. nat. et gent. III. IX. $. ID und Bynkershoek (. c.) verpflichten die Staats 
die abgeichloffenen Vereinbarungen, die beiden erfteren ſchon auf Grund eine 
ilvollmacht, Bynkershoet nur auf Grund, einer Specialvollmadit, ſelbſt dann 3 
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ratificiren, wann der Bevollmächtigte feinen geheimen Yuftructionen zuwidergehandelt hat. 
Hat aber der Bevollmächtigte fein Mandat überjchritten oder ihm nicht committirte 
Dinge in den Vertrag aufgenommen, jo kann der Vollmachtgeber die R. ausſetzen oder 
verweigern (Bynkers hoet). Martens (Lo.) hält, ohne Untericheivung der Arten der Voll⸗ 
macht, Vereinbarungen wider die geheimen Inftructionen nur nad) natürlichen Völlerrecht 
für verbindlih, nad pofitiwem aber nicht. Letztere Anficht vertritt auch Wheaton 
(L 234). Nachweis der Ueberſchreitung der Inſtruction im Einzelnen oder flarfe und 
gute Gründe zur Weigerimg dev R. verlangt Battel (IL XII. 8. 156). Als Weige- 
rungsgründe, welche indeß erft nach Abſchluß des Vertrags eingetreten fein dürfen, führt 
Wheaton ferner an (L 237): die phyſiſche oder moraliſche Unmöglichkeit der Vertrags⸗ 
erfüllung, Irrthum der Parteien in Bezug auf Thatſachen und Veränderung der bie 
Kraft des Vertrages bedingenden Umftände; aus dem erften und britten Grunde könnten ſo— 
gar ratificirte Verträge fir ungültig erklärt werden. Wurm (186) erinnert außerdem 
(ex faßt den zweiten Grund allgemeiner: als „mangelnde Willensfreiheit der Contrahen⸗ 
ten”) fir verfoffungsmäßige Staaten an die nichterfolgende Zuſtimmung der Kammern. 
Heffter (3. 87) hält moralifch (9) die Weigerung für unftatthaft, wenn der Vertrag 
der vorgezeigten Vollmacht entipricht, und bei grundloſer Weigerung eine Entſchädigungs⸗ 
forderung für begründet. Berner (635) will zwar die R. nur aus wichtigen und bes 
ſonders anzuführenden Gründen verweigert willen, wobei er die von Wheaton und Wurm 
angeführten anerfennt, geht aber offenbar zu weit, wenn er die Verweigerung auch da= 
Durch motivirt, daß der Vertrag zum Unbeil des Staates abgeichloffen fei, indem das 
Urtheil darüber doch lediglich in Das ſubjective Ermeſſen der Contrahenten geftellt bleibt ; 
zu allgemein ift auch ver von Twiß (1. oc.) angeführte Weigerungsgrund, daß den Eon= 
trabenten nachtheilige Uhmftände nach der Unterfchrift des Vertrags eingetreten feien. 
Wir erachten, daß fein Staat einem von feinem Bevollmächtigten materiell und formell 
gültig abgeichlofienen Vertrage (f. bei Heffter 88. 83—86 u. 87 die wefentlichen Be— 
dingungen und die Form der Verträge) feine Genehmigung verfagen darf, Ieviglich mit 
Anerkennung ber indeß nur in den engften Grenzen anzuwendenden Claufel rebus sic 
stantibus, und daß die geheimen Inftructionen, welche nur für das Rechtsverhältnig 
zwiſchen Vollmachtgeber und Berollmächtigten maßgebend fein können und dem anderen 
Contrabenten unbekannt bleiben, für die R. gar nicht in Betracht fommen. Hat ein 
Theil feine R. erklärt, fo ift der andere zur R. feinerjeitd rechtlich nicht gezwungen 
(Klueber 1 oc. Heffter 8 87. Berner 635). Einen ohne Auftrag und 
Vollmacht in feinem Namen abgeichloffenen Vertrag, eine bloße sponsio, braucht der 
Staat nit zu ratificiren (Örot II. XV. 8. XVL), eine ſolche sponsio ift ohne nach= 
folgende R. einfach ungültig (Martens, Völkerrecht J. . Klueber .c. Grot 
III. XXIL 8. 3, u. Wheaton I. 229 ſausdrückliche oder ſtillſchweigende R.]. Heff⸗ 
ter 8. 84 u. 87), Nur Grot (l. c.) hält den Staat für gebunden, auch ohne R., 
wenn er aus dem abgejchloffenen Bertrage Vortheil ziehen will. Baitel fordert zwar einer= 
jett8 die R. (IL. XIV. 8. 208), erblidt aber in der sponsio andererfeitd eo ipso das 
Beriprehen der R. (8. 209) und hält den Staat vennod nicht für gebunden (8. 210), 
wohl aber dazu verpflichtet, feinen Willen, namentlih in Bezug auf R. oder Nicht-R., 
ſobald als möglich zu verlautbaren ($. 212), wogegen Berner (632) in einer folden 
Willenserklärung nur einen diplomatifchen , indeß der Billigfeit gemäßen Brauch erblidt, 
damit die andere Partei an der nuglofen Erfüllung ihrer Verpflichtungen gehindert werbe. 
Hat die Erfüllung ſchon begonnen und unterbleibt die R., fo foll der Abſchließende zu= 
nähft mit feinem Vermögen, ſodann gar mit feiner Perfon (Grot IL XV. 8. XVI.) 
baften, oder e8 erfolgt die restit. in integrum (Klueber 1. c. not. g) und für ben 
Tall der bona fide Erfüllung, Entſchädigung (Wheaton I. 229). Indeß ift ver 
sponsor nad) Berner (1. c.) nur entjchädigungspflichtig, wenn er den Mangel feiner 
Vollmacht verbeimlicht hat, von jeder Verantwortung aber befreit, wenn er die Vollmacht 
nicht verheimlicht und die R. möglichſt angeftrebt bat, während Heffter (8. 84) nur 
dann den sponsor für verantwortlih Hält, wenn er die Genehmigung oder den Vollzug 
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zu bewirken übernommen bat. Wir erachten die rest 
t möglich ift, für genügend, daß aber, falls fie unm 

zu firirender Schadenderfag erübrigt‘, felbftverftändl: 
poneor, wogegen die Erfüllung der sponsio durch 
ift abſolut unmöglich fein wird. Uebrigens kommen 

sponsio felten vor, da faft ausſchließlich Bevollmächtig 
ndeln. — Natificationsverweigerungsfälle geſchloſſener Verträge |. u. A. b 
le. not.h. Klueber l.c.n.d. Wurm 163 fi. Twiß l.e. - 
der Weigerung einer. R. richten ſich nad) dem Verhältniß der Contvahirende 
Infange der Unterhanblungen. Sollte ein feindliches Verhältniß durch de 
idigt werden oder Beſchwerden Erledigung finden, oder wird die Unterhant 
am Vertragsabſchluß abgebrochen, fo fann wieder der Weg der Selbfihül 
an. Im Friedenszuftande aber hat ber eine Comrahent gegen ben andere 
derung, falls der erftere nachgemiefener Mafen in Folge feines Eingehens aı 
ung eine Einbuße erlitten hat und zwar eine ſolche, welder durch Die I. de 
tgebeugt ober die dadurch außgeglichen ſein würde (Wurm 199). — Trotzden 
ch die N. die volle Glaubwürbigfeit eined Vertrages nach der Praris an 
ird, ift dennoch von ben meiften Autoren und angeblid auch nad) der Prari 
Hrift des Vertrages als der Anfang feiner Gültigkeit bezeichnet worte 
in Henning'® Siaatsſchr. IT. 210. Martens, Völferreht 1. e. un 
l. armat. 8. 41 not. c. Rlueber l.c. Heffter 8. 87. Ken 
3heaton I. 238. Oppenheim 1. c. Mart. guid. dipl. IT. 154 
36. Twiß I. 233), wobei fingirt wird, daß die R. die Gültigkeit au 
tag zuvüdziehen fol, tagegen datirt (nad Wurm 170) die Verpflichtun 
er Auswechſelung der R., wenn auch unmotivirt, Rayneval (Instit. 2 
ertlärt Wurm felbft (172), trotzdem daß auch er jene von ber Mehrzak 
iſicht zugleih als Herfommen anerkennt (170), die Behauptung, da 
terzeichnung einem Vertrage feine wolle Gültigkeit gebe, für eine unfructbar 
hrend endlih Twiß (1. c.) die Abtretung won Gebietätheilen betreffende 
ft volle Wirkſamkeit mit der actuellen Geffion der Territorien zumißt. Fü 
Inficht wird befonders von Marten s angeführt, daß der consensus de 
ect mache, während die R. nur bemeife, daß der Mandatar in Gemäßhei 
iges gehandelt hat. Fur die letztere fpricht aber, daß die R. praktiſch allge 
alten und als nothwendig zur Gültigfeit erkannt wird, daß, falls fie unter 
jertrag nicht gültig wird, daß die Erfüllung in der Regel erft nad der I 
e vertragdmäßige verabredete Ausnahme: Fondoner Protoccll vom 15. Jul 
A Murhard, N. R. I. 163, welchen Fal Wurm [171] einen in de 
x Diplomatie unerhörten Vorfall nennt) und daß in verfaſſungsmäßigen 
Zuftunmung der Kammern vor der R. erfordert wird, falls fie nicht fehen 
Ihluß, was wohl felten oder nie eintritt und bedenklich wäre, gegeben wor 
x. Streng genommen wird daher ein Vertrag durch die Unterzeichnung nun 
indlich, wenn auch die Zuftimmung oder die R. nur aus wichtigen Gründer 
darf. Daß aber, felbft nad) dem Wortlaut von Verträgen, die Gültigfei 
N. beginnen fol, hat ſchon Berner (. c.) nadgewiefen und Wurm 171 
abfeligfeiten auf Grund eine® unterzeichneten Friedens nicht ipso jure 
dern nur, wenn es beſonders verabredet oder ein Waffenftilftand ab 


ie Ratification von Staatsverträgen von XXI (Wurm) in ber beutfcen Bier: 
1835, 1. Het, ©. 163 fi. Berner in Bluntfgli’s Staatsmörterh. IN. &b 
werträge. ©. 632 ff., unb bie oben cit. völlkerrechtlichen Werle von Grot, Pu— 
gntershoet, Battel, Mofer, Martens, Klucher, Wheaton, Heffter, 
1, Bildmann, Kent, Phillimore, Twiß. 

A. Bulmerincg 
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Hatihabition im Civilrecht ift die nachträgliche Genehmigung eines Rechtsgeſchäf⸗ 
tes, welches den Zweck bat, den Beftand defjelben zu fihern, veip. erft herbeizuführen. Eine 
allgemeine Theorie der R. läßt ſich nicht aufftellen, da dieſelbe je nach der Verfchiedenheit 
des Nechtögefchäftes, welches worangegangen ift und ratıhabirt wird, verſchieden wirft. 
Es iſt vielmehr zu unterfcheiden 1) die R. einer fremden Geihäftsführung, ſog. nego- 
tiorum gestio (ſ. diefen Art.), welche fiir die Negel auf den Zeitpunkt des vom gestor 
geſchloſſenen Gejchäftes zurückwirkt; 2) die AR. von Handlungen, melde em Dritter vor: 
genommen bat, die aber wegen mangelnder Hanblungsfähigfeit oder fehlender Dispofi- 
tionsbefugniß deſſelben nicht volltommen gültig find, feitens desjenigen, deſſen Conſens 
die Handlungsfähigfett ergänzt, To 3. B. die Genehmigung des Bormundes zu Rechtöge- 
Ihäften des Mündels und des Eigenthümerd zu einer ſeitens eines Dritten ftattgehabten 
Veräußerung oder Belaftung (3. B. Verpfändung) feiner Sache. Auch hier tritt für die 
Regel in Folge der von dem Berechtigten gegebenen R. Rückwirkung auf den Zeitpunkt 
des abgeſchloſſenen Geſchäftes ein, jedoch vorbehaltlich der in der Zwiſchenzeit gültiger 
Weiſe für Dritte beftellten Rechte. Das tft auch nach preuß. Recht (ſ. AR. J. 5. 
ss. 11 ff.; 20. SS. 72 ff.; Förſter, Preuf. Priv.R. 8. 42) anzunehmen; baflelbe 
gilt nach dem Sächſ. B.G.B. SS. 472. 787. 1822. 1911; nicht klar Oeſterr. G. B. 
8. 456. 3) Verſteht man aud unter R. Die nachträglich erflärte Zuſtimmung der 
Partei zu einem von ihr eingegangenen Nechtsgejhäft, das entweder nichtig oder an⸗ 
fehtbar ift. Liegt hier ein abjolut nichtiges Geſchäft vor, jo kann dafielbe dadurch nicht 
zu einem gültigen werben, vielmehr wird bier durch die fog. R. erft ein foldyes, ſofern 
es allen rechtlichen Exfordernifien genügt, neu geſchaffen. Bon einer Rüdwirtung kann 
‘alfo nicht die Rede fein. Anders verhält e8 ſich mit den Geſchäften, welche relativ 
nihtig find, 3. B. mit einer wegen Irrthums des einen Theils ungültigen Ehe, oder mit 
denjenigen, welche mir der Anfechtbarkeit unterliegen. Hier ftellt fich die ſog. R. als 
Beleitigung des Rechts, das Geſchäft als nichtig aufzurufen oder anzufechten, dar, und 
dadurch ergibt fich dafjelbe Refultat, al8 ob e8 von Anfang an vollkommen vechtöbeftändig 
geweſen wäre. Die modernen Particularrechte (1. Preuß. A. L. R. I 5.88. 37. 38. 186 ff.; 
C. civ. a. 1338; Sähl.B.G.B. 88. 104. 109: 787. 847. 848. 1656. 1822. 1911) 
jtchen im MWejentlichen auf beinfelben Standpunkte, mir weift Das Preuß. L.R., welches in 
Bezug anf einen wegen Unfähigkeit des emen Theils abſolut nichtigen Vertrag bei einer 
jpäteren gültigen fog. R. (Anerkenntniß genannt) die Rückwirkung auf Grund ftattgehabter 
Partei  Hebereinkunft zuläßt, die Anomalie auf, daß die Genehmigung dann gleichfalls 
zurückbezogen wird, wenn ber Vertrag wegen Mangel einer freien und ernſtlichen Ein- 
willigung (alfo wegen phyſiſchen Ymanges, Simulation, Trunkenheit) abfolut nichtig war. 

Quellen: Tit. D. Ratam rem haberi XLVI. 8; pr. J. de auct. tut. I. 21: 1.5. 
S ED, de auet. tut. XXVI. 8:1. 16. $. 1. D. de pignor. XX. 1; ]. 29. 210. D. de R. 

tit.: Busse, De ratihabitione, Lips. 1831; Agricola, De ratihabitione, Bonn- 
Gothae 1848; Bedhaus, Ueber die Ratihabition der Rechtsgeſchäfte, Bonn 1859: I. Grie- 
finger, Zur Lehre von der Ratihabition der Nechtsgefhäfte, Tüb. 1862; A. F.L. Gre- 
gory, Spec. iur. civil. de ratihabitione, Hagae - Comitis 1864; 2. Seuffert, Die Lehre 
von der Ratihabition der Rechtsgeſchäfte, Würzb. 1868. B. Hinſchius. 

Raub ift die in rechtswidriger Yueignungsabficht unternommene Anwendung von 
Gewalt oder Bedrohung mit gegemmärtiger Gefahr für Leib und Leben gegen eine Perjon, 
um dadurch in den Befig einer fremden beweglichen Sache zu gelangen. Bei diefem 
Raubbegriffe Kiegt der Schwerpuntt in dem gegen die Freiheit der Perſon gewaltthätig 
degangenen räuberifchen Angriffe, eine in Thüringen, Heflen, Oeſterreich vertretene Anjicht. 
Hingegen fordern die Strafgefege für Preußen, Batern, Wirrtemberg u. a. zum Thatbe- 
ftande des R. auch, die Wegnahme der fremden Sache, mit anderen Worten, ben 
Thatbeſtand des Diebftahls, erſchwert durch Vergewaltigung gegen eine Perfon. Baden, 
Braunſchweig iventifictren ausdrücklich die ränberiſche und die diebiſche Abſicht. Hiernad) 
ft der R. feinem Zwecke nach ein Eigentbumöverbrechen, feinem Mittel nach ein Angriff 
auf die Freiheit der Berfon und wo die ohne Vergewaltigung einer Perfon begangene 





Raub. 


l zuzurechnen wäre, kann bie ger 

cht als R. beurtheilt werben. ! 

gegen eine Perfon an ſich bring! 

adung feines Schuldners unterni 

ver um fi unrechtmäßigen Gewi 

usland mit Gewalt gegen Perſon 

inen Gläubiger fih des Schuld 

mit Gewalt oder Bedrohung geg 

nacht fi nicht des R. fhuldig, Eben fo wenig if t 
zn Gewalt anwendet, um fic in dem Befige der geftohlen 
uber zu beurtheilen, obgleich mehrere Strafgefege denſelb 
Zum Thatbeftande des R. genügt Amvendung lörperlich 
nicht nothwendig. Auch muß die Drohung mit einer gege 
ein, welde den Bebrohten aufer Stand hey durch Gege 
Schon das Ueberfallen mehrerer Perſonen, namentlich 5 
le fann als ein Anthun von Gewalt duch Drohung a 
Sinnesbetäubung etwa durch Narkotifirung ohne Gemal 
hme eine N. aus. Ebenſowenig macht fi des N. ſchu 
welchem ſich eine Perfon Befindet, ohne Gewaltanwendin 
ı im Nebenzimmer ungehindert fiehlen zu können. Cini 
ung mittelft Gewalt gegen bie Perfon auch Nöthigung d 
g der Sade, Baden 140. Erzwingung der Herausgab 
efterr. Entw. erklärt, daß durch das Nichtvorhandenſe 
nung bei dem R. die Abſicht gerichtet war, bie Era 
nicht ausgeſchloſſen wird. Das Reichsſtrafgefetz 249 de 
Begnahme in diebiſcher Abficht nad} dem Preuß. Entw. und b 
uchthaus von 5 bis 10 Jahren ſchon dann, wenn ber : 
als daß er auf einem öffentlichen Wege oder Plage ver 
18 10 Jahren Zuchthaus, wenn dabei ein Menſch gemarte 
dotet worben ift, theils mit Gefängnig bei milvernden Un 


Zuchthaus bis zu 16 Yahren, bei erſchwerenden Umftänd: 
: Tebenslänglichem Zuchthaufe, wenn der Räuber eine Perfe 
hat als Verbrechen der Körperverlegung ftrafbar wäre ode 
3 ober Auslieferung von Habfeligfeiten zu erpreſſen, ei 
er in Folge der Mißhandlung den Tod erlitten hat. A 
de kommt e8 nicht an, wohl aber darauf, ob die Gemalı 

oder gemaltthätiger Handanlegung, von einem Einzeln: 
iaffen, von einem Rückfälligen u. |. w. unternommen worden if 
betrachtet den R. als furtum, bis derſelbe in der actio v 
änbiger Begriff der rapina Beftimmt wird; allmälig werde 
ar, der R. in, Waffen,, der Straßen-R. latrones, gra: 
die verfolgt. Im germanifchen Alterthum machte mur ei 
m Wehrlofen verübte Gewalt, den R. unehrlich, unrechlid 
egten Feind berauben galt für ehrenvoll; heimliche Entwer 
ſchimpflicher als R. Später ift das Verhältniß der Stra 
R. umngedreht und ſchon die älteren Reichsgeſetze und d 
ber am Leben. Unter der Vorausfegung rechtmäßiger Fehe 
e neuerlich beftrittene Thatſache des mitteralterlichen Fehd 
en bat das latroeinium eine über die mit Gewalt I 
‚hende Bedeutung durch das Ueberhandnehmen der Räuber 

plündern, wodurch daffelbe als Friedenoͤbruch den fchir 
Alt. Bon der Strenge der C.C.C., welche dem Näube 
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mit der Schwertſtrafe droht, wich die ſpätere gemeinrechtliche Doctrin durch Individuali⸗ 
ſirung der verſchiedenen ausgezeichneten Fälle des Verbrechens ab und beſchränkte die 
Todesſtrafe nur auf die ſchwerſten Fälle. Der traditionelle Zug zu Abſchreckungsſtrafen 
erhielt ſich bis zum heutigen Strafrechte, welches den R. vorwiegend als Verbrechen 
wider das Eigenthum auffaßt. 

Strafgeſ.: Preußen 8. 230, Baiern 300 — 303, Oldenburg 214, Sachſen 177, Würtem⸗ 
berg 311, Baden 410, Thüringen 152, Braunſchweig 175, Oeſterreich 190. 


Lit.: Wilda, Strafrecht ver Germanen S. 910 ff. Ofenbrüggen, Aaman. Straf- 
recht S. 3499 — 314. Hälſchner, Preuß. Strafreht III. 520 fi. Glaſer, Abhandl. aus 
dem öſterr. Strafreht 1858 ©. 98. Goltdammer, Arch. XV. 345. Schwarze, Allg. 
ſächſ. Ger.tg. 1361 ©. 265. Dfenbrüggen, Abbandl. aus dem Strafrecht —8 84-92. 

ahlberg. 


Naufhandel. Wenn es möglich wäre, in allen Fällen, in denen ein Menſch ge— 
tödtet, oder körperlich verlegt wurde, durch den ftrafprocefjualiichen Beweis e8 feftzuftellen, 
wer der Thäter, Gebillfe u. |. mw. gemeien, fo würden die den R. betreffenden Beftun- 
mungen . überhaupt nicht exiftiren. Thatfächlich Liegen aber die Verhältniffe häufig fo, 
daß zwar fefigeftellt werben Tann, es fei Jemand in verbrecherifcher Weiſe getödtet oder 
verlegt , daß auch feftgeftellt werden Tanır, es feien bei diefer Tödtung oder Verlegung 
dieſe beftimmten Perfonen in irgend einer Weife  betheiligt geweſen; aber was nun der 
Einzelne diefer, Mehreren gethan, dariiber läßt fih Dann entweber gar nichts oder doch 
nur Ungenügendes feftftellen. Derartige Verhältniſſe treten ein bei Schlägereien, Rauf- 
handeln, fowie, wenn von Mebreren ein Angriff gegen einen Underen gemacht wurbe. 
Die auf Fälle diefer Art bezüglihen Strafbeitimmungen finden fich ſchon vor der C.C.C. 
namentlih in den deutſchen Stabtrechten; dann in der C.C.C. felbft U. 148, welche ge- 
ſetzliche Beitimmung zu vielfachen Controverfen im gem. Recht und fo mittelbar zu viel- 
fachen Berjchievenheiten in den jest geltenden Strafgefegbüchern geführt hat. Im Allge- 
gemeinen dharakterifiren jich dieſe gefeglihen Beftimmungen dadurch, daß fie in bald wei— 
terem, bald geringerem Umfange das einer gewillen Strafe entfprechende Duantum von 
Schuld ald vorhanden präfumiren, wenn dasjenige, was der Angeſchuldigte wirklich 
gethan, mit Vollftändigfeit nicht erwiejen werden kann. Mindeſtens wird zu dieſem Zwecke 
eine dahingehende Strafbeftimmung aufgeftellt, daß derjenige, welcher ſich bei einer Schlä- 
gerei betheiligte, welche den Tod oder die Körperverlegung eines Anderen zur Folge batte, 
bejtraft werben folle (Gefängnißftrafe von verſchiedener Dauer, Preußen $. 195 drei 
Monate bi8 fünf Jahre), auch wenn nichts weiter als feine Betheiligung bei der Schlä- 
gerei erwiefen wäre. Nur der Nachweis, daß Jemand ohne fein Verſchulden im die 
Schlägerei verwidelt worden, Tann von diefer Strafe befreien. Im Uebrigen find es 
namentlid; zwei Punkte, in denen die Geſetzgebungen auseinandergeben. 1) Die Straf- 
beftimmungen über den R., welche in allen Geleßgebungen ven Fall betreffen, daß Jemand 
im R. getöbtet wurde, unterfcheiven ſich in Betreff der im R. zugefügten Körperver- 
Tegungen dadurch von einander, daß einige Geſetzgebungen alle im R. zugefligten Körperver- 
Iegungen berüdjichtigen (Heilen A. 274), andere dagegen nur die ſchweren (Sachſen 
A. 173), noch andere (Preußen 8. 195) die ſchweren und erheblichen Körperverlegungen 
ind Auge faflen. Die mannichfachen Unterfcheidungen der Strafgefegbücher bei der Ein- 
theilung der Körperverlegungen wirfen hier natürlich nad. 2) Ein beftimmter Erfolg, 
3. B. der eingetretene Tod, zeigt fich als das Ergebniß nicht einer einzelnen, ſondern 
mehrerer von verſchiedenen Thätern begangenen Berlegungen, wobei e8 durch Beweis fefl- 
geftellt ift, von wem jede einzelne der fraglichen Berlegungen berrübre. “Die meiften Ge— 
fee beftimmen in dieſem Falle eine den Geſammterfolg mit umfafjende Strafe, jo aud 
Preußen (8. 195 Abſ. 2), während andere (4. B. Braunſchweig $. 153) nur für 
diejenige Verlegung die Strafe eintreten laſſen, welche dem einzelnen Thäter nachgewieſen 
ift, ohne daß das eingetretene Geſammtreſultat mit berüdfichtigt würde. — Unter allen 
Umftänven bleibt der Hauptgrundfag beftehen, und darın fiimmen alle Gejeßgebungen 
jiberein, daß die den R. betreffenden Beftummungen nur aushülfsweiſe und zwar dann 


allaften. 


ei Tödtung oder Körperverlegung m 


ın biefer Stelle angeführten Strafen mer! 
228. Abhandlung von Wädhter im 
©. 84. ®p. XII. ©. 65. 

Iohn. 


, geb. zu Peñaforte bei Barcelona 
: und Doininicanermönd, ftarb 12 


alenfammlung Gregor IX. zufamınen ı 
‚00. — Tract, de matrimonio. — Trs 


v Gtinting, Geſch. ber pop- Lit. 
1. 123. — Stobbe, U. 18. — 3 
en, Berl. 1870, ©. 69. 
Teihmann. 

Mafferaur, wurde 20 Jahre alt p 
hatte als Botſchafter in London groi 
farb 1812 zu Paris. 

re et. des gens, 1803. 1832, 2. &d. 18 


st. et de geogr., Par. 21 tme dd. 186 
Teichmann. 

ich Verpflichtungen eines Grundbeſitz 
rtehrende Natural⸗, Geld- ober Die 
inſtausdrucks wird auch die entſpreche 
In ihrem geſchichtlichen Urſprung fie 
adherrlichkeit ober der Vogiei dar; 
chältniſſen durch Auflafjung begrün 
ı ber belaſteten Liegenſchaft eine Gem: 
als ein Anſpruch auf die einzelne ' 
Belchaffenheit der R. nun machte 
überlieferten Rechtslategorien einzureib 
ı überaus ftreitig. Die älteren Ann 
ſoriſch Hinzutretenben Hypothek oder 
ten Beſitzers (servitutes in facien« 
richtig erkannt. Dagegen beftehen nı 
bie eine (Gerber, Savigny u. A. 
Urt der röm. actiones‘in rem scripi 
teten, richten follen, während die and 
8 der R. überhaupt nicht den Beſitz 
ı läßt. Aber beide Theorien verfür; 
xiten. Als reines Forderungsrecht 1 
in ihrer Begründung durch YAuflaffın 
figflage und in der Gewaltfamteit, n 
er Sewitutenbegriff auf fie anzument 
ich das (perfonificirte) Grunbftüd, ſonde 
es Beſitzers. Neueſtens ift auch gelel 
wupt fein Recht, fondern diefe feien n 
je am den pflichtigen Grundftäd vol 
e Grundbefiger fein dingliches Nutzung 

Und dieſe Lehre iſt ſogar als d 
n“ begrüßt worden (Pöz l's krit Vie 
ſicheruͤch nicht die Auffaſſung des deu 
rucht⸗ und Dienſtleiſtungen des Baue 
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eigentlich gar Fern Hecht babe, und ebenfowenig entjpricht e8 dem Rechtöbewußtfein, daß 
faft das geſammte deutſche Grundeigenthum viele Jahre hindurch theils ſuspenſiv, theils 
reſolutiv bedingt in der Schwebe geweſen ſein ſollte. Hiernach wird denn auch dieſer 
Verſuch aufzugeben und vielmehr eine Mittelmeinung anzunehmen ſein (Wächter, Be— 
ſeler, J. Unger), welche die R. für ein gemiſchtes Inſtitut erklärt und innerhalb des- 
ſelben dingliche und obligatoriſche Elemente ſondert. Darnach iſt das Recht in ſeiner 
Totalität dinglich, alſo nur auf die für ſolche Rechte beſtimmte Weiſe (Eintragung) zu 
begründen, mit einer actio in rem auf Anerkennung verfolgbar, des Beſitzes fähig u. |. w. 
aus dieſem Rechte aber folgen zugleich die Anfprüce auf die einzelnen Leiſtungen als 
perfönliche, die eben darıym mit bejonderen Klagen auögeftattet, aber auch einer beſondern 
Verjährung unterworfen find u. |. w. Nach diefer Feftftellung geftalten fich die einzelnen 
Funfte folgendermaßen. IL Als Entftehungsgründe galten früher Rechtsſatz, Privat- 
rechtsgeſchäft und Erſitzung. Bon diefen Gründen ift der erſte heutzutage nicht mehr m 
Wirkſamkeit, weil die Geſetzgebung überall in umgekehrter Richtung auf die Abſchaffung 
der R. binarbeitet. Bol. für Preußen Gefege vom 2. März 1850 und vom 3. Aprıl 
1869. Die Privatwilllür, insbeſondere der Vertrag, kann zwar nicht ohne jede Form, 
wohl aber in der Weife noch heute Reallaften, ſoweit fte herkömmlich find, neu erzeugen, daß 
vie an Stelle der Auflaffung getretene Eintragung in öffentlicye Bücher, reſp. gerichtliche 
Anmeldung und Beftätigung des Geſchäfts beobachtet wird. Endlich die Erfigung wird 
zwar wenigſtens ald außerordentliche von 30 Jahren noch heutzutage vielfady für zuläffig 
gehalten, Seuff. Arch. IX. 201. XVII. 83. 84, ift aber doch weder gewohnheitsrechtlich, 
noch durch Analogie der Eeroituten zu rechtfertigen, Seufl. Arch. XII. 290. XV. 40: 
wogegen aus unvorbenfliher Dauer die gewohnte Vermuthung auch bier Play greift. 
Vgl.L. Duncker, Die Lehre von den Reallaften, $. 29. Eine Mebertragung ver R. auf em 
anderes, als das urfprünglich berechtigte Cubject, wird durch Nechtögeichäft ebenfo wie bie 
Neubegründung bewirkt; nur über Kirchenzehnten beftimmt Beſonderes c. I. in VIto de 
praescript. II. 13. Eine Umwandlung dagegen, fer es, daß die R. firtrt, d. h. aus quanti= 
tativ unbeftimmten in beftimmte, fer es, daß fie abärirt, d. h. aus Natural= oder Dienft- 
leiftungen in Geldzahlungen ungeſetzt ˖ werben, findet nicht blos durch Vertrag der Intereffen- 
ten, fondern beſonders häufig auch durch gefeßliche Verfügung ftatt. III. Das Rechtsver— 
hältniß aus der R. richtet ſich auf der paſſiven Seite ftetö gegen ven Beſitzer des be— 
lafteten Grundſtücks als ſolchen. Activ dagegen kann es entweder ebenfalls mit einem 
Grundſtück, oder auch mit einem Amte oder auch mit einer Corporation verfnüpft fein ; 
jeltener fteht e8 einem einzelnen Menſchen zu. Die Rechtsmittel beziehen fich theils auf 
das Recht im Ganzen, theils auf den einzelnen Leiſtungsanſpruch. Zu jenen gehört vor 
allem die Klage auf Anerfennung der Reallaft (jog. actio confessoria utilis), dine petitorifche 
actio in rem; dann aber auch die durch das can. Recht hierher übertragenen Beſitzklagen 
auf Grund der iuris quasi possessio, die mit einmaliger Ausübung der Reallaftberedy 
tigung erworben und durd Verweigerung der Leiftung und Beftrettung des Rechts auf 
diefelbe verloren wird. Gegen bloße Etörungen dieſes Beſitzes findet das interdietum 
uti possidetis, gegen Entziehungen deſſelben die actio spolii ftatt, und zwar fin beide 
nad den Grundblägen des can. Rechts nicht blos gegen den Schuloner, fondern auch gegen 
Dritte, welche in die Ausübung des Rechts eingreifen, anzuftellen. ©. darüber Bruns, 
Recht des Beſitzes, S. 201. 210. 214. 331. Neben diefen Klagen aber gilt auch die 
Forderungsklage auf die einzelne Leiſtung, welche immer von demjenigen, der zur Berfall- 
zeit juriſtiſcher Beſitzer des Grunpftüds war, einzutreiben iſt. Hiernach ift insbefondere 
für Nücftände niemals der Sondernachfolger, fondern höchftens der Erbe des urfprüng- 
lien Schuldners verhaftet; ebenfo verjährt die Klage auf jeve Leiſtung, gejondert von 
Ihrer Fälligkeit ab, und ift enblich die Execution nicht, wie ältere Quellen wohl annehmen, 
ausſchließlich auf das Grundftüd, fondern gegen die Perſon des zur Berfallzeit im Befitz 
Geweſenen zu richten. S. Befeler, Syſiem 8. 190 Anm. 13. 14. AÄnders wieder 
Sächſ. G.B. s. 510. IV. Erlöihungsgründe der R. find zunächſt dieſelben, wie bet 
allen dinglichen Rechten: Untergang des belafteten Objects, Confufion, Aufhebungsvertrag 
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Receptum nautarum, cauponum, stabulariorum oder Uebernahme von Sachen 
durch Schiffer, Gaſt- und Stallwirte. Man verftcht darunter die durch prätorifches 
Edict eingeführte Verbindlichkeit der Schiffer, Saft: und Stallwirthe, welche Reiſende 
mit ihren Sachen gewerbmäßtg bei fich aufnehmen, für die Rüdgabe der Sachen mit be— 
jonderer Strenge zur haften. Da dieſe Verbindlichkeit auf einer ſingulären Vorſchrift (1. 1. 
8. 1. D. 4, 9) beruht, jo darf fie auf analoge Verhältniffe nicht ausgedehnt werben. 
Es haftet fomit nad röm. R. zunächſt der Schiffer, weldyer Reiſende mit ihren Sachen 
beförbert. Als Schiffer gilt aber derjenige, welcher die See- oder Flußſchiffahrt auf 
eigene Rechnung betreibt, der exercitor navis, ratis, lintrarius, nicht die Schiffsleute. 
Schiffer, welche blos Waaren befördern, find vom prätoriichen Ediet frei, obgleich Dies 
von mehreren Neueren beftritten wird. Ebenfowenig unterliegt den Beitimmungen deö- 
felben nad der HM. der Yandtransport. Terner haften nach röm. R. die Gaft- 
und Stallwirtbe, d. h. Wirthe, welche Reiſende gemwerbemäßig beherbergen, von denen bie 
erfteren fie auch beföftigen. Wer die blos einmal aus Gefälligfeit thut (repentinum 
hospitium), jowie bloße Koftwirthe haften nicht — Die Haftungspflicht entfteht, ſobald 
Die Reiſenden mit ihren Sachen in das Schiff oder Wirthshaus aufgenommen worden 
find (receptae). Dazu iſt weder ausbriidliche Uebernahme, noch ſpecielle Kenntniß der 
Sachen feitend des Schiffer ꝛc. nöthig, wenn nur die Sachen mit Wifjen des Schiffer ıc. 
oder jeiner Vertreter auf das Schiff ꝛc. "gebracht worden (illatae, 1. 1. 8. 8. D. h.). 
Hingegen ift das Hineintragen derſelben nicht erforberlid,, wenn die Sachen dem Schiffer ıc. 
oder feinem Vertreter überwieſen worden find (1. 3. pr. h. t.). Die Haftungspflicht er 
ftreckt fich nicht blos auf jede Nachläfjigkeit, fondern umfaßt auch „jede Beihädigung und 
jeden Berluft, welcher durdy eine jpecielle Beauffichtigung (custodia) der Sadye hätte ver- 
mieden werben fünnen“ (1. 5. pr. 8. 1.h t. 1. 14. 8. 17. D. 47, 2). Dahin ges 
hört nicht blos die eigene culpa des Schiffer x. und feiner Dienftleute, fondern auch jeder 
Schaden, der durch die Paflagiere, Mitbewohner des Wirthöhaufes und fogar dritte Per- 
onen entfteht (1. 1. 8. 8.1. 2.1.3.1.5. 81. h. t.). Die Haftungspfliht fällt weg, 
wenn der Schaden durch höhere Gewalt (vis major) oder durch eigene Schuld des Rei— 
fenden herbeigeführt worden (1. 3. 8. 1. h. t.). Außerdem kann fie auch durch Vertrag 
Befeitigt werden. Em jolder wird ſtillſchweigend abgeichloffen, wenn der Schiffer oder 
Wirth das Maß ferner Haftungsübernahme öffentlich befannt gemacht und der hiervon unter: 
richtete Reifende feine Sachen eingebracht oder der Später Davon in Kenntniß gefegte fie 
nicht zurädgenommen. Eine einſeitige Proteftation, wie eine nad) der Aufnahme erfolgende, 
wohin auch die gewöhnlichen Anſchläge in den Gafthöfen gehören, hat dieſe Wirkung nidtt. 
Dem Berlesten fteht die actio in factum de recepto gegen den Schiffer und Wirth 
zu. Gegenftand der Klage ift die Rüdgabe ver Sache, eventuell Schabenserfag. Der 
Reiſende muß beweifen, daß die Sachen vom Schiffer x. aufgenommen worden und daß 
fie: den angegebenen Werth haben. Der Thäter felbit haftet natürlich auch. — Diele 
Beftimmungen des prätoriihen Edicts treten nur ein, wenn unter den Contrahenten 
fein anderer Inhalt des Vertrages ausgemacht worden. Im letzteren Fall kann das R. 
n, c. st. einen Mieth-, unbenannten, Hinterlegungd=Bertrag oder ein Mandat ent- 
balten (l. 3. 8. 1. 1.6. pr. h. t.). 

Nah dem H.G.B., welches den Waſſer- dem Landtransport (einfchlieglich der Eifen- 
bahnen und Boften, A. 421) gleichftellt (A. 390), haftet der Frachtführer filr jeden Ver— 
Luft und jeve Beihädigung, wenn er nicht vis major, natürliche Belchaffenheit des Gutes 
oder äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpadung als Urfache derſelben nachweiſt 
(A. 395. 607); ferner bat er für feine, wie für andere Leute, die in feinem Auftrage 
handeln, einzuftehen (R. 400). Diele Beftimmungen können für Eifenbahnen durch Ver— 
trag nicht abgeändert werden (A. 423), Das Preuß. A. ER. ſtimmt mit dem röm. R, 
hinfichtlihh der Haftungepflicht der Gaftwirthe überein (88. 444 — 455 II, 8); den 





chnungsſachen — Achtsbeiftände. 


die gehörige Beauffihtigung der Sachen des Reifenden 
wenn diefe ihm „zur Aufbewahrung überliefert”‘ mx 
aren Hingegen die Sachen im Gemahrfam des Weil: 
der Schiffer mur „für einen durch feine ober feiner 
ver Schaden“ einzuftehen (8. 1761 ibid.). — Der C 
jernahme der Wirthe als depositum miserabile auf 
r jeden Schaden und Verluft dur ihre Dienftboten 


€. F. Müller, Ueber die de recepto actio etc., 2. 
f. Hanbelsredt, IIL, 3. 6; Harder, Zeitfer. f. Cio. u. 
yaftung für fremde, Culpa, ©. 19— 83, 1867. 
R. Yaum. 
h. Streitigfeiten über die Nichtigkeit einer bereits gel 
icht_(fog. Defectatorienproceß), bilden nah gem. R. 
ariſchen Verfahrens. ALS Kläger tritı dabei bald der 
auf, indem er laut Rechnung noch einen Ueberfchuf 
behauptet, bald der Geſchäfts- oder Rechnungsherr, ir 
nacht (erfteres heißt auch Activ-, letzteres Palfiv = Re 
Klage nebft Rechnung dem Berfagten mitgetheilt und 
t die Antwort nicht bei allen Boften den gleichen jurifti 
nung, bald Einrede, Bald auch Wiverflage, wonach 
mmt. Sind die einzelnen Streitpunfte flar gelegt, fe 
n Erkenntniß und zwar entweder ein Beweisinterlocut 
bt, je nachdem, auf Anerkennung der Richtigteit oder 
emgemãß auf die entſprechende Leiſtung. 
t. Proceß 88. 80—82 u. bie daſ. Citirten. Ea. 
töfundige Berather Anweſender vor Gericht (nicht Bert 
älteren vömifchen und deutſchen Proceß, vorübergeben 
ver Geftalt der Affiftenzräthe eine hervorragende Bedeut 
nd, feine Beruföflaffe mehr, find nicht gleichbedeutend 
nden oder den particulär 3. B. in Preußen auf Anfı 
n Vorausfegungen anderer Art vom Gericht zu beitelle 
ialvertheidigern“ oder „Litiscuratoren“, welche dadurch 
em Umfange erhalten, theilen aber mit dieſen bie Eigen 
2, welde für die Erörterung in befonderen Betracht fi 
ift in Civil- wie Criminalproceßſachen befugt, in Be 
aten, eines Anwalts zu erſcheinen Cine Nothwendigfeit 
am Gericht ein ergängendes Clement wegen muthmaf 
führen, ober. einen ſolchen vom Gericht ſich geben 3 zu la 
ualiſche Verfahren als foldes überhaupt nicht. Sie be 
eutſche Geſchlechtsvormundſchaft unter erheblichen particul; 
ache Rechtögeihäfte grokjähriger Frauenöperfonen, verhe 
ı Ehemann, unverbeiratheter in weiterem Umfange. 7 
in fortgefegt bis in die neuefte Zeit auf Befeitigung ält 
Dies gilt ähnlich für verwandte Verhältniſſe z.B. 3 
er und Sohn. Wo aber die Nothwendigkeit der Zuzieh 
chtlich wie gerichtlich — nod aufrecht erhalten geblie 
B —— beſonderer Rechtskunde gefordert zu wer! 
mwößnlichen Bertehröleben verbundene Giasfiserlaprung 
? jeder verflänbige Yan felbft vor Erreihung des frü 
mins ſich angeeignet haben Tann. Der Rechtsbeiſtand 
arnung unter Haftung für grobe® Berfehen, nicht Gonf 
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aper. 

Nechtskraft (civilrehtlih). Man unterjcheivet formelle und materielle Rechtskraft. 
Die formelle Rechtskraft hat nur Bezug auf das gerichtliche Berfahren und rechtskräftig in 
dieſem Sinne heißt ein richterliche8 Urtheil, das durch fein ordentliches Rechtsmittel mehr 
angefochten werben fann, jei e8 wegen Berfäumung ber Friften oder wegen Erihöpfung ber 
Inftanzen (vgl. darüber Th. I. ©. 624 ff). Unter materieller R. verfteht man die Hier 
allein zu betrachtende Bedeutung, melde ein formell vechtöfräftiges Enderfenntniß für die 
rechtlichen Beziehungen zwifchen den ftreitenden Parteien hat. — Die Rechtsordnung läßt 
ſich defintren als eine nad) allgemeinen Grundjägen geregelte zwangsweile Einwirkung ber 
öffentlichen Gewalt auf das Verhalten der ihr unterworfenen. Perſonen. Grundſätze find 
aber immer hypothetiſcher Natur: fie knüpfen beftimmte Erfolge an den Eintritt be 
ſtimmter Borausfegungen. WPraftiiche Anwendung können daher Rechtsgrundſätze nur 
jo oft und fo weit finden, als das Daſein derjenigen Umſtände nachgewiefen wird, 
von denen jie em thätiges Eingreifen der öffentlihen Gewalt abhängig machen. 
Diefer Nachweis ift der Zweck des Proceſſes. Im Endurtheil ftellt der Richter feft, daß 
in einem einzelnen alle Die Bedingungen für eine beftimmte Bethätigung der Rechts- 
ordnung vorhanden find oder nicht vorhanden find. Dieſe Eigenfchaft eines beftimmten 
Thatbeftandes nun, Daß Das Organ der Rechtsordnung von ibm anerkannt hat, ob er 
die concreten Borausfegungen für die Anwendung gemiffer abſtract allgemeiner. Rechtögrund- 
läge enthält oder nicht, ift die materielle Rechtöfraft, res judicata. — Diefe Borauöfegungen 
für die Anwendung von Rechtsnormen involviren immer die Verlegung eines von ber 
Rechtsordnung aufgeftellten Ge- oder Verbot? und zwar im Civilrecht des an den Be— 
flagten gerichteten Gebots, einen vom Kläger erhobenen, aus beftimmten PVerhältniffen 
berrührenden Anſpruch zu befriedigen. ‘Der praktiſche Erfolg, wmelder an den Beweis 
diefer Verlegung gefnüpft ift, befteht in der Execution der zwangsweiſen Befriedigung des 
klägeriſchen Anſpruchs. Hieraus ergeben fi für die meiften Civilklagen die Confequenzen, 
welche die res judieata Fraft Logiiher Nothwendigfeit nach ſich zieht, von felbft. Iſt die 
Rechtsgültigkeit und Nichtbefriedigung des klägeriſchen Anſpruchs anerkannt (Verurthei- 
fung), fo fteht dem Kläger die Beihülfe des Staats zur Beitreibung feiner Forderung 
zu Gebote. "Im röm. Recht mußte diefelbe durch eine beſondere, ganz felbftändige actio 
judicati nachgefucht werben; nach der heutigen gemeinrechtlichen Praxis genügt ein an 
das bisherige Verfahren ſich anſchließender Erecutionsantrag. — Hat das Urtheil dagegen 
feftgeftellt, daß dem Anipruche des Klägers nothwendige Vorbedingungen feiner NRecht- 
mäßigfeit fehlen oder daß er bereitd getilgt ift, jo erfolgt Freiſprechung, d. h. Berfagung 
der Staatöhülfe zu feiner Realifirung. Beide Wirkungen treten gleichzeitig ein, wenn 
das klägeriſche Pelitum nur theilweife anerkannt, theilweife dagegen abgewieſen iſt. — 
Wenn jedoch der Sieger feines Erfolges ficher fein fol, fo muß noch eine fernere Wir: 
fung der Rechtskraft hinzutreten, die bei einer gewiflen Art von Klagen, ven ſog Präjubicial- 
Engen, fogar die einzig denkbare if. Es muß die Möglichkeit ausgeſchloſſen ſein, daß die 
Feſtſetzung des Nichter über Die gegenfeitigen rechtlichen Beziehungen der Parteien durch 
die Entſcheidung eines fpäteren Proceſſes wieder rldgängig gemacht wir. Man darf 
dies Poftulat nicht, wie es wohl geichehen ift, als ein ſelbſwerſtändliches, im Weſen ber 
Rechtsordnung begründetes betrachten. Im Gegentbeil könnte man in der fortbauernden 
Öelegenheit zu immer erneuter Prüfung richterliher Entfcheivung das befte Correctiv für. 
mögliche Irrthlimer erbliden. So kam nad gem. engl. Proceßrecht eine abgewieſene 
Klage immer von Neuem angeftellt werden. Einer jo weitgehenden Garantie für die 
Nihtigfeit der Entſcheidungen haben jedoch ſämmtliche in Deutſchland geltenden Rechte vie 
Rückſicht auf die Sicherheit der Nechtöverhältniffe zwifchen den Einzelnen vorgezogen. Im 
Anſchluß an das röm. Recht haben fie den richterlichen Urtheilen den Charakter der End- 
gültigteit und Unabänberlichfeit nicht bLo8 in Bezug auf das Verfahren, durch welches fie 
zu Stande gefommen find, fondern auch in dem Sinne gegeben, daß einmal feftgeftellte 
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Proceſſe zwiſchen denſelben Parteien nicht wieder 
ite der Rechtskraft ift eine ber ſchwierigſten und con 
in Bezug auf die Rechtömittel, durch welde, 
elchen eine Vorentſcheidung auf fpätere Procefie 
zur Ausihliegung nodmaligen, möglicyerweife wi 
„leeustheitten Sade betrifft, fo fann man d 

ı ausgehen. Entweder benimmt man dem re 
e Fähigkeit, überhaupt nody eine Klage zu erzeı 
ıd nöthigt dadurch die Parteien, es bei dem er 
ıtionsiheorie). Oder man läßt bie rechtöerzeug 
chen, nöthigt aber den Richter, im fpäteren Pr 
1, fondern nach dem Grundſatze „res judicata 
x früheren Richters einfach zu aboptiven (Th 
ı der Wahrheit). Die Confumtion der Klagen ba 
ng gefunden und wurde in ber älteren Zeit fi 
#. Im neueften röm. R. tritt jie, wie man 
‚m Endurtheil ein und wird ausſchließlich durch 
St, die jeder age entgegenfteht, durch welche 
gt wird. Man fieht leicht, daß diefe Einricht 

oder blos theilweiſen Vekurtheilnng zur Aufre 
tarum dient, indem fie nur dem Beklagten © 
jorſorge fir den Kläger überflüffig, da ohne je 
: gar nicht wieder zu richterlicher Cognition kom 
t immer fo einfad. Wenn 3. B. der verurth 
nn feinerfeitö gegen den früberen Kläger mit 
die frühere Verurtheilung völlig illuſoriſch gem 
Ht8 würde Dagegen nicht ſchutzen. Wenn trog 
lis die exc. rei judicatae gegeben wird, fo d 
oceſſualiſchen Conſumtion (negative Function), 1 
ve Function nach Keller), indem fie verhind 
des erften Klaägers noch einmal in Zweifel gezo 
dung auf die Conſumtion zurüdzuführen (Bett 
ußerdem ift das Princip der Rechiskraft i. e. 5. 
ungen anerkannt, die eine Berurtbeilung oder F 
einzig und allein in fpäteren Proceſſen zur Gru 
enen follen. — Die Frage, ob die procefjual 
noch Geltung hat (wie Bangeromw, Bri 
dem Brincip ber Fiction der Wahrheit, durch wel 
‚ verdrängt ift (Savigny, Wähter, Kell 
> trog ihrer praftiichen Unerheblichteit noch Tebl 
der echte nur feftfellen, nicht fehaffen ober ı 
Kraft i. e. ©. angemefjen, während die Klagenconſt 
fen Vorausſetzungen zu beruhen ſcheint — 3 
eine neue Klage jhligen ſoll, ift auch im heutigen 
einer replicatio annehmen fann, wenn ein 
emacht ift. Die Fiction der Wahrheit wird a 
äftig feftgeftelltes Recht ſpäter eine neue Klage 
2 de8 Beweiſes, foweit Thatſachen in Frage ftel 
in welchen die Rechtskraft auf fpätere Procefle Einf 
1b fubjective Identität des neuen Rechtöftreites 
Frage, was objectiv identisch fein müſſe, fi 
d redtöfräftig? Die Fiction der Wahrheit t 
s vechtöfräftige Inhalt einer Entſcheidung noch e 
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mal Streitgegenſtand wird. Bei Präjudicialentſcheidungen bat die Feſtſtellung deſſelben 
feine Schwierigkeit. Anders bei verurtheilenden oder freiſprechenden Erkenntniſſen. Hier 
wird im Grunde über dreierlei entſchieden: über die Gültigkeit von Rechtsſätzen, über die 
Wahrheit von Thatſuchen, über die Verpflichtung zu einer Leiſtung. Keines dieſer drei 
Stüdetann für fich allein Rechtöfraft erlangen. Weber ijt der Richter einen Rechtsſatz deswegen 
als gültig anzunehmen verpflichtet, weil er einer früheren Entſcheidung zwiſchen venfelben 
Parteien, aber mit verfchtevener Thatfrage zu Grunde Liegt; noch gelten Thatfachen deswegen 
fir erwiefen, weil fie in einem früheren Proceß- in Rüdfiht auf ganz andere rechtliche Con⸗ 
ſequenzen als richtig anerkannt find (3. B. Beſitz als Vorausſetzung zuerft des Poſſeſſo⸗ 
riums dann der Erſitzung). Endlich kann auch dieſelbe Leiſtung, obgleich ſie rechtskräftig 
aberkannt iſt, auf Grund anderer Thatſachen immer von Neuem gefordert werden. Des⸗ 
wegen iſt es unzuläffig, die Rechtskraft ganz äußerlich auf den tenor sententiae zu beſchränken, 
der häufig nur auf Zu- oder Aberkennung des Klagobjects lautet. Was rechtskräftig 
wird, das ſind allein die erſten beiden der oben aufgezählten Urtheilsſtücke in ihrer 
Beziehung zu einander, d. h. Thatſachen, in ihrer Eigenſchaft als Vorausſetzungen für die 
Anwendung beftimmter Rechtsfäge feſtgeſtellt. Hierüber allein wird eigentlich durch rich 
terliches Dafürhalten entichteven, während der britte, bispofitive ober imperative Theil 
des Erfenntniffes eine durch die Rechtsordnung geſetzte Confequenz jener Feftftellung if. 
In diefem Sinne ſpricht man von Rechtskraft der Gründe, die fi nicht auf die Erwägungen 
bezieht, die den Richter zu ſeiner Entſcheidung vermocht haben (fubjective Gründe), noch 
weniger auf die dem Erkenntniß beigegebenen mündlichen oder fchriftlihen Motive, fondern 
eben auf jenen die Verurteilung oder Freiſprechung begründenden Inhalt der Entſchei⸗— 
dung felbft (objective Gründe oder Elemente des Urtheil® nah Savigny). Aber auch 
nur fo meit werben bie feftgeftellten Nechtöverhältnifie rechtskräftig, als fie zu dieſer Bes 
grändung wirklich beitragen. Wenn z. B. der Bindicationsbellagte freigefprochen wird, 
weil er bemeift, daß er jelbft Eigenthümer ift, fo wird doch fein Eigenthum nicht rechts⸗ 
fräftig ; fondern nur das Nichteigenthum des Klägers, auf das allein die Freiiprechung 
fih gründet. Eadem quaestio liegt alfo immer vor, wenn über Rechtsverhältniffe auf 
Grund derfelben Thatfachen und Nechtsfäge zum zweiten Mal zu entſcheiden if. Gleich— 
ültig ift dabei, ob im zweiten Proceß daſſelbe genus actionis angewendet ift oder nicht 
(, B. erft hereditatis petitio, dann actio familiae herciscundae, erft negotiorum 

gestorum, dann mandati u. |. w.). Selbftverftänplich iſt mit der Identität des frag- 
lichen Rechts auch die des Rechtsobjects gegeben (idem corpus, eadem quantitas, idem 
jus). Keineswegs aber ift die Identität des Klagobjects erforderlih. Iſt die Klage auf 
das Ganze abgemwielen, fo können nicht mehr die einzelnen Theile gefordert werden. Wenn 
umgekehrt zuerft ein Theil (z. B. eine von mehreren Terminleiſtungen) eingeflagt, bei 
diefer Gelegenheit aber über das Recht auf das Ganze erkannt werden mußte, jo wird 
dadurch jeber fernern Klage auf das Ganze oder einen anderen Theil präjudicirt, ſowohl 
zu Gunſten des Bellagten, als des Klägerd. Dies findet auch Anwendung auf das Ver— 
hältniß der hereditatis petitio zu den erbichaftlihen Singularklagen. Wenn von zwet 
alternativ gefchulveten Leiftungen die Forderung der einen abgewieſen ift, wird aud bie 
Klage auf die andere ausgeſchloſſen. Beſonders wichtig ift der Fall, wenn von zwei 
Rechtsverhältniſſen das eine zu den Bedingungen für die Wirffamfeit des andern gehört, 
aber auch felbftändig geltend merden kann (3. B. Capitalforderung und Zinſenanſpruch, 
Forderungsrecht und Pfandrecht, Eigenthum am praedium dominans und Prädialjervt- 
tut). Unbeftritten iſt, daß die zuerft über das bevingende Rechtsverhältniß getroffene 
Entſcheidung auch für die Geltenpmachung des bedingten maßgebend iſt. Ueber den Fall 
dagegen, wenn bei Einflagung des legteren iiber das bedingende als Incident- oder Prä⸗ 
judictalpunft miterfannt wird, herrſcht weder in den Ausfprüchen der Quellen, nod in 
der Praxis, noch unter den Theoretikern Einigfeit. Vielfach, macht man gegen die Rechtskraft 
der Präjudictalpunfte die Verhandlungsmaxime geltend, wonach bie richterliche Entſchei— 
dung, alſo auch die Rechtskraft, nicht über die Anträge der Barteien hinausgehen dürfe. So 
Pfeiffer, Wegell, Unger n. a. gegen Savigny, Wächter, Keller, Wind- 
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Quellen: D. XLI, 1. XLIV, 2. C.VII, 45. 46. 50—58. X.II, 27. In. VIt II, 14. 
Ciem. II, 11. Preuß. A.L.R. I, 10 8.2. 1,16 8.7. A. G.O. Einl. 88. 65. 66. X 8. 60. 
XIII $. 38. 43. XVI SS. 1.6. XXIV 88. 2. 3. 5. Verordn. v. 1. Juni 1833 $.1 Nr. 3. 
Sächſ. Eiv.G.B. 88. 176. 177. 332. 1006. 1857. 1866. 2320. C. civ. a. 1350. 51. 


Lit.: Kür älteres rim. R.: Keller, Litisconteftation und Urtheil. Better, Proceffua- 
Tide Confumtion. Krüger, Proceſſualiſche Confumtion und Rechtskraft der Erfenntuifle. Für 
heutiges R. vor Allem: Savigny, Syſt. VI. ©. 257—482. Auferdem Wächter, Erörterun- 
gen, Het II. Buchka, Einfluß des Proceſſes. Windfheid, Actio des röm. Eiv.R. 
Endbemann, Princip der Rechtskraft. Unger, Defterr. Priv R., II. ©. 615—676, Foer⸗ 
ſter, Preuß. Priv. R., SS. 55. 56, und Klage und Einrede, S. 178 - 206. Pfeiffer im Arch. 
f. civ. Praxis, Bo. 37 u. 38. . L. A. E. Zimmermann. 


Nechtsfraft (im Strafproceß). I. Wenn auf dem Gebiete des Civilproceſſes das 
Bedinfnig nie verfannt wurde, daß eine Linie gezogen werben müffe, bei welcher angelangt 
der Streit als definitiv gejchlichtet, die richterliche Entſcheidung als unumſtößlich anzufehen 
ft, jo haben auf. dem Gebiete des Strafprocefles zuerft die unmenſchliche Härte, die man 
dem Beichuldigten gegenüber in früberen Jahrhunderten fich erlaubte, und feit dem letzten 
Viertel des vorigen Jahrhunderts die maßloſen Uebertreibungen, welche die Theorie an 
dad fog. Inquiſitionsprincip knüpfte, dahin geführt, dag im Namen der „materiellen 
Wahrheit”, nach welcher der Strafproceß mit allen Mitteln zu ftreben babe, dem Princip 
der Rechtskraft im Criminalproceß jede Geltung abgelprochen wurde. Bon dieſer Uebertreibung 
ft man nunmehr Tängft zurückgekommen, und jest fteht die Frage nur mehr jo, ob und 
in weldem Umfange nach rechtskräftig entichiedener Sache eine Reftitution, eine Revifion 
des Procefjed, eine Wiederaufnahme des Strafverfahrens ftattfinden könne. In dieſer 
Hinficht befteht noch eine große, in der Geſetzgebung fich deutlich manifeftirende Mannig- 
faltigfeit der Anfichten. ALS feftftehend darf nur angejehen werben, daß eine Revifion 
in feinem anderen Falle möglich iſt, als wenn Ausjicht vorhanden ift, daß die Unridtig- 
fat der thatſächlichen Annahmen des Urtheild ſich werde darthun laſſen, während 
ein angeblicher Rechtsirrthum eines feinem Rechtömittel mehr unterliegenden Erkenntniffes 
unbedingt unanfechtbar wäre. Selbſt viefe letztere Grenze ift (mur zu Gunften des An: 
geflagten) in Defterreich dadurch überfchritten worden, daß dem oberften Gerichtähofe 
eine unumſchränkte Reviſionsbefugniß eingeräumt wurde. Auch abgeſehen von diefer Nach- 
tragdverfügung zur Defterr. Str. Pre.O. von 1853 geht dieſes Geſetz in Zulaſſung der 
Wiederaufnahme des Strafoerfahrens weiter, als irgend ein anderes neues Geſetz (etwa 
nod die Altenburgſche Str. Pre.O. ausgenommen): die Wiederaufnahme ob noviter re- 
perta wird zugelaflen zum Nachtheil des Angellagten nicht blos um eine Freiſprechung 
in eine Berurtbeilung umzuwandeln, ſondern auch um die That unter den Geſichtspunkt 
eines firengeren Strafgeſetzes zu bringen; zu Gunften des Angellagten ift fogar Die Mög— 
lichleit geboten, nachträglich befannt gewordene Strafminderungdgrände geltend zu maden. . 
Andere deutfche Gefete ftehen dieſem Standpunkt nahe oder entfernen fich von demfelben 
durch mehrfache Diftinctionen, welche darin beftehen, daß die Revifion zum Nachtheil 
des Angeklagten theils ganz ausgeſchloſſen wird (jedoch nur nad franz. Vorbild ange: 
fihts eines Endurtheils, nicht einer bloßen Einftellung der Unterfuchung), theils an 
genau formulixte Bedingungen gebunden iſt, während anbererfeitE auch die Wieder— 
aufnahme zu Gunften des Angeflagten nicht allgemein wegen neu aufgefundener Be— 
weile, ſondern nur dann zugelaffen wird, , wenn zwei Urtbeile miteinander in un= . 
verfennbarem Widerfpruch ftehen, — wenn die frühere Berurtbeilung durch Meineid, 
Fälſchung u. dgl. erreicht mard — wenn der angeblih Getödtele noch lebt. Vom 
legislativen Standpunft aus Tann die Forınftrenge, mit welder nach englifchem und 
franzöſiſchem Vorbild daran feftgehalten wird, daß der Angeflagte nicht durch eine 
neue Verfolgung bebelligt werben dürfe, nur gebilligt werden. Anders verhält es fich 
‚aber mit der Betonung der formellen Rechtskraft gegenüber der auftauchenden Bermuthung, daß 
em Unſchuldiger verurtheilt worden fe. Hier ift mit der Analogie des Civilproceſſes 
nicht auszukommen, weil bier die Reftitution im Intereffe beider Parteien Liegt: ber 
Staat Hat das größte Intereffe daran, daß ein Unſchuldiger nicht beftraft, ein erheblicher 
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tr. 


Strafurtheil nicht ungeprüft unterdrückt wer 
%e Prüfung hat in England dahin geführt, i 
ngöinftang, zur Revifionsinftany ward, umb 
ie Reviſion in einer freilich noch nicht gemüg 


zu Gunften des Angellagten auf andere W 
!terirt werben, ift auch fonft nicht ganz aus 
neuen Geſetzes, welches eine im Urtheil_vcı 
verbietet (Abſchaffung der Ketten, der Poli 


der Rechtskraft des Strafurtheils gehört 
uen Strafproceßrechts. Wird zunähft Die 2 
elbſt ins Auge gefaßt, fo kann zwar nicht 
ichtes durch bie Rechtäfraft des Urtheils gedeckt 
iſſen, daß ein mit Strafgewalt betrautes, 
ind durch die ausgeſprochene Strafe die Gren 
8 Gericht geurtheilt habe. (Tabei wird fer 
ie Wahrung der Selbftändigfeit, ver inlänbife 
Grenzen gefehen werden milffen). Eine wei 
organg zwiſchen Enburtheilen und anderen € 
ung ıft unbebingt berechtigt, ſofern es ſich 
er führende Enilgeibungen handelt; dieſe hal 
n der Competenz und Sanirung vorgefalle 
zens Verweiſungsurtheilh); Enticheibun, 
Hauptverhandlung einftellen, erwachſen inſof 
ar beim Auftauchen neuen Anſchuldigungsmateri 
Rechtöfraft des früheren Urtheils kann nur gelt 
die neu angeregte Strafſache identiſch ſind © 
vorhanden ſei, wird dadurch erſchwert, daß de 
eranziehung bisher unberuhrier und Ausſcheidu 
eue Geſialt annehmen kann, daß theilbare Fa 
t werben können, daß Thatmomente, die bei | 
ben waren, zur Erhebung einer neuen Anflı 
der bei einem Morbanfall gebrauchten YBaj 
die hieraus entftehenden Fragen find vom Etar 
R der Concurrenztheorie allein gar nicht zu eı 
woceffuale Geſichtspunkt. Wenn bei der erfl 
fcation der Anklage möglich war in dem Ein 
nals Hätte zur Geltung gebracht werden, d. 
gefegt werben können, das fei ein vollſtändig 
ezeichneten Gegenftand ber Verhandlung, bar 
hiskraft entgegen, fofern nicht das Gefeg den Vo 
m Fällen zuläßt und dieſer Vorbehalt ausprii 
tz · Modificationen der Anklage verhindert, def 
nit verändertem Geſichtspuntte erhoben merk 
ntität der Berfonen betrifft, fo wird bara 
ı8 gegen einen Andern ergangene Urtheil gege 
wird mitunter (unfere® Erachtens mit Unrech 
agte die Rechtskraft des im Proceß gegen einen d 
18 Factum ſelbſt negivenden Urtheil® annıfe 
3 ftrafgerichtlichen Exkenntnifje® im Civilproce 
im Civilproceß die That, deren der Angeflag 
iefen anzufehen ift, und daß umgefehrt, mo < 
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fir den Civilproceß darauf ankommt, daß der Angeflagte ein Verbrechen begangen babe, 
ein Gegenbeweis gegen das freifprechende Urtheil nicht zuläffig iſt. . 
Gfgb.: Ueber Wiereraufnahme des Strafverf.: Defterr. Str. Pre.O. v. 1853 88. 365— 
376. 432. Preußen: 88. 151—155 Verorbn. v. 1851 9. 119 Geſ. v. 1852, $$. 418—427. 
Str.Pre.O. für die annectirten Provinzen. Oldenburg. Str.Prc.d. 4. 460 — 467. Bad. 
Str.Bre O. 8. 400 — 411. gefenz armſtädt. Str. PreO. 4. 475 — 496. Würtemb. 


Str.Pre.O. A. 470 - 484. nigl. Sächſ. Str. Pre.O. A. 386—401. Hamb. Str.P. O. 88. 
289 - 296. 

Lit.: Remeis, Die Wiederaufnahme im Strafverf., Erl. 1861. Zachariä, Deutſcher 
Str.Bre., U. ©. 653-685. Planck, Syſtem. Darfi. ©. 121—129. 131— 145. 606 —618. 
Walther, Lehrb. bes baier. Str.Bre., ©. 450 — 476. Deffen Rechtsmittel, U. ©. 118 ff. 
Schwarze, Comment. zur fähf. Str. Pre.O. H. ©. 207 ff. 217 fl. Berner, Non bis in 
idem — in Goltdammer's Ard. III. 472 f. Gerichtefaal, 1866, S. 31 ff. — Glaſer, An— 
Mage 2c im engl. Schmurgerichtsverfahren, S. 96—113. — Helie 88. 173—185. Morin, 

pert. v. Chose jugee, Revision. Journal du dr. erim., 1867, nr. 8424. Mangin, 
Action publique, %$. 37u—441. Borsari, Azione penale, p. 503-575. Trebutien, 
U. p. 589 — 600. 634 — 663. Slafer. 


Necognition bedeutet im Strafproceß die Anerkennung der Aechtheit einer Ur- 
funde oder Der Identität einer Perfon oder Sade. Sie kommt in den verichiedenften _ 
Stadien des Proceſſes vor, in der Borunterfuchung, dem Hauptverfahren, der Erecutions- 
inftanz, bei Berhaftungen und Beichlagnahmen, bei Leichenfchau und Augenſchein, bei Con— 
frontationen ꝛc. Die R. kann von den Parteien oder von dritten Perjonen, von Zeugen, 
Complicen x. ausgeben; je nachdem nimmt fie bald den Charakter eines Geſtändniſſes, 
bald den eines Zeugniffed an. Sofern fie in erfterer Beziehung den Grundjägen über 
Revocation der Geftändniffe unterliegt, ergibt fih, daß ihre Herbeiführung durch Ueber- 
raſchung Des Beichuldigten, welche Inquirentenkunſt mit Vorliebe anftrebt, im Großen und 
Ganzen ebenfo nutzlos, wie unzuläffig ift, zumal im Anflageproceß, wo nur die freiwillige 
R. m der Hauptverhandlung die Bedeutung eines vollwichtigen Geſtändniſſes befigt. Da- 
gegen entfpricht e8 der Richtung des Criminalbeweiſes auf Gewinnung materieller Wahr- 
beit, wenn der Necognoseirende zur Angabe ver Erkennungszeichen und namentlich Zeugen 
zu vorgängiger Angabe derſelben vor der Belichtigung angehalten werden. — Nach 
franz. Recht follen ın der Hauptverhandlung fänmtliche Weberführungsftüde dem Beſchul⸗ 
digten und den Zeugen zur R. vorgelegt werden, nad einer Meinung fogar bei Strafe 
der Nichtigkeit. 

Lit. un Quellen: Bauer, Lehrb. 8% 92 f. 136. 152. Pland, Str.Bef. ©. 240. 
Zahariä, Str.Pre. $. 103. Carnot, De l’instr. crim. H. a. 329. Höchſter, Str.Berf. 
5. 256—261. — C. d’instr. a. 35. 39. 310. 319. 329. Preuß. Crim O. 1805. $$. 340. 
332 fi. Str. Pre.O. 1867.:88. 98. 135. 141 f. 152. 176. 183. 430. Thüring Str.Pre.O. 
A. 86. 125 f. 150. 169. 186. 245. Bad. Str.Pre.D. 88. 122. 142. 144. 189. 

8. Wieding. 

Recognitionsſchein heißt die vom Hypothekenamt ertheilte Beſcheinigung über 
eine im Hypothekenbuche erfolgte Einſchreibung. Im weiteften Sinne fallen darunter 
nicht nur Benachrichtigungen und Abjchriften, ſondern auch Hypothekenſcheine, = Iuftru-. 
mente und andere zufammengefette Urkunden. Ob und in welder Art fie von Amts⸗ 
wegen oder erft auf Antrag zu ertheilen, pflegt nach dem Inhalt der Eintragungen ver- 
ſchieden beftimmt zu fein. Nicht überall aber hat ver Ausdruck Recognitionsſchein jene ums 
faſſende technijche Bedeutung, wie etwa in Baiern, im Köntgr. Sachſen. In Altpreußen 5.2. 
Dat derfelbe eine bejondere Beziehung auf das fog. Recognitionsfyftem. ' Für Die 
jenigen Grundftüde, deren Hypothekenfolium nad nicht bat angelegt („regulirt“) werben 
Eönnen, fei e8 wegen noch ſchwebenden Auseinanverfegungsverfahrens, fei e8 aus fonftigen 
Gründen, werden Anlagetabellen nach Art der Hypothektabellen geführt und darin bie 
Eintragungen bis zur Anlegung des Hypothekenfolii vermerkt. Abſchrift des Vermerks wird 
als Recognition auf die begründende Urkunde gefegt, und dadurch ein Recognitiondz 
ein bergeftellt, welcher dem verbrieften Forderungsrecht die Dinglichfeit und den Alters- 
Vorzug fichert. 
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Beſ. v. 24. Mai 1853 8.17. ® 
Na 7 achfen, Zuf.MinBerorbn. 
14. 191. 


orum. Der erft von Yuftinian 
jet welchen ein Proceß ſchwebt 
Widertlage gegen den Kläger : 
cter Einflagung berfelben die 2 
» gemeinvechtliche Geltung erlan 
8 Mittelalterd mehrfach ausg 
der deutſchen Reichögefeggebung 
'orum reconventionis ift ne, , Ir rn — 
em materiellen Zufammenhange ftehen, nicht einmal, daß fie 
gnen; es wird nur vorausgefegt daß der Wiberfläger ſich 
1e8 Gegners eingelaffen bat, und daß diefe noch nicht zu S 
aſſung nur eventuell erfolgt und mit einer dilatoriſchen Eim 
m bie Haupfflage fpäter aus irgend einem Grunde zuridgemie 
ch fie die bereits anhängige Widerflage zuftändig, aufer w 
age feine Incompetenz herausgeſtellt Kat. Schwebt der Hau 
x Inftanz, fo fann nichtöbeftomeniger noch immer bei dem 
e Wibderflage angebracht werden. AÄusgeſchloſſen ift das for 
dem Nichte der Haupttlage die Gerichtöbarkeit über den Geg 
t, d. 5. wenn eine der beiden Klagen vor das ordentliche, 
egericht mit fachlich beſtimmter Competenz (for. privilegiat 
mö=, Handels-, Berggerichte u. dgl. Wo ferner das for 
ches if, kann feine dingliche Mage reconveniendo erhoben n 
ücks, das nicht im Sprengel des Richters der Hauptjache Li 
!egirte Gerichtöftand des Kläger diefen nicht von der Verpfl 
eine Widerflage vor dem ordentlichen Gericht einzulaffen, m 
r nur für ſolche Bälle zuzugeben, wo jener Vorzug als eine ı 
anzufehen ift (Schriftfälfige), nicht, wo ihm ein öffentliches 
academifhe und Militaͤrgerichte). — Acceſſoriſche Intervent 
onsforum. Uebrigens concurrirt es mit den fonft begrũnde 
jemeinrechtlichen Praris electiv, entgegen der Beftimmung Nov. 
cluſiven macht. 
läßt dieſen Gerichtöftand, trog der fonftigen Ausſchließlich 
ich für dingliche Wiverflagen gegen Ausländer in Betreff a 
Zur Begründung deſſelben verlangt fie Anmeldung der Wit 
gbeantwortung. Letztere Beftimmung hat aud) die Hann. Bre. 
er Proceßart vorausfegt. Sonft fchlieen ſich beide Geſetze 
an. — Die franz. und rhein. Praris_geftattet nur für conı 
elche im C. N. gar feine ausdrüdlide Erwähnung gefunden I 
VII, 45). Nov. 96 c. 2. — Can. 1. C. 3. qu. 8.c. 6 X. (I, 
° (I, 3. — Sädf. gandrecht I, 60 $. 3. III, 12. 79 8.3. Wei 
e. 77 (Gengler). 8.©.D. v. 1555. III, 30. IRA.$. 46. Bre 
nöd. Brc.d. 8. 14. 
Proceßlehrblhern: Sart orius, Lehre von ber Widerflage, ı 
1 Regtsftreitigleiten, $. 11 u. 44. 

LA € Zimmermann. 
su (appellatio oder provocatio tanquam ex abusu, ap} 
gegen einen Mißbrauch der geiftlichen Gemalt ſeitens der Fir 
taatöregierung eingelegte Berufung, um dadurch Abhülfe zu 

in Frantreich, wo er feit mehr al8 300 Jahren in Uebung | 
Ausbildung erfahren, und ift heute auf Grund der Artic] 
ainel X (8. April 1802) dahin geregelt: Er kann erhot 
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werben wegen Anmaßung einer nicht zuftehenden, ober Weberjchreitung ber gewährten 
Gewalt, Zuwiderhandeln gegen die Geſetze und Verordnungen des Staates, Verlegung 
dee durch die in Frankreich recipirten Canones aufgeftellten Grundfäge, Berübung von 
Attentaten auf die Freiheiten und Gewohnheiten der gallicaniichen Kirche, endlich wegen 
jever Unternehmung oder Handlung, welche bei Ausübung des Cultus die Ehre der 
Bürger beeinträchtigen, willkürlich ihr Gewiſſen beunrubigen oder gegen fie in Unter: 
drückung, Beleidigung oder in öffentlichen Scandal ausarten kann. Beredhtigt zur Gel- 
tendmachung ift jede intereffirte ‘Perfon, eventuell mangels eines Privatantrages die Prä- 
fecten. Die zur Entſcheidung competente Behörde iſt — früher waren e8 die Parla- 
mente — jebt der Staatsrath, welder im Wege des Adminiftrativ - Verfahrens, allo in 
geheimer Sitzung und ohne Intervention von Anwälten, verhandelt. Bei gegründeten 
appel fann der Staatörath wohl Abbülfe fchaffen, 3. B. durch Unterdrückung des 
mißbräuchlichen Schriftftiides, Verweiſung der Angelegenheit an das Strafgericht, durch 
Befehl an den Geiftlihen, die verweigerte Handlung vorzunehmen, aber ein Recht, auf 
Strafen gegen die Geiftlichen zu erkennen, befitt er nicht. Andererſeits gewährt aber bie 
franz. Geſetzgebung auch umgelehrt der Kirche und den Geiftlichen den appel, wenn die 
Staatöbeamten die öffentliche Ausübung des Cultus oder die den Geiftlichen durch bie 
Geſetze und Reglements garantirten Freiheiten beeinträchtigen. — In Deutihland 
war zu Zeiten des deutſchen Reichs der Recurs wegen Mißbrauch der geiftlihen Amts⸗ 
gewalt ebenfalld als deutſches gem. Necht anerkannt, indem die Befugniß des Kaiſers, 
gegen denſelben einzufchreiten, auf feine Stellung als advocatus ecclesiae gegründet 
wurde. Die beiden höchften beutfchen Reichsgerichte haben über eine Reihe von folchen 
Kecurjen erkannt, jedoch konnten die Beichwerden much an den Kaifer direct oder durch 
Bermittelung des Reichstages, des Churfürftencollegiumd und der Corpora Catholicorum 
und Evangelicorum gebracht werben. Zur Erhebung des Recurſes war fomohl der 
Verletzte als much der Reichsfiscal befugt. Webrigend war die Anrufung des Kaiſers 
gleihmäßig gegen Mebergriffe der Tatholifchen Kirchenbeamten wie der proteftantijchen, 
namentlich der proteftantiichen Landesherren als Träger der höchſten Kicchengewalt, geftattet. 
Das neuere deutſche Particular-Staats-Kirhenredt, welches bis zu den Be- 
wegungen bed Jahres 1848 die Ausübung der aus der ftaatlichen Souveränetät berfließenden 
Kirchenhoheit von einem mehr polizeilichen Standpunkte aus geregelt und daher ein Syſtem 
von gegen bie Kirche anmwendbaren Präventivmaßregeln ausgebildet hatte, iſt darum in 
Bezug auf den hier in Rede ftehenden Punkt lückenhaft, weil man nach Aufgeben jenes Prä⸗ 
ventivſyſtems es vielfach verfäumt hat, ein genügendes Repreſſivſyſtem gegen den Mißbrauch 
der geiftlichen Gewalt zu entwideln. Das baier. Religionsedict von 1818 88. 52 ff. ge 
ftattet den Genoſſen einer Kicchengefellichaft, welche durch Handlungen der geiftlihen Ge— 
walt gegen vie feftgefegte Ordnung befchwert werden, den Recurs bei der einfchlägigen 
Regierungsbehörde oder bei dem König unmittelbar anzubringen; nach der Entſchließung 
com 8. April 1852 wird e8 namentlih als en Mißbrauch angefehen, wenn die Kirchenbe- 
hörde, ihren geiftlichen Wirkungskreis überfchreitend, über bitrgerliche Verhältniſſe urtheilt und 
in die Rechtsſphäre des Staats eingreift, wenn dieſelbe ein poſitives Staatsgeſetz ver: 
legt, wenn dieſelbe behufs des Vollzuges ihrer Erkenntniſſe fich äußerer Zwangsmittel be 
dient, wenn fie die Beſcheidung im geiftlihen Saden anhängiger Beſchwerden verzögert, 
den Inftanzenzug behindert oder abändernde Erkenntniſſe höherer Inftanzen nicht in Voll- 
zug bringt. Ueber die Necurje befindet das Minifterium des Innern und zwar ber 
Regel nad nur nach Vernehmung der betreffenden geiftlichen Behörden. Daß auch die 
Regierungsbehörden felbft gegen einen Amtsmißbrauch einfchreiten können ift mehr vor- 
ausgeſetzt als ausgeſprochen. Für die oberrheinifche Kirchenprovinz hat das ge 
meinfame Edict vom 30. Yan. 1830 8. 36 „den Geiſtlichen, ſowie den Weltlichen, wo 
immer em Mißbrauch der geiftlichen Gewalt gegen fie ftattfindet, den Recurs an die Yan- 
desbehörden geftattet,” und der gemeinfame Erlaß vom 1. März 1853 hat hierin nichts 
geändert... Fir Würtemberg gilt diefe Beftimmung heut noch unzweifelhaft, da bier 
das Gefeg von 1862, betr. die Negelung des Berhältniffes der Stantögewalt zur katho— 
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ie ihm widerſprechenden früßeren Beſtir 
e Aufjichts» und Schutzrecht fefthält. 
ſt geſchickt gefaßten caſſatoriſchen Ele 
iche Stellung der Kirchen („alle Geſetze 
ı nicht vereinbar find, werden aufgebl „. . ,., , 
; vom 9. October 1860 über die Beftrafung von Amtsmigbräud 
man gerade das Schutzrecht des Staates in fehr entſchiedener We 
Ebenfo entfteht für die früher felbftänbigen Gebiete von Ku 
md Frankfurt a. M., melde gleichfalls zur oberrheiniſchen K 
feit Einführung der preußifgen Berfaffung, welde ai 
t, die Frage, ob jene Beftimmung des Ediets befeitigt it. Da 
erfg. Urk. fein Aufgeben bes ftaatlichen Hoheitsrechtes über die kat 
cdies Feine Autorifation für biefelbe, die Gelege zu verlegen, enth 
cage vereinen müſſen. Ebenſo wie man für Altpreußen fe 
teren Beftimmung die Beſchwerde wegen Mißbrauchs der Amts 
ing Niemandem wird unterfagen können. Freilich ift aber ander 
3 foweit die katholiſche Kirche von dem ihr verfaſſungsmäßig gar 
bftändigen Verwaltung ihrer Angelegenfeiten Gebrauch macht, ı 
h keine Rebe fein kann; und daß bei der Zweifelhaftigfeit der Tr 
ung einem etwaigen Necurfe die Spige abgebrochen if. Die % 
Inigreih Sachſen enthält, ähnlich wie Die älteren Verfaſſun— 
chen Staaten, nur die Vorſchrift: „Beſchwerden über ven M 
ı Gewalt können aud bis zu der oberften weltlichen Staatsbeho 
daß in Defterreich neben dem Concorbat kin R. ab abusu 
), da die Curie im demfelben ſtets eine Verlegung der Selbft 
unden und der Syllabus vom 8. Dechr. 1864 N. 41 von Neu 
'anfpruchte jus appellationis ab abusu verworfen bat. 
:n, Tractat. de recursu ad prineipem; $riebberg in Dove’s ı 
cchenrecht 3, 68. 4, 259. 6, 184. 9, 280. 9, 397. 
v. Hinfhins. 


im Civilprocef). Ob einem Richter für die Behandlung 
gter Rechtsſachen die erforderliche Unabhängigkeit Des Urtheils zu 
er wegen Boreingenommenheit fir einen der ftreitenden Theile 
1g feines Amtes betrachtet werden muß, das ftellen die meiften ( 
eil wenigſtens in das Ermeflen der Parteien ſelbſt. In der Re 
gen Yällen, wo die Parteilichkeit des Richters evident ift (mad) 9 
nur directe Beteiligung ded Richters am Ausgange des Procet 
die Vornahme richterliher Handlungen, pro jure Nichtigkeit eintrei 
ger dringenden Verdachtsgrunden den Parteien das Recht geben, ei 
kein gerechte® Urtheil erwarten zu dürfen glauben, abzulehnen ( 
Bird von dieſem echte fein Gebrauch gemacht, jo iſt jeder fer 
alification des Richters ausgeſchloſſen. Bei den Römern Hat } 
nals auf die rechtſprechenden Magiftrate ſelbſt Anwendung gefunt 
von biefen ernannten Privatrichter, ſeitdem e8 durch die Mitwirtı 
wahl derfelben nicht mehr überflüffig gemacht wurde, namentlich 
und pedanei der fpäteren Raiferzeit. Das can. Recht hat es 
mt, und dieſe Auffaffung ift in Deutſchland gemeinrehtlich gemort 
Anden fei, ift eine von der Gloſſatorenzeit bis auf den Keutigen 2 
je. Nach der von ben Legiften vertretenen Anficht, welche jedoch he 
extheidiger findet, brauchte der Recufant nur im Allgemeinen du 
venzeid zu befräftigen, daß er von dem Richter fein unparteiife 
am gegenüber verlangten die Canoniften die Angabe beftinmter 3 
weit diefelben zu bemeifen feien, darüber find die neueren Anhän 
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dieſer Meinung ihrerſeits wieder uneinig. Ein Theil fordert vollen Beweis und läßt 
das juramentum perhorrescentiae nöthigenfalls als Erfüllungseid zu Geiſe und 
Cropp, Beyer), Andere begnügen ſich mit halbem Beweis, der allenfalls durch den ge— 
nannten Eid allein geführt werden kann (Martin, Wetzell). Die letztere Anficht 
entfpricht allein dem Bedürfniß und jcheint and in der Praxis am meiften befolgt zu 
werden. AS Berdachtögründe kommen bauptfächlich in Betracht nahe Berwandtichaft, 
Schwägerihaft, enges freundfchaftliches Berhältnig mit dem Gegner oder feindſelige Ge= 
finnung gegen den Recufanten; ferner der Umftand, daß ber Richter dem Gegner in dem 
betreffenden Rechtöftreite Rath ertbeilt oder fonftige Dienſte geleiftet, an der Entſcheidung 
derjelben Sache in früherer Inſtanz Theil genommen bat oder in indirecter Weiſe bei 
dem Ausgange des Proceffed irgendwie intereffirt ift, 3. 3. wegen Betheiligung an einem 
ähnlichen Rechtsſtreite. Auch wenn er als Zeuge vernommen werben joll, ift er als ab- 
gelehnt anzufehen. Uebrigens find die Recufatioisgründe keineswegs geſetzlich firirt. — 
Das Ablehnungsgefuh ift vom Kläger nicht fpäter als die Klage, vom Beklagten noch 
vor der Litisconteftation anzubringen, außer wenn der Ablehnungsgrumd erft ſpäter ent- 
iteht oder befannt wird. Weber feine Zuläſſigkeit entſcheidet, wenn Einzelrichter oder fo 
viele Mitglieder eines Collegiums recuſirt werden, daß keine beſchlußfähige Zahl übrig 
bleibt, der nächſt höhere Richter, andernfalls der noch beſchlußfähige Reſt des Collegiums. 
Wird es abgewieſen, ſo hat das bis dahin ſuspendirte Verfahren ſeinen Fortgang. Stellt 
ſich dagegen der Verdacht des Recuſanten als gerechtfertigt heraus, ſo verliert der be— 
treffende Richter ſein Stimmrecht und wenn dadurch das Gericht beſchlußunfähig wird, 
devolvirt ſeine Jurisdiction an den Oberrichter, der jedoch in der Regel Commiſſarien 
ernennt. Alle vom recuſirten Richter vorgenommenen Handlungen ſind nichtig, wenn ſie 
nicht etwa vor dem Vorhandenſein eines erſt nachträglich eingetretenen Verdachtsgrundes 
geſchehen find. Iſt das höchſte Landesgericht recuſirt, jo treten landesherrliche Commiſſa⸗ 
rien an ſeine Stelle. — | 

Nach preuß. Recht begründen directe Betbeiligung des Richter am Ausgange des 
Proceſſes, Bermandtichaft oder Schwägerichaft mit einer Partei bis zum 4. Grade, früher 
in der betreffenden Sache ertheilter. Rath oder abgelegtes Zeugniß, und Theilnahme an 
der Entfcheivung in der Borinftanz, Nichtigkeit des Verfahrens. Wahre Recufations- 
gründe find ausfchließlich Verwandtſchaft und Verſchwägerung bis zum 6. Grade, bevor- 
ftehende Ehe mit dem Gegner, entferntes Intereſſe zur Sache, feindſeliges Verhältniß des 
Richterd zum Recufanten und Berufung auf fein Zeugniß. Im Webrigen ift abweichend 
vom gen. Recht nur, daß Devolution der Entfcheidung an ein vom nächſt höheren Gericht 
bezeichnetes Gericht gleicher Inftanz immer ſchon bei Ablehnung ides Vorſitzenden eines 
Collegiums eintritt. Bür das recufirte Obertribimal tritt der Geheime Juftizrath ein. — 
Die Hannoo. Pre. Ordn. läßt ebenfalls nahe Verwandtſchaft des Richters mit einer Barteı, 
Benennung deſſelben al® Zeugen und Theilnahme an der Entfcheivung in früherer In— 
ſtanz Nichtigkeit des Verfahrens bewirken, und geftattet die R. in 7 beftimmt bezeichneten 
Fällen, die zu beicheinigen, und nur wenn es ſich um Feindſchaft oder Freundfchaft zu einer 
Partei handelt, mit einem bloßen Eide zu erhärten find. An Stelle des abgelehnten Ober- 
Appellations⸗Gerichts benennt der Yuftizmimifter ein Obergeriht. Sonft wie im gem. Recht. 
Nach franz. Recht Hat die Parteilichleit des Richters in keinem Fall aud ohne Rarteiantrag 
Nichtigkeit zur Folge, fondern berechtigt immer. nım zur R. Die Berdachtögründe find 
genau fpecialifirt und geſetzlich fixirt. Bemerkenswerth ift ſonſt noch, daß ein ganzes 
Collegium ſchon dann abgelehnt werben kann, wenn 2, beim Appellgericht 3 Mitglieder 
pefjelben mit dem Gegner verwandt, oder eines felbft Partei und 1, refp. 2 andere mit 
ihm verwandt find. 

Auch die R. des Gerichtsſchreibers ift zuläſſtg. Die Entfcheivung darüber 
fteht dem Richter zu. 

Quellen: 1. 10 D. D: 1). .17D.6, 2). L.1ı 8 11. 1. 


16. 18. C. (3, 1). 1. un. (3, 5). Nov. 53, c. 3. 83, c. 8. 86, 


8.1 D. (49, 4). 1. 12. 
C. II, qu. 5. c. 25. 27. 39. X. (1, 29). c. 18 X. (2,1). c. 10. X. (: 


2. 96, c. 2. — Can. 15, 
( 


2 
C 
X. (2,2. c.4 X. (2, 6). 


grin 

eidun wanewmey apwpsem grow aypaapıma 
‚ wenn bie Partei dies verlangt. — : 
uch von Gerichtsſchöffen und dem 
1e8 ganzes Gerichts ift in der Regel nich 
affen werben, ‚wenn der Borfteher des Ger 


unãchſt ein ähnliches Verhältniß ein, wi 
hatſachen geltend machen, welche fie nad 
geichloffen erſcheinen laſſen. Diefe Thatli 
eder unbedingt die Nichtigleit der Verh 
ir Folge haben, oder nur unter der Beding 
vor Beginn der Auslofung) geltend gem 
ı Ablehnungsrecht in oben bezeichnetem en 
ob der Geſchworne als befangen anzufehen 

An die Stelle diefer Ablehnung tritt 
28 Recht der Parteien, eine geſetzlich beftin 
Gründen) zuriidzumeifen, zu recufiren. 
m den Traditionen des röm. und engl. 
r. rim. Die Gefege beftimmen eine An 
liſte der Seffion bilden (zwiſchen 30 und 4 
seldhe8 dieſe Zahl nicht berabfinten barf, m 
Jefchwornen geſchritten werden foll, die in 
cca 24— 30). Wird num bei der Auslo) 
e gezogen, fo erflärt jede der Parteien, ob 
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den Geſchwornen ablehne. Nach franz. Recht gibt der Angeklagte zuerſt ſeine Erklärung 
ab, nach den neueren deutſchen Geſetzen bat ſich jedoch (mit Recht) zuerſt der Staate- 
anwalt auszuſprechen, Das Ablehnungsrecht der Parteien hat eine Doppelte Grenze: es 
erliicht in dem Augefblid, wo nur mehr zwölf, beziehungsweife fo viel Namen in der 
Urne bleiben, als zur Ergänzung der Zahl zwölf erforderlich find. Werner fteht der 
Anklage und Bertheivigung das Recht auf eine gleich große Zahl von Recufationen zu; 
bei ungerader Zahl Hat die Vertheidigung eine R. mehr. — ft gegen mehrere Ange 
klagte gleichzeitig zu verhandeln, jo können dieſe die Geſammtzahl der der Bertheidigung 
zutommenden Recufationen gemeinfchaftlich ausüben oder ſich in dieſelbe theilen; etwaige 
Differenzen zwilchen ihnen gleicht fodann das Loos aus. (Nach engl. Recht kann da, mo 
die Angeflagten ein Recuſationsrecht [peremtory challenge] haben, eine gemeinfchaftliche 
Verhandlung gegen Mehrere nur ftattfinden, wenn fie fich entjchließen, das Necufations- 
. recht gemeinſam zu üben.) Steht der Staatsanmwaltichaft der Beſchädigte an der Seite, 
jo fann dieſer das Recufationsrecht nur gemeinjchaftlich mit der erften üben; in Frankreich 
fteht jedoch der Civilpartei kein Recufationsrecht zu. — Ein Geſchworner kann nicht 
mehr recufirt werden, jobald der nächſte Name aus der Urne gezogen ift. 

3) Eine fürmlihe Ablehnung des Staatsanwaltes findet zwar nicht ftatt; 
doch ſoll fi) der Staatsanwalt des Einfchreitend in einer Sache, in ber er nicht Richter 
fein dürfte, enthalten, und Tann hierwegen bei deſſen vorgefegter Behörde Beſchwerde 
geführt werben. j 

Lit. u. Oſgb.: Zachariä, Hanbb. des deutſchen Strafprocefied, I. 334—352. Wal- 
tber, Lebrb. des baier. Strafproceßrehts, S. 128, 129, 134 fe. Morin, Repertoire v. 
Recusation. Trebutien, Cours de droit criminel, II. p. 3578. Helie, $. 603. 2ö- 
we, Preuß. Strafproch, S. 46 — 52, 283, 284. — DOppenhoff zu A. V 2a des preuß. 
Bel. v. 26. April 1851; zu 88. 86, 9U—92 der Berordn. v. 1849 u. A. 69 des Gef. v. 1852. 
Breuf. Str Pre.O. v. 25. Juni 1867 88. 24 — 30, 38, 303 — 306. Königl. Sächſ. Bei. v. 
14. Sept. 1868 über Silbung von Gejhwornenliften 88. 38, 42—44; Res. Str. Pre.O. X. 65— 
84. Oldenb. Str.Pre.O. A. 45—52; Gef. liber Bildung der Gefchmornenger. U. 36 — 42. 
Bad. Str. Pre.O. v. 1864 88. 24—38, 47; Gef. Über Bildung der Gefchiwornenliften SS. 27, 
23. Würtemb. Str.Prc.dDd. v. 1868 88. 56-67. Defterr. Str. Pre.O. v. 1853 88. 52—59. 
rl fen-Darmfl. Etr.BreD. U. 69-83; Gef. Über Beihwornenliften A. 32—40. Deiterr. 

ei. v. 9. März 1869 (R. G. Bl. Nr. 32) 88. 24 u. 25. Hamb. Gel. über Gerichtsverf. v. 
30. April 1869 88. 3 u. 22. Glafer. 

Recuſationsrecht (rotum negativum) der Gemeinde iſt in der evangeliſchen 
Kirche das Hecht verfelben, bei der Bejegung der Pfarrftelle durch. das Kirchenregiment, 
ſei es, daß letzteres dieſe allein ausübt oder dabei an den Borichlag eines Patron ge- 
bimden ift, gegen den ihr beftimmten Geiftlichen wegen feines Lebens, ſeines Wandels 
und feiner Lehre Einſpruch zu erheben, und dadurch die Webertragung des Amts an 
den Recufirten zu verhindern. Dieſes auf dem Gebiete der Iutherifchen Kirche ſchon von 
den Reformatoren anerfannte und in einer Reihe von Kirchenordnungen 8 16. Jahrh. 
ebenfalls feftgeftellte Recht ift aber im Laufe der Zeit in einem Theile der deutſchen 
Landestirchen verloren gegangen, fo ift jede Mitwirfung dew Gemeinde bei der Beſetzung 
der Bfarrämter ausgeihloffen in Baiern, Kurheſſen, Naffau, Heſſen-Hom— 
burg, Birkenfeld, Anhbalt-Bernburg und theilweiſe nm Anhalt-Deilau 
und Medlenburg-Strelig. In Würtemberg foll zwar feit 1855 bei Wieber- 
befegung des Amts der Pfarrgemeinderath Aber das Vorhandenfein bejonderer, bei ber 
Belegung der Stelle zu berüdfichtigenver Bebürfniffe und Verhältniffe vernommen werben, 
aber darın liegt fiherlich nicht Da8 votum,negativum anerfannt. Dagegen befteht das- 
\efbe meiftend in Altpreußen (ſ. A. L.R. Th. M. Tit. 11. 88. 325 ff. und wegen 
provinzieller Ausnahmen Sacobfon, Preuß. evangel. Kirhen-R., S. 364), in Han= 
nover (bier Vocationsrecht wie auch fonft wohl genannt, |. Bekanntmachung vom 
7. Juni 1865) und im Königreich Sachſen, wo jedoch der Kirchenvorftand Namens 
der Gemeinde und nicht diefe ſelbſt das Einſpruchsrecht auszuüben hat (Kirchenvorftands- 
Ordn. vom 30. März 1868 $. 25). Berner fommt das votum negativum vor in 
Sacjen Weimar, -Koburg, » Altenburg, Schwarzburg -Rudolftadt und = Sonderähaufen, 
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zur Rechenſchaft gezogen werden“), die Luremburgiſche Verfg. (9. Juli 1848, 
A. 69), die Verfg. des Norddeutſchen Bundes A. 30: „Kein Mitglied des Reichs— 
tages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmung oder wegen der in Ausübung 
feines Berufes gethanen Aeußerungen gerihtlih oder disciplinariſch verfblgt oder font 
außerhalb der Berfammlung zur Verantwortung gezogen werben.” Dieſe aud) für bie 
Mitglieder des Bollparlaments geltende Beſtimmung reprodudrt den A. 4 des von ber 
Frankfurter National= Berfammlung beichloffenen Geſetzes vom 30. Septbr. 1848. — 
2) Eine zweite Kategorie von Berfafiungen läßt die Unverantwortlichleitt der Kammer: 
mitglieder zwar der Regel nach beftehen, macht jedoch von diefer Regel Ausnahmen, ' 
und zwar theils in der Weile, daß von der Nichtverfolgbarfeit nur ausgenommen wer- 
den ſolche Delicte, welche die Verlegung einer Privatperfon enthalten — Helfen -Darm- 
ſtadt (Verfg. Urk. 1820 8. 83), die frühere Kurheſſiſche (1831 $. 87), fowie die frühere 
Hohenzollern = Sigmaringifche Verfg. Urk. (1833 8. 183) — eine Beftimmung, welche in 
der früheren Naſſauiſchen Berfg.Urk. (1849 8. 62) derartig ausgedrückt wurbe, daß 
die Verfolgung der von Mitgliedern ded Landtages in ihrem Berufe begangenen Delicte 
von Staatswegen nicht erfolgen follte —; theils im der Weile, daß außer Privat- . 
delicten auch einzelne gegen den Staat gerichtete Delicte — Aeußerungen hochverräthert- 
fchen Inhalts, Beleidigung der Majeftät und der Regierung, Beleidigungen und Ber- 
leınndungen der Ständeverfammlungen, des Bundestages, und ähnliches — ausgenommen 
wurden. Zu den Berfaffungen der letteren Art gehören: die frühere Hannsöverſche 
Berfg. (1833 8. 110); die Würtembergiihe VBerfg.lirk. (1819 8. 185), die Sach— 
ſen-Weimariſche Verfg.Urk. (1816 8. 68), die Waldeckſche Verfg.Urk. (1852 
8. 68) und die Königl. Sächſiſche Verfg. Urk. (1831 8. 83). (An der Befeitigung 
diefer Beftimmung wird feitens ber fähflichen Kammern zur Zeit — Verhandlungen vom 
18. Januar 1870 — gearbeitet). 3) Die Braunſchweigiſche Verfg. (1832 8. 134) 
und die Berfg. von Reuß jüngerer Linie (1849 8. 111) kennen für die Abgeorbneten 
keinerlei Eremtionen von den Landesgeſetzen. 4) Die Oldenburgiſche Verfg. (1849 
U. 148) geftattet, daß der Landtag ein von einem Abgeordneten in Ausübung feines 
Berufs begangenes Delict, abgefehen von der eigenen förmlichen Mißbilligung, auch an 
die Gerichte verweilen dürfe. 
Lit: & Herrmann, Die Nrafeegptliche Verantwortlichkeit der Mitglieder ber Stände- 
verfammlung (Arc. des Erim.R., 1853, ©. 341 ff.). dv. Bar, Die Redefreiheit der Mitglieder 
efetggebender Verſammlungen mit befonderer Beziehung auf Preußen, Leipz. 1868. 9. 4. 
Babariä, Ueber A. 84 der preuß. Berfg.Ukf. Kein. 1866). Beſchluß des königl. Ober-Tri- 
bunal® vom 29. San. 1866, betr. ben A. 84 der preuß. Verfg Urk. vom 31. Jan. 1850, mit 


einem kritiſchen Commentar verfehen in: Sohn, Kritiken firafrechtlicher Entfcheidungen des 
Dber-Tribunals (Berl. 1866). Strfgb. des Nordd. Bd. $. 11. Sohn. 


Reduction der Geihwornenlifte (im Gegenfate zu der durch Wahl und 
Auslofung bewerkftelligten Bildung der Jahres- und Dienftlifte) ift jener Vorgang, ver- 
möge dejien ein Beamter, kraft des ihm durch das Geſetz eingeriumten Rechtes, aus der 
ihm vorgelegten Lifte eine Anzahl von Namen ftreiht. So wird nad) der Preuß. Teroron. 
von 1849 (SS. 67. 68) dem Schwurgerichtöpräfidenten vom Regierungspräfidenten ein 
Berzeihnig von 60 aus der Yahreslifte herausgezogenen Perſonen überſendet, das er 
auf 36 Namen reducirt. Desgleichen überfendet ihm nad der Str. PreO. für die an» 
nectirten preußiſchen Provinzen (8. 287) der erfte Präfivent des Appellationsgerichts ein 
Berzeichnig von 48 Namen, das er auf 30 reducirt. — Eine andere Yorm der R. tritt 
in Baden ein, mo der Präfident des Kreisgerichtes die Jahresliſte auf 100 Namen für 
jeve Seffion herabfet, worauf dann erft durch Auslofung die Dienftlifte (30 Namen) 

ebildet wird. — Eine ähnliche R. um 1, nimmt in Wärteniberg der Vorſitzende des 

eisgerichss im Verein mit den zwei älteften Räthen vor, worauf erft Die Auslofung 
ber 30. Geichwornen für die Selfion erfolgt. — Nah dem königl. ſächſ. Geſetz vom 
14. Septbr. 1868 ſetzt der Präfident der legten Schwurgerichtsſitzung die Jahreslifte 
auf die Hälfte herab. Glaſer. 


negalien. 


lusdruct „regalia“ hat in den amtl 
juerft findet — dem Concordat von 
ıs von 1158 —, nicht bie techniſe 
en; bort find die den geiſtlichen 3 
die dem König überhaupt (und zu 
Befugniffe fo genannt. Die golde 
Befig des Bergwert-, Ealz= und 
lien” dabei nit, wohl aber geſch 
er Ausdruck ſoviel wie Regierungsl 
iligen Literatur und ähnlich im J. 
indet ſich aber ſchon bei den © 
maiora und minora, wobei es fı 
u rechnen fei; auch der Gattungsbegt 
wein anerkannte Bedeutung. Im 1% 
egalien auf nugbringende Rechte 
: Regalien im eigentlichen Sinne, reg 
Berlihen, unübertragbaren Hoheitsrı 
etwa werben Hoheitsrechte und R. 
792 neben einander genannt. El 
im Wſentlichen von diefer Unterſche 
ez, „werben alle Rechte des St 
daft und deren einzelne Mitgliede: 
oder Hobeitörechte und in nugbarı 
eſetzbuch alle Staatseinkünfte aus de 
ift) und aus dem Staatseigenthi 
nthum (Domainen) oder gemeine 
Ifer des Meeres und die Safen: T 
Tit. 16, — Abfahrts= und Abzug 
7). Die Nubungsrechte diefe 
des Staates nennt dann das Geſet 
Preuß. A.LR. 
: man fich vielfach mit dem ftets f 
zu einem allgemein befriedigenden 
gſtens den Vorzug, daß für fie de 
? zu behandeln, von vornherein geg 
en für den Staat auffafte. Davon 
hiedenſten Vegriffsbeftimmungen. 
salt in Beziehung auf ein Gewerbe, 
den burgerlichen Nahrungszweigen 
R. Erdarbeiten (Bergbau, Förder 
Salpetererde, Goldwaͤſcherei, Jagd 
yprägung, Tabalsbereitung u. f. w. 
Woſt, Zelegraph, Eifenbahn, Pott 
nd eigentliche R. demfelben Begriff 
aft, 1. Ubth. 88. 85 und 166, 
der Hoheitsrecht ift diejenige Befu 
8 feiner Eigenſchaft als Obereigenthi 
en, folgende auf: Bergwerk⸗, Salz 
ihn?, Telegraphen-⸗, Tal Kale 
ſowie endlich das Lotterie-R. (Gru 
Schäffle bezeichnet die R. oder _ .. 
die Regierung vermöge eines die Concurrenz der Bürger aus: 
reiht” und conftatixt ein folches Vorrecht Kinfichtlid, des Betrie— 
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bed von Bergbau, Salzerzeugung, Münze, Tabak, Lotterie, Poſt, Eiſenbahn, Telegraphen 
(Nationalökonomie 8. 277 ©. 533, 2. Aufl.). Andere wieder anders. 

In erheblich ungünftigerer Yage befinden fi die Juriften. Zunächſt iſt die Stellung 
der R. im Syſtem des Rechts fireitig. Sind ſie ftantsrechtlicher oder privatrechtlicher 
Natur? Für jene Spricht der hiſtoriſche Urſprung der R., der ſtaatswirthſchaftliche Zweck 
verjelben und der Umftand, daß eben der Staat das Subject der Berechtigung iſt, — 
für ben privatrechtlicden Charakter dagegen der Inhalt und das Object der R.; fieht 
man legteren Geſichtspunkt als den richtigeren an, jo muß man nit nur die durch Ber: 
leihung eines Regals für den Beliebenen begründete Gerechtigkeit, ſondern das Regal 
jelbft in feiner Zotalität als ein Privatrecht bezeichnen. 

Sodann: läßt fi) der Begriff ver R. überhaupt juriſtiſch confruiren? Man bat 
es in neuerer Zeit geläugnet: das Regal fer kein juriſtiſcher Begriff, es fer unverträglich 
mit der Herrſchaft des Rechtsbewußtſeins. Allein was ift damit fir die Jurisprudenz 
gewonnen? Man tanıı zugeben, daß die Entftehung der R. nicht ſowohl auf die bemußte 
Anerkennung eines Rechtöprinctps, als vielmehr auf zufällige politiſche und wirthichaft- 
liche Verhältniſſe zurädzuführen iſt, — man kann auch zugeftehen, daß, zwar nicht. 
das Rechtsbewußtſein, aber, fo zu jagen, die wirtbichaftliche Erkenntniß Der Fortdauer 
der R. wiberfirebt, — aber man kann doch nicht läugnen, daß die R., jo lange fie 
überhaupt beftehen, als Rechtsinftitute -beftanden haben, als ſolche vom Rechtsbewußt⸗ 
fein, wenn auch oft miberftrebend, anerkannt waren und zur Zeit gemeinrechtlich und 
particularrechtlich noch beſtehen und noch anerkannt find. Sie werben mit der Zeit ganz 
gewiß and dem Privatrecht verſchwinden, aber jo lange fie nicht verſchwunden find, müſſen 
fie auch als Rechtsinſtitute behandelt und juriftifch conftruirt werden. 

Für die Begriffsbeftimmung ift nun anerkannt von der entjchiedenften Bedeutung die 
Gegenüberftellung von Hobeitsrechten und R. Das Unterjcheidende aber ift nicht mur 
der publiciftiiche Charakter der ſog. Hoheitsrechte, auch nidyt nur der Umftand, daß letztere 
weſentlich, unveräußerlih, unübertragbar find, alfo nur vom Staate ausgelibt werben 
dürfen, Jondern das iſt das eigentlih Charafteriftiiche, daß Die Hobeitsrechte nach unferer 
Anfiht vom Staate und der Staatögewalt dem Staate immer zuftehen müljen; fie 
find nicht Befugniſſe, welche der Staat haben kann oder nicht haben Farm, fie find über- 
haupt nicht felbftändig zu denkende Rechte des Staats, jondern fie jind Aeußerungen der 
Staatögewalt und in letzterer jo begründet, wie etwa einzelne Rechte des Eigenthümers 
um Eigenthum enthalten find. Dagegen ift das Beftehen von R. bekanntlich für den 
Begriff und die Wirkfamkeit der Staatögewalt unerbeblih — ſelbſtrerſtändlich aber nur 
in ſtaatsrechtlicher Beziehung — und die Aufgabe derſelben ſeitens des Staates durch⸗ 
aus gleichgültig ; eben deshalb kann auch die Ausübung eines Regals auf andere übertragen 
werden. Nicht minder wichtig iſt es aber, die R. von andern Vermögensrechten des 
Staates — zufälligen, wie man jest jagt, 3. 3. an Domänen, Forften u. ſ. w. — 

o genau zu trennen; fie unterſcheiden fich von letzteren zunächſt binfichtlih der Möglichkeit 
des Erwerbes, injofem die der Regalität unterworfenen Objecte überhaupt nicht ohne 
Verleihung der Staatögewalt erworben werden können; ſodann Hinfihtlih des Grundes 
der Zuſtändigkeit: der Staat erwirbt die R. nicht, Ivie etwa das Eigenthum an Domä- 
nen, nach den Grundſätzen des Privatrechts, ſondern fie ftehen nach dem Rechte des be= 
treffenden Landes dem Staate als folhem zu; endlich in Beziehung auf den Inhalt des 
Rechts: denn das aus dem Regal fich ergebende Recht ift nicht als eine einzelne Berech⸗ 
tigung, fondern als die ausſchließliche Möglichkeit, überhaupt Rechte Hinfichtlich der regalen 
Dbjecte zu erwerben, zu qualifictven. Aber weder in der Geſetzgebung, noch in der Lite— 
ratur, noch bei der Rechtiprechung find dieſe Grenzlinien immer beobachtet worden und 
ſo iſt &8 gefommen, daß vielfach Hoheitörechte oder zufällige Vermögensrechte des Staates 
als N. bezeichnet und behandelt wurden; Nutzungen aus der Juſtizverwaltung 3. B., Das 
Recht ferner auf herrenloſe Güter, die Zollgerechtigfeit gar, find feine R. und werben 
im A. L.R. doc als ſolche angefehen. In ven Barticularrehten ift die Zahl der R. fehr 
verſchieden angegeben; dies erflärt ſich zum Theil eben aus ber erwähnten Verſchiebung 
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auch baraus,. daß nad den Landesrechten bald meh 
alität unterworfen find. ft doch felbft die Zahl ver 
nt 3. B. Gerber mit anderen Schriftftellern deren v 
öffentlichen Fluſſen, Jagd-, Berg> und Salinen=, P 
tößere, andere eine geringere Zahl, wie z. B. einer 
fen Gegenftand (Boehlau) die Exiflenz nur zmeier 
ıl) behauptet und alle font genannten als auf den - 
‚nde Befugniffe bezeichnet. 
die Richtung unferer Zeit der fortdauernden Anerfenm 
int mit der Forderung nad, wirthſchafilicher und gem 
nad volllommener Rechtsgleihheit auf der andern S 
t ſich die ausfchlieglihe Möglichkeit de8 Erwerbes gewi 
Unterthanen am deren Ausubung ganz verhindert ı 
angten ftaatlichen Conceffion abhängig madt. Und m 
Intereſſe hat, die Einnahmequellen, melde ifm aus 
bt verfiegen zu laſſen, fo werben ſich ohne Frage üben 
diellen Intereffen zu wahren, ohne die grundherrſchaftlic 
hınft zu conſerviren. Das Jagdregal ift feit zei Dec 
ang des Bergregals ift der größte deutſche Staat ebenfi 
jren vorgegangen, da durch das Preuß. Allg. Beragei. 
!anıen der Bergregalität Bejeitigt find, mie dies am Tin 
Das jüngfte der R., das Poftregal — der Inbeg 
in Anfprud) genommenen Beförderungsrechte —, ‚ifta 
nz dieſes Regals, weldes fi in dem vom Stante au 
aus vollswirthſchaftlichen Gründen Iebhaft befämpft m 
nat jedes ausfchliegliche Poſtrecht aufgebe und eine um 
Allein abgefehen von den grade hier ſehr ſchwer mieg 
men doch auch noch andere Rüdfichten in Betracht, wel 
' in feiner Totalität ſprechen. Einen glüdlichen Ausn 
weſen des Nd. Bundes vom 2. Nobbr. 1867 getroffe 
| für Beförderung der Perfonen, bejeitigt ihn gän 
3 von Sachen und Geldern, und läßt ihn nur fortb 
und Zeitungen politiihen Inhalts. 
und Binfichtlic, der Rechtsverhäftniffe, welche fih aus t 
ivatperſonen ergeben, ift auf die betreffenden Abſchnitte 
dechtsgeſchichte, des Staats- und Privatrechts zu verweifi 
ide Literatur. 
zur Lehre von ben Regalien, Münden 1642; A. Zach 
ınb das Salgregal indbef. in der Zeitfähr. für Gau Rei 
BEpfL: Hobeitßrehte in Weißte® Keihtsler. V. 5.321 fg 
ne et de salinarum iure regali, 1855; Straud: üt 
7, Sy 1805; Mc dab preuß. Wehe inödef. vgl. Düßber, 
ER. in der Zeitichr. für wiſſen ſchaluliche :arbeitung d 
FSrantlin 
Die Minderjährigfeit des Monarchen macht nach all 
ſetung eines Reichsverweſers Regenten, Regierungsvo 
Je Functionen des minderjährigen Souveräns auszuüb 
die deutſchen Verfaſſungen darüber nichts beſagen, eiı 
enn der letzie Throninhaber ohne fucceffionsfähige Descer 
angere Wittwe hinterläßzt, bzw. wenn der nã— 
ber mit Hinterlaſſung einer noch beim Tode des Le 
irbt. Endlich Tiegt die Nothwenbigfeit einer Regentſcha 
varch auf fo lange Zeit — nad) ber Baier. und mürtent 
Führung der Regierung gehindert ift, daß die Regierung? 
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geſchäfte zu ſtocken beginnen, weil die nur unter perſönlicher Mitwirkung oder Initiative 
des Souveränd möglichen Regierungshandlungen nicht vorgenommen werben fünnen. Eine 
ſchwere geiftige oder körperliche Krankheit, welche dem Souverän die Ausübung der ihm 
zugewieſenen Functionen unmöglich macht, führt daher wie in den älteren, fo auch in den 
neueren deutſchen Berfafjungen zu der Einfegung einer Regentichaft. 

Dagegen differiren die früberen Beftimmungen über die Wirkungen der geiftigen 
oder förperlichen Regierungsunfähigkeit des zur Thronfolge berufenen Agnaten von den 
einfchlagenden Sägen der gegenwärtigen Berfaflungen. Wie nämlich der Sachſenſpiegel 
und das longobardiſche Lehnrecht den nächftberufenen, aber zum Lehndienſt unfähigen, 
tauben,, ftummen, blinden, lahmen oder mit ſonſtwelchem körperlichen Mangel behafteten 
Agnaten des letzten Bafallen wenigftend dann, wenn er mit diefem Gebrechen geboren 
war, von der Lehnsfolge und damit auch von der Eucceffion in die Landeshoheit aus- 
ſchloß, ſo beftimmte auch die Goldene Bulle, daß Wahnſinn, Blödſinn oder ein fonftiger 
Fehler, welcher die Führung der Herrihaft unmöglich madt, an der Succeffion in den 
Kurfürftenthümern hindern ſolle. Während alfo das frühere Recht den bei dem Anfall 
des Succeſſionsrechts in Folge eined unbeilbaren geiftigen oͤder körperlichen Gebrechend 
regierungsunfähigen Agnaten zu Gunſten des ihm zunächftftehenden regierumgsfähigen 
Agnaten überging, laſſen die deutjchen Berfaffungen der Gegenwart felbft bei vollftändiger 
Unbeilbarfeit des Gebrechens, welches den Thronfolger regierungsunfähig macht, Doch nur 
eine Regentjchaft eintreten. Welche geiftigen oder Körperlichen Fehler hierzu Veranlafjung 
geben Eönnen, ıft regelmäßig in den Berfaflungen nicht geſagt; doch war fchon zu Reichs— 
zeiten zwetfellos, daß nicht mehr der Standpunkt des Feudalrechts, ſondern derjenige der 
Goldenen Bulle, nach welcher die Fähigkeit zur Führung der Regierung ausjchlaggebend 
fein fol, das deutſche Staatsrecht beherriche. 

Scließlih ift bei einer ihrem Weſen nach nur vorübergehenden Verhinderung des 
Monarchen an der Führung der Regierung, wie bei einer acuten Krankheit, Abweſenheit 
auf Reifen u. dgl. die Einjegung einer Stellvertretung des Monarchen nad en 
Berfaffungen (Baiern, Sachſen, Oldenburg) nothwendig, nach feiner unmöglih. Erſcheint 
aber eine auf Zeit ertheilte Erweiterung der Befugniffe des Kronprinzen oder des Mi: ' 
niſteriums, bzw. die Hebertragung wichtigere Regterungshandlungen auf einen Agnaten 
des regierenden Hauſes oder eine andere Perſon nicht mehr ald genügend, um die un- 
mittelbare Theilnahme des Monarchen an der Regierung zu erjegen, bzw. entbehrlich zu 
machen, fo ift nur die Einfegung einer Regentichaft verfaſſungsmäßig zuläjlig. 

Die Perfönlichteit Des Regenten ift in den verſchiedenen Verfaſſungen verſchieden beftimmt : 
in einzelnen Staaten, wie Batern, Altenburg, Braunſchweig, Coburg-Gotha, bat der Monarch 
das Recht, einen Regierungsvormund für den Thronfolger aus der Zahl der volljährigen 
fürftlihen Agnaten frei zu wählen; in Oldenburg wählt ver Monarch den Negenten fogar 
vollkommen unbeichränft, tft aber ebenfo wie in Coburg: Gotha an den Eonfens der Yand- 
Hände gebunden. In anderen Staaten, mie Preußen, Sachſen, Würtemberg, muß die Re— 
gentſchaft ſtets, alfo ohne jede Nücficht auf den Willen des legten vegierungsfähigen ober 
des jetzigen regierungsunfähigen Souveräng, auf den nächften vegierungsfähigen Agnaten über- 
gehen, welcher das für die Volljährigkeit des Souveräns feftgeftellte Xebensalter erreicht 
hat, follte auch ber Volljährigfeitötermin der Prinzen des regierenden Haufes auf ein 
ſpäteres Lebensalter feftgefegt fein. Einzelne Berfaffungen geben für den Fall, daß eine 
Beſtimmung des letzten Monarchen über die Perfon des Negenten nicht vorliegt, zunächſt, 
d. 1. vor allen Agnaten, der Mutter oder väterlichen Großmutter des minderjährigen Thron= 
folgers, wenn fie fich nicht wiederverherrathet haben, ein Recht auf die Regentſchaft — 
Altenburg, Coburg: Gotha, Reuß j. L. Andere Staaten — Oldenburg, Baiern, Witr- 
temberg u. a. — geben der Mutter, bzw. väterlichen Großmutter die Regentichaft nur 
beim Mangel eines volljährigen regierumgsfähigen Agnaten, während in anderen Staaten 
— Preußen und Sachſen — die Frauen ſchlechthin von der Regentſchaft ausgeſchloſſen 
jind, beim Mangel eines vegierungsfähigen Agnaten fomit durch ein befonderes Geſetz ein 
Regent beftellt werden muß. Iſt nun aber ein ſolches unter der Herrichaft des Testen 
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Stande gekommen, fo lann bei 

derzeitigen Souverãns fein Negentjqartogereg gegeven weroen, v 
en von Seiten des Monarchen been Negierungsfähigkeit zur % 
dieſem Falle ift daher in der braunſchweigiſchen und preufilchen 2 
eines Regenten dem Landtag zugewieſen und zwar bat diefelbe 
ex Sitzung beider Häufer zu erfolgen. Zu biefem Zmede muß das di 
deſſen mit der Regierung betraute Staatöminifterium fofort nad 
minderjährigen Thronfolger® oder nad} dem Eintritt der dauernden 2 
enden Eouveränd den Landtag berufen, welcher zuerft über die N 
itſchaft zu entſcheiden und hierauf die Wahl vorzunehmen hat. 9 
ıffung gebt, wenn weder ein volljähriger regierungsfähiger Agnat 
Bittwe des Vorgängers am Leben ift, auch ber legte Monarch 
enten feine Beſtimmung getroffen hat, die Regentſchaft auf den e 

Uebrigen8 verliert nad) der richtigeren Anfiht der gewählte 
ifene Regent die Regentſchaft, ſobald ein Agnat des fürſtlichen Ha 
eicht und damit fähig wird, ſelbſt Regent zu fein. 
tt einer Regentſchaft einleitenden Handlungen find nad; den verf 
verſchieden: Regelmäßig ift hierzu, fofern es ſich nicht um die 
er Minderjährigfeit des Souveräns handelt, audy nicht eine verfaſſu 
mung des legten Monarchen vorliegt, ein von den Lanbftänden 
uß des aus den volljährigen Agnaten des regierenden Haufes, wohl 
mãchſt zur Regentihaft Berufenen (Winterberg, Sachſen. Olvent 
bildeten Familienraths nothwendig. In Preußen und Baiern dag 
äßig berufene Agnat berechtigt, aus eigener Initiative bie Regent] 
nngleich ſelbſtwerſtändlich unter Mitwirkung des verantwortlichen 
inung jedes Regierungsacted nothwendigen Staatsminiſteriums. 
a unverzüglich vom Regenten zufammenberufen werden, um — 
198 — in vereinigter Sigung über die Nothwendigkeit der Re 

Dod Tann den Kammern das Recht, die Nothwendigkeit der 
en, nicht bei der Succeffion eines minderjährigen Herriders, fon 
wenn es ſich um die geiftige oder körperliche Regierungsfähigkeit 
denn die Verfaffung ſelbſt tnupft Die Regierungsfäbigteit jede Souwe 
ines beftimmten Alters, und nicht ein einfacher Beſchluß der 2 
x eine von biefen beichloffene und vom Regenten genehmigte 
inte den minderjährigen Monarchen fon vor dem verfafjungsmäi 
: für volljährig erklären. Nur die altenburgifche Verfaſſung .i 
rtung der Stände nicht gebundene, Bolljährigfeitserflärung des 1 
ch den Senior des ſächſiſchen Gefammthaufes aller Linien. 
bernimmt die Führung der Regierung erft nad) Ableijtung des im 
Baiern, Heflen= Darmftadt, Preußen, befonderd formulirten We 
3 regelmäßig vom Souverän zu leiftenden Verfaſſungseides ober 
diefer Eidesleiſtung hat das Staatsminiſterium die Regierun 
zu den Eid over das Verſprechen zu leiften, ift ald Verzicht 
uſehen. 
re des Regenten iſt verſchieden beſtimmt; in einzelnen Ländern, 3 
: alle Befugniſſe des wirklichen Souveräns; in anderen, z. B 
iitive Beſetzung erledigter, ſowie die Begrundung neuer Aemier, 
oxnahme von Verfaſſungsänderungen auch auf verfaſſungsmäß 
entweder ganz unterſagt oder an den Conſens eines meiſt aus 

beſtehenden Regentſchaftsraths Baiern), bzw. des aus ben | 
jildeten Familienraths (Sachſen) gebunden oder endlich nur für 
ft gültig (Würtemberg). Im einzelnen Ländern ift dem 
dem Regentſchaftsrathe in jeder wichtigen oder ſchlechthin in jeder 
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gierungsangelegenheit zur Pflicht gemacht. Der Regent ift überall, obgleich dies in ben 
meisten Berfaflungen‘, auch der preußifchen, nicht außgeiprochen ift, unverantwortlich und 
zwar nicht blos für die Dauer der Regentſchaft. Die Gültigkeit feiner Regierungshand- 
lungen wird nad den für die Gültigkeit der Handlungen bed Souveräns aufgeftellten 
Beftimmungen beurtbeilt. 

Die Erziehung des minderjäßrigen Monarchen ift der Mutter, bzw. der väterlichen 
Großmutter (Baiern, Sachſen u.a.) oder dem privatrechtlichen Vormunde überlaffen, regel- 
mäßig unter Aufficht des Negenten, wohl auch des Regentſchaftsraths (Sachſen, Wirtem- 
berg). In einzelnen Berfafjungen darf der Regent nicht zugleich Vormund des minder- 
jährigen Souveräns fein, außer wenn die Mutter oder Großmutter die Regentſchaft führt 
(Obenburg): In anderen ift die Verbindung beider Aemter ausdrücklich geftattet (Alten- 

urg, Coburg-Gotha). Meiftens, z. B. auch in Preußen, kann der privatrechtliche Bormund 
für den minderjährigen Souverän durch teftamentarifcde Verfiigung des Testen Monarchen 
ernannt werben. 

Die Regentihaft ift beendigt, fobald der Souverän volljährig, bzw. regierungsfähig 
geworden. Ueber die Frage, ob die Regentſchaft wegen eingetretener Regierungsfähigkeit 
des geiftig oder körperlich kranken Souveränd aufgehoben werden folle, muß in derſelben 
Weiſe wie über die Einfegung der Regentichaft bei überkommener Regierungsunfähigfeit 
entſchieden werden: e8 haben alfo entweder die Landſtände über einen vom Regentſchafts- 
rathe gefaßten Beſchluß fich zu entfcheiden, oder der Negent bat ihnen die Frage nach ber 
Nothwendigfeit der Fortdauer, bzw. nad der Möglichkeit der Aufhebung der Negentfchaft 
zur Entſcheidung vorzulegen. . 

Duellen: Sacdfenfpiegel I. A. 4. II. feud. 36. Aurea Bulla Cap. 25 $. 3. Baiern: 
Berfg.Urf. Tit II. 88. 9—22. Sachſen: Berfg Urk. 88.9 15. Preußen: Verfg. Urk. X. 5658. 
Würtemberg: Berig Url. 88. 11—17. Altenburg: Staatsgrundgef. $$. 16—17. Coburg-Gotha: 
Staatsgrundgef 88. 12-18. Braunſchweig: Neue Landſchafts⸗Ordn. 88. 16—22. Oldenburg: 
Rev. Staatsgrundgef. A. 16. 20—28 u. a. 

Lit.: Außer den ſyſtemat. Darftellungen bes deutſchen Staatsrechts vgl. R. v. Mohl, 
Staatsrecht, Böllerreht und Politik, Bd. 1. ©. 114—206. Kraut, Die Vormundſchaft nad 
den Grundfägen des deutſchen Rechts, Bd. III. S. 111—216. Preuß. Jahrbb., herausg. von 
R. Haym, Br. II. ©. 351. 438 ff. v. Rönne, Staatörecht der preuß. Monarchie, 3. Aufl. 
Bd. I. Abth. 1. ©. 154. 155 — 160. 489 —495. H. Schulze, Preuß. Staatsrecht, Abth. 1. 
©. 193. 194. 211 - 228. R. v. Mohl, Staatsreht des Königr. Würtemberg, 2. Aufl. Bd. I. 
©. 237—311. J. Pözl, Lehrb. des baier. Verfafſungsrechtes, 4. Aufl. S. 858 — 895. 

' % Brodhaus, 

Negredienterbin. Das deutſche Erbrecht Hatte fchon im fpäteren Mittelalter 
die Töchter nicht mehr zu Gunften der Söhne von der Erbfolge in Stammgüter ausge- 
Ihlofien, und vom 16. Jahrh. au war in Deutichland unter dem Einfluffe des röm. Rechts 
bie Anſicht zur allgemeinen Herrihaft gelangt, daß das Erbrecht wenigftend hinſichtlich 
aller Allovialgüter überhaupt einen Borzug des Mannditammes vor den Frauen nicht 
kenne. Da nun aber der Vorzug des Mannsftammes innerhalb der reichsſtändiſchen 
Häufer zur Erhaltung des Familienglanzes nötbig ſchien und deshalb überall da, wo er 
fih nicht herkömmlich behauptet hatte, wieder bergeftellt werben follte, To bediente man 
fih zum Zwecke der von dem Rechte nicht mehr geforderten Ausfchliegung der rauen 
eines befonderen Recht sgeſchäftes: man veranlagte nämlich die Töchter der beutfchen 
hochadligen und reichBritterfchaftlichen Häufer, das ihnen zuftehende Erbrecht Durch aus- 
drüdliche, meiſtens eidliche Erbverzichte entweder definitiv für fih und ihre ganze Descen- 
denz zu bejeitigen over doch bis zum Erlöſchen des Mannöftammes — bi8 auf der 
ledigen Anfall — zu ſuspendiren. Starb hierauf die männliche Linie aus, fo war die⸗ 
jenige Frau, bzw. die Linte derjenigen Frau, welche bei der erft eingetretenen Concurrenz 
mit einem männlichen Erben unter dem Vorbehalte des ledigen Anfall auf ihr Erb— 
recht verzichtet hatte, ſucceſſionsberechtigt: die Regredienterbin. 

Nachdem aber aus dem im 14. Jahrh. zuerſt hervortretenden Beſtreben, die 
Stellung der hochadligen Häufer durch das Zuſammenhalten der in ihrem Beſitze befind- 
lichen Güter zu fidern, eine befondere durch Hausgeſetze und Obſervanzen feftgeftellte 
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ein Dritter für den Bürgen gezahlt bat u. ſ. w., 1 10 8. 13. 1. 12 pr. SS. 1. 2. 
D. mand. Außer ven biöher beiprochenen birecten Klagen bat aber der Bürge in allen 
Fällen auch noch indirecte Mittel des R. dadurch, daß er nom Gläubiger gegen Zahlung 
die Abtretung der diefem zuftehenden Rechte gegen den Hauptichuldner erzwingen kann 
(beneficium cedendarum actionum), 1. 36 D. de fidej. XLVI. 1. 195 8. 11 D. 
de solut. XLVI. 3. nov. 4. e. 1. a diefe Rechtswohlthat iſt allmälig dahin er- 
weitert worden, daß die Zahlung von Seiten des Bilrgen ftilliehweigend als Kauf der 
Hauptforderung behandelt und dadurch auch ohne befondere Ceſſion das Klagrecht des 
befriedigten Gläubiger erworben wird. Arg. 1. 28 D. mand. 1. 36 D. de fidejuss. 
Arndts Lehrb. 8. 356 Anm. 2. Seuff. Arch. VII. 313. Oeſterr. G.B. $. 1358. 
Preuß. A. L. R. $. 338 fi. I. 14. Dawider freilich wegen 1 76 D. de solut. Puchta, 


Band. 8. 405. Seuff. Arch. XII. 117 u. a. m. Uebrigens verfteht fih, daß auch 


gegen die cedirte Klage der Hauptſchuldner den Einwand behält, daß die Verbürgung in 


rem suam oder animo donandi eingegangen fe. Neben dem Hauptfchuldner ift dent 


Bürgen auch fein Mitbürge vegreßpflichtig, zwar nicht regelinäßig als folcher, 8. 4 Inst. de 
fidejuss. 1. 39 D. eod. J. 11 C. eod. VIII. 41. . Seuff. Arch. XVIL 39, wohl aber 
mittelbar, infofern der ausgeflagte Mitbürge von dem Gläubiger Abtretung feiner For- 
derung erlangt bat; 1. 17. 1 36. 1. 41. 8. 1. D. de fidej. 1. 11. C. eit,, und zwar 
dann bis zu dem Betrage, den auch der Gläubiger von dem Negrekpflichtigen hätte ein- 
ziehen können, abzüglich der auf den Negreßnehmer felbft fallenden Quote, Seuff. Arch. 
XVII. 144. Doch ift daber beftritten, ob der Bürge vom Gläubiger diefe Abtretung 
erzwingen kann oder nicht. Für die Verneinung ohne Grund Savigny, Oblig. R. I. 
&.273. Ueber alle diefe ragen Girtanner, Bürgihaft, S. 211 ff. 248 ff. 418 ff. 
533 ff. II. Der R. eines Geſammtſchuldners gegen die übrigen. Ein Correal- 
ihuloner, der dem Gläubiger das Ganze geleiftet hat, kann von ven übrigen verbältnif- 
mäßigen Erfag nur dann begehren,. wern das Rechtsverhältniß, welches ihrer Geſammt⸗ 
verpflihiung zu Grunde lag, einen folgen Anfpruch gewährt; fonft nit. ALS Nechts- 
verhältnifje diefer Art laſſen fich denken Societät, Auftrag, Gelhäftsführung und grund- 
loſe Bereicherung, womit fi denn von jelbft auch die Regreßklagen beitimmen, 1. 62 D. 
ad leg. Fale. XXXV. 2. 1. 2 C. de duob. reis: VII. 40. Zugleich hat in ſolchen 
Fällen der zahlende Correaljchulpner auch das beneficium cedendarum actionum da— 
bin, daß der Gläubiger ihm feine Klagen gegen die Mitfchuloner abtrete 1. 47 D. 
loe. XIX. 2. 1. 13. C. de loc. IV. 65. Seuff. Arch. XX. 21. Bangerow, 
IH. 8. 573 Anm. 3 (S. 75). Dagegen ift es unridtig, mit Savigny, OBER. I. 
S. 226—278 zu behaupten, daß das benef. ced. act. wie dem Bürgen, fo auch dem 
Correalſchuldner als ſolchem zufomme, und daß fogar eventuell aud ohne Ceſſion der 
zahlende correus gegen die übrigen eine actio utilis zum Zwecke des R. anftellen 
inne. Dies wird auch durch 1. 65 D. de eviet. XXI. 2 nicht erwiejen und iſt gründ- 
lich widerlegt von Bangerow a. a. DO. Bei bloßen (nicht gemeinfchaftlichen) Soli- 
darſchulden findet umgekehrt ein R. regelmäßig ſtatt. Denn bier hebt ver zahlende 
Schuldner mit feiner Obligation zufammen immer aud die felbftändige Verpflichtung ber 
übrigen auf. Daher muß ihm entweder actio negotiorum gestorum contruria oder 
die Klage des Gläubigers kraft ausdrücklicher oder fingirter Ceſſion auf theilweiſen Erſatz 
gewährt werden Nur wo die Solidarobligation durh Delict begründet war, Tann vom 
Erwerbe eines Regreßanſpruchs aus demfelben feine Rede fein. 1.1 88. 13. 14. D. de 
tut. et rat. distr. XXVU. 3. 1. 30 D. de neg. gest. III. 5. 1. 2 C. de contr. 
jud. V. 58. Bangerow, III. 8. 573 Anm. 3 (©. 73). Unter den neueren Ge— 
fegbüchern, welche folidarifche und Correalobligationen nicht unterjcheiven, hat das preuß. 
den R. grundfäglih anerfannt ($. 445 A. L.R. I.5). Das fächl. dagegen ($. 1036) 
außer im Falle einer Gemeinfchaft oder eines Auftragsverhältniſſes verworfen. III. Son 
flige Fälle, in denen man von R. eines Schuldners redet, bilden der Anſpruch des 
Käufers wegen Entwährung (ſ. d. Art.); ſowie auch der des Mandatars und Gefchäfts- 
führer auf Schadenserſatz. IV. Bon dem R. eines Gläubigers fpriht man im 
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Relevanzbeicheid, im gem. Civilproceß eine Verfügung des Oberrichters, welche 
derfelbe auf die eingelegte und gerechtfertigte, formell ſtatthafte Appellation hinſichtlich 
ihrer materiellen Begründetheit, aber ohne ein weiteres, namentlich zweiſeitiges Verfahren 
in der Appellationsinftanz erläßt. Particularrechtlich (jo 3.8. in Sachſen-Weimar) wird 
das Wort auch gleichbedeutend mit Productionsbefcheid gebraucht, alſo Darunter das bie 
Beweis = Antritts = Verhandlungen abfchliegende Urtheil verftanden, welches fich iiber Statt- 
baftigteit, reſp. Unzuläffigfeit der erfolgten Beweisantretung, die Faſſung der Beweisartikel, 
die Beweiseinreden u. |. w. bei ımter den Parteien ftattgehabtem Streit ausſpricht. Die 
Befugniß des Oberrihterd in der erfigedachten Weite, ohne worgängige Geſtattung des 
Gehörs an den Appellaten zu verfahren, hat der gem. Proceß an Das can. Recht an- 
gefnäpft und mit dem Grunde, daß unnüte Proceduren in der Appellationsinftanz ſoviel 
wie möglich vermieden werben jollen, gerechtfertigt. Ein ſog. confirmatorifcher R. oder 
Rejectorialbefcheidv, d. h. Berwerfung der Wppellation,” fol dann ftattbaft fein, wenn der 
Appellant früher vollftändiges Gehör genoffen und auch feine Möglichkeit für den Appella- 
ten da ift, der Appellation vermöge bes ihm zuftehenden beneficium adhaesionis ſich 
ſeinerſeits anzufchließen. ALS Borausjegungen des fog. reformatoriſchen R., der einfeitigen 
Abänderung des früheren Urtheils auf die Bitte des Appellanten zum Nachtheil Des 
Appellaten,, werden außer der vollſtändigen Eruirung des Factums angegeben: 1) bloße 
unrihtige Subfumirung des letzteren unter das Geſetz ſeitens des Unterrichters, 2) Sicher⸗ 
beit, Daß der Appellat das vorige Urtheil nicht durch zuläfftge Nova werde rechtfertigen 
Einen, 3) Mangel jeitend des Appellanten angegebener Nova und 4) Unmahrfcheinlich- 
fett der Geltendmachung des benef. adhaesionis durch den Appellaten. Da bie Aus- 
übung der erwähnten "Befugniß des Oberrichterd ſomit an eine oft trügerifche Wahrfchein- 
lichkeitsabmeſſung gefnüpft ıft und diefelbe leicht zu einer Verlegung des Grundſatzes Des 
beiberfeitigen Gehoͤrs führen kann, jo haben einzelne Pre. Ordnn. (3. B. die Lippe'ſche von 
1859) die eimfeitige Reformation untergerihtlicher Erfenntniffe, alſo den Fall, wo bie 
Mißlichkeit dieſes Verfahrens am fchärfften heroortreten kann, verboten. Diejenigen Bre.- 
Ordnn., welche wenigftens nach ftattgehabtem Schriftenmechlel ein mündliches Verfahren 
zur Auseinanderfegung der rechtlichen Yage der Sache geftatten (jo 3. B. die altpreußifche) 
oder diejenigen, welche das Princip der Mündlichkeit in ausgedehnterem Umfange adpptirt 
haben, wie die franz., die han. und der Nd. Entw., kennen die Relevanzbeſcheide nicht. 

Lit.: Gönner, Hanbb. be gem. Pre., Bd. 3. n. 69; Linde, Hanbb. Über die Lehre 
von den Rechtsmitteln, SS. 170 ff., und Derfelbe in ber Zeitfchr. für en. u. I —* 313 fl. 
pin 118. - 

Religionsverbrechen. Die alten Religionsverbredyen waren Gottesläfterung, Abfall 
vom hriftlichen Glauben, Kegerei, Berbreitung religiöfer Irrlehren und Sectenftiftung, Zau⸗ 
‚ berei, Hexerei, Wahrfagerei u. dgl., der Falſch- und Meineid; Störung des Gottesdienftes 
und des Religionsfriedens, welche letzteren Verbrechen erft in dem neueren Strafrechte 
nähere Befimmmtheit erhalten. Aus vorwiegend kirchlichem Standpunkte wurden alle jene 
Verbrechen aufgefaßt, die mit einer Verlegung ver Religionspflicht verknüpft erfcheinen, 
wie Kirchenbiebftahl, Entweihung von Gräbern und Leichen, Bigamie, Selbftmord, Ineeſt, 
Sodomie. Seit der Aufflärungszeit verſchwinden aus dem Strafrechte und Landesgefete 
des Stanted die Verbrechen ver Keberei, der Hererei. Tas Iofephinifche Geſetzbuch von 
1787 behandelte aud) die Sottesläfterung als polizeiliches Unrecht, von der Anficht geleitet, 
daß Gott Fein Nechtöfubject ſei. Meineid wird nicht als felbftändiges Religionsverbrechen 
betrachtet, infofern das Erforderniß der Gerichtlichkeit als wefentliches Verbrechensmerkmal 
beſtimmt iſt. Kirchendiebſtahl, Entwendungen an Grabſtätten oder an Leichen werden als 
Diebſtähle, nicht als Sacrileg behandelt. Selbſtmord iſt nicht mehr bürgerlich ſtrafbar 
und andere alte Verbrechen, welche in dem früheren Strafrechte noch eine ausgeprägte 
lirchliche oder religiöſe Beziehung hatten, find unter einen neuen Geſichtspunkt geſtellt. 
Die Unmöglichkeit der Entſcheidung, welche Religion den echten Glaubensring beſitze, legt 
dem Staate wie dem Einzelnen die Pflicht auf, jedes mit dem Beftande eines fittlichen 
und rechtlichen‘ Gemeinlebens verträglice Glaubensbekenntniß als Ausflug des Rechte 
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Religiondparteien oder auf andere Weiſe verübt werden. Wichtiger wird die Erweckung 
bed Religionshaſſes und die Aneiferung zur Verfolgung fremder Religionsparteien als 
eine eigene Art der Störung des Religionsfriedens behandelt. Uebrigens muß es ben 
Bekennern und Lehrem der verjchiedenen im Staate aufgenommenen Confeffionen frei- 
jteben, die Unterſcheidungsmerkmale ihres Bekenntniſſes darzuftellen und durch Anführung 
ihrer Gründe und Zeugniffe zu vechtfertigen. Auf theologiſche Controverfen innerhalb 
der Grenzen einer wiſſenſchaftlichen Polemik kann das Strafgelet feine Anwendung fin- 
den; nur verhöhnende oder verächtlihe Aeußerungen, in der Abficht, ein geſetzlich an⸗ 
erfannte8 oder geduldetes Glaubensbekenntniß herabzumürdigen, überjchreiten diefe Grenzen. 
Der Oeſterr. Entw. von 1868 ftellt den Fall mit der Gottesläfterung zufammen, wenn 
Jemand Andere öffentlich von dein Glauben an Gott abwendig zu machen ſucht. Mit - 
diefer Redewendung . follte der unbeftimmte dunkle Ausdruck Unglaube genauer bezeichnet 
werben. Durch diefe mißlumgene Zertirumg follte fir die Negation Gottes, für ben 
Atheismus und Materialismus ein Plägchen in dem entehrenden Zuchthauſe refervirt 
werden. Nach dieſem undefinirbaren Unrechte müßten auch Schiller und Goethe für ihre 
Götter Griechenlands und ihren Prometheus ind Zuchthaus wandern. Zwiſchen Gegen- 
ſtänden religiöfer Verehrung und Sachen, die dem Gottesdienſte gewidmet find, ift zu 
unterjcheiden, und darüber, ob eine Sache dem Gottesdienſte gewidmet ift, kann nur das 
Gutachten der betreffenden Religionsdiener maßgebend fein. Exforbert wird, daß in 
Kirchen und anderen religiöfen Verfammlungsorten der bejchimpfende Unfug an den be 
zeichneten Gegenftänden ftattfinde, mithin an Orten, welche an und für ſich einen religiöfen 
Charakter haben, abgejehen davon, ob Died während einer gottesdienſtlichen Verrichtung 
geſchieht oder nicht. 

Lit. u. Sfgb.: Goltdammer, Ardhiv X. 793. XVI. 363. 412. 513. Wafer, Oefterr. 
Gerichtszeitung 1853, Nr. 50. Jagemann, Eriminallerilon, 1854, ©. 405. Hufnagel, 
Comment. zum Würtemb. Str.®., I. ©. 497 — 500. Motive zu dem Nd. Str.G.Entw. 1869. 
S. 147— 149 Norddeutfhes Str. G. B. 8. 166. 

2) Verbrechen gegen den Keligionsfrieden.. Hieher gehören die Störung oder die 
Berhinderung gottesdienftlicher Handlungen oder anderer üffentlicher oder häuslicher Re— 
ligionsübungen, die Aufreizung zum Religionshaſſe gegen eine fremde Religionspartei. 
Dei der Störung, Verhinderung, Erzwingung, Unterbrehung der Religionsübung ift das 
Recht der Belenntniß= und Eultusfreiheit der Mitglieder einer im Staate beftehenden Reli- 
gionsgeſellſchaft das Object diefer Art von Religionsverbrechen. Diefer Verbrechen macht fich 
Ichuldig, wer unbefugt den Gottesdienſt oder gotteßvienftliche Verrichtungen ober andere 
religiöfe Handlungen und Feierlichkeiten einer geſetzlich anerkannten Religionsgeſellſchaft 
gemaltthätig ftört oder hindert, oder einen Religionsdiener derſelben während feiner geift- 
lichen Amtsverrichtung beleidigt oder mißhandelt oder ohne Zwang und Gewalt eine 
Religionsübung durch Erregimg von Unordnung oder fonftwie unterbricht oder dabei 
durch unanſtändiges Betragen Aergerniß gibt. Hiebei wird eine öffentliche Neligions- 
übung, nicht die häusliche Religionsübung vorausgefegt. Die Oeffentlichfeit bedeutet bier 
ein Begriffsmoment, gleichviel ob die Keligionsübung im Gotteshaufe oder unter freiem 
Himmel oder in einem Privathaufe vorgenommen wurde. Nur Witrtemberg und Alten: 
burg fordern im Falle der Verhinderung oder Störung des Gottesdienſtes durch gewalt- 
thätigen Einfall, daß dieſer an einem beftunmten religiöſen Verſammlungsorte ftattgefun- 
ven babe. Preußen, Oldenburg Haben nad franz. Mufter auch den Zwang der Aus- 
übung gotteödienftlicher Handlungen in den Thatbeftand aufgenommen, wobei e8 nur auf 
einen öffentlichen Gottesdienft ankommt, nicht aud darauf, daß die benöthigte Aeligions- 
gemeinihaft Corporationsrechte habe. Das Nd. Sir. G. B. 8. 167 ſpricht mur von Hinderung 
der Ausübung des Gottesdienſtes durch Thätlichleiten oder Drohungen und verhängt Ge- 
fängniß bis zu Drei Jahren Darauf. Im Vefterreih macht fid) des Verbrechens ber 
öffentlichen Gewaltthätigkeit ſchuldig, wer gegen einen Geiftlihen durch gewaltſame Hand— 
anlegung oder gefährliche Drohung die Vornahme einer geiſtlichen Amtsverrichtung zu 
erzwingen ſucht. — Die Störung der gottesdienſtlichen Handlung muß fi nicht auf bie 
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nicht durch reiche Erträge anderer Jahre ausgeglichen worden. Dieſe Verbindlichkeit des 
Verpachters folgt unmittelbar aus ſeiner allgemeinen Pflicht, dem colonus die Benutzung 
des Grundſtücks zu gewähren, und es Ttegt ihr der Gedanke zu Grunde, daß dieſer Zur 
fall den Verpachter auch dann betroffen haben würde, wenn er die Früchte jelhft hätte 
ziehen wollen. Die R. des Pachtzinſes tritt aber nur unter folgenden Vorausfegungen 
ein: 1) Der Schaden muß durch außerordentliche Unglüdsfälle, die abzumenben nicht in 
der Macht des Pachters fland (extra consuetudinem; vis cui resisti non potest; 
vis major), herbeigeführt fein und zwar werben darunter nicht blos außergewöhnliche 
Naturereigniffe verftanden, wie Ueberſchwemmung, Hagelſchlag, Vogelfraß, Sonnenbrand, 
Stumm, Froft, Dürre, euer, ſondern auch menſchliche Uebermacht, wie räubertiche Ueber- 
fälle und Krieg. Daher findet der Anſpruch auf Nachlaß nicht ftatt, wenn der Frucht 
bezug durch Mängel des Grundſtücks felbft, wie feine fchledhte, 3. B. Ueberſchwemmungen 
ausgeſetzte Lage und feine fchlechte Beſchaffenheit, wie bei unfruchtbarem, unfrautreichem 
"Boden, oder durch Mängel der Fruchtträger, mie bei alten Wetnftöden (vitia ex re 
ipsa)', verhindert oder gefchmälert wird, da dies fchon bei der Feſtſetzung des Pachtzinſes 
berüicdfichtigt werden muß. 2) Der Schaden muß von Bebeutung fein (plus quam to- 
lerabile), worüber im einzelnen Fall das richterliche Ermeſſen zu enticheiven Hat. Die 
Grundjäge über laesio enormis finden dabei aber Feine Anwendung, obgleich dies von 
Manchen behauptet worben, da fie ſtets eine Schädigung bei der Eingehung des Vertra- 
ges vorausſetzen, nicht nad dem Abſchluß Deilelben, wie das bier der Tall. 3) “Der 
Unglüdöfall muß den Pachter an der Perception der Früchte verhindert haben, da mit 
dieſer das frui licere feitend des Verpachters erfüllt ift und dann ber Pachter als 
Eigenthümer der Früchte auch den zufälligen Schaden zu tragen hat. Falſch ift e8 da- 
her, den Remiffionsaniprud; bis dahin auszudehnen, mo die Früchte eingelcheuert ober 
ausgedroſchen oder verfauft find oder gar bis zur neuen Ente. 4) Wenn der Pachtvertrag 
fich auf mehrere Jahre erftredt, jo fann R. nur dann verlangt werben, wenn ber ge— 
ringe Ertrag (sterilitas) des einen Jahres durd reiche Ernten (ubertas) der anderen 
Jahre nicht ausgeglichen worden. Folgen nämlich gute Jahre auf das Mißjahr, fo kann 
ſelbſt der ſchenkungsweiſe gewährte Nachlaß vom Berpachter zurückgefordert werben; find 
Dagegen gute Jahre dem Mikjahre vorhergegangen, jo ift der Verpachter zu eignem 
Nachlaß nicht verpflichtet, ein folcyer ift Daher als Schenkung anzufehen, und eine Rüd- 
forberung befjelben nur ftatthaft, wenn er ihn irrthumlich zugeftanden. — Sind die 
obigen Borausfegungen vorhanden, jo Tann der Bachter eine verhältnigmäßige Minderung 
(exomeratio pro rata) des Pachtgeldes beanſpruchen. Nachdem alfo ver regelmäßige 
Fruchtertrag durch Sachverſtändige feftgeftellt, ergibt fih dann aus feinem Verhältniß zu 
dem Ertrage des Mifjahre® auch das Verhältniß des vertragsmäßigen Pachtgeldes zu 
dem nun wirklich zu zahlenden. Indeß ift jelbit bei dem Zuſammentreffen jener Vor— 
ausfegungen em Erlaß des Pachtgeldes dennoch ausgeſchloſſen, wern der Pachter ver- 
tragsmäßig darauf verzichtet bat. Nur ift ein ſolcher Verzicht, jelbft wenn er allgemein, 
wie „auf alle Unglüdsfälle”, lautet, im Zweifel ſtets auf die Früchte zu beichränfen, 
findet alfo feine Anwendung, wenn die verpachtete Sache jelbft untergeht. Auch in dem 
Valle, wenn die Leiftung des Pachters in einem Bruchtheile der jährlichen Früchte befteht 
(fog. colonia partiaria), findet ein Remiſſionsanſpruch nicht ftatt, da bier eine Art von 
Gefellichaftsverbältmiß angenommen wird. Das Preuß. AR. (I, 21. 88. 478—596) 
unterſcheidet zwiſchen einer Total= und Partial=R., je nachdem entweder der gefammte 
Fruchtbezug dergeftalt vereitelt worden, daß eine ſämmtliche Wirthichaftserträge des Miß- 
jahres (nicht, wie nach röm. Recht, der andern Jahre) umfaffende Adminiſtrationsrechnung 
nad Abzug der Ausgaben des Pachters den Pachtzins als Ueberſchuß nicht ergibt, — 
oder blos von einer Gattung das Ausfaat= und Wirthichaftsyuantum bis zur nächften 
Ernte nicht übrig geblieben. Nachgelaffen wird alsdann die zum Pachtzins, reſp. Saat- 
und Wirthſchaftsbedarf fehlende Summe. Die R. tritt übrigend auch bei Vernichtung 
Schon gezogener Früchte ein, namentlich wenn fie verbrennen, überſchwemmt oder durch 
Feinde weggenommen werden, ja wenn der Preis fir verfaufte Früchte nicht eingezogen 
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lienrathes, der im der Regel auf Antrag des Ehrenoormundes oder ex offlcio von dem 
vorfisenden Yriedensrichter berufen wird, feines Amtes entſetzt. 

Duellen: Inst. I, 26; D. XXVI, 10; C. V, 43; Nov. XXI. c.40i.£.; Nov. XCIV. 
e.2.1.f;RP.D. Tit. 32 (31) 8. 3. 

Lit.: Glück, XXI. ©. 41 fi; Buchholtz, Yurifl. re 5. 266 f; Rudorff, Recht 
der Vormundſchaft, DI. ©. 176 ff.; Kraut, Die Vormundſchaft ıc., I. 402-408. 
aum. 


Memuneratoriſche Schenfung oder Schenkung zur Vergeltung nennt man bie» 
jenige Art der Schenkung, . weldye die Dankbarkeit zu ihrem befonderen Motive hat. 
Ueber den Einfluß dieſes Motivs auf den juriftiichen Charakter der r. Sch. wird viel ge- 
firitten. Nach der herrſchenden, jedoch nur von Keller und Windſcheid confequent 
durchgeführten Meinung iſt die r. Sc, eine reine Schenkung, für deren Weſen 
es nur darauf ankommt, „Daß Die Bereicherung des Empfängers in der Reihe der Zwecke 
des Handelnven Liege‘, während alle entfernteren Beweggründe (wie Dankbarkeit, Wohl- 
wollen, Mitleid) ohne juriftiiche Bedeutung find. Demgemäß unterliegt die r. Sc. 
allen gefetlichen Regeln und Beichräntungen der Schenkung, d. h. fie ift der Infinuation 
unterworfen, kann unter Cbeleuten nicht ftattfinden und aus beſtimmten Gründen wider- 
rufen werden. Die einzige Ausnahme hiervon bildet nach 1. 34. 8. 1. D. 39, 5. (cf. 
Pauli sent. V, 1136) die Bergeltungsichentung an den Yebensretter, welche nicht 
widerruflih tft und zwar, nad) der richtigen Anficht, aus welchem Grunde e8 immer fein 
mag. — Dagegen wurde früher die r. Sch. vielfach als onerojes, den Beſtimmungen 
über die Schenkung gänzlich entzogenes, Rechtsgeſchäft aufgefaßt. Beſonders auf 
Grund der 1. 25. 8. 11. D. 5, 3 behauptete man fälſchlich eine naturalis obligatio 
ad remuperandum, während bier von einer natürlichen Verbindlichkeit zur Vergeltung 
nur aus Anftandsrüdfichten, alfo im nicht = juriftiichen Sinne, die Rede ift, wie aus dem 
ganzen Zuſammenhange der Stelle und beſonders Daraus hervorgeht, daß bie rechtlichen 
Wirkungen einer jolden naturalis obligatio in den Quellen nicht anerkannt werben. 
Am entſchiedenſten widerfpricht aber dem onerofen Charakter der r. Sch, daß der Ge— 
ſichtspunkt eined datum ob causam fur diefelbe ausdrücklich ausgeſchloſſen ft (1. 3. 8. 7. 
D. 12, 4; 1. 65. 8. 2. D. 12, 6). — Zwiſchen diefen beiden Extremen gibt e8 viele 
Mittelmeinungen, welde theild aus allgemeinen Gründen, theils durch Ausdehnung 
der 1. 34. 8. 1 cit. auch auf andere Fälle der Vergeltungsfchenfung die Befreiung von 
den Regeln fir Schenkung übertragen. Dies vertheidigt Savigny, wenn bie Abficht 
des Gebers „vie bloße Bezahlung einer Schuld” fer; Puhta und Arndt, wenn eine 
„Belohnung“ beabfihtigt werde; Vangerow, wenn die Bergeltungsfchenfung zu dem 


geleifteten Dienſt nicht außer allem Verhältniß ſtehe; Schilling dehnt die 1, eit. aus 


auf in Geld nicht ſchätzbare Dienfte (in Betreff der Infinuationsporfhrift); Meyerfeld 
auf alle r. Schenkungen, die fich nicht auf erne vorhergegangene Schenkung oder Gefällig- 
feit beziehen. Allen durch derartige Unterſcheidungen machen dieſe Schriftfteller Die von 


. 


ihnen felbft vertheibigte Schenkungsnatur der r. Sch. illuforiich, indem fie den eben be- - 


fümpften Einfluß der Motive wieder einführen oder auf das jchwer beſtimmbare Ver- 
hältniß von Dienft und Schenkung zu einander Gewicht legen. Auch wird von Einigen 
derjelben verfannt, daß die 1. 34. 8. 1 eit. einen einzigen eigenthümlichen Fall von den 
pofitiven Beſchränkungen der Schenkung ausnimmt und daher nicht auf andere ausgebehnt 
werden darf. 

Bon den neueren Gefeggebungen behandeln das Oeſterr. ©.B. (88. 940. 941) und 
ver €. N. (a. 960) die r. Sch. wie jede Schenkung, während das Preuß. A. L. R. (I, 11) 
SS. 1169— 77) eine Mittelmeimung aufgeftellt bat. „Belohnende Gefchenfe”‘, die wirk⸗ 
fh gegeben find, Können wegen Uebermaßes (über das halbe Vermögen des Schenfers,) 


unbedingt und aus den fonftigen Widerrufsgründen dann zurüdgefordert werden, wenn 


der Geſchenknehmer die vergoltenen löblichen Handlungen oder wichtigen Dienſte nicht bes 
ſtimmt nachweiſt. Remuneratoriſche Schenkungsverſprechen dagegen müffen ſchriftlich und 
mit Angabe der belohnten Leiſtung errichtet werden; dann kann der Geber nur wegen 
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Ewiggeld); weder konnte der Rentherr das bezahlte Capital zurüdverlangen, noch konnte, 
wenigftend urfprünglich, der Rentenfchuloner durch Ruckgabe des Hauptgelves fein Grund- 
ftüd ohne Zuſtimmung des erfteren frei machen. 

Die wirthſchaftliche Bedeutung des Rententaufs berubte namentlich darin, daß er 
Jahrhunderte hindurch das von der Kirche verbotene zinsbare Darlehen erfettte und 
ſchließlich der allgemeinen Zuläſſigkeit deffelben Bahn gebrochen hat. Darum darf man 
aber die Entftehung des Rentenfaufes nicht aus dem Bedürfniß und der Abficht einer 
Umgehung des canonifchen Zinsverbotes erflären wollen. Die Entftehungsurjachen find 
vielmehr in der ausſchließlichen Productivität von Grund und Boden und in der be 
ſchränkten Haftung des Erben für die Schulden des Erblaſſers zu Tuchen, welch’ letztere 
einen Perjonalerebit, wenn auch fonft die Vorausſetzungen deſſelben vorhanden geweſen 
wären, füglich nicht auflommen laſſen Tonnte. 

Das Rechtöverhältnig aus dem Rentenkaufe bietet in den verfchievenen Stabien fei- 
ner Entwidelung Uebergänge zur Erbleihe einerſeits, zum zinsbaren Darlehen anderer= 
ſeits dar. Leiheverhältniffe wurden namentlich in den Städten häufig eingegangen, um 
Sapitalien fruchtbringend anzulegen und fih den Bezug einer feften R. zu verichaffen. 
Der Capitalsbeſitzer Taufte der Form nad für eine beftunmte Geldſumme ein ftädtifches 
Srundftüd und Tieß fi) daſſelbe auflaflen, um e8 dann dem Verkäufer gegen einen ver- 
einbarten Leihezins zur Leibe zu geben. Bormell lagen ein Kauf mit nachfolgender 
Eigenthumsübertragung und eine Erbleihe vor, factiſch Tief das Geſchäft auf einen Ren⸗ 
tenlauf hinaus. Im weiteren Berlauf der Entwidelung bat ſich das urfprüngliche Ber- 
hältnig mitunter der Art verbunfelt, daß das Hecht des Eigenthümers auf ein bloßes 
Rentenrecht reducirt wurde, während der Leihebefig in Eigenthum überging, welches mit 
einer chließlih der Ablöfung anheimfallenden R. belaftet war. Ob man deshalb an- 
nehmen fönne, daß der Rentenfauf überhaupt aus dem Imftitute der Erbleihe hervorge— 
gangen fer, ift eine noch nicht abgefchloflene Trage. Seit dem 13. Jahrh. begirmt das 
Rentenverhältniß fich dem zindbaren Darlehen allmälig zu nähern. Während früher 
die Ablösbarfeit der R. im Rentenvertrage ſpeciell bedungen werben mußte, wird nun⸗ 
mehr zuerft particularredtlih, dann reichsgeſetzlich die allgemeine Ablösbarkeit ver R. 
ausgeſprochen (MWiederfaufsgülten. Da andererſeits bie und da die Auflaffung binmeg- 
fiel und die dingliche Beziehung der R. zu einem beftimmten Grundftüd durch die Aus- 
dehnung der Haftung auf das gefammte Vermögen des Schuldners befettigt wurde, ſo 
unterfchied ſich das zinsbare Darlehen von derartigen Renten nur noch durch das Kimdigungs- 
recht des Darlehensgläubigerd, welches dem Rentengläubiger fehlte. Soweit durch Ver⸗ 
trag over durch Particularrechte dieſe letzte Scheidewand niedergeriſſen wurde, floffen 
Renten- und Darlehnsvertrag völlig zufammen. Im Anjchluß an den für die Ablöfung 
ver Rentenfaufsgülten aufgeftellten Zinsfuß wurde nun auch das zinsbare Darlehen durch 
die Praxis der Reichsgerichte anerkannt. Trotz diefer Umwandlung, die im Allgemeinen 
vor ſich gegangen ift, haben fi die R. und der Rentenfauf im heutigen Rechte ein be- 
ſchrãnktes Geltungsgebiet bewahrt. Das Sächſ. GB. kennt fie unter dem Namen 
„eijerne Capitalien“; in München find die „Ewiggelder“ noch von tiefgreifender praktiſcher 
Bedeutung. Der C. N., die Geſetzgebung Hollands, Italiens und einzelner Schweizercantone ' 
nehmen auf den Rentenfauf Rückſicht. Für das heutige deutſche Priv.R. bietet Die 
juriſtiſche Conftruction des Rentenkaufs infofern Schwierigkeiten, als die Grundſätze 
des älteren deutſchen Rechts nicht durchweg mehr als gemeinredhtlid, betrachtet werben 
fünnen und andererſeits ftreitig ift, welche von ben jüngeren Entwidelungsformen für die 
heutige R. als tupifch zu betrachten fei. . Was die Conftituirung der R. betrifft, iſt an 
Stelle der Auflafjung die Eintragung in die öffentlichen Bücher oder gerichtliche Confir⸗ 
mation getreten. Die Haftung des belafteten Objects fir die unter einem früheren Be— 
fiser aufgelaufenen NRüdftände ift außer Geltung gefommen. Der Rentenſchuldner hat 
das Recht der Ablöſung. Die Höhe der R. ıft durch Reichspolizeiordnung von 1577 
auf 5%, feftgefegt worden, doch folgt daraus nicht die Anwendbarkeit der übrigen ge= 
ſetzlichen Zinsbeſchränkungen, 3. B. des Berbots des Anatocismus. Dem Gläubiger kann 
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weis zu ftellen. Das mündliche Berfahren fchließt das Vorkommen einer R. im eigentlichen 
Sinne ſelbſtverſtändlich nicht aus, nur gehört hier die für den Richter maßgebende Gel- 
tendmachung verjelben in die Audienz zur Verhandlung der Sache (fo 3. B. Hann. 
Pre.Dron. 88. 202. 204), ja, e8 kann au bier in den zur Information namentlich 
der Parteien dienenden vorbereitenden Schriftfägen außer der Klageſchrift und der Klage— 
beantwortung noch eine der R. de gem. Procefies ähnliche dritte Schrift vor der münd— 
lichen Berbandlung dann vorfoınmen, wenn die erften beiden zur genügenden Borberei= 
tung der Parteien für die Plaidoyerd nicht ausreichend find. (S. Nd. Entw. 8. 406.) 
P. Hinſchius. 

Repräſentationsrecht iſt eine von ber neueren romaniſtiſchen Doctrin, die mehr 
oder minder bewußt deutfchrechtliche Grundfäge in das röm. Recht hineintrug, erfundene 
Bezeichnung für das geiegliche (Nov. 115) Erbfolgereht 1) der entfernteren Descendenten, 
2: ter Gefchwifterfinder, deren zwiſchen ihnen und dem Erblaffer geftandene Parentes 
(nähere Descendenten, bzw. Gejchmifter des Erblaflers) vor dem Erblaffer verftorben find, 
folglich nicht mehr im Wege fteben; jo daß man gewiffermaßen mit Juſtinians Inftitu- 
ttonen und Novellen jagen kann: jene erben an Stelle ihrer vorverftorbenen Eltern das, 
was anderenfalls dieſe würden erhalten haben. "Hieraus nun folgerte man: jene veprä- 
fentiren diefe; eine in falſcher Vorftellung wurzelnde Ausdrucksweiſe, die am beften ganz 
vermieden wird, und in der That fernere Irrthümer erzeugt bat. So: jeme Perjonen 
erbten nicht kraft eigenen Rechts, fondern aus dem Rechte des worverftorbenen Parens, 
folglich nur, falls letzterer erbfährg gemefen und won ihnen beerbt worden ſei. Noch mehr ver- 
wirrte Glück diefe grundloſe Theorte, indem er unterfcheiden wollte: Repräfentationsrecdht im 
angegebenen Sinne „zum Behuf des Erbfolgerechts” (nur bei Neffen) und Repräfentations- 
recht „zum Behuf der Erbtheilung” (Enfeln und Neffen gemeinfam). Heute wird allfeitig 
erfamnt, ein ſog. Repräfentationsrecht, will man einmal dieſen irreleitenden dem röm. Recht 
fremden Namen beibehalten, könne nichts weiter bedeuten, als den Inbegriff zweier für die 
Erbfolge der entfernteren Descenventen (erfte Klaſſe) und der Gelchwifterfinder (zweite und 
Dritte Klaffe) geltenden Merkmale: 1) Gradesnähe ſchließt nicht aus, 2) es. wird in stirpes 
ſuccedirt. Letzteres galt nad) röm. Recht auch da, wo Enkel, bzw. Geſchwiſterkinder von ver- 
ſchiedenen Eltern allein zur Erbfolge gelangen. Wenn dagegen der R.A. zu Speier von 1529 
für alleinerbende Gejchwifterfinder ſchlechthin Kopftheilung anordnete, jo war das lediglich Die 
Entſcheidung einer alten Streitfrage im Sinne des germanifchen Erbrechtd gegen das 
römiſche. — Ter Ausdruck representation, aber ohne die obengenannten irrigen Folge 
rungen, bat im C. eiv. ſich eingebürgert, ıft Dagegen dein Preuß. A.L.R. wie aud) dem 
Sächſ. G.B. allganz fremd geblieben. Alle drei Öefetsbücher erweitern die gemeinvecht: 
liche Erbfolge der Gefchwifterfinder auf Gefchwifterabtöinmlinge überhaupt, und verwerfen die 
Lehrſätze jener falſchen Doctrin. Das og. Repräſentationsrecht, im Sachſenſpiegel nur füy 
des Erblafiers Enkel anerkannt, hatten ſpätere ſächſ. Gefete der Seitenlinie ausdrücklich verfagt ; 
wogegen wieder das Erbf. Mand. von 1829 8. 43 die Kopftheilung des Speierſchen Reich$- 
abſchieds verwarf. Nunmehr hat das Sächſ. GB. die richtigen, auch vom Preuß. A. L.R. 
befolgten Grunbfäge des gem. Rechts durchgeführt: Abkömmlinge vorverftorbener, enterbter, 
durch Verzicht oder Ausichlagung ausgejchloffener Descendenten bzw. Geſchwiſter erben 
kraft eigenen Rechts, aber beichränft auf die Stammesportion ded Parend. Obendrein 
wird, bei Ausſcheiden eines näheren Verwandten nad) dem Erbanfall, unbeſchränkte suc- 
cessio graduum anerkannt. 

Lit. u. Quellen: Glück, Inteftaterbf. 88.23 fi. Francke, Beitr. 88.176 ff. Ban- 
eromw, Lehrb. II. $. 414. — 88. 6. 15. Inst. 3, 1. Nov. 118. cc. 1. 3. Nov. 127. c. 1. 
a. v. 1529. 8. 31. C. eiv. a. 739 ff. Preuß. A. L. R. II. 2.88. 348 fi. II. 3. 98.38 fi. 

1. 18. 8. 393. Sädf. G. B. 8. 2027. 2030. 2035. 2041. 2046. 2261. 2561. 2599. 
Schüpe, 
Repreſſalien, auch Repreſalien (noch bei ©. 3. v. Martens, Völker), re- 
praesalia und repraesaliae, aud) repraesentalia (Ducange), gewöhnlicher repressaliae, 
find nach Grot's Meinung durch die Decretalen eingeführt, indeß führen dieſe ſchon den 
v. Holtzendorff, Rechtslexikon 2. 24 


kerrechtliches Inftitut in feiner 1837 erfchienenen Monographie: Die recup. der Römer); in 
Mittelalter (Martens armat. 19. Hautefeuikle dr. mar. intern, 126 ff.) trer 
R. bei den Fehden der Seigneurs und der Ausitbung und Belämpfung ber Seerãubet 
auf. Schon feit dem 13. Jahrh., in wirflid obligatorif—er Weife aber erft feit dem 
14., mußte dem Beginn der Thätlichleiten in Form der R. eine Verhandlung bei da 
og. conservatores pacis vorausgehen und die bei außbleibender Entſcheidung vechtmäfige: 
weife eintretende Selbftbülfe autorifirt werben durch die marcha („facultas a princik 
subdito data, qui injuria affectum se vel spoliatum ab alterius prineipis subditı 
queritur, de qua ius vel retum ei denegatur, in ejusdem prineipis Marcha: 
seu limites transeundi, sibique ius faciendi“, Ducange) woraus der in neun 
Zeit gebräuchliche Terminus: lettre de marque fid bildete. Der Martebrief beftimme 
auch die durd die N. beizutreibende Summe. Die eine Art der Marfebriefe: dr 
eigentlichen R. ermäctigten zur Ergreifung der Güter des Gegners innerhalb des Ge 
biete8 der den Markebrief emanirenden Stantögewalt, die andere Art, fpeciell als 
imarcha bezeichnet, geftattete, aller dem anderen Theile gehörender Gegenftände fih zu 
bemädtigen auf offener Eee. Die lettres de contremarque waren gegen biejenigea 
gerichtet, welche die lettres de marque ertheilt hatten. Zur Ertheilung diefer Brit 
waren ermädtigt in Frankreich die Gouverneure, höhere Gerichte und Parlamente (Masse 
dr..comm. I. 136 fj.), feit der Terorbnung von 1485 mur der König, in ben lem: 
bardiſchen Stäpten Die Obrigfeit und Gemeinde Burchardi 501), in Belgien einzelne mi 
dem Kriegsrecht begabte Städte (Byntershoetl.c.); für England Beyeimete Idon de 
Parlamentsacte von 1353 die königl. Verleihung als die ausſchließlich übliche, wogegn 
fie in den Niederlanden erft am Anfange des 15. Jahrh. gefordert wurde. Die azl 
Parlamentsacte von 1416 gemährte die Außreihung ber Repreffalienbriefe mır nach 
forderter und verweigerter Genugthuung. Vertragsmäßig murden bie R. Beichränft af 
den Fall der Juftigvermeigerung (franz.=fpan. Verir. v 1489 und fpan.=jhott. Bertr. 
1550) und von auslaufenden Schiffen für das Nichtüben von R. Sicherheits g de: 
langt (frang.=engl. Bertr. v. 1440 und 1468, engl.=fpan. Bertr. v. 1489). Cndls 
wurde in einer großen Zahl von Verträgen (f. Martens 1. c. ©. 30) vereinbart, da 
außer im alle der Juftizverweigerung, die Güter der gegenfeitigen Untertanen nicht in 
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dem Staate de8 anderen Theils für die Schulden ihrer Landsleute mit Beſchlag belegt 
werden dürften. Geſetzliche Regelung ward dem Inſtitut der A. durch die den bezlig- 
lichen Inhalt des guidon de la mer faft wörtlich wiedergebende ordonnance de la 
marine von 1681 und die Statuten der lombardiſchen Städte (ſ. über die lombardiſchen 
Statuten und die Gelch. der R. überhaupt Burchardi 500 ff.). — Die R. find noch 
an der Gegenwart ein völferrechtlich begründetes Inftitut. “Die Nothmendigkeit ihrer Fort: 
Dauer motivirt hen Bynkershoek: „Repressaliarum usum in totum tollere, eorum, 
qui non uni Principi subsunt, improbitas non patitur“. Indeß ſprach fi) das röm. 
Recht wiederholt entichteden gegen die R. aus, weil die Einzelnen nicht ſchulden, was eine 
universitas ſchulde (1. 7. D. $. 1. III. 4), weil man nicht Andere wegen fremder An⸗ 
gelegenbeiten beläftigen (l. un. C. XI. 56) oder die Belitung eine Anderen megen 
frembder, öffentlicher oder Privatichulden in Anſpruch nehmen dürfe (1. 4. C. XIL 61), 
insbeſondere aber nicht Gläubiger die Kinder ihrer Schuloner zurüdhalten dürfen (nov. 
134. cap. VII); aud wurden gegen die illiberales pignorationes und die durch fie 
geurjachten exactiones exosae, welche der Geſetzgebung ſchon vielfach Aergerniß gegeben, 
mannichfache Strafen verhängt, weil e8 für widerfinnig erachtet wurde, daß ein Anderer 
der Schuldner und ein Anderer der Bezahler jet oder daß Jemand anftatt eines Anderen, 
der eine widerrechtliche Handlung verübt, blos weil er mit diefem einen und benfelben 
Drt bewohnt, beichwert, beftraft werde und ein Mebel unſchuldig erleide (Nov. LIL pr. 
und cap. L). Aud das can. Recht ſprach ſich (1. c.) gegen Die pignorationes (vulg. 
repressaliae), insbeſondere an Geiſtlichen, aus und bedrohte die Zuwiderhandelnden mit 
Tircjlihen Strafen. Gegenüber dieſen wohl begründeten Perhorrescirungen feitend der 
Geſetzgebung bat die völferredtliche Doctrin die R. zu entjchuldigen geſucht. Grot 
(III. II. 88. I und V) leitet jie aus dem ius gent. voluntar. ab und ftellt ven Sat 
als der Natur nicht widerftreitend auf, daß alle Güter eines Staates für feine Leiſtungen 
und Verpflichtungen, insbefondere auch zu Gunften einer, einem fremden Anſpruch, nicht 
"gewährten rechtlichen Genugthuung, haften. Dieſer Sag fer durch Sitte und ftillichwei- 
genden Conſens eingeführt, jo wie ja auch fideiussores sine ulla causa ex solo con- 
sensu verpflichtet würden. Wolle man ſolche R. nicht einräumen, fo würden häufig 
Rechtswidrigkeiten unvergolten bleiben und ven Fremden nicht leicht Gerechtigkeit zu Theil 
werden. Die Pignorationen Löften gewiſſermaßen als Auflagen öffentlihe Verpflichtungen 
ab. Vattel (U. XVILL 8. 344) vechnet das Privatvermögen zum Staatövermögen und 
läßt daher auch erfteres fir die Schulden des Staates haften. Martens (BR. 253) 
leitet aus der Haftungspfliht der Unterthanen mit Perſon und Vermögen für die Schul: 
den und Berletungen des Staates auch Das an jenen zu übende Repreſſalienrecht ab, ins 
deß ſoll jene Pflicht nur dann eintreten, wann eine Entihädigung möglich ifl. Gegen 
die Rechtfertigung der R., namentlich gegen Grot's Motivirung tritt in neuefter Zeit 
Maſſé (I. 13 ff.) auf, indem er e8 für ganz unftatthaft erflärt, vaß man R. an den 
Gütern oder Forderungen ber einzelnen Untertbanen einer ſchuldenden Nation übe, anftatt 
an denen der Nation (bes Staates) ſelbſt. Er Hält überhaupt R. nur damı für vecht- 
Yıch begründet, wenn fie zwiſchen den betreffenden Staaten vertragsmäßig als zu— 
Läffig bezeichnet find oder wenn fie al8 Retorfion (?) geübt werben, indem die Bolitif 
Dann geftatte, mas das Recht verbiete. Wir fehen die R. als ein nicht zu entbehrendes 
Glied in der Reihe der internationalen Rechtsmittel an, erachten aber für nothwendig, 
daß fie fireng normirt und ihre Anwendung möglichft beſchränkt werde. — Man unter: 
fcheidet pofitive R., welche der verlegte Staat dur die Wegnahme von Sacden oder 
Berbaftung von Perjonen des verlegt habenden Staates ausübt, und negative, welde 
in ber Vorentbaltung oder Bermeigerung von Rechten oder in Nichterfüllung vertrags- 
mäßiger Berpflichtungen beftehen (Martens BR. 8. 251. Klueber $. 234 not. c. 
Wheaton I. 275. Wurm 479. Berner 599) oder in Weigerung der Erfüllung 
einer obligat. striet. jur. (im Gegenfage zur comity) (Bhillimore III 14.) Klue- 
ber (l. ce.) unterfcheivet noh R. im weiteren Sinne ald jede Gewaltthätigleit zur Ge— 
nugthuungserlangung wegen erlittenen Unrechts, mit Ausnahme des Krieges, ım engeren 
ar 
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gehörige Ferfonen, Rechte oder Sachen (R. im engften Sinne) zurüdhält zum bezeich⸗ 
neten Zweck. Dieſe Diftinctionen find zu minutids. Einige Autoren unterſcheiden all: 
gemeine und bejondere R. in zwiefader Weile. Zunähft in der, wonach all: 
gemeine feine Gewaltmaßregeln ausfchließen oder die den Behörden und’ Unterthanen 
ertheilte unbefchränkte Vollmacht enthalten, Perfonen und Eigentfum des fremden Staates 
zu ergreifen, wo es auch fei, während befondere nur beftimmte Arten von Gemalt- 
maßregeln geftatten Wheatonl.c. Berner]. c.). Entweder wird in der Anmendung 
der erfteren ein Uebergang in den Kriegäftand erblidt (Martens BR. 8.257) ober fie 
werben als eine beim Anfange eines Krieges ergriffene Maßregel charalteriſirt Wheaton 
1. c.) oder nad) de Witt und Kent (1. 70) mit dem Kriege felbft für identiſch gehalten 
(. auch Jefferfon’s Propofition zur Zeit des Continentalfyftems bei Manning 115 fi... 
General reprisuls verfügte England im orientalifhen Kriege gegenüber Rußlands (des 
Monarchen, der Unterthanen und Bewohner) Schiffe, Fahrzeuge und Güter, fo dag vie 
engliſche Flotte und (Kriegs =) Schiffe ſich rechtmäßig derſelben bemächtigen durften (ord. 
of coune. d. d. 29. März 1854 bei Bhillimore III. 13). Der Lord:Oberrichter Hale 
aber unterſcheidet in feinen pleas of the erown (vol. I. 162 und 163) die gener. repris. 
von dem Kriege, dern wenn jene auch die Wirkung eines Krieges hätten, fo fünnte dod 
kraft berfelben feine Privatperfon die Schiffe des Gegentheils, ohne ein füniglices oder 
obrigkeitliches Commifforium, nehmen und geräthen aufferdem durch die R. Etaaten nit in 
einen vollftändig feindlichen Zuftand hinein. Grot (III. II. $. II. 3) conftatirt, da 
man fi der R. bebiene nicht blos in den bellis plenis, fondern auch, wo man einer 
violenta quaedam iuris executio oder eine8 bellum imperfectum bebürfe; Wolff 
(8. 603) Hält N. für eine Species des Krieges, ähnlich dem Privatkriege, Mofer (Berl. 
IX. II. 521), ſtatuirt R. in Kriegszeiten und führt befondere R. der Kriegsmanier auf. 
Dagegen fentirt Bynkers hoelk l.c. bündig: „repressaliis Jocum non esse nisi in pack“, 
bezeichnet Hautefenille (126) R. als zum Frieden gehörende und Kent (I. 69) als mit 
den Friedensſtande verträgliche Acte und gibt Burhardi (497) zu, daß fie ihn nicht aufs 
heben, wenn auch ftören. Unferes Erachtens wird der Ausdruck R. auf kriegeriſche Waß— 
regeln nicht richtig angewendet, da jene den Krieg behindern follen, und wurde fin ſolche 
fog. R. im Kriege das Kriegs- umd nicht das Repreffalienrecht gelten. Das erwähnte 
Beiſpiel der Anwendung der gen. repr. war entweder eine. Selhftfolge de Krieges oder 
überjchritt in feiner Allgemeinheit, ſoweit Privateigenthum aud im Kriege geſchützt ift, 
ſelbſt das Maß des im Kriege Erlaubten. Die zweite Weile der Untere bung allz 
gemeiner R. als folcher, welde der Staat übt, und befonderer, zu deren Uebung 
dem Beſchädigten ſelbſt die Befugniß ertheilt wird Wurm 1. c. Bernerl.c.), if kite 
dem die R. mer durch oder im Namen des Staated von dazu ermächtigten Behbrden 
oder Unterthanen gebt und nicht den Einzelnen für erlittenes Unrecht zu eigenem Rabı 
umd zur felbfteigenen Webung verliehen werden, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten 
(Kent I. 69), weiter von feiner praftifchen Bedeutung. Eine Privatperfon, melde ohne 
Erlaubniß der Stantögewalt R. in Bezug auf ein ihr widerfahrenes Unrecht unternahm, 
wurde ſchon feit Tängerer Zeit des Raubes oder Seeraubes fur ſchuldig erachtet (MWildın 
1. 191. Berner 598). Gelbft ber Gebraud von R. in geringfügigen Sachen aus 
eigener Machtwollkommenheit der Unterthanen (MR ofer VIII. 499) fann nicht zugeſtanden 
werden, denn unbeftritten unterfteht, ſowie das internationale Rechtsmittel des Krieges, 
auch das der N. grundſätzlich der Verfügung der Stantögewalt (Bartol. qu. 3. Byn: 
kexshoet l.c. Wolff. 589. Battel 8. 346. Mofer IX. II. 526: Martens 
BR. 8.255. Klueber 8. 232. Wurm 459. Heffter$. 110. Oppenheim 228. 
Wildm. I. 197. Kent I.69. Phillimore III. 22). Grot ($. VII. 3) conflatirt 
zwar nod), Daß iure gentium ben Einzelnen das jus pignorandi zuftehe, daß baffelbe indeß 
iure eivili bald von ber höchſten Gewalt, bald won dem Richter erbeten werde, aber ſchen 
Bynkershoek 1. c. führt aus: „repressalias concedere solius principis esse videtur, 
egreditur enim ea res legitimam Magistratus potestatem et sic nune ubique ser 
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vatur“. Als Perſonen, welche, in Vertretung ihres Souveräns, ſeine Gewalt für ihn 
auszuüben und daher auch R. anzuordnen befugt ſiud, nennt Burchardi (507): Geſandte 
und die Commandanten der Land- und Seemacht in fernen Gegenden; indeß erachten 
wir auch bier eine beſondere Uebertragung des Rechts für jeden einzelnen Fall für er- 
forderlih, da es fih um ein Souveränetätövecht handelt und verſchiedene Fälle verſchiedene 
Beurtheilung und Berfügung anlaffen können, Gefahr im Berzuge wird aber bei den 
faft überallhin ausgeſpannten Telegraphendrähten faum zu. befürchten fein. Zur Aus— 
übung der R. bedient fich der Staat feiner Civil- und Militärmacht (Burhardil. c.). 
Ebenſo wenig kann daher zugegeben werben, daß R. gröfßtentheild bloße VBerwaltungs- 
maßregeln (Oppenheim 228) feien, da fie ohne rechtliche Initiative ver Staatsgewalt 
nicht geübt werden diirfen. — Die Anwendung von R. tft ſowohl geredhtfertigt, wenn 
die Staatsgewalt (publiciftifches Unrecht im Gegenſatz zum privatrechtlichen, Burchardi 503), 
als wenn die Staatsangehörigen und domicilirten Ausländer (fchon nach dem guidon 
de la mer: „naturels, sujets et regnicoles“, Battel 8. 347. Burchardi 504 und 5. 
Kent I. 69) in ihrem Rechte verlegt find und braucht das Unrecht nicht von Gewalt: 
thãtigkeiten begleitet zu fein (Wildm. I 193. Phillimore III. 14), Indeß fann ein 
von Behörden oder Stantsangehörigen verübtes Unrecht nur dann ihrer Staatögewalt 
zugerechnet werben, wenn dieſe es gebilligt und jelbft Gerechtigkeit Battel l.c. Wildm. 
1.191 ff. Wurm 459. Berner 597), oder die Schuldigen zur Genugthuung anzu 
halten (Zwiß II. 20) verweigert. "Bei einer Rechtswidrigkeit der Stantögewalt ift ein 
nächfter, bei einer der Behörden oder Staatsangehörigen nur ein entfernterer Anlaß zu 
R. vorhanden (Berner 1. 0.). R. zu Ounſten anderer Staaten oder nicht domicilirter 
Fremder find zu verjagen (Bartol. qu. 1. Battel 8. 348. Martens BR. 8. 256. 
Manning 110f. Wildm. L 193. Wurm 461 ff. Heffter Le. Phillimore 
IL 22. Burhardt505 ff. Berner 601). Bynkershoek gewährt fie jedoch (de foro 
legator. XXII. 8. V.), weil, wenn die R überhaupt rechtlich begründet find, man fie and 
Fremden nicht verweigern könne, denn vor dem Recht gelte kein Unterjchied der Berfon und 
müſſe man e8 Allen gewähren (|. Dagegen Byntershoet jelbft in feinen qu. iur. publ. 
1. XXIV.). Klueber bat zwar (3. 233) allgemein völferrechtliche Selbfthülfe zum Vor: 
theil und auf Anrufen eines dritten Staates geftattet, werm man fi wollftändig Davon 
überzeugt hat, daß die Rechte dieſes Staates verlegt feien, erfennt aber eine vollkommene 
Berbindlichkeit zu dieſer Hülfeleiftung nur auf Grund eines Vertrages an. Sein Ber: 
ausgeber Morftadt bemerkt dazu: „Selbfthülfe für einen Dritten iſt contradictio in 
adjecto!” Gegen Bynkershoek und bedingt für Klueber ift Wurm (461 ff.), feinen 
eigenen Widerfpruch motieirt er aber dadurch, daß, weil einem Staat zu Gunften frember 
Untertbanen fein Repräſentationsrecht zuftehe, er auch nicht ihre Sache zu feiner eigenen 
machen könne. Unter beftimmten Berhältnifien find indeß R. zu Gunften Fremder als 
zuläffig erfannt worden, namentlih von de Witt, dann wenn der gewährende Souverän 
mit dem ded Fremden ex pacto vel foedere zum Schutz ihrer reſp. Unterthanen ver: 
bunden war; von Mofer (IX. II. 521) gegen das dem Feinde alliirte Land; von Mar- 
tens (BR. $. 256 not. a) für die Schweizercantons auf Grund ihrer Vereinigung; 
von Heffter (8. 110), Wurm (463) und Burdarbi (505) für den deutichen Bund, 
unter Berufung auf A. XIXVI der Wiener Schlußacte, wenn der Durch R. zu unter- 
ſtützende Bundesſtaat im Rechte war. Gleiche Befugniß wird auch von Burchardi rück⸗ 
fichtlih der nordamerikaniſchen Republik (505) behauptet, indeß hat nur der Congref, 
nicht der einzelne Staat, Erlaubnig zu R. zu ertheilen (Verfg. der Vereinigten Staaten 
vom 17. Sept. 1787 a. I. sect. 8) und Tann überhaupt,»den Gliedern eines Bundes⸗ 
ſtaates, welche ihrer äußeren Sowveränetät zu Gunſten der Gejammtvertretung entfagt 
haben, nicht ein Attribut der äußeren Souveränetät zugebilligt werden. Bei dem anderen 
von Burchardi (506) erwähnten Fall: den worübergehenden Alliancen, müßte jedenfalls 
zunähft nur der durch eine Rechtswidrigkeit direct betroffene Staat, der mit ihm ver- 
tragsmäßig verbundene aber erft dann zur Neprefjalienübung zu fehreiten berechtigt fein, 
wenn dem eriteren die Repreſſalienübung gegen den gegneriſchen Staat factiih unmöglich 
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laß gebende Schuldforderung muß Mar und Liquid fein (Vattel 8 343. Wurm 477). 
Bei einem erlangten, aber offenbar ungerehten, Urtheil eine Juftizvermeigerung für con« 
flatirt zu halten (Grot J. e. Battel 8. 350), vermögen wir nicht, weil Recht geſprochen 
ift, die Ungerechtigkeit meift nicht eben fo offenbar zu erweilen fein wird. — Bor der 
Anwendung der R. müffen ſchon nach Beftimmung früherer Verträge (Martens BER. 
8. 96 und armat.,I. $. 4) gütliche Verſuche angemandt worden fein (Mofer VIII. 501. 
IX. II. 524), falls, was wohl felten erforderlich fein wird, die Rechtsverletzung nicht 
fofort einer Reaction bedarf (Heffter 1. 0.); insbeſondere muß rechtliche Gemugtbuung 
verlangt werben Battel $. 343. Wildm. I. 194. Oppenheim 226. Twiß II. 20). 
Zur Genugthuungserlangung ift eine diplomatiſche Vorftellung durch den in dem verlegt 
habenben Staat vefidirenden Gefandten des verlegten an ben erfteren zu richten und wird 
diefe innerhalb einer beſtimmten Frift, nad Vertr. des 17. und 18. Jahrh. bald 3, bald 4, 
bald 6 Monate Gynkershoek l. c. Wildm. I. 197. Manning 108 ff. Phil: 
limorelll. 16), nicht beantwortet, fo find R. anwendbar Wildm.I. 195. Wurm Le.) 
Unterliegt der Beſchwerdegegenſtand einer gerichtlichen Unterfuhung, fo muß zunächſt der 
Weg des ordentlichen Proceſſes beſchritten werben (mas England in dem Pacifico: Fall 
1850 verfäumte, indem es ftatt den Beſchädigten dazu zu veranlaffen, fofort an die grie- 
chiſche Regierung eine willkürlich beredinete Schadenserſatzforderung richtete und ald dieſe 
nicht gewährt wurde, zu R. ſchritt, welches abnorme Verfahren vom Oberhaufe mißbiligt, 
vom Unterhaufe nur in Verbindung mit der gefammten biplomatiichen Action des Mi: 
niſteriums nicht getabelt wurde [Bhillimore III. 29), und die nachgeſuchte Juſtiz ſowohl 
durch alle Inftanzen, al auch endlich durch die Staatsgewalt verweigert fein (Wildm 
1197. Phillimore II. 15; f. dagegen Bartol. qu. sec.) Auch muß eine plens 
causae cognitio erfolgen (Byntershoell. c. Bhillimore III. 14) und der die R. for 
dernde Libellus bem Gefanbten des verlegt habenden Staates vorgelegt werben zur Brö- 
fung und eventuell zur Beranlaffung der Genugthuung Gynkershoek Bartol. qu. 2: 
„debet actor offerre libellum, quando causa requirit lbellum“). Dem gegnerifden 
Staat ift Vertheidigung gegen die Nepreffalienforderung gewährt, damit die R. nicht in- 
debite verhängt werden Bartol. qu. 4). Daß vor der Anwendung ber R. mit ihnen 
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gedroht werde (Mofer IX. II. 525), iſt wohl ein obfoleter usus. — ‘Der Sauptgrund- 
fa, auf welden die R. zurüdgeführt werden, iſt Vergeltung mit verfelben oder einer 
ähnlichen (Oppenheim [227] Hält zur Erwiderung im Allgemeinen feindjelige Handlungen 
für ftatthaft), aber nicht beträchtlicheren al8 die veranlaffende Handlung Moſer XIL U. 
526). Die vergeltende darf aber nicht an fich wölferrechtlich unftatthaft fein, 3. 3. der Mord 
oder die Mißhandlung eines Geſandten oder ein Zumwiderhandeln gegen gültige Verträge 
nicht in gleicher Weiſe erwidert werden (Grot IL XVII 8. VO. Martens BR. 
8. 253. not. 8). Oppenheim 227 ff. meint dagegen, daß Unrecht mit Unrecht erwidert 
werden Dürfe, das hieße aber das Unrecht fanctioniven. Gegen repreflalienmäßige Miß— 
handlung von Geſandten ift fomohl ®rot(l. e.) als Bynkershoek (d. foro legat. XXIL 
$. III.), der Lestere will aber mit Berfagung ber —— Privilegien vergelten. 
Nah Mofer (IX. II. 527) find auch Gegen-R. üblich. In Ausübung der R. kömmt am 
häufigften in Anwendung die Beihlagnahme von Sachen und Forderungen deö verletzt 
habenden Theiles, melde ſich im Machtbereich des verletten befinden, feltener, namentlich 
in neuerer Zeit, die Verhaftung von Perfonen Wildm. I. 187. Wheaton I. 275. 
Heffterl.c. Burdardı 507), nody Seltener aber die Befigergreifung eines Theiles des 
gegnerifchen Staatsgebiet (Wildm. J. c.). Völlig unftattbaft erſcheint aber für Frie— 
denszeiten (]. dagegen Kent 1. c.) die Ertbeilung von Commiſſionen an Staatsſchiffe 
oder Privatfreuzer zum Aufbringen von Schiffen auf bober See (Wurm 479), beſonders 
an lettere, nah faft allgemeiner Abichaffung der Kaperei fogar in Kriegäzeiten. Das 
Embargo und die in ihrer Rechtmäßigkeit anzuzweifelnde Friedensblodade (Heffter 8.112 - 
dafür, Wurm 487 Dagegen) gelten aber auch als Dlittel zu anderen Zweden (Heffterl. c.) 
und find von R. im eigentlihen Sinne unterſchieden (Wheaton 1. c.). — Sowohl die 
ältere als die neuere Doctrin geftatten die Ausübung der R. an Perfonen (Bartol. qu. 4. 
Grot IL II. 88. V—VU. Wolff 8 591. Battel $. 351. Mofer VIII. 500. 
Martens BR. 88. 253 und 254. Wildm.l.c. Heffter 8. 110. Twiß II. 21), 
wenn auch Schonung des Lebens verlangt wird (Grot. Wolff 8. 595. Battel Heffter), 
bei gewaltthätigem Widerſtande gegen die Reprefialienerecution wird aber Tödtung bald für 
gerechtfertigt angelehen (Wolff 596 u. 597. Battel $. 352), bald mißbiligt wenn 
fie als der wahricheinliche Erfolg der Gewaltanwendung vorherzufehen war (Örot). Auch 
wird die Vollſtreckung von Lerbesftrafen ausgeichloffen Wolff $. 595. Vattel) und über- 
haupt gute Behandlung verlangt (Bhillimore III. 23). ‘Die verhafteten Berfonen wer: 
den auch als Geißeln betrachtet (Heffterl.c. Burchardi 1. Ed) AL Zweck der Ber 
haftung wird das Erlangen: der Freilafjung eines unrechtmäßiger Weife Verhafteten be- 
zeichnet (Battel 8. 351), indeß wird jene fchon frühzeitig eingefchräntt durch zahlreiche 
Eremtionen. Ausgenommen werden Geiſtliche, Geſandte, Scholaren, Yahrmarktötaufleute, 
Weiber und Kinder (Bartol.qu.7. Grot 8. VII. Bynt ersShoet de foro legat. XXI. 
$. IV), auch das Gefolge der Geſandten (Wilpm. I. 188). Phillimore (III. 23) er: 
flärt die von Grot befürwortete Nichteremtion der zu unferem Feinde geſchickten Gefandten 
für unftatthaft. Bartol 1. c. führt noch außerdem auf als Erimirte: seriptores und bidelli, 
die nuneii und famuli der Scholaren und ihre fie beſuchenden Väter, Bußpilger und 
ihre Hospigwirthe an Wallfahrtöorten, Zeugen und überhaupt vor Gericht Geforderte, 
Männer, welche zu ihrer Berehelihung oder zur Beftattung eine Blutsverwandten fich 
in ein fremdes Sand begeben hatten und durch Wind und Wetter an einen fremden Ort 
Verſchlagene. Ueberhaupt dürfen R. nur an Unterthanen und bleibend, nicht zeit- 
weilig, im einem Staate ſich aufhaltenden Nichtunterthanen, nit an Durchreiſenden 
geübt werden (Grot l.c. Wildm.l.c. Wheaton I. 306 fj.). Erimirt find auch die 
Sachen der Gefandten, Studirenden und Jahrmarktskaufleute (Grot 1. c.). Gegen die 
Zuläffigkeit von R. an Perſonen remonftiirten in Anbetracht ihrer Ungerechtigkeit und 
Härte Berner (599) und Wurm (480). Bon Gütern find zunädjft Die des Staates zu 
beanſpruchen; daß Das aber Schwierigfeiten verurfache, weil Staatsvermögen gewöhnlich 
dem Berfehr entzogen und felten innerhalb fremder Staatsgrenze fich befinde, bemerften 
\hon Grot (IH. II. 8. ID und Gronon. ad Grot. R. an Staatöanleihen treffen, da 





fer, Verſuch des europäifcen Bölterrehts, VIII. m. IX. Th. Il. Bo, Martens (Ausg. v 
1796), KIueber (Musg. v. 1851), Wilbmann, Manning, Hefiter Ausg. v. 1861) 
Oppenheim (1866), Wheaton Elem. d. droit internat. 1845), Kent, Phillimore 
und Twiß. — Repreffalienfälle ſ. bei Mofer VIII. 503 fi. u. IX. II. 527 fi. u. vhilli- 
more XIII. 24 fi. 4. Bulmerincg 


Nefervationen, päpftliche (reservationes papales), d. h. das von den Päpfen 
feit dem 13. Jahrh. in Anſpruch genommene Recht, beftimmte Klaſſen won kirchlichen 
Aemtern zu bejegen, welches iheoretiſch auf das freilich bis dahin niemals ausgeübte an: 
gebliche oberfte Coliationsrecht des Papſtes auf ſämmiliche kirchliche Beneficien gegrünt 


Refidenzpfficht. | 377 


wurde, und dazu dienen follte, die Herrichaft über die abgefallene Obedienz zu befeftigen 
und der Curie eine reichere Einnahmequelle zu verichaffen (ſ. den Art. Annaten). Re= 
ſervirt, alfo der päpftlichen Belegung vorbehalten worden find im Laufe der Zeit 1) die 
benefieia in curia Romana vacantia d. h..alle, welche durch den am Sig der Curie 
vder innerhalb eines nur zwei Tagereifen davon entfernten Bezirkes erfolgten Tod ihres 
Inhaber& erledigt wurben; 2) die der höheren und nieveren Eurialbeamten, wenn diefe 
tm activen Curialdienſt ftarben; 3) die Beneficien, deren Belegung in Folge der Caſſation 
ver Wahl, bzw. Nichtapmifjion der Poftulation erfolglos geblieben, ſowie diejenigen, welche 
durch eine vom Papft vorgenommene Promotion, Depofition, Privation und Suspenfion, 
oder eine vom Papſte acceptirte Refignatton ihrer Inhaber und durch Annahme eines 
beneficium incompatibile (}. Th. J. ©. 468) vacant wurden. 4) Mit NRüdficht auf 
eine von Martin V. auf dem Conftanzer Concil abgegebene Erklärung, außer ben 
ſchon refervirten Aemtern nicht mehr als zwei Dritttheile der fonftigen Beneficien vorbe— 
balten zu wollen, wurden von den Päpſten demnächſt die in den Monaten Januar, 
Februar, April, Mat, Juli, Auguft, October und November (jog. menses papales) 
zur Erledigung kommenden Aemter reſervirt. Den Biihöfen, melde Reſidenz hielten, 
war aber noch die Verleihung in zwei weiteren Monaten, Februar und Mai, geſtattet; 
ſpäter iſt dieſe Vergünftigung jo mobtfictrt worden, daß dem Papfte alle in den 6 un: 
geraden Monaten (Ianuar, März, Mai, Juli, September und November, ebenfalls 
menses papales genannt) vacant werdenden Beneficten reſervirt und Die in den gleichen 
Monaten erledigten der ordentlichen Collation durch die kirchlichen Oberen vorbehalten 
fein follten (fog. alternativa mensium, Wechjel der Monate, womit ſich aljo die häufig 
dafür auch gebrauchte Bezeichnung menses papales nit vollftändig dedt‘. Den Klagen 
wegen dieſer übermäßigen R. wurde theilmetfe auf den Concilien zu Conftanz und zu 
Baſel abgeholfen, namentlich hob das Tettere alle bi8 auf die im Corpus iuris canonici 
feftgefegten, alſo alle Durch Tpätere, in den Ertravaganten enthaltene und fonftige Bullen 
eingeführten, auf, jedoch hat das Wiener oder Alchaffenburger Concordat vom 3. 1448 
für Dentichland im Weſentlichen den früheren Zuftand wiederhergeftellt und dabei tft es — 
abgeſehen von beſonderen, feiten® der Püpfte Durch Indulte gewährten größeren Rechten für 
einzelne Kirchenfüriten — bis zur Auflöjung des veutfchen Reiches geblieben. Bei der Wieder⸗ 
aufrihtung der katholiſchen Kirchenverfaflung in diefem Jahrhundert ift aber eine erheb⸗ 
lihe Aenderung eingetreten. Ganz bejeitigt find die R. in der oberrheinifhen Fir: 
denprovinz und in Hannover. In Batern ift dagegen dem Papft die Probftet in 
jedem Domcapitel vorbehalten, die Ernennung auf die Domberrnftellen in den päpftlichen 
Monaten aber dein König durch Indult übertragen worden; in Altpreufßen befteht 
die Referpation für Die in euria vacant werdenden Erzbisthümer und Bisthümer, ferner für 
die Probſteien der Metropolitan Kathedralfirchen und der Collegiatfirhe zu Wachen, ſowie 
für die in den ungleiden Monaten erledigten Canonicate, für welche letztere jedoch der 
Papft dem König die NRomination verliehen hat. In Defterreich, wo ſchon die Jo— 
ſephiniſche Geſetzgebung alle Reſervate befeitigt hatte, ift wieder Durch das jegt allerdings 
beſeitigte Concordat dem Papſt die erfte Dignität an ſämmtlichen erzbifchöflichen und 
biſchöflichen Kirchen vorbehalten worben. 

Lit.: Phillips, Kirchenrecht, 5, 470 ff.; Jacobſon in Herzogs Realencyclopädie für 
proteftant. Theologie, 9, 359 ff.; 12, 743 ff. Die ältere Literatur in Richters Kirchenrecht 
zu 8. 146. P. Hinſchius. 

Reſidenzpflicht, d. h. vie Pflicht des Inhabers eines Kirchen-Amtes am Site 
deſſelben anweſend zu fein, da dadurch allein die Erfüllung feiner ihm obliegenden Pflichten 
möglih wird. Die vielfachen, die Beobachtung der R. einichärfenden Borichriften in der 
katholiſchen Kirche erklären ſich aus der Verweltlichung derſelben im Mittelalter und der 
meitverbreiteten Sitte, wohl die Einkünfte des Amtes zu ziehen, aber die Obliegenheiten 
durch ſchlecht beſoldete Vicare oder Stellvertreter erfüllen zu laſſen. Nach gem. Recht 
verpflichten zur Reſidenz die höheren Beneficien, die mit Seelforge verbundenen Aemter 
und die Canonicate. Die Biihöfe und die Canoniker, welche eine jährlihe vacatio 





1AUDS IYTET DOTgeIegien Oehoroe. Deriehungen ver DL. werden rapunarıy yalınmı 
. Hinjgins 
„Res sita. Der Ausdrud wird in Verbindung mit foram im Proceß gebrand: 
Das forum rei sitae oder der Gerichtöftand der gelegenen Sache iſt das erftinflanzlide 
Gericht des Bezirkes, in welchem eine Sadıe ſich befindet. Im älteren deutſchen RKeti 
nur für Immobilien begründet, Hat der gem. Proceß dieſes Forum nach dem Vorbilde 
des röm. R. auch auf bewegliche Sachen ausgedehnt. Es können bei demfelben gelierd 
gemacht werben alle actiones in rem (aljo rei vindicatio, a. publiciane, a. com 
fessoria, a. negatoria) und die perfönlicen, aus wandelbaren, an den Beſitz gefnüpften 
Obligationen entſtehenden Klagen (actiones in rem scriptae); ferner die Theilungella 
gen, bie hereditatis petitio und nad) einzelnen aud) die Befiginterbicte; wiewohl hinfist- 
üch der zulegt erwaͤhnten drei Gattungen von Klagen mande Controverfen beftchen 
Während das deutſche R. da® forum rei sitae ausſchließlich für Klagen auf Immek- 
lien gelten ließ, Hat der gem. Proceß das Princip des dm. R., daß der Kläger zmilten 
dem bier in Rede ftehenden Geritöftend und dem des Wohnortes die Wahl hat, adm 
tirt. Unter den neueren Pre. Ordun. hat der C. de proc. a, 59. 64 ben alıgermanikin 
Grundfag angenommen, da er en matiere reelle das tribunal de la situation de Yohjet 
litigieux allein für competent‘ erflärt und das franz. R. dingliche Klagen nur noch u 
Bezug auf Liegenfchaften fennt. Dagegen hat der Kläger (a. 59 eit.) die Wahl zwilde 
dem forum r. s. und dem for. domieilii bei den ſog actions mixtes, b. h. feld, 
welche auf Verfolgung eines perſönlichen Nedts_gerichtet find, aber nur durch Berit: 
ſichtigung der Beſchaffenheit einen unbeweglichen Cache gehörig entſchieden werben inne 
(wie 3. B. die Kiagen auf Ueberlieferung einer ſolchen aus einem Kauf, Pacht = x. Xu: 
trag). Auch der Nd. Entw. 88. 56. 58 flatuirt eine ausſchließliche Competen ti 
Geriht® der belegenen Sache für die Klagen aus dinglichen Rechten, für die Grenzſce— 
dungs⸗ und Theilungs=, fowie für die Veligklagen, fofern es ſich dabei um Immohilin 
handelt, läßt dagegen weiter einmal eine elective Concurrenz mit dem forum domicili 
zu für_perfönliche Klagen, welche gegen jeden Eigenthümer ober Befiger einer unbenr 
Tichen Sache als ſolchen gerichtet werben können, ingleicyen für perſönliche Entſchädigungellage 
wegen Beſchädigung eines Grundftüdes oder wegen Erpropriation eines ſolchen (8. 57) und 
en ferner die Schuldflage und die Klage auf rüdftändige Leiftungen aus amt 
eallaft im forum rei sitae zu erheben, wenn die erftere mit der bypothefaruden, die lxer 
mit der lage auf Anerkennung ber Reallaft überhaupt verbunden wird ($. 59). Der & 
richtsſtand für bewegliche Sachen ift dadurch ſtillſchweigend, ebenfo wie im franz. R. aufge 
ſchloſſen. Die Hann. Pre.Ordn. ſteht dagegen infofern auf dem Boden des gem. Fir 
ceſſes, als nad) ihr (8. 8) ber dinglihe Gerichtsſtand electiv mit dem des Domicild ar 
currirt, auf dem des beutfchen R. inſoweit, als der erftere nur flattfindet bei fol 
dinglichen und Beſitztlagen, Grenzideidungs- und Theilungsflagen, welche unbereglitt 
Saden zum Gegenftande Haben, ſowie bei allen gegen den Befiger eines Immobiles al 
folgen gerichteten Anfprüden. Einen noch weiter zum gem. Proceß Hinneigeuden Ctand: 
punkt nimmt endlich die Preuß. Ger.Drdn. ein. Denn diefe kennt das forum r. s. il 
für bewegliche Sachen, freilich in der Beſchränkung, daß e8 nur für Eigenthums- un 
Pfandrechistiagen bei mangelndem ordentlichen Gerichtöftande des Bellagten im Mlantt 
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und Zwar electio mit dem foram domicilii Anwendung findet. Tür unbemegliche 
Sachen tritt Dagegen das forum r. s. ein wegen Klagen und bdinglicher Rechte, wegen 
ſolcher perſönlichen Klagen, welche aus dem Beige eines Immobiles oder aus in der 
Eigenichaft als Gutsbeſitzer vorgenommenen Handlungen berfließen. Die preußifche 
Praxis läßt in allen diefen Fällen eine Concurrenz des Gerichtsſtandes des MWohnortes 
zu, obgleich dieſe nach richtiger Auslegung bei den dinglichen, auf Immobilien gerichteten 
Anſprachen ausgeſchloſſen iſt. A. G.O. Th. I. Tit. 2. 88. 4. 5. 107 — 116; Tit. 19. 
8. 17. Nr. 1. 

Lit.: Bethmann-Hollweg, Verſuche über einzelne Theile des Civ.Pre., S. 53 ff.; 
Sintenis, Erläuterungen zu Linde's Lehrb., Heft 1. S. 1 ff.; Heffter im Ar. für civil. 
Praxis, X. 9; Stobbe in den Jahrbb. des gem. deutſchen R., 1, 434 p Hinſcius 

1u8. 


Reſtitution im Civilproceß gegen Proceßfriſten, Wiederaufhebung der 
Folgen der Verſäumniß von unerſtreckbaren Friſten, nicht ſelten bei Einlegung von Rechts⸗ 
mitteln nachgeſucht, wird gemeinrechtlich bei entſchuldbarem Irrthum (alſo wohl nicht 
bei Addreſſirung an ein unrichtiges Gericht, z. B. zweiter ſtatt erſter Inſtanz), bei 
Krankheit, Abweſenheit (ex cl. generali), bei Minderjährigkeit, Beleihung mit dem benef. 
aetatis (Gemeinden, Kirchen u. ſ. w.), ja aud bei Verfehen des Anmaltes gewährt, 
unter der Vorausſetzung der Nachholung der verfaumten Handlung, und Nachſuchung 
der R. innerhalb „nit mehr Zeit — als er (Implorant) re adhuc integra gehabt“ 
Reichs⸗Dep. Abi. 1600 8. 86). Unter Perbefierung des Vormundſchafts- und Ber- 
tretungsweſens, des deutſch codificirten, amtlich veröffentlichten Proceßrechts find neuere 
Particulargeſetze zum entgegengelegten Syſtem großer Strenge gelangt: Beweis oder Doc; 
Beſcheinigung unabwendbarer Hinderniffe (3. B. Einfchneien der Poſt, Verunglüden eines 
Eifenbahnzuges ; auch Gefängnißhaft?) ift zur Begründung der R. erforderlich. 

Sfgb. u. Lit.: Preußen: A.G.O. I. 14. $. 34 nebft Erg. bei. Bog. v. 21. Juli 1846 
*. 15 f. Bdg. v. 14. Dechr. 1835 8. 21 f. Deck. v. 6. April 1839 4. 13 f. — Dr. Re— 
naud, Lehrb. d. gem. deutſchen Civ.Pre. (1868) $. 191. R. gegen verlorene PBrocekfriften 
Dr. Hartter, eiticht. f. Eiv.R. u. Pre N. F. 30. 20. ©. 1195. 146. (Bb. 21. S. 140 IR 
Gem. deutfhe Civ.Pre. Reſtitution von Heinzerling (1866), NReftitution und Einfpruch im 
mündl. Civ.Pre. (Wien 1868). Schaper. 

MReſumo ift der Schlußvortrag des Vorſitzenden im Schwurgerichtöverfahren, mit 
welchen: den Geichwornen die Cache zur Aburtbeilung anbeimgegeben wird. Das R. 
ftamnıt aus der im engl. Recht vorfommenden Anweiſung (Charge) des Richters. Da 
im engl. Proceß der Ausſpruch der Jury als einfahe Annahme oder Ablehnung der 
Anklageſchrift, an deren Abfaſſung der Richter feinen Antheil bat, unftreitig die ganze 
Schuldfrage (alfo Rechts- und Thatfrage ungetrennt) entjcheidet: bietet die Charge bie 
einzige Form, in welcher der Richter an dieſer Entjcheivung theilnimmt. Die Belehrung‘ 
über das materielle und Beweisrecht, welche in ihr der VBorfigende ertheilt, ift für vie 
Geſchwornen bindend und jo wie vermuthet werden muß, daß letztere fi) an fie gehalten 
haben, fo müfjen Rechtsirrthümer des Vorfigenden (wo überhaupt ein Rechtsmittel offen 
fteht) die Vernichtung des Wahripruches begründen. Die Verpflichtung, den Geſchwornen 
auch das Beweisrecht an die Hand zu geben, bringt die Nothmwendigfett einer Erörterung 
der thatfächlichen Ergebniffe der Verhandlung mit fi, wobei vom Borfigenden erwartet 
wird, daß er dem Urtheil der Geſchwornen nicht vorgreife, eine Erwartung, die nicht 
immer in Erfüllung gebt. Im U. 335 des C. d’instr. crim. heißt e8 nah Erwähnung 
des Schluffeg der Parteivorträge: Le president resumera laffaire. Il fera remar- 
quer aux jures les principales preuves pour ou contre l’accuse. Il leur rappel- 
lera les fonetions qu’ils anront & remplir. Dieje Beſtimmung läßt den Hauptinhalt 
der englifchen Charge, die Rechtsbelehrung, ganz unerwähnt, was daher rührt, daß einer- 
ſeits die Anficht vorherrſcht, Die Nechtöfrage werde durch Die dem Vorſitzenden oder ridy- 
tiger der Anklagekammer zufommende Sormulirung der an die Gefchwornen zu richtenden 
Fragen bereit jo vollfländig entfchieven, daß letzleren eine reine (überdied unabhängig 
von Beweißregeln) zu entjcheidende Thatfrage übrig bleibe. Andererſeits darf nicht über- 
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durchaus fingulären Vorſchrift, deren Billigfeit wenigſtens zweifelhaft ift, befeitigt Die per- 
ſönliche Klage des Pfandſchuldners auf Herausgabe des Pfandes. Der Wortlaut des 
Geſetzes Techifertigt die mehrfach verſuchte Einfchräntung der Vorſchrift auf Fauftpfänder 
oder vertragsmäßige Pfandrechte nicht. Gegen die dingliche Klage anderer, insbefondere 
anderer Bfandgläubiger iſt das Retentionsrecht nicht wirkſam, und auch der fpätere 
Pfandgläubiger fann dem Beſitzer des Pfandes diefen Befig vermöge des jus offerendi 
et suecedendi durch Zahlung ver bloßen Pfandſchuld entziehen. Streitig ift, ob das 
Ketentionsreht im Concurſe von Beftand fe. Vangerow läßt ed gegen die Con 
cursmaſſe Durchgreifen, jo daß nur die einzelnen dinglihen Gläubiger auf Herausgabe 
behufs ihrer Befriedigung Hagen künnen. Es beruht dies auf einer zuweitgehenden 
Sleichftelung des Cridars und der Gläubigerſchaft. Wenn ſich auch allenfall® Tagen 
läßt, daß der Schuldner dolos handle, wenn er ſich in den Befit einer in ber Hand des 
Gläubigers befindlichen Sache jege, ohne ibn vollitändig zu befriedigen, To kann em 
gleicher dolus den dirographariichen Gläubigen, die ſich ebenfalls aus der Sache be- 
friedigen wollen, nicht zur Yaft gelegt werde. Der in dem Beſitz der Pfandiache be: 
findlihe Gläubiger muß fih nach dem Grundſatz von der Univerjalität des Concurjes 
mit ihnen in das Conauröverfahren einlaffen. — Dem preuß., ſächſ., franz. R. ift die 
Retention des Pfandes fremd. 
Lit. u. Gſgb.: ©. die Lit. umter „Retentionsrecht”. — C. tit. 8. 27. Preuß. A. L.R. 1. 
20. 8. 171. Eccin®. 
Retentionsrecht, Zurückbehaltungsrecht, ift DRS echt des Inhabers einer frem- 
den Sache, diefelbe dem dinglich oder perfönlih zum Verlangen nach Herausgabe der: 
\elben Berechtigten bi8 zur Exrftattung eines aus feinem Bermögen der Sache zum Beten 
gefommenen oder Durch fie verlorenen Bermögenswertbes vorzuenthalten. Nach vieler 
Begriffsbeftimmung (Großkopff, Sintenis) fällt “nicht nur die finguläre Retention 
des Pfandes für chirographarifche Forderungen außerhalb des Begriffes, verjelbe grenzt 
fih auch nach anderen Richtungen bin ſcharf ab. Die bi8 auf Großkopff herrichende 
Lehre definirte mit mannichfacher Verſchiedenheit in der Formulirung das Netentionsrecht als 
das dem rechtmäßigen Inhaber einer an fich herauszugebenden Sache zuſtehende Recht, dieſelbe 
wegen einer conneren Gegenforberung zuräüdzubehalten. Die wenigftend als Naturaloblige- 
tion wirffame Gegenforderung müfle zur Sache in einer Beziehung ftehen. Als Haupt: 
fälle ſolcher Connexität wurden aufgezählt, wenn die Forderung auf Verwendungen in bie 
Sache oder in Beziehung auf diefelbe beruhe, wenn fie durch die Sache felbft, insbeſon— 
dere vermittelft einer Durch dieſelbe bewirtten Beſchädigung, ihren Urſprung gewonnen 
habe, und wenn die Forderung aus demfelben Rechtsverhältniß entftanden fei, auf welches 
dag Recht zur Herausforderung der Sache fi) gründe. Der Iette dieſer Fälle wird 
dur Die obige Begriffäbeftimmung ausgeichlofien. Er fält, ſoweit dabei überhaupt das 
Recht auf Herausgabe der Sache zu bekämpfen ift, unter den Gefichtöpunft der exceptio 
non adimpleti contractus. Diele ift, wie Das Retentionsrecht, eine Anwendung der exceptio 
doli generalis (v. Savigny); fie unterfcheibet fih vom Retentionsrecht dadurch, daß auf 
Grund ihrer alle möglichen Leiftungen, nicht blos fremde Sachen zurüdgehalten werden, und 
daß durch fie das Klagerecht felbft geleugnet, als nicht verfolgbar bingeftellt wird. Om 
Proceß tritt der materielle Unterfchied der beiden Einreven dadurch hervor, Daß mit ber 
exe. n. ad. contr. zeitweile Abweiſung der Klage, mit der Einrede des Retentionsrechts 
eine Bedingung der Berurtheilung zur Herausgabe erftritten wird. Der Ausdrud 
retinere wird freilich auch von dem BZurüdhalten einer Leiftung überhaupt gebraudıt ; 
eine Vermiſchung der beiden Begriffe führt aber zu einer Verflüchtigung des Retentions- 
rechts, welches nur mit dem bier angenommenen beichränften Begriff als ein eigenthüm⸗ 
liches, gewiffen allgemeinen Regeln unterworfenes Inftitut aufrecht erhalten werden kann. 
Großkopff ging in der Belchränfung des Begriffs noch weiter. Er erkannte 
auch den zweiten der obigen Conneritätsfälle nicht an. (Dagegen Sintenis). Er 
leugnete ferner, daß durch das Retentionsrecht überhaupt eine Forderung, eine Natural⸗ 
obligation, geſchützt werde, das Retentionsrecht ſchütze ein factiſches Verhältniß, in 
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Zuwiderhandeln gegen die Gerechtigkeit oder natürliche Billigkeit, ſondern gegen die Yreund- 
ihaft oder die Gleichheit der Gerechtiame. Dem in der Rechtöfprache vielfach, durchbildeten 
Terminus der Unbilligfeit ſubſtituirt Wurm (459 ff.) den vielveutigen Ausdruck (Un: 
gunft gegen) Interefien, während engl. Scriftfteller (Phillimore II. 8. I. 13. 
Twiß II 18) R. flaturren gegen Abmweihungen von der comity, deren Begriff fi 
indeß nicht mit dem der Billigfeit dedft (vgl. den Art. comitas gentium) und außerdem 
fih nur einer partiellen, bauptjächlih anglo samertlanifchen Anwendung erfreut. Twiß 
(I. e.) nennt die oben angegriffene Unterſcheidung der Retorfionen eine unpraktiiche, 
gleiches Prädicat gebührt aber der feinigen (II. 19): paffive Retaliation (Retorſion) 
und active (lex talionis), indem er felbft die Iegtere für unanwendbar im internatio- 
nalen Rechtsverfahren erflärt, und außerdem jede R. eine Action enthält. Die Zurüd- 
führung des Unterfchieve8 von Repreffalten und R. auf den Unterſchied volllommener 
und unvollflommener Rechte (Martens 1. c. Klueber 8. 234 not. d) ift mit diefem 
letzteren für antiquixt zu erachten, außerdem zwingt felbft die R., wenn! auch in milverer 
Form, zur Gewährung. Netorfionen im Kriege (Mojer IX. U. 519) widerſprechen 
aber der Aufgabe der R., den Krieg zu verhindern und unterliegen nicht dem Netorfions- 
vecht, fonbern dem Kriegsrecht. — Die zu retorquirende Unbilligkeit kann entftehen aus 
der Geſetzgebung, dem Servohnbeitsreiit und Reglements (Battell.c. Twiß I. 18), 
bloße Verſchiedenheit derjelben genügt aber nicht (Martens $. 250. Klueber $3. 54 u. 
234d. Heffterl.c. Wurm 474); entweder muß der Fremde (unfer Staatdangehö- 
riger) nur hinter dem Einheimifchen (ded fremden Staates) zurüdgeftellt fein (Martens 
lc. Klueberl.c. Berner 598) over auch Hinter anderen Fremden (den Angehörigen 
anderer Staaten) (Wurm 468 fi. Heffterl.c. Burchardi 498. Twiß H. 19). 
Der Billigkeit entfpricht es indeß Ichon, daß Fremde den Einheimifchen gleichgeftellt werben. 
Die Bevorzugung der Fremden vor den Einheimifchen zu verlangen, gebietet die Billig- 
keit ebenſowenig Klueber 8. 58), eine foldye Forderung nannte der nenpolitanifche Ge= 
jandte (in der berüchtigten Schwefelfrage zwiſchen Großbritannien und Neapel im 9. 
1838) ein großes Paradoron der Bolitif, wogegen Wurm (473 ff.) mit Unrecht im 
Valle der Nichtgewährung einer folden ausnahmsweiſen Bevorzugung, nach fehlgeichla- 
genen Unterhandlungen, eine R. für gerechtfertigt Hält. Einem halbbarbariihen Staat 
gegenliber ericheint freilich ein folder Wunſch fir zuläffiger, indeß dürfte auch hier, wie 
Ihon Berner (l. ec.) richtig ausführt, unterhandelt und nicht die zu retorquirende und 
perhorrescirte barbariihe Maßregel in gleicher oder ähnlicher Weife ermidert werden. — 
AS eine zu retorquivende Unbilligkeit wird angejeben entweder ganz allgemein die nicht: 
befriedigende Behandlung der Unterthanen in einem anderen Stante oder eine unglnftige 
Stellung derjelben nach Geſetz und Gewohnheit (Battell.c. Twiß U. 18. Wurm 464), 
oder die Verweigerung eined Gewohnheitsrechts und ein umnbilliger Unterſchied zwiſchen 
Sremden und Einheimiſchen Martens]. c.), oder eine ungleiche, beſchwerende Behandlung, 
eine unbüllige und beſchwerende Ungleichheit des pofitiven Rechts, eine Verweigerung un⸗ 
parteiifcher und unverzögerter Rechtöpflege (Klueber 88. 54, 234 d., 58), oder die Aus: 
Ihliefung won eigenen Unterthanen gewährten Bortheilen, Zurädftellung gegen dieſe over 
andere Nationen, ungewöhnliche Belaftung bei Einräumung von Vortheilen, Abweichung 
von durch andere Nationen aufgeftellten Grundſätzen, verbunden mit materiellen Nadh- 
tbeilen (Heffter L c.)._ Unbillige Einzelbeftimmungen kommen entweder vor bei Ein- 
und Ausfuhrveroronungen(Battel 1. c.), oder Erbſchaften 3. B. das befeitigte droit 
daubaine, oder Concurfen durch Bevorzugung einheimischer Gläubiger vor den Auswär⸗ 
tigen (Rlueber $. 58. Wurm 464). Nicht Alles, was dem Rechte gemäß zu fordem 
iſt, Darf nach Billigfeit gefordert werben, ſondern werben bie begründeten Yorberungen 
Diefer durch die zu verwirklichende internationale Gemeinfchaft zu begrenzen fein, ſoweit 
ſolche Forderungen nicht fhon auf Grund des Rechts erhoben werden können. — Der 
Zweck der R. ift nicht Strafe (wogegen Wurm [459] remonftrirt), fondern nur Ab: 
fellung der verlegenden Unbilligkeit oder Herftellung einer Gleichheit (Martens 1. c! 
Heffter 1. c.). SM viefer Zweit erreicht, fo hat die R. aufzubören Die erwidernde 
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Unbilligfeit fann eine der zu erwidernden gleiche oder ähnliche oder möglichſt Ähnliche, und 
muß gleich fchwer fein (Mofer VIIL 489. Heffterl. c. Burchardi 499), daß ſie 
aber ven gegneriichen Staat nicht gleich empfindlich trifft, berechtigt nicht zur Steigerung 
des Maßes oder gar der Art Wurm 460). Zu den zur Ausführung der R. gewählter 
Mitteln muß der Staat felbft, ohne die ihm gebotene Veranlaffung, vollkommen befug 
fein, denn „N. ift die Erwiderung eines von feiner Seite beftreitbaren Rechts” (Wurm 
l. c.). Die Ausführung der R. zu beftimmen ift nicht, wie Phillimore (IH. 8 fi. 
meint, lediglih Sache des Staatsrechts, fie tft gebunden an die vorftehend aufgeführn 
völferrechtlihen Säge. Der Anwendung der R. muß aber eine gütliche Verhandlung 
Eirofer VII. 488 bält eö gerade nicht für nöthig, aber ver Freundſchaft dienlich), in: 
elondere ein Antrag an die jenfeitige Staatögewalt vorausgehen; dieſer wird beſonders 
dann das zunächſt allein Zuläſſige fein, wenn ein Staat einen unbiligen Grundfag nm 
aufgeftellt, aber noch nicht durchgeführt, fofortige R. gegen denfelben (Heffter. e.) wire 
völlig ungerechtfertigt. Erſt wenn troß des Antrages feine Billigkeit mehr zu hojfen 
(Berner 597) oder die Gegenvorftellungen erihöpft find (Bhillimore I. 13), ift fe 
Anwendung der R. berechtigt. — Verfügen kann eine R. nur die Staatögewalt, da nım 
ihr die Souveränetät und fomit aud das Recht der Selbfthülfe gegen andere Staaten 
zuſteht. Eines legislativen Beichluffes dazu (Heffter 1. ec.) bedarf es nur bei Gelege: 
änderungen (Burhardil.c.), fonft aber umfoweniger, als ein folder nicht einmal zur 
Verfügung des äußerſten Aechtsmitteld, des Krieges, erforderlih iſt. Das ciner jeden 
Behörde innerhalb ihres Geſchäftskreiſes und der oberften Gerichtöftelle in Juſtizſachen 
zugefprochene Recht der NRetorfionsverfügung (erſteres von Burchardi IJ. c., letzteres von 
Wurm 474) widerfpricht, abgejehen davon, daß Gericht und Behörden feine Souveräne- 
tätörechte als folche haben und üben können, der nothmendigen Einheit der Willendbe 
ftimmung, Vertretung und Action des Staate8 nad Außen. Dagegen, daß die umittel⸗ 
bare (Retorfions-) Hilfe durch die Obrigfeiten auch ohne höhere Autortfation in umferen 
gegenwärtigen Zuftänden nicht entbehrt werben könne Burchardi 500), ſpricht Die gerade 
in unferer Zeit durchgeführte ſtrenge Behördenhierarchie und die Abhängigkeit aller Tr: 
gane von dem höchſten, der Staatögewalt, als auch der heutzutage geförderte, weſentliche 
Verzögerungen ausſchließende Verkehr. Nicht je nach Belchaffenheit der Umftände, mıe 
Mofer (IX. U. 521) meint, jondern unbedingt tft die. Erlaubniß des Sowveräns zur 
Retorjionsübung erforderlid und zwar ſowohl für Behörben als Einzelne (Heffter 1. c. 
Bernerl.e). Mofer (VIO. 487) hält ven Befehl des Landesherrn bei Retorfiens- 
Übungen durch Untertbanen in Saden, die ihr Privatintereffe betreffen, für unnöthig. 
Die Behörden find bei Retorfionsübungen nur die die Staatöverfügung ausführenden 
Organe. Ob aber Einzelnen noch die Retorfionsübung zu geftatten und ob ſie dieſelbe 
nad den gewöhnlichften Erfcheinungsformen der Ausübung überhaupt als Einzelne zu 
üben vermögen und Beranlaffung haben, erfcheint uns zweifelhaft, da völkerrechtlich jede 
Selbfthülfe des Einzelnen immer mehr verlagt ift, da die zu retorquivende Unbilligkeit 
jelten gegen einen Einzelnen, vielmehr in der Regel gegen eine ganze Elaffe der Beröl- 
ferung , 3. B. Hanbeltreibende oder Gewerbtreibende, oder gegen den geſammten Staat 
durch die Syſteme und Ordnungen des Handelsverkehrs und Gewerbebetriebe8 oder gegen 
die gefammte Bevölferung durch unbilliges allgemeines Recht oder Rechtsverfahren ge 
richtet ift. Schon Mofer (VIII. 486) fagt, daß meift Souveräne der R. ſich geganzin: 
ander bedienen. Indeß ordnet jedenfalls der Staat eine R. ſowohl in Anlaß einer gegen 
ihn, als auch, kraft der Nepräfentation feiner Staatsangehörigen, in Anlaß einer gegen 
dieſe verjchuldeten Unbilligkett an (Wurm 459), zu Gunften eines amderen Staates aber 
nyr auf Grund eines Bundesverhältniffes, denn ein Staat kann nicht durch die ein 
jettige Aufforderung des einen Theils zur Execution gegen den gegnerifhen Theil berech 
tigt werden und bat in Bezug auf fremde Untertbanen fein Repräfentationsreht (Rum 
462). No unzuläffiger erjcheint es, daß ein Staat gegen einen anderen deshalb 
Auf dem Wege der R. eine Unbilligfeit begeht, weil diefer legtere gegen einen dritien 
Staat früher einer gleichen oder ähnlichen ſich Ichuldig gemacht. Wenn auch foldes 
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Berfahren nachweislich ftattgebabt (ſ. Mofer IX. II. 519 ff.), jo war es doch nur eine 
mißgbräuchlicde Anwendung der R. Eine R. kann ferner nur gegen den verſchuldenden 
Staat, nicht gegen einen dritten, fie nicht werfchuldenden, geübt werben: „Retorsio non 
est nisi adversus eum, qui ipse damni quid dedit, ac deinde patitur, non vero 
adversus communem amicum. Qui iniuriam non fecit, non recte patitur“ Byn- 
kersh. qu. iur. publ. I, IV.) — Die Unbilligfeit eines Staatsangehörigen ober einer 
der Behörden des Staates ift immer nur ein entfernter Anlaß zur R., der nächſte An= 
la muß in der Unbilligkeit der Stantögewalt felbft liegen, d. 5. e8 muß der gegnerifche 
Staat das umbillige Verfahren feiner Unterthanen oder Behörden, ſoweit er dafjelbe nicht 
ſelbſt angeordnet, ſchweigend oder ausdrücklich gebilligt oder demſelben zugeftimmt und es 
dadurch zu dem feimgen gemacht haben (Berner597. Wurm 459). — Daß nicht immer 
gegenüber Unbilligkeiten Retorfionen ausreichen oder ent|prechend fein werden, muß, nament- 
{ih wenn durch eine Unbilligfeit die Erhaltung der Eriftenz eines Staates bedroht ift, 
zugegeben werden und ift praktiſch bewährt durch die Kriege Hollands gegen England 
in Anlaß der Crommell’fchen Navigationsacte und Ludwig XIV. gegen Holland wegen 
Nichtaufhebung des Verbots der franzöfiichen Waaren (ſ. Burchardi 498 ff.). Englithe 
Schriftfteller erflären Dagegen die R. für das einzig gefegliche Mittel gegen Berlegungen 
der comity, und daß ſolche Berlegungen einen casus belli nie abgeben könnten (Philli- 
more I. 13. Twiß IL 18). 

tit.: Wurm, Böllerrehtliche Selbftbälfe in Rottecks Staatsler. 1843, Bd. XIV. 
4357 fi. Berner in Bluntſchli's Staatswörterb. 1864, Bd. VIII. 596 ff. s. v. Retorfion. 
Burchardi in Rottecks Staatsler. 1865. Bd. XIT. 498 ff. und bie völlerrechtlichen Werte 
en, Battel, Mofer (Verf. VIII 485 ff. u. IX. IL. 518 ff), Mar- 
fäle ſ. Mofer, Berf. IX. I1. 520 ff. und Wurm 471 fd '$3 

A. Bulmertnca. . 


Retractionsrecht, jo wird vereinzelt das in der Praris des gem. Civ. Pre. den 
Amvälten umd Advokaten an den Manual-Acten und den fonftigen ihnen übergebenen 
Documenten bis zur Befriedigung wegen ihres Honorars beigelegte Retentionsrecht ge- 
nannt, welches auch particularrechtlich, jo z. B. in Altpreußen, anerfannt ift. 

B. Hinſchius. 

Reunionsklage wird die Binbication genannt, mit welcher die geſetzwidriger 
Weiſe veräußerten Theile eined untheilbaren Bauergut aus der‘ Hand des Erwerbers, 
wie jedes britten Beſitzers zurüdgefordert werben fünmen. Sehr häufig ift nämlich in 
Teutihland fett dem 16. Jahrh. durch die Particulargefeßgebung die Parcellirung bet 
Bauergütern verboten. Findet nun dem Verbot zuwider dennoch eine Theilung und Ber- 
äußerung eines ſolchen Theiles ftatt, jo iſt diefe nichtig, und der veräußerte Theil ıft 
der Bindicatton unterworfen. Berechtigt zur Anftellung der Klage ift der Befiker des 
Bauergutes, bei abhängigen Bauerglitern auch die Gutsherrſchaft; nach den meiften 
Schriftjtellern ſogar (jedoch mit Unrecht) der Veräußerer und deſſen Erben. Eine ex- 
ceptio rei venditae et traditae wird diefen gegenüber nicht für zuläffig gehalten, und 
nm zum Erſatz des Kaufpreijes jollen dieſelben verpflichtet fein. Diefe Erfaspflicht Liegt 
den übrigen Klageberechtigten nach gem. Recht nicht ob, obmohl fie particularrechtlich meift 
angeorbnet if. Die Einrede des Verzicht8 und des Vergleichs kann der Klage nicht ent- 
gegengejeßt werden. Ob hinſichtlich der Verjährung daſſelbe gilt, iſt ſtreitig. Mitter- 
maier, Hillebrand, Walter verneinen die Zuläffigfeit der Einrede; Eihhorn und 


Gerber bejaben dieſelbe. Wo durch die neuere Geſetzgebung die Theilbarkeit der Bauer⸗ 


güter wiederhergeſtellt iſt, da iſt die Reunionsklage fortgefallen. 
tit.: Leyser, Medit. ad pand. spec. 100 med. 1. Lewis. 
Nevalirung. Der Zahlungsauftrag begründet für den Mandanten dem Man— 
datar gegenüber die Pflicht zur Schadloshaltung. Diefe Schabloshaltung nennt man Reva- 
lirung. Sie wird geltend gemacht durch die Revalirungsklage, welche nichts anderes ift, als 
die actio mandati contraria. Der Anſpruch auf R. fett aber voraus, daß der Man- 
datar Zahlung geleiftet oder eine der Zahlung gleichbeveutende Handlung (Compenfation, 
v. Ooldendorff, Rehtsleriten 2 ' | 25 


ueber. Heffter, Oppenheim, Phillimore und Twißg Retoxſions⸗ — 
* LER N: 
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Acceptation eines Wechſels u. |. m.) vorgenommen bat. R. fordern kann auch der Bing, 
welcher die Bürgſchaft im Auftrag des Schuldners übernommen hat, von diefem, und 
felbft ohne Auftrag auf Grund einer negotiorum gestio. Die R. geht auf Küderftat- 
tung der gezahlten Summe und der fonft etwa bei Ausrichtung des Auftrags gehabten 
Koften nebft Zinfen vom Tage der Zahlung, reip. der Aufwendung an. Unter Kaufleuten 
kann auch noch eine Provifion gefordert werden (H.G. B. 4. 290). 

eit.: Thöl, Das HR. I (4. Aufl. Gött. 1862) $. 116. Enbemaun, Das DER 
(2. Aufl. Heidelb. 18660) 8. 128 TIL 8.131 IV. 9.135 IH. 9.143 IV. 8.147 III. Bor- 
Hardt, Die AD.W.D. (5. Aufl. Berl. 1869) Note 208. Lewis. 

Nevifion, d. h. ein in der deutſchen Reichögefegebung ſowohl gegen die reihe 
fammergerichtlichen Erkenntniſſe, als auch gegen die Urtheile der Territorialgerichte man- 
gel8 der Appellation zugelaſſenes Rechtsmittel. Mit Rüdficht auf die in der romaniſchen 
Procegdoctrin fort und fort überlieferte römiſche Lehre von der Möglichkeit einer suppli- 
catio beim Kaiſer gegen die inappellablen Erkenntniſſe des praefeotus praetorio wur 
gegen die Urtheile des Reichskammergerichts das Rechtsmittel der revisio aotorum zug 
lafjen, welches binnen viermonatlicher Frift bei dem Reichs-Erzkanzler, dem Kurfürften von 
Mainz, an des Kaiſers Statt eingebradt und von.sgenem der jährlich zuſammentretenden 
Bifitationscommifjion Led erwähnten Gerichts überwieſen, fowie von den Viſitatoren ın 
Gemeinfchaft mit den bei der Abfaffung der früheren Sentenz betheiligten Kammerrich 
teen abgeurtbeilt werden ſollte. Weitere Borausfepungen dieſes Rechtsmittels mare 
1) das Borhandenfein an ſich zur Appellation geeigneter Beichwerden, 2) eine summa 
revisibilis von 2000 Reichsthalern Kapital, 3) die Ableitung des Reviſionseides 
Nova durften zur Rechtfertigung der R. nicht angeführt werden. Der uriprünglih mi 
der Einwendung berfelben verbundene Suspenfiveffect konnte ſpäter dadurch befeitigt wer: 
den, daß Die auf Grund des angefochtenen Urtheild die Execution betreibende Partei dem 
Revibenten cautio de restituendo leiftete. Das gegen die vom Reichshofrath erlafienen 
Urtheile ftatthafte Rechtsmittel ift der R. volllommen nachgebilvet worden, hieß aber 
nit revisio, jondern supplicatio ad Caesarem. — in Folge der Erhöhung ter 
summa gravaminis für die Uppellation an die Keichögerichte wurde Durch die Neihöge 
feggebung ein Surrogat der Appellation, ebenfalld revisio genannt, eingeführt. “Diele 
Rechtsmittel jollte bei dem früher erfennenden Territorialgericht angebracht werben und 
letzteres ein neues Urtheil auf dem Wege der Actenverfendung einholen. Devolutiv-Effet 
Batte alſo dieſes Rechtsmittel nicht, abgeſehen davon wurde dafielbe aber nach den Ke 
geln von der Appellation, jo 3. B. hinſichtlich der Fatalien der Interpojition, des Sud 
penfiv = Effectes, der Zuläffigfeit von Nova, der reformatio in pejus u. |. w. beurthält. 
— Mit dem Zufammenfall des deutſchen Reiches und der Reichsverfaſſung hat die 
reihögerichtlihe R. und Supplication ſelbſtwerſtändlich aufgehört. Für die R. gegen die 
Erfenntniffe der Territorialgerichte hatte ſich Dagegen wegen des Einfluffes der Partıa- 
largeſetzgebung ein gemeines Recht überhaupt nicht entwideln können. Wenngleich dies 
Rechtsmittel mit der Reichsgeſetzgebung nicht in jo engem Zuſammenhang ftand, daß es 
nothwendig mit berfelben hätte fortfallen müffen, daſſelbe vielmehr infofern anwendbar 
blieb, als auch in den Territorien die Appellation an die höchſten Yandesgerichte vielfach 
beſchränkt war, Bat es fich doch nur noch äußerſt ſpärlich erhalten (fo 3. B. in Lippe, wo d 
mangel3 der Appellationsfumme an die Stelle der Appellation tritt). Oft werben auch mt 
dem Ausprud: Reviſion particularrechtliche Rechtsmittel bezeichnet, welche zwar gleichfalls ald 
Surrogate der Appellation bezeichnet werden fünnen, aber dies in anderer Richtung ald 
das reichögefegliche Inftitut find. So ift 3. B. in Waldeck die R. das Redhrömittd 
gegen ſolche untergerichtliche Erkenntniſſe, gegen welche die Appellation nicht ſtattfindet 
In Altpreußen und einem Theile der neuen Provinzen (Schleswig = Holftein, Kurbeilen, 
Naſſau) bietet dagegen Die R. einen Erfat für die Oberappellation, welche bier nidt &- 
kannt ift. Bon diefer untericheidet fie fi), wenngleich fie ebenfalls ein ſuspenſives und 
devolutives Rechtsmittel ift, dadurch, daß fie nur gegen zweitinſtanzliche Erkenntmiſſe Nat: 
findet, Nova nur in beichränktem Umfange zuläffig find, eine summa revisibilis ven 
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über 500 Thalern erfordert wird und ferner die beiden früheren Erkenntniſſe difform 
fein, oder mangels diefer beiden letzteren Vorausfegungen Familien- oder Standesver- 
baltniffe den Gegenftand des Proceffes bilden müflen. ‘Der franz. und hann. Bre. kennen 
ebenfo wenig, wie der Nd. Entw. ein diefen Arten der R. nachgebilvetes Rechtsmittel. 
Duellen: R. K.O. v. 1555. III. 51. 53. 635 J. R. A. 88. 124. 125; J.P.O. V. 8. 54; 


R.D.A. v. 1600 $. 165 IRA. 8. 113. — Preußen: A.G.O. Th. I Tit. 15, vielfach ab⸗ 
geändert" durch die Verordn. v. 14. Dec. 1833 88. 1 ff, Verordn. v. 24. Juni 1867. 


tit.: Lang, Bon der Revifion am R.R. Gericht, Tübingen 1780; Jäger, Bom Rechts⸗ 
mittel der Revilion und Actenverſendung, Stuttg. 1783; Gdnner, Handb. des gem. Pre, 
Bd. 3. Abhandl. LXIII; Soldfhmidt, Abhandlungen, S. 124 ff.; Linde, Ard. f. civil. 
Praxis, 21, 321 ff, und deſſelben Handb. über die Rechtsmittel, 2, 374 ff. 
P. Hinſchius. 

Revocatorienklage iſt das zur Entkräftung einer verbotenen Lehnsveräußerung 
dienende Rechtsmittel. Nach longobardiſchem Lehnrecht war dem Baſallen anfänglich die 
Veräußerung des Lehns bis zur Hälfte geſtattet; erſt wenn das Lehn heimfiel, konnte der 
Herr auch das veräußerte Stück vindiciren. I. Feud. pr. bis 8. A. Später wurde 
durch Lothar II. und Friedrich I. (II. Feud. 52. 55) jede Veräußerung an eine dritte, 
nicht in Demjelben Lehnverbande ftehende Perſon (II. F. 13. $. 3; 39 pr.) unterjagt, 
md für den Fall einer Uebertretung dem Herrn das Recht gegeben, das Lehn fofort als 
beimgefallen an fich zu ziehen, ohne daß feine Vindication an eine beftimmte Verjährungs- 
frıft gebunden war. II. F. 49 pr. 55 pr. Nur in wenigen Fällen behielt die Ver— 
äußerung auch jetzt noch fo Lange Geltung, bis das Lehn ohnehin an den Herrn zurüd- 
fel, 3. B. als Afterbelehnung, Beftellung einer Prädialferpitut u. |. w. Jede dieſer 
Bindicattonen nun, kraft deren nach dem Ausdruck der Quellen feudum ad dominum rever- 
titor, revocatur u. |. w. (IL. F. 40. 8.1; I. F. 13. $. 2) wird Revocatorienflage genannt 
(Bfeiffer in Weiske's RL. VI, ©. 580. 537. Gerber, Syſtem $. 126). Nur 
Einige beſchränken dieſe Bezeichnung auf diejenigen Fälle, in welchen der Herr nicht fofort, 
fondern erft bei dem fpäteren Heimfall des Lehns die Veräußerung wieder auflöfen kann. 
Eichhorn, Einleitung in das deutiche Priv.R. 8.228. Befjeler, Syſtem $. 112 Anm. 
18.) — Noch häufiger indeffen, als auf die Klage des Herrn, wird der Ausdruck Revocato⸗ 
rienflage auf das den Lehnsfolgern gegebene Rechtsmittel bezogen. Da nämlich die Agnaten, 
ſowie die Mit- und Eventualbelehnten ein von ver Willtür des Vorgängers unabhängiges 
Recht auf das Lehn Haben, To find auch fie befugt, ohne Rücdficht auf die von jenem 
vorgenommene Veräußerung die Herausgabe des Lehns zu verlangen, ſobald daſſelbe nach 
dem regelmäßigen Fortgange der Succefjion an fie gefallen iſt. IL. F. 26 88. 14. 18. 
Für dieſes Hecht macht e8 keinen Unterſchied, ob der Herr von feinem Einziehungsrecht 
inzwiſchen Gebrauch gemacht Hatte oder nicht; wenn er e8 getban Hatte, jo wird bie ba- 
durch berbeigeführte Sonfoltdation von nun ab wieder aufgehoben. Die Quellen brauchen 
für die lage * dieſelben Wendungen, wie oben (I. F. 8. 8. 1. II. F. 39 pr.); 
daher ihre heutige Bezeichnung als R., obwohl fie ihrer Natur nad eine gewöhnliche 
vindieatio utilis iſt, deshalb auch der Verjährung von 30 Jahren feit dem Eintritt des 
Suceeffionsfalles unterliegt u. |. w. Streitig ift nur, ob aud den ‘Descendenten bes 
veräußernden Bafallen die R. zufomme over nicht. Die herrichende Meinung verneint 
diefe Frage mit Recht wegen der pofitiven Beftimmung des Lehnrechts, daß Söhne die 
Lehns- und die Allodialerbichaft ihres Ascendenten nicht trennen und alfo die Haftung aus 
deflen Veräußerungen nicht von ſich abwenden können. II. F. 45. Demgemäß ift denn 
auch in den Quellen die R. überall nur den Agnaten gegeben, II. F. 26. 8. 18, 
IL F. 31. 39 pr. 83, und die Confolidatton des vehns dem Herrn fo lange gefichert, 
als der veräußernde Vaſall und lehnsfähige Descendenten deſſelben vorhanden find. Val. 
Bejeler 8. 112. Anm. 19. Die Literatur über diefe Frage f. bet Eihhorn a. a. 
D. 8. 228. Anm. n.;, die Gründe für die entgegengejete den Descendenten günftigere 
Meinung bei Weber, Handbuch des Lehnrechts IV. 8. 276. Diefe letztere ift übrigens 
m Particularrehten angenommen (Baiern, Hannover) oder doch fo weit von Einfluß ges 
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weſen, daß man ben Descendenten bei Anftellung der R. nur die Verpflichtung zum Erſatz 
des Erwerbspreiſes auferlegt bat. Preuß. A.UR. 88. 266 ff. I. 18. ea. 

Rhederei: Die Vereinigung mehrerer Perſonen, welche ein in ihrem Miteigen 
thum ſtehendes Schiff zu gemeinſchaftlichem Erwerb durch die Seefahrt verwenden. Tie 
Theilnehmer der Rh. heißen Mitrheder oder Schiffsfreunde, die Antheile derſelben am 
gemeinſchaftlichen Schiff: Schiffsparten. Die Rh. gehört ihrer rechtlichen Natur nach 
unter ben Begriff der .particulären Erwerbögemeinfhaft; fie bat aber nach der ihr im 
den neueren Seerechten zu Theil gewordenen Entwidelung zugleich Elemente in ſich auf: 
genommen, welde über diefe Grundlage Hinausreichen und die Neigung zu corporativer 
Geſchloſſenheit erkennen laſſen. Hervorzuheben ift: a) die Rh. iſt gleich der Actiengejel- 
Ihaft unabhängig von ber Individualität der einzelnen Mitgliever. Jeder Mitrheder 
fann feine Schifjspart beliebig veräußern. Nur dann, wenn durd die Veräußerung die 
Nationalität Des Schiffes verloren gehen würde, ift Einſtimmigkeit erforderlich. Tas 
nach anderen Seerechten beftehende Vorkaufsrecht der Mitrheder iſt durch das H. GB. 
beſeitigt. b) In Angelegenheiten der Rh. entſcheidet die Majorität, die nach Schiffspar⸗ 
ten berechnet wird. Jeder Mitrheder muß nah Maßgabe dieſer Beſchlüſſe zu den Aus 
gaben der Rh. beitragen. Wer ſich nicht fügen will, bat nur das Recht zu abandoniren, 
d. b. feinen Aniprud auf Entgelt aufzugeben. Das früher in deutſchen Seerechten vie: 
fach der Minorität gewährte Recht, das Echiff- zu Gelde zu fegen (ſog. Seu= und Kühr⸗ 
recht, vgl. Bejeler, Priv.R. ©. 1030 und Zeitichr. für deutſches R, Bd. 18 Nr. 9), 
ft nicht in das H. G.B. übergegangen. c) Gewöhnlich hat die Rh. einen eigenen Ber- 
treter,, "den Correſpondentrheder (Schiffsdirector, Schiffsdisponenten). Derjelbe pflegt 
meist aus der Zahl der Mitrhever ernannt zu werben, kann aber auch eine dritte, nick 
zur Rh. gehörige Perſon fein. Er hat im Allgemeinen die Etellung eined Hanblungs: 
bevollmächtigten und ift zur Vornahme aller Handlungen befugt, —* der Betrieb der 
Rh. gewöhnlich mit ſich bringt. Soweit er innerhalb ſeiner Befugniſſe gehandelt hat, 
werden die Mitrheder ebenſo bereähtigt und verpflichtet, wie wenn fie perfönlich contrabtrt 
hätten. Seinen Machtgebern gegenüber ift er verpflichtet, fih an die ihm ertheilten In 
ftructionen zu binden umd in auferorventlihen Fällen ven Beſchluß der Rh. einzuholen. 
Er muß über feine Geſchäfte orbnungsmäßig Buch führen, den Mitrhederm auf Verlangen 
Mittheilung von den die Ah. betreffenden Thatfachen machen, ihnen Einficht in die Bücher, 
Briefe und Papiere geftatten und jederzeit zur Rechnungslegung bereit fen. Bei Wahr: 
nehmung feiner Obliegenbeiten haftet er für die Sorgfalt eines ordentlichen Rheders. 
d) Gewinn und Berluft werden nad Verhältniß der Echifföparten vertheilt. Auch tie 
Haftung Dritten gegenüber richtet fi), fofern fie die Perfon der Mitrhever ergreift, nach 
der Größe der Schifföparten. e) Tie Auflöfung der Rh. wirb durch Stimmenmehrke: 
befchloffen. Dem Auflöfungsbeichluß fteht der Beſchluß, das Echiff zu veräußern, gleich 
f) Soweit die hier beroorgehobenen Beftimmungen das innere Verhältnig der Mitrheder 
unter einander betreffen, find fie Tediglich dispoſitiver Natur, fo daß in erfter Pinte immer 
die Vereinbarungen des Ahedereivertraged zur Anwendung kommen. — Die Bereinigung 
mehrerer Perſonen zu gemeinfchaftlichem Betrieb des Rhedereigewerbes kann übrigens and 
die Geftalt einer Handelsgeſellſchaft annehmen, fei e8 einer offenen, einer Commanditge⸗ 
jelichaft, einer Commanditgeſellſchaft auf Actien, einer Actiengefellfhaft oder auch einer 
ftilen Geſellſchaft. Alsdann find die betreffenden Vorſchriften aus dem zweiten und 
dritten Buch des H.G. B. maßgebend, 

Gſgb. m. Lit.: H.G.B. U. 456—477 und dazu die Commentare von Koh ımb Ma— 
tomwer; Befeler, Deutſches Priv R. 8. 2585 Heife, HR. 88. 154 — 159, die Lehrbb. bes 
Ecerehts von Jacobſen, ©. 22 fag.; PöHls, &.98 fgg.; v. Kaltenborn, I. ©. 107 a3. 
und bie daf. Angeff. Behrentr. 

Nicardus, Anglicus. 


Er ſchrieb gegen 1190: Ordo judiciarius (ed. Witte Hal. 1853). — Glossae ad De 
cretales. Distincetiones super Decreto. 
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Lit.: Savigny III. 632— 635. — Wetzell, Syſtem des ord. Eiv.Pre., Leipz. 1865, 
2. Aufl. S. 10. Anm. 6. — de Wal, Beitr. zur Literatur⸗Geſch. des Eiv.Pre., ed. Stintzing, 
Er! 1866, ©. 11. — Roziere in Revue Bibl. de droit 1. 113 — 116. — Gersdorf“s 
Repertorium, 1853, I. 9 fi. Teihmann. 

Nichter, Aemilius Ludwig, geb. 15. Febr. 1808 zu Stolpen (Sachien), 
ftudirte in Leipzig, wurde 1831 Advocat und Docent, erhielt 1834 von der Univerfität 
Göttingen die Doctorwürde verliehen, 1835 aufßerord, Prof., 1838 ord. Prof. in Mar- 
burg, 1846 in Berlin, Mitglied des Oberkirchenraths, 1852 Oberconftftorialrath, 1859 
Geh. Oberregierungsrath, farb 8. Mai 1864. 

Schriften: Beiträge zur Kenntnig der Quellen des can. R., Leipz. 1834. — De inedita 
Deeretalium collectione Lipsiensi, Lips. 1836. — Ausg. d. Corp. jur. can., Lips. 1533— 
39. — Canones et decreta .concilii Tridentini Lips. 1839; assumto socio Schulte, Lips. 
1353. — Lehrb. des kathol. und evangel. Kirchenrechts, Leipz. 1842, 6. Aufl. von Dove 1867. 
— Die enangel Kichenorbnungen bes 16. Jahrh., Weimar 1846. — Gutachten, die Berfg. 
der evangel. Kirche in Preußen betr., Leipz. 19849. — Geſch. ber evangel. Kirchenverfaflung im 
Deutſchland, Leipz. 1851. — Beiträge zur Geſch. des Eheſcheidungsrechts in der evangel. 
Kirche, Berl. 1858. — Beiträge zum preuß. Kirchenrechte, herausgeg. von Hinſchius, Leipz. 
1865. — Er begründete die „Kritiihen Jahrbücher“. Teihmann. 

Niscontro (ital) — Gegenrehnung — im Gegenfat von scontro — Rechnung. 
Man bezeichnet Damit eine eigenthümlihe Zahlungsart des faufmännifchen Verkehrs, 
nämlich die auf allfettiger Einwilligung berubende Ausgleihung gegenfeitiger 
Schulden unter mehr als zwei Perfonen, welche zu diefem Zwecke ber lönich oder 
durch Bevollmächtigte zufammentreten (Zahlung mit gejchloffenem Beutel, feontriren; 
ital.: riscontrare, scontrare, incontrare; franz.: riscontre, virement), Der Zweck 
ift die möglichfte Erfparung der Baarzahlung Eine ganze Zahl von Schuldverhältniſſen 
verſchiedener Perfonen (aus Basler, Lieferungsgeſchäften u. |. w.) ſoll fi in ber 
Weiſe Löfen, daß fchließlih nur zwei Perfonen mit Forderung und Gegenforberung, reſp. 
mit Forderung und Schuld einander gegenüberftehen. Die juriftiichen Mittel find Com: - 
penfation und Ceſſion oder Anweiſung, reſp. Delegation oder gewöhnliche Mandat ; 
daß zulest auch eine Baarzahlung coneurrirt, ift nicht ausgejchloffen. Die Scontra- 
tion, d. 5. das Geſchäft, welches alle diefe thatfählih in Einen Vorgang zuſammen⸗ 
fallenden Rechtsacte umfaßt, geichieht in der Regel auf Meilen und Märkten an bejonveren 
Tagen (Scontrirungstage), auf den Börjen zur Liquidationszeit, auch an befonderen 
Scontroplägen (3. B. der „Römerberg” in Frankfurt a. / M. ꝛc.). In England und 
Nordamerita beſtehen zum Zwecke der Scontration unter einer Anzahl verbundener Ban⸗ 
ten ſog. clearing-houses (Aabrechnungshäuſer). — Das Abrechnungsſyſtem 
bedarf keiner vorgängigen Verabredung. Es genügt die inter praesentes ausdrück— 
lich oder ſtillſchweigend gegebene Einwilligung. — Die Wirkung iſt der der Zahlung 
mit Baarfonds gleich. Das Ab- und Zuſchreiben in den Handelsbüchern iſt für 
dieſelbe nicht weſentlich, ſondern dient nur zur Beurkundung. ‘Die einzelnen Scontrirungs⸗ 
acte werben häufig auch in befondere Scontrobücher eingetragen. Ob die Umſchrei⸗ 
hung in den Büdern emer Girobank die Scontration jelbft erft juriſtiſch vollzieht 
oder nur als Beweismittel zu betrachten ift, läßt fih nur nad den Einrichtungen jeder 
einzelnen Bank beurtheilen. 

Lit.: Pöhls, Darfieltung bes gem. Deutfhen und des Hamb. H.R., I. $. 127 (©. 296). 
Heife, HR., $ 16 (5.34). ittermaier, Grundſ. des gem. beutfchen Priv. R. LI. $. 567. 
Thöl, HR., 4. Aufl. I. 88. 134— 136. Goldſchmidt, Handb. des H.R., I, 2. ©. 1188. 
Endemann, Das deutfhe H.R., 2. Aufl. 8.136. Ein Beiſpiel des riscontro f. in bem Auff. 
son Malss bei Goldſchmidt, Zeitſchr. f. d. geil. H.R. IV. ©. 6. 7. Meber das Lonboner 
slearing-house f. Mittermaier bei Goldſchmidt (und Laband), Seitfär. 5. gel, OR, 

. . . 2%. 

Riſtorno (ital. von ritornare, d. h. reftituiren; franz. ristourne, engl. return), d. h. 
Rückgabe ver Brämte ber Ungültigfeit oder anderweiter Aufhebung des Verſicherungsvertrages. 
Die Verpflichtung dazu mag man, wie Died ausdrücklich won franz. und ital. Juriſten 
gejchieht, auf Die Grundfäge von der condictio sine causa zurüdführen. Im Ceever= 
ficherungsrecht haben fich indeſſen eigenthümliche Regeln über die Fälle, in welchen eine 
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ſolche Ruckgabe verlangt werben kann, als über einen dem Berfiherer als Emtihi- 
digung für Bemühungen und Aufwendungen (Courtage x.) verbleibenden Abzug („Ri- 
ftornogebühr“) gebildet. Nach dem A. D. H.G. B. kann die Prämie bis auf Die Ri- 
ftornogebühr (tn der Regel Y/; Procent der Berfiherungsfumme, nad) ben deutſchen 
allgemeinen Bedingungen ?/, Procent, eventuell die Halbe Prämie) ganz oder werbäl:- 
nißmäßig zurüdgefordert (oder einbehalten) werben: 1) wenn und foweit der Berficherer 
wegen Aufgabe der Unternehmung, oder weil die Sade ohne Zuthun des Ber: 
fiherten (3. B. bei Friedensſchluß) der Gefahr nicht ausgelegt wurde, feine Sefab: 
gelaufen ift — vergeftalt jedoch, daß, wenn die Gefahr bereits zu laufen begonnen bat, 
nicht einmal ein theilweiſes R. ftattfindet — ; 2) wenn die Berfiherung wegen Man: 
gels des Intereffes oder wegen Weber: oder Doppelverfiderung umwrffam 
iſt — gleicviel, ob der Vertrag aus anderen Gründen fir den Verſicherer unverbindlid 
ift und dieſer fonft auf die volle Prämie Anfprud hätte In dem zweiten alle it 
jedoch Borausjegung, daß der Verfiherungsnehmer fih in gutem Glauben befand. — 
Achnliche Grundfäge gelten bei allen feefahrenden Nationen. So infonderkeit in rast: 
reich, Holland, Italien x. (Im Frankreich verfteht man unter „ristourne“ Die Aufhe⸗ 
bung des Bertrages ſelbſt). Weiter geht das engl. Recht: Es kommt nicht Darauf an, 
ob der Gegenftand der Affecuranz ohne Zuthun des Verſicherten der Gefahr nidt 
ausgeſetzt wurde; auch wird ſchon (theilweife) riftornirt, wenn das Intereffe unzuläng: 
Yich (short interest) oder werm nad) dem Marktpreiſe am Beftimmungsorte kein Gewire 
möglich war. Nach preuß. Recht iſt bei VBerfiherung auf imaginären Gewinn das R. nur 
zuläffig, wenn die Unternehmung ohne Schuld des Verfichererd nicht ftattfindet. — And 
bei ver Bodmeret kommt das R. vor in den Falle, wenn die verbobmeten Sad. 
der Seegefahr nicht ausgelegt werden. Nah dem H.G.B. kann der Gläubiger 
die fofortige Zahlung der Bodmereiſchuld unter verhältnißmäßiger Herabfegun; 
der Prämie fordern, wenn die Unternehmung vor dem Antritt der Bodmereireiſe aut 
gegeben wird; it die Meife bereitd angetreten, wird aber in eimem anderen al? 
dem Beftimmungähafen beendet, jo ift die Bodmereiſchuld in jenem Hafen ohne Ab: 
zug zahlbar. Wenn nur ein Theil der Sachen der Seegefahr nicht ausgefest worden, 
kann nach dem Princip des Geſetzes ein (theilweifes) R. nicht ftattfinven. 
Duellen nu. Lit.: A.D. H.G.B. 4.699, 899 - 902. Preuß. A L. R. IL, 8. S$. 2333 — 2345 
(ef. Eini.&ef. } 9.8.8. A. 60 Ziff. 1). C. de comm. a. 349, 356 - 359, 361. Hollend. 
.G.B. Buch Il. Sect. 4. Tit. IX. U. 635, 636. Rev. allg. Plan hamb. Seeverficherungs- 
bebingungen 88. 78—84 (Boigt und Heinelen, Neues Ard. f. H.R. IV. ©. 222 ff). A:. 
Seeverf.-Bed. v. 1867 88. 44. 4b. 47. 64. 154. Pöhls, Seeaffecruranzredt, II. SS. 638—615 
(S. 477 — 516). Benede (Nolte), Syſtem des Seeaffecuranz;- und Bobmereimeiens, 1 
S. 334— 388. v. Kaltenborn, Seeredt, II. $. 205 (©. 300— 304). Tedlenborg, Zr 
em des Seeverſicherungsweſens, ©. 209, 210. v. Duhn, „Die Revifion des franz. Seerechts 
n Goldſchmidt und Laband's Zeitſchr. |. das gef. HR. AIV. S. 169 ff. (Beide pro- 
jets vermeiden die Erwähnung des R.) Pardessus, Cours de droit commercial, Tome 
II. nr. 850— 886, 927—932. Kent, Commeutaries on American Law, Pars V. Sekt. 
XLVIII, 3. (3). R. Roc. 
Nittergliter wurden urfprünglic, ſolche Güter genannt, von denen Ritterdienũe 
geleiftet wurden. Hierzu wurde vorausgelegt, daß die Güter in ritterbürtigen Familien 
vererbt waren. Dagegen fonnten e8 ſowohl Allovialgüter, als Lehngüter fein. Als 
Ritterbürtige waren die Eigenthüimer diefer Güter mit mannichfaltigen Vorrechten aus 
geftaitet und von den Laſten befreit, denen die nicht bevorrechteten Stände Des Territe 
riums unterworfen waren. Im Laufe der Zeit, und zwar namentlidy fett dem 15. Jahrb., 
gingen dieſe perſönlichen Vorrechte und Befreiungen zum Theil auf die Güter ſelbſt über 
und erichienen als ein dingliher Vorzug eben dieſer Güter (als nobilitas realis). Tar- 
aus, ſowie aus dem Umftande, daß auch die Laften der ländlichen Bevölkerung mai 
al8 auf dem Grundſtück haftend angefehen wurden, erklärt fih die fpätere Begriffebe 
ſtimmung eine® Rittergut als eined Gut, welches von den regelmäßig auf ländlichen 
Grundftüden rubenden Yaften befreit und mit gewiſſen Vorrechten ausgeftattet ift, die ver 
Befiger des Guts als folder auszuüben befugt if. Seitdem kann darüber, ob einem 
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Gut die Qualität eines Ritterguts zuzuſprechen iſt, nur bie Verfaſſung des betr. Landes, 
reſp. der Provinz entſcheiden (cf. Preuß. A. L.R. Th. IE. Tit. 9. 8. 38). In manchen 
Staaten ift dafür ein Normaljahr maßgebend, in manchen auch die Eintragung in be— 
fondere Matrikel. Die Befreiungen der Rittergüter beftanden früher namentlich in ber 
Befreiimg von gewilfen Steuern (hauptfächlich der Grundſteuer), von Landfrohnden und 
der Eingquartierungslaft. Die Vorrechte waren politffche und privatrechtlihe, und zwar 
befonders Landſtandſchaft, Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt, Patronatsrecht, Braugerechtigfeit, 
Müblenzwang und andere Bannrechte, die Forft= und Iagdgerechtigfeit, Testere gegenüber 
dem Ianvesherrlichen Forft= und Jagdregal. Außerdem gehörten in nicht wenigen Terri⸗ 
torien die ein Rittergut betreffenden Rechtsſtreitigkeiten ſchon in erfter Inſtanz vor die 
Obergerichte. Daher wurden dann diefe Güter als ſchriftſäſſige bezeichnet, im Gegenſatz 
zu den amtsfäfjigen, hinſichtlich deren die Untergerichte competent waren. ‘Die genamnten 
Borrehte und Befreiungen waren indeß nicht mit jedem Rittergut an fich verbunden. 
Bielmehr beruhten diefelben auf befonderen Privilegien, auf Particnlargelegen oder uns 
oordentliher Verjährung Manche Gerechtiame, wie die Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt, 
find Bauptfächlih auch hervorgegangen aus der Vogtei, welche in ber älteren Seit ben 
Befigern von Rittergittern über die. zu diefen gehörigen Hinterjaffen zuftand. Im Streit- 
fall ift daher das Vorrecht von dem, der e8 in Anfpruch nimmt, zu bemeilen; doch ge= 
nügt bei geſetzlichen Borrechten der Beweis, daß das betreffende Gut zur Kategorie der 
R. gehört. Die Erwerbung von R. ift durch die frühere Gefetgebung zumeilen auf 
Perſonen des Adelsſtandes befchränkt (4. B. Preuß. A. L.R. Th. II. Tit. 9. $. 37) over 
wenigftend dem Bauernſtande verfagt worden (f. Haubold 8. 390). Doch ift das 
Eine wie das Andere fpäter aufgehoben (Preuß. Ed. vom 9. Oct. 1807 8. 1. Königl. 
Sächſ. Gel. vom 22. Febr. 1834 8. 5). Länger hat fi) die Einrichtung erhalten, daß 
einige der gedachten Vorrechte, namentlich die Landſtandſchaft und die obrigfeitlichen Be— 
fugniffe jo lange ruhen follen, als ſich das Gut in den Händen eined nichtadeligen Be= 
ſitzers befindet Meyſcher ©. 445 f.). Der eigenthümliche Charakter der R. hat fi 
in Folge der neueren Geſetzgebung faft überall verloren. Nur wenige Vorrechte haben 
fi) noch in einigen Staaten erhalten, jo namentlich die gutsherrliche Polizeigewalt. 


Lit.: Hagemann, Hanbb. des Landmwirtbicaftsrechts (Hannover 1807) ©. 133 ff. Hau— 
Bold, Lehrb. des Königl. Sächſ. Briv.R., Il. (3. Aufl. Leipz. 1818) S. 6 fi. Reyſcher, 
Das gem. und württemd. Priv.R., 1. (2. Aufl. Tiibing. 1846) ©. 441 ff. v. Rönne, Staat$- 
recht, I. 88. 60. 61. Lewis. 

Noffredus Epiphanii, geb. zu Benevent, lehrte zu Bologna, von 1215 an 
in Arezzo und ftarb zu Benevent, nachdem er in kaiſerlichen und päpftlichen Dienften ge= 
weſen, gegen 1250. 

Er fhrieb: Gloſſen. — De libellis et ordine judiciorum, — Libelli de jure cano- 
nico, Aven. 1500. Argent. 1502. — De positionibus in den Tract. univ. jur. Venet. IV. 
f. 2. — Quasestiones Sabbathinae. — De pugna. 

Lit.: Sapigny, V. 184—217. — De Wal. Beiträge zur Literaturgeſch. des Civ.Prec. 
beransgep. v. Stinking, Erl. 1866, ©. 16. 17. Teihmann. 

Nogerius, in ver zweiten Hälfte des 12. Jahrh. geb. zu Modena. 

Er ſchrieb: Gloffen. — Summa zum Codex. — De praescript.. Mog. 1530. Venet. 


1584 (in den Tract. univ. jur.), — De dissensionibus dominorum 1530 (ed. Haubold, 
Lips. 1821). Sigle R. j 
Lit.: 8. Savigny V. Teihmanı. 


NKolandinus Pafiagerii, geb. Anfang des 13. Jahrh., wurde 1234 Notar 
in Bologna, flarb 1300. 

Schriften: Summa artis notoriae. — Tractatus .de notulis, — Aurora. — De of- 
fiecio tabellionatus in villis et castris, Taur. 1478. Spir. 1590. Deutſch Sngolft. 1549. — 
Flos ultimarum voluntatum, Brix, 1475. Lugd. 1550. 

Lit.: v. Stinging. Geſch der pop. Fit. des röm.scan. R. in Deutihland, Leipz. 1867. 
&. 296. 300. — Savigny V. Teihmann. 

Nomagnoſi, Giovanni Domenico, geb. 1761 zu Salfo (Piacenza), entzog 
fih dem Getriebe der Parteien, ging nach Trient, wo er als Advocat lebte, 1802 Prof. 
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in Padua, dann Mitglied der Geſetzgebungscommiſſion, entwarf ein Gefesbuch für das 
peinliche Verfahren, das die Sanction der Regierung erhielt, Rechtslehrer zu Pavia, 
nochmals Mitglied jener Commiſſion, Generalinipector der Rechtsſchulen des Königreichs 
Italien, Redacteur einer Zeitſchrift fiir Rechtswiſſenſchaft, verlor feine Stelle, wurde 
nach Benedig abgeführt, doch bald entlaffen, ftarb am 8. Juni 1835. 

Schriften: Genesi del diritte penale, Pavia 1791. Mil. 1839. Deutfh von Luder, 
Jena 1833. — Sull’ amor delle donne consid. come motore precipuo della legislazione 
Trent. 1792. — Che cosa & liberth? 1792. — Introduzinne allo studio del diritto pub- 
blico univers., Parm. 1805. — Giornale di giurispr., Mil. 1811 — 14. — Della constit 
di una monarchia nazionale rappresentativa, 1815. — Della condotta delle acque, Mil 
1822 — 24 — Della ragione civile delle acque, Mil. 1829. — Dell’ indole e dei fattori 
dell’ incivilimento, Mil. 1829—32. — Consultazioni forensi, Mil. 1836. 37. — Instituzioni 
di Elosof. civile, 1839. — Scienza delle costituzioni, 1848. — Opere complete racc. dal 

e Giorgi. 

tit.: Cantü, Vita di Romagnosi, Mil. 1835. — Rosso, Romagnosi difeso, Fir. 
1838. — Biogr. nouvelle generale, Par. 1863, Vol. 42. — Luden in der Ausg. der Ge- 
nefiß des Strafrechts, Sena 1833, p. III-X. — Pierantoni, Storia degli studi del di- 
ritto internazionale in Italia, Modena 1869, p. 91. — Revue de droit international, 1570. 
p. 94. 9. Teichmann. 

Noffi, Pellegrino Graf, geb. 13. Juli 1787 zu Carrara, wurde Advocat in 
Bologna, 1812 Prof. des Strafrechts, aing nah England, 1816 nad Genf, wo er 
1819 Prof. an der Akademie wurde, 1820 Mitglied des Großen Raths, fpäter der 
Tagſatzung, von der er nach Paris gejandt wurde, 1833 nad) Frankreich übergeſiedelt, 
erhielt er 1834 die Profeffur der polit. Defonomie am Colldge de France, die Brofellur 
des conft. Rechts an der Barifer Rechtsſchule; 1839 wurde er Pair, legte feine Profeſſur 
nieder und trat 1840 in den Staatsrath, ging 1845 al8 Gefandter nah Rom, wandie 
ſich 1848 nad) Carrara, kehrte jedoch bald nah Rom zurüd und wurde Miniſter 
Pius IX., wollte die Deputirtenfammer eröffnen, als er auf der Freitreppe des Palaſtes 
der Gancellaria erdolcht wurde (15. Noobr. 1848). 

Schriften: Trait6 du droit penal, Par. 1829; ed. F. Helie, Par. 1863. — Cours 

d’economie politique, Par. 1839—41, 1865. — Melanges d’&conomie politique, d’histoire 
et de philosophie. 1857. Preface à l’essai sur le principe de population de Malthus. 
1845. — Notes aux Oeuvres de Ricardo, 1347. — Cours de droit constitutionnel Par. 
1866. 67. 

Lit.: Rapport de M. Odilon-Barrot & l’Acaddmie des sciences morales sur le droit 
penal de M. Rossi, 1856. — Hebel, Die Tobesftrafe in ihrer culturgefh. Gntmwidelum, 
Berl. 1870, ©. 242. 243. — Reudlin, Geh. Italiens, Bd. II, Leipz. 1860, S. 16. 42. 9. 
— Pierantoni, Storia degli studi del diritto internazionale in Italia, Mod. 1869, 
B; 70, 92. — Garnier, Notice sur la vie et les travaux de Rossi, Par. 1849. — 

ignet, Notice hist. lue & l’Academie, 1849. Teichmann. 

Notteck, Karl Wenzeslaus Rodecker von, geb. 18. Juli 1775 zu Frei— 
burg i. / B., wurde 1797 Doctor, 1798 Prof. der Geſch., machte große Reifen, 1818 
Prof. der Staatswiſſenſchaften, wurde 1832 in den Ruheſtand verjegt, nachdem er Jahre 
lang als einer der gewandteften und freifinnigften Redner für politiiye Reformen gemirk: 
hatte; vielfach verfolgt, ftarb er am 26. Nov. 1840. 

Schriften: Ideen liber Landflände, 1819, franz. von Conſtant. — Lehrb. bes Bar- 
nunftrechts und der Staatswiſſenſchaften, Stuttg. 1829. 30, 2. Aufl. 1810. *— Sammlung 
Meiner Schriften. Stuttg. 1829. 30. — Lehrb. der ökonomiſchen Bolitit, Stuttg. 1835. — Ü 
gab mit Welder das Staatsleriton, Altona 1834—44, heraus (2. Aufl. 18145 —48). — Nur 
gelaffene Schriften berausgeg. von Hermann v. Rotted, 1841 — 43. 

Sein Sohn Hermann, wurde geboren 25. Aug. 1815, farb 12. Juli 1845 
zu Freiburg als Privatbocent der Philof. 

Er ſchrieb: Das Recht der Einmifhung in die inneren Angelegenheiten eine® fremden 
Staates, Freib. 1845, und gab K. v. Rottecks gefammelte und nachgelaffene Schriften ber- 
aus, Pforzheim 1943. 

tie: E. Münd, Karl v. Rotted, 1831. — F. Leon, Rottecks Ehrentempel, 1941. — 
Rotteck u. Welder, Staatslerilon, Bd. 14. — Bibliothek politifher Reden, Berl. 1545, I 
©. 2:3—302. — Bluntſchli, Geſch. des allg. Staatsrechts und der Politik, Münd. 1364 
©. 523 — 534. — Mohl U. 560 — 577. — Bluntfhli VII. 738 — 744. 

Teichmann. 
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Konflean, Jean Jacques, geb. 28. Imi 1712 zu Genf, 1728 — 30 in 
Zurin, dann in Annech, 1731—33 in Yaufanne und Neufchätel Muſiklehrer, 1736 Ra- 
tafterjecretär, lebte auf Led Charmettes der rau von Warend, 1740 Hauslehrer in 
Lyon, erfand ein Syſtem der Notenfchrift, ging 1754 nad Genf, trat zur reformirten 
Kirche zurüd, Bürger von Genf, lebte auf dem Lande bei Baris, dann im Canton Neuf- 
chätel, 1765 in Straßburg, dann in England, 1779 in Paris, 1778 in Ermenonville 
bei Marquis de Girardin, ftarb am 3. Yuli 1778 (eines freiwilligen Todes 2). Am 
11. Oct. 1794 ind Pantheon aufgenommen. | 

Schriften jur. Inhalts: Discours sur l’origine et les fondements de l'indgalitd parmi 
les hommes, Par. 1753. — Contrat social ou principes du droit publique, Par. 1762 
(Deutfc in Rouffeau’8 ſämmtlichen Werften von Elifjen, 8. Große u. A., Leipz. 1854 ff.). — 
Lettres &crites de la Montagne, Amsterd. 1764. — Discours sur l’&conomie poli- 
tique (Eneyclopedie) (Oeuvres Vol. I. p. 245 — 320). — Lettres sur la legislation des 
Corses u. Considerations sur le gouvernement de Pologne, Par. 1772. — Oeuvres dd. 


de Musset-Pathay, Par. 1823— 26. — Oeuvres et Correspondance inedites par 
Moulton, Par. 1854. 


Lit.: Musset-Pathay, Histoire de la vie et des ouvrages de J. J. R., Par. 
1821.— Broderhoff, 3. 3. R., fein Leben und feine Werte, Leipz. 1863, I. ©. 396—465. 
— Schloſſer, Geſch. des 18. und 19. Jahrh., 5. Aufl. Heidelb. 1864; Bd. IL. 437—457. — 
Bluntſchli, Geſch. des allg. Staatsrechts und ber Politil, Münd. 1864, S. 292 — 320. 

Teihmann. 

Rückfall. Ruckfall im w. ©. ift die Verübung eines Verbrechens von Seiten eines 
bereit8 einmal wegen eine Verbrechens (rechtskräftig) Verurtheilten. In diefem Sinne 
fpricht man’ wohl häufig in der Gefängnißſtatiſtik won der Procentzahl der Rüdfälligen 
(oder auch mit der Modrfication, daß nicht blos eine frühere Verurtheilung, ſondern viel- 
mehr frühere Verbüßung einer Tsreiheitöftrafe vorausgefegt wird; Nüdfällige find dann 
aljo etwa Gefangene, die ſchon früher einmal in Strafhaft waren). Dagegen iſt man 
neueftend ziemlich einig darüber, daß der AR. im meitern Sinne nur als Strafzumefjungs- 
grund in Betracht tommen kann. Mehr Verichievenheit herricht rüdfichtlich des NR. im 
engen Sinne, über beffen Begriff und Wirkungen man noch nit völlig ind Reine, ge 
kommen if. Manche Schriftfteller wollten R. nur annehmen bei vollftändiger Gleichheit 
der beiven fraglichen Verbrechen (fo 3. B. Bauer), und diefe Anficht findet fi auch im 
Oeſterr. Str. G.B. Die berrichende Meinung bat fih aber dahın feftgeftellt, daß unter 
R. im e. ©. zu verftehen fei die Berübung eined Verbrechens von Seiten eine wegen 
eines gleihartigen Verbrechens bereits Beftraften. Freilich herrſcht nun wieder Mei- 
nungöverichiedenheit über die Frage, melde Verbrechen gleichartig feien, jo daß die Ge— 
ſetze ſich zu beſondereu Katalogen (Braunfcweig 8. 59, Heflen W. 94, Thüringen U. 47) 
oder zu einer näheren Erläuterung des Begriffes (Sachſen U. 83 durch Hinweis auf die 
Gleichheit der Triebfever) genöthigt ſahen. In ver That befindet man fich bier in einer 
großen Berlegenheit, wenn man nun den Begriff des R. ald Strafihärfungsgrund verwerthen 
will (mie neueftend noch Hälſchner und Berner) Man macht fir die ftrafichärfende 
Wirkung die gefteigerte Energie des verbrederifchen Willens geltend, welche der R. be- 
funde. Dann wird man allerdingd auf die Motive, („Triebfedern“) der Verbrechen Hin- 
gewiefen, verliert aber damit auch den Boden unter den Füßen, da 3. B. ebenfogut einem 
Diebftahl oder einem Mord, wie einem Unzuchtsverbrechen Sinnlichkeit als Motiv zu 
Grund liegen kann. Es läßt fich ferner auch Darüber ftreiten, ob die vorhergehende Be— 
ftrafung die Vorausſetzung des R. fein müſſe oder ob die bloße vechtöfräftige Verurthei⸗ 
Lung genügt (Tettered nimmt das franz., wilrttemb., bad., bater., preuß. Recht an; Beſtra⸗ 
fung oder — inconfequenterweife — Erlaß derfelben fett Das Nd. Str.G.B. voraus). Wie 
immer man nun den Begriff faßt, jo läßt fich doch nicht läugnen, daß Strafihärfung 
wegen R. im Allgemeinen weder gemeinrechtlich zu begründen, noch der Gerechtigkeit ent 
ſprechend iſt. Die Wiederholung ft vom R. nicht durch eine ſolche Kluft gefchieven, daß 
wenn bet der erfteren fog. juriftiiche Cumulation am Plage ift (f. Bb. I. ©. 543), beim 
R. Dagegen noch über die einfache Addition binauszugehen wäre. Ber R Tann aljo ım 
Allgemeinen nur als Strafzumeffungsgrund aufgefaßt werden (für diefe Anſicht Mit- 
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termaier, Köſtlin, Brauer, Geib, John, Hellweg). Die meiſten der neueren 
Geſetzbücher machen ihn freilich zum Strafſchärfungsgrund; indeſſen tft er (mit Aus 
nahme gewiſſer Vermögensverbrechen, insbejondere des Diebſtahls) allerdings im Defterr. 
Str. G. B. (in diefem ift der R. bei jehr vielen Polizeiübertretungen Strafſchärfungsgrund 
und Entw., im Hamb. &.GB. und im Nd. Str.G.B. mit Recht dieſer Wirkſamlen 
entfleivet. Im heſſ., bad. und. bater. Recht erfceint der R. nicht als allgemti: 
ner Straffhärfungsgrund, fondern wird beichränft auf gewiffe (allerdings viel umfaffſende 
Klaſſen von Verbrechen. Einige Geſetzbücher gehen fo weit, daß fie wegen R. fogar der 
Uebergang zu einer ſchwereren Strafart geftatten — fo Württemberg, Thüringen, Baiem — 
während ın der Regel nur eine Verlängerung der Strafpauer zugelaffen it. — Ter R 
wird Übrigens nach den meiften Geſetzbüchern nicht mehr berüdfichtigt, wenn feit der Ab 
büßung der Strafe für das frühere Verbrechen bzw. feit dem Erlaß diefer Strafe (eva 
des Reſtes derjelben) durch Begnadigung längere Zeit — in Preußen: 10 Yahre - 
verfloffen oder wenn die für das frühere Verbrechen zuerfannte Strafe verjährt ift Im 
Rüdfallsverjährung). Bel. Nd. Str.G.B. 8. 245: „Die Beftimmungen tee 
8. 244 (über Rüdfalöftrafen beim Diebftahl) ... bleiben ausgeichloffen, wenn fe der 
Berbüßung oder dem Erlaffe der legten Strafe bi8 zur Begehung des neuen Diebftahli 
zehn Jahre verfloffen find.” — Nah preuß. R. (und dem No. Entw.) wird die frülr 
Berurtheilung wegen eined Verbrechens nur dann berüdjichtigt, wenn fie von einem ir— 
ländiſchen Strafgeriht ausging, während andere Geſetzbücher auch die ausländifden Ur: 
theile bedingt oder unbedingt berücfichtigen. 


Lit.: Bauer, Abbandl., II. S. 101 F; Sceurlen im N. A. XI; Mitte 


maier ebenda xXIV.: Abegg ebenda, 1831; Brauer, Gerichtsſ. 18595 Hellmeg ebats, 
1870, Berner, Grund. de preuß. Str.R., ©. 128 ff.; Lehrb. S. 142; Kritil des 8. 
Entw. A 30 ffe; Hälſchner, Beiträge, S. 69 ff; Brusa, Studi sulla recidiva, M 
ano 1866. 

Sfgb.: Würtemberg A. 124—128, vgl. 4.109 3.5, U.273, 334—338, 361. Helfer 
A. 94—103, 245, 247, 250, 348, 350, 373, 374, 384, 396, 399, 432. Baben 88. 183—19. 
217, 256, 384, 449, 532, 534, 647, 667. Preußen 88. 53-60, 202. 203, 219, 233 2. !, 
240, 267, 269, 336. Defterreich S$. 44 litt. c, 17611a, 263b, 290-292, 297, 307, 3%d 
321, 323, 324, 326, 3%u, 331, 345—348, 350—353, 362, 366--368, 383, 399, 404, 406, 4 
415, 418, 422, 428, 430, 436, 438, 441, 415, 448-450, 467, 4:8, 482, 498, 514, 515, 517, 518, 
524. Sachſen A. 82-85, 300. Baiern Str.G.B. A. 145, 147, 247, 276, 282, 2%6, 30], 
304, 305, 309, 311, 319, 390, 3955 Bol.Str.G. A. 84, 87—90, 94, 97—99, 110, 112, IH, 
115, 132, 133, 150, 192, 198, 201, 204, 207, 208, 210, 213, 215, 231. Hamb. Cr? 
A. 56 3 5, 4. 185 3. 2c, 156 3. 3. Defterr. Entw. $$. 76h, 268a, 270, 276. X. 
I. Entw. 88. 217 3. 7, 219, 228 3. 4, 236, 317. II. Entw. 8°. 239, 240, 245 3.5, 38 
No. Str.®.B. 88. 244, 215, 250 3. 5, 261. C. p. a. 56 (abgeändert durdy a. 34 des &. 
v. 28. April 1632), 57, 58, 474, 478 (abgeändert durch a. 99 des Gef. von 1832), 482, 4. 

Geyer. 


Rückkanfsrecht, Wiederkaufsrecht. Man verſteht darunter in der Regel um 
im Zweifel das auf Grund der 1.1. 12. D. 19, 5 und 2. C. 4, 54 von der deutſchredo 
lichen Doctrin und Praxis auögebilvete, durch Nebenvertrag (pactum de retro vendendo. 
Pertrag auf Rück- oder Wiederverkauf) bei einem Kaufcontract begründete Recht de! 
Bertäufers einer Sache, den Rüdverlauf verfelben vom Käufer zu fordern. Bee 
kennbarer Abficht der Eontrahenten nennt man R. auch das im röm. Recht nicht enwäht“, 
aber heutzutage praktiiche Recht des Käufers einer Sache, den Rückkauf derfelben vom 
Berfäufer zu fordern (p. de retroemendo, Vertrag auf Rück- oder Wiederkauf). Den 
ift alfo der Verkäufer, hier der Käufer der Berechtigte. Für beide Fälle gelten im Al— 
gemeinen gleiche Grundſätze. Das R. kann and durch letztwillige Berfügung und kraft 
Geſetzes bisweilen auch für den Eingularfucceifor eines der Kontrahenten entftehen ı)“ 
darf nach preuß. Recht der Erwerber eines Grundſtücks rückkäuflich veräußerte Pertineny 
ſtücke deſſelben zurüdkaufen). Durch das R. wird die Perfection des erften Kaufes nik 
gehindert, jondern blos der Anſpruch des Berechtigten begründet, mit der a. venditi resp. 
emti oder einer a. praeser. verb. den Abſchluß eines neuen Kaufvertrages über ir: 
ſelbe Sache oder, wenn biefe weiter veräußert worben, das Intereffe zu verlangen. Mi 
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dem R. iſt daher nicht zu verwechfeln Die Vereinbarung, daß der Kauf durch Rückgabe 
der Kaufſache oder des Kaufpreiſes folle rüdgängig gemacht werden fünnen (1. 7.C. 4, 54). 

Hier beiteht der Kauf unter einer Refolutiobevingung (auch verbis resolutivis, gefchloffe- 
” ne? p. d. retrovendendo genannt) und wird mit Eintritt der Bedingung i. j. wieder 
aufgelöft. Jenes pactum hat ſomit obligatorifche, dieſes dingliche Wirkungen, mas in 
der Doctrin allgemein anerfannt wird. Gleichwohl vermiſcht Das Preuß. L. R. beide Ber- 
träge vielfach mit einander. — ft der Preis des neuen Kaufes nicht durch den Ber- 
trag im voraus feftgelegt (in beftimmter Summe, worunter nur fein Zinswucher verftedt 
fein darf, oder als der ſpätere Tarwerth der Sache), fo gilt als folder nach der herr- 
chenden, auch vom Preuß. L.R. adoptirten Anſicht (Glüd, Puchta, Keller, Wind— 
ſcheid) der Preis des früheren Kaufe. Darnach kann ferner der Käufer als Perpflich- 
teter, nicht jedoch als Berechtigter Puchta), den Werth der Sache erhöhende Auslagen 
beſonders erjegt verlangen, nad preuß. Recht tritt Compenfation der Zinſen gegen die Ver- 
wendungen ein. Nach Anderen (Sintenis) ift im Zweifel der fpätere Tarmwerth der 
Sache ald gewollt anzunehmen, welcher eine Wertherhähung der Sache durch Verwendun⸗ 
gen von jelbft einſchließt. — Die Sache muß fammt allem Zubehör (auch den hängenden 
Früchten) herausgegeben werben; eine verfchlechterte braucht der Berfüufer nicht anzuneb- 
men, nad Einigen jedoch nur bei Berfchuldung des Käufers. — Die Geltendmachung 
des Rechts kann an eine beftimmte Frift (term. ad quem) gebunden oder in das Be- 
lieben des Berechtigten geftellt fen. Nur im legteren alle, dem ein term. a quo 
gleichſteht, kommt die vielfach beftrittene Verjährung des R. in Trage. Einige (Sinte- 
nis) laflen die Verjährung erft mit dem Moment des erhobenen, aber nicht befriedigten 
Anſpruchs beginnen, Andere (Glück) ſchließen die Verjährung ganz aus, wenn jeber- 
zeitiger Rückkauf (nah Preuß. ER. ausdrücklich oder ftillichwergend für ſich und feine 
Erben) vorbehalten worden. Nach der berrfchenden Anficht verjährt der Anſpruch in 
30 „Jahren, von der Zeit ferner VBegründung an gerechnet (nach Preuß. L.R. nur, wenn 
er nicht auf die Erben geſtellt). — Mit dem Vorkaufs- und dem Retractrecht ſtimmt 
das R. darin überein, Daß alle drei Nechtögejchäfte zum Abſchluß eines Kaufgeſchäfts 
über dieſelbe Sache verpflichten, mit dem erfteren ferner rückſichtlich der obligatori- 
ſchen Wirkung. Das Vorkaufs- und das Retractrecht unterfcheiden fich aber vom R. durch 


die ftetd neue und zwar vom Angebot eined Dritten abhängige Preisbeftimmung, durch 


die häufigere, auch auf einem Rechtsſatze beruhende Verbindung derfelben mit anderen 
Rechtsverhaͤltniſſen, z. B. mit der Emphyteuſe, bejonders aber dadurch, daß das Vor— 
kaufsrecht ſtets nur den erſten Käufer, das Retractrecht ſtets nur den dritten, neuen Er— 
werber verpflichtet, endlich das Retractrecht durch ſeine dinglichen Wirkungen. Nach 
Preuß. LR. fol indeß das den Verwandten des Verkäufers vorbehaltene R. bei Fami⸗ 
liengütern dem Retractrecht gemäß behandelt werden. Das franz. Recht verleiht dem pacte 
de rachat die Wirfung einer Refolutiobedingung, aber nur auf 5 Jahre. 

Lit. u Sigb.: Glüd, Comment. XVI, S. 206 ff. Sinteniß, Lehrb. II, S. 637— 
639. — Preuß. AUR. 88. 296 — 330 I, 11. C. N. a. 1659 — 1673, R. 8a 
. Baum. 


Mückwechſel. Der Rückwechſel (auch Retour-, Ricors-, Gegen-, Wider-, Her-Wedhfel, 
ricambio, ritratto, retraite, rechange, hertrekking genannt) ift ein Wechjel, melchen 
ein Wechlelregreßnehmer zum Zwede der Einziehung der Regreßſumme auf den Regreß- 
pflichtigen zieht. Die Regreßlumme aus dem nicht bezahlten Bor= oder Hauptwechlel 
wird zur Wechſelſumme des R., deren Berechnung und Beitandtheile |. unter „Kurs= 
berehnung” ausführlih. Der Regredient (Retraffant) erhält fie ald Valuta von dem 
Remittenten des R. und eripart dadurd die wettläufigeren und foftjpieligeren Umftänd= 
lichkeiten der anderweiten Einziehung der Regreßſumme. Um aber diefe Erjparung zu 
bewirken, muß der R. unmittelbar auf den Regreßpflichtigen (Retraffaten) und zwar auf 
deſſen Wohnort (a drittura) geftellt und auf Sicht (a vista) zahlbar fein, wie dieſes 
auch durd die D.W.D. U. 53 vorgefchrieben if. Der NR. Läuft entweder als gewöhn⸗ 
liche Tratte, jo, daß er gar nicht als ſolcher erfannt wird, ober jo, daß der Nehmer 





396 Rüdwirkung. 


deſſelben feine Eigenſchaft als R. durch eine Bemerkung auf dieſem ſelbſt oder durch an: 
derweite Unzeige (Avisbrief) ſeitens des Regreßnehmers erfährt und ihm gleichzeitig mit— 
getheilt wird, wo die zur Regrekflage nöthigen Paptere (nämlıdy der proteftirte Per 
wechlel, die Protefturfunde und die Retourrehnung mit Belegen) zu erhalten find, ter 
endlih jo, daß ihn diefe Papiere fortwährend begleiten (R. mit Beilagen). In dm 
beiden letzteren Faͤllen kann der Nehmer des R., wenn ber Retraffat den R. nicht acer 
tirt und nicht honorirt, den Vorwechſel einklagen, ſofern er durch ein Giro auf diem 
als Inhaber beffelben Iegitimirt ift, nicht aber ſchon auf Grund des nicht acceptirten R 
mit Beilagen; |. Bordardt, W.O. V. Aufl Zul. 361; für die entgegengejegte An- 
fiht |. Anm. inSeuffert, Arch. Bd. XV. ©. 115—117 und die dort cıt. Abh. Der Re 
traffat wird den R. regelmäßig acceptiren und bonoriren, weil er fonft nicht blos die 
Regreßklage, jondern auch eine Klage auf das Intereſſe zu gewärtigen hätte. Außer der 
Regreßſumme darf die Wechfelfumme des R. noch umfaflen: die Mätlergebühren fir 
Negocirung des R., ſowie Die etwaigen Stempelgebühren, nicht aber noch eine befonter 
Provifton (außer der in der Regreßſumme nad der D. W.O. A. 51 enthaltenen). Bar: 
chardt a. a. D. Zul. 497. 

Ueber die Zugrundelegung eines fingirten R. bei Berechnung der Regreklumm: 
ſ. unter „Rursberehnung“; über R. im Sinne von Interimswechſel f. Thal, 
HR. 8 19. 

Lit.: Einert, WR, S. 297—320. Treitſchke, Alphab. Encyclop. der WR, Bd. II. 
©. 417 — 437. Kuntze, WR, & 42 und I. Ercurs 8. 10. ©. 157 — 153. Dahn in 
Biuntſchlis deutſchem Briv.R. $. 190. ©. 546. Thöl, HR, IT. Aufl. Bd. II; ER. $.2% 
S. 335—310. $. 238. ©. 432—441. Befeler, Deutihes Priv. R. II. Aufl. ©. an. 

areis. 

Rückwirknug der Geſetze. ME allgemeine Regel iſt an einem anderen Int 
(I, 264. und 538) bei der Trage nach der zeitlichen Herrſchaft der Geſetze der Sag auf— 
geftellt worden, daß das Gefet feine Wirkfamteit erft äußert von der (verfaſſungsmäßigen) 
Promulgation an, daß e8 die in Zufunft zu befolgenden Normen aufftelt und nict 
auf Verhältniſſe rückbezogen wird, welche vor feine Erlaffung fallen. ‚Eine Ausnahme 
hiervon madyen die authentifchen Declarationen und diejenigen Geſetze, in denen, mail 
aus Grimden des allgemeinen Wohle, dem Gefege eine rückwirkende Kraft beigelegt wird. 
Wir finden die Regel der Nicht-R. als aus dem Welen des Geſetzes (legis modo ie. 
imperative Ulp. Regul. XXIV. 8. 1) entipringend im röm. Recht in der 1. 7.C. 1.14: 
leges et constitutiones futurie certum est dare formam negotiis, nec ad fact 
praeterita revocari, nisi nominatim et de praeterito tempore et de adhu 
pendentibus negotiis cautum sit, jowie in 1. 65. C. 10. 31: quum conveniat leges 
futuris regulas imponere, non praeteritis calumnias excitare, aber freilid anf 
Ausnahmen in 1. 27. C. 4. 32? — 117.0.4.21 — 1.22.81. 23.8.2%C 
1.2 — 1. ult. C. 8. 35 — 1. 2. 8. 23. C.1. 17. Bir finden fie auch im can. X 
in c. 2. X. 1. 2 und in den neueren Öeleßgebungen theils ausdrücklich ausgeſprochen, 
theils ftilfjchwergend angenommen: Preuß. A. L. R. Einl. 8. 14 — Defterr. Geſ. 5.5 
— C. civ. a 1. 2. 691 — Sächſ. &f. $.2 — C. civ. ital.a 2 — Ber: 
faſſung der Ber. Staaten von Nord:Amerifa U. 1. Abſchn. 9.8. 3: „ES foll feine bil 
of attainder und fein Geſetz mit rüdwirkender Kraft ex postfacto law erlaffen werben. 
Auch faft alle neueren Schriftfteller flimmen in dem Satze Benjamin Conſtant's 
überein: La retroactivite est le plus grand attentat que la loi puisse commettre, 
la r. öte & la loi son caractere; la loi qui retroagit n’est pas une loi! So einfach 
obige Negel auch zu fein ſcheint, fo entftehen doch für den Richter öfters vielfache Strat: 
fragen, für deren Löfung die Theorie einige allgemeine Säge aufftellen kann. Unter 
Uebergehung aller früheren Autoren ift bier Savigny zu nennen, ber zuerft den Sf 
aufftellte, daß man zwifchen Regeln, die den Erwerb oder Berluft von Rechten um 
anderen, die das Dafein verfelben beträfen, unterjcheiven müſſe — gegen melden Sa} 
in feiner Durchführung im Einzelnen fih bald darauf Bornemann erflärt. Da 
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zweiten Schritt that Laſſalle in feinem geiftreihen Werke: Das Syſtem ber er- 
worbenen Rechte, Leipz. 1861, und gelangte Zu dem Sake: Fein Geſetz darf 
rückwirken, welches ein Individuum nur durch die Bermittelung feiner Willens— 
action trifft; mohl aber das, welches ohne Dazwiſchenſchiebung eines ſolchen Actes 
trifft (L ©. 55); er erachtet die R. als nichts Anderes, als einen Eingriff in die Frei⸗ 
beit und Zurechnungsfäbigfeit ded Menſchen. Der neuefte Schriftfteller über diefe Frage, 
Sabba, ſchließt fih im Ganzen dem Laſſalle ſchen Shfteme an, das er jedoch, abgefehen 
von einigen Folgewidrigkeiten, deshalb für umvollftändig hält, weil gewiſſe Nechte nicht 
aus der Willensaction, fondern ipso jure aus dem Gelege entſpringen was Laffalle frei= 
Lich Teugnet (S. 361). Gabba ftellt namentlich einen neuen Begriff ded die Grundlage 
bildenden erworbenen Rechts auf, inden er e8 dahin beftimmt: es iſt die Folge 
einer Thatfache, die geeignet ift, daſſelbe kraft des Geſetzes bervorzubringen, wenngleid) 
die Gelegenheit, e8 geltend zu machen, nicht vor der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes ein= 
tritt und dieſe nach den Beſtimmungen des Gejetes, unter deſſen Herrichaft die erzeugende 
Thatſache vorfiel, unmittelbar einen Vermögenserwerb des Erwerbers darftellt (S. 190. 
191). Gehen wir zu praftiichen Fällen über: 

I. Civilrecht. Was zuerft die Rechts- und Handlungsfähigkfeit ber 
Perſon anlangt, fo ift diefe nicht al8 ein erworbenes Recht, ſondern nur als eine Eigen- 
ſchaft anzufchen, welche vorhanden fein muß, damit man Rechte haben un erwerben 
kann, fo daß die unter dem früheren Gefege vorgefallenen Handlungen nach dieſem be⸗ 
urtheilt werben. Daß die erlangte Großjährigfeit, falls das neuere Gejeg einen fpäteren 
Termin fegt, von diefem nicht berührt wird und einen wirklich erworbenen Rechtszuſtand 
ausdrüdt, behaupten Savigny, Gabba, Förfter und neuere Geſetze (Publ. Pat. v. 
1814 zum ÜLR. 8. 14), während Unger, Daniels, v. Holzfhuher, Mer- 
lin, Meyer e8 leugnen und Laſſalle menigftens Fälle der durch individuelle Hand= 
lungen vermittelten Großjährigkeit ausfchervet (S. 74. 381). Neue Geſetze über die Be— 
gründung der Vormundſchaft finden auf alle pie Anwendung, welche in der betrefs 
fenden Lage find, doch nur inſofern, als nicht Schon Großjährige hierdurch wieder zur 
Minorennen würden (Gabba 87 — 95); die über Beendigung dagegen wirken unbe 
dinge. Das Familienrecht anlangend, fo werden die Wirkungen des Berlöbnifjes 
nad dem Geſetz der Zeit des Abſchluſſes beurtheilt, ebenfo die perfänlichen Erfordernifie 
zur Eingehung ber Ehe und bie güterrehtlihen Folgen, doch Tann die Ehe 
nur getrennt werden nad dem Rechte zur Zeit der Scheidungsklage, wobei ein Schei— 
dungsgrund des neuen Geſetzes nicht geltend gemacht werden fan, wenn bie unter dem 
früheren vorgefallene Thatlache damals als jolcher nicht galt. Die Entftehung der pa- 
tria potestas richtet fi nach dem früheren Geſetze, die Aufhebung, Beichräntung 
oder Erweiterung auf die Perſon oder das Vermögen der Kinder nach dem neuen, ebenjo 
bei unehelihen Kindern. Hier beftimmt das preuß. Gef. vom 24. April 1854 8. 23, 
daß alle Fälle unter diejes Gejet fallen, die noch nicht durch Klagebehändigung rechtshängig 
geworben find. Was das Eigenthum und die dingliden Rechte betrifft, ſo 
iprechen ſich die Gelege meift darüber aus, ob die Regeln der befettigten Inſtitute auf 
die von früher beftehenven Fälle fortdauern follen oder nicht oder ob Entſchädigung ges 
zahlt werben muß. Ber politiichen Rechten und Prärogativen halten Reyſcher und 
Stahl eine Entihädigung für erforderlich, Laffalle nur dann, wenn die Abſchaffung 
vielmehr den Titel einer gewifjen Präftation, als die Leiftung felbft aufhebt, die Gegen- 
ftand eines anderen Rechtes werden fünnte, alfo z. B. nicht erforderlich bei Aufhebung 
der Sclaverei (a. A. Lincoln), wohl aber bei der einer Zehntberechtigung; Gab ba 
endlich bei Rechten, die eine sostanza patrimoniale haben over fonft in gewiſſer Weile 
das Vermögen betreffen, dort unter Abjchägung des ganzen pecuniären Werthes, bier 
jene® Theiles ober jener Ceite, der das Vermögen angeht. Was die Verjährung 
anlangt, jo wird natürlich die vollendete nicht betroffen: im Uebrigen trennt man wohl 
(fo nad preuß. R.) den Fall, daß die Friſt verlängert wird: hier muß ber längere 
Zeitraum erfüllt werden, oder verkürzt: bier fol die Friſt erft zu laufen beginnen 
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vom Tage des geltenden neuen Geſetzes, es wäre denn die neu eingeführte Friſt viel 
länger, als die ihrem Ende nahe, abgelaufene Friſt. Der C. civ. a. 2281 beläft 
jedoch Die angefangene Verjährung unter dem alten Rechte (im vollften Gegenfate zu 
ben ftrafrechtlichen Beftimmungen; , e8 follen aber ältere Friften nicht 30 Jahre über: 
dauern. Ebenfo Defterreih. Das Sächſ. Gef. Einf. 8. 16. 17 läßt im Falle ver 
Berlängerung das neue Recht gelten, im alle der Verkürzung die Wahl, ob der Er: 
figende oder Verjährende dieſes oder jenes Recht geltend machen will, jedoch im erfteren 
Falle unter Nichtanrechnung der abgelaufenen Frift. Bei den Berträgen fommt das 
Geſetz zur Zeit ihres Abfchluffes für Beurtbeilung der Form, des Inhalts und der Fol- 
gen zur Geltung; nur die Folgen des Verzugs richten fi) nad) dein neuen Rechte, als 
mit dem Welen des Vertrages nicht im Zuſammenhang ftehend. Rückſichtlich des Erb- 
. rechts, fo richtet fih die Inteftaterbfolge nad dem Geſetze zur Zeit Des Todes 
des Erblaſſers; bei Ehegatten mach dem ftatutarifchen Nechte oder bet Geltung des gem. 
Rechts je nachdem der Gatte nach altem oder neuem Rechte erben will (Publ. Pat. 1794 
8. XIV. — Preuß. Gef. vom 11. Juli 1845 8. 8). Bei der teftamentariichen 
richtet fich die Form: des Teſtaments nach dem alten, wober jedoch manchmal Friſten zur 
Abänderung gewährt werden, 3. B. Publ. Pat. von 1814. 

Die active Teftamentsfähigteit muß zur Zeit der Errichtung und des 
Todes nach gem. Recht vorhanden fein, während das A.LR. I, 12. 88. 11—14 Mängel 
des yofitiven Rechts und natürliche Mängel fcheivet. Der Inhalt des Teftaments 
muß nach dem Gefeß der Zeit des Erbanfalls ſich richten (anders Pr. Publ. Rat. 1794 
und 1814 für Weftpreußen). Sofort giltig werben für alle Verhältniſſe Proceßge- 
feße, fofern nicht etwa durch fie fchon entftandene Rechte oder Anſprüche der Parteien 
geändert werden follten. Meiftens treffen die Geſetze jelbft nähere Beſtimmung: Ber- 
oron. v. 1. Juni 1833 8. 77 — v. 21. Juli 1846 8.39 — KO v. 1855 Ein- 
führ. Gef. A. IV. V. Verordn. v. 21. Juli 1849 8. 91 ff. Die Folgen der unerlaubten 
Handlungen richten fi nach dem Gejege der Zeit ihrer Verübung. 

II. Sriminalreht. Neben dem großen Satze des Criminalrechts: nulla poena 
sine lege, der auch den Sinn hat, daß ein Strafgefeg nicht rückwirkt, fteht der andere, 
daß, wenn das Gefe zur Zeit der That verfchieven von dem zur Zeit des Urtheils ift, 
nach dem milderen genrtheilt werden fol. Für das röm. Recht glauben Einige auß einer 
Stelle der lex Voconia: „qui virginem mulieremve heredem fecit fecerit“ — 
da fecit fecerit prägnant die R. bezeihne — darauf fchließen zu können, Daß dem 
Geſetze R. beigelegt wurde, falls es ſich um offenfichtliche, fchlechte und nichtswürdige 
Thaten handelte, während Rein jenes fecit im gewöhnlichen Sinne auffaßt und endlich 
Gabba eine Mittelmeinmg vertritt In 1. 3. C. Theod. 3. 12 und den Nov. 12 
c. 3 und 129..c. 4 finden wir den Grundſatz der Anwendung des milderen Geſetzes, 
auch im can. R. in C. 32 qu. 4. c. 3, fowie ec. X. 1. 2, welde Anfiht Barto- 
Ius, ac. de Belvifio, de Butrio, Angelus Aretinus feithielten, und 
Cinus, Bartolus, Alb. de Rosciate felbft bei ergangenem Crfenntniffe vertbei- 
digten. Im 15. Jahrh. war jedoch vorherrichen die Anficht des Gandinus umd 
Baldus, die ganz allein auf das Geſetz zur Zeit der That fahen. Erft der Thätigkeit Des 
Farinacius war es zu danken, daß richtigere Principien fi) au in Deutſchland Bahn 
brachen und in die neueren Geſetze übergingen. Preuß. Einf. U. IV. — N.Str. G. B. 
8. 2. — Defterr. Bubl. 1. — Baiern U. 3. Einf. 25. — Hamburg 5. — 
Sachſen 1855. Bubl. Ver. 8. 6. — C. p. a. 4. — Codicepen.ital. a. 3. — 
C. p. belge a. 2. Dieſes Princip der Anwendung des milderen Geſetzes beruht wohl 
lediglich auf Gründen der Criminalpolitit, die überhaupt oft entfcheidend iſt und dürfte 
eine Einigung in anderer Weile unter den Theoretifern nicht zu erzielen fein, da ja nad 
der Anſicht von dem: Wefen der Strafe Die verſchiedenſten Nechtögründe hierfür angeführt 
werden. Die Frage nun, welches Geſetz als das mildere anzufehen jet, wird ſehr ver- 
ſchieden beantwortet: Einige, wie Chauveau, Morin, Haus, enticheiden nad der 
Herabfegung des Maximums, Trebutien u. U. nach der des Minimums, Le Sel- 


- 
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Iner nach dem Verhältniß der Steigerung des Maximums zur Herabſetzung des Mint- 
mumd, Andere nach der dem Angeklagten zu überlaffenden Wahl, Carrara und An- 
dere wohl mit Recht nad) der Beurtheilung des einzelnen Falles, nicht aber nad) gene— 
reller Satzung. Das neue Geleg wirft au auf ven Proceßgang ein, jedoch nur 
foweit nah Zachariä, als nicht die Strafe und das Recht des Angeflagten auf Ver- 
tbeidigung, auf Beweismittel ꝛc. betroffen werden (Ga bba ©. 453). Bertauld ver- 
tritt überall die R. des neuen Geſetzes bei Proceßgeſetzen, die er in lois de pure in- 
struction, lois de procddure se liant au fond, lois d’attribution et de compe6tence, 
lois organisatrices, lois qui suppriment ou introduisent des voies de recours 
(außer Hei choses jugées) ſcheidet. Auf ergangene Straferkenntniffe wirft 
nach der überwiegenden Meinung das neue Geſetz nicht ein (Preußen 4. VIL). Man 
berüdfichtigt hierbei die vielfachen praktiſchen Schwierigkeiten, die ſonſt entftehen würden, 
und läßt hier lieber die Begnadigung eingreifen, während Einige, wie Gabba, die R. 
auch in allen Fällen eintreten laſſen wollen, wo eine That aus der Neihe der Ber: 
brechen zc. ausſcheidet, wo eine beftimmte Strafart nicht mehr angedroht wird und wo 
eine bedeutend mildere Strafe an Stelle der ftrengeren tritt, wie dieſes feſtſetzen Codice 
pen. ital.a. 3 und Progetto di codice pen. ital. 1868 a. 3; für die Ber- 
jäbrung kommen die neueren Beitimmungen zur Anwendung, falls fie dem Thäter 
günftiger, als die älteren (Carrara, Bertauld und Pr. Einf. X. VII). Rechts— 
kräftige Urtheile können nicht geändert werben, falls etwa das neue Geſetz andere 
Grundſaͤtze der Appellabilität aufftellen follte und kommen für die Einlegung der Rechts⸗ 
mittel x. die im Augenblicke geltenden neueren gejeglichen Beftimmungen zur Anwendung. 
Für die Rückfallsſtrafe fommt es nicht darauf an, ob die früheren Straffälle vor oder 
nad dem neuen Geſetze ftattfanden: Preuß. Einf. A. V. 

Lit.: Savigny, Syſtem, Bd. VII. — Wächter, Würtemb. Priv.#., Bd. II — 
Unger, Oeſterr. Priv. R. Bd. I. — Befeler, Deutiched Briv.R., $. 21. — Hepbemann, 
Einf. in dad Syftem des preuß. Eiv.Rt., Leipz..1861, I. S. 84-97. — Förfter, Theorie u. 
Braris des heutigen gem. preuß. Priv.R®., I. 8. 10. — Weber, Ueber bie Rüdanmendung 
pof. Gefege, Hann. 1811. — Bergmann, Das Verbot der rüdwirtenden Kraft heuer Geſetze 
im Briv.R, Hann. 1818. — Kierulff, Theorie, I. 653—72. — Bornemann, Erörterungen 
im Gebiete des preuß. R., Berl. 1855. — Laffalle, Das Syſtem der erworbenen Rechte, 
Leipz. 1861. — R Schmid, Die Herrihaft ber Geſetze nad ihren räumlichen und zeitlichen 
Grenzen, Iena 1463. — v. Bar, Das internationale Privat- u. Strafrecht, Hann. 1862. — 
Mailher de Chassat, Traite de la retroactivit6 des lois, Par. 1845. — Kalin- _ 
dero, De la non-rötroactivit6 des lois, Par. 1864. — Meyer, Prineipes sur les ques- 
tions transitoires, Leyde 1858. — Theodosiades, Essai sur la non -retroactivite des 
lois, Par 1866. — Marchi, D diritto, le leggi e le quistioni transitorie, Milano 1861. 
— Van de Poll, Disp. jur. de vi legis novae in criminum antea commissorum poenas 
condemnationes et persecutiones, Amst. 1834. — Zahariä, Ueber die rückwirkende Kraft 
neuer Strafgejege, Gött. 1834. — Berner, Lehrbuch des Strafrechts, $. 126. — Seeger, 
Ueber die rüdwirtende Kraft neuer Strafgefehe, Tb. 1862. — Meynne, Essai sur la re- 
troactivit& des lois r&pressives, Brux. 1863. — Bertauld, Cours de code penal, Par. 
1864, huiti&me legon. — Hälfchner, Syſtem des preuß. Strafredhts, Bonn 1858, I. $. 14. 
— Berner, Wirkungskreis des Straf elebee nad Zeit, Raum und Berfonen, Berl. 1853. — 
Gabba, Teoria della retroattivitä delle leggi, Pisa 1868. 69. — Carrara, Programma 
del corso di diritto criminale, Lucca 1867. Teihmann. 

NAunde, Chriftian Ludwig, geb. 26. April 1773 zu Kaſſel, ſtud. in Göt— 
fingen, promovirte 1795, wurde 1796 Beifiger des Sprucheollegii, wurde oldenb. Lan⸗ 
desarchivar, 1801 Aſſeſſor bei der Regierungstanzlei, 1806 Regierımgsrath, wurde 1814 
Vicedirector der Yuftizlanzlei und Juſtizrath, 1817 Director, 1829 Conferenzrath, 1837 
Geh, Rath, 1844 Kapitular Großkreuz, ftarb 25. Mai 1849. 

Schriften: Comment. de hist., indole ac vi remediorum securitatis quibus jure 
Rom. prospectum est creditoribus debitoris obserati, Gott. 1794. — Prine. doctrinse de 
Interim. praed. rust. administratione, Gott. 1795 (Abhandl. der Rechtöfehre von der Inter- 
imSwirthfihaft auf beutfchen Bauergütern, Gött. 1796 — 2. Aufl. 1832). — Die Rechtslehre 
von der Leibzucht oder dem Altentbeil, Oldenb. 1805. — Rechtl. Grundfäte über die Verthei⸗ 
lung ber Einquartierungslafi, Olbenb. 1808. — Sammlung ber wictigften Actenftüde zur 
neueften, Zeitgefchichte, Oldenb. 1507. — Patriot. PBhantafien eines Juriften, Oldenb. 1836. — 
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Deutſches eheliches Güterrecht, Oldenb. 1841. — Gem. Recht für Deutſchland, Oldenb. 1845. 
— Er gab bie 5.—8. Ausg. des gem. deutſchen Priv.R. feine Vaters heraus. 
Lit: Neuer Nekrolog der Deutichen, 27. Bd. ©. 376 — 385. 


Ruprecht von Freyſing. 

Er ſchrieb in der erſten Hälfte des 14. Jahrh. ein Stadtrechtsbuch von Freyſing und 
ein Landrechtsbuch, nachdem er länger als 36 Jahre auf dem Lande und in den Städten Bor- 
fpreche gewejen war. 

Lit.: Stobbe, I. 435 —437. — 8. v. Maurer, Das Stabt- und Landrechtsbuch von 
Ruprecht von Freyfing, Stuttg. u. Tüb. 1839. Teihmann. 

Rutſcherzius ift eine der Strafen, welhe den Zinsmann wegen nicht rechtzeitig 
erfolgter Leiſtung des auf feinem Grundſtück laſtenden Zinfes treffen. „Er befteht darin. 
daß der rüdfländige Zind an jedem folgenden Zinstermin um den Betrag des eigemt- 
lichen Zinsquantums ſich vermehrt. Diefe Strafe findet fich ſchon in der älteflen Zeit. 
jedoch jo, daß ſich derfelben der Zinsmann ausdrücklich unterwarf. Nach den Hedhtö- 
büchern ift Diefelbe eine gejeßlihe Strafe (Sächſ. Yandr. I. U. 54. 8..2. Schwäb. 
Landr. — ed. Wackernagel — C. 60). Jetzt ift fie in diefer Bedeutung allgemein ver: 
ſchwunden, und fann alſo nur da eintreten, wo fie ausprüdlih übernommen iſt; alsdan 
hat fie den Charakter einer Conventionalftrafe. 

Lit.: Schott, Juriſtiſches Wochenblatt, IV. ©. 633—640. Sachſe, Hanbb. des Großh 
Sädf. Priv.R. (Weimar 1524), $. 632. Haubold, Lebrb. des Königl. Sächſ. Briv.R., 
(3. Ausg. Leipz. 1848) $. 475 Auf. Lewiß 


TZeihmann. 


©. 


Saavedra y Farardo, Diego, geb. 1584 zu Algezares in Murcia, war Ge 
jandter in Rom, Neapel, München, wohnte dem Reichstage von Regensburg 1641 bei, 
war 1643 in Münfter, kehrte 1646 nad Spanten zurüd, wurde Mitglied des hohen 
Raths für Indien, farb 1648, 

Schriften: Empresas politicas o Idee de un principe politico eristiano, Monaco 
1640. Valencia 1655. 1600. ital. Mon. 1640. lat. mal (von 1649 — 1748) gebrudt. 
it: Bluntfohli, IX. 62—64. — Obras de Diego, Madr. 1853. 

Teichmannm. 

Sachbeſchädigung: die rechtswidrige und vorſätzliche Zerſtörung oder Beſchä⸗ 
digung fremder Sachen, inſofern nicht die Merkmale eines anderen Delicts vorliegen. 
Die ſich mehrfach findenden Abweichungen von dieſem Begriff find um Folgenden ange: 
geben. Nach demſelben iſt vorauszuſetzen: 

1) als Object a) ein körperlicher Gegenſtand. Oeſterreich dehnt nach der 
herrſchenden Auffaſſung den Begriff auf Vermögensobjecte jeder Art aus. Baden zieht 
auch das Verhältniß des Eigenthümers zur Sache hierher. b) Eine in fremdem 
Eigenthum befindliche Sache. Daher der Eigenthümer das Delict an feinem Eigen 
nicht begeben kann. (S. jedoch Entſcheid. bei Oppenhoff zu 282, n. 1). Ebenſo 
nicht der im Auftrag des Eigenthümers Handelnde an defien Sachen. Daher femer die 
Beſchädigung herrenlofer Sachen nicht hierbergehört. ce) Daß die Sache einen ſchätzbaren 
Vermögenswerth vepräfentive, wird von dem Nd. Str. G. nicht gefordert. “Die fü: 
deutſchen Strafgeſetze ſcheinen es ihrer Faſſung nach voramszufegen. Die Zerſtörung 
von Gegenſtänden, welche für den Eigenthümer lediglich Affectionswerth haben, ſteht 
ihrem inneren Charakter nach den Injurien näher, als den Verbrechen gegen das Eigenthum. 

2) In Betreff der Handlung und bzw. des Erfolgs: eine Zerſtörung oder 
Beſchädigung der Sache. Es muß alſo eine phyſiſche Beränderung an der Sache her⸗ 
vorgebracht ſein, und zwar eine ſolche, welche eine Werthminderung (Minderung des 
pecuniären oder ſonſtigen Werthes derſelben) in ſich ſchließt. Daß dieſe Minderung eine 
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irreparable fer, iſt nicht zu fordern. Dagegen gebt es zu weit, wenn „jedes einfache Be— 
flecken oder Beſchmutzen“ als Sachbeſchädigung behandelt werben will (Lüder). ‘Das 
„Beſchädigen“ der Sache dahin zu interpretiren, daß darunter auch ſolche Einwirkungen 
auf viefelbe fallen, welche fie völlig unbeichäbigt und unverändert laſſen, wenn fie nur 
das Berhältnig des Eigenthümers zur Sache zu deſſen Nachtheil verändern (fie für ihn 
werthlos oder unerreihbar machen), ift willfürlih. Gleichwohl geſchieht es in der Regel. 
Bol. Oppenhoff zu 8. 281 n. 14; Hälfchner; Tüder x. Baden ftellt den Fall 
dem Beſchädigen zur Seite (f. oben). Lüder findet eine Beſchädigung der Sache fogar 
in jedem Angriff auf diefelbe, wodurch „in die Ungeftörtheit eines fremden Vermögens 
im weiteften Sinne eingegriffen wird.” — Eine Verringerung des Werthed der Sache, 
welche ohne eine Einwirkung auf ihr phyſiſches Dafein zu Stande kömmt (Veränderung 
des Kurswerthes von öffentlihen Creditpapteren durch‘ lügenhafte Publicationen), begrün- 
det das Berbrechen ebenfall® nicht. — Die Forderung einer „mechaniſchen“ Einwirkung 
auf die Sache (Köftlin) ift weder -in den Geſetzen, noc in der Natur der Eache be: 
gründet. Ebenſo wenig die einer „unmittelbaren Einwirfung (Köftlin), bzw. einer 
„eignen körperlichen Thätigfeit des Angeklagten” (Temme, Oppenhoff). Es eriſtirt 
fein Grund, bezüglich der ©. bier andere Erforderniſſe aufzuftellen, als bezüglich anderer 
Delicte. Es ift daher auch der Fall nicht auszufchließen, wo der Delinquent fich des ge 
tänfchten Eigenthümers jelbft als eines Werkzeugs zur Zerſtörung der Sache bedient (f. 
indeß Hälſchner). 

3) In fubjectiver Hnfiht: Dolus. Das sub 2 bezeichnete NRefultat muß 
alſo mit Willen herbeigeführt fein. Nach der preußifchen Praxis genügt hier „das Be— 
mwußtjen, daß nach dem gewöhnlichen Yaufe der Dinge die Beichädigung die Folge der 
vorjäglich vorgenommenen Handlung fein werde” (Oppenhoff zu 281 n. 2, 282 
n. 15, 16), mag er diefelbe zum End= oder Mittelzwed feines Handelns gemacht haben 
oder nicht. — Die irrige Annahme eines Rechts zu der betreffenden Handlung ſchließt den 
Dolus aus. Siehe jedoch in Betreff des Rechts zur Selbfthilfe Oppenhoffzu 281,n. 6. — 
Einige Strafgejege (Sachſen, Hannover) bedrohten nicht jede vorfägliche ©., fondern nur 
die aus Bosheit oder Muthwillen begangene. Baden fügt die aus Rachſucht 
oder Eigennutz begangene hinzu. Dieſe Hereinziehung gewiffer Triebfevern in die De- 
finition des Delictes iſt, wiewohl mehr aus tedhnifchen denn aus fachlichen Gründen, zu 
mißbilligen. — Einige andere Strafgefege begnügen ſich im Gegenfage hierzu nicht mit einer 
Bedrohung fämmtlicher vorfäglicher ©., fondern dehnen ihre Strafbeftimmungen in wei= 
terem oder engerem Umfange auf fabrläffige ©. aus (Würtemberg?, Baiern, ehe- 
mals Braunfchweig, Defterreih). Gerechtfertigt ift dies nur gegenüber von denjenigen 
Arten der S., welche eine gememgefährliche Richtung haben (dagegen Lüder). 

4) Rechtswidrigkeit der Handlung. Daher fchlieft die Einwilligung des 
Gigenthümers das Delict aus. Ebenſo eim Recht zu der betreffenden Handlungsweife, 
welches u. A. in ben Boransfeßungen der Nothwehr fich begründen kann. Ferner der 


Nothftand. Vgl. im Mebrigen Oppenboff zu 8. 281 n. 6, 7, 8 (dagegen die Ent- 


ſcheidungen in n. 1 zu 282.). 

5) Die Handlung darf niht unter fpeciellere Strafbeffimmungen md 
bzw. nicht unter den Begriff einer fchwereren Verbrechensart fallen. Insbeſondere find 
hier die gemeingefährlichen Verbrechen (Brandftiftung, Berurjachung einer Ueberſchwemmung, 
Beihädigungen von Eifenbahnen ꝛc.) auszunehmen. 

Segen die Begrenzung des Thatbeftandes, wie fie hier den Strafgefegen 
entiprechenb gegeben wurde, find von Iegislativem Standpunkte aus vielfach beachtens⸗ 
werthe Einwendungen gemacht worden. Es ift fein fachlicher Grund dafür anzugeben, 
daß nur der Eigenthümer, nicht auch der Nutznießer, Pfandgläubiger ꝛc. eines ftrafrecht- 
lichen Schutzes gewürdigt wird (Hälſchner). Ebenſo wenig dafür, daß ber Iegtere 
nur gegen Schädigungen der Sache felbft, nicht gegen Verlegungen des Rechts an ber 
Sache durch fonftige Einwirkungen auf dieſelbe gemährt wird. Es ift ferner nicht be= 
gründet, die Verlegung von Forderungsrechten ſchlechthin niedriger zu taxiren, als die 

v. Holtenborff, Redisleriton 2. 26 
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von Dinglichen Nechten (dagegen Hälichner) x. Died würde darauf hinführen, tie 
rechtswidrigen und vorfäglichen Vermögensbenachtheiligungen umter den Vorausſetzumgen 
ftrafrechtlicher (im Gegenſatze zu blos civilrechtlicher) Berantwortlichkeit allgemein {natir- 
Ich nur als Antragsdelicte) mit Strafe zu bedrohen. Hinſichtlich diefer Borausſetzungen 
aber vgl. den Art. „Betrug“. 

Unter den Strafabftufungsgründen find hervorzuheben: 1) die Beſchaffenheit 
Des verlegten Gegenftandes. Dieſer Abitufungsgrund findet fi in allen Strof: 
gelegen. Das Nd. Strafgeleß kennt nur ibn. Und zwar bebt es hervor: a) Gegen⸗ 
ftände, deren abfichtliche Verlegung im Allgemewmen auf eine gemeine Geſinnung hinmweiſen 
(Gegenftände religiöfer Verehrung, der Kunft, der Wiſſenſchaft zc.), b) gewilfe, dem Diem 
einer Vielheit von Perſonen gewidmete Gegenftände (wie Brüden, gebaute Straßen x., 
deren Verlegung leicht in weiterem Umfauge Störungen und Benachtheilungen herbeifübn. 
— Eine reihe Caſuiſtik findet fih hier im franz. und im belg. Strafgeſetze. 2) Tr 
Größe des zugefügten Schadens (Baiern, Würtemberg, Heflen, Baden, Oeſter 
veih). 3) Die Berſchiedenheit der dem Delicte zu Grunde liegenden Triel: 
feder (Baden 575, 71; Heflen 425 p. 61, 426; DVefterreih 318) 4) Die Me: 
dalitäten der Ausführung (Heilen 425 p. 1, 4, 5; Baiern 343 p. 4; Belya 
528 flg). — Vgl noch Würtemberg A. 387, Baden $. 573. 

Freiwillige Erfagleiftung wird mehrfach als Milderungsgrund amertanst 
(Baiern 74, Wirtemberg 388, Baden 576, vgl. Heflen 426 i. f.). Baden läßt in den 
Tale, wo der Schuldige den Beſchädigten „vollfommen zufriedenftellt, die Beftrafun 
gänzlich wegfallen. Das Nd. Strafgefe erwähnt weder Diele Zufriedenftellung noch tie 
Erſatzleiſtung. Ebenſo Oeſterreich. 

Die meiſten Strafgeſetze bedrohen auch den Verſuch der ©. Eine Ausnahme 
macht Baiern. 

Im Ganzen wird die ©, etwas gelinder behandelt, als der Diebſtahl und dir 
übrigen gemwinnfüchtigen Eigenthumsverbrechen (ſ. jedoch Defterreih), Der Grund lg 
in der höheren Bedeutung der legteren Verbrechendformen für die Sicherheit des Eigen⸗ 
thums. Das Nd. Strafgeleg droht alternativ Gelpftrafe und Gefängniß. Letzteres bii 
zu 3 Jahren. Für die oben unter 1, a erwähnten qualificrten Bälle zugleich facultan 
Berluft der bürgerliden Ehre. 

Die meiften neueren Strafgefege machen die Beftrafung in weiterem oder engeren 
Umfange von dem Antrage des Berlegten abhängig, Eine Ausnahme markt 
Defterreih (und Belgien). Das Nd. Strafgejeg fordert den Antrag bei der nichtqualt: 
fieirten ©. allgemein. Weiter geht Baden, das eine Verfolgung von Amtswegen mar 
eintreten läßt im Falle eine Gefahr für Leben oder Geſundheit Anderer in der ©. ji 
begrünbet. 

Gſgb.: Nd. Str. O. 88. 303—5. Baiern 342—46. Baden 570—77. Würtemberg 385- 
9. Seen 424—28. Preußen 251—83. Oeſterreich 85, 86, 89, 318, 468. 

Lit: Kö glin, Abhandl. 169 fig. C. Lüder, Die Vermögensbeſchädigung, Leipz. 136°. 
Hälſchner, Syſtem, U. 538 fig. Merten. 

Säculariſation beißt im Allgemeinen die vom Staate einfeitig vorgenommen: 
Aufhebung kirchlicher Inftitute und die Einziehung des Vermögens derſelben, um das 
lettere nach feinem Gutbefinden zu verwenden. Schon im früben Mittelalter bietet dr 
von Karl Martell oder von feinen Söhnen vorgenommene Einziehung eines großen 
Theils der Kirchengüter, um biefelbe an feine Vaſallen auszuleihen, das Beifpiel einer 
©. Im Reformationgzeitalter trat im I. 1525 in Deutichland ein allgemeiner Sic 
lariſationsentwurf hervor. Indem dieſer davon audging, Daß bie geiftlichen Gitter weder 
für die Religion nod) Das Reich etwas nütz ſeien, ſchlug er vor, den geiftlichen Fürſten die 
Berwaltung ihrer Territorien von Kaiſer und Reichs wegen abzunehmen und aus ba 
eingezogenen Gütern den für die kirchlichen Beamten nöthigen Unterhalt anzınveifen, Dan 
aber auch in jedem Kreife eine hohe Schule zu errichten. Zur Ausführung dieſes Plane 
kam es nicht. Dagegen wurde in ben proteftantiichen Territorien das Vermögen der 
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Kapitel und Klöſter theils zu Unterrichtszwecken (zur Ausſtattung von Schulen und Uni— 
verſitäten), theils zu Verſoxgungsanſtalten für gewiſſe berechtigte Klaſſen (z. B. zu ad⸗ 
ligen Fräuleinſtiftern) verwendet, theils auch als bonum vacans vom Staate eingezogen. 
Das Vermögen der Bisthümer ſchmolz dagegen allmälig mit den landesherrlichen Do— 
mänen zuſammen, indem Mitglieder der betreffenden landesherrlichen Familien zu Admi— 
niſtratoren gewählt wurden, bis eine Reihe dieſer früheren geiſtlichen Fürſtenthümer im 
weſtphäliſchen Frieden ſäculariſirt, d. h. entweder in weltliche Herzogthümer verwandelt 
oder an proteſtantiſche Landesherrn zur Entſchädigung gegeben wurde. In Frankreich 
bet im J. 1789 die Nationalverſammlung alle geiſtlichen Güter fir National⸗ 
eigenthum erflärt. Nachdem Deutſchland im I. 1801 durch den Frieden zu Luneville 
das linke Rheinufer an Frankreich Hatte abtreten müffen und gleichzeitig die Dadurch be= 
einträchtigten erblichen Fürften auf eine Entſchädigung aus den Mitteln des Reiches ver- 
wiefen worden waren, bob der Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 mit jehr geringen 
Ausnahmen alle reihsunmittelbaren geiftlichen Fürftenthümer und Herrſchaften auf umd 
vertheilte ihre Territorien und Befigungen unter die weltlichen, meiſtentheils proteftantiichen 
Reichsſtände. Wenn die katholische Kirche ſchon damals, und nachher als auf dem Wiener 
Songreß Die von dem päpftlichen Gejandten beantragte völlige Herſtellung des früheren 
Zuftandes von der Hand gewieſen war, proteftirt bat, jo lag dazu, foweit e8 fih um bie 
Landeshoheit und landesherrlichen Gitter der früheren geiftlichen Fürſtenthümer handelte, 
nicht die mindefte Berechtigung vor, da dieſe als Staaten ſich abfolut unfähig gezeigt 
batten, die Staatözwede zu erfüllen. Hinfichtlich des eingezogenen eigentlichen Kirchen: 
gutes war allerdings an der Kirche ein Unrecht verübt worden, aber dieſes wurde theils 
dur die Verbindung Iandesherrlicher und kirchlicher Rechte hervorgerufen, theild war es 
der Rückſchlag gegen die übermäßige Vermehrung des Vermögens in der todten Hand. 
Da jevenfall® formell der Staat dad Recht Hat, die Güter feiner Unterthanen durch Ge= 
ſetz einzuziehen und ver Reichsdeputationshauptſchluß Durch fatferliche Genehmigung Reichs⸗ 
geieg gemorden ıft, fo Tann der Eigenthumsübergang an jenen Bermögensftigfen nicht 
angefochten werben und von einem fortdauernden Eigenthum der katholiſchen Kirche nicht 
die Rede fein. Selbftverftänplih gilt das nur von ſolchen Rechten, welche eine vermö⸗ 
gensrechtliche Natur haben oder Acceifionen derſelben find, nicht von den rein kirchlichen 
Rechten, "welche die früheren Biſchöfe als Landesherren ausgeübt hatten. Ferner ift e8 
eine, zwar nicht Mlagbare, aber doch auf der Gerechtigkeit beruhende Verbindlichkeit, daß 
ein Staat, in deflen Hand ein großer Theil von Kirchengut durch ©. gelangt, der durch 
die Iegtere betroffenen Kirche ausreichende Mittel für ihre religiöfen und Cultuszwecke ge- 
währt. Der R.D.H.S. hatte zwar eine jo weitgehende Verpflichtung für die Staaten, 
denen die ©. zu gute gekommen ift, nicht ausgeſprochen, indeffen haben dieſelben bei der 
Wiederaufrichtung der katholiſchen Kirchenverfaſſung (f. den Art. Concordat und Circum- 
jeripttionsbullen) jener Forderung der Billigfeit Genüge geleiftet. Die neueften Beifpiele 
von ©, bieten die 1860 erfolgte Annerion eines Theild des Kirchenſtaates und die im 
Herbite 1870 vorgenommene Belegung des übrigen Theile deſſelben durch die italienifche 
Regierung, womit der weltlichen Herrſchaft des Papftes ein Ende gemacht worden ift, 
ferner die in den 1860 von Italien annectirten Ländern ftattgehabte Aufhebung des größten 
Theile der Klöfter und der Einziehung ihrer Güter. — Da jede ©. nur ein durch beftimmte 
politiſche und kirchliche Verhältniffe bedingter Nothact des Staated gewefen ift und fein 
wird, fo kann natürlich von der Aufftellung ein für allemal gültiger Vorausfegungen, unter 
benen diefelbe ftatthaft tft, nicht die Rede ſein. Fir die Regel muß vielmehr umgelehrt 
der auch im vielen neueren Verfaſſungen (f. den Art. Kirchengut) ausgeſprochene Sa 
gelten, daß das Gut der Kirche ebenjo wie jedes andere Privateignthum unverleglich ift. 

tit.: Dove, Art. Selularijation in Herzogs Neal- Encyclopäbie 14, 177; f. aud bie 
Schriften Über Iandesherrliches Patronatrecht zu dem Art. Patronatrecht. 

. P. Hinſchius. 

Salmafins, Claudius (Saumaiſe), geb. 1588 zu Semur, ſtudirte in Hei⸗ 

delberg, war Advocat in Dijon, ging nach Leyden, ſtarb 1658. | 
. 26* 
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Schriften: De suburbicariis regionibus, 1619. — De usuris, Lugd. Rat. 1638. — 
De modo usurarum, Lugd. Bat. 1639. — De foenore trapezitico, Lugd. Bat. 1640. — 
De primatu papae, Lugd. Bat. 1645. — De mutuo, ibid. 1645. — Tract. de subserib. 
et sign. testamentis, ibid. 1648. 

fit.: Biographie univ. generale, Par. 1864. Vol. 43. p. 359 — 364. 

Teichmann. 

Sande, Joh. von, geb. in Arnheim, ſtudirte in Wittenberg, lehrie zu Franeder, 
wurde 1604 Mitglied der Staaten von Friesland, ftarb 1638. 

Ecriften: Tract. de actionum cessione et De prohibit. rerum alienatione, Leor. 
1633. — Rerum in suprema Frisionum curia judicatarum libri 5 ed. Burger 1663. — 


Comm. de diversis regulis juris. 
€it.: Opera Joan. et Fred. Sande cum add. L. Goris. stud. et lab. Christyn, Brux 
1. Teihmanı. 


Sanden® Felinus, geb. 1444 zu Felina (Meggio), Prof. zu Reggio, Verrara, 
Piſa, Auditor Rotae, Biſchof zu Benna, zu Lucca, ftarb 1503. 

Schriften: Commentaria in V libros Decretalium, Venet. 1497. Basil. 156‘. 
Lugd. 1587. — Consilia, Lugd. 1553. — De regibus Sieiliae et Apuliae, Mil. 149. 


Hanov. 1601. 
Lit: Sapigny VI. 486., Biogr. nouv. gender. 1864. vol. 43. page 279. 
| Teihmann. 


Sandhaas, Georg, geb. zu Darmſtadt, ftubirte in Gießen, wurde 1849 Prr 
vatdocent, 1856 ging er nad) Gras und ftarb 2. April 1865. “ 

Schriften: Bemerkungen über das Recht der nächften Erben bei Verfügungen über das 
Grundeigenthum nach älterem beutfchen Rechte, 1849. — Germaniſtiſche Abhandlungen, Gitk 
1852. — Fränkiſches eheliches Güterreht, Gieß. 1866. — Zur Geld. des Wiener Weichktild⸗ 
uhr, ** 1863 (Sitzungsberichte der philof.-hift. Klaſſe der königl. Akad. der Wiffenfchaften, 


tit.: Nieeuwe Bijdragen voor Regtsgeleerdheid en Wetgeving, Deel XV. stuk i 
bl. 679. Teihmann. 


Sabary, Jacques, geb. 1622 zu Douai, nahm lebendigſien Antheil an den 
—5 um Handelsweſen und der Ordonnance von 1673 (Code Savary), ſtarb 1690 
zu Parıe. 

Er fhrieb: Le parfait negociant, Par. 1675. 1679. 1800. — Pareres ou aris & 
conaeils Fi les plus importantes matieres du commerce, Par. 1658 (fpäter im Parfait 
DELOCIENE). » 

s Lit: Goldſchmidt, Handb. des Handelsrechts, Erl. 1864. Bd. I. S. 26. 
Teichmann. 

Savignh, Friedrich Carl von, geb. 21. Februar 1779 zu Frankfurt aM, 
Sohn des Geh. Regierungsrathes Chr. Carl Ludwig v. Savigny, ſtud. in Marburg ald 
Schüler von Weis, dann in Göttingen und Marburg, bejuchte Leipzig, Halle, Jena, pre 
movirte 1800 in Marburg, habilitirte ſich daſ, wurde 1802 außerord. Prof., auf 
wiſſenſchaftlichen Reifen, 1808 Prof. in Landshut, 1810— 42 in Berlin, Mintfter der 
Gefegrevifion bi8 März 1848, ftarb 25. October 1861. Er war der hauptfüchlicite 
Bertreter der Hiftorifchen Schule und gründete die Zeitſchrift für geichichtliche Nehie 
wiffenfchaft, Berlin 1815 ff., mit Eihhorn und Göſchen. Die Berliner Juriſtiſche 
Geſellſchaft begründete eine von den Academien in Berlin, Wien und München zu we 
gebende Savigny- Stiftung zur Förderung rechtshiftorifcher Studien. 

Schriften: Diss. de concursu delictorum formali, Marb. 1800 (in ben Verm. Edrit- 
ten 4. N. XXXVI. ©. 74— 169). — Recht des Beſitzes, 1803, 7. Aufl. von Rudorff, 
Wien 1865 (Traité de la possession par d’Audelange, revu par Vilette, Par. 1941 — 
par Beving, viöme dd. par Staedtler, 1866). — Bom Beruf unferer Zeit für Geſetzgebung 
und Rechtswiſſenſchaft, Heibelb. 1514, 3. Aufl, 1840. — Geſch. des im. Rechts im Zlitte- 
alter, Heidelb. 1815— 31. — 2. Aufl. 1834 - 51 (franz. von Öuenour, Par. 1839—52). — SV 
ftem des heutigen röm. Rechts, Berl. 1840 — 1849 (Trait& de droit romain par Guenous, 
1851— 1855). — Das Ohligationenrecht als Theil bes heutigen röm. Rechts, Berl. 1551. 19% 
(Droit des obligations par Girardin et Jezon. 1863). — Bermifchte Schriften, Leipy. 19%. 
Lit.: Ihering in ben Jahrbb. f. Dogm. V. N. 7. — Arndt in der Kit. Bien 
jahrsfhr. IV. N. 1. — Heydemann in ber beutfchen Gerichtäzeitung 1861 N. #. - 
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Schmid in der deutſchen Vierteljahrsſchr. N. 97 (Ian. 1862). — v. using, RB: €. v. 
Savigny. Ein Beitrag zu feiner Würdigung, Berl. 1862 (in den Preuß. Jahrbb. IX.) — 
Rupdorff, F. ©. v. Savigny. Erinnerung an fein Leben und Wirken, 1862 (Zt x: Rechts⸗ 

eſch. II. S. 1-69). — v. Bethmann-Hollweg, Erinnerung an F. C. v. Savigny als 
Redtstehrer. Staatsmann und Chrift, Weim. 1867 (Ztfchr. 1, Rehtegeie. VI. &S 1). — 
Sſcheurl, Einige Worte über F. €. v. Savigny, 1850. — Laboulaye, Essai sur la vie 
et les doctrines de F. Ch. de Savigay, Paris 1842. — Stobbe IH. 437. 

' Teihmann. 
Scaccia, Sigismund, war Adoocat zu Rom um 1618, 

Er fhrieb: Tract. de judiciis (1603), Francof. 1618. 69. — De appellationibus, 
Francof. 1604. Colon. 1717. — De sententia et re judicata, Genev. 1670. — Tract. de 
commerciis et cambio, Rom. 1618. Colon. 1619, ed. 3. Genev. 1664. — Opera 1738. 

Lit.: Goldſchmidt, Handb. des Handelsrechts, Erl. 1864 L ©. 23. — de Wal, Bei- 


träge, heraußsgeg. von Stinking, Erl. 1866 ©. 81. Teihmann. 

Schadenserfak, ein ſehr reihhaitiger Begriff, bereit8 Th. I. ©. 320 in feinem 
Weſen beleuchtet, S. 327 f. in feinen Beziehungen zum Unrecht (wozu im Rechtslexikon 
Die Art. casus, culpa, mora, dolus), ©. 347 f. in der Geltendmachung durch Delicts⸗ 
Hagen; im Rechtslexikon Art. Intereffe in feinem gegenftändlichen Umfange. Verſchieden 
find die Gefichtöpunfte geweſen, von denen die Geleßgebungen ausgegangen. Der Sad- 
beſchädigung wandte die röm. ©efetgebung fich Frübzeitig zu; anfcheinend gewährten bie 
12 Tafeln eine auf einfachen Erjat gerichtete Rechtöverfolgung. (Festus s. v. rupitias 
— sareito.) Aus der Zeit vor Cicero ſtammen die firengeren Vorſchriften der lex 
Aquilia. Dürftiger die Beftimmungen über Beichädigungen an der Berjon freier Men— 
Then. Der weite Begriff der injuria fchloß hier die Verlegungen ein; am einem freien 
mit 300, einem servus mit 150 as zu jühnen. Die außerdem in den 12 Tafeln bei 
Berjtümmelung gedrohte Talton wurde gleihfalld oft in Geldſtrafe verwandelt. Weitere 
Beftimmungen dur die lex Cornelia; umfaflender die auf alle Injurten anmwenbbare, 
durch die Prarid der Prätoren entwidelte actio aestimatoria. Wegen Beſchädigung 
eined Freien an feinem Körper wurde in fpäterer Zeit auch die a. legis Aquilise als 
utilis geftattet. — Die deutſchen Volksrechte andererſeits faßten grade die Berleßungen 
von Perfonen vorwiegend ins Auge, ausgehend hierbei von durchweg anderen Gefichts- 
punkten. Die Buße, neben dem Friedensgelde, |. Th. I. ©. 505, ftellte den Sch. filr 
die zugefügte Verlegung dar; dies aber nicht in Beſchränkung auf die Perjönlichkeit des 
Berletten, ſondern ausgedehnt auf feine Familie. Tödtung fällt im röm. R. nicht unter 
den Begriff der (mittelbar den Angehörigen zugefügten) injuria. In den deutſchen Volks— 
rechten bildet diefelbe einen Hauptgegenftand von Einzelbeftimmungen mit dem Zwechk, eine 
Löſung der Blutrache Herßeizuführen durch das feitbeftimmte Wergelb als „ven Werth, 
wozu „Jeder nach jeinem Stande in dem Gemeinwejen gefchätt und verfichert war” 
(Walter, Rechtsgeſch. $. 15). So betrug nach den fränkiſchen Volksrechten daſſelbe für 
einen freien Franken 200 solidi, für einen Römer 100, fir eingemanderte Germanen 
meift 160 s.; ferner nady dem lombardiſchen Recht für einen Longobarden 150 s.; nad 
weſtgothiſchem Hecht 500 s. für einen Weftgothen. 

Die neueren Gejetgebungen faſſen als Vereinigungspunkt die öfonomifche Be- 
deutung ind Auge, melde die eingetretene Verlegung ded Vermögens oder der Perſon für 
den Verletzten, oder bei deſſen Tödtung für feine Familie befitt. So beſpricht das 
Preuß. A.LR. im Fall der Tödtung den Erfag der Cur-, Begräbniß-, Trauerkoſten, 
ferner bei Verſchuldung aus mehr als geringem Verſehen den Unterhalt, die Erziehung 
and Ausftattung dev Wittme und Kinder; im Fall von Berlegungen die Curkoſten, für 
Berfonen geringeren Standes die Schmerzenögelver, insbeſondere aber die Beeinträchtigung 
in der Fortfegung des Gewerbebeiriebes, der Aıntöthätigkeit, bei Frauenzimmern die Er- 
Ihmwerung des Heirathens durch Berunftaltung; im Fall von Freibeitsberaubung, von 
unrechtmäßiger Sachverfümmerung den Sch. je nad deſſen Umfang, auch bezüglich ent- 
gangenen Gewinne. Die Feſtſtellung Toll fi hier, wie bei Sachbeſchädigungen auf die 
Gutachten Scachverftändiger gründen. „Wenn fchon in der Praris des gem. N. die a. 
„legis Aquiliae zu einer mehr generellen Entfchädigungsflage ausgeweitet war, fo haben 
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„Die Redactoren des A. L. R. die Abftraction in der Behandlung der Entichädigungsan- 
„ſprüche bis zur Webertreibung durchgeführt.” (Heydemann, Eirleitung in das &: 

em des Preuß. Civ. R, S. 294.) Allein andere Gefeggebungen haben venjelben Weg te: 
ken müſſen; jo, mit vielen Unterfchieden um Einzelnen Frankreich, Defterreid, 
Sadfen. Beſchädigungen innerhalb eines Vertragsverhältniffes folgen veflen Kegeln; 
alle übrigen laffen ſich jest nad) Maßgabe der Spectalbeftimmungen mittelft einer gene: 
rellen actio in factum zur Geltung bringen. Im der That ruhen die Hauptſchwierig⸗ 
feiten nicht auf der Klagform, fondern auf der Ermittelung deſſen, was im einzelnen 
Fall als erlittene Verminderung oder unterbliebene Vermehrung des Vermögens, als 
einſchließlich der Arbeitsfraft, der Conjuncturen und ähnlicher ſchwebender Potenzen zu 
betrachten. Nicht nur Sreigebung des vichterlihen Ermeſſens, fondern auch Beiziehung 
von Geſchwornen ift dieſerhalb gefordert, obſchon es vielleicht näher Läge, im Anhalt an 
die Hanvelögerichte zur Bildung moderner Schöffengerihte zu fehreiten. 

- Einer befonderd eingehenden Regelung bezüglich des Sch. haben ſich in den neuer 
Geſetzgebungen nicht nur eine Reihe von Fällen der fubfidiariichen Verbindlichkeit zu a: 
freuen, fondern möbefondere auch die Haftung für fremde Schuld. Im der erjten Be 
ziehbung find hervorzuheben die gegen Beamte — Einzelne, Collegien, Vorgeſetzte — 
wegen jolher Beſchädigungen zuläffigen (Regreß-) Anſprüche, welche auf einem Amte 
fehler beruhen: 3. B. auf fehlerhafter Eintragung in das Hypothekenbuch, in Gieilftant® 
und andere öffentliche Negifter; auf ungenügender Sicherheitsprüfung in Vormundſchafis⸗ 
ſachen, Formfehlern bei Teftamenten u. dgl. m. — Bezüglid der Haftung für Antere 
wird meiftentheil® da8 Erforderniß irgend einer eigenen, wenn auch entfernteren, durd 
Gegenbeweis ablehnbaren Mitſchuld feitgehalten: fo bezüglich der Dienftherrfchaften wecen 
Feuerſchadens u. dgl. durch das Gefinde; bezüglich der Vermietber wegen Duldens vor 
Miiethern, die nut Feuer und Licht, Ausgießen, Auswerfen u. dgl. unvorfichtig ; bezüglid 
ver Eltern, Dienft= und Geſchäftsherrn wegen Feldfrevels der Kinder, Dienjtleute, Ok: 
hülfen u. ſ. w., fowie wegen Holzfrevels, auch wegen der dem Staat binterzogenen 3el- 
und Steuergefälle (bei Brauerei, Brennerei, Tabads- und Weinbau). Kaum noch ec 
fennbar aber bleibt jened Erforderniß in den Geſetzen bezüglich der Haftpflicht von Ge 
meinden für den, bei Auflauf oder Zuſammenrottung durch offene — nicht blos von 
außen unabwehrbar eingedrungene — Gewalt oder durch die dagegen angemendeten Maf- 
regeln herbeigeführten Schaden an Saden und Perſonen. Küdführbar weder au 
„Möſers“ Theorie einer altveutichen, „Geſammtbürgſchaft“, nod auf die Vorſtellung 
einer Affecuranz der Gemeinde gegenüber ihren Mitglievern, ift das Geſetz vielmehr 
wefentlich polizeilicher Natur; beftimmt, die Bürger zu raſchem Einfchreiten gegen Tumul- 
tuanten zu veranlaſſen. Politiſch aufgeregte Zeiten find es, welche e8 zu Tage geföret, 
in Frankreich die Schredenszeit, in Deutichland die Unruhen der Jahre 1848 f. Auf 
Zeiten des Umſturzes aller Gewalt (glüdliher Nevolutionen) bat man e8 in ran: 
verch nicht anwenden wollen; ebenjo wenig auf Paris, für deſſen Orbnung lediglich die 
Regierung einftehen fol. Innerhalb Deutſchlands hat die Rechtſprechung glücklicherweiſ 
ſehr felten mit den entſprechenden Gejegen zu thun gehabt. | 

Gſgb.: Preuß. A. L. R. I. 6 zu $. 54 (Berjährung: 3 Jahre nach Kenntniß, 30 ohne fi); 
Declar. v. 31. März 1838 zu 8. 56 f. Gef. v. 11. März 1850 (Haftpflidt der Gemeinten) 
©. „Zur Haftbarfeit der Gemeinden” nad dem franz. Gef. v. 2. Oct. 1795 und dem bair. 
Gef. v. 12. März 1850, Schletter’8 Jahrbb. 8. ©. sıF. 198 f. C.N. a. 1382 f. (1142. 
auch 52 |. 179. 424. 450. 772). Defterr. G. B. $$. 1293— 1341. 1489. Bürgerl. 6.2. !. 
bag Königr. Sachſen 88. 124 f. 1483—1518. Str. G.B. für Norbdeutichland 88. 188. 231. 
Schadenserſatz bei Beleidigung (bi8 2000 Thlr.), ebenfo bei Körperverletzung. 

Lit.: ©. die im Eingang genannten Artikel; ferner: Zur Lehre von der Sachbeſchädigung 
Dr. A. Bernice 1567; Saftung, für fremde culpa nah röm. R.: v. Wyß 1867; Nothſtand 
des Schädenproceiles (Sachen): Dr. Lehmann 1865; Ueber damnum burd Unterlafjung u. 
Beweis: Präſ. Buſch im Arc. f. civil. Praris 45. ©. 139 fi Scap 

aper. 


Schäfereigerechtigkeit bedeutet im m. ©. des Wortes die Befugniß, eine Schar: 
heerde mit einem Schäfer (ſog. Schäferer) zu halten. Dieje Befugnig wird von ewigen 
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Schriftftellern auch als Schäfereirecht bezeichnet. Die Sch. im e. ©. enthält noch das weitere 
Recht, die Schafe auf der ganzen Feldmark oder auf einzelnen fremden Grundſtücken 
weiden zu laſſen. 

Die erſtere Befugniß verſteht ſich an und für ſich für den Grundbeſitzer von ſelbſt. 
Doch kann dieſelbe ſowohl durch Geſetz als Servituten beſeitigt oder beſchränkt werden. 
Durch Particularrechte iſt die Sch. nicht ſelten der Gutsherrſchaft als ausſchließliches 
Recht eingeräumt, anderwärts dafür Grundbeſitz von beſtimmter Größe gefordert worden, 
endlich findet ſich auch die Beſtimmung, daß zwar ſämmtliche Gemeindeglieder Schafe 
halten dürfen, aber keinen Hirten, vielmehr ihre Schafe dem gutsherrlichen Hirten an— 
vertrauen müſſen. Im letzteren Falle ſchreibt man dem Schäfereiberechtigten ein Schi- 
fereiſtabrecht zu. Durch eine Servitut wird der Eigenthümer des dienenden Grundſtücks 
in dem Fall am Halten einer Schafheerde verhindert, wenn derſelbe bei einer ſeinem 
Grundſtück auferlegten Weideſervitut ausdrücklich von der Mithude ausgeſchloſſen iſt. 

Die Sch. im e. S. ſetzt einen beſonderen Erwerbsgrund voraus. Dieſer kann 
namentlich Vertrag, unvordenkliche Verjährung, Geſetz ſein. Nach dem Titel, auf dem 
das Recht überhaupt beruht, richtet ſich auch der Umfang deſſelben. Das gilt hinſichtlich 
der Grundſtücke, melde der Hütung ſeitens des Berechtigten unterligen, hinſichtlich der 
Zahl der Schafe, welche dieſer unterhalten darf, und hinſichtlich des Umſtandes, ob die 
Sch. eine ausſchließliche iſt, oder nicht. Iſt die Sch. eine ausſchließliche, fo darf außer 
dem Berechtigten Niemand auf dem Weiderevier Schafe Hirten laſſen. Iſt diejelbe da— 
gegen feine ausſchließliche, fo können auch die übrigen Dorfbewohner Schafe auf bie 
Weide bringen. Je nachdem der Berechtigte nur eine beftinnmte Anzahl Schafe auf Die 
Meide treiben darf, oder darin unbeſchränkt iſt, unterfcheidet mar gemefjene und unge— 
meflene Sch. Bei der erfteren werben die Lämmer, fo lange fie jaugen, nicht mitgezählt 
(1. Preuß. A. L.R. TH. I. Tit. 22. 8. 98. Oeſterr. G.B. 8. 500), auf Grund particular- 
vechtliher Beitimmungen oder von Ortögebräuchen mitunter fogar ein ganzes Jahr Yang 
umd felbft bis zur erſten Schur (Baier. ER. Th. UI. C. 8. 8. 13. N. 2). Bei der 
ungemefjenen Sch. ift, wie bei der Weidegerechtigfeit überhaupt, der Berechtigte befugt, fo 
viele Schafe auf die Weide zu treiben, als er mit dem auf feinem Gute gewonnenen. 
Futter während des Winters erhalten kann (Oefterr. G.B. 8. 500). Allein dieſes ſog. 
Durdwinterungsprincip ift particularredhtlich bei ausſchließlicher Schäfereiberechtigung Einer 
Berfon nicht immer feftgehalten, fondern nur da für maßgebend erklärt worden, wo Die 
Schäfereiberehtigung mehreren in derſelben Feldmark gebührt (Preuß. A. L. R. a. a. O. 
8. 150 f.). Im Uebrigen find für die Sch. die für die Weidegerechtigkeit überhaupt 
geltenden Grundſätze maßgebend. 

Sigb. u. Lit.: Preuß. A L. R. Th. J. Tit. 22. 88. 146—169. Hagemann, Hanbb. des 
Landwirthfchaftsr. (Hann. 1807), 88. 310-315. Scholz III. Das Schäfereireht, Braunſchw. 
1837. Büff, Das Schäfereirecht, Eafiel 1863. Steinader, Braunſchw. Priv. $. 198. 
Reyidher, Gem. u. württemb. Priv. R. H. $. 299. Lewis. 

Schändung. Doctrin und Geſetzgebung verftehen darunter den außerehelichen Beifchlaf 
mit einer unmündigen ober geifteöfranfen Frauensperſon oder mit einer joldyen, Die fich ohne 
BZuthun des Thäterd im Zuſtande der Wehr: oder Bewußtloſigkeit befindet, die unfrei= 
willige Schwächung, stuprum non voluntarium nec violentum. Wir nennen dieſes 
Verbrechen im Unterfchtede von der Notbzucht und Unzucht gewöhnlih Schändung. Bon einer 
Strafverfolgung der Sch. ift nicht die Rede, wenn der Thäter Grund zur Annahme hatte, 
dag der an emer Schlafenden, Zrunfenen unternommene aufßereheliche Beiſchlaf nicht 
ihrem Willen entgegen ſei und die Zuſtimmung nachher wirklich erfolgt ift. Anders ver: 
hält e8 fih mit den Unmündigen und Geiftesfranten, die rechtlich feine gültige Einwilli— 
gung geben können und deren noch nicht zur Reife gediehene oder krankhaft gehemmte 
Widerſtandskraft gegen Verfuchungen zu unzüchtigen Handlungen felbft gegen ihr Verlangen 
im Intereffe der geichlechtlichen Stttlichleit Durch das Gefeg geſchützt wird. Nicht blos der 
Seichlechtsehre wegen, auch um der Abftumpfung des Schamgefühles und der phyſiſchen 
Nachtheile willen wirkt das Strafgefeg dem außerehelihen Beiſchlafe mit den genannten 
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Perjonen entgegen, von der Erwägung geleitet und durch moralſtatiſtiſche Daten darin 
beftärkt, daß durch Sch. die Moralität wie die Freiheit ſchwer verlegt und die Gefund- 
heit nicht felten untergraben werte. 

Mit Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren bedroht daher Preußen denjenigen, der eine 
in einem willenlofen Zuſtande befindlihe Perfon zu einer auf Befriedigung des Ge— 
ſchlechtstriebes gerichteten unzüchtigen Handlung mißbraucht, mit Perfonen unter vierzebn 
Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt oder diejelben zur Verübung oder Duldung 
unzüchtiger Handlungen verleitet. Weniger vag bezeichnen die Strafgefege für Sachſen, 
Defterreih, Braunfchweig, Baiern u. a. den Thatbeftand dieſes Verbrechen®, zumal Der 
Mißbrauch zum außerehelichen Beiſchlaf und nicht blos willenlofer oder bemußtlofer, Ton: 
dern auch wehrloſer Frauensperjonen als Gegenftände des Verbrechens bezeichne: 
werden. Bei dem Mißbrauche unmiündiger Berfonen zu gefchlechtlichen Zwecken begrände 
die Qualität der Gefchändeten nicht weniger wie bei erwachlenen Frauensperſonen einer 
wejentlichen Strafänderungsgrund. Iſt das der Geſchlechtsreife naheftehende Mädchen 
bereit8 jo unglüdlich, der Proftitution verfallen zu fein, dann darf es zwar der Ge 
ſchlechtsgier nicht ſtraflos preißgegeben werden, allein die Strafbarfeit des Thäterd nt 
eine ungleich geringere, als die des Verführers eines unfdhuldigen Mädchens und läßt 
fih daher die angedrohte Zuchthausſtrafe nicht in allen Fällen rechtfertigen. Gegenftand 
des Verbrechens Tann auch eine Perfon üblen Leumundes und männlichen Geſchlechtes 
fein. Es fommt weder auf die Beiſchlafsfähigkeit noch auf die geſchlechtliche Reimbeit 
an, immer aber auf das Willen des Thäterd von dem im Gelege vorausgeletten Yu: 
ftande der Wehr- oder Bewußtloſigkeit, der Unmündigkeit, oder der Geiftesfranfheit. Un- 
richtig ift e8, den Umſtand als gleichgültig anzufehen, ob der Thäter den wehrleſen 
Zuſtand vorfäßlich herbeigeführt habe. Die gejchändete Perfon muß fih ohne Zuthun 
des Thäter8 im Yuftande der Willenlofigfeit oder der Webrlofigfeit befunden haben. 
Hatte derſelbe Gründe zur Annahme, daß die gefchlechilich mißbrauchte Perfon die Min 
digkeit ſchon überfchritten oder nicht nur das Alter des erlaubten Geſchlechtsumganges, 
ſondern auch das reife Verftändnißg für Die Bedeutung des Beiſchlafs Habe, To befam 
er fi in einem die Zurechnung des Verbrechens außichliegenden Irrthume. 

Sachſen, Braunſchweig, Baiern u. a. m. erwähnen ausdrücklich des Mißbrauches 
einer geiſtesſchwachen oder geiſteskranken Perſon zur Befriedigung des Geſchlechtstriebes, 
weil nicht jede geiſtesgeſtörte Perſon willenlos iſt oder von der Bedeutung einer unzüdr 
tigen Handlung feine Kenntnig hat. Ob eine Belhädigung der Geſundheit der mir 
brauchten. Perfon erfolgt, ift nur Strafzumeflungsgrund. 

Sachſen ftraft den außerehelihen Beifchlaf mit Perfonen in wehr= over bewußtloſen 
Zuftonde mit Arbeitshaus oder Zuchthaus bis zu vier Jahren. Hat aber der Ber: 
bredyer die Gemißbrauchte zuvor in diefer Abfiht auf argliftige Weife in einen Zuſtand 
verfegt, in welchen fie feinen Lüften nicht zu widerftehen vermochte, jo findet zwei= bis 
achtjährige Zuchthausſtrafe ftatt. Letzteren Fall behandelt Defterreih als Nothzucht. 
Baiern ſtraft als Nothzucht auch den Mißbrauch eines Mädchens unter zwölf Jahren 
zum Beiſchlafe, oder die Schwächung einer willenloſen Frauensperſon. Der Oeſterr. Entw. 
von 1867 beſtraft das Verbrechen ver Sch., wenn es an einem noch nicht zwölf Jahre 
alten Mädchen oder an einem nod nicht vierzehn Jahre alten Knaben begangen wirt, 
wie Nothzucht, wenn es an einer ohne Zuthun des TIhäterd im Zuftande der Willend= oder 
Wehrloſigkeit befindfihen Perjon verübt wird, mit Zuchthaus bis zu vier Jahren und 
letgtere8 in der Regel nur auf Verlangen der verlegten Perſon; wenn aber dadurch ſchwere 
Nachtbeile verurſacht worden, von Amtswegen. 

&fgb.: Preuf. Str. G. 144. Nd. Str. G. 8. 176. 3.2. Sachſen 182. 353. Oeſterr. Str. EB 
128. Braunſchweig 174. "Hamburg 143. Oeſterr. Entw. v. 1867. 8. 192, v. 1870 8. 161. 

Lit.: G. J. Fr. Meister, Prineipia juris erim edit. III. 8. 295. Klein, Peinl. 
Recht $. 407 v. Srolmann, Grundfäße der Criminalrechtswiſſenſchaft 8. 239. Begriff da 
Schändung. Gerichtähalle. Wien 1860 Nr.46. Wächter, Abhandl. I. 1835. S. 30031. 
Meyer, Das Nd. Str. R., 1869. S. 57. Geyer, Belpredung des Entw. eines Defterr. Str.G., 
1367. ©. 142. Berner, Lehrb. 1868 $. 189. Wahlberg 
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Schatullgut (von Scatull, Schachtel) bezeichnet dasjenige Vermögen, vornehmlich 
Grundbeligvermögen, deſſen Einkünfte unmittelbar zur fürſtlichen Verfügung ftehen und 
deſſen Subftanz unabhängig von den für Domänen geltenden Regeln entweder nach, den 
Srundjägen der hausgeſetzlich fideicommiſſariſchen Erbfolge oder durch freie Verfügung 
des fürftlihen Eigenthümers vererbt wird. Die Rechtöverhältniffe der Schatullgitter ergeben 
ſich ſomit aus der begriffsmäßigen Trennung von Staatögut und fürftlichen Familiengut; 
ihre Ordnung gehört theils ins Staatsrecht, ſoweit nämlich in Frage kommt: was 
zu den ‘Domänen zu rechnen iſt, theils in das Privatfürftenrecdht und in die Hausgefeke, 
ſoweit nämlich, als die Erbfolge und die Verwaltung der Schatullgüter in Betracht kommt. 
In Preußen ward durch Berorbn. vom 13. Aug. 1713 der Unterfchien zwifchen ‘Domänen 
und liegenden Schatullgüitern aufgehoben umd beide für unveräufßerlich erklärt, jo daß hier 
die kron⸗fideicommiſſariſche Qualität der letzteren zu präfumiren if. Daneben fönnen aber 
immer noch Güter zu völlig freier Verfügung des erften Erwerber vorbehalten bleiben. 
Nah dem Preuß. L. R. (II, 14. 8. 14) ift beftimmt: „Hat derjenige Landesherr, welcher 
ein folcher erſter Erwerber war, über unbemwegliche, von ihm erworbene Sachen meber 
unter Lebendigen, noch von Todeswegen verfügt, fo find biefelben für einverleibt in Die 
Domänen des Staates anzufehen.” Verſchieden davon: die Sächſ. Berfg.Urf. von 1831 
$. 21, und die hausgeſetzlichen Beftunmungen anderer regierender Häufer, in denen ber 
politifch = ftaatörechtliche Gedanke nicht fo ſcharf formulirt ift, wie in Preußen. 

tit.: Hofmann, De patrimonio principio privato, quod die Chatouille vocant, 
1727. — Rivinus, De bonis principi patrimonialibus, 1737. — Fiſcher, Lehrbegriff 
bes Cameral- u. Bolizei- Rechts, II, 479 fi. — v. Rönne, Staatsredht II, 64, 791. 
v. Holtendorff. 


Schenkgerechtigkeit ift die Befugniß, Getränke (namentlich Wein, Vier, Brannt- 
wein) den einfehrenden Perſonen zum Genuffe verfäuflih darzureichen. Zuweilen wird 
noch das weitere Recht darımter begriffen, Getränke auch zur nicht fofortigen Confumtion 
zu verkaufen. (So auch Preuß. A.L.R. Th. I. Fit. 23. $. 54 f., weldes Sch. und 
Ausſchank unterſcheidet, je nachdem der Berechtigte die Getränke auch in größeren — 
Fäſſern — oder nur in Fleineren Quantitäten — Flaſchen, Gläſern — verkaufen darf.) 
Die Sch. kann auf alle, aber auch nur auf beftimmte Getränke gehen. Diefelbe kann 
einer beftimmten Perſon ausſchließlich zuftehen, doch gehört dies nicht zum Weſen des 
Rechts. In der Ausſchließlichkeit ift aber nur die Befugniß enthalten, andere Perfonen 
an der Ausübung der gleichen Gerechtigfeit in dem betreffenden Bezirk zu hindern (Preuß. 
ALR. a a. O. 8. 66); die Sch. erhält dadurch noch keineswegs den Charakter 
eines Bannrechts. Ein ſolches mlißte vielmehr beſonders begründet fen. Zur Anlegung 
von Schanfftätten bedarf es der obrigfeitlihen Conceſſion. (Sp auh nad der N. 
Gew.O. vom 21. Juni 1869 $. 33). Aeltere Gefepe Tiefen dieſelbe erfegen durch un: 
vorbenfliche Verjährung. Durch die Eonceffion wird aber heutzutage niemald ein aus⸗ 
ſchließliches Recht ertheilt. Imfofern die Sch. als Bannrecht erfcheint, ift diefelbe duch 
die neuere Geſetzgebung in vielen Staaten aufgehoben (f. 3. B. Königl. Sächſ. Gel. v. 
27. März 1838. Preuß. Gew.O. v. 17. Ian. 1845 8. 4). Im Gebiete des ehemaligen 
Norddeutſchen Bundes Toll diefelbe da, wo fie noch nicht bereits befeitigt ift, der Nd. 
Gew.O. (8. 7) zufolge mit dem 1. Januar 1873 zu beftehen aufhören. 

Lit.: Strippelmann, Neue Samml. bemerkenswerther Entfcheibungen bes O.A.Ger. 
zu Caſſel VI. (Caſſel 1851) S. 21—44. Haubold, Lehrb. d. Könige. Sähf. Priv.R. I. 9. 369. 
II. 88. 417b, 448. Lewis, 

‚Schenkung ift Bermögendvermehrung auf ber !einen durch Bermögendminderung 
aus Freigebigkeit auf der anderen Seite unter Lebenden. In der weit überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle erfolgt fie dur Eigenthumsübertragung, und zwar an beweglichen 
Saden, bejonders an Gelb. (Sährliher Umſatz von vielen Millionen zu Geburts-, 
Weihnachts⸗ und anderen Feten, in Krieg und Noth u. |. w.). Hat das dare, tradere 
bier Bertragsnatur — Erforderniß der Annahme, für Handlungsunfähige durch jeden Drit- 
tn —, fo tritt biefelbe in voller Beftimmtheit da hervor, wo nur ein Schenfungsver- 
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ſprechen gegeben und angenommen worden; der Hauptfall für die Erörterungen zn 
Geſetz und Wiſſenſchaft, obſchon verhältnigmäßtg jelten vortommend. Keineswegs enthält 
er die einzige Gattung der Schenkungen durch Ucbernahme einer — je nach den Formwer⸗ 
Ichriften Hagbaren — Verbindlichtet. So kann das sese obligare auch durch Erpre 
miffion erfolgen. Andere Fälle aber gibt es, in denen für eine „Annahme“ fein er- 
fihtliher Raum mebr bleibt, die Sch. vielmehr einfeitig durch Hingabe, durch Yerftuma 
von Thätigkeit oder durch Unterlaffungen vollzogen wird: fo bei Bezahlung einer fremden 
Schuld, Schulverlaß, abſichtlichem Procekverluft, Nichtunterbrechung der Verjährung (libe- 
rare), ferner bei Geihäftsführung ohne Auftrag u. dal. m.; auch bei verbedten Schenkungen 
(Berfauf weit unter dem Werth), nummo uno, bei mangelnder Werthlenntnig des Kin- 
fers). Sicerftellung vorhandener Rechte — durch Pfand, Bürgſchaft — enthält keire 
Vermögensvermehrung; im Uebrigen aber können bingliche Rechte außer dem Eigenthum 
ſehr wohl deren Gegenftand bilden, 3. B. Nießbrauch. Im Rüdfiht auf den weiten 
Umfang, welchen die Sch. für die Veränderung un allen möglichen Vermögensrechten be 
figt, hat bie neuere Doctrin fie Dem Gebiete der allgemeinen Rechtöverhältnifie zugewieſen 
(Puchta, Savigny, Keller u. 4), während Andere (fo bei. Windfcheid) ſe 
lediglich) al8 Vertrag behandelt willen wollen; vieler, der älteren ‘Doctrin (pactum le- 
gitimum, condictio ex lege), folgen bie Geleggebungen. — Eine Hauptlorge derſelbe 
hat allezeit darin beſtanden, zu verhüten, daß micht über der leicht erregbaren, eitel 
Sucht, ale Wohlthäter zu glängen, näher liegende Pflichten aus den Augen gelegt mer- 
den. Der Uebereilung jol vorgebeugt werden durch Beſtimmungen 1) über die zu 

läſſige Höhe von Sch. (lex Cincia 549, nicht über 20,000 Sefterzen [?]; doch morte 
cincia removetur); 2) über die Form (maneipatio und traditio bei res mancipi; 

stipulatio nad) älterem röm. R.); 3) über beides vereint (insinuatio bet Schentungen über 
500 solidi — 1400 Thlr. Preußiſch nach Savigny, 18555, Thlr. nad Francke? 

— Juſtinian 529, bei geringeren Beträgen genügt — Unter den neueren Ge— 
ſetzgebungen fordert für die Klagbarfeit des Schenkungsvertrages das Preuß. WER. 
gerichtlide, das Defterr. G. B. Ichriftlihe, der C. N. notarielle Form; Sachſen m 
tericheidet nad) dem Betrage: gerichtliche Form für Schenkungen zum Betrage von mehr als 
1000 Thalern, oder wiederkehrenden Leiftungen zu mehr als jährlih 50 Thalern; aud 
wird bier gerichtliche Beſtätigung gefordert Weitere Modificationen ergeben ſich aus den 
leitenden Grundſätzen über Eigenthumsübertragung an Orundftüden, hypothecirten Fer: 
derungen u. dgl. m. Sie äußern ihren Einfluß auch bei Sch. des ganzen Bermägens, 

ſoweit ſolche zugelaffen. Nach röm. R. liegt hier in der Annahme zugleich die Ueber: 
nahme der Schulden, daſſelbe iſt nah preuß. R. anzunehmen. In Sachjen fu 
Schenkungsverträge über das ganze Vermögen, oder einen iveellen Theil deſſelben nichtig; 
in Oeſterreich darf vom „Lünftigen” Vermögen nur die Hälfte verſchentt werben. Ur 
derweitige Beſchränkungen gelten der manus mortua als Geſchenknehmerin. Landesherrlihe 
Genehmigung bei Schenkungen über 1000 Thaler an Kirchen, Lehrz, Erziehungs-, Armen: 

Anftalten, am fonftige Anftalten und Geſellſchaften mit Corporationsrehten in Preußen; 

ähnlich in Frankreich. — Das ehelihe Verhältniß iſt meiften® nicht mehr, wie im vom 
R., ein Ungültigkeitsgrund (anders Sachſen). — Der Schenker zahlt in der Regel fur 
Berzugszinfen, haftet für Eviction und Mangelbaftigkeit der Sachen nur bei dolus me 
befonderem Verſprechen; für Untergang und ‚Schädigung auch bei culpa lata. Er ge 
nießt das beneficium competentiae, ſchon im röm. R. gefteigert, in neueren Rechten 
theilweife erhöht zur Befugniß zum Wiverruf mittelft Forderung von Zinſen, zu dem 
Zahlung ſchlimmſten Falles aud die Subftanz des Geſchenkes zu verwenden. — Ent: 
gegen den Regeln über Verträge tft aber noch in vielen anderen Richtungen dem Widerri 
(mittelft condictio ex lege) vermöge der befonderen Natur der Schenkungen ein erweiterter 
Spielraum gegeben. Hauptfall: Undank; nad Juſtinian in 5 Fällen mit einigen, zum 
Theil Beftrittenen Ausnahmen, nach neueren Geſetzgebungen wegen des fpeciell, Doch bald 
enger, bald weiter dhavakterificten „groben“ Undankes. Nächiter Sal: nachgeborene 
Kinder; nach röm. R. nur dem patronus, welcher den libertus befchenft hatte, vergänt. 
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Die neueren Geſetze behandeln den Widerrufsgrund allgemein; ver C. N. als ipso jure 
wirfend, ſelbſt bei remuneratoriſchen Schenfungen. Das Preuß. A. L. R. geftattet den Widerruf 
wegen Uebermaßes — mehr als die Hälfte des Vermögens — in beftimmten Friften, 
und binnen 6 Monaten jogar den Widerruf formlos vollzogener Schenfungen ex mera 
poenitentia. — Neben diefe, nur bedingungsweiſe auf Die Erben übergehenden Widerrufs⸗ 
rechte treten Anfechtungsbefugniffe Dritter: der Pflichttheilserben (querela inofficiosae 
donationis), particulär der Alimentationsberehtigten; vor allem aber benachtheiligter 
Släubiger. Freigebige Verfügungen der Schuloner aus fpäterer Zeit nach Entftehung . 
ber Forderungen find entweder unbedingt (fo Veräußerungen zu Gunſten des Ehegatten) 
oder Doch je nach Zeitfriften anfehtbar. Einer abweichenden Beurtheilung in mandherlei 
Einzelheiten unterliegen einige bejondere Arten der Sch.: 1) donatio remuneratoria. 
Bon der gemeinrechtlichen Praxis aus dem Specialfall des rim. R. des Geſchenks für 
die Rettung and Lebensgefahr entwidelt, wird fie bald als Sch., bald als Läftiger Ber: 
tag — Lohn für Mühe und Arbeit —, bald als Gemiſch von beidem betrachtet (Müh— 
lenbruch). Der erften Anficht neigen die Gefeßgebungen zu, obſchon in verichiedener 
Weiſe und auch mit Erleichterungen in den Formvorſchriften. 2) donatio sub modo. 
Laͤßt der Beſchenkte feine Verpflichtung ohne Nechtfertigungsgrund unerfüllt, fo hat der 
Schenker nah röm. R. die condietio ob causam datorum; nad Yuftintan auch die 
Rückforderung wegen Undanks. Neben dieſen ald Grund des Wiverrufs ftellt der C. N. 
die Nichterfüllung der Bedingungen, unter denen die Sch. geichehen. 3) donatio mor- 
tis causa, „eine legtwillige Verfügung in ber Form eined Vertrages” (Windſcheid), 
doch auch als Zahlung (?), Erpromiſſion denkbar (Keller); dem Formgebot der insi- 
nuatio nicht unbedingt unterworfen, da nach Yuftinian 5 Zeugen — Codicillarform — 
genägend. Das Preuß. A. L.R. betrachtet fie als Sch., ausnahmsweiſe ald Vermädht- 
niß; umgekehrt dad Defterr. G.B, fo auch das Sächſ. G.B..— Ueberlebt der Schen- 
fer den Befchentten, jo wird die d. m. c. unwirkſam; anderenfall® erfcheint die Pflicht 
zur Erfüllung nur als auf den Todestag des erften verfchoben. Vorbehalt des Wider⸗ 
rufs für gewille Fälle bi8 zum Tode macht Die Sch. noch nicht zur d. m. c. , 

&fgb.: Inst. H. 7. D. 39, 5. 6. C. 8, 54—57.. Preuf.A.LR. L 11. $. 1037 f. 
Gel. v. 13. Mai 1833. Verordn. v. 21. Juli 1843 (Anftalten 20). Gef. v. 9. Mai 1855 
(Anfehtungsrecdhte d. Gläubiger). C.N. a. 894—906. 1048 f. 1423. Defterr. G. B. 88. 938 
— 956. Bürgerl. G.B. f. das Königr. Sachſen SS. 999. 1049—1066. 1354. 1647—1649. 
2500— 2502. 2603—2613. 


Kit: ©. Meyerfeld, Die Lehre von den Schenkungen nad röm. R. (18351837). 2. 
Eincia, Anhang II zu v. Keller’8 Bandectenvorlefungen. Ueber insinuatio: Mare- 
poll, Gieß. Zeitichr. 1; Buchholz (bei Sch. an piae causae), daſ. N. F. 11,4. DBrieg- 
eb (jährl. Renten), Arch. für civil. Praxis 38, 6. Berechnung ber großen Schenkung von 
Srande baf. 47, ©. 337 |. — Löhr, Widerruf gegen Exben daſ. VIL 15, 6. Buchholz, 
Widerruf der Schenkungen an die Kinder, wenn ihre Mutter eine zweite Ehe eingegangen, in 
feinen Abhandl. N. 12. — d. mortis c. f. Schirad, Arch f. civ. Praris 2, 31. Haſſe, 
Rhein. Muf. II. 9. ©. 300 f DIL. 1. 14. 21. Schröter, Gieß. Zeitſchr. II. 4. Wieder- 
hold daf. XV. 4. Meyer im Magazin f. Hann. R. IV. ©. 31 f. Sch 
aper. 


Schiedseid (freiwilliger Haupteid, zugeſchobener, deferirter Eid) iſt derjenige (aſſer⸗ 
toriſche) Eid einer Partei, von deſſen Ableiſtung die andere das Fallenlaſſen einer von 
ihr aufgeſtellten Behauptung oder die Anerkennung einer von der erſteren aufgeſtellten 
ngig gemacht hat. Ber den Römern wurde diefer Eid ſehr häufig außergerichtlich 
vereinbart und abgeleiftet, womit das Beſchworene wie durch einen Vergleich fejtgeftellt 
und der Schwörende gegen weitere Beflreitung durch exceptio oder auch actio utilis 
eX cause iuris iurandi geihütt war. 1. 2.1. 9. 88. 1. 6.1. 28. 8. 10. 1. 29. D. 
de jureiur. XIT. 2. Außerdem aber konnte auch bet Anftellung einer Klage (in iure) 
der Kläger das iudieium dadurch abwenden, dag er dein Beflagten zur Abläugnung des 
Klagrechts (rem petitoris non’ esse, dari non oportere) aufforderte, worauf der Ber 
Hagte, um nicht als confessus zu gelten, genöthigt war, entweder zu ſchwören oder dem 
Kläger die Beſtärkung feines Klagrechts durch eigene Eidesleiftung zu geftatten. 1. 34. 
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8. 6. 1. 38. 1. 35. 8. 2. D. eod. 1. 28. 8. 2. D. de iud. V. 1. Diefe beiden de: 
men ber Eiveszufchiebung find in das deutſche Recht nicht übergegangen, weil bier m: 
erft eine fpecielle Erörterung der einem Anſpruch zu Grunde Tiegenden Thatſachen erfer: 
dert wurde. Dagegen ift eine dritte Weile im röm. wie im heutigen R. gleich üble, 
der zufolge im Beweisverfahren (in iudieio) jede Partei über ihre einzelnen fattibe 
Behauptungen dem Gegner den Eid deferiren kann. Auch in diefer Eideszuſchieburz 
Tiegt eine Art Vergleich, indem der Deferent für den Fall der Ausſchwörung die Bi: 
. beit des Schmurfages im voraus zugeftcht. Doch ift eben damit immer nur ein Bari: 
ſurrogat gegeben, und es muß nunmehr noch was aus den feftgeftellten Thatſachen rei: 
lich folgt, im Urtbeil erfannt werden. 1. 34. 88.8, 9. D. de iureior. XII. 2. 12% 
D. de dolo malo IV. 2.1. 9. 11. 12. C. de reb. cr. IV. 1. Im Einzelnen get: 
fir den heutigen Sch. folgende Grundfüge Er kann deferirt werden a) nur von im: 
jenigen, der Verpflichtungsfähigfeit hat, doch aud von einem Bevollmächtigten cum liber: 
c. 4 in VIto I. 19; b) nur an die Gegenpartei felbft ober nach der Praxis aud c 
deren Rechtsvorgänger. Bol. 1. 1. 8. 2. D. de O. et A. XLIV. 5 (beftritten iſt di 
Delation an einen Meineidigen); und c) nur über erhebliche thatjächliche Behauptunge 
doch nicht blos Über äußere Ereigniffe, fondern auch über innere Vorgänge, wie bei 
fides, Willensrihtungen u. dgl. und nicht blos über Thatſachen, die dem Delaten si 
eigener Wahrnehmung befannt find, ſondern auch über fog. facta aliena (wie in die 
Valle der Eid zu fallen fei, darüber vgl. den Art. Eidesformel). Die Wirkung de 
Eidesdelation befteht darin, daß ver Delat entweder den Eid annehmen oder ihn referne 
oder fein Gewifjen mit Beweis vertreten muß. Weber dies Iekte ſ. d. Art. Gewiſſensvertretux 
Wählt er das erſte, jo kann er nad) röm. R. von dem Deferenten noch vorweg die Ablaltr; 
des Calumnieneides fordern, was die Meiften heute für veraltet Halten. Wählt er iu 
zweite, fo Tann der Relat, abgejehen von Ausnahmefällen, den Eid nur 'noch annekme 
Eine unzuläffige Verweigerung der auf eine Eides-Delation oder Relation gebotenen Snr 
zieht in allen Fällen die poena recusati oder contessi nad) fi, d. h. die Annahm, 
daß man das Gegentheil des zu Beichmörenden eingeräumt habe. Iſt die Annahme de 
Eides erklärt, jo wird der Acceptant, wiederum sub poena confessi, zum Schmitz 
aufgefordert. Doch hat der vom Gegner erklärte Erlaß des Eides gleihe Wirkung, rt 
die Ableiftung, 1. 6. 1. 9. 8. 1. D. de iureiur. XII. 2. In Folge diefer letzteren ml 
das Beichworene ald vollftändig bewieſen; gegen das darauf gebaute Urtheil gibt es art 
wegen Meineides feine Reſtitution; nur mit einer befonderen Klage kann nach fhafgnt 
licher Berurtheilung des Meineidigen das dadurch gewonnene Gut zurüdgefordert witz 
P.G.O. A. 107. 1. 31 fin. D. de iureiur. XII. 2. 

Quellen: Tit.D. XL. 2. C. IV. 1. C. XXI. 9. 1-5. X. I. 24. Lib. Ve 
I. 11. Clem. II. 9. 

it: Sapvigny, Syſtem VII. ©. 47 ff. a Beiträge zur Lehre von de 

Eidesdelation. Strippelmann, Der Gerichtseid, Abth. 2. Die Eideszuſchiebung, Caſſel 13% 
Langenbeck, Die Beweisführung im bürgerl. Rechtsſtreite, Cap. 19. Außerdem bie um 
faffende Litteratur Über den Eid Überhaupt, bei Wetzell Syſtem 8.25 u. 8. 27 und Zantl 
Verträge 88. 261 — 211. Ed 

Schiedsrichter (arbitri) find Perfonen, die zur Entfcheivung von Rehtöfhenz: 
feiten nicht durch Autorifation der Staatsgewalt, fondern durch den übereinftimment 
Willen der Parteten berufen find. Ihre Urtheile beißen Schiedsſprüche. Sie km 
men fowohl im öffentlichen als im Privatrecht vor; fefte rechtliche Normen exiſtiren te 
gegenwärtig fir dies Imftitut nur auf dem Gebiete des Privatrechts. | 

Fir privatrechtliche Sch. find die Beftimmungen des röm. R. über arbitr: 
recepti (jo genannt im Gegenſatz zu den vom Magiftrat ernannten arbitri) gem! 
rechtlich geworben, in wenigen Punkten mobifieirt durch das can. R. und die Fratt 
1) Die Webereinkunft zwiſchen den Parteien, durch welche fie fich über die fahteböridir 
Tihe Verlegung eines Rechtsſtreits verftändigen, heißt compromissum. Comohl ir 
ftreitige Rechtöverhältnig als die Berfon des Sch. oder wenigſtens der modus lat | 
Auswahl, muß darin beftimmt bezeichnet fein. Die Parteien verpflichten ſich, dem An 
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ipruch des Sch. Folge zu leiften (sententiae stare), außerdem aber auch Alles zu thun, 
was für das Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs erforderlich ift (operam praebere). 
Tie Wirkſamkeit diefer Berpflichtungen war nach claffiihem röm. R. ausſchließlich durch 
Strafverabredungen geſichert. Ohne diefe Straffeftiegung war das Compromiß ganz 
wirkungslos. Nachdem ſchon Yuftinian dies für ſolche Fälle geändert hatte, wo die Par: 
teten den Schiedsſpruch jchriftlich anerfannten oder demfelben menigftend binnen 10 Tagen 
nicht widerſprechen, kann nach heutigem R. auf den Ausfpruc eines durch einfache Com⸗ 
promißverabredung auch ohne Conventionalftrafe vereinbarten Sch., je nachdem der er- 
hobene Anfpruch zu= oder aberfannt ift, eine Klage oder Einrede gegründet werben. Iſt 
eine Partei dem Zuftandefommen des Schiedsſpruches hinderlich, jo kann fie durch richter= 
Ihe Strafandrohungen zum Wohlverhalten gezwungen werden. — Das Compromiß ift, 
abgejehen von dem Fall mangelnden Verfügungrechts der Parteien, ungültig, wenn ber 
erwählte Sch. noch niht 20 Jahre alt, taub, ſtumm, blind oder eine rau ıft, oder 
wen jeine Perſon oder die Art feiner Auswahl nicht Hinreichend ficher feftgeftellt ift. 
derner darf nicht compromittirt werden über crimina publica, Status- und Eheſachen. 
Nachträglich hinfällig wird das Compromiß durch Tod oder eintretende Unfähigkeit des 
Sch.; ferner durch Tod (wenn die Erben nicht ausdrücklich mit eingeſchloſſen ſind), durch 
Wahnſinn, Bankrott oder cessio bonorum einer Partei, ſowie durch contrarius consen- 
sus beider Parteien und Vergleich über die Streitfadhe; endlich Durch Ablauf der Frift, 
innerhalb welcher der —— gefällt fein ſollte. 2) Der Sc. ſteht zu den Par- 
teten in einer Art Mandatsverhältniß, zu deifen Eingebung er nicht gezwungen werben 
fann, von dem er aber, wenn er den Auftrag (receptum arbitrii) einmal angenommen, 
nicht einfeitig zurüdtreten darf. Nur wenn eine Partei ihn an feiner Ehre gekränkt hat, 
oder mit ihm in Feindſchaft geratben ift, ferner wenn er durch Krankheit, Amtsgeſchäfte 
oder nothmendige Reiſen an der Ausübung feines Amts behindert ift, endlich wenn bie 
Parteien zu einem anderen Sch. gegangen find und dann zu ihm zurückkehren wollen, 
darf er fich entſchuldigen. Hat er die Frift verftreichen laſſen, in welcher er fein Urtbeil 
abzugeben hatte, und die Parteien compromittiren von Neuem auf ihn, fo ift er zur 
Annahme verpflichtet. Seine Obliegenheiten richten ſich nach dem Inhalte der Ueberein= 
kunft mit den Parteien. Wenn nichts anderes verabrebet ift, bat er fich bei der Linter- 
ſuchung des Rechtsſtreits an die Formen des orventlichen Proceſſes zu halten. Mehrere 
Ch. functioniven gemeinihaftlih; fie fünnen jedoch auch jo beftellt werben, daß jeber 
einzelne für fih ein Urtbeil fällen darf („Jammt und ſonders“ oder „ſammt oder fon- 
ders“) und es entſcheidet dann zwifchen ihnen Prävention. Ber gemeinfchaftliher Ent- 
ſcheidung gibt in der Regel die Majorität ven Ausſchlag. Im Fall der Stimmengleich⸗ 
beit devolvirt die Entſcheidung an einen Obmann (superarbiter), der entweder von den 
Parteien für diefe Eventualität ſchon defignirt, oder von den Sch. zu ermählen iſt. Die 
Beſtimmung des can. R., daß ein Compromiß ungültig fein fol, wenn die Auswahl des 
Obmanns den Sch. überlaffen ift, beruht auf Mißverſtändniß einer Digeftenftelle (. 17. 
8. 5. D. IV, 8) und fommt in der Braris nicht zur Anwendung. Wenn mehrere Sc... 
nur über Duantitäten bifferiren und feine Majorität "zu Stande kommt, fo gilt immer 
die geringfte Summe als vereinbart. — Sch. können durch richterliche Strafandrohung 
zur Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen angehalten werden. — Der Schteds- 
Iprud, von den Neueren laudum genannt, ift wirkungslos, wenn er hinveichender Be— 
ſtimmtheit oder der Vollftändigfeit entbehrt, wenn er etwas Unfittliches befiehlt, wenn er 
nıht in Gegenwart der Parteien publiart ift, ferner wenn der Sch. die Grenzen feines 
Auftrages überſchritten, fih offenbarer Parteilichkeit ſchuldig gemacht oder mejentliche 
Formen verlegt hat. Eine Berufung an den ordentlichen Richter findet gegen ben 
Schiedsſpruch nad gem. R. nicht ftatt, auch vom Sch. felbft kann er nachträglich nicht 
mehr abgeändert merben. 

Die neueren Geſetzbücher haben im Wefentlichen die gemeinrechtliche Theorie ber 
Compromiffe und Schiedsgerichte reripirt. Für das preuf. und franz. R. ift jedoch zu 
bemerten, daß fie die Stellung des Sch. etwas mehr der des ordentlichen öffentlichen 
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Richters annähern. Ste binden ihn ſtrenger an das geltende materielle Recht, erklären 
feinen Ausfpruch für Direct Durch das ordentliche Gericht vollſtreckbar, und Lafien Am: 
Iation an dasjenige Gericht zu, welches fir den betreffenden Rechtöftreit Die zweite du⸗ 
ftanz gebilvet haben würde, wenn kein Compromiß ftattgefunden hätte. Jedoch kam nah 
preuß. R. die Appellation durch Uebereinfunft der Parteien ausgefchloflen werden — 
Nicht mit Schiedsrichtern zu verwechfeln find die im größten Theil der preußiſchen Monarche 
- eingeführten Schiedsmänner. Dieſe haben Nechtöftreitigkeiten nicht zur entſcheiden, er- 
dern nur Vergleiche zwiſchen Parteten zu vermitteln. 

Duellen: D. IV, 8. C. II, 56. X. 1, 43. In VIt 1,22. Preuß. A. G.O. I, 2.8 16- 
176. Sächſ. C.G.B. $$. 1417— 1427. C. de proc. civ. a. 1003 — 1028. 

Lit.: Slüd, Comm. VI. S. 65—105. W. H. Puchta, Das Imititut der Schieber 
ter, 1823 (erörtert nur ben Tegislatorifchen Werth deſſelben). Pfeiffer im der Beiriär. fir 
Civ.R. u. Pre N. F. IH, 2. W. Andre, Gemeimrechtliche Grunbzlige der Schiedsgericht 
1860. L. A. E. Zimmermann. 

Schiedsſpruch — arbitrium, definitio bei den Römern, laudum ki m 
Neueren, arbitrage, arbitration — ift eine aud in Staatenwerhältniffen angewandi 
Entſcheidungsart von Streitigkeiten vermittelft unbetheiligter, von den ftreitenden Partarı 
gewählter Perfönlichkeiten. Die civilrechtliche Unterſcheidung zweier Arten des arbitrium 
(1. 76 D. pro socio XVII. 2) (vgl. über das arbitrium Heimbach ir Watt: 
Rechtslex. I. 427 ff.) ceffirt im Völkerrecht, weil der völferrechtlihe Sch. immer ven 
beftimmt namhaft gemachten Perfonen und in Gemäßheit eines Compromiſſes geibar 
wird und er nicht wegen Unbilligfeit, ſondern nur aus beftimmten feftgeftellten Grin 
angeftritten werden Tann, wenn auch die Billigfeit als Enticheivungsnorin nicht ausg 
ſchloſſen if. Die angeblich procefjualiftiiche Unterſcheidung (Heffter 8. 109) vm ar 
bitratio und eigentlichen arbitrium hat für das Völkerrecht feine praktiſchen Gonjequer: 
zen, die einzig von Heffter angeführte: der Nachweis einer thatfächlichen Unrichtigkat, it 
bet jedem völferredhtlichen Sch. ftatthaft. Nothwendig ift Dagegen die Unterfcheidung tet 
Sch. und der Bermittelung und kann daher der arbiter nicht entweder conciliator (kt 
Grot) = mediateur (bei Barbeyrac) — arbitrator (beit Ducange), oder ar 
biter, deſſen Ausſpruch man fich unbedingt zu fügen habe (Grot III. XX. 8. #6: 
fein, fondern nur arbiter. Den Unterfohied zwiſchen Vermittler und Schiedsrichter beute 
überbies ſchon das Civilrecht an (1. 13. 8. 2.D. IV. 8), ſ. über venfelben auch den In. 
„Vermittelung“. — Die griechiſchen Staatenvereinigungen (einige waren Stantenbink, 
andere Bundesftanten) beriethen oder entichteven ihre Streitigkeiten, feltener aud ti 
ihrer reſp. Bürger, bald in ihren allgemeinen Berfammlungen (Zittmann, Griehikt: 
Stantöverfaffung [1822.] (668. 672. 677), in melden jie auch mit Herrſchern un 
Gefandten dritter Staaten verhandelten (Zittmann 684. 699. 702. 714. 720. 72. 
729), bald in einem gemeinjchaftlichen Gericht oder durch niedergeſetzte Richter Titt— 
mann 877. 687. 724. 729. 735. 738. 748). Die Prooocation anf ſchiedsrichterlice 
Entſcheidung gegen ein in Sachen eined Fremden und Cinheimifchen (deren Staaten 
durch Nechtöverträge: avußoAe, mit einander verbunden waren) ergangenes Urtkeil un 
das Gericht des Staates des Fremden oder eined dritten unbetheiligten Staates (dıva 
crnoLnv Exrxinov) war in Athen geftattet (Heffter, Athen. Gerichtöverf. 1922 
339 fi. Sell, Recuperatio dev Römer, 1837. 307 ff.). Die Rechtsunſicherheit un 
Befehdungen der Angehörigen verfchtedener Staaten veranlaßten die Nömer zu fg. Fe 
cuperationgbiindniffen mit anderen Staaten, wonach durch befonvere, für jeden einzeln 
Fall von den Parteien gewählte oder, fall8 dieſe dazu nicht bereit waren oder fid nich 
einigten, durh den Magiftrat beitellte recuperatores Streitigkeiten (causae privatie 
zwiſchen Römern und Peregrinen verbündeter Staaten inappellabel entſchieden werk 
ſollten; competent war aber das iudicium recuper. auch für causae publicae ber Fr 
vaten gegen einander, namentlich Verbrechen. Die Entſcheidungsnormen waren gemiht 
aus dem röm. N. und dem des verbündeten Staates, fpäter das ius gentium, DiN 
hatte in privatrechtlicher Beziehung das arbitrium der Necuperatoren freien Spielraum. 
Die Recuperatoren forgten auch für Urtheilsbefolgung. Für rein öffentliche Diffidien zeit 
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Staaten waren fie indeß nicht competent, wohl aber ließen die verbiindeten lateiniſchen Städte 
ihre Streitigkeiten von einem Bundesgericht fchlichten und erhoben rechtöverbündete, Noms 
Zuperiorität anerfennende, Staaten den römiſchen Senat zum Richter (Sell 58. 182. 
97. 112. 312. 338. 327. 302. 72. 75. 80). Bis zu Bonifacius VIII. übten bie 
Väpite das Schiedsrichteramt zwiſchen Fürſten, feitdem find fie num noch Vermittler; im 
14. und 15. Jahrh. jind Schiedsſprüche weltlicher Fürften haufig (Pütter, Beitr. zur 
Bölferrechtögeih., 1843. 111. 112. 159 u. 160. 179 ff). Die aus der Mitte des 
13. Jahrh. flammenden „Austräge“ der Genpifen des deutlichen Herrenftandes vereinbar- 
ten ſchiedsrichterliche Entſcheidung ihrer Streitigkeiten durch unparteiiſche Standeögenoffen. 
Ihrem Beijpiele folgten Kurfürſten, Fürſten und Fürftenmäßige. Reichsſtädte wurden 
zu Austrägern privilegirt. Die Nheinbundsacte (A. XXVIII) bezeichnet irrthümlich als 
Austräge: Das Recht der fürftlichen und gräflichen Yandesheren und ihrer Erben, in Eri- 
minaljachen von Standesgenoſſen gerichtet zu werden, Streitigkeiten der Bundesglieder 
unter einander einer (me verwirflichten) YBundesverfammlung vorbehalten. Nah X. 11 
der deutichen Bundedacte vom 8. Juni 1815 haben die Bundesglieder ihre Streitigfeiten 
ber der Bundesverfammlung anzubringen, nad fehlgefchlagener Bermittelung unterliegen 
fie einer allendlich entſcheidenden Aufträgalinftan.. Der Bundesbeſchluß vom 30. Detbr. 
1834 fegte ein Schiedsgericht auch für Streitigkeiten der Bundesglieder unter ein- 
ander feſt ordan in Weisle's Nechtöler. 1839. I. 474 ff. s. v. Austräge. v. Leon- 
hardi, Das Aufträgalverf. des deutichen Bundes, 1838). Die Berfg. des Nd. Bun 
des vom 16. April 1867 beitimmt U. 76: „Streitigkeiten nicht privatrechtliher Natur 
zwischen verſchiedenen Bundesſtaaten werden auf Anrufen des einen Theils vom Bunbes- 
rath erledigt”. Die Schweizeriſche Bundesverfg. von 1848 weiſt ftantsrechtliche Stret« 
tigkeiten unter den Cantonen der Bundesverfammlung zu (U. 74 Pet. 16), welche fie 
jedoch dem Bımdeögeriht überweiſen kann (U. 105). Das Bundesgericht urtheilt als 
Gvilgericht über Streitigkeiten nicht = ftaatörechtlicher Natırr zwilchen Cantonen unter ein: 
einander und diefen und dem Bunde (A. 101). Das Aljifengeriht mit Geſchwornen 
urtheilt u. A. auch "über Verbrechen und Vergehen gegen das Völkerrecht (A. 104). 
Streitigkeiten der Beremigten Staaten von Norbamertfa unter einander entjcheidet der 
Congreß (Berfg. vom 4. Dct. 1776 A. XIV. und Berfg. vom 9. Yuli 1788 U. IX. 
8.2. Der Sch. vereinigter Staaten, insbefondere von Bundesftanten, wird mehr einen 
„Naatsrichterlichen” (Heffter 109) Charakter haben; mo beftimmte, nicht für den ein- 
zehnten Tall gewählte Schievsinftanzen fungiren, werden dieſe den Charakter von ſchieds⸗ 
tihterlichen verlieren (Welder 110). — Eine Pflicht der Staaten zur friedlichen Ent- 
ſcheidung, jomit auch zur jchiedsrichterlichen, ihrer Streitigkeiten ift im Allgemeinen an- 
zuerkennen, werm auch unter Umftänden fein dritter Staat ſich willig finden laſſen kanm 
zur Uebernahme des Sch. oder dazu qualificrt erjcheint, oder im einzelnen Fall ein ſtrei⸗ 


tender Staat Das fragliche Recht für zu wichtig hält oder ſich nicht fin berechtigt, das⸗ 


jelbe einem Sch. zu unterwerfen (Bhillimore II. 3). Die wefentlichfte Vorbedingung 
eines Schiedsgerichts iſt das Compromiß (1. 11. 8. 1 u. 8. 3 D. IV. 8), ein Vertrag 
zwiſchen ben Parteien, ſich einem Sch. zu unterwerfen. Inhalt des Compromiſſes wird 
der zu enticheidende Gegenftand (1. 21. &. 6. D. IV. 8, und kann der Schiedsrichter 
nur über diefen und infoweit es im Compromiß feftgefett ift, entſchelden (1. 32. 8. 15. 
D. ibjd.). Hat der Schiedsrichter aus Berfehen über einen compromittirten Gegenftand 
nicht entſchieden, jo kann die Entfcheivung über denfelben nachgefordert werben (1. 43. 
D. ibid.). Außer dem Streitgegenftande müffen auch die Brätenfionen und Yorderungen 
der Parteien in Bezug auf denfelben in das Compromiß aufgenommen werden (Battel 
I. XVIII. $. 329) und die Art der Entfcheidungdnormen, namentlich ob nad; Recht 
oder Billigleit zur entjcheiden fe. Wenn das Hecht im Zweifel (Grot III. XX. 47. 
Pufendorf V. XII. 8. 5) over überhaupt flet8 (Berner 102) die Entfcheidungs- 
norm ‚abgeben fol, jo werden bei ver Lückenhaftigkeit oder mangelnden Gewißheit der 
geltenden wölferrechtlichen -Beftimmungen viele Streitigfeiten unentſchieden bleiben müffen ; 
und wem aud im völferrechtlichen Sch. über Die wahren echte der ftreitenden Theile ent- 
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ſchieden wird und dieſelben nicht wie im Vergleichswege theilweiſe aufgegeben werden 
(Welcker J. e.), fo bedingt doch dieſer Gegenſtand noch nicht, daß Billigkeit aueg 
ſchloſſen bleibt, wie denn auch von anderer Seite ( Pufendorf 1. c. 8. IV. Heil: 
ter ]. c.) Recht und Billigfeit als Entſcheidungsnormen ftatutrt find. Ungültig ıft aber 
ein Compromiß, in weldem dem Richter, was er entjcheiven foll, vorgeichrieben ift (L. 19. 
pr. D. ibid.). Das Civilrecht unterfcheidet von dem compromissum das receptum als 
den Vertrag der Parteien mit dem Schiedsrichter, vermöge deſſen ver letztere Die Ver⸗ 
pflihtung übernimmt, den Streit nad Inhalt des Compromiffes zu entjcheiden (1. 3. 
8. 2. D. ibid. und die Ueberfchrift dieſes Titels). Im Völkerrecht wird die Aufforde 
rung und Annahme diplomaliſch vermittelt (f. Mart. guid. dipl. L 19, 3. not. 2. 
Iſt die Annahme erfolgt, fo wird nicht blos der Beginn, fondern auch die Yortführung 
der ſchiedsrichterlichen Function, al8 aus der Annahme folgend, ericheinen und iſt daher 
die Bemerkung Phillimore’8 (III. 4), daß fein Zwang zur Fortführung beftehe, nich 
zutreffend. Daß Niemand Schtedsrichter in eigener Sache fein könne (1. 51. D. ibid, 
ericheint ſelbſtverſtändlich. Gewählt werben können zu Schtedsrichtern entweder Staaten 
und zwar ſowohl monarchifche als republikaniſche (England und Bortugal forderten neh in 
neuefter Zeit den Hamburger Senat zur Entſcheidung über Anfprüce brittifcher Kar: 
leute an die portugiefiihe Regierung auf, Twiß H. 10), oder Souveräne (infome: 
Frauen zur Thronfolge zugelaflen find, auch dieſe, weshalb im Bölferredht 1. 6.C. IL 55 
nicht Anwendung erleidet), oder Gerichtshöfe (Rlueber $. 318. not. a Twiß Le., 
Rechtsfacultäten (die zu Bologna entichied wiederholt Streitigkeiten italienischer Staaten, 
Twiß 1. o.), oder einzelne Privatperjonen, wie: angefehene Staatsmämer, rechtögeleht: 
Commiffarien (Klueber 1. c.), Rechtölehrer, namentlih Staats= und Völkerrechtslehrer. 
Spuveräne können jich vertreten laſſen (ſ. Martens guid. dipl. 1. c.), ob fie den al: 
endlichen Ausſpruch felbft tbun (Heffter 1. e) oder ihn nur verfünden (BernerLle., 
ift gleichgültig, da fie ihn meift nicht felbft abfaffen werden. Privatperfonen kömen 
ſich nicht vertreten laſſen, da fie nur ihrer perſönlichen Eigenfchaften wegen gewählt find 
il. 45. D. ibid.). Bon den cwilrechtlihen Entſchuldigungsgrunden rüdfichtlich der Ueber: 
nahme eines Schiedsamtes kommt die Anrüchigkeit nicht in Betracht, da Parteien einen 
Anrüchigen nicht wählen werden, während Feindſchaft zwilchen dem Schiedsrichter und 
einer Partei für die andere ein Necufationsgrund fein wird, vorgerlidtes Alter aber, 
Krankheit, Belhäftigung im Staatsamt oder in eigenen Angelegenheiten und eine dringende 
Reiſe, ſoweit diefe Gründe die Uebernahme des fchiedsrichterlichen Amtes abjolut ummig⸗ 
lich machen, eine Privatperfon entſchuldigen werden (vgl. 1. 7.1. 9. $. 3. 1. 15. D.. 
Staaten oder Souveränen, welche vorzugsweife als Glieder oder Vertreter der internatie 
nalen Gemeinichaft zur Uebernahme eines ſolchen Amtes verpflichtet erfcheinen und ih 
vertreten laſſen können, werben biefe Gründe nicht zur Seite ſtehen. Sind mehrere 
Schiedsrichter gewählt, jo müflen alle mit einander entfcheiven (1. 17. $. 2. D. ibid) 
nah Stimmenmehrheit (1. 17. 8. 7 und 1. 27. 8. 3. D. ibid.). Ber Stimmenglad- 
heit wählen over genehmigen die Parteien den etwa von dem Schiedsrichter worgelble 
genen Obmann (Phillimore II. 4); vichterliche Nöthigung der Schiedsrichter zu dieſer 
Wahl kann im Völkerrecht nicht ftattfinden (1. 17. 8. 6. D. ibid.). Geurtheilt wird 
nur über zur Zeit ded Compromigabfchluffes vorhandene Streitigkeiten (1. 46. D. ibid.) 
und nah Grot (III. XX. $. 48) de principali negotio nicht de possessione, da⸗ 
mit die dem Sch. unterliegende Sache in statu quo bleibe, indeß muß der Richter be 
hufs der Beweisauflage feftftellen, wer der rechtmäßige Befiger iſt (Pufendorf Le. 
8. 6); das Civilrecht (1. 32. 8. 20. D. ibid.) verpflichtet den Schiedsrichter, auch dar: 
über zu enticheiden, auf welche Weife eine vacua possessio Jemand gegeben werben el. 
Die Parteien haben fi) an dem im Compromiß zur Verhandlung und Entſcheidung 
der Sache vereinbarten Orte einzuftellen, ihre Gegenwart bei der Entſcheidung iſt mut, 
wenn fie verabrevet ift, erforberlih. Nach dem Clvilrecht (1. 21. 8. 10. D. ibid.) gils 
wenn fein Ort verabredet ift, was im Staatenverfahren rüdfihtlich der Verhandlung 
wohl faum flatthaben wird, der des Compromiſſes und ift die in Abweſenheit der Par⸗ 
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teien gefällte Entſcheidung ungültig (1. 27. 8. 4. D. ibid.). Der Schiedsrichter beſtimmt 
den Parteien einen Termin zur Vorlage der Beweismaterialien und Verlautbarung 
etwaiger Anträge (Heffter J. o.); ein Termin zur Entſcheidung wird im Staatenwer- 
fahren in der Negel nicht angelegt, geichah es aber, fo iſt eine nach Ablauf deſſelben 
gefällte Entſcheidung nichtig (1. 1. C. U. 55), ein Beiſpiel protrabirter Entſcheidung |. 
bei Mart. guid. dipl. I. ec. Der Zwang zur Erfüllung eines fonft nicht anfechtbaren 
vößferrechtlichen Sch. Liegt in der im Compromiß vertragsmäßig übernommenen Ber: 
pflichtung, ſich dem Entſcheid zu fügen (Battell.c. Welder I. c. Bhillimore 
II. 5). Alle ſonſt angeführten moraliſchen oder ummoralifchen Gründe Welder J. c. 
Berner 103) find diefem Bertragdzwange nicht gleihwerthig und haben außerdem feine 
Rechtsbaſis. Das von Phillimore (III. 6) zur Erwägung geftellte Recht des Ob⸗ 
manns, für den Wall der Nichterfüllung Krieg zu beginnen, iſt bisher vom Völkerrecht 
als ein rechtmäßiger Kriegsgrund nicht anerfannt, Heffter (1. o.) ſpricht dem Schieds⸗ 
richter überhaupt mit Necht jegliches Zwangsrecht gegen die Parteien ab und felbft Phil- 
limore will den Obmann ım Fall der Nichterfüllung nicht zur Eröffnung eines Krieges 
für verpflichtet halten. Die Unterzeihmmg des Sch. durd) die Parteien in der Beveu- 
tung, daß fie nicht blos widerfprechen, fondern auch erfüllen wollen (1. 4.8.6. C. IT. 55), 
würde Bei völferrechtlichen Schiedsſprüchen nur eine Wiederholung einer compromiſſoriſch 
bereit8 übernommenen Verpflichtung inwolviren. Die Vereinbarung einer Strafe durd) 
die Compromitttrenden für den Fall der Nichterfüllung (Berner 1. c.) wäre unter Staa⸗ 
ten an fich umangemefjen nnd fein genügendes Aequiwalent, außerdem würde der Maßſtab 
fir die Abſchätzung des einer Partei durch die Nichterfüllung des Sch. geurfachten Scha⸗ 
dens beim Abſchluß des Compromifjes fehlen, da dann der Sch. noch nicht gefällt ift. 
Ebenſo unanwendbar ift aud die Gemährung des Rücktritts nach geleifteter Strafe (1. 4. 
8. 5. C. IL 55. Nov. 82 cap. 11) und die Feſtſetzung einer Strafe für den Fall, 
daR fih eine Partei zum Sch. nicht ftellt (L 2. C. H. 55). Der ch. ift inappellabel 
tl. 1. C. M: 55, die l. 9. D. U. VIII. erwähnte Ausnahme betrifft einen einzelnen 
Tal und findet außerdem im Völkerrecht Feine Anwendung) ; indeß weigern trogdem fich 
der Annahme die Parteien, beſonders diejenige, welche fich verlegt glaubt (Mart. guid. 
dipl. I. 193 und not. 2. Twiß 1. 8 fi). Mit Recht kann dem Sch. Folgeleiftung 
verfagt werben, wenn 1) das Compromiß ungültig war (Heffter 1. c.), oder 2) ver- 
legt wurde (1. 32. 8. 21. D. IV. 8); 3) bei abſoluter Rechtswidrigkeit Vattel J. c. 
Mart. guid. dipl. I 193. Twiß H. 8), denn daß man ſich einem ungerechten Sch. 
unterwerfen müſſe, weil e8 im Bölferrecht feinen höheren Richter gebe Wildm. I. 186), 
ift feine genügende Beweisführung; 4) bei thatjächlicher Umrichtigkeit oder wegen eines 
von den Parteien oder dem Schiedsrichter verſchuldeten Irrthums; 5) wenn die Parteien 
nicht oder nicht ausreichend gehört find; 6) wenn der Schiedsrichter parteiifch entichieven 
Battell.ec. Bufendorfilc. Heffter 1. c.), oder wenn er 7) eine Partei arg: 
Ifig behandelte (1. 32. $. 14. D. ibid.) oder unredlich "Heffter 1. c. ober derfelben 
8) etwas Unziemliches (1. 21. 8. 7. D. ibid.) auferlegt, 3. B. etwas ver Ehre oder 
Unabhängigfeit eined Staates Widerſprechendes (Mart. guid. 1. c.), oder wenn 9) eine 
Partei den Schiedsrichter beftochen (Bufendorf 1. c.), ober wenn fie 10) gegen den 
Gegner argliftig gewefen (1. 31. D. ibid. Bol. Battell.c). Heffter (l.c.) führt 
no außerdem Unfähigfeit des Schiedsmannes an, indeß muß dieſe wohl fpäter, nad, 
Abſchluß des Compromiſſes, eingetreten fein. Daß der Schiedsrichter, felhft wenn er fich 
geirrt, feinen Sch. nicht ändern darf (1. 19. $. 2.1. 20. D. ibid.), fpricht gegen bie 
allgemeinen Rechtögrundfäge. Bei nicht conneren der Entſcheidung unterliegenden Sachen 
ft die Aenderumg dem Schiedsrichter geftatte, wenn er Yaut Compromiß alle gleichzeitig 
zu entſcheiden und nur eime einzelne entfchieden Hatte (1. 21. pr. D. ibid.). - Ein 
Compromiß hört auf durch die Fällung des Sch. burch Zeitablauf, durch Todesfall ober 
allgemeine Unfähigfeit der Schievsrichter, durch einen entgegenftehenden Bertrag der Par- 
teten oder durch Vergleich unter benfelben, durch Feiftung bed Streitigen (vgl. 1. 32. 
88. 3 m. 5. D. ibid.), — Ein völkerrechtliches Gericht im größeren Maßſtabe als ftän- 
v. Holgendorff, Rehtsleriton 2. 27 
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diges forum erſtrebten Grot (II. XXIII. 8. 8) und Eaftel de St. Pierre (Droy: 
fen, Hiftor. Beitr. zur Lehre von den Congreſſen in Monatsber. der preuß. Akad., Juli 
1869, 651 ff. Del. auch Heffter OR. Beil. X. ider Congreßpraxis ©. 467 fi. 
Ueber Napoleone III. mißglüdten Verſuch (1863) zu einem bie wichtigften Stantenfragen 
enticheidenden Congreß |. die Actenftüde in Aegidi's Staatsarchio V. Nr. 918 md 
964 fi. Klagen über das feltene Vorkommen von völkerrechtlichen Schiedsſprüchen 1. be 
Grot l. c. not. k: compromissum. Mart. BR. 8. 172.not.b. Klueber 8.318. 
not. a. Welderl,c. Berner J. c. Indeß führen Grot und Klueber ebenda 
ſelbſt zahlreiche Fälle ſchiedsrichterlicher Entſcheidungen an, den Tert einer ſolchen ſ. ba 
Mart. guid. diplom. H. 541 ff. In den Verträgen der Schweizer Cantone unter en: 
ander und mit anderen Staaten ift wieberholt ſchiedsrichterliche Entſcheidung vorgeſebea 
Battell. c.). "Berner wiederholt einen anderweitig gethanen Vorſchlag, jebeömal 
gleich beim Abſchluß des Staatsvertrages Beſtimmungen zu treffen, wie etwaige Strei 
tigfeiten gefchlichtet werden ſollen. Es Tann demjelben nur zunädft allſeitige Annahme 
und dann Befolgung gewünfcht werben. 

Lit: MWelder in deſſen Staateler. s. v. Siiedögeniht 1865. XITI. 110 fi. Berne: 
in Bluntihli’s Staatswörterb. 1861. VI. 102 fr Martens, Guide diplomatigne, 
1851. I. 193, und die völferrechtlichen Werke von Seh, Bufenborf, Battel, Martens, 
Klueber, Heffter, Wildmann, Phillimore, Zwiß l. c. 

A. Bulmerinca. 

Schiffsp apiere (papiers de bord, lettres de mer), Urkunden, die zum Aus 
weis über — oder Eigenthum eines Schiffes, über deſſen Mannſchaft, Larımz 
oder Reiſe dienen. Die Geſetzgebungen der Küftenftanten ſchreiben vor, welche Urkunde 
zu dieſem Zweck am Bord eines Bar geführt werben müſſen. dahi und Art der 
in den einzelnen Ländern erforderten Papiere ſtimmen keineswegs mit einander übertin 
Diefe Nichtübereinftimmung ift ein großer Uebelſtand, da es in folge berfelben zmeife: 
baft bleibt, ob eine nad) den Gefegen des Inlandes ausreichende Legitimation auch ver 
den Gerichten und Behörden des Auslandes als genügend angeſehen werben wird. Ns: 
mentlih im Fall eines Seekrieged fann eine derartige Ungewißheit gefahrbringend werden 
wenn e8 fi darum banbelt, auf Grund der Sch. die Neutralität von Schiff oder Ya 
dung nachzuweiſen. Es wäre deshalb wünſchenswerth, daß ein Congreß ber feefahrense 
Staaten gemeinfame Grundfäte in diefer Hinſicht nach Art der Pariſer Declaration anf 
ftellen möchte, ob und warn es Dazu fommen wird, ift allerdings bei der —— 
Lage der internationalen Fe jehr problematifh. Bis zu einer ſolchen 
wird Davon auszugehen fein, daß Die Frage, welche Bapiere zum Erweiſe ber —* 
lität eines Schiffes erforberlich find, nach den Geſetzen ded Landes zu entſcheiden ift, dan 
das Schiff angehört Preuß. Brifen-Negl. vom 20. Juni 1864 8. 6). 

Im Allgemeinen ift hervorzuheben: dem Schiffer Liegt die Sorge dafür ob 
daß ſich die erforderlichen Sch. an Bord befinden, er ſoll die Reiſe nicht antreten, kete: 
er mit benfelben verjeben iſt. Der Befrachter ift verpflichtet, dem Schiffer Diejenigen 
Papiere auszuhändigen, die zur Verſchiffung der Yabung gehören, und zwar binnen be 
Vrift, innerhalb deren nach dem Frachtvertrage die Einlieferung ber Ladung felbft zu ge 
ſchehen hat. Schiffe, die feine Papiere führen, ebenfo ſolche, bei denen Doppelte ode 
falihe Papiere gefunden werben, find von vorn herein verbädtig. Die Wirkung mit: 
wiederum vorzugsweiſe im Fall eines Seekrieges hervor. Werden ſolche Schiffe aufge 
bracht, fo gelten fie, wenn fie nicht im Stande find, den auf ihnen Laftenden Berdudt 
zu widerlegen, al8 gute Prife. Auch die Verantwortlichteit für den hieraus dem Rheder 
und ben Ladungöinterefienten erwachſenden Vermögensnachtheil trifft zunächſt den Schiffe. 

Im Einzelnen laſſen ſich die hauptſächlichſten Sch. wie folgt claſſificiren: a) Urt: 
ben, betreffend Eigenthum und Nationalität des Schiffes. Im GeltungSgebiet 1 
H. G dient hierzu das Schiffscertificat, eine Beſcheinigung über die Eintragung dei 
Schiffes in das Schiffsregifter, welche von der Negifterbehörde ausgefertigt und durch 

die fowohl das Eigentfum am Schiff wie das echt veffelben zur Yührung der Nord 
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Deutichen YBundesflagge dargethan wurd. Die Einrichtung des Schifferegifterd und der 
Schiffscertificate ıft vornehmlich englifchem Muſter nachgebilvet ; früher galt in Deutſch- 
land als hauptfächliches Document über die in Rede ftehenden Verhältniffe der Beil- ober 
Bielbrief; nad) dem C. de comm. und den auf der Grundlage deſſelben beruhenden Han⸗ 
belögefepbüchern werden befondere Urkunden in Betreff des Eigenthums umd in Betreff 
der Nationalität erfordert (acte de. propriete und acte de francisation). b) Urkun⸗ 
den, betreffend das Verhalten gegenüber den Polizei- und fonftigen Hafenbehörden. “Da- 
hin gehören der Seepaß, Duittungen über Bezahlung von Zöllen und Hafenabgaben und 
der Meßbrief. Lesterer ift ein Zeugniß über Größe und Zragfähigfeit des Schiffes. 
Die Nd. Bundedverfg. (Art. 54 AL. 2) hat allgemeine Beftimmungen über das Berfah- 
ren bei Auöftellung der Meßbriefe verheißen; bisher find diefelben nah dem H.G. B. 
nicht unbedingt erforderlih — c) Urkunden, betreffend die Equipage. Die vorzüglichlte Omen 
derjelben ift die Mufterrolle, ein von der Mufterungsbehörde urkundlich außgefertigted 7 
Verzeichniß, welches Namen und Nationalität des Schiffes, ferner Namen und Wohnort a, 
(Hetmath) des Schiffers, ſowie jeder einzelnen Perfon der Schiffshefagung angibt. Der 7 "4 
Eintragung in die Mufterrolle muß die Anınufterung voraufgehen, d. i. die perfönliche / Erf RI 
Borftellung des Schiffsvolkes und eine Berlautbarung der von demfelben mit dem Schiffer 9.409 H Ni 
abgeſchloſſenen Heuerverträge vor der Mufterbehörve. Hierbei müſſen die Schiffsofficiere / 
durch Dualificationdzeugniffe, die Matroſen durch die den Geſindebüchern analogen See— 
fahrtsbücher darthun, daß ihrer Verheuerung feine Hinderniffe entgegenftehen. Auf Grund 
des bet der Anmufterung aufgenommenen Protocolle8 wird der Inhalt der Heuerver- 
träge mit in die Mufterrolle aufgenommen. Letztere vertritt in Preußen zugleich bie 
Stelle eined Seepaſſes. d) Urkunden, die Ladung betreffend: Certepartien, Conoffeinente ; 
das vom Schiffer zu führende Ladebuch oder Ladungsmanifeſt, welches eine tabellarifche 
Ueberficht über die einzelnen, auf das Schiff abgeladenen Güter enthält. Unter Umftän- 
den können auch Zollquittungen, Uriprungszeugniffe über die verſchifften Waaren und .an- 
dere Attefte erforderlich werden. — e) Urkunden Binfichtlih der Reife. Obligatoriſch iſt 
bier nach dem H. G. B. das Schiffsjournal, über defjen Inhalt und Beweisfraft A. 486— 
489 zu vergleichen: ift. 

Die genannten Sch. find, wie Thon hervorgehoben worden, nur die hauptjächlichften, 
eine erfchöpfende Aufzählung der Urkunden, die möglicherweife unter diefen Begriff fallen, 
wird fich kaum geben laſſen. 

Lit.: Außer dem go. A. 432 fgg. und den dazu gehörigen Einführungsgefeßen ver 
Einzelftaaten, bei. No. et v. 25. Oct. 1867, betr. die Nationalität der Kanffahrtei- 


ſchifſe und ihre Befugniß zur Führung der Bunbesflagge, ſ. v. Kallenborn, Seerecht, I. 
S. 90 fag-, und die daf. Angefi. Bebrend. 


Schilling, Friedrich Adolf, geb. 9. März 1792 zu Pegau, befuchte Pforte, 
ſtudirte in Leipzig, habilitirte fih 1816, wurde 1818 außerord. Prof. in Halle, ging 
1822 nah Breslau als ord. Prof., 1825 nad Leipzig, ſtarb 27. Januar 1865. 

Säriften: Dies. eritica de Ulpiani fragmentis, Vratisl. 1824. — Bemerfungen über 
röm. Rechtsgeſch, Leipz. 1829. — Animadversiones criticae ad Ulp. Fragmenta spec. ]. 
Lips. 1830. — febrb. fir Smftitutionen u. Geſch. des röm. Briv.R., Leipz. 1834—37. 1846. — 
3 des Naturrechts oder der philoſ. Retewilienigait, Leipz. 1859 — 63. — Animadrers. 
erit. ad diversos jur. Justinianei locos spec. XI. Lips. 1857. — Comment. qua inquiri- 
tur, jurisconsultorum rom. de naturali et gentium jure opiniones quamnam vim ha- 
buerint in jure tcivili excolendo, Lips. 1862. 

Lit.: ©. Leipz. Zeitung, willenfhaftl. Beilage vom 19. März 1865. 

Zeihmann. 

Schilter, Iobann, geb. 1632 zu Pegau, wurde 1662 Amtmann in Suhl 
und jpäter beim Confiftorium in Jena angeftellt, ging nach Frankfurt a./M., dann nad 
Straßburg, wo er Rathsherr wurde und 14. Mai 1705 ftarb. 

Schriften: Exereitationes ad 50 libros Pandectarum, Jena 1675—1680, zulett als 
Praxis jur. rom. in foro-germ., Francof. 1733. — Institutiones jur. can:, Jen. 1681, c. 


praef. oehmeri, Jen. 1713, ed. 7. Francof. Lips. 1749. — Institutiones jur. publ. Rom. ° 
erm., Argent. 1696. — Codex jur. feud. Alemannici, Argent. 1696. 2. ed. 1728. — 
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Thesaurus antiquit. Teutonicaram ed. Scherz. — Institutiones jur. feudalis, Argent. 
1895 (Commentar von Buri Gießen 1732—38, von Runde Giehen 1788). 
Lit.: Schulze, Einleitung in das beutiche Staatsrecht, Leipz. 1867, S. 71. — Iugler 
VL 72 ff. — Stobbe II. 420. Zeihmann 

Schisma, d. h. im katholiſchen Kirchenrecht Die bewußte Loßtrennung ven der 
Einheit der Kirde, alfo die Verfagung bes Gehorfams gegen die Kirchengewalt und vi 
Losfagung von dem Verbande der Kirche. Daſſelbe ift ein sch. universale, mem # 
fich gegen die Durch den Papft vepräfentirte Einheit der Kirche richtet, und Tiegt dur 
vor, wenn Jemand einem umechtmäßig beftellten Papſte anhängt; es gibt aber ud är 
sch. particulare, wohin 3. B. die Losſagung von dem rechtmäßigen Bifchofe gehen 
Man nennt e8 ferner purum, wenn e8 nicht wegen ketzeriſcher Meinungen vorgenommen mr), 
im Gegenſatz zum sch. haereticum, welches durch Ketzerei hervorgerufen worden iſt. de: 
ner kann das sch. ebenfo wie die letztere (f. den betr. Art.) ein formale oder material 
fein. Die Tatholifhe Kirche faßt das Sch. als ein vor ihr Forum geböriges kirchlide 
Berbrechen auf und bedroht e8 mit denſelben Strafen, wie die Ketzerei, alfo mit der 
großen Bann, Amtsverluft, Suspenfion von den Weiden, Inhabilität fir kirchliche Be 
neficien und Infamie. Das weltliche Strafrecht kennt daſſelbe ebenfo wenig mehr, me 
das Vergehen der Ketzerei. | 

Quellen: Tit. X. de schismat. V. 8; Sext. eod. V. 3; Extrav. comm. V. 4 

Lit: Münden, Canon. Gerichtsverfahren und Strafrecht, 2, 346 ff. 

P. Hinſchius. 

Schlözer, Auguſt Ludwig von, geb. 5. Juli 1735 zu Jagſtſtedt, beiuhe 
Wittenberg, Göttingen, war Haußlehrer in Stockholm und Upfala, nahm eine Stel 
bei dem ruſſ. Reihshiftoriographen Müller ein, wurde 1762 Adjunct der Alademie ın 
Beteröburg und Lehrer an der Raſumovskiſchen Anftalt, Prof. der Geſch. in Göttingen 
1804 geadelt, ftarb als Geh. Hofrath 9. Sept. 1809. 

Schriften jurift. Inhalts: Allg. Staatsreht und StaatSverfaffungslehre, Gött. 11%. 
1804 (Staatsgefh. nach ihren Saupttbeilen). — Systema politices. Gott. 1773. — Stautt- 
anzeigen, Gött. 1782—93. — Borftellung ber Univerfalhiftorie, Gött. 1772. 3. Aufl. 17% 

it.: Mohl II. 439— 459, — Bluntfoli, X. 241 — 246. 
Teichmann 
Schmalz, Theodor Anton Heinrich, geb. 17. Febr. 1760 zu Hann, 
ſtudirte ın Göttingen fett 1783 die Rechtswiſſenſchaft, wurde 1787 zu Rinteln Yro, 
ging 1789 nad) Königsberg, wurde 1798 Confiftorialrath, 1801 Kanzler, 1803 Get 
Yuftizratd und Director der Univ. Halle, ſeit 1809 am Kammergericht, 1810 Kate 
der Univ. Berlin, ftarb 20. Mai 1831. | 

Schriften: Oentofzbigfeiten des Grafen Wilh. zu Schaumburg=-Fippe, Sant. 1:33 - 
Berichtigung einer Stelle in Benturinifchen Chronik flir 1808, Berl. 1815. — opab: 
des gen. Rechts, Königsb 1790. — Hanbb. bed rim. Privatrechts, Königsb. 1793. 2 Al 
1794. — Das Recht der Natur, Königsb. 1795 (Die Wiſſenſchaft des natürl. Rechts, Kraus 
geg. von Sarde, Leipz. 1831). — Encyelopädie der Cameralwiſſenſchaften, Königeb. 177. 
2. Aufl. 1819. — Handb. des can. Rechts, Berl. 1815. 3. Aufl. 1834. — Das europäik 
Böllerreht, Berl. 1817. — Lehrb. bes beutfchen Priv.R., Berl. 1818. — Staatswirthfhuftk- 
lehre in Briefen, Berl 1817. — Anficht der ftändifchen Berfaffung in ber preuß. Monardit 
Berl. 1822. — Das beutiche Staatsrecht, Berl. 1825. 

Lit.: Schmidt, Neuer Nekrolog der Deutſchen, IX, 8. 438 — 443 

Teichmann. 

Schmerzensgeld. Dem röm. R. ift ein Anfpruh auf Empfang einer Cd 
ſumme als Entfhädigung für erlittene Schmerzen, Schmerzensgeld, ober für ir 
unftaltung eine® Freien, Narbengelder, völlig unbelannt. Denn liberum corpt 
nullam recipit aestimationem: nur ber Vermögensſchaden, durch die Kurkoſten m 
ben entzogenen Erwerb, Tann mit Gelde gut gemacht werden. — In Deutfchland bit 
ſich aber durch conftante Praxis, wohl „als Nachklang ver alten Privatbuße“ (Bee: 
ler), der Begriff des Sch gebildet, zur „Ergekung von Schmach und Schmerz‘, 
. 6.0.0. a. XX. Indeſſen ift die heutige gemeinrechtliche Geltung der Schmerzensgeldllag 
keineswegs unbeftritten. 
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Das Preuß. L.R. geftattet Perſonen vom Bauer= oder gemeinen Bürgerflande”, 
venen körperliche Berlegungen aus Vorſatze oder grobem Verſehen zugefügt worben find, 
ein billiges CE ch. zu fordern, deſſen Betrag nach dem Grade der ausgeftandenen Schmerzen 
richterlich zu beſtimmen ift, „jedoch micht unter der Hälfte und nicht über den doppelten 
Betrag der erforderlichen Kurloſten“. Den Perſonen höheren Standes wird ein feineres, 
dem romiſchen analoges Ehrgefühl zugemuthet. 

Duellen: Preuß AÜLR. I, 6. 8. 112— 114,.123— 139. Oeſterr. Bärgerl. G.B. 
$5. 1325, 1326. 

Lit: Seuffert’8 Archiv I, IV, XIII, XV. — Seit, Unterfuhung über bie heutige 
Schmerzensgelbffage, Erl. 1860. — Stinking in Pözl's Bierteljahrsichrift ur 

vier. 

Schneebrüde. Hiermit bezeichnet man das durch Schneewetter in Waldungen 
umgebrodgene Holz. Bon juriſtiſchem Intereſſe find die Sch. nur dann, wenn emer an- 
deren Perſon, als dem Eigenthümer des betr. Waldes das Recht zufteht, fi) derartiges 
Holz anzueignen. Ein ſolches Recht wird gemöhnlih nur den Mitgliedern einer Öe 
meinde an den Gemeindewaldungen zuftehen. Das Recht der Gemeindeglieder bat ent: 
weder die Natur einer Ruſticalſervitut, iſt alfo mit dem Beſitz eines Grundſtücks ver- 
bunden und fest ſolchen woraus, oder es iſt baflelbe durch einen Gemeinvebeichluß den 
Gemeindegliedem eingeräumt worden. Ob im legteren Fall das eingeräumte Necht ein 
unwiderrufliches oder widerrufliches ift, hängt von dem Inhalt des Berleihungsbeichluffes 
ab. Denkbar ift das Recht auf Sch. auch an den Waldungen einer Privatperfon, als: 
dann aber natürlich allein in der Geftalt einer Prädialſewitut. 

Lewis, 


Schöffengeriht. Die Schöffen des altveutichen Rechts waren Zeugen und 
Weiſer des ım Vollke lebenden Nechtöbewußtfeins, aus der Gelammtzahl der Gerichtöge- 
noſſen hervorgezogen, um auf bie Trage des Richters (d. 5. des Trägers der Gerichts- 
gewalt) das Urtheil zu finden. ‘Das bereindringenve Yuriftenreht und das GSelbftändig- 
werben der im altveutichen Recht in eine reine Rechtsfrage umgeſetzten Thatfrage mußte 
die Schöffen aus ihrer Stellung verdrängen; fie wurden feit der Carolina Solennitäts- 
zeugen, Figuranten zur ſcheinbaren Completirung der Gerichtsbank, Beifiger bei Verkim- 
dung des von einem entfernten Yuriftencolleguum auf Grund der Acten gefprochenen 
Urtheild. Natürlich ſank der Name immer mehr theils in Mißachtung, theils in Ber: 
geflenheit. Die Berfuche, der Jury einen ſpecifiſch⸗deutſchen Charakter dadurch beizumefien, 
daß man fir fie ven Namen Schöffengericht vindicirte (ſ. 3. B. Leue, Das deutſche Schöffen- 
gericht, Leipz. 1847), blieben ohne praktische Bedeutung. — Indeſſen hatten ſich hie und 
da (zumal in Würtemberg) Spuren der Sch. bet den Strafbehörden ımterfter Ordnung, wo 
es fih um die Handhabung der Ortspolizei handelt, erhalten. Hieran knüpften nad 
Einführung des mündlichen Strafverfahrens einzelne deutſche Gefege zu dem Zwecke an, 
um a bei Straffällen unterfter Ordnung micht auf die Entſcheidung eines Einzelrichters 
compromittiren zu müflen. Dies geihab (dur Beiziehung von zwei Bürgern als 
Schöffen) in Hannover, Kurheflen, Oldenburg, Bremen, Baden und in der Str.P.O. 
für die 1866 erworbenen Provinzen Preußens. 

Inzwiſchen waren in dem Kampfe gegen die Weiterverbreitung der Jury Einzelne 
(mit dem größten Aufwand von Scharfſinn und Beharrlichfet Schwarze) auf den Ge- 
danken gefommen, die erwähnte Einrichtung zu benügen, um fo die auch von ihnen an= 
erkannten Bortheile des Schwurgerichtd mit Vermeidung der Nachtheile zu erlangen. Da 
die complicirte Fragenftellung nur dadurch nöthig gemacht werde, daß die Geſchwornen⸗ 
bank felbftändig der Nichterbant zur Seite fteht, meinte man aller Noth ein Ende zu 
machen, indem man das Yuriften= und Paienelement zu einem Collegium vereinte. 
Die Bertheidiger der Jury erhoben gegen dieſen Vorſchlag ſcharfen Widerſpruch, indem 
fie nachzuweiſen fuchten, daß durch folde Berufung ungleich ausgerüfteter Perſonen zu 
gemeinichaftlicher Thätigkeit gerabe die Schattenfeiten des Jury-Syſtems geftärkt, Die 
Bortheile faft ganz aufgehoben würden, während die Schwierigkeiten der Srageftellung 
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gar wohl durch Reform des Schwurgerichtsverfahrens ohne Alterirung der Grundform 
gehoben werden können. 

In der That gelang es nicht, durch die Empfehlung des Sch. das Fortſchreiten 
der Jury aufzuhalten. Doc kam eine andere Bewegung auf dem Gebiete des Strafproceiſes 
auch der Auspehnung der Schöffengerichte in dem eben erörterten Sinne zu Statten: bie 
immer deutlicher werdende Einficht, daß eine Berufung gegen das Erkenntniß über die 
Thatfrage im mündlichen Verfahren nicht am Plate je. In diefem Sinne hatte ver 
Defterr. Str.Bre.D.Entw. von 1863 bei den Straffällen unterfter Ordnung dem Richter 
drei Schöffen an die Seite gefettt, fo daß bei Stunmengleichheit Freiſprechung erfolgen, 
dagegen aber die Berufung auögeichloffen fein ſollte. Cine Weiterführung diefes (m 
Defterreich wieder aufgegebenen) Gedankens ift &8, dag die Würt. Str. P.O. von 1565 
nicht blos für die Verhandlungen der Oberamtsgerichte neben zwei Juriften drei Schöffen 
zu einem Collegium vereint, fondern die der Competenz der franzöfifchen Zuchtpolizei⸗ 
gerichte entfprechende Mittelclaffe der Straffälle (d. h. die nicht vor das Schwurgericht 
gewiefenen Verbrechen und Vergehen) einem Collegium zumeift, welches (als Straffammer 
des Kreisgerichtes) aus drei rechtögelehrten Richtern und zwei Schöffen, eventuell aus 
vier Richtern und drei Schöffen befteht, und welches dem Angellagten ungünftige Urtbeile 
nur mit einer Mehrheit von mindeften® vier Stimmen gegen drei, eventuell von fünf 
Stimmen gegen zwei fällen fann, während zur Strafbemeffung einfache Stimmenmehr: 
heit genügt. Dagegen ift ambererfeitö gegen Endurtheile auf dem ganzen Gebiet bes 
Strafproceſſes nur mehr die Nichtigkeitsbeſchwerde eingeräumt. — Im Königr. Sala 
endlich wurde am 1. Oct. 1868 ein Geſetz erlaffen, welches die Straffälle unterſter 
Ordnung zwar den Eingelrichtern beläßt, jedoch die anderen nicht den (gleichzeitig einge 
führten) Schwurgerichten zugewiefenen Straffachen einem Collegium überantwortet, das 
aus drei Richtern und vier Schöffen befteht, über die Schuldfrage mit einer Mehcheit 
von minbeftens fünf Stimmen tnappellabel entfcheivet, während die Strafbemeffung ven 
den drei Richtern allein mit Offenhaltung der Berufung vorgenommen wird. — Daß 
die Einrichtung ungemein complicirt ſei und die ganz willkürlich aufgeftellten Verſchieden 
heiten des Strafverfahrens noch fteigere, läßt fich nicht verkennen; ber löbliche Zwech 
Abſchaffung der Berufung unter Herbeiführung neuer Garantien des richterlichen Ver⸗ 
fahrens, wäre beſſer durch Aufftellung eines Collegiums von vier Richtern oder noch 
beffer durch Ueberweiſung der correctionellen Bälle an eine Meine Jury (etwa von ſechs 
erreicht worben. 

Lit.: Hye, Schmurgeriht (Wien 1964), S. 676—80. Schwarze, Geſchwornengericht 
und Schöffengeriht (1864). erfelbe, Das deutſche Schwurgeriht und beten Reform (Erl. 
1865), ©. 165 ff. Derfelbe Strafproceßgefege im Königr. Sacfen, Bd. II. Heft 3. it⸗ 
termater, Das Volksgericht in Geſtalt der Schwur- und Schöffengerichte, Berl. 1866. 
Slafer, Zur Iurpfrage (Wien 1864), S. 60-70. Bar, Recht und Beweis im Geſchwornen⸗ 
gericht (1865), ©. 53 ff. Glaſer. 

Schooßfallrecht nennt man den Grundſatz des ſächſ. R., daß Die Eltern oder 
auch die weiteren Afcendenten, die Gelchwifter ausfchliegen — eine Confequenz der Pa⸗ 
ventelenordnung Schon nah dem Sachſenſpiegel I. 17. 8. 1 ft e8 zweifelhaft, 
ob nur Erfteres, was Homeyer, Stellung des Sachſenſpiegels zur Parentelenorbnung, 
©. 11, vertheibigt, oder das Letztere, wie Wafferfchleben, Das Princip der Suc 
ceffisnsordnung nach deutſchem, inbeſ. fühl. R., Gotha 1860, und Die germ. Bermandt- 
ſchaftsberechnung und Princip der Erbenfolge nad) deutſchem, insbeſ. fühl. R., Gießen 
1864, meint, gegolten hat. Nach Magdeb. R. gehen beim Mangel der Deſcendenz und 
der unmittelbaren Aſcendenz die Halbgeſchwiſter, gewiß alſo auch die vollbirtigen Ge 
fchmifter der Großmutter voran, dagegen erben die Großeltern in Gemeinfchaft mit den 
Gefchwiftern- und mit den Geſchwiſterkindern, während fie den Bettern vorgehen. Aehnlich 
Hamb. Stadtreht III. 3. 12 — Churfähf. Conft. von 1572 III. 17 — Schwan. 
Sondersh. Succeffiondordnung von 1829 IT. 2 und Lübecker R. IL 2. 13, welches legte 
die Eltern wenigftend den Halbbrüdern vorzieht. 

Von diefen Sch. ift wohl zu trennen das Fallrecht (ſ. Art. „Muttergut)”. 


‘ 
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Lit.: Gerber $. 251 Note 9. — Seleler! 151. — Homeyer, Des Sachfenfpiegels 
1. Theil, Berl. 3. Aufl. 1861 ©. 172. 173. — Stobbe, Beiträge zur Geſch. des beutichen 
Rechts, Braunfchw. 1865, ©. 49. II. 58. — Laband, Magdeburger Rechtsquellen, Königsb. 
1869, ©. 20 (8. 48) ff. — Witte, Das preuß. Erbredt, Leipz. 1838, ©. 31 Note 5. — 
Sydow, Darftellung des Erbrechts bes Sacfenfpiegeld, Berl. 1628, ©. 113. 135. — Pauli, 
Abhandl. aus dem luͤb. Rechte, Bo. 3 ©. 90 ff. Zeihmann. 


Schrader, Heinrih Eduard Siegfried von, geb. 31. März 1779 zu 
Hildesheim, als Sohn des Advocaten und Secretär8 am Iutherifchen Eonfiftorium Schra⸗ 
der, ftubirte in Helmftänt mit Vorliebe Mathematik, dann fett Herbft 1800 Jura in 
Halle und Göttingen, promovirte 20. Juli 1803 und habilitirte ſich als Docent, ging 
1804 als aufßerord. Prof. nach Helmftädt, wurde 1808 ord, Prof., ging nad Marburg, 
nadıdem er vom Decan der pbilof. Facultät P. 3. Bruns zum Dr. phil. creirt wor- 
den, ging 1810 nad Tübingen, wo er Oberappellationsgerichtsrath wurde, fpäter (1853) 
Komthur ded Ordens der Wirt. Krone und Obertribunalsrath, ftarb 16. Auguft 1860. 
Im 9. 1848 mar er mannhaft gegen die maßloje Agitation aufgetreten. 

Schriften: Abhandl. aus dem Eiv.R., Hann. 1808. — Civiliſt. Abhandl. (2. Abth.), 
Beim. 1816. — De summatione seriei (mathemat. preisgehönte Preisaufgahe der Alabemie 
zu Kopenhagen), 1818. — Prodromus corp. jur, civilis, Berol. 1823. — Was gewinnt bie 
röm. Rechtsgeſch. durch Gai Inftitutionen? (Heidelb. Jahrbb. 1823 N. 60 — 64, auch be⸗ 
fonder8 gebrudt Heidelb. 1823). — Justiniani Institutiones, Berol. 1832 (erſter Theil einer 
mit Tafel und Eloffins beabfihtigten großartigen Gefammtausgabe des Corp. jur. eiv.), 
ftereotypirt 1836. — De regulis juris, 1837 (zu Hugo’8 Jubiläum). — Er gab mit Mohl, 
Rogge u. A. die frit. Zeitjchr. für Rehtömiffenicaft heraus, Tüb. (Stuttg.) 1826 — 29. 

tit: Hugo’s Magazın. — Sapigny VI. 200. VII. 57. III. 450d. — Nekrolog in 
der Schwäb. Chronit des Schwäb. Merlurs 2, Abth. N. 51 vom 28. Febr. z838 

eichmann. 


Schuldhaft (Perſonalhaft, Leibeshaft, contrainto par corps) iſt zunächſt und im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes ein Executionsmittel, d. i. ein auf die Erfüllung einer 
durch richterliche8 Urtheil feftgeftellten Verbindlichkeit abzielended Zmangsmittel, welches 
darin befteht, vaß der Schuldner, durch obrigfeitlihen Zwang jeiner Freiheit für eine be= 
ftimmte Zeit beraubt wird, damit er der aus der Verurtheilung entfpringenden Ber- 
pflihtung möglichſt raſch nachkomme. Außerdem wird aber unter Sch. auch ver als 
ſchleunige Vorſichtsmaßregel verfügte Sicherheitsarreft (proviſoriſche Haftnahme u dergl.) 
verftanden. AS Bollftredungsimittel jowie als Vorſichtsmaßregel bat das Inſtitut der 
Sch. jene Wurzeln im röm. und im älteren deutlichen R.; insbeſondere im letzteren findet 
ſich die Perfonalhaft als ſubſidiäres, bei Fruchtlofigfeit der Execution in da8 Vermögen 
des Schuldners Häufig vorkommendes Vollſtreckungsmittel, dem fich der infolvente Schulb- 
ner nicht felten freiwillig unterwarf; fo bereits in den Volksrechten: 1. Sal. c. 58. 
l. Visigoth. V. 6. 8. 5. 1. Burgund. XIX. 7. ]. Baiuv. IH. 1. 88. 4. 5; fpäter 
ausführlicher in den Rechtsbüchern, jo Ssp. III. 39. 8.1. Sp.d. L. a. 271. Schwep. 
304. a. b. AS fpäter die Schuldknechtſchaft wegfiel, blieb die Sch. ein Mittel, den 
Schuldner und wohl auch feine Verwandten und Freunde zu nöthigen, alles ihnen Mög- 
liche zur Befriedigung des die Haft veranlaffenden Gläubigers aufzubieten. Dielen Teb- 
teren Zweck fuchte namentlih die im Mittelalter entſtandene eigenthümliche Art einer 
freimilligen Sch, das Einlager (obstagium, das Einreiten, Leiſten, die Geißelſchaft) zu 
erreichen, d. i. die gewöhnlich vertragsmäßig übernonmene Verpflihtung eine® Haupt- 
ſchuldners oder eines Bürgen, fih für den Fall, daß die ihnen obliegende Verbindlichkeit 
nicht oder nicht vechtzeitig erfüllt wird, allein oder mit einer beftimmten Anzahl von Bes 
gleitern oder vertreten durch eine Art von Bürgen, an einen beftunmten Ort zu begeben 
und dort bis zur Befriedigung des Gläubigers aufzuhalten. Nach der Reception bes 
vom. R. blieb die Sch. zwar fortbeftehend, aber doch mehr mit dem Charakter eines nur 
ausnahmsweiſe in Anwendung zu bringenden außerorbentlichen indirect wirffamen Ymangs- 
mittel. Nur zur Execution von Wechlelichulden und von Schulden, welche Studirende 
eontrahirten, ſofern ſolche nad) den akademiſchen Gelesen klagbar waren, erhielt fich die 
Sch. in allgemeiner und nicht blos ſubſidiärer Geltung bis in die nenefte Zeit, ja für 
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das Wechſelrecht wurde der Berfonalarreft von micht wenigen Juriſten der zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrh. geradezu als weientlih und charakteriſtiſch erachtet und die Medi: 
firenge, Der „rigor cumbialis“, einzig in der Zuläffigfeit der Sch. erblidt. So fehle 
denn die letztere in feinem der zahlreichen Wechielrechte des vorigen und unſeres Jahr: 
hundert und aud die Allg. D.W.D. (1847) ſtatuirt dieſelbe ausdrücklich. 

Endlih langte die Rechtsanſchauung in tbeoretiiher Beziehung auf dem Stan 
punkte an, geradezu leugnen zu müflen, daß „aus dem Weſen des Rechts die Bar: 
pflihtung des Schuloners folge, mit feiner Perfon für die Erfüllung der vermögensret: 
lichen Verpflichtungen in der Art einzuftehen, daß der Gläubiger befugt jet, ihm jfemer 
perfönlichen Freiheit zu berauben;” in praktiſcher Hinficht aber hat fi) gezeigt, daß ir 
Sc. dem creditfucdyenden Publikum, dem Schuldner und deſſen Angehörigen regelmägs 
nur Nachtheil und Leiten, ja felbit völligen Ruin, Häufig herbeigeführt durch niedrig 
Leivenichaftlichkeit des Gläubigers, dieſem aber zicht den gewünſchten Vortheil bringe 
Geleitet durch diefe und ähnliche Erwägungen und an der Hand einer genauen Statifit 


über die bisherigen Erfahrungen, hob man, nach dem Vorgang der engliſchen und fran: 


zöſiſchen Geſetzgebung, die Sch. als Erecutionsmittel auch ın Defterreih, dann ım Ar. 
Bunde, in Bayern und im übrigen Deutſchland auf. Das bezügliche norddeutſche Gehe 
bezeichnet den Perfonalarreft infomeit als nicht mehr ftatthaft, als dadurch die Zablın 
einer Geldſumme oder die Leiftung einer Quantität vertretbarer Sachen ober Wertbpapur 
erzwungen werben foll; ähnlich das äfterreichiiche und die übrigen Gefege. Damit ıft te 
Sch. in ihrer gewöhnlichen und wichtigften Bedeutung num endlich aus der Reihe der 
cioilprocefiualen Zwangsmittel entfernt worden. 

Hingegen hat fi die Rechtsanſchauung gegen jene Art der Sch., welche lediglid 
als Provifionalmafregel (Sicherungsarreft) verfügt wird, noch nicht aufgelehnt ; die Sch 
unterliegt in dieſer Beziehung den allgemeinen Normen der Arreftanlage überhaupt, ie 
en durch Beſcheinigung des in Rede ftehenden Anſpruchs und der causa arresti mot: 
virte® Arreftgefudh des Gläubigers (Klägers) voraus und kann nach manchen Rechten 
(3. B. Hann. Pre.) nur fubfidiär nad vergeblih angeordnetem Realarreſt verfügt wer: 
ben. Vergl. hierher s. v. „Arreſtproceß“. Auch wo Proceßgeſetze, abgeſehen von dem 
Zweck der Sicherung der Execution in das Vermögen des Schuldners, „um bie Emile 
tung oder Fortfegung des Proceverfahren® zu ſichern“, die Berhängung der Verfonalben 
geftatten, 3. B. gegen fonft nicht leicht mit Klage zu erreichende Ausländer, fluchtverbäd: 
tige Inländer u. |. w., ifl dieſelbe durch die neueren Gefetgebungen, welche in dieſer Be— 
ziehung im Einzelnen freilih von einander abweichen, principiell nicht aufgehoben. 

Quellen: Franz. Gef. vom 18./22. Juli 1867; öfterr. Gef. vom A. Mat 1569; Nd. E. 
vom 29. Mai 1868; bair. Gef. vom 6. April 1869, ſämmtlich die Juſdetung der uld haft 
betr. Preuß. A. G.O. 1. TH. Tit. 29. Preuß. Concurs⸗Ordn. $. 138. Nd. Gef. vom 21. Jun 
1869. Baier. Pre.Ordn. A. 856. 966—1006. 607. 611. 618. No. Entm. 88. 315. 669. 

Lit.: Wetzzell, Syſt des ord. tr 8. 30. Ziff, 2. $. 50. Ziff. 2 und die dert at. 
Lit. Ueber Einlager: Stobbe, Zur Gef. bes beutfchen Vertragsrecht®, p. 178 ff. Weber Auf⸗ 
gebung der Schuldhaft ſ. P. Ullmann, Iſt die Lörperl. Haft ein zulüffiges Srecut.Mittel in 

iv. Proc. Sachen (In der D. Gerichtsz. 1866) Derfelbe, Die Zukunft der Sch Berl 186%. 
Motive zum Nd. Gef. vom 29. Mai 1869; Annalen des Nd. Bundes I. Bo. 1868 p. Sn6 N. 
Ferner Leife, Die Berganbiun en des No. Reichstags über Aufhebung der Schuldhaft, Berl 
1868. Ueber das franz. Geſetz ſ. Dentfche Gerichtszeitung III. Bd. 1367. p. 277 fl. Walbrock. 
De la contrainte par corps 1870. Gareis. 

Schulting, Anton, geb. 1659 zu Nymwegen, ſtudirte in Leyden, wurde 1694 
Prof. in Harderwyk, 1713 in Leyden, flarb 1734. 

Schriften: Diss. de recusatione judieis, Fran. 1708. — Enarratio part. Iee Dig, 
Lugd. Bat. 1720. — Jurisprudentia antejustinianea, Lugd. Bat. 1717. — Thesium con- 
trov. decades C. 1738. — Notae ad veteres glossas verborum jur. in Basilicis. — Com- 
mentationes academicae ed, Uhlius, Hal. 1770 — 74. 

Lit: Martin, Zur Literärgeih.. Heid. 1824. S. 84. Teihmann. 

Schulzwang. Der Schulzwang oder die allgemeine Schulpflicht ift im Laufe 
der Testen Jahrzehnte in allen Culturftaaten Europas als ein Streitpunkt der politiſchen 
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und kirchlichen Parteien in den Vordergrund getreten. Seine Entſcheidung hängt von der 
Vorfrage ab, ob der Staat ſich auf den ſog. Rechtszweck zu beſchränken, oder ob der 
Culturzweck zu ſeinen weſentlichen Aufgaben gehört. Schon das Mittelalter hat dieſe 
Frage bejaht, indem es für die geiſtige und ſittliche Hebung des Volks einen eigenen Be- 
rufsſtand und ein eigenes Staatsweſen bildete in der monarchiſchen Verfaſſung der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche. Der kirchliche Staat unterſcheidet auch bereits eine Elementar— 
und eine Berufsbildung. Die letztere bietet er in reichem, aber ungleichem Maße in 
keinen gelehrten Schulen der freien Benugung des Laienthums am Fur den erfteren be- 
Dauptet er eine erzwingbare Verpflichtung aller Laien, die Heildwahrheiten und Sit- 
tengebote ſich won der Kirche lehren zu laſſen, und betrachtet dieſe Lehre als ausreichen- 
den „Boltöunterricht” überhaupt. Der Lehrzwang wird damit zum Glaubenszwang und 
theilt das Schickſal der Veräußerlichung und ſtändiſchen Zerfegung der Kirche am Schluß 
des Mittelalters. 

Mit der Reformation beginnt der Zwielpalt des kirchlichen und weltlichen 
Staats fi zu löſen: es bleibt aber noch die mittelalterliche Grundidee der ftantlichen 
Einheit des Glaubens und damit das jus reformandi der Staatsobrigfeit ftehen. Erft aus 
dem Kampfe der verichievenen Belenntniffe unter fich entmidelt ſich langfam fortichreitend 
der Grundſatz der Glaubenöfreibeit, der Bekenntnißfreiheit, der freien Religionsübung 
wid Gleichheit der Bekenntniſſe, der Unterrichtöfreiheit und Aufhebung der Cenfur. Es 
ift die Ehre des germaniſchen Geiftes an der Spike diefer geiftigen Befreiung zu fliehen, 
ebenfo in der. alten wie in der neucolonifirten Welt. Gerade in dieſem tiefer er- 
faßten Grundſatz der Lehrfreiheit entftebt in ben norbamerilanifchen Freiftaaten und in 
Deutſchland, Hand in Hand damit, der Grundſatz des Schulzwangs aus folgender 
Betrachtung. 

Die abſtracte Unterrichtsfreiheit ebenſo wie die abſtracte Erwerbsfreiheit enthalten 
für das wirkliche Leben der Geſellſchaft nur eine Negative. Die unteren Schichten 
der Geſellſchaft haben nicht die Mittel, oft nicht die Einſicht und den Willen, ſolche 
facultative Freiheiten ſachgemäß und gleichmäßig zu verwirklichen. Erſt von dem höheren 
Standpunkt der Gemeinſchaft aus laſſen ſich dieſe Mängel und Ungleichheiten überwinden. 
Wie der Staat als ſittliche Gemeinſchaft den Beruf bat, die körperliche Exiſtenz des Er⸗ 
werbsunfähigen durch eine Zwangsarmenpflege zu beichaffen, fo hat er den Beruf, die geiftige 
und moralifche Eriftenz der unmündtgen Jugend zu fichern, weil jie jelbft dafür nicht zu for- 
gen vermag. Im Achtung vor dem Kreis der Familie überläßt er dieſe Fürſorge zu: 
nächſt dem Haufe. Aber die Gewalten des Haufes find feine abſolut gefchloffenen mehr 
wie im römischen Altertfum. Wo das Gebot der Liebe und der Pflicht im häuslichen 
Kreife verfügt, ift im germanifchen Leben von frühefter Zeit an ein Schugberuf des 
Staates fir die paffiven Glieder des Hausverbandes zur Geltung gelommen. Er famı 
ſich diefer Verpflichtung nicht entziehen, weil es ferne eigenfte Sadye ift, für die Lebenöbe- 
dingungen der Gemeinihaft zu forgen. Es gibt aber in der That ein nothwendiges 
Minimalmap menſchlicher Entwidelung, welches vom Standpunkt der Allgemeinheit 
aus dem aufwachlenden Menſchen erft die Möglichkeit eines menſchenwürdigen Daſeins 
eröffnet, welches zur Aufrechterhaltung des Nahrungd= und Eulturftandes der Gejammt- 
heit, ja felbft fir Die Heereöverfaffung und die innere Sicherheit des Staatslebens un⸗ 
entbehrlich erjcheint. Wie diefe Elementarbildung unerläßlic für alle Staatsangehörige, 
\o ft fie VBorausfegung und Einleitung für alle Weiterbildung in den höheren Stufen. 
Ste wird eben dadurch die Vorausſetzung des geiftigen Verkehrs, der ineinandergreifen- 
den Bewegung, des geiftigen Fortſchritts der ganzen Nation. Die in ihr gegebene Mög— 
Tichlett der Weiterbildung des Einzelnen wird zur Vorbedingung für die geiftige Bewegung 
des Ganzen. Ste kann daher weder von der zufälligen Auffaflung der einzelnen Fa⸗ 
milie noch von den Beſitzverhältniſſen der einzelnen Familie abjolut abhängig bleiben, 
wird vielmehr zum ſtaatlichen Zwangsrechte in folgenden Grenzen: 

1) Der Schulzwang beſchränkt [ich auf die Stufe des Elementarunterrichts,. 
d. h. auf das Maß nationaler, menfchlicher und religiöfer Bildung, welches nach der 
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Culturſtufe des Volks „nicht als Gabe einzelner Familien, noch als em beſonderes Gut 
einzelner Klaffen der Bevölkerung, fondern als das gemeinfame Bedürfniß Aller für Ale 
gewährt werden muß”. Es war .zuerft das ftäbtifche Leben, welches nad) der Refoma 
tion Die en erfannte, außer dem NReligionsunterricht die Anfangsgründe der 


Wiſſenſchaft in vielen Canon des allgemein Nothwendigen aufzunehmen. Die Etäbt 


wurden damit bie Wiegen der heutigen Volksſchule und eines eigenen Standes der Boll 
Ihullehrer. Der Wohlfahrtftant des 18. Jahrh. bat ſich von da aus des grofen Ge 
dankens bemächtigt, weil auch für ihn Bildung zur „Macht“ wird. Aus manchen Ueber: 
treibungen und Berirrungen diefer Richtung kommt die heutige Zeit zu der reiferen Gr 
fiht, daß nur das gleichmäßig Durhführbare Gegenftand des Zwanges fein kam, 
daß ber Elementanunterriht eine organiihe Stufe des geſammten Bildungsweſens Ei 
zur höchſten Berufbildung hinauf werben, daß ebenveshalb feine Grenze mit dem Stard 
des gelammten Bildungsweſens nothwendig wechleln muß. Schon aus dieſem Grunk 
fann das Unterrichtsweſen nur durch die organifirende Gewalt des Staats als Gang: 
geftaltet werden, und an der Selbſtändigkeit der Kirchen, Gemeinden und Familien fax 
abfolute Grenze finden. 

2) Die obligatoriiche Elementarjchule umfaßt auch den Religionsunterridt, 
— ihren urſprünglich ausfchlieklihen Gegenſtand. Es ıft dies das Biftorifche Recht der 
anerfannten Kirchen. Es Täßt fich nicht ignoriren, daß die vorhandene Ausftattung der 
Volksſchule, oft die größere Hälfte derjelben, ein Erbtheil der kirchlichen Gemeinden um 
Inſtitute iſt, Daß dieſe Außftattung der Voltsfchule zur Zeit unentbehrlih, dag 98 —9 
Procent der Bevölkerung in Deutihland mir ihrem kirchlichen Belenntniß aud dia 
Erbgut überkommen Haben. Noch allgemeiner ſpricht dafür das fachliche Bedinfniß 
welches den Religionsunterrricht als Grundlage aller Lehre der unmündigen Jugend feftbal 
muß. Eine Trennung von Volks- und Elementarfchule würde zu einem Dualismus kirchlicht 
und weltlicher Schule führen. Beide würden fich befümpfen, anftatt zuſammenzuwirken. Bate 
würden verfümmern, da die vorhandene Austattung faum für eine Schule ausreidt 
In Deutichland insbejondere würde der Zwieſpalt des Bekenntniſſes durch die kirchlich 
Volksſchule von Unten herauf der Nation wiederum anerzogen werden. — Es entfteht dınd 
dies ſchwierige Verhältniß eime neue pofitiwe Stantsaufgabe, welche in Deutichland ihre 
Grundlage in dem Weſtphäliſchen Frieden findet, in ver Barität ber anerkannten fir 
chen, vermöge deren eine gleiche Fürforge und Verwendung des überfommenen Schulxt: 
mögens ftattfinden muß, nicht mehr nach einem Normaljahr, fondern nad dem heutigen 
Stand der Berölferung und des Bedürfniſſes. Diefe Parität und das gleiche Recht der 
diffentirenden Belenntniffe auf die Wohltbat der Volksſchule bedingen die Stantsleitun; 
in erhöhten Maße, und daneben ein Recht der Kirchengewalten, nicht zur „Mitleitumg 
ber Schule, wohl aber zur Kenntnignahme, Fürſorge und Abwehr, daß das wirflde 
Bekenntniß der Kirche in der Schule gelehrt und nichts dieſem Belenntnig Feindſeliges Ü 
der Schulordnung Plag fine - 

3) Der Schulzwang gilt nur ſubſidiär. Er reſervirt der Familie das Recht, iin 
jeder Zeit zu erſetzen durch einen gleich guten, in der Regel freilich theureren, Privatunte- 
richt. Der Schulzwang wahrt aud das höhere Recht der Gewiſſensfreiheit, indem er 
fein Kind zum Religionsunterriht einer ihm fremden Confelfion nöthigt. Es genügt 
dafür auch der Nachweis eines Privatunterriht3 in einem diffentirenden Religionsbetenmt 
niß, deſſen religiöfe Subftanz zu prüfen niemals Sache des Staats fein kann. 

Mit diefer Begrenzung tft das Syſtem des Schulzwangs vom religiöfen, füttliher. 
rechtlichen, nationalen, wirthichaftlihen Standpunft aufrecht zu erhalten. Als fein mid 
tigfter Gegner fteht freilich die römiſch-katholiſche Kirche da. Sie hält umabir: 
terlich das Recht auf die Lehre des Unmündigen ald eine Pflicht jever Glaubensgenoſſenſchan 
feſt. Sie betrachtet das Recht, „ihre Heerde zu werben”, als unmittelbar göttliche Cm 
ſetzung. Diefem Anfprud gegenüber vermag der Staat nur das Recht feiner gröferen, 
‚allgemeineren und damit höheren Gemeinſchaft geltend zu machen, welches auch andere Üe 
fenntniffe zu einer nationalen und fittlichen Gemeinichaft zufammenfaffen und zufammenbaltn 
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fol. Er vermag der beanfpruchten „Freiheit“ der Kirche nur die Garantie zu gewähren, daß 
in der Schule das kirchliche Bekenntniß gelehrt. und keine der Kirche feindfelige Einrichtung 
geduldet wird. Zur Behauptung ihrer Herrfchaft ftellt ſich die heutige clericale Richtung 
dagegen auf den Standpunkt, daß die Elementarfchule „Erziehungsanſtalt“ jet, der Sch. 
alſo ein Eingriff in das abjolute Erziehungsrecht des Vaters. Die Schule ift aber in 
erfter Stelle Unterricht Sanftalt für Wiffen wie für die Lehre der Religionen. Dem 
Erziehungswerk des Haufes tritt fie nur ergänzend, aushelfend, förbernd hinzu. Sie gewährt 
das, was die iſolirte Familie dem Kinde ald Negel nicht zu geben vermag. . Sie beichränft 
ſich grunbfäglich fo weit, um die wirklich erziehende Thätigfeit der Familie nicht zu durch⸗ 
freuzen und zu binden. Als ein, immerhin mangelhafter, Erſatz der Erziehung tritt 
fie nur ein für die verwahrlofte, unfittlihe Familie. Vermag aber die Kirche eine ſolche 
Entartumg einzelner Glieder nicht zu überwinden, fo follte fie dem Staat nicht Oppofition 
machen vom Standpunkt einer behaupteten Souveränetät der Bamilie gerade in ſolchen 
Familienhäuptern. Ein Recht, durd das Familienhaupt auf die Erziehung zu wirken, 
ſowie die völlige Freiheit der Einwirkung auf ihre mündig gemorbenen Glieder, wird ihr 
vom Stante nicht beftritten. — Aud in England hat der Standpunkt der Staats- 
fire, vereint mit den Lebensanſchauungen der regierenden Klaffen, ſich bis jet gegen den 
Sch. gefräubt und erft in dem Gefegentwirf von 1870 mit vielerlei Vorbehalten ſich 
dem beutfchen Suftem genähert. — In Frankreich hat die Revolution mit ungeftimer 
Gewalt ven Jugendunterricht als ein Geſammtrecht der Geſellſchaft reclamirt, ijt damit 
aber nur zu einer allbeoormumdenden Staatönerwaltung des Unterrichtöwefens gelangt, 
die zur Behauptung ihres Abſolutismus wieder zu einer Thetlung ihrer Herrichaft mit 
der römiſch⸗ katholiſchen Kirche genöthigt war. Die geiftige Unfreiheit behauptet fich hier 
unter dem abftraeten Titel einer „Freiheit der Lehre und des Unterrichts”. In Bel- 
gien hat dieſe Richtung fogar ein grumdgefegliches Verbot des Schulzwangs durchgeſetzt. 

Co bleibt denn Dentfchland das Normalland des Schulzwangs. Es ift vorzugs- 
meife ber deutſche Geift, der die Schule als ein öffentliches Inftitut entwidelt hat. 
Diefe Schule kennt feinen Unterfchied der Geſellſchaft, fie bietet, was fle zu geben hat, 
für Alle. Sie fett fi die große Aufgabe, der Menfchheit die Bedingungen der perfün- 
lichen geiftigen Entwidelung Aller zu geben. Sie ift die erfte Grundlage der focialen 
Freiheit, indem fie allein das Auffteigen aus allen in alle Klaſſen durch die Vermittelung 
der geiftigen und fittlihen Bildung ermöglicht. Dit dein Syſteme des Schulzwangs in 
den Edieten von 1717 und 1736 wurde insbefondere das neuere preußiſche Staats- 
weien fundirt. Nad der Erwerbung Schlefiens hat Friedrich der Große zuerft ein mür- 
diges Mufter der paritätifchen Behandlung der Volksſchule gegeben. Unter allem Wechſel 
der Verwaltungsſyſteme it der Sch. noch einmal im Geſetz nom 23. Juli 1847 aud 
für die jüdiſchen Gemeinden in voller Eorrectheit durchgeführt. Was bie Entwickelung 
des deutſchen Volks zur machtoollen Einheit, was insbefondere die deutſche Heeresver- 
faffung zur europäiſchen Hegemonie geführt hat, ift an erfter Stelle die geiftige Ent- 
widelung der Geſammtheit durch den Sch., der feine Anerkennung und Geltung in ver 
europätichen Welt durch feine Erfolge fichert. 

tie: Für England: The Education of the People by Canon Norris. 1869, 
E. Wagner, Das Bollsfhulmelen Englands und feine neuefte Entwidelung, 1865. — Für 
Stantreich: Eugene Rendu, De la loi de l’Enseignement und De l’Education popu- 
laire dans PAllemagne du Nord. — Für Deutfdtand: 2. Stein, Die Berwaltungs- 
lehre, V. Theil. Das Slementar= und das Berufsbildungsmelen, Stuttg. 1868, S. 71 — 139. 
Geſammtnachweiſungen über die einzelnen Staaten in Schmids Encyclopädie des Erziehungs- 
und Unterrichtöwefens, 1859 ff. Für die Hauptftreitfragen in Deutthlond: Gneift, „Eon- 
feffionelle Schule" und „Selbftverwaltung der Volksſchule“, Berl. 1869". 6 

neift. 


Schürpf, Hieronymus, geb. am 12. April 1481 zu St. Gallen, wurde zu 
Tübingen magister artium, fpäter nad) ber ſoeben geftifteten Univerfität Wittenberg be— 
rufen, 1505 legens de8 iiber Sextus und der Elementinen, 1507 ord. jur. civ. in 
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Codice, dann Beiſitzer des ſächſ. Oberhofgerichts zu Altenburg und Leipzig und furfürfil 
Rath, 1536 legens in Digestie, darauf in Frankfurt a./O., flarb 6. Juni 1554. 

Schriften: Consiliorum s. responsorum juris centuria I» Francof. 1545; cent. 
IIs Francof. 1551; cent. III» Francof. 1553 — ed. tert. 1591 -- ed. nov. Franest. 
1617. — Oratio de reventia legum und de legum justicia et disciplinae praestantia ac 
necessitate in Melanchthon Selectae Declamationes IIlI. 101. 142. 

Lit.: Mut her, Aus dem Univerſitäts⸗ und Gelehrtenleben im Zeitalter der Reformation. 
Erf. 1366, ©. 178— 229. 415—454. (Muther, Der Reformationsjurift Dr. Hieromyıas 
Shürpf, Exil. 1858.) Teihmann. 

Schwängerungsllage, Das röm. R. leitet aus dem bloßen unehefichen Ber 
ſchlaf (stuprum) weder für die Gelchwängerte, noch für die uneheliden Kinder (spurii 
bejondere Rechte ab: nur den im Goncubinat erzeugten Kindern (liberi naturales) fick 
ein Recht auf Alimentation gegen ihren Erzeuger zu, wie fie ein geſetzliches Erbrecht be- 
ben. Aus dem can. R. fchreibt ſich ein Anſpruch der Geſchwängerten auf Ehelichung 
und Dotation. Die Prarid Hat dieſen umgeftaltet und den unebelichen Kindern ven 
Alimentationsanfprud der Concubinenkinder gegeben. Diefe verſchiedenen Anſprũche, die 
theils der Mutter für ſich, theils dem Kinde zuſtehen, pflegen durch eine gemeinſame ala 
die Schwängerungsflage, verfolgt zu werben. In ber Regel wirb dieſe von ber 
und einem Vertreter bed Kindes gemeinfam angeftellt; in einzelnen Landestheilen * 
das Kind von der Mutter vertreten. 

1) Der auf dem can. R. beruhende Anſpruch auf Ehelichung und Dotatior 
iſt in der Praxis zu einem Anſpruch auf Ehelichung oder Dotation geworden. Rach 
dem Weſen alternativer Verbindlichkeiten ſteht das Wahlrecht regelmäßig dem Berpflichte 
ten zu; die Dotationsforderung kann aber ohne Weiteres geltend gemacht werden, wenn 
die Vollziehung der Ehe ohne Schuld der Geſchwängerten unmöglich geworben if. Rad 
der Praxis einzelner Yandestheile hat überhaupt die Geſchwängerte die Wahl. Streimg 
ift, ob der Anſpruch durch das bloße stuprum ohne erfolgte Schmängerung begrünte 
wird, Die Klage fteht der chrbaren Jungfrau (oder Wittwe) zu. Sie wird andge 
ſchloſſen durch den Nachweis der Befcholtenheit, insbeſondere eines Geſchlechtsverkehrs mir 
anderen Männern, durch die Einrede vertragsmäßiger Abfindung, durch den Eintritt von 
Umftänden, die zur Aufhebung eines Berlöbnifjes berechtigen. ‘Der Umfang der Zos 
(Entfhädigung, Kranzgeld) wird durch richterliches Ermeſſen beftimmt. Iſt auf Ehelichung 
geflagt und erkannt, jo kam in früheren Zeiten als Executionsmittel neben der executio 
. ad faciendum wohl aud eine wirkliche Zwangstrauung vor, bie indeſſen jegt ätberail 
antiquixt fein möchte. ALS Entſchädigungs- oder Dotationsklage geht der Anſpruch actie 
und paſſiv auf die Erben über. — Das Sächſ. Civ. G. B. entfpriht in feinen Borſchriften 
weientlih dem gem. R. Die Klage ift aud ohne ven Erfolg der Schmängerung anf 
außerebelichen Beiſchlaf zu gründen, fie geht activ nur dann auf die Erben über, wenn 
fie ſchon von der Geſchwächten felbft bei Gericht angebradtt war. — Das preuf, X. 
kennt nur einen Entſchädigungsanſpruch der Geſchwängerten. feinen Anſpruch auf Ehelichung 
auf Grund des außerehelichen Geſchlechtsverlehrs; auch jener findet nur ſtatt um dali 
der Nothzucht oder eines derſelben gleichftehenben Verbrechens und bet Schwängerung 
einer zwar nicht förmlich, aber doch in beftimmter Weiſe öffentlich verlobten Braut. — 
Das fra. R. kennt einen Dotationsanfprud der Geſchwängerten nicht, im Falle ber 
Nothzucht und Entführung wird jedoch von der Praxis eine Entſchädigungsklage zu: 
gelafien. — Pal. übrigend aud den Art. Dotationdanfprud). 

2) Der Gejchwängerten fteht nach allgemeinem Gewohnheitsrecht ferner ein Anfpnıd 
auf die Koften der Entbindung, Taufe und ſechswöchentlichen Berpfle: 
gung zu. Durch dieſen Anſpruch wird der Alimentationsanfprud) des Kindes für die 
eriten Wochen feines Lebens nicht ausgeichloffen. ‘Der Anfprud wird überall (au in 
Sachſen und Preufen) unter denfelben Vorausfegungen zugelaffen, unter denen die Ai: 
mentenflage ded Kindes ftattfinbet. 

3) Der Alimentationsanfprud ift ein Anfprudy des Kindes, wenn er aud 
in einzelnen Landestheilen unter bein Geſichtspunkt eines Anſpruchs auf einen Beitrag zu 
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der während ihrer Lebenözeit zunächſt ihr felbft obliegenden Alimentation von der Mutter 
allein geltend gemacht werben kam. Der Anſpruch beruht auf ‚der Thatlache der Zeu⸗ 
gung. Diefelbe kann dem Kinde gegenüber nicht als ein Delict angefehen werben; ebenfo 
wenig aber wird auf Grund derſelben gemeinrehtlih ein Status der Vaterſchaft an- 
erfannt. Die rechtliche Grundlage ift Lediglich die gejetliche oder vielmehr gewohnheits⸗ 
rechtliche Vorſchrift, die den auferehelichen Erzeuger für die Alimentation des Kindes 
haften läßt, es ift eine Klage ex lege. Zu Grunde Liegt dabei die nach dem gefchries 
benen Recht mur für die Concubinenkinder ausgeiprochene Verbindlichkeit. — In analoger 
Anmendung der Borfhriften über bie Zeit, für welche der Sat gilt: pater est quem 
nuptiae demonstrant, wird derjenige als alimentationspflichtig angejehen, der mit der 
Mutter des Kindes vom 182ten bis zum 300ten Tag vor der Geburt Geſchlechtsver⸗ 
febr gehabt bat. Streitig ift, ob die hieraus erwachſende Vermuthung der Zeugung 
fertfällt, wenn der Geſchlechtsverkehr mit mehreren Perfonen in der Conceptionszeit feft- 
zuftellen if. Soviel fih bierfür jagen läßt, fo bat dod das Gewohnheitsrecht, das 
übrigens den Anſpruch in verichtevenen Gegenden verſchieden entwidelt hat, meift die ex- 
ceptio. plurium concumbentium verworfen. Bald wird der Mutter daber das Recht 
der Auswahl mit jus variandi zugeftanden, bald eine folivartiche Verbindlichkeit ber 
mehreren Zubalter angenommen. ‘Der Altmentationsanfprudy fteht auch den im Ehebruch 
und in Blutſchande erzeugten Kindern zu; bei den erjteren muß die Erflärung für 
legitim vorangegangen fein. Die Alimentationspfliht dauert bis zum 14ten Lebensjahr 
des Kindes, in einigen Gegenden bei Mädchen nur bis zum 12ten. Streitig ift, ob ber 
Verpflichtete, ftatt Alimente zu zahlen, das Kind in eigene Pflege nehmen kann und ob 
eine fubfidiäre Alimentationspflicht des Vaters des Schwängerers ftattfindet. Vgl. bier- 
über und über andere Streitpimfte den Art. „Alimentationspflicht”. — Das preuß. R. 
betrachtet das Verhältniß des außerehelichen Erzeugerd als ein Statusverhältniß, auf 
deſſen Anerkennung zu Magen iſt und das, wenn anerkannt, auch ein Erbrecht begründet. 
Die Conceptionszeit ift auf die Periode vom 219ten bis 285ten Tag vor der Geburt 
befchräntt. Im Ehebrud erzeugte Kinder und foldhe, deren Mutter in der Conceptions- 
zeit anderen Männern den Beiſchlaf geftattet hat oder zur Zeit des Geſchlechtsverkehrs 
in gejchlechtlicher Beziehung befcholten war, haben feinen Anſpruch. Ueber die Höhe ber 
Alimente entjeheidet der Bedarf von Kindern des geringften Standes. — Im ſächſ. R. gilt 
als verpflichtet zu einem Beitrag zur Alımentation, der unter Berüdfihtigung des Standes 
der Mutter, der Beditrfniffe des Kindes und des Vermögens des Vaters innerhalb ge- 
jeglicher Marimal- und Minimalſätze feftzuftellen, wer mit der Mutter vom 232ten bis 
302ten Tag vor der Geburt, ven Tag der letteren ungerechnet, den Beiſchlaf vollzogen 
bat. Mehrere Conftupratoren haften als Geſammtſchuldner. — Das franz. R. verbietet 
die Erforſchung der Vaterſchaft, außer im Fall der Nothzucht und Entführung, formell 
anerfannte Kinder Finnen Alimentation fordern. 

Lit. u. Sfgb.: S. Kitate im Art. „Alimentationspflicht”. Glück, Pand. Bd. 28. S. 183. 
Buſch, Theoretii - praftiihe Darftelung ver Rechte gefchmwächter Frauensperfonen, 1528. 
Bett, Ueber die Rechtöverhältnifie aus der außerebelichen ee emeinfchaft, 1536. Frie⸗ 
densburg, Die Lehre von den rechtlichen Folgen der außerehelihen Schwängerung, 1854. 
Arnold, Ueber Alimentationg- und Deflorationsflagen, 1851. — Nov. 89. c. 12. 13. — 
Cap. 1. X, de adult. 5. 16. — Sächſ. Civ. G. B. 88. 1551 fi. 1858 fi. — Preuß. Gef. vom 
24. April 1854 (Gef. Samml. S. 193). — C. ceiv. a. 336 ff. 310. 762. Eceins 

ccius. 


Schwarzenberg, Johann Freiherr zu, geb. 25. Dechr. 1463, widmete ſich 
dem Kriegsleben und wohnte den Heereszügen Maximilian 1. bei, wurde jedoch fpäter 
Hofmeifter der Bifchöfe von Bamberg, verfafte 1507 die Bambergiſche Halsgerichts⸗ 
ordnung, die für die nachfolgenden das Mufter war, ftarb 21. Oct. 1528. 

Lit: Herrmann, Joh. Freib. zu Schwarzenberg, Leip. 1841. — Geib, Lehrb. des 
deutfchen Strafrechts, Leipz. (1861) 1. ©. 254 — 259. — Stobbe UI. 242. ER 
' eichmann. 
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Schweber, Gabriel, geb. 1648 zu Cöslin, Prof. in Tübingen, ftarb 1735. 

Schriften: Introductio in jus publ, imp. Rom. novissimum, Tub. 1681. nona ed 
1722. — Disput. tomi II. c. Burgermeisteri, Esling. 1731. 

Lit.: Schulze, Einleitung in das deutſche Staatsredt, Leipz. 1867, S. 70. 
Teihmanı 

Schweppe, Albrecht, geb. 21. Mai 1783 zu Nienburg, ftubirte in Göttingen, 
wurde 1803 Doctor dafelbft und Docent, 1805 aufßerord., 1814 orb. Prof. in Kid, 
1818 in Göttingen, 1822 am O.A.Gericht in Lübeck, ftarb 23. Mat 1829. 

Scäriften: Diss. de querela inoffic. testam., Gott. 1803. — Entw. eine Syſtems t. 
Bandecten, Kiel 1806. 3. Ausg. 1812. — Das Syftem des Concurfes der Gläubiger, 1512. 
1824. — Das röm. Priv.R. in feiner Anmendung auf beutfche Gerichte, Alt. 1814. 4. Ang. 
(Mejer) Gött. 1828—34. — Röm. Rechtsgeſch. und Rechtsalterthümer, Gött. 1822. 2. Ausg. 
1826. — Juriſt. Magazin, Alt. 1818. 

Lit.: Neuer Netrolog der Deutſchen Bd. VII. ©. 449. 450. 

Teichmann. 

Schwurgericht (geſchichtlich). Die raſche und allgemeine Verbreitung, welche 
die Einrichtung der Schwurgerichte in jüngſter Zeit gefunden hat, iſt eine in ber Ge— 
Ichichte der einzelnen Nechtöinftitute faft einzig daſtehende Erſcheinung. Bis zum Jahre 
1791 war die Jury auf das Gebiet des engl. R. beichräntt. Seit die Geſetzgebung ver 
franzöſiſchen Revolution den erften Anftoß zur Neception der Geſchwornengerichte auf 
dem Continente gegeben hatte, ftand die Trage über die Zwedmäßigfeit derjelben fait 
ununterbrochen auf der Tagesordnung der juriſtiſchen und politiichen Discuffion. Treß 
vielfacher Anfeindung und ungerechtfertigter Ueberſchätzung haben fie bier früher, dert 
fpäter das einheimiſche Strafproceßrecht, Das einer vadicalen Reform ‚dringend bebinfte, 
fiegreich verbrängt, ſo daß fie ſchon jest geradezu als ein Merkmal europäiſcher Rechts⸗ 
und Staatsordnung betrachtet werden können. Der thatjächlichen Entſcheidung des 
Kampfes über die Reform des Strafverfahrene ging eine lebhaft geführte literariſche 
Fehde voraus, die 3. Th. aud auf rechtsgeſchichtlichem Boden ausgefochten wurde, da 
man fich nicht verhehlen konute, daß die richtige Würdigung und Auffafjung des Juſti⸗ 
tute8 einen Einblit in die hiſtoriſche Entwidelung deſſelben zur Vorausſetzung habe 
Abgejehen hiervon mußte das Dunkel, in welchem die Anfänge der vielbeiprodenen Ein: 
richtung verborgen lagen, zu gejchichtlichen Unterſuchungen anreizen. Die Zahl derſelben 
ift darum Legion. Deutſchland, England und Frankreich haben fi fo ziemlich zu glei» 
hen Theilen in die einfchlägige Literatur getheilt, welche in Yolgendem nur mit Rückſicht 
auf die wichtigſten Grundanſchauungen jfizzirt werben Tann. 

Die Trage über die Herkunft der Jury ift eine der berühmteften Controwerfen ver 
Rechtsgeſchichte. Die Anfichten gehen fo weit auseinander, daß man ſich verfucht fühlen 
könnte zu Jagen: tot capita tot sensus, wenn nicht manches Caput für ſich eine Mehr⸗ 
zahl von Anfichten zu Tage geförbert Hätte Die Unterfuhung mußte fi natürlich vor 
allem an die Thatfache halten, daß der Continent die Jury aus dem engl. R. entlehnte, 
wo fie feit Jahrhunderten heimiſch war. Manche glaubten daher, daß die Anfänge des 
Inftitutes in England jelbft au fuchen fein. Man erflärte e8 für ein fpecifilch angel- 
ſächſiſches Erzeugniß, jo Turner, Phillips, von Maurer. Oder man behauptete, 
daß es in England zur Zeit der normanniſchen Herrſchaft felbftändig entftanden fer (For: 
ſyth, Rintel, mit Beichränfung auh Palgrave und Meyer. Probert, em 
Wäle, vindieirte die Jury dem wäliſchen R., aus welchem fie Alfred d. Gr. entlebnt 
haben jol. Im Gegenfag zu diefen Annahmen, welche die Jury als autochthones Ge- 
wächs des englifchen Bodens betrachten, vereinigt fich die Mehrzahl der neueren Schrift: 
fteller in der Meinung, daß ihre Keime nad) England importirt worden fein. Mon 
bezeichnete fie als eine urſprimglich germanifche Einrichtung der Urwaldszeit (Mon: 
tedquien, Savigny und wohl aud Bladftone) oder man bielt fie für ein Redhts- 
inftitut, dad die Angeljachlen des Feftlanded mit den Scandinaven und den die See an- 
wohnenden deutfchen Stämmen gemeinfam gehabt hätten (Michelfen). Zahlreiche An⸗ 
hänger zählt die Meinung, daß die Schwurgerichte durch die normanniſche Eroberung 
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nach England gekommen ſeien, wobei es freilich wieder ſtreitig iſt, ob die Normannen 
fie aus ihrer ſcandinaviſchen Heimath in die Normandie gebracht Reeves, Dahl: 
mann, Biener, Konrad Maurer) over unter den Einrichtungen fränkiſch- recht- 
lichen Urſprungs daſelbſt vorgefunden haben (v. Daniels). 

Wie der Iocale ift auch der jurtftifche Urfprung des Inftitutes controverd, nämlich 
die Frage, aus welder procefjualen Einrichtung es fich entwidelt habe. Sehr verbreitet 
war früher die Hypotheſe, daß die Geſchwornen aus den germanifchen Urtheilfindern her⸗ 
zuleiten jeien. Mit Zug ift man in neuerer Zeit hiervon abgegangen, um den urfprüng- 
lichen Sig der Jury im Beweißverfahren zu fuhen. Rogge erflärte fie auß ber ger- 
mantfchen Eiveshülfe, Gundermann aus dem mit Helfern geleifteten Voreide des 
Klägerd bei Handhaftmadhung der That, Köftlin durch die „Smeinsbildung des Eid⸗ 
helfer= und Zeugenbeweifes”, Phillips aus einer Verbindung von Eibhelfern und 
Schöffen. Namhafte Autoritäten Inüpfen die Keime der Yury an Das Zeugenverfahren, 
fo Balgrave, Forſyth, Biener, v. Daniels und Konrad Maurer. Und 
zwar führt man fie entweder auf das fränkiſche Zeugenverfahren zurüd (v. Daniel) 
oder man leitet fie unmittelbar‘ von dem nordiſchen NRechtöinftitute der Ernannten ab, 
welches man al8 eine hiſtoriſche Umbildung des germaniſchen Zeugenverfahrens betrachtet 
(Konrad Maurer). 

Indem ich in Folgendem eine Meinung darlege, weldye von den bisher aufgeftellten 
Anfichten abweicht, ftelle ich nur die Refultate kurz zufammen, welche ih 3. Th. in der 
Abhandlung: „Zeugen und Inquiſitionsbeweis der Karolingifchen Zeit” glaube erwiefen 
zu haben, 3. Tb. in einer demnächft erfcheinenden Unterſuchung feftzuftellen gedenke. 

Das engl. R. kennt eine Jury nicht blos in Eriminalfacyen, ſondern auch in Ei- 
vilſachen. Letztere fungirt nur als Urtheiljury. Die Civiljury iſt älter, als die Urtheil- 
jury im Strafverfahren und minveftens ebenfo alt wie die Anfänge der Anklagejury. 
Da ihre Entwidelung zugleih den Schlüffel für das Verſtändniß der Gefchichte der Cri— 
minaljury bietet, möge fie hier vorerft zur Erörterung gelangen. 

A. Die Civiljury. In ihrer Geſchichte find drei Entwidelungsftadien zu un⸗ 
— das Stadium des Inquiſitionsbeweiſes, das der Beweisjury und das der 

rtheiljury. 

a) Der Inquiſitionsbeweis. Das Weſen dieſes Beweismittels, welches und 
zuerſt in Capitularien und Urkunden des fränkiſchen Reiches karolingiſcher Zeit in deutlich 
beſtimmten Umriſſen entgegentritt, liegt in dem Gegenſatz zum formalen Beweisverfahren 
des altdeutſchen Proceßrechts, insbeſondere zum Zeugenverfahren, über welches Th. J, 
©. 148, 157 zu vergleichen iſt. Das Frageverfahren (Inquisitio) liefert in feiner An- 
wendung auf das Beweisthema des Proceſſes ein zweifeitiges Beweismittel, indem ber 
Spruch der Geſchworenen ebenfo gut zu Gunften des Klägers als des Beklagten aus- 
fallen fann. Die Geſchwornen werden vom Richter aus den angelehenften Umſaſſen aus- 
gewählt und geben, nachdem fie entweder durch einen ad hoc geleifteten Schwur oder bei 
ihrem Treueide die Wahrbeit auszufagen gelobt haben, auf die Frage des Nichters bin 
ihren Ausfpruh ab, welchen die Partei nicht wie den Zeugeneid durch Berufung auf 
das Ordal des Zmeilampfes in Frage zu ftellen vermochte Der Vorladung zur In⸗ 
quifitio Folge zu geben war allgemeine Pflicht. Ebenſo durften das Wahrheitsver⸗ 
ſprechen und die Ausfage nicht verweigert werben. Die Zahl der Geſchwornen war in 
fränfifcher Zeit noch Feine geichloffene, häufig wurden mehr als zwölf verwendet. Des— 
gleichen Hatte fih in Bezug auf die zur Giltigfeit eines Ausfpruches erforderliche Stim- 
menzahl noch feine feite Praxis auögebilde. Wenn zahlreiche oder beſonders angejehene 
Gemeindegenoffen widerſprachen, mochte die Inquifitio wohl in der Regel als refultatlos 
betrachtet worden fein. Ein Schwanfen der Praris macht fih auch injofern geltend, als 
manchmal jeder Einzelne feine Ausſage geſondert abgab, häufiger aber der Spruch mit 
geſammtem Munde erfolgte, fo daß die Gefchwornen dem Gerichte gegenüber als ge 
Ihlofiene Gejammtheit auftraten. Der Wahrfpruch erſchöpfte in der Regel das volle 
Beweisthema, indem er die zum Beweis geftellte Frage unmittelbar entſchied und bie 
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einzelnen Ueberzeugungömomente, welche dem Spruch zu Grumde Tagen, latent blche. 
Manchmal gingen aber diefe Ausfagen mehr ins ‘Detail und gaben die Geſchwornen nr: 
ihre objectiven Wahrnehmungen an, e8 dem Gerichte überlaffend, fich hieraus ven re 
vanten Schluß zu ziehen. 

Der Inqutjittionsbeweiß war ein außerorbentliches Beweismittel. Das fränkik 
Königthum machte ihn al8 fiscalifches Vorreht in Procefien um Königsgut geltend, em: 
Einrichtung, welche vielleicht in den Fiscalprivilegien des röm. R. einen Auknſpfungt- 
punkt fand, Im Wege des Privilegiums iſt das Inguifitionsrecht, d. 5. die Behugmit, 
als PBrocekpartei die Anwendung des Inquiſitionsbeweiſes herbeizuführen, von den fran- 
kiſchen Königen auf zahlreiche Kirchen und Klöfter ausgedehnt worden. Wie nur der 
der König und die von ihm privilegirte Partei das Inquifitionsrecht befaß, jo Hatte amt 
nur der König in feiner Eigenihaft als oberfter Richter die Befugniß, in einem an ihr 
gebrachten Procefje von den Beweisformen des firengen Rechtes zu entbinden und em 
Inquiſitio anzuoronen. In der Regel erfolgte diefe Anordnung durch ein köntgliches Ja— 
quiſitionsmandat, welches einen Miffus mit der Vornahme der Inquiſitio im fpeciellen 
Falle beauftragte und der Partei, Die e8 erwirkte, urkundlich ausgeftellt wurte („Indicu- 
lus“, „Brevis“), damit fie e8 am Tage des Proceſſes vorweiſen könne. Als Karl d. Er. 
das Inſtitut der ordentlichen Miſſi geichaffen hatte, erhielten dieſe reiſenden Richter al⸗ 
gemeine Vollmacht bei Rechtöftreitigleiten, die auf ihren Rundreifen vor fie gelangen win: 
den, im Namen des Königs nach eigenem Ermeſſen die Inquifittio anzuwenden. dJu 
erfter Linie follten fie von ihrer, Inquifitionsgewalt zu Gunften von Wittwen, Ware, 
homines minus potentes und Kirchen Gebrauch machen, da diefe einer proceſſualen 
Vergewaltigung durch die formalen Beweismittel zunächſt ausgefegt waren. In ie 
Jurisdiction der ordentlichen Gerichtsbeamten, der Grafen, Vicegrafen und ber Centenan 
war bie Inquiſitionsgewalt nicht enthalten. Gegenftändlich war die Inquifitio auf Stra: 
tigkeiten um Grundbeſitz und die ihm gleichftehenden Gerechtſame, um die Freiheit um 
um Eigenleute beſchränkt. Außerhalb des Procefjed wurde fie zu fiscalifchen Zwecken in 
reinen Verwaltungsangelegenheiten verwendet. 

Auch nach der Auflöfung der fränfifchen Monarchie hat ſich die Inquiſitio als au 
außerordentliche Beweismittel in Weftfrancien erhalten. Ihre Anwendung in Fiscal 
procefien des franzöfiihen Königthums ift durch deutliche Belege aus dem 13. Yahrb. 
beglaubigt. Namentlich haben die normannifchen Herzoge, welche ſich die Inftitutionen 
des weftfränfiichen Königshofes zum Muſter nahmen, diefe Einrichtung im fiscaliihen 
Intereſſe zu verwerthen gewußt. Das 12. Jahrhundert bietet und zahlreiche Privilegien ner: 
mannifcher Herzoge, durch welche das procefjunle Vorrecht des Fiscus gleichwie m far 
Tingifcher Zeit auf einzelne Kirchen und Kläfter ausgedehnt wurde, desgleichen enthält ein 
Reihe zum Theil noch ungebrudter Urkunden zwingende Beifpiele von normanniſchen Jr 
quifitionsmandaten, durch welche der Herzog auf fpecielle Intervention einer Partei bu 
im einzelnen Yale eine Inquiſitio anorbnete, inden er einen der Großen des Landes da⸗ 
mit beauftragte. Die Geldiwornen werben nun Jurati oder Juratores, oder ebenſo we 
die Inquifitio (Enquöte) mitunter Recognitio oder Jurata, Jurea, Jurde genannt, welche 
letztere Bezeichnung der normannilchen Rechtöterminologie mit einzelnen franzöfiichen Cor 
tumes gemeinſam ift. Für das Ingquifitionsmandat wurde „breve inquisitionis‘ techniſcher 
Ausdruck. Das Berfahren mittelft Inquifitio ift daſſelbe wie in karolingiſcher Zeit, mu 
daß e8 mehr nad der formalen Seite hin ausgebildet erjcheint. Vollſtändig dieſelben 
Einrichtungen jehen wir die Normannen in dem von ihnen eroberten England mit rüd 
ſichtsloſer Confequenz zur Durchführung bringen. Der nationale und der ſociale Gegen 
fat der Eroberer zu den Angelſachſen machte die Anwendung ber Inquiſitio Bier doppelt 
nothwendig, ein Moment, das in ähnlicher Weiſe ſchon bet der Entwickelung des frän: 
kiſchen Frageverfahrens eine Rolle geipielt Hatte. Zuerſt und am häufigften benmpit 
man in England die Inquifitio zu abminiftrativen Zweden. Eines der älteften Beiſpielt 
bietet das fog. Domesdaybook (Th. TI, 216), welches einer umfaſſenden Inquiſitio aus 
dem Ende der Regierung Wilhelms des Eroberer feine Entftehung verbantt. 
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b) Die Beweisjury. Aus dem Beweismittel, welches bis dahin nur ausnahme- 
werte zur Anwendung gelommen war, jchuf Heinrich II. ein ordentliches Rechtömittel, in⸗ 
dem er zuerft als Herzog der Normandie (1150 — 1152) und fpäter al® König von 
England (1164, 1176) durch Satzung feftftellte, daß in beftummten Fällen jeve Proceß⸗ 
partet von der herzoglichen reſp. königlichen Kanzlei ein Breve erwirken könne, dur mel- 
ches fire den betreffenden Proceß eine Inquifitio angeordnet und fomit das alte formale 
Deweisverfahren mit der ultima ratio des Zweilampfes ausgefchloffen wurde. Das 
Breve war an den Vicecomes (Bailli) ſtiliſirt und forderte diefen auf, zwölf Geſchworne 
auszuwählen und vor das Königsgericht oder das Gericht eines königlichen Miſſus oder 
die berzoglichen Affifen der normamiſchen Barone zu laden, um dafelbft über die Wahr- 
heit der in dem Breve angegebenen Behauptung der Partei ihren Spruch abzugeben. 
Jdür die einzelnen Rechtsfälle haben fich beftimmte Formulare der Brevia ausgebildet, indem 
ide Klage, Die zur Anmendung der Inquifitio geſchaffen war, ihr eigens ftilifirte8 Breve er- 
hielt fef. Th. 1, 218). Die älteren Quellen unterfcheidven namentlich zwifchen Brevia 
de recto und Brevia de possessione, je nachdem die Klage einen petitorifchen oder 
pofjefforifchen Charakter hatte. Die erfteren gewährten der Partei den Vortheil einer 
erleicterten Bewersführung, Ietstere gaben nicht nur eine Beweisbegünftigung, fondern 
überhaupt erft ein Klagerecht, da der alte formale Proceß einen felbftändigen Beſitzproceß 
nicht kannte und bet der Natur feines Beweisverfahrens füglich nicht kennen konnte. 

Durch diefe Beweisreform Heinrichs II. wurde dem englifchen Civilproceßrecht auf 
Jahrhunderte hinaus die Grundrichtung feiner Entwidelung gegeben. Sie war eine ge 
Ihichtlihe Nothwendigkeit ſchon deshalb, um die weitere Ausdehnung der Kirchlihen Juris⸗ 
diction zu verhindern, welche nicht nur in Folge der damaligen Präponderanz der Kirche, 
jondern auch durch die Ueberlegenheit des can. Proceßrechts der weltlichen Gerichtsbarkeit 
gefährliche Concurrenz machte. . 

Weil und ſoweit die Inquifitio ein ordentliches Beweismittel geworden war, mußten 
die bi8 dahin ſchwankenden Formen vechtlich beftimmt werben, wenn man fi nicht auf 
das Ermeflen der Beamten verlaflen wollte, denen die Einleitung oder auch die Durch— 
führung der Inquifitto übermwiefen war. So wurde für die meiften Fälle die Zahl ver 
Geſchwornen firirt, welche der englifche Bicecomes, der normamiſche Bailli zu einer Re= 
cognitio eimzuberufen hatte. ALS Regel ftellte fich die Zwölfzahl feit, wenngleich die Ge— 
ſchwornenzahlen bei einzelnen Inquifittonen noch lange Zeit differiren, fo daß es unrichtig 
wäre, die Zwölfzahl als urfprüngliches Kriterium der Jury zu betrachten. Ebenſo wurde 
es nothwendig, tiber die zur Giltigfeit eines Vayrſprughe erforderliche Stimmenzahl be⸗ 
ſtimmte Normen aufzuſtellen. Ber petitoriſchen Klagen verlangte man, da ja hier even⸗ 
tuell da8 formale Beweisverfahren im Hintergrunde ftand, in England zwölf, in der 
Normandie nach einigem Schwanken elf einflängige Stimmen. In poffeflerifchen Sachen 
begnügte man ſich mit der ſtricten Majorität, jo daß man e8 wohl ad} ausreichend 
fand, von vorn herein mur fieben Gefchworne vorzuladen, die aber dann natürlich über- 
enftimmen mußten. Der Wahrfpruch wird nun in erfter Linie ſtets durch die Jury als 
Sefammtheit und zivar durch eines ihrer Mitglieder im Namen aller auf Grund vor- 
außgehender Berathung der Geſchwornen abgegeben. Doch hat der inquirirende Richter 
ım Falle eines unklaren, verdächtigen ober nicht einftimmigen Spruches die Befugniß, die 
Geſchwornen von einander zu trennen und einzeln um die Gründe ihres Wiſſens zu be 
fragen, während fonft der Wahrſpruch das Beweisthema unmittelbar erfaßt. Der In- 
quisitio ex brevi mußte ſtets eine Befichtigung des Streitgegenftandes, der Visus terrae, 
voraußgehen, ein Erforderniß, welches ſich Daraus erflärt, daß der forınale Proceß mit 
peinliher Strenge die genaue Beftimmung des Streitobjectes verlangte. Jenem Visus 
entiprechend Tautete der Eid dert englifchen Geſchwornen: Hoc auditis Justiciarii quod 
veritatem dicam de assisa ista et de tenemento, de quo visum feci per prae- 
ceptum domini Regis et pro nihilo omittam quin veritatem dicam. (m einzelnen 
Fällen wurden die Umfafien ohne Eid, blos auf das sacramentum fidelitatis hin in- 
quirirt) Die Geſchwornen müffen, wie in fränfifcher Zeit, aus den Angefehenften ges 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 28 
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wählt werben. Es ſollen nur Milites oder doch legales homines als Juratores hr: 
giren, welche zufolge ihrer ſocialen Stellung unter den Umfaflen als das Draan k- 
trachtet werben können, durch das fi die Gemeindeliberzeugung bezüglich der ſtreiige 
Thatſache ausſpricht. 

Das Merkmal, durch welches die Beweisjury ſich von dem Inguifittionsbeni: 
hauptſächlich abhebt, liegt in der organiſchen Einfügung derſelben in das ordentliche & 
richtsverfahren, ſowie darin, daß die Geſchwornen, von beſtimmten Ausnahmsfällen ot 
geſehen, dem Gerichte ſtets als eine Geſammtheit mit geſchloſſener Zahl gegenüberfiche 
und demnach eine von vornherein ftattfindende Iſolirung der Einzelnen durch die Kiste 
vechtlich ausgeſchloſſen iſ. Das Gericht hat e8 nicht mehr mit einer Summe ende: 
Geſchwornen, jondern mit einer ad hoc gebildeten Körperichaft zu thun, ein Get 
punft, der u. a. auch in der Ausbildung des Worte Jurata ald des Inbegrifft de 
Juratores hervortritt. 

Als techniſche Bezeichnung der Inquisitio -ex brevi wird in der Nomant: 
da8 Wort Recognitio in engerer Anwendung, in England der Ausdruck Assisa & 
Braucht, welcher andeuten will, daß die Einrichtung durch eine Satzung des Kiux 
entftanden ıfl. 

Neben den Recognitionen und Afjifen im engeren Sinne des Wortes erhielt it 
für den Fiscus die Imquifitio mit ihren alten minder ausgebilbeten Formen, welche ui 
Inquisitio ſchlechtweg oder als Inquisitio ex officio der Inquisitio ex brevi gex: 
übergeftellt wird. Noch nach modernem engl. R. gilt es als eine Eigenthümlichkeit d5 
Inquest of ofäce, daß er vermittelſt einer Jury of no determinate number, nimlt 
von zwölf 9 mehr oder weniger Geſchwornen durchgeführt wird. (Blacksten: 
Co. III, 258). 

In den engliſchen und normanniſchen Rechtsbüchern des 13. Jahrh: tritt und am 
befonvere Form einer Beweisjury in Civilſachen des gemeinen Proceſſes entgegen, in 
welche die Benennung Jurata, die früher promiscue mit Inquisitio gebraucht win, u 
ausichliegliche Anwendung kommt. ‘Die Anfünge der Jurata liegen im ‘Dunklen. Yas 
normannifchem Rechte und ebenfo nach engliſchem ftand e8 den Parteien frei, fih ar 
die Ausichließung des formalen Beweisverfahrense und die Entſcheidung eimer Jun y 
vereinigen. In der Normandie konnte unter dieſer Borausfegung felbft in dem Gendk 
eines Seigneurs eine Jurata berufen werden, während fie in England ausſchließlich ur 
die Curia regis beſchränkt blieb. Wie e8 ſcheint, bat fih im Anfchluß an dieſe Ir 
rihtung das Berfahren per juratam für jene Fälle gemohnbeitsrechtlich firirt, in melde 
nah dem alten formalen Verfahren das Gemeindezeugniß am Plate gemejen wäre un 
ein Recognitionsverfahren noch nicht ausgebildet war. Doch blieb die Auffafiung d 
Jurata als eines Schiedsſpruches, auf den fich die Parteien freiwillig beriefen, in Em 
land noch lange Zeit für Die juriftiiche Beurtheilung derfelben maßgebend. 

Mit der fefteren Ausbildung der Necognitionen hat auch die Jurata eine nad An 
Iogie der erfteren ausgeprägte Form erhalten, wenngleich fie einzelne weſentliche Unter 
ſchiede aufweift, Die fich eben am beiten daraus erklären, daß die Allifa ein durch Sarım 
ungebilveter Inquiſitionsbeweis ift, während fih die Jurata aus dieſem gewohnhe 
rechtlich entwidelt hat. Die formalen Unterfchieve zwiſchen Aſſiſa und Yurata grupm 
fih um bie der letzteren eigenthümliche Eidesformel. Ste lautet: Hoc auditis Justiciari, 
quod veritatem dicam de hoc quod a me requiretis ex parte domini regis. 
der Aſſiſa iſt die Beweiſsfrage bereits durch das Breve formulirt. Die Geſchwornen we: 
den von vornherein zur Beantwortung dieſer beſtimmten Frage vorgeladen und nebma 
mit Rüdfiht auf fie den Visus terrae vor. Der Yurata Dagegen wird die Beweisfi! 
vom inquirirenden Richter formulirt und nach Ablegung des Wahrheitsverſprechens vorge 
legt, das daher Feine Beziehung auf den concreten Streitfall und noch weniger auf «una 
vorausgegangenen Visus terrae enthalten fann. Die Yurata mußte darum namenilio 
geeignet erjcheinen zur Beantwortung von Thatfragen, die fich erft mährend des vre 
ceſſes, zumal in Folge erhobener Einwendungen als relevant beraußftellten. Ta it 
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petitoriſchen Affen eingeführt worden waren, um einen Erſatz für den gerichtlichen Zwei-⸗ 
kampf zu bieten, blieben fie ausgeſchloſſen im Fällen, in welchen von Alters ber das Duell 
nicht zuläffig war. Für Nechtöftreitigkeiten diefer Art, ſowie für zahlreiche neu ausge 
bildete Klagen trat die Jurata ein. Da diefe vor der Aſſiſa den Vorzug hatte, daß bie 
Beweisfrage vom Richter abgefaht und ſomit der Beichaffenheit des einzelnen Falles 
beffer angepaßt werben konnte, fand im Laufe der Zeit eine Verſchmelzung der Aſſiſa 
und Jurata in der Weife ftatt, daß auch bei jener die Geſchwornen ihr Verdiet in 
modum juratae abgaben. | 

Im Gegenjat zu der folgenden Entwickelungsphaſe charakterifirt fich die Jury dieſer 
Periode Durch die Zeugenqualität der Geſchwornen. Dieſe fällen ihren Spruch auf Grund 
eigener Wiffenfchaft von der Sache, ohne daß etwa in ihrer Gegenwart vor Gericht ein 
Beweisverfahren abgewidelt worden wäre. ‘Der Richter darf fie unter den oben ange- 
führten Borausfegungen um die Gründe ihres Wiſſens befragen und ebenfo fommt es 
vor, daß fie unaufgefordert die einzelnen Thatumftände, auf Die fie ihren Ausſpruch 
ftügen, darlegen. Ihr Verdict muß übrigens nicht auf eigener unmittelbarer Wahrneh- 
mmg fußen, fondern kann aud Meittheilungen und Meinungen glaubwitrdiger Borfahren 
oder Nachbarn zur Grundlage haben. Gebricht e8 an der zur Giltigkeit eines Spruches 
erforderlichen Stimmenzahl, jo findet Affortiatio ftatt, d. h. e8 werben, um jene zu er- 
reihen, andere Geſchworne der Majorität beigefellt. Seit dem Enve des 13. Jahrh. 
trat an Stelle diefes Verfahrens das Erzwingen der Einftimmigfet. Die Geſchwornen 
waren nicht unverantwortlich, ſondern unterlagen den Meinetvöftrafen, wenn die Unmahr- 
beit ihres Spruches per attinctam (Attainte) d.i. durch eine Jury von vierundzwanzig 
Geihwornen oder fonft wie, erwieſen worden war. 

ec) Die Urtheiljury. Die Ausbildung berfelben iſt eine allmälige. “Der 
Vebergang von der Beweisjury zur Urtheiljury wird vermittelt durch eine Jury mit ge 
milchter Function, d. h. durch eine ſolche, welche ebenſowohl als Beweis⸗ mie als Urtheil- 
jury fungiren konnte. Als vollendet kann die Urtheiljury erft gelten ſeit der Zeit, da 
die Geſchwornen gejeglich den Charakter von Zeugen verloren haben. Jene Doppelftellung 
der Civiljury füllt einen Zeitraum von circa 300 Jahren aus. 

Im 13. Jahrh. kam es in England nicht felten vor, daß Urkunden, die auf den 
Rehtöftreit Bezug hatten, vor den Gefchwornen producirt wurden, ein Verfahren, für 
welches ſchon der fränfifche Inquiſttionsbeweis Vorbilder bietet. Eventuell (im Fall er- 
hobener Einfprathe gegen die Urkunde) wurden auch die Urkumdszeugen vernommen, die 
man anfangs den Geſchwornen zugejellte und an der Berathung derjelben Theil nehmen, 
ſpäter aber getrennt von ihnen und vor Abgabe des Wahrſpruchs in Gegenwart 
der Jury ausfagen ließ. Für dieſen Iegteren Modus finden fich die älteften Beifpiele in 
der Mitte des 14. Jahrh. Vollſtändig ausgebilvet, tritt uns der Zeugenbeweis vor den 
Geſchwornen (die normannifche Sitte der Production von Klagzeugen ift als folder nicht 
zu betrachten) in dem circa 1460 verfaßten Werke Sohn Forteſcue's: De laudibus 
legum Angliae, entgegen. Nachdem man einmal foweit war, Zeugen vor den Gefchwor- 
nen zu vernehmen, wurde in Bezug auf die übrigen Beweismittel ein analoges Verfahren 
Angemendet. Doch wurde dieſe Beweisführung wor den Geſchwornen Iange Zeit hindurch 
nicht als ein weſentliches Erforderniß des Schwurgerichtsverfahrens betrachtet, da bie 
Jury auch noch in alter Weiſe ohne Vorlegung einer Evidenz ein giltiges Verdiet ab- 
geben konnte. 

Die Unvereinbarkeit der Eigenſchaften eines Geſchwornen und eines Zeugen wurde 
erit 1650 ausgeſprochen. Bon da an durfte das perſönliche Wiſſen von der Streitſache 
nicht mehr während der Berathung ven anderen Geſchwornen mitgetheilt, fondern es 
mußte während der Gerichtöverbandlung als Zeugniß deponirt werden. Der Ausſpruch 
der Geſchwornen wird nun lediglich auf Grund der gerichtlich vorgelegten Evidenz ges 
ft und dem zufolge Yautet ihr Eid jett dahin, dafs fie den Beweifen gemäß über den 
Streitpunkt einen wahrhaften Spruch fällen werden. Der Richter ift aud nicht mehr 
befugt, die Jury nach den Gründen ihres Sprudes zu fragen. Das Erforderniß ber 
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Nachbarnqualität wurde überflüſſig. Die Verantwortlichkeit und Strafbarkeit der Im 
wegen unwahren Spruchs mußte verſchwinden. (Biener, G. G. I, 176 ff.) 

Eo find die Geſchwornen aus Zeugen zu Beweisrichtem geworben. Ihr Spru 
ft nicht mehr Zeugniß, fondern ein die Beweisergebniffe zufammenfafjendes Urtheil. Ti 
weitere Darftellung der heutigen Civiljury gehört nicht mehr in den Rahmen dicker x 
fchichtlichen Betrachtung. 

B. Die Jury in Straffaden. 

1) Die Antlagejury. 

Der germaniſche Proceß war em Anklageproceß im ſtricteſten Sinne des Word. 
Wenn nicht die verlegte Partei mit einer rechtsförmlichen Klage auftrat, konnte en be 
gangenes Verbrechen nicht beftraft werben. ALS in der fränkiſchen Periode fich die due 
von der allgemeinen Strafgewalt des Staates ausgebilvet hatte, erlitt dieſer Gumtis 
eine Modification. Man beflrafte Das erwielene Verbrechen von Amtswege Yu 
firafte alfo im Fall der bandhaften That. Im anderen Yällen wurde zur Cinlatım 
eined Bewerswerfahrend durch Inquiſitio gefchritten. Der Richter verfammelte die ar 
geſehenſten Gemeindegenofien, nahın ihnen in der Regel ein eidliches Wahrbeitöverfpreie 
ab und forderte fie dann auf ihren Eid bin auf, auszufagen über beftimmte Berbraia, 
bie in dem Gerichtöiprengel begangen worden waren. Der Ausfpruch der Gefchwen, 
die Rüge vertrat die Stelle einer vechtsförmlichen Privatllage. Sowie dieſer gegmik 
der Bellagte, mußte der Rüge gegenüber der Bezichtigte ſich reinigen won ver zum Yıl 
gelegten Schuld jet es durch Eidhelfer, ſei es durch ein Ordal. Da uns bie Exil 
des Rügeverfahrens in Tarolingiiher Zeit nur durch vereinzelte Capttularienftellen be 
glaubigt ift, jo find wir über die Details des Verfahrens nicht unterrichtet. Tod kei 
fein Grund vor, daran zu zweifeln, daß 28 mit jener urkundlich geficherten Form de 
Inquifitto im Wefentlihen identiſch war, welche beim Inquifitionsbeweife in Anmentun 
tom. Das Rügeverfahren des weltlichen Rechtes wurde von der fränkiſchen Kirche mr 
pirt, welche auf Grund deffelben die Einrichtung der Sendgerichte ausbildete. Zum 
päpftliche Anerkennung (vgl. Biener, Beiträge zur Geſchichte des Inquiſitionsproceſſes 3t' 
wurde hieraus ein allgemein giltiges Inſtitut des canonifchen Procefich, welches wei 
auch in England zur Geltung gelangte. . 

In den Ländern der fränkiichen Monarchie bat fi das Nügeverfahren des wir 
lichen Proceſſes auch nach Auflöfung‘ verjelben erhalten. Wir finden es im Deutihlar 
als Rüge, in Flandern als Veritas, Coye Verits, in franzöfifchen Coutumes ſpurenha 
al8 Enquäte oder auch Jurée. In England wurde e8 dur die Normannen in ar— 
gebehnteitem Maße in Uebung gebracht und mit den og. Fridborgs in Verbindung & 
ſetzt, einer ſpecifiſch engliſchen Einrichtung, die eine Haftung der Gemeinden für beitummt 
m ihrem Bezirk begangene Verbrechen zur Grundlage hatte. Inquiſitiones zur 
Erzielung einer Rüge wurden im 12. und 13. Jahrh. von den Vicecomites und da 
Reiferichtern nach beftimmten Prageartifeln vorgenommen. Die Unterfuchung über &: 
brechen wird baber vorwiegend vom fiscaltichen Gefichtöpunfte aus und zugleich mi it 
Inquifitio über königliche Gerechtſame geführt. Erſt feit Eduard IIL erſcheint die lee! 
getrennt von her Inquiſitio über größere und kleinere Criminalfachen. Beſondere um: 
tionen bat die Jury, welche der Coroner aus der Nachbarfchaft beruft, um bei unnalir 
lichen Zodesfällen die Unterfuchung über die Todesurſache zu führen. J 

Die Rüge wird durch mindeſtens zwölf legales homines ausgeſprochen. Cie heig 
presentement oder indietement, der Gerügte Rectatus, Indictatus. 

Bis ins 14. Jahrh. findet ſich nur eine aus den einzelnen Hunbertfchaften au: 
wählte Rügejury. Seit dieſer Zeit taucht eine neue Einrichtung, der Grand Enquett; 
auf, welder von den föniglichen Yuftictarien gehandhabt wird. Es ift das eine Jım 
von vierumdzwanzig Geichwornen (wenn möglich Rittern) aus der ganzen Grafklt 
welche in der Grund Jury, die zur Attainte in Civilfachen benügt wurde, ihr York 
haben dürfte. Als fih das Amt der Friedensrichter ausgebilvet hatte, übten.dieſe de 
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ihnen zufallende Criminaljurisdiction in ihren vierteljährigen Grafſchaftsſitzungen gleich⸗ 
falls unter Mitwirkung einer Jury und zwar einer großen Jury aus. 

Während die der Hundertſchaft entnommene Rügejury der Vicecomites und Juſti⸗ 
ciarii außer Gebrauch kam, iſt die urſprünglich aus der Grafſchaft gewählte große Jury 
bie Grundlage der heutigen Anklagejury geworden. Doc wurde ſie nicht mehr aus 24, 
ſondern höchſtens aus 23 Geſchwornen gebilvet, um bie zur Giltigfeit eines Spruches 
erforderlihe Majorität von 12 Stimmen erlangen zu können. Ferner bat fie im Lauf 
der Zeit ihren Charakter als Rügejury verloren. Der charakteriftiiche Unterſchied Liegt 
in Folgenden. 

Die Rügejury gab auf amtliche Inquiſitio Hin Anzeige von Verbrechen, um die fie 
wußte. Nun kam e8 aber Ichon im Mittelalter vor, daß eine klagberechtigte Partei bei 
der Rügejurp eine Denunciation einbrachte und wohl auch die Geſchwornen inforntrte, um 
auf diefe Weiſe ein Indictement herbeizuführen und bie Erhebung einer. rechtsförmlichen 
Klage, eine® Appeals, zu umgeben, die wegen der Folgen, die mit der Sachfälligkeit 
verbunden waren, fir den Kläger jehr gefährlich werben konnte Im Anfchluß daran 
bat ſich das moderne Verfahren entwidelt, welches darin befteht, Daß der Denunciant 
als Kläger im Namen der Krone (prosecutor) eine fchriftliche Klage, eine Bill of In- 
dietement einreiht, über deren Zuläffigfeit die Anflagejury nach Vernehinung des An- 
klägers und feiner Zeugen enticheidet, indem fie durch den Ausſpruch „true bill“ den 
Besihtigten formell in den Anflagezuftand verjegt oder Durch ein „not found“ die An- 
flage als grundlos bezeichnet. Die freie Rüge (zum Unterfchied vom eben gefchilverten 
Indictement nunmehr Presentement genannt) ift daneben außerorventlich felten geworben, 
ohne ausprüdlich aufgehoben zu werden (cf. Biener I, 143). | 

2) Die Urtheiljury in Straffaden. 

Die Anwendung eines Inquiſitionsbeweiſes in Criminalfahen war dem fränfifchen 
Rechte unbelannt. Ihr fland namentlich der Grundſatz entgegen, daß in Straffachen 
Niemand eine Ueberführung durch Zeugen zu dulden brauchte. Diefe Anſchauung haben 
das altfranzöfiihe, normannifche und anglonormannifche Recht gewahrt. Ein Beweis- 
verfahren (und zwar ein formales) wurde nur durch Rüge oder Klage vermittelt. Die 
Klage in Capitalſachen hatte fich zu einer fampfbebirftigen auögeftaltet, indem der Kläger 
der Erhebung des Klagvorwurfs die Worte beifügen mußte: Et hoc paratus sum pro- 
bare per corpus meum, fo daß der negirenden Antwort des Beflagten ein Kampfver⸗ 
trag der Parteien folgte. Bei Kampfunfähigen vertrat ein Ordal die Stelle des geridt- 
lichen Zweikampfs. Dieſem Verfahren ftellt ſich zuerft ausnahmsweiſe, dann facultativ 
die Entſcheidung durch eine Beweisjury zur Seite. In England und in der Normandie 
finden fih Schon im 12. Jahrh. Beiſpiele dafür, daß der König dem durch Appell Be- 
klagten ein in der Regel um Geld erwirfted Breve gibt, Durch das er ihm genattet, ſich 
auf den Spruch einer Jurata zu berufen, die dann mittelbar oder unmittelbar über die 
Schuld oder Unſchuld des Beklagten entſcheidet. Ebenſo fing man an in Fällen der 
Rüge oder einer wegen vorliegender Verdachtsgründe ex officio erfolgten Anſchuldigung 
die freiwillige Unterwerfung unter den Sprud einer Jury (se ponere super patriam, 
se mettre en enguöte loiale) zu geftatten,. der dann das einfeitige Orbal, das fonft 
zur Anwendung gekommen wäre, erfeßte. 

Entjcheidend für vie Aufnahme der Beweisjury in das ordentliche Criminalverfab- 
ren wurde das Verbot der Orbalien durch die Kirche, welches 1219 in England reichs⸗ 
geleglich anerkannt wurde. Da die Drbalien das regelmäßige Reinigungsmittel gegen 
die Rüge geweſen, trat nun die Yurata, die loial Enquäte, an deren Stelle. . Doc, hielt 
man in England und in der Normandie (von faum bemerfenswerthen Schwankungen ab- 
geiehen) an dem Grunbfate fell, daß Jemand durch eine Jury nur dann in giltiger 
Werte fchuldig geſprochen werden könne, wenn er fih auf den Spruch ver Patria als 
fein Bertheidigungsmittel berufen hatte. Weigerte ſich der Berbächtigte deſſen, jo ſuchte 
man in echt engliſchem Geiſte die Unterwerfung unter die Jury zu erzwingen, indem man 
gegen ibn bie peine forte et dure anwendete, eine Marterung, bie tm Laufe der Zeit 
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ſo ſehr verſchärft wurde, daß fie häufig den Tod des Inculpaten zur Folge hatte. In 
Fällen des Appells wurde es dein Beklagten freigeſtellt, ſich auf den Kampfvertrag cu- 
zulaſſen oder ſich einer Jury zu unterwerfen. Doch kam der gerichtliche Zweikampf all: 
mälig aufer Gebrauh und fand fo felten ftatt, daß man fi erft im 9. 1819 durd 
ben Casus Thorton veranlaßt ſah, ihn durch Parlamentsacte aufzuheben. 

Die Beweisjury, die fih auf die angegebene Weife in Straflachen ausgebilvet, eni- 
lehnte ihre Formen der Jurata des Civilproceſſes. Länger als dieſe hat fie Dagegen te 
Charakter der Beweisjury gewahrt. Erft unter Seinrih VIII., alfo im 16. Jahrb, 
fehen wir den Beweis der Anjchuldigungen vor den Gefchwornen völlig ausgebildet, mät- 
rend der Vertheidigungsbeweis zum Theil erft im 18. und 19. Jahrh. zur vollen Gi: 
tung gelangte. 

Merfen wir einen Nüdblid auf die taufendjährige Gefchichte der Jury, jo fällt ver 
allem in die Augen, daß fie im Laufe der Zeit etwas total Andered gemorden, ale ir 
uriprünglich geweſen ift. Dennoch hängt Die Jury von heute in einem Punkte won pru: 
cipieller Bedeutung mit den Grundjägen des germanifchen Beweisrechts zuſammen, an 
denen fie allınälig herausgewachſen if. Das Geriht, Das auf den Spruch einer Im 
Hin über die Eühne der vorliegenden Rechtöverlegung urtheilt, nimmt zur Bemeisftss: 
biefelbe Stellung ein, wie die altgermaniſchen Urtheilfinder. Wie im altveutichen Preceñe 
das Beweisverfahren ein fertiges, in ſich abgeſchloſſenes Ergebniß lieferte, das nicht © 
der vichterlichen Prüfung bedurfte, jo tft aud im Schwurgerichtsverfahren Die Entice- 
dung der Beweisfrage ein vom richterlihen Ermeſſen unabhängiges Product Des Pro 
ceſſes. Während die fubjective Weberzeugung des Gerihtd vom Deweisverfahren ausz- 
ichloffen blieb, Hat die Jury als ein urjprüngliche Beweismittel durch die allmälz 
Umbildung zur Urtheiljurg den Rahmen für die Entwidelung eines materiellen Bewe:e 
rechts abgegeben. 

Fit: Rogge, Gerichtsweien ber Germanen, $. 44, 15820. Lubwig v. Maurer, Gda 
des altgerm. ꝛc. Gerichtsverfahrens, 1824. Phillips, Berfuh einer Darftellung ver &:ri:. 
des angelſächſ. Rechts, 1525. Fr. Aug. Biener, Beiträge zu der Geſch. des Inquifitionspic- 
cefie® und der Gejhmwornengerichte, 1927. Phillips, Engl. Reichs- und Rechtsgeſch. ın2 
(tl, 283 ff), Raynolds, De vera judicii juratorum origine, natura et indole, i»4. 
Dablmann, Megmweiler durch die Geſch. der engl. Jury, Zeitſchr. für deutſches Recht. X, 155, 

46. Fr. X. Biener, Zur Gef, der engl. Jury, Zeitſchr. für deutiches Hecht, XTJ, 37, 
18417. Fr. U. Biener, Abhandl. aus dem Gebiete der Rechtsgeſch., 1. Heft, 1816. Gin- 
dermann, Gef. der Entftehung ber Jury 1847. Diichelfen, lieber vie Genefiß Der Sum, 
1847. Wilda, Ueber ben cprung der Geihwornengerichte, Verhandlungen des Yühzcder 
Germaniftentags, 1848. v. Daniels, Urfprung und Werth ber Gefchwornenanftalt, 1846. 
v. Maurer, Die reipflege, 1848. Köftlin, Der Wendepunkt des deutſchen Strafverfahrens, 
1849, und Derfelbe in ber Zeitjchr. für deutſches Recht XII, 106. Gundermann, Ti 
Einftimmigleit der Gefhwornen, 1849. Köftlin, Geſchwornengericht für Nichtjuriften, 1% 
Gneiſt, Bildung der Gefhmornengerichte, 1849. Biener, Das engl. Geſchwornengericht. 3.8: 
1852 — 1855 (Hauptwerk in Deutfhland). Konrad Maurer in Kritifche Ueberſchaun, V., 
180 ff., 332 fj., 1657. Johm, In fontibus antiqui Juris dithmarici „Nemede“ inveni- 
tur. Qualis sit ejus natura et qualis cohaerentia cum jyratorum judicio Angliae quae 
ritur. Dissertatio 1860. Gunder mann, Engl. Priv.R. I, 1861. Heinrich Brunden, 
en und Inquifitionsbeweis der Karolingiihen Zeit 1866, Gneift, Engl. Commmnatr::- 
affung, 2. Aufl. I, 96 ff., 168 ff. Engl. Verwaltungsrecht, 1867, I, p. 178. 

Hickesius, Linguarum vett. septentrionalium Thesaurus T. II. Diss. epistolaris, 
1703, Hale, History of the Common Law, chapt. XII. 6tb- ed. 1820. Reeves, Hi- 
story of the Engl. Law, 1669. Philipps, Des pouvoirs et des obligations des jurys, 
1819. Probert, Ancient Laws of Cambria, 1823. Palgrave, The Rise and Pre 
gress of the English Commonwealth, 2 Bbe. in 4., 1832. (Starkie) On the trial by 
jury, Law Review and Quarterly Journal of british and foreign Jurisprudence X. }, 
Aug. 1845, Art. Iv. Forsyth, History of Trial by Jury, 1852. — Repp, A histor- 
cal treatise on trial by jury, 1832. Deutih von Buß, 1835. Schlyter, Anmärkningar 
angaaende det forna förhallandet emellan domare och nämd in deſſen Juridiska At- 
handlingar, Upsala 1836, 209—37. Nordström, Bidrag till den Svenska Samhälls- 
författninges Historia 11, 775—785 (citirt bei &. Maurer l. c.). Worsaae, Den danske 
Erobering af England og Normandiet, 1863. 
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Mayer, Esprit Origine et Progres des Institutions judiciaires, 1819. Couppey, 
Du Jury ,en Normandie, Mem. de la Societe academique de Cherbourg, 1838. Ra- 
thery, Etudes historiques sur les institutions judiciaires de la Normandie, Extrait de 


la Revue frangaise, 1839. De la Rue, De origine du Jury, Nouveaux Essais histo- 
istoire du Droit criminel, 1854 — 1860. 


riques sur la ville de Caen, 1842, Duboys, 
Ambroise Buch®re, Etude historique sur les origines du Jury, 1862, aus ber Revue 
hist. de droit fr. et etranger. — Füur ſlaviſchen Urprumg plädirt in recht confuler Weiſe 
Maciejowski, Historia prawodawstw slowidnskich; wydanie drugie, tom. III, 192, 
340 ff., Warſchau 1859. Heinrih Brunner. 


Schwurgericht ift diejenige Gerichtöform, in welcher zur Feſtſtellung des juriftifch- 
relevanten Sadwerhaltes im Gegenfag zur Präcifirung der daraus fich ergebenden praf- 
tiihen Conſequenzen (alfo zu dem beclarativen Theil des Urtheils im Gegenſatz zu dem 
dispofitiven) Staatsrichter und aus der Bevölkerung von Tall zu Tall herbeigerufene 
Männer, von welden juriftifhe Bildung nicht gefordert wird (Geſchworne), ohne zu 
einem Collegium vereint zu werden (Schöffengeridt, |. d. Art.), zulammen- 
wien. Zur Stunde bat das Sch. für den Continent noch lediglich für den Straf- 
proceß Bedeutung, weshalb im Folgenden aud nur von der Criminaljury gejprochen 
wird. Für den Strafproceh nun liegt die ſcharfe Grenzlinie zwiichen den Functionen 
der Nichler= und der Geſchwornenbank dort, wo dem Ausſpruch über die Schuld ber 
über Strafe, Proceßkoſten und Privatanfprücde folgt. Der Ausſpruch über die Schuld 
und zwar in einer Form, in welcher er nicht blos die Feltftellung nadter Thatjachen, 
ſondern die Subfumtion derfelben ımter die gefeglichen Ausdrücke umfaßt, kommt der 
Geſchwornenbank zu. Die Richter haben an diefem Ausſpruch nur mittelbaren An- 
theil, infofern fie nämlich dafür zu Jorgen haben, daß der Ausſpruch nur auf Grund 
eines ſtreng gefetlichen Verfahrens und insbejondere eines den pofitiwen und aus ber 
Natur der Sache entipringenden Regeln entfprechenven Bewersverfahrens ergehe, daß den 
Geſchwornen die zur Enticheidung des concreten Falles erforderliche Nechtöbelehrung zu 
Theil werde und daß dur Formulirung der von ihnen zu beantwortenden Fragen bie 
ſachliche und formelle Correctheit ihres Wahrſpruches und die Einſchränkung deſſelben auf 
den Gegenftand der Verhandlung und auf die ihn betreffenden Rechtsnormen gejichert 
werde. Ber richtiger Auffaffung ſoll das Sch. als ein integrivender und organic ein⸗ 
gefügter Theil der Gerichtäinftitutionen des Landes erſcheinen; die Geſchwornen müſſen 
ſich als Richter fühlen, d. h. einerſeits als Diener und Organe des Geſetzes, denen eine 
genau abgegrenzte Yunction zukommt, andererſeits aber and) als unabhängige Männer, 
die ihre Entſcheidung lediglich nach gewifienhafter Ueberzeugung einrichten. 

Aus diefer Grundanſchauung ergeben fih für die Stellung und Einrichtung des 
Schwurgerichtes folgende Confequenzen : 

1. Die Jury iſt feine politifhe Inftitution, over fie ift ed nur in dem . 
Einne als Alles, was eine gute und unabhängige Yuftiz fihert, Gegenftand auch einer 
berechtigten politifchen Forderung iſt. Alles, was ihr einen ſpecifiſch-politiſchen Charakter 
beilegt, ſchädigt ihre Wirkſamkeit und fälfcht ihren Charakter. Yu vermeiden iſt daher 
vor Allem eine Einrichtung, welche ihre Aufgabe unter dem Einfluß fpecifiich = politifcher 
Momente abgrenzt: es fol fein, fonft zur Verhandlung vor Geſchwornen ſich eignendes Delict, 
darum, weil e8 mit politifchen Kämpfen zufammenhängt, der Jury entzogen; ebenſo 
wenig aber foll es ihr lediglich aus dieſem Grunde zugewielen werden. Noch viel be= 
denflicher wäre &8, die Jury ausſchließlich für —5 Proceſſe zu conſtituiren, und 
eben darum iſt es — wenn es gleich wahr iſt, daß Preßdelicte aus juriſtiſchen 
Grunden ſich vorzugsweiſe für Schwurgerichte eignen — ein großer Fehler, Schwurge— 
richte lediglich für Preßſachen, die doch zumeiſt eine politiſche Seite haben, einzuſetzen (wie 
z. B. 1869 in Oeſterreich geihah). Neben der Beſtimmung der Competenz iſt es 
namentlich die Art der Bildung der Geſchwornenliſten (ſ. d. Art.), worin ſich 
manifeſtirt, daß der Geſetzgeber der Jury einen politiſchen Charakter beimißt. Wenn 
man die Dualifiention für den Geſchwornendienſt mit der Wahlberechtigung für die 
Volksvertretung identificirt, fo thut man fein Möglichftes, um den Gefchwornen glauben 
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zu machen, daß er nicht als Richter, ſondern als Volksvertreter auf der Geſchwornen⸗ 
bank fite und daß die öffentlihe Meinung ftatt der Stimme feine Gewiſſens aus ıbın 
ſprechen ſolle. Wenn man die Berufung zum Gefchwornendienft von dem Ermeſſen fa 
ed eined Adıniniftratiobeamten, ſei e8 einer ſolchen Commiſſion, die naturgemäß politiſde 
Rückſichten über alle anderen ftellt, abhängig macht, jo Darf man fi) nit wundern 
wenn der Gefchmorne fich als Parteimann fühlt und beträgt. 

2. Die Geſchwornenbank muß bei Löſung der ihr zugewieſenen Aufgabe unab: 
hängig vom Gerichte bleiben; es ift daher in hohem Grade zu mißbilligen, wenn be: 
Präfident oder der Gerichtähof bei Entſcheidung von Imeidenzftreitigkeiten, durch Bemer⸗ 
fungen, die fie fallen laffen, durch Beengung des Beweisverfahrend, dur eine den Ge 
ihwornen die Freiheit der Beurtheilung vwerfümmernde Faflung der Frage Die Uncl- 
hängigkeit der Jury beeinträchtigen. Die Jury darf aber auch andererjeitö nicht ver- 
geilen. daß ihr beftunmte Attributionen zugewiefen find, nicht in die Functionen dei 
Richters, des Begnadigers oder des Geſetzgebers eingreifen wollen, nicht nach demjeniger 
ftreben, was man wohl auch geradezu die Allmadt Der Jury genannt Hat. Tr 
Feſtſtellung des berechtigten Gebietes der Jury iſt in Frankreich aus Dem doppelter 
Grunde mißlungen, weil man von einer falſchen Grundanſchauung der Aufgabe der my 
liſchen Jury auöging und weil man von allen Seiten ber immer wieder die Politi! ar 
milchte. Die deutichen Gefeßgebungen übernahmen anfangs die franzöſiſchen Einrichtungen 
ohne genauere Prüfung und nur fehr allmälig bricht fih (um Theil auch mit Hülfe 
der Polemik über den Werth der Jury) eine richtigere Auffaflung Bahn. So lange mır 
in Abrede ftellt, daß der Wahrjpruch der Jury die Subfumtion unter das Strafede; 
vollzieht, jo lange wird man auch nicht in die Lage fommen, die Wechſelwirkung ven 
Richtern und Geſchwornen einfach und natürlich zu regeln, und Vorſorge ſowohl gegen 
Irrthümer der Geſchwornen, als gegen die Irreführung derſelben zu treffen. 

3. Die Jury wird fih nie als eine rihterliche Imftitution darftellen, werm 18 
Schwurgerichtöverfahren nicht in das Ganze des Strafproceſſes organiſch eingefügt if. 
Der beredtigten Singularitäten des Schwurgerichtsverfahrens gibt e8 nur ich 
wenige; fie laſſen fi in der That auf zwei Duellen zurüdführen: die Nothwendigken 
des Zuſammenwirkens zweier von einander unabhängiger Körper, und den Umſtand, def 
bei der Bildung der Geſchwornenbank der Zufall und gewifje Parteienredite (Ablehnung. 
Zuftellung der Liſten xc.) eine gewiſſe Rolle jpielen, vermöge deren bie Parteien verlange 
können, daß der formgeredite Ausſpruch dieſer Jury bindend bleibe. Singularitäten 
welche ſich nicht ftreng aus biefen Grundurſachen ableiten laſſen, tragen nur dazu bei, ruf 
die Jury gemiffermaßen ald außer ben gemeinen Rechte ftehend angeiehen werde. Cs ii 
daher nicht zu billigen, wenn bei der Verſetzung in Anklageftand, bei der Yeftfegung tes 
Einflufjes, den das Geſtändniß auf das Verfahren übt, die Schwurgerichtöfälle weſentlich 
anders behandelt werden, als andere Straffälle.. Noch tiefer aber muß es Das Rechts 
gefühl verleben, wem etwa bie fländigen Gerichte an Beweisregeln gebunden werben, 
währerd Daneben Geſchworne das Recht ver freien Beweiswürdigung üben, wenn für 
Ausfprüde der Nichtercollegien über die Schuldfrage die einfache Stimmenmehrheit ge- 
nügt, während bet der Jury eine künftlihe Majorität gefordert oder ihr Abgang dazı 
benugt wird, die Entſcheidung dem Richtercollegum zuzufchteben, — wenn der richterlide 
Ausſpruch über die Schuldfrage der Berufung unterworfen ift, währen der der Jur 
etwa nicht einmal durch die Nichtigkeitsbeſchwerde anfechtbar ifl. 

Der größere Theil der bier gerügten Uebelſtände findet ſich noch in der überwiegen⸗ 
ben Mehrzahl der deutſchen Schwurgerichtögefege ; die nachfolgende Skizzirung derſelber 
beſchränkt fih daher auf die Hervorhebung der wichtigſten Eigenthümlichkeiten (wobei vie 
Beltimmungen über die Bildung der Gefhmwornenliften, melde Gegenftand eines 
befonderen Artikels find, außer Betracht bleiben). 

1) Defterreih. U. 11 des Stantögrundgefeges über die richterliche Gemalt vom 
21. Dec. 1867 lautet: „Ber allen mit ſchweren Strafen bevrobten Verbreiten, melde 
das Gefeg zu bezeichnen Hat, jo wie bei allen politifchen oder durch ven Inhalt einer 
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Druckſchrift verübten Berbrehen und Vergehen enticheiven Geſchworne über die Schuld 
des Angeklagten.” Während über den Entwurf emer Strafproceßordnung, welche diefen 
Anforderungen entiprict ,, beratben wird, ıft vorläufig durch zwei Gelege vom 9. März 
1869 die Jury Lediglich für Preßſachen eingeführt. — Das Berfahren ift das 
allgemein üblide; beroorzubeben ift nur, daß gegen das auf den Wahrfpruch gebaute 
Erkenntniß des Schwurgerichtshofes Die NichtigteitSbeichwerde auch zum Nachtheil des 
Angeklagten (mit Einſchränkungen, vermöge welder namentlih Mängel der Procedur 
fofort geltend zu machen find) ergriffen werden Tann. 

2) Preußen. Das die Verfaffung abändernde Gele vom 21. Mai 1852 ver- 
fügt: „Ber Berbrehen” (im Gegenjat zu Bergehen und Uebertretungen) „erfolgt die 
Enticheivung über die Schuld des Angejchuldigten durch Geſchworne, injoweit ein mit 
vorheriger Zuftunmung der Kammern erlafienes Gejeg nicht Ausnahmen beftummt.‘ 
Solde Ausnahmen bejtimmt zunähft das Gefeg vom 25. April 1853 (au für die 
neuerworbenen Ränder publtcirt), welches dem Kammergericht (und zwar behufs der Urtheild- 
fällung einem Senat von zehn Mitgliedern) die Entjcheidung über Hodwerrath, Landes⸗ 
verrath und die ſchwerſten Fälle der Beleidigung der Majeftät und der Mitglieder des 
Königl. Hauſes und feindlider Handlungen gegen befreunvete Staaten überträgt. — 
Außerdem bat das Geſetz vom 22. Mai 1852 den Schwurgerichten die Entſcheidung 
über die Verbrechen des Diebftahls und der Hehlerei nur in den allerfchweriten Fällen 
gelajfen, und denſelben vie Aburtheilung tiber Verbrechen folder Perfonen ,. welche zur 
Zeit der That das ſechszehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, entzogen. (Ueber⸗ 
einftimmend $. 13 der Str.P.D. für die neuerworbenen Länder.) -— Die Berfegung in An- 
klageſtand erfolgt in Schwurgerichtsfällen in der Weife, daß zunächſt die Rathskammer 
Des Unterfuchungsgerichtes und fodann die Anflagelammer des Appellationsgerichtes Be⸗ 
ſchluß faßt. — Legt der Angeklagte in der Hauptverhandlung ein dem Gerichtshof ge 
nügendes Geftändnig ab und befteht auch bezüglich der die Ausichliegung oder Milverung 
ver geſetzlichen Strafe begründenden Thatfachen fein Widerftreit der Behauptungen, To 
unterbleibt die Verhandlung vor den Geſchwornen und der Gerichtshof allein fällt das 
Urtheil. Iſt der Angeklagte von den Geſchwornen nur mit fieben Stimmen ſchuldig er- 
Härt: fo entjcheivet der Gerichtshof die Schuldfrage. — Sit der Ungeflagte von den Ge— 
ſchwornen „nicht ſchuldig“ geiprocken, To fteht in den alten Provinzen der Staatsanwalt: 
ſchaft die NichtigkeitSbejchwerde wegen Tormverlegung nur dann zu, wenn durch die Zu— 
fammenfegung des Schwurgerichtö oder durch die Art der Fragenftellung Nichtigfeit be- 
gründet iſt. (Die Str. P.O. für die neuerworbenen Länder Tennt in dieſer Hinficht einen 
Unterſchied zwifchen Staatsanwaltihaft und Angeflagten nicht, während in den Rhein— 
landen nah franz. R. die Ordonnance d’acquittement jede Nichtigkeitsbeſchwerde 
ausihlieft.) 

3) Oldenburg (Str.Pr.d. vom 2. Nov. 1857.) Das Schwurgericht ift com⸗ 
petent „un Anfehung der Verbrechen (im Sinne der Dreitheilung), der politiichen Ber- 
gehen, ſowie derjenigen Preßvergehen, melde von Amtöwegen verfolgt werden“ (U. 7.). 
Zur Verfegung in Anflageftand wirken Raths- und Antlagefammer mit. U. 335 8.3: 
Eind die Geſchwornen der Anficht, daß der Angeflagte ded Verbrechens, auf welches bie 
Anklage ausdrücklich gerichtet iſt, nicht ſchuldig jet, wohl aber eines der Verbrechen oder 
Bergehen, auf welches die Anklage fhllihmeigend gerichtet ift (A. 2258), fo find fie be= 
fügt, das Schuldig hinſichtlich dieſes Verbrechens oder Vergehend auszuſprechen, wenn 
auch deshalb Feine Fragen geftellt find. Ihre Antwort iſt dann: „Nein, aber ſchuldig 
dieſes oder jene® Verbrechens oder Vergehens“. Zur Berurtheilung wird Zweidrittel⸗ 
Mehrheit gefordert. Bezüglich der Nichtigkeitsbeſchwerde ftehen Staatsanwalt und An= 
gellagter einander gleich. 

4) Braunfhweig. Der $. 8 des Gefeges tiber die Gerichtöverfaffung vom 
21. Aug. 1849, welcher den Schwurgerichten zuwies „alle ſchweren, politiſchen oder von 
Amtswegen zu verfolgenden, durch die Preſſe begangenen Verbrechen” (das Wort im 
weiteren Sinne — Delict), wurde fchon durch Gef. vom 9. Febr. 1855 inſoweit ab⸗ 
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geändert, als über politiſche Verbrechen die „nad der Größe der Strafe zuſtändigen Ge⸗ 
richte erfenmen follen“. Das Gef. vom 7. Mai 1858 präcfirt dann die Competenzbe⸗ 
ftimmung: „Weber alle mit Zuchthaus-, Ketten= oder Todesſtrafe bedrohte Verbrecher 
und außerdem über gewiffe Amtsverbrechen. — Nur in Braunſchweig ift der Er. P.O. 
der Grundgedanke untergelegt, daß das Schwurgericht nicht als Ausnahmsgericht erſcheinen 
dürfe; es entfcheiden darum auch die ftändigen Richter, wo fie allein fungiren, ganz nad 
Art der Jury: fie müſſen einen einftimmigen Wahrſpruch abgeben, welder die Grund 
lage der weiteren Verhandlung bilvet, und andererſeits feiner Berufung unterliegt. — 
Zur Verfegung in Anklageftand bedarf es auch in Schwurgerichtsſachen nur bes Be 
Ichluffes eines Collegiums. — Die Geſchwornen find, wenn fie fi über die Beant- 
wortung der Hauptfrage, welche „Das Verbrechen nach jenen. geſetzlichen Merkmalen an⸗ 
zugeben” hat, nicht einigen können, berechtigt, „den Thatbeſtand des in Frage ſtehenden 
Verbrechens in deſſen einzelne Beftandtheile von dem Gerihtähofe auflöfen zu laſſen umd 
über die hiernady gebildete Reihe von Einzelfragen fpecielle Fra ie abzugeben” 
(8. 140 der Str. P.O.). — Hinſichtlich der Rechtsmittel fteht, wie Schon angedeutet, das 
Erkenntniß des Schwurgerichts anderen Urtheilen gleid). 

5) Thüringen Die Str. PD. von 1850 hatte für den Begriff des Berbredens 
im engeren Sinne und damit für die Competenz der Gefchwornen nicht blos die Schwere 
der Strafe, ſondern auch die Rüdficht auf die politiiche Bedeutung gewiſſer Delicte und 
auf ihre Verübung durch die Preffe als maßgebend angelehen. Hiervon fam e8 durch 
das Weimar. Gel. vom 9. Dec. 1854 gänzlich bezüglich der Prefpelicte, faft ganz be 
züglich der Delicte von politifchein Charakter ab. - Berathung der Verlegung in An 
flogeftand nur durch ein Collegium (8. 31 d. Nov. v. 1854). — Die Geſchwornen 
„können, wenn fie glauben, daß einzelne in der Trage enthaltene Umftände ſich ganz an- 
ders verhalten, ftatt bloßer Verneinung der Trage, dieſelbe unter Beifügung ver fih 
anderd verhaltenden Umftände bejahen” (A. 291 d. Str. P.O. von 1850). Keine Be 
günftigung des Angellagten bezüglich der Nichtigkeitsbeſchwerde. 

6) Bremen. Für die Zuweiſung an das Geſchwornengericht entichetvet in ter 
Regel die Qualität und Dauer der zu erfennenden Strafe (8. 19 d. Str. P.O. v. 1863". 
Zimeigliederige Prüfung der Verſetzung in Anklageftand. — Die Geſchwornen können die 
Fragen theilmeife bejahen, theilweife verneinen (8. 505. Pal. Thüringen). 

7) Hamburg. Bor das Geſchwornengericht gehören 1) als ſchwere Straffacen 
Diejenigen, in denen Todesſtrafe oter eine höhere als dreijährige Freiheitöftrafe beantragt 
wird, 2) Unflage wegen politiſcher Vergehen" (5. 24 des Geſetzes, betr. die Abäner. in 
ber Gerichtöverfaffung vom 30. April 1869). — Ueber die Verlegung in Anklageſtand ent: 
icheibet nur die Anflagelammer des Obergerichts, welche jedod darüber jedesmal Bera- 
thung zu halten hat, während bei der Einleitung der Verhandlung vor dem Strafgerikt 
collegiale Berathung nit nöthig ıft (88. 136— 139, 194— 201 d. Str. PO. v. 30. April 
1869). Das Strafgeriht kann gegen den Angeflagten in der Schuldfrage mur mıt 
einer Mehrheit von 4 Stimmen (unter 5) entfcheiden und diefe Entſcheidung tft inappel- 
Yabel (88. 181 und 261). — Ein dem Gerichtshof ausreichend ſcheinendes Schulobe 
fenntniß des Angeflagten bewirkt, daß der Gerichtshof auch in Schwurgeridhtsfällen chn: 
Auziehung von Geſchwornen entfheidet (8. 205). — „Die Geſchwornen können ten 
Borfigenden zur Vornahme von Handlungen auffordern, welche geeignet erfcheinen, Auf⸗ 
klärungen über Punkte herbeizuführen, die fiir die Beurtheilung der Sade von Erbeblid- 
feit find” ($S. 207). Den Geſchwornen ift geftattet, eine Trage theilmeife zu bejahen umnd 
andere Umftände an die Stelle verneinter zu fegen ($. 217). Winden die Geſchwornen 
den Angeflagten nur mit ftieben Stimmen ſchuldig, ſo geht die Entichetdung auf ven 
Gerichtshof tiber, welcher dieſelbe nad) Stimmenmehrheit fällt (8. 221). Bezüglich ver 
Nichtigkeitsbeſchwerde feine Begünftigung des von der Jury Freigeſprochenen. 

8) Königr. Sachſen. (elek, betr. das Verfahren in den vor die Gefchwornen 
gewiefenen Unterfuchungsjachen, vom 1. Det. 1868). Die Competenz ift jo geordnet, 
daß vor die Geſchwornen gewille Verbredden (darunter Hochverrath, Staatöverratb, Ma⸗ 


Schwurgericht. 443 


jeftãtsverbrechen, Thätlichfeit gegen die Familie des Staatsoberhauptes und fremde Re— 
genten, nicht aber auch geringere Preß- oder politiſche Verbrechen) unbedingt, andere 
Dann gehören, wenn auf Zuchthaus- oder Arbeitshausftrafe von längerer als vier- 
jähriger Dauer erkannt werden kann. Bor das Gefchwornengeridht werden nicht ge 
ftellt Perfonen, welche zur Zeit der That das achtzehnte Lebensjahr noch nicht wollendet 
Hatten ($. 17 3. 2), ferner jene, welche ſchon in der Unterfuhung ein der Anflagefammer 
genügendes Geftändnig ablegten und dabei in der Hauptverhandlung vor ven Bezirks⸗ 
gericht beharren (88. 34 — 37). Die Gelchwornen können bei Berathung des Wahr: 
ſpruches beichliegen, daß Zeugen, deren Beeidigung unterblieb, weil der Gerichtshof ihre 
Ausfage als unwahr anſah, beeidigt werben jollen (8. 44). Die Entſcheidungen des 
Schwurgerichtshofs über die die Frageftellung betreffenden Anträge find zu begründen, um 
der Nichtigkeitsbeſchwerde jichere Anhaltspunkte zu bieten ‘S. 52). Im die Yragen find 
zwar die „geſetzlichen Merkmale“ aufzunehmen, allein die Reduction auf nadte Thatſachen 
Toll ftattfinden, wenn „ein ſolches Merkmal einen nicht allgemein befannten oder einen 
in feiner Anwendbarkeit auf den vorliegenden Rechtsfall nicht unbeftrittenen Rechtsbegriff 
enthält” ‘( h 66). „Die Geſchwornen find befugt, die Stellung von Zuſatzfragen, von 
deren Nothwendigfeit fie bei ihrer Berathung fich überzeugt haben, ſowie die Aenderung 
ver geftellten ragen zu beantragen ($. 79), ferner der Antwort auf die geftellten Fragen 
„beſondere AZufäge zur näheren Erläuterung‘ beizufügen (88. 77 und 80). Gegen Die 
Strafdemeffung kann der Angeklagte, wie in anderen Fällen, Berufung ergreifen. Neben 
den Schwurgerichten bejtehen die Schöffengerichte (ſ. d. Art.) für die Mittelflaffe 
der Delicte. 

9) Baiern. inführungsgefeß zum Strafgefegbudh vom 10. Nov. 1861 U. 31 
Abſ. 1: „Die Echmwurgerichte urtheilen tiber alle Verbrechen und iiber diejenigen Ver⸗ 
geben, welche mittels eine® Preßerzeugniffes begangen werden.” — Das das Berfahren 
regelnde Gejeß vom 10. Nov. 1848 jchließt fi ganz eng an das franzöſiſche Vorbild an. 

10) Württemberg (Str. PD. vom 17. April 1868). Die Schwurgerichte find 
competent für mit Todes⸗ oder Zuchthausſtrafe bedrohte Verbrechen, dann fir (befonders 
Ipecificirte) Delicte von politifcher Bedeutung und für alle won Amtswegen zu verfolgende 
Prefvergehen (U. 1 SS. 1 und 2). Auch hier beſteht neben dem Schmurgericht 
das Schöifengericht (f. d. Art.) für die Mittelclaffe der Delicte; bezüglich der Ver- 
ſetzung in Anklageftand und der Rechtsmittel gegen das Endurtheil beftehen feine Singu= 
laritäten für das Schwurgericht. Die Geſchwornen können auf Mängel der Trageftellung 
aufmerffam machen (A. 363 Abf. 3). Die Gefchmornen Tönnen Fragen theilmeife unter 
Beifügung der fi) anders verhaltenden Umſtände bejahen; auch das „Schuldig” wegen 
einer Sandlung ausſprechen, auf welde die Anklage ftillichweigenb mit gerichtet iſt 
(U. 377). 

11) Baden. Ueber die Competenz verfügt das Geſetz über die Gerichtäverfaffung 
vom 19. Mat 1864 in der Weile, daß dieſelbe nicht blos alle ſchweren Verbrechen, 
Iondern auch alle wichtigeren Delicte politifcher Natur und von Amtöwegen zu verfolgenve 
Preßvergehen umfaßt, jofern die zu gemärtigende Freiheitäftrafe ſechs Monate überfteigt. 
Das Verfahren m Schwurgerichtöfällen ift demjenigen vor den Strafkammern im 
Mejentlichen parificirt. Das Verfahren bei der Verſetzung in Anklageſtand iſt gleichartig 
und kommt immer bemfelben Collegium zu; die Schuldfrage kann aud von der Straf: 
fommer nur mit emimenter Mehrheit (4 Stimmen) bejahend beantwortet werden ; Die 
Berufung iſt hier ebenfo wie in Schwurgerichtöfällen ausgeichloffen; die Nichtigfeitöbe- 
ſchwerde der Staatsanwaltichaft in beiden Procedurarten weſentlich beſchränkt (88. 298, 
373, 375 der Str BO. vom 18. März 1864). — Jeder Gefchworne kann Erhebungen 
und Veranlaffung von Aufflärungen beantragen (8. 275); desgleichen Aenderungen der 
Fragen (8. 280). | 

12) Großh. Heſſen. Str.P.D. von 1865. Die Competenz ift jo geordnet, 
daß die politiſche Seite der Delicte auf diefelbe weder einen pofitiven, noch einen negativen 
Einfluß übt (A. 20). — Die Berfegung in Anklageftand ift in Schwurgerichtsfällen anders 
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geregelt als in anderen (A. 254 ff.). Die Tragen find unter thunlicher Vermeidung 
nicht allgemein bekannter oder im gegebenen Falle beftrittener Rechtsbegriffe zu ftellen 
(U. 362), Wird das Schuldig uur mit einer Mehrheit von fieben Stimmen ausge⸗ 
ſprochen, fo geht die Entfcheivung auf den Gerichtshof über (A. 384). Hinfichtlich ver 
Nichtigkeitsbeſchwerde ftehen Staatsanwaltſchaft und Angeflagter einander im Wejentlichen 
gleih A. 459, vgl. mit U. 451). 

Lit.: Zur Orientirung in ber maflenbaften Literatur ber Polemik über ben Werth der 
Schmwurgerichte fei auf Zahariä, Handb. des beutfchen Strafprocefieß, I. S. 69 — 54, umb 
die daſelbſt verzeichnete Literatur verwiefen. Zur Ergänzung fei aus der fpäter hinzugewach⸗ 
ſenen Literatur hervorgehoben: Mittermaier, Erfahrungen über die Wirlſamleit der Schwur⸗ 
gerichte (Erl 1865). Hye, Ueber das Schwurgeriht (Wien 1864), Schwarze, Das deutſjche 

chwurgericht (Erl. 1865). Heinze, Parallele zwiſchen ber engl. Zum u. db. franz Ge⸗ 
fhwornengeriht. Erl. 1564. — Derfelbe, Gin beutiches Geſchwornengericht. Leipz. 1965. 
Slafer, Zur Juryfrage (Wien 1864). Walther in Krit. Vierteljahrsfarift III. ©. 147 fi. 
Wahlberg in der Oeſterr. Vierteljahrsſchrift AIV. Literar. Anz. S. 64 fi. (Zu beadtar 
ie auch Pisanelli, Dell’ Istituzione de’ Giurati, Torino 1856.) — Außerdem zur Orien- 
tirung über die wichtigften legislativen Detailfragen: Schwarze’$ Art. „Schwurgeridht” in 
Weiske's Nechtölericon Bd. 10. Meyer, That- und Rechtsfrage im Geſchwornengerichte 
‚ (Berl. 1860). Bar, Recht und Beweis im Gefchmornengerichte, Hannover 1 

afer. 


Schwurgerichtshof ift das Nichtercollegium, welches berufen ift, die Hanptver- 
handlung vor dem Schwurgericht zu leiten, über die ſich ergebenden Zwilchenfälle zu ent- 
ſcheiden, den Wahrſpruch der Gefchwornen entgegenzunehmen und zu prüfen und auf 
Grund deſſelben die weiter nöthigen Entſcheidungen zu fällen. Es ergibt ſich hieraus, 
daß feine Befugniffe und Aufgaben die eines jeden Collegiums in der münbliden Daupt- 
verhandlung über eine Strafſache find, mit jenen Modificationen, welche einerfeitd durch 
die Mebertragung eines Theils der richterlichen Aufgabe an die Geſchwornen, andererfeits 
dur die mehrfachen Vorrechte des Schwurgerihtspräfidenten (ſ. d. Art.) 
nöthig werden. 

In England, dem Stammlande unferer Jury, werden Schwurgerichtöfigungen immer 
nur periodiſch, und Die wichtigeren von den die Grafſchaften abwechſelnd bereifenden könig⸗ 
lichen Richtern abgehalten. Daher fan es, daß man in Frankreich und Darauf in 
Deutfchland, ſowohl die Periodicität der Schwurgerichtsſitzungen, als auch eine gewiſſe 
Abwechſelung in der Zuſammenſetzung des Schwurgerichtshofes nachahmte. Während 
aber in England die Richterbank in der Regel von einem Einzelrichter eingenommen 
wird, verlangte das franzöſiſche Geſetz ein Collegium von fünf (ſpäter von Drei) Richtern, 
welche Einrichtung in Deutſchland beibehalten wiirde. In Folge deffen muß zwiſchen 
dem Schmwurgerichtöpräfidenten und den anderen Mitglievern des Gerichtshofes unterfchte- 
den werben. Letztere werden in der Regel dem Gerichtöhof erfter Inftanz, an deilen Sitz 
das Schwurgericht fi verfammelt, entnommen. Die Beitellung kommt gewöhnlich Dem 
Borfteher dieſes Gerichte® zu. In gleicher Weile wird aud für die Beftallung eined Er— 
ſatzrichters Sorge getragen. Die Namen ver Richter und Erfatrichter müfjen dem An⸗ 
geflagten rechtzeitig mitgetheilt werden, damit er’ von dem Rechte ver Recufation (!. 
d. Art.) Gebrauch machen könne. 

Lit.: Brauer, Die dbeutfhen Schwurgerichtsgeſetze, ©. 46 ff. Zahariä, Deutfcher 
Strafproceß, II. &. 291 ff. Glaſer. 

Schwurgerichtspräfident iſt jener Richter, welcher in ber Schwurgerichtsver⸗ 
handlung den Vorſitz führt. Da die Zuſammenſetzung des Schwurgerichtshofes 
(j. d. Art.) feine ſtändige iſt, To wird nach den meiſten Geſetzen ein Mitglied eines 
höheren Gerichtes (Appellationsgerichtes),, manchmal aber auch der Präſident oder ein 
Mitglied des Gerichtes erſter Inſtanz, an deſſen Sitz das Schwurgericht ſich verſammelt, und 
das jedenfalls den Stellvertreter des Vorſitzenden abzugeben hat, zu dieſer wichtigen Function 
berufen. Die Auswahl innerhalb des Kreiſes der nad ‚dem Geſetze mahlfähigen Ber- 
jonen fteht in der Regel dem Vorſteher des Appellationsgerichte®, in manchen Ländern 
dem Yuftizminifter zu. — Es Tiegt hierin mehr als eine Anomalie, und e8 wäre nad 
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Einbürgerung der Jury und nachdem die Zahl ver zum Amt eines Vorfigenden be⸗ 
fähigten Richter ſich Hinlänglich vermehrt bat, überhaupt zu erwägen, ob an ber nicht⸗ 
ftändigen Zufammenfegung des Schwurgericht&hofs feftzubalten, oder vielmehr Tieber vie 
Periodicität der Sitzungen aufzugeben und die Abhaltung der Schwurgerichtsfigungen 
einem ftändig gebilveten Schwurgerichtähofe zu übertragen fei. Ä 

Die franzöfiiche Gerichtsverfaſſung räumt dem Borfigenden der Gerichtsabtheilung 
überhaupt größere Vorrechte ein, alo die deutſche; e8 ift Daher nicht zu verwundern, daß 
bei Nachbildung des franzöſiſchen Verfahrens auch dieſe überwiegende Machtftellung des 
Präfiventen in der Hauptverhandlung und daher auch des Schwurgerichtöpräfidenten mit 
übernommen wurde. 

De Mündlichkeit und Oeffentlichlett der Verhandlung bringt e8 in der That mit 
fih, daß der Vorſitzende gewiſſe auf Handhabung der Ordnung und des Unftandes, fo 
mie eines raſchen und geregelten Ganges des Verfahrens berechnete Befugnifje habe, deren 
Ausübung micht von voraudgehender Befragung und Abftimmung eines Collegiumd ab⸗ 
bängig gemacht werden kann. Hinfichtlich dieſer Befugnilfe wäre nur zu bemerken, daß 
der mandmal von Seite der Staatsanwaltſchaft erhobene Anfpruh auf Unabhängigkeit 
von biefer Handhabung der Sitzungpolizei ein in der Hauptſache ungegründeter je. — 
Ein anderer Theil der Befugniffe des Borfigenden hängt damtt zufammen, daß derſelbe 
nad franzöſiſchem Vorbild in der Hauptverhandlung das Geſchäft des Unterfudhungsrid- 
ters fortzujegen, Die Beweisaufnahme felbft durchzuführen hat. Namentlich in dieſer 
Hinfiht Tpridt man von ber Discretionären Gewalt des Borfigenden, welche ji 
insbeſondere darın äußert, daß derſelbe „alle ihm geeignet fcheinenden Mittel ergreifen 
darf, um die Wahrheit an den Tag zu bringen;“ inöbefondere ift er berechtigt, neue 
Beweismomente herbeizuſchaffen, wenngleich die von ihm herbeigerufenen Ausfunftöperfonen 
nur pour. renseignement vernommen und nicht beeidigt werben. Gerade diefe letzteren 
wichtigen Befugniffe hat in Frankrei nur der Schmurgerichtöpräfident (welcher aud vor 
der Hauptverhandlung das ſog. Präfidentenverhör mit dem Angeflagten vorzunehmen hat), 
während fie im Yuchtpolizeigeriht dem Collegium zufommen. Es iſt das reine Willfür, 
da das Weſen des Schmurgerichtöverfahrend eine jolde Abweichung nicht gebietet. Im 
Gegentheile: wäre es ſchon fonft fehr zu münden, daß die Hauptthätigleit bei der Be⸗ 
weisaufnahme den Parteien überlafjen bliebe, ſo ſoll am allerwenigften der Schwurgerichtö= 
präfident durch das Verhör des Angeklagten und durch inquifitorifhe Aufgaben um jene 
Unbefangenbeit gebracht werden, deren ex für feine eigenthiimliche Aufgabe ganz beſonders 
bedarf. — Diele befteht darin, daß er den Geſchwornen bei Löſung ihrer Aufgabe jene 
Anleitung gewährt, welche nur ein juriftifch = gebilveter und geſchäftsgeübter Mann ihnen 
bieten kann. Das Refume (f. d. Art.) iſt daher jene Aufgabe, welche in der That 
der Vorſitzende Tediglid in eigener Perfon und unabhängig von den anderen Mitglievern 
des Schwurgerichts zu löſen bat. Das Geſchäft ver Tseftftellung der Fragen follte da⸗ 
gegen dem Collegium nie entzogen werden; wo dies geſchieht, ift das Collegium faft 
ganz überflüffig. 

tit.: Zahartiä, Der Strafproceß, II. 331 fe. Brauer, Die Schwurgerichtöge 
©. sl ek are in —A ectsie kn X. S. 79. Def en ns har 
im Könige. Sachſen, LI. Heft 2. ©. 29. 30. orin, R&pertoire vo Fouvolz ale tion- 
nalre. aſer. 


Secundo⸗ und Tertiogenituren haben den Zweck, die zweite, bzw. dritte 
nie einer Familie auszuſtatten zum Erſatz dafür, daß der Hauptſtamm des Familien⸗ 
vermögens als Fideicommiß oder Stammgut der erften Linie vorbehalten ift. Eine Ber- 
eimgung der Objecte der Secundo= und Primogenttur in Einer Hand kann nur dann 
eintreten, wenn aus ber beftifteten Familie nur noch ein einziges fucceffionsfähiges Glied 
vorhanden ift. Dieſe Vereinigung dauert jo lange, bis wieder mehrere Linien entftehen. 
Im Uebrigen kann das Verhältniß zwilchen Primo=- und Secundogenitur verſchieden be= 
flimmt fein. Im der Regel gelangen die Descendenten des Stifterd aus der erften Linie 
nicht zur Succefjion in das Objekt der Secundogenitur, jo Tange noch ein anderer vom 
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Stifter entſproſſener Mannsſtamm vorhanden iſt. Geht die zweite Linie aus oder wird 
fie durch das Erlöſchen der ihr vorangehenden zur erſten Linie, fo kommt die dritte Linie 
(nunmehr die zweite) in den Beſitz der Secundogenitur. Die Stiftung kann aber auch 
in der Art eingerichtet fein, daß die Secumdogenitur bet einer Theilung der erften Yin 
and ber zweiten in den neugebilbeten Nebenarm ver erften überipringt. Die Amwenbung 
der oben dargeſtellten Grundfäge der Brimogenitur auf die Secundogenitur ergibt ſich 
von felbft; ebenfo läßt fih nad dem Gefagten das Verhältniß einer etwaigen Zertuc 
genitur zur Secundogenitur „beurtheilen. Vgl. im Uebrigen den Art. „Fiedeicommiſſe“. 
Lit. u. Gſgb.: v. Salza u. Lichtenau, Die Lehre von Familien⸗, Stmm- ı &e 
fchlechtsfiveicommiffen, $. 68. Wildner, Fideicommifie, 162. Preuß. ALR. II, 4, $. 169 fi. 
Defterr. Bürgerl. G. B. 8. 625. Heinrich Brunner. 


Sedisvacanz heißt in ber canoniftiichen Sprache die Erledigung des bifchöflichen 
(auch des päpftlichen) Stuhles, mag diefe durch Den Tod des Biſchofs oder aus einem 
‚anderen Grunde (Verlegung, Abjegung des Bilchof8) eingetreten fein. Im weiteren 
Sinne bezeichnet man damit auch die Vacanz anderer geringerer Prälaturen (3. B. der 
Abteien). Bei der Erledigung des Bilchofsfized hat das Domeapitel bimen 8 Tagen 
nach erlangter Kunde einen Delonomen zur Verwaltung der Einkünfte und ferner einen 
Tog. Capitularvicar, welcher mindeſtens Ficentiat oder Doctor des can. R. fein muß, bei Ber: 
meidung der Devolution an den Erzbiihof zu wählen. Der Capitulawoicar hat von dem 
Zeitpuntt feiner Wahl die wolle biſchöfliche Jurisdiction und übt fie fraft eigenen Rechts 
aus. Da er nicht Diandant des Capitels ift, fo kann ihm daſſelbe feine Befugniffe nicht 
entziehen und ihn ebenfo wenig in denfelben bejchränfen. Der Umfang feiner Rechte iſt 
aber infofern enger wie der der biſchöflichen, als er für die Negel nicht befugt ift, Ti: 
mifforien für die Erlangung der Ordination auszuftellen, ebenſo wenig die dem bifcher: 
lichen Collationsrecht unterliegenden Aemter verleihen und endlich aud nicht die Dem 
Biſchof als gefeglihem Delegaten des püpftlichen Stuhles oder Traft beſonderer päpft- 
licher Verleihung zuftehenden Rechte ausüben darf. Ebenfo wenig ift er berechtigt, eme 
aus dem ordo episcopalis — diefer fehlt ihm allerdings für die Regel — berfliefgende 
Handlung vorzunehmen. Nach der Ernennung des neuen Biſchofs haben ſowohl ver 
Oekonom als auch der Capttularvicar jeder tiber ihre Verwaltung Rechenſchaft abzulegen. 
Iſt dagegen nur die sedes impedita (db. h. der Biſchof von Heiden oder Schismatikern 
gefangen genommen und kein Verkehr zwiſchen ihm und feinem Capitel möglich), ie 
bat das letztere prowiforifh einen Vicar zu ernennen, und jofort an den Papft zu be 
richten, Damit’ Diefer durch Deputirung eines Verweſers (og. vicarius apostolicus) für 
die verwaifte Didcefe Sorge tragen kann. — Bet der Bacanz des päpftlihen Stuhles 
wird ein dem bifchöflichen Capitularvicar gleichftehender Verwalter der päpſtlichen Juris- 
dietion nicht ernannt, weil die Wieverbefegung foviel wie möglich befchleunigt werden ſoll 
und die Cardinäle verpflichtet find, Teine anderen Gelchäfte als die Papſtwahl vorzmeb- 
men. Ebenſo wenig geht die päpftliche Yurisdiction auf das Cardinalcollegium über, 
daſſelbe kann vielmehr nur ausnahmsweiſe im Fall einer der Kirche drohenden Gefahr 
dur abfolute Stimmenmehrheit die zur Abwendung erforberlihen Maßnahmen treffen 
und ferner dringende Verfügungen in Betreff der Leitung der einzelnen Diöcefen und an: 
derer Tirchlichen Gebiete mit proviforifcher Kraft bis zur Wieverbefegung des püpftlichen 
Stuhles erlafien. Die Verwaltung des Kirchenftantes endlich, aber einzig und allein fo- 
meit es ſich um die Erledigung der laufenden Geſchäfte handelte, wurde während ver S. 
in der Weile geführt, daß fie der Cardinalkämmerer in Berbindung mit drei anderen 
Carbinälen, je einem aus den drei Klaſſen (ben fog. capita ordinum), welde letztere 
von Beginn des Eonclaves ab alle drei Tage nach der Anciennetät wechſelten, leitete. 

Lit.: Rau, Die Rehte der Domcapitel während ber Grievigung oder Berbinberung bes 
biſchöflichen Stuhles in der Tübinger theolog. Duartalichrift, 1842, ©. 365 fj.; Ritter, Der 
Capitularvicar, Minfter 1832, P. Hinſchius, Kirchenrecht, Th. j. 8. nn 8 Ir 7 68. 

Hinſchius. 
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Seeceremoniell ift der Inbegriff der Förmlichkeiten, die im Schiffsverkehre ber 
obachtet werden. Beitimmungen darüber zu treffen ift zwar zunächſt Sache des Ein— 
zelſtaats, der entweder die Schiffe feiner Flotte mit Anweiſung dieſerhalb verficht, 
oder von fremden Schiffen, die mit ıhm in Berührung lommen, die Beobachtung eines 
gewiflen Ceremoniell$ fordert. Do bat die internationale Verkehrsgemeinſchaft der Neu— 
zeit aud ein allgemein angenommened Herkommen für die Ehrenbezeigungen gebilbet, 
die jowohl bei Begegnungen auf hoher See, als auch beim Befahren fremden Seegebiete 
zu erweiſen find. Rechtlichen Charakter haben viele Aeußerlichkeiten nur infoweit, als 
ihre Vernahlälfigung den Charakter einer Beleidigung tragen, demnach eine Forderung 
auf Genugthuung begründen wiirde. Im Uebrigen gehören fie lediglich ind Gebiet der 
Gourtoifie und ihre Unterlafjung berechtigt höchſtens zu Erwiderung der Unhöflichkeit. 
Auch in der Gegenwart noch pflegen die Nationen einen gewillen Werth auf derlei For: 
men um fo mehr zu legen, je mehr darın die Machtftellung der Staaten, das Bewußt⸗ 
fein ihrer Verkehrsgemeinſchaft, die Kamerapfchaft im Berfonal der verfchtedenen nationalen, 
inöbefondere Staatsmarinen zum Ausdruck kommt. — Die einzelnen Förmlichkeiten des 
ceremoniellen Scifföverfehrd find verfchieden, je nachdem man ſich auf dem Fuße der 
Gleichheit behandelt oder nicht. Ä 

Im internationalen Seevertehr auf dem Fuße der Gleichheit kommen folgende Ce- 
reınonieen vor: Das Hifien ber Flagge; ſodann das Abfeuern von Kanonenſchüſſen, 
regelmäßig in ungleicher Anzahl, doch nicht über 21 Schüſſe; für die Zahl iſt der Grad 
der Ehrenbezeigung, ſowie der Gebrauch der einzelnen Staaten beſtimmend. Bei vor— 
züglicher Ehrenbezeigung wird ſcharf geladen. Beide Förmlichkeiten, einzeln oder ver- 
einigt, machen den gewöhnlichen Schiffsgruß aus. Der Gegengruß iſt dem Gruße genau 
entſprechend, wobei entweder Schuß um Schuß erfolgt oder erſt nach abgegebener Salve 
geantwortet wird. Eine geringere Anzahl von Erwiderungsihüffen wird nur dann als 
ftatthaft erachtet, wenn das gegrüßte Schiff ſich in der Lage befindet, den höheren Rang 
des commandirenden Officterd, oder die höhere Machtftellung feines Staats zu markiren. 
Feierlichere Form des Schiffsgrußes iſt das Vivatrufen, in ungleiher Anzahl bis zu 
7 Malen wieverholt; demmächft eine Gewehrfalve, die unmer vor Löſung der Kanonen- 
ſchüſſe erfolgt. In die Schiffsetiquette gehört jodann noch das Beilegen des Schiffs, wie 
die Sendung eines oder mehrerer Officteve zur Viſite. Ä 

Der ſymboliſchen Demüthigung unter die Gewalt des honorirten Schiffe® oder 
Staat dient folgendes Ceremoniell: Das Flaggenftreihen durch Anziehen oder Neigen 
der Flagge, nur bei Kriegsichiffen gebräuchlich zur Anerkennung der Oberhoheit deö ge- 
ehrten Staats, oder zur Anerfennung feiner Gebietshoheit; ſowie das Segelftveichen, bei 
Privatichiffen in gleicher Bedeutung, beftehend im Herablaſſen der Marsjegel. Das Ab- 
nehmen der Flagge und ihre Erfegung durch eine weiße fommt nur in Seegefechten vor 
zum Zeichen, daß Das Schiff fich ergeben wolle. 

Für die Anwendung diefer Ceremonieen auf offener See befteht eine rechtliche Ver⸗ 
pflihtung nur infomweit, als eine ſolche vertragsmäßig übernommen ift. Indeß verlangt 
doch eine anerkannte internationale Courtoifie, daß begegnende Kriegsfahrzeuge fich unter- 
einander falutiren. Insbeſondere pflegen noch in der Gegenwart Admiralſchiffe den erften 
Gruß zu verlangen, dazu auch wohl durch einen Schuß mit Iofem Kraut aufzufordern. 
Zunft grüßt das Schiff, defien Führer den niebrigeren Rang hat; bei Ranggleichheit 
derfelben das unter dem Winde befindliche. Kriegsgeſchwader werden von einzelnen 
Schiffen zuerft gegrüßt, ebenſo Hauptflotten von Hilfsgeſchwadern. Auch Privatſchiffe 
entziehn fich Kriegsfahrzeugen gegenüber diefer Courtoijie nicht; doch wird bie Unterlafjung 
des Schiffsgrußes ihnen nicht als Unhöflichkeit angerechnet, wenn fie in vollem Laufe be= 
griffen find. Dem Fall der Begegnung auf hoher See wird der des Zuſammentreffens 
um fremden Hafen gleich behandelt. — Durch Verträge ift indeß mehrfach jedes inter- 
nationale Ceremoniell für Begegnungen auf offener See und im fremden Hafen befeitigt 
oder jehr beichränft worden. Insbeſondere bat Rußland mehrere dahin abzielende Ber- 
träge abgeichloffen. Andere Staaten haben ihren Marinen bisweilen den erften Gruß 
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überhaupt verboten, ımd geftatten nur Gegengruß, jo namentlich England und Fraukreich 
(Ordonnance 1 Juillet 1831; Martens nouv. rec. X. 1837, p. 380). 

. Im Territorialmafjer — fofern diefe Eigenfchaft nur überhaupt anerkannt wird — 
kann jeder Staat verlangen, Daß das von ihm für das Befahren deffelben und vie An⸗ 
kunft im Hafen feftgefeßte Ceremoniell von allen fremden Schiffen beobachtet werde, vor- 
ausgeſetzt, daß ein ſolches nicht fränkend und emtebrigend ıft. Bölferrechtlich anerfannt 
iſt hier der Anſpruch, den die Kriegsmarine jede Stanted in ihrem eigenen Seegebiete 
auf den erften Gruß bat, ſowohl ſeitens freinder Kriegs- als Privatichiffe, Flotten over 
Escadren. Der Gruß bat durch Kanonenſchüſſe und Flaggenſtreichen zu erfolgen, der 
Gegengruß erwibert blos die Salve. Desgleihen wird eine Feſtung, unter deren Sanc- 
nen ein fremdes Schiff vorbeifährt, in derſelben Weile falutirt; fie dankt dam durch 
Kanonenſchüſſe, e8 fer denn, daß der Gouverän dort augenblidlid reſidire. Kriegsfchriie 
falutiren bei ihrer Ankunft in Häfen nur dann, wenn fih dort Gamifon befindet; in 
ſolchem alle Liegt auch dem Führer des Schiffes die erfte Vifite bei dem Commandanten 
des Plapes ob. Fremden Souveränen, ſowie ihren Botichaftern werden, wenn fie ſich 
dem Hafen nähern, von dem empfangenden Staate die Honneurs gemacht, wobei ledig: 
lich deſſen Ermeſſen enticheibet. 

Lit: Bynkershoek, Quaest. jur. publ. U, 21 (ed. 2. 1751), I. J. Moſer, Bam. 
Abh. aus dem Wölterreht, H, 6. %. © v. Mofer, Kl. Schriften, IX, 287. X, 218. XEL ı. 
Nau, Völkerſeerecht, Hamb. 1802. 88. 135 — 145. - F. v. Martig. 

Seeproteſt over Verklarung (franz. rapport, engl. protest, ital. consolato, 
protesto) ift die wor einer Behörde abgelegte Ausſage des Schiffers un 
der Mannihaft über Unfälle auf der Reife, eine Art Beweisaufnahme 
zum emigen Gedächtniſſe gegenüber der Ahederei, den Labungsintereffenten und 
den Aſſecuradeuren, gleichzeitig aber auh Rechenſchaftsablage. Auf der einen Seite 
eine Bergünftigung im Vergleich mit den gemwähnlichen Kegel vom Beweiſe, ıft der 
©. daher andererjeits eine Verpflichtung des Schifferd, ewentuell des im Range 
nähften Schiffsofficiere, deren Erfüllung zwar nicht Bedingung feiner Anſprüche an vie 
Intereſſenten ift, deren Nichterfüllung ihn aber nicht nur jener Beweiserleichterung be 
raubt, fondern aud für allen durch den Mangel veranlaßten Schaden verantworilich 
madt. Ein Proteft in engerem Sinne ift darin nur infofern enthalten, als der 
Schiffer in der Regel feine Berantwortlichfeit für den eingetretenen Unfall abzulehnen 
ſucht. Indeſſen fommen bier und ba vergleichen bloße einfeitige Protefte des Schiffers 
wenigftend als Vorbereitung der ordentlichen Berflarung („vorläufiger Proteft), 
vor, welde freilich als Beweismittel nur gegen den Schiffer wirken können. Das 
A. D. H. G.B. kennt nur die wirkliche Verklarung und verpflichtet zu deren umer 
züglichen Ablegung am erften geeigneten Orte hinfichtlih aller wirklich eingetretenen Un⸗ 
fälle, fie mögen den Berluft oder die Beſchädigung des Schiffe oder der Yabung, das 
Einlaufen in einen Nothhafen oder einen fonftigen Nachtheil zur Folge haben Die 
Ablegung gefchieht unter Zuziehung der (zur Mitwirkung bei der Berflarung verpflid: 
teten) Schiffsbeſatzung, melde der Schiffer zu dieſem Zwecke vollftändig oder doch 
in genügender Anzahl zu geftellen bat. Bezüglich des Inhalts ıft beftimmt, daß de 
Verklarung einen Bericht über die erheblichen Begebenheiten der Reife, namentlich eine 
volftändige und deutlihe Erzählung der erlittenen Unfälle unter Angabe der dagegen 
angewendeten Mittel enthalten fol. Innerhalb des Gebiets des Handelsge— 
ſetzbuchs ift die Verflarung „bei dem zuftändigen Gericht” anzumelden und abzu⸗ 
legen Für das Verfahren des letzteren beftehen gewiſſe Vorſchriften: ‘Der Termin 
zur Vernehmung wird vorher je nach den Umſtänden öffentlich bekannt gemadt; 
bie Intereſſenten können der Äblegung der Verklarung beiwohnen; letztere geſchieht auf 
der Grundlage des von dem Schiffer ſchon bei der Anmeldung vorzulegenden Jour⸗ 
nals; dem Richter ſteht es zu, dem Schiffer und den Schiffsleuten einzelne Fragen 
vorzulegen, auch Perſonen der Schiffsmannſchaft abzuhören, welche der Schiffer nidt 
dazu ausgewählt hat (mährenb im Allgemeinen die Verklarung nicht als ein Compla 
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von Zeugenausſagen, ſondern als freiwillige Geſammterklärung gilt); die Ab- 
gehörten Haben ihre. Ausfagen zu beſchwören; die Urkhrift der Verhandlung wirb 
aufbewahrt; beglaubigte Abſchriften find jedem Betheiligten auf Verlangen zu ertheilen. 
Tarüber, in welchen Formen und vor wen die Verklarung im Auslande abzulegen 
fer, iſt nichts bekannt. Nach dem Bundesconfulatsgejeg können jedoch Die Conjuln des 
Nd. Bundes Berflarungen aufnehmen, felbft wenn fie nidht vom Bundeskanzler zur 
Abhörung von Zeugen und Abnahme von Eiden ermächtigt find. Der in den gejeg- 
lihen Fällen gerihtlih nah den Borfhriften des Handelsgefegbuds 
aufgenommenen Berklarung ift (anomaler Weife) volle Beweistraft für die dadurch 
beurkundeten Begebenheiten der Reife beigelegt. Selbftverftändlich ıft Dabei voransgefegt, 
daß Die Ausfagen des Schiffers und der Mannjchaft in den weientlichen Punkten unter fich 
und mit dem Journal im Einklang ftehen. Nicht nur durch den Nachweis von Wider⸗ 
Iprüchen und anderen die Unglaubwitrdigfeit der Verflarung ergebenden Thatſachen, fon- 
dern auch Durch den Beweis des Gegentheils der durd, die Verklarung beurfundeten 
Umftände fünnen die Betheiligten die Beweiskraft der PVerflarung entträften. Selbft 
ane nohmalige eidlihe Bernehmung der bei der Berflarung beeidigten Berfonen 
iſt nicht anögeiciloflen. Andererſeits ift auch dem Schiffer eine nachträgliche Aufklärung 
dunkel gebliebener Thatjachen, rejp. die nachträgliche Bekundung ſpäter eingetretener oder 
befannt geworbener Thatſachen „„Nach verklarung“) nit zu vermehren. — In 
Frankreich, Holland und jelbft in England (wiewohl hier eine gejetliche Beweiskraft der 
Verklarung nit anerkannt wird) ift der Gebrauch des S. noch ausgedehnte. Nach 
den C. de comm. hat der Capitän in jedem Hafen binnen 24 Stunden auf der Ge 
rihtöfchreiberei vor dem Präfiventen des Handelsgerichts, eventuell dem Friedendrichter 
des Bezirks, im Auslande vor dem franz. Conſul feinen rapport zu erftatten. Bei. 
Schiffbruch ft der Bericht vor dem Richter des Orts oder in deſſen Ermangelung vor einer 
anderen Civilobrigkeit zu erftatten und durd das Schiffsvolk zu befräftigen, welches bar- 
über vernommen wird. Auch Paffagiere jollen vernommen werben, — es möglich 
iſt. Außer dem Falle drohender Gefahr darf der Capitän keine Waare ausladen, bevor 
er ſeinen Bericht erſtattet hat, widrigenfalls er ſich einer „poursuite extraordinaire“ 
ausſetzt. In England wird der ©. in der Pegel vor einem Notar aufgenommen. 
Sfgb. u. Lit.: Allg. D. H. G.B. A. 488. 490 — 494. 535. 542. 888 Ziff. 3. Geſetz bes 
No. Bundes, betr. die Organifation der Bundesconfulate zc. vom 8. Novbr. 1867 88. 36, 20 
— Bımbes-Gef. dl. S. 137 — Preuß. Conf.Regl. vom 18. Eeptbr. 1796 $. 3 lit. A. unb 
Beh. des Juſtiz⸗ Min. vom 28. Aug. 1834 (Say Bd. 44. ©. 75). C.de comm. a. 242— 
248. Böple, Darftellung des Seerechte, Th. 1I. 88. 447—451 (S.686— 715). Jacobſen, 
Seerecht, S. 519, 520. eile, Handelsrecht, ©. 388— 390. — v. Kaltenborn, Grundi. 
des praft. Europ. Seerechts, 1. $. 66 (S. 172— 176); II. 88. 166 — 168 (©. 129 — 139). 
Buſch, Archiv für Handelsrecht, XII. ©. 471 fl. Pardessus, Cours de droit commer- 
cial, Tome III. nr. 639, 643, 648 — 650. R. Koch. 
Seeraub (Piraterie, piracy), ein Verbrechen, beſtehend in dem räuberiſch gewalt⸗ 
ſamen Angriff gegen Handelsſchiffe auf hoher See. S. iſt ein Völkerrechtsverbrechen; 
der Seeräuber gilt als hostis generis humani und darf nicht nur von den Gerichts- 
böfen des Landes, deſſen Flagge angegriffen wurde, fondern von jedem feefahrenden Staate 
zur Strafe gezogen werden. Auf friiher That überwältigt, darf der Seeräuber fofort 
vom eben zum Tode gebracht werben. Der Thatbeftand des völlerrechtswidrigen ©. 
ft nicht überall gleichmäßig beftimmt. Streitig iſt, ob (wie nach engl. common law) ge= 
winnfüchtige Abficht dem Angriffe zu Grunde Liegen muß oder nicht? Die Mehrzahl 
der Neueren verneint. Ober ob die That auch von einer meuteriſchen Schiffsmannſchaft 
gegen das eigene Schiff verübt werben kann? Jedenfalls können Die von gültig beftellten 
Kapern veräbten, gegen feindliche oder bona fide gegen neutrale Handelsſchiffe begangenen 
Gewaltacte nicht als ©. betrachtet werden. Verſchieden von den Völkerrechtsverbrechen 
des S. iſt das im einzelnen Strafgefeßgebungen (namentlih in England und Nord- 
amerifa) vorkommende, beionder8 bedrohte Verbrechen des ©. Die Abgrenzung des 
Zhatbeftandes diefer beiden Verbrechensgattungen kann aber zweifelhaft werben, 3. 2. 
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wenn eine im Aufſtande befindliche, als „kriegführend“ von den Neutralen anerlaunr 
Partei während des Bürgerkrieges den Handel zur See ſchädigt (wie während des am 
ritanifchen Bürgerkrieges). Sclavenbandel fol nad den Geſetzen feefahrender Kate 
und den zu feiner Unterbrüdung abgejchloffenen Verträgen gleichfalls als S. angeſche 
werden; wo aber das Recht ber Durchſuchung verdächtiger Schiffe auf hoher See ir 
fremden lange verfagt wird, kann auch die Beſtrafung nach den fir ©. geltenden We 
ftimmungen nicht praßtijch werben. Handelsrechtlich kommt der S. unter den Fällen da 
großen Havarei zur Geltung. 

Sipb-: Bram. Gel. vom 10. April 1825. — United States Laws IX, 175. — Spra- 
gue, Law Reports XXIV, ı8. 18. — Proclamation of the United States Presidat 
19. April 1861 (U. S. Laws XH. App for 1862 p. 2). — Gngland: V. Georg IV 
c. 113; 1 Viet c. 91 (bezüglich des Sclavenhandels); 1 Viet. c. 88; 13 & Viet. c.% ık 
ai ber Piraterie und der Belohnungen der Schiffemannfhaften wegen der gegen da 2 
geleifteten Dienfte). 

Handelsredtlid: A.D.H.G.B. A. 453. 630 — 636. 708. 

Lit.: Dr. Broglie, Sur la piraterie (in befien Ecrits, III, 335). — Pbillimore, 
Internat Law, I, 394 — 406. — Wildmann, Internat. Law, II, 150. — Wheato: 
Intern. Law, $. 124. — Heffter, Böllerrecht, 8. 104. 

vd. Holtzendorff. 


Gelbfthilfe: Eigenmächtige Geltendmachung eines Rechts. Sie unterfceibe ſo 
in die defenſive und die aggreffive Selbfthilfe. 

Die defenfine Selbfthilfe, d. i. die eigenmächtige Abwehr eines rechtswidrigt 
Angriffs, ift innerhalb gewiffer, jedoch verſchieden beftimmter Grenzen, als rehtmk 
anerfannt. “Die betreffenden Grundfäge find in der Lehre von ber Nothwehr und we: 
dem Widerftande gegen die Stantögewalt zu entwideln. Vgl. d. Nd. Strafgel. 8. 9. 
113, 117. 

Die aggreffive Selbfthilfe, d. i. die eigenmächtige Geltendmachung von Rat 
anfprüchen, läßt fich wieder in zwei Hauptarten unterfcheiden, nämlih in die auf E 
langung einer Genugthuung gerichtete, regelmäßig ſtrafbare, ©. (wohn der Zweilam 
gehört, vergl. auch Heflen 167) und die auf Nealifirung von Anſprüchen civilrecilika 
oder öffentlich - rechtlicher Natur gerichtete. 

Die legtere (S. im engern Sinne) intereffirt uns hier ſpecieller. Dieſelbe Tann du 
verichiedenften Formen annehmen, je nach der Natur des Rechts, um deſſen Verwirllidm 
e3 fich handelt, und der Mittel, welche dem Berechtigten hiezu dienlich ſcheinen. Schu 
fie die Form eines Angriff gegen die perfünliche Freiheit des Schuldners haben, en 
die eined Eingriffs in die Vermögensiphäre des letzteren x. Sie ift (vom Bülkrekt 
abgefehen) nur innerhalb enger Grenzen fanctionirt. Aus dem Civilrechte gehört meh 
Tondere die, übrigens fehr verſchieden normirte, eigenmäctige Pfändung hierher. Auf 
halb viefer Grenzen zieht fie theild Privatftrafen (deeretum divi Marei), theils ine: 
liche Strafen nad) fih. In Betreff Der letteren herrſchen verſchiedene Sufteme. 

Einige Geſetzgebungen (Baden 279, Würtemberg 200; vgl. Sachſen 247) nun 
behandeln die ©. als ein ſelbſtändiges Delict. ALS defjen Gegenftand iſt das Junker 
an der georbneten Berwirflihung des Rechts zu betrachten. Die gewählten Mittel Ir 
men bier, je nachdem fie den Formen fchwererer oder leichterer Delicte entipreden, = 
Straferhöhungs- oder Strafminderungdgrinde in Betracht. Dies Verfahren ift prima 
corret. Man hat jedoch dagegen geltend gemacht, daß e8 manche Fälle in dad Yet 
des Strafrechts hereinziehe, bezüglich welcher ein praktiſches Bedürfniß hiezu nicht m 
liege. Mit Rückſicht auf dieſen Einwand bat man das fragliche Delict unter die „U 
tragsverbrechen“ eingereiht, damit aber ein AustunftSmittel gewählt, das mit der at 
des unmittelbar gegen ein öffentliches Intereſſe gerichteten Delicts nicht im Einflan # 
ſtehen Scheint. — Die fraglichen Beftimmungen ſollen nach diefen Gefegen num jur % 
wendung kommen, infofern die Handlung nicht in ein ſchwereres Verbrechen überge 
Darin gibt ſich eine unflare Auffaffung des hier vorliegenden Problems fund. — PM 
gevenft nur der gewaltſamen ©. 
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Andere Gejebgebungen kennen die S. als eine beſondere Verbrechensart nicht. Sie 
überlaffen es dem Richter, die Strafbeftimmmgen über viejenigen Delicte zur Anwen- 
dung zu bringen, deren Form die S. annimmt. Hierher gehört auch das Nd. Strafgefeg 
(gl. Baiern. Danach haben, worin freilich ferne Uebereinftunmung befteht, zahlreiche 
Formen der ©. ftraflos zu bleiben. Wer in der Form des Betrugs, des Diebftahls 
oder eines ver andern gewinnfüchtigen Eigenthumsverbrecdhen eine ihm rechtswidrig vor= 
enthaltene Sache oder Befriedigung eines Forderungsrechts erlangt, ver ift des Betrug 
oder des Diebſtahls ꝛc. nicht ſchuldig, weil das materielle Erfordernig: die Aneignung 
fremden Gutes ohne Entgelt, und damit das wefentliche Charakteriſtikon dieſer infamirenden 
Berbrechensarten nicht vorliegt (vgl. Dagegen den Oeſterr. Entw.). Es hat daher bier 
na dem fraglichen Syſteme eine öffentlihe Beftrafung nicht einzutreten. Anders ift e8 
mit derjenigen S., welde die Merkmale eines unmittelbar gegen die Perfönlichkeit ge- 
tihteten Verbrechens annimmt. Wer z. B. die Erfüllung einer Forderung burch Ge- 
walt oder gefährliche Drohungen berbeiführt, macht fich des ſubſidiären Verbrechens gegen 
die Freiheit (Ib. Str. Geſ. 8. 240, Batern 304 fg.) ſchuldig. Der Umftand, daß es 
fi} um die Geltendmachung eines Rechts handelt, ift biebei als ein Schuldminderungs- 
grund zu berüdfichtigen. Das Gleiche gilt in Bezug auf die Störungen des öffentlichen 
Friedens (Nd. Str. Geſ. 88. 123 fly. Baiern 154 fig.) x. Mertel 

erkel. 

Selbftmord. Die gemeinrechtliche Praxis hatte denſelben unter dem Einfluß der 
Kirche zu einem Delicte geftempelt. Man beftrafte ven vollendeten ©. nach Berjchieden- 
beit der Umftände mit Ichimpflihen oder mit ftillem (ohne Kirchliche Ceremonien ftatt= 
findenden Begräbniffe, den verfuchten arbiträr mit Gefängniß, Verweiſungs- oder anderen 
Strafen. Im der neueren Zeit ift man von der Beftrafung jowohl des vollendeten, wie 
des verfuchten S. abgekommen (jedoch nicht in England und Amerika), mit Rüdficht 
theils auf ihre praktiſche Wirkungslofigfeit und Zweckwidrigkeit, theild auf den Umftand, 
dag im den meiften Fällen die. Zurechnungsfähigkeit als eine problematiſche erfcheint, 
theils endlich “mit Rückſicht auf die Schwierigkeiten einer vechtlihen Begründung biefer 
Beſtrafung vom Etandpunfte des modernen, durch religiöſe und fpecififch - moralifche Ge— 
ſichtspunkte nicht mehr beherrſchten, Rechtes aus. — Mehrfach finden ſich indeß befon- 
dere Strafbeftunmungen in Betreff der Beihilfe zum S. Baden droht hier Ge— 
fängniß oder Arbeitshaus. Im Oeſterreich läßt fie fi den Vergehen gegen die Sicher: 
beit des Lebens ($. 335) ſubſumiren. Abgefehen von ſolchen bejonderen Vorfchriften 
it die Beihilfe zum ©. nicht zu beftrafen, was in der (franz., öfter. ze.) Prarid jedoch 
nicht unbeftritten iſt. Gleiches gilt in Betreff der Anftiftung, infofern nicht die zur An= 
wendung gebrachten Mittel (Drohungen, Mißhandlungen x.) den Thatbeftand eines Ber- 
brechens gegen die perfönliche Freiheit oder gegen bie körperliche Integrität herftellen. | 

Lit.: v. Wächter, NRevifion der Lehre vom S., Archiv des ER. X. 
Merlel. 

Selbſtverſtümmelung. Der Einzelne iſt dem Staate und Einzelnen verpflichtet, 
jo lange er lebt. Wenn fich derſelbe felbft verftümmelt, jo verlegt er zunächſt dadurch 
Pflichten gegen ſich jelbft und Andere. Der Staat ftraft jedoch nur danı die S., 
wenn diefe in der Abficht gefchteht, fih zum Militärdienfte untauglich zu machen oder 
durch künſtlich hervorgebrachte Gebrechen fih dem Dienfte zu entziehen. Hier ift ber 
wehrpflichtige Selbftverleger Subject und - zugleich Gegenftand ver Webertretung , deren 
rechtliches Object die Militärpflicht darſtellt. Nach preuß. Strafgejet verwirkt derjenige 
die Strafe des Gefängniffes nicht unter einem Jahr und zeitiger Unterfagung der Aus- 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte, wer ſich vorſätzlich durch S. oder auf andere Weile 
zu dem Militärdienfte untauglih macht oder untauglid machen läßt. Die Strafbarkeit 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der Schulvige zu militärifchen Nebendienftleiftungen 
außer dem eigentlichen Waffendienfte, befähigt geblieben ift; auch ift Die Hervorbringung 
einer dauernden Untauglichfeit nicht nothwendig. ‘Der Thäter wird nad vollftredter 
Strafe zu demjenigen Milttärbienfte abgegeben, zu welchen er noch tauglich befunden. 
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Nach der Preuß. Militär-Erfaginftruction vom 9. Dec. 1858 $. 54 find Militäriit- 
tige und Rekruten, welche der vorfägliden S. wegen beftraft worben, im alle der X: 
beitöfähigfeit ohne Rückſicht auf fonftige Zurädftellungsgründe zur Ableiftung der geie: 
lichen Dienftpflicht in eine Arbeiterabtheilung einzuftellen. Nach dem Defterr. Wehrpfidt: 
gejege vom 5. Dechr. 1868 8. 47 ift jeder Wehrpflichtige, welcher der vorſätzlichen 
Selbftbeihäbtgung überwieſen wurde, infofern er zu irgend einer Dienftleiftung im Ser: 
oder in der Kriegsmarine noch tauglich ift, dahin abzuftellen und bat zwei Jahre über 
bie gefetzliche Linien = Dienftdauer zu dienen. Hat die Abgabe zum Militärdienfte ant 
bei ſolchen Individuen zu gefchehen, bei welchen wegen eingetretener Berjährumg von den 
Verfahren abgelaſſen wurde? Im Oefterreich wurde dieſe Frage bejaht. Selbftverlegun 
aus Unbedachtſamkeit iſt ausgeſchloſſen. Die facultative Androhung der Chreufelgn 
rechtfertigt fich bei Diefem Delict durch die Erwägung, daß dafjelbe nicht immer aus er: 
Lofer Gefinnung, fondern auch aus Nüdfichten für hülfsbedürftige Eltern u. |. w. be 
gangen werde. Sachſen faßt dieſes Delict aus dem Gefichtspunft einer ſtrafbaren Hir⸗ 
terziehung der Leiftung der Militärpfliht auf. 

Gſgb. u. Fit.: Breuß. Str.®. 113. Oppenboff 230. Helldorf, Dienftvoriänke 
ber preuß. Armee, 2. Aufl. 1865, ©. 62. Puchelt, Ergänzende Geſetze ber Babiihen Str: 
aefeh ebung, 1868, ©. 153. Frühwald, Sortbitbung des öfterr. Strafrechts, 1865, €. 62 

erihtsfaal, 1857. II. 139. Damianitſch, Studien über Militär-Strafredt, 1562, 8.317 
Weis, Str.G.B. für Baiern, Il. 65. Wahlberg. 
Selchow, Joh. Heinrich Chrift., geb, 1732 in der Mark Brandenburg, ſur 
dirte in Göttingen, promovirte 1755, wurde 1757 ord. Prof., 1764 Beifiger der Jurifien 
facultät, 1770 Hofrath, ftarb 1795. 

Scäriften: Elem. arftiquit, jur. Rom. publ. et priv., Gott. 1756. — Elem. his. 
jur. univ. per Germaniam obtinentis, Gott. 1759 (deutſch (6) 
Germ., Gott, 1757. — Elem. jur. Germ. priv. hod. ed. 2» Hannov. 1762, 8= 1:95. — 
Grundſätze des Wechſelrechts, Gött. 1758. 1777. — Anfangsgrlinde deB Braun. - ind. 
Privatrechts, Gött. 1760. — Grunbriß einer pragm. Geſch. des Braunfchw. = Lüneb. Hauke, 
Gott. 1764. — Grumbriß ber teutfchen Reiuegeli Gött. 1775. — Einl. im den Reichthei— 
rathsproceß, Lemgo 1778 — 1780. — Magazın für das deutihe R. und Geſch., Gött. kp 
1779. — Electa jur. publ. et priv. Germ., Lips. 1771. 

Lit.: Bütter, Lit. des teutſchen Staatsrechts, Gött. 1776—83, Bd. HU ©. 2-2. 

Teihmann. 
Selden, Johann, geb. 1584 zu Salvington (Suffer), ging nach Orferd, dam 

nach London, trat mehrfach im Parlamente gegen die Regierung auf, wurde 2 Mal se 
fangen gefegt, jaß auch 1640 im langen Parlamente und ftarb 1654. 


dtt 1767) — Imstit. juriapr. | 





&riften: Mare clausum sive de dominio maris libri duo, 1625. — Dissert. bist 


rica ad Fletam. — Notes on Fortescue. — De uxore ebraica s. de nupt. et divort. e 
jure eivili i. e. divino et talmudico, Lond. 1646. — Marmora Arundeliana , 1629. - 
Opera, Lond. 1726. Zeihmann. 


, 


Sell, Georg Wilhelm Auguft, geb. im November 1804 zu Darmſtad. | 


wurde 1830 Privatdocent in Gießen, 1834 Prof. in Zürich, 1841 im Gießen, fiard 
25. März 1846. 

Schriften: Ueber das Hecht des correus debendi vor bem anderen correus, Cie 
1830. — Berfuche im Gebiete bes Civilrechts, Gött. 1833. 34. — Abhandl. in der Zeitidr. ‘ 
Civilrecht u. Proceß von Linde Bd. 3. Heft 2. 3. Er gründete mit feinem Bruder Karl 
Sell die Jahrbb. für Hift. u. dogm. Bearbeitung bes röm. Rechts, Braunſchw. 1841 — H. 

Lit.: Neuer Nelrolog der Deutichen, B. 24. ©. 201. 202. Zeihmann. 

Semera (Joh. Teutonicuß), geb. bei Halberftabt, fludirte unter Azo, mn 
Capellan in Goslar, Canonicus in Halberftabt, dann Probft, in den Bann gethan, furl 
gegen 1240 (12677), 

Er ſchrieb: Sloffen zu Gratian's Decret. Teihmanı. 


Sendenberg, Heinrich Chriftian-Sreiherr von, geb. 1704 zu gut 


furt a. M, wurde 1730 erfter Rath zu Dhaun in rheingräflichen Dienften, 1735 Frl 


in Öttingen, 1738 in Gießen, 1745 Reichshofrath und Yreiberr, flarb 1768. 
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Schriften: Selecta jur. et hist. tum anecdota tum jam edita et rariora, Francof. 
1734 — 42. — Corp. jur. feudalis Germ., 1740. — Corp. jur. Germ. publici ac privati 
hactenus ineditum, 1760—66. — Gedanken von dem jeber Zeit lebhaften Gebrauche des ur⸗ 
alten teutſchen bürgerl. und Staatsrechts in ben bisherigen Reichsgeſetzen und Gewohnheiten, 


1759. — Neue und vollftändige Samml. der R.A., Frankf. 1747. — De jure primarum 


precum regum Germ., cof. 1789. 

Sein Sohn Renatus Karl, geb. 1751 zu Wien, that fich als Publiciſt hervor, 
als Fortfeger von Häberlin's deutſcher Reichögeichichte, Bd. 21—27, Frankf. 1798, 
1799; ftarb 1800. 

Lit.: Stobbe, L S. 11. — Schulze, Einl. in b. deutihe StR. S. 83. 

Teihmann. 

Seniorat. Tür die Güter des Wels gilt in Folge von Hausftatuten, Obfer- 
vanzen oder Yideicommißftiftungen häufig das Princip der Individualfucceifion, welchem 
zufolge das Familiengut ungetheilt nur auf Einen Erben übergeht, Mitunter tft diefe 
Erbfolge nad dem ©. georbnet, d. h. es ift ſtets das ältefte der erbberedhtigten Familien— 
glieder — ohne Rüdfichtnahme auf Parentel und Grad — zur Suceeffion berufen. In 
Teutihland Hat der ©. fir die Erbfolge ſtets nur eine ſehr vereinzelte Anwendung ges 
funden. 


Lit. u. Gfgb.: Rudloff, De iure senii in familiis illustribus, 1769. v. Salza u. 
Lichtenau, Die Lehre von Familien-, Stamm- und Geichledhtsfideicommifien, 88. 77, 78. 
Wildner, Fideicommiſſe, 169. Preuß. A.LR. HU, 4, 88. 135 — 140. 

Heinrih Brunner. 

Separatio bonorum (Gütertrennung, Güterfonderung u. |. w.) ift einmal ber 
allgemeine Name für diejenigen Fälle, in welchen eine Vermögensmaſſe in verfchievene 
Beſtandtheile zerlegt wird, wie Died z. B. bei der Auseinanderfegung zwifchen Lehn und 
Alod, zwifchen Dotalgut und ehemännlidem Vermögen und auch fonft noch häufig vor- 
tommt. Sobann aber bedeutet es im engern und technifchen Sinne die Abſonderung 
einer Erbichaft von dem eigenen Vermögen des Erben, auf welche die Nachlafgläubiger 
und Dermächtnißnehmer nach röm. R. ein Unrecht haben (fog. beneficium separationis). 
Tiefe Perfonen können nämlih, um ſich gegen eine mögliche Ueberfhuldung des Erben 
zu ſichern, ohne weiteren Beweis (Seuff. Arch. I. 312. XI. 173. XV.-37) eine 
richterliche Verfügung erwirken, durch welche der Erbe angewielen wird, die Nachlaßmaſſe 
ausſchließlich zu ihrer Befriedigung zu verwenden. 1. 1. pr. $. 1. 1.6. pr. 1. 14 D. 
de separ. XLH. 6. Im Folge diefer Berfügung find dann Veräußerungen , die ber 
Erbe aus der Nachlaßmaſſe vornimmt, anfehtbar, 1. 2. D. eod., und erft dasjenige, was 
nah Befriedigung der Abfonderungsberechtigten übrig bleibt, fällt den Erben, bzw. deſſen 
Släubigern anheim. Das preuf. R. ſchränkt die Gütertrennung auf ven Fall ein, wo 
der Erbe in Concurs gerathen ift (8. 500 A. ER. I. 16) und verlangt, daß der An⸗ 
trag auf diefelbe innerhalb der Friften geftellt werde, welche das Gericht zur Anmeldung 
der Gläubiger anberaumt hat, $. 256 fj. Conc,Drbn. vom 8. Mai 1855. Daber ift 
die 8. b. nad) preuß. R. immer, wie nach gem. R. möglicher Weife, mit der Eröffnung 
eines Untverfal- und eines Particular-Concurſes verbunden. Das Recht auf 8. b. 
fült weg, mern der Erbe die Erbichaft bereits veräußert oder mit feinem Vermögen ver- 
miſcht hat (1. 1. 8. 12. 1. 2. D. eod.), wenn die Gläubiger den Erben bereits als per- 
ſönlichen Schuldner angenommen haben (1. 1. 88. 10. 11. 15. 16. D. eod. 8. 504 
ALR. L 16) und nah Ablauf von finf Jahren (1. 1. 8. 13 D. eod.), nach preuß. 
R. von einem Jahre feit dem Tode (8. 503 a. a. O.) Wenn die Forderungen ber 
Gläubiger durch die Nachlaßmaſſe nicht gedeckt werden, können fie auch aus den eigenen 
Mitteln des Erben keine Befriedigung mehr verlangen, 1. 5. 1. 1. 8. 17 D. eod.; an⸗ 
ders jedoch 1. 3. $. 2 eod. und darnach das preuß. R. 8. 259 C. D. Früher legte 
man auch umgelehrt den Gläubigen eines Erben das Recht bei, die Trennung feines 
Vermögens von der ihm angefallenen Exbichaft zu fordern, und diefe Meinung ift im 
preuß. R. angenommen, SS. 507—512 A. L.R. I. 16. 8.260 C. O. Für das gem. 
R. iſt fie jedoch unhaltbar, 1. 1. 8. 2. D. eod. 


e 
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Quellen u. Lit.: D. XI.II. 6 de separationibus. Sintenis, Gem Cio.R IT. 
6. 186. Brinz, Lehrb. der Band. II. 8. 157. Windſcheid, Pandektenrecht II. $. wi 
Ed. 


Sequeſter, Sequeftration. ine bemeglide Sache, deren juriſtiſches Schifial 
ungewiß it, 3. B. weil darüber procelfirt wird, fann von den dabei Intereſſirten ite: 
Parteien) einem Dritten, ver Sequefter beißt, mit der Abrede anvertraut werben, tar 
er diefelbe nad Aufhören der Ungewißheit (Austrag Des Proceſſes) Deinjenigen, melden 
fie alsdann zukommt (dem Sieger) zuftellen, und Dieſem verantwortlich fein fol, L 11« 
de V. 8. L. 16. Regelmäßig ericheint diefe Sequeftration als ein ‘Depofitum und 
der Eequefter als ein Depofitar, wenn auch infolge der getroffenen Abrede die Sequeſtia⸗ 
tion fid) als Miethe oder Mandat oder Innominatcontract u. dgl. geftalten kam, 1. 3. 
$. 3 de dolo IV, 3. 

Zweck der Sequeftration ift, die Sache zu Gunften des künftigen Siegers fihr : 
ſtellen. Dieſem Zwecke kann es entipreden, daß dem Sequefter der Belig eingerarm. 
Bene Beſitz hernach dem Steger zugerechnet werde, |. ven Art. „Abgeleitere 

eſitz“. 

Jede von den Perſonen, welche die Sache dem Sequeſter anvertraut haben, gilı, r 
lange die Ungewißheit dauert, als Deponens, in solidum. Nah dem Austrage aber f 
der Sequefter dem Sieger allein verantwortlih, der fih nunmehr al8 einziger wurflcı 
Deponens herausftelt. Der Sequefter muß fi der übernommenen Aufbewahrung fr 
zum Audtrage unterziehen; nur ex magna et justa causa fann er, nad) magiſtratiſcher Ir 
terfucbung, früher davon entbunden werben. Die Verantwortlichkeit iſt in der Kegel ti 
jenige des gewöhnlichen Depoſitars. ‘Die actio depositi direeta heißt in diefer Armı 
bung actio sequestraria. Der Sequefter hat gegen den endgültigen Deponenten ve 5: 
wöhnliche actio depositi contraria. ©. den Art. „Depofitum” 

Außer diefer conventionellen Sequeftration, s. voluntaria, gibt es aud eine se. ne 


cessaria, auf richterlichen Befehl, als proviſoriſche Maßregel, wenn einerſeits der Ba 


des GStreitobjects feine genügende Sicherheit bietet, und andererſeits der Kläger Im: 
Anſpruch ſchon einigermaßen begründet. Art und Weife der gerichtlichen Sequefratc: 
bängt gemeinrechtlich vorerft vom Willen der Barteien, in Ermangeluug eines folden von 
richterlichen Ermeſſen ab. 


Nah dem Pr.A.L.R. werden auch unbeweglihe Sachen und Berlonen feet 


Die Sequeftration ift meift gerichtlich, der Richter haftet in Betreff der Auswahl m 
der Beauffichtigung des Sequeſters für mäßige Berfehen. Im franz. R. gelten für! 
e. voluntaria im Ganzen die gemeinrechtlihen Grundjäge; doch können auch Iınmebir 
fequeftrirt werden. Im einer Anzahl von Fällen, die a. 1960 aufgezählt jind, kann u 
richtliche Sequeſtration flattfinden. 
Quellen u. Lit.: S. überhaupt bie Titel über Depositum, D. XVI, 3; C. IV, 3. - 
Preuß. AR. I, 14 8%. 103—108; Beifpiele I, 7 88. 159-161; 11 &. 372; 21 $$. H- 
142, 3. 2014. — C. N. 1955 — 1963. — Muther, Eequeftration und Arreft im röm N. 
vLeipz. 1856. Kivier. 


Sichardus, Johann, geb. gegen. 1511 zu Biſchoffsheim, wurde 1530 In. 
der Phil. in Freiburg i. Br., hörte Ulrih Zafius, wurde 1525 in Tübingen Prof. X 
Codex, 1544 herzogl. Rath, ftarb 1552. | 

Er gab heraus und ſchrieb: Brevierium Alariei. Basil. 1528. — Leges Riboa- 
rum Bajoariorumyue quas vocant, Basil. 1530. — Dictata et praelect. in Cod. Just. 
Basil. 1565 c. Modii Francof. 1586 (Sichardus redivivus c. Hertzog Francof. 15%). - 
Sichardi Responsa juris opera Goedelmanni, Francof. 1599. — Er wirfte bei Ablafurs 
des Würtemb. Landrechts mit. 

Lit.: Wächter, Würtemb. Privatrecht, Etuttg. 1839, S. 173. 192. 242. — Steble 
I. 8. H. 36. 42. 62 385. 418. Teichmann 


Sicheres Geleit, früher ein Sicherungsmittel gegen Vergewaltigung und m 
befonvere gegen die dem Beihulbigten fo gefährliche Ergreifung in der Verfeſtung it 
Acht (vgl. Ungehorfamsverfahren im Str.Brc.), ift im neueren Strafproceß ein, Malt 
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felten zur Anwendung kommendes, Mittel zur Siftirung eines ſchwer erreichbaren Be— 
iduldigten geworben, und befteht darin, daß ihm bie Yuficderung ertbeilt wird, ihn mit 
Unterfuchungshaft zu verfchonen, wenn er feinerfeits ſich überhaupt, mie demnächſt jeder⸗ 
zeit auf Die einzelnen an ihn ergebenden Ladungen dem Gerichte fiftiren werde; dafür hat 
er Santton durch Bürgen, Pfänder oder Eid zu leiften. Der Bruch diefer Verpflichtung, 
und in&befondere Vorbereitungen zur Flucht, laſſen das ſ. ©. aufhören, ſonſt aber 
dauert daſſelbe bis zu rechtöfräftig entjchtedener Sache, vor welcher von Strafhaft feine 
Rede fern Tann; die Str.Pre.Drdnn. von Sachſen und Baden dagegen laſſen e8 mit ver 
Publication jedes Endurtheils und die Thüringiſche gar 'mit dem Verweiſungsbeſchluſſe 
zu Ende gehen. Streitig ift, ob der Richter oder nur der Landesherr das ſ. ©. er⸗ 
theilen könne; die Preuß. Crim.O. geftattet dem Gerichte feine Bewilligung, jedoch nad) 
vorgängiger Auctorifatton der höheren Behörden, die Sächſ. und Bad. Str.Pre.Ordn. 
übertragen diefelbe dem Juſtizminiſter, der fie Namens des Landesheren verfügt. Gegen- 
über Der ungemeflenen Ausdehnung der Haft fett den vorigen Jahrhundert fällt das 
ſ. ©. weniger freilih unter den Geſichtspunkt eines Pactirens mit dem Verbrecher, als, 
wie Bland hervorhebt, den einer „Dispenfation vom Geſetze“, kann demgemäß nur vom 
Landesherrn ausgehen; eine Gefebgebung dagegen, die die Verhaftung auf wirkliche Flucht⸗ 
gefahr und geübte Collufionen beichränkte, würde confequent zu richterlicher Bewilligung 
gelangen. — Unbekannt ift das |. ©. den Geſetzgebungen von Franfreih, Braunſchweig, 
Oldenburg und der preußiichen von 1867. 
Quellen: c.4.X.2,6. Bamberg. H.GO. A. 242. P. G.O. 4. 156.76. Preuß. Erim.d. 
$. 246 ff. Str.Pre.Dronn. v. Thüring 9. 115 fF. Sachſen A. 149 fi. Baden 8. 347. 
rit.: Danz, Summar. Proc. S. 229 fi. Pland, StrBef. ©. 2:7 f. Zachariä, 
SkrBre. U. 8. 89. Löwe, Preuß. Str.Berf. 8. 51 a. €. K. Wieding. 
Siegel, Ioh. Gottlieb, geb. 1699 zu Klofter Heßler, wurde 1720 Doctor, 
1734 Advocat in Leipzig, Prof., Confulent der Kaufmannſchaft, 1741 Syndicus der 
Unwerfität, ftarb 1755. 
Schriften: Princ. jur. feud., Lips. 1738. 1746. — Tract. de litteris investiturarum, 
Lips. 1739. — Corp. jur. cambialis, Lips. 1742, fortgefett von Uhl 1758 1764. 1771. 
1786. — Einl. 3. Wechfelrecht, 1743, 3. Aufl. 1773. — Borfichtiger Wechfelgläubiger, Leipz. 1726. 
Lit: Meufel, Lericon XII. 154 — 157. — Hartmann, Das deutjche Bechtelreft, 
Berl. 1869, S. 4. 93. 94. 45. Teihmann. 
Sigonius, Carolus (Sigonio), geb. 1524 zu Modena, ftudirte in Bologna 
und Pavia, wurde 1552 Prof. der fchönen Künfte in Venedig, 1560 in Padua, dann 
in Bologna, ftarb 1584. | 
Schriften: Regum, consulum...fasti, Modena 1550. Venet. 1550. Oxf. 1802. — 
De nominibus Rom., Venet 1553. — De antiquo jure civium Rom., Venet. 1560, ed. 
Franck Hal. 1728. — De judiciis Rom., Bonon. 1574. — De republica Atbeniensium, 
Bonon. 1564. — De republica Hebraeorum, 1552. — Opera, Mil. 1732. 37. 
tit.: Muratori Vita Sigonii in den Opera Bibliogr. gener. Vol. 43 —8 an 
eichmann. 
Simon, Heinrich, geb. 29. Oct. 1806 zu Breslau, begann feine Laufbahn m 
Drandenburg 1827, wurbe 1836 in Greifswald angeftellt, ging nad) Breslau, machte 
Reifen, 1841 und 1842 Hülfsarbeiter im Eichhornſchen Minifterium, ging 1843 nad 
Breslau, wo er Stabtgerichtörath wurde, firitt fiir Unabhängigfeit des Nichterftandes, 
nahm 1845 fernen Abſchied, 1847 wegen Majeftätsbeleivigung angellagt, 1848 Führer 
der Volkspartei, Mitglied des Frankfurter Parlaments, flüchtete nach der Schweiz, wo 
er fich anfiebelte, fett 1851 in Züri, wo er zum Dr. jur. von der Untwerfität ernannt 
wurde, ertranf im Wallenfee am 16. Auguft 1860. 
. Schriften: Ergänzungen u. Erläuterungen ber preuß. Rechtsbücher durch Geſetzgebung 
u. Rechtswiſſenſchaft ſog. Fuünf-Männerwerk), Bresl. 1837 — 39, 5. Ausg. 1864 fi. — ‚Die 
Derfafiung u. Verwaltung bes preuß. Staates, Bresl., Berl. 1840-54. — Allgem. Preuß. 
Staatsreht, Bresl. 1844. — Die preuß. Richter u. die Gefee vom 24. März 1844, 2. Ausg. 
mit Nachwort an Kamp. — Actenftüde zur neueften Geſch. der preuß. Polizei, Leipz. 1847. - 
Erinnerungen an das Min. Wöllner, Leipz. 1848. 
Lit.: Jacoby, Heinrih Simon, Berl. 1865. Teihmann. 
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Simonie (simonia) ift im kathol. Kirchenrecht der ausdrückliche oder ſtillſchweigende 
Bertrag, wodurch eine geiftlihe Sache um weltlichen Vortheil erworben wird. Iſt die erfiere 
(res spiritualis mereis loco data) ſchon ihrem Weſen nach eine rein geiſtliche Sacra 
ment, Segnung, confecrirte Hoftie), fo jpricht man von s. juris divini ift fie es mr 
kraft pofitiven Rechts, von 8. jur. eoclesiastiei. Der Vortheil (munus) kann fein jex 
denfbare Vermögensbereicherung (f. g. munus a manu), ferner die Leiflung an Tier 
ften und Gefälligleiten (m. ab obsequio), endlich die Zufagung von Fürfprache (m. a 
lingua) fein. Die Canoniften fprechen ferner von einer s. mentalis, d. h. Handeln in 
der Weiſe, als ob der erwähnte Vertrag geſchloſſen wäre, von einer s. conventionalis, 
worunter ein Ablommen des obigen Inhalts verftanden wird, unb von einer s. realis, 
d. h. dem durch Leiſtung erfüllten Vertrage. Die erftere gilt nur als eine im Gewiſſens 
forum zu ahndende Sünde, die zweite wird arbiträr beſtraft, nur für die dritte find be- 
ftunmte Strafen, welche aber für die einzelnen Fälle nicht gleich find, feſtgeſetzt Die 
evangelifchen Kirchenorbnungen der älteren Zeit kennen die ©. in derſe | > 
wie im katholiſchen Kirchenrecht. Im heutigen Recht, wo die enangelifche Kirche feine eigene 
Strafjuriädiction mehr befigt, kann die S. nur ber Geiftlihen vom Geſichtspunkt des Die: 
GERLInDeDer gehen, jowie bei ihnen und Laien als Beſtechung, ſofern fie den Thatbeitant 
dieſes Verbrechens angenommen hat, beftraft werben. 

Quellen: Tit. X. de simonia V. 3 und Extrav. comm. V. 1. 
Lit.: Münden, Canon. Gerichtsverfahren und Strafreht, 2, 274 ff. 
P. Hinfhiuß. 

Simulation im weitern Sinne nennt man jeve Willenserklärung , meld: 
„ohne die Abficht ihrer wirklichen Geltung‘ abgegeben wird. Dahin gehören alle Erfli 
rungen, welche blos zum Scherz oder als Uebung bei dem Unterricht in einer Sprade 
oder tm Recht (demonstrandi causa) oder im Schaufpiele u. |. w. gemacht werden 
(l. 3.8. 2. D. 44, 7), In allen derartigen Fällen wird überhaupt gar fein Rechtsge 
Ihäft gewollt, obgleich die Worte auf ein foldyes lauten. Unter S. im engern Sinne 
verfteht man dagegen diejenige Icheinbare Vornahme eines Rechtsgeſchäfts, bei welcher die 
Abfiht auf Erreihung eines beftimmten andern Rechtserfolges gerichtet if. Hier lieg: 
aljo nicht eine Erklärung ohne Willen, fondern nur eine Differenz von Wille und Cr: 
klärung vor. Dieſe kann darın beitehen, daß eine andere. Art ald das vorgenommen: 
Rechtsgeſchäft gewollt wird (1. 38. D. 18, 1;1.5.8.5. 1.7.8.6. D. 24, 1) ix 
Darin, daß andere, als die ausdrücklich bezeichneten Perfonen, Träger des Rechtäwr: 
hältniffes ſein ſollen (1. 2.1.4. C. 4, 22; 1. 5.1. 6. C.4, 50; 1. 16. C.5, 16 
oder in anderen Punkten. Diefe S. wird in der Regel von mehreren Perfonen gemein: 
ſchaftlich, nach vorhergehender Verabredung, um Dritte zu täufchen, feltener vom einer 
Perſon allein (1. 14 pr. D. 48, 2) vorgenommen. — Wohl zu untericheiden von ben 
fimulirten find die heutzutage nicht mehr praftifchen (vor Juſtinian aber jehr häufigen 
og. Scheingefchäfte, weldhe mit jenen zwar in ihrer äußern Erſcheinung, nicht aber 
in ihrem Welen und Zweck übereinſtimmen. Diefe waren nämlih rechtliche Geſchäfts 
formen, „welche neu auftauchende Lebensbedürfniſſe mit den vorhandenen Rechtsmitteln 
befriedigen” follten, während jenen „Schleihwegen des Lebens” nur eine factifche ie 
deutung zulommt. — Die ©, ım engern Sinne fett ihrem Begriffe nad) voraus: 1) dar 
. ber wahre Wille der Erflärenden und ihre Erklärungen nicht übereinſtimmen; 2) das 
Died von den Erklärenden beabfichtigt worden. Iſt dies nicht der Fall, jo Liegt entweder 
Irrthum ober Zwang vor. 3) Es foll durch die beabſichtigte Nichtübereinftunmmung ren 
Wille und Erflärung eine Täufchung bewirkt werden. Dies geſchieht dadurch, daß dıe 
Erflärenden den Schein hervorrufen, als enthielte die abgegebene Erflärung ihren wah— 
ven Willen, während ver legtere gerade unter biefem Schein durchgeſetzt werben fol. 
4) Endlich muß der Widerſpruch zwiſchen Willen und Erklärung auch äußerlich erfet- 
bar fein. Iſt die S. blos ein innerer Vorgang (ſog. reservatio mentalis), fo hat fit 
gar feine juriſtiſche Bedeutung (c. 26. X. 4, 1), — Der Zweck der ©. kann ın der 
Abficht Liegen, ein rechtswidriges Handeln unter rechtlichen Formen den Bliden der Obrig⸗ 
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feit zu entziehen, wie 3. B. durch Einfleidung verbotener Schenkungen in die Form eines 
Raufgelhäfts (1. 5. 8. 5.1. 7,8. 6. D. 24, 1; 1. 20. C. 5, 6), oder durch Ver— 
büllung gleicher oder anderer unrechtmäßiger Bereiherungen unter einer Eheſchließung ober 
Eheſcheidung (1. 30. D. 23, 2; 1. 64. D. 24, 1; 1.3. C.5, 17). Die ©. fann aber 
auch Darauf gerichtet fein, „ein durchaus erlaubtes Rechtsgeſchäft vor der unbefugten Neu- 
gier unbetheiligter Dritter ficher zu ftellen”, wie 3.3. erlaubte Schenkungen im Gewande 
eines Freundſchaftskaufes oder eines Mietvertrages zu geringem Miethzinfe (1. 38. D. 
18, 1; 1. 46. D. 19, 2). — Für die rechtlichen Wirkungen der ©. ift allein der wahre 
Wille der Erflärenden entſcheidend, ſoweit derſelbe bei dem Geſchäft zum Ausdruck ge⸗ 
fommen (plus valere quod agitur, quam quod simulate coneipitur, C. 4, 22). Der 
ſimulirte Wille an ſich ift nichtig (1. 1. C. 4, 22; 1. 36. D. 18, 1; 1. 3. C. 4, 38; 
l. 46. D. 19, 2; 1. 30. D. 23, 2). &8 ift daher tn einzelnen Falle feftzuftellen: 1) in 
wie weit der wahre Wille des Erflärenden in ber abgegebenen Erflärung Ausdruck ge- 
finden bat, d. b. ob die Erforderniſſe des beabfichtigten Geichäfts erfüllt worden find? 
Iſt dies der Fall, fo bleibt das Geſchäft beftehen. Wenn z. B. die Parteien 80 Thlr. 
geihrieben, aber 60 Thlr. gemeint haben, fo iſt der Vertrag für 60 Thlr. giltig, nicht 
aber im umgetehrten Falle. 2) Ob der Wille der Erklärenden nicht auf ein ımerlaubtes 
Gelchäft oder bei einem erlaubten auf den Betrug Dritter (1. 7. $. 3. D. 2, 14) ge- 
richtet war. In diefen beiden Fällen iſt das ganze Geichäft nichtig. Wer aus ber 
Simulation eined Geſchäfts Anfprüche erhebt, hat die S. zu beweifen, da die Präfumtion 
ſtets für die Exnftlichkeit des Willens ftreitet. . 

Das Pr. LR. erklärt (8. 84 I, 14) Darlebenöverträge unter dem Schein eines 
Depoſitums mit darlehensunfähigen Perfonen für nichtig, macht ferner ($. 210 ibid.) 
denjenigen, welcher zur Hebung des Credits eines Andern mit diefem fimulirte Gejchäfte 
ſchließt, als Bürgen veffelben verantwortlich und bedroht endlich (8. 47 Anh. ibid.) 
einen Jeden, „der durch Errichtung fimulirter Verträge einem Grundſtücke den Schein 
eines höhern Werthes beilegt“, mit den criminalrechtlichen Strafen des Betruges. 

_ sit: Sapigny, Syft. II. ©. 259 ff.; Ihering, Iahrbb. f. Dogm. IV. ©. 74. 75; 
Ihering, Geift des röm. Rechts, H. 1869, S. 512 ff.; IIL. 1865, ©. 259 ij 8 265 ff. 
. Baum. 

Sintenis, Carl Friedrich Ferdinand, geb. 25. Juni 1804 zu Zerbft in 
Anhalt, ftubirte 1822—25 in Leipzig und Jena, wurde 1825 Adoocat, 1837 Prof. in 
Gießen, 1841 Rath in Deffau, 1850 zweiter Präfivent des Oberlandsgerichts fir An- 
halt: Deffau- Köthen, 1853 Präfivent, 1863 Minifter der Juſtiz, ſtarb 2. Aug. 1868. 

Schriften: Handb. des gem. Pfandrechts, Halle 1836. — Ausg. ber Ueberſetzung bes 
corp. jur. civ. et can. mit Otto u. Schilling, 1835. — Zur Frage von den Civilgeſetzbüchern, 
teipz. 1853. — Das praktifche gem. Civilrecht, Leipz. 1844—51, 3. Aufl. 1869. — Anleitung 
zum Studium bes Bürgerl. G. B. für das Könige. Sadjen, Leipz. 1864. 

Lit.: Blätter für Rechtöpflege in Thüringen und Anbalt, Bo. XVI. 

Teihmann. 

Sirmond, Jacques, geb. 1559 zu Riom, Yehrte zu Paris, wurde Beichtvater 
Louis XIIL, ging 1645 nad Rom, ſtarb 1651 zu Paris. 

Schriften: Notae stigmaticae, Francof. 1612 (Fabrieius). — Censura conject. 
anon. script. de suburbicarlis regionibus et eccl., Par. 1618. — Triplex nummus anti- 

uus, 1650. — Coneilia antiqua Galliae, Par. 1629 (1666). — Opuscula dogm. veterum 

script, 1630. — Opera ed. La Baume, Par. 1695. 

tit.: Briet, Elogium J. S., 1653. — Colomieds, Vie de J. 8. 16711. — Stobbe 
217. Teihmann. 

Sigungspolizei nennt man den Inbegriff der dem Nichter bzw. Gerichte in 
Beziehung auf Störung der Ruhe und des Friedens in den Gerichtöflgungen zuftändigen 
Prüventiv- und Strafbefugniff.e Das franz. R. nennt die ©. police des audiences, 
und da die Audienz bie mündliche Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte ‚bezeichnet, 
ſo bedurfte das franz. R. erweiternder Beſtimmungen bezüglich fonftiger Verhandlungen 
vor Richtern 3. B. commiffarifcher Beweisaufnahme, die e8 auch auf Verhandlungen vor 
der Staatöbehörde ausgedehnt hat. Dem No. Entw. ift eine Betheiligung der Stants- 
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behörde an den Verhandlungen des Civ. Pre. num freilich nicht befannt, dagegen beziehen 
fich auch feine Vorſchriften zunächſt auf die mündfiche Berhandlung vor dem Collegial-Gerich:e 
und werden Dann durch weitere Beftimmungen auf Amtsrichter und einzelne Richter über- 
tragen, die außerhalb der Gerihtsfigung Functionen üben. — Das franz, preuf., bar: 
nov. R. und der Nd. Entw. unterfcheiden für die ©. zwiſchen Störungen der Berban- 
lungen und Ordnungswidrigfeiten auf der einen und Vergehen, die den allgememe 
Strafgejegen unterliegen, auf der anderen Seite. Störungen bereditigen — nad) ber 
Hannov. Pre. Ordn. ohne Weiteres, nach den übrigen nach vorgängiger Verweiſung zu 
Drdnung — zur Entfernung des Ruheftörerd und bei fernerem Ungehorfam zur Be: 
baftung , die indep nach feiner diefer Geſetzgebungen über 24 Stunden dauern tar. 
Trifft die Entfernung eine bei der Verhandlung betheiligte Perfon, fo kann fie nach dem 
Nd. Entw. nur durch das Gericht verfügt werden, es darf aber meiter ſodann das 
Säumnifverfahren gegen den Entfernten beantragt werden, eine Beſtimmung, geger 
welche gemwichtige Bedenken erhoben: find. Strafbare Vergehen läßt der Nd. Entw. em 
fach im Situngsprotocol conftatiren und dieſes dem zuftändigen Gerichte zu befontenr 
Verhandlung mittheilen; das franz. R. beſtimmt ein Gleiches nur für erimes, m 
Uebrigen verfügt es nur, daß Belchimpfung und Bedrohung der Richter und Yuftizbear- 
ten von dem verhandelnden Gerichte felbft binnen 24 Stunden abgeurtbeilt werben el; 
das hannov. R. fchreibt allgemein fofortige Berhandlung und „Entfcheidung ver Sad 
vor, fofern das verhandelnde Gericht die erforderliche Jurisdiction beſitzt. — Das gm. 
R. entbehrt, von einzelnen Particulargefegen abgejehen, zır denen in&befondere Miwocater: 
ordnungen gehören, für Ruheſtörungen und Ordnungswidrigkeiten beftimmter Vorſchriftr 
ſelbige unterliegen vielmehr arbiträren Etrafen bis zur Höhe der erwähnten. 
Quellen u. Lit.: C. de proc. a. 55 ss. C. d'instr. a. 179 ss. 504 ss. Preuk 
Mſt. Inſtr. v. 24. Zuli 1833 8. 36. Kab.-O. v. 24. Oct. 1838. Hannov. Pre.O (heransı 
v. Leonhardt) % 115 Anh. Deutfd. Entw. $. 153. Nd. Entw. $. 307 fi. Plathner, 
Verhandl. d. IX. Jur. Tags Bd 2. ©. 104. 8. Wiebing. 
Societas (Gefellihaft) ift I. den Begriffe nach die vertragsmäßige Ber: 
eimigung zweier oder mehrerer Perfonen zu Leiftungen, durch welche ein gemeinſamer 
Endzweck erreicht werden ſoll. Der darın liegende Vertrag ift nothmendig zweiſeitig, 
zwar nicht in der Art, wie die auf Umjag gerichteten Taufchverträge, .wohl aber inſefem, 
als durch ihn jeder Gejellichafter verpflichtet wird, feine Leiftungen dem Zwecke, welder 
auch derjenige des andern tft, zu wibmen. In diefem Sinne bringt jede S. als folk 
auch eine Vermögensgemeinfchaft mit fih. ‘Der Endzweck, welder erreicht werben ſol. 
darf Fein unerlaubter fein, 1. 57. D. pro soc. XVII. 2. Seufl. Arch. IX. 255. 
XIII. 257, fonft jeder beliebige, nicht blos ein Vermögenszweck, fondern auch Vergnüge: 
Belehrung, Wohlthätigkeit, gemeiner Nuten u. |. w. (früher jog. societates mere per 
sonales). Betrifft er das Vermögen, fo fann er entweber in dem gemeinfamen Hakı 
und Gebrauden oder in der Erzeugung und Gewinnung von Werthen beftehn und ın 
beiden Fällen mehr oder weniger umfafjend fein. Wälle der erfteren Art bilden die Ver—⸗ 
einigungen zur Gemeinſchaft einzelner Gegenftände (1. 52. 88. 11 — 13. 1. 58. pr. D. 
eod. soc. quadrigae habendae causa) oder einer ganzen Gattung des Erwerbes (;.?. 
von Exrbichaften, 1. 3. 8. 2. D. eod.) oder des Vermögens überhaupt, blos des gegen⸗ 
wärtigen oder auch des zukünftigen (fog. soc. omnium bonorum , 1.1.8.1. 13.8.1. 
l. 5. pr. D. eod., welche legte indeſſen thatlählih nur unter Ehegatten vorkommt und 
im preuß. R. auch gefeßlich andern Perſonen nur in Geſtalt einer allgemeinen Erwerb: 
gemeinſchaft geftattet iſt, SS. 176 — 182 AULNR. I. 17. Deögleihen kann aud ie 
zweite Vermögenszwed, die Erzielung von Gewinn, al8 Ergebniß entweder eines einzelnen 
Geſchäfts (1. 58. pr. D. eod. soc. quadrigae vendendae causa, 1. 44. 71. D. eod. 
Seuff. Arch. X. 45) oder eines Gewerbebetriebe (1. 52. 88. 4. 5. D. eod. Seuf. 
Arch. XVIII. 36) oder auch jeder Gefchäftsthätigkeit überhaupt gedacht fein. Ber der 
Testen (fog. societas quaestuaria) werden alle Geichäfte, mit Ausnahme der Ermerbun: 
gen aus Schenkung und legtwilliger Verfügung, auf den Geſellſchaftszweck bezogen, 1. 5— 
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13. D. eod., und hierauf ſoll nach l. 7. D. eod. im Zweifel, wern eine ©. ſchlechthin 
geichloffen worten ift, die Abſicht der Parteien gerid;tet fern. “Doc darf diefe Audlegung 
heute als veraltet angefehn und der Wille der Contrahenten eher auf den gemeinfamen 
Betrieb eines beftimmten Gewerbes gedeutet werden. Für dieſen häufigften Fall, die 
ſog. Banberegeleiichft ,‚ bat das A. D. H.G.B. neue, hier nicht zu erörternde Beſtim— 
mungen gegeben. — Aus dem Begriff der ©. folgt, daß jeder der Genoſſen dem andern 
zu Yeiftungen verpflichtet und zur Theilnahme an dem erzielten Vortheil berechtigt fein 
muß. Ein Gefellichaftönertrag, der das eine oder das andere ausdrücklich ausſchlöſſe, 
enthielte in Wahrheit eine Schenfung an den nicht verpflichteten, bzw. an den allein be— 
rechtigten Genofien und würde nur als foldye Hagbar fein. Im den Quellen wird ein . 
derartiger Vertrag unter .Anfpielung auf bie Aeſopiſche Fabel societas leonina genannt. 

1. 29.8. 2. 1.5. 8. 2. D. eod. Seuff. Arch. XVI. 110. Dagegen können Art 
und Umfang der Laften und des Vortheils für jeden Genoffen frei beftimmt werden, und 
nur im Zweifel gelten alle als gleichgeftellt. 1. 24. pr. D. eod. Demgemäß fönnen 
die Leiſtungen eines Genoſſen in der Einzahlung von Geld oder in der Einlieferung von 
Sachen, jet es körperlichen oder unförperlichen, oder in Arbeit (operae), Credit (gratia) 
u. ſ. w. beftehn. 1. 80. 1. 29. pr. 8. 1. 1. 52. 88. 2. 7. D. eod. Es kann ferner 
die Tragung des etwa entftehenden Vermögensſchadens jedem zu einem befonderen Bruch— 
tbeil auferlegt, ja es kann fogar ausgemacht werden, daß aller Schaben einem der Ge— 
noſſen auöfchlieglich zur Yaft fallen ſolle; doch muß bet dieſer letzten Vereinbarung freilich, 
wenn die Abficht noch auf eine ©. gerichtet fein foll (1. 29. pr. 8. 1. D. eod.), vor- 
ausgeſetzt werden, daß der vom Schaden befreite Genoffe um fo viel mehr an perfönlichen 
Dienften geleiftet habe. $. 2. T. de societate III. 25. 1. 29. 8. 2. 1. 30. D. pro 
soe. XV. 2. Ebenſo können andererfeits die Geminnantheile gleich oder ungleih, und 
mit den Antbeilen am Schaden üibereinftunmend (was vermuthet wird, 8. 3. I. 1. c.), 
oder nicht übereinftinnmend beftimmt werben. Legg. citt. Nur wird in demfelben Maße, 
in welchem der Gewinnantheil eines Genoffen zu feinen Gefammtleiftungen in ein offen- 
bares Mißverhältniß tritt, der Geſellſchaftsvertrag als eine partielle Schenkung (negotium 
mixtum cum donatione) erſcheinen, wie er denn ja bei ausſchließlichem Gewinnanfprud) 
eines Genoſſen in eine reine Schentung übergeht. 1. 32. 8. 24. 1.5. 8.5. D. de don. 
int. v. e u. XXIV. ı. Windfheid, Lehrb. IT. S. 405. Anm. 15—17. Ban: 
gerom, Lehrb. IIT. 8. 651. Anm. 1. Sintents, Gem. Civ.R. IL $. 121. Anm. 35. 

— I. Eine Form des Gefellichaftscontracts iſt im röm. und gem. R. nicht vorge= 
Ihrieben. Er kann alſo felbft ftillfchweigend zu Stande kommen. (Holzfchuher, 
Theorie und Cafuiftit, III. 8. 304 Nr. 1.) Nur muß die Willenseinigung über alle 
wejentlichen Punkte feftftehn. 1. 75—80. 1. 1. pr. D. pro soc, Doc verlangen Bars 
tiularrechte, wie 3. B. das Preuß. CR. (SS. 170—175. J. 17), ſchriftliche Abfaſſung, 
in deren Ermangelung zwiſchen den Parteien nur Das realcontractliche Verhältniß einer 
communio incidens eintreten fan. Vgl. C. F. Koch, Comm. z. A. L. R. 8. 170 a. a. O. 
Anm. 3. — III, Die Wirkungen der ©. beſtehn zunächſt A. in Rechtsverhältniſſen 
der einzelnen Genoffen zu einander (nach innen), zu beren Geltendmadhung bie actio 
pro socio, eine vom Nichter frei (ex fide bona) zu beurtheilende Klage beftimmt ift. 
1. 52. 8. 1. D. pro soe. Hauptſächlich iſt jeder Genofje verpflichtet, die vertragsmäßigen 
Beiträge zu leiften. Beftehn diefelben in der Einlieferung von Sachen, fo tft im einzelnen 
Tolle zu ermeflen, ob die letzteren der Gefammtheit der Genoflen übereignet oder ohne 
Rechtsveränderung nur zur Verfügung geftellt werben follten; im erfteren Falle entfteht 
bei theilbaren Rechten eine Gemeinfchaft zu imtellectuellen Theilen. 1. 58. pr. 8. 1. 
1. 52. 8. 2. D. eod. Bangerom a. a. DO. Anm. 2. Sintenid Anm. 24. Nach 
Preuß. A.L.R. 88. 198. 201. 202. I. 17 wird der zufammengetragene Fonds immer 
gemeinfchaftliches Eigenthum (societas sortis), und nur bet Grundftüden, deren Befittitel 
nicht auf Die Genoffen umgeſchrieben ift, vermuthet, daß fie blos geliehen ſeien (soc. 
quoad usum). Vgl. Koch Anm. 22 zu 8. 201. Zu den Beiträgen gehört bei der 
allgemeinen Vermögensgeſellſchaft auch das, was ein Genoffe durch Die gegen ihn ver« 
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übten Delicte anderer, nicht aber, was er durch eigen PR 
D. eod. Im allen Fällen gehört dazu, was -er durch Geſchäfte für vie Geſellſchafier 
(communi negotio, 1. 52. pr. ]. 67. pr. D. eod.) oder aus Geſellſchaftsmitteln (1. 35. 
8. 1. 1. 60. pr. D. eod.) eingenommen hat. Daher muß ein Genofle aud den Bor 
theil, den er aus ber Verwendung von Geſellſchaftsgeldern in eigenen beiten. 
zieht, herausgeben (communicare); nur infofern er dergleichen Geld ohne Widerrehtlic- 
keit auf eigene Gefahr ausleiht, haben die Genofien auf die Zinfen feinen Anfpruch 
Windfheid a. a. D. 8. 406. Anm. 9. Außerdem ift jeder ‚fie verpflichtet, dem 
anderen die Aufwendungen, bie biefer im gemeinfamen Intereſſe gemacht, und ben Schu: 
den, den er gelegentlich der Führung gemeinfamer Geſchäfte erlitten hat, antheilsweiſe zı 
vergüten, 1. 38. $. 1. 1. 52. 88. 4. 10. 12. 15. 1. 60.8. 1. 1.61. D. eod.; un 
endlich haften die Genofien ſich wechſelſeitig wegen einer folgen Nachläffigkeit, melde ſie 
in eigenen Angelegenheiten zu vermeiden pflegen (fog. diligentia quam suis, culpa in 
conereto; 1. 72. D. eod. $. 9. I. de societ.). Webereinftimmend das Pr. L.R. 8. 211. 
1. 17. Wird für einen Gefellfhafter die Leiftung feines Beitrages ohne eigene Schult 
unmöglich, fo hat er dafür feinen Erfag zu geben. Aber wenn er won den übrigen De 
Leiſtung ihrer Beiträge beanſprucht, fo fönnen ihm diefe nunmehr die Eimvede des nic: 
erfüllten Vertrages (exc. non adimpleti contractus) emgegenfeten, Nur an Demjeniger, 
was bereit8 gemeinfames Vermögen geworben ift, verbleibt jenem erften fen Anthel 
gl. 1. 58. pr. 8. 1. D. pro soc. und darüber die bei Windfcheid, Lehrb. IL. S. 406 
Ann. 4 angegebene Literatur. Ueber Punkte, die im Societätövertrage nicht feftgeftsu: 
find, muß eine neue Willenseinigung unter den Genoffen ftattfinden. Mojorititsbefchli: 
find für die Minderheit nicht bindend. 1. 28. D. comm. div. X. 3. L 11. D.« 
serv. vind. VIII. 5. Anders nach Preuß. CR. 88.209. 12 ff. I. 17. Sind die In 
theile der Genoſſen an dem Geſellſchaftsvortheil nicht beftimmt, fo werden Kopftkeil 
(partes aequae) angenommen. Darnad wird der Gewinn, d. 5. der Ueberſchuß über 
Die gemachten Einlagen, vertheilt. War die Gefellichaft auf das gemeinjame Haben ven 
Bermögensftüden gerichtet, fo werben auch dieſe Iegteren nach jenem Maßſtabe zu tbeiln 
fein. 1. 29. pr. D. pro soo. $. 1. L de societ. Seufl. Arch. VII. 175. Ban: 
eromw II. $. 651. Anm. 2. Ueber die Art der Auseinanderfegung |. den Art. Ad 
jubication. Uebereinftimmend 88. 175. 205 ALR.I 17. B. Dritten gegenüber 'nat 
Außen) wirkt die ©. zwar foviel, daß die Gefammtheit der Genoſſen dur den Gehraus 
der Firma (f. d. Art.) oder einer entſprechenden Bezeichnung einheitlich handelnd auftrin 
Gleichwohl bildet dieſelbe fein ſelbſtändiges, won der Summe der Genofien verjchiedenes 
Rechtsſubject. Bielmehr gibt es Rechte und Vflichten nur für die einzelnen Genoſſen 
nur dieſe fönnen Magen und verflagt werben, nad) ihrer Perfönlichteit beftimmt ſich der 
Gerichtsſiand u. |. w. Daraus folgt hauptfächlich, daß won den Geſellſchaftsgläubigerr 
nicht blos das den Genoffen gemeinfame Vermögen, fondern nach Erfhöpfung deſſelber 
(L 65. 8. 14. D. pro soo.) auch das Privatvermögen jedes einzelnen angegriffen mer: 
den fann. Zur Entſtehung eines Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Genoflen und einem 
Dritten gehört entweder, daß die erfteren ſämmtlich mit ihm verhandelt haben, oder dt 
ein einzelner fie befugter Weife vertreten hat. Dieſe Befugnig wird aber nur bei der 
Hanbelögefellfchaft für jeden Genoſſen vermuthet. Bei allen andern Geſellſchaften mr 
fie beſonders eingeräumt werben. Seuff. Arch. XII. 60. 270. 88. 206—210.A.LR.L ii. 
War der Handelnde zur Vertretung der Gejammtheit befugt und Bat cr für dieſe mas 
Geſchäft geſchloſſen, fo werben die einzelnen Genoſſen daraus unmittelbar berechtigt un! 
verpflichtet, To weit das Recht überhaupt eine directe Stellvertretung gelten läͤßt, d. b 
Heutzutage ganz allgemein. Nach reinem röm. R. dagegen mußte die Beziehung zwiſcen 
den vertretenen Genofjen und dem Dritten in ber Regel erſt durch Ceſſion der Gejchäft: 
lage an jene und der actio pro socio an diefen vermittelt werden. Die Frage, g 
welcher Quote die Genoffen für die Geſellſchaftsſchulden haften, beantwortet fih nad al: 
inen Regeln, wie folgt. Haben alle gemeinfam contrahirt, fo wird jeder nur für 
Feen Sefeüfgartäteil verpflihte. 1. 11. 8. 2. D. de duob. reis XLV. 2. 1. 4. 
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S. 1. D. de aed. ed. XXI. 1. Hat eine Vertretung ſtattgefunden, fo haften bie Ver: 
tretenen als Correalichuldrier, weil jeder den Auftrag ganz ertheilt hatte 1.5. $. 1. 
D. quod iussu XV. 4. 1.1. 8. 25. 1. 4. 8. 2. D. de exerc. act. XIV. 1; doch 
kommt ihnen nach gem. R. die Rechtswohlthat der Theilung zu gute Strenger die 
neueren Particularrechte, 3. B. 8. 239 A. L.R. L 17. Vgl. überhaupt Bangerow 
8. 653. Anm. Sintenis $. 121. Anm. 98 Windſcheid $. 407. Anm. 7. 
Seuff. Arch. III. 360. XII. 13. Dur Handlungen eines zur Vertretung nicht be- 
fugten Geſellſchafters können die übrigen nur infoweit verpflichtet werben, als dadurch 
eine Bereicherung für fie bewirkt und Die actio de in rem verso anwendbar ifl. 1. 82. 
D. proc. soce. — IV. Die Aufbebung einer ©. erfolgt außer den allgemeinen Grün= 
den (Eintritt des dies ad quem, ber auflöjenden Bedingung, mutuus dissensus u, |. w.) 
noch durch folgende: 1) Erlevigung des Geſellſchaftszwecks (1. 63. $. 10. 1.65. $. 10. 
D. eod.); 2) Tod eines Gefellichafterd. Auf die Erben kann eine S. nicht einmal durch 
ausdrüdliche Feſtſetzung erftredt werden. 1. 63. $. 8. 1. 52. 8. 9. 1. 59 pr. D. eod.; 
doch werben Handlungen, die ein Genofje ohne Kenntniß vom Tode des andern vornimmt, 
durch die Aufhebung der ©. nicht berührt. 1. 65. $. 10. D. eod. Auch fol ein Erbe 
die vom Erblaſſer begonnenen Geſchäfte unter Vertretung grober Nadläffigkeit. fortführen, 
l. 35. 40. D. eod. 3) Einfeitigen Rucktritt eines Genoſſen. Iſt die Geſellſchaft auf 
eine gewifle Zeitdauer eingegangen, fo Tann vor Ablauf derjelben der Rücktritt nur aus 
einem Grunde, der ihn rechtfertigt, erklärt werden; fonft nach Belieben und ohne Kün- 
Digungsfrilt, L. 4. 8. 1. 1. 63. 8. 10. D. eod. Seufl. Arch. XX. 44. Doch haftet 
allemal derjenige, welcher ungeitig (intempestive) zurüdtritt, auf Schadenserfag, 1. 14. 
17. 8. 2. D. eod.; und wer argliftiger Weife oder ohne Befugniß kündigt, muß ſich 
iegar gefallen laſſen, daß die S., je nachdem es ihm ungünftig ift, als fortbauernd oder 
aufgelöft behandelt werde (ocium a se, non se a socio liberat), 1. 65. 88. 3. 4. 6. 
D. eod. — 4) Berluft des gefammten Vermögens für einen Genoffen, ſei es durch Con— 
curs, durch Confiscatton oder wie fonft, 1. 65. 88. 1. 12. 1. 4. $. 1. D. eod. — In 
allen Fällen, wo nach Wegfall eines Genofjen die übrigen in Gefellihaft bleiben, Tiegt 
darin eine neue, nicht Fortfegung der alten ©., 8. 8. 1. de soc. 1. 65. $. 9. D. pro 
soe. Nach den bier entwidelten Grundfägen ftellt fich die röm. ©. als ein weſentlich 
auf der Perfönlichkeit beruhendes und daher leicht auflösbares Verhältniß dar; dem 
gegenüber ift in den neueren Rechten wenigftend die Handelsgefellihaft mehr auf die 
Capitalmacht, welde die Genofien zur Verfügung ftellen, und damit auf eine von den 
Perfonen ımabhängige Grundlage gebaut worden. 

Suellen u. Lit: Tit. Inst. HI. 25. D. XVH. 2. C. IV. 37. Glück XV. ©. 311— 
476. Unterbolzner, Schuldverhältniſſe U. S. 378— 392. Vangerow, fehrb. II. 
55. 651 — 655. Sintenis, Gem. Ein.R. H. $. 121. Windſcheid, Lehrb. IL. 85. 165 — 
48. Treitſchke, Die Lehre von der unbeſchränkten obligator. Gewerbegeſellſchaft. 


Socinus, Marianus, geb. zu Stena 1401, lehrte dafelbft, ging einmal als 
Sefandter nah Nom, ftarb 1467. 


Sen Sohn Bartholomäus, geb. zu Siena 1436, lehrte zu Stena, Ferrara, 
Piſa, wurde auf Befehl der florentiner Regierung gefangen gejegt, lehrte nach feiner Frei⸗ 
lafſung zu Piſa, das er 1494 verließ,. ging nach Bologna, dann nad Padua und end⸗ 
lich nach Bologna zurüd, farb ftumm geworden 1507. 

Er fhrieb: Consilia, Lugd. 1525. 1529. 


Sein Brudersfohn, Marianus ©. der Jüngere, geb. zu Siena 1482, war 21 
Jahre Doctor zu Bologna, lehrte auch zu Piſa, Stena, Padua und ftarb zu Bologna 
1556. 

‚Er war Lehrer des Ant. Auguftinus und Pantirolus und ſchrieb; Consilia. — Tract. 
de judieiis et jurisdietione (Tract. univ. jur., Venet. 1584, t. HI. p. 1. fol. 96b). — 


De testibus (e enda t. VI. p. 11. Auch gilt er zwar nicht als Erfinder, fo bod als Begut⸗ 
achter der fog. Socinifchen Eautel. 
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eit.: Savigny VI. 342-355. Glud VO. 86 fi. — Roc, Preuß. Erbrecht, Ber. 
1866, ©. 512. — de Wal, Beiträge herausgeg. von Stintzing, Erl. 1866, 2. 46. 
Teichmann 
Soden, Friedr. Jul. Heinr. Graf von, geb. 4. Dechr. 1754 zu Ansbad., 
wurde fehr jung Geh. Regierungsrath, nachher Geh. Rath, lebte als preuß. Geſandte: 
am fränk. Kreiſe zu Nürnberg, 1790 in den Reichsgrafenſtand erhoben, ſtarb 13. Juli 
1831. ‘ 
Schriften: Geift der peinl Gefetgebung Deutſchlands, 1782. 1783. 2. Aufl. Krauf. 


1792. — Ueber Nürndergs Finanzen, 1795. — Das agrar. Geſetz, Ansb. 1797. — Die Staa:: 
haushaltung, Erl. 1812. — Die Nationalölonomie, Leipz., Yarau u. Rürmb. 1805 — 21. 


Lit.: Schmidt, Neuer Nekrolog der Deutfhen IX. ©. 624 — 627. 
Teihmann. 

Sodomie: Linfeujchheit wider die Natur, nefanda venus seu libido, verüt: 
an fih ſelbſt, mit anderen Menſchen gleihen Geſchlechts, an Thieren, an Leicher 
Bon diefen Arten der naturwidrigen Befriedigung des Geſchlechtstriebes werden nur 
einige als criminell ftrafbar behandelt; obgleich Selbftbefletung am verderblichſten it, 
gilt ſelbe durch Jahrhunderte nicht al8 Berbredgen. Seit Dambouder, Carpzov if 
grundjäglich jede widernatürliche Wolluſt als bürgerlich firafbar erklärt. Das moſaiſche 
Recht ftraft mit Tod die unnatlrlichen Gräuel der Begattung zwiſchen Menſch und Vied, 
die irrigerweile für fruchtbar gehalten wurde und die Wolluftbefriedigung von Mam 
mit Mann, die Päderaſtie. Das Laſter der Tribaden oder die Lesbiſche Liebe erſcheim 
nicht mit Strafe bedroht; fo tief der fittlihe Abjcheu vor Verunreinigung der Art und 
Sattung, vor Trevel gegen die, durch Zeugung gebeiligte Lebensordnung erfaßt wird, je 
fehlt doch der Flare Ausſpruch, daß durch Die mwidernatürliche Unzucht zwiſchen Perſonen 
gleihen Geſchlechts zugleich eine Mitſchuld begründet werde, die bei der Unzudt an Fur 
dern und Thieren nicht vorhanden ift; fachlich gedacht, erfcheint die sodomia ratione 
sexus ftrafbarer als Die s. ratione generis, jie ift zugleich Corruption der Geſchlechts 
fittlichfeit und verfündigt fih an der Menfchennatur im Mitſchuldigen, abgelchen ven de: 
Entnervung und Verfumpfung dur Entartungen der Geſchlechtsgemeinſchaft. Der Tri: 
hauch diefer Caricatur der natürlichen Geſchlechtsliebe inficirt die vorchriſtliche Gejellicef: 
und Literatur, aud die griechiſche Männerliebe ſinkt zu naturwidriger Geilheit herab 
und bringt Verderben nad) Kom, wie Martial Epigramme und Paulus Brief an 
die Römer bezeugen. Das röm. Recht ftellt nur gewiſſe Arten der naturwidrigen Unzudt, 
namentlich Knabenſchändung unter den Gefihtöpunft des stuprum. Balentinian 
greift auf die aus dem moſaiſchen Rechte abgeleitete Strafe des Feuertodes zurüd, wei: 
chem das Tirchliche und gemeine deutſche Recht fich anfchliegen. Die C.C.C. behandelt mn 
die Unzucht zwiſchen Männern und die Beltialität als Kapitalverbreien. Im 17. um 
18. Jahrh. wird der Kreis der Eriminalität ungeheuerlich ermeitert. Ausläufer vier 
Richtung finden fih noch in einzelnen neuen Strafgefeßbüchern fir Braunſchweig, Helle. 
Thüringen, welches letztere auch Leichenſchändung bis zu einem Jahr Gefängnik beftrait. 
Eine andere Richtung in der Auffaffung der Fleiſchesverbrechen fällt mit der bedeutſamen 
wenngleich einfeitigen Beſchränkung des Verbrechensbegriffes auf unmittelbare Rechtsver 
legungen zuſammen fett Beccaria, Cella, Feuerbach. Da Onanie, Sodomie, Beſtia⸗ 
lität blos Sünden, feine NRechtöverlegungen enthalten, ſtrich Iegtere das Defterr. Crim.&. 
von 1787 aus der Reihe der Verbrechen. Diefem folgte die Strafgefetgebung für 
Baiern von 1813, für Würtemberg und Hannover, obgleich Feuerbach fpäter 1522 
davon abgewichen iſt und die widernatürliche Wolluft den Verbrechen gleich geftellt bar 
ungeachtet dadurch Rechte Anderer nicht verlett werden. Preußen blieb auf dem wr- 
alteten gemeinvechtlihen Boden ftehen und das Reichsſtrafgeſ. fagte fih von der Straf 
fiimmung des $. 143 des Preuß. Str. Geſ. nicht los, während das Gutachten der Preuf. 
Medicinaldeputation 1869 Die Bejeitigung derfelben nad dem Vorgange Des Oeſten. 
Entw. von 1867 befürwortet hat. Wenn Strafbeftimmungen tiber die öffentliches Aerger⸗ 
niß erregende Verlegung der Schambaftigfeit und unzüchtige Handlungen mit Kindern be 
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Reden a jo erſcheinen befondere Strafdrohungen auf Fälle der naturwidrigen Unzucht 
entbehrlich. 
et. n. Lit.: Der $. 143 de8 Preuß. Str.®. und feine Aufrechterhaltung als 8. 152 des Nd. 
Entw. 1869 ©. 79. Würtemberg 310. Baiern 214. Nordd. Str.®. 8.175 Weis, Comment. H. 
18. Zeitichrift für Geſetzgebung und Rechtöpflege in Baiern IX. 219. 427.618. Friedreich, Blätter 
für gerichtl. Anthropologie, 1852. 6. H. 58-76. Anfelm Feuerbach's biographifher Nach⸗ 
laß, 1553. H. 354. Sarde, Handb. UL. 171— 132. Wächter, Abhandl. 176, 369. Mo- 
tive au dem Defterr. Str. Geſ. Entw. 1867, S. 110. Dettingen, Die Moralftatiftit H. 194. 
Shüse, Die Theilnahbme am Verbrechen. 1869, 366. Schauenftein, geriht: Mebicin, 
1862, ©. 119— 125. ablberg 

Soldatenteftament (test. militis) iſt ein außerordentliches, aus Rückſicht auf 
Perſon und Lage des Teftator vor allen anderen erleihtertes Teftament. Entftanden aus 
dem alten test. in procinetu, beichränft auf eingereihte Militärperſonen ſowie ſolche 
Nichtjoldaten die ihres Berufs halber beim Heere waren und umgelommen find, und 
auf die Dauer des Feldzuges, bepurfte e8 jeit Trajan itberall feiner Solennität, ſondern 
nur der Willensgewißheit. “Der jure militari errichtete legte Wille, beworrechtet nicht 
blos in der Form fondern auch nad) Inhalt und Wirkung in jeglicher Richtung, wird 
jedoch hinfällig durch ehrenrührige Entlaffung fofort, bei ſonſtiger Entlaffung durch Yab- 
resablauf. Die Deutihe Notar. Ordn. befchränfte nach damaliger Auslegung jene Form: 
Iofigfeit auf Verfügungen während des Gefechts („in Uebung des Streit8“), forderte fonft 
Zuztehung zweier Zeugen. In den neueren Gefetgebungen handelt es fi), nach Beſeis 
tigung des Satzes: nemo pro parte testatus ete., nur nod um erleichterte Form fir 
das militärische Teftament zur Kriegszeit und um die Dauer der Gültigkeit, die Vor: 
ſchriften betreffen daher theils fchriftliche theil® mündliche Errichtung, die Borausfegungen 
nach Perfonen und Erriditungszeit x. Größerer Einfachheit wegen und als glücdliche 
Fortbildung des rim. R. verdienen Nahahmung die Beſtimmungen des C. civ. 

Lit. u. Sjgb.: Glück (Müplenbrud) Bd. 42. ©. 19 fi. Heimbah im Rechtsfer. 
X. ©, 797 ff. Fitting, zur Geſch. des Sold.Teftam., 1866. — Inst. 2, 11. D. 29, 1. 
C. 6, 21. R. Not Ordn. v. 1512. IL 8.2. Preuß. A.LR. I. 12. 88. 177—191. C. eiv. a. 981 ff. 
Eidf. ©.2. 85. 2109 fi. Verordn. v. 4. Dec. 1967. $$. 38 ff. 


A 


‚ Sch üße. 

Solidar - und Correnlobligationen. Dogmengeſchicht liches: Erſt durch 
Keller in feinem Werke: Ueber Pitisconteftatton und Urtheil, Züri) 1827, wurde bar- 
auf hingewieſen, daß aus dem Gate des röm. R., es werde der Blirge durch Belangung 
ded Hauptſchuldners und der eine correus Durch die des Anderen befreit, mit Nothwen- 
digkeit folge, man müſſe Obligationen annehmen, die objectiv einheitlich find bei denk⸗ 
barer fubjectio mehrfacher Beziehung auf Gläubiger oder Schuldner. Es gäbe ferner 
Gründe, welche ven objectiven Beftand der Obligation tilgten, während andere nur be— 
ftimmte einzelne Perſönlichkeiten des Obligationsverhältnifjes beträfen, ohne jene erfte 
Wirkung zu haben. Im Anfchluffe hieran ftellte Ribbentrop bei Beleuchtung der 
procefjualiichen Conſumtion dur die litis contestatio die Scheidung von Solidar- und ° 
Gorrealobligationen feft, indem letztere objective Einheit der Obligation zeigten, erftere 
in ſoviele einzelne Obligationen ſich theilten, als Perfonen vorhanden. Savigny führte 
diefe Scheidung noch genauer durch unter Zugrundelegung der Ribbentrop'ihen Nefultate. 
Doch nicht lange blieb die Einheit der Correalobligation mit ihrer fubjectiven mehrfachen 
Beziehung, ihrer ftrahlenartigen Verzweigung unangefochten, indem Rückert die Möglich 
keit eines ſolchen Obligationsverhältniffes beftritt und feinen mwefentlichen Unterſchied zwiſchen 
Eolidar= und Correalobligationen annahm, Runge dagegen an die Spitze der Darftellung 
die Unterfcheidung des Gegenſtandes und des Inhalts oder des Nechtsobjectes und Ver— 
mögensftoffes der Obligatton ftellte, die Correalobligation als diejenige bezeichnete, welche 
als Seitenftück eine andere Obligation hat, mit ver fie durch Ipentitit des Verinögens- 
Roffes in Zuſammenhang fteht, Solidarobligation dagegen, nur auf der paſſiven Seite 
möglich, als Ausnahmefälle mit delictartigem oder ähnlichem Charakter auffaßte, während 
freilich im heutigen Rechte, bei den fehlenden formalen Solutiondarten des röm. R., eine 
Scheidung nicht mehr praktiſch ſei. Eine andere Richtung (Roh, Girtanner, Fit- 
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ting) machte ſich dahin geltend, daß die Gorrealobligation als eine fubjectio -alterucin 
aufzufaffen tet, bei der von mehreren Gläubigern oder Schulbnern entweder der Cine 
oder der Andere die Zahlung ganz oder theilweiſe annehmen kann over letztere Ieifter 
müſſen, was erſt durch electio des einen Gläubiger (Occupation, Prävention) un 
Aufhebung der früheren Unbeftimmtbeit entichieven wird. Ber den Solibarobligatima 
dagegen läge von vornherein“ eine Mehrheit von Obligationen vor, deren Inhalt, em ur) 
derjelbe, eine, nur einmal zu zahlende, Leiftung enthält — ein Heutzutage wicht mehr 
praktiſcher Unterſchied. Eigenthümlich ift die Auffaffung Ba ron's, indem er bie me: 
reren Gläubiger oder Schuldner einer Obligation in eine Einheit zuſammenfaßt, welde, 
durch den Willen derfelben gebildet und geichaffen, Gläubiger oder Schulbner wird, tm: 
noch aber wieder ſoviel Sonderobligationen erzeugt, als ſich Subjecte in jener Einki 
vorfinden, von denen eine jede für ſich felbftändig if. Ganz abweichend ift die Tur: 
ftellung Demangeat's, indem diefer den Unterſchied nach den Klagen beftimmte, de 
Correalobligationen durch Condictionen, Solidarobligationen aber durch act. b. f. 
und in factum geltend gemacht worden, dem heutigen Rechte aber jene unbekanm 
feien. Der neuefte Schriftfteller endlich, Siebenhaar, leugnet die Keller - Ribbenny: 
Ihe Einheit der Correalobligation und hält dafür, daß hier eine Mehrheit von CE: 
gationen vorliegt, die äqual ſeien und daher trog ihrer Mehrheit nur eine einzige CE: 
gation darftellten. 

- Was num das Wefen der vorliegenden Obligationen anlangt, fo iſt, nad der m 
Augenblide noch geltenden Theorie, eine Uebereinftunmung der Correal- und Solidar⸗ 
obligationen darin vorhanden, daß jeder Gläubiger die Feiftung ganz 'von dem (jeden 
Schuldner zu fordern, jeder (der) Schuldner diefelbe ganz zu tilgen hat und durch em 
malige Yeiftung das Nechtsverhältnig für Gläubiger und Schuldner gelöft wird. Ven 
einander verſchieden find fie darin, daß bei der Solivarobligation ein Rechtsgrund mi 
rere felbftändige, wenn aud völlig gleiche Obligationen erzeugt, denen zufolge mehrer 
Schuldner verpflichtet erjcheinen (eine active Solivarobligation Teugnet man meiſtens, hi 
der Eorrealobligation dagegen ein Rechtsgrund nur eine Obligation erzeugt, die mehrer 
Perſonen als Gläubiger oder Schuldner gleichmäßig ergreift. Während jene dınd Er 
eigniſſe (Exrbfall, rvehtswidrige Beſchädigung, Yälle der communio incidens) entfiche, 
werden biefe begründet durch befondere Willensacte (Vertrag, Teſtament). Die Cu 
unterfcheiden unter den correi folde, welche ausdrücklich oder dem Eirme nad als 
correi stipulandi oder promittendi, eredendi oder debendi bezeichnet werden, wogega 
wir heutzutage von activer und paſſiver Sorrealobligation ſprechen. Sie fagen, daß kr 
der Gläubiger solidum zu fordern babe, was freilich auch dann gilt, wenn mehmch 
diefelbe Leiftung von verſchiedenen Schuldnern eingeforvert werden Tann, während 
der Fall, Daß die einmalige Leiftung bed Einen die Anderen befreit ober die Ir 
, rechtigung erlöfchen läßt, dahin bezeichnet wird, daß idem eandem pecuniam ete. 
. zu fordern babe oder ſchuldig fer Dabei iſt zu bemerken, daß die Quellen md 
ſcharf zwiſchen Correal- und Solivarobligationen ſcheiden, indem fie abwechſelnd ven 
una obl., communis obl., unius obl. participes, plures obligationes ſprechen, mol 
“ man obligatio . bald als obligatorifches Aechtöverhältnig, bald als den Verpfüd 
tungsact (Runge), bald als Gegenftand des Schuldverhältniſſes id quod in obl, est 
auffaßt (Runge, Rückert). Tragen wir nah dem Grunde der Scheidung, 
dürfte die Darftellung Samhaber’8 als die vollftänbigfte und treffenpfte gelten, wem 
er jagt: „Die Solivarobligation beruht nur auf der Identität des Gegenftandes, die er: 
realobligation dagegen auf dem Willen der vechtöerzeugenven Factoren (Bertrag, Bil 
des Erblaffers, des Richters [?], Wille des Prätord im röm. R.), indem diefer Wille ven 
Anfang an auf Einheit, auf Gefammtberechtigung oder Geſammtſchuld gerichtet gawehen“. 
Wenn man endlich den Zweck der Eorrenlobligation unterfucht, fo wird derfelbe meil 
darin gefunden, daß dem Gläubiger feine Befriedigung möglichft geſichert und erleichten 
werben foll, wobei freilich in neueſter Zeit geltend gemacht worden ift, daß diefer Zwei 
mit den Solivarobligationen gewiß noch vollftändiger erreicht werben kann, was tem 
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auch nicht oyne Einfluß auf die Geſetzgebung geblieben iſt. ALS heutige Doctrin dürften 
folgende Sätze gelten: 
A. Solidarobligationen. 

I. Entftebungsarten find: 1) unerlaubte Verhalten Mehrerer in Gemein- 
ſchaft, das fie Alle jchadenserfatpflichtig macht: si ex dolo communi conventus prae- 
stiterit tutor neque mandandae sunt actiomes, neque utilis competit, quia pro- 
prii delicti poenam subit. 2) Berpflihtung Mehrerer für fremdes Delict oder Ver⸗ 
ſehen einzuftehen: Mitvormünder, Mitbeamten, Mitbewohner einer Wohnung oder eines 
Stockwerks bei der actio de dejectis et effusis, de suspensis, die caupones etc. hei 
der actio de recepto, Mandatarien; Depofitare (‘Deponenten, wenn fie nit al Mit- - 
eigenthümer deponiren), Commodatare, Miether; 3) Verſprechen Jemandes, die Verbind- 
lichleit eines Andern zu erfüllen. 

II. Aufhebungsgründe find: 1) Zahlung; 2) Leiſtungan Zahlungs— 
ftatt; 3) geridtlihe Hinterlegung; 4) durchgeführte Compenfation; 
5) Novation; heutzutage Quittung, nicht aber einfacher Erlaß, noch richterliche 
Abweiſung der Klage gegen den Einen Schuldner. Es liegt bier nicht die Möglichkeit 
vor, durch constitutum oder etwa litis contestatio die Obligation auf die Berfon eines 
Gläubigers zu firtren. 

II. Regreßanfprud eriftirt für den zahlenden Schuldner gegen die Milſchuld⸗ 
ner ex lege. Ein benef. excuss. bat derjenige, der an einem angerichteten Schaben 
nicht in erfter Reihe ſchuldig iſt (Mitvormünder, Mitbeamten x.), und ein benef. di- 
vis. derjenige, ber fih mit Andern in gleicher Verfchuldung befunden (Mitoormünder, 
Mitbeamte, Erben eines Depofitars, Zollpächter ſdieſe jelbft bei dolus]). Eine Befonder- 
heit tritt ein bei Obligationen, die auf eine untheilbare Peiftung gehen, indem hier nad) 
röm. R. zwar aud Solidarität angenommen wird, allein e8 Bat bier für den Fall, daß 
die gemachte Leiſtung nicht der Art ift, für den einen oder den andern Gläubiger zugleich 
eine Befriedigung herbeizuführen (Herausgabe einer deponirten Sache an einen ber be= 
techtigten Deponenten), der leiftende Schuldner das Recht, fich bei der Leiftung Sicher: 
fellung gegen die Anſprüche der anderen Gläubiger geben zu laflen und für den Fall, 
daß eine Geloleiftung erfolgt, der Gläubiger ven Mitgliedern die betreffenden Antheile 
auszuzahlen. Auf Seiten der Schuldner theilt fi dagegen nah Windſcheid die Ver— 
pflichtung nicht und ift der Sat des rim. R., daß bei verfprochener Beftellung einer 
untheilbaren Servitut jeder Schulpner auf das Ganze verurtheilt werden fünne, nicht als 
einziger Fall zu betrachten. Weſentlich verfchieven von ven erwähnten Fällen der Solidar- 
obligation find die Fälle, in denen dieſelbe Leiftung mehrfach von den Schuldnern einge 
zogen werben kann (Brivatftrafen). 

B. Correalobligationen. 

I. Entftehungsarten: 1) Vertrag; imröm. R. befonder$ stipulatio (Maevi 
X aureos dare spondes et Sei eosdem X aureos dare spondes? si respondent 
singuli: spondeo — vel utrique vestrum spondeo), im deutſchen Rechte Verpflichtung 
zu gefammter Sand (conjuncta manu, to samene gheloven unverscheidenliche borge), 
woher weder Jeber das Ganze, noch Jeder einen beftimmten Antheil zu fordern hat, 
jondern Alle zufammen (ohne weitere nähere Beftimmung) zu leiften haben, ferner Ge 
lummtbürgfchaft, heutzutage „Alle für Einen‘, „Einer fir Alle”, „ſammt und fonders”, 
ohne daß auch bier nach Nov. 99 c. 1 eine ausdrückliche Verpflichtung erfordert würde; 
tim Handelsrecht endlich nach dem A. D. H. G.B. A. 280 die Abſchließung eines Handels⸗ 
geſchäftes feitens zwei oder mehrerer Perſonen, fofern nicht die Uebereintunft das Gegen- 
theil ergibt. Nach röm. R. gehört hieher auch die Verpflichtung der fidejussores gegen- 
über dem Hauptſchuldner und untereinander, nach heutigem Recht die Fälle der ächten 
Bürgſchaft Windſcheid: wenn in eine durch eine andere Thatfache begründete Obli- 
gation ein neuer Gläubiger oder Schuldner Hineintreten fol). 2) Letztwillige Ver— 
fügung, fo daß jeder Berechtigte oder Beſchwerte ungetheilt Gläubiger oder Schuloner 
kein fol in der Formel: ille aut ille dato, während die active Correalobligation blos 

v. Holgendborff, Rechtslexikon 2. 30 





466 Solldar- uud Gorreaiobligationen. 


durch ausdrüdliche Beſtimmung begründet werden kann, da Suftinian in 1. 4. C. 6. 35 
ein alternative Legat für getbeilt gelten Täßt. 3) Richterliches Urtel, udfofen ba: 
durch irrthümlich Nichteorret fir Corret erflärt werden (ſ. jnoh Sam haber ©. 166— 
169). 4) Sejeglihe Beftimmung nad röm. R. bei den act. adject. gualit. für 
den Gemaltbaber und Gewaltuntermorfenen, den Principal und Stellvertreter, für meb- 
rere Principale unter fich, während heutzutage, nach Wegfall der actio de peculio und 
actio tributoria (auch de in rem verso?) und bei der durch vie Heutzutage gelten 
freie Stellvertretung für das VBerhälmiß bei der actio quod jussu, exercitoria, insti- 
toria bewirften Umgeftaltung, bauptfählich die Berpflihtung der Mitglieder einer offenen 
Handelsgeſellſchaft (A. D. H. G.B. A. 112) als GSorrealobligation, als Nichttheilung mer 
von vornherein einigen Obligation, ericheint. Es tritt Hinzu die Correalihul dei Ac⸗ 
ceptanten und Aoalıften, ferner die der Traffanten, Indoffanten und des Aoalıften unter: 
einander (jo wenigften® Sam haber, wogegen Liebe alle Genannten gleichitellt), jedod 
bier mit der Beſonderheit, Daß nicht durch Zahlung allein die Schuld getilgt wird, ier: 
dern dazu die Caffirung des Inftrumentd gehört und daß hier die Unterbrechung ver 
Berjährung nur perfönlich gegen den einen Schuldner wirft, A. D. W.O. A. 80. — 5)Rit: 
eigenthbum an einem beichäbigenden Thiere, nach röm. R. aud das an emem bed: 
Digenden Sclaven, fowie endlich der Betrieb mehrerer argentarii. 

I. Erlöfhungsarten: 1) Zahlung, 2) Leiftung an Zahlungsttat:. 
3) gerichtlihe Hinterlegung, 4) Durhgeführte Compenfation, wobaı n 
bemerten, daß die Compenfationgeinrede auch einem andern Gläubiger, als dem, gem 
den die Yorberung gebt, und von einem anderen Schulpner, als dem, welchem dieſe zu⸗ 
fteht, infofern geltend gemacht werben kann, als das Geforderte den Mitgläubigern br: 
ausgegeben oder das Gezahlte von den Mitſchuldnern erfegt werben müßte, si duo rei 
promittendi socii non sunt, non proderit alteri, quod stıpulator alteri pecuniam 
debet. 5) Novatton; 6) im röm.R. acceptilatio (imaginaria solutio, 
im heutigen Recht die Quittung ald correfpondirender Erlaßvertrag; um rim. X 
pactum de non petendo in rem, heutzutage jeder Erlafvertrag, der darauf gebt, die 
DObligation fir Alle zu tilgen. Cbenfo wirft Vergleich, Schiedsrichter: m 
Schiedseidvertrag. 

Wirkung. Die von einem Gläubiger gegen einen Schuldner bewirkte Unter 
brechung der Verjährung wirft gegen Alle; ebenſo ſchadet die Schuld des einen Scult- 
ner allen Anderen ex duobus reis ejusdem Stichi promittendi factis alters 
factum alteri quoque nocet, während die aus der Nichthaftung der Anden 
für die mora des Einzelnen oder der Nihthaftung des Hauptichulpners für die culpe 
der Bürgen hergenommenen Gründe gegen obigen Sat nicht beweiſend fein pärften, de 
dort der praktiſche Zwed der Schuld die Haftung aller correi für mora Des emen xt 
ſönlich Interpellixten nicht erfordert, was bei der culpa anders iſt und Bier fchon Zu: | 
vigny auf den accefjoriichen Charakter der Bürgſchaftsſchuld aufmerkfam gemacht bat 
der in mander Hinficht bemerfbar wird (f. auh Samhaber S. 102 — 109). x 
Obligation wird nicht getilgt durch Confufion (ekimit personam), noch durch tr 
in der Perfon eines Gläubigers oder Schuldners ohne Schuld des Schulpners eintretende 
Unmöglichfeit der Erfüllung, wenn auch dies mandmal (actio quod jussu etc.) iX 
Modification erleidet. Nah röm. R. galt früher die litiscontestatio eined Gläubige: 
mit einem Schuldner als die Klage confinnirend, fo daß ber andere Schulbner badım 
frei wurde, wenn auch der erfte feine Schuld nicht getilgt. Das fiel im Juſt. R. fort 
de im 3. 531 beflimmt wurde, daß erft nach wirflicher perceptio, nicht fchon dum 
erfolgte litiscontestatio die Obligation als getilgt gelten folle. 

IT Regreganfprud fir den zahlenden Schuldner ift im Allgemeinen zu lar 
nen, nah Saviguy weder als Regel, noch als Ausnahme hinzuſtellen, da bei ie 
vielen Fällen der Societät, Interceſſion, Mandat, erwirkten Klagenceſſion, gemeinſdaft 
licher Baht, gemeinfchaftlih empfangenen Darlehns derſelbe fich allerdings vorfinde: 
überhaupt überall, wo der Geſichtspunkt der Theilnahme an dem Bortheile des Schub: 
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verhältniffes einen Erſatzanſpruch vermittelt. Ein Rückgriffsrecht auf das Ganze tft be- 
gründet bei der Bürgichaft und zu erwähnen, daß der Bürge zuerft die Ausflagung des 
Hauptfchuldners verlangen kann — Nov. 4. c. 1 — benef. excussionis — ebenjo wie 
jeder vertragsmäßige Correalſchuldner, der die Schuld nur im Intereſſe feines Mitſchuld⸗ 
ner8 übernahm, Nov. 99. c. 1; außerdem iſt mehreren Bürgen derjelben Schuld und 
denen, die fich wechſelſeitig für einander verbürgt, falls fie Die Schuld materiell nur zum 
Theil angeht, das benef. divisionis gegeben, vermöge deſſen fie nur auf Kopftheile haften 
und gleichmäßige Belangung der andern anweſenden Mitfchulpner verlangen können. Fer: 
ner fteht jedem, der ein Regreßrecht hat, der Anſpruch auf Klagenceſſion bei der Zah— 
lung felbft zu. | 

C. Weberbliden wir die neueren Geſetzgebungen, fo kennt das Preuß. A. L.r R. Th. I. 
Tit. 5. 88. 424— 453. Tit. 6. 88. 29 — 32 nur eine Art Gefammtfhuld und 
Berechtigung und läßt Iegtere von den Gläubigern nur gemeinschaftlich geltend machen, 
wober die Praxis Th. 1. Tit. 5. $. 450 mit der A.G.O. I. Tit.5. 8.4.0.7 derart 
in Einklang bringt, Daß man dem Gläubiger geitattet, feinen Antheil wentgftens felb- - 
ftündig oder die ganze Leiſtung an die Geſammtheit einzuflagen. Bei einem gemeinjchaft- 
lichen Bertrage vermuthet es ſtets Correalſchuld. Die Schuldner unter fi haben zwar 
fein benef. divis., aber Regreß und müſſen bet der Injolvenz des Einen den Schaden 
zu gleichen Theilen tragen. Dieſer Regreß befteht auch bei widerrechtlichen Beichädigun- 
gen (nicht bei Auflauf und Tumult zwiſchen Urbebern und Theilnehmern) und fällt bie 
Ausgleichsſinnme bei vorfäglicher Beſchädigung der Ortsarmenkaſſe zu, bei Tumult und 
Aufruhr dagegen haften die Yufchauer dem Beſchädigten ſolidariſch, find aber berechtigt 
unter einander gleiche Theile, von Urhebern und Theilnehinern aber das Ganze zu for- 
dern. (Gef. vom 17. Aug. 1835 $. 11). — Th. J. Tit. 12. 8. 289. Tit. 13. 8. 201. 
Tit. 14. 88. 59. 374. Th. IL Tit. 10. 8. 128. Tit. 18. 88. 228. 229. — Gel. 
vom 10. Mat 1851 8. 10.0.5. — Gef. vom 3. Mat 1853 8. 3. — Defterreid: 
58. 888. 889 des B. G. B. vermuthet Getheiltheit der Obligationen; 8. 890 bei un- 
theilbaren Sachen Correalität, die zu ihrer Grundlage hat: Vertrag 8. 891 „zur un: 
getheilten Hand” — lettwillige Berfügung — geſetzliche Vorſchrift 88. 890. 550. 820. 
821. 1352. 1357. 1359. 1301. 1302. 210. 1203, läßt bei activer Correalobligation 
den Schuldner demjenigen Gläubiger entrichten, der ihn zuerft angeht 8. 892, kennt Re- 
grefrecht der Schuloner SS. 896. 1302 — Str. Pre.O. 88. 340. 341. — WO. vom 
25. Ian. 1850 Art. 81. — Sädf. Ge]. SS. 1019—1038 kennt Geſammtſchuldver⸗ 
hältniſſe, läßt 88. 1025. 1030. 1032. 1034. 1035 Verzug, Nachlaß, vechtöfräftige 
Entſcheidung, Klagverjährung, Verjährungsunterbrechung nur gegen den Einzelnen wirken, 
Neuerungsvertrag und den eine Erfüllung enthaltenden Bergleih 88. 1028. 1029 für 
Ale; führt als Entftehungsgrände auf im 8. 1021: Vertrag — letzten Willen — ride 
terlihe Entſcheidung und läßt 8. 1036 den Gläubiger ohne bejondere Verabredung nicht 
das Empfangene den Anderen mittheilen. — Der C. civ. tennt a. 1197. 1198 active 
und palfive Gefammtobligation, begründet durch Vertrag, legten Willen, Geſetz; a. 1202 ver- 
muthet getheilte (das Gegentheil U. de comm. a. 22. 118. 140. 142. 187), erwähnt 
einzelne Fälle a 395. 396 (second mari), 1033 (execut. test), 1419 (deties de la 
femme), 1442 (subrog6 tuteur), 1734 (plusieurs locataires & cause d’un incendie), 
1887 (plusieurs emprunteurs), 2002 (plusieurs mandants) und C. p. a, 55. Die 
Schuld des einen Schuldners wirft gegen Alle a. 1205, und tilgt der Erlaß der Schuld 
ohne Vorbehalt des Anfpruch$ gegen die Andern die Obligation a. 1284. 1285; bei 
Mitgläubigern dagegen wirft er, wie zugefchobener Eid, nur fiir den Theil des betreffen- 
den Gläubigerd a. 1198. 1365. Der Code fennt fein bendf. de div. a. 1203, läßt 
aber a. 1213— 1215 die Schuld ımter den Schuldnern getheilt fein und geftattet ſelbſt 
bei doloſen Handlungen Regreß. AS Aufhebungsgründe der activen Scammtobligation 
gelten: Zahlung a. 1197, und Compenfation ;. al8 foldhe der paffiven: Zahlung a. 1200, 
Rovation 1281, Schiedseid 1365, Erlaß 1285, Compenfation 1234. — Ebenſo Co- 
dice eivile italiano a. 1184 — 1201. 239. 910. 1590. 1756. 
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kauf überſandt. Die Abrechnung über die in Jahresrechnung (vom 1. Sanuar—31. De 
cember) empfangenen Bücher erfolgt in der nächften Oftermeffe (als Iegter Zahltag gilt 
der Mittwoch vor dem Himmelfahrtsfeft), und zwar entweder perſönlich oder durch Vermittlung 
der Commiſſionäre. Der Sortimtentsbuchhändler hat alsdann für alle diejenigen im ver- 
gangenen Salenderjahre empfangenen Artilel Zahlung zu leiften, die er nicht etwa (fomett 
er fie à condition empfangen) zurückgeſchickt („vemittirt”) hat, oder deren Zurückbehaltung 
zu weiterem Bertriebe („Dispoſition“; die Artikel felbft figuriven als „Disponenda“) ihm 
niht vom Verleger ausnahmsweiſe und bis auf Widerruf geftattet worden ift, was 
häufig bei ſpät verfandten Novitäten gejchieht. Der Gewinn des Sortimentshändlers 
beim Weiterverkauf befteht in dem vom Berleger (in der Regel in Höhe von 25 
Procent) bemilligten Rabatt, für welchen er die Koften der Verfendung und Rückſendung 
(von dem Wohnfige des Commilfionärs bis zu dem des Sortimentsbuchhändlers und 
umgefehrt) zu tragen bat. Den Ladenpreis darf er beim Weiterverfauf nicht 
überfchreiten. Die Hauptfragen find nun: Als weſſen Eigentbum und auf weflen 
Gefahr Tagen Disponenden, Novitäten und andere & condition Sendungen des 
laufenden Jahres in den SortimentShandlungen? Zur Beantwortung werben die ver- 
ſchiedenſten juriftiichen Eonftructionen unternommen. Bald legt man ein Commilfionsge- 
Ihäft (Gerber) over ein Mandat (Hillebrand, Gengler), bald Kauf unter Re— 
folutiobedingung (der Bericht des Buchhändler Lieſching an den Bürfenverein — 
1844 —; Schürmann), oder Suspenfiobedingung (Hecht) unter ober greift auf den 
tömifch-rechtlihen „Innominatvertrag” zurück (DO. Wächter). Am meiften Aehnlichkeit 
hat das Gefchäft unverkennbar mit dem Trödelvertrage (contractus aestimatorius); in= 
deſſen ift anzuerfennen, daß Dazu die Eigenthümlichkeit des deutfchen Buchhandels, wonach 
der Verleger den Ladenpreis bindend normirt, nicht ftimmen will. Das Richtigſte ift 
wohl, (mit Endemann) ein neued und eigenthümliches (auf der einen Seite mit dem 
„Kauf nach Belieben“, auf der anderen mit dem Trödelvertrage verwandtes) Geichäft an- 
zunehmen, wodurch der Sortimentsbuchhändler das Recht und die Verpflichtung überkommt, 
das Werk entweder zu beftimmten Preife in eigenem Namen und Intereffe abzuſetzen 
und alsdann dafür in beftimmter Zeit den feftgefegten Preis an den Verleger zu zahlen, 
oder zu diefer Zeit das Werk zurlczuliefern. Eigenthümer des umverfauften Werkes 
bleibt bet diefer Auffaflung der Verleger und hat daher, wie übrigens faft allgemein an- 
genommen wird, ein VBindicationsreht im Concurſe des Sortimentsbuchhändlers. 
Ebenſo iſt es eine Conſequenz, daß der Verleger bis zur Erflärung des Sortimentsbud- 
händlers, das Buch behalten zu wollen, Die Gefahr des cafuellen Unterganges trägt, wie 
er fih nicht darüber bejchweren Tann, wenn das remittirte Buch in Folge der Lagerung 
oder der Berfendung an das Publikum zur Anfiht und Auswahl die urfprüngliche äufßer- 
The Makelloſigkeit eingebüßt hat. Indeſſen hat die (auf Grund des Liefching’Ichen Be- 
rihte) am 2. Mai 1847 vom Börjenverein entworfene Mebereintunft, welcher freilich 
nit viel über 500 Firmen beigetreten find (während der Berein über 900 Mitglieder 
zahlt und mit Leipzig mehr ald 3000 Firmen in Verbindung ftehen), das Princip der 
unbedingten Haftung bes Empfängers für allen Schaden bei Neuigkeiten, Disponenden 
und verlangten & condition - Sendungen anerkannt. Nur bei Berluften, gegen welche 
ih der Empfänger durch feine Verficherung ſchützen konnte, Toll die Haftpflicht nicht ein⸗ 
treten. Auch bei der entgegengeſetzten Auffafjung haftet übrigens der Sortimentsbud;- 
händler fir Sorgfalt in der Aufbewahrung. Eine allgemeine Verpflichtung zur Affecu= 
tanz läßt fich nicht behaupten; keinesfalls trägt der Sortimentsbuchhändler die Koften 
derjelben. Webergibt der Sortimentsbuchhändler die Artikel an einen anderen Sortiments⸗ 
buchhändler zum Verkauf, fo trägt jener die Gefahr. Eine befondere Beftimmung des 
Berliner und des Leipziger Verleger - Vereins ift es, daß, wenn ein vom Berleger direct oder 
im Buchhändlerbörienblatte zurüdverlangter Dispofitionsartikel nicht binnen zwei Mona— 
ten remittirt wird, der Sortimentsbuchhändler nicht mehr remittiren darf, ſondern zur 
nähften Oftermefie Zahlung zu Teiften bat. 
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Sfgb. u. Lit: Allg. D.H.G.B. 4. 272. Si 5. Nd B.&ef. v. 11. Juni 1870. 3. 21. 
Schellwitz in Weiske's Rechtslericon 8. v. „Buchhandel — Bd. U. S 495—501. Beng- 
fer, Ufancencoder für Buchhändler (1859). DO. Wächter, „Das Rechtsverhältniß zwiſchen der 
Berleger und dem Sortimentsbuchhändler über die & condition gegebenen Artitel” bei Golt 
fhmidt, Zeitſchr. f. d. gel. HR. Bo. 1.8. 479—544. Endemann, Das deutfie H.8. 
2. Aufl ©. 8351 — 833. 597. Schürmann, Die Ufancen bes dentſchen Buchhandels ı1lw: 
und darüber: Hecht bei Goldſchmidt und Laband, Zeitichr. f. d. gef. H.R, XIL S. 31; 
— 323. N. Koch 

Spangenberg, Ernft Beter Johannes, geb. 6. Aug. 1784 zu Göttinger. 
wurde 1811 Generaladvofat in Hamburg, 1813 Advokat, 1814 Aſſeſſor in Celle, 151 
Hofrath, 1824 am Uberappellationsgeriht, 1831 Beifiger des Gehermrathscollegium: 
in Hannover, farb 18. Febr. 1833, 

Schriften: Diss. hist. feminarum Rom. civilis »pecimen, Gott. 1806. — Instit. ur 
civ. Napoleoni, Gott, 1808. — Gommentar über den C. N., ®ött. 1810. 11. — El. z 
bas röm. Zuftin. Rechtsbuch oder corp. jur. civ. rom., Hann. 1817. — Beiträge zu der 
deutſchen Rechte des Mittelalters, Halle 1822. — Jac. Cujas und feine Zeitgenofjen , Kar; 
1822. — Die Lehre vom Urkundenbemweife, Heibelb. 1827. — Sammlung der Berordnume 
und Ausſchreiben für Hannover, Hann. 1819 — 24. — Eomm. zur Pre. Ordn. für die Unterer 
richte Hannovers, Hann. 1829. — Ucher bie fittlihe und bürgerliche Beſſerung der Berbredr 
mittels bes Bönitentiarfuftems, Landsh. 1821. — Die Minnehöfe des Mittelalters und ir 
Entfcheivungen ober Ausſprüche, Leipz. 1821. — Juris. Rom. tabulae negotiorum solemniun 
modo in aere modo in marmore, modo in charta superstites, Lips. 1823. 

Lit: Schmidt, Neuer Nekrolog ber Deutſchen XI. 122 — 127. 

zeihmann. 
Specialität der Hypothek. Beſtimmtheit verjelben nad; Gegenftand und ker. 
derung bildet ein wejentlihe® Merkmal der modernen Hypothet. Ste hat der Genera 
ypothek des röm. R., ſowie in Berbindung mit der Publicität auch der Oypetkl u 
obilien den Boden entzogen. Die Specialifirung vollzieht fih durch Eintragung du 
Hypothek in die öffentlihen Grund-, Pfand= oder Hppothelenbücher, und dieſe wiedernr 
werden nur für Grundſtücke, gewiſſe Gerechtigfeiten und Schiffe geführt. Nur für unk- 
wegliches oder dem gleich zu ftellende® Gut ıft mit Sicherheit die Spectalifirung d 
Band gegenftandes beim befiglofen Pfande möglich. Durch Das Folium, Das Zi: 
im öffentlichen Buche wird daſſelbe für den Rechtsverkehr firirt und allgemein ertember 
gemacht. Daher jedem Pfandobjet Ein Blatt Cap. Eine Blätterfolge). Nur m: 
Icheinbare Abweichung findet fich bei der Zuſammenſchreibung der Grundſtücke deſſelbe 


Beſitzers auf Ein Blatt. Nicht nur bei Gütercompleren, fondern noch in weit er 


Ticherem Umfange bei ſog. walzenden Grundftüden (Wandelädern, d. h. ſelbſtändigen, ak: 
ſehr Heinen Befigungen, dgl. in den Prov. Pommern, Sachſen, Weitphalen) kommt ti 
vielfach vor. Doc hat bier jedes Stüd feinen Namen oder feine fpectelle Nummer, 
unter der e8 auf dem erften Blatt zugefchrieben worden und unter der e8 auf ben In 
teren Blättern belaftet wird. Die Weberfichtlichkeit ift erfchwert; aber die ©. ver Dr 
pothet gewahrt. Nicht ganz das Gleiche gilt für verichiedene Abweichungen ven N 
Spectalifirung der Forderung Nur auf die Summe derjelben fommt es für x 
Prüfung der Sicherheit an; doch nicht jede Forderung läßt fi fofort in einer beitimm: 
Summe firtren, mag nun ihre Ausmittelung im Proceß bereits in Angriff genemma, 
oder Died noch gar nicht möglich fein, wie bei Cautionen aller Art (fir Beamte, I 
corbverpflichtungen im Concurfe, etwaige Berpflichtungen in Pacht⸗, in Baufachen u. da 
m.). Zur Wahrung der Erfennbarkeit ihres etwaigen Einfluffes auf die Creditwürdigle: 
des belafteten Pfandes wird die Eintragung des höchiten Betrages, bis zu welchen te 
ſelbe haften ſoll, "fir derartige „Ultimat="” oder Cautionshypotheken verlangt, auferten 
Eintragung des Schuldgrundes auch da, wo dieſe fonft gefetlich nicht geboten. U: 
noch drüdender für den Grunderedit wird die Correal hypothek betrachtet: die Haftım 
verſchiedener Grundſtücke fir diefelbe ungetheilte Forderung. Kommt diefe bei einem wer: 
jelben ganz zur Hebung, während bier nacheingetragene Gläubiger ausfallen, mas iel 
geicheben ? Sollen Diet den Schaden haben, während auf den mitverhafteten Gr: 
ftücen die dort noch eingetragenen Gläubiger den Vortheil ziehen, daß bie bezahlte Cer— 
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realhypothek vor ihnen gelöicht wird? Nach neueften preuß. R.: ja; nach älterem und 
baier. R. nicht; vielmehr rücken die beim erften Grundſtück Ausgefallenen in die Etelle 
der Correalhypothek auf den anderen Grundftüden, woraus viel Verwirrung erwächſt. 
Trotz der Erſchwerung bes Credits und ber PBarcelltrungen find einige andere Geſetzge— 
dungen dazu gefchritten, nicht nur fiir den Fall, daß eine zur Execution ftehende For⸗ 
derung mittelſt˖ des Procekrichterd zur Eintragung auf mehrere Grundftüde gelangen 
fol, deren Vertheilung auf diefelben worzufchreiben (Preußen), fondern die Correalhypo⸗ 
thef überhaupt fire unftatthaft zu erklären (Medlenburg, Hamburg. — Im Hinzutritt 
von manden Nebenforberungen Ginſen, Koften) zur Capitalsſumme Tiegt eine wegen 
ihrer Unbeträchtlichteit nicht ins Gewicht fallende Abſchwächung der Spectalität, welche 
bezüglich der Zinfen particuläv dadurch nocd gemindert worben, daß ihnen die Stelle bi8 
zu 5%), vom Geſetze offen gehalten worden. 


Sfgb.: Preuß. Hyp.Ordn. I. 8. 109. 159f. Conc. Ordn. 8. 56 (1855. 1869. Wan⸗4, /' YR 


deläder : Inftr. v. 19./29. April 1834 (auch 1797. 1820. 1839. 1842). Entw. von 164° 


8. 29, anders von 1869 Hyp. Geſ. 3. 24 Mot. ©. 64. Bair. Hyp.Geſ. $. 120. Gef. bom sy" 23 


1. Zuli 1856. GB. ©. 379. edlenburg, Hyp.Ordn. für die Rittergüter und das Do— 
manium (v. 18 Oct. 1848 8.11. Gef. v. 2. Ian. 1859). Hamburg, f. Preuß. Juſt. Vin. Bl. 
2. 1845 ©, 42. Defterreih (Simultanh. — Eintragg. v. U. w.ı. Fönigr. Sadfen, 
Bürgerl. G.B. $. 388 (Geſammtſache). 55. 422 — 23. chaper. 
Sperification iſt die durch eine menſchliche weſentliche Thätigkeit bezweckte Her- 
vorbringung einer begrifflich neuen Sache aus ganz oder theilweiſe fremdem Stoffe. Die 
Quellen bezeichnen dies als ex aliena materia speciem aliquam facere, während das 
Wort specificatio fi erft im Brachylogus 2. 5 findet. Schon bei der Definition 
machen ſich abweichende Meinungen geltend, indem Einige, wie Fitting und Bremer, 
auch bei eigenem Stoffe von einer epecificatio ſprechen und ſolche Fälle als mannichfach 
wichtig betrachten (Bremer, Das Pfandrecht und die Pfandobjecte, 1867, ©. 149; 
Fitting im Archio [1865] ©. 149. 328. 333. Note 106), Andere micht genligend 
beachten, daß hier nicht allein eine Sache untergehen, ſondern aud eine neue entftehen 
muß und endlich Manche den Begriff der sp. nur auf bewegliche Sachen beichränfen, 
während Behmann, Bremer u. U. ihn auch bei unbeweglichen gelten laſſen 13. 2. 
beim Bauen, Bewaldung eines Grundftüds, Verwandlung eines Aders in einen Fiſchteich 
n. |. w.). Was ald neue Sache gelten ſoll, darüber enticheidet die Auffafjung des 
Verkehrs, die in den verjchiedenen Zeiten gewechjelt hat. So faßten die Römer das 
Malen als sp. auf, nicht Dagegen das Schreiben, wir dagegen fallen auch das letztere 
als sp. auf, gleich wie die Ähnlichen Fälle des Schriftdrucks, der ‘Daguerrotypie, der Pho- 
tograpbie u. |. w. Ausdreſchen des Getreide gilt auch bei uns nicht als sp., da Die 
ausgehülften Früchte mit den Garben umd ehren melentlich identiſch find. Schlachten 
ferner von Thieren, die dazu nicht beftimmt find, wird als Zerſtörung aufgefaßt, bei 
folchen dagegen, die zum Schlachten beftimmt find, als Zerlegung oder Theilung. Der 
Tal endlich, daß Wein in faure Gährung übergegangen iſt (vinum, quod acuit), iſt 
bei jchlechtem Weine mwenigftend eine unweſentliche Aenderung und nur hiewon allem 
Iprehen die Quellen. Weitere Meinungsverichtevenheiten zeigen ſich rückſichtlich des bei 
der sp., wenn man fie al8 Eigenthumserwerb auffaßt, vorwaltenden Principe. Als ſol⸗ 
ches vertheibigten die BProculejaner dad der Occupation, indem bie neu entftan= 
dene Sache als herrenlofe, oecupirbare dem Specificanten als erftem Occupanten zuzu= 
ſprechen jet, die Sabinianer dagegen das der Acceſſion, weil das entſcheidende 
Gewicht auf die Materie falle und der Eigenthlimer diefer Materie auch für den Eigen- 
thümer der daraus verfertigten Sache zu halten ſei. Zwiſchen beiden Ertremen fuchte 
eine Mittelmeinung Gajus, Baullns, Calliftratus, Ulpian) fich geltend zu 
machen und erlangte aud die Zuflimmung Juſtinians, indem danach das Eigenthum 
der Sache dem Berfertiger zufallen foll, falls die frühere Geſtalt, der frühere Stoff nicht 
mehr hergeftellt werben fann (si species ad materiam reverti non potest), woher man 
m neuefter Zeit geltend gemadht hat (Dantwardt, Nationalöfonomie und Jurispru⸗ 
denz, Roftod, Heft 1, ©. 31 ff. [1858]), daß in der Form der Stoff nicht untergeht, 
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alſo durch Vernichtung der Form der Stoff ſtets wieder hergeftellt werden kam en 
Mittelmeinung Juſtinians ſcheint nicht zu gelten, wenn Jemand aus theils eignem, thelö 
fremden Stoffe eine neue Sache arbeitet, da bier der Specificant Eigenthumer werten 
fol, quum non solum operam, sed et partem ejus materiae praestavit. Hierbei iſt zu 
bemerken, daß das ältere röm. R. Spuren des Occupationsprincips zeigt, 1. 7. 8. 7. 
D. 41. 1 quia, quod factum est, antea nullius fuerat, während, nad) neuerer Auf: 
faffung das Juſt. R. das Princip der Erzeugung oder Erarbeitung enticheiden Taf 
(Scheurl, Fitting, Windſcheid, Böding, Förſter). Es ift ferner beftritten, 
ob für den —— des Verfertigers bona fides weſentlich iſt (Windſcheid' 
oder unwefentlih (Bangerom) oder, wie Puchta u. A. meinen, mala fides mı 
manchmal beim fur Modificationen berbeiführe. Beim fur nämlich, d. h. dem, der eine 
bewegliche Sache furandi animo in Beſitz nimmt, ſowie dem, ber eine ſolche in jene 
Abſicht invito domino, wenn er fie auch rechtmäßig erworben, contrectirt, trilt fan 
Eigenthbumserwerb ein und haftet der fur für den höchſten Werth der Sade fett Entwen 
dung bis zur Beendigung der Furtivität, ohne daß er Anfprud auf Impenſenerſtattunz 
hätte. Was endlich die Entjhädigungsverbindlichfeit deffen, der durch sp. Eigenthum er: 
wirbt, anlangt, fo wird diefe nur von Wenigen, wie Meykow, beftritten, dagegen jenk 
nach den Grundſätzen der unrechtfertigen Bereicherung behandelt. 

Unter den neueren Gejegnebungen läßt das Preuß. A. L.R. den gutgläubigen Ver— 
fertiger dag Eigenthum der neuen Sache erwerben unter der Verpflichtung der Vergütung 
des fremden Stoffs je nad dem Grade des Verſchuldens, nicht aber den argliftigen, v- 
den bier die neue Sade dem früheren Stoffeigenthämer zufällt und die hierbei zu br 
ftende Vergütung des niedrigften Werthes für die Arbeit oder den Stoff dem Fiscus zu⸗ 
fällt, TH. I. Tit. 9. 88. 299—306. — Das Defterr. Gef. SS. 414—416 läßt ka 
möglicher Zurüdführung der verarbeiteten Sachen in ihre frühere Geftalt jedem Eigen: 
thumer das Seine zufallen, fonft entfteht Miteigenthum, fo daß für den einen Eigenhi 
mer das Wahlrecht befteht, den ganzen Gegenftand gegen Erſatz der Berbefferung zu be 
halten oder ihn dem Anderen gegen Vergütung zu überlaflen. Der Erſatz richtet ſich 
nad) der bona oder mala fides. Ber nur zur Auöbeflerung verwandten fremden Ma— 
terialien fallen diefe tem Eigenthümer der Hauptfache zu, welder nah Maßgabe ii 
redlichen over unvedlichen Verfahrens entichädigen muß. Aehnlich beim Bauen, 88. 417— 
419. — Das Sächſ. Gef. 8. 246 läßt den Arbeiter das Eigenthum der fpecificrer 
Sache erwerben und dem Stoffeigenthümer bei Redlichkeit Die Bereicherung erfegen, ſouf 
bet Unredlichkeit vollen Erfag leiften. — Der C. civ. a, 570 beftimmt für eine non: 
velle espece, soit que la matiere puisse ou non reprendre sa premiere forme, 
daß der Stoffeigenthümer das Eigenthum der neuen Sache gegen Erſatz ber Arbei 
(main d’oeuvre) ermwerbe, was ſich jedoch ändert, wenn die Arbeit ſehr wichtig iſt und 
den Werth des Stoffs beveutend überfteigt, indem bier der Arbeiter das Eigentbum 
gegen Bezahlung des Stoffs erwirbt. Ebenfo Codice civ. italiano a. 468. 478. 

Quellen; Gai. H. 78. 79. — I I. 1. 88. 25. 34. — D. 41.1.17.8. 7.1922 
— 1.8.8. 1. 1. 20. D. 13. 1 de cond. furtiva. 

Lit.: Meylomw, Die Lehre des röm. R. von dem Eigenthumserwer durch Specificanen 
(Ofenbri ggen® Dorpater jur. Studien, S.149 ff.). — Behmann, Zur Lehre vom Eigen 
tbumserwerb durch Acceffion und von den Gefammtheiten, Kiel 1867, und im Arc. für ciril 
Praxis, Bd. 47 (1864), ©. 25 — 50. — Fitting im Arch. für civil. Praxis, Bd. 49 (166) 
&.1—25. 149-194. 311—365. — Bremer in der Krit. Vierteljahrsſchr. X. (1863) ©. I- 
67. — Hänel in Samml. auserlefener Differtationen, Augsb. 1837, Bd. III. S. 360-365. 

Zeihmann. 

Spebitionsgeichäft it die gemwerbemäßige Webernahme und Ausführung eins 
Auftrages zur Beforgung der Verfendung von Gütern. Die wirtbichaftlige um 
juriſtiſche Ausbildung deſſelben ift eine Folge der fortichreitenden Arbeitstheilung im Kor 
bel. Der Spediteur — im Sinne des A. D.H. G.B. felbft „Kaufmann“ — a 
ſpart dem Verſender die Auswahl geeigneter Transportmittel, zumal wo während de⸗ 
Transports ein Wechſel verjelben erforverlich ift, fowie den ganzen perfünlichen Verlcht 


Speditionsgeihäft. 473 


mit den Transportanftalten und übernimmt gleichzeitig eine mannichfaltige, zum Zwecke 
des Transports und durch denjelben bendthigte Fürſorge für die Waaren. Inſo— 
weit er dritten Berfonen, obihon für fremde Rechnung handelnd, doch in 
eigenem Namen gegenübertritt, alſo die Frachtverträge u. |. w. weder blos (als Fracht⸗ 
mäfler x.) vermittelt, nob in äußerlich erfennbarer Weife ald Bevoll- 
mächt igt er abichliekt, hat er die rechtliche Stellung des Commiſſionärs (ſ. den Art. Com- 
miffionsgefchäft). Diefer Geſichtspunkt beherricht die juriftiiche Geftaltung des ©. im 9.6.2. 
wie imC. de comm. Indeſſen find auch mandye vorkommende Modificattonen des S. geſetzlich 
anerkannt, welche daſſelbe aus einer Unterart des Commiſſionsgeſchäfts mehr oder weniger 
in eine eigene Transportunternehmung übergehen laſſen. Insbeſondere Tann der Spedi- 
teur — ebenfo wie der Commilfionär als Selbftcontrahent eintreten darf — nach dem 
9.9.38. in Ermangelung abweichender Vereinbarung den Transport der Güter felbft 
ausführen und gilt dann zugleich als Frachtführer (fog. Berladr) — Hin: 
fichtlih des Abſchluſſes des Vertrages gelten feine Bejonderkeiten. ALS Han- 
delsgeſchäft bedarf er keinesfalls der Schriftform, obſchon fchriftliche Aufträge (Speditions⸗ 
briefe, Avisbriefe) Häufig find. Der Auftrag fann von dem Berfender oder von dem 
Empfänger (Deftinatär) oder auch von beiden auögehen. — Die controverſe Frage 
wegen der Haftung des Spebiteurs, infonderheit für die von ihm ausgewählten Mit- 
tel8perfonen (Fuhrleute, Schiffer, Zwiſchenſpediteure), ift vom H.G.B. im Sinne des 
milderen, bereits im größten Theil von Deutſchland geltenden Syſtems dahin entſchieden, 
daß er nur für die Bernadjläffigung der Sorgfalt eines ordentlihen Kauf: 
mann, infonderhet bei der Wahl der Mittelöperfonen einſteht. Das firengere 
Syſtem gilt in Frankreich: der Transportcommiſſionär ift unbedingter Garant ber 
Ankunft der Waare (vis maior ausgenommen) und haftet namentlich für die Handlun⸗ 
gen des Zwiſchencommiſſionärs. in mittlere® Syſtem befolgt das holländische 
Recht. — Die Verpflichtungen des Spediteur äußern fich bereit bei der Eme 
pfangnahme des Speditiondguts. Die. frühere Streitfrage, wieweit ſich die Prüfung 
und Feſtſtellung des Zuftandes der Waare zu erftreden habe, beantwortet ſich gemäß dent 
9.6.8. nad den Grundfägen vom Commiſſionsgeſchäft, welche überhaupt ſubſidiär für 
anwendbar erflärt find, mithin im Sinne derjenigen, welche jene Pfliht auf äußerlich 
ertennbare Mängel beichränten (Pöhls, Heineden x.) Die gleide Sorgfalt 
präftirt der Spediteur bei der ihm obliegenden Aufbewahrung des Gute. Zur 
Verſicherung ift er zwar (für Rechnung des Committenten) berechtigt (wie wenigften® die 
preuß. Praxis annimmt), aber in Ermangelung bejonderen Auftrags nicht verpflichtet. 
Seine Hauptleiftung ift die Auswahl ver Frachtführer und, wo eine directe 
Erpedition nicht räthlich, der Zwiſchenſpediteure, ſowie der Abſchluß der Berträge 
mit dieſen Perfonen, wober er fir möglichſt vortheilhafte Bedingungen zu forgen hat. 
Dies iſt die eigentlihe Ausführung der übernommenen Güterverfendung. Bedient er 
fih Dazu, ohne daß dies ausdrücklich oder vermöge der Natur der Verhältmiſſe geftattet 
ft, eines Bermittlers (Güterbeftätterö ꝛc.), ſo befreit ihn dieſer Umftand nach der 
richtigen Anficht nicht von der Haftung fir eigene Diligenz. Mit der Ablieferung 
des hinter ihm befindlichen Frachtguts an den angenommenen Fradtführer tft 
feine Verpflichtung beendet. Indeſſen gehört dazu, daß das Gut in foldem Zuſtande und 
mit ſolchen Inſtructionen und fegitimationen übergeben werde, daß der Frachtführer 
die richtige Ablieferung an den Empfänger zu bewirken im Stande je. Insbeſondere 
haftet der Spediteur für gehörige Declaration, Berzollung, Einrichtung des Frachtbriefs 
u. dgl. m. Der C. de comm. verpflichtet ihn auch zur Eintragung der Declaration in 
fein Journal umd des Frachtbriefs in ein foltirtes, paraphirtes, in ununterbrochener Rei⸗ 
benfolge zu führendes Regifter. Ueber die Erfüllung feiner Verpflichtungen hat der Spe— 
diteur feinem Gommittenten Rechenſchaft zu geben, und, wie das H.G.B. außer 
Zweifel ftellt, ift er gehalten, die Anwendung der ihm obliegenden Sorgfalt zu bewei- 
fen. Erft hieraus wird ſich in der Regel ein Schabenserfaganfpruch wegen verzögerter 
over unterlaffener, reſp. unvollfländiger Ablieferung des Guts an den Deftinatär gegen 
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Gſgb. n. Lit.: am 8.9.0.0. A. 272. Ziff. 3. ©. 306, 313—315, 317, 344, 379369, 
406 — 412. Preuß. Einf.Gef. H.G.B. U. 28, 45. Preuß. LER l, I1. 58. 128, 129. 
Preuß. Eonc,Orbn. vom 8. Mai iss 8. 26. Sc ein DR. 8. 204. Oefterr. 8.82. 8. 4m. 

de comm. a, 96 — 102. Ital H.6.B. (v. 1865) Bd. I. Tit. IV. 77— 81. Wengler, 
Beiträge zur Lehre vom Speditionsgeſchäfte (1860). R. Rod, „Da —— — Pin: 
— heutigen Geftalt” bei Bufch, Archiv für Theorie und Praris des bentiepen dande it. 
— 484. Adermann, „Zur Lehre von ber Spebition“. da —— R. 
ren Bär 8 (älterem) Centralorgan f. den deutfchen Handelsſtand, IL. ©. 57 fig. (Rr. 11). 
BR „Das Speditionsgeſchäft“ bei Siebenhaar, Archiv f. beutfches. Wechſel⸗ u. Handels⸗ 
VUI. ©. 171— 206. Pardessus, Cours de droit comm. H. nr. 574 — 577. 

Ueber — und elabreite ange, Biand- = und Retentionsrecht des Epebireurt 
vgl. no: Goldſchmidt Hanbb. b. 17 Re oz fd. Frauck, Das Re 
tentionsredht des Spebiteur® bei —A Ach chiv ZIU. ©. 225 — 280. Gotter bi 
Löhr, Eentralorgan f. das deutfche Handels⸗ u. —— A . UI. S. 471—474. 2a» 
band bei Goldſchmidt u. Laband, Zeitſchr. f. d. gel. HR. IX. S. 225 fig., 459 — 411 
(Ret.- u. Pand-R.). Doist. Das —S * Abſenders bei Boigt u, Heineten, 
Neues Archiv f. H.R. IV. &. 445 — 463 (nah Kent) (f. auch daf. HL ©. 249 — 343; IV. 
©. 379 — 444). R. Rod. 


Spielſchulden. Der Spielvertrag läßt ſich am beſten definiren als der Glüde⸗ 
vertrag, in welchem die Contrahenten ſich zu einer Leiſtung, z. B. zur Bezahlumg 
einer Summe Geldes, wechſelſeitig und unter entgegengeſetzter Bedingung verpflichten, 
nämlich unter Bedingung bes entweder dem Einen oder dem Andern günftigen Ausfals 
einer beſtimmten Thätigkeit. Ob der Ausfall vom reinen Zufall, oder von der Gefcid- 
lichkeit oder von beiden zugleich abhängt, ift gleichgültig; ebenjo, ob bie Thätigkeit von 
den Contrahenten oder von Dritten vorgenommen wird. Die Abficht der Spielenden muf 
auf © % winn, fann aber nebenbei mehr oder minder intenfiv auf Unterhaltung gs 
richtet fein. 

Im Allgemeinen ift dad Spiel ökonomiſch durchaus unfruchtbar, feiner Veranlaſſunz 
nad rein luxuriös, und nad) verfchiedenen Seiten bin geführlih. Daher Hat e8 die Ge 
jeggebung faft jeder Zeit mehr oder minder eingefchränft, und nur da freigegeben und 
beſchützt, wo jene Uebelftände entweder nicht exiſtiren oder durch anderweitige günſtige Um: 
fände neutralifirt werden. So ift nah röm. R., mit Ausnahme der Spiele vir- 
tutis causa, die zur Uebung von Muth und ðeſchiclichkeit dienen, als welche eine 
(ungloffirte) Juſtim aueiſche Conſtitution fünf aufzählt, das Spielen um Geld we: 
boten und bie Spielſchuld ungültig, Nach demſelben Geſichtspunkte unterſcheidet das 
deutſche R. zwiſchen erlaubten und unerlaubten Spielen. Desgleichen die Partı: 
culargejeggebungen, von denen mehrere die Hazardfpiele aus Gewinnſucht überhaupt wer: 
bieten. Der C. N. erlaubt nur die Spiele virtutis causa im römiſchen Sinn. — Turb 
übermäßige Höhe des Einfates kann ein an und für ſich erlaubtes Spiel zum unerlaubten 
werben 


nr 


Die Spielſchuld iſt ſ wen nach gem. R., als particularrechtlich nicht klagbar, aus: 
genommen jedoch nach franz. R. die Schuld aus erlaubtem Spiele. Auch aus Hülföge 
ihäften beim Spiele wird feine Klage gewährt, 3. B. aus dem Darlehn zum Spice, 
womit das franz. N. nicht übereinſtimmt. 

Das rim. R. ging noch weiter, indem es jogar Rüdforverung des freiwillig Be 
zahlten binnen 50 Jahren zuließ. Dies kann jetst nicht mehr als gemeinrechtlich geltend 
angefehen werben, es müßte denn der Gewinnende dolos gehandelt haben, und die Küf: 
forberung binnen der gewöhnlichen Berjährungefrift angeftellt werden, jo auch nad 
Pr.A.LR. und, der altfranzöfilchen Jurisprudenz gemäß, die fih milber zeigte als die 
Gefeggebung, nad) C. N. — In England dagegen findet Nüdforderung ſtatt, und zwar 
in subsidio populär, f. den Art. Popularflagen. 

Nach dem prätoriihen Edict war der Spielwirth für Realinjurien, Eigenthumsſchö⸗ 
digungen, Diebſtähle, die er während des Spiels erlitt, recht- und klaglos. 

\ Heutzutage wird unerlaubtes Spielen verfchiedentlich verpönt, wobet regelmäßig Con- 
fiscation der vorgefundenen Einfäge ftattfindet. 
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- Quellen: Tit. D. XI, 5. C. III, 44 de aleatoribus. Nov. 123, c. 10. Preuß. 
A.L.R. I, 11 88. 577, 578, 581. Oeſterr. GB. 1271. 1272. C. N. 1965 — 1967. 

Lit: Thöl, Verkehr mit Staatspapieren , Sött. 1835. — Gans, Ueber Spiel und 
Wetten, in ben Beiträgen zur Reviſion ber preuß. Gſgbg. v.d. Pfordten, Abhandlungen 
aus dem PBandectenrecht, Erl. 1840. BWilda in f. Beitihr. für deutiches Recht, U. Heim⸗ 
b ach im Rechtslexicon x. Gerber, Privatredt, 8. 193. Rivier. 

Spielvertrag ift derjenige Vertrag, bei welchem bie Parteien zum Zwecke des 
Gewinns es von der Geftaltung eines ungewiffen Umftandes abhängig machen, welche 
von beiden der andern etwas leiften folle. Der enticheidende Umftand kann nicht blos 
der Ausfall einer Thätigfeit (Thöl) fondern auch jedes fonftige Ereigniß fein. Charak⸗ 


erlaubt und Hagbar gemacht, jo bejonver8 häufig die Lotterie. Hauptformen derfelben 
find die Klaſſen- und die ZJahlenlotterie (Lotto). Lettere beruht darauf, Daß der Spieler 
aus 90 Zahlen nad, feiner Wahl eine over mehrere höher oder niedriger beſetzt und ſich 
dagegen einen nad) Procenten beftimmten Gewinn ausbedingt, wenn unter fünf Treffern 
eine oder zwei (Ambe) oder drei (Terne) u. |. w., die er befetst bat, fich befinden. Bei 
der Slaflenlotterie dagegen find die Einfäge für alle Spieler gleich hoch normirt; Doch 
werben diefelben nicht auf einmal, ſondern in Theilgahlungen erhoben und auf ven 
verjchiedenen Stufen der Zahlung (Klafjen) finden auch verjchredene Gewinnziehungen 
ftatt. Der rechtliche Charakter des Lotteriegeihäft® wird meift als eine Art Des 
Hoffnungskaufs (emtio spei) dargeſtellt. In Wahrheit ift aber das erftere wie ber 
legtere kein Kauf, ſondern eine Anwendung des Epield. Für die Einzelheiten defjelben 
ıft überall der veröffentlichte Yotterieplan als lex contractus enticheidend. Doch können 
folgende Grundſätze als gemeinrechtlih betrachtet werben. Der Abſchluß des Ber- 
trages erfolgt durch Hingabe und Annahme des Loofes, welches als ſchriftliche Vertrags- 
urfunde und im Zweifel auch als Einſatzquittung gilt (8. 554 Pr.A.LR.I. 11.) Da— 
bet ift ftreitig, ob auch derjenige, der ein unbeftellt empfangene® Loos nicht zurückſendet, 
dadurch die Rechte und Pflichten eine Spielers übernehme. Die herrſchende Anficht ent- 
fcheidet mit Recht, daß nur unter befondern Umftänden das Stillfehweigen des Empfän- 
gerd als Annahme gedeutet werden könne (Holzihuber, Koch u. a. m. Damiber 
Bülow und Hagemann) Nah Abſchluß des Vertrages fteht dem Unternehmer 
gleichwohl ein Rüdtrittörecht zu, wenn er die planmäßige Anzahl von Looſen bis zum 
Ziehungstermin nicht bat abjegen können. Doch muß er dann bie Einfise mit den ge 
ſetzlich höchſten Zinſen zurüdzahlen (88. 550— 553 A. L.R. I 11). Die Looſe können 
ausdrücklich auf den Inhaber geftellt fein. Aber auch wenn dies nicht gefchehen ıft, gilt im 
Allgemeinen der Befiger des Looſes ohne weiteres als Legitimirt zur Einforderung des darauf 
gefallenen Gewinnes, 88. 555. 556 a. a. D. Die Klage auf denjelben, und zwar im Erecu= 
tioprocefie, kann bei Stantslotterien gegen die Lottertebirecttion, und wenn ber Collecteur 
nicht blos als Trödler oder Bevollmächtigter der Direction gehandelt hat, — was freilich bei 
Inhaberloofen der Ball zu fein pflegt, — auch gegen den Coflecteur erhoben werden. 
Bol. 88. 559 — 567 a. a. ©. Don der andern Eeite bat nad preuß. R. der Collec- 
teur auf den von ihm geftundeten Einfag nie eine Klage, ſondern nur das Recht zur 
Sompenfattion (88. 557. 558 a. a. D.), und dies wohl nicht gegen dritte Erwerber in 
gutem Glauben (jo Kod wider Förſter). Ein Nichtbefiger kann Ansprüche auf Das 
Yo08 der Lotteriedirectton gegenüber nur vor der Gewinnauszahlung und nur in der 
Art geltend machen, daß er die gerichtliche Einziehung des Gewinns ad depositum her- 
beiführt ; nach preuß. R. auch durch Anmeldung und Belcheinigung des Befitiverluftes 
bei dem zuftändigen Collecteur. Gläubigern gegenüber find Lotteriegewinne faft überall 
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Theilung unſchädlich zu machen (Gef. vom 1. Dec. 1790; C. des delits et des pei- 
nes vom 3 Brumatre IV. Gel. vom 27. Bentöfe VIII; S.C. vom 28 Floréal XI. 
Nach mehrfachen Schwankungen bewirkte die Franz Str. P.O. vom 17. Nox. 1808 urd 
das Yuftizorganifationdgefeg vom 20. April 1810 eine Reftauration der alten St, mr. 
ber Aenverung jedoch, daß die St. in ein viel ſtärkeres Abhängigfeitöverhältnig zur Staxz- 
regierung gelegt ward. Seit jener Zeit iſt die St. in Frankreich ziemlich unverändern 
geblieben, was fie durch Napoleon geworden war. Ihre Wirkſamkeit erſtreckt fich auf 
Eriminal= und Civilproceß, fowie auf die Yuftizauffiht. Für die Mehrzahl ver an 
päiſchen Staaten warb die franz. St. vorbildlich. Am linken Rheinufer, in Belgien nat 
Holland blieb fie mit dem franz. Proceßrecht beftehen, in Italien und Deutſchland fund 
fie Nachahmung. Während jedoch ihr Uriprung in Frankreich mit dem Untergange des 
alten gem. Anklageproceſſes, mit der Ausbildung des inquifitoriichen Principe und der 
Stärkung der königl. Gewalt verwachſen war, hing die Aufnahme der St. in Deutie: 
land mit. einer revolutionären Volksbewegung, dem Sturze der abjoluten Monarchie und 
der Einführung eines mündlichen, auf Schwurgerichte berechneten Anflageverfahrens za- 
fammen. Nur in beichränkter Weiſe fand die St. vor 1848 in der deutichen Geſetzge 
bung Anwendung, fo in Batern feıt 1831, in Würtemberg 1843, in Baden 1845 mt 
in Preußen 1846. Nach 1348 wurden die auf die St. bezüglichen Grundfäge theils m 
einzelnen reformatorifchen Procepgefegen (wie in den altländiſchen Provinzen Preußens 
theils in umfafjender Strafprocegorbnung niedergelegt. Im Bergleih zu Frankreich be 
ftebt die Hauptverichievenheit darin, daß die St. weder die civilproceſſualiſchen Yımctionen, 
noch auch die tief eingreifende Wirkſamkeit als Organ der Yuftizaufficht eingeräumt er: 
hielt. Die deutſche Nachbildung erftredt fi alſo im Weſentlichen auf die ftrafprocefin- 
liche Stellung. Im einzelnen beftehen auch hierin manche Verſchiedenheiten, je nachden 
fi die deutſchen Gefeßgebungen mehr dem franzöfifchen Muſter genähert haben oder mid. 
Im Ganzen aber läßt fich der franzöfiiche Grundtypus der St. nirgends verfermen. Tie 
ſchottiſchen, iriſchen und amerikaniſchen Einrichtungen der öffentlichen Anklagebehörden (tr 
Schottland: Lord advocate, advocates deputies, in Irland: Attorney general) blæ— 
ben in Deutichland bei der Neugeftaltung des Procefjes faft ganz unbeachtet. 

H. Bunctionen der Staatsanwaltihaft. Drei Hauptrihtungen bezeichnen 
die Wirkſamkeit der St. 1) Eivilproceffualifhe. Nach franz. R. gilt das ministere 
public als Wächterin des Geſetzes und fomit theils berechtigt, theil verpflichtet, über tw 
richtige Anwendung des Geſetzes durch den Richter, die Rechtseinheit und die äußere Discipm 
des Geſchäftsganges zu wachen. Es ift entweder partie principale, d. h. Hauptpartei ım 
Civilproceß, oder partie jointe, d. h. Nebenpartei, legteres regelmäßig. Es kann als p. joint 
in allen Fällen, wo feine Mitwirkung nicht ausgejchloffen bleibt (Friedenſsgericht, Handels 
gericht, Schtedögericht), jeine Anträge am Schluffe der Partetoorträge ftellen. Im einer 
Reihe von Rechtsſachen, in denen Das öffentliche Intereffe mit den Parteiforderungen 
concurrirt, muß es gehört werben, beifpielömeife in Bormundichafts- und Civilſtande- 
Sachen, Eheſcheidungen u. f. w. (C. de p. c. 83. 371. 385. 394. 856. 858 — 860, 
862. 863. 911. 914. 930). Es hat liberbies das Recht, die Nichtigkeitsbeſchwerde 
dans linteret de la loi einzulegen. Als partie principale tritt die St. ein, mo nad 
der Annahme des franz. R. entweder Rechte am Staatövermögen oder Direct bie hr 
terefien der Stantsvermaltung in Frage ftehen (Sachen der Interbicirten, Führung 
der Givilftandsregifter, Nichtigkeitserklärung einer Ehe), In Deutfchland babe 
mehrere Procegordnungen der St. gleichfalls emen civilen Wirkungskreis angewieſen, 
jo Hannover, Braunfchweig und Oldenburg. Hannover fehreibt in einer Anzahl von Füllen 
die Anhörung der St. vor und kommt dem franz. R. am näcften. Weniger ausgedehnt 
find ihre Befugniffe in Oldenburg und Braunſchweig. Preußen batte durch Geſetz vom 
28. Juni 1844 die St. in Eheſcheidungsſachen mit der Vertretung der öffentlichen In 
terefien betraut. ‘Der gejeßgeberifche Werth der franzöfiihen Einrichtungen ift firetig. 
Segen die Zuziehung der St. im Civilproceß Feuerbach, Mittermaier, Frey, 
dafür Berninger. Andere empfehlen ihre Stellung als partie jointe unter Anfed- 
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tung ihres Berufes als p. principale. (Zu vgl. die Öutachten in den Verhandlungen 
des dritten deutſchen Yuriftentages ©. 28 ff.) 

2) Adminiftrative Functionen der Staatsanwaltſchaft ale Or— 
gan der Juſtizaufſicht. Sie vermittelt den Verkehr des Yuftizminifteriums mit den 
Gerichten und dieſen unter ſich felbft oder mit dem Auslande, ift zu regelmäßiger Bericht 
erftattung verpflichtet, rügt Unregelmäßigkeiten im Geſchäftsgange, beantragt Disciplinar- 
unterfuchungen und bat die birecte Aufjicht über die Ammwälte und die Subalternen 
(grefhiers, huissiers). Auch rechnet man in Frankreich die Bollftredung der Erkennt⸗ 
niffe zu den Yuftizverwaltungsgeichäften. Am näcften fommt dem franz. R. wiederum 
Hannover. Der Geihäftsverfehr unter den Gerichten wird indeſſen fett 1859 wiederum 
von Gerichten felbit beforgt. In den übrigen beutichen Staaten iſt man bei der beut- 
ſchen Weberlieferung geblieben, welche die Obergerichte und die Präfidenten, in der letzten 
Inftanz den Juſtizminiſter die Auffichtsgeichäfte beforgen läßt. ‘Daß die St. vielfad, die 
Berfolgung in Disciplinarfagen wahrntmmt, ergibt fich vielmehr aus ihren ſtrafpro— 
ceſſualiſchen Obliegenheiten.. Gegen das franz. Hecht befteht der Eimmand, daß eine 
Behörde, welche als Partei im Proceffe auftritt, nicht geeignet erſcheint, gleichzeitig bie 
Aufficht fiber den Richter zu betreiben. 

3) Strafprocefjualifhe Functionen. In Deutſchland erfcheinen dieſelben 
durchaus als die Hauptſache, wenngleich dabei überall der Gedanke, daß die St. Wäch— 
terin des Geſetzes ſein ſolle, feſtgehalten ward. Mit Rückſicht auf die hieraus hervor⸗ 
gehenden Auffaſſungen iſt das Maß der der St. gegebenen Befugniſſe bald weiter, bald 
enger beſtimmt. Ueberall jedoch erſcheint die St. als ein weſenthiches Organ der 
Strafrechtspflege. Innerhalb der ſtrafproceſſualiſchen Functionen find die wichtigſten 
Amtsgeichäfte: a) das Recht, eine Strafverfolgung over Vorunterſuchung zu beantragen 
(jog. Initiative). Ueber das Princip des erften Einjchreitens befteht eine Verſchiedenheit 
der Anfichten: entweder in der Annahme eine fog. Legalitätsprincips, wonach die St. 
jeve Gejegesrerlegung verfolgen muß oder eined jog. Opportunitätsprincipg, wonach fie 
im den ihr geeignet erfcheinenden Fällen einfchreiten kann, ſobald eine Berlegung öffentlicher 
Intereffen vorhanden ift. Die Initiative der St. ift beſchränkt Dadurch, daß die Berfol- 
gung gewifler Vergehen anderen adminiftrativen Beamten, 3. B. den Zoll= und Steuer- 
beamten bezüglich der in ihr Reſſort fallenden Vorgänge übertragen if. b) Recht der 
Antragftellung und Mitwirtung in der Borunterfuchung, der Gegenwart bei richterlichen 
Acten, der unbeichränkten Acteneinfiht. Selbftändige Bewersaufnahme Tann die St. nur 
ausnahmsweiſe in dringenden Fällen vornehmen, doc geht das franz. R. hier wiederum 
weiter, indem es ven juge d’instruction dem m. p. unterordnet und die St. mit der 
Leitung der gelammten police judiciaire beauftragt. c) Das Recht der Anklage— 
erhbebung. Ohne vorangegangene Borunterfuhung kann gegen eine beantragte, aber 
verweigerte Anklage nur Beichwerde an die höheren Iuftanzen erhoben werben. Nach 
ftattgehabter Vorunterſuchung verliert die St. die ausſchließliche ‘Dispofition über die 
Rechtsverfolgung. Die Erhebung der Anklage kann ibr theils durch die Obergerichte, 
theil8 durch die Rathskammer aufgegeben werben. d) Vertretung der Anklage in der 
Yichterlichen Vorprüfung (ſ. den Art. Rathskammer). e) Durchführung der Anklage 
während der mündlichen Verhandlung (og. einleitender Vortrag, expose, directes Frage⸗ 
recht der Zeugen, Plaidoyer, Antragftellung und Gehör über alle zu gerichtlicher Be— 
ſchlußfaſſung führenden Anträge). ‘Die Anmwelenheit ver St. während der mündlichen Ver— 
bandlung ift wefentlidh. Die Zurüdnahme der Anklage fteht nicht in ihrer Verfügung. 
PS Einwendung der Rechtömittel, wobei die St. (wie im Schwurgeridhtöprocefie) zu 

unften des Angeflagten beſchränkt zu fein pflegt. Andererſeits fteht ihr als Gefetes- 
wähterin auch das Recht zu, im Intereſſe des Angellagten Rechtsmittel einzulegen. 
g) Yeitung der Vollftredung oder Diitwirfung bei derſelben; letzteres nach der Mehrzahl 
der deutfchen Strafprocegorpnungen erſteres nad) franz. R. 

II. Organtfation derStaatsanwaltſchaft. Die Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
enthalten die näheren Beflimmungen über Organifation ver St. Die wichtigften Punkte find: 

dv. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 31 
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Staatsgerichtshof. Unter diefer Bezeichnung verfteht man Verſchiedenes: Enı- 
weder diejenigen Gerichte, welche, fei e8 als fländige oder gelegentlich eingefetste, über 
Minifteranflagen zu entjcheiden haben, oder ſolche Behörden, die über die Competengen- 
flicte zwiſchen Juſtiz und Verwaltung erfennen (in Defterreih: Reichsgericht nad} ter 
Berfafj. Gef. vom 21. Dechr. 1867) oder die Ausnahmejuftiz für ſchwere politiſche Ver 
brechen. Letztere Bedeutung hat der preuß. St. Die Neigung, politiiche Verbrechen nit: 
nur durch harte Strafbeftimmungen im Criminalrecht, ſondern auch durch beſondere pr- 
ceffualifche Abweichungen dem Rechtsgange nad auszuzeichnen, tritt in den Geſetzgebungt 
aller Völker hervor und zieht fi durch die Rechtsgeſchichte der Griechen, Römer ır: 
ſaämmtlicher neuerer Culturvölker hindurch. Bor und nah der franzöſiſchen Nerelune 
ift die Verfaſſungsgeſchichte reich an Beiſpielen für die doppelten Beftrebungen, einai: 
die perjönliche Treiheit im höheren Maße zu fihern durch Garantien gegen politiſche Te: 
urtbeilungen, andererſeits die öffentliche Ordnung zu wahren durch nachdräückliche Ge 
tendmadung der herrichenden Gewalt im Strafproceß. Einerſeits Schwurgericht fi: 
polttifche und Prefvergehen als Ausnahme, andererfeitd als Gegenfag Staatögerid:stt 
mit auserlefenen, von der Regierung ad hoc ernannten Richtern. Während dei & 
ftande8 des deutſchen Bundes wurden zur Aburtheilung demagogiſcher Umtriek Is: 
nahmecommiffionen eingefegt. Auch "in Preußen ward 1835 das Kammergendt ol: 
. SpecialgerichtShof in Staatsverbrechen eingejegt. Entgegen dem urſprünglichen Iabt 
der Verfg. Urk. vom 31. Ian. 1850 beſtimmte das Gele vom 21. Mar 1852 43, 
daß ein befonverer Gerichtshof zur Aburtheilung ſchwerer politiſcher Verbrechen eingir 
werben ſollte. In Ausführung diefer Beſtimmung erging das Geſetz vom 25. April 155. 
betr. die Competenz des Kammergerichts zu Unterfuhung und Entſcheidung wegen te 
Staatöverbrehen und das dabei zu beobachtende Verfahren. Das Kammergeridt x 
Berlin (mit Beziehung auf bie bejonderen ftrafproceffualiichen Functionen entweder ch 
Anflage= oder —— ift für den geſammten Umfang der preußiſchen Monster 
competent zur Entſcheidung über die ſchwerſten politiichen Verbrechen (88. 61 — 73. 714 
76. 78 de8 Str. G. B.). Die wejentlihen Abweichungen in den Verfahren vor dem &ı 
beftehen darin, daß 1) die Vorunterfuhung unabhängig von den Regeln der örllice 
Zuftändigfeit an den St. gezogen werben kann; 2) das Vermögen des Angelgulige 
mit Beichlag belegt wird; 3) Die Urtheilsfällung durch rechtsgelehrte Richter allein ot 
objectio bindende Beweisregeln erfolgt; 4) dem Verurtheilten das Nechtömittel ver Arder 
lation entzogen ifl. — Für den Nd. Bund kommen neuerdings die A. 74. 75 der Eur 
bed-Berfg. in Betracht. Für den Hochverrath und den Pandesverrath gegen den Nd. Tun! 
ift das Oberappellationögericht zu Kübel als zuftändige Spruchbehörde in erjter m 
Vetter Inſtanz bezeichnet. Das zur näheren Beftimmung bes Berfalzens verheißene Cie 
ift indeffen bisher nicht ergangen. Ob der preußifche St. nad der Annahme des it 
Str.G.B. vom 31. Mai 1870 noch fortbeftehen kann, obwohl nach dem 1. Yan. 1571 
die feiner Competenz zugewiejenen Paragraphen des Preuß. Str.G.B. wegfallen m 
deren Inhalt durch die entfprechenden Beftimmungen des Nd. Str.G.B. feinemer 
einfach wiedergegeben werben, bilvete eine Streitfrage während der Nd. Reichstageverban: 
lungen vom Yahre 1870. Die Aufhebung des preuß. St. ift mehrmals im Agent: 
tenhaufe beantragt und in der zweiten Lefung des Nd. Str.G.B. vom Nadkur 
beichloffen worden, in Iegter Leſung als ſtrafproceſſualiſche Organifationsfrage aber N 
Seite gefett. “(Ueber die Frage der Verfaffungsmäßigkeit des St. ſ. Röune, Chat 
recht der preuß. Monarchie, I, 2, 270, 2. Aufl.) — Im Frankreich beftand nad N 
faiferl. Berfg. von 1852 a. 54. 55, dem S. C. vom 1. Juli 1852 und vom 13. Jun 
1858 die Haute cour de justice, das Princip der politiſchen Specialgerichtshöfe mit 
in Uebereinftimmung mit der Praxis der franz. Revolutionsperiode, durch die Etr®- 
von 1808 gemahrt worden. (Ueber die Beftimmungen des älteren franz. Verfahrens 
Held, Art. Staatögerichtshof im Staatsler. 13. ©. 594). Die neuere ftantörehilä 
und procefjualifche Doctrin befämpft den Beſtand des St., fomeit als es ſich nicht em 
um Wburtheilung von Minifteranklagen handelt, und erfennt eine Ausnahmejuſtiz FM 
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Berbrechen der Unterthanen nur im Kriegs- oder Belagerungszuftande als gerechtfertigt 
an. Für die St. warb der Grund einheitlicher Rechtſprechung gegenüber den Wiber- 
ſprüchen der erften Inftanz in der Behandlung einer und berfelben (ohne Eonnerität) von 
verfchiedenen Perſonen verübten Verbrechensart geltend gemacht. Gegen die St. ſpricht 
das thatſächlich meiftentheild vorhandene Mißtrauen in die Unparteilichfeit ver nad 
politiichen Geſichtspunkten für Specialfälle ernannten Richter. 

Lit: Ilſe, Gef. der polit. Unterfirhungen, welche durch die neben der Bunbesverfamm- 
[ung errichteten Commifftonen zu Mainz und zu Frankfurt 1819 — 27 und 1933 — 42 geführt 
worden find, 1860. — Buchner, Das franz. KRevolutionstribunal und das Geſchwornenge⸗ 
riht, 1854. — Beranger, De la repression pönale, I. 82 ff. (1855). — Gneiſt, He 
tiges engl. Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht, I, 486. — Kaltenborn, Die Bolldvertre- 
tung: und die Beſetzung ber Gerichte, befonders des Staatsgerichtshofs, 1864. — Außerbem 
die von Minifterverantmwortlichleit handelnden Schriften. m Holtzendorff. 

Staatsrath. Der Staatsrath erfcheint in den monarchiſchen Verfaſſungen Europas 
als die collegialiſche Formation des höheren Berufsbeamtenthums zur ftetigen Berathung bes 
Staatsoberhaupts in den höchſten Staatsangelegenheiten, zur Borberatbung der Gefegent- 
wirfe und Berorbnungen, zur enticheidenden Begutachtung der Verwaltungsconflicte und 
Beſchwerden. Er ift die höchſte Kormation des berufsmäßigen Beamten- 
thums und nur aus dieſem heraus verſtändlich. 

Schon in den erften Anfängen ftaatliher Entwidelung haben die germanifchen und ' 
wmanifchen Völker einen Berufsftand für die humanen Aufgaben und Culturzwecke 
des Staats gebildet in der römilch- katholischen Kirche. Auf einer ſpäteren Eutwidelungs- 
ſtufe bildet da® weltliche Beamtentbum, Hand in Hand mit der Reception eined neuen 
ſtaatsbildenden Rechts, einen gefonderten Stand, deſſen bedeutungsvoller, weltgeichichtlicher 
Beruf die Ueberwindung der ſtändiſchen Gegenſätze der europäifchen Welt geworden iſt. 
Ueberall erichernt in diefer Epoche ein „Geheimrath“, Staatsrath oder analoger Körper 
als eine ftehende Behörde der Staatsregierung, welche Anfangs die Spigen der geiftlichen 
und weltlichen Stände mit den hoben Beamten aus perfönlihem Vertrauen vereinigt, in 
welchem dann aber das Benmtenelement fortichreitend das Uebergewicht behält. Wie bie 
Bildung der ſtehenden Armee die phufifche Macht, To verleihen dieſe fürftlichen „Confeils“ 
der aufwachſenden Monarchie die vechtliche und fittlihe Macht, welche die geichtedenen 
Elemente des Volkslebens zur höheren ftantlihen Einheit führt. Auf dem Continent 
geht mit Ueberwältigung der ftänbifchen Berfaffungen baraus die abfolute Monarchie her- 
vor. In England ift der enbliche Ausgang ein entgegengelegter. In allen Eulturlän- 
dern Europas aber bewegt fich der Berfaffungsftreit feit dem fpäteren Mittelalter in dem 
gegenfeitigen Verhältniß zwiſchen diefem königlichen Rath und den flänpifchen Körperſchaften 
wie in einem Brennpunkt. | 

In England erſcheint der St. als „oonsilium continuum“ zuerſt etwa 
ein halbes Jahrhundert nach der Magna Charta. Die Monarchie, im Streit mit den 
befigenden Klaſſen, ſah fi genöthigt, die höchſten Kronbeamten zu einer ſtehenden Be— 
börde zufammenzufaffen, um aus dem Syſtem der perfönlichen Regierung zu einem ftetigen 
gefegmäßigen Gang der Staatsgefchäfte zu gelangen. In dem Jahrhundert Edward I, 
U. und III. gewinnt der ftehenve Rath die Initiative eimer großen Geſetzgebung. In 
vereinigten Sitzungen mit den hervorragenden Prälaten und weltlichen Herren, als „Mag- 
num Consilium“ oder Parliamentum, find von dieſer Körperſchaft die grundlegenden 
Geſetze der heutigen englifhen Staatsverfaſſung ausgegangen, — in einer Zeit, in wel- 
her das Unterhaus noch eine untergeorbnete Stellung einnahm. Noch einmal in ber 
Ipäteren Epoche der Neformation bat ber Yönigliche Rath al® „Privy Council“ bie 
Inittative der Geſetzgebung fowie die außerordentlichen Regierungs= und Strafgewalten er- 
halten, welche die Durchführung des ſchweren Werkes ver ſtaatskirchlichen Reformation. 
erforderte. Es ift die Periode der Tudors ver Höhepunkt des Privy Council, neben 
welchem das Parlament feine moraliiche Selbftändigfeit zu verlieren. ſcheint. Im folgen- 
den Jahrhundert aber befämpft die Dynaſtie der Stuartd mit dem Privy Council bie 
Farlamentsverfoffung überhaupt, mit dem Verordnungsrecht die Geſetzgebung, mit ber. 
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Verwaltungsjuſtiz des Council das ftändifche Steuerreht und die Iocale Selbfländigfet. 
In diefem Kampf fiegt das Parlament durch die gejellichaftliche Harmonie, melde m 
gleichen Recht, in gleicher Steuerpflicht und weſentlich gleichen Intereſſen die drei Staͤnde 
vereinigt. Das befiegte Königthum wird gezwimgen, auf die Berwaltungsjuftiz \xe 
Council (Sternfammer) und auf die gemißbrauchten außerorbentlichen Gewalten zu wer: 
zichten. Die Gejhäfte des Privy Council geben damit auseinanter. 
Die Berwaltungsgerichtöbarteit conſolidirt fi in den Behörden des selfgovernmert 
unter Controlle der Reichögerichte. Die Initiative der Geſetzgebung und der Regierime* 
maßregeln fällt- dagegen in einen engeren Ausſchuß des Staatsraths (Cabinet, Meinifte: 
rath), welcher ſchon unter den Stuarts gebilvet, jettt die eigentliche Handhabe der parla- 
mentarifchen Parteiregierung wird. Die Minifter üben ihre Gewalten noch heute ali 
„Staatsräthe“, weldye mit einem befonderen ‘Departement betraut jind, und bleiben ı- 
der Regel lebenslänglich Mitglieder des Privy Couneil, deſſen Mitgliederzahl aflmälis 
bis 200 gewachſen if. Dieſe VBerfammlung wird aber nur felten zu Ceremonialaczer 
geladen. Tür die wirklichen Regierungsgeichäfte ergeht die Ladung nur an die Mitgliede 
des zeitigen Miniſterraths. Die heutigen Orders in Couneil find alfo der Sache nach me: 
Beichlüffe des Staatsminiſteriums. Die alten Hauptgefchäfte des St. vertheilen fe 
unter Miniſterrath, Parlament, Reichsgerichte und die Berwaltimgsgerichte des Selfa: 
vernment. Nur fir die Colonial= und kirchlichen Angelegenheiten bleiben noch Ken: 
einer wirklichen Jurisdietion übrig. 

In Frankreich dagegen ift dad Conseil du Roi fchon feit dem 15. Jahr: 
hundert ber ftändige Sauptförper der Stantöregierung, mit welchem das Königthum Stinx 
und Parlamente überwindet. In das Conseil fällt die Initiative der Geſetzgebung ver 
das Verordnungsrecht des Königs, welches für die zerriffene ſtändiſche Gefellichaft immer: 
ausſchließlicher die geſetzgebende Gewalt übernehmen muß. Dieſe zeitgemäße, ftetig fett: 
fchreitenbe Verordnungsgewalt fchiebt die geſetzgebenden und fteuerbewilligenven Stände af: 
mälig ganz bei Seite, und gibt der Bollziehungsgewalt die ftetige Geftalt, in welcher i: 
die ftändifchen Sonderrechte und Privilegien zit überwinden vermag. Eine abſchließerd 
Ordnung gibt das Edict vom 3. Ian. 1687, und es entfteht nun jener gewaltige fir: 
per „tout a la fois cour supreme de justice, tribunal supreme administratif, cer- 
seil du gouvernement, qui discute ei propose la plupart des lois, fixe et repartit 
Vimpôt, etablit les r&gles générales, qui doivent diriger les agents du gourver- 
nement“ (Toequeville), — ver ftetige Körper einer durch Berufsbeamte gefübrrr 
Staatöregierung. — Im Kampf gegen das ancien regime hob die Revolution m 
Geſetz vom 25. Mai 1791 zwar den St. auf, und übertrug feine Functionen anf ie 
Minifterratb, zum kleinen Theil auf den Caſſationshof. Allen jeder durch Das Berwe 
beamtenthum ausſchließlich verwaltete Staat bedarf dieſer ftändigen Formation für iu 
Stetigkeit feiner Berwaltungsorbnung. Die Confularverfaffung ftelt ihn daher ber m: 
der Befugniß „de rediger les projets des lois et les reglements d’administratien 
politique, et de resoudre les difficultes, qui s’elevent en matiere administrative”. 
mit einer böchften Competenz zur Interpretation der Verwaltungsgeſetze, Entſot 
dung der ftreitigen Berwaltungsfragen und der Confficte zwiſchen Juſtiz und Permwaltun 
Ale franzoſiſchen Verfaffungen find auf diefe Formation zurückgekommen, die zwar gegee 
den Willen eines Machthaber oder einer regierenden Partei ohne Widerftandötraft, ded 
dem herrſchenden Syſtem die Ordnung der Geichäfte, Die einheitliche Action der Organ 
gewährleiftet. Die neuere Geftalt des Confeil durch Decret vom 14. Yan. 1852 beiteht 
aus einem Präfiventen, 40— 50 Staatsräthen zum orbentlichen Dienft der 6 Sectionen 
18 Staatsräthen, welche feiner Section zugethetlt find, bis zu 20 Mitglievern un auker- 
ordentlichen Dienft, 40 Stantsrathöreferenten (maitres des requötes) und 80 Referen- 
darien (auditeurs). Er vereinigt in ſich die Verwaltungscapacitäten des Landes, mie 
der Caſſationshof die Yuftizcapacıtäten, fogar auf Koften des Miniſterialſyſtems. Rebe: 
dem unverantwortlichen Conseil d’etat finfen die Minifter zu blos ausführenden Depar: 
tementschef8 herab, das mittlere und niedere Beamtenthum zu geſchickten Iuflrumenten, 
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von melden eine prompte, tactwolle Vollziehung, aber feine Selbftänvigfeit des Gedankens 
und Willend erwartet wird. Im PVerbältnig zum Monarchen ift das Conseil d’stat 
als feine „pensde en deliberation“, der Miniſter als die „pensde en execution“ ge- 
dacht. Auch in den höchften Entfcheidungen über die Competenzconflicte gibt diefer St. nur 
Gutachten, melde der Souverän beftätigen oder amendiren mag. Wie in der Gerichtö- 
verfaffung find e8 insbeſondere die ftet8 verſchiebbaren Abtheilungen mit einem 
jährlich vorbehaltenen Wechfel, weldye die Jurisdiction über das öffentlihe Necht hier 
ungefähr ebenſo unzuverläffig machen, wie die Entſcheidungen der Gerichtsabtheilungen 

In Deutſchland hat die Staatsrathsbildung ähnliche Formen und Competenzen, 
aber wie das Beamtenthum jelbft einen verjchtedenen Charakter entwidelt. In Oefterreid, 
Rurbrandenburg und den übrigen größeren Staaten gewinnt ber „Geheimrath“, „Hof: 
rath” und analoge ſtändige Körperſchaften eine fletig wachlenbe Bedeutung auf Koften ver 
verfallenden Landftände. Das reine Benmtenelement verbrängt die Anfangs noch ftän- 
diichen Elemente. Am deutlichften erkennbar wird die Bedeutung diefer Einrichtungen in’ 
dem kurbrandenburgifchen Geheimen Staatsrath. Es fam darauf an: | 

1) die dem neuen Staatsweſen nothmendigen Gewalten, insbeſondere die Militär-, 
Finanz⸗, Polizei= und Kirchengemalten, im Wiberfpruch mit dem hergebrachten Rechts- 
zuftand, in möglichfter Schonung der Rechte und Intereſſen der berrichenden Klaſſen durch⸗ 
zuführen. Unter dem Titel der „von Gott gefetten Obrigkeit‘ ſchafft fich die Staats- 
regierung ſchrittweiſe und erpertmental zuerft die nothmendigen Finanz⸗ und Militärträfte, 
ordnet fich Durch das „Dberauffichtörecht” die ftändiichen, geiftlichen und ftäbtijchen Cor— 
porationer al8 Organe der Staatögewalt unter, und verbindet mit den ausführenden 
Organen zugleich die Entſcheidung über. die Collijionen zwiſchen dem neuen und alten 
Recht, alſo die Berwaltungsjurisdiction. Der St. bildet dafür eine höchſtbe— 
gutachtenbe, de facto regelmäßig enticheivenve Behörbe, in unmittelbarer Correſpondenz 
mit dem Landesherrn. 

2) Mit dem Fortichritt dieſer Regierungsweiſe bilden ſich fefte Normatinbe- 
ſtimmungen für die Ausübung der Staatögewalten :-der St. wird durch feine Stellung 
zugleich beratbende Behörde für Gefege und Berorpnungen, melde durch 
das Abfterben der landſtändiſchen Rechte immer unſcheidbarer ineinanderfließen, To daß 
der Unterſchied beiver num noch in einer ſchwankenden Bezeichnung, in ver fürmlichen 
Publication, in der dauernden Beſtimmung der „Geſetze“ und ihrer Befolgung durch 
die Gerichte Liegt. 

Die Schwierigteit dieſer Verhältniſſe Ing in der Ungleichartigfeit der zu⸗ 
jammengefügten Landgebiete und ihrer Rechte, die zu einem gemifchten Syſtem von Real- 
und Provinzialverwaltung und zu ftetigen Ummwanblungen der Organifation führte. Das 
Streben nach Stetigfeit und Gerechtigkeit gab dem Höchften Regierungskörper immer über- 
wiegender die Geftalt der ftändigen collegialifchen Obergerichte. Die fog. „Etatsminiſter“ 
find in diefer Körperſchaft nur Staatöräthe und Sectiondoorftände Diefe Organifation 
erſtrectt fih auch auf die Mittelinftang in zahlreichen ſtändigen Collegien. Nachdem auch 
die Localobrigfeit den ftändigen Charakter des Richteramtes erhalten hat, ift der Paralle: 
lismus zwifchen Verwaltung und Yufliz vollendet. | 

Allein To ſehr dieſe jurisdictionelle Geftalt der Staatsregierung ben beutichen 
Rechtsanſchauungen entſprach, fo fchwerfällig wurbe fie für die wachlenden Bedürfniſſe 
einer neuen Zeit. Seit dem Schluß der Regierung Friedrichs des Großen erftarrte der 
Geheime Stantsrath mit feinen unförmlichen Abtheilungen zu einem geiftlofen Körper, der mit 
den Ideen und Bebürfnifien ver Epoche der franzöftichen Revolution nicht mehr Schritt 
zu halten vermochte. Die Stein- Harvenberg’ihe Reform bat diefen monftröfen Körper 
zerſchlagen und ein einfaches, durchgreifendes, der neuen Reformgefeßgebung entiprechendes 
Miniſterialſyſtem an feine Stelle geſetzt. Daneben follte ein „Staatsrath“ veftaurirt 
werden, trat aber erſt fpäter und nur als gefeßberathenver Körper wieder ins Leben. 
Trotz einzelner mufterhafter Gefegesarbeiten vermochte derjelbe feine fefte Stellung mehr 
Kgen die Miniſtergewalten zu gewinnen, wurde jelbft bei Privatrechtögefegen umgangen 
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und von Friedrich Wilhelm IV. als ein Hauptſitz der ihm mißliebigen „Bürreaufrate” 
angefehen. Erſt in fpäter Stunde wurbe eine Staatsrathsjurisdiction über Die „Gom- 
petenzconflicte‘‘ hergeftellt, welche äußerlich einem’ franzöftihen Mufter folgte, ver Sache 
nach aber durch eine fländige Beſetzung, durch den definitiven Charakter feiner Entiche: 
dungen und durch Anerkennung der Gelege als abjolute Norm, den Charalter der deut: 
Then Gerichtäbarkeit annahm. Die ganze übrige Berwaltungsjurisviction verblieb ven 
Departementsminiftern in letter Inſtanz. 

An dies Syſtem der Staatsverwaltung knüpfte fih nun feit 1848 eine Ber: 
fafſſungsurkunde nad belgiſchem, franzöfifchen und engliſchem Muſter, ohne Rüchkficht 
darauf, Daß dieſe fremden Verfaſſungen eine von der Miniſterverwaltung unabhangige 
Berwaltungsjurisdietion vorausfegen. Man glaubte, daß die „Miniſterverantwortlichteit 
die Stelle ver Rechtſprechung über das öffentliche Recht erſetzen könne, batte aber weder 
den Muth noch den ernften Willen, eine foldye zu realifiven. Die völlige Unficherben 
und Schuplofigkeit der Verfaſſungs? und Berwaltungsgefege hat bisher die öffentliche 
Meinung (felbit bei der Kriſis vom Jahre 1866) zu feinem ernften Entſchluß einer Be 
ſchränkung des minifteriellen Abſolutismus zu bewegen vermodt. 

De lege ferenda findet die Herftellung eine geſetzberat he nden Staatsrathé 
allerdings ein Hinderniß barın, daß ein Perſonal und eine Formation dafür nicht zu 
finden ift, fo lange das Verhältniß zwiſchen Reichs- und Landesverfaſſungen ſich um 
Fluß befindet. Nothmendiger als je ift dagegen die Herftellung einer von der Mimfler- 
verwaltung unabhängigen Jurisdiction über die ftreitigen Fragen der Auslegung der 
Berfaffung, der Anwendung ded Verwaltungsrechts, — und diefe läßt fi nur in einen 
fachverftändigen, collegialifchen Beamtenkörper finden, da alle Jurisdiction durch Behörten 
des Selfgovernment erft von Unten berauf neugeichaffen werben muß. Alle Eiferſuch 
gegen das Berufsbeamtenthun wird daher unter Dem einen oder andern Namen auf ee 
Staatsrathsbildungfürdie Berwaltungsjurisdtiction zurüdfonmen müſſen, 
und die deutſche Rechtsanſchauung gibt die Gewähr dafür, daß biefer Körper durch bie 
Ständigfeit der Belegung und die definitive Geltung der Entſcheidungen dem Weſen ber 
deutſchen Gerichtsverfaſſung folgen wird. 

Einen bedeutungswollen Theil der Staatsentwidelung Oeſterreichs bildet auh 
der dortige St., deſſen Geſchichte von dem Freiherm von Hod kurz vor jenem Tode 
begonnen war. Der für das „conftitutionelle” Oeſterreich neuformirte St. iſt indeſſen 
1867 wieder aufgeläft worden. Wichtig für Das conftitutionelle Verhältniß des St fin 
namentlich auch die Yormationen in Baiern und Würtemberg, im Zufammenbang 
mt einem relativ gut entwidelten Verwaltungsrecht. 

Lit.: Ueberfiht der Staatsrathsbildungen in allen europäiſchen Ländern von Bradelli 
in feinem Jahrb. für Geſetzkunde und Statifit, 1862, ©. 170 fi. Malchus, Bolitil der 
inneren Bermaltung, I. $. 18 ff. — Für England: Gneift, Engl. Verwaltungsrecht, 185% 
67. I. 88. 21, 32, 37, 42. U. 88. 4 — 75. — Für Sranfreih: Dareste, Justice ad- 
ministrative, 1862. M. Block, Dictionnaire de la politique 1867 v. conseil d’Etat. — 
Für Deutfhland und vergleichendes Recht: 2. Stein, Die Berwaltungsiehre, 1869, I. 
S. 177—197. v. Rönne, Staatsrecht, Regifter voc. Staatsrath. Cosmar u. Elap- 
roth, Der königl. preußifche und kurfürſtl. brandenburgifche Geheime Staatsrat, Berl. A 

nei 

Stantsrehnuungsweien. In Preußen, Baden und andern deutſchen Staaten 
heißt die oberfte, zur Prüfung aller Staatöredjnungen in Einnahme und Ausgabe k- 
vufene Behörde Oberrechnungskammer (ſ. d. Art.). Nachdem Friedrich Wilhelm I. cm 
Generalrehenfammer 1714 gegrüntet, 1717 fie fich felbft, unabhängig von andern Be 
hörden, umterftelit hatte, richtete Friedrich d. Gr. die noch jett beftehende Oberrechnungs 
fammer ein, welche nad) ber in den Amtsblättern publicirten Inftruction vom 18. Der. 

1824 zur Zeit verwaltet wird; für melde in der Verfg. Urk. X. 104 ein Geſetz verbeiken 
worden; welche indeß neuerdings Die wichtige, Die Urgantfatton in jeder Richtung ne 
berührende Beftimmung erhalten hat, als Rechnungshof für den Nd. Bund einzutreten. 
Ihre Aufgabe befteht in der Revifion aller Nechnungen ver Staats- (Civil - wie Miltie: 
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Behörden, nebſt den mit Gewährleiſtung des Staates verwalteten Inſtituten (Zweigeom⸗ 
miſſion für die königl. Bank, die königl. Seehandlung u. a.). Die Prüfung beſchränkt 
ſich nicht auf die Richtigkeit der Zahlenergebniſſe, die caleulatoriſche Juſtification der 
Rechnungen nebſt Belägen; ſie erſtreckt ſich vielmehr auf die Ermittlung, ob die Ver— 
waltung in allen ihren Einzelheiten bezüglich des Geldpunktes genau und gewiſſenhaft 
nach den beſtehenden Geſetzen, Verordnungen und Inſtructionen geführt worden. Bor- 
bereitet wird die Reviſion durch die von gleichen Geſichtspunkten ausgehenden Borprü- 
fungen der oberen Verwaltungsbehörden bei „Abnahme ver Rechnungen“ der Unterbebör- 
den. Während diefe Borprüfungen auf alle Einzelheiten jeder vorgelegten Rechnung gehen, 
pflegt die Oberrechnungskammer zur vollftändigen Specialpräfung nur bei einzelnen, Jahr 
für Jahr wechfelnd ausgewählten Unterbehörden zu fchreiten, da die Maffe der Rechnun- 
gen gar zu groß. ©eleitet von einem mit gewiſſen felbftänbigen Befugniffen ausgeftat- 
teten Chefpräjidenten bildet die Oberrechnungskammer eine von den Minifterien un— 
abhängige collegialiiche Behörve, melde ihre Yahresaufgabe bis 1850 in Preußen mit 
einem allgememen Geſchäftsbericht nebft Gutachten abſchloß, worin fie dem Könige Bor: 
trag hielt. Seit der Einführung der Verfaſſung ift die Einhaltung des Jahresetats und 
die nachträgliche Genehmigung etwaiger Weberichreitungen mit in die Controlle des Yand- 
tages geftellt; ihm gebt Daher die allgemeine Rechnung über ven Staatshaushaltsetat 
jeden Jahres, einſchließlich einer Ueberficht der Staatsſchulden, zur Entlaftung der Staats⸗ 
regierung zu und zwar „mit ben Bemerhingen der Oberrehnungstammer” — ftreitig, 
ob hiernach mit allen jenen gutachtlichen Ausführungen berjelben oder ob nur in Ber: 
bürgung der Nichtigkeit der Staatsrechnung. — Aus den Budgetverbandlungen tft be- 
fannt, in welchen Umfange der Geldpunft zur Erörterung der wichtigſten Berwaltungs- 
grundfäge führen kann. Im Kleinen . erneuert ſich dieſe Erfahrung alljährlich in den 
Sorrefpondenzen der Behörden mit der Oberrechnungsfammer, bevor diefe in ihrem ſchließ⸗ 
lichen Rechnungsbeicheive Decharge ertheilt. Es erfolgt zunächſt ein weitgreifendes Mo— 
niturverfahren. Die Notate der Oberrechnungslammer gehen an die oberen, durch dieſe 
on bie unteren Berwaltungs=- (bzw Yuflz=, Milttär=) Behörden zum Zweck näherer 
ſachlicher Aufklärungen oder zur Erörterung der leitenden Grundjäge. Nicht felten er- 
heiſcht ein kurzes Notat die Einficht zahlreicher Actenſtücke. Nachzahlungen zu gering in 
Anfag gebrachter Poſten, 3. B. an Diäten und Reifeloften von Beamten, fommen vor; 
häufiger Rückforderungen wegen zu hoben ober fonft unrichtigen Anſatzes. eve nicht 
für gerechtfertigt erachtete Stanidausgabe ift als ‘Defect nach der Feſtſetzung fofort einzu= 
ziehen, vorbehaltlich des Rechtsweges in ben gefetlich geregelten Grenzen. Die Nieder 
Ihlagung eines Defects Tann nur vom Könige ausgehen. — Aehnlih wie in Preußen, 
find die Einrichtungen anderwärts. Im Frankreich fungirt entfprechend dem bortigen 
Verfahren in ftreitigen Verwaltungsſachen bei der Oberrechnungsfammer (cour des comp- 
tes) ein procureur general. — In England befteht eine gewifle Abhängigkeit der Ober: 
rehnungsfammer (Audit Office) vom Binanzminifterio (Treasury), wodurch des letzten 
Rechnungslegung vor dem Barlament erhöhte Bedeutung erhält. 

Gfgb. u. Lit.: Preußen: Berorbn. vom 27. Oct. 1810. Inſtr. vom 18. Dec. 1824 
Cab. Orbre vom 29. Mai 1824. Verfg. Urk. A. 104. No. Bundes⸗Geſ. betr. die Eontrolle de 
Bundeshaushalts für 1867—1869 vom 2. Juli 1868, Bunbes- Sel.-Bt. ©. 433. — v.Rönne, 
Staatsrecht, 88. 237. 499. — Frankreich: Reglement general sur la comptabilit6 pub- 
lique, 31. Mai 1838 A. 331 — 396. Dr. Rau, Finanzwifjenfhaft, 8. 557. — Belgien: 
Verſg. Urk. A. 116. — Gneift, Engl. Berfafiungs- und Berwaltungsredt, 8. y? Ber 

aper. 

Staatsſchatz. Bei Regulirung und definitivec Feftftellung des gefammten Staats: 
baushalts wurde durch die Br. Cab.Ordre vom 17. Ian. 1820 beſtimmt, daß Erſparniſſe, 
welche im Laufe der Aominiftration ermittelt werben, und andere zufällige Einnahmen 
zur Bildung eines St. abgeliefert werden ſollen. Zu vielen zufälligen Ein: 
nahmen gehört nach ver weiteren Beftimmung vom 17. Juni 1826 der Erlöß aus ber 
Veräußerung und Bererbpachtung folder Befigungen und Anlagen des Staats, die nicht 
unter den Domänen begriffen und mit ihren Nutzungen dem Tilgungs- und Berzinfungs- 
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fonds der Staatsſchulden nicht überwieſen ſind, z. B. Hütten-, Hammer-⸗, Salzwerke. 
gewerbliche Anlagen; ferner der Entgelt aus Ablöſungen und Präſtationen, die zu den 
genannten Staatsgütern gehören; endlich die zurückzuzahlenden Darlehen und Borichüfk, 
welche aus dem Extraorbinarium der Generalftaatsfafle an Kommunen oder Privacper⸗ 
jonen gegeben find. Während auf diefe Weile die PVereinnahmumgen des Zr 
gejetlich normirt waren, jo fehlte e8 an feften Grunbfägen über die Berwenbungen; es 
wurde zmar al8 unverbrüchlicher Berwaltungsgrundiat bezeichnet, daß die Beflände dei 
St. ſteis baar in gemünztem Gelde vorhanden fern follten, und daß aus bem- 
jelben feine Ausgabe irgend einer Art anders als für den Zweck der Kriegsrüſtung gr 
leiftet werden dürfe, indeſſen iſt es im Drange der Berhältniffe nicht zu vermeiden ge⸗ 
wejen, daß die Beitände auch vielfa in Effecten angelegt wurden, und daß mande Aue⸗ 
gaben zu anderweiten Staatsbedürfniſſen ftattgefunden haben. (Bol. die Denffchrift über 
bie des St. vom 6. April 1847 in „Der erfte Vereinigte Landtag“ 1947, 
©. 226 ff. 

Die Verfaſſungsurkunde alterirt die Machtvollkommenheit der Regierung Hinfichtit 
des St. in feiner Weiſe. Die nah ben Beſtimmungen der Erlafle von 1529 
und 1826 dem St. zufließenden Einnahmen waren an feine Bewilligung des Landtages 
gebunden, eine ſolche war nur erforderlich, wenn dem St. eine unter jenen Normen wicht 
enthaltene Einnahme, wie z. B. der Reſt der Anleihe von 1859, zugeführt werben ſollte: 
e8 mochte fogar zweifelhaft erjcheinen, ob es nicht eines Specialgeſetzes bebiirfe, wem 
über Beftände, die nad jenen Beſtimmungen dem St. überwielen waren, eine ander: 
weitige Verfügung getroffen werben follte; jedenfalls floß jeder Ueberſchuß der Einnabmer. 
über die Ausgaben, binfichtlich deſſen Verwendung keine Vereinbarung erzielt war, che 
Weiteres in den St., die Regierung aber Iegte fi die Befugniß bei, auch ohne Zuſtim 
mung des Landtags Staatsgut zu veräußern. Kine Nachweiſung des Beſtandes te 
St., ſowie ein Etat der vorausſichtlichen Einnahmen und Ausgaben deſſelben 
iſt zwar in den Jahren 1851—1853 den Kammern vorgelegt, dieſe Controlle des Land 
tags aber jeit dem Staatshaughaltsgefeg von 1854 darauf beichränft, daß eine der: 
artige Beröffentlihung durch den Drud nicht mehr ftattfindet, und nur die Abſchlüſſe ber 
Rechnungen der Budgetcommiſſion vertraulicdy zur Prüfung vorgelegt werben, die dann ihrer- 
ſeits den Kammern allgemein gehaltene Mittheilungen macht. (v. Rönne. Stantsrekt 
2. Aufl. 1865. Th. II. Abth 1. ©. 64 ff. Th. II. Abth. 2. ©. 425.) 

Als nun in Folge der Kriege von 1864 und 1866 der St. aeleert war mb te 
Regierung in einer vom Kriegsſchauplatze datırten Vorlage deſſen Retablirumg verlangte, 
jo wurde biefelbe zwar trog aller vom blos vollswirthichaftlihen Standpunkte vorge 
brachten Gründe bewilligt, dieſe Bewilligumg aber an Bedingungen gelnüpft, durch welche 
die finanziellen Rechte des Landtags gegenüber dem St. erſt begründet find. Durch dei 
Geſetz, betr. den außerordentlichen Geldbedarf der Milttär- und Marineverwaltung und 
die Botirung des St. vom 28. September 1866, wurde nämlih auf ber einen 
Seite der St mit 271, Millionen Thalern aus den Kriegsentſchädigungsgeldern ner: 
botirt, andererſeits aber beftimmt, daß, ſobald die baaren Beftände deſſelben aus den ihm 
beftimmungsmäßig zufließenden Einnahmen über 30 Millionen erhöht worden ſeien, bieie 
Einnahmen Hinfort den allgemeinen Staatöfonds ald Einnahmen zufließen jollten, wel 
im Staatshaushaltsetat als Dedungsmittel aufzunehmen ſeien, und daß dieſe ſoweit über 
dieſelben nicht al8 Dedungsmittel im Staatshaushaltsetat des betreffenden Jahres oder 
anderweitig unter Zuftimmung der beiden Häufer des Landtags verfügt fer, zur Tilgung 
von Staatsfchulden verwendet, und an die Staatsfchulbentilgungsfafte abgeführt werden 
follten. Dagegen ift zur Verwendung des St. auch gegenwärtig die Zuſtimmung 
des Landtags nicht erforderlich, auch dann nicht, wenn diefe Verwendungen zu andern old 
Kriegs- und Mobilmachungszwecken ftattfinden ſollten. Eine Ausdehnung des Ei. 
auf die übrigen Nd. Bundesftaaten, wie folde im 3. 1866 von der premfilhen 
Regierung beabfichtigt wurde, fcheint nicht ftattgefunden zu haben. Die einmaligen Re 
bilmachungsfoften haben fi) 1866 auf 25:/, Deillionen belaufen. Ein Amendemen 
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Tweſten, wonach der St. mit einer Reſolutivbedingung, mit dem terminus ad quem 
1870 retablirt werden ſollte, blieb in der Minderheit. (Stenograph. Berichte des Ab⸗ 
geordnetenhauſes 1866/67. Bd. I. ©. 469—505. Drucſſachen. Bd. J. ©. 39 ff. 319 ff.). 

Lit.: Literatur Über das Finanzweſen des preußiſchen Staats; Beiheft zum Staatsan⸗ 
zeiger, November 1867, ©. 9. Ernft Meier. 

Staatßſchulden. Unter St. verfteht man im weiten Sinne alle begründeten 
Forderungen, welche an irgend eine Stantscafie gemacht werden. Es beiteht aber ein 
weientlicher Unterſchied zwifchen den Schulpverbindlichteiten der Staatsverwaltung und den 
St. im eigentliden und engem Sinne. Jene find die nicht unverzüglich be⸗ 
richtigten Forderungen am die laufende Verwaltung, welche aus den laufenden Einnahmen 
ſobald als möglich zu berichtigen find; fie find der Natur der Sache nach niemals ganz 
zu vermeiden, ihre Berichtigung gehört zu den laufenden Verwaltungsgeſchäften. Es ge- 
hören jedoch zu diefen unfundirten, ſchwebenden Schulden nicht blos die ſog. Rechnungs⸗ 
Khulden, ſondern auch ſolche Zahlungen, die unter dem Voranſchlag eines beftimmten 
Jahres nicht begriffen find, 3. B. die zinsbaren Anerkenntniffe, welche die Verwaltung 
nah 8. 13 des Geſetzes vom 11. Mai 1851 über die Kriegsleiftungen und deren Ber: 
gutigung auszuſtellen berechtigt ifl. 

Unter St. im engern Sinne verfteht man die Pafjtvcapitalien und Renten, welche 
entweder mit genereller Hypothek auf das geſammte Vermögen und Eintommen des 
Staats oder auf beftimmte Staatögüter radicirt find. Dieſe fundirten St. find in ber 
Kegel zu verzinfen, und nad dein bisherigen Recht in beftimmten Terminen zu amor- 
tifiren. Dieſelben werden begründet durch die Aufnahme von Staatsanleihen. ‘Die Con— 
trabivung neuer Darlehne konnte fchon nach der Verordnung vom 17. Januar 1820 nur 
mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichsſtändiſchen Berfammlung ges 
Ichehen. Das Patent vom 3. Februar 1847 überwies dieſe Mitwirkung den Vereinigten 
Landtage mit der Einſchränkung, daß, wenn im alle eined zu erwartenden, ober auge 
brochenen Kriegs die Einberufung des Vereinigten Landtags nicht zuläffig befinden werben 
ſollte, an Stelle derfelben die ‘Deputation fir das Staatöfchuldenweien, welche im Allge- 
meinen Die ftändifche Mitwirtung bei Verzinfung und Tilgung der Staatsſchuld auszuüben 
hatte, treten folltee Der U. 103 ver Berf.:Urt, bat dann aber’ ganz allgemein und 
ohne jede Einſchränkung beftunmt, daß die Aufnahme von Anleihen nur auf Grund eines 
Geſetzes (unter Zuftimmung aller drei Factoren) erfolgen könne, und daß baffelbe bei ver 
Uebernahme von Garantien zu Laften des Staats gelte. In Gemäßheit Des A. 62 
el. 3 muß ein derartiger Gelegentwurf zuerft dem Haufe der Abgeorbneten vorgelegt 
werben, da e8 fich um emen Finanzgeſetzentwurf handelt. Nah U. 73 der PVerfaflung 
des Np. Bundes kann auch im Wege der Bundesgefeßgebung in Fällen eines außerordent⸗ 
lichen Bedürfniſſes die Aufnahme einer Anleihe erfolgen. 

Was die Verwaltung und die Controlle des Staatsſchuldenweſens betrifft, jo hatte 
fi} auch in diefer Beziehung vie Krone bereits zur Zeit der abfoluten Monarchie eine 
freiwillige Beſchränkung auferlegt; die Garantie ruhte jedoch weientlich in der Hand bes 
Beamtenthbums, indem die ım Jahre 1820 errichtete Hauptverwaltung ber St. 
für die Erfüllung der damals gegebenen Vorſchriften im ganzen Umfange verantwortlich 
gemacht wurde. Seit der Emanation der Verfaffungsurtunde, insbejondere ſeit dem Ges 
fege betr. die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staatsfchulden- 
commiffion vom 24. Febr. 1850 ift die königliche Gewalt weiter eingefchränft 
worden. Die Hauptverwaltung der St. ift eine von der allgemeinen Finanzver 
waltung abgeſonderte ſelbſtändige Behörde, beftehend aus einem Director und drei 
Mitgliedern, welche gleiche Befugniffe und gleiche Berantwortlichleit haben. Der 
Director und die Mitglieder Teiften vor Antritt ihres Amts in öffentlicher Sitzung des 
Obertribunals einen Eid, daß fie weder einen Staatsſchuldſchein noch irgend ein anderes 
Staatsjchulden- Document über den in den beftehenden oder in Zukunft zu erlaflenden 
Gejegen beftimmten Betrag hinaus außftellen, oder durch Andere ausftellen laſſen, auch 
mit allem Nachdruck darauf halten und dafür forgen wollen, daß die ihrer Verwaltung 
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anvertraute Staatsſchuld prompt und regelmäßig verzinft, das Kapital aber in der durch die 
Geſetze vorgeichriebenen Art getilgt werde, und daß fie fich von der Erfüllung diefer Pflichten 
und der übrigen ihnen mit eigner Berantwortlicdjkeit übertragenen Obliegenheiten durch 
feine Anwerfungen und Berorbnungen irgend emer Art abhalten Iaffen wollen. Die 
Hauptverwaltung der St. iſt wieder unter die fortlaufende Aufſicht einer beſondern 
Staatsſchuldencommiſſion geftellt; dieſelbe befteht aus je brei Mitgliedern beider Häuſer 
des Landtags, welche mit abjoluter Stimmenmehrheit auf drei Jahre gewählt werben, 
und aus dem Präjidenten. der Oberrechnungskammer; die vom Landtage gemählten Mit⸗ 
glieder werden vom Präfiventen in öffentliher Sitzung unter Hinweifung auf ihren als 
Abgeordnete geleifteten Eid (Berfg.-Urt. A. 108), der Präfident der Oberrechnungskammer 
in öffentliher Sitzung des Obertribunals, unter Hinweiſung auf fernen Amtserd, auf Er: 
Füllung ihrer beſonderen Obliegenbeiten verpflichtet; Die Commilfion wählt aus ihrer Wente 
einen Borjigenden und einen Stellvertreter, zur Beſchlußfähigkeit gehört die Anweſenhen 
von wenigftend vier Mitgliedern. Die Staatsſchuldencommiſſion erhält von der Haupt: 
verwaltung der St. die Monats- und Jabresabichlüffe, und bat, fo oft fie e8 für ange 
meffen erachtet, wenigſtens aber einmal halbjährlich, außerorventliche Revifionen vorzunehmen: 
fie ıft befugt über alles, was den Beltand, die Verzinfung und Tilgung der Staatsfehult 
betrifft, von der Hauptverwaltung Auskunft zu erfordern, und derfelben ihre Bemerkungen 
und Anfihten zur Beichlußnahme mitzutheilen. Ber dem regelmäßigen jährlichen 
Zufammentritt des Landtags erftattet die Staatsjchuldencommiffion den beiden Häufern 
Bericht über ihre Thätigkeit, ſowie über die Ergebniffe der unter ihre Aufjicht geftelltan 
Berwaltung ded Staatsſchuldenweſens in dem verfloflenen Jahre; mit dieſem Berichte fin? 
auch die Rechnungen der Staatsichuldentilgungscaffe, nachdem fie von der Oberrechnungs 
kammer revidirt und feftgeftellt, von der Staatsſchuldencommiſſion geprüft jind, zu über 
veihen. Die eingelöften verzinslichen Staatsichuldendocumente werben jährlich nach erfolg 
tem Rechnungsabſchluſſe von der Staatsichuldeneommilfion und von der Hauptverwaltma 
der St. in gemeinfchaftlichen Verfchluß genommen, und nad ihren Litern, Nummern umt 
Geldbeträgen zur öffentlichen Kenntniß gebradjt. Sobald dann die betreffenden Rechnungen 
vom Landtage dedjargirt find, werden die eingeläften verzinslichen Staatsſchuldendocumente 
von Commiſſarien der Staatsichuldencommilfion und der Hauptverwaltung der St. durch 
Feuer vernichtet. — Durch das Gel. vom 29. Februar 1868 betr. die künftige Behanı- 
lung der auf mehreren der neuermorbenen Landestheile Iaftenden St. find die näher be 
zeichneten Paifivcapitalien von Hannover, Kurbefien, Naffau, Heſſen-Homburg umd 
Schledwig-Holftein zu den Beträgen, auf welche fich die einzelnen Schulppoften am 1. Jan 
1868 belaufen haben, als St. der Monardie übernommen, und ber Sankt: 
verwaltung der St. zur Verwaltung überwielen; durch das Gef. vom 23. März 1865 
ift das Gleiche Hinfichtlich der Uebernahme und Verwaltung der nach den A. VIII. um 
IX. des Wiener Frievensvertrags vom 30. Det. 1864 von den Elbherzogthümern an 
das Königreich Dänemark zu entrichtenden Schuld ausgefprochen ; und Durch Das Gel. vom 
5. März 1869 betr. die Auseinanderfegung zwiſchen Staat und Stadt in Frankfurt a. M 
find die Beftimmungen des Gel. vom 29. Febr. 1868 auch auf diejenigen Anleihen 
angewandt, die in Gemäfheit des zwifchen dem Staate und der Stadtgemeinde Frankfun 
abgeichlofienen Receſſes vom 26. Febr. 1869 als St. auf den Staat übernommen 
worden find. Die von Baiern und Heffen abgetretenen Gebietstheile wurden ſchuldenfre 
übernommen. — Was endlich die Verwaltung des Bundesſchuldenweſens betrifft, fo war 
bereit vor Emanation des Gef. vom 9. Nov. 1867, durch welches bie erfte Bundes 
anleihe zu Marine und Küftenwertheidigungszweden bewilligt wurde, dem Reichstage eine 
Geſetzentwurf über die Verwaltung des Bundesſchuldenweſens vorgelegt, Darauf berechnet, 
für die Verwaltung aller vom Bunde etwa aufzunehmenden Anleihen im Allgemeinen 
Vorſorge zu treffen, feinem Inhalte nach dem preuß. Geſ. vom 24. Febr. 1850 durchaus 
nachgebilvet. ‘Die vom Neichdtage neu binzugefügte Beftimmung in Betreff der Veram⸗ 
wortlichteit der Beamten der Bundesichuldenvermaltung, dahin lautend: — „Erheben ſich 
gegen die Dechargirung Anſtände oder finden fich ſonſt Mängel in der Berwaltung des 
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Bundesichuldenweiens, To fünnen die daraus bergeletteten Anfprüde ſowohl nom Reiche: 
tage als auch vom Bundesrathe gegen die verantwortliden Beamten felbftändig verfolgt 
werben; ber Reichstag kann nöthigenfalls mit der gerichtlichen Geltendmachung die won 
ibm gewählten Mitgliever der Bundesſchuldencommiſſion beauftragen” — fand nicht die 
Zuftinmung des Bundesraths, „denn fo gewiß jever Beamter für die Erfüllung feiner 
Dienftpflicht verantwortlich und durch Nachläffigkeit oder Treulofigkeit zur Entſchädigung 
verpflichtet ift, fo ift, wenn der Entſchädigungsanſpruch dem Fiscus zufteht, — und nur 
in ſolchen Fällen wird von einem durch Bundedorgane zu verfolgenden Anjpruche die 
Rede fein — das Klagerecht, wie bei jeder andern dem Fiscus zuftehenden Forderung 
allein von dem verfaffungsmäßigen Vertreter des Fiscus, alfo im vorliegenden Yalle auf 
Grund von U. 17 der Bundeöverfaffung ‚von dem Bundeskanzler auszuüben”. Dieſe 
Differenz hat die folge gehabt, Daß es vorläufig zu einer allgemeinen gejetlichen Regelung 
des" Bundesſchuldenweſens nicht gefommen if. Zur Ermöglihung der inzwiſchen geneb- 
migten Bundesanleihe ift dad Gel. vom 19. Juni 1868 betr. die Verwaltung der nad 
Maßgabe des Gel. vom 9. Nov. 1867 aufzunehmenden Bundesanleihe ergangen. Danach 
ft die Verwaltung diefer fpectellen Anleihe bis zum Erlaß eines definitiven Geſetzes über 
die Bundesfchuldenverwaltung der preußifchen Hauptvenvaltung der St. nad Maßgabe 
des Gef. nom 24. Febr. 1850 übertragen; die Berantwortlichkeit eritredt fi — mie 
auch in den neuen preuß. Anleihegejegen ausdrüdlic gejagt ift — auch darauf, daß eine 
Sonvertirung der Schuldverfchreibungen nicht anders, al8 auf Grund eines Geſetzes und 
nachdem die etwa erforderlichen Mittel bewilligt find, vorgenommen wird. Der Director 
ımd die Mitglieder der Hauptverwaltung der St. haben zu Protocol zu erklären, daß 
jie den von ihnen nad 8. 9 des Gel. vom 24. Febr. 1850 geleifteteten Eid auch 
für die Durch das gegenwärtige Gele ihnen übertragene Berwaltung als maßgebend 
onerfennen. Die Gelchäfte der Staatsichuldencommifjion werden von einer Bundesichulden- 
commiſſion wahrgenommen, welche aus drei Diitglievern des Bundesraths, und zwar aus 
dem jedesmaligen Borfigenden des Ausſchuſſes für das Rechnungsweſen, und zwei Mit 
gliedern dieſes Ausichuffes, ferner aus drei Mitgliedern des Reichſtags und aus dem 
Präfidenten der Rechnungsbehörde des Nd. Bundes, bis zu deren Errichtung aber aus 
dem Chefpräfidenten der preuß. Oberredhnungsfammer, weldyer befonder8 zu vereidigen ift, 
befteht.. Der Bundesrath wählt die Mitglieder von Sejfion zu Seſſion. Der Reichstag 
auf drei Jahre; den Borfi führt der Borfigende des Ausichuffes des Bundesraths für das 
Rechnungswejen, oder bei deilen Behinderung ein anderes dem Bundesrathe angehöriges 
Mitglied der Commilfion; zur Beſchlußfähigkeit gehört die Anmelenheit von mindeſtens 
fünf Mitgliedern. Die Bundesſchuldencommiſſion hat dem Bundesrathe und dem Keidye- 
tage gegenüber dieſelben Verpflichtungen, welde der preuß. Staatsſchuldencommiſſion 
gegenliber den beiden Häufern des preuß. Landtags obliegen. 

Die Hauptmafje der feit dem Jahre 1848 contrabirten Staatsanleihen ift durch 
Gel. vom 19. Dec. 1869 zu einer einheitlichen 41/,procentigen St. confolidirt worden. 
Die Tilgung diefer conjolidirten Anleihe, deren Verwaltung gleichfalls der Hauptvermwal- 
tung der St. übertragen ift, erfolgt nur jobald und ſoweit etatsmäßige Ueberſchüſſe der 
Staatseinnahmen über die Staatsausgaben ſich ergeben, und nur ſoweit über dieſelben 
un Staatshaushaltsetat nicht anderweitig verfügt wird. Die eventuelle Tilgung geſchieht 
in der Art, daß die dazu beftimmten Mittel zum Anlauf eines entiprechenden Betrags 
von Schulddocumenten verwendet werben. Dem Staate bleibt jedoch das Recht vorbe= 
halten, vom 1. Ian. 1885 ab die im Umlauf befindlichen Echulpverfchreibungen zur 
Einlöfung gegen Baarzablung des Eapitalbetrags binnen einer alsdann geſetzlich feftzu= 
ſetzenden Friſt zu fündigen. Die Confolidirung ift übrigens rein ind Ermeſſen ver 
Gläubiger gefteltt. 

Heben den unkündbaren Schulpverichreibungen find in neuerer Zeit von der preuß. 
und der Nd. Finanzverwaltung mehrfach ſog. Schatzanweiſungen zur Beſchaffung von 
Anleihen in Anwendung gebracht werben. Diefelben werden in Abichnitten von verſchie— 
denen Beträgen auögegeben, und es bleibt der Finanzverwaltung überlaffen, den Zinsfat 
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dieſer Schatzanweiſungen, fowie die Dauer ihrer Umlaufszeit, welche jedoch einen beftime- 
ten Zeitraum (9 Donate vefp. 1 Jahr) nicht überſchreiten Darf, den Verhältniffen ar: 
ſprechend nad freiem Ermeſſen feftzufegen. ‘Das preuß. Gef. vom 24. Dec. 1869 ber. 
die Feſtſtellung des Stnatshaushaltsetats fir 1870 gibt im 8. 2 dem Finanzwimte 
die Befugniß, verzinslihe Schatzanweiſungen im Betrage von 12'/, Million, welde w 
dem Oktober 1871 verfallen müſſen, wiederholt, jevocy nur zur Dedung in Verlehr g= 
ſetzter Schatzanweiſungen, audzugeben. Die Bundesanleihe ift bisher nur auf dem Ex: 
ſolcher in ſteigenden Beträgen ausgegebenen Schaganmweifungen, von denen ein Theil imme: 
zur Dedung der im Verkehr bereits befinblichen,, deren Umlaufszeit abgelaufen if, wr: 
wendet werden muß, beichafft worden. 

Hinfichtlih der unverzinslichen Staatsſchuld gelten die analogen Grundfäge, m: 
bejondere fällt Die Ereirung eines neuen Staatspapiergelded ganz unter die Beſtimmungen dei 
4. 103 der Verf. Urk. jo daß dafür ſtets ein eigentliches Geſetz erforderlich iſt und ar 
proviſoriſche Verordnung mit Geſetzeskraft nicht genligt. Die unverzinslihe Schul Milka 
die fog. Kaſſenanweiſungen, die ın Apoints von I Thlr. und 5 Thlr. von der Hammer 
waltung der St. auögegeben werben, deren Gefammtbetrag fich in Yolge des Geſche 
vom 19. Mai 1851 auf 30 Millionen belief, durch Gele vom 7. Mai 1857 ale 
auf Die gegenwärtige Summe von 15,842,347 Thlr. reduart ift, die auch in Folge ie 
Gebietserweiterungen m unerheblich vermehrt wird. Die Kaſſenanweiſungen müſſen be 
allen königlichen Kaffen zum vollen Nennwerthe angenommen werben, haben aber kim 
Zwangscurs (vgl. über die Frage des Zwangscurſes Boigtel, Das Geld und die Kt 
papiere in Hinſchius Ztſchr. f. Geſetzgebung und Rechtspflege Bo I (1867) ©. 445 1. 
Kenner, Dom preuß. Papiergeie a a O. Bd. IL (1868) ©. 101 ff. Harı 
mann, Ueber den vechtlihen Begriff des Geldes. Braunſchweig 1868. ©. in 
v. Rönne, Staatsreht Bd. U. Abtb. 2. ©. 371). 

Unter den Geſichtspunkt der unverzinslichen Staatsſchuld oder wenigſtens unter dr 
Geſichtspunkt einer Garantie zu Laften des Staats (U. 103, WU. 2) fallen aud bie in 
Darlehnskaſſenſcheine, die gleichfalls bei allen königlichen Kaffen an Zahlungsftatt an 
nehmen find. Die Staatsregierung tft daher nicht berechtigt, Darlehnskaſſen auf Er 
des A. 63 zu octroyiren, wie diejelbe im Herbft 1866 durch Nachfuchung der Inden 
nität (nicht der Genehmigung) wegen der durch die Verordnung vom 18. Mai 1966 « 
ſchehenen Gründung öffentlicher Darlehnskaſſen felbit anerfannt Hat. (Vgl. Steneg 
Berichte des Abgeorbnetenhaufes 1866/1867. Bd. I. ©. 52 ff. 398 ff. Druchade 
©. 31 ff. 270 ff.) 

Lit.: Kiteratur Über das Finanzwefen ded Preuß. Staats; Beiheft zum Staatsanjax 
November 1867. ©. 47. 48. v. Rönne, Staatsreht, Bd. I. Abth. 1. S. 545 ff. (3. An 
18691. Bd. IT, Abth. 2. S. 528 ff. (2. Aufl. 1869. Richter, Das preuß. Staatöfsulk 
weien. Berlin 1870. Saling, Die Berliner Börfenpapiere. 3. Aufl. Berlin 1870. Naſit 
Steuern und Staatsanleihen, Ztiſchr. f. d. gel. Staatswiff. 1818. S. 1 fe Sötbeer, & 
tradptungen Über das Staatsichuldenweien in Faucher, Dierteliahreiährift Jahrg. TIL. Br. 1] 
v. Mangoldt, Kredit in Bluntfhli, Staatswörterbuch Bd. VI. ©. 51 ff. Adole. 
Wagner, Staatsfchulden in Bluntfhli Staatswörterbuh Bd. X. S. 1 f. Died. 
Das Syſtem der Staatsanleihen. Heidelberg 1855. Ernf Meier. 

Staatsfervituten (öffentlihe Servituten) find dauernde reale Beſchrn 
tungen der Ausübung der Staatshoheit eines unabhängigen Staates im Intereſſe em“ 
anderen Stanted. Die bierbet in Betracht kommenden Subjecte find zwei von amd: 
unabhängige Staaten. Berechtigtes Subject Tann freilich auch ein einzelner Menſch it. 
der aber bier nicht als Unterthan eines beftimmten Staates in Betracht kommt, font 
als ein „unter dem Schutze bes Völkerrechts ſtehendes Individuum” (Heffter). © 
Beifpiel dafür bot früher har das den Fürften Thurn und Taxis zuftehende Port 
Auf feinen Fall bedingt es das Weſen der St., daß der aus benfelben heroorgeber 
Vortheil dem berechtigten Staat unmittelbar und ausſchließlich zukommt; er kaun zunad! 
den Unterthanen deffelben zu gute kommen. Der Begriff der St. wirb nicht veränkt, 
wenn die beiden Staaten Glieder eines und deſſelben Staatenbundes oder Bundesfatt 
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find, obwohl man in diefem Falle dieſelben ſtaatsreculiche Servituten im Gegenfag zu , 
völkerrechtlichen genannt Bat. Der Gentralgewalt gegenüber können gleichfalls einzelnen . 
Bundesgliedern St. auferlegt fein. Als ſolche dürfen aber niemals Diejenigen Beſchrän⸗ 
kungen aufgefaßt werden, denen in Folge der Bundesverfaſſung ſämmtliche Bundes⸗ 
glieder unterworfen ſind, ſondern nur die beſonderen Beſchränkungen einzelner Staaten 
Beiſpiel: die Bundesfeſtungen im ehemaligen Deutſchen Bunde). Wie der Inhalt der 
Sereituten überhaupt entweder in patiendo oder non faciendo befteht, fo auch ver ber 
St. Entweder Tann der berechtigte Staat beftimmte Handlungen, welde Ausfluß ber 
Staatshoheit find, auf dem Gebiete des verpflichteten Staates vornehmen, oder der ver- 
pflichtete muß gewiſſe Acte, Die er an ſich auf Grund der Staatshoheit vornehmen dürfte, 
unterlaffen. So unterjcheivet man affirmative und negative St. Mit Niüdficht auf die 
beiden Subjecte der Servituten unterfcheidet man active und pafjive St. Activ ift die 
Servitut mit Rüdficht auf den Staat, der fie auf dem Gebiet des anderen ausüben darf; 
paſſiv mit Rückſicht auf ven, der fich diefe Ausübung gefallen laſſen muß. Es Tann aud 
zwei Staaten gegenfeitig eine Servitut derſelben Art zuftehen. Gegenftand der St. find 
Hoheitsrechte und Regalien; auch Privatrechte können es fein, jedoch immer nur in Ber- 
Bindung mit StaatShoheitörechten, niemals .für fich allein. Beiſpiele für die St. bieten 
dar da8 Etappenrecht (und umgekehrt als paffive Servitut die Erappenlaft), das echt, 
auf dem Gebiete eined fremden Staates Eifenbahnen zu bauen, Poftanftalten, Telegra⸗ 
phenlinten und Stationen zu unterhalten, das Recht, in einem anderen Territorium eine 
deftung zu haben und das Beſatzungsrecht in einzelnen Plägen deſſelben, das Bergregal 
in einem Bergpiftrict des anderen Staates; forann (als servitutes in non faciendo) 
dad Recht, die Anlage von Feſtungen oder die Aufftellung größerer Heeresmaſſen in ge=. 
wiſſen Theilen des verpflichteten Staats zu unterfagen. Das Recht, welches den Gegen- 
ftand der Serottut bilvet, muß aber dem berechtigten Staat unabhängig von der Staats- 
hoheit des verpflichteten Staates zuftehen. Auf der anderen Seite darf das dem bered- 
tigten Staate eingeräumte Recht nicht ein derartiges fein, daß dadurch Die Selbftändigfeit 
des verpflichteten völlig aufgehoben würde. Weber die Grenzen find die Schriftfteller nicht 
einig. Während Heffter es für ausreichenp erklärt, wenn der verpflichtete Stant als 
halbſouveräner beftehen Tann, iſt Klüber der Anficht, daß Hierdurch bereitS der Begriff 
der Staatsſervitut überfchritten fer. Letzterem wird man ſich anfchließen müflen. Die . 
St. entftehen durch völkerrechtlichen Vertrag, welchem jedod) die umnwordenkliche Zeit gleich- 
ſteht. Nach dem Inhalt des Bertraged richtet fich auch ber Umfang der Sersitut. Die 
Ausübung muß Hier, wie bei den Seroituten überhaupt, eiviliter geſchehen; auch darf 
Dadurch die Berfallung des verpflichteten Staates niemals verlegt werden. Die Vor: 
nahme derſelben Handlungen, welche den Inhalt der Sewitut bilden, iſt dem verpflich- 
teten Staate nicht verwehrt, e8 müßte denn Died mit dem Wefen der Servitut unverein- 
bar, oder das Gegentheil ausdrücklich vertragsmäßig feftgefett fein. Die St. gehen unter 
durch Verzicht des Berechtigten, durch den Untergang der Sachen, an denen die Aus⸗ 
übung ftattfand, Eintritt der etwaigen Rejolutiobedingung oder des Endtermins, durch 
Conſolidation, endlich dadurch, daß der Herrſcher des berechtigten oder verflichteten Terri- 
toriums Untertban des Herrichers des anderen wird. 

Außer diefen eigentlihen (vertragsmäßigen) St. fpricht man noch von natürlichen 
St. Mean verfteht darunter Beichränkungen der Staaten in der Herrſchaft über das 
Gebiet, welche aus der natürlichen Lage der Nachbarſtaaten hervorgehen, als die Noth- 
wendigfeit, das fließende Waller des Nachbarſtaates aufzunehmen, und umgelehrt das das 
eigene Gebiet durchſtrömende Waffer wieder in den Nachbarftaat berauszulafien. Allein 
in Wahrheit find dies (wie auch einige Schriftfteller anertennen) ebenfowenig Servituten, 
als die Nachbarrechte (jog. Legalferwituten) im Civilcecht. 

Die Lehre von den St. gehört in das Völkerrecht, nicht in das Staatsrecht. 

Lit.: Gönner, Entwidelung des Begriffs und ber rechtlichen Berhältniffe beutfcher 
Staat8rechtspieuftbarkeiten, - Erlangen 1400. Klüber, Deflentliches Recht des deutſchen Bırı- 
de, 88. 559—562. Zahariä, Deutfches Staats- und Bundesrecht, II. $. 240. Heffter, 
Das europäiſche Völkerrecht, $. 43. Lewis. 
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- Stammgliter, Der Ausprud wird im der Literatur in einer boppelten Ber: 
. tung gebraudyt. Im weiteren Sinne ‚heißen St. alle Diejenigen, in der Familie bereii 
pererbten, unbeweglichen Güter, bei welchen die Befugniß des Eigentbitmers zu fremilig- 
Beränferungen beichränkt ift durch die Rechte der nächften Erben überhaupt oder am 
beſtimmten Klaffe von Erben. Dieſe Einſchränkung ift eine Nachwirkung, ein im Kam 
gegen das röm. R. erhaltener Weberreft des mittelalterlihen Beiſpruchsrechts, welde 
wie neuere Forſchungen ergeben haben, bei den einzelnen Volksſtämmen weder glad;r: 
entftanden ift, noch ftetS in gleichem Umfange und mit gleihen Rechtswirkungen gegoka 
bat. Aber auch die Grundanſchauungen, aus melden das Beiſpruchsrecht zu erklären ti, 
traten allınälig in den Hintergrund; das Grundeigenthum behauptete nicht mehr die de 
litiſche und ſociale Wichtigkeit, die es im Mittelalter gehabt hatte, — die Fahrhet 
das Kapital, gewann dagegen an fteigender Bedeutung, — die Bedürfniſſe des Berkt: 
drängten zu größerer Freiheit auch in Beziehung auf Dispofitionen über Immehl 
und fo verlor fih das Beiſpruchsrecht der Erben theils ganz, theil® warb es kerake 
drückt zu einem, gegenwärtig auch ſchon mehr und mehr verſchwindenden Nähereit N 
Familiengenoffen. Nur in gewiſſer Weife erhielt es ſich, wie bemerft, bei den &: 
tm weiteren Sinne, zu welchen bie bürgerlihen Erbgüter und bie (aklim 
Stammgäter im engeren Sinne zır rechnen find. Beiden Arten gemeinſam ift, iz 
die' Güter der Familie erhalten werden follen, alfo eben die Beräußerumgsbeichränt: 
zu Gunſten der Erben, — unterſchieden find fie aber dadurch, daß dieſe Belhritr; 
bei den Erbgütern zu Gunften der Inteſtaterben ohne Unterſchied des Geſchlechts vi. 
bei den St. nur zu Gunften der Söhne, refp. der Agnaten. Es hängt t: 
zufammen mit dem weiteren Unterfchiede, daß die St. nicht wie die Erbgüter der gam 
nen Erbfolge unterliegen, fondern außfchlieglih auf männliche Erben übergehen. Tri 
ausichlieplihe Succefjionsrecht des Mannsſtammes war dem älteren Stammgutärir 
nicht eigenthümlich, es beruht auch keineswegs auf gemeinem deutſchen Recht des Kit 
alter8, fondern hat fich erft fett dem 14. Yahrh. als ein beſonderes Recht des Wi: 
entwidelt, in beffen Interefle e8 lag, wie die Lehngüter, jo auch die Allodialget 
wenigjten® die ererbten, ausſchließlich den Eöhnen zu erhalten und dadurch den Trepe 
des Namens und Wappend die Möglichkeit zu gewähren, die politifche und jocak % 
deutung der Familie aufrecht zu erhalten. Dieſes Beftreben zeigte ſich ſchon unter X 
Herrſchaft des einheimischen, äußerte ſich aber bewußter und entſchiedener feit der Kar 
tion des röm. R. Hatte früher der hohe Adel diefes Ziel dadurch zu erreichen gem. 
daß die Töchter zu einem Verzicht auf die Erbgüter beſtimmt wurden, fo wurde jet > 
ausfchließliche Erbrecht der männlichen Descendenz in Hausgefegen angeoronet, in nf: 
Tienverträgen anerfannt oder es wurde mwenigftens beſtimmt, daß bie auögefteuerten TA: 
auf die Erbgüter verzichten müßten. Ebenfo wurde e8 bei der Reicheritteriheft 
einer in deren Statuten geficherten Obfervanz, daß die Töchter bis auf den ledigen W- 
fall zu verzichten hätten. Der ländſäſſige Adel endlich fuchte die St. den Söhnen d 
durch zu erhalten, daß die Töchter zu freiwilligen Verzichten veranlaßt wurden, Kit 
ſprachen aber auch die Landesgeſetze die Ausichliegung der Weiber von der Succeſſien 
alle adeligen St. aus, und nicht felten warb derfelbe Grundſatz gewohnheitsrechilid 7 
erkannt. Bei den St. des hohen Adels und der Keichsritterfchaft beruhte 2" 
bie Ausfchliegung der Weiber auf verpflichtenden Hausgeſetzen und ſtatutariſchen geh 
jegungen, bei denen des niederen Adels aber nur zum Theil auf Yandesgejegen: ne * 
an ſoichen Landesgeſetzen oder unftreitigen Gemwohnbeitsrechten fehlte, waren Erbrerzih 
der Töchter ſchlechterdings nöthig, um dem Mannsſtamme die Erbfolge zu fihen 
dem aber die Töchter obſervanzmäßig verpflichtet wurden, einen ſolchen Verzicht zu Ik 
gelangte man dahin, dieſen Verzicht auch bei den Gütern des niedern Adels als an 
fachlich überflüffigen zu erachten: — die Ausichließung der Weiber ward zu mit lv 
allen Arten von St. geltenden Rechtsnorm. Daß deſſenungeachtet noch fehr häufig a 
drückliche Erbverzichte gefordert wurden, geſchah aus befonderen Gründen, melde Yefeker: 
Erbverträge III. 278 nachgewielen hat. 
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St. un eigentlichen Sinne find alſo ſolche Güter des hoben und niederen Adels, 
welche ausſchließlich auf männliche Erben übergeben und bei welchen ver jebesmalige 
Eigenthümer in Beziehung auf Beräußerungen beſchränkt ift durch die Rechte des nächiten 
Erben oder der Agnaten Wie weit dieſe Beſchränkungen reichen, hängt von den recht- 
Iihen Beſtimmungen ab, die überhaupt für das betreffende Gut maßgebend find: meift 
haben die Descendenten ein Revocationd-, die zur Zeit der Deräußerung lebenden Agna- 
ten ein Näberrecht an dem Gute. Nach denjelben Rechtsnormen ift auch zu beurtheilen, 
welche Arten der Beräußerungen dem Eigenthlimer geftattet find ober nicht, — ob bie 
Güter tbeilbar feien oder Imdivtdualfuccefjion ftattfinde u. a. m. 

Aus dem Vorſtehenden ergibt fich, daß das Stammgut wejentlich denfelben politischen 
und foctalen Zweden dient, welchen auch das Familienfideicommiß gewidmet iſt. In ber 
That Inüpft auch die Rechtögefchichte des letzteren an die alten St. an und fehr häufig 
find dieſe vertragsmäßig in Fideicommiſſe umgewandelt worden. Aber mwejentlidy ver: 
ſchieden find beide Rechtsinftitute do. Einmal gründet fi) die Exiftenz des Samilien- 
fideicommiſſes auf eine beſondere, ausdrüdliche Brivatdispofition, — die des Stammgutes 
dagegen auf Gejeg oder Herfommen. Bei leßterem ift Die Berechtigung des jedesmaligen 
Eigenthümers beſchränkt durch die Rechte der Söhne und etwa noch der zur Zeit Der 
Alienation lebenden Agnaten, — das Fideicommiß iſt durchaus und für alle Zeit un— 
veräußerlich: Die Rechte der Aumärter find erheblich ausgedehnter, eine Verſchuldung des 
Gutes mit der Wirkung, daß die Subftanz angegriffen werben dürfe, ift nicht geftattet, 
wogegen Dad Stammgut beim Concurſe des Eigenthümers zur Befriedigung der Gläu— 
biger verkauft werden darf. Endlich ift die Erbfolge in das Fideicommiß eine successio 
ex pacto et providentia maiorum, — die in das Stammgut aber die gemeinrecht- 
liche in das Vermögen ded legten Eigenthümerd, weshalb die Wirkungen des Exbüber- 
gangs bier andere find als dort. (Der zulegt erwähnte Unterſchied wird freilich von 
Einigen geläugnet.) 

Lit.: Ueber das Beiſpruchsrecht der Erben vgl. Sandhaas: germanift. Abhandlungen 
(1862): S. 165 igg; Zimmerle: das deutſche Stammgutsſyſtem (1857), bei. ©. 160 fag.; 
ewis: die Succelfion des Erben (18641) S.7— 70; Bernice in der kritifchen Bierteljahre- 
fhrift IX. ©. 67 — 82. Für die Gefhichte der Stammgüter, insbeſ. die Ausfchließung bes 
Erbrechts der Meiber, f. Befeler: Erbverträge III. 279 fgg.; Zimmerle ©. 263 — 77; 
Lewis: das Recht des Kamilienfiveicommifjes, ©. 23 fgg. Für das fpätere Hecht vgl. Koh- 
ler: Brivatfürftenrecht SS. 66—77; Haubold: Sächſ. Priv.R. 8. 396; Eihhorn: Priv.R. 
$. 3675 Gerber $. 82; Bluntſchli $. 67; Walter SS. 465 fgg.; Befeler $$. 175, 76. 
Franklin. 

Standgericht: eine Art der mit der Ausbildung der Militärrechtspflege nach und 
nach jeit dem 16. Jahrh. entflandenen Ausnahmegerichte für Soldaten. „Standrecht“ 
ward vielfach für Kriegsrecht gebraucht, ſoweit felbiges auf die einem Kriegsherrn unter- 
worfenen Berfonen Anwendung findet, was entweder regelmäßig gegenüber den Perſonen 
bed Soldatenftandes, oder ausnahmsweiſe gegenüber aufjtänbifchen Unteribanen oder feind- 
lichen, in befet gehaltenen Gebietötheilen weilenden Staatsangehörigen der Fall ift. 

Die Nd. (ehemals Preuß.) Militärftrafproceßordnung von 1845 unterfcheivet ($. 82) 
Kriegägerichte für die zur höheren und Standgerichte für die zur niederen Gerichtäbar- 
kit gehörenden Straffälle. Angeordnet wird das St. von dem Befehlshaber, dem die 
Beftellung des Unterſuchungsgerichts zuftand. Kriegsgericht und St. zählen im Gegenfat 
zu dem letteren zu den Spruchgerichten. Die St. beftehen aus fünf diichterklaſſen, von 
denen der Präſes eine Klaffe bildet, und aus einem Auditeur oder unterfuchungführenden 
Officier als Referenten. Ueber die Nichterflaffen und ihre nad dem Range des An- 
geihuldigten verſchiedene Zufammenfegung beftimmt $. 87 a. a. O.; über das Verfahren, 
bei welchem eine Vereidigung der Nichter nicht flattfindet, SS. 448. 452; über die Be— 
ſtätigung der Erfenntniffe, welche regelmäßig Sache des das Spruchgericht beſtellenden 
Befehlshabers ift, 8. 486. Ueber die Ausvehnung des Kriegsrechts auf Privatperfonen 
|. den Art. Belagerungszuſtand. 
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In England werben die Functionen des St. durch Courts martial andgeitbt, deren 
Einfegung auf bejondere Ermächtigung der Krone durch die vom Parlament zu beköhe 
gende Mutiny act beruht. Man unterjcheivet dort einen General court martial, ui 
nicht weniger ald 13 Dfficieren beftehend, mit der Befugniß, auf die fchwerften Etrafen 
(Zobesftrafe — Penal servitude) zu erfennen; einen District oder garrison court mar- 
tiel, mit einer Belegung von 7 DOfficieren, ohne Competenz gegen Officiere umd ob 
Befugniß, die ſchwerſten Strafen zu verhängen; ein Begimental over Detachment 
court martial, mit 5, im Nothfall 3 Officieren befegt, mit der Befugniß, auf Kine: 
und Treiheitftrafen zu erfennen. Gin Detachment general court martial für m 
Auslande ftehende Truppen kann auch über Vergehen der Truppen gegen Bewohner cms 
fremden Landes erfennen. Für die Marine gelten befondere, im Ganzen aber ähnlide 
. Beltimmungen. 

Welche Perfonen ald zum Heere gehörig anzufehen und deswegen den Kriegsgeſcter 
und St. zu unterwerfen find, richtet ſich nach der Heereverfaffung der einzeluen Staaten 
4 zunele n: Außer-der Militärfirafger. DO. Kab.O. vom 21. Sept. 1820. — 27. April 183°. 

. ec. . 
. it: Fled, Kommentar über daB Strafg.®. für das Preuß. Heer. II. Theil. 15:0. 
Ueber das daiötiee: Laurentius, Bon den Kriegsjahren der alten Deutichen. 1:55. 
Friceius, Gefchichte bes deuiſchen, insbefondere des Preuß. Kriegsrechts. 1848. — Budder. 
in Holtzendorff's Allg. deutſcher Strafrechtsz. 1870, Heft 9—11. Ueber Euglanb: nei, 
Engliiches VerwaltungsR. ©. 963. 1053. 1072. v. Holtzen dorif. 

Standſchaft. Zu ven Zeiten des Deutſchen Reichs gab es eine dreifache Staud 
ſchaft: Reichs-Standſchaft, Kreis-Standſchaft, Land-Standſchaft. 

Reichs-Standſchaft bedeutet Sitz und Stimme auf den Reichstagen. Dieick 
ſtand zu den geiſtlichen und weltlichen Fürſten (Biſchöfen, Aebten, Fürſten, Grafen m 
Herren, vorausgeſetzt, daß fie nicht ſelbſt der Herrſchaft eines anderen unterworfen waren. 
Auch den Reichsſtädten gebührte ſeit dem ſpäteren Mittelalter die Reichs-St., welche fie ınd 
Mitglieder ihres Rathes ausüben ließen. Seit dem J. R. A. von 1654 wurde m 
Erwerb der Reichs-St. außer der kaiſerlichen Verleihung und dem Befit einer veub* 
unmittelbaren Herrichaft noch vorausgeſetzt die Cooptation feitens des Kurfürſtencole 
giums, ſowie des Collegiums und der Bank, in welche ber Betreffende aufgenommen 
werben ſollte. Die Reichs-St. fest eine dingliche Unterlage, reichdunmittelbaren Yankr- 
befig voraus. Die Folge davon war, daß bei einer Theilung des Territoriums ala 
Theilbabern zufammen nur Eine Stimme zuftand, der Inhaber mehrerer Teritra 
Dagegen auch mehrere Stimmen führte. Doch galt dieſes Princip nur in den legten YJeıcı 
bes Reichs; bis in das 17. Jahrh. hinein hatte der entgegengefegte Grundſatz gegolte 
waren die Stimmen perſönlich. Die Reichs-St. ging unter durch Reichsacht; dırd 
Mediatifirung (Unterwerfung unter einen Mitſtand), wennſchon einige Familien tt 
der Mediatifirung fih im Beſitz der Reichs-St. behaupteten; durch Verluft des Tem 


viums, auf welchen bie Reichs-St. rubte. Auf den Ermerber eines folden Territerium 


ging an und für fid) die Reichs-St. nicht über. 

Unter Kreis-Standſchaft verfteht man Sit und Stimme auf den Sreidtagn, 
den Berfammlungen der Territorialherren innerhalb der einzelnen Kreiſe, in welche Das Deurttx 
Reich feit dem Jahre 1500 getheilt war. Die Competenz der Kreistage, melde anfart 
lich die Bolizei zu handhaben und die Erfenntniffe der Reichsgerichte zu vollftreden hatte, 
wurde fpäter auch auf andere gemeinfame Angelegenheiten ausgedehnt. Die Kraßzi 
ftand den Neichöftinden zu, doch konnten auch die Inhaber reichdunmittelbarer Hew 
ſchaften, die nicht zugleich Reichs-St. beſaßen, unter die Kreisftände aufgenommen wert. 

Land-Standſchaft bezeichnet Sitz und Stimme auf den Landtagen der ein 
Zerritorien. Diefelbe gebührte den bevorrechteten Ständen , bie einzeln korporativ organ 
waren, und alle zufammen wieder eine Corporation (die Landichaft) bildeten „und je a 
ein Ganzes dem Landesherrn gegenübertraten und Antheil an ber Landesregierung be 
anfpruchten und erhielten. Diele Stände (Randflände) find regelmäßig drei: die Pralatı 
Ritter und Städte, von denen Die letzteren ihr Recht, wie die Reichsſtädte durd Mi 
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glieder ihres Rathes ausübten. Nur ſehr vereinzelt hatte auch der Bauernſtand Land⸗ 
St. erlangt. Dagegen gebührte überall, wo es einen landſäſſigen Herrenſtand gab, 
Diefem die Land-St., wennſchon derſelbe zuweilen mit den Prälaten zuſammen Eine 
Gurte des Landtags bildete. Die Land-St. gewährte nicht überall die gleichen Rechte; 
wielmehr war ber Umfang dieſer letzteren in den verſchiedenen Zerritorien und zu ben 
verſchiedenen Zeiten ein ſehr verſchiedener. Dem es berubten biefelben auf beſonderen 
Privilegien, welche die Stände bei Gelegenheit der Bewilligung neuer Steuern vom Lan- 
desherm ſich ansgewirft hatten. Ueberall ftand ‘den Ständen, fo lange ihre Kraft noch 
nicht gebrochen, das Steuerbewilligungsreht zu, und in gleicher Weile durften Landes 
gefete ohne ihre Mitwirkung nicht erlaffen werden. An umd fire ſich vertreten die Land⸗ 
fände — und darin befteht der Hauptunterſchied der ftändifchen Berfafiung von ber Re⸗ 
präfentativverfaffung — blos ihre eigenen Intereflen, und nicht die des ganzen Rande ; 
und nur mittelbar nehmen fie auch die Intereſſen der gefammten Bevölkerung wahr. 
Dies erflärt ſich daraus, daß die St. kraft eigenen Rechts, und nicht auf Grund eines 
Mandate der Bevölkerung zufteht. 

Die Reichs-St. und die Kreis-St. find mit dem Untergange des Deutſchen Reichs 
verſchwunden. Auch in der Verfaſſung der einzelnen deutſchen Staaten bat, von ein 
paar Ueberreften abgejehen, das ftändtfche Princip dem Repräſentativſyſtem weichen müſſen. 
Dagegen ift daffelbe, wenngleich mobificirt, geltend geblieben in der Organtfation ber 
preußiſchen und fächfiihen Provinzial, Communal- und Kreisverbände, welchen bie 
Wahrnehmung der inneren Angelegenheiten der betr. Diftricte unter ftaatlicher Aufficht 
obliegt, zuweilen (nie den Provinziallandtagen der acht alten preußifchen Provinzen) ein 
Recht der Vernehmlaſſung bei der den Diftriet berührenden Staatögefeßgebung zufteht, 
und auch (mie den preußiſchen Kreisftänden) die Befugniß, die von dem Diftrict aufzu- 
bringenden Staatspräftationen unter die Eingefeffenen zu vepartiren. Zur Theilnahme 
an den Ständeverfammlungen find in Preußen außer den genannten Ständen auch die 
nicht zum Ritterftande gehörigen länblichen Befiger berechtigt, dagegen ift der Prälaten- 
ftand (abgejehen von den Domcapiteln zu Brandenburg, Merjeburg und Naumburg, 
deren Natur aber jegt vollftändig verändert ift) fortgefallen. Auf den Brovinzial= und 
meift auch auf den Communallandtagen werden die ſaͤmmtlichen Stände, mit Ausnahme 
gewiſſer fürftlicher und gräflicher Familien, deren Häupter perfönlich erſcheinen und Biril- 
ſtimmen haben, durch Abgeordnete vertreten, während auf den Kreistagen auch die Ritter- 
gutsbefiger in Berjon die St. ausüben. 

Lit: v. Campe, Die Lehre von den Landſtäuden nad allg. deutſchen Staatsrechte, Lemgo 
a. Detm. 1864. Gierke, Das deutſche Genofienfchaftsrecht, I. (Berl. 1868) ©. 534—581 u. 
S. 822. Zupfl, Grundſ. des gem. beutfchen Staatsrechts (5. Aufl.), 1.88.90 —92. II. 88. 325 
— 328. v.Rönne, Das Staatsrecht ver premßifchen Monarchie (3. Aufl.), I, 2. ss 112 184. 

ewis. 

Stapelrecht (droit d'étape), ein Privileg, welches darauf abzielte, die Entwicke— 
lung des Handels an einem beſtimmten Orte zu begünſtigen. Diejenigen, die Waaren 
in eine Stadt einführten, mußten dieſelben entweder innerhalb der Stadt eine Zeit lang 
feil halten oder ſie waren verpflichtet, daſelbſt umzuladen und den weiteren Transport 
mit ſtädtiſchem Geſchirr zu bewirken (Stationsrecht, Umſchlagsrecht, droit de reläche 
foreée). In umfaſſenderem Sinne rechnete man zu dem St. auch das Einlagerrecht 
ſowie die dem Inhaber einer Stadtwage oder eines ſtädtiſchen Krahns eingeräumte Be⸗— 
fugniß, zur Benutzung derſelben zu zwingen. Gegenwärtig ſind alle dieſe Privilegien 
den Principien der Gewerbefreiheit und der gewerblichen Freizügigkeit gewichen und fie 
haben demnach nur noch hiſtoriſches Intereſſe. 

Lit.: Eichhorn, Deutfhe Rechtsgeſch, Bd. II. 8. 312; Deutſches Priv... $. 388; 
Befeler, Deutſches Priv.R. S. 909 und die daf. Angeff. Behrend 


Steckbriefe (litterae patentes arrestatoriae) nennt man im Strafproceß offene, 
an Gerichte und Polizeibehörden allgemein gerichtete Hülfsſchreiben, einen flüchtigen Be⸗ 
ſchuldigten im Betretungsfalle verhaften und an das erjuchende Gericht, bzw. die fonft 
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enannte Behörde außliefern zu wollen. Dem St. wird das fog. Signalement beige 
gt, in welchen die Zeichen angegeben find, an welchen die Perſonlichkeit des Verfolgten 
erfannt werben Tann. ALS Aufforderungen, die Verhaftung zu vollziehen, find Sı. u 
die gleichen Borausfegungen gebunden, wie Haftbefehle, tbeilen auch mit ihnen durdma 
dieſelben Exfordemiffe, jo infonverbeit die Nothwenbigfeit der Angabe des ſchuldgegebener 
Bergehend. Die regelmäßig mit ihnen verbundene öffentliche Bekanntmachung enthilı. 
wofern der Verfolgte nicht ſchuldig befunden werden jollte, eine Benachtheiligung ſein 
Ehre; eben darum gelten St. fir ein fubfiviäres Eiftirungsmittel, das nur da zur %: 
wendung kommen fol, wo gelindere ihren Zweck verfehlen würden. — Die Theorie 
Gefetzgebung des Inquiſitionsproceſſes und die Gefetgebung des Anklageprocefles T#- 
riren in ihren Beſtimmungen über St. nicht; letztere find als foldhe jedoch Dem ı 
d’instr. fremd. 
Zuellen: Preuß. Crim.O. v. 1805 8. 239 fi. Str. Pre.O. v. 1867 8. 132 #. - 
ee un. v. Thüringen A. 114. Hannover 88 89.96. Sadfen A. 145. 2 
en 2. 2. 
fit: Quiftorp, Grdſtze $. 827. Zachariä, Str.Pre. II. 8. 88. Höchſter, Kran 
Str.Berf. 8. 79 Not. b. Oppenbof, Preuß. Berk. $7n4 Liman u. Schwar! 
Str.Pre. ©. 51n. Il. Löwe, Str.Bre. 8. 51. . 8. Wieding. 
Stellgeihäft. Das St., aud Schluß auf Geben und Nehmen, Stellage genanr, 
iſt ein Prämiengeſchäft, bei welchem der Prämiengeber (ver „Wähler”) am Stichtage d 
Wahl hat, ob er ein beftimmtes Lieferungsgeſchäft als Tiefernder oder als beziehender The! 
abgefchloffen und erfüllt willen wolle, mit andern Worten das Recht hat, nad kix: 
Wahl, welhe er an einem beftimmten Zeitpunfte oder innerhalb einer feitgelegten mi 
treffen muß, die behandelte Waare (meiſtens Effecten) dem Prämiennehiner („Steller“ se 
nannt) zu liefern oder fie von dieſem zu beziehen. (Ueber den Begriff „Trämiengeihit' 
j. unter diefem Worte) Bom zweifhneidigen PBrämiengefhäft unteridr 
fih das St. dadurch, daß die Wahl des abfoluten Nichtwollend bet dem St. ausgeihlekt 


tft; da bei Diefem demnach jedenfalls eine Erfüllung des je nad Entfcheidung des Fir | 


ler8 im St. abzufchließenden Vertrages einzutreten hat, wird die Prämie zweckmäßig ır 
gewöhnlich” in der Vereinbarung von zwei verfchiedenen Kaufpreifen ausgedrüdt , er. 
niedrigeren für den al, daß der Wähler wählt zu liefern, und eines höheren fir dr. 
Tall, daß fich diefer liefern läßt. Da Hierbei die Prämie nicht felbftändig fichtbar ze! 
in den Schlußbriefen nicht befonder8 genannt wird, fehen Mande im St. fein Pramt:: 
geſchäft; ſo Nebenius, Bender; daß hierbei das innere Weſen des Et. überichr 
und verfannt wird, beinerft Dagegen mit Recht Thöl (H.R. S. 96 Note 3). Beitittr 
ift, welche Rechtsfolge eintritt, wern der Wähler keine oder feine rechtzeitige Mahl trit:: 
Böhmer, Bender, Fadenburg und Endemann behaupten, alsdann gehe tz 
Wahlrecht auf den Steller über, eine Anſicht, deren Unhaltbarkeit und Willfürkät:: 
von Gad und ausführliger von Gareis nachgemiefen ift. Der Steller kann vielmt: 
vom nichtwählenden Wahlberechtigten lediglich das pofitive Bertragsintereffe wegen Fir 
legung des im Wblchluffe des St. entftandenen pactum de contrahendo fordern, da 
aber der Berechnung dieſes Interefjes nicht, wie Gad annimmt, die ihm, dem Stelle, 
günftigere Conjunctur zu Grunde legen, fondern muß davon ausgehen, daß der Wühle. 
wenn er gewählt hätte, jedenfall nah Maßgabe der ihm und mit dem Steller air 
ftigeren Conjunctur gewählt haben würde. Died folgt aus der feftftehenden Natur un 
Intention des St.; hierüber Gareis am unten angegebenen Orte ©. 162 — 167 m 
die dort cit. Lit. Theilweiſen Bezug oder theilweiſe Selbftlieferung der Effecten darf der 
Wähler nicht wählen; |. Bender und Thöl, anderer Anſicht ft Böhmer. 

Lit.: Nebenins, „Der öffentliche Credit”, II. Aufl. Karlsr. 1829, ©. 564. Böhmer 
im Archiv für civil. Praxis Bd. IX. 1826. ©. 415 fig. Bender, Berkehr mit Staatspur: 
ren, II. Aufl. Gött. 1830 8. 84 ©. 4107 fly. Thöl, Berfehr mit Staatspapieren (Göttiucen 
1835) 88 45. 46. HR. (IV. Aufl. Gött. 1862) 8. 96 S. 545 fig. Ladenburg ia Cole“ 
Ihmidt’8 Zeitfchr. f. d. gef. H.R. Bd. IIL ©. 433 fig. Gad, Hanth. des allg. 2.9.8 
(Berl. 1863) ©. 255 —56. Endemann, HR. (Heidelb. 1565) ©. 601 —602 und Bare:i 


in Siebenhaar's Ardiv für D W.- u. H.R. Bd. XVIIT. 1869. Heft I. ©. 134. 19-168 
Gareis. 





Stellvertretung im Strafverfahren — Stellbertretungstoften. 501 


Stellvertretung im Strafverfahren regelt fih für die Staatsanwaltſchaft 
nach den beftehenden organifatorifchen Vorſchriften: territoriale Abgrenzung der Befug⸗ 
niſſe Gleichſtehender ohne PVertretungsbefugnig außer bei Grenzüberichreitung zum Zweck 
unverzüglicher Berfolgung von Flüchtigen oder verwiſchbaren Spuren und bet andern brin- 
genden Gründen; dagegen Zuläffigfeit der Anordnung von Vertretung durd Die vorge 
ſetzte Behörde (Oberftantsanwaltfchaft — Juſtizminiſter) innerhalb ihrer territorialen und 
disciplinariſchen Zuftändigkeit. Fir den Behinderungsfall des Staatsanwalts werden in 
verichtedenen Departements Altpreußens Mitglieder des Untergericht8 ein= für allemal — 
anderwärts nur ad hoc — als Bertreter beftellt — hauptſächlich zur Erledigung un= 
aufichiebbarer Geſchafte (Beranlaffung von Leichenfhau, Section, Haftnahme polizeilich 
deftgenommener u. dgl. m.). Wechſel der Thätigleit durch fucceffives Auftreten gleichbe- 
rehtigter Beamten der Staatdanwaltichaft fällt nicht unter den Beariff der Stellvertre- 
tung; vielmehr ftellen dieſelben nur Einen Vertreter einer einheitlichen Behörde (durch 
wechſelnde Organe) dar. — Der Brivatanfläger, der Mohärent darf fich vertreten laffen 
nah den für den Civilproceß geltenden Regeln der ihn zulaffenden Particulargefege. — 
Der Ungeflagte dagegen darf fich ver Regel nach nicht vertreten laſſen. Selbft für ben 
accuſatoriſch geftalteten Criminalproceß wird dies aus der Unabtretbarkeit der Verthei⸗ 
digung als eines höchſt perfönlihen Rechtes gefolgert. Alleın es hängt wohl mit der 
jedes Strafverfahren beberrichenden Nothwendigkeit zufammen, für Reinheit der Erfennt- 
nigquellen zu forgen. Will der Angeflagte zur Aufflärung beitragen, jo muß er jelbft 
kommen; denn der Kreis der thatſächlichen Erörterungen läßt ſich nicht im voraus ab- 
ſchließen. Je einfacher der Thatbeftand und die Beweislage, deſto eher kann allerdings 
darauf gerechnet werben, daß ein Vertreter Hinlänglih vom Angeklagten informirt werben 
könne, um ohne Gefährbung deſſelben und ohne betrügliche Verwirrung zur Sache ſich 
äußern zu können. Darum geftatten die Geſetze die Vertretung bed nicht ericheinenden 
Angeklagten als Ausnahme für gewiſſe Ieichtere Fälle, fonft felbft zur Ausführung des 
Rechtspunktes nicht, da derſelbe nothwendig auf Thatfragen und beren etwaige meitere 
Erörterungen zurüdführ. So ift die Berrretung in Preußen zuläffig in Unterjuchungen 
wegen Webertretungen und folder Vergehen, melde nur mit Geidbuße bedroht find — 
auch beim Verfahren wegen Vernichtung eines in Beichlag genommenen Preßerzeugniffes. 
So für die erfte Inftanz. Anders für bie zweite und britte Inſtanz, für welche Ber- 
tretung mitteljt Bevollmächtigung ftattbaft, doch bei der Testen in Beſchränkung auf bie 
Rechtsanwälte des Obertribunals, bei der zweiten auf die zur „Bertheidigung‘ berechtigten 
Perfonen, während in ver erften auch großjährige Männer auftreten dürfen, welche nach 
den Gefegen vermuthete Vollmacht haben. ‘Dem Gericht verbleibt die Befugniß, das per⸗ 
\önlihe Erfcheinen des Bertretenen anzuordnen. Im anderen, auch neueren Criminalpro 
ceßgeſetzen iſt die Erſcheinungspflicht weiter ausgedehnt. Ueberall ift für die Vorunter⸗ 
ſuchung von Vertretung feine Rede, ſondern nur für die Hauptverhandlungen und bie 
hierfür etwa in Betracht fallenden vorbereitenden Schriftfäge (Beſchwerde⸗-, Nedhtfer- 
tigungs = Schriften). 

Gfgb.: Atpreußen: Berorbn. v. 3. San. 1819 88. 2. 134. 145. 147. Gef. v. 3. Mai 
1952 4. 20. 23. Neue Brov.: Verordn. v. 25. Juni 1867 86. 31 f. 213 f. 384. 395. 494. 


503. C. d’instr. crim. a. 152. 185. 468. Str.Pre.Oronn. Lübed (1862) 88. 125 — 129. 
Igden (1864) 88. 44 f. 222. 253. 308. 319 f. Würtemberg (1868) U. 28f. 205 f. 282. 
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tit.: Zaharid, Handb. d. beutfhen Str.Bre. (1968) 8. 108. Shap 
aper. 
Stellvertretungskoſten. Die Frage, ob ein Staatsbeamter die Koften fir 
feine Steflvertretung in dem von ihm verwalteten Amte dann zu zahlen habe, wenn er 
zum Mitglieve des Landtags gewählt worden und durch feine Thätigfeit als Solches an 
der Berwaltung feines Amtes gehindert ift, iſt in neuerer Zeit, befonbers in Preußen, 
mehrfach Anlaß von politifhen und juriftiichen Streitigkeiten gewefen. Die einfache Be 
rufung auf die Natur ver Thätigkeit eines Abgeordneten genägt nicht, um die Beamten 
von der Zahlung der St. frei zu fprechen; denn die Behauptung, die Annahme "einer Ab⸗ 
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geordnetenwahl ſei die Ableiſtung einer öffentlihen oder ſtaatsbürgerlichen Pflicht um 
dürfe deshalb nicht mit pecuntären Nachtheilen verbunden fein, trifft einmal deshalb nice 
zu, weil auch nicht der geringfte Zwang zu der Annahme einer Wahl zum Abgeorvuem 
vorliegt, vielmehr die Uebernahme der Thätigfeit und Pflicht eines Abgeordneten an 
Schließlich, dem freien Ermeffen des Gewählten überlafien ift. Dann aber ſchiltzt der Staat 
überhaupt feinen Abgeordneten gegen den pecuntären Nachtbeil, welcher ihm aus der X: 
nahme ver Wahl und feiner Tbeilnohme an den Iandfländifchen Verhandlungen ermäclt: 
es Tann alfo aud der Geſichtspunkt nicht als richtig bezeichnet werden, nach weldem die 
Ableiſtung einer öffentlichen Pflicht mit keinem Bermögensichaden verbunden fein bürk. 
Eine richtige Begründung der Freiheit gewählter Staatsbeamten von Zahlung de 
St. kann nur dann gefunden werben, wenn man, wie in&bejondere auch v. Rönnethr. 
von dem in vielen deutſchen Berfaflungen zum Schuge ver paſſiven Wahlfähigkeit ve 
Staatsbeamten aufgeftellten Sate ausgeht, daß ein Staatsbeainter zum Eintritte m die 
Kammer keinen Urlaub nöthig habe (Preußen, Coburg- Gotha, No. Bundesverfaflm . 
bzw. daß ihm der Urlaub nicht (Baiern) oder doch nur aus erheblichen, dem Yandtax 
mitzutheilenden (Sachſen, Altenburg, Braunfchweig u. a.) oder von biefem zu genehmigen 
den Grunden (Oldenburg) verweigert werden dürfe. Der juriſtiſche Kern dieſer Per 
faffungsbeftimmung kann nämlich nur der fein, daß mit der Annahme der Wahl da 
gewählte Staatsbeamte auf Grund des Gefeted von der Benwaltung feines Amtes di 
yenfirt, beurlaubt fein ſolle. Wie nun aber feine Gehaltsverfürzung zum Zwece der 
Beitreitung der St. dann ftattfindet, wenn der Beamte, gleihviel aus welcher Uri, 


von feiner vorgeſetzten Behörde einen unbedingten Urlaub erhält, jo kann auch ein Ab 


vom Gehalte dann nicht ftattfinden, wenn das Geſetz den Beamten im Falle ver Kat: 
zum Abgeordneten entweder unmittelbar beurlaubt oder ihm den Urlaub ausdrücllich zu 
fihert, wenn er um benfelben bei der vorgelegten Vehörde einfommt. 

Sp ift es dem auch als die Ruckkehr zu der richtigen Behandlung der Frage ; 
bezeichnen, wenn die preußische Regierung feit 1869 die Zahlung der St. wieder auf de 
Staatstaffe übernommen hat, nachdem fie jeit 1863 den gewählten Beamten bie betrefier: 
den Gelber von ihrem Gehalte abgezogen hatte. 


Hinfihtlih des Nd. Reichstages muß trog der Urlaubsfreiheit der Beamten ti | 


Zahlungspfliht der Lesteren angenommen werben: ber Neichötag hat nämlich ſelbſt x 
Antrag auf die Uebernahme der St. durch die Staatskaſſe verworfen, nachdem der Yin: 
desrath erflärt hatte, daß er ſich zu diefer Sonceffion nicht berbeilafien werde. Damt 
aber ift feftgeftellt, daß weder Reichstag noch Bundesrath die Freiheit ven der Yahlım 
der St. als eine Conſequenz aus der Urlaubsfreiheit der Beamten anfehen, fondern Me 


Uebernahme der St. durch die gewählten Beamten ald die Bedingung beiradten, mw | 


welcher der Genuß der Urlaubsfreibeit abhängt. 


Lit.: H. 9. Zahariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. I. ©. bit 
Note 14. H. Zöpfl, Grundfäge des gem. deutſchen Staatsrechts, 5. Aufl. Bd. II. 88. 3. 
355. Thudichum, Verfaſſungsrecht des Nd. Bundes, S. 154. 155. Insbeſondere v. Rönzt, 
Staatörecht der preuß. Monardie, 3. Aufl. Bb. I. Abth. 2. ©. 375 ff. 

5. Brockhaus. 


Stempelgefetgebung. Die preuß. Stempelgefeßgebung beruht noch Heute ir 
Wefentlichen auf dem Gefege wegen der Stempelfteuer vom 7. März 1822, und auf dem die 
ſem Gelege beigefügten alphabetifch geordneten Tarife. Dieſe Geſetzgebung erftredt ſich u! 
alle Arten von Abgaben, welche in der Form des Stempeld erhoben und quittirt werden 
einerlei ob es fich dabei um fehriftliche Aufzeichnungen handelt, welche den Zweck haba. 
die Thätigfeit der Staatsbehörde Direct oder indirect anzurufen, oder ob unter der Fem 
ber Stempelfteuer eine andere Steuer fich verbirgt, wie beim Spielfarten-, Zeitung: 
Erbſchaftsſtempel. Doch bat viele Geſetzgebung in einzelnen Beziehungen Aenderungo 
erfahren. Insbeſondere ift gegemvärtig fir die Erhebung der Stempeljteuer von Jr 
tungen, Zeitjchriften und Angeigeblättem das Geſetz vom 29. Juni 1861 mahghat: 
dem das Geſetz, betr. die Stempelſteuer von ausländiſchen Zeitungen, Zeitſchriften m 
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Anzeigeblättern vom 26. Sept. 1862 ergänzend Hinzutritt. Auch kann gegenwärtig. auf 
Grund des Geſetzes nom 2. Sept. 1862 die Berwendung von Stempelbogen durch die 
Befeftigung von Stenpelmarfen auf den ftempelpflichtigen Schriftftüden erſetzt werben. 
Das Geſetz vom 28. Decbr. 1868 bat die Denunctantenantbeile aufgehoben. Endlich 
iſt durch Das Nd. Bundesgeſetz vom 10. Juni 1869 die Wechjelftenpelfteuer, unter mehr- 
facher Aenderung der bisherigen preußifchen Beftimmungen zu einer Bundeöfteuer erhoben 
worden. Der Anja und die Erhebung der Gerichtskoſten erfolgt nach dem Geſetze vom 
10. Mat 1851, die Form des Stempels kommt dabei nicht zur Anwendung. 

Diele altpreußifche Gejetgebung iſt auf Die neuen Landestheile nicht einfach über- 
tragen worden. Sunächft wurde durch vier Verordnungen vom 4. und 5. Juli 1867 
die Erhebung der Stempelfteuer von Spiellarten, die Erbebung der Zeitungsftempelftener, 
die Entrichtung der Stempelfteuer won Kalendern und die Erhebung der Erbichaftsahgabe 
geregelt. Das Jonftige Steinpelmejen, insbeſondere die Erhebung des Urkundenſtempels. 
wurde fir Hannover, Kurheſſen, Naffau und die baierifchen Gebietstheile durch die Ber- 
ordmmg vom 19. Juli 1867 unter Aufrechthaltung der bisherigen Landesgeſetze in wei= 
tem Umfange, und erſt durch die Gefege vom 5. März 1868 für Heſſen-Naſſau (mit 
Ausnahme von Frankfurt a. / M.) und vom 24. Febr. 1869 für Hannover nad durch⸗ 
weg neuen Grundfäten geregelt. ‘Die Normirung der Stempelfteuer für Schleswig - Hol- 
ftein erfolgte dur die Verordnung vom 7. Aug. 1867, für die. Großherzoglich und 
Landgräffich heifiichen Gebtetstheile Durch den Erlaß vom 14. Auguft 1867, für Frank⸗ 
furt a. /M. durch die Verordnung vom 15. Auguſt 1867. ’ 

Lit: 3. ©. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern mit befonderer Rüdficht auf den 
preuß. Staat, Berl. 1840, ©. 417 — 450. Rau, Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft, 3.. Aufl. 
88. 227—2416. Faucher, Staats- und Communalbubgets, in Fauchers Zeitſchr. f. Volks⸗ 
wirthſchaft, Jahrg. J. Bd. II. ©. 42 fi. Alerander Meyer, Ueber Stempelfteuern, in 
Faucher's Zeitſchr. f. Volkswirthſchaft, Jahrg. II. Bb. II. S. 51 fl. Ezoernig, Die Ab- 
gaben von den Vebertragungen unbeweglichen Eigenthums in Defterreih, Frankreich, Preußen, 
England, Rußland, Baiern und der Schweiz, Trieft 1869. Schmidt, Comm. zu ben preuß. 
Stempelgefegen, 2 Bde. 2. Aufl. 1855 — 1859. Hoyer, Die preuß. Stempelgeiebgebung für 
die alten und neuen Landestheile, Berl. 1869. Literatur Über das Finanzweſen des preuß. 
Staats geiheft zum Staatsanzeiger, November 1867 ©. 43 f. Ueber Erbſchaftsſtempel: 
G. A. Nähuys, De belasting op de erfopvolging. Utrecht 1869. Erna Mei 

rnft Meier. 


Stenerverweigerung. Die Steuerwerweigerung, — vielleicht die beftrittenfte 
Trage des conftitutionellen Siaatsrechts nächſt der Minifternerantwortlichtett, — fett eine 
Kette von Borfragen voraus, auf deren Verſchiedenheit aller Streit beruht. 

Es gab eine Zeit, in welcher die germaniſche Vollksanſchauung fi alle Beftenerung 
nur als ein Berhältniß von Herren ımb Diener, nicht als ein Recht der Obrigfeit gegen 
den freien Dann zu denken vermochte. Auch nach den Eroberungen hielt der Germane 
den Gedanfen der fremilligen Gabe (donum) an jene Häuptlinge feft: die Eroberung 
ſelbſt ſchuf aber maſſenhaft grundherrſchaftliche Verhältniſſe, und damit ein wachiendes 
Einkommen für den im Königthum aufwachſenden Staat. Sollte dieſer Staat weiter 
wachſen, ſo bedurfte es einer Ausdehnung des Herrſchaftsverhältniſſes. 

Die wirthſchaftliche Fortentwickelung und das Bedürfniß des Kriegsdienſtes führen 
eben deshalb im Mittelalter zu einer fortſchreitenden Verdinglichung aller öffent⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſe, mit einer unabfehbaren Reihe von perſönlichen, Natural = ımd Geld⸗ 
leiftungen. Der Unterfchied von Freiheit und Unfretheit findet feinen Schwerpunkt nur 
noch im Unterſchied vom gemeflenen und ungemefjenen Dienfl. Das Lehnsweſen 
gibt dem Oberherrn einen gemeffenen Anſpruch auf Hilfsgelder und unterwirft die nicht 
kriegspflichtigen Klaſſen einer mit den Hülfsgelvern parallel gehenden Schatzung (tallagia 
tailles). Allein das Lehnsweſen findet feine Grenze in Kirche und Städten. Es ver- 
mag nicht den ganzen Staat in ein Verhältniß von Herrichaft und Dienft aufzulöfen, 
läßt vielmehr ſtändiſche Gruppen neben ſich ſtehen, melde ihre ftantlichen Functionen im 
eigener Weile erfüllen. Die praltifhe Nothwendigfeit einer Einung führt diefe Gruppen 
zu den Reichs- und Landftänden zuſammen, welde unter dem Reichs⸗ und Lan— 
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desoberhaupt in einer noch loderen Berbindung unter fi für einzelne Staatszwece fh 
vereinbaren. In Deutichland entmwidelt fich daraus der Grundgebanfe, Daß der Landes 
berr die Landesregierung und Landesausgaben aus feinem Beſitz beitreitet, Die Stänte 
aber ihre eigenen Beiträge — dem Urfprung nach frenillige, durch Herlommen, Berem: 
barımg und Reeichsgeſetz auch nothwendige und fortlaufende Beiträge — zu leiften babı: 
unter eigener Bermaltung. 

Seit den Zeiten der Reformation führt die nothwendige Einheit des Stante 
und feiner Bedürfniſſe zu einer fortichreitenden Gleichheit de Maßſtabes Der Laſten 
welche ihr Hinderniß aber in ven feierlich zugeficherten „Freiheiten“ der Landſtände findet. 
Das Tandftändifche Vereinbarungsprinctp führte confequent zu einer Häufung der Staate 
Yaften auf die nichtwertretenen Stände, in erfter Linte auf das Bauerthum, in zweiter af 
die ſchwach vertretenen Städte. Unter Beifeitfchrebung ver Stände bemächtigt fich daher 
das Iandesherrlihe Verordnungsrecht der indirecien Steuern, allmälıg auch Der directen. 
Für jene entwidelt ſchon das 18. Jahrh. eine zufammenhängende Steuergefetgebun;, 
Für die directen Steuern gelangt das 19. Jahrh. zu einer außgleihendern Regelm;, 
welche das Bewußtſein gleicher Pflichten, gleicher Rechte und Intereſſen zurüdführt, um 
damit ein Repräfentatiofgften in verjüngter Geftalt auf dem Boden der Rechtsgleid— 
beit erzeugt. Gleichzeitig mit dieſer Intereſſenforderung fehrt der Anſpruch der Crkl: 
ſchaft auf die Mitbefchliefung der Geſetze und die unverjährbaren Freiheitsrechte für 
Perfonen und Vermögen zuräd. 

Dieſe Neubildung konnte ihr Vorbild nicht in der altſtändiſchen Geſellſchaft m) 
ihren Sonderrechten finden. Site fand in Europa nur ein entwidelted Borbild in Enz 
land, wo die normanniſche Eroberung zu einer gleichmäßigen Bertheilung der Stanz 
laſten geführt und aus der gleichen Steuerlaft das gleiche Steuerinterefle, aus dem Steuer: - 
interefle die Parlamentöverfaflung des 14. Jahrh. gebildet Hatte. In der Sturm- mi 
Drangperiode der franzöfifhen Revolution ergriff die Gefellihaft aus dieſen 
Staatöwelen den ‘ihr homogenen Gedanten, 

daß alle Einnahmen und alle Ausgaben des Staats von Jahr ın 

Jahr von einer gewählten Bolfsvertretung frei zu bemwilligen 

oder zu verfagen feien. ‘ 

Es iſt einleuchtend, daß durch dies Necht die Geſellſchaft in ihrer augenbliclihen Gerlal: 
unmittelbar Herrin der Staatögewalt wird, die Heute in jedem Organ und jeber Be 
wegung auf Gelomittel angewiefen if. Es ift Died in dem Maße einleudhtend, tet 
eine der eigenen Staatsthätigkeit entfremdete Gejelihaft naturgemäß dieſen Gedanken zu 
erft in fih aufnimmt, und jede erfte Beichäftigung mit Politik alle übrigen Elemente ver 
Parlamentsverfaffung daneben als ſecundair anſieht. Auch in Deutſchland gl 
länger als ein Mienjchenalter jener Sat als das Grundprincip der „conflttutionellar" 
Verfaſſung, als die notoriſche Eſſenz der „comftitutionellen” Regierung. Allen richtig ıf 
von dieſer angeblich conftitutionellen Maxime nur die logiſche Seite: daß jedes Hecht der 
Steuerbewilligung auch das Recht der Verweigerung in ſich trägt, und daß jede Neid 
pfligt zu einer Bewilligung einen Wiverfpruch enthält, der fich nur durch theologiid- 
juridiſche Sophiftit verdeden läßt. Das Unrichtige in jenem angeblichen Brincip iſt ale 
feine behauptete Allgemeinheit. Ein Bewilligungsredt für alle Einnahmen und Ans 
gaben ded Staats hat in jener Parlamentöverfaflung niemals beftanden, fordern nur rn 
echt auf Bewilligung neuer Einnahmen und neuer Ausgaben, welches auch in der 
abnormfien Ausvehnung nach zwei Revolutionen noch heute nur den bewegliden 
Theil des Staatshaushalts umfaßt. 

Die im 14. Jahrh. emtwidelte Steuerbewilligung der Parlamente bezog ſich nur 
auf die „extraordinary revenue“. Die laufenden Ausgaben der Staatsregierung wardı 
noch gedeckt durch eine erbliche Revenue der Krone, ergänzt durch gewiſſe dem Nönig al 
Lebenszeit bemilligten Zölle. Die „Subjidien” des Barlaments dienten nur zur Dedum 
von Kriegstoften und außerorbentlicden Bedurfniſſen, welde nur felten von fahr w 
Jahr, in ruhiger Zeit oft erft nach Langen Zwifchenräumen, auftraten. Es ya nd 
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feine laufende Barlamentscontrolle ber Ausgaben, noch kein parlamentariſches Budget 
Die Verwendung der Staatsgelder blieb auch nach dem Bürgerkrieg lediglich Sache der 
Staatsverwaltung. Erſt die Mißbräuche dieſer Verwaltung führen gegen Ende des 
17. Jahrh. zu den ſog. „Appropriationsclauſeln“, durch welche das Parlament die Ver⸗ 
wendung der von ibm bewilligten Gelder zu beichränten und zu rontrolliren beginnt. Es 
entwidelt ſich daraus eine zufammenhängende Berathung zwiſchen der Staatöregierung 
und den Parlament, zuerft über die Staatsausgaben, dann über die Dedungsmittel, 
welche fih im 18. Jahrh. zu dem Begriff des „Budget“ geftalte. Auch Died neuere 
Budgetrecht nimmt 1) für die Staatsausgaben feinen Ausgang nur von den neuen 
Ausgaben. Freilich traten die neuen Ausgaben fofort maſſenhaft ein, da man die Koften 
bes Heeres und der Marine nach Vertreibung der Stuarts dem erblichen Kroneinfommen 
abnahın und auf die vom Parlament bewilligten Subfivien übernahm. Die Staatöbe- 
dürfniſſe wuchfen dann fortichreitend in dem Maße, daß das Ausgabebemwilligungsrecht in 
der That die Hauptmafle der Ausgaben umfaßt. Aus Gründen des Staatscredits und 
der Rechtsordnung entichloß ſich indeſſen das Parlament doch wieder, beventende neue 
Audgaben — die Zinſen der Staatsfchuld, die Richtergehalte, gewiſſe Dotationen und 
Penfionen — auf den Staatsſchatz (confolivirten Fond) anzuweiſen. Im Xaufe des 
19. Jahrh. beſchränkt ſich danach Die Ausgabebewilligung auf etwas mehr oder etwas 
weniger als die Hälfte der Staatsausgaben Das Parlament nimmt dabei 
den Grundfag an, die Initiative für jede neue Ausgabe ausichließlih der Staats- 
regierung zu dberlaffen. Länger als ein Jahrhundert erfolgte die. Bewilligung auch 
unter wenigen allgemeinen Rubriten, welde ver Verwaltung den breiteften Spiel- 
raum zu Webertragungen ließen. Erft unter der gegenwärtigen Regierung bat eine Spe⸗ 
cialifirung ded Ausgabe -Etat8 in beinahe 200 votes Titel) begonmen, welche aber 
hauptfächlich die außerordentlichen Ausgaben betrifft, während die Laufenden Hauptbebitrf- 
uffe der Milttär- und Civilverwaltung noch immer in großen Poften erfolgen. Die 
Machtftellung des Parlaments war durch jo viel anderweitige Competenzen gefichert, daß 
jie von diefer Seite aus bisher nicht gefucht wurde. In der langen’ Reihe ver Budget: 
verhandlungen ift eine hergebrachte Verwaltungsausgabe oder das Gehalt eines perma- 
nenten Amts noch niemals verlagt worden. 

2) Bon der Seite der Einnahmen aus bezieht fi dad Budgetrecht nur auf bie 
neu bemilligten Einnahmen. Auch im Laufe der engliichen Rewolutionen ift niemale 
der Antrag erhoben worben, eine „dauernde Einnahme der Krone” zum Gegenftand einer 
Jahresbewilligung zu machen, Das wachlende Staatsbedürfniß führte freilih von Jahr⸗ 
zehnt zu Jahrzehnt, nicht felten von Jahr zu Jahr, zu dem Bedürfniß neuer Bantlligun- 
gen, und machte damit die Staatseinnahmen in Maffe zum Gegenftand freier Bewilligung 
oder Verſagung. Aus Gründen der Rechtsordnung und der Staatäwirtbichaft ent|chloß 
fih aber da8 Parlament dennoch, die Dazır geeigneten Einnahmen durch dauernde Gefetze 
zu firiren, fo daß bis zum Schluß des 18. Jahrh. alle älteren Steuern in ben 
Gang der Gefetgebung gebracht, ihre Erträge auf den Staatsſchatz angewieſen und damit 
von der Barlamentsbewilligung unabhängig geftellt find. Erſt durch Neubewilligung ent 
ftand in immer verjüngter Geftalt der beweglihe Theil des Staatseinfommeng, 
welchen das Parlament frei bemilligt oder verjagt. Er beichränft fich jet auf Die (er- 
gänzende) Einkommenſteuer und auf einige Artikel des Zolltarifs, in manden Jahren nur 
auf einen einzigen Artifel des Tegteren. 

Es ift erflärlih, mie diefe Marimen einer confolidirten Staats= und Geſellſchafts⸗ 
ordnung von der Gefellihaft in ihrer franzöſiſchen Sturm» und ‘Drangperiode nicht un⸗ 
befangen gewürdigt werben fonnten. Auch bei dem Dynaſtiewechſel von 1814 und 1830 
behielt ſich die Gefellichaft eine Neubewilligung aller Staatdeinnahmen an die neuein= 
geſetzte Regierung vor. Denjelben Verlauf nahm das Budgetrecht bei Einfegung der 
neuen Dynaſtie in Belgien. Ebenſo wenig wußte diefe Richtung irgend en Maß zu 
finden in der Specialifirung der Auögabetitel; jedes Mehr darin galt als eine unfehl- 
bare „eonftitutionelle” Marime. 
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Auch Deutfhland wird fih von jener angeblich conftitutionellen Zradition er 
in dem Maße losmachen können, je mehr unfere parlamentariichen Berfannnlumgen tark 
praltiſche Erfahrungen ihre Bedeutung unbefangener zu würdigen beginnen. Es iſt mt: 
ſchuldbar, wenn die herrichende Meinung in den Stimmungen von 1848 es als cum 
felbftoerftänblichen Anfpruch der „gemäßigt conftitutionellen” Partei anfah, daß die Kr 
die altbergebrachten Einkünfte der Domainen, Forften und Regalien, ſämmtliche Erik 
der gelegmäßigen indirecten und directen Steuern fi fortan von Jahr zu Jahr „se 
willigen‘ laſſen müffe. In Preußen vermodte die octroyirte Berfaffung vom Decmkı 
1848 Dagegen nur die Refervation durchzuſetzen, daß (bi8 zum Erlaß einer veritine 
Berfaffung) die beftehenden Steuern forterhoben werden. Bei Revifion der Be: 
faffung änderte fich der Sirm dieſes Vorbehalts durch veränderte Stellung dahin, ie 
das gefetliche Steuerrecht bis zur Aenderung durch Gelege fortbauert, und nur ie 
„Erhebung“ von einer Bewilligung abhängig fein fol. Das Rechtsbewußtſein ke 
Nation wird fih in dem neuen beutichen Staat wohl klarer darüber werden, daß politik 
Freiheit fih nur entwideln kann dur Anerkennung der erworbenen Kedte x 
Staatögewalt und des Einzelnen, daß die deutſche Berfaffung nicht auf dem Boden da 
gefellichaftlihen Nevolution und des Dynaſtiewechſels fteht, um dem Staat die Zumuthen 
einer jährlichen Bewilligung feiner gefegmäßigen Einnahmen zu madhen, — en Ir 
ſpruch, welchen die Engländer auch nach zwei Revolutionen nicht erhoben Gaben, — mi 
Syſtem, mit welchem noch feine Berfaffung fich bisher dauernd erprobt hat. Tea 
jedem Jahrzehnt unabänderlich wiederkehrende Nothwendigkeit neuer Steuerreguliung 
und Anleihen fichert auch von diefer Seite aus den Vollövertretungen ihre rehtnikz 
Machtſtellung. 

Für die Seite der Ausgaben beſteht das Bewilligungsrecht in Den meiſten dar: 
ſchen Berfaffungen ziemlich unbefchräntt. Die große Mäßigung der Kammer bei Er: 
hung hberfömmliher Poften ift aber in Preußen um fo mehr motivirt, als die conſin 
tionelle Berfaffung einen geordneten Staatshaushalt nicht erft geſchaffen Bat {ne m 
England), fondern vorgefunden hat als Schöpfung der Monardie. Auch in dem bar 
ften Berfaffungsconflict haben fich die preußifchen Kammern darauf beichränft, nen: 
Ausgaben für gefeglich nicht fundirte neue Einrichtungen zu ftreihen. Cine Streichen 
gefetzlich nothwendiger, oder für die Aufrechthaltung der beftehenden Staatseinrihtungt 
thatlächlich nothmendiger Ausgaben ift Dagegen ein Mißbrauch der Gemalten, der mi 
dieſelben Folgen haben kann, wie der Mißbrauch der monarchiſchen Gewalt. Eine Fer 
weigerung des gefammten Budgets läßt fih in feinem Sinn oder Nichtfinn mm wr: 
gleichen mit dem Verſuch einer Arbeitseinftellung der gefammten Staatsregierung. 

Das Refultat diefer Geſichtspunkte iſt eine unbedingt Freie Bewilligung ek 
Berfagung der neuen Einnahmen und der neuen Ausgaben des Staats, — eine politik 
Unzuläffigteit einer Verſagung von gefeglich oder zur Aufrechterbaltung beſtebende 
Staatseinridhtungen nothwendigen Ausgaben, auch wenn das Recht dazu formell da 
Kammern beigelegt ift. Das dazwiſchenliegende Gebiet fällt dem Geſichtspunkt polttifcer Er 
wägung und Vereinbarung zu. Die Ueberichätung der Steuerverweigerung als Mittel ie 
Erkämpfumg politifcher Freiheitsrechte beruht auf der Auffaffung des Staats als ein 
Mechanismus, während die politiihe Freiheit auf der dauernden Arbeit der Selite: 
waltung und der Gefesgebung beruht. Die bequeme Weife einer angeblich „confitutie 
nellen Regierung, welche von Jahr zu Sahr von der zweiten Kammer eine Bollmait 
zu ihrer Forteriſtenz zu erbitten hätte, macht Die Miniſter nicht wie in England jun 
Mittelpunkt einer ftetigen organifchen Gefeggebung und einer Regierung nad Cem, 
ſondern macht fle zu Dienern der berrfchenden Geſellſchaft mit den ungemeflenen Gewalt! 
einer centralifirten Aominiftration. Alle Verfaſſungen mit einem ſolchen Artikel trag 
daher bereit8 den Keim der Auflöfung in fich, die belgifche nicht ausgenommen. 

Die Fit. fällt zufammen mit der umfangreichen Lit. iiber Steuerbemilli ung, — 


Ir Verwaltungs recht, Verwaltungsjurisdiction. Cine Ueberficht über die 
ältniffe der Großſtaaten gibt von Czöernig, Budgets von Großbritannien, Frankreich, Pr® 
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fen, Oeſterreich, Wien 1862. Monographie über die obige Frage: Gneift, Budget und Gefek, 
Berl. 1867. — Für die beutfchen Mittelftaaten werben die überaus abweichenden Berfaflungs- 
beftimmungen zum Gegenftand einer eigenen Literatur. Ä Sneift. 

Stiftungen, milde (pia corpora, piae causae), d. 5, Bermögensmaffen, welche 
zu einem frommen oder wohlthätigen (urfprünglih mit den Aufgaben der Kirche im Zu= 
ſammenhange ftehenden) Zweck beſtimmt find. Sowohl nad röm., wie nah can. R. 
fonnten dergleichen St. unabhängig von der Kirche nicht zu Stande kommen. Wurde 
das hetreffende Vermögen nicht gerade einem beftunmten Gotteshaufe oder Kloſter zu 
Eigenthum unter Auferlegung des betreffenden Modus überwieſen, fondern jelbftändig 
dem vworgefchriebenen Zweck unter Errichtung einer befonderen Anftalt, z.B. eines Kran⸗ 
fen=, Armen= x. Haufes gewidmet, jo hatte doch der Biſchof entweder die Adminiſtration 
oder, wenn der Stifter andere Verwalter ernannt hatte, unter allen Umftänden die Auf- 
fiht über die Geſchäftsführung der legteren. Wegen dieſes Zuſammenhanges mit ber 
Kirche galten die den St, gehörigen einzelnen Vermögensſtücke als Kirchengut und ge- 
noffen auch die Privilegien des letzteren. Seit dem 16. Jahrh, und namentlich) ſeitdem 
der Staat die Erfüllung einer Reihe von Aufgaben auf fi) genommen hat, welche 
früher allein won der Kirche in das Auge gefaßt wurden, Bat ſich auch jener Zuſammen⸗ 
bang der fog. frommen St. mit der Kirdie gelöft und ſeitdem hat der Rechtsſatz An— 
erfennung gefunden, daß e8 Jedem freifteht, St. zu religiöfen und Wohlthätigkeitszwecken 
zu errichten, auch ohne daß irgend welche Betheiligung der Kirche bei der Verwaltung 
oder fonft nöthig wäre, Die moderne Stiftung bedarf alfo feiner von der Kirche abge— 
liteten Perſönlichkeit mehr, um vechtlich zu exiſtiren. Da aber ganz daffelbe für anvere 
Et., weldye nicht zu den corpora pia im römiſchen und canonijchen Sinne gerechnet wer- 
den können, 3. B. Kunftinftitute, nach modernem Recht gilt, fo Liegt heutzutage fein Be— 
dürfniß vor, die fog. milden Et. als eine eigene, beſonderen rechtlichen Normen ıumter- 
worfene Klaſſe zu behandeln. Die allgemeine Rechtstheorie der St. überhaupt ift ebenfalls 
auf fie anmendbar. Für fie befteht alfo auch die heute noch nicht zum Austrag ge— 
brachte Etreitfrage, ob die St., fofern nicht ihre Zwecke durch Eigenthumsübertragung 
mit einem Modus an andere Perfonen erfüllt werben follen, als juriftifche Perfonen 
oder die für Stiftungszwede ausgeſetzten Bermögensmaffen als jog. Zweckyermögen auf: 
zufaffen find (f. Darüber Tb. I. ©. 274. 275). Ueber die Entftehung der fog. milden 
St., die Verwaltung und den Untergang verfelben müſſen ebenfalls bie allgemeinen Re— 
gem zur Anwendung fommen. Dagegen kann der Grundſatz, daß ihr Vermögen die 
Privilegien des Kirchengutes genießt, nicht mehr als gemeinvechtlich geltend angefehen 
werden, weil die bezüglichen Vorſchriften ſich nicht auf die modernen, von der 
Kirche unabhängigen St. beziehen. Diefen Standpunkt nimmt in allen Beziehungen das 
Sächſ. G.B. ein (ſ. 88. 52. 150 ff. 260 ff.), während das Preuß. A. L.R., melches 
überhaupt die juriftifchen Perſonen nirgends im Zuſammenhang behandelt, wenigftens ben 
„vom Staate ausbrüdlich oder ſtillſchweigend genehmigten Perſonen“ Hinfichtlih ihres 
Vermögens die Rechte der Kirchengüter beilegt (Th. I. Tit. 19. 88. 42. 43), und aud 
nach dem Defterr. ©.B., das die Regeln über die St. in „die politiſchen Verordnungen“ 
venwielen hat ($. 646), wohl dem Stiftungsvermögen die Privilegien der 88. 1472. 
1485 (betreffend die Verjährung) betzulegen find, 

Duellen: J. 35. 42. 46. C. de episc. et clerie. I. 3; Nov. CXXXI. c. 10. 11; e. 3. 


X de relig. dom. III. 36; Clem. 2. b. t. III. 11; conc. Trid. Sess. XXII. c. 8 ff, de 
reform. . 


Lit: Brendel, Das Recht und die Verwaltung ber milden Stiftungen —— 18143 
Pfeifer, Die Lehre von den juriſtiſchen Perſonen nach gem. u. würtemberg. Recht, Tüb. 1847; 
Roth, Ueber Stiftungen in Gerber’s u. Jhering's Jahrbb. fir Dogmatik des heutigen 
Priv. R., 1, 189 fi; Brinz, Lehrb. der Pandekten, 2. Abth. ©. 979 ff. p Sinſchi 
.Hinſchius. 


Stolgebühren (jura stolae), d. h. beſtimmte Gebühren, welche ſowohl in der 
katholiſchen wie in der proteſtantiſchen Kirche von den gewiſſe Amtshandlungen vom 
Geiſtlichen beanſpruchenden Perſonen für die Verrichtung derſelben zu zahlen ſind. Der 
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Ausdrud ift hergenommen von einem Theil der priefterlichen Kleidung des katholiſchen 
Geiftliben, der jog. stola, d. h. einer jchmalen, mit Kreuzen geſchmückten Yiude, welche 
um die Schulter gelegt wird, und deren Enden vorne bald herabhängen, bald überem— 
ander gefreuzt werden. Die Amtshandlungen, fir welche vergleichen, näher durd de 
particulären Stol-Drbnungen beftimmte Gebühren entrichtet werden, find vor Allem %ıf: 
gebot, Trauung, Taufe und Begräbniß. Das Net auf die St. ſteht für die Reel 
dem Pfarrer (ſ. diefen Art.) zu, und da auch oft die Angehörigen anderer Confeſſionen 
namentlich die ſog. Diffiventen, dem Pfarrzwang unterworfen find (f. TH. L ©. 4%, 
jo kann aud ein Anſpruch auf St. gegen die Mitglieder anderer Religionsparteien ver 
kommen. 

Lit.: Grellmann, kurze Geſch. der Stolgebühren ıc., Gött. 1735; Ge. Peter Stel- 
zer, De juribus stolae, Altorf 1700, Tittmann, Ueber bie Firirung ber Stolzebührer. 
Leipz. 1831. B. Hinſchius. 

Story, Joſeph, geb. 1779 zu Marblehend bei Boston, ſtudirte in Cambrıtz, 
wurde 1806 Mitglied des Haufe von Maſſachuſetts, Sprecher deſſelben, 1809 Pitahe 
des Congreſſes zu Wafhington, 1811 Richter am oberften Yunbeötribunal, 1829 Drel 
an ber Harvarduniverſität zu Cambridge, ftarb 10. Septbr. 1845. 

Schriften: Laws of the U. S., New-York 1827. — Comm. on the law of bal- 
ment, New-York 1832; 5. ed. Bost. 1851; on the constitution of the U. S., 1833 (ab- 
ridgment 1834); franz. von Odent, Bar. 1843; beutfch Leipz. 1839; on the confliet of 
laws, 1834. — Miscellaneous writings, literary, critical, juridical and political, 1%35: 
Bost. 1845; on Equity jurispru lence, 1836. 1337; 6. ed. Bost. 1856; Equity pleadings, 1°: 
on the law of bills of exchange, 1815; 3. ed. Bost. 1853; deutſch von Treitfchle, Leit; 
1845; on the law of agency, 4. ed. Bost. 1851; on the law of promissory notes, 3. e. 
Bost. 1851; on the law of partnership, 4. ed. Bost. 1855. . 

Lit.: ©. Art. in Kieber’8 Encycl. americana — American Jurist — North Be 
view. — W. Story, Life and letters of J. S., Lond. 1851. — Law Review, N. VI.- 
Goldſchmidt, Handb. des Handelsrecht8, Erl. 1864, I. S. 82. 83. 

.Teichmann. 

Straccha, Benvenutus, geb. zu Ancona, Schüler des Paul. Pariſienſis, Lk 
in der Mitte des 16. Jahrh., ertbeilte Gutachten und wurde vielfach mit Gefandtideitt: 
geſchäften für feine Baterftadt zu Zeiten des Papftes Julius III. beauftragt. 

Schrift: Tractatus de mercatura seu mercatore, in 8 Theilen, Venet. 1553. Lugl. 
1556 (Mercator jurisperitus) Amstelod. 1669. — Tract. de adjecto, Colon. 1575. 

‚ Lit: Goldſchmidt, Hanbb. bes Hanbelöreäts, Bd. I. Erl. 1564, ©. 23. — Kunßt. 
Die Lehre von den Inhaberpapieren, Leipz. 1857, ©. 98. Teihmanı 


Strafmilderungsgründe: Umſtände, deren Borhandenfein eine Strafmilerum 
bewirkt. Strafmilverung beißt aber Herabfegung der Strafe unter das Minimum de 
geſetzlich angedrohten ordentlichen Strafe oder Veränderung ver geſetzlichen Strafe in em 
Strafe von gelinderer Art. In den Gefegen finden wir gewöhnlih un allgeme 
Theil allgemeine Str. M.GG. und außerdem im befonveren Theil bei einzelnen Verbrecha 
befondere Str. M.GG. aufgezählt. Das Preußiſch-Oldenburgiſche (und in abgeſchwaͤchter 
Form das Lubiſche) und das Ned. Recht haben ſich dagegen dem franzöſiſchen Syſtem ber In 
circonstances att6nuantes oder „mildernden Umftände” angeichloffen. Hiernach wir 
im allgemeinen Theil blos die Jugend als Str. M.G. angeführt, Dagegen find im bejonderf 
Theil bei vielen jtrafbaren Handlungen eigene milvere Strafläge für den Hall aufgefill, 
als — nicht näher bezeichnete — „mildernde Umſtände“ vorhanden find, was bie Kidtt, 
bzw. die Geſchwornen, zu conftatiren haben. Wieder in einer anderen MWeife findet fib 
ein unbeftimmtes richterliches Milderungsrecht im Oefterr. Str.G.B. und in der Oefter. 
Str. Pre.O., jo nämlih, daß wegen Zuſammentreffens von Strafminderungsgrüne 
ben Gerichten ein Milverungsrecht gegeben ift. Dabei ift Died Necht am meiſien bei Dr 
Richtern erfter Inftanz eingeengt, während der oberfte Gerichtshof in allen nicht te 
würdigen Faͤllen nahezu volljtändig begnadigen kann. Die allgemeine Ermächtigung do 
Richters zur Steafmilderung ohne Angabe der Str. M. GG. im Gefeg hat mehrfach Bertheitigm 
gefunden (fo durch Mittermaier, Berner, v. Holgendorff, Waplberg; mi 
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gewifien Clauſeln auch durch Hälſchner), während von anderer Seite mit Recht betont 
wird, daß durch ein derartigeß Vorgehen die Functionen des Geſetzgebers, des Richters 
und des Begnadigers zuſammengeworfen werben (hierher gehören im Allgemeinen Wäd- 
ter, Köftlin, Geib, Merkel, Lippmann, Sohn u. v. A.) — Was nun die 
Str. M. GG. im Einzelnen betrifft, jo find unter ven allgemeinen, d. h. ber allen Verbrechen 
vorfommenden,, zu nennen: 1) Die Jugend, ſ. bierüber . ven Art. Alteröftufen (im 
Strafrecht). 2) Die Zuflände, melde an die JZurehnungsfähigfeit angren= 
zen (vgl. Bo. I. ©. 542 unten); daß hier verminderte Zurechnung flattfinden muß, 
ragt Niemand zu beftreiten, während ein heftiger Kampf über die geſetzliche Formulirung 
geführt wird, welcher leider, mie es fcheint, die Veranlaffung geworben, daß die bezüg- 
liche (allerdings nicht ganz gelungene) Beftimmung des Nd. I. Entw. ($. 47) - 
Ipäter weggelaffen if. 3) Die von dem Berbredher erlittene Unterſuchungs- 
baft wird von den Gefegen und älteren Schriftftellern in der Hegel — namentlid, wenn 
diefe Haft eine „unverfchuldete‘ war — al8 Str. M. G. angelehen; in der That handelt e8 fich 
hier aber vielmehr um die Ein rechnung der Unterfuchungshaft m die Strafhaft nach einem 
mit Rückſicht auf die Schwere der einen und der anderen feftzuftellenden Mafftab, ja wenn 
die Unterfuhungsbaft eine unverfchuldete war, ſogar um eine Compenfatton oder Ab⸗ 
rehnung. — Rüdjichtlih des nahezu voljtändigen Ablaufes der Berjährungsfrift vergl. 
Bd. J. ©. 547. — Ueber die Befugni des Richters, entehrende Strafen tin nichtentehrende 
umzuwandeln, ift an anderer Stelle zu ſprechen. — Nur ale befondere Str. M.GG. bei 
einigen Verbrechen können in Betracht kommen: 1) die Einwilligung des Ver— 
legten, die bei manchen Verbrechen gar nicht in Betracht fommen kann, während bei 
anderen wieder bie Nichteimwilligung Vorausſetzung des Thatbeftandes ift (fo 3. B. bei 
Diebftahl, Unterſchlagung, Nothzucht u. |. w.), bei mehreren Verbrechen endlich Straf: 
milderung die Folge der Einwilligung des Berlegten fein muß (jo bei der Tödtung und 
ſchweren Körperverlegung). 2) Der freimillige Erſatz des durd Das Verbrechen geftif- 
teten Schadens verbient als Str. M. G. anerkannt zu werden bei jenen Verbrechen, deren Wir⸗ 
tung zunächft nur eine Vermögensbeſchädigung ift, ohne daß fonftige Qualificationen hin⸗ 
zutreten {einfache Diebftähle, Unterichlagungen, Betrügereien, Sachbeſchädigungen). Das 
Oeſterr. Str.G.B. maht den Schadenderfag ſogar zum Etrafausichliegungsgrund! 

Lit. u. Gſgb.: Im Allgemeinen Sundelin in v. GOroß's Zeitfehr. für Strafrechts⸗ 
pflege 1I. mahlberg in Haimerl's Bierteljahrsſchr. XI. (1863) u. Berhandt des vierten 
deutſchen Juriſtentags I. ©. 179 ff.; v. Tippelsktirch ebenda ©. 157 fl. Lippmann, Hi- 
ſtoriſch⸗ dogmatiſche Darftellung der Lehre von der richterlihen Strafänderungsbefugnig, 1863. 
Merter, Allg. D. Strafrechtsz. 1864, 1865. Setreffs der Unterſuchungshaft: Abegg N. A. 
XIV; Wahlberg in Haimerl's Vierteljahrsſchr. J. Betreffs des Schadenserſatzes: For⸗ 
net, Gerichtsſaal 1868; Geyer ebenda 1869. — Geſetze (abgeſehen von den Beſtimmungen 
über die Jugend): Oeſterreich: Str.G.B. 88. 46 litt. g und k, 47 litt. c, 54, 187. 188, 
264 litt. k, 266; Str. Pre.O. 88. 286, 305, 311, 313 (die öfterr. Geſetze bezeichnen die Straf: 
minderungsgründe mit dem Namen „mildernde Umftände‘' oder „Milderungsgründe“ — fo 
felbft der Entwürf)). Defterr. Entmw : $$. 77 litt. a ır g, 88, 90, 91, 96, vgl. 77 litt m, 
N. Str.G.B. 8. 60. — Franz. Gef. vom 28. April 1832 9. 5, 94, 102 (C. d’instr. crim. 
a. 341. C. pen. a. 463, 483). Geyer. 

Strafihärfungsgründe: Umftänve, bei deren Vorhandenſein dem Richter ge 
ftattet oder felbft geboten ft, über das höchſte Maß der geſetzlichen ordentlichen Strafe 
hinauszugehen, ja joger ftatt der poena ordinaria eine Strafe |chwererer Art zu ver- 
hängen, Eine unbeflimmte allgemeine Ermächtigung des Richters zur Strafikärfung 
vertheidigt heutzutage Niemand mehr, da berfelben nicht blos jene Gründe entgegenftehen, 
welche gegen eine allgemeine Ermächtigung zur Strafmilderung fpredhen, fondern überdies 
der richterlichen Willfür durch ein ſolches allgemeines Strafſchärfungsrecht in ber ges 
haäſſigſten Weife Vorſchub geleiftet wird. Die Vorausfegung einer Strafandrohung ift 
nad) richtigen Anſchauungen die gefetliche Angabe des Thatbeftandes, aufs melden jene 
gedrohte Strafe angemandt werden ſoll; diefer Grundſatz wird bei Ertheilung eines 
Schärfuugsrechtes ohne gefetliche Angabe der Str. Sch. GG. verlegt. Das Mehr von Strafe, 
welches der Richter in Folge deſſen über die ordentliche gefegliche Strafe hinaus verhängt, 
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iſt zuletzt nicht anderes, als eine auf vichterlichem Ermeſſen allein bernhende Strafe, 
deren Vorausſetzungen im Geſetz nicht bezeichnet find. In dieſem Stun iſt e& alle 
allerdings richtig (mad man neueftens gewöhnlich als ſchlechthin unrichtig bezeiime . 
wenn Feuerbach u. A. behauptet haben, die allgemeine Ermächtigung des Richter zur 
Strafſchärfung verftoße gegen den Grundſatz: Strafe darf nur verhängt werben auf Grund 
eines Strafgeſetzes (nulla poena sine lege poenali). — Die Str. Sch. GG. theilt man ein 
in allgemeineund bejondere, je nachdem fie allgemein für alle Verbrechen oder mr 
für einzelne Arten der Verbrechen gelten. Als allgemeine Str. Sch. GG. erfcheinen Heutzutage 
nur noch die Eoncurrenz von Verbrechen und der Ruckfall (vgl. die betreffenden Art... 
während man früher wohl noch Anderes hierher ftellte, wie 3. B. Uebertretung befenberer 
Pflihten, Ueberhandnehmen des Verbrechens (vgl. B.G.D. A. 131), Gewohnbeit wer 
Mandyen auch aus pfychologiſchen Gründen als ſtrafmildernd betrachtet), befonbere Bos- 
‚ beit over Sraufamteit, fehr großen Schaden, SHeiligfeit (oder beſondere Befriedung 
des Ortes u. dgl. m. Die meiften biefer Umftände begegnen und heutzutage noch umter ben 
beſonderenStr.Sch. GG.; an die Stelle der „Gewohnheit“ ift aber nicht felten der crime: 
liſtiſch in dieſer Richtung in der That hefler zu verwendende der Gewerbsmäßigkeit getreten. 
In manden Geſetzbuchern, namentlich im Defterr. Str.©.3., kommt e8 auch vor, daß bezuas 
einzelner Gattungen von Verbrechen dem Richter mit den wagen Worten: „bei erſchwerenden 
oder „bei beſonderes erſchwerenden Umftänden” eine allgemeine Ermächtigung zur Strafldär- 
fung gegeben wird, was natürlich nicht zu billigen ift. — Die befonderen Str. Sch. GG. nemt 
man dann Qualificationsgründe oder Qualificationsumſtände, wenn ihr Eintreten be- 
wirkt, daß ſich das Verbrechenögenus in eine beiondere (ſchwerer verpönte, qualificirte 
Unterart des Verbrechens verwandelt, fo wie 3. B. der Einbruch den Diebftahl zum ame: 
liſieirten macht. Solche Oualificationsgrünve finden fi in den meiften Geſetzbüchern ir 
einer übermäßigen Anzahl bei den Vermögensbelicten und namentlich bei dem Diebftabl 
Diefer Tadel trifft auch den Defterr. und den Stal. Entw. — Nebenbei fei noch EB: 
mertt, daß unter Schärfung oder Berfhärfung auch die Anwendung von gemifien, 
pie Bollftrefung ber Hauptſtrafe empfindlicher machenden Nebenftxafen (harte Lager, 
Entziebung warmer Koft u. dgl.) verftanden wird. Derartige Verſchärfung im Urtheil 
auszuſprechen, ift nicht zu billigen; da® Preuß. Str. G. B., das Sächſ. Revid, Das Ar. 
Str.G.B. und der Oeſterr. Entw. haben ſich hierin der richtigen Anficht angefchloften. 
Lit.: Außer der zum Art. „Strafmilderungsgründe‘‘ angeführten Schrift Lippmann'? 
f. etwa noch F. Ziegler, Die Theorie der Straffhärfung, 18086. Geyer. 
| Strafverwandlungsgriinde: Gründe, welche es nothmendig machen, Daß Dee 
gejegliche ordentliche Strafe ausnahmsweiſe in eine andere gleihwertbige umgewan: 
delt werbe. Diele Gründe müſſen aber felbft wieder in einem Geſetz angegeben merten: 
der Richter kann ohne geſetzliche Borfchriften über Strafoermandlung nicht nad feinem 
eigenen Ermeffen an die Stelle der geſetzlichen Strafe eine andere ſetzen (vgl. Bo. I 
©. 544 f.). Im Allgemeinen kommt Strafverwandlung in Frage: I. wenn es tbar- 
ſächlich unmöglich ift, die geſetzliche Strafe zu vollziehen: a) weil mehrere Strafen zu 
verhängen mären, welche ber Natur der Sade nad) an einem Menſchen nur einmal 
vollzogen werben können, namentlich alfo mehrere Todes- oder Tebenslängliche Freiheite⸗ 
ftrafen. Da heutzutage geichärfte Todesftrafen nicht mehr zugefügt werben, kann e8 höd 
ſtens bei Tebenslänglicher Strafe einer Erwägung bebürfen, ob eine neben derſelben zu 
verhängende Freiheitsſtrafe durch Verſchärfungen erfett werden folle, was im Geiſt einzt 
richtigen Strafenſyſtems wohl, fofern jene Verſchärfungen nicht identifch find mit den 
Disciplinarftrafen einer vationellen Gefängnißordnung, zu verneinen if. Ohne Weitere 
bejaht wird die Frage von den Strafgejegbüchern fiir Würtemberg, Braunfchweig, Heller, 
Baden. Eigenthümlich die Defterr. Min. Verordn. vom 7. April 1860: „Wenn ein zur lebent 
langen Kerkerſtrafe Berurtheilter ein mit der Todesſtrafe bedrohtes Verbrechen verübt, iſt flart 
ver letteren auf eine oder mehrere ber in den SS. 19 — 24 feftgefeßten Verſchärfungen 
auf Türzere oder längere Dauer..... zu erkennen.“ b) (Thatfächliche Unmöglichket . 
weil der zu Beftrafende nicht im Beſitz des Gutes ift, Das ihm zur Strafe entzogen 
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werden fol. Hier wünden auch Ehrenrechte, Aemter u. |. w. in Betracht kommen; bie 
Geſetze enthalten aber meift mer für den Fall der Uneinbringlichkett der Geld ftrafe 
Borthriften über die Strafverwandlung, welche im Allgemeinen auf die Subftituirung. 
einer Freiheits-⸗ (Gefängniß- oder Arreft=) Etrafe an die Stelle der Vermögensftrafe hin⸗ 
auslaufen. Borausfegung ift überall zunächſt Zahlungsunfähigkeit, mehrere Geſetzbücher 
erflären noch insbeſondere Gelpftrafen gegen Verſchwender und Minderjährige fir unzu- 
läſſig oder geftatten bier menigftens Strafverwandlung (Wirrtemberg, Heflen, Baden, Thü⸗ 
ringen, Sachſen). Dem Oeſterr. Str. G.B. genligt es ‚zur Strafvermandlung, wenn bie 
Geldſtrafe „ven Bermögensumftänden oder dem Nabrungsbetriebe des Schuldigen ober 
jener Familie zum empfindlicden Abbruche gereichen würde”. Für die Umwandlung ber 
nicht vollziehbaren Ehren- in Freiheits- oder auch Geldſtrafe finden ſich Vorſchriften im 
würtemberg., braunjchmeig., beil., bad. R. II. Wenn e8 „juriſtiſch“ unmöglich ift, bie 
Strafe zu vollziehen, ſoll ebenfalls Strafverwanblung eintreten. Hier kommt namentlich 
im Betracht, daß in Folge individueller Umftände die gefeglihe Strafe oft unverhältnig- 
mäßig hart fein würde, darum zum Theil eine Modification im Strafoollzuge, aber, wo 
dies nicht ausreicht, auch Strafverwandlung geboten iſt. Cine kurze Freiheitsſtrafe z. B. 
fann Jemanden um fernen Dienft, feinen Erwerb bringen, eine Strafverwandlung (Ber: 
wandlung in Gelbftrafe) muß für folde Fälle angeorpnet fein (mie in Defterreih), was 
allerding8 in vielen Gefegen durch alternative Androhung von Geld- und Gefingnißftrafe 
zum Theil berüdfichtigt ericheint. Im Thüring. und Sächſ. Str. G. B. kommt eine Ver⸗ 
wandlung der Gefängnißftrafe in Handarbeitfirafe, anderwärts unter verſchiedenen Bor- 
ausfegungen (manchmal als bloßes Standesprivilegium) eine Verwandlung der gewöhn- 
lichen Freiheitsſtrafen in Feſtungshaft vor (jo in Würtemberg, Hellen, Baden, Baiern; 
in Thüringen und Sachſen nur auf dem Wege der Gnade möglich); in Defterreih Ver: 
wandlung Des Arreftes in Hausarreft. — Beſondere VBorfchriften werden nöthig für den 
Fall als beim Zufammentreffen von Verbrechen eine Gefammtftrafe aus verjchtedenartigen 
Theilftrafen (Zuchtbaus-, Gefängniß-, Gelpftrafe u. |. w.) zufammenzufegen ift; bie 
Srtegbücer geben bier ziemlich verichievenartige Maßſtäbe für die Ummandlung ber 
trafen. 

Lit. u. Gſgb.: Köſtlin, Syſt. 8.575 fi. Geib, Lehrb. ILS. 115 ff. Geſetze (abge- 
feben von Borfchriften über Eoncurrenz): Württemberg: 4. 13, 18, 23, 24, 46 — 53; Gel. 
vom 13. Aug. 1849 9. 2, 7, 8; Gef. vom 17. Juni 1853 U. 10; vom 14. April 1855 4. 6. 
Heffen: A. 11, 13, 14, 293, 294, 441; Bol.Str.6. 9. 12. Baden: $8. 52, 55, 159—169, 
107, 708; Bol.Str.®. SS. 7—9. Preußen: 88.16—18, 335. Defterreih: 88.55, 259— 
262; Min.Berorbn. vom 11. Webr. 1855 8. 1; Gef. vom 15. Novbr. 1867 Nr. 131 8. 1. 
Sadfjen: A. 19, 23, 24 (aufgehoben), 25, 27—29, 35. Baiern: A. 19, 27; Pol.Str.®. 
A. 7—9. Hamburg: A. 10, 11, 18; Breßgef. $ 8. Defterr. Entw.: $. 89 No I. 
Entw.: 88.16, 23, 24, 340. Nd. Il. Entw.: SS. 18,25, 26. Nd. Ste. G.B Ss 2 28, 29. 

ever. 

Strafzumeſſungsgründe: Gründe, welche auf die Bemeſſung der Strafe in- 
nerhalb des gefeglichen Strafrahmens — aljo unter der Vorausſetzung eines nicht ab- 
folut, ſondern nur relativ beftimmten Strafgefeßes, vgl. Bd. I. ©. 540 — Einfluß 
haben und zwar in der Art, daß fie entweder eine Annäherung an das Marimmm ver 
angebrohten Strafe bewirten (Straferböbungs- oder Strafmehrung s8gründe, 
in Defterreich erſchwerende oder Erſchwerungsumſtände genannt) oder eine Annäherung an 
das Minimum herbeiführen (Strafminderungsgründe, in Defterreih Milderungs⸗ 
umflände genannt). Ueber die Eintheilung der Str. Z. GG. in crimtnalrechtliche und criminal⸗ 
politifche, ferner in jubjective und objective, . Bo. I. ©. 541 f.; über die Trage, ob e8 zu 
billigen ıft, wenn Str. Z. GG. im Gefeß aufgezählt werben, |. Bd. I. ©. 541. Derartige 
(beiſpielsweiſe) Aufzählungen finden ſich im Witrtemberg., Braunfchmweig., Heff., Bad., Thüring,, 
Defterr. und Hamb. G. B., ſowie im Defterr. Entm. Andere Gejeßbücher, wie das Altenburg. 
(bzw. das Sächſ. Erim.G.B. von 1838) und das Sächſ. von 1855 geben dem Richter 
nur eine allgemeine Anweifung über die Strafzumeſſung, bei welcher er die Beichaffenheit 
der ſtrafbaren Handlung und den Grad der dabei gezeigten Böswilligkeit, bzw. bei cul= 
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poſen Verbrechen den Grad der Unbedachtſamkeit und die Größe des Schadens berikffid- 
tigen jolle, was ſich wohl fo ziemlih von jelbft verſteht. Faßt man jene Aufzählumgen 
ind Auge, jo bieten fie uns entiprechend dem Eklekticismus unferer Geſetzbüucher eine kum: 
Mufterfarte. Str.3.6©. welche auf dem an fich richtigen Gedanken beruhen, Daß bie Enaf: 
würdigkeit mit der Intenfität des verbrecherifchen Willens fleigt und fällt (Borbevact ım 
Segenjag zum Affect, Verlegung von mehreren Pflichten, Auffuchen ber —— ent zum 
Verbrechen im Gegenſatz zur Benugung der fi aufbrängenden verlodenben Gelegenkt. 
Ueberwinbung äußerer Hinderniffe als Kennzeihen der Willendenergie, Berführung Ar: 
derer im Gegenjag zu dem Berführtwerden, Handeln unter dem Einfluß von Taufers, 
Befehl, Noth, Irrthum, befondere Bosheit, Grauſamkeit und andererſeits freiwillige Ent: 
haltung von Zufügung größeren Schadens u. |. w.); Str. Z. GG., bei welchen jener Seven: 
zwar im Hintergrund fteht, aber zunächſt ein Verhalten vor oder nach der That, micht Tas 
Berbrechen felbft ind Auge gefaßt wird (Unbeicholtenheit im Gegenfag zu verbrecheriſches 
vebenswandel, Reue oder Geſtändniß nad) der That u. dgl), Str. Z. GG. die nur aus der 
Größe des Schadens und (mas jehr beventlich ift!) der Gefahr, ja endlich folche, Die ſogar um: 
aus criminalpolitiichen Rückſichten hervorgehen (Lügen in der Unterſuchung, Denurciatior 
der Mitſchuldigen oder anderer Verbrecher, Gutmachung des Schadens durch einen Triner 
ohne Mitwirkung des Verbrechers) — treten neben einander auf; ja nach öſterr. R. a: 
ſcheinen auch nody Beihülfe und Verſuch als StrafminderungSgrüne, Soucurrenz alt 
Straferhöhungsgrund. Selbſt foweit nun diefe Str. Z. GG. auf einer nicht geradezu umruchtigen 
Anfchauung beruhen (was von den criminalpolitifhen allerdings nicht gilt), iſt ihre x 
jegliche Formulirung bedenklich, da der Schluß, um welchen es fidh bier jehr oft handu 
(wie 3. 3. von der Ueberwindung äußerer Hinderniffe auf die Intenfität des Willers 
häufig trügt und überhaupt das Generaliſiren gerade bier die größten Mißſtände erzeug. 
Wenn die neuejten Geſetze (wie Tas Preuß , Baier. und Nd.) in der Regel über die Str. 2. 8* 
ſchweigen, iſt dies alſo relativ zu billigen. Volle Burgſchaft fir eine dein Geiſt des Geſetee 
entſprechende Strafzumeſſung iſt aber freilich nicht geboten ‚Io lange diefer „Geiſt“ fit 
jelbft verneint. Wenn in unferen Strafgejegbüchern im allgemeinen und befonterz 
en Beftimmungen neben einander ftehen, die das Gerechtigkeits?, und andere, Die Te 
Abjchredungs= oder das Gefährlichkeits⸗, etwa auch das Beflerungsprincip zur Srunticz 
haben, jo wird die Willkür der Richter bet der Strafzumeljung ftet3 einen ungebühr- 
lichen Einfluß behalten. — Schr viel geftritten wurde über die Frage: ob der Kidter 
bei der Strafzumellung von dem Minimum oder dem Medium des Straffates ausgehen 
ſolle; das erftere (melches Kleinſchrod, Heffter u. A. vertbeivigt haben) widerlzz 
fich wohl von ſelbſt; Die audere (herrſchende). Anficht muß cum grano salis verfiaute: 
werben, da es einen „mittleren‘‘ oder „Normalfall“ bei Verbrechen nicht gibt. Die Str. 3.60. 
darf der Richter natärlic nicht zählen, fondern muß fie abwä Iſt in einem Gde 
eine alternative Strafdrohung enthalten, jo wird der Richter ei der Wahl ım einzelne 
Fall forgfältigft prüfen müſſen, welche der beiden Strafarten fir den vorliegenden Fall 
mit Rückſicht auf alle Str.3.66. paſſend if. Das Preuß. Str. G.B. (8. 18) und ie: 
No. I. Entw. ($. 24) geben bezügliche allgemeine Vorſchriften, melde der Rd. A. Entır. 
u. das Nd. Str. G.B. mit Recht weggelafien bat. 
Lit. u. Efgb.: Jagemann N. A. 1849 ©. 523 ff. Möller, Ueber das Strafmus, 
1848. Derfelde, Kritit des Strafmaßes, 1852. Merkel, Allg. d. Strafredts;. 1864, 6. 
— Bürtemb.: A. 107-112. Helfen: A. 118—121. Baden: 88. 149-152. Fren- 


gen: $. 18 (und Ro. 1. Sntm $. 24 cit.). Defterreidh: $S$.43—53, 263— 265; Entm: 
58. 74— 79. Sachſen: A. 73— 76. Hamburg: A. 55— 57. Geyer. 


Strandrecht (ius naufragii) ift bie Dereupationdbefugniß, welche die Küften= um 
Uferftanten, anberwärtd die Küftenbewohner fih in Bezug auf geftrandete Schiffe unt 
Schiffsgüter beilegten.. Das St. im weiteren Sinne umfaßt auch das fog. Grundrubrret: 
(ius laganum), welches ſich auf die Zueignung der auf die Flußufer audgeworfenen EXT 
angeſpülten Gegenftände bezieht. Geihichtlih hat man das St. damit zu erflären wr- 
fucht, daß der Herr eines Bezirkes vermöge der nach germanifcher Rechtsanſchauumg ibm 
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zuftehenden Gewere ein angebliches Hecht beſeſſen habe, fich die innerhalb berfelben be⸗ 
findlichen Mobilien anzueignen. Dieſe Anficht iſt unbaltbar. Vielmehr bat man die 
hiftoriiche Wurzel des St. in der Auffaffung zu fuchen, daß der Fremde rechtlos und 
demnach fein Gut berrenloß fei, wie denn in der That Das St. mitunter auch die Ber- 
fnehtung der Schiffbrüchigen in ſich ſchloß. Schon früh machte fi in Deutichland die 
Ueberzeugung von der Berwerflichkeit dieſes Raubrechts geltend. Nachdem der Gebrauch 
tes St. bereitd mehrfach gerügt worden war, wurde er burd ein Neichögeleß aus ber 
Zeit König Wilhelms, die Sententia de bonis naufragantium von 1255 ausdrücklich un— 
terfagt. Das Verbot hatte keinen durchgreifenden Erfolg. Wirkſamer war die Gefeß- 
aebung de 16. Jahrh. Die Constitutio Criminalis Carolina verpönte den Mißbrauch, 
tag em ſchiffbrüchiger Schiffmann der Obrigfeit des betreffenden Ortes mit Schiff, Leib 
und Gütern verfallen fein jollte. Abermal® wurde die Ausübung ded St. durch ben 
Reichsabſchied von 1559 8. 35 verboten. Wo es ſich trogdem bis in die neuere Zeit 
erhielt, trat doch gewöhnlich injofern eine Milderung ein, als das Strandgut zwifchen 
tem Eigenthümer, dem Landesherren und dem Finder gebrittheilt wurbe. 

Das Preuß. A. L.R. macht fi) das Princip des St. eigen, um die Ausübung des⸗ 
\elben unmöglich zu machen, indem es den Staat als Eigenthümer des Strandguts be- 
tradhtet, der aber ein für allemal auf fein Recht zu Gunften der Schiffbrüchigen verzichte. 
Tas heutige R. anerkennt natürlich das St. nicht mehr, wohl aber den fogenannten 
Bergelohn , einen Anſpruch auf Entgelt für Rettung und Aufbewahrung der geftrandeten 
Sachen. 

Lit. u. Eſgb.: Mittermaier, Grundſätze $. 162. Bluntſchli, Deutſches Priv.R. 
*. 11, 2. Gengler, Deutſches Priv.R. 210. Berner in Bluntfchli u. Brater's Staats⸗ 
wörterbuch X, 368. — Preuß. A. L. R. II, 15. 88. 80- 87. dewvbur. Statuten U, 17, 5. 
Neue Oldenburgiſche Strandungsordnung v. 1845. A. D. H.G. B. A. 742. 

Heinrich Brunner. 


Strandung. Noch in dem Preuß.A. L.R. Th. U. Tit. 15. 8. 81 heißt es: 
„Jedoch begibt ſich der Staat des ſog. Strandrechts zum Beſten der zur See Ver— 
unglückten“. An Stelle des früher geltenden Strandrechts, welches bei allen Nationen 
geherrſcht hat, und vermöge deſſen alles geſtrandete Gut dein Herrn der Küſte anheim— 
fiel — das Strandrecht an Strandufern hieß Grundruhrrecht und wurde dies 
ſelbſt auf ſolche Güter ausgedehnt, welche durch das Einftürzen ſchlechter Brücken u. |. m. 
verunglückt waren — iſt jetzt der für Deutſchland durch das A.D. H.G.B. — A. 742 ff. 
— geregelte Bergelohn getreten. Außerdem aber ſind Strafbeſtimmungen, wenigſtens in 
einzelnen deutſchen Geſetzgebungen aufgeſtellt, welche ſpeciell den Fall im Auge haben, 
daß Jemand vorſätzlicher oder fahrläſſiger Weiſe das Stranden eines Schiffes verurſacht. 
Derartige Strafbeſtimmungen finden ſich in Preußen, Lübeck, Oldenburg, Hamburg, 
Baiern; fehlen dagegen in Thüringen, Braunſchweig, Würtemberg, Baden, Sachſen. Die 
Verbrechen, um die es ſich hier handelt, beſtehen theils darin, daß Jemand ein Schiff — 
oder wie Baiern A. 362 noch ausdrücklich erwähnt, ein Floß — ſinken oder ſtranden 
macht, wobei dann der Umſtand, daß in Folge der St. ein Menſch das Leben verloren, 
als Qualificationsgrund hervorgehoben wird; theils darin, daß diejenigen Zeichen, nament⸗ 
lich Feuerzeichen, welche zur Sicherung der Schiffahrt dienen ſollen, zerſtört oder un— 
brauchbar gemacht werden, oder falſche, die Schiffer irreführende Zeichen, z. B. Feuer 
auf der Strandhöhe errichtet werden. Im letzteren Falle iſt das Eintreten der Strafe 
davon, daß ein Schiff wirklich ſtrandete, unabhängig; das Stranden des Schiffes, ſowie, 
daß in Folge der St. ein Menſch das Leben verloren, erhöht nur die Strafe. Endlich 
iſt darauf hinzuweiſen, daß Schifſe und deren Ladung den Gegenſtand der Verſicherung — 
der Seeaſſeeuranz — bilden. Die Strafgeſetze ſehen daher auch den Fall vor, daß 
Jemand, um die Verſicherungsgeſellſchaft zu Beträgen, ein Schiff ſinken oder ftranden 
macht, Die Strafe für dieſes Verbrechen tritt aber nur dann ein, wenn die St. oder 
das Sinkenmachen eined verficherten Schiffes fo bemirft wird, daß daraus Gefahr für 
Menſchenleben nicht entſteht. In ähnlicher Weile find die Strafen arbitrirt, wenn die Schiffs 

v. Holgentorff, Rechtslexikon 2. 33 
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fahrt durch Beſchädigen, Zerftören u. |. w. der Feuer⸗ und fonftigen Zeichen geführte 
wird. Falls die genannten Verbrechen in fahrläffiger Weiſe begangen wurden, trit m 
der Regel Gefängniß ein. 
Sfgb.: Deutſches Str.G.B. 6. 265. 322 ff. Sohn. 
Streitgenoſſenſchaft. Weber ven Begriff der St. oder des litis consortium it 


fhon unter dem Art. „Klagehäufung‘ gehandelt worden. Die Wirkungen dieſes Fa: 


hältniſſes find, abgejehen von der gemeinfamen proceffualifchen Verhandlung der Aniprüke, 
bie, daß die Litisconforten einen gemeinichaftlihen Bevollmächtigten beftellen Türmen, da 
aber verpflichtet find, wenn mehrere Erben an Stelle des Bellagten eintreten, und te 
Kläger dies beantragt oder der Richter von Amtswegen die Beftellung eines gemeinlinz 
Inſinuationsmandatars verlangt. Ferner darf nad der Einlaflung auf die Klage = 
Litisconſorte Die anderen ohne Vollmadıt, aber gegen Cautionsbeftellung, vertreten. Endlit 
fommt die von einem berfelben geltend gemachte Berufung aud den übrigen unter vr: 
Borausfegung zu Statten, daß von dem Appellanten nicht etwa ein ihn befonders be 
treffender Appellationsgrund geltend gemacht wird. — Die Preuß. Ger. Ordn. Tb. J 
Fit. 14. 88. 13 — 14b Hat den letzteren Orundſatz ebenfalls adoptirt, Die Pflicht zu 
Beftellung eines gemeinfamen Bevollmächtigten ıft aber für den preußtichen Proceß nik 
allgemein, fondern nur für gemiffe Fälle (4. B. im Concurfe) ausgefprocden. Tage 
Iegt das A.LR. Th. I. Tit. 13. 8. 120 dem Yitisconforten vermuthete Vollnate 
für feine Mitgenoffen bei. Die Hann. Pre.D. verpflichtet im Gegenſatz zum preuf. R 
die Pitisconforten unter allen Umſtänden, bei Etrafe der Nichtzulaffung zur mündlide 
Berhandlung, einen gemeinfamen Vertreter zu beftellen (8. 33), und erachtet diejehe 
(8. 16) in amtögerichtlihen Proceſſen gleichfalls als präfumtive Bevollmächtigte für er: 
ander, während fie für die übrigen Proceſſe den einen Yıtisconforten als befähigt erflir. 
ftatt der anderen aufzutreten (8 103). Die gemeinproceffualifche Beſtimmung übe r: 
Wirkung der Appellation des einen Yitisconforten hat die Hann. Proc. Ordn. nicht anıs 
nommen. Der Nd. Entw. endlich enthält nur die Vorjchrift, daß wenn nad ben Ser: 
Ichriften des bürgerl. R? das ftreitige Nechtöverhältnig allen Strertgenoiien gegenüber zz 
einheitlich feftgeftelt werden Tann oder die St. aus einem fonftigen Grunde eine civiltett 
lich nothwendige tft, die Hinfichtlich eines Termines oder einer Friſt ſäumigen Sitten 
nofjen als durch die nichtfäumigen vertreten angejehen werden jollen. 
PB. Hinſchins. 


Streitobjert ift das materielle Recht, deſſen Realifirung burd den Freri 
vom Kläger erftrebt wid, und zwar nad Hauptſache wie Acceffionen; zu tie 
letzteren wird indeß der Anſpruch auf Erftattung von Procefkoften nicht gezählt, in x 
feine Entftehung dem Proceſſe jelbft und deſſen einzelnen Ucten, verdankt. Bon den da 
gerichtlichen Berfolgung unterliegenden Rechten find im Yaufe der Zeiten Criminalſode: 
einem beſonderen Berfahren und Adminiftrativfachen befonderen Behörden übenrick 
worden; alle übrigen werden im Wege des Civilproceſſes verfolgt, deſſen Objecte takt 
ſich nicht auf das Gebiet des Privatrechts befchränten, ſondern ebenſowohl in die Spin 
des öffentlichen und Kirchenrechts hineingehören künnen, woflr auf Steuer- und Cr 
feriptionsfveiheit, auf Patrimonialjurisdiction und die übrigen von Stahl heworgebebe 
nen fog. eremten Rechte, fo wie auf Ehe= und Patronatöfacyen bingewiefen fen mag. — 
Die Erforderniffe für die Verfolgbarkeit eines Anſpruchs ergeben fich theils aus dem ma 
teriellen, theil® aus dem Procekrecht; im gem. R. find nur foldhe Rechte verfolgbar, wer 
auf einem felbftändigen Erwerbsgrunde beruhen und der Execution fähig find; die Fer 
enthaltung des Rechts ift weniger ein Erforderniß des Anſpruchs, als eine natürıdt 
Vorausfegung der Anwendbarkeit richterlicher Hilfe, alfo auch der Proceßerhebung 73 
Klägerd. Das franz. R., ſowie deutſche Particulargefege und der Nd. Ente, gelte 
von der Anſchauung, daß die Aufgabe des Richteramts Lediglich in die Entſcheidung ter 
Nechtöftreitigkeiten zu fegen ſei, ftatuiren dieſe Erforberniffe, bzw. Vorausſetzungen met: 
infonderheit geftattet der No. Entw., unter Erfordern einzig eines rechtlichen Interiie 
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auf Seiten ded Klägers, Klagen auf Feftftellung eines Rechtsverhältniſſes, auf An⸗ 
erkennung einer Urkunde, oder auf Feftitellung ihrer Unechtheit. — Der Proceß iſt das 
Mittel zur Realifirung der materiellen Rechte, und wie daher feine Berbältniffe in va⸗ 
dung und Imfinuatton, Litisconteftation, Präcluſion, Beweis, Endurtheil ihre Ruckwirkung 
auf die Verhältniſſe der materiellen Rechte äußern, fo beſtimmen dieſe wiederum in den 
mannichfaltigften Beziehungen die Geftaltung der Gerichtöverfaflung und des Verfahrens, 
wofür unter Anderem auf die fpeciellen Gerichtsftände, auf die Verhältniffe der Proceß⸗ 
fähigfeit und Vertretung, auf Neaffumtion, auf Intervention, auf Die Verbindung und 
Reihenfolge der Brocefie, auf die Verfchiedenheit der Proceßarten und der Erecutionsmeilen, 
und auf bie Rechtömittel hingewieſen fein mag. Insbeſondere ıft e8 der Werth des St., 
der fchon bei den Römern Berüdfichtigung gefunden, im gem. Proceß und den ſich ihm 
anfchließenden particularen Pre. Ordnn. für Gerichtsſtand, Proceßart, Appellabilität, im 
franz., preuß., hann. R. und nad dem Nd. Entw. für die Vertheilung der Yurisdiction 

an die verſchiedenen Gerichte und für die in jevem Proceß eintretende Koftenbeftimmung jogar 

hervorragende Bedeutung erlangt bat. Eben dadurch erhalten auch die Grundfäge über. 
die Werthberechnung eine erhöhte Wichtigkeit, welcher entſprechend die Hann. Pre. Ordn. 
und der Nd. Entw. fie an die Spite ihrer Vorſchriften ftellen, wogegen das gem. R. 

ihnen unter den Porausfegungen der Wppellation (vgl. d. Art.) ihren Play anweiſt. 

Diefe Grundjäge find für das gem. AR. und die deutſchen Pre.Ordnn. im Ganzen bie 

jelben: um jo mehr darf die gegenwärtige Darfteluug ſich auf die Angabe der dem 

gem. R. und dem Nd. Entw. angehörigen Beitimmungen befchränfen, zumal legtere im 

Weſentlichen auch für das preuß. AR. maßgebend find und vorzugsweiſe zweckmäßig er« 

ſcheinen. Sachgemäß nämlich bejtimmt der Nd. Entw. den Werth des St. nach dem 

Werth des Rechts, um welches es ſich handelt, nicht nach dem Werth der Sache, auf 

welde das Recht bezogen ift, jo daß bei Eigenthums-, Beſitz-, Cautionsanfprücen ver 

Werth allerdings der Sache, bei Pfand=, Dienſtbarkeits-, Miethb=, Pachtanſprüchen ꝛc. 

Dagegen ein anderer, meiftens geringerer, im Betracht kommt. Zweckmäßig abftrahirt dann 

weiter der Nd. Entw. bei der Werthberechnung von den Acceſſionen, die nach gemeinrecht- 

licher Auffaffung, wenn fie auf felbftändigem Ermwerbögrunde beruhen, wie z. B. einem 

Zindverfprechen, als cumulirte Anſprüche gelten und mitgerechnet werben. Cumulirte 

Anfprüche nämlich werden nah gem. R. und dem Nd. Entw. abdirt, Dad Object ber 

Widerklage, bezüglich deffen im gem. R. verfchievene Anfichten befteben, wird nad dem 

No. Entw. mit Recht außer Anſatz gelafien. ALS unſchätzbar gelten nach gem. R., 

von Injurienſachen abgeſehen, „oberkeit, geredhtigfeit, dienftbarfeit, und ewig unab- 

[öfige gült, zinß und nutzung“, nad dem Nd. Entw. find Servttuten und unablös- 

liche wiederkehrende Nutzungen und Leiftungen fchägbar, und zwar lestere nach dem 

25fachen Betrage der einzelnen Leiſtung, erftere nach dem höchſten Werthe, den fie für 

das herrſchende oder dienende Grundſtück beſitzen. Die Teititellung des Werthes erfolgt 

nah gem. und preuf. R. dur Einigung der Parteien, im Fall der Beitreitung ift ber 

Beweis des Minderwerths zu führen; nach dem No. Entw. muß die Beftreitung im 

Wege der Einrede des unzuftändigen Gericht geltend gemacht werben, mag fie Mehr: 

oder Miinderwerth behaupten, das Gericht hat dann über die Anwendbarkeit feiner Juris⸗ 

diction zu entſcheiden und eventuell ein Verweiſungsurtheil abzugeben, und Einigung der 
Parteien bedeutet demgemäß unter Umſtänden Prorogation der Yuriödiction. 

Duellen: 8.6.D. v. 1521 Tit. 24. v. 1555 Th. 2 Tit. 28 8.4. RR. 1570 8. 66 f. 
DA. 1600 8. 14. J. R. A. $. 112 ff. — Loi 3 sept. 1807. Loi 25 mai 1838. Loi 11 avril 
1538. — 9.8.0. Th. 1 Tit. 28 $. 16. Tit. 32 $. 4. Cab.O. v. 3. Aug. 1832. Verordn. v. 
1. Juni 1833 8. 40. Verordn. v. 21. Juli 1846 88.28. 32. Berorbn. v. 2. Jan. 1849 $. 20. 

eſ. v. 10. u. 12. Mai 1851. v. 9. Mai 1854. Preuß. Ent. 1864 $. 47 ff. 224 f. 617 ff. 

Not. ©. 22. 49 fi. 147 ff. Verordn. v. 24. Juni 1867 83. 4. 90. — Kurbeff. Geſ. v. 
25 Oct. 1863. — Hanno. Pre.o.8.2 ff. — Nd. Entw. 88. 3—13. 179. 742. 790. 
dit: Grolmann, B.Berf. $. 70 ff. Stahl, Phil. d. R. ILS. 174 ff. Zachariä, 
Staatsrecht IT. 8. 148. v. Gerber, Staatsr. 1865 $. 56. Pfeiffer, Prakt. Ausführ. 
Savigny, Spft. SS. 205. 239. Winbfheid, Actio. Band. 88. 44. 82. 122. Muther, 
3. Lehre vo. d. Actio. Better, Zeitfehr. f. Rechtögefh. IX. ©. 366 ff. Kuntze in Sclet- 
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ter's Jahrbb. Bd. 5. Neuner, Privatrechts⸗Verhältn. 6.18. v. Bähr, Anertennung 2. Auf 
8. 69. Sarwey, Würt. Arh. Bd. 12. Koch, Preuß. Pre. 8. 25f. Leonhardt, Comm 
3. Hann. Pre.O. J. 1. Niffen, Entw. einer deutſchen Civ.Pre.O. 1864. S. 11 fi. 225. 
8. Wieding. 
Strube, David Georg, geb. 1694 zu Celle, 1720 Landſyndicus zu Kalk 
heim, 1740 Geh. Yuftizrath zu Hannover, Bicefanzler daſelbſt, ftarb 1776. 

Schriften: Nebenftunden, Hildesh. u. Hann. 1742—1768; neuer Abbrud 1778— 1783. — 
Rechtliche Bedenken, Hann. 1760-1777 u. öfter; beraudgeg. von Spangenberg, Hann. 1537. — 
Diss. de origine nobilitatis germ., Lugd. Bat. 1717. — Comm. de jure villicorum valg. 
vorm Meyerreht, Cellis 1720. ed. IIf. Hann, 1768. 

Fit.: Biographie in „Rechtliche Bedenlen“, Ausg. von Spangenberg, p. XXI — XXX. 

Teihmann. 
Struv(e), Georg Adam, geb. 1619 zu Magdeburg, wurde 1645 Aſſeſſor am 
Hallenſer Schöppenftuhle, 1646 Prof. in Jena, 1680 Präfivent der Regierung bakfbi, 
ftarb 1692. 

Schriften: Syntagma jur. feudalis, Jen. 1653 -- jur. eivilis, Jen. 1659. F'rancıf. 
Lips. 1692 — 1701 (als synt. jurispr. sec. ord. Pand, c. additt. Mülleri, Francof.. Lips. 
1738). — Jurisprudentia rom.-germanica forensis, Jen. 1670, zuletzt Bamb. 1767. — 
Evolutiones controversiarum, Jen. 1669 u. 3 


Cein Sohn Burchhard Botthelf, geb. 1671 zu Weimar, Prof. der Get. 
und des Staatsrechts zu Jena, ftarb 1738. 

Schriften: Syntagma jur. publ,, Jen. 1711. 1720. 1735 (corpus jur. publ. ed. IH: 
u. Auszug hieraus: Jur. pabl. prudentia, Jen. 1712. 1730. ed. III. 1740. — Comment. de 
allodiis imperii, 1734. — Juriepr. heroica, 1743—1753 ed. Hellfeld. — Biblioth. jur. - 
lecta ed. Buder 1756 — 58. 

Lit.: Schulze, Einl. in das deutſche Staatsrecht, Leip. 1867, ©. 76. — B.G. Strure, 
Vita G. A. Struvi, Jen. 1705. Teich manu 

Stryk, Samuel, geb. 1640 zu Lenzen (Priegnitz), ſtudirte in Wittenberg um 
Frankfurt, wurde 1665 Prof. der Rechte, ging 1690 nah Wittenberg, dann nad Hair 
als Ordinarius der Yuriftenfacultät, ftarb 1710. 


Schriften: Introductio ad praxin forensem caute instituendam cum coll. ico 
Viteb. 1699 u. öft. — Tract. de success. ab intestato, ed. 4 Francof. 1706. — Untexridt 
vom Pfändungsrechte. — Tract. de cautelis testamentorum. — Tract. de cautelis jurs- 


mentorum, Hal. 1710. 1759. — Usus modernus Pandectarum, Witenb. 1690 — 92, zul: 
Hal. 1746—80. — Examen jur, feudalis. 

Sein Sohn Johann Samuel, geb. 1668 zu Frankfurt a./O., wurde 1692 
Doctor, 1693 Prof. extraord., 1694 erfter Dr. jur., 1695 ord. Prof. m Halle, 1762 
Hofrath, flarb 1715. 

Schriften: Fundamenta institut. imperialium. — Meletemata de juramentis, Hal. 
1707, und zahlloſe Differtationen. 

tit.: Opera Strykii ed. Schöpff, Ulm 1744. — S, Strykii operum praestant. col 
nova, Hal. 1746. 47. — Schulze, Einl. in das deutfche Staatsrecht, Leipz. 1867, S.75.— 
Pütter, Lit. des teutſchen Staatsrechts, Gött. 1776—83, Bd. I. ©. 327—29.— JZöcher IV. 
S. 901. — Strippelmann, Der driftl. Eid, Cafiel 1855, ©. 200. 201. 

Teihmann. 

Enbhaftation ift im röm. R. jede dffentliche Verfteigerung vor einer Behörde, ir 
genannt, weil auf dem Forum, wo das Bietungsverfahren flattfand, eine Yanze (hasts- 
als Zeichen der Amtsgewalt aufgepflanzt war; 1. 16 C. de rese. vend. IV. 44. Brir 
sonius de Verb. Sign. s. v. hasta. Heutzutage wird jedoch die ©. enger aufgefaft. 
nämlih nur als Verkauf unbeweglicher oder folder Sachen, die den Immobilien gleich 
geftellt find,- wodurch fie ſich von der Auction (ſ. d. Art.) unterjcheide. Die S. wind 
hauptjächlich eingetheilt in nothwendige und freiwillige. Unter der erfteren verfteßt mar 
im gem. R. diejenige, welche auf Antrag der Gläubiger im Wege der Zwangsvollftredimna 
erfolgt, während zu der zweiten alle anderen Fälle gehören, insbeſondere die S. vor 
Miündelgütern auf Anordnung der Obervormundfchaftsbehörbe, von gemeinſchaftlichen Ce 
genftänden auf Berlangen der Mliteigenthümer, und von Grundftüden eines Einzeleigen⸗ 
thümers auf deſſen Antrag. Das preuß. R. indeffen dehnt nach dem Vorgang einzelner 
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gemeinrechtlicher Juriften die nothwendige S. beveutend weiter aus und flellt der im 
Wege der Execution erfolgenden auch die von einem Miteigenthümer behufs Auseinander- 
fegung beantragte, jowie diejenige gleich, weldye ein Benefictal= Erbe zur Befriedigung der 
Erbichaftsgläubiger oder im erbſchaftlichen Liquidationsproceſſe veranlaßt ı Preuß. Sub 
haſt. Ordn. v. 15. März 1869 $. 112). Darnad bleiben denn als Fälle der freiwilligen 
mir die ©. von Mündelgüten und die von fämmtlichen Eigenthümern übereinſtimmend 
erbetene übrig. Vol 8. 66 A. G.O. I. 52. Imftruction vom 20. Mai 1839 $. 1 
(Juſt. Min. Bl. S. 190). Das Verfahren ift in den einzelnen Fällen ſehr verſchieden. 
Mir unterfcheiden daher I. die Schulden halber nothwendige ©. In Rom war bes 
fanntlich weder bei der Berfteigerung der Gütermaffe im Concurſe, noch bei dem Berfauf 
einzelner Pfandftüde eine Mitwirkung der Obrigfeit vorgejchrieben. Zwar war eine 
öffentliche Belanntmadung (proseriptio) in dem erfteren Falle nothwendig und in dem 
zweiten wenigftens üblid (Gai. ILL. 79. 1. 4 C. de distr. pign. VIII. 28). Aber die 
Beräußerung jelbft erfolgte doch dort durch den magister bonorum vendendorum und 
bier nach dem Willen des Gläubiger8 entweder durch ihn oder durch die Obrigkeit. 
Within beftand inſoweit ein beſtimmtes Subhaftationsverfahren nicht. Dagegen gab es 
ein ſolches bei Pfandveräußerungen durch den Fiscus. Hier mußte das Pfandſtück nad 
Werth und Ertrag taxirt (1. 16 C. de reso. vend. IV. 44), öffentlich ausgeboten 
(inov. 120 c. 6 $. 2) und dann unter Yufftedung deu hasta verfteigert und dem Meift- 
Dieter gegen fofortige Baarzahlung zugeiprochen werben, 1. 1. 2. 4. 6. C. de ‚fide et 
iure. hastae X. 3. cf. 1. 15. 8.7 D. de re ind. XLII. 1. Doch galt dabei ſtets 
der Vorbehalt eines beſſern Käufers, 1. 50 D. de iure fisei XLIX. 14. In ähnlicher 
Weiſe wie bei fiscalifchen Verkäufen jcheint auch mit dem pignus in causa iudicati 
captum verfahren morben zu fein, 1. 3 C. de exec. rei iud. VII. 53. 1.2 C. ei in 
cau. iud. VIH, 23. Dgl. überhaupt Dernburg, Pfandr. II. ©, 138. 252. Im 
altveutfchen R. mußte jever Pfanbverfauf gerichtlich durch den Frohnboten, aber ohne 
vorherige Tare und auf Grund drei Mal wiederholter mündlicher Auskündigung ftatt- 
finden. (Bol. Anhang zum Sachſenſp. ed. Zobel, Tit. von Hälff und Execution.) 
Diefe Gebräuche, beſonders die unbedingte Gerichtlichleit des Verfahrens find dann bet 
dein völligen Mangel reichögejegliher Vorſchriften von der Praris mit den römtfchen 
Betimmungen verbunden und zu einem gemeinen Subhaſtationsrecht ausgebildet worven. 
Zuftändig ift überall der Richter der belegenen Sache, und zwar nach der neuen Preuß. 
Subhaſt. Ordn. ein Einzelrichter (88. 2 —4 a. a. O.), nur nah franz. R. der Huiſſier 
des Proceßgerichts (0. de proc. a. 673). Ehe indeſſen diefe Subhaftationsbehörde ans 
gegangen werben kann, muß noch vom Erecutionsrichter ein Zahlungsbefehl (Mandat, 
commandement) mit einer Friſt von etwa 4 Wochen fruchtlos erlafjen worden fein. 
Nur die Preuß. Subbaft.Oron. Hat dies beſeitigt. Demnächſt hat der Extrahent ber 
S. dem Subhaftationdrichter die Borausfegungen derſelben (geredjten Grund und ges 
eignetes Vermögensobject des Schuldners) darzulegen, und in Folge davon fpridht der 
Richter die Einleitung der ©. aus. Hiermit ift zugleich eine Entjegung des Schuldners 
aus der Verwaltung des Gutes (Sequeftration) und eine Eintragung des fog. Subhafte- 
tionsvermerf3 in das Hypothekenbuch verbunden. Vgl. Preuß. Subhaſt. Ordn. 88. 5—11. 
Den nächſten Schritt bilvet nach den meisten Rechten die Aufnahme einer Taxe des 
Grundſtücks; im neueren preuß. R. fällt jedoch auch Diefe hinweg. Nun erfolgt von 
Seiten des Richters die Feſtſetzung des Orts und der Zeit, wo und wann die BVerfteige- 
rung ftattfinden fol, fo wie ber etwaigen beſondern Licitationsbedingungen , über welche 
ſich die Intereſſenten geeinigt haben, und eine Ausfertigung dieſes Decrets (in Preußen 
Subhaftstionspatent genannt) wird durch Aushang an Gerichtöftelle, in Preußen auch 
durch Einrückung in öffentliche Blätter, in Frankreich noch mittelft anderer Anſchläge bes 
fannt gemacht. Gemeinrechtlich beträgt die Frift, während deren das Proclama affigirt 
bleiben muß, mindeftens 20 Tage, nad preuß. R. jest 6 Wochen bis 3 Monate, aud- 
nahmsweiſe 6 Monate. Wo eine Tare vorgeichrieben ift, wird aud deren Ergebniß mit 
veröffentlicht, in Preußen ftatt befien der bei der Veranlagung "zur Grund- und Ges 
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bäubefteuer angenommene Reinertrag und Nutzungswerth des Grundſtücks. Außerdem 
aber enthält jett in Preußen das Subhaftationspatent auch die Beftimmung ded kunftiger 
Termins zur Publication des Zuſchlagsurtheils und die Aufforderung an Alle, wei 
ein im Hypothekenbuche nicht eingetragene® Realrecht geltend zu machen haben, darice 
bei Bermeidung der Präclufion ſpäteſtens im Verftetgerungstermine anzumelden. Urd 
endlich wird nach allen Rechten das Berfügte den gerichtlich bekannten Interefienten, d. }. 
dem Ertrahenten der ©., dem Echuldner, dem von dieſem etwa verichtedenen eingetragen. 
Eigenthümer, den Inhabern von Realrechten und denjenigen, die ſolche angemelver bakr, 
nachrichtlich mitgetheilt. Vgl. Preuß. Eubhaft.Oron. 88. 12—20 cod. proc. 682—65. 
Im Berfteigerungstermin werden die Bieter und ihre Gebote verzeichnet; doch fann na 
preuß. R. ein Gebot gegen den fofortigen Widerſpruch eines Intereſſenten nur dann % 
rüdfihtigung finden, wenn der Bieter durch Hinterlegung eined näher beftimmten Betrocke 
Sicherheit Teiftet. 88. 22— 24 a. a. D. Iſt ein Meiftgebot erzielt, To werden te 
anmejenden Intereſſenten über die Ertheilung des Zuſchlags gehört, und es wid it 
Bietungsverfahren geichloffen. Auf Grund bierven ergeht dann das Urtheil entwede 
dahin, daß dem Erfteher das fubhaftirte Grundſtück zuzufchlagen oder daß ihm der Zr⸗ 
ſchlag zu verfagen. Dieſes Letztere tritt allemal ein, wenn eine der geſetzlichen Berau: 
ſetzungen für Ertheilung des Zuſchlags mangelt, gleichviel ob deswegen von einem Je 
tereffenten Widerſpruch eingelegt worben ift, oder nidyt; doch hat ein ſolcher MWiverind 
nach preuß. R. die Wirkung, daß das Urtheil nicht mehr vom Subhaftations=, ſonden 
vom Procekrichter abzufaffen tft. Die Folgen einer Verſagung des Zuſchlags beſieben 
je nad) den Umftänden in einer Aufhebung des Subhaftationsverfahrens oder in der Ar 
beraumung eines neuen Bietungstermind (og. Reſubhaſtation). Spricht Dagegen una 
fehrt das Urtheil den Zufchlag aus, fo fol dadurch nach einer Vorfchrift des röm. X. 
gegen fofortige Zahlung des Preifes das Eigenthum ohne mweitered dem Erſteher übe: 
tragen werden. (Auth. Hoc ius Cod. I. 2. de 8. S. ecel.) Indeſſen hat die Fran? 
fich gewöhnt, die Zahlung und die Eigenthumsübertragung (Aojudication, |. d. Art.) af 
einen ſpäteren Termin zu verfchieben und aus dem Zuſchlag (Addiction) nur ein dFerde 
rungsrecht hervorgehen zu laſſen. Im franz. R. erfolgt der Zufchlag auf ein Gebet eri 
dann, wenn drei nach Abgabe deſſelben jucceifio angezündete Wachslichte erlofchen iin, 
ohne daß ein Webergebot geichehen ift (art. 706); gleichwohl wird auch dann noch adt 
Tage lang ein Nachgebot angenommen, wenn bafjelbe das bisherige Meiſtgebot um '; 
überfteigt (loi du 2 juin 1841), und es tritt demnächſt eine neue Berfteigerung zmicer 
dem Adjudicatar und dem Ueberbieter allein ein. Erſt nachdem dieſe vollendet ıft, wm 
ber Adjudicationsbeſcheid abgefaßt und nad Erfüllung der Kaufbedingungen dem Aut 
catar zugefertigt. art. 708— 714. Endlich nach neuerem preuß. R. muß das Zuſchlagt⸗ 
urtheil immer zugleich auch eine Prächuflon derjenigen ausſprechen, welche ihre Realrechle 
nicht, Tpäteftend im Verfteigerungstermine angemeldet haben, denen dagegen, welde ſich ge 
meldet haben, ihre Rechte vorbehalten; doch können biefe vorbehaltenen Rechte niemali 
die Wirkſamkeit des Zufchlagsurtheils beeinträchtigen, ſondern nur gegen die Kaufgelde 
geltend gemacht werden. ‘Die Wirkung des Zuſchlags befteht nad preuf. R. darın, if 
Eigentbum, Gefahr, Laften und Nusungen fofort auf den Erfteher übergehen; bad er: 
folgt die Uebergabe des Grundſtüds erft nach Berichtigung der Kaufgelver, zu deren Be 
legung und Vertheilung noch ein befonderer Termin angefett wird. Bgl. Subhaſt. Ortn. 
8.410 ff. WER. 8. 342 I. 11. Gegen das Urtheil über den Zuſchlag findet nah 
gem. R. Appellation und NullititSquerel, nach preuß. R. nur einfache Beſchwerde Stat. 
Im übrigen beftimmt fi das Verhältniß der Imtereffenten nach den allgemeinen Kegeln 
über den Kauf, indem bier unter Leitung des Gerichts der Gläubiger die ihm uf 
genen Rechts zuftehende Veräußerungsbefugniß des Schuldners ausübt. Weber die reif 
fihe Conftruction des Geſchäfts vgl. den Art. Auction. Doch ift particnlarredtlie de 
noihwendige S. befonders tm Punkte der Gemährleiftung abweichend geregelt. Klagen a 
enormer Verlegung und Compenfation find nad) der Natur der S. überall auszuichlert. 
I. Die S., welche auf Antrag des Beneficialerben oder eines einzelnen Meiteigenthlnt 


, 
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erfolgt, richtet ſich im Berfahren ganz nach ‘den unter I. entwidelten Vorſchriften. Doc, 
tönnen die Wirkungen der nothwendigen S., infoweit fie aus dem Pfandrecht des extra= 
birenden Gläubiger8 entipringen, hier nur gegen die provocirten Miteigenthümer und bie 
an deren Antheile vealberechtigten Dritten zur Anwendung gebracht werben. Preuf. 
Subhaſt Ordn. 88. 112. 113. II. Die übrigen Fälle der fremilligen ©. find gemnein- 
rechtlih kaum allgemeinen Regeln zu unterwerfen. Hier wird zunächft alles, von ber 
Bereinbarung der Interefjenten, insbejondere bei ©. der Mündelgüter von dem Willen 
des Vormundſchaftsgerichts abhangen. In Ermangelung folder Beftimmungen werden 
die Formen der notbwendigen S. ſoweit möglich analog anzuwenden, die Wirkungen aber 
nad der Natur des zu Grunde Tiegenden materiellen Rechtöverhältniffes zu bemeſſen fein. 
Tür Preußen enthält einige Borfchriften die A. G.D. I. 52 88. 66— 74. Verordn. vom 
6. April 1839. Verordn. vom 11. Aug. 1843. 

Lit.: Heinemann, Die Subhaftation nah rationalen und polit. Grundſätzen u. f. w., 
Weim. 1832. Jul Merkel in Weiske's Rechtsler. X. S. 600654. Mittermaier, 
Bürgerl. PBroceß III. 6. Für Breußen: Die Subhaſt. Ordn. vom 15. März 1869 aus ben 
Materialien erläutert von P. Wachler, Berl. 1869. . Ed. 

Subftitution bedeutet im Proceß in Anwendung auf die Gerichte die Beitellung 
eined anderen Gerichte ftatt des eigentlich competenten, wenn das lettere aus einem be= 
ftimmten Grunde einen einzelnen Proceß nicht verhandeln kann oder dazu nicht zu be- 
wegen if. Während die Anwendung der auf die ftaatliche Gerichtöorgantfation in Deutich- 
land nicht paflenden Lehre von der Delegation (ſ. diefen Art.) zu der Theorie geführt 

at, daß der Landesherr oder der oberfte Gerichtöhof zur Vornahme einer folder ©. 

efugt ift, haben die meiften PBarticularproceß- Orbnungen jet dieſe Fälle ein fir alle 
Mal feft geregelt und zwar ſo, daß entweder gefeglich ein beftimmtes Gericht im voraus 
fubſtituirt tft, oder das vorgefetste Obergericht, refp. bei Gerichten erfter Inſtanz, melde 
in verfchiedenen Obergerichtöbezirfen Liegen, das höchſte Yandes-Tribunal die Beitellung des 
Gerichtes für den gegebenen Proceß vornimmt. Die Wirkung diefer ©. ift die Entftehung 
eines forum extraordinarium, des fog. forum causae avocatae. — 

In Anwendung auf die Proceßbevollmädhtigten, alfo die Procuratoren und Anmälte, 
tft ©. die Beftellung eines weiteren Procurators durch den zunächft von der Partei con= 
ftituirten Bevollmächtigten. ‘Die diefe Befugniß für den letzteren ausſprechende Exflärung 
in der Vollmacht heißt techniſch: elausula substituendi, zu unterjcheiden von ber og. 
clausula substitutionis, d. 5. der fofortigen Ernennung eines anderen Procurators 
für den Wegfall des erften (duch Tod, durch Ausfcheiven aus dem Anwaltsſtande). 
Für den gem. und preuß. Proc (A. L.R. Th. J. Tit. 13 88. 37 ff.; A. G.O. Th. 1 
Tit. 3 88. 55. 56) iſt es behufs der Legitimation des Subftituten nöthig, daß die 
Vollmacht des Subftituenten jene erſt erwähnte Clauſel enthält. Dagegen kann ſowohl 
nach der Hann. Pre.Ordn. 88. 72. 416. 438 als auch nach dem No. Entw. 8. 134 
der Procegmandatar auch ohne daß die Vollmacht jene Clauſel aufweift, fich fir einzelne 
Proceßhandlungen einen Stellvertreter ſubſtituiren und fir die höheren Inſtanzen einen 
Bevollmächtigten beftellen. 

Lit.: ©. zum Art. „Vollmacht“. P. Hinſchius. 


Suffragan (episcopus suffraganeus) heißt für die Regel ber einfache, einem 
Metropolitan oder Erzbiſchof unterworfene Biſchof mit Rückſicht auf fein Verhältniß zu 
dem eriteren. Dieje Bedeutung ift daraus abgeleitet, daß suffraganeus im Allgemeinen 
jeden Kleriter bezeichnet, welcher die Pflicht bat, feinen Oberen zu unterftügen. Daher 
wird der Ausdruck auch fir ſolche Biſchöfe gebraucht, welche neben einem gewöhnlichen 
und ordentlichen Diöceſanbiſchof als deſſen Bicarien und Gehülfen bei ver Ausitbung der 
biſchöflichen Weiherechte fungiven, alſo für die jog. Weihbilchöfe oder episcopi in parti- 
bus (seil. infidelium), vgl. oben Th. I. ©. 466. Der letztgedachte Sprachgebrauch iſt 
namentlih in der römiſchen Curie nicht felten. 

tit,: Benedieti XIV pp. de synodo dioecesana libri XIII. Lib. XIII. c. 14. 

, P. Hinſchius, 
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Snggeftionen nennt man im Strafproceß Mittheilungen, welche einer zu vwernd- 
menden Perſon, insbejondere Beichuldigten und Zeugen, von anderen Zeugen, Complicen 
Bertheidigern, Richtern ꝛc. in der Abſicht oder mit der Möglichfeit gemacht werben, var 
biefelbe fich ihren Inhalt anetgne bzw. anzueignen vermöge. ©. Tünnen offen oder ver 
hüllt, direct oder indirect, durch Mienen, Zeichen, Worte, in Form von Behauptungen. 
Fragen, Antworten, Erzählungen gejchehen, fie können Thatſachen, Gründe, Ausflüchte x 
fuppeditiren. Die ©. untermifht ein fremdes Willen oder eine freinde Auffaffung ber 
eigenen des Deponenten, und ihre Gefahr für die Feſtſtellung dis wirklichen Sachverbal 
ıft um fo größer, je weniger in den meiften Fällen die Aneignung oder Nichtaneigmm 
ſowie die Bedeutung des fuggerirten Inhalts für den ganzen Zuſammenhang der Deye- 
fitton conftatirt werben kann. Die Verwerflichkeit der S., ſofern fie die richterlicher 
Erkenntnißquellen trübt, ift daher auch zu feiner Zeit zweifelhaft gemeien. Der Ingeiit: 
tionsproceß, der gemäß feiner auf Gewinnung des Geſtändniſſes gerichteten Tendenz bamn- 
fählih die Gefahr der S. für dieſes ind Auge faßte, erwog jedoch, daß dem Inyumen:ze: 
bie Borhaltung von Nebenumſtänden, um den VBeichuldigten am Ausweichen zu Banden 
und zu fpecieller Auskunft zu nöthigen, und von wejentlichen Umftänden, um feinem Ge 
dächtniß zu belfen und ihn zu detatllirter Ergänzung des Zuſammenhanges zu veranlafien. 
nicht vermehrt werben dürfe, und daß die Drientirung des zu VBernehmenden über den Gegr: 
ftand der Vernehmung unumgänglih und die des Beſchuldigten über etwaige ıbm zu 
Seite ftebende Vertheidigungsmomente von der P. G.O. geradezu vorgefchrieben ſei. Se 
gelangte man, obwohl diefe Orientirungen nicht unter den Begriff der ©. fallen und je 
Borbaltungen zweifellos unzuläflige ©. find, zur Aunahme von zulälfigen S., und dee 
Refultat war der vage Grundfag, daß ©. ın der Regel unzuläljig, aber nicht abtolu 
zu verbieten ferien. Im Anſchluß an diefe Doctrin — der C. d’instr. enthält über S. 
feine Vorſchrift — fielen Die neueren Strafproceßordnungen den gleichen Grundſatz af: 
Suggeftiofragen find zu vermeiden, und fligen im Berfolg der inquiſitoriſchen Tendenz 
noch die meitere Vorſchrift hinzu, daß der Beſchuldigte felbft in der Hauptverhandlung 
über Beantwortung ihm geftellter bzw. über Thatumftände geftellter ragen ſich mit den 
Bertheidiger nicht zuvor berathen dürfe. Die richterliche Gewalt beſitzt die Drittel, tem 
Beſchuldigten gefchehende ©. fern zu halten; Dagegen gewähren die neueren Strafprock: 
orbnungen dem Beſchuldigten kein einzige, wenn es fih um ©. handelt, die zu ſeinem 
Nachteil geichehen. Und doc ift deren Gefährlichkeit die größere, ihr Vorkommen das 
häufigere, der Gedächtniß⸗ und Verſtandesſchwäche der Zeugen und Beichuldigten wird im 
der Borunterfuhung und im Anhalt an deren Protocolle aud in der Hauptverhandlung 
nod immer nachgebolfen. 

Quellen: 1. 18.21 D. 48, 18. PD. A. 31. 47. 56. Preuß Crim O. v. 1905. 
88. 66. 269. Str. Pre.O. v. 1867. 88. 141. 213. Str. Pre.Ordun. v. Oldenburg 9 125. 
167. 178. Hannover 88. 92. 101. Baden N. 122. 179 f. 183. 233. WBürttemberz 
A. 110. 309 f. 0 

Lit.: Quiftorp, Grundf. 8. 669 f. Bauer, Str.Pre. 88. 129. 131 f. 147." Zada- 
riä, Str.Pre. 8.105. Mittermaier, Str.Berf. 8. 107. Oppenhof, Preuß. Verf. 3. 103 
n. 48. Schwarze, Comm. 3. Sädf. Str. Pre.O. A. 170. Beſt, Engl. Bew. R. (beramägeı. 
v. Marquardſen) $. 398 fi. 8. Wieding. 


Summarifcher Proceß ift nah Claproth die Procedurart, bei welder, mit 
Borbeigehung der Förmlichketten, blos das Welentliche eine® gerichtlichen Verfahrens be⸗ 
obachtet wird, und fie ift eine beftimmt Jummarijche, wenn fie, wie Arreft-, Dar: 
dats⸗- und Erecutioproceß, einen beftimmten Namen und feftgefegten Lauf des Proceſſes 
bat, oder eine unbeftimmt fummarifche, wem nur mit Beifeitefegung aller Ferm⸗ 
lichkeiten verhandelt wird. Bayer definrt regulär oder unbeftimmt ſummariſches 
Verfahren als dasjenige, bet welchem die Hauptverbandlungen in der Reihenfolge de} 
ordentlichen Proceſſes fortlaufen, irregulär oder beftimmt ſummariſches ald dasjenige. 
in welchem dieſe Reihenfolge abgeändert erſchein. Briegleb Dagegen weift Darauf 
bin, daß die Jurisprudenz des Mittelalter den Begriff des summatim cognoscere 
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aus dem röm. R. entnonmmen, daſſelbe bier aber die materielle Beſchränkung ber 
Eognition anf die Hauptpunkte, d. h. auf Die unmittelbaren Borausfegungen ber 
in Frage ftehenden Maßregel bedeute, welcher Bedeutung nur die den beftimmt |. Prec. 
eigenthlimliche Cognitionsweiſe entiprede. In Folge deſſen verwirft er die Zufam- 
menftellung von beftimmt und unbeftimmt |. Pre., verwirft meiter wie den Namen, 
fo auch die wiſſenſchaftliche Exiftenz des unbefiimmt ſ. Bre., deſſen Differenzen 
vom ordentlichen Procefje, wie fie die heutige Doctrin beſtimme, weder von principieller 
Bedeutung , noch als wirflihe Differenzen anzuerkennen ſeien. — Die beitimmt |. Pree. 
jind, wofür auf ihre befondere Darjtellung verwielen wird, mit Briegleb fir erecutive 
Procedurarten mit materiell beichräntter Cognition anzuſehen, der unbeftinmt |. Pre. 
dagegen fordert eine matertell unbeichränfte Cognition in gleicher Weiſe wie der orbent- 
liche Proceß; beftimmt und unbeftimmt |. Pre. find daher wiſſenſchaftlich nicht als 
Unterarten einer und berjelben ſummariſchen Procedur zufammenzuftelen. Was aber 
Namen und Eriftenz des unbeftimmt ſ. Pre. angeht, jo handelt es fich hier, wie bet 
den |. Prec. überhaupt, nach Briegleb8 eigenen Machweifungen, um felbftändige Gebilve 
des Mittelalter, über deren Eriftenz und Berechtigung zunächft die römiſche Bedeutung 
des summatim cognoscere nidyt enticheiden kann, jo wenig darum ihr Werth für die 
ſpecielleren Berbältniffe der |. Pre. verfannt werden Joll. Vielmehr iſt auf Die gefchicht- 
liche Entjtehung des unbeftimmt ſ. Pre. zurüdzugehen und in diefer Beziehung zunächft 
darauf hinzuweiſen, daß die italieniihe Jurisprudenz des Mittelalters, unter Führung 
hauptſächlich von Placentin und Azo, aus der Yuftintaneifchen Compilation einen 
Ordo judieii combinirte, deſſen ftrenge Einhaltung fie auf Grund der L. Prolatam C. 
de sententiis bei Vermeidung der NWichtigleit forderte. Eben darum bezeidjnete eine 
Öloffe zum Decret, die jih auf Joannes de Fant. (Faventinus?) beruft, diefen 
Ordo als de substantia judicii, und die zu demfelben gehörigen Acte, gewöhnlich auf in 
jus vocatio, libelli oblatio, litiscontestatio, juramentum calumniae, interrogationes 
(et confessiones), probatio, disputatio, sententiae in seriptis pronuntiatio, executio 
beftimmt, wurden von Innocenz IV. als substantialia judieii und ihnen gegenüber von 
der Stoffe des Accurfins alle fonftigen Procekhandlungen, die nicht unter bie L. Pro- 
latam fallen, als solemnitates a. figurae judieii bezeichnet, die ſomit eine ganz andere Bedeu⸗ 
tung haben, als diejenige, welche man heutzutage in willkürlicher Weiſe mit dem Begriff 
„Förmlichkeiten“ verbindet. Ber dielem Gegenjage zwiſchen substantialia und figurae 
judieii ward die Bedeutung der fett Innocenz III. delegirten Richtern ertheilten An= 
weifungen, simpliciter et de plano, eine strepitu et figura judicii zu procediren, 
zweifelhaft, und diefe Zweifel fanden ihre Löſung durch die befannte Cl. Saepe, die von 
den Subftantialien libelli oblatio, litis contestatio und conelusio (disputatio) auf 
Grund ſolcher Anweiſung als erläßlih, dagegen eitatio, juramentum calumniae, in- 
terrogatio, probatio, sententia in scriptis al8 unerläßlich bezeichnete, dabei von ben 
solemnitates, nad) der Auslegung Johannes Andreä’s, diejenigen fefthielt, die, wie 
3. 2. die defensiones legitimae, „plus respiciunt figuram facti, negotii vel causae 
quam judicii“ (i. e, processus). Die Cl. brach hiernach alfo noch keineswegs abfolut mit der 
Strenge des Ordo. Einen vollftändigen Bruch aber involvirte die bekannte Extrav. Ad 
reprimendum von Kaiſer Heinrich VIL, die in offenbaren Anſchluß an die Cl., aber 
über diefelbe hinausgehend, verordnete, daß in crimine laesae majestatis „„umma- 
rie ct de plano, sine strepitu et figura judiecii, prout illi, qui jurisdic- 
tioni praeest, videtur expedire“ proceirt und auf erfolgte Citation gegen 
den außbleibenden Beklagten zu Bewersaufnahme, Urtheil und Execution gefehritten wer- 
den könne, „legibus et consuetudinibus non obstantibus quibuscunque“. Aus dieſer 
Conftitution ftammt der Name „|. Pre.’ fir unfer Verfahren, das außer auf Eriminal- 
ſachen auf alle Sachen angewandt wurde, die nad der Cl. Dispendiosam simpliciter 
et de plano oder nad) röm. R. summatim cognoscirt werben konnten, zu denen insbe⸗ 
fondere auch die im röm. N. claffiicher Zeit ver extraordinaria cognitio überwieſenen 
Sachen gezählt wurden. Die Eigenthümlichkeiten dieſes fummarifchen Verfahrens an= 
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langend, bob Bartolus in feinem Commentar zur Extrav. eit. hervor, daß dıkk 
den Richter zwar von der Beobachtung der substantialia processus entbinde, wel akt 
ohne substantia der Proceß jelbft aufhöre, die Extrav. nur auf die Dispenſatien wı 
den substantialia inducta a jure civili bezogen werben könne, während ber Kıkız 
Dagegen immer noch verpflichtet bleibe, „omnem figuram et formam judieii indeei 
(l. inductarn) de jure gentium vel naturali ratione“ einzuhalten. Diefe Uneite- 
dung warb von der ‘Theorie fofort adoptirt, und fo bilvete fich jene bis in bie nu 
Zeit erhaltene. und auch in der deutſchen Territorialgefeßgebung anerkannte Regel, mi 
welcher ım unbeftimmt |. Pre. num die substantialia naturalia für den Richter oblg 
toriſch fein follen, die substantialia juris positivi und solemnitates Dagegen nicht. V 
substantialia naturalia feien, das haben Bartolus und feine Nachfolger dur Bemeir: 
namentlich der genannten Subftantialacte an der heiligen Schrift und der eigenen naturals 
ratio feſtzuſtellen verſucht; Grolmann unn®önner haben letztere allein entfcheiden biz 
die Gönner in den Stand feste audy die Berhandlungdinarime als weſentlich zu derun: 
bie doch dem freien Ermefjen der Extrav. widerfpriht, auch fein Act und Beltaik. 
des Pre., jondern ein Örundlag iſt. Andere unterlegen dem Begriff ſubſtantiell der ix 
Erheblichkeit. Bartolus hat indeß unter substantialia naturalia, deren Boah: 
durch die Cl. Pastoralis veranlaßt fein dürfte, nichts Anderes verftanden, als ze 
das Wort fubftantiell ſchon an ſich anzeigte: ein Erforderniß, ohne welches ein Tred 
nicht denkbar iſt; nur daß er, was blos durch pofitives Recht für fubftantiell af: 
ift, negirt und, ba man ben Ordo praecepti, alfo den Proceßgang des Mandurd: x 
Procejjed, wie die erwähnte Decretsgloſſe bemeift, für eimen bejonderen Ordo eradid. 
bei feiner Unterjcheidung natürlich von dieſem abftrahirt bat. Handelt es ſich im: 
nur darum, was in Anfehung des ordentlichen Proceſſes für abfolut weſentlich anzu: 
jet oder nicht, und ift weder durch die gemeinrechtliche noch durch irgend welche Territera 
geſetzgebung bisher entichieven worden, was als ſolches zu erachten fei, fo it die Bier 
ſchaft ſowohl durch die ausdrüdliche Beftimmung des J. R.A. als durch die Thatiak 
daß die Lehre von den Nichtigfeiten wegen Verlegung der wefentlichen Beſtandtheile te 
Berfahrens im Mittelalter von Anfang an auf die L. Prolatam gegründet werde t, 
immer aufs Neue wieder auf den Boden des röm. R. geftellt, deſſen Nicztigfeitenioken 
nad) Beleitigung des Subſtantialordo's für die hier erörterte Proceburart als mi 
maßgebend erſcheint. Das röm. R. erkennt zunächft die Nothwendigkeit der Klagerkii 
an, und ftatuirt ferner Nullität des Verfahrens dann, wenn die Creation chne Ze 
tenz, die Sentenz ohne causae cognitio, die Cognition ohne Ladung des Bella 
- ftattgefunden bat, und zwar handelt e8 fi Hier nicht um den Umfang und it 
Art und Were, in welcher die Cognition erfolgt ift, ſondern, davon abgeki“ 
nur um die Vornahme einer causse cognitio überhaupt, deren Mängel M 
contumax überall nicht, Die anweſende Bartei nur durch Appellation rügen hr. 
Abſtrahiren wir von den fpectelleren, allerdings auch bei Vermeidung der Nichtitt 
vorgefchriebenen, Erforberniffen einzelner dieſer Acte, wie ber Auöhändigung R 
Klagelibelld bei der Ladung, der ſchriftlichen Abfaffung der Sentenz x., die durh * 
Cl. Saepe, die Extrav. eit. und andere Gefege erlaffen find, fo kann natürlich nicht de 
von die Rebe fein, daß der unbeftunmt |. Pre. fich lediglich auf Mage, !atım 
Causae cognitio und Sentenz zu beſchränken babe, fondern nur davon, daß ihr Mas 
allein den vom Richter geleiteten Broceß der Vernichtung ausſetze. Nicht hierin if alle dre 
Eigenthümlichkeit des unbeftimmt ſ. Pre. zu ſetzen, fondern vielmehr darin, vor d 
Richter, prout sibi videtur expedire, aljo nad) freieftem Exmeffen den Proceß zu In 
befugt ift. Sofern der Proceßgang immer der ordentliche bleibt und vorgängige Yarın 
Eognition und Endurtheil jedes Ausfchreiten in Execution und erecutiviſche Procedur w 
hindern, wird gewiß nicht geläugnet werben jollen, daß e8 fich keineswegs um prince 
Abweichungen vom ordentlichen Broceffe handle. Ermägt man indeß, daß aud m Mr 
tigen ordentlichen Proceß der Beklagte bei proceßhindernden Einreden bie Atisconldkn“ 
verweigern darf und bet dilatoriſchen fie nur eventuell vorzunehmen braucht, DaB! 
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ordentliche Cognition fi in erftes und, Beweisverfahren und dieſes wieder in Beweis⸗ 
antretung, Gegenerflärung x. Tpaltet, jo wird man es gleihmohl doch als eine nicht zu 
unterichägende praftiiche Differenz anerkennen müfjen, wenn im unbeſtimmt |. Pre. ber 
Richter nach Ermeſſen der Umftände den Parteien einen nahen peremtorifchen Termin 
jegen darf, in welchem fie ihre ſämmtlichen Rechte darzulegen und fofort zu beweilen haben. 
Tag bei folder Procekleitung eine ſchrankenloſe Verhandlungsmarime und die auf deren 
Berlegung gedrohte Nichtigkeit Teine Anwendung leiden, daß die Schriftlichleit fortfällt, 
daß die chicandfen Libelleinreden mit der durch fie veranlaßten Abweiſung angebrachter- 
maßen aufhören, daß das von Act zu Act mögliche Dilatiren, Contumaziren, Reftituiren, 
Appelliren abgeſchnitten wird, iſt nicht minder in Anſchlag zu bringen. Alle diefe Wb- 
weichungen angefehen, unbeſchadet anderer, Die angeführt werben, foweit fie mit dem an⸗ 
gegebenen Princip übereinftimmen, ergeben, daß das unbeftimmt ſummariſche Verfahren 
dem richterlichen Ermeffen eine Concentration geftattet, wie fie im ordentlichen Proceß 
auch heute noch nicht gefannt ift. — Die neueren Gefeggebungen angefehen, findet der uns 
beftimmt |. Pre. in allen feine Anwendung, ohne daß indeß das Princip der Extrav., Die der 
fpäteren Zeit gänzlich abhanden gefommen ift, in ihnen zu vollem Ausorud gelangt 
wäre. Der franz. Pre. beichränkt fi darauf, das Verfahren ohne weiteren Schriften- 
wechjel fofort in die Audienz gelangen zu laffen und im Fall ver Erforberlichfeit einer 
Beweisaufnahme, diefe in einem fchleunigen Termin und bei Zeugen unter Wegfall der 
Artifelvernehmung und in nicht appellablen Sachen auch der Protocollation der Ausſagen 
zu erledigen. Died Verfahren findet namentlich auch vor den Friedens - und Handels⸗ 
gerichten feine Anwendung, außerdem in den ausbrüdlich als ſummariſch bezeichneten . 
Sachen, wohin insbeſondere Smeidentfachen, perfünlide und Mobiliar-Klagen bi8 zu 1500 
Francs Werthbetrag, Klagen aus liquivden Urkunden ohne Rüdficht auf den Werth, Provi⸗ 
jorien= und folche Klagen gehören, melde ein fchleuniges Verfahren erheiſchen. Bon der 
Artifelvernehmung abgejehen, die von den deutſchen Proceßordnungen überhaupt aufgegeben 
iſt, Schließen fid) die Hann. Pre.Ordn. und der Nd. Entm. im Verfahren vor Amts» 
und Handelsgerichten, in Proviforienfachen und Zwiſchenſtreitigkeiten dem C. de proec. 
on. Die neuere Preuß. Gfgb. befiehlt in Mieths-, Arreft-, Mercantil-, Wechſel-, Baıtz, 
Beſitz⸗, geringfügigen und nad) richterlichem Ermeſſen dringlichen Sachen fofort auf die 
Klage einen Termin zur Vernehmlaſſung und meiteren Verhandlung der Sache anzufegen, 
in welchen jedoch zugleich aud die Beweisaufnahme erfolgen Kann. 

Suellen: 1. 75. D. 5, 1. 1.6.84. C. 1, 12.1.4. 0.7, 45.1. 1. C. 7, 53. Nov. 
53 c.3.$. 2. Extrav. Henrici VII. — e. 2. in Cl. 2,1. c. 2in Cl. 2, il. c.2in Cl. 
5. 11. — J. R. A. 8. 122. — C. de proc. a. 1 ss. 404 es. 414 ss. Loi 30 mars 1808 a. 66 ss. 
Loi 11 avril 1838. — Preuß. Berorbn. v. 1. Juni 1833 8. 61 ff. Verordn. v. 21. Juli 
1846 88. 1. 13 f. Berordn. v. 24. Juni 1867 8. 37 ff. Verordn. v. 26. Juni 1867 8. 15. 


Entw. 1864. Mot. S. 3. 8. 126—136. — Hann. Pre.O. 8. 375 ff. — Nd. Entw. 88. 396. 
635 ff. 648. 706. 712. 
Lit.: Gl. Quod autem D. Grat. ce. 1. C. II. qu. 1. Innocent. IV. ad c.22X. 1.3, 
v. Inter ordinem. Gl. Solitum jud. ord. ad 1. 4. C. 7, 45. Durantis, Spec. L. II. 
Summar. nr. 2. 3. Gl. Et fgura. Gl. Non ezigat c. 2. in Cl. 5, 11. Bartolus ad 
1.4. C. 7, 45. ad Extrav. Ad reprim. Henriei VII. Baldus ad ec. 18 X. 1,3. Lan- 
francus de Oriano, Repet. in c. 2. Cl. 2, 11 (Repp. Variorr. Venet. 1587. Vol. VI. 
P. V. Vantius, Tract. de nullit. cap. 14 nr. 125. Wieding, Lib.Pre. 8. 39. Eftor, 
Reichsproc. TE. 4. Tit. If. Claproth, S. P. 8. 173. Grolmann, Theorie 8. 222 ff. 
Gönner, Handb. II. Abh. 27 f. Bayer, ©. P. 85. 3 ff. 48 fi. Wetzell, Syſt. 8. 29. 
Briegleb, Einl. S. 1 — 159. 401 fi. Renaud, ehr, 8. 194. Betbmann-Hollmeg, 
Gem. Civ.Bre. IT. $. 118. III. 8. 163. — Pigeau, La proc. eiv. I. p. 218 ss. Schlint, 
Comment. 3. franz. Pre.O. IL S. ı ff 392 fi. — Heffter, Preuß. Pre. $. 183. Rod, 
Preuß. Pre. 8. 386 fi. — Leonhardt, Comm. 3. Hann. Pre.O. 88. 375 f. 379. 385. Zur 
Reform. 1865. 88. 12—19. Niffen, Entmw. einer deutſchen Civ.Brc.d, vn ©. 221 fi. 
. Wiebing. 


Superflcies ift das bingliche, veräußerliche und vererbliche Recht, das Jemandem 
an einer, auf frembem Grund und Boden befinplihen und mit demfelben cobärirenden, 
Sache dahin zufteht, daß er, wie der Eigenthümer, fie haben, benügen und über fie ver: 
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fügen kann. Es liegt bier, wie Wächter Sagt, ein Product der Vermittlung eined üb 
die rechtliche Deöglichkeit hinausgehenden Privatwillens mit der Rechtsconſequenz vor, inden 
ſonſt das Eigenthum einev Sache von dem der phyſiſch-cohärirenden Acceffionen mid: ge 
trennt ift. Die Berechtigung gegenüiber dem Eigenthümer an Grund und Boden fümt: 
lediglich als Wirkung eines obligatoriihen Verhältniſſes gedacht werden, wie denn aut 
das ältere rim. R. bald eine Kaufs- bald eine Mierhöflage gewährte, bis entlih ta: 
prätorifhe R. den Bedürfniſſen des Verkehrs und focialen Yebens Rechnung trug, ine 
ed dem Berechtigten ein poſſeſſoriſches Interdict und eine utilis in rem actio gab, al 
ihm ein dinglides R. zufchrieb (superficies, superficium, superficiariae aedes.: im 
gememen R. finden wir namentlih für Sachſen und Bayern häufige Anwendung 
fälle dieſer zumeiſt „Platzrecht“ genannten Berechtigung. Inhalt und Umfang tr 
R. hängen davon ab, ob e8 an einem errichteten oder zu errichtenven Gebäude x. mr 
geräumt, ob es geſchenkt, vermacht oder erfauft worden, ob das Gebäude zc. aus eiyme 
Material erbaut ift oder nicht. Laſten und Koften, auch die der Reparatur trägt de 
Superfictar. Ob dieſer corporis oder juris possessor jet, ift ftreitig, wobei Wähte 
die letztere Anficht vertritt, da der Beſitzer des Grundes und Bodens, Der dominns, jt 
gleich Befiger der superf. fer, der Superfictar auch die Sache nur als eine fremt: wm 
habe und innehaben wolle als :Detentor der Sache und Beſitzer des Superfictarredts, In: 
die Quellen beftätigen, wenn fie dem dominus gegen den superficiarius das interdieur 
Uti possidetis geben, dem Yeßteren gegen den Erfteren, wie gegen Dritte nur em ir 
nachgebildetes, welches nicht uti possidetis superficiem, jondem uti superfei 
fruimini lautet (interdictum de superficiebus), Während als Gegenflände des X 
Gebäude, einzelne Stodwerfe, Keller, Bflanzungen gelten, beitehen die Errichtunge— 
arten ın 1) Bertrag, der durch Zahlung eines Bodenzinſes (pensio, solarıum & 
Natur einer Bodenmietbe nah Wächter annehmen fann, nah Degenkolb ix 
Natur nad) ſtets enthält, und keine quasitraditio zu voller Wirffamteit verlangt, we 
das bei der eigentlichen Sachmietbe beftehende NR. des Vermietherd, den Miether wer 
zweijähriger Zinsrückſtände auszutreiben, in dieſer Form bier nicht vorkömmt, währe: 
bei einer gegen einen Bodenzins eingeräumten superf. als Bedingung der Ausübung N 
Rechtes die Zahlung des solarium aufgefagt wird, von der ſich der sup. durch Ba 
äußerung feines R. frei macht, während die Verbindlichkeit auf Univerſal- wie Singular 
fuecefforen übergeht; 2) Vermächt niß, wo das dingliche N. entfteht, ſobald über 
das vermachte R. erworben wird, ohne daß etwaige Auflagen den ımmittelbaren Cm 
“bemmen; 3) Berjährung; die Quellen bejafen dieſen fall weder, neh nr 
neinen fie ihn: geftattet man diefe Erwerbsart wie bei den einen Rechtsbeſitz zulaene 
jura in re fo würde betreffs der Zeit die Beſtimmung beim Nießbrauche anala 
Anwendung zu bringen fein, während die Praris meift einen dreifigiährigen Zeitrn 
verlangt; 4) riterlidem Erkenntniſſe im Fall der Mojudication und falls 2? 
Beftellung nach neuerem Rechte erfolglos geflagt worden. Anlangend bie Webertr:: 
gungsarten, fo Hält Windſcheid hier bet einem Veräußerungdvertrage tradıtio MT 
nöthig, Wächter für nur möglich. Unter die Erlöfhungsarten iſt Privation des Par 
rechts wegen Nichterfitllung der dem Superficiar obliegenven Verpflichtungen nicht zu fiel 
wogegen eine wertragsmäßige Feſtſetzung diefer Berechtigung vorkommen kann; ebenlemcz 
erlöfchende Verjährung und ift bei dem Untergange der Sache zu untericheiden, ch N 
R. an einem beftehenden oder vom dominus berzuftellenden Gegenftande eingeräumt me: 
ben (bier geht mit der Sache zugleich das R. unter) oder an einem vom Super; 
errichtenden (bier geht es nicht ımit ımter). Nüdfichtlich der Dereliction hält Wächte 
dafür, daß der Euperfictar das ein für allemal zu leiftende Aequivalent zahlen ur 
fein Recht aber jeberzeit aufgeben fünne, bei einer fortdauernden Gegenleiftung aber 1 
durch Dereliction von fernerer Zahlung befreie und das Verhältniß damit aufhöbe. 
Quellen: D. 43. 18 de superficiebus. — Das Preuß. A. L. R. kennt ver Sage, =@! 
dem Namen nad das Platzrecht in x. I. Zit. 22 85. 243 — 246, beſchränkt den Berchtiat 


auf Benugung der Cherflähe und läßt ruimirte Gebäude ꝛc. wieder aufbauen, ausgegari 
Bäume neupflanzen und den Wald forftmäßig nüben (nicht aufgehoben durch Geſ. v. 2. 71 
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1850). — Das Defterr. Gef. $. 1147 kennt ein Recht aus einem Bodenzinfe, ber fir bas Ver⸗ 
hältniß weſentlich ift, Täßt durch Untergang der Sache das Recht nicht untergehen, beſchränkt es 
aber auf Benugung der Oberflähe. — Das Sächſ. Gef. 8. 661 Sprit von Bau- und Keller- 
recht, ſcheidet eim beſchränktes, umeigentliches (Pla =) Recht, welches zu ben perfönlichen Dienft- 
barfeiten, und ein beſchränktes, eigentliche®, das zu den Koliumsrechten gehört. — Baier. 
Entw. 88. 334 — 340. : 

Lit: Wächter, Das Superficiar- ober Platzrecht (5 afad. Programme 186668), Yeipz. 
1868 (Samml. von Abhandl. der Mitgl. der Yuriftenfacultät zu Leipzig). — Degenkolb, 
Plagredt und Miethe, Beiträge zu ihrer Geſch. u. Theorie, Berl. 1867. — Zeitichr. f. gefchichtl. 
Rechtswiflenfch. XI. 219 — 238. — —5— f. Rechtögefch. IV. 474 — 158. 

Teichmann. 
Superintendent, Generaliuperintendent. Die Superintendenten (auch 
Inſpectoren, Pröbſte, Metropolitane, Dekane genannt) — das Amt kommt ſchon in den 
frühſten Zeiten der Reformation vor, ſ. Th. J. S. 483 — ſind in den evangeliſchen 
Landeskirchen Deutſchlands diejenigen Beamten des landesherrlichen Kirchenregiments, 
welche daſſelbe auf niedrigſter Stufe innerhalb eines Komplexes ihnen zugetheilter Pfarr⸗ 
Tprengel (ven |. g. Diöceſen, Ephorien, Inſpectionen, Vrobfteien) ausüben. Zu ihrem 
Berufskreiſe gehört einmal die Ausübung beftimmter firchenregimentlicher Handlungen, fo 
3. D., jedoch nicht überall, ıf. Th. 1. S. 49V und den Artikel: Ordination) die Erthei⸗ 
lung der Orbination, die Anordnung der vorläufigen Amtsverwaltung bei Pfarr-Ba- 
tanzen, bie Regulirung der Berhältniffe zwifchen den früheren Amtsinhabern, reſp. ben 
Erben der Iegteren und den Nachfolgern, die Leitung der Pfarrwahlen, die Einführung 
der neuangeftellten Geiftlihen, das Präjidium anf den Kreis- (Diöceſan- ꝛc.) Synoden, 
endlih die Ausübung des Dispenfationsrechtes fir minder wichtige Fälle. werner ind 
fie die Auffichtsorgane für die einzelnen Pfarrkreiſe, welche perſönliche Kenntniß von allen 
dieſelben betreffenden kirchlichen Verhältniffe zu nehmen haben. Ste haben aljo die un= 
mittelbare Aufficht über die Lehre, die Amtsvermwaltung und den Wandel der Geiftlichen, 
über die fittlihen und religiöfen Verhältniffe der Gemeinden, über die denjelben gehörigen 
Anſtalten chriſtlicher Liebesthätigfeit und die Adminiftration des kirchlichen Vermögens zu 
führen. Mitt der jetzt in Deutichland faft überall eingetretenen Beleitigung der Tirchlichen 
Yurisdiction in Eheſachen ift die ihnen früher an der Eherechtöpflege zuftehende Betheili- 
gung fortgefallen. ‘Die Ernennung ift meiftens, freilich nicht immer Reſervatrecht des 
Vandesherrn, und der Praxis nady werden dazu Pfarrer, melche fih in ihrer Amtöführung 
bewährt haben und ihr früheres Pfarr-Amt behalten oder ein anderes übernehmen, aus⸗ 
gewählt. — Ebenfalls fchon feit dem 16. Jahrhundert kommt es vor, daß ald höheres 
Auffihtsorgen den Enperintendenten eines beftimmten Landes oder einer beftimmten Pro⸗ 
vinz ein |. g. General-Superintendent (mitunter auch im Gegenlaß zu den ‘Die- 
tropolitanen, jo in Kurheſſen, und im Gegenfag zu ten Pröbſten, 3. B. in Medlenburg 
blos Euperintendent genannt) vorgefegt it, eine Einrichtung, welche noch heute z. B. in 
Altpreufen, Schleswig, Holftein, Kurheſſen, im Großherzogthum Hejlen beſteht. Sie haben 
die Aufficht über die Superintendenten zu führen und find Die Organe der oberen Kirchen⸗ 
Behörden, deren Mitglieder fie gewöhnlich find, um diefe in unmittelbarer Beziehung zu 
den ihnen untergeordneten kirchlichen Kreifen zu erhalten. (S. auch Th. I. ©. 488). 
tit: Ziegler, Superintendens, Viteb. 1687 u. öfter; Lehmann, De officio su- 
perintendentis, Chemn. 1725; Schmidt, Der Wirkungskreis ꝛc. des Superintendenten in ber 
evengel. Kirche Preußens, Queblinb. 1837. P. Hinſchius. 
Suspeufion, d. h. in der kathol. Kirche die Entziehung der Ausübung, reſp. des 
Genuſſes der aus dem geiſtlichen Amte herfließenden Rechte auf unbeſtimmte oder be: 
ſtimmte Zeit. Im erſteren Fall hat die S. den Charakter der censura, im letzteren den 
der Strafe im e. S. (poena vindicativa, ſ. Cenſuren u. Th. J. S. 134). Endlich 
kann die S. auch noch die Natur einer proviſoriſchen oder Sicherungsmaßregel haben, 
um die Kirche gegen mögliche Nachtheile zu ſichern (z. B. wenn ein Geiſtlicher zur Kri⸗ 
minalunterſuchung gezogen wird). Sowohl als Genjur wie als Strafe fann die ©, 
a jure oder a honiine verhängt, d. h. Schon als Folge gemifier Handlungen vom Geſetz 
feftgefegt fein oder erſt als angemeſſenes Cenſur- oder Strafmittel für einen beſtimmten 
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dings in Betreff des Verhältniſſes der bindenden Kraft der h. Schrift und ber S. it. 
 verichiedenartig formulirte Verpflichtung [ver anzuftellenden Geiftlichen vor. Wem m 
endlich heut auch einig ift, daß weder der Geiftliche noch das einzelne Mitglied der Kirk 
an den gelammten wörtlihen Inhalt ber Belenntniffe gebunden fein kann, fo beftekt ta: 
über da3 Map dieſer Berpflihtung ein Schwanten, welches fich aus der Lage der pre 
ftantifchen Kirche und dem Streite der verſchiedenen theologifchen Richtungen erflin 7 
erft dann, wenn die gegenwärtige Entwidelungspbafe zu einem feften Abſchluß gelast 
ift, wird übermunben werden können. 

Lit: ©. zu dem Art. „Belenntnißzwang”. B. Hinſchius. 


Eyndicat ift die Urkunde, durch welche ſich der proceſſualiſche Vertreter cr 
Corporation als ſolcher (Syndicus) legitimirt. Gemöhnlich wird, wie fchen ki ®: 
Römern, zur Belorgung der gerichtlichen rate ein ftändiger Beamter ernamt, w 
dieſer heißt vorzug&weile syndicus. 1. 1.8. 1. 1. 6. 8. I fin. D. quod cuiuse. un 
II. 4. Die gleihe Bezeihnung kommt Ri aud für einen im einzelnen Falle beitd:r 
Gemeinbevertreter vor. 1. 1. $. 1, 2 D.eod. Ein folder wird in Ermangelung ern 
fländigen Syndicus von dem Collegium der Gemeindevorſteher gewählt ; doch müſſen tar 
ſämmtliche Mitglieder. geladen werben, zwei Drittel erihienen und die Mehrzahl N 
Stimmen auf die betreffende Perfon gefallen fein. 1. 3. 1. 6. $. 1. D. eod. 1.2. 
de’ decur. X. 31. Glüd V. 8. 408. Wo e8 an einem Borfteher = Collegium ii, 
muß die Wahl durch ſämmtliche ſtimmfähige Gemeindeglieder erfolgen. In allen —X 
aber wird von der Praxis erfordert, daß über den Beſtallungsact eine öffentliche Unter‘ 
(von Gericht oder Notar) beigebradyt werde. Formulare dazu |. bei Puchta, Kut 
iiber die Handlungen der freim. Gerichtsb. I. S. 379. 382, und bei Claprott, 
Ordentl. Proc. I. ©. 368. Manche Gefeßgebungen verlangen fogar abfolut gerisih® 
Form. Im Preußen ift für jede Art von Corporation eine andere Weiſe ver Beil 
mädtigung vorgefchrieben: 58. 39 — 50 A. G.O. I. 3 und Gef. vom 14. April I 
betr. die Yandgemeindeverfaffungen, 8. 10 Nr. 3. ' 

Lit.: v. Bayer, Vorträge 8. 112 und bie daſelbſt Angeführten. Cd 


Syndicatsklage ift die Klage des durch ein ungerechtes Urtheil wirklich Gete 
digten gegen den Richter, welcher das Urtheil gefällt bat, auf volle Entſchädigung, — 
alfo bie heutige Geftalt der üömiſchen actio male judicati quasi ex delicto gegen & 
judex qui litem suam feeit, |. den Art. Duafidelicte. Nach den Reichsgach 
it zur Begründung der ©. dolus oder grobes Verſchulden des Richters erfordert: er 
bloßes „Ueberfehen oder Irrſal“ wird Die geſchädigie Partei zur Appellation vermide 
Doch nehmen Mehrere an, daß gemeinrechtlich aud wegen gewöhnlicher Fahrläſſigkeit hr 
bieirt werben Tann. 

Wem ein Collegium das Urtheil gefällt hat, muß nach der richtigeren Anſidt x 
Kläger die ſchuldigen Mitglieder oder das ſchulbige Mitglied bezeichnen. Einer and! 
Anfiht zufolge würde der Referent regelmäßig allein verantwortlic, fein, deſſen at 
alsdann durch eine von der oberften Staatsbehörde zu erwirkende Dispenſation ı= 
Amtsgeheimniſſe ermittelt werden könnte. Eine dritte Anſicht läßt die Klage gegen = 
geſammie Collegium zu; dieſem ſtände frei, die beim Urtheilfällen betheiligten Mitglar 
dem Kläger namhaft zu machen; nach der Condemnation hätten dann die Scullde 
thren Regreß gegen die Schuldigen. | 

Die Erben bed Kahuldigen Richters haften, nad der Praxis, foweit die &- 
maffe reicht. 

Muthwilliges Anftellen der S. ift ftrafbar. 

Auf richterlihe Acte der freiwilligen Gerichtöbarkeit wird die S. analog ausgedeben 

Nach Preuß. A. L.R. ift der Richter, wie andere Staatsdiener, verpflichtet, jedes 7 
Amte begangene Verſehen zu vertreten, welches bei gehöriger Aufmerkfamteit und na 
den Kenntniſſen, die bei ber Benvaltung des Amts erfordert werden, hätte wma“ 
werden fönnen und jollen. Die Regreßklage des franz. R., prise & partie, üt zul 
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a) wegen Betrug, Argliit, Erpreſſung, b) wo das Geſetz fie ausdrücklich zuläßt oder ven 
Richter bei Strafe des Schadenserfaged für verantwortlich erflärt, c) bei Vermeigerung 
der Rechtſprechung. — Stets iſt aber vorgängige gerichtliche Erlaubniß erforderlih. Der 
muthwillige Kläger wird in eine Geldbuße verurtbeilt. 

Quellen: Tit. C. VII, 49. RA. v. 1532, UI, 8. 17. gan v. 1555, III, 53 88. 5, 
6, 10, Berb. 4.0.0, 111, 63 88. 13, 14, 19. Preug.A.LR. U, 10 88. 85 fl. C. de proc. 

5—_ 

Lit: Seuffert u. Glüd, Blätter für Rechtsanwendun v. Langenn u. Kori, 
Erörterungen pralt. Rechtsfra en IL; ; Neue Samml. von —ãe des O. A. G. zu Cafiel 
Ill; Winkler, opuscula II. ; Giehener arlar. VH. (Weber); N. F. XIII. (Schlayer); 
Sich Zeitſchr. für Rehtöpflege "XL, Xu, 1 (Schwarze). Nivier. 

Synodalverfafiung ift auf dem Gebiete der evangeliſchen Kirche diejenige Or— 
gantfation, welde die Yettung der allgemeineren, mehr als eine einzelne Einzelgemeinde 
betreffenden firchlichen Angelegenheiten derſchiedenen Stufen von gewählten und periodiſch 
zuſammentretenden Verſammlungen (Synoden) von Geiſtlichen und Laien, reſp. für die 
Zwiſchenzeit dem Ausſchuſſe derſelben zuweiſt. Entwickelt auf franzöſiſchem Boden in der 
dortigen reformirten Kirche und ein Complement der Presbyterial-Verfaſſung bildend (ſ. 
Th J. S. 486), iſt die S. auch F Deutſchland verbreitet worden, aber die einzelnen 
Landeskirchen, ſowohl unirte (mie z. B. in Altpreußen, beſonders Rheinland und Weſt— 
phalen, Baden, Rheinbaiern) als auch lutheriſche (z. B. in Hannover, Oldenburg, Wür⸗ 
temberg, Königr. Sachſen, Baiern dieſſeits des Rheins) bieten hier in ihrer Organiſation 
nur ſynodale Elemente, nicht eine reine S. dar, weil man überall das landesherrliche 
Kirchenregiment feftgehalten bat. Die einzige Ausnahme für Deutichland bildet die Con— 
föderation der reformirten Gemeinden Niederfachtens in Braunſchweig, Celle, Hannover, 
Göttingen, Münden und Bücdeburg, für welche die alle 6 Jahre zujammentretende, von 
je 2 Abgeordneten (dem Prediger und einem Aelteften) des Presbytertums jeder Gemeinde 
beſchickte Synode das unmittelbar über den 6 Einzelgemeinven ftehende, mit der „ord- 
nenden und leitenden Kirchengewalt“ ausgeftattete Organ iſt, während von den übrigen 
©. fih die fowohl für die evangelifche Kirche augsburgiichen als auch belvetifchen Be 
fenntnifjes gleichmäßig beſtimmte öfterreichiiche revidirte Kirchenverfaflung von 1866 für 
die deutſch⸗ ſlaviſchen Kronländer am meiften der reinen Form nähert. Die erfte Stufe 
über den Presbyterien der Einzelgemeinden, welde die ©. in Deutihland kennt, iſt bein 
franzöfiichen colloque (ſ. Th. I. ©. 486) nachgebildet und umfaßt für bie Regel bie 
zur einem Superintendenturfprengel gehörigen Einzelgemeinven. Die betreffenden Synoden 
(in Rheinland und Weitphalen, Altpreußen, Oldenburg, Kretd=, in Hannover Bezirtö=, 
in Baden, Baiern, Würtemberg Didcefan - Synoden, in Defterreih Seniorats - Berfamm- 
fung genannt) jegen fi zufammen einmal aus dem Cuperintendenten (Decan, Infpector, 
Senior) als Vorſitzenden, welcher aber in Rheinland, Weſtphalen und Baden auf 6 
Jahre von den Synoden gewählt wirb (f. den Art. € uperintenbent) , ſodann aus geift- 
Lichen und weltlichen Abgeorbneten. Als geiftliche Abgeordnete fungiren die ſämmtlichen 
Bfarrer, reip. ein Pfarramt interimiftifch verfehenden Geiftlichen des Bezirks (Rheinland 
und Weftphalen, Altpreußen, Pfalzbaiern, Baden, Defterreich), die ein geiftliches Amt 
innerhalb des Kreiſes verwaltenden ordinirten Geiftlihen in Oldenburg, ſämmtliche geift- 
liche Mitglieder der Kirchenvorſtände, Die ſonſtigen Pfarrer und die Geiſtlichen öffentlicher 
Anſtalten des Bezirks in Hannover, ſaͤmmtliche Pfarrer, reſp. wirkliche Pfarrverweſer, 
exponirte Vicare, ſowie die Hauptprediger in Baiern dieſſeils des Rheins und endlich 
ſämmtliche ordentliche Orisgeiſtliche und die Geiftlichen öffentlicher Anftalten des Decanats 
in Würtemberg. Die weltlichen Abgeordneten, deren Zahl der der geiftlihen Mitglieder 
faft überall entweder gleich oder annähernd gleich normirt ıft, werden und zwar für bie 
Regel je ein Abgeorbneter von jedem Preöbyterium gewählt, bald nur fir die bewor= 
ftehende Synode (fo in Oeſterreich), bald für Dieje und die Zwiſchenzeit bis zur nächſten 
(jo Rheinland und Weitphalen, Hannover, Oldenburg), bald auf 2 Jahre (Baden, 
Baiern diefjeits des Rheins), bald auf 3 Jahre (Altpreußen, Würtemberg), bald auf 
4 Jahre (Pfalzbaiern); nur ausnahmsweiſe ſteht die Wahlberechtigung lem blos den 
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weltlichen Mitgliedern der Presbyterien zu (Hannover, Baden). Wählber find entinder 
nur die activen Aelteſten (Altpreußen, Hannover, Baiern dieſſeits des Rheins, Oeſterreich 
oder auch Die Diaconen (Rheinland und Weſtphalen) und frühere Aelteſte (Würtemberg 
Baden, Oldenburg) oder endlich jedes zum Presbyter-Amt qualificirte Kirchenglied de 
Decanatsbezirks (Pfalzbaiern). Außer dieſen Mitgliedern können in Altpreußen neh 
höchſtens 3 Kirchenpatrone von der Synode unter Beſtätigung des Conſiſtoriums ;ı 
ſtimmberechtigten Ehrenmitgliedern gewählt werden; in Hannover treten noch himzu? 
Volksſchullehrer und höchſtens 2 von der Kirchenregierung ernannte Mitglieder, in Oder: 
reich gewilfe Vertreter des Lehrerſtandes. Der Wirkungstreis der Synoden, melde u 
allen erwähnten Ländern außer Oeſterreich ordentlicher Weile jährlich ein Mal zujamımen- 
treten follen, befteht 1) in der Beiprehung und Erwägung der firhlichen Zuftände rei 
Bezirks (in allen erwähnten Cindern): 2) Berathung von Anträgen zur Förderung um 
Beflerung des Firchlichen Lebens an die landesherrlichen Kirchenbehörden (Rheinland und 
Weſtphalen, Altpreußen, Hannover, Baiern, Würtemmberg, Baden, Olvenburg); 3) Be 
gutachtung der ihnen von den firchlichen Behörden zugegangenen Vorlagen, melde mit: 
unter für wichtige Angelegenheiten ausdrücklich angeoronet ıft (Altpreugen, Hannes, 
Rheinpfalz); 4) Handhabung der Kirchendisciplin innerhalb eined gewiſſen Umfangs 
(Rheinland und Weftphalen, Altpreußen, Hannover); 5) Aufjiht oder wenigftens 
Mitaufjiht über die Geiſtlichen, Kirchenälteiten und mederen Kirchendiener (Rheinland mi 
MWeitphalen, Altpreugen, Wirtemberg); 6) Aufjiht über die in dem Bezirke beftekenm 
Anftalten für chriftliche Liebeswerke (Altpreußen) ; 7) Aufficht über die Verwaltung des Kir 
henvermögens (Rheinland und Weftphalen) oder wenigſtens in der Sorge für die Erhalturg 
deſſelben (Würtemberg); 8) Verwaltung der Prediger - Wittwenfafle und Synodalkaſe 
(Rheinland und Weftphalen) ; 9) Leitung der Wahlangelegenheiten der Pfarrer des Kra- 
ſes, jowie der Ordination und der Introduction derjelben (ebendafelbft); 10) der Anerd 
nung von Maßregeln für die Förderung des firdlichen Lebens (Baden); 11) Sorge fir 
die Dedung der nothmwendigen Auslagen des Sentorated, für die Unterftügung am 
Pfarrgemeinden, der Wittwen und Waijen der Pfarrer und dienftunfühig gemorbener Gt: 
licher (Oefterreih). Selbftändige Befugniffe haben diefe Syuoden demnady nur in Rheinlan) 
und Weftphalen, in Baden und Oefterreih, während in den übrigen Ländern ihr 
Stellung nicht über die einer begutachtenden und berathenden Behörde für die Organe x 
landesherrlichen Kirchenregiments hinausgeht. Die nächſte Etufe fiber den Kreisſynode 
bildet in Rheinland und Weftphalen eine Provinztaliynode für jede diefer Provinzen, m 
welcher hier die ſynodale Organtfation abſchließt. Diefe tritt alle 3 Jahre zujamme 
und befteht aus den Superintendenten der Provinz, aus je einem Geiftlihen und einen 
Aelteften oder Diaron für jeden Kreis, welche die Synode deſſelben wählt, endlich der 
aus den Geiftlichen der Provinz von der Provinzial- Synode auf 6 Jahre zu wählenden. 
vom Oberfirchenrath noch zu beftätigenden Präfidium, dem Präfes und feinem Subflfix 
ten (Affefjor genannt). Die Eynode hat über die Erhaltung der Reinheit der evangeh: 
hen Lehre in Kirchen und Schulen und der in der Provinz geltenden Kirchenordnung u 
wachen, Beſchwerden über Mipbräude in Kirchlihen Dingen und über Verlegung der 
firhliden Ordnung nebft daran gefnüpften Anträgen an die Behörden zu bringen, it 
Anträge der Kreisſynoden ihres Bezirks zu berathen und über die inneren firchlichen Ir 
gelegenheiten Beſchlüſſe zu fallen. Da dieſe aber ſtets der Beftätigung der Behörden k- 
dürfen, jo hat auch diefe Eynode nur wieder die Stellung einer begutadhtenden Bebörde 
In Oefterreih nimmt die Superintendential = Berfammlung diefelbe Stufe, wie font die 
Provinzialiynode, ein. Sie tritt alle drei Jahre zufammen und befteht aus dem Sr 
perintendenten und dem Superintendential=Eurator (d. h. einem weltlichen, Vertreter ir 
Superintendential=Bezirt8), ſämmtlichen Senioren und den Seniorats-Curatoren, a 
je 2 Pfarrern und 2 weltlichen Mitgliedern, welche jede SentoratSverfammlung aus ihrer 
Mitte wählt, aus einem Vertreter des Lehrerſtandes der Superintendenz, eventuell aut 
aus einem Vertreter der im Bezirk vorhandenen evangelifch= theologifchen Facultät. Te 
Wirkungskreis diefer Synode bildet die Beſchlußfaſſung über alle geineinfamen Angelege: 
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heiten der in ihr vertretenen Seniorate und einzelnen Gemeinden, jedoch find ihre Be- 
ſchlüſſe erſt dam vollzugsfähig,, wenn fie von dem Enltusminifterium nicht beanftandet 
worden find. In Altpreußen find die allerdings intendirten Provinzialiynoden noch nicht 
geichaffen worden. Wegen des geringen territorialen Umfanges der betreffenden Länder 
fehlt diefe Stufe in Hannover, Pfalzbaien, Würtemberg, Baden, Oldenburg und hier 
bildet die nächſt höhere Organifation die ſog. Landes- oder Generalfynode (erftere Be- 
zeichnung in Hannover, Oldenburg, Würterhberg, legtere in Pfalzbaiern, Baden, 
und Oeſterreich gebraucht). Diefe allgemeinen Synoden, weldhe ſich theils alle 6 
(Hannover, Oefterreich), theils alle 5 (Baden), theild alle 4 (Pfalzbaiern, Witrtemberg), 
theils alle 3 Jahre (Oldenburg) verfammeln, jegen fich zufammen in Hannover aus je 
29 geiftlihen und weltlichen Abgeordneten, gemählt in ebenfoviel aus den vereinigten 
Bezirken zufammengefegten Wahlkreifen durch die Mitglieder der dazu gehörigen Berirks- 
ſynoden, in Pfalzbaiern aus den Decanatövorftänden und aus den von jeder Didcefan- 
ſynode gewählten einem Pfarrer und zwei weltlichen Abgeorbneten, in Würtemberg aus 
je 25 geiftlihen und weltlichen aus den Diöcefaniynoden, in Oldenburg aus 12 geift- 
Yichen und 17 weltlichen von den Kreisſynoden zu mählenden Deputirten, in Oefterreich 
aus den Euperintendenten und ihren Curatoren, den Senioren und den von der Super- 
intendentialverfammlung aus den weltlihen Mitgliedern der SentoratSverfammlung gewählten 
Deputirten. In Baden werben die 24 geiftliden Mitglieder der Oeneralfynode in den 
Wahlbezirken von ſämmtlichen in der Diöcefe ſtimmberechtigten Geiftlihen, die meltlichen 
Dur die von den Xelteften jeder Gemeinde gewählten Wahlmänner gewählt. Die er— 
forderlihe Dualification diefer weltlichen Abgeordneten bilden (mit Ausnahme Oefter- 
reichs) die für die Wahl zum Xelteften vorgeſchriebenen Eigenichaften. Mitglieder der 
Swode ſind ferner wegen ihrer Stellung in Hannover der Präfident des Yandesconfi- 
ſtoriums, der Abt zu Lokkum, ein theologiſcher und juriſtiſcher Profefior der Univerſität 
Göttingen; in Wirrtemberg ein Deputirter der evangelich=theologiichen Yacultät zu Tü— 
Dingen; in Baden die evangelifchen Prälaten; in Oeſterreich ein Abgeorbneter der evan— 
geliih=theologiihen Facultät in Wien; außerdem hat in Hannover, Würternberg, 
Baden und Oldenburg der Landesherr das Recht, eine gewilfe Anzahl von Mitgliedern 
zu ernennen. Was die echte diefer Synoden betrifft, jo haben fie in Hannover, Mür- 
temberg, Baden, Oldenburg, abgelehen von dem Recht, die allgemeinen kirchlichen Ange— 
Legenheiten in Erwägung und Beratbung zu ziehen und darauf bezüigliche Anträge und 
Beſchwerden bet der Kirchenregierung zu ftellen, das Recht zur Zuftunmung zu dem Erlaß 
umd der Abänderung von Kirchengefegen, zur Einführung neuer Katechismen, Gelangbücher 
und Agenden, und (nur nit ın Wiürtemberg) das Recht zur Bewilligung neuer kirch⸗ 
Liher Auflagen. In Oefterreih hat die Synode dagegen jelbitändig das Recht der kirch— 
lichen Gefetgebung in den genannten Beziehungen und das Recht, die evangelifche Kirche 
Hinfichtlih ihrer Stellung ſowohl dem Staate, wie den anderen Confeſſionen gegenüber 
zu vertreten. Alle Beichlüffe, welche nicht rein kirchliche Fragen betreffen, bedürfen aber 
der Beltätigung des Landesherrn, refp. des Miniſteriums. Daß die Lehre oder dad Be: 
fenntnig feinen Gegenstand der Geſetzgebung der Synoden bildet, ift in Hannover, Wür⸗ 
temberg, Oeſterreich ausdrücklich feftgefegt, wogegen in Baden und Oldenburg (hier mit Aus= 
nahme des Inhalts des Betenntniffeß) für fircdengefeliche Normen in Bezug auf die Lehre Frei⸗ 
heit gelafjen ijt und die Zuftimmung der Synoden eingeholt werden muß. In der baieriſchen 
Pfalz und in Baiern dieſſeits des Rheins haben Die Generalſynoden eine begutachtende Stellung, 
jedoch. darf in der erfteren die beftehende Verfaſſung nicht ohne Zuftimmung der Synode ab- 
geändert werden. In dem letzteren Yande iſt dieſelbe bis auf weiteres aus den urfprüng- 
lich getrennt projectirten beiden Synoden für die Confiftortalbezirte Ansbach und Baireuth 
gebildet worden, und feßt fi zufammen aus je einem geiftlichen und je einen meltlichen 
Abgeoroneten jedes Decanatsbezirkes, ſowie einem Abgeordneten der thenlogijchen Facultät 
zu Erlangen unter dem VBorfige eine8 dazu deputirten Mitglieds des Oberconſiſtoriums. 
Eigenthümlih find die Verhältniſſe im Königr. Sachſen, wo allein eine Landesſynode, 
aber feine andere ſynodale Etufe vorkommt. Sie beftcht aus 24 Geiftlihen und 30 
34% 
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Laien, melde in 24 Wahlbezirken durch die Beiftlichen derſelben und von den ſeitens ver 
Kirchennorftände gewählten Wahlmännern gewählt werben, einem theologijhen umd emem 
juriftifchen Profeffor aus Leipzig und 8 vom Kirchenregimente emannten Mitgliedern. 
Ihre Function befteht darın, die erforderliche Zuftimmung zu ben den Cultus und die 
Kirchenverfafiung betreffenden Gefegen und zu der Abänderung allgemeiner kirchlicher Ein⸗ 
richtungen zu ertheilen. 
Ge sta Duellen: Dove, Sammlung der wichtigeren neuen Kirhen-Drbnungen :c., Züb. 1365, 
2 wo die bier benutten Orbnungen abgebrudt find. Nicht darin enthalten: Die rewibirte Kir⸗ 
— 7  denverfaffung der evangel. Kirche in den deutſcheſlav. Kronländern Defterreiche von 16866; Die 
nr so. Wiürtemberg. Verorbn. von 1667, betr. bie Einführung von Landesſynoden, und bie Königl 
Bu Be Sächſ. Kirchenvorſtands⸗- und Synodalordnung von 1868 (diefe in Dejfelben Zeitſchr. für 
LER. 6, 337; 9, 339. 347. 450). 
‘ 77 Lit.: Lechler, Geſch. der Predbyterial- umb Srmebatverfeflung, Leiden 1854, E. Herr⸗ 
mann, Die nothwendigen Grundlagen einer bie confiftoriale und ſynodale Orbnung ver» 
Pain 15 ” einigenben Kirchenverfaſſung, Berl 1862. P. Hinſchius. 


DL, Ze 
T. 


Taucredus, geb. zu Bologna, Canonicus des Domſtifts, ſtarb 1234. 


Er ſchrieb gegen 1214: Ordo judiciarius, Lugd. 1515; zuletzt von Bergmann, 
Gott. 1842, p. 89—314; Umarbeitung durch Bartholomaeus Brixiensis um 1250. — 
Summa de matrimonio. — Apparatus zum Decretum. 

&it.: Gottsched, De antiqua versione theodisca mag. Tancredi, Lips. 1750. — 
Savignuy V. 116—135. — De Wal, Beiträge zur Literargefch. bes Civ Pre., herausgeg. 
von Stintzing, Erl. 1866, ©. 14. — Stobbe J. 634. Note 78. 


dl, 


Teichmann. 
Tartagnus, Alerander, geb. zu Imola, wurde 1445 Doctor in Bologna, 
lehrte in Pavia, Bologna, Berrara, Padua, ſtarb 1477. - 
Schriften: Dig vetus, Venet. 1502. 1576. — Al. Tart. ad frequentiores ff. titulos 
ed. Ferrettus, Venet. 1595. — Comm. in lib. III. Decret., Bonon. 1485. — Consilia. 
Lugd. 1547 — 1563, Francof. 1610. 
Lit.: Savigny VI. 312 — 319. Teihmann. 
Taufzwang, d. h. die Anwendung von ftantlihen Zwangsmaßregeln gegen chriſtliche 
Eltern, welche ihre Kinder nicht taufen Iaflen, um legteren die Taufe zu verichaffen 
Während die katholiſche Kirche die Erfüllung der von ihr für ihre Angehörigen ftatutrten 
pPflicht, ihre Kinder im katholiſchen Glauben taufen zu Laffen, durch Verhängung von 
firchlichen Genfuren zu erzwingen fucht, hat ſchon Die deutiche Reichögefeßgebung (RA. von 
1529 $. 6) den Wiebertäufern die Taufe ihrer Kinder geboten und in manchen deutſchen 
Etaaten (fo in Altpreußen, Könige. Sachſen, Altenburg, Neuß jüngere Linie, Lübef) 
befteht die Vorichrift, daß bei grundloſer Verzögerung ber Taufe über einen 6wöchent⸗ 
lichen Zeitraum hinaus mit Geldbußen gegen die Eltern, eventuell mit zwangsmeifer 
Bollziehung der Taufe felbft vorgegangen werden fol. Vom kirchlichen Standpunkt aus 
ft jeder ftaatlihe Zwang verwerflih, vielmehr muß es der Kirche überlaffen bleiben, 
“ allein mit ihren Mitteln auf die Eltern einzuwirken (fo iſt der Rechtszuſtand 3. B. in 
Würtemberg, Schleswig - Holftein), und zwar um fo mehr, al8 die Stantsgefeggebungen, 
theilweife nur im Interefje der Eivilftandsregifterführung, verlangen, daß die Kinder hrift- 
licher Eltern “überhaupt getauft, nicht daß fie in der Confejjion der Eltern getauft wer: 
den. In Preußen enthalten ſich übrigens die firhlichen Behörden der Anträge auf 
Zwangsmaßregeln gegen renitente Eltern, mas namentlich deshalb Billigung verdient, 
weil der richtigen, wenngleich freilich beftrittenen, Anficht nach, die betreffende Vorſchrift 
ALR Th. U. Tit. 11. Anh. 8. 131) durch Art. 12 der Verfaſſungsurkunde, welcher 
die Religionsfreiheit gewährt, aufgehoben worden: ift. 
Lit.: Richter, KR. 6. Aufl. 8 2385 Mejer, ER. 3. Aufl. S. 202. 
P. Hinſchinus. 
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Taurellinß, Laelius (Torelli), geb. 1489 zu Fano, fludirte in Ferrara, 
Berugia, wurde Mitglied des hohen Raths in Fano, fpäter Kanzler in Florenz, ftarb 
1576. Er und fein Sohn Franciscus gaben die koſtbare Ausgabe der Panbecten 
heraus: 


Dig. seu Pand. libri L ex Florentinis Pandectis repraesentati Florentiae in off. 
Laurentii Torrentini (Lelio e Francesco Torelli), 1553. 
Lit.: © Jöcher. — Sapigny III. 95. 97. 449. Teihmann. 


Tauſch im weitern Sinne nennt man jeden Umfag gleichwerthiger Leiftimgen. 
In diefem Sinne ift der T. die Grundform .aller gegenfeitigen Beräußerungsverträge. 
Das Nähere hierüber, ſowie über das Verhältniß von T., Schentung und Spiel f. 
Th. L ©. 345. 346 8. 72, 2. Im engern Sinne dagegen, von dem nun allein 


Die Rede fein fol, ift der T. eine befonvere Vertragsart und man vwerfteht darunter die " 


" Hingabe einer Sache gegen eine andere Sache, von denen feine den ausſchließlichen Cha⸗ 
rafter des Preiſes an fi trägt. Wird nämlich eine individuelle Sache gegen das allge— 
meine Zaufchmittel, Geld, hingegeben, jo nimmt die erftere den Charakter der Waare, 
das Tegtere den des Preiſes an. Dies ift bei dem Kaufe der Fall. Bet dem X. hin- 
gegen erfcheint jede der beiden Sachen als Preis der andern. Diefe gleichartige Natur 
ber beiden Leitungen, aus welcher auch bie Gleichheit der Nechte und Pflichten beider 
Contrahenten entipringt, ift für den Begriff des T. weientlih. Darum tft andererfeitö 
in dem Falle Kauf und nicht T. anzunehmen, wenn von zwei Sachen die eine als Waare, 
die andere als Breis erkennbar if. So z. B. wenn eine Sache feilgeboten und für biefe 
eine andere Sache gegeben wird (Gej. III, 141; 1. 1. C. 4, 64). Cbenfo in dem 
Valle, wenn man ſich fiber einen Preis geeinigt‘ und nachher ftatt deſſen eine Sache ge- 
geben bat (1. 9. C. 4, 44). — Getauſcht werden Tünnen alle Sachen, welche 
dem Berfehr nicht entzogen und übertragbar find. Die letstere Eigenſchaft haben alle 
körperlichen Sachen und von den Rechten diejenigen, welche von ihrem Subject abgelöft 
werden können. Auch das Geld kann Gegenftand des T. fein, wenn es nicht in feiner 
Eigenichaft als allgemeiner Werthmeſſer, ſondern als Waare in Betracht kommt. Dies 
ift der Fall bei dem Geldwechſel, ver daher von den Meiftert ganz nach den Grundfägen 
des T. behandelt wird, während Einige (Sintenis) bald T., Bald Kauf annehmen, 
je nachdem der gejeßliche oder der Courswerth der Münzen, refp. Werthpapiere bei ihrem 
Austauſch in Berechnung gezogen wird. Das Pr. L.R. (8. 373) enthält für den Gelb- 
wechſel die „inhaltlofe Beftimmung“, daß dabei „vie Gefege von Zahlungen” eintreten 
follen. 

Im reinen röm. R. gehörte der T. zu den unbenannten Nealverträgen nad der 
Formel: do ut des unb begründete eine einfeitige Obligation. Er wurde erft durch 
Hingabe einer Sache für den Empfänger bindend. (1. 1. 8.2. D. 19, 4). Der Geber 
Zonnte, wenn der andere Theil noch nicht erfüllt hatte, nad) feiner Wahl das jus, poeni- 
tendi geltend machen und feine Sache mit der condictio causa data causa non se- 
cuta zurüdfordern oder die actio praescriptis verbis auf Erfüllung anftellen (1. 1. 4. 5. 7. 
C.h.;1.1.8.1.D h.;1.16. D. 12,4). Da beutzutage aber alle Berträge Confenfual- 
verträge find, jo iſt ver T. gejchloffen, wenn ver einige Wille der Parteien erflärt iſt; eine 
bejondere Form ift nicht erforderlich. Beide Theile find dadurch fofort gebunden; jeder 
kann blos auf Erfüllung klagen, vorausgeſetzt, daß er felbit erfüllt Babe oder zur Er- 
fülung Zug um Zug bereit fei; fonft fteht ihm die exc. non adimpleti contractus 
von Eeiten des Bellagten entgegen. — Die Berpflidtungen, melde aus dem T. 
entftehen, unterliegen dem freien richterlichen Ermeſſen. Sie find, da jeder der Contra⸗ 
benten zugleich als Käufer und Verkäufer erfcheint, für beide Parteien gleich. Ihr wefentlicher 
Inhalt befteht in dem Sage, daß jedem der Contrabenten das Eigenthum der gefchul- 
deten Sache (1. 1.8. 3. 1. 1. pr. D. h. t. 1. 16. D. 12, 4), reſp. das geſchuldete Recht 
ſelbſt verfchafft werden ſolle. Es genügt daher nicht, wenn blos das factifche Haben der 
Sache, reip. der factifhe Genuß des Rechts gewährt wird, wie dies nad) einer, dem mo— 
dernen Rechtsbewußtſein fremden (|. dariiber den Art. Kauf), fingulären Beftimmung des 
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röm. R. noch für den Kauf gilt. Vielmehr hat jeder Verpflichtete auch fin das recht⸗ 
liche Haben der Sache, reip. die volle Zuftändigleit des Rechts einzuftehen. Demgemäß 
muß bei körperlichen Saden nicht blos der Beſitz, jondern auch Eigenthum gewährt mer: 
den; doch geht letzteres, wenn es dem Geber zuftand, fogleich mit der Tradition über, 
ohne daß, wie beim Kauf, die Leiſtung oder Greditirung des Aequivalents Hinzutreten mũßte. 

Im Uebrigen gelten nad heutigem röm. R, für den T. un Weſentlichen dieſelben 
Grundfäge, mie für den Kauf. 1) Jeder der Contrahenten trägt, vom Vertragsſchluñe 
an, die Gefahr des Untergangs und der Verſchlechterung der ihm geichuldeten Sache. 
Wird aljo dem einen Theil die Yerftung feiner Cadje ohne feine Schuld unmöglich, ſo 
muß dennoch der andere Theil Die feinige hergeben; ebenfo darf dem Einen bet unver: 
Ichuldeter Verſchlechterung jeiner Sache fein Anſpruch auf die Sade des Gegners nicht 
verkürzt werden. Dieſe Regeln meiden vom röm. R. folgereht ab. Denn ven Weſen 
des Realcontractd entiprechend, gibt Das letztere demjenigen, deſſen Leiſtung unmöglich ge 
worden ift, feine actio praeser. verb. auf die ©egenleiftung, wohl aber Dem anderen 
Theil, fofern er fchon geleiftet hatte, eine cond. c. d. c. n. s. auf Rüdgabe, L 16. D. 12,4. 
Diefe Berfchiedenheit beider Rechte wurde von der älteren Theorie noch nicht gehörig er⸗ 
kannt. Diejelbe gab, wenn einem Theil feine Leiftung unmöglich wurde, Dem anderen 
zwar auch feine Klage auf das Intereſſe, aber doch die röm. condictio. Und dieſer 
Auffaflung ift Das Pr. A. L.R. gefolgt, welches den Vertrag als aufgehoben betrachtet 
und Nücdleiftung des Einpfangenen anoronet, wenn der Gegner ohne feine Schuld nicht 
erfüllen kann. — 2) Jeder der Contrahenten ift verpflichtet, dem anderen für Ent: 
währung der Sade einzufteben (1. 29. C. 8, 45. 1. 1.C. h). Diele Haftunge- 
pfliht tritt ein, wenn das rechtliche Haben der Sache dem Berechtigten gar nicht over 
nur mangelhaft verjchafft worden war, wie 3. B. wenn die Sade eine frembe war. 
Dann kann der Berlette, gemäß den beim Kauf geltenden Grundjägen, Erſatz des Im: 
terefje verlangen. Dagegen hatte die ältere Theorie den Sat aufgejtellt, daß der Ber 
letzte nicht auf Das Intereſſe Hagen dinfe, fondern nur die von ihm bingegebene Sad 
mit der cond. causa data zuridfordern fünne. Dieſe Anfiht ift aud in Das A. V. R. 
($. 368) übergegangen, während das jranz. R. (U. 1705), wie au dad A. L.R. (S. 369; 
bei einem Betruge des Gebers, dem Empfänger zwiſchen Rüdforderung und Schadens 
erſatzklage die Wahl laſſen. Iſt ein Theil der Sade entwährt worden, jo ıft der An 
ſpruch auf verhältnigmäßigen Erſatz begründet (auh A. L. R. $. 370). Hinfichtlich ver 
Berehnung der Erfatfumme findet eine Abweichung von ben bei dem Kauf geltenden 
Regeln ftatt, da e8 fich hier, anders alo beim Kauf, um eine Bergleihung des Werths 
zweier Sachen handelt. Ber dem Kaufe nämlich wird der nad) dem Verhältniß des em⸗ 
währten Theil zum Ganzen berechnete Schaden einfach von dem Kaufpreife abgezogen, 
während bei dem T. der dem PVerhältniß des entwährten Theil zu jenem Ganzen ent: 
fprecdende Bruchtheil der hingegebenen Sache den Maßſtab für die Erſatzſumme bilver 
Denn 3. B. zwei auf 40,000 und 50,000 Thlr. geſchätzte Güter mit einander ausgetauſcht 
und von dem letzteren die Hälfte evincirt worden, jo beträgt die Erfaglumme niht 25,Uuv, 
fonvern 20,000, die Hälfte von dem Werth des Hingegebenen Gutes, und umgekehr 
(Bähr, Arch. f. pract. NW. VI. ©. 70. Bornemann II. ©. 64. Koch, Recht 
der Ford. ©. 839. Förſter H. ©. 46). — Bei drohender Entziehung Darf der Be 
drohte, wie der Käufer, die als Preis Hinzugebende Sache gerichtlid) deponiren (A. L.R. 
8. 372). — 3) Hinfihtlih der Gemährleiftung fir Mängel und fehlende Bor: 
züge finden jchon gemäß dem Aedil. Ev. (1. 19 $. 5. D. 21, 1), fowte 4) in Betreff 
der Verletzung über die Hälfte durch die Prarıs die Grundſätze des Kaufe auch 
bei dem T. Anwendung (U.L.R. $. 365). — Nad franz. R. (a. 1706) ift Reſciſſion 
des Vertrages wegen laesio enormis bei dem X. nicht geftattet. 

Quellen: D. XIX, 4; C. IV, 64. A..R. I, 11. 88.363—375. C.N. 8.1702. 1707. 


Lit.: Sintenis, pralt. gem. Civ. R. IL. 8. 115. Unterholzner, Schuldverhältniffe I. 
8. 486. Förſter, Theorie und Praris des heutigen gem. preuß. R. UI. 8. 125. 8 
aum. 
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Telegraphenredht. Je nachdem die Telegraphen vom Stante oder von Privat- 

perjonen angelegt umd unterhalten werben, umterjceidet man Staats⸗ und Privattelegra= 
phen. Aber aud bei den letzteren ift, da die Telegraphen für den öffentlichen Verkehr 
beftimmt find, eine Einwirkung der Staatsgewalt geboten. Daher bedarf die Anlegung 
von Telegraphen ftaatliher Conceſſion; ebenfo unterliegt die Feſtſetzung von Reglements, 
Die Aufftelung von Tarifen der Genehmigung und Beftätigung bes Staats, wie auch der 
ganze Betrieb einer dauernden Beaufjichtigung beflelben. Einige Iuriften haben hieraus 
ven Schluß anf die Regalttät des Telegraphenweſens gezogen. E8 ift dies jedoch ver- 
tehrt, da man ſich bei der Lehre von den Regalien ftreng an die geſchichtlich ausgebilde— 
ten Arten halten muß. 

Zur gemeinfamen Handhabung des Zelegraphenmweiend wurde im Jahre 1850 von —— 
mehreren deutſchen Staaten der deutſch-öſterreichiſche Telegraphenverein gegründet. (Ver-44 
einsverträge namentlich vom 25. Juli 1850, revid. vom 16. November 1857, vom, Go, 
30. September 1865.) Auch mit den Nacbarftaaten haben einzelne deutſche Staateri hi 
zum Theil Namens des Vereins, zum Theil für fi allen Verträge abgeichloffen. Intii wer 
der Berfaffung des Nd. Bd. (Berfg.- Ur. U. 4. 48 fi.) wurde das Telegraphenweien 275,578 
für eine gemeinfame Angelegenheit des Bundes erklärt. Demgemäß wird in demfelben sa,z 2. 
das Telegraphenweſen als eine einheitlihe Staatsverkehrsanſtalt verwaltet. Die Einnah- d 
men aus demjelben find gemeinfhaftlich, die nach Abzug der Koſten verbleibenden Ueber⸗ 
ſchüſſe fließen in Die Bundeskaſſe. Die obere Leitung des. Telegraphenmeiens fteht dem 
Bundespräſidium zu, welches auch alle oberen Beamten ernennt, während die niederen 
(namentlid die für den lokalen und techniſchen Betrieb beitimmten) von den Landesregie- 
rungen angeftellt werden. Das Bundespräjivtum hat aud fir den Erlaß der veglemen- 
tariichen Feſtſetzungen und allgemeinen abminiftrativen Anoronungen, ſowie fir die aus⸗ 
fchlieglihe Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen deutfchen und außerbeutichen Tele 
graphenverwaltungen Sorge zu tragen. In Folge davon trat der ganze Nd. Bd. mit 
dem 1. Jannar 1868 in den deutich= öfterreichiichen Telegrapbenverein ein, wie auch fir 
ihn die von Preußen mit Frankreich, Schweden, Belgien, Dänemark abgejchloffenen Sepa= 
ratverträge von demfelben Datum ab maßgebend geworben find. Die Beſtimmungen ber 
Nd. Berfg.-Urk. find auch in die Perfafjung des deutſchen Reichs aufgenommen worden, 
doc, iſt Baiern und Würtemberg eine Sonderftellung eingeräumt. 

Die Benugung der für den öffentlichen Verkehr beftimmten Telegraphen fteht ever: 
mann frei. Doch behalten die Reglements der Telegraphenverwaltung das Recht vor, 
zeitweiſe ihre Linien und Etationen ganz ober theilmerfe für alle oder für gewiſſe Arten 
von Eorrefpondenzen zu fchliegen, und auch ohne derartige befonvere Beftimmungen wird 
man die Telegraphenverwaltung hierzu im Nothfall für befugt erachten müffen. (Privnt-) 
Depeichen, deren Inhalt gegen bie Gejege oder die guten Sitten verſtößt oder dem äffent- 
Kichen Wohl nachtheilig ift, dürfen ſtets zurüdgemiefen werden. Für die Benugung der 
Zelegraphenanftalten finb beftimmte Gebühren zu entrichten, deren Höhe nach der Ent- 
fernung des Beſtimmungsorts und nach der Zahl der zu telegraphirenden Worte fich 
richtet. Mit Rüdfiht auf die Reihenfolge in der Beförderung umterjcheidet man brei 
Arten von Depeichen: Staatsdepeſchen, Dienftvepefchen, Privatdepeſchen. Staatsdepeſchen 
find durch die Reglement auch noch infofern bevorzugt, als bei ihnen die Anwendung 
ver Chiffernfchrift geftattet wird, während folche bei Privatdepeſchen nicht erlaubt ift. 

Hinfichtlih der Natur des zwiſchen dem Abjender und der Zelegraphenverwaltung 
beftehenden Rechtöverhältniffes find die Anfichten der Yuriften fehr getheilt. Unter anderen 
wird namentlich ein Mandatsverhältniß, ‘Dienftmiethe, und zwar wieder entweder locatio 
conductio operarum oder operis, endlih der Annahmevertrag (receptum) angenommen. 
Wenn es überhaupt geftattet ft, bei dem in Rede ftehenden Verhältniß auf römiſch— 
rechtliche Analogien zu recurriven, jo wird die Herbeiziehung der zulett genarinten Ver⸗ 
tragsart fih noch am eheiten rechtfertigen. Man wird dengemäß die Telegraphenverwal- 
tung für jeden vermittelft des Telegraphirens (jet e8 durch Berluft, Entftellung oder Ber- 
zögerung ber Depeſche) entftandenen Schaden haften Laffen, der nicht durch die Schuld des 
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Abſenders oder durch vis maior herbeigeführt iſt. Ebenſo wird man bie Telegrapbar 
verwaltung für die Handlungen ihrer Bedienſteten für verantwortlich erflären mir. 
Allen dieſe Verhaftung der ZTelegraphenverwaltung ift durch die das Telegraphenweic 
betreffenden internationalen Verträge und Reglement durchweg ausgefchloffen werk. 
(Bol 3. B. Revid. deutich:öfterr. PVereinsvertr. vom 16. Nov. 1857 A. 5; Nordd Te 
legr.:Orbn. vom 24. Dec. 1867 8. 24). Nur eine Rüderftattung der Gebühren wind 


"zugelegt, wenn Depeſchen verloren gehen, oder päter in die Hände der Adreſſaten ge 


langen, als dies durch Vermittelung der Poft hätte der Ball fein können, oder jo vr: 
ftiimmelt werden, daß fie erweislich ihren Zweck nicht erfüllen. (Im lesteren fall nad 
dem Norbd. Regl. 8. 24 fogar nur bei recommandirten Depeſchen.) Einige Schiftfidia 
behaupten num zwar, daß durch derartige Beftimmungen der Reglements und intemas 
nalen Verträge das beftehende Larivesrecht nicht geändert werben könne, und ber Kid 
demgemäß darauf gar feine Rücjicht zu nehmen habe. Reyſcher ©. 308. Nit— 
termaier ©. 40 ff.) Dod ift diefe Anficht nicht für richtig zu halten. Beſtimmumæa 
ber Reglements, welche fid) auf das Verhältniß des Bublitums zur ZXelegrapbenernel: 
tung beziehen und öffentlich befannt gemacht find, find als integrirende Beſtandiheile ie 
Vertrags aufzufalfen, welchen der Einzelne, der die Dienfte der Telegraphenverwaltung in 
Anſpruch nimmt, mit diefer eingeht. Indem man einen folden Vertrag abichliekt, m: 
tenwirft man fich auch ſtillſchweigend jenen Beſtimmungen. Natürlich wird durch feld 
Beftimmungen ein Anſpruch auf Echadenserfag gegen den Beamten, durch deſſen Schalt 
der Berluft, die Verftümmelung oder Verzögerung der Depeiche herbeigeführt ift, mit 
ausgefchloffen. Zur Anftellung der Klage gegen den Beamten, reip. die Telegrapkemer: 
wealtung (wo die Haftbarfeit dieſer letzteren nicht befeitigt ıft), iſt micht nur der Abe: 
ber befugt, fondern auch der Adreſſat, vorausgejett, daß ihm Die Depeche entftellt are 


verfpätet zugelommen ift; fonft kann der Ießtere nur ex iure cesso Magen. dir X 


Entſcheidung der Frage, ob für den in Rebe ftehenden Schaden der Abfender dein Ark 
faten aufzulommen, tft von Bedeutung die Natur der telegraphifchen Depeſche. Audı u 
diefer Beziehung find die Yuriften nicht einig. Nach den Einen fteht die Depeide ven 
Driginalbrief des Abſenders gleich (Fuchs im civ. Arch. XLIII. ©. 95 ff.); nad ia 
Anderen ift diejelbe lediglich eine einfache Abfchrift, und zwar „nicht des Driginalß, Tee: 
bern der Entzifferung der Zeichen, welche der Schreibapparat am Orte der Ankunft kr 


. vorgebracht hat“ (KReyſcher S. 290. Buſch S. 9. Serafini S. 85. Mitter 


maier ©. 21 ff.). Letztere Meinung ift unzweifelhaft bie richtige. Bon einer Erkf 
pflicht des Abſenders dem Abreffaten gegenüber kann daher regelmäßig nicht die Ri 
fein, fondern nur ausnahmsweiſe, nämlich, wenn erfterer ſelbſt den Schaden verunlaf, 
oder wenn er fich verpflichtet Bat, denfelben zu tragen. 

Lit.: Reyſcher in ber Zeitfehr. f. deutſches R. XIX. N. 8 u. 13. Serafini, Il ter 
rafo, Pavia 1862. Bufh im civ. Ar. XLV. N. 1. Mittermaier chenbaf. XL 
$. 1. Cotelle, Legislation frangaise de telegraphie, 1864. Meili, Das Telegrunfer 

recht, Züri 1871 (Literaturverzeichniß daſelbſt ©. 4). Lewis 


Tellez, Emanuel Gonzalez, war um 1660 Doctor und Prof. zu Sl 
manca, hernach Consultor Inquisitorum zu Valladolid. 

Er fhrieb: Coneilium Eliberitanum. — Comm. ad Deeret. V libros Greg. N. 
Lugd. 1679. WVenet. 1699, ed. nova Lugd. 1713. 


Lit.: S. Iucher. — Bihler, Geſch. der Quellen bes Kirchenrechts, Brest. 1855. €?" 
Teichmann 


Tengler, Ulrich, war 1480—1485 Stabtfchreiber zu Nörblingen, dann fantıa! 
zu Höcftätt, ſtarb 1510 oder 1511 hochbetagt. 
Schrift: Layenfpiegel von rechtmäßigen Ordnungen in bürgerl. und peinl Keime. 
Augsb. 1509 u. öfters, beſ. Straßb. 1513. . 
Lit.: v. Stintzing, Seh der pop. Lit. des röm.-can. R., Leipz. 1865, &. 11-I 
— Schord, Ueber T. Rayenfpiegel und beifen Gebrauch zur Erlänt. ber P. G.O., Hi. 19. 
— Stobbe I. 170 —- 173. Teichmann 
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Testamenti factio , ſprachlich zunächft Teflamentserrihtung , fodann bie testa- 
nenti faciendi facultas oder Teſtirfähigkeit, bezeichnete in weiterem Sinne feit Auf- 
mmen des Mancipationsteftaments die öffentlich-rechtliche Fähigkeit des commercium 
nortis causa d. h. bei dem ciwilen Teftiracte betheiligt zu fein: als Teſtator, als 
amiliae emtor und heres (Bedachter), als Yeuge; wer ſolche Fähigkeit nicht hat, ins- 
eſondere verloren hat, iſt intestabilis. Unrömiſch und unvollftändig ift die Eintheilung 
er t. f. in activa und passiva. Im fpäteren Rechte fällt letztere mit der Erbfähigkeit 
uſammen,; bie Teftamentszeugenfähigfeit aber fehlt aus natürlihem Grunde den Wahn- 
innigen, Zaubftummen, Blinden (was freilich für mündliche Teſtamente beftritten wird), 
us rechtlichen Grunde Frauen, Geſchlechtsunreifen, prodigis, dem Erben und mit dieſem 
Hewaltverbundenen, gewiſſen Verbrechern. Die neueren Gefetgebungen, welche aufßerge- 
ichtliche8 Teſtament anerkennen, haben diefe Unfähigfeitögründe zeitgemäß umgeftaltet; 
a8 Sächſ. G. B. fchliegt Taube, Blinde und Stumme mit Recht ganz aus. — Der 
Teſtirfähigkeit aber, d. h. der Fähigkeit zur Zeftamentserrichtung, ermangelt nach 
neuerem röm. R. (abgejeben vom Mangel de8 commercium überhaupt: Sclaven, Bere- 
Irinen, capite deminuti): 1) der eines rechtlichen Willens Unfähige, alfo der Wahn- 
innige abgeſehen von lichten Zwiſchenräumen, und der Gefchlechtäunreife (dagegen ift 
teſtirfähig der geichlechtsreife Minor; Mitwirkung eines Vormundes würde den Act un= 
förmlich machen); 2) weil ihm das commereium unterfagt ift, der Verſchwender; 3) der 
ſchreibunfähige Stumme (nah Yuftinians Vorfchrift nur der Taubftummgeborne); 4) das 
Hauskind, ſoweit ed nicht als paterfamilias gilt (caftrenfilches Vermögen). Fernere Be- 
Ihräntungen des röm. und can. R., gewiſſe Verbrechen betreffend, find theils nicht veci- 
pirt theils dem heutigen gem. R. entſchwunden. So auch die Forderung deutſcher 
Etatute, daß der auf den Todesfall Verfügende bei voller Lebensfraft (nicht auf dem 
Siechbette) geweſen; endlich die Verleihung ver facultas testandi durch landesherrliches 
Privileg. — Zur Umgeſtaltung der Teftirfähigkeit ſah das neuere gemeine wie particuläre 
Erbrecht fi) gezwungen dur das Aufkommen des Erbvertrages, die Abſchwächung der 
väterlichen Gewalt, die Unbeftunmbartett der Geſchlechtsreife, die Ausbildungsmittel für 
Zaubftumme. Den Fortichritt, die Unfähigfeit eines Wahnfinnigerflärten auch auf fog. - 
lichte Zwifchenräume zu erjtreden, hat nur der C. eiv. gemacht; das Preuß. A. L. R. ſpricht 
von Perſonen, die nur. zuweilen des Verſtandes beraubt find, und befchränft auf Diele 
die Teftirfähigkeit in lichten Zwiſchenräumen. Grundſatz des preuß. R.: wer unter Leben- 
den verfügungsfähig ıft, Tann in der Regel auch auf den Todesfall verfügen, ſoweit er 
nicht deſſen durch Erbvertrag fich begeben hat. Unfähig find, außer dem wahn- ober 
blödfinnig erklärten Bevormundeten: 1) der Taube, Stumme und Taubftumme, welcher 
ſich fchriftlih oder mündlich auszudrüden nicht vermag; 2) wer daß vierzebnte Jahr noch 
nicht zurücgelegt hat; 3) Mönd und Nonne nach abgelegtem Kloftergelübde. Nur be— 
ſchränkt ift der erklärte Verſchwender (auf die Hälfte des Nachlaſſes), ferner wer das 
achtzehnte Jahr noch nicht vollendet Kat, indem vieler mündlich zu gerichtlihem Prototoll 
verfügen muß. ‘Die Unfähigfeit von Verbrechern (deren Vermögen confiscirt worden), im 
Preuß. Sr.G.B. auf Einen Fall eingefchräntt, ift nunmehr durch das Nd. G. B. allganz 
beſeitigt. Das Sächſ. G. B. beichräntt die Unfähigkeit auf Perſonen, die dad vierzehnte Lebens⸗ 
jahr nicht erfüllt Haben, Geiſteskranke (abgejehen aber vom gerichtlichen letzten Willen, errichtet 
m gerichtsärgtlich feftgeftelltem Tichten Zwiſchenraum), bevormundete Verſchwender chlecht- 
bin. Auf gerichtliche Errichtung beſchränkt find ausprudsfähige Taubftummme, Blinde, 
blos Taube und Stumme. 

Gfgb.: Inst. 2, 12. D. 23, 1. C. 6, 22. Preuß. A.L. R. I 12. 88. 9 fi. 36 ff. V. 1. 
8. 25 (vgl. Zerervn v. 28. Febr. 1811). II. 11. 88. 1199 ff. Frer Str.G.B. 86. 19. 73. 


Pd. StGB. 8. 93. C. eiv. a. 25. 504. 903 ff. 975. 1098 ächſ. G.B. 58. 2066 ff. 
2074 fi. 2102. 


Lıt.: Glück, Bd. 33 u. 34. Heimbach im Rechtslex. X. S. 716 ff. Squt 
e. 
Teſtamentseröffnung. In Anlaß einer teſtamentariſchen Erbtheilen auferlegten 
Stener (L. Julia vicesimaria, a. u. 759) war bei den Römern folenne obrigkeitliche 
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Eröffnung der fchriftlihen von den Zeugen verfiegelten Teftamente und Codicille ver 
ſchrieben, zerfallend in die Acte: Recognition der Siegel, Apertur, Berlefumg (ſowen nt 
ftatthafterweife vom Zeflator verboten), Abſchriftnahme, Niederlegung im Archive, Freie 
follaufnahme über das ganze Berfahren. Auch nad Abihaffung jener Erbicafitaz 
erhielt fi zwar die Eröffnung, jedoch als erforderlich im gemeinen Rechte nur ai: 
obrigfeitlich aufgenommenen oder in obrigfettlihen Gewahrſam verbliebenen Teftama:n, 
b) wenn von Teftator angeordnet, c) auf Antrag interefjirter Perſonen, d) wen tz 
Durch andere Umftände gebotene amtlihe Erbregulirung ein Teſtament vorfindet — 
Während der C. civ. nur für das testament olographe und mystique gerichtlicbe C- 
öffnung fordert, ift nach preuß. R. gerichtliche Publifattion d. h. Eröffnung un Kr 
lefung im Beiſein der betheiligten Perſonen für alle Lettwilligen Verfügungen, auch t: 
außergerichtlichen, erforderlih. Das Sächſ. G.B. ftimmt mit obigen Borausjegm 
des gem. R. im Weſentlichen überein. Aehnlich dem Preuß. A. L. R. ſchreibt es Cramum 
von Antsmwegen auch dann.vor, wenn innerhalb beſtimmter Friſt vom Tode be. dð 
Hinterlegung) ein Antrag nicht erfolgt iſt. 

®fgb.: D. 29, 3. C. 6, 32. Preuß. A. L. R. I. 12. S$. 208 ff. C. civ. a. 1007. if 
Mand. v. 30. Oct. 1326. Sächſ. G. B. 88. 2223 ff. 


Lit.: Glüd, Bo. 43. ©. 375 fi. Neuere Lit. bei Tewes, Syſt. des Gröreit & y. 
Schützt 


Teſtamentsexecutor, d. h. diejenige Perſon, welcher nom Erblaffer einjeitig uf 
den Todesfall die Befugniß ertheilt worden iſt, die zur Conſtituirung und Vertheilung X 
Rachlaſſes unter die Erben, eventuell auch zur Verwaltung nöthigen Rechtsgeſchafte m: 
direct fir die Erben wirfender Kraft vorzunehmen. Im diefer im modernen Reht © 
erfannten Meöglichfeit, den Erben in der Verfügung über den Nachlaß zu bejdrante. 
liegt eine Erweiterung der Teftirbefugniß und zwar dahin, daß der Teftator dem Ei 
einen Repräfentanten fegen kann, welchen dieſer nicht ohne Weiteres zu entfernen Kia 
if. Die namentlich) früher vielfach in der Theorie herangezogene Lehre vom Man 
zur Conftruction des Verhältniſſes des T.E. zum Erben — woron aud das Preuß. A da 
Th. I. Tit. 12. SS. 557 fi. und das Oeſterr. G. B. 8. 816 beeinflußt find — nw 
völlig verwerflih. Da aber über das Princip der Yehre bis jett Feine Einigung hat aydı 
werben können, fo herrſcht auch faft in Bezug auf alle einzelnen Punkte Streit. & 
meinrechtlih und nad preuß. R. kann der TE. nur in einer leghrilligen Verügm; 
Teftament oder Codicill oder Erbvertrag, nicht aber in jeber beliebigen Erflänun — 
freilich Täßt ein großer Theil der Germaniften Das zu — emannt werden. Auch m! 
nach gem. und preuß. R. ein zwifchen dem künftigen Erblaffer und dem T. E. auf Ude 
nahme der Execution gefchloffener Vertrag — fo aud das Sächſ. G. B. 8. 2230 - 
als gültig angefehen werden. Die Befugniffe des T.E. richten ſich hauptſächlich nad M 
vom Erblaffer gemachten Anordnungen, welder ihm eine größere oder geringere Mit 
vollkommenheit geben kann. Mangel einer derartigen Verfügung, alſo z. B. wenn d 
legtwillige Dispofition nur lautet: „Ich ernenne X. zum T.E.“, ift der Letztere ermädtt, 
unter Ausſchluß der Erben alle Rechtsgeſchäfte mit bindender Wirkung für diele ver“ 
nehmen, welche zur Ausmittelung, Conftitwirung und Bertheilung des Nachlaſſe nd 
Maßgabe des Teftaments nöthig find, ein Wirkungstreis, welchen ihm das Preuß}. ei 
And. 8. 157 zu Th. IT. Tit. 18. $. 421 ausdrücklich beilegt. Deshalb hat der 24 
das Recht, den Beſitz der Nachlaßmaſſe zu verlangen und zu dieſem Behufe nöthigefli 
das remedium ex |. ult. C. de ed. div. Hadriani toll. VI. 33 anzuftellen vN 
zur Gewahrfam der Erbfehaft, welche er vertheilen fol, gelangt, fo ift er nicht eiwa 2 
tentor im eigentlichen Sinne, wie Viele meinen, fondern er ift Beſitzer der einzeln du 
mögensftüde, indem er jowohl hinſichtlich des corpus wie auch de animus den Bu 
ähnlich, wie der Vormund den Mündel, rvepräfentirt. Soweit e8 feine vorhin nibt 
charakteriſirte Etellung erfordert, muß er auch für activ und paſſiv Tegitimirt in du 
Erbichaft betreffenden Procefien angeſehen werden, d.h. alſo infomeit als dieſe Ka 
ftreitigfeiten in den Kreis derjenigen Angelegenheiten fallen, melde zur Yusnitla 
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Sonftituirung, interimiftiihen Verwaltung und Conftitwirung des Nachlaſſes nöthig find; 
indererfeits aber auch nur inſoweit, als das Hecht nicht fchon dem Teſtator felbft die Befug⸗ 
ug entzieht, dem eigentlich procefjualiich Legitimirten einen Anderen, d. 5. hier den TE, 
u jubftituiren. Mit Rüdfiht auf das zuerft Bemerkte ericheint er activ Tegitimirt zur 
Sinflagung der Nachlagactiva und pafliv für die Klagen der Legatare, mit Rückſicht auf 
das letztere aber nicht paſſiv legitimirt für die Proceſſe der Nachlaßgläubiger und die 
rbrechtlichen Klagen, wie die hereditatis petitio. Während dieſe Grundſätze auch für 
das Gebiet des bier äußerſt lückenhaften Preuß. A.L.R. ebenfalls zur Anwendung kommen 
müſſen, jchräntt jomohl der C. eiv. a. 1026 ff. wie auch das Sächſ. ©.B. SS. 223 ff. 
pen TE. in den gedachten Beziehungen erheblich ein. Für das Verhältniß des T.E, zu den 
Erben in Betreff der von ihm geführten Verwaltung (aljo 3. 3. Haftung für Verſehen, 
Recht auf Erftattung der Auslagen, Rechnungslegung) werden analog die über die vor- 
mundfchaftlihe Verwaltung geltenden Grundſätze herangezogen werben fünnen und ebenfo 
ericheint es gerechtfertigt, den T.E. nad) Analogie des Vormundes wegen ungetreuer und 
unredlicher Verwaltung auf Antrag der Erben zu removiren, ein Grundſatz, den das 
Sächſ. G.B. 8. 2241 adoptirt hat, während e8 in der erftgedachten Beziehung (8. 2244) 
auf die Grundſätze vom Mandat verweiſt. 

Lit.:: J Scholz, der Dritte, Ueber Teſtaments-Vollzieher, Altenburg 19811; Mühlen— 
bruch, Fortf. von Glüd, Bd. 43. ©. 390 ff.; Bejeler in ber Zeitſchr. für deutfches R., 
DB. 9. ©. 144 ff; Elvers, Ar. für prakt. Rechtswiſſenſchaft, Bd. 4. ©. 1341 ff.: B. Hin« 
ſchius, Preuß. Anwaltszeitung, Jahrg. 1866. ©. 753. 771. 784; Derfelbe in $. und P. 
Hinſchins, Zeitichr. für Geſetzgebung und Rechtspflege in Preußen, Jahrg. 1868. ©. 513. 656. 

P. Hinſchius. 

Teſtamentsform war im altröm. R. das feierliche „legare“ des Paterfamilias 
durch lex specialis vor der Volksverſammlung (in comitiis calatis, Friedensteſtament) 
unter deren Genehmigung, oder, fall8 der Teſtator miles war, im Kreiſe des Heeres (in 
procinctu, Kriegdteftament). Die Bezeichnung testamentum, testari i. e. coram testi- 
bus legare, entfland erſt, als die Volksverſammlung (5 classes) durch fünf Bürger 
a8 Zeugen, die mitwirfenden Magiftrate durch den libripens und familiae 
emtor vertreten wurden, und der Act vor dieſen allen durch mancipatio familiae (Schein- 
faıf per aes et libram) vom Teſtator vollzogen ward. Während aus dem test. in 
procinetu allmälig das völlig formlofe Militärteſtament beroorging, war nunmehr das 
Mancirationsteftament das civile Privatteftament. Bei diefem aber begann man bald 
über den mündlichen Act eine Beweisurkunde (tabulae) mit Perjiegelung und Namens- 
aufichrift (obsignatio, superscriptio) durch die fünf Zeugen und die beiven anberen 
Mitwirkenden aufzunehmen, und der Prätor gewährte daraufhin dem darin genannten 
heres vorläufige Beſitzeinweiſung (bon. poss. sec. tabulas), Indem man nun die Des 
weisurfunde allmälig als das Teſtament felber anzufehen ſich gemöhnte, und die ſymbo— 
liſche Form der manc. familiae immer feltener Anwendung fand, entftand ein prätorifches 
oder Fchriftliches Teftament neben dem nichtſymboliſchen civilen oder mündlichen. Der 
Zeitator erklärt vor den nunmehrigen fieben Zeugen bei erfterem, daß eine vorgezeigte 
Urkunde fein letzter Wille, bei legterem, was fein letzter Wille ſei. Nachdem in der 
Ipäteren Saiferzeit auch noch öffentliche Errichtung, aber im neueren Sinne des instr. 
publieum, wiederaufgelebt war, und fodann für bejondere Umftände und Perſonen theils 
erleichterte, theils erſchwerte Formen fich geftaltet hatten, ergab fi für das Yuft. R. 
folgendes" Syſtem: I. Ordentlihes Teftament. A) Privates Teftament. 
1) Das ſchriftliche (t. scriptum). Hier erklärt der Teftator, daß in einer den Zeu— 
gen vorgezeigten Urfunde, gleichviel von weſſen Hand geichrieben, fein Wille enthalten ſei, 
worauf er fie in Gegenwart der Zeugen unterjchreibt (was nur dann nicht erforderlich, 
wenn das Teftament als eigenhändig gefchriebenes, holographum, erklärt wird) und von 
den Zeugen unterjchreiben und befiegeln läßt. 2) Das mündliche (t. nuncupativum). 
Hier erklärt Teftator den gefammten Inhalt feines Willens vor den Zeugen; der Teftir- 
act ft damit abgefchloflen,, eine Hinterher über den Vorgang aufgenommene Urkunde (t. 
nune. in scripturam redactum) ſoll im Zweifel nur als Beweismittel gelten. B) Def: 
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fentlihes Teftament. Hier eriegt die Zuziehung einer mit publica fides beakz 
Perfon die Privatzeugen. Auch dieſes ift entweder 1) ein ſchriftliches; der Emt- 
tungsact befteht in der offenen Ueberreichung der jchriftlih oder mündlich für Tel 
erflärten Urfunde durch den Teſtator an den Princeps (t. principi oblatum) — rn 
fpäterer Praxis aud und zwar gewöhnlicher werfiegelt am die competente Beherde it 
judici oblatum) —, welder den Inhalt nicht zu erfahren braucht, ſondern die Urtux 
im Archiv hinterlegt und deren Empfang beicheinigt. Oder 2) en mündlides, we 
bei Teftator perfönlih den Inhalt feines Willens der competenten Behörde zu Prast: 
gibt und dadurch das Teſtament errichtet (t. apud acta conditum) — bie nenn x 
Römer publicatio testamenti —, gleihviel ob im Amtslocal oder in Teſtators Fa 
nung, gleichoiel ob letzterer das Protokoll behält oder deponirt. II. Die außerorden: 
lien Formen (|. darüber Art. Soldatenteftament, Blindenteftament x.). — mr: 
ſame Erforderniffe, und bei ordentlichen in allen Stüden unerläßlich, find: a) Eighit da 
Erritungsacted von Anfang bis zu Ende (unitas actus), d. 5. Vollendung obme cr: 
hebliche Unterbredung durch Fremdartiges nach Ort und Zeit; natürlich Liegt feine Ir 
terbrehung darin, daß bei der Errichtung die Grenze eines Kalendertages überkune: 
worden; b) die. Zeugen bzw. die Behörde müffen zu eben diefer Mitwirkung führe ' 
Art. Testamenti factio) und aufgefordert (rogati) und ber dem gejammten It w 
gegen gewejen fein. — Im Mittelalter machte fi), ohne jedoch in Deutichland gem 
rechtlich zu werben, als öffentliches geltend das fogen. canoniſche Teftament, erricter w 
den competenten Pfarrer und zwei Zeugen. ALS in Deutichland das rim. R. der ie 
ftamente ſich einbürgerte, geſchah Dies auch rüdfichtlih der Errichtungsform mehr te 
Namen als der Sade nad; was vornehmlich in der Zulafjung des gemeinihaftliä: 
Teftamentd hervortritt (verworfen noch vom CO. eiv.),. Sodann neigen die Reichsgeſch 
der Verdrängung der rein mündlichen, die Praxis überwiegend der öffentlichen Form 1 
zu, beitehend in „gerichtlicher” Aufnahme bzw. Annahme des Teftaments. Im Frat 
AULR. iſt das Privatteftament ſogar abgeſchafft, ordentlihe Form nur die gerihilit 
entweder durch Uebergabe an das gehörig bejette Gericht oder durch Erklärung jur 
rihtlihem Protokoll. Das franz. ri ‚ welches teftamentariige Erbfolge nıdt fr 
weshalb Das og. testameht nur dem Namen nad ein ſolches ıft, unterſcheidet: t. par 
acte public, ein mündlicdhes, dictirt vor 2 Notaren und 2 Zeugen, bzw. 1 Notare m 
4 Zeugen; test. mystique, ein fchriftliche®, vom Teſtator verfiegeltes und fodann w= 
Notar und 6 Zeugen producirtes; test. olographe, das eigenhändig geſchriebene = 
weitere Form. Das Sächſ. GB. Fehrt zum gem. R. zurüd, nur deſſen Formen de 
einfachend ; es geftattet daher 1) gerichtliche Errichtung entweder durch Uebergabe ir 
Schrift oder durd Erklärung des Willens zu Protofoll, 2) außergerichtliche ver fat 
Zeugen, wiederum entweder ſchriftlich oder mündlich; bei letzterem ift Oinzufommen am 
Beweisurkunde nicht wejentlih. 

®fgb.: Inst. 2, 10. D. 28, 1. C. 6, 23. R.Not.Orbn. v. 1512. Tit. U. PBreng.i 
1. 12. 88 66 fi. C. eiv. a. 968 ff. Säachf. ©.B. 88. 2092 ff. 2100 fj. Dal. Beromn » 
22. Sebr. 1865. 

Lit.: Slüd, Bo. 34 u. 35. Heimbad im Rechtslex. X. ©. 735 ff. Vering, 8 
Erbrecht, ©. 175 ff. Schütze 

Theilungsklage „ judicium divisorium. Unter Th. verſteht man bie Hr 
welche den Genofjen einer Gemeinfchaft, mag dieſe auf Vertrag beruhen oder dınd ur 
bere Umftände herbeigeführt fein, gegen einander dahin zuftcht, daß bie Gemeinfchaft dar 
-Theilung des gemeinfamen Gutes unter Berückſichtigung der den einzelnen Theilhaben 
aus Aufwendungen oder Beſchädigungen rüdjichtlih des gemeinfamen Guts zufienis 
Ansprüche aufgelöft werde. Die Klage kann auch felbftändig auf Ausgleichung der ler 
Ansprüche gerichtet werben. Die Theilung Bat der Richter nach billigem Ermeſcun 
bewirken, ſoweit eine Einigung der Intereffenten nicht zu erreichen iſt. Feſte gefegie 
Vorſchriften über den Theilungsmodus gibt es nicht. Negelmäfig ift jedod die Aa’ 
teilung, fofern fie möglich ft, vorzuziehen. Bei derſelben werben bie einzelnen ii 
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om Richter adjudicirt, und diefe Adjudication wirkt Cigenthumsübertragung. Der 
üchter kann zuvor über die Zutheilung der einzelnen Theile Das Loos enticheiden laſſen. 
Ste jonft gewöhnliche Theilungsari iſt PVerfteigerung und Theilung des Erlöſes. . Die 
;erfteigerung kann auf den Kreis der Theilhaber beichränft bleiben oder kann ganz 
Mentlidy vorgenommen werden. — Dem Richter fteht auch zu, demjenigen, dem er cine 
Sache zuſpricht, dafür Verbindlichkeiten oder Servituten aufzulegen. Da fo aud der 
läger jelbft zu einer Leiftung verurtbeilt werden fann, jo rechnet man die Th. zu den 
oppelfeitigen Stlagen, actio duplex. — Die Th. des röm. R. heißt a. familise her- 
iscundae, wenn das Object eine gemeinfame Erbſchaft ift, a. finium regundorum, 
enn eine Orenzverdunfelung es zweifelhaft gemacht hat, ob eine Fläche zu dein einen 
der dem andern Nahbargrundftüd gehört; wenn die wirkliche Grenze zu ermitteln iſt, 
ann von einer Th. nicht die Rede fein, das unter Ueberfchreitung der Örenze oecupirte 
Stüd wird vindicirt. In allen übrigen Fällen der Th. heißt die Klage a. communi . 
ividundo. Tas fühl. und franz. R. ftimmen im Wejentlihen mit dem gen. R. über- 
in, Nach preuß. R. wird regelmäßig nicht das geſammte Theilungsgeichäft proceſſua⸗ 
Ich durchgeführt, vielmehr iſt die Theilung ein Act der freimilligen Gerichtsbarkeit, bei 
em nur bie entflehenden Streitpunkte vom Proceßrichter durch Erkenntniß entſchieden 
xıren. Den Charakter einer eigentlichen Th. bat jedoch bei Grundftüden, die im ge— 
neinfamen Eigenthum flehen, das ohne weitere Vorausſetzung begründete Recht des Mit⸗ 
igenthümers, eine nothmendige Subhaftation Theilungs halber in Antrag zu bringen; 
benfo Die vor den Auseinanderfegungsbehörden (Generalcommifiionen) zu verhandelnden 
Yemeinbeitötheilungen rüdfichtlich beftehender realer Nugungsgemeinfhaften. Das D. H. G. B. 
ronet für den Fall der Auflöfung von Handelögefelifchaften aller Art die Beftellung von 
quidatoren an, deren Aufgabe es ift, nächft der Abwickelung der Schuldverhältniſſe auch 
ne ſchließliche Auseinanderfegung der Geſellſchaft durchzuführen, ſoweit nicht Streitigfeiten 
ntftehen, die der gerichtlichen Entſcheidung anheimfallen. In ähnlicher Weiſe ift die Li⸗ 
uidation von wirthichaftlihen Genoſſenſchaften, die ſich auflöfen, bundesgeſetzlich für ben 
Nd. Bund geregelt. 

Lit. m. Gſgb.: Wiederhold, Zeitfehr. für Civ. R. u. Pre. XII. 35. Sternberg, 
benba XVII. 426. Rudorff, Geld. Zeitihr. X. 343. Zimmermann, Arch. für ciw. 
frag. XXXIV. 192. 323. Für preuß. R.: Göppert, Beiträge zur Lehre vom Miteigenthum 
ach dem preuß. R., 1864. — D. X. 1—3. C. III 36 39. — Eädf. Civ.®.B. S$. 33; — 
114, 1387, 2348. — C. civ. a. 815—812. 1656— 88. C. de proc. a. 966 ff. — Preuß. Gef. 
. 18. April 1855 über das Theilungsverfahren in der Rheinprovinz. Breug.A.XR 1. 17. 
9. 1—114. 362—388. Semeinheitstheilungsoron. v. 7. Juni 1821. Zufatgeje dazu v. 2. März 
350. Preuß. Subhaſt. Ordn. v. 15. März. 1869 88. 112— 113. — D. H.G.B. X. 142. 172, 
42 fi. — Bundesgeſetz über die privatrechtlice Stellung der Genoſſenſchaft v. 4. Juli 1868 
$. 40 ff. 47. Eceius 

Theramo, Jacobus de (Trani oder de Ancharano), geb. 1349, Lehrer 
rd can. R. zu Padua, Biſchof zu Florenz, Spoleto, Erzbiſchof von Taranto, ſtarb 1417. 

Schrift: Processus Luciferi contra Jesum (Belial), Argent. 1478. Vinc. 1506 (f. 
’roc. jocoserius, Hauov. 1611), bearbeitet von Jacob Ayrer: Hift. Proc, jur. Belialis 
‘ontra Christum, Frankof. 1597, c. n. Ahasv. Fritsch, Nürnb. 1737; franz. von P. 
jerget s. 1. 1482. 1492; auch böhmifch. ’ 

Sit: v. Stinting, Geſch. ber popul. Lit. bes röm.scan. R., 1867, ©. 271 — 279. 443. 
- Stobbe D. 178. — Rudorff, Grundriß zu Borlefungen über den gem. und preuf. 
lio.ßrc., Berl. 1837, ©. 6. 7. — Wetzell, Syſtem bes ordentl. Eiv.Pre., 2. Aufl. 1865, 
. 3. Note 10. — De Wal, Beiträge zur Literaturgefch. bed Civ Pre. berausgeg. von 
Stinking, Erl. 1866, ©. 26. Teihmann. 

Thibaut, Anton Friedrich Juſtus, geb. 4. Ian. 1772 zu Hameln, ftudirte 
n Ööttingen, Königsberg und Kiel, promovirte 1794, wurde 1798 außerord., 1799 
rd. Prof, ging 1802 nad) Jena, 1806 nad) Heibelberg, wurde 1826 Geh. Rath, 1834 
Mitglied des Bundesſchiedsgerichts, ftarb 28. März 1840. 

Säriften: De genuina jur, personarum et rerum indole, Kilon. 1796. — Juriſt. 
Sncylopädie und Metbodologie, Alt. 1797. — Verſuch Über einzelne Theile der Theorie des 
Rechts, Jena 1798 — 1801, 2. Aufl. Iena 1817. — Theorie d. log. Auslegung des rim. R., 
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Alt. 1799. 1806. — Beiträge zur Kritil der Feuer bach' ſchen Reviſion ber Grunbbegrii m 
pein!. R., Hamb. 1802. — Ueber Befit u. Verjährung, Jena 1802. — Syſtem ed Tine 
tenrehts, Jena 1803; 9. Ausg. von Buchholtz, Jena 1846. — Aug, Jac. Cupen, 
Observ. selectae de natura possess., Jen. 1804, — Civiliftifhe Abhandlungen, ic 
1814. — Ueber die Nothmendigleit eines allgem. bürgerl. R. für Dentichland, Heitek. Ik 
3. Ausg. 1140. — YJuriftifher Nachlaß von Guyet, berausgeg. Berl. 181 — 12. — if 
baut gab mit Löhr und Mittermaier das Arch. f. ciwilift. Praxis heraus. 

Lit.: Neuer Nekrolog der Deutfhen, Bd. XVII. ©. 356 — 363. — Baumitod: if, 
3. Thibaut, Blätter der Erinnerung für feine Verehrer, 1841. — Walter, Aus w 
Leben, Bonn 1865, S. 41 — 94. Teichmenr 


Thierhaltung. Nach einer Beſtimmung des Edict® der römischen Atilık 
derjenige, der an einem öffentlihen Urt (qua vulgo iter fit) gefährliche Thiere (far 
wilde Schweine u. |. w.) hält, das Doppelte des dadurch angerichteten Schadni, = 
bet Berlegung eines freien Menſchen eine arbitrire Geloftrafe, ber Tödtung adı M 
solidi zu leiften. 1. 40. 8. 1. 1. 41. 42. D. de aed. ed. XXI. 1. Auj der 
ftung geht eine Popularklage (Bruns, Ztſchr. f. Rechtsgeſch. III. ©. 343, mh & 
Jahr dauert. Daneben aber concurrirt unter Umſtänden aud) die actio de part 
(S. den Art. Pauperies.) $. 1. J. si quadr. IV. 9. 1. 4. D. eod. IX. 1. # 
Rechtsſätze find heutzutage nicht blos dur den Wegfall der Bopularflagen, ſondem u 
dadurch geändert, daß die P.G.D. in A. 136 das Halten foldyer gefährlicher m 
ein für alle Mal mit einer Criminalſtrafe bedroht. Denn damit ift ſowohl die ädilicitete 
vatftrafe befeitigt, al8 auch der Beſitzer des ſchädlichen Thieres, abgefehen ven ve x 
de pauperie, wegen feiner Webertvetung mit der actio legis Aquiliae haftbar gut 
Mithin kann gegen denfelben jet nach den Grundſätzen der letztgenannten Klage in = 
fahe Schadenserſatz 30 Jahre lang eingeflagt werden. Bol. au 1.8.8. 1.Dx 
leg. Aq. IX, 2. 1. 6. C. de leg. Ag. III. 35 und Glück X. S. 272. Un:: 
bolzner, Schulvverhältniffe II. ©. 789 fi. Das preuß. R. läßt wegen bi im 
Thiere verübten Schadens in allen Fällen nur die in eulpa befinvfide Perſon ki 
fügt aber hinzu, daß zur Haltung folder Thiere, die von Natur ſchädlich Tea, = 
obrigfeitlihe Erlaubnig erfordert werde. Außerdem tft poſitiv feftgefegt, daß tar 
der Thiere hält, die zwar ihrer Natur nach nicht ſchädlich find, aber auch in wl= 
lichen oder ftäbtifchen Haushaltung nicht gebraucht werden, für allen durch fie ver 
Schaden auch ohne feine Schuld auffommen fol. 88. 70. 71. 75 PART 
Koch, Recht der Forderungen, II. ©. 1189 fi. Heydemann, Einleitung L 2. 
Beſondere Bolizeiftrafen verhängt das Str.®.B, für den Nd. Bund $. 366 "- 
8. 367. Wr. 11. Ci 


Thomafius, Chriftian, geb. 1. Ian. 1655 zu Leipzig, ftubirte in mar." 
a. O., begann 1687 im Leipzig deutſche Collegien zu leſen, überhaupt fin die Wn 
tung der deutfhen Sprache in gelehrten Sachen zu wirfen, ging, von orthoberen &= 
logen verfolgt, nad) Berlin, 1690 nach Halle, wo auf feine Veranlaffung hin vie Um 
fität gegrimbet wurde, Iehrte an derfelben, war ihr Director, preuß. Geh. Kat, 
23. Septbr. 1728. 


Schriften: De tortura e foris christianorum proseribenda, Hal. 1705. — Tea ° 
brechen der Zauberei, 1701. 1702 — Drei Bücher ber göttlichen Rechtsgelabrtheit, Halt!“ 
— Bom Rechte eines Fürften in Mitteldingen, Halle 1695. — Vom Redte evangel 
in tbeolog. Streitigkeiten, Halle 1696. — Vindiciae jur. majest. circa sacra, ib. 
Recht evangel. Fürften in Kirchenſachen, daf. 1713. — Delineatio hist. jur. Rom. e 1” 
(Erfurt 1750). — Hist. content. int. imp, et sacerd., Hal. 1722. — Introduetie & 7. 
los. aulicam, ed. 2. Hal. 1702. — Fundamenta jur. naturae et gentium. Hal | 
ed. IV. 1718. — Inst. jurispr. divinae 1688. — Juriſtiſche Händel, Halle 1123-2 n- 

Lit: Bluntihli, Geſch. des allg. Staatsrechts und der Politik. Münd. 1864, - 
211. — Yuden, Chrift. Thomafius nad feinen Schidfalen und Schriften, Tel. N r 
Stahl, Rechtsphiloſophie I. 127.183. - Stobbe II. 42u— 422. 448. — eben 
der Ehejchließung, Leipz 1865, ©. 192. 193. 196. 266. — Bluntfdli Son 
Dernburg, Thomafius u. die Stiftung der Univ. Halle 1865. 
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TShomaffin, Louis de, geb. 1619 zu Air, wurde Oratorianer, Iehrte zu Pe- 
zenad und Saumur, fett 1654 zu Paris, ftarb 1695. 

Schriften: Diss. in concilia generalia et particularia, Par. 1667. — Mem. sur la 
gräce, Louv. 1665, 2. Ed. Par. 1682. — Ancienne et nourvelle diseipline de l’eglise 
touch. les benefices, Par. 1678. 1725. lat. 1685. Lugd. 1706. Magont. 1787. — Dogmata 
theologiea, Par. 1680 —89. — Traites hist. et dogm., Par. 1681 — 16983. — Traite d’u- 
nite de l’eglise, Par. 1686 — 1688. — Traite de l’office divin, Par. 1686. — Traite de 
!’aumöne, Par. 1695. — Traite du negoce”et de l’usure, Par. 1697. — Gloss. univers. 
hebraicum, Par. 1697. — Traite des edits.. dans l’eglise, Par. 1703. 

tit.: Bougerel, Vie de Th. (vor der Discipline). — Lescoeur, La thdodiede 
de Th., Par. 1852. — Nour. Biogr. gener. Vol. 45. Teichmann. 


Thronfolge. Die Th. iſt entweder eine ordentliche joder eine außerordentliche; 
jene beruht auf Verwandtſchaft, diefe auf jedem anderen Nechtötitel. 

Was zunächſt die ordentliche TH. betrifft, To iſt zu untericheiden das Thronfolge— 
recht und die Thronfolgeordnung. Das Thronfolgereht wird begründet durch das Zu— 
ſammentreffen folgender Momente Die oberfte Vorausſetzung ift die Abftammung vom 
eriten Ermerber, jo daß aljo alle Ascendenten und Collateralen ausgefchloflen find, bie 
Th. eine reine Descendentenerbfolge ift, und beiſpielsweiſe die Fürſten von Hohenzollern 
fein Thronfolgerecht in Preußen befigen; das" Descendentenverhältnif muß außerdem ein 
leibliches, auf phyſiſcher Zeugung beruhendes fen, -und kann durch Adoption nicht be— 
gründet werden. Das Thronfolgerecht fett aber ferner eine Abftammung vermöge recht⸗ 
mäßiger Ehe vorauß; es jind danach nur eheliche Kinder thronfolgefähig, eine Ergänzung 
ber ehelichen Geburt Durch Legitimation findet nicht ftatt. Die Abftammung muß ſodann 
in einer ebenbirtigen Ehe erfolgt fein; als ebenbürtig gelten aber im Allgemeinen alle 
Ehen, welche die Glieder ſouveräner deutſcher Fürſtenhäuſer entweder untereinander, ober 
mit Gliedern ehemald regierender , jegt mediatijirter fürftlicher oder gräflicher Häufer 
(Bundedacte A. 14) oder mit Gliedern fouveräner ausmärtiger Türftenhäufer, aud wenn 
deren Sopuveränetät verloren gegangen ift, geichloffen haben; doch weichen einzelne Häufer 
von diefen gemeinrechtlihen Grundſätzen ab, und namentlich im olvenburgiichen Haufe 
werden auch die Ehen mit Gliedern der höhern Klaſſen des niederen Adels als ebenbürtige 
Ehen betrachtet; außerdem kann jede an ſich nicht ebenbürtige Ehe durch hinzutretenden 
Conſens aller Succeſſionsberechtigten in eine ebenbürtige Ehe verwanbelt werben, die dann 
nach allen Seiten bin ihre Wirkung Außert; endlich gilt das Ebenbürtigfeitöprincip nur 
in Deutfchland, als Folge der mittelalterlichen ftändifchen Gliederung, ift aber keineswegs 
als ein allgemein europätfcher Rechtsgrundſatz zu betrachten, insbeſondere audy in Eng— 
land durch das Haus Hannover nicht eingeführt. Die Abftammung muß endlich aus 
einer vom Staatsoberhaupte genehmigten Ehe erfolgt fein. Das Thronfolgeredht erfor 
dert aber ferner Abſtammung vom erften Ermerber durd) Männer und männliches Ge— 
\hleht Agnaten im deutſch-rechtlichen Sinne), fo daß nicht blos die Frauen felbft, fon- 
dern auch die durch Frauen vom erften Erwerber abftammenden Männer regelmäßig von 
der Th. auögefchloffen find; ausnahmsweiſe findet jedoch nach gänzlihem Erlöfchen des 
agnatiihen Mannsſtammes eine cognatiiche Th. ftatt, zu Neichszeiten auf dem Privi— 
legium des fog. Weiberlehnd, gegenwärtig auf den pofitiven Feftfegungen der Berfaflungs- 
urfunden beruhend; dieſe fubjidiäre cognatische Erbfolge beftand von Alter ber in 
Tefterreih (1156) und in Braunfchweig = Lüneburg (1235), hat jedoch in letzterem Haufe 
feine thatfächliche Bedeutung erlangt, fie befteht gegenwärtig in Baiern, Witrtemberg, 
Sachſen, Heffen, nicht aber in Preußen. Das Thronfolgerecht erforderte endlich in früherer 
Zeit Regierungsfähigteit, jo daß ſchwere körperliche und geiftige Gebrechen, fofern fie Ichon 
dein Anfall der Th. vorhanden und als unbeilbar conftatirt waren, eine fürmliche Aus- 
\hliegung vom Thronfolgerecht begründeten, nach der neueren Auffafjung, die insbeſon— 
dere in den Verfaſſungsurkunden vorherrfcht, bewirkt Dagegen eine derartige Negierungsun- 
fähigkeit nur eine Ausichliegung won der Ausübung des Thronfolgerechts (Regentſchaft), 
nicht aber eine Ausſchließung vom Rechte ſelbſt. CBreuß. Verfg. A. 56.) 
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- Die Thronfolgeordnung iſt nach heutigem Rechte zunächſt eine Lmealordum; dre 
einzelnen Linien innerhalb der Verwandtſchaft werden als felbftändige Gemeinſchafin \: 
tradhtet, indem die Erbfolgeorbnung ji” nah der Nähe der Linien zum Erblaſer b: 
ftimint. Die erfte Linie bilden demgemäß die eigenen Descendenten des Erblaſſers, wı 
ſuccediren mit Ausſchluß aller übrigen erbberechtigten Verwandten; Die zweite Linie Ei 
diejenigen, welche vom Bater des Erblaſſers abjtammen, alſo die Brüder bes Exhhike 
und deren ganze Descendenz; die dritte Linie bilden diejenigen, welche vom Oreintr 
des Erblaſſers abjtammen x. Wie es fi auch im Allgemeinen mit dem Final 
al8 Princip des älteren deutſchen Erbrechts verhalten möge (vgl. Lewis, Piünke: 
Krit. Vierteljahrſchrift Bd. IX. ©. 23, und Wafferfhleben, Das Prindp ve Er 
folge nach den älteren deutichen und verwandten Rechten, Leipz. 1870), fo fleht dab ır: 
zweifelhaft feit, daß dieſes Linealſyſtem jedenfall® in der Sphäre des hohen und mac 
grundbefigenden Adels gegolten habe, und daß daffelbe insbefondere heutzutage nad frz 
gelegen und Verfaſſungsurkunden das beherrſchende Princip für die Drbnung der ib. e 
Deutfchland iſt. Die Thronfolgeorbnung ift aber nach heutigem echt zweitens rue de 
dieidualfucceffton, fo daß von mehreren in derſelben Linie gleichzeitig dem Grade rei 
Berufenen immer nur einer zur Th. gelangt. Die Individualfucceffion kann aber, abgide 
vom Sentorat (phyſiſches Alter), nach einen doppelten Syſteme beftunmt werden, ini‘ 
entweder nach einfacher Gradesnähe (natürlich innerhalb der Linie), ſog. Majorat, ie: 
alfo nad dem unbeerbten Tode des erften Bruders der dritte Bruder, nicht akt! 
Sohn des vorverftorbenen zweiten Bruders folgen würde (beim Tode Friends 4 
Großen Prinz Heinrich umd nicht Friedrich Wilhelm IL). Dies ift das frühere gm 
rechtliche Syſtem, das Syſtem der goldenen Bulle und der älteren Hausgeſetze, re 
Vorſchriften aber an großer Unbeftunmtheit leiven. Das andere Syſtem zur Herbafühtz 
einer Individualſucceſſion ift Die Primogenitur, wonach jeder Frühergeborne und die un 
Linie des Frühergebornen mit unbegrenzter Repräfentation jedem Spätergebomen ur 
gebt; dieſe Primogeniturordnung ift nicht blos die conſequenteſte Ausbildung des Ye: 
ſyſtems, fondern empfiehlt fi für die Staatsfucceffion auch dadurch, daß mehr wie b 
jedem anderen Syſtem eine fefte unabänderliche Reihe hergeftellt wird, fo daß ein li 
ſpringen von einer Yınie in die andere nicht leicht ftattfindet. Die Primogenitunrm: 
{ft denn auch feit dem 17. Jahrh. überall berrichend geworben, auch mit Abinem: 
reſp. Umdeutung früherer Feſtſetzungen. — Sofern den Eognaten ein ſubſidiäres Trr 
folgerecht nad) älteren Privilegien oder nach den neueren Verfaſſungen eingeräumt if. ' 
gilt über die Thronfolgeorpnung Folgendes. Zunächſt bat die Erbtochter und deren Ze 
cenbenz, d. 5. diejenige Frau, melde mit dem letzten Beſitzer am nächften verwandt m“ 
den Vorzug vor der ſog. Negredienterbin und deren Descendenz, d. b. derjenigen mi 
bie mit dem erften Erwerber am nächſten verwandt war. Denn wenn auch vie Kar 
bienterbin Durch die agnatifche Erbfolge zunächft benachtbeiligt ift, und im vielen wlk 
ſogar Erbverzichte unter Vorbehalt des Thronfolgerechts für den Ball des Erläfhene = 
Mannsſtammes ausgeftellt find, fo Bilden doch die Erbverzichte in Teiner Weile te 
Rechtsgrund, auf dem die Ausfchliefung der Frauen beruht, fondern ſind lediglich Li 
rungsmaßregeln, um das ältere deutſche Land- und Lehnrecht, welches die raum gm 
von der Erbfolge in Immobilten (bei Allodien bis zum Erlöſchen des Mamnöftan 
beim Lehn gänzlich) ausichloß, gegen das eindringenve röm. R. zu ſchützen. Beim Er 
tritt der cognatifchen Th. ift zwar in ber Regel bie wirklich Berufene Frau auch zu ge 
gierung berechtigt, indeſſen geht auch vielfach bei gleichem Grade das männlihe Geſclet 
dem weiblichen vor, der Bruder feinen älteren Schweftern, nicht aber der Neffe der Tu 
ter, und vereinzelt findet fih fogar die Beitimmung, daß auch beim Gintritt der cuts 
tifchen Th. nur Männer berufen werden follen, jo daß aljo die TH. nur ratione tra® 
missionis eine weibliche ift. Nach ftattgehabtem Uebergange des Thronfolgerechts ar d 
weibliche Linie verwandelt fi) in dem neuen Haufe (3. B. Lothringen) die Ih Ir 
wieder in eine agnatiſche, d. 5. der Vorzug des Mannsſtammes tritt wieder em, | 
derjelbe etwa von Neuem erliſcht. 


Thronlehen. 545 


Was die außerordentliche Th. betrifft, fo konnte nad) früherem Recht, wenn Suc- 
cefjionsberedhtigte gar nicht mehr vorhanden waren, entweder der Lehnsherr einfeitig oder 
da8 Haus unter Genehmigung des Lehnsheren über die Th. anderweitig: verfügen. Die 
anderweitigen Verfügungen des Lehnsheren waren entweder Expectanzen oder Eventual- 
belehnungen; die Erpectanzen enthalten lediglich das Verfprechen, daß bei eingetretenem 
Heimfall eine Belehnung erfolgen Tolle, fle begründen aljo nur em Forderungsrecht 
gegen den Erpectanzverleiher und feine Rechtsnachfolger: die Eventualbelehnungen enthal- 
ten Dagegen eine förmliche Belehnung, begründen aljo ein dingliches Recht, deflen Wirk⸗ 
ſamkeit zwar von einer Bedingung abhängig ift, mit Eintritt derfelben aber fofort, ohne 
daß eine weitere Handlung des Lehnsherrn erforberlih war, wirkſam wird. Da num 
im Allgemeinen der Sag gilt, daß das deutſche Reich zwar aufgelöit, aber nicht rüd- 
wärts annullirt. ft, und demgemäß alle durch Acte der Reichsſtaatsgewalt begründeten 
Rechte als fortbeftehend betrachtet werben, jofern fie ſich unabhängig von Kaifer und 
Reich) geltend machen fünnen, fo folgt daraus, Daß nad) dem Untergange des Reichs 
und dem Wegfall des Lehnsherrn zwar die Exrpertanzen erlofchen find, da es an einem 
zur Erfüllung verpflichteten Subjecte fehlt, daß dagegen die Eventualbelehnungen noch 
jetzt wirkſam werben fünnen, da fie zu ihrer Geltendmachung Kaiſer und Reich nicht vor- 
ausfegen; indeſſen kann pendente conditione der Eintritt des eventus auf alle Weile 
vereitelt werden. 

Die Dispofitionen des Hauſes waren in früherer Seit entweder Teflamente oder 
Erbverträge, reip. Erbverbrüderungen. Die Gültigkeit ſolcher Dispofitionen waren aber 
zu Reichözeiten dur die Zuftunmung theild des Kaiſers, theils der Succeffionsberedtig- 
ten bedingt; die Teftamente enthielten nur der Form nad, einfeitige Dispofitionen,, wenn 
nicht etwa der ZTeftator der letzte feines Stanımes war, ımd gar feine Succefjionsberedy- 
tigten eriftirten; ‚auch {ft durch ZTeftamente mehr die Thronfolgeordnung modificirt. Die 
zur Zeit ihrer Entftehung ungiltigen Teſtamente und Erbverträge (insbeſondere Die vom 
Kaiſer nicht beftätigten Erbverträge) gelten an ſich nad) der regula Catoniana auch ge 
genvärtig miht. Dagegen müflen die zu ihrer Zeit giltigen Zeftamente und Erbverträge 
auch heutzutage noch ihre Wirkungen äußern, fofern fie nicht mit oberften Grundjägen 
des modernen Staatörechtd, insbeſondere der Untheilbarkeit deutſcher Staatsgebiete in Wi- 
deripruch ftehen. Außerdem find neue derartige Diöpofitionen ohne Mitwirkung der Lan 
deövertretung nicht mehr möglich. Sollte e8 endlich beim Tode des letzten Throninhabers 
an jeder Vorforge fehlen, jo würde der Landesvertretung als dem alsdann einzig berech- 
tigten Organ die Wiederbefegung des Throns zuftcehen. (Preuß. Berfg. arg. W. 57.) 

Lit: Zachariä, Deutiches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. 1865, Th. I. ©. 346 ff. 
Held, Syftem des Verfg.R., Bd. II. (1857) ©. 247 ff. v. Gerber, Grundzüge, 2. Aufl. 
1869, ©. 84 fi. v. Rönne, Staatsrecht der Preuß. Monarchie, 3. Aufl. 1869, Th. I. Abth. 1. 
3.149 ff. 9. Schulze, Das Preuß. Staatsrecht auf Grundlage des deutfchen Staatsrechts, 
Abth. 1. 1870, ©. 172 fi. H. Schulze, Thronfolge in Bluntf hrs Staatswörterbuch Bd. X. 
1567) ©. 518 fi. — v. Held, Ueber die gefchichtlihe Entwidelung des deutſchen Thronfolge- 
rechts, in Aegidi’8 Zeitfchr. für deutfches Etaatöreht, 3b. 1. (1867), S. 41 ff. H. Schulze, 
Geſchichtliche —*2 der fürſtlichen Hausverfaſſung im Mittelalter, in der Zeitſchr. für 
Rechtsgeſch, Bd. VII. — S. 323 fe — ©. Gerber, Ueber bie Theilbarkeit deutſcher 
Staatögebiete, in Aegidi's Zeitfehr. für deutſches Staatsrecht, Bd. I. en * * ff- 

rn eier. 


Thronlehen. In Beziehung auf die Reichslehen unterſchied man fehr genm die 
Thronlehen von fog. geringeren Lehen; erftere wurden vom Kaiſer in eigener Perſon, 
letztere vom Reichshofrath verliehen; es gab Furſtenlehen, welche doch nicht Th. waren (Hä= 
berlin: Handb. des deutſchen Staatsrechts IIT. 304, 10). Im ähnlicher Weife murbe 
bei den Lehen unterichieven, über welche einem Landesherrn die Lehnsherrlichkeit zuftand. 
In Batern 3. B. wurden die Mannlehen der Krone eingetheilt in Th., die vom Könige 
ſelbſt, und in Kanzleilehen, welche im Namen bes Königs vom oberften Lehnshofe ver- 
heben wurden; zu ben erfteren gehörten gewiſſe thronlehnbare Witrden und jene Güter, 
mit deren Beſitz die fürftliche oder gräflihe Würde verbunden war (Mayr: Lehnrecht 

dv. Holgendorff, Rectslexikon 2 35 
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8. 3). Auch in Preußen wurden nicht alle von ver Krone zu Lehen gehenden Beſiunger 
als Th. angeſehen und bezeichnet, ſondern nur diejenigen, welche (wie 3. DB. die Fürſten 
tbümer Oels, Sagan, Krotoſchin, die Grafihaft Wittgenftein) durch ihre beträchtlicde 
Ausdehnung eine befondere Wichtigfeit und durch den höheren Stand ihrer Beſitzer cm 
befonderen Anfpruch auf Berüdfichtigung des Lehnsherrn hatten; die Eigenthümlickten 
diefer Th. im Gegenſatz zu allen anderen Kronlehen beftand nad der Praxis darin, if 
die Belehnung unmittelbar bei den bie Lehnscurie bildenden Minifterien nachgelucht ur 
empfangen werben mußte (Bgl. die Erklärung der Regierung m Rönne’s Ver 
faflungsurtumde, 3. Ausg. ©. 231). Es iſt auch jett noch von Wichtigkeit, fich folder 
Unterfcheivungen bewußt zu bleiben, da nach manchen der neueren Berfaffung 
und Allsdificationsgefege die fonft für alle Lehen angeorbnete Aufhebung des Iefmäker- 
Yichen Rechtes bei den eigentlichen Th. ausgeſchloſſen if. So namentlich in Preußen 
Nach U. 40 der Verfg. Urk. ift zwar die Erridtung von eben unterfagt und bie be 
ftehenden Lehen follten durch gefetzliche Anorbnung in freies Eigenthum umgeſtaltet mer: 
den, aber diefe ganze Beftimmung follte nad U. 41 auf die Th. keine Ammenduz; 
finden. Im Gefeß vom 2. März 1850 wurde dann wieder beftinmt, das Obereiger 
thum des Pehnsheren werde bei allen innerhalb des Staats belegenen Lehen anfgebobe, 
jedoch mit alleiniger Ausnahme der Th. Als darauf im 3. 1852 über die Aufheben: 
der U. 40 und 41 der Berfg.Urf. berathen wurde, erfannten die Kammern ſowobl ch 
die Regierung an, daß die Th. von der Berfaffung nicht berührt feien, daß alſo wede 
die Umgeftaltung der beftehenden Th. erfolgen müſſe, noch die Errichtung neue: 
unzuläfjig fei, und die Regierung äterte fi) insbeſondere dahin, daß erhebliche politiſde 
Gründe für die Schonung des Inſtituts im Imtereffe der Krone gegeben feien, die wid 
weniger ftark fir die Möglichkeit der neuen Begründung folder Berhältnifie — 3 & 
durch Auftragung von Herrichaften zu Th. — als für die Fortvauer der bereits be 
ſtehenden fprächen (Rönne a. a. O. 231). Aus den damals gepflogenen Beratkumgr 
ift das Gefeg vom 5. Juni 1852 (Geſ. Samml. ©. 319) hervorgegangen, nach welden 
ebenfalls das Fortbeſtehen der vorhandenen und die Möglichkeit der Errichtung nam 
Th., auch der Verleihung von Aemtern als folhen, anerfannt iſt. Die wichtigeren u 
Preußen vorhandenen Th. find aufgezählt bei Rönne: Staatsrecht 8. 95 (3. Ant 
©. 138); die auf dieſelben bezüglihen Angelegenheiten gehören zum gemeinfchaftlice 
Refjort der Minifter des Innern und der Juſtiz. — Ueber die Berbältniffe in ander 
deutichen Staaten vgl. Zoepfl: Staatöreht H. 88. 522 — 25; Zacha riä: Staa 
recht H. 8. 214, wo ausführlih von den Staats- und Kammerlehen und den dieſelbe 
betreffenden neueften Allodificationsgefegen gehandelt wird. 
Sranflin 

Tilins (Sean Dutillet), geb. zu Paris, war Protonstar des Cardinals ces 
Lothringen, Biſchof von Samt=Brieuc, 1564 von Meaur, ftarb 1570. 

Schriften: Chronicon de regibus Francorum, Par. 1548. 1570. — Libelli Salicar 
legem continentes... 1573. — Traite sur le symbole des apötres, Par. 1566. — Trait: 
de la religion chretienne, Par. 1567. — Traite de la messe, Par. 1567. — Ausgabe te 
Ansegisus und Benedietus Levita (in Capitula regum et episcoporum maximeque om- 
nium nobilium Francorum ad reprimendas neophytorum quasi fidelium diversas ac- 
inventiones, Par. 1518. — Parallelae de vitis ac moribus paparum cum praecepüs 
ethnicis, Amb. 1610. — Oeuvres de Lucifer, 1568. 

2tt.: Nouv. biogr. gener. univ., Vol. 45. — Stobbe I. 9. 21. 209. 210. 

j Teihmann. 

Titel (titulus acquirendi dominii sc. juris in re aliena), d. h. nach der Keut 
vermorfenen, früheren gemeinrechtlihen Lehre der rechtliche Grund, gewöhnlich eine ver: 
gängige obligatio dandi, welche einer beftimmten Handlung over Begebenbeit (dem ſog 
modus acquirendi dominii, 3. B. der Tradition) die Kraft verleiht, das Eigentbum 
oder das dingliche Recht auf einen anderen zu übertragen. Die Grumblagen wieie 
Theorie finden ſich fchon in ber fett dem 12. Jahrhundert bei den Feubiften, Canomikes, 
Cipiliften und in den italienifchen Stabt- Statuten aufgeftellten Scheidung des jus ad 
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rem und des jus in re. Aus irrtblimlicher, durch Ddeutfch. rechtliche Anſchauungen be= 
einflußter Interpretation einzelner Stellen der libri feudorum nahm man an, daß ber 
Vaſall, welchem das Lehn vermittelft der fog. investitura abusiva, d. b. ohne wirkliche 
Befipeinweilung, vom Herm übertragen war, eine Klage auf Uebergabe deſſelben habe 
und dieſes dare nicht durch Leiftung des Intereſſes ſeitens des letzteren abgewendet wer- 
den, vielmehr ftetS durch Realexecution erziwungen werben könne. Diefe Anſchauung 
wurde dann auf die civilrechtlichen Obligationen, bei Denen e8 fih um Uebergabe einer 
Sade, wie 3. B. den Kauf, handelte, übertragen; nachdem man fie aud für das can. 
R. in Betreff des Erwerbes der Kirchenämter (c. 8. [Bonifac. an in VIto de conc. praeb. 
II, 7; f. Th. 1. ©. 470) verwendet hatte. Ueber den römiſchen Begriff bed reinen 
obligatorifchen Rechts wurde aber dieſes jog. jus ad rem hinaus gu einem fog. relativ 
binglichen Rechte erhoben, indem die fich namentlich. bei den Sommentatoren Bartolus 
(r 1357) und Baldus (F 1400) jchon ehr vetaillirt vworfindende Lehre das ältere 
jus ad rem (alfo 3. B. ven früheren Käufer) dem jlingeren Erwerber des jus in re 
(alfo dem jüngeren, durch Tradition Eigenthümer gewordenen Käufer) danı vorgehen 
ließ, wenn diefer das frühere Recht, alfo das bloße jus ad rem des Anderen gefannt 
hatte, und indem man ferner einen unbedingten Vorzug des älteren oneros erworbenen 
jus ad rem vor dem fpäter auf Grund eines Iucrativen Titels entftandenen wirklichen 
dinglichen Rechte flatuirte. Das mit theilweiſen dinglichen Wirkungen ausgeftattete jus 
ad rem erhielt Durch den Act, welcher das dingliche Recht felbit begründete, alfo z. B. 
die Tradition, feine abfolut dingliche Kraft. Nachdem man aber einmal zwiſchen dem 
jus ad rem und dem jus in re fo geſchieden hatte, ſuchte man die gedachten Begriffe 
auch fir die Lehre vom Eigenthumserwerb und von ber Entftehung der Dinglichen Rechte 
zu verwerthen, und generalifirte unzuläffiger Weife diefe allerdings fir einzelne Fälle des 
Eigenthumserwerbs mögliche Unterfcheidung. Man bezeichnete nämlich, ftatt fie Da fallen zu 
Injien, wo legterem feine obligatio dandi voraufging, aljo 3. B. bei der Occupation, 
der Theorie zu Liebe mit dem Titel, ven fonft das jus ad rem vertrat, bald den die 
Erwerbung geftattenden Rechtsſatz (3. B. die Regel: res nullius cedit occupanti), bald 
das der Eigenthumsentftehung vorhergehende factijche Verhältniß (die Herrenlofigfeit der 
Sache). Die Lehre, weldhe in Folge der Angriffe Thibauts und Hugos aus dem 
heutigen gem. R. verſchwunden ift, hat trotzdem heute noch ihre particularredhtlihe Be— 
deutung. Das Preuß. A. L.R. hat fie nicht nur aboptirt, fonbern fie iſt auch für bie 
Inftematifche Anordnung feines erften Theils, deſſen Mittelpunkt das Eigenthum bildet, 
und für den Begriff der dinglichen Rechte, ſowie den Erwerb derjelben, von enticheiden- 
dem Einfluß geweſen. Nach $. 131. Tit. 2. Th. I. „heit die Handlung oder Begeben- 
heit, wodurch Jemand ein Recht auf eine Sache erlangt, die Erwerbungsart”, nad 
8. 132: „ver gefegliche Grund, vermöge deſſen die Handlung oder Begebenheit die Kraft 
hat, daß dadurch das Necht erworben werden Tann, der Titel”. Weiter fegt nad 
8. 133 die „Erwerbung eines Rechtes auf fremde Sachen bei dem Erwerbenden ein vor= 
gehendes Recht zur Sache voraus“, und nad 8. 134 heißt: „dieſes perſönliche Recht, 
aus welchem durch die hinzukommende Erwerbungsart ein Recht auf die Sache entiteht, 
der Titel dieses dinglichen Rechtes“ Daß viefer Titel oder dieſes perſönliche 
Recht zur Sache das mittelalterliche, relativ dingliche jus ad rem ift, ergibt Tit. 19. 
Th. 1. 8.5: „Kann aber der Befignehmer überführt werben, daß ihm das zu berjelben 
Sache erlangte perſönliche Recht des Anderen zur Zeit der Befigergreifung ſchon bekannt 
gewefen fei, jo kann er fich feines durch die Uebergabe entjtandenen dinglichen Rechtes 
gegen denfelben nicht bedienen“. Die erwähnte gemeinrechtliche Generalifirung der Theorie 
von dem modus und titulus adquirendi dominii enthält der 8. 2. Tit. 10. Th. L: 
„Der Titel zur mittelbaren Ermwerbung des Eigentbums kann durch Willenderflärungen, 
Gelege und rechtliches Erkenntniß begründet werden“. Die Einwirkung der Lehre auf 
die Syſtematik des Geſetzbuches zeigt ih darin, daß Tit. 11 und Xit. 12. Th. J. erfterer 
„von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthumd, welde fi in Verträgen unter Leben- 
den gründen,” Ießterer: „Bon den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, welde aus 
35 * 
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Verordnungen von Todeswegen entftehen”, handeln, und in Tit. 11 die Normen für ven 
Kauf, den Taufch, die Abtretung der Rechte (Ceifion), den Erbſchaftskauf, den Trödel⸗ 
vertrag, die gemagten Gelchäfte (namentlich emtio spei, Lotterie, Spiel, Wette, emtio 
rei speratae, Altentbeil, Xeibrente), das Darlehn, die Verträge über Handlungen (dabe 
pie locatio operarum, das opus locatum, der ieferungsvertrag, der Verlagsvertrag, 
bie Senkung ‚im Tit. 12 dagegen die Kegeln fir die Teftamente, Codicille und Ert- 
verträge gegeben werben. Endlich ift der Begriff des Titels oder des perfönlichen Rechtes 
für die Dinglichkett der Rechte imfofert von erheblichftem Einfluß, ale nad 8. 135. Tit. 2. 
Th. I. dieſe legtere dann eintritt, „wenn denjenigen, der ein perfönliche® Recht zu einer 
Sache bat, der Beſitz derjelben auf den Grund dieſes Rechtes eingeräumt wird,” font 
aber (alſo ohne den Beſitz) die Dinglichkert durch befondere geſetzliche Beitimmung aut: 
geiprochen fein muß. Daher fennt das preuß. R. nicht bios die fünf dinglichen Rechte 
des röm. R. (Eigenthum, Servituten, Pfandrecht, Emphyteuſe und Superficie), vielmehr 
gibt die Miethe und das Commodat, ſobald der Miether oder Commodatar im Belite 
tft, auch ein dingliches Hecht, andererfeitd bat aber der Nießbraucher ein ſolches nicht, 
wie im gem. R., unter allen Umftänden, fondern nur dann, wenn er den Befſitz ter 
fruchttragenden Sache bat (oder fein Recht bei Immobilien in das Hypothekenbuch em- 
getragen ift). — Außer dem Preuß. A. L.R. Hat auch das Defterr. ©.B., welches freilich mr 
den Befis, das Eigenthum, das Pfandrecht, die Dienftbarkeit und das Erbredit (8.308) für 
dingliche Rechte erklärt, jene Theorie adoptirt, indem es beftimmt $. 380: „Ohne Titel 
und ohne rechtliche Erwerbung kann kein Eigenthum erlangt werben” ; 8. 381: „Bei fra: 
ſtehenden Sachen (res nullius) befteht der Titel in der angeborenen Freiheit, fie m 
Bein zu nehmen”; $. 424: „Der Titel der mittelbaren Ermwerbung liegt im einem 
Bertrage, in einer Verfügung auf den Todesfall, in dem richterlihen Ausſpruche oder in 
der Anordnung des Geſetzes“, und ferner des Titels auch befonders bein Befit (316— 
320), dem Pfandrecht (8. 449), ver “Dienftbarkeit ($. 480) und beim Erbrecht (8. 533) 
gedenkt. Die im preuß. R. anerkannte velative Dinglichfeit des Titels als jus ad rem 
hat es dagegen verworfen (8. 430). 

Lit: Bracken höft im der Zeitfchr. für deutſches R., 8, 22 ff.; 8. Ziebarth, Tie 
Realerecution und die Obligation, Halle 1866; W. v. Brünned, Ueber den Urfprung be 
fog. jus ad rem, Berl. 1569; Zhibaut, Ueber dem eigentfichen Unterfchieb zwiſchen titulus 
md modus acquirendi. Liviliftifche Berfuche, Nr. XI.; Hugo, Civiliſt. Magazin, I, s3H.; 
4, 136 ff. — Preuß. R.: Heydemann, Einl. in das Syſtem bes preuß. Civ.R., 1, 36. 40. 
41. 149; 2, 15 Förſter, Preuß. Priv, 8. 23; Grudot, Beiträge zur Erläuterung bee 
preuß. R,, Jahrg. 6, 8,419 5 * MP ben u um $. Hinſchius 

, Östiteb Gerhard, geb. 1661 zu Norphaufen, wurde 1709 Brei. 
in Leipzig, 1710 Appellrath in Dresden, 1713 in Leipzig, ftarb 1714. 

Schriften: Speeimen a publ. Rom.-Germ., Lips. 1698. — Lehnrecht, 1659. — 
Observationes de Pufendorfio, 1703. 

Lit.: Schulze, Einl. in dag deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. 71. 72. 

Teihmann. 
Tittmann, Karl Auguft, geb. 12. Septbr. 1775 zu Wittenberg, ſtudirte in 
Leipzig und Göttingen, habilitirte fih in Leipzig, ging 1801 als Oberconfiftorialreth 
nad Dresden, wo er 1807 Hof= und Yufttzratb wurde, 1812 Geh. Referendar, 1831 
penfionirt, ftarb 14. Juni 1834. 

Schriften: Verſuch ber die wiffenjchaftliche Behandlung des peinl. R., Leipz. 1798. — 
Grundlinien der Strafrediswifjenihaft und ber neutjehen Straigelestunde, Leipz. 1800. — 
Ueber die Grenzen des Philoſophirens in einem Syſteme der Strafrechtswiſſenſchaft und Straf- 
rechtstunde, Leipz. 1802. — Handbuch der Strafrechtswiſſenſchaft und Strafrechtskunde, Halle 
1807; 2. Aufl. 1822. — Rechtliche Bemerkungen über die Grenzen des Buchhändlerrechts in 
* Bezug auf den Bertrieb der Bücher, Dresd. 1804. — Erörterungen, Dresd. 1806. — Beitrag 
I Lehre von den Verbrechen gegen die Freiheit, inshef. von dem Menſchenraub und der Ent- 
ührung, Meiß. 1806. — Lieber Geftänbniffe und Wiberruf in Etraffachen und bas dabei zu 
beobachtende Verfahren, Halle 1813. — Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für das Königr. Ead> 
fen, Meiß. 1813. — Die Strafrechtspflege im völkerrechtlicher Kücficht mit bef. Beziehung auf 
die deutſchen Bundesftanten, Dresb. 1817. — Handbuch für angehende Iuriften, Halle 1828, 
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2. Ausg. von Pfotenhauer 1846. — Die Homöopathie in ſtaatspolizeirechtlicher Hinſicht, 
Meiß 1829. — Geſch. der deutſchen Strafgeſetze, Leipz. 1832. 
Lit: Brockhaus, Converſ.⸗Lexikon. Teichmann. 


Titulus heißt in der älteren chriſtlichen Zeit ſoviel wie Kirche und in dieſer Be 
deutung kommt das Wort heutzutage noch in der katholiſchen Kirche für die den einzelnen 
Sardinälen ıf. diefen Artikel) zugewiejenen Kirchen vor. Abgeleitet davon tft Die Bebeu- 
tung von Amt und endlich die weitere von ſtandesgemäßem Einkommen des Geiftlichen, 
die Daraus entftanden ift, daß feit dem Ende des 12. Jahrh. die Ertheilung der höheren 
Weihen nicht nur auf das Amt und feine Einfünfte, jondern auch auf anderweitige, ben 
Lebensunterhalt des Klerikers fihernde Einnabmequellen erfolgen konnte. Titel, genauer 
titulus ordinationis, ift alfo im heutigen Tatholilchen K.R. das für die Er— 
langung der höheren Weihegrade erforderliche, ftandeögemäße Einfommen. Als vegel- 
mäßiger Titel gilt noch jet der fog. titulus beneficii, d. h. der Ertrag eines be- 
ftiminten, auf Lebenszeit verliehenen geiftlihen Amtes, deſſen ruhigen Beſitz der Ordinande 
erlangt bat, und welches er ſpäter nur bei anderweitiger Sicherung feines Unterhaltes 
nad ftattgehabter Prüfung des Biſchofs aufgeben kann. Mangels der erforberlichen An- 
zahl von Aemtern kann aber der Biihof auch zur Beichaffung der im Intereſſe des 
Kirhendienftes nöthigen Geiftlihen auf ven tit. patrimonii ordiniren, d. h. auf die 
Einkünfte des Orbinanden aus einer dem letzteren gehörigen, fruchttragenden, phyſiſch oder 
juriftiich unbeweglichen Sache oder aus einer auf ein Immobile gelegten jährlichen Rente. 
Völlig gleich fteht diefem der allerdings davon unterſchiedene og. tit. pensionis, d. h. 
die Einnahme des Weihcandidaten aus einer ihm aus fremdem Vermögen dinglich ver- 
ficherten Rente. Nach gem. R. muß ſowohl das patrimonium, als auch die pensio fo 
hoch fein, daß dadurch dem Ordmanden der ausreichende Unterhalt gewährt wird. Das 
Nähere iſt Durch die particulären Ordnungen (wie 3. B. die Diöcefan- Statuten) feftge- 
fett, eventuell bat der Biſchof zu entfcheiden. Eine Concurrenz des tit. beneficii und 
bes tit. patrimonii, reſp. pensionis, ift geftattet, der Ordinande kann alſo auf ein nicht 
das nöthige Einfommen gewährendes Benefictum geweiht werden, wenn ihm fein patri- 
monium oder eine ihm zugeficherte pensio den fehlenden Betrag abwirft. Außer ven 
erwähnten Titeln bat ſich in Deutichland, wo bei Befthaltung der erwähnten Borichriften 
dem Prieftermangel nicht abgeholfen werden Tonnte, jeit dem 16. Jahrh. ver ſog. Tiſch⸗ 
titel (tit. mensae) entwidelt, d. 5. man ließ die Ordination zu, wenn Jemand (ein 
Yandesberr, ein Biſchof, ein Stift, ein Klofter oder eine Perfon) ein vechtSverbindliches 
Verſprechen gegeben hatte, nöthigenfall® dem Ordinanden, fofern fich. diefer nicht felbft 
ernähren könne, den erforberlichen Unterhalt zu gewähren, — eine Verbinplichkeit, welche 
aber immer in Folge der Erlangung eines auskömmlichen Beneficiums ſeitens des Geift- 
lichen erliiht. In Deutichland, mo der Anwendung der erwähnten "Beftimmungen des 
tatholifchen Kirchenrechts nichts entgegenfteht, haben fich fogar einzelne Staaten, freilich 
mit Nücficht auf die vorgenommene Säcularifation der Kirchengüter, dazu verftanden, ben 
katholiſchen Geiftlichen einen folchen Zifchtitel (dem fog. landesherrlichen Tiſch— 
titel, tit. mensae prindipis) allerdings in werfchtebenem Umfange und in verfchte- 
dener Höhe zu gewähren. Der Titel kommt vor in Defterreih, der oberrheini— 
hen Kirhenprovinz, Baiern und Oldenburg — Da die Mönde vermögens- 
unfähig find, andererſeits aber von ihrem Klofter erhalten werben, fo können fie ohne 
Weiteres, d. h. auf den fog. tit. paupertatis s. professionis, ordinirt werben, 
jofern fie die bindende Profeß in ihrem Orden abgeleiftet haben. Eine Analogie zu die 
ſem Titel bildet endlich der fog. tit. missionis, d. h. die Zöglinge der unter ber 
Aufficht der Congregatio de propaganda fide in Rom ftehenden Bildungsanftalten für 
die Milfion dürfen ohne Weiteres die Werhen erhalten, wenn fie fich eidlich verpflichtet 
haben, auf Lebenszeit nach den Anmeifungen der Congregatio zu dienen, denn unter 
Diefer Boransfegung werden fie aus den für die Miffion beftimmten Fonds unterhalten. 
— Verletzung der gedachten Regeln durch den Biſchof bei Ertbeilung der Weihe zieht 
für ihn, fofern ihn ein Verſchulden trifft, die Pflicht nach fi, den Ordinirten zu unter- 
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fentliches Teſtament. Hier erſetzt Die Zuziehung einer mit publica fides begabæe 
Berfon die Privatzeugen. Auch dieſes ift entweder 1) ein ſchriftliches; der it 
tungsact befteht in der offenen Ueberreichung der Ichriftlich oder mündlich für Tetume: 
erflärten Urkunde durch den Teſtator an den Princeps (t. principi oblatum) — ms 
jpäterer Praxis aud und zwar gewöhnlicher werfiegelt an die competente Behattr 
judiei oblatum) —, weldyer den Inhalt nicht zu erfahren braucht, fondern die Urt: 
um Archiv Hinterlegt und deren Empfang beicheinigt. Oder 2) ein mündlides, er 
bet Teftator perfönlich den Inhalt feines Willens der competenten Behörde zu Prux:. 
gibt und dadurch das Teſtament errichtet (t. apud acta conditum) — die nennt te 
Römer publicatio testamenti —, gleichviel ob im Amtslocal over in Teſtators Br: 
nung, gleichviel ob letzterer das Protokoll behält oder deponirt. II. Die außerorient: 
lihen Formen (ſ. darüber Art. Soldatenteftament, Blindenteftament ꝛc.). — Ger 
fame Erforderniffe, und bei ordentlichen in allen Stüden unerläßlich, find: a) Eigkı: de 
Errihtungsactes von Anfang bis zu Ende (unitas actus), d. 5. Vollendung ch t- 
hebliche Unterbrechung durch Fremdartiges nach Ort und Zeit, natürlich; Liegt Feine Io: 
terbrechung darin, daß bei der Errichtung die Grenze eines Kalendertages überlont: 
worben; b) die. Zeugen bzw. die Behörde müfjen zu eben viefer Mitwirkung füh ' 
Art. Testamenti factio) und aufgefordert (rogati) und bet dem gefammten Ace 
gegen gemejen fein. — Im Mittelalter machte fi, ohne jedoch in Deutſchland gen 
rechtlich zu werben, als öffentliches geltend das fogen. canoniſche Teftament, errichtet ew 
dem competenten Pfarrer und zwei Zeugen. ALS in Deutfchland das rim. R. ver ir 
ftamente fich einbürgerte, geſchah Died auch rückſichtlich der Errichtungsform mehr te 
Namen ald der Sache nach; was vornehmlich in der Zulaffung des gemeinihafllih- 
Teſtaments hevoortritt (verworfen nod vom C. civ.). Sodann neigen die Reichsgerz 
der Verdrängung der rein mündlichen, die Praxis überwiegend ber öffentlichen Fom it 
zu, beftchend in „gerichtliher” Aufnahme bzw. Annahme des Teftaments. Im Fer 
A. LR. ift das Privatteftament fogar abgefhafft, ordentlihe Form nur die gerichtlar 
entweder durch Mebergabe an das gehörig beſetzte Gericht oder durch Erklärung u? 
richtlichem Protokoll. Das franz. R., welches teftamentarifhe Erbfolge nicht fan. 
weshalb das ſog. testameht nur dem Yamen nad ein foldyes tft, unterfcheidet: t. pr 
acte public, ein mündliches, dietirt vor 2 Notaren und 2 Zeugen, bzw. 1 Notare zz 
4 Zeugen; test. mystique, ein fehriftliches, won Teſtator verfiegelte8 und ſodann rer 
Notar und 6 Zeugen producirteß; test. olographe, das eigenhändig geſchriebene ew 
weitere Form. Das Sächſ. GB. Tehrt zum gem. R. zurüd, nur deſſen Formen ı 
einfachend , es geftattet daher 1) gerichtliche Errichtung entweder durch Uebergabe am 
Schrift oder durch Erklärung des Willens zu Protofoll, 2) außergerichtliche ver \@ 
Zeugen, wiederum entweder fchriftlid oder mündlich; bei letzterem ift Hinzulomme ar 
Beweisurfunde nicht weſentlich. 

®&fgb.: Inst. 2, 10. D. 28, 1. O. 6, 23. R. Not. Ordn. v. 1512. Tit. DH. Prenf.1tR 
I. 12. 85 66 fi. C. civ. a. 968 fl. Sächſ. G.B. SS. 2092 ff. 2100 ff. Bgl. Bora » 
22. Kebr. 1865. 

Lit.: Glück, Bo. 34 u. 35. Heimbach im Nedtsler. X. ©. 735 fi. Bering, = 
Erbrecht, S. 175 ff. Schützt 

Theilungsklage „ judicium divisorium. Unter Th. verſteht man bie dx 
welche den Genoſſen einer Gemeinſchaft, mag dieſe auf Vertrag beruhen oder durch © 
dere Umftände herbeigeführt fein, gegen einander dahin zuſteht, daß die Gemeinſchaft du 
-Theilung des gemeinfamen Gutes unter Berüdfichtigung der den einzelnen Theilhaben 
aus Aufwendungen oder Belchädigungen rüdjichtlih des gemeinfamen Guts zuftehende 
Anſprüche aufgelöft werde. Die Klage fann auch felbftändig auf Ausgleichung der Term 
Anfprüche gerichtet werden. Die Theilung bat der Richter nach billigem Exmetim } 
bewirken, ſoweit eine Einigung der Intereffenten nicht zu erreichen ift. Feſte gekeli 
Vorſchriften über den Theilungsmodus gibt es nicht. Regelmäßig iſt jedoch du Rab 
tbeilung, fofern fie möglich ift, vorzuziehen. Bei derfelben werben bie einzelnen Til 
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om Richter adjudicirt, und dieſe Adjudication wirkt Eigenthumsübertragung. Der 
lichter kann zuvor über die Zutheilung der einzelnen Theile das Loos entſcheiden laſſen. 
e fonft gewöhnliche Theilungsart iſt Verfteigerung und Theilung des Exlöfes. . Die 
xrfteigerung kann auf den Krei® der Theilhaber befchränft bleiben oder kann ganz 
fentlich vorgenommen werden. — Dem Richter fteht auch zur, deinjenigen, dein er eine 
sache zuſpricht, dafür Verbindlichfeiten oder Servituten aufzulegen. Da fo aud der 
läger felbft zu einer Leiftung verurtheilt werden kann, fo rechnet man die Th. zu den 
oppelfeitigen Klagen, 'actio duplex. — Die Th. des röm. R. heißt a. familiae her- 
iscundae, wenn das Object eine gemeinfame Erbſchaft ift, a. finium regundorum, 
nn eine Grenzverdunkelung es zweifelhaft gemacht bat, ob eine Fläche zu ben einen 
ver dem andern Nachbargrundſtück gehört, wen die wirkliche Grenze zu ermitteln ift, 
mn von einer Th. nicht die Rede fein, das unter Ueberfchreitung der Grenze occupirte 
Stüd wird vindicirt. In allen übrigen Fällen der Th. Heift die Klage a. communi 
ividundo. Das fühl. und franz. R. ftimmen im Wefentlichen mit dem gen. R. über: 
m. Nach preuß. R. wirb regelmäßig nicht Das gelammte Theilungsgeichäft proceſſua⸗ 
fh durchgeführt, vielmehr ift die Theilung ein Act der freiwilligen Gerichtsbarkeit, bei 
em nur die entftehenden Streitpunkte vom Procerichter durch Erkenntniß entjchieden 
»erden. Den Charakter einer eigentlichen Th. bat jedoch bei Grundftüden, die im ges 
neinſamen Eigenthum ftehen, das ohne weitere Borausfegung begründete Recht des Mit: 
igenthumers, eine nothmwendige Subhaftation Theilungs halber in Antrag zu bringen; 
benfo die vor den Auseinanderfegungsbehörden (Generalcommifjionen) zu verhandelnven 
Semeinheitstheilungen rückſichtlich beftehenver realer Nutungsgemeinichaften. Das D. H. G. B. 
wonet für den Fall der Aufläfung von Handelsgeſellſchaften aller Art die Beftellung von 
quidatoren an, deren Aufgabe es ift, nächft der Abwickelung der Schuldverhältniſſe auch 
ne ſchließliche Auseinanderfegung der Gefellichaft durchzuführen, ſoweit nicht Streitigkeiten 
ntftehen, Die der gerichtlichen Entſcheidung anhennfallen. In ähnlicher Weiſe iſt die Yi- 
midation von wirthichaftlichen Genoſſenſchaften, die ſich auflöfen, bundesgeſetzlich für ben 
Rd. Bund geregelt.’ | 

fit. m. Sfgb.: Wiederhold, Zeitfchr. für Eiv.R. u. Pre. XII. 35. Sternberg, 
benda XVII. 426. Rudorff, Gelb. Zeitihr. X. 343. Zimmermann, Ard. für ci. 
frag. XXXIV. 192. 323, Kür preuß. R: Göppert, Beiträge zur Lehre vom Miteigenthum 
10h dem preuß. R-., 1864. — D. X. 1-3. C. II. 36 39. — Eädf. Eiv.©.B. 98. 33° — 
344, 1387, 2348. — C. eiv. a. 815—812. 1686- 58. C. de proc. a. 966 ff — Preuß. Gel. 
‚ 18. April 1855 über das Theilungsverfahren in der Rheinprovinz. Prag. A.XR 1. 17. 
8. 1—114. 362—388,. Semeinheitstbeilungsoron. v. 7. Juni 1821. Zuſatzgeſetz dazu v. 2. März 
1850. Preuß. Subhaft.Ordn. v. 15. März 1869 88. 112— 113. — D. H. G. B. 4. 142. 172, 
42 fi. — Bundesgeſetz über bie privatrechtliche Stellung der Genoſſenſchaft v. 4. Juli 1868 
8. 40 ff. 47. Eceius 

Theramo, Jacobus de (Trani oder de Ancharano), geb. 1349, Lehrer 
x can. R. zu Padua, Biſchof zu Florenz, Spoleto, Erzbiſchof von Taranto, ſtarb 1417. 

Schrift: Processus Luciferi contra Jesum (Belial), Argent. 1478. Vinc. 1506 (ſ. 
Proe. jocoserius, Hauov. 1611), bearbeitet von Jacob Ayrer: Hiſt. Proc. jur. Belialis 
:ontra Christum, Frankof. 1597, c. n. Ahasv. Fritsch, Niürnb. 1737; franz. von P. 
Serget ©. 1. 1482. 1492; auch böhmiſch. 

Lit.:v. Stinking, Geſch. der popul. Lit. des röm.>can. R., 1867, ©. 271 — 279. 443. 
— Etobbe I. 178. — Rudorff, Grundriß zu Borlefungen über ben gem. und preuß. 
Tiv. Pre., Berl. 1837, ©. 6. 7. — Wetzell, Syftem bes ordentl. Eiv.Pre., 2. Aufl. 1865, 
3. Note 10. — De Wal, Beiträge zur Literaturgefch. des Civ Pre., herausgeg. von 
Stinging, Erl. 1866, ©. 26. Teichmann. 
Thibaut, Anton Friedrich Juſtus, geb. 4. Ian. 1772 zu Hameln, ſtudirte 
in Göttingen, Königsberg und Kiel, promovirte 1794, wurde 1798 außerord., 1799 
rd. Prof, ging 1802 nad) Iena, 1806 nach Heibelberg, wurde 1826 Geh. Rath, 1834 
Mitglied des Bundesſchiedsgerichts, ftarb 28. März 1840. 

Schriften: De genuina jur. personarum et rerum indole, Kilon. 1796. — Juriſt. 
Eneyelopäbie und Metbopologie, Alt. 1797. — Berfuh Über einzelne Theile der Theorie des 
Rechts, Jena 1795 — 1801, 2. Aufl. Iena 1817. — Theorie d. log. Auslegung des rim. R., 
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Alt. 1799. 1806. — Beiträge zur Kritik der Feuer bach' ſchen Reviſion der Grundsegriie <ı 
peinl. R., Hamb. 1802. — lieber Beſitz u. Verjährung, Jena 1802. — Syſtem be} Tun: 
tenredhts, Jena 1803; 9. Ausg. von Buchholtz, Sena 1846. — Aug. Jac. Cuprr.. 
Observ. selectae de natura possess., Jen. 1804. — Kiviliftifhe Abhandlungen, fer: 
1814. — Ueber die Nothwendigkeit eine® allgem. bürgerl. R. für Dentfchland, Heitdk. 1. 
3. Ausg. 1940. — Juriſtiſcher Nadlaß von Guyet, berausgeg. Verl. 1811 — 42. — Ti: 
baut gab mit Löhr und Mittermaier das Arc. f. civilift. Praxis heraus. 

Fit: Neuer Nelrolog der Deutfhen, Bd. XVII. ©. 356 — 363. — Baumſtod: Xi. 


3. Thibaut, Blätter der Erinnerung für feine Verehrer, 1841. — Walter, Aut ne= 
Leben, Bonn 1865, ©. 91 — 94. Teichmann. 


Thierhaltung. Nach einer Beſtimmung des Edicts der römiſchen Aria! 
derjenige, der an einem öffentlichen Urt (qua vulgo iter fit) gefährliche Thiere (fer. 
wilde Schweine u. |. w.) hält, das Doppelte des dadurch angerichteten Schadens, x 
bei Verlegung eines freien Menſchen eine arbiträre Gelpftrafe, bei Tödtung akı ** 
solidi zu leiften. 1. 40. 8. 1. 1. 41. 42. D. de aed. ed. XXI. I, Auf dit? 
ftung gebt eine Popularklage Bruns, Ztſchr. f. Rechtsgeſch. III. ©. 343), weh 
Jahr dauert. Daneben aber concurrirt unter Umſtänden auch die actio de pauypr: 
(S. den Art. Pauperies.) $. 1. J. si quadr. IV. 9. 1. 4. D. eod. IX. 1. ir 
Rechtsſätze find heutzutage nicht blos durch den Wegfall der Popularflagen, fontem :: 
dadurch geändert, dag die B.G.D. in A. 136 das Halten foldyer gefährliher D. 
ein fir alle Mal mit einer Criminalftrafe bevroht. Denn damit ift ſowohl die ädilinhkt> 
vatſtrafe befeitigt, als aud der Befiger des ſchädlichen Thieres, abgeſehen von der— 
de pauperie, wegen feiner MWebertretung mit der actio legis Aquiliae haftbar ar-. 
Mithin kann gegen denfelben jegt nach den Grnundſätzen ber Iegtgenannten Klage te ı: 
fache Schadenserfag 30 Jahre Tang eingeflagt werden. Bol. au 1. 8.8. 1.D. 
leg. Aq. IX, 2. 1.6. C. de leg. Ag. III. 35 und Glück X. ©. 272. Un: 
bolzner, Schulpverbältniffe II. ©. 789 ff. Das preuß. R. läßt wegen des d 
Thiere verübten Schadens in allen Fällen nur die in culpa befindliche Perſon hs 
fügt aber hinzu, daß zur Haltung folder Thiere, die von Natur ſchädlich fen, = 
obrigfeitliche Erlaubnig erfordert werde Außerdem ift pofitio feftgefegt, daß ter“ 
der Thiere hält, die zwar ihrer Natur nad nicht ſchädlich find, aber auch in ar 
lichen oder ſtädtiſchen Haushaltung nicht gebraucht werben, für allen durd fie ver: 
Schaden auch ohne feine Schuld auflommen fol. 88. 70. 71. 75 Pr. AX.L' 
Koch, Recht der Forderungen, III. ©. 1189 ff. Heydemann, Einleitung L£.’- 
Belondere Polizeiftrafen verhängt das Str.G.B. für den No. Bund 8. 366 !T 
8. 367, Mr. 11. ẽt 


Thomaſins, Chriſtian, geb. 1. Ian. 1655 zu Leipzig, ſtudirte in hu“ 
a. D., begann 1687 im Yeipzig deutſche Collegien zu leſen, überhaupt für die S:- 
tung der deutlichen Eprade in gelehrten Cachen zu wirken, ging, von orthoberen ©: 
logen verfolgt, nach Berlin, 1690 nach Halle, wo auf feine Veranlaffung Hin die la 
fität gegründet wurde, Ichrte an berfelben, war ihr Director, preuß. Geh. Katb, '7 
23. Septbr. 1728. 


Schriften: De tortura e foris christianorum proscribenda, Hal. 1705. — F7°- 
brechen der Zauberei, 1701. 1702 — Drei Bücher der göttlichen Rechtsgelahrtbeit, Halt“ 
— Vom Rechte eines Fürſten in Piitteldingen, Halle 1695. -- Bom Rechte ewangel. #" 
in theolog. Streitigfeiten, Halle 1696. — Vindiciae jur. majest. circa sacra, ib. |" 
Recht evangel. Fürften in Kirchenfachen, daf. 1713. — Delineatio hist, jur. Rom. et 
(Erfurt 1750). — Hist. content. int. imp. et sacerd., Hal. 1722. — Introductio &: 
los, aulicam, ed. 2. Hal. 1702. — Fundamenta jur. naturae et gentium, Hal! 
ed. IV. 1718. — Inst. jurispr. divinae 1688. — Juriſtiſche Händel, Halle 1723 DB j 

Lit.: Bluntſchli, Gef. des allg. Staatsrechts und der Bolitit, Münch. 1861, 2" 
211. — Luden, Chrift. Thomafins nad feinen Scidjalen und Schriften, Berl. V 
Stahl, Rechtsphiloſophie I. 127.183. - Stobbe II. 420 - 422 448. — Friedbers, 
der Eheichliegung, Leipz 1865, ©. 192. 193. 196. 266. — Bluntfhli X. 54-3! 
Dernburg, Thomafius u. die Stiftung der Univ. Halle 1865. 
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Thomaifin, Louis de, geb. 1619 zu Ag, wurde Oratorianer, lehrte zu Pe- 
zenas und Saumur, ſeit 1654 zu Parts, ftarb 1695. 

Schriften: Diss. in concilia generalia et particularia, Par. 1667. — Mem. sur la 
gräce, Louv. 1665, 2. ed. Par. 16982. — Ancienne et nouvelle discipline de l’eglise 
touch. les benefices, Par. 1678. 1725. lat. 1685. Lugd. 1706. Magont. 1787. — Dogmata 
!heologiea, Par. 1680 — 89. — Traites hist. et dogm., Par. 1681 — 1693. — Traite d’u- 
nité de l’eglise, Par. 1686 — 1688. — Traite de office divin, Par. 1656. — Traite de 
"aumöne, Par. 1695. — Traite du negoce’et de l’usure, Par. 1697. — Gloss. univers. 
tebraicum, Par. 1697. — Traite des edits.. dans l’eglise, Par. 1703. 

tit.: Bougerel, Vie de Th. (vor der Discipline). — Lescoeur, La theodicde 
ie Tb., Par. 1552. — Nourv. Biogr. gener. Vol. 45.| Teichmann. 


Thronfolge. Die Th. iſt entweder eine ordentliche foder eine außerordentliche; 
ene beruht auf Verwandtſchaft, dieſe auf jedem anderen Rechtötitel. 

Was zunäcft die ordentliche TH. bitrifft, jo iſt zu untericheiden das Thronfolge- 
cht und die Thronfolgeorinung. Das TIhronfolgereht wird begründet durch das Zus 
ammentreffen folgender Momente. Die oberfte Voransjegung iſt die Abſtammung vom 
tften Erwerber, jo daß alſo alle Ascendenten und Collateralen ausgeichloffen find, die 
Ih. eine veine Descenventenerbfolge ift, und beiſpielsweiſe die Fürften von Hohenzollern 
ein Thronfolgerecht in Preußen befigen; da8*Descendentenverhältnig muß außerdem ein 
eiblihes, auf phyſiſcher Zeugung beruhenves fen, -und kann durch Adoption nicht be 
mündet werden. Das Thronfolgereht ſetzt aber ferner eine Abftammung vermöge redht= 
näßiger Che voraus; e8 jind danach nur ehelihe Kinder thronfolgefähig, eine Ergänzung 
er ehelichen Geburt durch Legitimation findet nicht ftatt. Die Abftammung muß jodann 
rn einev ebenbirrtigen Ehe erfolgt fein; als ebenbürtig gelten aber im Allgemeinen alle 
Fhen, melde die Glieder Jonveräner deutfher Fürftenhäufer entweder untereinander, oder 
nit Gliedern ehemals regierender , jest mebiatifirter fürftlicher oder gräflicher Häuſer 
Bundesacte A. 14) oder mit Gliedern fouveräner ausmwärtiger Fürftenhäufer, auch wenn 
eren Sonveränetät verloren gegangen ıft, gefchloffen haben; doch weichen einzelne Häufer 
on dieſen gemeinrechtlichen Grundſätzen ab, und namentlih im oldenburgiſchen Haufe 
serden aud die Ehen mit Gliedern der höhern Klaſſen des niederen Adels als ebenbürtige 
hen betradjtet; außerdem kann jede an fich nicht ebenbürtige Ehe durch hinzutretenden 
Sonfens aller Succeffionsberechtigten in eine ebenbürtige Ehe verwandelt werben, die dann 
ad) allen Seiten hin ihre Wirkung äußert; endlih gilt das Ebenbürtigfeitsprincip nur 
n Deutjchland, als Folge der mittelalterlihen ſtändiſchen Gliederung, ift aber keineswegs 
ls ein allgemein europäiſcher Rechtsgrundfag zu betrachten, insbeſondere aud in Eng— 
and durch das Haus Hannover nicht eingeführt. Die Abftammung muß endlich aus 
ner vom Staatsoberhaupte genehmigten Ehe erfolgt fein. Das Thronfolgerecht erfor 
ert aber ferner Abftammung vom erften Erwerber durch Männer und männliches Ge— 
hlecht (Agnaten im deutich=rechtlihen Sinne), fo daß nicht blos die Frauen ſelbſt, jon- 
ern aud die Durch Frauen vom eriten Erwerber abftammenden Männer regelmäßig von 
er Th. ausgefchloffen find; ausnahmsweiſe findet jedoch nach gänzlichem Exlöfchen des 
gnatiſchen Mannsſtammes eine cognatiiche Th. ftatt, zu Reichszeiten auf dem Privi— 
»gium des ſog. Weiberlehns, gegenwärtig auf den pofitiven Feſtſetzungen der Berfaliungs- 
rkunden beruhend; dieſe ſubſidiäre cognatiihe Erbfolge beftand von Alters ber in 
Sefterreih (1156) und in Braunfchweig - Lüneburg (1235), bat jedoch in letzterem Haufe 
sine thatſächliche Bedeutung erlangt, fie befteht gegenwärtig in Batern, Würtemberg, 
Zadylen, Hefien, nicht aber ın Preußen. Das Thronfolgerecht erforderte endlich in früherer 
Zeit Regierungsfähigfert, jo daß ſchwere körperliche umd geiftige Gebrechen, fofern fie ſchon 
eim Anfall der Th. vorhanden und als unbeilbar conftatirt waren, eine förmliche Aus— 
chließung vom Thronfolgereht begründeten, nad der neueren Auffaffung, die insbeſon— 
ere in den Verfaſſungsurkunden vorherrjcht, bewirkt dagegen eine derartige Regierungsun⸗ 
ähigkeit nur eine Ausichliefung von der Ausübung des Thronfolgerehts (Regentidyaft), 
icht aber eine Ausihliegung vom Rechte ſelbſt. (Preuß. Verfg. U. 56.) 
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Die Thronfolgeordnung ift nach heutigem echte zunächſt eine Kinealordunm; de 
einzelnen Linien innerhalb der Verwandtichaft werden als felbftändige Gemeinidafta x: 
trachtet, indem die Erbfolgeorpnung jih nach der Nähe ver Linien zum Erklaie h 
ſtimmt. Die erfte Linie bilden demgemäß die eigenen ‘Deöcendenten des Erblaflers, de— 
ſuccediren mit Ausſchluß aller übrigen erbberechtigten Verwandten ; Die zweite Knie hie 
diejenigen, welche vom Vater des Erblajiers abjtammen, alſo die Brüder bes Erhhte: 
und deren ganze Descendenz; die britte Linie bilden diejenigen, welche vom Grm: 
des Erblafiers abjtammen x. Wie es fih auch im Allgemeinen mit dem Final: 
als Princip des älteren deutſchen Erbrechts verhalten möge (vgl. Lewis, Piünke: 
Krit. Vierteljahrſchrift Bd. IX. ©. 23, und Waſſerſchleben, Das Prinip ver &> 
“ folge nach den älteren deutſchen und verwandten Rechten, Leipz. 1870), fo fteht tab m 
zweifelhaft feft, daß dieſes Linealfuften jedenfall® in der Sphäre des hoben und mitm 
grundbefigenden Adels gegolten habe, und daß daſſelbe insbeſondere heutzutage nad Kurz 
gelegen und Berfafiungsurfunden das beberrichende Princtp fin die Ordnung der 20.2 
Deutſchland if. Die Thronfolgeordnung ift aber nach heutigen Necht zweitens ein I 
bivibualfucceffton, fo daß von mehreren in berjelben Linie gleichzeitig dem Grade 1 
Berufenen immer nur einer zur Th. gelangt. Die Individualfucceffion kann aber, abgeſto 
vom Seniorat (phyſiſches Alter), nach einen doppelten Syſteme beftiinmt werden, min: 
entweder nad) einfacher Gradesnähe inatürlich innerhalb der Linie), fog. Majerat, ſo de 
alfo nach dem unbeerbten Tode des erften Bruder der dritte Bruder, nicht abe! 
Sohn des vorverftorbenen zweiten Bruders folgen würde (beim Tode friend: * 
Großen Prinz Heinrich und nit Friedrich Wilhelm IL). Dies ift Das frühere gan“ 
rechtliche Syſtem, das Syſtem der goldenen Bulle und der älteren Haudgelege, T* 
Vorſchriften aber an großer Unbeftimmtheit leiden. Das andere Syſtem zur Herkafürt 
einer Individualſucceſſion ift die Brimogenitur, wonach jeder Frühergebome und die u% 
Linie des Frühergebornen mit unbegrenzter Nepräfentation jedem Spätergebomm re: 
gebt; diefe Primogeniturorbnung ift nicht blos die confequentefte Ausbildung des far 
inftems , fondern empfiehlt fidh für die Stantsfucceffion andy dadurch, daß mehr me kt 
jedem anderen Syſtem eine fefte unabänderliche Reihe hergeftellt wird, fo daß ein Ikk- 
ſpringen von einer Yinie in die andere nicht leicht ftattfindet. Die Primogenitunmte: 
ift denn auch fett dem 17. Jahrh. überall herrichend geworben, aud mit Abindem 
reſp. Umdeutung früherer Seftiesungen. — Sofern den Eognaten ein ſubſidiäres Ihe 
folgerecht nach älteren Privilegien oder nach den neueren Verfaffungen eingeräumt If, * 
gilt über die Thronfolgeordnung Folgendes. Zunächſt bat die Exrbtochter und deren i# 
cenvenz, d. h. diejenige Frau, welche mit dem lebten Beſitzer am nächften verwant M. 
den Vorzug vor der ſog. Negredienterbin und deren Descendenz, d. h. derjenigen im 
die mit dem erften Erwerber am nächften verwandt war. Denn wenn aud die Kt 
bienterbin durch die agnatifche Erbfolge zunächſt benachtheiligt ift, und in vieen pls 
ſogar Erbverzichte unter Vorbehalt des Thronfolgerechts für den Fall des Exlökben 1 
Mannsftammes ausgeftellt find, fo Bilden doc die Erbverzichte in feiner Teik * 
Rechtsgrund, auf dem die Ausſchließung der Frauen beruht, ſondern find lediglich Cr 
rungsmaßregeln, um das ältere deutſche Land- und Lehnrecht, welches die Frauen ge“ 
von der Erbfolge in Immobilien (bet Allodien bis zum Exlöfchen des Momöfane* 
beim Lehn gänzlich) ausſchloß, gegen das eindringende röm. R. zu ſchützen. Beim er 
tritt der cognatifchen Th. ift zwar in der Regel die wirflich berufene Frau auch zu & 
gierung berechtigt, indeſſen geht auch vielfach bei gleichem Grade das männlıde Oelake 
dem weiblichen vor, der Bruber feinen älteren Schweftern, nicht aber der Neffe der Iw 
ter, und vereinzelt findet ſich ſogar die Beſtimmung, daß auch beim Eintritt der UF 
tifchen Th. nur Männer berufen werden follen, fo daß alfo bie CH. nur ratione tat 
missionis eine weibliche ift. Nach flattgehabtem Wehergange des Thronfolgernitd au 
weibliche Linie verwandelt fi in dem neuen Haufe (3. B. Lothringen) die 25 IM 
wieder in eine agnatifhe, d. 5. ber Vorzug des Mannsftammes tritt wieder ein, F 
derjelbe etwa von Neuem erliſcht. 


Thronlehen. | 545 


Was die auferorventliche TH. betrifft, To konnte nach früheren Recht, wenn Suc- 
ceffiondberechtigte gar nicht mehr vorhanden waren, entweder der Lehnsherr einfeitig oder 
da8 Haus unter Genehmigung des Lehnsherrn über die Th. anderweitig. verfügen. Die 
anderweitigen Verfügungen des Lehnäheren waren entweder Exrpectanzen oder Eventual- 
belehnungen; die Exrpectanzen enthalten Tediglih das Verſprechen, daß bei eingetretenem 
Heimfall eine Belehnung erfolgen jolle, fie begründen aljo nur ein Forderungsrecht 
gegen den Erpectanzverleiher und feine Rechtsnachfolger: die Eventualbelehnungen enthal- 
ten dagegen eine förmliche Belehnung, begründen alſo ein dingliches Recht, deſſen Wirk— 
ſamkeit zwar von einer Bedingung abhängig ift, mit Eintritt derjelben aber fofort, ohne 
daß eine weitere Handlung bes Lehnsherrn erforberlih war, wirtfam wird. Da nun 
im Allgemeinen der Sab gilt, daß dad deutſche Reich zwar aufgelöit, aber nicht rlid- 
wärts annullirt ift, und demgemäß alle durch Acte der Reichsſtaatsgewalt begründeten 
Rechte als fortbeftehend betrachtet werben, jofern fie ſich unabhängig von Kaiſer und 
Reich geltend machen können, jo folgt daraus, daß nad dem Untergange des Reichs 
und dem Wegfall des Lehnsherrn zwar die Expectanzen erlofchen find, da e8 an einem 
zur Erfüllung verpflichteten Subjecte fehlt, daß dagegen die Eventualbelehnungen noch 
jest wirffam werben fünnen, da fie zu ihrer Geltendmachung Kaiſer und Reich nicht vor- 
ausfegen ; indeilen fann pendente conditione der Eintritt des eventus auf alle Weile 
vereitelt werben. 

Die Dispofitionen des Hauſes waren in früherer Zeit entweder Teftamente oder 
Erbverträge, reſp. Erbverbrüderungen. Die Gültigkeit folder Dispofitionen waren aber 
zu Reichszeiten durch die Zuſtimmung theild des Kaiſers, theild der Succeſſionsberechtig- 
ten bedingt; die Teſtamente enthielten nur der Form nach einfeitige Dispofitionen, wenn 
nicht etwa der Teſtator der letzte feines Stammes war, und gar feine Succeſſionsberech⸗ 
tigten exiftirten; auch ıft durch Zeftamente mehr die Thronfolgeoronung modificht. Die 
zur Seit ihrer Entftehung ungiltigen Zeftamente und Erbverträge (insbeſondere die vom 
Kaiſer nicht beftätigten Erbverträge) gelten an ſich nach der regula Catoniana auch ge- 
gemvärtig nicht. Dagegen müflen die zu ihrer Zeit giltigen Teftamente und Erbverträge 
auch heutzutage noch ihre Wirkungen äußern, fofern fte nicht mit oberften Grundſätzen 
des modernen Staatörechtö, insbeſondere der Untheilbarteit deutſcher Staatsgebiete in Wi- 
deriprud) ftehen. Außerdem find neue derartige Dispofitionen ohne Mitwirkung der Lan— 
deövertretung nicht mehr möglih. Sollte e8 endlich beim Tode des letzten Throninhabers 
an jeder Vorforge fehlen, jo würde ver Landesvertretung als dem alddann einzig berech- 
tigten Organ die Wieberbefegung des Throns zuftehen. (Preuß. Verfg. arg. U. 57.) 

fit: Zachariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. 1865, Th. I. ©. 346 ff. 
Held, Syſtem des Verfg.R., Bd. II. (1857) ©. 247 ff. v. Gerber, Grundzüge, 2. Aufl. 
1569, ©. 84 ff. v. Rönne, Staatsrecht der Preuß. Monarchie, 3. Aufl. 1869, T I Abth. 1. 
2.149 ff. 9. Schulze, Das hair Staatsrecht auf Ormblage des deutſchen Staatsrechts, 
Abth. 1. 1870, S. 172 ff. H. Schulze, Thronfolge in Bluntſchli's Staatswörterbuch Bd. X. 
11867) ©. 518 ff. — v. Held, lieber die geiiätline Entwidelung des deutſchen Thronfolge- 
rechts, in Aegidi's Zeitichr. für beutfches Staatsrecht, Bd. 1. (1867), S. a1 fl. H. Schulze, 
Geſchichtliche —— der fürſtlichen Hausverfaſſung im Mittelalter, in der Zeitſchr. für 
Rechtsgeſch, Bd. VII. (1868) S. 323 ff. — v. Gerber, Ueber die Theilbarkeit deutſcher 
Staatsgebiete, in Aegidi's Zeitſchr. für deutſches Staatsrecht, Bd. I — 8 ff. 

rnft Meier. 


Thronlehen. In Beziehung auf die Reichslehen unterſchied man fehr genau bie 
Thronlehen von jog. geringeren Lehen; erftere wurden vom Kaiſer in eigener Perſon, 
legtere nom Reichshofrath verliehen; e8 gab Fürſtenlehen, welche doch nicht Th. waren (Hä⸗ 
berlin: Handb. des beutichen Staatsrechts IIT. 304, 10). Im ähnlicher Weile wurde 
bei den Lehen unterfchtenen, über welche einem Landesherrn bie Lehnsherrlichkeit zuſtand. 
In Baiern 3. B. wurden die Mannlehen der Krone eingetheilt in Th., die vom Könige 
ſelbſt, und in Kanzleilehen, welde im Namen des Königs vom oberften Lehnshofe ver- 
heben wurden; zu den erfteren gehörten gewiſſe thronlehnbare Würden und jene Gilter, 
mit deren Befiz die fürftliche oder gräfliche Wirrde verbunden war (Mayr: Lehnvecht 

v. Holgenporff, Reqctslexikon 2. 35 
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8. 3). Auch in Preußen wurden nicht alle von der Krone zu Leben gehenden Beſttzungen 
als TH. angefehen und bezeichnet, ſondern nur diejenigen, welche (wie 3. B. die Fünfte: 
tbümer Oels, Sagan, Krotofchin, die Grafihaft Wittgenftein) durch ihre beträchtlute 
Ausdehnung eine befondere Wichtigkeit und dur den höheren Stand ihrer Befiger einen 
bejonderen Anfpruch auf Berüdjichtigung des Lehnsherrn hatten; die Eigentbinnluhte: 
diefer Tb. im Gegenfat zu allen anderen Kronlehen beftand nach der Praris darin, def 
die Belehnung unmittelbar bei den die Lehnscurie bildenden Minifterien nachgeſucht m) 
empfangen werden mußte. (Vgl. die Erflärung der Regierung in Rönne’s Be: 
faflungsurtunde, 3. Ausg. ©. 231). Es iſt auch jet noch von Wichtigkeit, ſich folder 
Unterfcheidungen bewußt zu bleiben, da nad manden der neueren Verfaffungsurkunder 
und Allovificationsgefege die ſonſt für alle Xehen angeorbnete Aufhebung des lehnsberr⸗ 
lichen Rechtes bei den eigentlihen Th. ausgeichlofien if. So namentlih in Preuken 
Nah U. 40 ver Verfg.Urt. ift zwar die Errichtung von Leben unterfagt und tie be 
ftehenven Lehen follten durch gejepliche Anorbnung in freies Eigenthum umgeſtaltet wer- 
den, aber diefe ganze Beitimmung follte nah A. 41 auf die Th. keine Ammentuma 
finden. Im Geſetz vom 2. März 1850 wurde dann wieder beftimmt, das UObereigen: 
thum des Lehnsheren werde bei allen innerhalb des Staats belegenen Lehen aufgehoben. 
jedoch mit alleiniger Ausnahme der Th. ALS darauf im I. 1852 über die Aufhebung 
der A. 40 und 41 der Berfg.Urf. berathen wurde, erfannten die Kammern ſowohl als 
die Regierung an, daß die Th. von der Berfaffung nicht berührt feien, daß aljo weder 
die Umgeftaltung der beftebenden Th. erfolgen müfje, noch die Erridtung neuer 
unzuläfjig ſei, und die Regierung ätgerte fich insbeſondere dahin, daß erhebliche politikhe 
Gründe für Die Schonung des Inſtituts im Intereſſe der Krone gegeben feien, die mik: 
weniger ftart für die Möglichkeit der neuen Begründung folder Verhältniſſe — 3 2. 
duch Auftragung von Herrichaften zu Th. — als für die Fortdauer der bereits ke: 
ſtehenden Tprächen (Rönne a. a. ©. 231). Aus den damals gepflogenen Berathungn 
ift das Geſetz vom 5. Juni 1852 (Geſ. Samml. S. 319) hervorgegangen, nach melden 
ebenfalls das Fortbeſtehen der vorhandenen und die Möglichkeit der Errichtung nener 
Th., auch der Verleihung von Aemtern als folhen, anerkannt iſt. Die wichtigeren ın 
Preußen vorhandenen Th. find aufgezählt bet Rönne: Staatsrecht 8. 95 (3. Aufl 
©. 138); die auf viefelben bezüglichen Angelegenheiten gehören zum gemeinfcdaftlicen 
Reſſort ver Minifter des Innern und der Juſtiz. — Ueber die Verbältniffe in andere 
deutfchen Staaten vgl. Zoepfl: Staatsredht I. 88. 522 — 25; Zacha riä: Staats 
vet I. 8. 214, wo ausführlih von den Staats- und Kammerlehen und ven biefelbe: 
betreffenden neueften Allodificationsgefegen gehandelt wird. 
Frauklin. 

Tilius (Jean Dutillet), geb. zu Paris, war Protonotar des Cardinals von 
Lothringen, Biſchof von Saint-Brieuc, 1564 von Meaur, ſtarb 1570. 

Schriften: Chronicon de regibus Francorum, Par. 1548. 1570. — Libelli Salicam 
legem continentes... 1573, — Traite sur le symbole des apötres, Par. 1566. — Traite 
de la religion chretienne, Par. 1567. — Traite de la messe, Par. 1567. — Ausgabe des 
Ansegisus ımb Benedietus Levita (in Capitula regum et episcoporum maximeque om- 
nium nobilium Francorum ad reprimendas neophytorum quasi fidelium diversas ad- 
inventiones, Par. 1518. — Parallelae de vitis ac moribus paparum cum praeceptis 
ethnicis, Amb, 1610. — Oeuvres de Lucifer, 1568. ' 

Lit.: Nouv. biogr. gener. univ, Vol. 45. — Stobbe I. 9. 21. 209. 210. 

Teichmann. 

Titel (titulus acquirendi dominii sc. juris in re aliena), d. h. nach ber heute 
verworfenen, früheren gemeinrechtlichen Lehre der vechtlihe Grund, gewöhnlich eine vor: 
gängige obligatio dandi, welche einer. beftimmten Handlung oder Begebenheit (dem ſog 
modus acquirendi dominii, 3. ®. der Tradition) die Kraft verleiht, das Eigenttum 
oder das dingliche Recht auf einen anderen zu übertragen. Die Grundlagen vice 
Theorie finden ſich ſchon in der feit dem 12. Jahrhundert bei den Feubiften, Ganonijten, 
Civiliften und in den italienifhen Stadt= Statuten aufgeftellten Scheidung des jus ad 
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rem und des jus in re. Aus irrthimlicher, durch deutſch⸗ rechtliche Anſchauungen bes 
einflußter Imterpretation einzelner Stellen der libri feudorum nahm man an, daß der 
Bajall, welchem das Lehn venmittelft der jog. investitura abusiva, d. h. obne wirkliche 
Beligeinweilung, vom Herrn übertragen war, eine Klage auf Uebergabe vefielben habe 
und dieſes dare nicht durch Leiftung des Intereſſes feitens des letzteren abgemenbet wer- 
den, vielmehr ſtets durch Nealerecution erzwungen werben könne. Dieſe Anſchauung 
wurde dann auf die ciwilrechtlichen Obligationen, bei denen es ſich um Uebergabe einer 
Sade, wie 3. B. den Kauf, handelte, übertragen; nachdem man fie aud für das can. 
R. in Betreff des Erwerbes der Kirchenämter (c. 8. [Bonifac. em in VIto de conc. praeb. 
II. 7; 1. Th. 1. ©. 470) verwendet hatte. Ueber den römiſchen Begriff des reinen 
obligatorifchen Rechts wurbe aber dieſes fog. jus ad rem hinaus zu einem fog. relativ 
dinglichen Rechte erhoben, indem die ſich namentlich bei den Sommentatoren Bartolus 
(r 1357) und Baldus (F 1400) jchon ſehr vetaillirt vorfindende Lehre das ältere 
jus ad rem (aljo 3. B. den früheren Käufer) dem jüngeren Erwerber des jus in re 
(alfo dem jüngeren, durch Tradition Eigenthiimer gewordenen Käufer) dann vorgeben 
ließ, wenn diefer das frühere Recht, aljo das bloße jus ad rem des Anderen gekannt 
hatte, umd indem man ferner einen unbedingten Vorzug des älteren oneros erworbenen 
jus ad rem vor dem fpäter auf Grund eines Iucrativen Titels entjtandenen wirklichen 
dinglichen Rechte ſtatuirte. Das mit theilmeifen dinglichen Wirkungen ausgeftattete jus 
ad rem erhielt durch den Act, welcher Das dingliche Recht felbft begründete, alſo 3. B. 
die Tradition, jene abjolut dingliche Kraft. Nachdem man aber einmal zwiſchen bem 
jus ad rem und dem jus in re fo geichteven Hatte, ſuchte man die gedachten Begriffe 
auch für die Lehre vom Eigenthumserwerb und von der Entftehung der dinglichen Rechte 
zu verwertben, und generalifirte unzuläffiger Weife dieſe allerdings für einzelne Fälle des 
‚ Eigenthumserwerb8 mögliche Unterfcheivung. Man bezeichnete nämlich, ftatt fie da fallen zu 
lafien, wo legterem feine obligatio dandi voraufging, alſo 3. B. bei der Decupation, 
der Theorie zu Piebe mit dem Titel, den fonft das jus ad rem vertrat, bald den die 
Erwerbung geftattenden Rechtsſatz (3. B. die Regel: res nullius cedit occupanti), bald 
das der Eigenthumsentftehung vorhergehende factifche Verhältnig (die Herrenlofigfeit der 
Cade). Die Lehre, welhe in Folge der Angriffe Thibauts und Hugos aus dem 
heutigen gem. R. verfchwunden ift, hat trogdem heute noch ihre particularrechtlihe Be— 
deutung. Das Preuß. A. L.R. bat fie nicht nur adoptirt, ſondern fie iſt auch für die 
foftematifche Anordnung feines erften Theils, defien Mittelpunkt das Eigenthum bilvet, 
und für den Begriff der dinglichen echte, ſowie den Erwerb derjelben, von entſcheiden⸗ 
dem Einfluß gewefen. Nah 8. 131. Tit. 2. Th. I. „heit die Handlung oder Begeben- 
heit, wodurch Jemand ein Recht auf eine Sache erlangt, die Erwerbungsart“, nad} 
8. 132: „der gefeglice Grund, vermöge deflen die Handlung oder Begebenheit die Kraft 
hat, daß dadurch das echt erworben werden kann, der Titel”. Weiter fegt nad 
8. 133 die „Erwerbung eines Rechtes auf freinde Sachen bei dem Erwerbenden ein vor= 
gehendes Recht zur Sache voraus“, und nad 8. 134 heißt: „dieſes perjönliche Recht, 
aus welchem durch die hinzukommende Erwerbungsart ein Recht auf die Sadje entfteht, 
der Titel dieſes dinglichen Rechtes“. Daß dieſer Titel oder dieſes perfünliche 
Recht zur Sache das mittelalterliche, relativ dingliche jus ad rem tft, ergibt Tit. 19. 
Th. 1. 8.5: „Kann aber der Befignehmer überführt werben, daß ihm das zu berfelben 
Sache erlangte perjönliche Hecht des Anderen zur Zeit der Befigergreifung ſchon befannt 
geweſen jei, jo kann er fich feines durch die Uebergabe entftandenen Dinglichen Rechtes 
gegen denfelben nicht bedienen”. Die erwähnte gemeinrechtliche Generalifirung der Theorie 
von den modus und titulus adquirendi dominii enthält der 8. 2. Tit. 10. Th. L: 
„Der Titel zur mittelbaren Erwerbung des Eigentbums kann durch Willenderflärungen, 
Geſetze und rechtliches Erkenntniß begründet werden”. Die Einwirkung der Lehre auf 
die Syſtematik des Geſetzbuches zeigt fih darin, daß Tit. 11 und Xit. 12. Th. I erfterer 
„von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, welche ſich in Verträgen unter Leben— 
den gründen, Ießterer: „Von den Titeln zur Erwerbung des Eigenthums, welche au 
35 * 
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Verordnungen von Todeswegen entſtehen“, handeln, und in Tit. 11 die Normen für dm 
Kauf, den Tauſch, die Abtretung der Rechte (Ceſſion), den Erbſchaftskauf, den Tree: 
vertrag, die gemagten Geſchäfte (namentlid) emtio spei, Lotterie, Spiel, Wette, emtio 
rei speratae, Altentbeil, Leibrente), das Darlehn, die Verträge über Handlungen (nk 
die locatio operarum, das opus iocatum, der Fieferungßvertrag, der Verlagsvernag 
die Schenkung, im Tit. 12 dagegen die Regeln für die Teftamente, Codicille und Eb 
verträge gegeben werben. Endlich ift der Begriff des Titel® oder des perfünlichen Rechies 
für die Dinglichfeit der Rechte injoferft von erheblichſtem Einfluß, ald nad 8. 135. Tır.2. 
Th. I. dieſe lettere dann eintritt, „wenn demjenigen, der ein perſönliches Recht zu einer 
Sade bat, der Beſitz derfelben auf den Grund dieſes Rechtes eingeräumt wird,” ſonn 
aber (alfo ohne den Befig) die Dinglichfeit durch beſondere geſetzliche Beſtimmung aut: 
geſprochen fein muß. Daher fennt das preuß. R. nicht blos die fünf dinglichen Rabe 
des röm. R. (Eigenthum, Seroituten, Pfandrecht, Emphyteuſe und Superficies), vielmehr 
gibt die Miethe 'und das Commodat, fobald der Miether oder Commodatar im Bei 
tft, auch ein dingliches Hecht, andererfeitd hat aber der Nießbraucher ein folches mid, 
wie im gem. R., unter allen Umftänden, fondern nur dann, wenn er den Beiig der 
fruchttragenden Sache bat (vder fein Recht bei Immobilien in das Hypothekenbuch au. 
getragen iſt). — Außer dem Preuß. A. LR. hat aud das Oefterr. ©.B., welches fralih mr 
den Beſitz, das Eigenthum, das PBfandrecht, die Dienftbarfeit und das Erbrecht ($. 305; fir 
dingliche Rechte erklärt, jene Theorie adoptirt, indem es beftimmt $. 380: „Ohne Ztzl 
und ohne rechtliche Erwerbung kann fein Eigenthum erlangt werben”; 8. 381: „Bei fr: 
ftehenden Sachen (res nullius) befteßt der Titel in der angeborenen freiheit, jie m 
Befig zu nehmen”; $. 424: „Der Titel der mittelbaren Erwerbung liegt in einen 
Bertrage, in einer Verfügung auf den Todesfall, in dem richterlichen Ausſpruche oder ın 
der Anordnung des Geſetzes“, und ferner des Titels auch befonders bein Befig (316— 
320), dem Pfandrecht ($. 449), der Dienftbarkeit ($. 480) und beim Erbrecht ($. 533) 
gedenkt. Die im preuß. R. anerkannte relative Dinglichleit des Titels als jus ad rem 
hat e8 dagegen verworfen (8. 430). 

Kit: Bradenhöft in der Zeitfchr. für deutfches R., 8, 22 ff.; 8. Ziebarth, Fir 
Kealerecution und bie Obligation, Halle 1866; W. v. Brünned, Ueber ben Urfprung dei 
fog. jus ad rem, Berl. 1869; Thibaut, Ueber den eigentlichen Unterſchied zroifchen titulus 
und modus acquirendi. Civiliſtiſche Berfuche, Nr. XI.; Hugo, Civiliſt. Magazin, 1, 931; 
4, 136 ff. — Preuß. R.: Heydemann, Einl. in das Syſtem bes preuf. io, 1, 36. W. 
a1. 149; 2, 1; Börfter, Preuß, Priv F. u But, Beiträge zur Erläuterung des 


preuf. R,, Fahre. 6, ©. 419 N a 8, Hinfhiue 
— ad m Z- . 
er Gerhard, geb. 1661 zu Nordhaufen, wurde 1709 Pre'. 


Lit.: Schulze, Einl. in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. TI. 72. 
Teihmann. 
Tittmann, Karl Auguft, geb. 12. Septbr. 1775 zu Wittenberg, ſtudirte i 
Leipzig und Göttingen, Habilitirte ſich in Leipzig, ging 1801 als Oberconfiftorialrath 
nad) Treöven, wo er 1807 Hof= und Yuftizratb wurde, 1812 Geb. Referendar, 1531 
penfionirt, ftarb 14. Juni 1834. 

Schriften: Verſuch über die miffenfchaftliche Behandlung des peinl. R., Leipz. 1799. — 
Grunblinien ber N und ber beutfchen Strafgeſetztunde, Leipz. 1800. — 
Ueber die Grenzen des Philofophiren® in einem Syſteme der Strafrechtswiſſenſchaft und Strai- 
rechtstunde, Leipz. 1802. — Handbuch der Strafrechtswiſſenſchaft und Strafrechtskunde, Hulk 
1807; 2. Aufl. 1822. — Rechtliche Bemerkungen liter bie Grenzen des Buchhändlerrechts ın 
Bezug auf den Bertrieb ber Bücher, Dresd. 1804. — Grörterungen, Dresd. 1806. — Beittag 
IB Lehre von den Verbrechen gegen die Freiheit, insbef. von dem Menfchenraub und ver Cu 
ührung, Meiß. 1806. — Ueber Geftändniffe und Widerruf in Strafſachen und das dabei gu 
beobachtende Verfahren, Halle 1813. — Entwurf eines Strafgeſetzbuchs für das Könige. Cab 
en, Meiß. 1813. — Die Strafrechtöpflege in vwölferrechtlicher Rückficht mit bef. Beziehung auf 
te beutihen Bundesftaaten, Dresb. 1817. — Handbuch für angehende Juriſien, Halle 15%. 
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2. Ausg. von Pfotenhauer 1846. — Die Hombopathie in ſtaatspolizeirechtlicher Hinſicht, 
Meiß 1829. — Geſch der deutſchen Strafgeſetze, Leipz. 1832. 
Lit.: Brochhaus, Converſ.⸗Lexikon. Teichmann. 


Titulus beißt in der älteren chriſtlichen Zeit ſoviel wie Kirche und in dieſer Be 
deutung fommt das Wort heutzutage noch in der katholiſchen Kirche für die den einzelnen 
Cardinälen ıf. dieſen Artikel) zugewieſenen Kirchen vor. Wbgeleitet davon tft die Bebeu- 
tung von Amt und endlich die weitere von ſtandesgemäßem Einkommen des Geiftlichen, 
die daraus entftanden ift, daß feit dein Ende des 12. Jahrh. die Ertheilung der höheren 
Weihen nicht nur auf das Amt und feine Einkünfte, ſondern aud) auf anderweitige, ben 
Lebensunterhalt des Klerikers fihernde Einnahmequellen erfolgen konnte. Titel, genauer 
titulus ordinationis, ift aljo im heutigen Tatholifchen K.R. das für die Er— 
langung der höheren Weihegrade erforderliche, ſtandesgemäße Einkommen. Als vegel- 
mäßiger Titel gilt noch jest der fog. titulus beneficii, d. h. der Ertrag eines be 
ftimmten, auf Lebenszeit verliehenen geiftlihen Amtes, deſſen ruhigen Belt der Ordinande 
erlangt bat, und welches er fpäter nur bei anderweitiger Sicherung feines Unterhaltes 
nad ftattgehabter Prüfung des Biſchofs aufgeben kann. Mangels der erforberlichen An- 
zahl von Aemtern Tann aber der Biſchof auch zur Belchaffung der im Intereſſe des 
Kirchendienſtes nöthigen Geiftlihen auf den tit. patrimonii orbiniren, d. h. auf die 
Einkünfte des Orbinanden aus einer dem letzteren gehörigen, fruchttragenden, phyſiſch oder 
juriſtiſch unbeweglichen Sache oder aus einer anf ein Immobile gelegten jährlichen Rente. 
Böllig gleich fteht diefem der allerdings davon unterfchtebene ſog. tit. pensionis, d. h. 
vie Einnahme des Weihcandidaten aus einer ihm aus fremdem Vermögen dinglich ver- 
ficherten Rente. Nach gem. R. muß fowohl das patrimonium, als aucd die pensio fo 
hoch fein, daß dadurch dem Ordinanden der ausreichende Unterhalt gewährt wird. Das 
Nähere ift durch die particulären Ordnungen (wie 3. B. die Didcefan- Statuten) feſtge⸗ 
fett, eventuell Kat der Biſchof zu entſcheiden. Eine Concurrenz des tit. beneficii und 
des tit. patrimonii, rejp. pensionis, ift geftattet, der Ordinande kann alfo auf ein nicht 
das nöthige Einkommen gewährendes Beneficium geweiht werden, wenn ihm fein patri- 
monium oder eine ihm zugeficherte pensio den fehlenden Betrag abmirft. Außer den 
erwähnten Titeln hat ſich ın Deutfchland, wo hei Feſthaltung der erwähnten Vorſchriften 
dem Prieftermangel nicht abgeholfen werden konnte, feit dem 16. Jahrh. ver ſog. Tiſch⸗ 
titel (tit. mensae) entwidelt, d. h. man Tieß die Ordination zu, wenn Jemand (ein 
Landesherr, ein Biſchof, ein Stift, ein Klofter oder eine Perfon) ein rechtsverbindliches 
Verſprechen gegeben hatte, nöthigenfall® dem Ordinanden, ſofern fich, diefer nicht ſelbſt 
ernähren könne, den erforderlichen Unterhalt zu gewähren, — eine Verbindlichkeit, welche 
aber immer in Folge der Erlangung eines auskömmlichen Benefictums feitend des Geift- 
Tichen erlifcht. In Deutichland, mo der Anwendung der erwähnten Beſtimmungen des 
katholiſchen Kirchenrechts nichts entgegenfteht, haben ſich jogar einzelne Staaten, freilich 
mit Rückſicht auf die vorgenommene Säcularifation der Kirchengüter, dazu verftanden, ben 
katholiſchen Geiftlichen einen ſolchen Zifchtitel (den fog. landesherrlichen Tiſch— 
titel, tit. mensae principis) allerdings in verjchtevenem Umfange und in verſchie— 
dener Höhe zu gewähren. ‘Der Titel kommt vor in Defterreih, der oberrheini- 
hen Kirhenprovinz, Baiern und Oldenburg — Da die Mönde vermögens- 
unfähig find, andererjeit aber von ihrem Klofter erhalten werden, fo können fie ohne 
Weiteres, d. h. auf den fog. tit. paupertatis s. professionis, ordinirt werben, 
ſofern fie die bindende Profeß in ihrem Orden abgeleiftet haben. Eine Analogie zu die— 
fen Titel bildet endlich der fog. tit. missionis, d. h. die Zöglinge der unter ber 
Aufjicht der Congregatio de propaganda fide in Rom ftehenden Bildungsanftalten für 
die Miſſion dürfen ohne Weiteres die Werhen erhalten, wenn fie fich eidlich verpflidjtet 
haben, auf Pebenözeit nad) den Anweifungen der Congregatio zu dienen, denn ımter 
diefer Vorausſetzung werden fie aus den für die Miſſion beftimmten Fonds unterhalten. 
— Verlegung der gedachten Negeln durch den Biſchof bei Ertheilung der Weihe zieht 
für ihn, ſofern ihn ein Verſchulden trifft, die Pflicht nach fi, den Ordinirten zu unter 


550 Tocqueville — Todesitrafe. . 


balten, und der letztere verfällt, wenn er den Biſchof durch Liſt, Betrug, Fälſchung u. |. m. 
zur Weihe bewogen hat, der fog. suspensio ab ordine (f. Th. I. ©. 473). Zar 
aber ber Geweihte ein Ordensmann, jo Toll die Ietere fir immer eintreten, und ve 
ſchuldbare Biſchof auf ein Jahr von der Ausübung der jura ordinis ſuspendirt fein 

Ouellen: c. 4. 16. 23. X. de praeb. III. 5; Conc. Trid. Sess. XXI. c. 2. de reform. 

Lit.: Phillips, Kirchenrecht 1, 605 fi; P. Hinfhius, Kirchenrecht 1,63 fi; J 
Meyer, urſzrugz und Entwidelung des Tiſchtitels in Moy's Arch. für kathol. Kirchenrect, 
3, 269 ff.; 3. Nacke, Der Tiſchtitel, Paderborn 1869; O. Mejer, De titulo mission; 
apud catholicos, Regionionti 1848. B. Hinſchius 

Tocqueville, Charles Aleris Henri Maurice Cérel de, geb. 29. Ki: 
1805 zu Paris, wurde +826 Inftructionsrichter, 1830 Hilfsrichter, ftubirte mit Bean— 
mont im Auftrag der Regierung das amerikaniſche Gefängnißweſen an Ort und Eıca, 
1841 Mitglied der acad. frangaise, Deputirter für Valonges, Mitglied der conftit. Kr: 
fammlung, 2. Juni 1849 bis 31. October Minifter de8 Auswärtigen, proteitirte gezer 
den Staatöftreih, ftarb, von den öffentlidhen Geſchäften zurüdgezogen, 16. April 185: 
zu Cannes. 

Schriften: De la democratie en Amerique, Par. 1835, und öfter. — Systeme pt 
nitentiaire aux Etats-Unis et de son application en France, Par. 1832, 3. Aufl. 1845. — 
Histoire philosophique du r&gne de Louis XV., Par. 1846 (al® Hist. eritique, Par. Ist:. 
engl. von Reeve, Lond. 1856; beutfh von Boscomit, Leipg. 1857. — L’ancien regim 
et la revolution, Par. 1856; deutfh von Boscowik, Leipz. 1867. 

Lit.: Unfere Zeit, Leipz. 1859, Bd. III. ©, 528, 

Staatsrecht8 und der Politit, Münd. 1864, S. 623 — 625. Teihmann. 


— Bluntfhli, Seſch. des alyer. 


Todeßftrafe, als ſchwerſtes Criminalftrafübel in ver Mehrzahl der neueren & 


ſetzbücher trug erheblicher dagegen obwaltender Bedenken und des von der Mehrzahl ie 
Theoretiter und der Yuriften geäußerten Widerfpruches beibehalten, war nad gar. 
D.Str. R. der C.C.C. die auf alle fchmereren Verbrecherfälle angedrohte Etrafe. Te 
dem alten Unterſchiede zwiſchen geſchärfter, marterooller T. (Viertheilen, Verbrennen, Ro 
dern u. |. w.) und einfacher T. iſt nichts übrig geblieben, außer dem Ehrverluſt, welde 
(D.Str.G.B. 8. 32) nebenher erfannt werben darf, und ber Auszeichnung, die it 
Frankreich wegen parricide zuläffig ift (©. p. a. 13 und Gel. vom 28. April 1532. 
Die einfache T. wird in verfchiedener Weile vollftredt: 1) durch Enthauptung md 
gem. R. mittelft des Schmerted, gegenwärtig durch Fallbeil, Fallſchwert oder Handbel 
Das D. Str. GB. enthält Leine Beſtimmung darüber, mit welchem Inftrument die Er 
bauptung vollzogen werden jol. 2) Durch Erſchießung als Militärftrafe oder x 
friegsrechtliche Ahndung gegen Civiliften. 3) Durch Erwürgung am Galgen (in 
land, Amerika, Defterreih) oder Bruch der Halswirbel (Garrote in Spanin 
Auch darin zeigen ſich Abweichungen; daß die Hinrichtung entweder öffentlich vollſteh 
wird (Frankreich) oder in gefchloflenen Räumen unter Yuziehung von Uxkundöperiene 
(fog. Intramuranhinrichtung), wie in der Mehrzahl der deutichen Staaten und neuerdint 
feit 1869 in England. Die Vorſchriften über die Vollſtreckungsweiſe (Tageszeit, get 
liche Begleitung zum Richtplatze, Verabfolgung des Leichnams zum ſtillen Begräbnik, & 
die Anatomie u. |. w.) waren bisher theils in den Str. G. BB., theils in den Str.PreCC. 
enthalten. Da das D.Str.G.B. nichts über das Vollſtreckungöverfahren beſtimmt, bo 
gilt in diefem Stüde das Sonderreht der einzelnen deutſchen Länder bis zum Zuſtande 
tommen eines einheitlichen Strafproceßrechts. Bezüglich der Fälle, für welche die T. am 
gedroht ift, muß man unterfcheiden die orbentlichen Fälle des bürgerlichen Straf? 
und die auferordentlichen Fälle des Militär-, Kriegs- und Nothſtandsrechts. 

Im ordentlichen Strafrecht weichen die Gefeßgebungen darin ab, Daß entweder mu 
für gemeine Verbrechen die T. Anwendung findet, alfo fir politifche Verbrechen aufe 
ichloffen bleibt (mie in der Schweiz und nach Abfegung des Kaiſers Napoleon aud u 
Frankreich auf Grund des republitanifchen Februardecrets von 1848) oder fir gem 
und politiiche Verbrechen die T. gleihmäßig zuläffig if. Nach dem D. Str. G. B m? 
der Mordverfud und der Mord, begangen am Kaiſer, am eigenen Landesherm un 
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während des Aufenthalts in einem Bunbesftaat an deſſen Landesherrn als Hochverrath 
(8. 80) und außerdem ber wollenvete Mord (8. 211) mit dem Tode beftraft. Unter ben 
Gefesbüchern, melche fich der T. bedienen, waltet auch darin eine Verſchiedenheit, daß die 
Trohung entweder abjolut oder alternativ neben einem anderen fchweren Strafübel aus- 
gefprochen wird. Letzteres ift der Fall im Schwed. Str.G.B., während das D. Str. G.B. 
un Gegenfaß zu den richtigeren Grunbfägen der Criminalpolitif die abjolute Androhung 
feftgehalten bat. 

Schon im Mittelalter Ließen fich vereinzelte Stimmen gegen die T. vernehmen, und 
auch im Zeitalter der Reformation fand die T. bereitd Widerfprud. Zu einer allge- 
meinen gejetgeberiichen und willenichaftlichen Streitfrage warb die T. aber erft feit Bec=- 
caria's Buch über Verbrechen und Strafen (1764), von defjen Erfcheinen ab eine un- 
abjehbare Reihe von Schriften für und wider die T. gewechſelt ward. Zuerſt abgeichafft 
warb die T. in Toscana 1786, demnächſt vorübergehend auch in Defterreih 1787. Ge— 
genwärtig ıft die T. befeitigt in Toscana (feit 1859), ın Rumänten, im Canton Neuen= 
burg, in Zürich, in Portugal, in einer Anzahl nordamerikaniſcher Staaten. 

In Deutichland war bis zum 1. Januar 1871 die T. abgeichafft geweſen in Ol⸗ 
denburg, Bremen, Anhalt und im Königreih Sachſen ıfeit dem 1. Octbr. 1868). 

Auch die Mehrheit des Nd. Reichätages verwarf die T., und ließ deren Beibehal- 
tung nur zu, weil das Zuſtandekommen des Str. G.B. durd) den Bundesrath vom deren 
Aufrehthaltung abhängig gemacht würde. Die deutſchen Grundrechte hatten die T. 1848 
aufgehoben, die meiften deutſchen Yuriften auf dem Yuriftentage fie gemißbilligt. Unbe— 
rührt von der Aufhebung bleibt überall das Kriegs- und Nothrecht. In den Militär- 
ftrafgefeßbüchern ift die T. überall für die ſchwerſten Milttävverbrechen (Deſertion vor 
dem Feinde, thätliche Angriffe auf Vorgeſetzte) vorbehalten, daſſelbe gilt von der Meu- 
terei zur See. Nach Verkündung des Belagerungszuftandes (|. dieſen Artikel) werben 
gewifle, ſonſt nicht todeswürdige Verbrechen aud) an Eivilperfonen mit Erſchießen geahn- 
det. Für den Fall eines Einmarſches in feindliches Gebiet hat der Kriegführende das 
Recht zum Schuge feiner eigenen Sicherheit gegen Unterthanen der feindlichen Macht die 
T. anzudrohen und zu vollitreden. Genen foldye, welche, ohne zur feindlichen Armee zu 
gehören, mit den Waffen in der Hand bei der Verübung eines verbrecheriſchen Angriffes 
betroffen werben, bedarf e8 nicht einmal eines vorangegangenen friegsrechtlichen Verfahrens. 
Ihre fofortige Erſchießung iſt zuläffig. (©. hierliber die Nd. Verordn. über die Regelung 
der Militärrechtöpflege in Kriegszeiten vom 31. Juli 1867, nebſt dem darauf Bezug 
habenden Circularſchr. des Generglauditoriats an die Auditeure vom 25. Juli 1870). 

Lit: Berner, Abihaffung der Todesftrafe, 1861. — Mittermaier, Die Topesftrafe 
nah den Ergebniffen der willenfhaftlichen Forſchungen, der Fortihritte der Geſetzgebung und 
der Erfahrungen, 1862. — Hebel, Die Todeöftrafe in ihrer culturgefchichtlichen Ontwidelung, 
1870. (Ebendaſelbſt S. 485— 515 das reichhaltigfte, bis jett vorhandene Verzeichniß ber für 
und wider bie Tobesftrafe erfchienenen Schriften.) v. Holtzendorff. 


Todte Hand (Manus mortua). Damit bezeichnet man Corporationen und Stif- 
tungen, namentlich auch die Kirche, um anzubeuten, daß das in die Hände ſolcher In— 
flitute gelangte Vermögen gewöhnlich für den Verkehr abgeftorben if. Mit Rückſicht 
darauf, daß bei unbefchränkter Freiheit des Erwerbes der T. H. eine zu große Zahl von 
Werthen dem freien und beweglichen Güterumlauf entzogen werben kann und namentlich 
die Bewirthfchaftung der Immobilien durch ſolche Inftitute al8 dem Aufſchwunge der 
Landwirthſchaft nicht förderlich angeſehen wird, endlich auch um ihnen eine nicht zu mäch— 
tige finanzielle Bafis dem Staate gegenüber zu gewähren, haben die meiften, jo auch die 
deutfchen Staaten fog. Amortifationsgefege erlaffen, d. h. Beftunmungen, melche bie 
Veräußerung an die T. H. unter Aufftellung gewiſſer Beichräntungen für den Erwerb 
von Bermögensftüiden regeln. Die erſten derartigen Borfchriften kommen der Kirche gegen= 
über freilich fchon feit dem 13. Jahrh. vor. Was das heutige Recht betrifft, jo ſprechen 
zunächft die Verfg. Urk. von Preußen (von 1850 U. 42; Divenburg 1852 4. 60; Ro: 
durg, Altenburg, Sachfen =» Meiningen) und neuerdingd von Defterreich (von 1867 — 
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hier gegenüber dem ber fatholifchen Kirche volle Freiheit gewährenben Concordat — Arı.29 
die Befugniß des Staates aus, den Erwerb an die T. H., namentlich hinfichtlich de 
Liegenſchaften, zu beicräufen, Wenngleich in Preußen der citirte Art. der Befall 
durch Gefeg vom 14. April 1856 aufgehoben ift, fo ift damit der Erwerb für die 7.5. 
nicht freigegeben, vielmehr bedarf e8 noch nach dem Gef. v. 23. Febr. 1870 ber Ku: 
lichen Genehmigung zu Schenkungen und Iegtwilligen Verfügungen, wodurd im Inlan 
eine neue juriſtiſche Perfon ins Leben gerufen oder einer ſoichen auf bemfelben Wer 
etwas zu anderen als ihren bißher genchmigten Zweclen zugemwendet werben ſoll. Zei. 
wird die königliche Zuftimmung ober bie der ein für alle Mal durch königüiche Vererd 
nung zu ermennenden Behörde gefordert für Schenkungen ober Iegtwillige Zuwendunga 
an inländifche oder ausländiſche juriftiiche Perfonen, wenn der Werth jener die Summe 
von 1000 Thlen. überfteigt. Der Mangel des Confenfes macht die Zuwendung nidiz 
iſt er aber ertheilt, fo wird letztere als von Anfang an gültig angejehen. In Baier: 
wird die königliche Genehmigung ſtets für den Erwerb von Immobilien, für Scentune 
und Tegtwillige Zumendungen in Geld oder Mobilien dann erfordert, wenn ihr Lets 
2000 Gulden überfteigt (Mandat vom 1. Aug. 1701; Königl. Entſchl. vom 17. Dek. 
1825 $. 24; Relig.Edict von 1818 8. 44). Dagegen ift in Würtemberg die dr 
wendung ſelbſt von Immobilien im Wege der Schenkung oder Iegtwilligen Berorme: 
nicht Beläräntt, nur die Veräußerung von folgen an. die T. H. durch läftigen Bernz 
ift ohne Staatögenehmigung nichtig Reyſcher, Würtemb. Privatrecht 8 286, m 
Geſ. vom 30. Januar 1862 A. 19). Am weiteften geht die badische Geleggehm 
welche für alle Verfügungen unter Lebenden oder auf den Todesfall zu Gumften da 
T. 9. die Stantögenehmigung erfordert (f. bad. Landrecht 8. 910, Beroron mm 
12 März 1863, Gef. v. 5. Mai 1870). Im einzelnen Staaten, wie 3. B. im Mini. 
Sach ſen, finden fid feine Amortifationsgefege, wie ſich denn deren Berechtigung jdht 
vom national=öfonomifgen Standpunft aus in Frage ftellen läßt. 

Lit: v. Moshamm, Ueber die Amortifationsgefege, Regensb. 1798. 

2. Hinſchius. 

Todtſchlag: Die im Affect (im heftiger Gemüthsbewegung) begangene vorfiglite 
Menfdentiutung Der Affect trübt das Bewußtſein und läßt die moraliſchen und egeit: 
ſchen Triebfedern, welche fonft dem Verbrechen entgegenwirken, ſich nur in mindern 
Grade bethätigen. Daher derjelbe eine mildere Beurtkeilung des durch ihn veranlka 
Vexbrechens rechtfertigt. Incorrecter Weife Iegen Manche den Schwerpunkt bier mit 
auf die Gemüthsbewegung felbft, jondern auf eine dieſelbe Häufig, jedoch nicht nethmenty 
begleitende Erſcheinung. Nämlich auf die Nichtintervention der intellectuellen Kräfte in 
dem fie ein Handeln „ohne Vorbedacht“, „ohne Ueberlegung“ fordern) oder aud auf de 
raſche Folge von Entihluß und Ausführung deſſelben (indem fie fordern, daß „der Ci 
ſchluß plöglih gefaßt und ſogleich ausgeführt werde”). Dabei überfehen fie, daß dit 
Erſcheinungen ſich auch aus anderen Ürſachen herleiten können. Wenn die zum Ber 
brechen führenden Triebfedern geiftige Hindernifje nicht zu bewältigen Haben un da 
Auftauchen des Bildes der That im Bewußtſein unmittelbar die Ausführung derſelba 
folgen laſſen, fo kann dies ebenfo gut in der befeftigten Alleinherrſchaft dieſer Triehfeden 
als in der Macht eines jählings fi aufbrängenden Motivs feine Erklärung fine 
Nur die Iegtere Erklärung aber, nicht auch Die erftere, würde auf geringere Schul Na 
weiſen. Oeſterreich bezeichnet als T. die nicht abfichtliche, aber als Folge einer fontizt 
abjichtlihen Feindſeligkeit erfcheinende Tödtung. — Ueber die verſchiedenen gefeglicen Zt 
finitionen des T. und feines Gegenſatzes, des Mord, fowie Über die Bedeutung da 
Unterfheidung diefer Verbrechensarten f. im Uebrigen die Art. „Mord“ und „Zäruns 
verbrechen“. 

Die meiſten Strafgeſetze haben beim T. die, durchaus unpaſſende, abſolute Drehun 
lebenslänglicher Freiheitöftrafe aufgegeben (anders Frankreich und Belgien und dr Sk 
nad Tefterveid), welches die im Äffect begangene abſichtliche Tödtung fogar mit In 
ſtrafe belegt, dgl. Preußen), Das Nd. StGB. droht für gemeinen T. Zudiha 
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nicht unter 5 Jahren. Als wichtigfter Milderungsgrund gilt beim T. die Provoca- 
tion. Nah dem D. Str. G. B. gehört hierzu, daß der Thäter ohne fein Verſchulden 
dur) eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung 
gereizt und auf der Stelle zur That hingeriſſen worden ſei. Daffelbe ftellt übrigens 
dieſem Milderungsgrunde ‚andere mildernde Umftände” mit gleichem Einfluß zur Seite. 
Würtemberg ebenfo den Nothwehrexceß. — ALS qualificirt behandelt das D. Str. G.B. 
gleih Baier den 2. an Ascendenten, ferner gleich Würtemberg den bei Unternehmung 
eines anderen Delicts, „um ein der Ausführung deſſelben entgegentretendes Hinderniß zu 
befeitigen oder um ſich der Ergreifung auf friiher That zu entziehen‘, begangenen. 
Oeſterreich zeichnet insbeſondere den „räuberiichen T.“, Daneben den mit Verlegung befonberer 
Pflichtverhältnifte begangenen aus. Des erfteren gedenken aud) die übrigen Gejeßgebungen, 
jevoh als qualificirten Raubes. — Das D. Str.®.B. hat mit Recht auch in Betreff 
des qualificirten T. eine blos relativ beſtimmte Strafprohung. Anders Defterreih, Baiern 
und Würtemberg (vgl. Baden 412, J.; Heſſen 346, 1). — Anftifter und Gebilfen foll- 
ten, falls nicht auch bei ihnen das Spectesmertmal (das Handeln im Affecte) vorliegt, 
nad den Beitunmungen über Mord behandelt werden. Die Gefetgebungen laſſen dies 
jedoch nicht zu. Die Beſtimmungen über den T. an Ascendenten’ find auf die Anftifter 
und Gehilfen nur anzuwenden, injofern ihnen das Verwandtichaftöverhältnig bekannt war; 
nad) dem D. Str.G.B. nur dann, wenn daſſelbe aud bei ihnen vorliegt. — Die öfter: 
reihiiche Definition des T. ſchließt die Möglichkett eines Todtſchlagsverſuchs aus, nicht 
aber auch, wie Manche annehmen, die der Mitſchuld. 
®fgb.: Deutſches Str.©.B. 18. 212— 15; Preußen 276— 79; Baiern 229, 30; Wlrtem- 
berg 243 — 45; Baden 209, 10; Heſſen 253, $. 4. Mertel. 

Tödtungsverbrechen. Die Geſetzbücher Tennen eine Neihe von Berbrediens: 
arten, welche ın der rechtswidrigen Herbeiführung des Todes eines Anderen gemeinfame, 
fie zu einer Gruppe vereinigende, Merkmale haben. Zergliedern wir dieſelben, fo er: 
halten wir: | 

a) ald Dbject einen von dem Handelnden verichtedenen Menſchen. In Betreff 
des Selbſtmords |. den bez. Art. Beim Kindesmord ift die vollftändige Loslöfung des 
Kindes von der Meutter nicht vorausgeſetzt. Die Abtreibung, welche einen erſt werdenden 
Menſchen zum Gegenftande hat, ift um deswillen von jener Gruppe zu fcheiden. — 
Fähigkeit zu längerem Yeben ift feine Vorausſetzung. — Auch der zum Tode Berurtheilte, 
ſowie der feindliche Soldat fünnen Gegenftand diefer Verbrechen fein. 

b) Als Elemente des Thatbeftandes den Tod eines Menſchen als zurechen- 
bare Folge einer Handlung des Beichuldigten. Früher forderte man überdies, wenigftens 
mit Bezug auf die orbentliche gefegliche Strafe, eine bejondere Qualification der un- 
mittelbar zugefügten Verlegung, Man unterichied hier abjolut tödtlicye von blos relativ 
tödtlihen, per se von per accidens tödtlihen und in abstracto von in concreto tödt- 
lichen Berlegungen. In den neueren Strafgeſetzbüchern findet fich Dagegen meift die aus- 
brüdliche Erklärung, daß es auf diefe Unterjchiede, genauer, Daß e8 nicht darauf anfomme, 
ob der tödtlihe Erfolg der Handlung durch zeitige zweckmäßige Hilfe hätte abgewendet 
werden fönnen oder nicht, ferner ob berfelbe nur in Folge der eigenthümlichen Yeibeöbe- 
ſchaffenheit des Beichädigten oder der zufälligen Umftände, unter welden die Verlegung 
zugefügt wurde, eingetreten jei, Deögleichen ob er unmittelbar durch die Beſchädigung oder 
durch VBermittelung von „aus thr entftandenen” Zwiſchenurſachen herbeigeführt worden jet 
(Preußen, Helfen, Baden, Würtemberg, Baiern, Defterreih). Mit den Worten: „aus . 
ihr enftandene” oder finnverwandten, wie fie ſich in den fraglichen Beſtimmungen regel: 
mäßig finden, gehen diefe übrigens gleichfalls iiber die im Begriff des Cauſalzuſammen⸗ 
hangs ſich begründenden Exrferderniffe und zwar ohne Grund hinaus. — Daß der frage 
lihe Berbredyenserfolg nur durch eine Handlung, nicht durch ein bloßes Nichthandeln 
verurſacht ſein fünne, verſteht fich von jelbft. Ebenfo, daß die Pflichtwiprigfeit des letz⸗ 
teren daſſelbe nicht in ein Handeln verwandeln fünne. Doch haben die Geſetzbücher 
gewiſſe Unterlaffungen den tobtbringenden Handlungen gleichgeftellt. S. hierüber den Art. 
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Kindemord. — Die tödtliche Folge der Handlung muß fich als eime zurechenbart dar 
ſtellen. Doc wird dies Erforderniß mehrfach ignorirt. Dal. Oeſterreich $. 134, » 
nur der Tod eined Menſchen gefordert wird, gleichviel ob es Derjenige fei, gegen mede- 
bie delung gerichtet war, oder ein anderer. ©. auch unten in Betreff des Demide 
Str. G. B. 

c) Außerdem die Abweſenheit von Strafausſchließungsgründer 
Bejonderheiten gelten nad, heutigem R. (vgl. indeſſen die Behandlung der Notbirch m 
franz. und belg. Strafrecht) in Betreff der T. bier nicht. Es find aber die beüalk: 
allgemeinen Lehren zum Theile, ebenfo wte die von den Elementen des allgememen dr. 
brechenäbeitandes, urfprünglich entweder ausſchließlich oder doch vorzugsweiſe mit Rucie 
- auf die T. entwidelt worden. 

Bon den die Arten und Unterarten der T. unterſcheidenden ‘Merkmalen hiegen \ 
wichtigften auf der fubjectiven Ceite. Und zwar ftellt ſich bier zunächſt die fabrisfi::: 
Begehung in Gegenſatz zur vorjägliden. 

: Die vorfüslide Tödtung (meurtre) zerfällt wieder in mehrere Arten. a: Ts 
tig ift hier insbeſondere die Eintheilung derfelben in Mord: Tödtung mit kaltem dr 
und Todtſchlag: Tödtung im Affecte. Ein Milderungegrund allgemeiner Yaur: x 
Affeet hat hier das artunterfcheidende Merkmal abgegeben. Das Nähere hierüber‘. : 
den Artt. „Mord“ und „Todtſchlag“. — Als eine Species Des Todiſchlags läßt je! 
in der Regel felbitändig behandelte Kindsmord betrachten, infofern ein in den heat 
Zuftinden der (unehelich) Gebärenden fid, begründender Affect als deſſen eigenthürilide 
Merkmal erfcheint. S. den Art. Kindsmord. — Eine andere Bewandtiniß bar #:i 
der Unterfcheidung von Mord und Todtiſchlag im Oeſterreichiſchen Strafgefegbude. 2 
felbe begreift nämlih unter Mord die abjichtlihe Menſchentödtung, unter Terit:. 
älteren Auffaffungen entſprechend, diejenige Tödtung, welche nicht in der Abſicht zu iz 
fondern in anderer feinpfeliner Abficyt begangen wird (vgl. dad Preuß. ALN.. - 
Eine andere Bedeutung hat ferner die Unterfheidung von murder und manslanı’! 
im englifhen und norbamerifanifchen Strafrechte. Unter jenem wird nämlıd je: ZE7’ 
verftanden, von welcher der Angeklagte nicht bemeifen kann, daß vie gefetzlich gerahiiet: 
oder entjchuldigt oder zu manslaughter abgemilvert fei. Letzteres aber wird ange 
men, wenn die Handlung fi als unfreimillige Folge eined geringeren Vergehens er 
demeanor), oder als die Wirkung einer plöglichen und heftigen Provocation = 
Murder umfaßt danad auch fahrläffige, ſowie im Affert begangene Tödtungen 32 
der Kindsmord, die Tödtung im Duell und die Beihilfe zum Selbftmord werden dam? 
begriffen. Als das ſämmtliche Arten von murder vereinigende pofitive Merknl ;- 
eine allgemeine üble Willensdispoſition, auf welche fie angeblich hinweiſen, mim 
manslaughter feine Erflärung in der Hige der Leivenichaft finden fol. — I! 
neueren Zeit bat ınan in einigen Staaten der nordamerikaniſchen Union zwei Grade © 
murder unterjchieven. Der erfte Grad begreift danach die abfichtliche und vorbedae 
Tödtung (wober die Auslegung jedoh in der Abficht den Vorbedacht bereits gat“ 
findet) und die ‘bei Gelegenheit gewiſſer ſchwerer Uebelthaten begangene unabihl 
Tödtung (vgl. Kappeller im Gerichtsfaale, 1870 ©. 289 f.). u 

b) Im gem. R. fpielte die Eintheilung der T. in einfache und qualifici: 
eine twichtige Role. Als qualificirt galten: 1) Die vorfägliche Tödtung von Feier 
zu weldyen der Thäter in einer beſonderen fittlichen Beziehung fteht (Herren- © 
wandten = und Gattenmord”); 2) die vorſätzliche Gifttödtung, hierüber ſ. den Art "" 
giftung; 3) der Raubmord; 4) der Banditenmord; 5) der Meuchelmord (2). — & 
bältnigmäßig nahe ſteht dem gem. R. hier das geltende öſterreichiſche. Daſſelbe ut 
Icheivet vom gemeinen Mord den Meuchelmord (welcher aud den Giftmord begrit., 
Raubmord, den beftellten Mord und den Verwandten=, bzw. Gattenmord, und KM) 
bet diefen Arten die (entferntere) Beihilfe und den Verſuch mit ftrengerer Etrait — 
Frankreich unterfcheidet von der gemeinen vorſätzlichen Tödtung (meurtre) hie e 
premeditation ou de guet-apens“ begangene (assassinat), die am Ascendenten (7 
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ide) und die an Neugeborenen begangene (infanticide), ferner die vorſätzliche vollendete 
ver blos verfuchte Gifttöbtung (empoisonnement) und die bei Gelegenheit eines anders 
eittgen verbrecheriſchen Unternehmens ausgeführte vorfäglihe Tödtung. Alle dieſe be- 
roht e8 mit der Todeöftrafe, welche bet parrieide durch beichimpfende Zufäte verichärft 
rd. — Belgien behandelt neben dem Mord die Aseendententöbtung und die worjäßliche 
zifttödtung als qualificrt und bzw. als todeswürdig. — Im Uebrigen find der neueren 
deleggebung gegenüber die Qualificationen de8 Mords von denen des Todtſchlags zu 
nteriheiven. ©. in Betreff jener den Art. „Mord“, in Betreff diefer den Art. „Todt⸗ 
hlag“. Dazu den Art. „Vergiftung“. 

Die unter a und b erwähnten Unterfchetvungen fanden von Anfang in einer ges 
fen Abhängigkeit von dem Charakter der zur Anwendung zu bringenden Strafmittel 
nd den Boraugfegungen, an welche man zu verichievener Zeit diefe Anmendung knüpfen 
ı follen glaubte. Speciell erſcheint die Geichichte der fraglichen Unterfcheidungen als 
n Correlat zur Gefchichte der Todesſtrafe. Ihre Entwidelungsftadien ent|prechen in 
er Hauptjache den Stationen der Rüdzugslinie, zuerft der qualificirten, nun der einfachen 
‚oveöftrafe. Mit dem Verſchwinden der erfteren werlor die Unterfchetvung von qualifi- 
irten und einfachen I. im Wefentlichen ihre Bedeutung; mit der Einfchränfung in der 
Inwendung der Iettteren hängt die Verengerung des Mordbegriffs und die Unterjchetbung 
weier Grade des Mords (Art. „Mord“) zufammern, und die gänzliche Befeitigung der 
ſodesſtrafe wird die der fubjectiven Seite angehörigen Speciesmertmale des Todtſchlags 
nd des Kindsmords in die Reihe der allgemeinen Milderungsgründe zurücktreten laſſen. 

ec) Als eine befondere Species ıft die Tödtling des Einwilligenden zu be 
achten (Deutſches Str.G.B. 8. 216). Die Einwilligung ift nicht wie der Affect ein bloßer 
Rilderungsgrumd, gibt vielmehr der That einen dem Mefen nad) anderen Charakter. — 
dies iſt jedoch in den Strafgefegbüchern von Baiern, Oeſterreich, Frankreich, Belgien 
Preußen) nicht anerfannt. S. hieriber die Art. „Mord“ und „Körperverlegung”. — 
Ser Tödtung des Einmilligenden fteht am nächſten die Töbtung im Duell, worüber Art. 
Zweikampf“. 

Auch die fahrläſſige Tödtung (homieide involontaire) wird allgemein mit 
Strafe bedroht. Hierbei findet ſich in Betreff der Fahrläſſigkeit meift nichts Beſonderes 
eſtimmt. Vgl. indeffen die Umfchreibungen derfelben im Defterreich. und Würtemb. Str. G. B. 
Im letzteren finden fi) auch (vgl. das badiſche und heſſiſche) verjchiedene Grade der 
'ulpa unterfdyieden. Was die übrigen Borausfegungen betrifft, jo gilt das Nämliche 
te bei den vorfäglihen T. So auch Hinfichtlih de Kaufalzufammenhangs und 
er Frage, inwiefern derjelbe durch Unterlaſſungen hergeftellt werben könne. 

Die beſonderen Strafbeftimmungen, welche fid) auf die fahrläffige Tödtung beziehen, 
eichnen ſich meift durch verhältnigmäßtge Milde aus. Das Deutſche Str.G.B. droht Ge- 
ängniß bis zu 3 Jahren, für den Ball aber, wo der Thäter eine, durch Amt, Beruf 
der Gemerbe begründete, Verpflichtung zu beſonderer Aufmerkſamkeit verlegte, Gefängniß 
18 zu 5 Jahren. In Betreff dieſes Schärfungsgrundes (f. auch Heffen 256, Würten- 
erg 251), zu dem ſich ein Analogon bet der Körperverleßung findet, vgl. den Art. über 
te letztere. Baiern und Würtemberg drohen für geringere Fälle Geloftrafe; Belgien 
nd Frankreich cumuliven Freiheit und Gelbftrafe. — Aus dem Oeſterreich. Str. G. B. 
ehören hierher die Borfchriften über die „Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicher⸗ 
kit des Lebens” (335 flg.). 

Steht die fahrlälfige Tödtung im Cauſalzuſammenhang mit einem vorfäglich be= 
jangenen Verbrechen, jo haben die Grundfäge über Concurrenz Pla zu greifen, infofern 
ine betreffende Verbindung nicht eine befondere Berüdfichtigimg in den Gefegen findet. _ 
etzteres aber iſt meift der Kal. Und zwar wird der fahrläflig herbeigeführte Tod in 
xr Regel (anders im engliſch-amerikan. R.) als wichtigfter Auszeichnungsgrund bet 
yxen betreffenden vorfäglichen Verbrechen behandelt. Nur die mit vorfäßlicher Körperver- 
egung concurrirende fahrläffige Tödtung findet ſich öfters den T. eingereiht (Art. „Kör- 
erverletzung“). — Hinſichtlich diefer Verbindung wird mehrfach von der Vorausſetzung 
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ber Zurechenbarkeit des eingetretenen Todes ganz abgeſehen, jo daß wir firenggemn.: 
der vorfäßlichen und fahrläffigen Tödtung die cafuelle als eine dritte Hauptfom tr 
rechtlich verantwortlich machender Yebensberaubung an die Seite zu ftellen hätten! va 
e. c. das Deutſche Str. G. B. 88. 229, 307 p. 1, 309 x. 

Bejondere Beftimmungen finden fi ferner wie in Betreff der Kömenerlan:; ': 
im Betreff der Tödtung bei Raufereien. Führt eine Schlägeret oder ein von ih: 
reren gemachter Angriff den Tod eines Menfchen (oder eine [D. Str. G. B.: ſchwere x. 
perverlegung) herbei, fo follen diejenigen, welche fih (D. Str. G.B.: ohne ument:k 
hineingezogen worden zu fein) betheiligt haben (Baiern: und an dem Verletzten Thr+ 
feiten verübt haben) eine relativ hohe Gefängnißftrafe erhalten. Eine noch höhere, fe: 
fie nachweislich eine der Verlegungen zugefügt haben, aus deven Zurfammentrefien ım : 
gebenen alle der fragliche Erfolg hervorging. Complicirtere Beftimmungen haben At: 
Boden, Würtemberg. Ueber den Charakter derſelben |. den Art. Körpererlekun. 

Gigb. u. Lit: Deutſches Str.G.B $$.211—222, 227, 28; Preußen 175—156, 195: Far 
228—33, 240 - 42; Defterreih 134—143, 335; Würtemberg 235—51; Baden 203—24, :> 
239; Helfen 2351-61, 237; Belgien 392—97, 401, 411—19; Frankreich 295—304, 319, RI- 
29. — Hälſchner, Syſiem 11. ©. 19 ff. Reese, Law of Homicide, 1870. 

WR, RP u FL rl Merlet 

Toullier Charles Marie, geb. 1752 zu Dol bei St.-Male, war im X 
lang an der faculté de droit zu Rennes, dann Richter am Tribunal d'Ille et Til: 
ſpäter Advocat, wurde 1803 Prof. in Rennes, Decan der dortigen Facultät, ſiarb 15%: 
„Pothier moderne“. 

Schriften: Le droit eivil francais suivant l’ordre du Code 1811 — 20. Par. 6. * 
par Duvergier 1816—48 (7 tomes) (ital. von Bascone, Palermo 1855). — U: 
sult. de plusieurs anciens avocnts de ones sur la validiteE des mariages contre 
par les emigres frangais, Par. 1817. | 

tit.: Duvergier, Continuation & toutes les "Editions de T., 6 vol. — Bouilit:. 
Diet. univ. d’hist. et de geogr., 21idme dd. Par. 1869. — Paulmier, Eloge del. 
Par. 1836. Teihmuni 

Tradition, |. Th. I. S. 301. 324, Uebergabe, nach dem Wortfinn von KX 
zu Hand, alfo an unbeweglichen Sachen unausführbar. Doch übergibt nit, me 7 
Bildhauer den Meißel zur Arbeit reicht, er gibt nur; er überträgt kein Recht. €" 
benn auch Schon für bewegliche Sachen bie äufere Handlung des Gebens frühzen: = 
das minder Welentliche zurückgetreten. Erforderlich ift, daß Der Empfänger ſich m X 
Lage befinde, fürperlich ebenjo gut oder befler als der Geber über die Sache u 
fügen; für den legten ift die unzweideutige — durch vichterliched Erkenntniß ejegi - 
Erflärung feines Willend die Hauptſache. So enthält die T. die Uebertragung de!“ 
perlihen Herrſchaft von Einem auf den Andern mit deren übereinftunmendem Willen e— 
hat Vertragsnatur. Ob nur Gewahrſam, ob Befiß, 05 Ulucapionsbefig, ob Eigert? 
übertragen werde, hängt von der causa der T. ab. Der äußeren Erſcheinung nat >F 
bie legte beftehen tm Geben, im Zeigen (ded Grundſtücks vom Thurm herab), Ir 
manu tr., im Einräumen befferer Rechte an den Inhaber’ (Miether wird Eigembir. 
brevi manu tr., in der Verminderung eigner bisheriger Befitsrechte (Verkäufer bb" 
weile, als Nießbraucher, Pächter u. dgl.), constitutum possessorium; ja all ® 
Anmeifen eined Dritten ald des Inhabers, des Wächters, ftatt für den Erften me "- 
den Zweiten die Gewahrſam zu üben; ferner im Abtreten der äußeren Herrſchaf it 
Uebergabe von Schlüſſeln; in der Zeichnung der Waaren, der Forfthölzer u. ſ. w. R 
rend das altdeutſche R. veih an Eymbolen war, um durch fie bei Rechtöbuntizz 
eine fihtbare Vertretung von Grundjtüden zu gewinnen, hat das moderne % ml 
biete des Handels ähnliche Vertretungen zugelafjen, deren wichtigfte in der Beisiht 
gung an Frachtwaaren durch Aushändigung des Conmoiſſements ihren Plag findet. SH 
für Rechte (Schuldforderungen) iſt in dem Vorhandenſein einer fie verbriefenden Urkrude 
Mittel erblidt worden, um auf fie die Negeln der Uebergabe zu übertragen °7| 
Hauptfeld ihrer Anwendung finden diefe bei den Eigenthumsübergang, der Mit 
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med Fauftpfandes und dem Kauf. Die widtigften Streitfragen bed röm. R. ſchließen 
ch an Stellvertretungsverhältniffe. Kann einer certa persona mit der Wirkung tradirt 
yerden, daß durch dieſe auch ohne Willen und Wollen des Tradenten ein Anderer fofort 
igentblümer werde? ,Wir werben die Köchin nicht zur Eigenthümerin der Hühner 
chen, die fie vom Markte heimträgt”. (Brinz, Pandecten 8.55; sparsio missi- 
um, Auswerfen von Geld u. dgl. an incertae p. als „Webergang von bloßer Deres 
ction zur Tradition.) Wie, wenn der Vertreter nicht für den Geſchäftsherrn annehmen 
dl, objchon ihm dies vom Geber zur Bedingung gemacht worden; ober wenn zwar er, 
iht aber fein Gejchäftsherr den animus possidendi hat? Regel nah röm. R.: feine 
kıtretung bei der Apprehenfion in der Willensfpbäre, außer beim peculium, bei jurt: 
iſchen Perfonen und Bevormundeten. — Sorgfältig geregelt find die an den Waaren- 
andel unter Abwefenden fich ſchließenden Tragen der Uebergabe — Ablieferung an den 
pediteur oder Bradtführer u. dgl. m D.H.GB — Mehr Rechte, ald ver Geber 
eſitzt, kann er nicht Übertragen. Für Veräußerung fremder Sachen hat indeß das röm. 
. Ausnahmen zu Gunften des Fiscus (Zeno), den Herricher und die Herrſcherin 
Juftinian 531), Das moderne R. weitere zur Gunften des Gefchäftd: und Handelsver⸗ 
hrs. Eine Succeffion in den Beſitz enthält die T. nicht; auch da nicht, wo nicht Eigen⸗ 
um, fonbern- mirBeſitzrechte genährt“ werben follen. 

_ Kit. u. Gſgb.: ©. Art, Beſitzerwerb. Leiſt, Mancipation und Eigenthumstrabition, 
65. Jhering, Jahrb. f. Dogmatik I. S. 176 f. 324 f. Bremer Zetjchr. f. Eiv.R. u. 
re. N. F. 11. S. 236f. — Preuß. A. L. R. I 7. 88.58—95. Defterreih G. B. 88. 423— 
30 (Mobilien), 85. 431 f. (Immobilien, Einverleibung des Erwerbsgeſchäfts in die öffentl. 
ücher). B. G.B. f. d. Königr. Sachſen SS. 198—204. 253—256. 10895. C.civ. a. 16U4 f. 
359 |. Deutſches H.G.B. 4. 306 f. 342 f. 309. 649. Schaper. 


Transmilfionsfälle definirt Buchta als Fälle, „wo, gegen die Regel, Jemand 
18 Erbrecht erwerben, alfo Erbe werden kann, dem ed nicht Deferirt ift, indem er in 
e Stelle des Delaten eintritt”. Zu ihnen zählt er die T. ex capite in jure cessionis, 
t jure patris, in integrum restitutionis, der Notberbfolge, die Yuftinianetfche und 
heodoſiſche Transmilfion, verwirft dagegen die T. ex jure suitatis, weıl sui ipso jure 
rben würden, mithin ein erworbenes Erbrecht transmittirten. Gerade im Gegentheil 
ver bezeichnen die Quellen die Transmiffion der sui heredes ausdrüdlid, als Trans- 
üfton, die in jure cessio nirgends. Sodann ergibt eine Vergleihung der T.F. unter 
aander, daß es fich bei ihnen durchgehends um Transmiſſion eines Erblaſſers auf feine 
rben, dagegen bei der. in jure cessio und bei ter T. ex jure patris in dem falle, 
o der Vater die vom Sohne ausgeſchlagene Erbichaft erwirbt, um lebende Perjonen als 
tansınittenten und Transmiſſare handelt; es find daher, weil wiſſenſchaftlich die Ueber: 
gung von Rechten unter Lebenden und durch Erbgang geichteden werden, auch Die 
stgedachten T.F. auszufondern. Hält man für die-übrigen an dem gemeinfamen Merkmal 
r Vererbung feft, jo werden als Gegenftand derfelben bald Erbſchaft und Erbrecht, bald Ver- 
ichtniſſe und einzelne Klagen genannt. Die Mehrzahl jener T.F. bat nun Erbichaft und 
brecht zum Gegenftande, dagegen ftellt fi die Transmiſſion der Notherbfolge direct als 
ransmiffion einer einzelnen Klage dar, und die T. Theodosiana- befaßt neben der 
cansmiſſion des Erbrechts auch eine foldhe der Vermächtniffe. Scheiven wir daher auch 
je zwei T.F. aus, fo bedeutet Transmiffion Vererbung der Erbihaft und des Erbredts, 
id zwar iſt bierunter die Vererbung einer feft ermorbenen Erbichaft und feit ermorbener 
‚brechte zu verftehen, weil die Quellen den Begriff der Transmilfion durchweg nur von 
e Mebertragumg erworbener Rechte gebrauden. Ta nun auch Yuftinian anführt, daß 
ie Erbichaft, nisi fuerit adita, nad) hergebrachtem Rechte nicht trandmittirt werde, und 
er feine wie die Theodofifche Transmitfion als Ausnahmen dieſes Grundſatzes "bezeichnet, 
haben wir Trandmiffion als Vererbung einer erworbenen Erbſchaft bzw. Erbrechts zu defi⸗ 
con, T.F. aber als außerordentliche Fälle, in welchen eine Erbſchaft, obmohl fie vom Telaten 
ht definitiv erworben ift, dennoch auf feine Erben übergeht. Solche Bälle ergeben: I. Die 
ran$miffion der sui heredes. Sui erwarben nad) Civ. R. die Erbichaft ipso jure, 
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alſo ohne daß auf ihren Willen, zu erwerben, over ihr Wiſſen vom Anfall ea u 
fommen wäre. Später bot ihnen das prätoriihe R. die Möglichkett, extraneis ls 
fih der Erbſchaft zu entichlagen (f. Abstinendi benef.); ftarben fie aber, ohne bei 
bemußt zu haben, jo blieb die Erbſchaft erworben und ward als ſolche auf ihre Sum 
transmittirt, Die entweder auf väterlihe und großväterliche Erbſchaft beide verzichten ze 
beide behalten mußten. Dies änderte fich, als in der Kaiferzeit Jurisprudenz un Air 
gebung dem suus nepos von der großväterlihen Erbſchaft allein zu abftiniren geſianan 
Nunmehr ftand dem suus nepos bezüglich dieſer daſſelbe arbitrium über Ausitise 
oder Behalten zu, wie feinem Bater, die Erbicaft war daher, wenn legterer fi c# 
entſchieden Hatte, nicht definitiv erworben, und fomit ergibt ſich ein auferordentliher ie 
milfionsfall, wie deren Weſen oben beftimmt wurde. Dieſe Transmilfion der Su! 
nun aber II. in die T. Justinianea aufgegangen. Das Geſetz, durck wei 
flinian feine Transmiſſion anoronete, beginnt mit der Anführung: „invenimus ir 
familias paternam hereditatem deliberantes posse et in suam posteritaten tr» 
mittere“; dann heißt e8 weiter: „eam deliberationem et in omnes succewirs. 
duximus esse protelandam“, und dann wird verfügt, ein Teſtaments- oder Juteſand 
wenn er entweder eine Deliberationgfrift erhalten oder wenigftens nicht auf bie Eriet 
verzichtet hat, „ut ex hac causa deliberare videatur“, jedoch wiederum aud md !: 
Erbſchaft angetreten ober ſich immiscirt hat, foll fein „praedietum arbitrium“ aiyz 
Erben transmittiren, diefe Transmiſſion aber auf die Dauer eines Jahres beihrink = 
Stellen wir a) die Beziehung diejer Transmiſſion zur Transmilften!: 
Sui feft, fo ſpricht der Kaiſer unter Hinweis auf die Transmiſſion deliberirender K* 
ſöhne die Abficht aus, „eam deliberationem“ auf alle Erben erftreden zu wolle, E 
läßt demgemäß jeden Erben obne Unterfchied „praedietum arbitrium“ auf fan er 
transmittiren. Sind unter den Transmittenten mithin Sui wie Crtvanei embg= 
jo kann daran, daß gerade der unter I. entwidelte Transmilfionsfall in bie Yuftaur®' 
Transmiffion aufgegangen ift, um fo weniger ein Zweifel fein, als bie Deliberatn 
Sui durch die Abftinenzmöglichleit bedingt ift und daher, wenn der Trandmıttent „m 
dictum arbitrium“ auf den Transmiſſar übertragen foll, der Kaifer micht wenige !- 
Abftinenzberechtigung des suus nepos, wie die des suus filius in Betracht gezogen BF 
muß. Handelt e8 ſich dann weiter um das Verhältniß der Transmiſſion der Cut zut®* 
nianeifchen, fo hat der Kaiſer erklärt, erftere auf alle Erben erftreden (protelandn: 
wollen, und diefe Abficht, wie eben gezeigt ift, auch zur Ausführung gebract. Die Berk 
ſtreckung ſchließt eine Wbänderung der Transmiffion der Sui aus, ſoweit eine ſolche micht Dit 
nachweisbar ift, in welcher Beziehung nur die Beichränfung der Juſtinianeiſchen Zranan!” 
auf die Dauer eines Jahres in Betracht kommt. Daraus folgt: was .für die Tranmi-- 
ber Sui Rechtens gewefen, das bleibt e8 auch für die Sui bei der Juſtinianeiſchen Ir 
miſſion. Hinfichtlih der Extranet beveutet Erftredung Webertragung des Nedtt ? 
Cut auf fie, wie umgekehrt einft der Prätor durch die Abftinenz die Sui den Extranet? gu 
geftellt hatte Sonach muß das Recht der Transmiſſion der Sui für die Yuflmar'z 
Transmiſſion überhaupt maßgebend erfcheinen. b) Wenden wir und zu den Bari: 
jeßungen der Juſtinianeiſchen Transmiſſion, fo führt der Kaifer feine Abjict, ir <“ 
liberation der Sui auf alle Erben zu erſtrecken, in der Weiſe aus, daß er dm Eh 
„praedietum arbitrium“ transmittiren läßt. Arbitrium ift die Wahl zwilden * 
exwerb und Erwerb der Erbſchaft. Erwägt man, daß das Deliberiren als mi 
Thätigkeit ſich nicht von Subject auf Subject übertragen läßt, fo begreift man, BET 
ſtreckung der Deliberation dem Kaiſer Erftredung des dem Deliberivenben für? 
arbitrii bedeutet, Arbitrium als Wahl zwiſchen Nichterwerb und Ewerb ki 1” 
Gegenfa an der Entfcheidung für Nichterwerb oder Erwerb, folglich an Verzit o 
Abitinenz und an Adition oder Immirtion. Erftredte der Kaiſer daher die Deliheraten 
Sinne des erbitrii, fo mußte er feine Transmiſſion zulaffen, wenn ber Erk it \ 
Lebzeiten überhaupt nur nicht entjchieven hatte. Dies thut er auch ganz conlen, . 
dem er nicht blos die Transmiſſion geftattet, wenn der Transmittent fi eine Dh: 
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tionsfrift erbeten, alfo zu beliberiren erflärt bat, ſondern auch zweitens dann, „si. . non 
tamen successioni renunciaverit, ut ex hac causa deliberare videatur, sed neo 
aliquid gesserit, quod aditionem vel pro herede gestionem inducat“. Der erfte 
Fall iſt unbeftritten, die Auffaffung des zweiten Gegenftand des Streites. Bezüglich 
feiner bat Bangeromw darauf Hingewielen, daß die Vorausſetzung des Nichtverzicht in 
der Perſon eines Transmittenten, der vom Anfall der Ebſchaft bei Lebzeiten nicht er⸗ 
fahren, nicht minder zutreffe, wie in der Perſon eines folden, der denſelben gefannt 
babe, die Transmilfion daher den Erben jenes nicht minder, wie den Erben dieſes zus 
ſtehen müſſe. Entfprigt Banger om 8 Auffaflung offenbar den Worten des Gefetzes, fo ıft fie 
auch durch den Logifchen und Hiftoriichen Zuſammenhang deflelben begründet, Das ar- 
bitrium, al8 Recht zu verzichten oder zu erwerben, fteht dem wiſſenden, wie dem nicht wilfen- 
den Delaten zu, und bedeutete Erftrefung des arbitrii Erftredung der Deliberation, To 
mußte dem Kaiſer ber eine wie der andere als deliberivend gelten (deliberare videatur). 
Auch bei der Transmifjion der Sur erwarb ja der Delat ohne Rüdfiht auf Wiffen und 
Nichtwiſſen ipso iure die Erbihaft und ebenjo transmittirte er fie ohne Nüdficht auf 
Wiſſen und Nichtwiffen. Endlich beftätigt Juſtinian felbft die hier vertheidigte Auf- 
faffung, indem er in der Nov. 158 jeine Transmiffion bezüglich einer Erbſchaft für ans 
wendbar erflärt, wo ein infans- der ‘Delat war, alfo ein nichtwifjender Transmittent. 
Die Novelle ift nicht gloffirt und eben hiedurch ſucht man ihr Gericht zu befeitigen, 
obwohl man ihre Echtheit nicht anfechten Tann. Der Mangel der Gloſſe kommt jedoch 
nur in Betracht für Die Trage, was recipirt ift, nicht für die andere, was zu Juſtinians 
Zeit Recht geweſen. Um dieſe aber handelt es fich hier allein, da die Novelle feine geſetzliche 
Dispoſition trifft, fondern ein Urtheil über die Anwendbarkeit des Transmiſſionsgeſetzes 
abgibt, dieſes aber der Gloſſe nicht entbehrt. Verweiſt man auf die T. e. c. in integrum 
restitutionis, die die für die Erben des nicht wifjenden Delaten erforberliche Hülfe der⸗ 
zeit Ichon gewährt habe, fo hat Windſcheid die Quellenwidrigfeit diefer Behauptung 
dargethan, wie auch Theodoſius H., defien Transmilfion’den Fall des Nichtwiſſens aus- 
drücklich mitbefaßt, jene Hülfe nicht gefannt oder nicht für ausreichend angeſehen haben 
muß. Denn auch das ift nicht zu Überjehen, daß die Keftitution den Beweis des Nicht- 
wiffens fordern würde, der oft ſchwierig zu führen wäre, daß diefer Beweis aber un- 
nöthig ft, wo das Gefeß auch den nicht wiſſenden Delaten transmittiven läßt. c) Juſti⸗ 
mon hat feine Transmiffion auf die Dauer eines Jahres’ beſchränkt. Diefe Friſt ift für 
alle Fälle eine einbeitlihe, wie fie es fein durfte, wenn die Transmiffion überall de 
fattfindet, wo der Transmittent. fich über Erwerb oder Nichterwerb der Erbſchaft nicht 
entſchieden bat. Somit ift anzunehmen, daß die Frift auch in allen Fällen von einem 
und demfelben Anfangspunft Datirt werden follte. Bieten fih nun die Momente der De= 
lation, des Todes des Transmittenten, ber Bewilligung der Deliberationsfrift und ber 
erlangten seientia vom Anfall als möglich dar, jo würde der dies scientiae bei einem 
nichtwiſſenden, der dies petitae deliberationis bei diefem, wie bei einem wiſſenden Trans- 
mittenten, der aber keine Frift erbeten, unmöglich fein; den Todestag des Transmittenten 
ſchließt Yuftinian für den wiſſenden Transmittenten durch die Aeußerung aus: wenn ber 
Transmittent felbft, nachdem ihm feine Berufung befannt geworden, innerhalb des ab- 
gelaufenen Jahres die Erflärung feines Erwerböwillens unterlaffen, jo joll die Trans- 
miſſion für ihn und feine Erben wegfallen. Demnad bleibt der Moment der Delation 
der einzige, ber für alle Fälle möglich ift, und dieſes Reſultat beftätigt auch Die Nov. 158, 
die marı freilich auch Hier durch den Mangel der Gloffe befeitigen möchte. Wenn Andere 
bei Nichtwiflen des Trandmittenten vom Todestage datiren, ‚fo collidiren fie mit der No— 
velle, ja mit der Klagenverjährung; wenn fie im Willensfalle a dato scientiae datiren, 
fo ftatutren fie eine geſetzliche Deliberationgfrift von einem Jahre, die, wo der Richter 
eine neunmonatliche bewilligt hätte und ber Delat durch Ablauf dieſer ausgeſchloſſen 
wäre, ihm dennoch die Erbichaft auf die Erben zu transmittiren geftattete. Der Irr— 
thum iſt veranlaßt durch die vorhin veferirte Aeußerung Juſtinians, deren Inhalt man 
aber präjubteirt, wenn man überfegt: wenn der Transmittent, nachdem er feine Berufung 
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erfahren und nachdem ein Jahr von da an abgelaufen, die Exflärung x. — III. de 
T. Theodosiana gewährt Descenbenten,, die von Ascendenten im Tefamen 
Erben eingeſetzt find, das Recht, mern fie vor der Teflamentseröffnung ftechen, 
ſchaft auf ihre Erben zu transmittiren. Urſprunglich beftunmt, gegen bie durh ie! 
Julia et Papia Poppaea und andere Gefege geichafienen Verzögerungen der Teftumzrz 
eröffnung und damit des Erbichaftsantritts Hülfe zu gewähren, ift fie im Yultin X 
nad Wegfall der Caducitätöverhältnifie, mit Keller auf folde Fülle zu beziehen, =: 
ſich der Teftamentseröffnung und dem Erbſchaftsantritt faktiſche Hinderniſſe entgegeniteli 
Löhr u. A. fallen fie als fingirte Subftitution der Transmiſſare auf. IV. T. ex jure 
patris s. infantiae. ‚Wenn einem infans in väterlider Gewalt eine Extier 
angefallen und derſelbe geftorben ift, ehe der Vater fir ihn angetreten, fo fann ter fer 
die Erbſchaft als „quasi jam infanti quaesita“ erwerben. Hierin ift an fi fein Zu 
miſſionsfall zu finden, da die Erwerbung jure potestatis erfolgt. Im neueren Kar: 
aber haben die Peculien eine Beerbung des Kindes in väterlicher Gewalt ermöglicht, m 
hiernach wird mit Keller ein Transmiſſionsfall infofern zu ſtatuiren fein, ale d 
Fiction, daß die Erbſchaft dem Kinde erworben fei, eine Transmiljion derſelben af 
gleichen Perfonen vermittelt, an welche die fonjtige Erbſchaft des Kindes nach Prepnck 
und Niesbrauch gelangen würde. V. T.e.c. in integrum restitutioniset 
in den Quellen zugelaffen, wo ber Delat bei Lebzeiten durch absentia reipublicae ecta 
und rechtliche Hinderniffe am Erwerbe der Erbſchaft gehindert ward. Mande jint ee 
neigt, fie auf jeden Neftitutionsgrund hin zu verftatten; da aber die Quellen error £! 
ignorantia geradezu ausſchließen (ogl. IT, b.), fo ift dieſe Erweiterung nidt und 
lich. — Von den genannten Transmifjionen ift nur die Juſtinianeiſche, unter Ainız 
freilich der Verhältniffe der Friſt, in den C. N., das Preuß. AUR. und das <i 
3.9.8. aufgenommen, und in den deutfchen Geſetzbüchern auch auf die Vertrageertit: 
R ausgedehnt worden. 
5 Quellen: Gajus II, 35. II, 65. Ulpian. XIX, 13. 
J D. 29,5. 1.4.8.3. 1.5. D. 37, 4. 1. 12. D. 37, 
1.1.8.1. D, 38, 7. 1.4 8.28. D. 44, 4. 11.0.2, 51, 
h €. 6, 30. Titt. C. 6, 51 1.8. C. 6, 61. . 158. 
Y — Breuß. ACER. Tp. 1. Tit. 9. 8. 367. 370. 383. 397. Til 
8.6.8. 58. 2010. 2551. 















5 T. Theod. 1812. Steppes, X. nad Röm. R. Wiebing, T. Juftin, Tpibanı, Er 
f fuge II. 7. Sranz. ir u " % “ hi 
. Biebing 


F Trauerjahr. Nach älterem röm. R. ſollte die Wittwe ihren verftorbenen Kir 
Bi „en züchtig Jahr⸗ von zehn Monaten beweinen, wozu noch als Hindernig einer Bir 
E verehelihung vor Ablauf dieſes Zeitraums (tie aud im Falle der Scheidung) die tet | 
! vor turbatio sanguinis Hinzutrat. Theodos I. machte aus dem alten zehmmonalia: 
K ein zwölfmonatliges T. — Frühzeitigere Wiederverehelichung war geftattet, man 
r Frau feit dent Tode geboren hatte, dies aber, wie Bangerom hervorhebt, mır inf“ 
eine8 ber Trauer umvlrbigen Mannes, quem more majorum lugeri non oprt 
Nach einer Verordnung Juſtinians gilt es auch als Verlegung des T, wenn die = 
während beffen ein Kind gebiert, von weldem es gewiß ift, dafs der Verſtorbene ri: 
Vater fein fonnte; ftreitig ift, ob die auf Unzucht überhaupt auszudehnen fe. j 

Die vorzeitige Ehe ift nicht ungliltig, aber die Verlegung des T. zieht mehrer m 
theilige Folgen nad fih: 


Bene 
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a) Die Frau war nah röm. R. infam; deögleichen die bei der Wiederverehelichung 
ketheiligten Männer. Diefe Infamie hat das can. R. aufgehoben. 

b) Unter den chriſtlichen Kaiſern kamen Vermögensnachtheile Hinzu. Ab intestato 
erben Tann die Frau nur von Verwandten bi8 zum dritten Grade einfchließlih. Aus 
Zeitament oder Schenkung kann fie nicht erwerben. Alles, was fie von ihrem vorigen 
Manne erhalten bat, verliert fie an deſſen Descenventen, Ascendenten, Geſchwiſter, zu- 
legt an den Fiscus. Dem neuen Gatten kann fie guf feine Weife mehr al8 ein Drittel 
ihres Vermögens zuwenden. Diefe Strafen kann der Regent erlaffen, jedodh nur, wenn 


die wieberhetrathende Frau die Hälfte ihres Vermögens zur Zeit der Wiederverehelichung 


ihren Kindern fofort abtritt, und zwar vollitändig, ohne Vorbehalt des Niesbrauchs. 

Sehr beftritten ift die gemeinvechtlide Gültigkeit diefer Beftimmungen. Heutzutage 
feinen fie doch, etwa mit einzelnen Ausnahmen, entſchieden dejuet. 

Auch die Barticulargefetgebungen behandeln den nicht vollendeten Ablauf bes T. 
als auffchtebendes Ehehindernig. — Die franzöfiice Frift find zehn Monate, — Das 
Preuß. A. LR. fieht Hauptfächlich auf die Gefahr der turbatio sanguinis. Die Wittwe 
darf nach neun Monaten wiederheirathen, over jofort nad) der Niederfunft. Dispenſation 
iſt zuläſſig. Der Wittwer darf nach ſechs Wochen wiederheirathen. 

Quellen: Tit. C. de secundis nuptiis V. 9. Si secundo nupserit V, 10. Die Nov. 
‚und 2. C. 3 X. de secundis nuptis IV, 21. Preuß. A.L. R. II, 1. 88. 19—24. C.N. 

Lit.: Föhr im Magazin für Rechtswiſſenſch. u. Gefetgebung III. und im Arch. für civ. 
praxis XVI. — Marezoll in der Gießener Zeitfhr. V. — Slüd XXIV. — Sintenis 
IM. — Rudorff, Grunbriß 88. 378. 379. Rivier. 

Trekel, Albreht Dietrich, geb. 1707 zu Hamburg, flubirte in Frankfurt 
a.O., Leipzig und Halle, ftarb 1764. 

Schriften: Tract. de origine atque progresmu testamentifactionis praes. apud Ro- 
nanos, Lips. 1739. — Select. antiquit. Rom., Hag. Com. 1745. — B. Brissonii anti- 
juitatum ex jure civili select. libri IV rec. emend. inst. T., Lips. 1741. — Opera Bris- 
;onii minora varii argumenti, Lugd. Batav. 1747. 

Lit.: Siebenkees, Neues Zurift. Magazin, Ansb. 1784, 1. S. 530 — 532. . 

| Teihmann. 

Trödelvertrag, nicht Vertrag des Trödlers, als des Kleinhändlers mit alten 
Sachen u. dgl., D. H.G.B. U. 10, vielmehr em, im röm. R. unter den Innominat⸗ 
ontracten bervortretender Bertrag nach der Formel do ut des, bineimnfpielend in bie 
Sormel do ut facias, ebenſo aber auch in alle vier Confenfualverträge, Kauf, Miethe, 
Mandat, Societät; daher von ſchwankender Bedeutung; ſchwankend nur infofern, als in 
edem einzelnen Fall die Willengmeinung der Abichliegenden näherer Erforſchung bedarf. 
Der allgemeine Charakter des Geſchäfts befteht darin, daß dem Trödler eine Sache auf 
Rüdgabe oder Zahlung einer beſtimmten Summe (contractus aestimatorius) gegeben 
vird in der Meinung, daß er fuchen werde, fie zu verkaufen. Zu foldem Bemühen ift 
r der Regel nach nicht verpflichtet; etwaiger Mehrerlös ıft fein; doch darf er fich für 
eın Bemühen auch einen Lohn bedingen. Das Eigenthum geht durch die Hingabe nicht 
uf den Trödler über; wohl aber trägt er bie Gefahr, e8 müßte denn fein, daß ber 
Unſtoß zum Geſchäft allein oder doch mwejentlih vom Geber der Sache auögegangen. 
Sehr beftritten). Kein T., wenn der Geber auf Verlangen des Empfängers die Sache 
ich Ablauf einer beftimmten Zeit zurückzunehmen verbunden fein fol. Iſt eine Rück⸗ 
jabefrift beftimmt, fo darf der Empfänger nach deren Ablauf nur noch den Preis leiften. 
— Eine folche Friftbeftimmung, einen „feſtgeſetzten Termin”, hat das Preuß. A. L.R. in 
te Begriffsbeftimmung hineingenonmmen; mit deren Ablauf geht das Eigenthum auf den 
Erödler itber, von dem bis dahın die Sache nicht zurücigeforbert werben Tann, während 
ana dem Geber ein „Forderungsrecht“ auf Rüdnahme gewahrt bleibt. Beſonders 
rörtert wird der Verkaufsauftrag. Als ſolchen behandelt das Defterr. ©.B. grund- 
äglih den T., ohne diefen Namen aufzunehmen, daher auch übergehend von beweglichen 
uf unbewegliche Saden. Gleich dem Preuß. behandelt das B. G. B. für das Königr. 

v. Dolgendeorff, Rechtdlexikon 2. 36 
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Sachſen den T. als einen felbftändigen Vertrag an beweglichem Gut: es lift wi 
jenes fir den zufälligen Untergang den Trödler nicht haften. Erſatz von Berwatun: 
Ipricht e8 ihm zu, ſoweit fie bis zu Berfauf oder Ruckgabe nothwendig gemein. Arc 
e8 zur Nüdgabe, fo erfolgt fie an der Sade nebft Zubehörungen und Zuwachs 
Sachſen auch mit den gezogenen Früchten, nicht fo in Preußen. Der Dritte, mik 
vom Trödler lauft, tritt Dadurch in Fein Rechtsverhältniß zum Geber der Sache. 2: 
Klage des Geber gegen den Trödler (nad rim. R. nicht alternativ, fonden mt ic 
incerta intentio der a. praescr. verbis) geht auf die Erben über; ebenjo geben ır 
die Erben des Trödlers deſſen Klaganfprüche über, fowie die etwatgen Regreßanirte 
wegen Eviction, Gewährsmängeln u. dgl. m. 

Lit. u. og: De aestimatoria D. 19, 3. Chambon, Die Lehre vw. contr. aetr 
Beitr. 3. Oblig.®. I; dazu Brinz, Mit. Blätter N 1. Köchy, Eigenth.Uebergang kr 
Tr. Meditationen N. 14. — %. oder pdctum de retroemendo v. Stattgerichttrath En“ 
Arch. f. prakt. Rechtswiſſ. N. F. 2. ©. 335 f. — Preuß. A.L. R. I, 11. 8. 311-2 
Defterr. ©.B. 85. 1086—1088. G. B. f. d. Königr. Sachſen $$. 1291 an r 

apet. 


Troplong, Raymond Théodore, geb. 8. Octbr. 1795 zu St Gun 
wurde 24 Jahr alt Staatsprocuratorgehilfe in Alencon, dann Staatsprocurator in 27- 
tena, Generaladvocat in Baftin, darauf Präfivent einer Kammer ves Gerhtäkde : 
Nancy, 1835 Rath am Caſſationshofe, Tpäter deſſen Präfivdent, 1846 Pair de Fr. 
1854 erfter Präfident des Senats, ftarb 28. Februar 1869. 


Säriften: De la souverainete des ducs de Lorraine sur le Barrois, Par. 19? - 
Du pouvoir de l’etat sur l’enseignement, Par. 1844. — De l’influence du christian:v 
sur le droit civil des Romains, Par. 3. ed. 1868, — Le droit civil explique sc 
l’ordre des articles du code, Par. 1833—58, 27 vol., enthält: Comm. sur le conut 
mariage 3. ed. 1857. — Comm. de la vente, 5.ed. 1856 (ital. v. Dematteis, \s 
1857). — Comm. de l’echange et du louage, 3. dd. 1852 (ital. v. Logatto. \4 
1859). — Comm. sur le contrat des societes civiles et commerciales, 1813. — (u: 
du pr&t, du depöt, du sequestre, des contrats aleatoires, 18145 (ital. Nap. 1847). — le: 
du mandat, du cautionnement et des transactions, 1845. 46. — Comm. de la conni: 
par corps, 1847. — Comm. du nantissement, du gage et de l’antichrese, IN. - 
Gomm. des privileges et bypothäques, 5. éd. 1854 (ital. v. Logatto, Nap. Isl.- 
Transcription en matiere hypoth. (loi de 1855). 2.ed. 1864. — Comm. de Ta rest} 
tion, 4. ed. 1857. — Des donations entre-vifs et des testaments, 1862. — Traitt ? 
donations. 

tit.: Bouillet, Diet. univ. d’hist. et de geographie 21ime dd. Par. 186%. 

Teihmant 


Trunkenheit (und ebenfo jede nicht durch die Einwirkung geiftiger Geträntt do 


vorgerufene Beraufhung) kommt im Strafrecht zunächft 1) wegen ihres init 


auf die Zurechnung in Betracht. Man kann in diefer Hinficht die fog. zufällige: 
verfhuldete („culpofe”) und die „dohoſe“ T. umterfcheiden. Verſchuldete T if! 
gemöhnlichfte Tall, zufällige (3. B. durch Hinterlift eines Anderen herbeigefübn : 
ebenfo eine Ausnahme wie die dolofe T,, d. h. diejenige, in welche ſich Jemand mi 
Abfiht, im trunkenen Zuſtand ein beſtimmtes Verbrechen zu begehen, verlegt bit. © 
fommt aber andererfeitd auch der Grad der T. in Betracht. Nur bie ſog vollt! 
(„Befoffenheit“) kann die Zurechnung ausſchließen. Volle T. ift aber freilich mi: !* 
dann vorhanden, wern der Betrunfene alles Bewußtfein verloren hat, fondern Iden = 
wenn die Berauſchung ihm die pſychiſche Freiheit (Selbftbeftunmungsfähigfeit; et - 
Möglichkeit der Einfiht in die Unerlaubtheit feines Verhaltens raubt. Was Amar: 
voller zufäliger T. thut, Tann ihm mie zugerechnet werben; mar die 2. ° 
ſchuldet, fo ift e8 möglich (nicht aber nothwendig), daß auch betreffs des in ar : 
Gethanen ftrafbare Culpa vorliegt, war Die volle T. endlich eine dolofe im obigen <T- 
fo ift das in derfelben begangene Verbrechen zur Abſicht zuzurechnen, da e im Lu“ 
zufammenhang fteht mit dem Dolus, welcher bei dem Thäter obwaltete, alb a m i 
T. verſetzte. Dieſe Anficht, welche getheilt wird von Abegg, Marezoll, Ritt! 
maier, Bekker, Wächter, Berner, Geib, Dollmannn. v. A, m" 
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usdrädtich vom Würtemb., Hefl., Bad., Thüring., Defterr., Hamb. G. B. adoptirt worden 
tt, hat auch ihre Gegner (unter die namentlih Krug, Köftlin, Hälfchner gehören), 
je gewöhnlich in den betreffenden Fällen von einer Yahrläffigfeit reden, was aber ven 
hatſächlichen Borausfegungen geradezu widerſpricht. Vgl. noch über die fog. actio 
ibera in caussa s. ad libertatem relata den I. Br. ©. 512. — Die nidt volle T. 
nuß, ſofern fie nicht eine doloſe iſt, als Strafminderungs- oder als Strafmilderungs- 
mund gelten, je nachdem fie fich von der vollen T., bzw. einem Zuſtand der Zurech⸗ 
ungsunfähigkeit mehr oder weniger entfernt. Es iſt daher verfehlt, wenn nach würtemb., 
büring. und öfter. R. die T. nur entwever ald Strafminderungdgrund oder als die 
Zurechnung ganz ausſchließender Zuftand zu behandeln iſt (betreffs der jonftigen, zum 
EBeil nicht zu billigenden Beftimmungen des Defterr. Str. G. B. über T. |. die unten an= 
führten Auflige in der öfterr. Gerichtöztg.). Das Preuß. Str.G.B. führt die T. unter 
en Strafausſchließungsgründen nicht an, jo daß fich die Praxis zu einer Auslegung des 
. 40 bemüfligt ſah, die eigentlich eine analoge Anwendung deſſelben iſt. Auch die No. 
entwürfe nennen die T. nicht bejonderd. Weder unter den 8. 46 des L, noch unter 
en $. 49 des II. Entw. bez. $. 51 des Nd. Str. G. B. (verb.: „in einem Zuſtande von 
Jewußtlofigfeit oder krankhafter Störung der Geiftesthätigfeit”) läßt fich jeder Ball, in 
when volle T. die Zurechnung ausichließt, ohne Zwang ſubſumiren. — T. ericheint 
ner 2) in unferen Geſetzen ald eine Polizeiübertretung, natürlich nicht ſchlechthin, fon- 
ern bei Dem Hinzutreten (im Einzelnen ſehr verfchtedener) qualificrender Umftände. Das 
zreuß. Str.©.B. beftraft denjenigen fogar wegen eines Vergehens, der „ven Trunfe 
ch dergeftalt Hingibt, daß er in einen Zuſtand verfinft, in welchem zu feinen Unter- 
alte oder zum.Unterhalte derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet iſt, durch Ver— 
üttelung der Behörde fremde Hilfe in Anſpruch genommen werden muß“ (diefe Beftim- 
ung lehnt fid, an den U. 24 des Wurtemb. Pol.Str.G.). Zur eriminellen Strafe kann 
oh polizeiliche Einiparung in ein Arbeitshaus als „eorrectionelle Strafhaft Hinzus 
ceten“. Aehnlich das Nd. Str. G.B., welches den Fall aber unter die Uebertretungen 
ellt. 


Lit.: Mittermaier, N. A. XII. S. 1 ff. W. Weſſely, Oeſterr. Ger.Ztg. 1858 
d. 96 f. Geyer, ebend. 1863 N. 141 f. Wächter, Sächſ.⸗Thür. Strafrecht ©. 316 ff., 
97 ff. 


Pigb. Würtemberg A. 97, 110, 3. 1; Pol.Str. Geſ. A. 24— 26. Heſſen A. 37, 
8; Pol.Str.Geſ. A. 219. Baden 88. 76, 77, 153; Pol.Str. G. 88. 76, 99. Preußen 
5. 119, 120. Oeſterreich 88. 2 litt. e, 236, 523. Baiern 9.67, 68; Pol.Str. Geſ. A. 98, 
39. Hamburg A. 26. Oeſterr. Entw. eines Pol.Str. Geſ. F. 104. Nd. I. Entw. 8. 350. 
[, Entw. 88. 357 3. 5, 358. Nd. Str. G.B. 88. 361 3. 5, 362. | 
Geyer. 

Tudeſchis, Nicolaus de, Abbas BPanormitanus, geb. zu Catana, wurde 
zenedictiner, Erzbiihof von Palermo, wohnte dem Bafeler Concile bei, wurde Carbinal, 
gatus a latere in Deutichland, zog fih 1443 nach Palermo zurüd, farb 1445 (Lu- 
erna juris). 

Schriften: Judiciarius ordo, 1483; Venet. 1492; Par. 1508; Colon. 1555. — Comm. 
ı Decret. Greg. IX., Venet. 1617. 

Lit.: v. Stinging, Geld. d pop. Lit. d. röm.scan. R., Leipz. 1867, ©. 245. — Her» 
098 Nealencyclopädie AT. ©. 64.— Morery, Grand dict. historique, 1692. - De Wal, 
Jeiträge zur Literargeſch. des Civ. Pre. (von Stinking berausg.), Erl. 1866, ©. 26. 27. 

Teihmann. 

Tutorium nennt man heutzutage das Decret der Obervormundichaftöbehörde, 
urch welches dem Bormunde fein Ant übertragen wird. ine folche obrigfeitliche Be— 
allung ift feit ver RP.O. von 1577 (Tit. 32. 8. 2, ebenfo nad) Preuß. AU.LN. 88. 222. 
23 II, 18), mit Ausnahme des Vaters und väterlichen Großvaters, für jeden Vormund 
eforverlich, aus welchem Grunde er immer zur Vormundſchaft berufen ſei (fog. conär- 
aatio juris Germanici). Nach rim. R. hingegen kam, außer in dem alle ber regel- 
räßigen datio tutoris, eine Beftallung durch den Nichter (ſog. confirmatio juris Ro- 
1anı) nur noch dann vor, wenn es an einem der Erforverniffe ver letztwilligen Bor: 
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mundſchaft fehlte (tutela testamentaria imperfecta s. minus plena, D.26, 3; 0.5.2 
— Die gemeinrechtliche Beftallung hat die Bedeutimg, daß erft mit dieſer die Boruzr: 
Ihaft angetreten wird, fomit erft von dieſem Zeitpunkt an die vormundichaaee 
Berantwortung beginnt (R.P.O. ibid.). Vorher ift der berufene Vormund mr im. 
verpflichtet, die jchleunige Ausfertigung der Beftallung zu bewirken; außerdem mE 1 
mr im Falle ver Noth handeln. Dem gegenüber verpflichtete das rom. R. den 8: 
mund von dem Wugenblide an, wo ihm die Berufung zur Vormundſchaft (m Yale 1 
terlicher Delation fett Publication des Decrets) bekannt geworben war (1. 1. 8.1... 
8. 10. 1. 17. D. 26, 7). Bei der römifcherechtlichen Confirmation fiel zwar, wie mr 
gem. R., der Antritt mit der Beftallung zufammen, doch unterfcyeidet ſich dieſe ver = 
deutfch = rechtlichen dadurdy, daß der Berufene wohl ein Recht, nicht aber, wie bei ver & 
teren, die Pflicht hatte, die Beſtallung nachzuſuchen. — Bor der Beftallung hat ar- 
“ wärtig das Obervormunbichaftegericht ſtets die Tauglichkeit des Vormunds zu rrie 
(R.P.O. ibid.); bei der röm. Confirmation war dies dann nicht nöthig, wenn der Ki: 
jelbft den Vormund bezeichnet hatte (1. 1. 8. 2. D. 26, 3; 8. 5. Inst. 1, 13). 22 
Vormund hat feinerfeitö bei der Beftallung die Erfüllung der vormundſchaftlichen Pi 
eidlich zu verfprechen (R.P.O. ibid. $. 3), in der neueren Prarid und nah Prl.i” 
(8. 220 t. c.) genügt ein Handgelöbniß; nah röm. R. fand eidliche Berpflihtn: 
Bormunds bei der cnra furiosi (1. 7. 88. 5. 6. C. 5, 70), Tpäter aud bei Alte 
mundfcaften (Nov. 72. c. 2. 8) ftatt. leichzeitig liegt dem Vormunde ob, den Fr: 
del durd; Pfand oder Bürgihaft — nah röm. R. konnten alle übrigen Vomud 
außer dem von der Cautionsleiſtung ganz befreiten tutor testamentarius und a mic 
stratu ex inquisitione datus (pr. Inst. 1, 24), nur Burgſchaft beftellen (1. 4.5: 
D. 46, 6; 1. 7. D. 46, 5) — Sicherheit zu leiſten (RPO. 1. ce). Endlich mer 
Bormund gleich nach der Beftallung ein Inventar über das Pupillarvermögen mit: 
(1. 24. C. 5, 37; 1. 13. C. 5, 51; RBO. t. c. 8. 3), wenn ihn der Exrblaikr > 
von nicht befreit hat (1. 13. 8. 1. C. 5, 51), fonft wird er abgefett (1. 13.8. 1.it 
und zum Erſatz des dur Würderungseid des Mundels feftgefetten Schadens vennie- 
(1. 7. pr D. 26, 7). — Die Beitallung muß zugleich die beionderen Einfhräntez 
und Imftructtonen enthalten, die das Gericht vorſchreiben will (Pr. A. OR. 8 437: 
fehlen folche, fo bat der Vormund fih nach den allgemeinen geſetzlichen Beine: 
über feine Rechte und Pflichten zu richten. Durch das T. ift der Vormund old N 
treter des Mündels legitimirt (Pr. A. L. R. 8. 221 t. c.). 

Lit.: Glück, Kommentar XXIX. ©. 305 f.; XXX. ©. 152 ff.: Rudorff, Des ® 


f 
der Votmundſchaft. II. S. 211 ff; Kraut, Die Bormunbfchaft zc., I. S. 235 1. 8.1" 
Bindfeeid, Lehrbuch II. 88. 436. 433 N. 10. 11; Förſter, Gem. preu all = 
. . au 


Tzerftedt, Brand von, war Rathoherr zu Liineburg und ſtarb 1451. 
Er ſchrieb eine 1442 zu Lüneburg vollendete „Gloſſe“ zum Sachfenfpiegel. 
Lit.: Stobbe I. 392. 383. Teihmant. 


u. 


Ueberhaugsrecht und Ueberfallsrecht. Nach röm. R. gehören die m? 
Nachbargrundſtück herüberhängenden Zweige und Früchte nicht weniger dem Eigene 
bes Baumes, als die in dem Luftraum feines eigenen Grundſtücks befindlichen. Mo 
Nachbar ift fogar verpflichtet, das Auflefen der auf fein Grundftäct herüberile 
Früchte unter gewiflen in feinem Intereſſe getroffenen Beſchränkungen dem Baum 
thümer zu geftatten. Die älteren deutſchen Rechtsquellen ſprechen aber bardını e 
Eigenthümer des Nachbargrundſtücks das Eigenthum an den gedachten Aeſten und Fit: 
zu. Einige freilich nur unter Beſchränkungen, jo daß fie dem Cigenthümer des Baund V 
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Recht geben, die in das Nachbargrundftüd hineinreichenden Zweige zu fich herüberzüziehen, und 
im Nachbar Kigenthum nur an denen geben, bei welchen dies nicht gelingt; ober 
ap fie dem Nachbar nur die bereits herübergefallenen, nicht aber die herüberragenven 
Früchte (aljo das Weberfallsrecht, aber nicht das Ueberhangsrecht) zuſprechen (©. 3. B. 
Zächſ. Weichbildr. A. 126, Sächſ. Landr. II. A. 52, Verm. Sſp. IL, 2, 14). Im 
gemeinen Sachſenrecht hat ſich das deutſch⸗rechtliche Princip, welches man mit vollem 
Reht auch auf die in das Nachbargrundſtück Hineinreichenden Wurzeln ausgedehnt 
at, erhalten. Ob vemfelben überhaupt gemeinrechtliche Bedeutung beizulegen, ift be 
hitten. Die meiften Schriftiteller Teugnen e8, laſſen das Princip Daher nur da gelten, 
oo es ſich partifularrechtlich erhalten bat. Von den neueren Partitularrechten ſpricht 
as Preuß. L.R. (Th. I Ti. 9 88. 287—290) zunäcft dem Grundſtücksbeſitzer bie 
Befugniß zu, die unter feinem Grund und Boden fortlaufenden Wurzeln und bie über 
eine Grenze berüberhängenden Zweige fremder Bäume zu bejeitigen, verpflichtet ihn aber 
n diefem Falle, das Holz dem Cigenthümer des Baumes auszuliefern. Wenn der 
Srundfticlöbeftger aber die Zweige duldet, jo darf er nad dem L.R. fich diejenigen 
früchte aneignen, welche der Eigenthümer des Baumes nicht würde einfammeln fünnen, 
hne den Grund des Nahbars zu betreten. Dieſe Grundfüge bat dem Weſen nad 
uch das Sächſ. G.B. (8. 362 f.) adoptirt. Nur ſpricht es dem Nachbar das Cigen- 
hum an den abgefchnittenen Wurzeln (nicht auch am den Zweigen) zu; anbererfeitö aber 
icht fchlechtweg an allen Früchten, die der Eigenthlimer des Baumes nicht einfammeln 
mn, ohne das Nachbargrundftüd zu betreten, ſondern nur an ben herübergefallenen. 
das Oeſterr. ©.B. ($. 422) hat durchaus die alten deutſchrechtlichen Grundfäge ſanctioniri. 
Lit.: Hillebrand in ber Zeitfchr. f. deutſches R. IX. ©. 310 ff. Haubold, Lehrb. 
8 Könige. fühl. Priv. R., I. $. 362. Lewis. 
Ueberſchwemmung. Unter dem Titel der gemeingefährlichen Verbredyen bedrohen 
te neueren Strafgelegbücher GSachſen, U. 216. 217. Heſſen, 4. 420—423. 
büringen, 9. 169. Wbf. 1. Braunſchweig, 8 209. Baiern, U. 354, 355. 
Jaden, $. 563. Breußen, $. 290—293) die vorfäglige und die fahrläffige Ver- 
rſachung einer Ueberſchwemmung Die gejeslichen Beftimmungen der gemeinrechtlichen 
Auellen boten für die Beſtrafung diejed Verbrechens fo gut wie gar feinen Anhalt; denn 
inzelne Stellen des corp. jur. Civ. (l. 10. D. de extraordin. erim. und 1. un. Cod. 
e Nili aggeribus non rumpendis) enthielten nur Verbote gegen das zu frühe Durch⸗ 
een der Nildämme, um dadurch eimtretende Unfruchtbarkeit zu hindern. Dennoch find 
ı der Praxis des |. g. gemeinen deutſchen Strafrechts dieſe Stellen des rim. R. in 
naloger Weife in Anwendung gebracht, wenn auch jelbftverftändlih ohne Anwendung 
er Strafe, welche nach der Vorſchrift des codex im Verbrennen beftehen follte. Wegen 
ieſes Fehlens der gejegfichen gemeinrechtlihen Baſis war denn bet der praftifchen Hand⸗ 
abung dieſes Verbrechen Manches zweifelhaft, Zunächſt, ob blos das doloſe oder auch 
08 culpofe Verurſachen einer Ueberſchwemmung mit Strafe zu belegen fei; ſodann bie 
dründe für die verſchiedenen Strafumterfchiede — denn ein Anderes ıft e8, ob durch bie 
)urchſtechung der Dämme Gefahr fir menjchliches Leben und für. fremdes Vermögen 
atfteht, oder ob die Ueberfchwenmung dadurch verurſacht wird, daß unbefugtermeife 
Schleufen geöffnet werden, oder ob ein kleiner Privatdamm durchſtochen wird, welcher 
diglih zum Schutze eined einzelnen Privatmannes dient. Die jet geltenden Geſetze 
aben bald mit größerer, bald mit geringerer Kafuiftit diefe und andere Fragen zu be 
ntworten gefucht; einzelne 3. B. das Braunſchweigiſche erwähnen nur die Verur⸗ 
hung einer Ueberſchwemmung und ftellen für dieſes Verbrechen in Gemeinfchaft mit 
nderen gemeingefährlichen, da8 Vermögen bevrohenden Verbrechen eine gemeinſchaftliche 
Strafbeftimmung auf. Das Preußiſche Str.®.B. unterfcheidet, ob die vorſätzliche 
krurfachung einer Ueberſchwemmung Gefahr für das Leben Anderer gehabt hat (8. 290. 
Strafe: 10jähriges bis Tebenslängliches Zuchthaus, und wenn ein Menſch das Leben 
rloren bat, Todesſtrafe) oder ob ohne Gefahr für das Leben, gemeine Gefahr für Das 
igenthum Anderer entftanden war ($. 291. Strafe: Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig 
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Sahren) oder ob die Ueberſchwemmung lediglich in der Abſicht verurſacht mar, vi €. 
genthum des Thäters gegen Gefahr zu fchiiten (8. 292. Strafe: Gefängnik ver m 
bi8 zu fünf Jahren). Die durch Fahrläſſigkeit verurfachte Ueberſchwemmung 13. 3: 
wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, und, wenn im Bolge der Ueberſchwentr: 
ein Menfch das Leben verloren bat, mit Gefängmiß von zwei Monaten Bis zc 
Jahren beftraft. (Vergl. Deutſches Str.G.B. 88. 312—314; 325). 
Lit: Vgl. die Th. 1. ©. 554 Nr. 3 angeführten Lehrbücher bes Strafredts. de 
Jodi 
Unfähigkeit des Richters. Im weiteren und abſoluten Sinn ift jeder uf, 
weldem es an der nöthigen Qualififation zum Richteramt fehlt. Die poſitiven &r- 
derniſſe dafür find durd das Partikularrecht vorgefchrieben. In Deutſchland, m - 
Frankreich, wird männliches Gefchlecht, Bollgenuß der bürgerlichen Ehre und Nebtär 
verlangt, welche letztere in den deutichen Staaten durch Ablegung ber vergdarike: 
Eramina nachgewiefen werden muß, während in Franfreih, wo die Richter ai‘ 
Advokatur hervorgehen, in diefer Hinſicht die Vorfchriften über den Zutritt zu Izr: 
maßgebend find. Mitunter ift auch beftinmtes Alter und Zugehörigkeit zu den trat! 
lichen ſ. g. Reichskonfeſſionen (nicht aber in Preußen, Frankreich) vorgeſchrieben 9. 
der Natur der Sache folgt endlich, daß der Richter auch die volle Wahrnehmus- =: 
Urtbeilsfähigteit beiten muß, alfo Geiftesfrankbeit, Taubftummbeit u. dgl. ebenfak :: 
fähig macht. Im engeren Sinne fpricht man dagegen von Unfähigkeit (Inbahit: 
Richter), wenn diefer an und für fi fähig iſt, die richterlichen Funktionen wahse 
men, aber nur in einem gegebenen Falle daran „behindert“ (fo nach dem technilchen ir 
drud der Hannov. Pre.Ordn. 8. 21 und des Nd. Entwurfes $. 22; im Sm 
brauch des gem. Proceſſes inhabilis) iſt. Dies findet ftatt, wenn es ſich I. = 
eine eigene Sache (propria causa, d. h. ea causa, cuius emolumentum vel dam. 
ad aliquem suo nomine pertinet) hanbelt; fo auch nad) der Preuß. Ger.O. LI. 
Ti. 3. 8. 12. u. TH. I Ti. 2. 8. 143 („ein oder auch nur entfernte te’ 
bet dem Ausfall des Proceſſes“), Hannov. Pre.Ordn. 8. 21 n. 1 („and me m: 
bares Intereſſe“), Nordd. Entw. 8. 22 („in Sachen, in welchen er felbft Part te 
in Anfehung welcher er zu einer Partei in dem Verhältniffe eines Mitberechtigien N: 
verpflichteten oder Regreßpflichtigen fteht”), 2. in Sachen feiner Ehefrau, feiner m“ 
Bermandten oder Verſchwägerten, Hausgenoffen oder Mundel, jo nach gem. Sm: 
ähnlich nach Preuß. Ger.O. Th. I. Tit. 2. 8. 143 („wenn er mit einer Parteı m: 
oder abfteigender Linie oder im vierten Grade der Seitenlinie verwandt oder verldms“ 
oder mit einer Partei oder deren nahen Verwandten verlobt ift oder in Heiratbeurt 
Handlungen fteht”), Hannov. Pre.Oron. 8. 21.n. 1 („feine Verwandten oder Vaitt 
gerten in auf und abfteigender Pine, feine Seitenvermandten bis zum vierten Cr 
einschließlich, feine Verfchwägerten in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade, fin & 
frau oder DVerlobte, fein Vormund oder feine Pflegebefohlenen bei dem Ausyanz -' 
Rechtöftrettes ein auch nur mittelbare Intereffe haben’), Nordd. Entw. 8. 22. n. 2.31. 
Sachen feiner Ehefrau, auch wen die Ehe nicht mehr befteht, in Sachen von Perlen, 7 
welchen er in gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Wdoption verbunden, in kr” 
tenlinte bis zum dritten Grade vermandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert it, = 
wern die Ehe, durch welche die Schwägerfchaft begründet ift, nicht mehr befteht”), 3. 7” 
befonderer Freundfchaft oder Feindſchaft zu einer Partei. Während aber nach gemeinen #7 
ceß damit die Fälle der relativen Unfähigkeit nicht erichöpft find, vielmehr aud in ud 
wo der Richter ein Intereffe an der einen oder anderen Partei hat, eine Ibhebit. 
eintreten Tann, zählen die erwähnten Partikular⸗Pre. Ordnn. außer den gan: 
nur noch beftimmte Fälle auf, in denen ſich der Nichter feiner Thätigfeit enthalten 7 
Pr. ©.D. Th. III. Tit. 3. 8. 14, wenn er Rath) in der Sache ertheilt at, Sm 
Pre. d. 8. 21. n. 5. 7, 8. 22, wenn er im ber betreffenden Sache als Zeuge dr ©" 
verftändiger vernommen oder vorgeſchlagen ift oder in der früheren Inffanj als RE 
mitgewirkt hat; Nordd. Entw. 8. 22. n. 4, wenn er Vrocekbevollmächtigter der IT x 
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tand einer der Parteien ift oder als geſetzlicher Vertreter einer Partei aufzutreten berech- 
igt iſt). Die Mitwirkung eines judex inbabilis madt die Berbandlung nah gem. 
Broceß nichtig. Auch kann die Parter, wenn der Richter troß feiner Inhabilität eine 
funktionen wahrnehmen will, das durch Anbringung eines Ablehmungsgefuches verhin= 
ern. Im übrigen |. den Art. Verdächtigkeit des Richters. 3. Dinſchi 
.Hinſchius. 


Unfruchtbarmachung: Die abſichtliche Beraubung der Zeugungsfähigfeit, wo— 
uch Die Beiwohnung nicht nothwendig unmöglich jedenfalls aber fruchtlos gemacht 
mivd, sterilitatis procuratio. Die L. cornelia de sic. beitraft nur die Zerſtörung des 
männlichen Zeugungsvermögene. Die kirchlichen Straf und Bußrechte betrachten bie 
U. aus Dem Geſichtspunkte einer Bereitelung künftiger Gefchlechter und ftellen den Thäter 
eines ſolchen Frevels einem Todtſchläger gleich. So zahlreih die Pönitenzen der Bußbücher 
der Kirche gegen dieſes Verbrechen an der Geſchlechtsfunktion find und fo tief der fittliche 
Abſchen fih in der Auffafjung diefes in der Strafbarfeit der Tödtung gleichgeftellten 
Frevels ausipricht, jo Hat fid, doch die Kirche von diefer an die phrugiiche Attismythe, 
die Kaftration der Gallen, ver Nilspriefter u. a. erimmernden Schmach feit den 17. 
Sahrhunderte nicht rein erhalten. Weil e8 für ein Aergerniß galt, wenn Frauen in 
der Kirche fangen und Knaben für ben funftreihen Geſang nicht ausreichten, wurden 
Kaftraten zum Gebraude in der Kirche verwendet, die der Gegenfland hoher Bewunderung 
waren, an feiner Kirche wie bei feiner opera seria fehlen durften. 

Nach der Karolina traf die vorläglihe und boshafte Verurſachung der Impotenz 
und Sterilität die Strafe des Todtichlaged. Wie diefe im U. 133 unter Einem aud 
von der Frau fpricht „jo fie e8 an jr ſelbs thette“ faſſen auch jpätere Landesſtrafgeſetze 
die U. mit dem Halle der Leibesfruchtabtreibung unpafiend zufammen. Das neuere 
Recht legt nit Gewicht auf die Vorftellung als vb die U. eine Tödtung Fünftiger 
Geichlechter je. Nicht die Entgeiftung der Geſchlechtsfunktion, nicht der zerftörende 
Einfluß auf das menſchliche Gefühl des Entmannten, vielmehr die ſchwere Körper: 
verlegung ift e8, welche der Strafpiöpofition der neueren Gefeßgebungen zum Grunde 
legt. Die U. wird nicht mehr als ſelbſtändiges Verbrechen behandelt, nur als 
ein beſonders ſchwerer Verletzungserfolg des Berbrediend der Körper: ober Ges 
ſundheitsverletzung mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren beſtraft. Zu dieſem ſchweren 
Verletzungserfolg zählt auch die Bewirkung eines Gebärmuttervorfalles. Zum That—⸗ 
beſtande der Körperverletzung oder der Geſundheitsſtörung in dieſer Beziehung iſt nicht 
nothwendig, daß Das angewendete Mittel unmittelbar den Verluſt der Zeugungsfähigkeit 
herbeigeführt hat; es genügt, wenn daſſelbe in Verbindung mit anderen Umſtänden mittel- 
bar wirkende Urfache der Yeugungsunfähigfeit geweſen ift. 

Gfgb. u. Fit.: Preuß. Str.G.B. 193. No. Str. G.B. 224. Sächſ. revid. Str. G. B. 167. 
Deſterr. Etr.G.B. 158 a. Wächter, Lehrb. des röm.-beutfchen Strafrechts, II. 185. Hälich- 
ner, Preuß. Strafrecht III. 148. Weis, Baier. Str.©.8. I. 67. Krug, Sädf. Str.©.B. 
I. 2. Ausg. 60. Friedreich, Blätter f. gerichtl. Anthropologie, 1856, I. VII. 22. Wald, 
Gerichtl. Medicin, 1858. S. 100. Döllinger, Heidentbum und Judenthum, 1857, ©. 346. 
142, W. Mozart v. Otto Jahn, 1856, I. 255. Gerichtsſaal X. 429. Wahlberg 

a 


Ungehorſams⸗ oder Contumacialverfahren iſt im röm. Civ. Pre. das Ber- 
fahren wider den in jure ausbleibenden Beklagten. Execution iſt im Proceß nur für 
Aniprüche möglich, deren Berechtigung feſtſteht; diefe Tann im Civ. Pre. durch Anerkennt⸗ 
u des Beklagten oder Erkenntniß des Richters feftgeftellt werden, e8 bedarf daher einer 
Erklärung des Bellagten, ob er den Anfpruch einräume ober beftreite, und dieſe hat in 
einem minblichen Verfahren, wie e8 das römiſche war, das Ericheinen des Beklagten ober 
eines Vertreters für ihn zur nothwendigen Borausfegung. Demgemäß hat der Beklagte 
im vom. Proceß die Pflicht zum Erſcheinen in jure und zur Abgabe jener Erklärung, 
und das ältefte Necht gab zur Realiſirung derjelben dem Kläger die in jus vocatio, Die 
den Beflagten zu fofortiger Folge vor den Magiſtrat bei Vermeidung perfönlicher Vor— 
führung nötbigte, Sitte und prätoriihed, wie Kaiferrecht modificirten diefelbe aber und 
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führten zu einem Syſtem des Lapunge- und Ungehorſamsverfahrens, deſſen Grundzüge felgen: 
find : Der Kläger ladet den Bellagten zu einem fünftigen Termine. Bleibt der Beflagie an: 
- oder wird er bei der Ladung nicht betroffen, fo ift er absens. Der Magiſtrat verfäbrt jedec 
gegen ihn als ſolchen nicht ohne Weiteres, wenn er nicht geradezu latitirt oder die Ver 
hältniſſe nicht jo geftaltet find, daß iede weitere Ladung erfolglos bleiben würde; xd: 
mehr verpflichtet das prätoriſche Edict den Kläger vorerft no zur denuntiatio od dr 
mum 8. ex auctoritate. Bei dieſer wird ber Bellagte entweber drei Mal auf Grm: 
dreier magiftratifcher Edikte is. auctoritates) jedes Mal mit drei Tagen Friſt over «T 
Mal auf Grund eines fofort peremtoriſchen Ediets mit zehn Tagen Friſt, welches Der: 
ihm das Gehör abzufchneiden (perimit disceptationem) und die Sade in feiner Ar 
weſenheit zu unterſuchen und abzuurtheilen droht, geladen und bat für fein Erſcheina 
bei Vermeidung der Vorführung nunmehr Caution zu leiſten. Bricht er Die Cartır 
und ericheint er überhaupt nicht, jo ift er contumax, d. h. contumaciter absens, ır 
der Magiftrat fchreitet gegen ihn entweder, wie er dedrohi bat, zu einſeitiger Cogmt:: 
und Aburtbeilung, auf welde dann die Execution durch missio in bona und venditi 
bonorum folgt, oder nad) Ermeſſen aud zu blos provilorifcher missio in bona tu 
in possessionem rei petitae bzw. translatio possessionis, bei welcher ihm die Rede: 
verfolgung für ſpätere Zeit noch offen bleibt, oder endlich zu Geloftrafen und Abnaba 
von Pfändern. Die Contumaz ift hiernach nur eine Unterart der absentia, wie fc: 
Yuftinian aud) in der 1. 13. C. de judicis ſich geradezu des Ausdrucks „absentiae ecr- 
tumacia“ bedient, und zwar ‚der absentia in Beziehung auf den ganzen Broceß, met 
erft durch das eben genannte Gefeg und die Nov. 112. c. 3 eine Aenderung erfolgt * 
indem letztere das CEdictalverfahren gegen den in jure abweſenden und Dadurd vie ii 
conteftation verzögernden Kläger und erftere8 bei Herannahen des Endes der breijabnzz 
Brocefverjäbrungsfrift gegen jede in judieio abweſende Partei auf Antrag des Gegner: 
(incusante parte) einzuſchlagen geftatteten und auf Grund vieler Webertragung des Ei: 
talverfahrend das beichränftte Gebiet der „absentiae contumacia“ um diele Yale = 
meiterten. Erſcheint Diefe Ermeiterung eben deshalb als Tenigli formaler Natur, !: 
wird man U.B. im Sinne des röm. R. als Verfahren wider den ım Proceß ausblabe 
den Beflagten zu verftehen haben, und wenn die gegenwärtige Darftellung daſſelbe in dicien 
beichränkten Umfange fefthält, To iſt fie dazu nicht weniger durch die Berbältnitie 2* 
praftiichen Yebens, das den Ball gänzliher Fernhaltung des Beflagten vom Procefte ch 
den eigentlichen Normalfall des Ungehorſams hervortreten läßt, wie wiſſenſchaftlich be 
rechtigt. Die gemeinrechtliche Theorie freilich pflegt den Ungehorſam einzig in Die Aid: 
erfüllung arctatoriſcher richterlicher, bzw. gejegliher Auflagen zu flellen; fie führt al 
generelle Ungehorfamsftrafe für alle Falle Koſtenerſatz, als ſpecielle je nach der Berker 
denheit der Auflage bald Eirafauflagen, bald Erecutionsmaßregeln, bald Präclufton, bei 
Verzicht, bald Fiction von Geſtändniß bzw. Vornahme der Handlung an. und lebe, 
daß die Auferlegung der fpeciellen Strafen bei richterlichen Decreten Androhung ie 
Nachtheils im Decret und Anklage des Ungehorjams durch den Gegner fordern, daß t 
aber durch purgatio des Ungehorfams, d. h. Nachholung der Handlung vor Dem a: 
fenntniß oder nach Anderen vor ber Accufation abgewandt, die bereits anferlegte Folk 
auc durch Reſtitution gegen das Erkenntniß befeitigt werde. Die Accuſation iſt in de. 
l. 13 eit. ein Antrag auf Erlaß der Edicte, nicht des Erkenntniſſes, die Pırrgatton, d 
aus der 1. 8. D. 2, 11 geichöpft ift, hat im röm. Procefie weder bis zum Enderlenn 
niß, noch bis zur Tecufation zugeftanden. Davon abgefehen, iſt dieſe allgemeine Lehr 
vom Ungehorfam, wie fie der Angabe der Ungehorſamsfolgen bei der Darflellung ir 
einzelnen Handlungen des Verfahrens nicht überhebt, fo auch im Grunde, wie ibre 
Stellung hinter der Lehre von den ‘Decreten, Friſten und Terminen alsbald ergibt, meh: 
weiter wie eine Lehre von der Verſäumniß der Friften und Termine, der man jene al: 
gemeine Definition ded Ungehorſams nebft einer ungefähren Angabe der im Proceß ver: 
fommenden Folgen jener Verſäumniß vorangeftellt Hat. Der vage Inhalt jener Definitier 
num läßt einzelne Schriftfteller nicht blos einen Ungehorfam der Parteien ſtatuiren, Tcr 
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dern auch anderer im, Proceß vorkommender Berfonen, ohne die Verſchiedenheit der Ver⸗ 
hältniſſe und Intereſſen zu- berüdfichtigen , die ſchon zwischen beiden Parteien obwaltet, 
geichweige denn bei dritten Perfonen. Das röm. R., aus dem jene Definition entnommen 
ift, Ipricht zwar von der contumacia eorum, qui jus dicenti non obtemperant, wen- 
bet vielen Begriff auch in voller Schärfe bei den Ichon im fpäteren römischen Verfahren 
antiquirten interrogationes in jure und dem in den arbitriis üblichen jussus judicis 
de restituendo vel exhibendo an, wenn der Bellagte ungehorfam iſt. Aber wie vor 
Juſtinian eine contumacia des Klägers in ſtreng juriſtiſcher Bedeutung in den Duellen 
faum nachzuweiſen fein dürfte, jo zeigen die oben erwähnten Fälle des Edictalverfahrens, 
daß contumacia den Römern fein Grundbegriff war und wie wenig fie geneigt waren, 
die fragliche Definition als gemeingältig zu behandeln, ergibt 3. B der Umitand, daß 
die von Eidesauflagen handelnden Stellen das Wort nicht aufweiſen. Insbeſondere 
haben fie den Begriff nicht auf Verſäumniß der der Partei zu ihrer Rechtsverfolgung 
geftatteten Handlungen angewandt, und Präclufion der zuftändigen Rechtsverfolgungsmittel 
war feine Contumacialfolge. Das rim. R. kennt Teine Pflicht zur Rechtsverfolgung, und 
wie jedes mündliche Verfahren eine größere Concentratton ver Verhandlungen zuläßt und 
Dadurch die richterliche Proceßleitung erleichtert und proceßleitende ſchriftliche Decrete ent⸗ 
behrlich macht, fo war dies injonderheit mit dem römiſchen Procefje der Fall, der in 
höchſt rationeller Weiſe für die Verhandlung in jure die Angabe ſämmtlicher bei der 
Entfcheidung zu beurtheilender Rechte, für die Verhandlung in judicio die Begründung 
und Beweiſung berjelben forderte und dort durch die Xitisconteftation, hier durch die 
Sentenz alles Material präcludirte, was nicht vorgebradht worden war. Der mittel- 
alterlihe Ordo bejaß dieſe Eoncentratton nit. Er zerfplitterte dad Verfahren in eine 
Reihe von Einzelacten, für deren Vornahme er.Friften bewilligte, ohne daß indeß die 
Partei, injonderheit der Beklagte, dadurch gehindert geweſen wäre, die zu jeder Stufe 
gehörenden Handlungen noch weiter zu fepariren. Innocenz IH. begann dieſem Ber- 
ichleife zu fteuern, indem er für die Vorſchützung ſämmtlicher dilatorifcher Einreden einen 
einzigen peremtorifchen Termin vorzujchreiben geftattete. Dieſer fette die Anwendung des 
Epictalverfahrens voraus und fo tft mit der Mebertragung jener Terminsanordnung auf 
andere Acte auch die Ausdehnung des Edictalverfahrens auf viefelben eingetreten. Hier: 
Durch ift e8 geichehen, daß die Präcluſion in den Begriff der contumaeia hinein gelangt 
ift und daß die ſpätere Concentration der Parteihandlungen dur die Eventualmaxime 
Ungeborfamsfolgen und Präclufion mit einander gepaart hat, fo 3. B. bezüglich der heu- 
tigen Vernehmlafjung. Die jo combinirte Lehre vom Ungehorfam wird num freilich Durch 
die Scheidung in Ungehorfam vor und nad der Kitisconteftation feheinbar ver- 
einfacht. Dies ift jedoch nur ſcheinbar, da die Scheidung eine vein äufßerliche, die Ver: 
Bindung von Ungehorfam und Prächufion nicht berührende ift, und fofern die heutige 
Litisconteftation im gem. Pre. nur einen Beitandtheil der Vernehmlaſſung bildet, ericheint 
fie heutzutage auch keineswegs mehr ald eine durchgreifende. Anders tft Dies im mittel- 
alterlichen ital. Pre., mo der Ungehorfam vor der Sitisconteftation, wie der Ulpianus 
de edendo bemeift, urfprünglid, den Ungehorſam gegen die Ladung bedeutet, der uns fo- 
mit auf das Berfahren wider den abweſenden Bellagten wieder zurüdführt. Das La- 
dungsrecht des Mittelalters ſtatuirt ausſchließlich richterlihe Ladungen, und bleibt ber 
Beklagte trotz dreter richterlichen Ladungen aus, die bei Unbefanntheit des Aufenthaltsorts 
öffentlih befannt gemacht werden (ſ. Edictalten), fo werben entweder Zwangsmittel 
gegen ihn angewandt oder missio in bona und in possessionem, jene angejehen, find 
die römiſchen Zwangsmittel um Bann (im deutfhen R. Bann und Acht) bzw. Excom⸗ 
munication vermehrt, diefe angehend, gibt die missio zunächſt ex primo decreto Beſitz 
unter Zulaffung ſpäterer Defenfion gegen Caution und Roftenerfab, ex secundo decreto 
nach Jahresfrift Befis mit Fruchtgenuß bzw. Erecution nach vorgängiger einfeitiger Cog⸗ 
nition. Sofortige einfeitige Cognition geftatteten exit Tpäter die Cl. Saepe und Extrar. 
Ad reprimendum für ſummariſche Sachen (j. Summariſcher Proceß), die K. G.O. von 
1500 und 1507 in allen Sachen, indem fie lis pro contestata zu behandeln und zu 
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weiterer Cognition zu procebiren geftatteten, bei welcher auch eine Theilnahme des contum«x 
confeguent nicht auszuſchließen war, da ja dev Proceß eben aus einer Reihe von Einzyelitufen 
beftand. Die Einführung der Ichriftlichen, eventuellen und fpeciellen Yitisconteflatien turd 
die R.A. von 1570 und 1654 (f. Liticonteftation) bat unter Verdrängung der Ydı 
und der Miſſionen zu dem Ergebniß geführt, daß im gem. Bre. nach breimaliger, zulct 
peremtorischer Friftbeftimmung der binfihilich der Vernehmlaſſung ungeberfame Beflazie 
auf Antrag des Kläger mit feinen ſämmtlichen Einreden präcludirt, negative Ytiöces- 
teftation fingirt und der Kläger zum Beweife der Klage zugelaflen mird, ohne daß tadek 
dem Beklagten die fernere Theilnahme am Verfahren und der directe Gegenbeweis abg⸗ 
ichnitten wären. Ebenſo fteht ihm bis zum Ungehorfamserkenntniß, bzw. bis zum I 
gehorfamsantrage noch Die Nachbringung der Vernehmlaſſung behufs purgatio zu Ts 
preuß. R. abftrahtrt von mehrmaliger Ladung und Ungehorfamsantrag: bleibt ter &r 
Hagte im Termin der Vernehmlaflung aus und hat eine ſolche auch nicht vor Dem Tea: 
mine eingereicht, fo wird Einräumung der Thatſachen der Klage angenommen, und xc 
dieſe Ihläfjig find, der Beklagte fofort verurtheilt, wogegen ihm innerhalb zehn Tagen 
ab ins, wenn er die Vernehmlaſſung nachholt, Neftitution auch ohne Nachweis ven Hr 
derungsgründen gewährt wird (vgl. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand). Das frar; 
R. kennt im Civilverfahren den Ausdrud contumace überhaupt nicht, feine Beim: 
gen find gegen Säumniß, defaut, gerichtet; ebenfo ſubſtituirt es der richterlichen Yabemı 
die Privatladung und verwirft deren mehrmalige Wiederholung. Bleibt der Bellax: 
bei Anwaltsbeſtellung fein Anwalt, in der Audienz aus oder verhandelt er nicht, To wur 
in ber Praxis, was der C. de proc. eigentlich nicht geftattet, nach der Behauptung den 
Zint und Anderen auf Antrag des Klägers Geſtändniß fingirt und zur Verurtheilc 
des Bellagten gefchritten, wogegen opposition ohne Gründe binnen acht Tagen gefiaur 
ıft, bie bei jugement par defaut contre la partie von der Vollftredung an, contre 
Yavoue von der Imfinuation des Erfenntniffes an zu laufen beginnen. Dieſem Syfkm 
ſchließen fich die Hannov. Pre.O. und der Nd. Entw. ar, 

Quellen: Cie. orat pro Quinctio, Paulli sent. rec. Lib. V. tit. Va. 8.7. 
Vat. 88. 164. 167. Titt.D. 2, 4—13. 4, 6. 11, 1. 42, 1.4.5. 1.8. D.2, 11. 1. 1. 
D. 3, 1. 1. 68—73. D. 5, 1. L 17. 8. 1. D. 5, 2. I. 18. D. 8, 5. L. 4. 8. 5. 6. D. 

l. 27. D. 40, 12. 1. 33. 8. 1. 1.35. D. 42, 5. J. 14. 8. 1. I. 23. 8. 3. D. 49, 1. 15 
D..50, 17. Titt.0.7,43.72.12,0.3191883.0739. 11.C7,6.1 
C.7, 72: Nov.53. c.3. 4. Nov. 112. c. 3. — Titt. X. 2, 6. 8. 14. 15. c. 4. X. 2, 233. — 
K.G.O. v. 1500. 4. XVI. K. G.O. v. 1507. 8.4f. K. G.O. v. 1555. Th. 3. Tit. 43. 8 
RA. v. 1570. 88. 89 f. ERM. SS. 37.44. — Preuß. AGO. Th. 1. Tit. 8. Ti. gu 
Verordn. v. 1. Juni 1833. 88. 12. 37. Verordn. v. 5. Mai 1838. Verordn. v. 21. Juli 1Siv. 
88. 4. 31. Verordn. v. 24. Juni 1867. 88. 12. 37. 41. 76. Entw. v. 1864. SS. 365. Mit 
©. 80 ff. — C. de proc.’a. 19 ss. 149 ss. 252. 434 ss. — Hannov. Pre.O. 8. 155 1. 
367 ff. 474. — Nd. Entmw. $$. 406 ff. 

tit.: Ulpianus de ed., Titt. De in j. voc., De contr. erem. Ordd. Pilii II. 
8. 18. Tamcredi II, 4. 88. 1-5. Gratiae I, 7. Hostiensis, Summa, tit. de di- 
lat. $. Quot sint. Durantis, Spec. L. II. p. L. Tit. de cont. Tit. de except. S. : 
nr. 1. Keller, Semestr. I. Röm. Eiv.P. 88. 49. 65. Hartmann, Cont. B. d. Rin 
Sethmann-Hollweg, Gem. Civ.P. II. 88. 106. 108. 113 ff. III. 88.157 ff. Rutori‘, 
Röm. R.Gefch. II. 88.94 ff. Wieding, Lib.Prc. 58.34.31. Sintenis, Erläut. I. &. 295. 
Brandis, Zeitpunkt, m. w. d. UNachtheile Grolmann, Theorie SS. 129 f. Gönner, 
Hdb. 1. Abh. 21 A. C. 9 Schmid, Hp. ILS. 91. 103. Wetzell, Sof S$. 49. 72 
Renaud, Lehrb. SS. 165 ff. Endemann, Civ.P.R. SS. 123 ff. 116 fl — Koch, Fra 
Broc. 88. 151. 287. — Schlint, Comm. 3. franz. P.O. IT. 88. 406 ff. III. S. 512. Zirt. 
Sachverhalt I. S. 179 ff. — Leonhardt, Comm. 3. Hann. P.O. 1.1. Fecht, Würt. Pre. 
A. 245. 270. 272 f. 278. Plathner, Vrhdl. d. IX. Juriſtentags S. 60 ff. Niſſen, Ente. 
e. dtſch. C.P.O. 1864. $. 26. 8. Wieding. 


Ungehoriamsperfahren bedeutet im Strafproceh das Verfahren wider ben ab⸗ 
weſenden Angefchuloigten. Gegen dieſen warb nach röm. R. das Edictalverfahren it. v. 
Art.) eingefchlagen, und darnach, wo e8 fi um Geld- und Verinögensftrafen handelt, 
gegen den contumax zu Cognition und Endurtheil, in Gapitalfachen dagegen höchftend 
zur Nälegation fortgefchritten, da man hier von dem Grundfat ausging, ne absens 
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damnetur. Died Verfahren adoptirte der Ital. Accufationsproceß; der fpätere Inqui⸗ 
fitionsproceß aber geftattete als ſummariſcher Proceß (ſ. dieſen Art.) auch Cognition und 
Enticheivung in der Hauptfache, eine Bafis, won welcher aus die Ital. und Deutiche 
Jurisprudenz, umterftügt durch die Bambergensis und Carolina, das germanifche, in ver 
Praris herrſchende Bann⸗ und Achtsverfahren mit ferner Friedlofigfeit zwar bekämpft und 
überwunden haben, die aber in der neueren Prarts durch den Grundſatz ne absens dam- 
netur wieder vwerbrängt worden ift, welchen die Schwierigkeiten eines ohne den Beſchul⸗ 
Digten zu erbringenden Beweiſes, die im Ergreifungsfall erforderlihe Wiederaufhebung 
des Urtheils, und die Nutlofigfeit des Koftenaufwandes bei Nichtfifttrung wieder in 
fein natitrliches Recht einfegten. Im Folge deſſen it auch die Edictalladung zur einem 
bloßen Eiftirungsmittel geworden, das bei der ihr feit dem Mittelalter eigentbümlichen 
öffentlichen Bekanntmachung und gegenüber der Erweiterung des Verhaftungsrechts durch 
die deutſche Territorialgefepgebung nur höchſt felten Anwendung litt und nur in subsi- 
dium angewendet werben ſollte. Tas franz. R. bat auf Grund der Edictalladung im 
Strafproceß wiederum contumace jtatuirt und Cognition und Entſcheidung der Haupt- 
ſache angeordnet, und neuere deutſche Str.Pre.Orbnn. find ihm darin gefolgt. Es haben 
dieſe Berhältniffe indeſſen ſchon ihre befondere Darftellung gefunden (ſ. Edictalladungen). 
Es erübrigt daher hier nur das Verfahren mider den erreichbaren, auf die Vorladung 
ansbleibenden oder ſich nach dem Erſcheinen wieder entfernenden bzw. die Antwort weis 
gernden Beichuldigten. Das rim. R. fcheint eine Pflicht zur Antwort im Strafproceß 
nicht ftatuirt zu haben, deſto energiicher hat der Inquifitionsproceß eine foldhe betont und 
Pflichtverlegung durch die ſog. Lügenſtrafen (f. d. Art.) geahndet; ver heutige Anklage 
proce nimmt bei Weigerung der Erklärung über Schuldig oder Nichtfchuldig in der 
Hauptverhandlung nad dem Vorgange des englifhen R. Nichtichuldig am und fchreitet 
zur Beweisaufnahme. Gegen den außbleibenden oder fich wieder entfernenden Beſchul⸗ 
digten fchreitet der Inquiſitionsproceß, dem die Württ. StrBre O. hierin folgt, zu 
Zwangsmitteln, die Braunſchw. und Sächſ. Str. Pre.O., leßtere auf Antrag, ohne Unter- 
fchied der Sachen zu Beweisaufnahme und Entſcheidung, ebenfo der C. d’instr. und bie 
Preuß. Oſgbg. in Polizei und Etraflammerfachen, wogegen in Schwurgerichtsſachen 
letztere Fiction des Geftändniffes dev That vorichreibt, erfterer das Edictalverfahren ans 
wendet. Gegen das Contumacialerfenntnig geftatten Preußen und Braunfchweig nur die 
gemöhnlichen Rechtömittel, das franz. und fähl. R. die Oppofition, letzteres jedoch nux 
in Polizeirichterſachen. Im Braunſchweig find indeſſen die Gerichte vor Kurzem ange 
wieſen worden, bei nicht perfönlich erfolgter Behändigung der Ladung, die Hauptverhand⸗ 
lung einftweilen auszuſetzen. | 

Quellen: Cie. in Verr. IL, 17. D. 48, 17. C. 9, 40. 1. 33. $. 2. D. 3, 3. l. 17. 
D. 48, 5.1.4.8. 2. 1.6. D. 48, 19.1.5. D. 48, 19. 1.6.0, 9, 2.113. C. 9, 9. Li. 
C. 2, 44. Nov. 134 ce. 5. Extrav. Henrici VII. Ad reprimendum. — Dict, Grat. ad 
c. 13. C. III. qu. 9. ce. 5. X. 2,6.c. 8X. 2, 14 c. 24. X. 5,1. c. 2 in Cl. 5, 11. — 
Bamberg. H.GO. A. 175. 180.229 ff. 265. P. G. O. N. 155 f. 206.— Preuß. Erim.O. v. 1805. 
58.577 ff. Verordn. v. 3. Ian. 1849. 88. 32. 35. 49. 51. 56. 79. Gef. v. 3. Mai 1852. 
A- 33. 64 ff. Materialien S.91 ff. 119f. 437 ff. 763 ff. 820 ff. Str.Pre.O. v. 1867. $. 348— 
350. 356. 363. — C. d’instr. a. 149 es. 186 ss. 465 ss. — Braunſchw. Str.Brcd. 58. 54. 
69. 78. 94. Cire. Reſer. d. O. G. v. 30. Dec. 1867. E.Refer. d. O. Staats⸗A. v. 17. Febr. 1868. 
(Braunſchw. Ztichr. f. Rechtspfl. Bb. 15. [1865] S. 25). — Str. Pre.O. v. Sachſen 4. 317. 
319. 364. v. Würtemb. A. 282. 490. 494. 

Lit.: Außer den unter „Edictallabungen” und zum vorhergehenden Art. angeführten Werken, 
vergleiheman: Tancredus, Ordo jud. 4, 1. 2. Feuerbach, Lehrb. d. peinl..R. 88. 534. 
540. 590. 633. Walther, Rechtsmittel 88.83 ff. (©. 225 a E.). Rudorff, Röm. R.Geſch. 
II. 8. 133. v. Solgenborft, Deportation 9.29 ff. — Oppenbof, Preuß. Verf. W. 37— 
46. 8. 51 0. 8. 9. 65. K. Wieding. 

Unten, d. h. im Kirchenrecht Vereinigung zweier verſchiedenen Kirchengefellfchaften 
oder Kirchen zu einer gewillen rechtlichen Gemeinfchaft oder die Vereinigung zweier firch- 
lichen Anftalten oder Aemter innerhalb derſelben Kirchengefellichaft. 

Für das erftere bieten ſowohl die katholiſche, als auch die enangeliiche Kirche Bei⸗ 
fpiele dar. Die katholiſche Hat vielfach die Wiedernereinigung mit der orientalifchen und 
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griechifchen Kirche erſtrebt und theilweiſe iſt dieſe auch gelungen. Rechtlich bilden die 
unirten Orientalen mit der abendländiſch-katholiſchen Kirche ein Gemeinweſen, denn da 
feine Verſchiedenheit im Dogma befteht, und gewiſſe Inftitutionen der katholiſchen Kirdx, 
namentlich der Primat des Papſtes, als dogmatiſch weſentlich betrachtet werden, jo haben 
die Drientalen mit den Abendländern ein gemeinjchaftliches oberfted leitendes Haupt 
Wenn auch binfichtlih mancher Rechtsnormen und hinſichtlich anderer Berhältuifie 13. B. 
der Liturgie) eine Verſchiedenheit (techn. die fog. diversitas rituum genannt) befteht, und 
die Riten nicht wermifcht werben bürfen, ja da, wo beienvere Biſchöfe der verſchiedenen 
orientalifchen Riten oder des lateiniſchen Ritus neben einander worfonmnen, die Hierarchie 
des einen Ritus nicht Die Jurisdiction der des anderen antaften joll, To nehmen bie Gebiete 
biefer verjchiedenen Riten doch nur die Stellung befonderer Unterabtheilungen,, für deren 
Zugehörigkeit allerdings nicht nur wie in der abenvländijch = Tateinıfchen Chriſtenheit Diet 
das geographiſche Moment des Wohnfiges, jondern auch das perſönliche der Zugehöriglen 
zu einem beſtimmten Ritus in Frage kommt, nicht die Etellung jelbftändiger, blos con⸗ 
füderirter Kirchen zu einander ein. — 

Was die U. der lutheriſchen und reformirten Kirche in einzelnen deutſchen Staaten 
in der erften (jo verbeflere den Drudfebler Th. I. ©. 487. 8. 2. 3. 2 v. 0.) Hälfte 
dieſes Jahrhunderts betrifft, To iſt die verſchiedene dogmatiſche Grundlage, auf welcher re 
ftattgefunden hat, gleichfalls Icon a. a. D. angegeben. Bom rechtlichen Standpunkt aus 
betrachtet, fett die U. als folche überhaupt wenigftens die Gemeinſchaft der oberften Behörde 
in der Weife voraus, daß die Geſetzgebung und. oberfte Leitung durch dieſelben Organe für 
die Anhänger verichiedener vereinigter EConfeljionen geübt wird. Es muß jedenfalls ein 
Mehr von gemeinfamen Rechten beitehen, als vie bloße Bereinigung des ſog. landes 
herrlichen Kirchenregiments in der Hand deſſelben Staatöoberhauptes, weshalb auch Nie 
mand von einer U. der altpreußiichen Landeskirche, der hanmoverichen, Ichleswig = bolftein- 
ſchen und der lauenburgiſchen Kirche fpricht, obwohl alle unter beim Regiment des Könige 
von Preußen ftehen. Dagegen ift da, wo die Anhänger der einen Kirche, 3. B. Der te 
formirten, unter einen lutheriſchen Confiftorium, oder der oberften lutheriſchen Kirchen 
behörde, als leitendem höchſten Organe ſtehen — ſolche Verhältniſſe kommen in Hannover 
und Sachſen vor um rechtlichen Sinne ſchon das geringſte Maß von U. vorhanden 
Den Gegenfat zu diefer Art der U. bilvet diejenige, wo beide Confeffionen in allen Ve— 
ziehungen zu einer rechtlichen Gemeinſchaft ſich verichmolzen Haben, jo daß aljo nicht mm 
die leitenden Behörden, ſondern alle anderen firchlichen Organe gemeinfam find, und die 
Lutheraner und Reformirten in dieſer Kirche die vollen Gemeinde- und anderen kirchlichen 
Rechte ohne Unterfchted erlangen können. Diefen Charakter hat die U. 3. B. in Baden, 
Rheinbaiern und in der rheiniſch- weftphäliichen Provinzialkirche. Während bei diefer Art 
der Vereinigung auch won befonderen Vermögens- oder fonftigen eigenthümlichen Rechten 
der Anhänger ber einen oder anderen Confeſſion nicht die Rede fein fan, kommt aber 
auch eine U. vor, melde zwar auf der Gemeinſchaft des Regiments und der unter⸗ 
ſchiedsloſen Bewilligung der kirchlichen Gemeinderecyte beruht, aber doch in Bezug auf 
den eben bervorgehobenen Punkt Verſchiedenheit geftattet. Ein Beiſpiel dafür bietet vi 
altpreußiſche Landeskirche. Die denfwiirdige Ordre Frievrih Wilhelms IIL vom 27. Ser 
tember 1817 fette offenbar eine Vereinigung in all und jeder Beziehung voraus, wenn 
fie diefe als eine ſolche dharakterifirt, in welcher die reformirte nicht zur luthertichen und 
biefe nicht zu jener übergeht, ſondern beide eine neu belebte, evangeliſch-chriſtliche Kirde 
im Geifte ihres heiligen Stifter8 werben. In Folge der Oppofition gegen die U. wurde 
aber der frübere Standpunkt injofern verlaffen, al8 in der Ordre vom 28. Wehr. 1834 
al8 das zur U. nothwendige Minimum nur die Geftattung der äußeren Tirchlichen Gemein⸗ 
haft unter Aufrechtbaltung des bejonderen VBelenntnißftandes der der U. beitretenden Ge⸗ 
meinden bingeftellt wurde. Da eine Reihe von Gemeinden nur unter Wahrung ihrer 
Confefjion der unirten Kirche beigetreten find, jo haben fie auch die damit zuſammen- 
hängenden Rechte behalten und demgemäß beſitzen ſie z. B. einen Anſpruch darauf, daß ſich 
zwar zur U. haltende, aber immer ihrem Belenutnißftande angebörige Geiſtliche für fie 
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angeſtellt werden und daß, wo zwei Gemeinden verſchiedener Confeſſion fi vereinigt haben, 
bie jeder derjelben angehörigen, an das Belennmiß gebundenen Stiftungen ausſchließlich 
erhalten bleiben. Denn die U. diefer Art kann nicht als Confeffionswechfel betrachtet werben. 
Wenn in Preußen die hergebrachte und officielle Terminologie nur die Gemeinden, welche 
in der erfigebachten Art und in der eben befprochenen ſich vereinigt haben, als unirte — 
und das eben mit Riüdficht auf den dogmatifchen Standpunkt — bezeichnet, fo gibt e8 
doch endlich in ver altpreußifchen Landeskirche noch Gemeinden, welche in dem erwähnten 
Sinne nicht, aber wohl in der zu Anfang diefer Erörterung hingeftellten juriftiichen Be— 
deutung als unirte charafterifirt werben fünnen, nämlich folche, welche zwar rein Iutherifch 
oder rein veformirt geblieben find, und nur ven Angehörigen der anderen Confeifion in Ge: 
mäßheit des 8. 39. Tit. 11. Th. II. A. L.R., d. 5. mangels einer eigenen Kirchenanſtalt 
ver legteren die Theilnahme an ihren eigenthümlichen Religionshandlungen gaftweife ge 
ftatten, ſich aber doch der Gemeinfamfeit des Kirchenregiments gefügt haben. — 

Ueber die U. der Kirchenämter und die verichiedenen Arten derſelben vgl. fir Das 
katholiſche Kirchenrecht Th. I. S. 469 und für das proteftantiidhe a. a. DO. ©. 490. 491. 

Lit.: 3. Silbernagl, Berfaffung und gegenmärtiger Beſtand fämmtlicher Kirchen des 
Orients, Laudshut 1865, e. 273 #.; Sergenzhiber Die Rechtsverhäftniffe den verfchtedenen 
Riten innerhalb der Tatbol. Kirhe in Moy's Archiv für kathol. Kirchenrecht, Bd. 7, ©. 169, 
337; C. J. Nitz ſch, Urkundenbuch der evangel. Union, Bonn 1853 ; Altmann, Die evangel. Union 
in Preußen, Braunſchw. 1867: 2. Richter, Beiträge zum preuß. Kirchenrecht, herausgeg. von 
P. Hinſchius, Leipz. 1865, ©. 23 ff. — J. B. Turricellius, De beneficiorum unione 
ex sententia R. Rom. Rotae tractatus, Ferrariae 1674; Slevogt, De unione ecclesia- 
rum et benefieiorum, Jen. 1678. P. Hinſchius. 


Univerſalfideicommiß iſt nah röm. R. das einem Erben oder dieſem Gleich 
geſtellten (Fiduciar) auferlegte Vermächtniß, die Erbſchaft ganz oder zum Theil an einen 
Anderen (Fideicommiſſar) herauszugeben; ſinguläre Nachfolge der Form nach (Errichtung 
und Erwerb), univerſale aber nach Inhalt und Wirkung. Die geſchichtliche Entwickelung 
zeigt ein ftetige® Fortichreiten vom Weberwiegen der Form zum Ueberwiegen des Imbalts 
in wier Perioden, deren erfte (Arguftus) durch den Scheinfauf nummo uno, deren zweite 
(Nero) durch das SC. Trebellianum bezeichnet wird: als Gegenftand gilt bereit bie 
hereditas („fdeicommissum hereditatis“) ganz oder pro parte, fo daß ex SC. Treb. 
mit der Reftitution die lagen für und gegen den Erben als utiles auf den Fideicom⸗ 
miſſar übergehen. Dritte Periode (Vespafian): ex SC. Pegasiano wird dem Fiduciar, 
wenn diefer freiwillig antritt und veftituirt, der Quartabzug (qu. Pegasiana) geftattet, 
wenn er fich weigert, Erbantritt und Reftitution des Fiduciars fingirt (og. erzwungener 
Antritt), natürlich ohne Quartabzug für den Fiduciar; im erfteren Falle ift der Fidei— 
commiflar Bermächtnißgnehmer, aber mit stipulationes nach Analogie des Erbichaftsfaufs. 
Bierte Periode (Juſtinian): der Fideicommifjar wird in jedem alle, mag der Erbe frei= 
willig oder gezwungen antreten, die Quart abziehen oder nicht, als mittelbarer Univer- 
falfucceffor behandelt; nur der Form nad) Liegt Vermächtniß wor, der Wirkung nad) eine 
„fideicommissaria hereditas“. Das UF. kann nur auferlegt werben einem Erben, 
teftamentarifchen oder gefetlichen, dem, der heredis loco ift, auch einem Untverfalfideicoms 
miflar jelber (fucceffiveg U.3.); und zwar durch Teſtament, Codicill, Codicillarclaufel, 
ſogar ſtillſchweigend z. B. durch Verbot an den Erben, darüber zu teftiren. Der Be- 
dachte bat das Recht mit dem dies cedens, und eine Klage gegen den Onerirten mit 
dem d. veniens, gerichtet auf Neftitution des Zugewendeten im Ymeifel mit den bis 
zum Antritt bezogenen Früchten, auch der nachträglich accrefeirenden Portion, ſoweit nicht 
des Teftator vermuthliher Wille dem entgegenfteht. Nach der Reftitution verweiſt der 
Fiduciar die Klagen ganz bzw. zum Theil an den Fideicommiſſar. — Dem gemeinen 
deutfchen Rechte lag nunmehr ob, im Fortgange diefer Entwidelung 1) die fog. Quarıa 
Trebelliana aufzugeben, 2) den Univerjalfiveicommiffar als directen Nacherben des 
Teſtator anzuerkennen (Befeitigung des Satzes: semel heres, sernper heres), 3) dieſen 
Tal dem Begriffe der Subftitutton jo zu unterftellen: a) als Ernennung eines ferneren 
Erben, nachdem ein anderer es geworben (fucceffive Erbeinfegung), zugleich b) als Erb- 
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einfegung für den Ball, daß ein Erftberufener nicht Erbe geworden (Vulgarſubſtitution); 
und zwar fo, daß im Zweifel immer beides im Sinne des Zeftator gelegen. Gleichwen 
hat diefer Fortichritt nur im Preuß. A. L. R. mit einiger Confequenz ſich vollzogen. Dieiet 
fieht in der Nacherbeinfegung (bzw. dem Nadwermächtniff) eine fideicommiſſariſche Sub- 
fütutton, die zugleich die Bedeutung einer vulgären bat; doch gilt in Fällen, mo gelegt 
fein Familienfideicommiß ftatifindet, bie fideicommiſſariſche Subftitution nicht über vie 
dritte Stelle hinaus. Der og. Fiduciar bat zwar binfihtlih ſeiner Obligation tar 
Nacheingejegten gegenüber die Stellung eines Nießbrauchers, ift aber bis zur Herausgabe 
durch Beräußerungsverbot befchräntter Eigenthümer, Gläubiger u. ſ. f. Während zer 
C. eiv. in feiner Abneigung gegen Subftitution und Fideicommiß, als Beichränktunger 
des freien Verkehrs, die fidercommifjariiche Subftitution mit geringfügigen Ausnahmen 
(und zwar auch für den Fiduciar) nichtig erklärt, läßt das Sächſ. G.B. feinen „Erb 
anmärter‘ wie im gem. R. wicht directen Erben fein, ſondern zwiſchen Erbfolge und 
Einzelnachfolge in der Mitte ftehen. So gelten für die Anwartſchaft die Grundjäge der 
Vermächtnißlehre über Fähigkeit bedacht zu werden, über Anordnung Erwerbung und 
Anwachſungsrecht; dieſelbe kann nur dem Erben oder einem Anwärter (fideicommiſſar 
Subftit.) auferlegt werden. Der Belaftete wird verfügungsbeichräntter Eigenthämer 
ber Anwartſchaftsſachen, fol aber dennoch bis zur Herausgabe im Zweifel Pflichten ım? 
Stellung eines Niefbraucherd Haben. Mit der Herausgabe tritt der Anwärter an die 
‚Stelle des Erben, fortan allein haftend; nur daß auch der Erbe mit den gezogene 
Früchten haftet, wenn die Nachlaßſchulden das Herausgegebene überfteigen. Beſeitigt dr, 
und zwar über das preuß. R. hinaus, die Vorſchrift Juſtinians über Das fideic. ejus 
quod superfuturum est, enblich übereinftimmend in beiden Rechten die Trebellianiſche 
Duart, 
Lit. u. GOſgb.: Seimbacı im Rechtsler. IV. ©. 286 fi. Tewes, Syſt. d. Erkr. 
HI. 88. 116 ff. — Inst. 2, 23. D.5, 6. 36, 1. C.6, 42. 49. Preuß. A. L. R. 1. 12 88.537. 
259 fi. 466 fi. C. civ. a. 896. 1048 fi. Sächſ. ©.B. 88. 2503 ff. 631 ff. est 
Schũtze. 
Unterholzuer, Karl Auguſt Dominicus, geb. 3. Febr. 1787 zu Frei⸗ 
fingen, ſtudirte in Landöhut, Göttingen, Heidelberg, wurde 1809 in Altorf Doctor, Pri⸗ 
vatdocent in Landshut, 1812 in Breslau, ſpäter Profeffor, ftarb 25. Mai 1838. 
Schriften: Yurift. Abhandlungen, München 1810. — Allg. Einl. in das jur. Stubiem, 
Mind. 1811. — Die Lehre von ber ee durch Fortgelegten Befin, Bresi. 1813. — 
Ausführl. Entwidelung der gef. Berjährungslehre aus den gem. in Deutfchland geltenden Red 
ten, Leipz. 1838, 2. Aufl. von Schirmer, Leipz. 1858. — Entw. zu einem Lehrgebäude bee 
bei den Römern geltenden bürgerl. R., Bresl. 1837. — Conjectdrae de supplendis lacun!s 
quae in Gai Institut. comment. IV occurrunt, 1823. — De mutata ratione comitiorum 
centuriatorum a Servio Tullio rege institutorum, 1835. — Duellenmäßige Zufammenfteller: 
ber Lehre des rim. R. von ben Scutbvergättnifien, berausgeg. von Hujcle, Leipz. 1840. 
Lit.: Neuer Nefrolog der Deutfhen, XVI. 539 — 511. Teichmann. 
Unterrichtsgeſetzgebung. Der Unterricht der Jugend iſt ſchon im Mittelalter 
als Gegenftand einer dauernden gelegmäßtgen Ordnung in dem Maße anerkannt, daß die 
chriſtlich⸗ germaniſche Welt em eigene Staatsweſen für die Lehre, die Verwaltung unt 
das Yehrperjonal gebildet bat in Geftalt ver römiſch-katholiſchen Kirde. Ste iſt 
entprungen dem idealen Grundzug der germantfchen und romanischen Stämme, weldı 
eine Ergänzung ihrer Kriegs- und Gerichtsinftitutionen als ein nothwendiges Band ibeer 
duch Beſitz und Arbeit gejchiedenen Stände, ihres durch nationale Gegenſätze überal. 
geloderten Gemeinmwefens empfanden. Der Culturzweck des Staats perjonificirte ſich 
damit in einer großartigen, deut claffiichen Alterthum noch fremden Weile. Bon Jahr: 
hundert zu Jahrhundert war aber dies kirchliche Staatsweſen mit den ſtändiſchen Klaſſen 
und Intereflen tiefer verwachſen, veräußerlicht, ſeinem idealen Beruf entfrembet. Anderer: 
ſeits hatte das weltliche Gemeinwejen fortichreitend die ſtaatlichen und allgemein = menid- 
ihen Aufgaben der Kirche in fich aufgenommen, und erfüllte fie durd Staat, Gemeint 
und Genofjenichaftsverbände zum Theil beftimmungsgemäßer als die jet ſtändiſch ge 
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gliederte Kirche. Das ſtaatsbildende Element in der Reception der fremden Rechte war 
weſentlich mitentſcheidend, um die Webertragung der wichtigften Berufszweige von ber 
Kirche auf das weltliche Gemeinwejen zu ermöglichen, die Kirche auf ven Lehrberuf der 
Glaubens- und Sittengebote und die Seeljorge zu beichränten. Die Reformation 
bat in dieſem Sinme die Aufhebung des unerträglich gewordenen Zwielpalts, die Wieber- 
vereinigung des geiftlichen und weltlichen Staats, die einbeitlihe Auffafiung der 
Staatsidee herbeigeführt, in welcher die weiteren Aufgaben ver Kirche als „Eultur- 
zweck“ des Staats in einer kräftig verjüngten Geſtalt fortleben. Dennoch bat der ver 
ſchiedene Verlauf der Reformation. ein wetentlich verfchiedenes Verhältniß der Staatöge- 
walt zu den Aufgaben des Unterrichts herbeigeführt. 

In England bat der äuferlihe Verlauf der Reformation, mit ihrer Tpäteren 
Bortentwidelung zu einem politiichen Kampf des Königthums mit der regierenden Klaffe, 
die Berlegung des Streit dur eine Transaction ber berrichenden Klaſſe mit dem 
Staatskirchenthum, die Verbindung alles öffentlihen Unterrichtsweſens mit 
den kirchlichen Inftitutionen und Mactverbältnifien erhalten. Diefe Berquidung 
erfiredte fich von den beiden Landesuniverfitäten herab bis zu den parochial schools, ließ 
mur für die befondere Fachbildung der Yuriften, Xerzte, für Affociationen zur Pflege ber 
Naturwiſſenſchaften, Künfte und technifchen Fertigfeiten einen’ freieren Spielraum, verbin- 
derte die Entſtehung eines felbitändigen Lehrſtandes und lie den Elementarunterricht in 
tiefer Verkümmerung und Berwahrlofung zurüd bis zu dem Beginn des gegenwärtigen 
Jahrhunderts. Dit der Neubildung der Gefellichaft beginnt un 19 Jahrh. Die energiiche 
Aufnahme des ftantlihen Culturzweds in vegem Wetterfer, aber auch in heftigem Inter: 
ejlenftreit zwiſchen Staatskirche und Diffenterthum, zwiſchen Ariftofratie und ftädtifchen 
Intereſſen, in welchem gerade die werfümmertften und ber Hülfe bebinftigften Punkte des 
Bollsunterricht8 zurüdblieben. Das Parlament mußte daher mit Staatsunter- 
ſt ützung eintreten, die in raſch anfchwellendem Umfang eine Regelung der Schullebrer: 
feminare, der Lehrerqualificationen und der Schulpläne zum Zweck des Maßſtabes der 
Unterftüßungen herbeiführten. Es entwidelt fi daraus ein miniftertelled Regu⸗ 
Lativrecht, welches aus dem Interefjenftreit heraus die Schule al8 nationalen Selbft- 
zweck herauszuarbeiten redlich bemüht ift. Dieſe Arbeit ift ſoweit vorgefähritten, um in 
dem Schulverwaltungsgefeg von 1870 einige nothdürftige Grundzüge einer organijchen 
Schulgejeggebung, Anfänge eined Selbſtverwaltungsſyſtems und einen Mebergang - 
in das Shitem des Schulzwangs zu erreichen. Die langſam fortichreitende Reform der 
Corporationsverfaſſung der Univerfitäten und Stiftungsihulen, die Zuſammenhangsloſig- 
feit der verfchtedenen Stufen bes Unterrichtsweſens, der Mangel eines höher gebildeten 
Lehrperſonals und die fortvauernden Hinderniffe aud dem Widerftand mächtiger Inter 
eſſen laſſen jedoch England immer noch auf einer niederen Stufe einer Unterrichtögefeggebung. 

In Frankreich bat die Revolution durch die einfeitige Richtung der Nation auf 
gefellihaftlihe Imtereffen aud die U, gehemmt und geſchädigt. Der romaniſche 
Idealismus, der in den erften revolutionären Strömungen den Unterricht der Jugend als 
große „nationale Aufgabe” anerkannte, Ieiftete einen nur kurz dauernden Widerſtand 
gegen den Durchbruch ver Klaffeninterefien und Gegenſätze der Gefellichaft, welche eine 
jelbftändige Staatsgewalt negirte und doch nicht zu entbehren vermochte, die in dem 
Streit geſellſchaftlicher Interefien das Bewußtſein ftantliher Pflichten verlor, und doch 
die äußere Natur der Staatögewalt nicht ändern konnte. Es ging daraus ein abjolu= 
tiſtiſches Syſtem der Staatsverwaltung hervor, — eine Staatögewalt, die nur won ber 
zeitigen Gejellichaft eingejeßt, durch die renolutionären Grundlehren nur auf Widerruf ges 
ftellt, umfomehr abfolutiftifch blieb, und fchon zum Zweck der Selbfterbaltung der abſo⸗ 
luten Gentralifation und einer ftetigen Transaction mit der legitimen Gemalt der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche bedurfte. Das gefammie Unterrichtsweſen wurde damit ein Theil des 
napoleontihen Verwaltungsſtaats, in einer feften, ſchematiſchen Ordnung, welche bie 
Freiheit der individuellen Entwickelung von Oben nach Unten in die Feſſeln des büreau⸗ 
kratiſchen Syſtems legt, den Glanz centraler Inftitutionen mit der dürftigften Ausftattung 
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der Elementarfchule und ihres Lehrperſonals erfauft, und unter dem Namen der ‚im: 
heit des Unterrichts” der römiſch-katholiſchen Kirche und der geiftlichen Orden cl: 
feftigte Herrichaft über die Erziehung und das geiftige Leben des Voll! gewähn I 
verftändige Einficht der befigenden Klaffen bat nad der Yulirenolution eine km it 
hindurch die beflere Ausftattung und Hebung der Volksfchule ernſtlich erftrebt. Dir: 
dauernde Kampf der gefellichaftlihen Klaſſen um Macht und Herrſchaft, das Berhiler 
der widerruflichen Staatögewalt zu der organifirten Macht der römiſch-katholiſchen Kıt 
der Mangel alle8 Commmalſinns und wirfliden Gemeinvelebend, und ſchließlid 7 
mangelnde Sinn für eine gejegmäßtge, ihrer Selbftverantwortlichkeit bewußte inax: 
entziehen der Ordnung dieſes Unterrichtöwejens ihre höhere Bedeutung. 

Die Anerkennung, welche unter den großen Eulturländern Europas Deutiält 
in biefem Gebiete erlangt bat, verdankt e8 der ernftlichen ımb inneren Bunt: 
jener Reformation, als einer abjoluten Forderung des Gewiſſens, welche allıı. 
geiftigen Befreiung führen kann. Im dem ſich auflöſenden deutſchen Reich fiel mm :z 
Territorialſtaaten die Aufgabe zu, die wiedergemonnene einheitlie Starmi 
auch zur geiftigen Hebung der jchmächeren Claffen des Volks von unten herauf um: 
wenden. Die würtemb. Kirchenordnung von 1559, die kurſächſ. von 1580 waren, ar 
ſprechend den Mahnworten Luthers, neue, in der europäiſchen Welt einzige Verwirllidrne 
des reformatorifchen Gedanfens im Staat. Mit den zahlreichen ftaatlichen Zäuk“ 
nungen wetteifern in diefer Zeit auch noch die ſtädtiſchen Magiftrate, bis un“ 


namenlofen Elend des dreißigjährigen Krieges dieſe tüchtigen Grundlegungen mi: 
verloren gehen. In diefer troftlofen Periode ift die Schulordnung des Herzogs it 


von Gotha von 1642 eine wunderbar hervorragende vereinzelte Ericheinung. tt: 
geiftig bewegte 18. Jahrh. erfaßt die Aufgaben des Unterrichts in Der tieferen m 
freien Weile, welche die Grundlage der heutigen pädagogiſchen Syſteme gemorten, de 
aber aus fubjektiver Willkür und Vereinzelung erft durch die Staatögewalt herausgeht 
werben mußte, wie dies nun in Oefterreih, Preußen und metteifermd auch ın anez 
Territorien geſchah. | 

In Preußen hatte der nüchterne gewiſſenhafte Ernft Friedrich Wilhelms L fee: 


den Grundfag des Schulzwangs ausgeſprochen. Friedrich der Große wurde mb 
Erwerbung Schlefiens genöthigt, zuerft geſetzliche Normativbeſtimmungen für das !r 
hältniß gleichberedhtigter Kirchen in der Volksſchule zu finden. In feinem beferikam 


Geiſt erichien die Volksbildung von der Dorfichule bis zur Academie fchon ald inx- 
lich gedachte Staatsaufgabe. Bis zum Anfang des 18. Jahrhunderts ift die Sculackt 
gebung Preußens, wenn auch der Form nach propinziell, ver Sache nad einheitlit 
geftaltet, und nach einigen Schwankungen und politifchen Wechfelfällen unter der er! 
tung des Minifterd von Altenftem ein Bierteljahrhunber hindurch zu einer windge 
Ausführung gelommen. Die fett 1840 fühlbare Bewegung der Gejellihaft hat un: 
einer ſchwankenden Stantsleitung vom Standpunkt Firchlicher und politifcher Parteien 2 
wichtige Fragen zu Controverfen gemacht, eine Fortbildung nach den wirflichen Da 








niffen der Zeit gehemmt, die gejetlich feften Grundlagen aber wicht zu ändern vermt- 


Das MWefentliche derfelben beruht auf folgenden Grundverhältnifien : 

I. Centralifation der Gefeggebung. Es bedarf berfelben 1) zur Se 
ftellung des einbeitlihen Blanes, der von der Univerfität bis zur Dorfſchule hm 
nothwenbig ift, nicht nur wegen der inneren Einheit der Wiſſenſchafi, fondern auf * 
Ausbildung des Lehrperſonals, welches auf der höheren Stufe für die niedere zu Kia 
if. 2) Zur Regelung des Verhältnifies der Kirche zur Schule, welches um peritätide 
Staat und zum Schu der diffidentifchen VBelenntniffe nur von ber Staatsgewalt Fr 
gehen kann. 3) Zur Regelung der Schullaft, die fehr fpecialifirter geſetlicher Ar 
“ mattobeftimmungen bedarf. 4) Zur Auseinanderfegung der collidirenden Reit 
anſprüche der Familie, der Kommune und der Kirchen, die fchon durch den Grat 
des Schulzwangs zu einer abfoluten Pflicht des Staats wird. 5) Zur Regelung 
Privatunterrihts, der nach dem Grundfat der freien Concurrenz neben den anen: 
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lichen Unterrichtsanſtalten die Möglichkeit des Beſtehens finden muß, aber geſetzlicher Nor- 
matiobeftimmungen bebarf zur Erhaltung der Einheit des nationalen Bildungsweſens und 
gegen naheltegende Mißbräuche und Uebergriffe gefellichaftliher Intereffen und firchlich- 
politiſcher Parteten. 

ID. Decentralifation der Verwaltung. Daß das geijtige Leben die bü- 
reaufratiiche Gentralifirung und Reglementirung von der Univerſität bis zur SDorffchule 
herab nicht zu ertragen vermag, iſt ſelbſt das Heutige Frankreich anzyerfennen bereit. 
Der Selbſtändigkeitstrieb im deutſchen Samilien- und Gemeindeleben, ſowie das eifer- 
jüchtige Ankämpfen der organijirten Kirchengewalten gegen jtaatliche „Centraliſation“ geben 
Dagegen das nothmendige Gegengewicht und die ausreichende Gewähr. Die Schwierigkeit 
liegt in Deutichland vielmehr umgekehrt in der Neigung zu Sonderbildungen, vie fich 
gegen die gefetzliche Regel fträuben, welche die Selbftverwaltung zwar äußerlich begrenzt, 
aber doch im heutigen Staatsweſen die unbedingte Vorbedingung aller Selbftverwaltung 
bleibt. Diefe Decentralifation ergibt fih 1) für die Univerfitäten durch Beibehal- 
tung weſentlicher Elemente einer Corporationsverfaſſung; 2) für die gelehrten Schu— 
(en durch ihre Anlehnung an die ftändigen Rörperfdaften der Stadtverwaltung und 
päter auch der Kreis- und Provinzialverwaltung; 3) fir die Fach- und Special: 
'hulen durch Berwaltungsräthe unter wejentlicher Betheiligung der näheren Inter- 
Menten; 4) für die Volksſchule durch ein zuſammengeſetztes Curatorium, in welchem 
ne Familiewäter durch gewählte Vertrauensmänner, die Gemeinden durch communale 
Organe, die Kirchen durdy einen Geiftlichen zu vertreten find, zur Wahrung der hier im 
leinſten Raum collivirenden Anſprüche, die nur in gewohnheitsmäßiger Geſammtthätigkeit 
hre Ausgleichung finden. Der Hauptmangel der bisherigen Einrichtungen lag in der 
Jerſplitterung dieſer Formation, für die es in der Heinen Landgemeinde an einem Per⸗ 
mal von gehörigem Anfehen und genügender Bildung fehlt. Dieſe Mängel heben ſich 
ur Formation . aus einem größeren Amtöbezirt und Anlehnung an eine communale 
Preiärermaltung. 

IH. Herftellung der Einbeit in dem Geſammtſyſtem durch das ergänzende 
Kegulativreht der Staatöbehörben und durch eine organifirte Staatsaufſicht. 
Den Regulativen der Minifterialverwaltung muß ein erhebliher Spielraum bieiben, da 
er ftetige Fortſchritt Des geiftigen Lebens und der gejellichaftlichen Intereſſen eine ſchema— 
iſche Gefeggebung über den Schulplan in chineſiſcher Weile unmöglich macht. Nur die 
inheitliche Yeitung der Staatögewalt vermag auch die confeffionellen Reibungen und die 
ingherzigkeit der Localinterefien zu überwinden, vie fein geſetzliches Normativrecht ver- 
üten kann. Unter minifterteller Leitung bedarf e8 dazu nicht ſowohl Ichwerfälliger 
Schulcollegien“ als höhergeſtellter Einzelbeamter zu einer Oberinſpection, während bie 
ntere Specialinjpection durch die Stabtverwaltungen, ſpäter auch die Kreisverwaltungen, 
oh Iocalem Bedürfniß verſchieden zu geftalten ift, ohne deshalb in ein Schema 
on vielen Hundert dürftig bejolveten Kreisichulinfpectoren zu verfallen. ‘Die durch ben 
Liderſtreit der Intereffen zerfahrenen Vorftellungen unferer Zeit werden fich klären, wenn 
urch das gemohnheitmäßige Zufammenarbeiten des fchulgelehrten und des Laienelements 
ı den Suratorien die praftifche Aufgabe der Schulinfpection Elarer werden wird. 

Zur Ergänzung dieſes adminiftrativen Organismus bedarf es endlich noch eines 
lements der Berwaltungsjurisdiction, da die ftreitige Auslegung der Schul- 
efege gegenüber den Anfprücen der Kirhengewalt, und ben collidirenden Rechtsanſprüchen 
x Communen und der Einzelnen, nicht der endgiltigen Auslegung eines einzelnen Mi— 
ifter8 überlaflen werben kann. Alle Verwirrung des Streits über die „confeffionellen 
hulen” iſt in Preußen nur aus einer parteimäßigen Interpretation der beftehenden 
defege entftanden, die wiederum ein Hinderniß jeder neuen Gejeßgebung wird, folange 
des PBartetintereffe glaubt, mit feiner eigenen Auslegung des beftehenden Recht weiter 
ı fommen, al8 mit einer neuen Gefeßgebung. Die Schulgefeßgebung, wie alle Ver— 
altungögefeßgebung vermag im conftitutionellen Staate nicht zu beftehen, ohne jurisdic⸗ 
onelle Organe zur gleichmäßigen und ficheren Zeftftellung der ftreitigen Gejegesfragen. 

v. Holgenbdorff, Rechtblexikon 2. 37 
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Lit.: Bol. den Art. Schulzwang. Speciell Über das Berbältniß ber Schulgeiekaeen: 
zur StaatSverwaltung, Gemeinde und Kirhe: Oneiſt, Die confeffionelle Schule, 1a 
Gneift, Die Selbftvermaltung ver Volksſchule, Berl. 1869. Oneit. 


Unterſchlagung: In eigenmäctiger Form erfolgenbe, bewußt rechtswidrige de 
eignung eimer fremden beweglichen Sade, die man im Gewahrſam hat (ohne Yalı 
eines Gegenwerthe8 und ohne Bezugnahme auf ein Forderungsrecht). Die Art, ei 
Gewahrfam erlangt wurde, iſt am fich gleichgültig, wenn nur der betreffende At ak 
bereit3 eine Zueignung der Subftanz enthält. Die meiften Gefeßbücher haben m 
dieſen umfaſſenden Begriff nicht. , Die Species der U. iſt in ihnen gleihjam ned = 
keiner Confolidirung gelangt. Indem fie eine gewiffe Art und Weiſe der Erlangım e 
Gewahrſams als Erforderniß aufftellen, laſſen fie im Syſtem der auf bie Bermiger 
verbrechen bezüglichen Normen nicht unmefentliche Rüden und geben zugleich zu verſchiede 
Controverſen Anlaf. — Oeſterreich kennt als Telbftändiges Delict mur Die redhtänttn: 
Zueignung anvertrauten Gutes („Veruntreuung“). Die Zueignung gefundener Zaic 
behandelt e8 als Betrug. Im Preuß Str. G. B. hieß „U.“ nur Die Zueiguung ver, r: 
der Berpflihtung zur Rückgabe, Verwahrung, Berwaltung, oder Ablieferung adırz 
Gute. Dody- ward derſelben die Zueignung gefundener oder fonft zufällig erlarze 
Sachen gleichgeftelt. Würtemberg unterjcheidet Die Zueignung bereit8 im Beſit kr: 
licher von derjenigen gefundener Gegenftände; Baiern die „U. anvertrauter ober m K&: 
einer Geſchäftsführung erlangter Sachen von der gelinder behandelten „ſtrafbaren Tr: 
enthaltung“ gefundener oder duch Irrthum oder Zufall erlangter. Heffen mb Le 
bezeichnen beiderlei Fälle als „U.“. Baiern, Heſſen und Baden jtellen dabei der y 
eignung des Gefundenen unter gewilfen Vorausſetzungen ein blos paſſives Berbalten iz 
terlaffung der Anzeige, Verſchweigen) gleich. Das Nd. Str. G. B. Hat den allein ix 
entſprechenden umfaſſenden Begriff. Derſelbe ſetzt voraus: | 

a) al8 Dbject eine freinde bewegliche förperlihe Sache. Daher an berralsz 
Gegenftänden feine U. möglich. Ebenſo nit an der eignen Sache des Thäters ı7 
Nachtheile des dinglich oder obligatoriſch Berechtigten. Die Frage, ob die Zahı 
fremde fer, beurtheilt ſich nach civilrechtlichen Grundſätzen. ‘Die preußiſche Franz |: 
indeg in allen diefen Beziehungen mehrfach abweichende Anfihten zur Geltung gehe: 
Defterreich kennt auch eine U. der eignen Sache (183). Sonft gilt in Betreff des \> 
jeets der U., was Hinfichtlich des Diebſtahlsobjects, mur daß bei jener nicht eine Zur 
in fremden, fondeın eine foldhe in eignem Gewahrfam vorausgefegt wird. Uebed. 
Grenze, welche hierdurch zwiſchen dieſen beiden Verbrechensarten gezogen wird, 1. T- 
Art. „Diebftahl”. — Der Gewahrfam kann durch ein Nechtögeichäft oder durd Zu 
bzw. Irrthum oder auch, unter der oben bezeichneten Einſchränkung, in vetänt:?: 
Weife erlangt fein. So 3. B. durch eine auf die bloße Innehabung gerichtete Tauchtn 
Wäre die letztere dagegen auf Erlangung der Subftanz der Sache gerichtet gem. “ 
würde Betrug vorliegen. Analog beitimmt fid) das Verhältniß zur Erpreſſung x. 1° 
ſcheidend iſt bier überall der Charakter derjenigen Handlung, durch welhe der S 

brechenserfolg unmittelbar herbeigeführt, nicht derjenigen, durch welche dieſe Herbeifüker 
vorbereitet oder ermöglicht wird. | 

b) In Betreff des äußeren Thatbeftandes einen Act der Aneigmung, mt - 
in dem Verbrauch und der Veräußerung gegeben ift, bzw. Die Herftellung eines felte 
Verhältniſſes zur Sache, wie es dem zur U. gehörigen Dolus (f. d. Art.) entiprmdt. “ 
Verpfändung der Sache begründet daher an fich noch feine U. (jedoch Pramen 27° 
Die Abläugnung des Empfangs einer anvertrauten oder des Beſitzes einer in an“ 
Weife erlangten Sache kann die Bedeutung der Sicherung des bereit8 hergetelten ta 
brecheriſchen Verhältniffes oder die eines Verſuchs, ſich die freie Verfügungögewalt Er 
die Sache zu verfchaffen, haben. Im erften Fall Tiegt vollendete, im zweiten weiss 
U. vor (anders Preußen 226, Baiern 299, Baden 401, Hefien 380, i, 351, — = 
Aneignung muß felbftverftändlic, gegen den Willen des Eigenthitmers erfolgen Sie 1 
ferner nicht den Charakter der Selbfthilfe Haben. Berner nicht den Chmakter ca 
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eigenmädtigen Tauſches. In Betreff diefer Erforderniffe gilt bier, mas beim Diebftahle 
gilt. Auf fie würden die Worte des Preuß. Str.©.B.: „zum Nachtheile des Eigenthü- 
mers, Beſitzers oder Inhabers“, wenn ihnen eine Bedeutung beigelegt werben follte, zu 
beziehen gewefen ſein. Das Gleiche gilt von dem Erforderniß des beabfichtigten „rechts⸗ 
widrigen Vortheils“ im Batr. Str. G. B. 

e) Hinſichtlich des inneren Thatbeſtandes die Abſicht, dem Eigenthümer vie 
Sache ohne Leiſtung eines Gegenwerthes zu entziehen und ſie den eignen Intereſſen 
dienſtbar zu machen, ſowie das Bewußtſein von der Rechtswidrigkeit der Handlung. 
Daher die irrige Annahme eines Eigenthumsrechts an der Sache, oder einer Einwilligung 
Seitens des Eigenthumers, oder eines Forderungsrechts, welches durch die Handlung 
realiſirt werden will, die U. ausſchließt. Im Betreff des Motivs der Gewinnſucht gilt 
hier, was beim Diebftahle. 

Schwierig iſt häufig die Beurtbeilung der Zueignung vertretbarer Sachen, 
in specie des Geldes. Im Verkehrsleben wird meift „Derjenige, welcher fremdes, beim 
Empfange nicht in fein Eigenthum übergegangenes Geld in der Hand hat, mit Recht 
vorausfegen, daß der Berechtigte nur auf eine Erftattung des Geldes in genere Werth 
lege, alfo gegen eine Aneignung der species nicht8 einzuwenden habe’ (Haälſchner), 
und davon abgefehen wirb der Vereihtigte häufig in dem Anſpruch auf Erflattung in 
genere ein volllommenes Aequivalent fir den Anfpruch auf Herausgabe in specie haben. 
Von U. fann aber nur die Rebe fein, wo weder das eine, noch das andere der Fall iſt. 
Tied zu erweilen, wird im alle der Solvenz des Beſchuldigten felten gelingen, was zur 
Aufſtellung gefetliher Vermutbungen (Baden 402 e), bzw. Fictionen (Heflen 380, Wür- 
temberg 345, abgeändert durd A. 30 des Gef. v. 13. Auguft 1849) geführt hat. 

Die Art, wie der Gewahrſam erlangt wurde, ift zwar in Betreff des Begriffs, nicht 
aber auch in Betreff ves Strafmaßes gleichgültig. Unter fonft gleichen Vorausſetzungen 
ift die U. ded Gefundenen am gelindeften, die des Anvertrauten am ftrengften zu be= 
handeln. Das Nd. Str.G.B. ftellt für die letztere ein höheres Strafmarimum auf. — 
Hinfichtlih der Berüdfichtigung des Werthbetrages und des freiwilligen Erjates, hinficht- 
lich der gegen nahe Angehörige und ihnen gleichgeftellte Perfonen begangenen U., der Ab- 
hängigmachung des Verfahrens vom Antrage des Berlekten, der Berechnung und Zus 
ſammenrechnung des Betrags x. gilt Hier im Allgemeinen das Nämliche, wie beim 
Tiebftahle (Baden 406, Heſſen 384, Würtemberg 350, Baiern 297, Oefterreidh 185 flg., 
I. Str.G.B. 247). Würtemberg und Baden machen jedoch die Beftrafung der U. in 
weiterem Umfange vom Berlegten abhängig; Würtemberg macht ferner den Erfaß bier 
zum Strafausichliegungsgrunde (Baden 405, Würtemb. Gel. von 13. Auguft 1849 
A. 29). — Die Beftrafung pflegt im Allgemeinen eine um etwas gelindere zu fein, als 
die des Diebſtahls. Der Grund hiervon Liegt in der geringeren Bedeutung biefer Form 
der Vermögensbeeinträchtigung für Die allgemeine Sicherheit des Eigenthums. 

Die Beftimmungen über U. finden eine Ergänzung in Ddemenigen über Untreue. 
S. den betr. Art. — Baiern und Würtemberg ftellen der rechtswidrigen Zueignung des 
Gefundenen die des Schatzes an die Seite (Baiern 209, Wirtemberg 349). 

Sfgb.: Nd. Str. G. B. 85. 246— 48; Preußen 225 — 29; Oefterreih 181 — 89, 461 — 66; 
Baiern 293 — 99; Baden 400 — 409; Württemberg 344— 50; Helfen 379 — 84. 

zit: Häſchner, Spftem II. Köflin, Abhandl. Walther, Ueber Funddiebſtahl, 
Münden 1848. Scholz l1l., Bemerk, das Vergehen der U. betr., Altenb. te tel 

erkel. 

Unterſtützungswohnſitz, ein Rechtsbegriff der neueren Zeit, von großer prak⸗ 
tiicher Bedeutung, bejonderd für Gegenden mit einer ftarfen Arbeiterbevölterung; ent= 
wickelt, früher (bis 1834) in der Königl. Sächſiſchen, vorzugsweife in der Preußiſchen, 
endlich in der Noroveutichen „Armengefeßgebung” (f. S. 79). Er ftellt, weit verfchteden 
vom Wohnfig im gewöhnlichen Sinne ein rechtsbegründendes Verhältniß dar zur Löſung 
der Frage, melden von mehreren Armenverbänden die Verpflegung eines Hülfsbrdürf- 
tigen obliege. Borausfegung iſt ver Mangel an einem näheren, vermögenden Unter⸗ 
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ftigungspflichtigen (Gatten, Eltern, Herdchaft, Stiftung u. ſ. w.), wenngleich workkuls 
des Rückgriffs mit dem Eintritt der Hülfsbedürftigkeit „vorläufig“ der Ortsarmenetr: 
ohne Verzug mit feiner Unterftügung einzutreten bat. Sind folde näher Penfik.: 
nicht vorhanden, fo erfolgt der NRüdgriff, fonie die Abgabe des Hülfsbedürftigen a da 
zur dauernden Unterftügung verpflichteten Armenverband. Diefer fol ſich von l. Ja 
1871 ab nicht mehr nad) der Geburt beftimmen (Heimathsrecht, 3. B. in Humen.. 
auch nicht mehr nach Der Gemeindeangehörigfeit (wie noch zum Theil ın Prexußen x 
möge des ſog. Armendomicils, während die „ausdrückliche Aufnahıne” durch die nacz 
Stäbte= und Landgemeinde- Ordnungen faft alle Bedeutung verloren bat), ſondem nz 
dem auf Selbftbeftimmung beruhenden, längere Zeit fortgefetten, von öffentliche Ir: 
ftügung aus einen Armenverbande frei gebliebenen Aufenthalt. Im Hinblid auf vie &r 
über Breizügigfeit und Gewerbefreibeit ift für den No. Bund von dem Gefichtäpunft uk: 
gangen, daß der Ort, der die Kraft des gefunden Arbeiter genügt, auch den Hinfällize: i 
ftügen babe. „Wer innerhalb eines Ortsarmenverbandes nach zurückgelegtem 24. kat 
„abhre 2 Jahre Lang ununterbrochen feinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt Ya‘, mmi. 
„dadurch den U.W.“ Hieneben tritt als abgeleiteter U.W. der durch Berehelidun r 
Abſtammung. Auch der Verluft des U.W. erfolgt ähnlich durch 2jührige Abucatc 
Der Erwerb gibt indeß nicht dem Bebürftigen ein Plagereht; er vegelt nur die Fir: 
der Verbände unter einander (Orts- Landarmen Verband, Bunbesftanten). Gehira.! 
ftreitenden Verbände verſchiedenen Bundeöftaaten an, jo erfolgt die Entfcheinung «: 
1. Juli 1871 ab durch das „Bundesamt für das Heimathsweſen“ zu Berlin, wir 
ftändige und collegialiiche Behörde auch von den einzelnen Staaten als Höchfte Int | 
für ihre Streitjachen beftellt werden darf. Die Feftftellung der Unterftügungsbeirt:: 
an fi, einjchlieglich der Höhe des Beitrages iſt in Preußen Sache der Beil! 
hörde, unbejchabet der Befngniß des Gerichts, im Streitfall den — höchſt wichtiger - 
Zeitpunkt des Eintritts der Bepürftigfeit je nad) den Beweisanträgen auszumitteln. 
Sfgb. u. Lit: Nd. Bund: Gef. Über den U.W. v. 6. Juni 1870, B. G. Bl. E. w. 
dazu Gel. über die Bunbes - u. Staatsangehörigleit v. 1. Suni 1870, daf. S. 355; Ci. :® 
vy „3 die Freizügigkeit v. 1. Novbr. 1867, daf. 1367 ©. 55. Die drei Preuß. Gefege v. 31. Ze 
Be a 1842 al8 Vorläufer, nebft Gef. v. 21. Mai 1655 u. Erg. f. beiv. Rönne zum A.L.R. U. 
is ien Aus der Kit. daf. hervorzuheben: Roholl, Syftem des Preuß. Armenpflegereht? IM: 
— — v. Flottwell, Armenrecht und Armen polizei (1866). Schaper 
/ Untrene. Die abſichtliche Verlegung gewiſſer {in einem beſonderen Treucverhe 
niß ſich begründender) vermögensrechtlicer Verbindlichkeiten. Das Nd. StrOL. ı* 
hierher: Die Verpflichtungen a) der Vormünder, Curatoren, Güterpfleger, Some 
Maſſenverwalter, Vollſtrecker legtwilliger Verfügungen und Verwalter von Stiftun: 
b) die der Feldmeſſer, Verfteigerer, Mäkler, Gütevbeftätiger und anderer zur Betreibun 
ihres Gewerbes von der Obrigfeit verpflichteter Perfonen und e) die der Bevollmechtigen 
Baiern nur die der Vormünder und VBermögeneverwalter; Baden neben biejen nad 
der Rechtsbeiſtände; Würtemberg nur Die der letzteren; Heffen die der Vormünder, tr: 
toren, Güterpfleger und Teftamentserecutoren. | 
Die betreffende Handlung fann den Thatbeftand eines ber anderen Eigentbumex: 
brechen erfüllen. In diefem Falle kömmt dasjenige Gefeß zur Anwendung, weldel 7 
gegebenen Falle auf die ftrengere Beftrafung hinausführt. Iſt dies die Vorſchrin ie 
U., jo hat das betreffende Plus den Charakter einer Verfhärfung der Diebſtahls- X 
trugd= x. Strafe mit Nüdficht auf die in der Handlung liegende befonbere Treuleiir 
Es wird jedoch keineswegs vorausgefett, daß die Handlung die Merkmale eines uni 
weitigen Verbrechens an ſich habe; wohl aber eine auf Vermögensbenachtheiligung F 
richtete Abſicht und die Berwirflihung dieſer Abſicht. Das Vermögen des Berehnit: 
muß alſo, infofern es fih um das vollendete Delict handelt, feinem Schägungere 
nach als gemindert, oder wenigftend (wenn es geftattet ıft, die Worte: „zum Nactbil‘ 
ausdehnend zu .interpretiren) in feinem ungefchmälerten Beſtande objectio als gel! 
ericeinen. — Eine auf rechtswidrigen Vortheil gerichtete Abſicht wird nicht voransgs 
Das Nd. Str. G.B. und Baiern behandeln aber ihr Vorliegen als Auszehnungege: 


| 
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— Den bloßen Verſuch bedrohen dieſelben nicht. — Das Nd. Str. G.B. droht im Al 
gemeinen Gefängniß und, facultatin, Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte; für den Fall 
der eigennügigen Begehung daneben, fachltativ, Geldftrafe bi8 zu 1000 Thlrn. 

Ob bei Iachentfpregpenber Behandlung des (gewinnfüchtigen und nicht gewinnfüch— 
tigen) Betrugs, der Sachbeſchädigung und der Unterichlagung ein Bedürfniß für die Auf- 
ftellung des fraglichen Berbrechensbegriffs eriftire, kann füglich bezweifelt werben. 

Sfgb.: Nd. Str. G. B. $. 266; Preußen 246; Baden 535 — 40; Blrtembern 456 — 58; 
Heſſen 407; Baiern 331. erkel. 


Unvordenklichkeit, vetustas, praescriptio immemorialis, indefinita. Wenn 
ein thatſächlicher Zuſtand, welcher nicht res merae facultatis ift, jondern der Aus- 
übung eines Rechts entipricht, fett unvordenklicher Zeit befteht, fo kann daraus die 
RechtSvermuthung entipringen, daß wirflich irgendwann und irgendwie das betreffende 
Recht gültig erworben worden if. Es Tiegt darin feine Ausnahme von der Regel: quod 
initio vitiosum est, tractu temporis convalescere non potest, denn es ſoll nicht eine 
ungeredhte Anmaßung durch U. gebeflert werben, ſondern e8 wird nur in dubio ein recht⸗ 
mäßiger Anfang präjumirt. Dieſe Bräjumtion wird durch die Erfahrung und durch das 
öffentliche Intereſſe gerechtfertigt, minuendarum litium causa, 1. 2. pr. De aqua et 
aquae, XXXIX, 3. 

1. Dergleihen thatlählide Zuftände find nach röm. R. nicht zahlreich. Es find 
Zuftände von Grund und Boden, welche mit publiciftiichen Berhältnifien zufammenhängen 
und fi) auf Wege, Waflerleitungen u. dgl. beziehen. Das can. R. zog kirchliche Rechte 
und Regalten Binzu, und die Reichsgeſetzgebung noch verichiedene öffentliche Rechte, Pri⸗ 
vilegien, Immunitäten, Eremptionen. Schließlich hat fih aus ber nachmittelalterlichen 
Praxis ein Gewohnheitsrecht gebildet, Traft welches die U, überhaupt bei Nechtöverhält- 
nijjen jeder Art nach Bedürfniß als Aushülfe dient, wo die Erſitzung (ſ. d. Art.) nicht 
ftattfindet oder nicht ausreicht, alfo auch bei Privatverhältnifien, 3. B. bei Neallaften 
u. dgl.; nach Einigen, wohl nicht richtig, auch bei obligatorifchen Verhältntifen. Lebrigens 
wird der Kreis der durch U. ſchützbaren Rechte von, den Einen weiter, von den Anderen 
enger gezogen. 

2. Ein Zuftand Dauert ſeit unvordenklicher Zeit, wenn „innerhalb Menſchengedenken“. 
fein anderer dageweſen iſt, wenn unter den Segtlebenden Keiner von einem entgegenge- 
fetten Zuftande weiß, alſo auch nicht von älteren Leuten gehört bat. Erwieſen wird 
die U. vorzüglid dd Zeugen, deren Erinnerung einen Zeitraum von wenigftens 40 
Jahren umfaſſen muß, — aber auch durch Urkunden und durh Eid. 

3. Wenn die U. feftfteht, fo tritt einfach die Wirkung ber praesumtio juris ein: 
Derjenige, welcher ven rechtmäßigen Erwerb des fraglichen Rechts beftreitet, hat feine 
Ausfage zu beweiſen. ©. d. Urt. Bräfumtionen. 

Die neuere Geſetzgebung ift dem Begriffe der U. nicht günftig, Das Pr. A. L. R. 
will fie durch die 5Ojährige Verjährung erjegen. Im C. N. wird fie nur einmal (in 
Bezug auf Servituten) erwähnt und ausdrücklich verworfen. 

Lit.: Zimmern in feinen und Neuſtetel's Unterfuchungen (Heidelb. 1821). Kris, 
Gregetifch » praftiche Abhandlungen, Leipz. 1823. Schelling, Die Lehre von der U, Mün⸗ 
en 1835. Friedländer, eben darüber, Marb, 1843. Buchka, Der unvorbenkliche Beſitz 
bes gem. dentſchen R., Heidelb. 1841 (Beriuc) einer Herleitung der U. ausfchließlih aus bem 
deutſchen R.). Pfeif f er, Prattifhe Ausführungen aus allen Theilen der Rechtsmilfenfch., IL 
VI; und in feiner u: Wilda's Zeitfchr. für deutſches R. Arndts, Beiträge gi verfie- 
benen Lehren des Eiv.R. u. Civ. Pre, I., Bonn 1837. Heimbach im Rechtslex. AIL a⸗ 
viany, Syſtem IV. Arndts, Pandecten $. 91. Keller, Pandecten $. 77. — ©. auch 


die im Art. Erſitzung Citirten, insbeſ. Unterholzuer (2. Aufl.) 1858. — Bgl. Seuf⸗ 
fert's Archiv ], v VL, VII, IX, XUI, XIV. Avier. 


Huzndht, Nach Ausſcheidung der Schändung und der Nothzucht, der Blutſchande, 
der auf U. gerichteten Entführung und der widernatürlichen U., fallen unter den Begriff 
der U. nur noch die gewerbsmäßige U., die Kuppelei, die Verleitung zur U., die Vers 
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letzungen der Schambaftigfeit durch unzüdtige Handlungen, Abbildungen, Schriften ır? 
Darftellungen. Die Schwächung, ber außereheliche Beiſchlaf, infofern dadurch kein öfier: 
liches Aergerniß erregt oder ein beftimmtes Bflichtenverhältnig verlegt wird, die mid: ge 
werbsmäßige Hurerei, die wilde Ehe, das Maitreffenthum find im heutigen Straftet:: 
nicht mehr als ftrafbar behandelt ohne Unterſchied des Gelchlechtes, des Standes, de 
Religion. Der Entwidelungsgang der Geſetzgebungen für Preußen und Batern ſpiec? 
. im Großen und Ganzen eine bald rigeriftifche, bald laxe Auffaffung der Unzuhts:. 
ab, ein Zeichen ſchwankender Erperimentirtunft in der Bekämpfung der geſchlechtlichen U:: 
ſittlichkeir; theilweife hat diefe fogar zur Legalifirung der Proftitution geführt, jo a: 
Wahlverwandtichaft auch zwifchen Proftitution, Verbrechen und Gaunerthum oma: 
und jo entichieden auch der Geift gefunder Zucht und ſocialethiſchen Ernſtes nit bis 
gegeh die Proftituirten, ſondern auch gegen die Proftituirenden gekehrt fein ſollte. I 
die Phrafe, die Proftitution fei ein unausrottbared Uebel, paßt die Antwort, daß ız- 
das Verbrechen ein unausrottbared Hebel im foctalen Körper ſei. Soll deshalb ?: 
Staat beide dulden oder gar legalificen? Die Organifation der auferehelichen Ber. 
digung des Geſchlechtstriebes iſt Desorganifation der gefchlechtlihen Sittlichkeit <: 
lange U. nur als Lafter auftritt ohne Rechte Anderer zu verlegen ober ſittenverderber: 
ins Öffentliche Leben einzugreifen oder gewerbsmäßig zur Erſcheinung zu gelangen, te 
das Etrafrecht des Staates nicht Dagegen reagiren. Allein wenn die U. Die Grundlaed 
der Voltsfittlichkett, die zu den Dbjecten der Rechtsordnung gehören jo gut wie die c 
gemein religiöfen. Grundlagen, erfchüttert oder bedroht, dann muß ſich Die rer. 

acht des Strafrechts gegen U. bewähren al8 eine individualiſirende Vergeltumaste: 
des öffentlifen Gewiſſens. Unter dieſer VBorausfegung find Unzuchtsvergehen Berat- 
gegen die Nechtsorbnung an der gefchlechtlichen Sittlichkeit der Rechtsgenoſſen. Yaik 
find diefe an einer Berfon ‚ gegen die Rechtsordnung, welche eben nicht blos vie Kr 
Einzelner unter Strafſchutz ſtellt. Auch die geichlechtliche Sittlichfeit gehört zu ihr 
Objecten, mithin find deren Verletzungen ftrafbar, und die Strafen der Unzuchtecc 
brechen werden Höhenmeffer der Gefittung bezeichnen. 


I. Die gewerbsmäßige Unzudt. Das Preuß. A. L.R. läßt Weabspriene, 


die von ber Hurerei ein Gewerbe machen, ohne ſich ausdrücklich unter die befondere Ar” 
fiht der Polizei zu begeben, zu dreimonatlicher Zuchtarbeit verurtheilen. Nach and: 
ftandener Strafe folgte Vermahrımg im Arbeitshaufe auf unbeflimmte Zeit. Tie nt 
in Hurenhäufern lebenden Perfonen, welche wifjentlich Andere mit der Luſtſeuche angefie* 
haben, hatten eine breimonatliche Gefängniß= oder Zuchthausftrafe verwirkt. Es mn! 
nicht jegliche Form der gewerbsmäßigen U. für glei ftrafbar erflärt und das Hurenker: 
zu einer -Polizetanftalt erhoben. Ber der rapiven Zunahme der Proftitution konnten \: 
polizeilichen Unzuchtöpflegichaften nicht genügen. Im Halten und die Rechtöprants ıe: 
wirrenden Beftimmungen erflärte das Preuß. Str. G.B.: Weibsperfonen, welche ven me 
zeilichen Anordnungen zumider gewerbsmäßig U. treiben, trifft Gefängniß bis zu ai 
Wochen. Nach auegeftandener Strafe kann Arbeitshaushaft eintreten. Alſo nicht di 
Gewerbsunzucht ift unbedingt beftraft, nur der Ungehorfam gegen die polizeilichen A- 


ſchränkungen verfelben. Das Obertribunal erflärte dagegen, der 8. 146 betrachte de 


Gewerbsunzucht nur unter Borausfegung dieſelbe regelnder Anorbnumgen für erlat: 
während Goltdammer mit Recht bemerkt bat, daß das Gele außer der Gewerb 
mäßigfeit auch polizeilich verbietende Anordnungen fordere. In Baiern wurde erfur: 
daß die Geftattung öffentlicher Frauenhäuſer im Widerſpruche mit dem Strafgefege fick. 
welches die Lohnhurerei beftraft, abgejehen davon, daß die Seuche durch polizeilich ae 
duldete Unzuchtsanſtalten nicht befeitigt wird. Das Bair. Pol.Etr.®. 8. 97 ſtraft x 
gewerbsmäßige U. mit Arreft bis zu 30 Zagen, bei Rüdfälligfeit mit Stellung una 
Polizetaufficht, Verwahrung in einer Bolizeianftalt kraft ftrafrichterlichen Urtheils. Ach 
Ehefrauen verfallen diefer Strafe, die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treibe 
unabhängig von dem Antrage des Ehemannes. In den gejeßgebenden Kammern wırte 
1867 Aenderungen vorgeſchlagen: Weibsperſonen, welche außerhalb polizeilich geduldere 
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Häuſer Gewerbsunzucht treiben u. dgl. Dieſe wurden verworfen, das Geſetz vom 16. Mai 
1868 beſeitigte dagegen bei Kuppelei das früher angedrohte Strafminimum. Wie groß 
der Widerſtand gegen Legaliſirung der Proſtitution geweſen, erhellt aus Thierſch 
Schriftchen: Die bair. Strafgeſetze zum Schutze der Sittlichkeit, 1868. 

Oeſterreich hat bis zur Stunde jede Gewerbsunzucht als ſtrafbar erklärt, die Be— 
ſtrafung der Ortspolizei überlaſſend. Wenn jedoch die Schanddirne durch die Deffent- 
lichkeit auffallendes Aergerniß veranlaßt, junge Leute verführt oder wiſſentlich Andere in⸗ 
ficirt, trifft ſie Arreft bis zu 3 Monaten. In dieſen drei Fällen iſt die Gewerbsunzucht 
nach dem allgemeinen Strafgeſetze zu behandeln. 

Im Allgemeinen beſteht die Gewerbsmäßigkeit der U. darin, daß die Weibsperſon 
aus dem fortgeſetzten Geſchlechtsvertehr mit mehreren Männern eine Erwerbsquelle macht. 
Es bedarf nicht der Gewinnung des Lebensunterhaltes durch Hurerei, noch eines Preis⸗ 
gebens an Jeden ohne Unterſchied. Die Meaitreffe wird durch das Strafverbot nicht ge= 
troffen, wohl aber die galante Frau, die fi den fortgefegten Beiſchlaf mit Mehreren 
ın vornehmen Geſchenken bezahlen läßt. Zieht der Ehemann wiſſentlich daraus Vortheil, 
jo trifft ihn die Strafe einer jelbftändigen Uebertretung nach $. 511 d. Oeſterr. Str. G. B. 

I. Berführung einer jugendliden Perſon zur Unzudt Preußen 
ftraft auf Antrag der Eltern oder des Vormundes mit Gefängniß bis zu 1 Jahre, wer 
eın unbeſcholtenes Mädchen im Alter von 14 bis 16 Jahren zum auferehelichen Bei⸗ 
Ihlaf verführt. Baiern dehnt dieſes Vergehen auf jede unbeicholtene Perfon im Alter 
von 12 bis 16 Jahren und auch auf Verführung zur Geftattung des Mißbrauches zu 
widernatürlicher Wolluſt aus und ftraft diefes Antragdeliect bi8 zu 2 Yahren mit facul⸗ 
tativer Geldſtrafe bis zu 1000 Gulden. Unbeſcholtenheit bedeutet bier. geichlechtliche 
Reinheit im phufiichen Sinne. Cine geichlechtlih unbefcholtene Perfon iſt nicht identisch 
mit einer unſchuldigen Perfon zu nehmen und unter letzterer nicht blos jene zu verftchen, 
die von aller Unkeuſchheit rein iſt. Der Begriff der Unfhulb wird zu fehr beengt, wenn 
derſelbe auf gänzliche Unbelanntfchaft mit unkeuſchen Vergehungen oder Unkenntniß des 
Zeugungsactes beichränft werden will. Auf die moraliihe Unſchuld kommt es nicht an. 
Tie Berführung beiteht darin, daß eine Perfon, obne felbft durch ihr Verhalten dazu 
aufzufordern, durch Schmeichelet, Tiftige oder ſonſtwie auf Erregung ihrer Sinnlichkeit 
gerichtete Handlung dahin gebracht wird, fich zur Begehung oder Duldung einer unzüch gen 
Manipulation berbeizulaflen, die fie fonft nicht begangen oder an fich nicht geftattet hab 
würde. Es ift hiernach die Verführung zur U. auch am emer nicht mehr unſchuldigen 
Perfon möglich; vollendet iſt das Verbrechen erft mit der von Erfolg begleiteten. Ver⸗ 
führung. Iſt diefe ohne Erfolg geblieben, fo Liegt verfuchte Verführung vor. 

Defterreich ftraft nur die Berführung als Verbrechen, wodurch Jemand eine feiner 
Aufficht oder Erziehung oder feinem Unterrichte anvertraute Perfon zu einer Unzuchts- 
Bandlung verleitet, ohne des Alter8 und der Unbefcholtenbeit der Verführten zu erwähnen. 
Das Hauptgewicht wird auf Das Wort anvertraut gelegt, ohne die Perjonen, welchen 
die Wartung der finder anvertraut ift, bei dieſem Verbrechen zu berüdfichtigen; der Be 
griff Aufficht fett nicht die Uebernahme in die Pflege voraus und werden Wartung oder 
Pflege und Aufficht unterichieden. Unter dem Gattungsnamen U, verfteht das Defterr. 
Str.G.B. eigentliche Unzuchtsfälle, wie U. zwiſchen entfernteren Verwandten und Verſchwä⸗— 
gerten, Entehrung einer minderjährigen Anverwandten durch einen Sausgenofjen, U. einer 
dienenden Frauensperſon mit einem. minderjährigen im Haufe lebenden Sohne oder An= 
verwandten, unzlichtige8 Gewerbe, Entehrung unter der Zuſage ver Ehe u. ſ. w., ferner 
Beförderung fremder U., ohne das Wort U. auf den Berichlaf zu beichränfen. Sachlich 
find Verführung zur U., Verſchaffen einer Gelegenheit zu verfelden und Berlegungen ber 
Schamhaftigkeit durch unzüchtige Handlungen zu jondern. Bei unerwachſenen Perfonen 
ericheint die Verführung zur U. ftrafbar, auch wenn fie von ſolchen Perfonen ausgeht, 
welchen eine beſondere VBerbinplichkeit nicht obliegt, über die Reinheit der Sitten zu 
wachen oder für die Erziehung thätig zu fein, zumal bei Unerwachſenen noch nicht jene 
Widerſtandskraft gegen finnlide Aufreizungen vorausgejegt werben kann, welde Schuß 
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gegen Verführungslkünſte zu bieten vermag. Ungleich ſtrafbarer wird die Verfübrung 
wenn dem Berführer als Aufleher; Pfleger, Lehrer, Bormund, Exzieber, Seelſorge. 
Dienftperfon eine ſolche Verbindlichkeit oblag, Mißbrauch eines beftimmten Vertraners 
verhältmiffes vorfam. ALS ein beſonderes Antragsdelict behandeln die Strafgeſete de 
betrügliche oder argliſtige Verleitung zum Beiſchlafe mittels vorgeſpiegelter Trauung ai 
anderer Täuſchungen, Die Benützung eines ohne Zuthun des Thäters entftandenen Irr 
thumes fällt nicht unter dieſen Begriff. Unbeſcholtenheit der verleiteten Perſon ıft ka 
nicht nothmwendig. Preußen 145. Oppenhoff 274. Hälfchner, Preuf. Strafe 
II. 324. Baden 474. Thilo, Comment. 397. Braunfchweig 184. Allgemen it 
angenommen, daß Verbrechen und Vergehen, zu deren Thatbeſtand der Beiſchlaf geser. 
vollendet find, jobald die Verengung der Oefchlechtötheile erfolgt if. Hufnagel, 
Comm. 3. Würtemb. Str. G. B. II. 353. Krug, Comm. z. Sächſ. Str. G. B. A. 35°. 
Baiern A. 224. Verhandlungen des Geſetzgebungsausſchuſſes der baier. Abgeordneten 
kammer, 1856/57, Bd. I. 330. Ganz abgeſehen von einer Verführung oder Verlctzur 
einer dein Thäter obliegenden befonderen Verpflichtung” hat das Preuß. Strafgefet 112 
ſchon die Vornahme unzüchtiger Handlungen in dem Berhältniffe der Vormünder zu ihrer 
Pflegebefohlenen, der Lehrer, Geiftlihen, Erzieher zu ihren minderjährigen Schülern un: 
Zöglingen, der Beamten zu Perſonen, gegen die fie eine Unterfuchung zu führen haber 
oder die ihrer Obhut anvertraut find, ferner der Beamten, Aerzte oder Wundärzte, : 
Gefangenen oder in öffentlichen Anftalten verwahrten Kranken, Armen oder antera 
Hüfflofen. Hier iſt das perjönliche Verhältniß beziehungsweife der Mißbrauch eines Ab 
hängigfeitverhältnifie8 aus polizeilichen Rückſichten al maßgebend angenommen und je: 
Unzuchtshandlung, obwohl mit freier Zuftimmung beider Theile begangen, auch möt 
blos die auf Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichtete Wolluft als ſtrafbar erfür: 
ſeltſam genug ſoll ſolche U. blos an einer Perfon, nicht an beiden dabei Betheiligten be 
ſtraft werben, mag eine Verführung ftattgefunden haben oder nicht, ein Mangel Des Gr 
‚ fees, abgelehen von ber willfürlichen Caſuiſtik, innerhalb deren das leitende Princip a 
handen gefommen tft, wie von der ungerechtfertigten Härte der Drohung mit Zuchtbun 
bis zu fünf Jahren. Goltdammer, Archiv IX. 589. Die Praris bezeugt zablrak 
Härten, welche mit einer gerechten Strafgeleggebung unverträglid find, zumal das Prerß 
Str.G.B. in Fällen des 8. 142, wie Überhaupt bei allen ftrafbaren Handlungen ger 
die Sittlichfeit, die Annahme mildernder Umftände und die Anwendung einer mildern 
Strafart ungerechtfertigt ausfchlieft. | 
IH. Kuppelei. Die Beihülfe zur U. Anderer, lenoeinium, wird als Kuppele 
in beftunmten Fällen beſtraft und zwar theild als Verbrechen, theils als Bergehen ode 
Vebertretung. Mit Zuchthaus: wenn, um der U. Vorſchub zu leiften, hinterliftige Kun 
griffe angewendet worden find; wenn der Schuldige zu den Perfonen, mit weldyen di 
U. getrieben wurde, in dem Berhältniffe von Eltern, Groß- und Stiefeltern zu Kindern 
oder Enkeln, von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Erziehern, Lehrern oder Gef: 
lichen zu den von ihnen zu erziehenden oder zu unterrichtenden Perſonen fteht; wenn der 
die U. Anderer oder die Verführung zu dieſer vermittelnde Zubringer feine Ehefrau zum 
Zwecke der Befriedigung der Geſchlechtsluſt überläßt oder durch Verfhaffung von Gelegen- 
heit Vorſchub Heiftet. Preußen 148; Bremer Entw. 1868 4. 9b; Oeflerr. Entw. 136: 
85. 199. 200; Baden 364 ; Hamburg 220. Mit Arbeitshausſtrafe bis zu vier Jahrer: 
Sachſen 356; Thüringen 299. Mit Ymangsarbeit: Braunfchweig 190. Kreisgefänanik 
ober Arbeitshaus: Würtemberg 308, 309. Baden 363 bis zu 2 Jahren, Baiern 22) 
Gefängniß nicht unter 2 Jahren. ALS ehr ſchwerer Fall der Fuppelei wird beftraft, 
wofern dadurch eine unſchuldige Perfon verführt worden ift, d. h. eine Perſon, wel 
ihre geichlechtliche Neinheit noch bewahrt bat. Gleichaültig ift, ob die Perfon, welcher 
Vorſchub geleiftet ift, beicholten oder unbeicholten war. Baiern fteigert in diefem Falle 
die Strafe von ſechs Monaten bi8 zu Gefängnig von drei Jahren; aud die Verbindung 
mit einer Gelbftrafe bis zu 1000 Gulden, Stellung ımter Polizeiaufſicht ift zuläſſig 
War die Meberlaffene eine Perfon, welche fih um Lohn Preis gibt, fo tritt geringere 
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Strafbarkeit ein. Die Strafe iſt um fo ſtrenger zuzumeſſen, wenn die Kuppelei gewerbs- 
mäßig betrieben wird. Uebrigens iſt gewinnfüchtige Abſicht zum Begriffe der’ ftrafbaren 
Kuppelei nicht erforberlih. Gemohnbeitsmäßige Kuppelei fet eine Mehrheit der Fälle 
bei fortdauerndem Hang zur Beförderung der Befriedigung fremder Geſchlechtsluſt 
voraus und iſt auch dann anzunehmen, wenn nur einer Perſon ftändig zur wiederholten 
U. Vorſchub geletftet worden ift. 

Preußen, Baiern, die meiften Strafgefege fordern außer den auögezeichneten Fällen 
zum Thatbeftande der Suppelei: Gemohnheitöinäßigfeit oder Eigennuß, und Inüpfen an die— 
Telbe die Rechtsfolge der ehrlojen Gefinnung auch dort, wo der Schuldige das Verkuppeln nicht 
um eigenen Bortheiled willen oder nicht als Schandgewerbe treibt. Stellung unter 
Poleizeiaufſicht, Abihaffung aus dem bisherigen Aufenthaltsorte oder Verwahrung in 
einer Poltzeianftalt gelten als zuläſſig. Geringere Fälle der Kuppelei find: wenn Schand- 
Dirnen zur Betreibung ihres unerlaubten Gewerbes eine bleibende oder vorübergehende 
Unterkunft oder fonft Unterfchleif gegeben wird, wern vom Zuführen ſolcher Berfonen ein 
Geſchaäft gemacht wird, wenn durch Unterhandeln der U. Anderer Vorſchub geleiftet wird. 
Dagegen iſt das Befürdern eines fleifchlichen Umganges unter Verlobten nicht als Kup— 
pelei anzujehen, wohl aber die Bermittelung des Unterbringens in freinde Borbelle, 

Die Kuppelei ıft ein felbftändiges Vergehen, nicht Theilnahme an einem fremden, 
ſofern fich Diejelbe nicht als Theilnahme an den Verbrechen der Nothzucht, Schändung 
u. }. w. darftellt; unter welcher Vorausfegung die verwirkte ſchwerere Strafe eintritt. 
Das gem. R. hatte bereit8 vieles Deltet als ein Sondervergehen beftimmt. Kein an= 
deres Unzuchtöwerbrechen jest einen Kuppler voraus. Geminnfüchtige Beförderung bes 
Ehebruchs der eigenen Frau ift Daher nicht Beihilfe zum Ehebruche, vielmehr das fehmerere 
Vergeben der Kuppelei. 

IV. Berlegung der Schamhaftigkeit durch unzüchtige Handlungen. Eine 
Handlung kann unzüchtig fein und das fittlihe Schamgefühl in gröbfter Weiſe verlegen, 
obwohl der Thäter Feine wollüftige Abfiht hatte, feinen Sinnentigel nicht befriedigen 
mollte. Berlegungen des Scham= und Schicklichkeitsgefühles müſſen daher „nicht aus 
Geilheit und Wolluft begangen fein. Wohl aber find derlei Verlegungen in der Regel 
Darauf berechnet, die Lüfternheit Anderer zu reizen. Die Verlegung der Schamhaftigkeit 
muß jedoch nicht weſentlich eine geichlechtliche Beziehung haben, dagegen geeignet fein, ein 
öffentliches Aergerniß zu errigen, denn nur eine gröbliche, öffentliches Aergerniß ver- 
urfachende Verletzung der Ehrbarfeit oder Schambaftigfeit begründet eine ftrafbare Ueber- 
tretung, alfo entweder vor den Augen Mebrerer an 'einem öffentlichen Orte oder ber- 
geftalt, daß das Aergerniß in weiteren Kreifen bekannt und beiproden wird. Dies kann 
geichehen durch unzüchtige Handlungen, Abbildungen, Darftellungen, Drudichriften, münd⸗ 
liche Aeußerungen. Wo fi die Wahrnehmbarfeit des gegebenen Aergerniſſes auf einen 
vertrauten Kreis bejchräntt, fehlt das Merkmal der öffentlichen Begehung. Das gegesene 
Öffentliche Aergerniß ift nicht identifch mit dem ſchamverletzenden Charakter der Handlung 
und diefer läßt ſich nur individualiſirend, nicht lediglich in objectiwer Weile beftimmen, 
Doch genügt es nicht, daß nur fubjectio Einzelne Aergerniß an einer Handlung oder Dar: 
ftellung genommen haben, fobald dieſe nicht auch objectiv zur Erregung eines ſolchen 
geeignet geweſen ıft. 

Preußen beftraft diefes Vergehen mit Gefängniß von 3 Monaten bi zu 3 Jahren 
und mit zeitiger Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte. Wer unzüch— 
tige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen verfauft, vertbeilt oder ſonſt verbreitet 
oder an dem Publikum zugänglichen Orten ausftellt oder anlchlägt, wird mit Geldbuße 
von 10 bis zu 100 Thalern oder mit Gefängniß von 14 Tagen bis zu 6 Monaten 
beftraft, abgeſehen von der Eonfiscation der ſcandalöſen Gegenftände, wobei jedoch vor- 
ausgelegt wird, daß die Ausftellung u. ſ. w. nicht lediglich zur wiflenfchaftlichen ober 
fünftlerifchen Sweden geichehen ift oder fich diefelbe nicht blos auf einen vertrauten Kreis 
befchränft hat. Mit Hecht hat das Defterr. Str.G.B. 516 diefe Uebertretung als ein 
Vergeben mit ſchwerer Strafe bedroht, wenn daffelbe durch Drudichriften begangen wird ; 
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in der Schandliteratur, in der ſtandalſüchtigen Preſſe iſt der eigentliche geiftige Heerd 
fir die zuletzt mit öffentlicher Schamlofigfeit ausgeübte U. zu fuchen. 

Baiern beftraft die Verlegung der Sittlihfett dann, wenn durch unzüchtige Dart 
lungen an öffentlihen Orten Aergemiß gegeben wird oder wenn Schriften unglichtigen 
Inhalts oder fonftige unzlichtige Preßerzeugniſſe veröffentlicht, öffentlich ausgeſtellt, ange 
ſchlagen, feilgeboten, verfauft oder in einer Leihbibliothek oder in einem öffentlichen Ya 
cabinete geführt werden. 4. 223 des Str. G.B. Dagegen verlangt A. 96 des Folie: 
ſtrafgeſetzbuchs nur Handlungen, melde die Sittlihleit und Schambaftigfeit verlegen, die 
nicht nothmendig unzüdtige im Sinne des A. 223 fein müflen, worunter eben mr 
ſolche zu verftehen find, welche fi) auf die Geſchlechtsluſt bedienen. Tas Bergeben ix 
Verletzung der Sittlichfeit ıft im Abſ. 2 auf Preßerzeugniffe beichränft, währenn ve 
Halten unfittlicher Vorträge und das Abfingen unzlichtiger Lieder als Polizeiübertretura 
behandelt wird. Durch diefe Beitimmungen wollen die Producte der claffifchen Piteratar 
und Kunft nicht getroffen werden. 

Sfgb u. Lit: Nd. Str. G.B. $. 173, 236, 237, 361 3. 6. 362. Preußen: Berackı 
gegen bie Sittlichkeit 88. 142 — 151. Oppenhoff 269— 282. Hälſchner, Preuß. Zu’ 
recht III. 286 — 323. John, Entw. zum Nd. Str. G. B. 400 — 403. Soltdvammer, Me 
rialien II. 290 — 314. Wächter, Äbhandl. 374—379, 380-386. Baier. Bol.Etr.C:', 
erläutert von Edel, 264—266. Sächſ. Str.Gef. von Krug, 3. Abth 125—135. 0. Deutiez 
Strafrechtszeitung, 1868, &. 274—276. Stenglein, Zeitſchr. für Gerichtsprari® III 14 
Schletter, Jahrb. der deutſchen —ãa ù — — V. 145. 360. VIII. 310. Goltpar- 
mers Archiv XVI. 803. 866. Dollmann-Rifh, Comment. 3. Baier. Str®. 2. Ark. 
5 9. 1870. Schwarze, Comment. des Nd. Str.G.B. 1870. Berner, Handb. d. benticu 
Strafrechts 1871. Wablberg. 

Urheberrecht (Autorrecht, nicht gut geiftiges Eigenthum) tft das Recht, über vie 
Vervielfältigung und BVeröffentlihung eined Geiftesproductes ausſchließlich und beliebi 
zu verfügen. 

ALS ein bejonderes, durch eine Klage geſchütztes Recht ıft daffelbe weder vom rer. 
R., noch vom deutichen R. de8 Mittelalterd anerkannt. Als mit dem Auflommen ve 
Buchoruderfunft wie Gefahr ſich mehrte, daß Geiſtesproducte, wenigftend Schrift: 
wider Willen des Autors auf mechanischen Wege von Anderen vervielfältigt und ver: 
breitet würden, und daß diefe aus der Verbreitung Vortheil zögen, jenem aber Nachtheil 
zufügten, fuchte man einen Schuß dagegen zunäcft im einzelnen Falle duch Auswirkure 
von Privilegien zu erlangen. Solche finden ſich bereits, wenn auch nur vereinzelt, nich 
lange nach dem Aufkommen der neuen Kunft, nämlich jeit dem Ausgange des 15. Jabr⸗ 
Hundert. In diefen Privilegien wird dem Impetranten (Berfaffer oder Verleger; das 
ausichliegliche Necht zum Drud und Verkauf des Werks ertheilt, und Drud und Werfarf 
durch jeden Dritten verboten und mit Strafe bedroht. Später beichäftigt ſich aud di 
Zerritorialgefeggebung in Deutfchland mit dem Gegenftande. Bereits ım 17. Yabrk. 
finden wir einige gegen den Nachdruck erlajfene Beftimmungen, im 18. Jahrh. mehre 
fich diefelben. Die Reichsgeſetzgebung blieb jedoch in dieſer Hinſicht untbätig, werm Tcher 
in der Wahlcapitulatton Leopolds II. Untervrüdung des Nachdrucks in Ausſicht geftel: 
wurde. ‘Dagegen erließ die deutfche Bundeöverfammlung der in dr D.B. A. A. 18 ar 
gebenen Zuſage gemäß eine Reihe von Beitunmungen über den Schug des U. (Buntes 
Beſchlüſſe v. 6. Sept. 1832, v. 9. Nov. 1837, v. 22. April 1841, v. 19. Sum 1845. 
v. 6. Nov. 1856, v. 12. März 1857). Auch die Barticulargefeggebung manbte der 
Gegenftande von Neuem ihre Aufmerkſamkeit zu, wober man jedoch von der Grundlage 
der Bunbesgefeßgebung ausging (Jo Preuß. Gel. v. 11. Juni 1837 und v. 20. fer. 
1854, Wiürtemb. Gef. v. 17. Octbr. 1838, königl. Sächſ. Gef. v. 22. Febr. 1544, 
Defterr. Bat. v. 19. Detbr. 1846, Bad. Verordn. v. 17. Septbr. 1847, Baier. Gel. v. 
28. Juni 1865). Die Berfaffung des No. Bundes und deingemäß aud) Die bes ben: 
Then Reichs rechnet den „Schuß bes geiftigen Eigenthums“ zu den der Geſetzgebung ix} 
Bundes unterliegenden Gegenftänden (Berfg.-Urt. A. 4). Unter dem 11. Juni 1570 
ft andy ein Geſetz, betr. Das Urheberrecht an Schriftwerken, muſikaliſchen Conmofitionen 
und dramatifchen Werfen, ergangen, welches zunächſt für den No. Bund beftunmt, jest 
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zum deutichen Reichögefeg erhoben ift. ‘Der in dem Entwurf dieſes Geſetzes noch vor: 
handene Abfchnitt, welcher die Werke der bildenden Künfte behandelte, fand nicht die Zu— 
ſtimmung des Reichstags. Daſſelbe Schickſal Hatte ein dem Reichstag vorgelegter Ent- 
wurf eines Geſetzes über den Schuß der Photographien. | 

Das U. wird von den älteren Schriftftellern als ein wirkliches Eigenthum aufge 


faßt, welches dem Hervorbringer des Geiftesproductes an dem Inhalt deſſelben zukomme 


(3. H. Böhmer, St. Pütter). Vereinzelt ift noch in ver neueren Zeit diefe Anficht 
vertheidigt worden von Eifenlohr (S. 60), melder indeß dem Autor ein Eigenthum 
an der Form zufpricht, in bie derfelbe feine Gedanken fleivet. Die Mehrzahl der neueren 
Schriftſteller hat den eigentlichen Eigenthumsbegriff aufgegeben, und veriteht, wenn auch 
die Bezeichnung „geiftiges Eigenthum“ beibehalten wird, darunter lediglich die vermögens- 
rechtlihe Nutzung der mechanischen Vervielfältigung des Geiſtesproductes, welche dem 
Autor unbeſchränkt und ausſchließlich gebührt (jo u. A. Iolly ©. 44, Kloftermann 
I. ©. 113 fi). Osc. Wächter (S. 89 ff. ©. 108 ff.) bedient fi zur Bezeichnung 
bierfür des Ausdruds „Verlagsrecht“. Einige CSchriftfteller (Neuftetel, Der Bücher- 
nachdruck nad) röm. R., Heivelb. 1824, ©. 44 ff.; Heffter, Deutfches Strafrecht 
8. 398; Bluntſchli, Deutſches Priv.R. SS. 46. 47) fehen im U. ein Recht der Per- 
ſönlichkeit; noch andere enblih (Befeler, Deutſches Priv. K. 8. 88 II, Harum 
S. 53) ein Recht der Perfönlichket (Berbietungsreht gegen Beröffentlihung des Geiftes- 
producte8) verbunden mit einem Vermögensrecht (Befugniß, das Geiftesproduct zu ver: 
breiten). Die zuletzt hervorgehobene Anficht dürfte für die richtige zu halten fen. Das 
U. wird durch eine dingliche Klage geſchützt, und fo wird daſſelbe auch felbft als ein 
dingliches Recht bezeichnet (Kloftermann I ©. 114; Homeyer — Juriſt. Wochenfchr. 
von Hinjhius, 1838, N. 25 — 28 —: dingliches Unterfagungsredt). Doc will e8 
Moandry (S. 99) weder den dinglichen noch den Forderungsrechten unteroronen, fon= 
dern jchlägt vor, für dafjelbe, wie für einige andere Rechte (3. B. Recht auf die Füh— 
rung einer Firma, Die aus einen Erfindungspatent hervorgehenden Rechte), eine neue 
Klaſſe von Rechten anzunehmen, die er ald Vermögensrechte abfoluten Charaktere, aber 
ohne fachliche Unterlage bezeichnet. 

Das U. wird anerkannt bei den literariſchen und künſtleriſchen Erzeugniffen. ALS 
literariſches Erzeugniß ift jedes Geifteßproduct zu verftchen, „welches an ſich einen Be- 
jtandtbeil der Yıteratur eines Volkes zu bilden geeignet iſt“ (Wächter), ohne Rücdjicht 
darauf, ob daſſelbe bereitS veröffentlicht, vefp. Ichriftlih fixirt if, oder nicht, alſo auch 
Meanuferipte, ſowie Vorträge, welche zum Zweck der Erbauung, Belehrung, Unterhaltung 
gehalten find (Gef. v. 11. Juni 1870 8. 5). Dagegen erkennt das Recht ein 
gegen Nachdruck geſchütztes Autorrecht nicht an bei Werken, welde lediglich das 
öffentliche Leben wiebergeben, wie Zeitungsartifeln, ferner bei ſolchen, deren Autor durch⸗ 
aus ald Organ des Staates erfcheint, als Geſetzen und fonftigen amtlichen Erlaflen, und 
endlich bei folchen, -welche unmittelbar einem rein praftifchen Zweck dienen, wie den bei 
gerichtlichen Verhandlungen, ſowie in politischen umd ähnlichen Verſammlungen gehaltenen 
Reden (cit. Gel. $. 7). Unter künftlerifchen ober artiſtiſchen Erzeugniſſen find ſolche 
Werke zu verftehen, bei denen fich eine felbftändige formgebende Thätigfeit des Urhebers 
offenbart, und „welde in den artiftifchen Verkehr einzutreten geignet erſcheinen“ (Wäch- 
ter). Es gehören dahın alfo Werke der Plaftit, Gemälde, Zeichnungen, Kupferftiche, 
Holzihnitte, Lithographten u. |. w. Dagegen fünnen Photographien in Wahrheit nicht 
als artiftifche Erzeugniſſe angeſehen werben. Einen Schug gegen Nachbildung gewährt 
ihnen weder die deutliche Bundesgefeßgebung, noch die PBarticulargejeggebung, mit Aus: 
nahme des baier. Gel. vom 25. Juni 1865. Und aud der im No. Bunde gemachte 
Verſuch, denfelben (ohne fie indeß als Kunftwerke anzuerkennen) einen ſolchen Schutz zu 
verſchaffen, ıft vorläufig ohne Erfolg geblieben. Endlich wird ein U. angenommen 
bei muftfalifchen Compofitionen, ſowie bei geographifchen, topographiſchen, naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen, architektoniſchen, technifchen und ähnlichen Abbildungen, weldye, wenn über- 
haupt eine firenge Grenze zwiſchen literariſchen und artiftiichen Erzeugniffen gezogen wird, 
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mit größerem Recht zu den erfteren gerechnet werden. Dagegen wird ein mit geſetzlichem 
Schutz ausgeftatteted U. bei gewerblichen Erfindungen, Muſtern und Formen nicht ar 
enommen. 

i Die praftifche Seite des U. befteht darin, daß jede mechanifche Vervielfältigung tes 
Seiftespropucted ohne den Willen des Autors (bei Titerariichen Werfen „Nachdrud x: 
nannt) verboten if. Als mechanische Vervielfältigung wird bei Schriftwerfen durch das 
Gef. v. 11. Juni 1870 (8. 4) auch ausdrücklich das Abſchreiben bezeichnet, wenn Tai: 
ſelbe dazu beſtimmt ift, ven Drud zu vertreten. Ber Gemälden verbietet Die Geſerge 
bung aud die Nachbildung durch Kupferftih, Stahlftih, Holzſchnitt, Lithographie Vrenß 
Ge. v. 11. Juni 19837 8. 21); nicht aber die Nachbildung eines plaftifchen Kunſtwerkes 
durch Malerei oder Zeichnung, oder umgekehrt, Preuß. Geſ. v. 11. Juni 153: 
8. 24), oder doch nur dann, wenn diefelbe auf rein mechaniſchem Wege erfolgte (Breuk 
Ge. v. 20. Febr. 1854 8. 1; Entw. des Nd. Bundesgeſ., betr. das Urheberrecht x 
8. 60). Dramatiſche, muſikaliſche, dramatiich = mufifaliihe Werte dürfen ohne Gench 
migung des Autors auch nicht öffentlich aufgeführt werden. Nur ift e8 hierzu nach dem 
&. v. 11. Juni 1870 (8. 50) bei mufitalischen Werken, welche bereit8 durch der 
Drud veröffentlicht find, erforderlich, daß der Autor bei der Beröffentlihung Das Next 
ber öffentlichen Aufführung fi vorbehalten hat. Nach dem Bundesbeſchluß v. 12. Pin 
1857 bedurfte e8 eines ſolchen Vorbehalts auch bei dramatischen Werken. Bei Schutt: 
werfen werden nad) den Gef. v. 11. Juni 1870 ($. 6) auch Meberfegungen, jedoch um 
in beftimmten, von Geſetz hervorgehobenen Fällen als Nachdruck angeſehen. Dagegen 
gilt nicht als ſolcher das wörtliche Anführen einzelner Stellen eine8 bereits veröffentlic 
ten Werks, ſowie die Aufnahme Heinerer Schriften in Sammelwerke, reip. andere greke: 
felbftändige wiſſenſchaftliche Werke. 

Das U. fteht dem Erzeuger des Geiftesproducted zu. Doch geht daflelbe auf de 
Erben über und kann durch Vertrag oder Verfügung von Todeswegen auf Andere über: 
tragen werben (Se. v. 11. Juni 1870 8. 3). Die neuere Geſetzgebung erkennt ar. 
und {chügt das U. nicht nur während des Lebens, ſondern noch 30 Jahre nach dem Tede 
des Autors (Bundesbeſchluß v. 19. Juni 1845 U. 1; Gel. v. 11. Juni 1870 8.8, 
und zwar werben dieſe 30 Jahre gerechnet von dem Tode des Längſtlebenden, wenn du: 
Werk von mehreren Miturhebern verfaßt ift (Gef. v. 11. Juni 1870 8. 9). Als Ur: 
heber gilt auch ber Herausgeber eined aus den Beiträgen Mehrerer beſtehenden Wertes. 
wenn dieſes ein einheitliches Ganzes bildet, ohne daß dadurch Das U. der Verfaſſer der 
einzelnen Beiträge an biefen felbft aufgehoben würde (cit. Gef. 8. 2. Anonyme m 
pſeudonyme, ſowie die von Univerfitäten, Academien und fonftigen juriftiihen Perſoner. 
öffentlichen Unterrichtäanftalten, gelehrten und anderen Gefellichaften herausgegebenen Wert: 
werden 30 Jahre lang nach ihrem Erjcheinen gegen Nachdruck geſchützt (Bundesbeſchluf 
v. 19. Juni 1845 4.2; Gef. v. 11. Juni 1870 88. 11. 13); poftume Werke nad 
dem Gef. v. 11. Juni 1870 (8. 12) 30 Jahre nad dem Tode des Autors, währen: 
der Bundesbeſchluß v. 19. Juni 1845 (9. 2) Dielen Schu 30 Jahre lang mus 
dem Erfcheinen des Werkes gewährt. Die Schupfrift ift nach den Bundesbeſchlüfſen tie 
ſelbe, mag es fih um literarifche oder artiftiiche Werke handeln, und ebenſo nach tem 
Gef. v. 11. Juni 1870 (88.8 ff. 52) dem Nachdrud, wie (bei dramatiſchen und mu: 
kaliſchen Werken) der öffentliden Aufführung gegenüber, wogegen nad dem Bundes 
beſchluß v. 12. März 1857 der Schug gegen unbefugte Aufführung nur 10 Jahre nad 
dem Tode des Autord gewährt murbe. 

Die Folgen des Nachdruds (vefp. der unerlaubten Nachbildung), mag derſelbe auf 
Vorſatz oder Fahrläffigfeit beruhen, find civilrechtlicher und ſtrafrechtlicher Natur, nämlid 
Entihädigungspflicht dem Autor und deſſen Rechtsnachfolgern gegenüber, Confiscation Der 
vorhandenen Nachprud - Exemplare und der zur Vervielfältigung ausſchließlich beftimmten 
Vorrichtungen (wie Formen, Platten, Steine, Stereotypabgüffe); endlich Geldbuße, bie im 
Unvernögensfall nach dem Gef. v. 11. Juni 1870 in eine Gefängnißftrafe umgewandelt 
wird (Bundesbeſchlüſſe v. 9. Now. 1837 U. 4; v. 19. Juni 1845 9. 11; Geſ. v. 11. um 
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1870 88. 18. 19. 21). Zur Anftellung der Klage iſt jeder berechtigt, deſſen Ur: 
beber= oder Verlagsrecht beeinträchtigt oder gefährdet ift (Gef. v. 11. Juni 1870 8. 28). 
Dagegen findet ein Einfchreiten (im Strafverfahren) von Amtswegen nicht Statt ($. 27), 

Der durch die Bundesbeſchlüſſe gewährte Schu des U. bezieht fih nur auf Die in 
den deutſchen Bundeöftaaten (nicht im Auslande) erjchienenen literariſchen und artiftifchen 
Were. Das Gel. v. 11. Juni 1870 fichert denſelben zu den won inländiſchen 
(d. h. im Deutjchen Reich ftaatsangehörigen) Urhebern oder in inländifchen Verlagshandlun⸗ 
gen erjchienenen Werken. Ebenſo, die Neciprocität voraudgefeßt, denen, welche in einem 
zum ehemaligen beutjchen Bunde gehörigen Staate erjchtenen find, und den nicht wer: 
öffentlichten Werken ſolcher Autoren, welche einem ſolchen Staate angehören, Nur hin- 
— der Peuer der Schutzfriſt iſt das Recht des betreffenden Staates maßgebend 

. 61. 62). 

Lit.: Zolly, Die Lehre von Nachdruck, Heidelb. 1852. Eifenlohr, Das Titerarifch- 
artiftifche Eigentbum, Schwerin 1855. O. Wächter, Das Verlagsrecht, Stuttg. 1857 — 58. 
Derfelbe, Das Recht des Kinftlers gegen Nachdruck feiner Werke, Stuttg. u. Tüb. 1859. 
Kloftermann, Das geiftige Eigenthum, 2 Bde., Berl. 1867. 69. Kaifer, Entwurf eines 
83 zum Schutze der Original⸗ Photographien, Berl. 1868. Fiſcher, Geſetz, betr. das 
Urheberrecht, Gera 1870. Dambach, Die Geſetzgebung des Nd. Bundes betr. das Urheber⸗ 
recht an Schriftwerlen. Berlin 1871. Dahn in Behrend's Zeitfchr.f. d. Geſetzgebung u. Rechts⸗ 
pflege in Preußen V. ©. 1 ff. Kloftermann ebendaſ. ©. 75 — Harum, Die gegenwärtige 
Oeſierr. Preßgeſetzgebung, Wien 1557. Heydemann u. Dambach, Die Preuß. Nachdruck⸗ | 
gefetsgebung, Berl. 1863. Mandry, Das Gef. v. 28. Juni 1865 (in Dollmaun, Die ehr 
Geſetzgebung des Königr. Baiern, Th. I. Bd. 5. Heft 2) Erl. 1867. np Fish 

Lewid. arm /Ei0r 

Urkundenbeweis (probatio per instrumente, preuve litterale) ift auf dem or mhrssch, 
Gebiete des Civilproceſſes die Herbeiführung der vichterlichen Weberzeugung von einer bei Zr." 
ftrittenen Thatſache durch Vorlegung fchriftliher Aufzeichnungen über Wahrnehmungen „42 - 
oder Willenderflärungen (instramenta oder documenta). Man ſcheidet dieſelben in #5, * 
öffentliche Urkunden (doc. publica, actes authentiques) und Privat-Urkunden (doc. “ 
privata, actes sous seing prive). Erftere find nach dem gem., preuß., hann. und 
franz. R., ebenfo nach dem Nd. Entw. folche, welche eine öffentliche Behörde oder eine 
mit öffentlichem Glauben verfehene Perfon (3. B. ein Notar) über amtliche Wahrneh- 
mungen innerhalb der Grenzen ihrer Befugniffe und in der vorgefchriebenen Form aus— 
gejtellt hat (alfo die von den Gerichten, Notaren aufgenommenen Verhandlungen , die 
Tauf-, Trau-, Todtenfheine der Pfarrer, der Civilſtandsbeamten, die Steuerfatafter 
u. ſ. w.). Alle anderen Urkunden fallen in die zweite Kategorie. Handelt es ſich blos 
um die Beltftellung der Erxiftenz einer Urkunde, jo kann dieſe durch Vorlegung derſelben 
erfolgen, fofern die Aechtheit der Ietteren, d. h. die Thatfache unzweifelhaft ft, daß fie 
bon der al8 Urheber in derſelben bezeichneten Perſon herrührt. Die öffentliche Urkunde 
trägt aber wegen ihrer Form die Vermuthung ihrer Aechtheit in fi, fie wirb daher 
dem Gegner nur deshalb vorgelegt, um demſelben Gelegenheit zu geben, fich über das 
Borhandenfein der die Deffentlichkeit der. Urkunde bedingenden Erforberniffe zu vergewiſſern 
reip. eine etwaige Verfälfchung geltend zu maden, wofür im franzöfifchen Proceß der 
eg einer civilen Incidentklage —* incident civ.) oder des Strafverfahrens (faux 
principal, par la voie criminelle) gewählt werden kann. Der Privaturkunde fehlt 
dagegen dieſe Präſumtion der Aechtheit und daher muß fie dem Gegner ſtets zur Erflä- 
rung, ob er fie für ächt halte (zur fog. recognitio), vorgelegt werden. Wird fie nicht 
anerkannt, jo bat der Beweispflichtige die Aechtheit der Urkunde mit den gewöhnlichen 
Beweismitteln darzuthun, nach gem. Proceß kann er aber fich noch zweier eigenthümlicher 
Mittel, der jog. comparatio litterarum und des Diffeffionseides, welche aber nicht allgemein 
von der Barticularprocekgefeßgebung (ſ. die betr. Art.) anerkannt find, bedienen. Mit ver 
Aechtheit der Urkunde ift aber noch nicht ohne Weitered au ihr Inhalt als vollbeweiskräftig 
feftgeftellt anzujehen, vielmehr ift nach gem. Procefle, abgejehen von der Qualität der Urkunde 
als öffentlicher oder privater, noch zu unterfcheiden, ob fie ein Zeugniß, ein Geſtändniß oder 
eine rechtliche Dispofition, reſp. Willenserklärung des Ausftellers enthält. 1) Iſt das 
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Zeugniß in einer öffentlichen Urkunde über die von dem Beamten innerhalb feiner Amts- 
befugniffe gemachten Wahrnehmungen ausgeftellt, fo macht daſſelbe vollen Beweis, m mi: 
weit der Gegenbeweis ftatthaft ift, barliber herrſcht in ver gemeinrechtlichen Doctrin fer 
Einigkeit, indem man denfelben bald nur auf ven Mangel der geſetzlichen Vorausſetzungen 
der Urkunde oder auf ein Falſum beichränfen will, bald überwiegende Beweismittel dat 
verlangt oder endlich auch den Nachweis einer Unvollftändigkeit der Urkunde mitielſt te 
gewöhnlichen Beweismittel für ftatthaft erklärt. Was dagegen eine Privaturkunde de 
gleichen Inhaltes betrifft, jo Bat biejelbe, wenn fie von einem Dritten hrt, nur do 
Kraft eines unbeeideten Zeugniſſes; rührt fie Dagegen von einer der Parteien ber, ic 
gilt der Grundfag, daß fie wohl gegen den Ausſteller, aber nicht für denjelben beimerti 
(scriptura privata probat contra scribentem, nihil probat pro scribente), jeixt 
kommen von letzterem Sat eine Reihe von Ausnahmen vor, namentlih liefem die «> 
nungsmäßig geführten Handelsbücher einen durch Eid oder andere Beweismittel ergänzburer 
unvollſtändigen Beweis (A. D. H. G.B. A. 34). Gegenbeweiß gegen den Inhalt emer ter: 
artigen Privaturkunde ift unbedingt zuläffig., 2) Enthält die Urkunde ein Geftändnif, ’o 
ift zwar daffelbe, wenn die Urkunde eine öffentliche ıft, für feftgeftellt zu erachten, Ta tus 
Geſtändniß aber immer ein außergerichtliches Geftändniß bleibt, fo ift fein Werth für de 
zu bemeifende Thatſache ebenjo wie das in einer Privaturkunde ſich vorfindende nad ter 
Regeln vom Geſtändniß (f. dieſen Art.) zu beurtheilen. 3) Eine dispoſitive Urkunde 
endlich bemeift, ſowie ihre Aechtheit feftfteht, felbft wenn fie eine Privaturkunde ıft, gexz 
Jedermann, jedoch immer nur ſoweit, als fie den ebenermähnten Inhalt Hat, nicht abe 
für ein etwa in derfelben zu Gunften des Ausftellers abgegebened Zeugnig (fo ift ;. F. 
die Thatfache der Geffion einer Forderung dur Vorlegung der als ächt anerkanmc 
Privat : Ceffions - Urkunde, nicht aber zugleich da8 Datum der Ausftelung Dritten gegen 
über feftgeftellt). Immer Tiegt in folden Fällen nur ein Beweis für die Eriſtenz mt 
den Inhalt der Dispofition vor, und da die rechtliche Gültigkeit des Actes ſich nach der 
Civilrechte bemißt, fo bleibt die Geltendmachung und der Beweis aller daraus hervo 
gehender Nichtigfeits- und Anfechtungsgründe (alfo der Simulation, des Irrthums, ix 
Zwanges u. |. mw) zuläſſig. Wenn die Urkunde endlih ihrem Inhalte nach zuglas 
allen drei Arten angehört — mas freilich das Gewöhnliche ift —, fo fommen für jet. 
einzelnen Theil, je nachdem dieſer den einen oder anderen Charakter trägt, Die verſche 
denen Regeln zur Anwendung. Die vorhin erwähnten Particularproceßordnungen Balten, 
mit Ausnahme des Nd. Entm., was ihre Beftimmungen binfihtlih der Beweiskraft ter 
Urkunde betrifft, jene drei Gefichtöpunfte für die Negel nicht ſcharf auseinander. Zi: 
Preuß. Ger. Ordn. läßt gegen den als vollbeweifend geltenden Inhalt einer öffentliche 
Urkunde nur den Nachweis zu, daß bei Aufnahme derſelben ein Irrthum oder eine Be: 
fälſchung vorgekommen fer, fofern die Urkunde eine gerichtliche ift; Dagegen geftattet n! 
gegen andere öffentliche Urkunden unbedingt den Beweis der Unrichtigkeit des Inbalte 
(Th. I. Tit. 10. 88. 126. 131). Damit ift, abweichend vom gem. Proceſſe, Diele Ir 
ſondere Art ver öffentlichen Urkunden den Privaturkunden gleichgeftellt, welche Die A. Ger Ort: 
gegen den Ausfteller, feine Rechtönachfolger und die von ihm vertretenen Perfonen, Toter: 
fie recognoscirt find, als voll beweiſend anfieht, während fie ihrem Inhalt dritten Per 
ſonen gegenüber nur den Werth eines unbeeidigten Zeugniſſes beilegt, und erfteren « 
Sunften des Ausſtellers nur in befonderen Ausnahmefällen fir beweisfräftig erflän 2 
a. D. 88. 158. ff). Der C. civ. a. 1319. 1320. 1328 erflärt eine öffentliche um 
eine Privaturfunde, welche anerkannt ift, für vollbeweiſend, letztere indeſſen nur für M: 
Barteten, und hebt namentlih hervor, daß das Datum einer Privaturkunde gegen, Tritt: 
in beionderen Fällen, 3. B. durch Einregiſtrirung, Aufnahme des Inhalts in eine ande: 
öffentliche Urkunde, feftgeftellt werden muß. Den Gegenbeweis ſchließt er aber nicht aus, Dam 
wenn auch a. 1319 nur der Möglichkeit der Anftellung der Fälſchungsklage gegen cm 
öffentliche Urkunde gevenft, jo erkennt doch a. 1341 ein weitergehendes Recht indirect un, 
indem er allein den Zeugenbeweis gegen den Inhalt, einen Zufag zum Inhalt der I: 
funde oder über angeblih vor, bei und nad ber Aufnahme der Urkunde vorgefalln: 
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Reden ausſchließt. Die Hann. Pre. Ordn ift in ihren Beſtimmungen noch dürftiger, in- 
dem fie allein der Zuläffigfeit des Einwandes der Berfälihung gegen öffentliche Urkunden 
erwähnt und dem Ausfteller einer von dieſem anerkannten Privaturfunde nur das Recht 
gibt, nachzuweiſen, daß e8 nicht feine Abficht geweſen, durch feine Unterfchrift den Inhalt 
der Urkunde zu genehmigen (88. 327. 329). Der Nd. Entw. legt den öffentlichen Ur— 
funden und anerkannten Privaturfunden vollen Beweis über die darın enthaltenen Willens- 
erflärungen bei, läßt jedoch bei erfteren eine Anfechtung des Inhalts nur inſoweit zu, als 
behauptet wird, daß die Förmlichfeiten, deren Beobachtung in der Urkunde bezeugt wird, 
nit gewahrt und bie beurkundeten Verhandlungen abfichtlic oder in Folge eines Irr- 
thums unrichtig aufgenommen worden feien und hebt ausbrüdlich hervor, daß Ort und 
Zeit der Ausftellung einer derartigen Privaturkunde durch Tegtere nur dem Ausfteller 
und deſſen Univerfal= Succejjoren gegenüber bewiejen witrden (88. 560—562). Die An- 
fehtung des in einer öffentlichen oder Privaturkunde enthaltenen Geſtändniſſes ift alleın 
unter der Vorausſetzung geftattet, daß daſſelbe durch Irrthum veranlagt worden iſt 
(8. 564). Unbedingt iſt der Nachweis der Unrichtigkeit des Inhalts ſelbſt gegen eine 
Öffentliche Urkunde erlaubt, wenn diefe nicht wor der Behörde abgegebene Willenserflä- 
rungen oder von berfelben ausgeftellte amtliche Verfügungen, ſondern die Bezeugung an- 
berer Thatfachen enthält, fofem die Landesgeſetze dieſen Beweis nicht einfchränfen 
(58. 568. 569). Außerdem bleiben aber, was auch nach der Hann. Pre. Ordn. anzu: 
nehmen tft, nach ausdrücklicher Vorſchrift (8. 567) der Partei alle ciilrechtlichen, Die 
Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts betreffenden Einwendungen gegenüber allen Urkunden ge 
wahrt. Im Einzelnen ift noch Folgendes zu bemerken: 1) Ob der Mangel des einen 
oder anderen Erfordernifjes der öffentlichen Urkunde dieſer ihre Qualität als folcher 
nimmt, hängt von den beſonderen Vorſchriften, welche für die Aufnahme derartiger Do- 
cumente beftehen, ab; mangels folder hat das richterliche Ermeſſen zu entſcheiden. Eine 
Urkunde, weldyer nach dem eben Bemerkten der Charakter als öffentlicher Urkunde abge: 
!prochen werden muß, kann aber trotzdem, wenn es ihr nicht an der nöthigen Unter- 
Ihrift fehlt, noch die Kraft einer Privaturkunde haben (f. auch C. civ. a. 1318). 2) Die 
Präſumtion der Aechtheit bei öffentlichen Urkunden wird durch Mängel in ihrer äußeren 
Beichaffenheit (Radirungen, Durcftreihungen, Riſſe u. f. w.) geſchwächt und es ift Sache 
der richterlihen Würdigung, welche Bedeutung dieſen fog. scripturge calumniosae kei- 
zulegen ift (Preuß. A. G.O. a. a. DO. 88. 118. 119; Hann. Pre Orbn. 8. 329, No. 
Entw. 8. 572); ebenfo kann dadurch dem Ausfteller einer Privaturkunde gegenüber, der 
feine Unterfchrift anertennen muß, die Beweisfraft fir den Inhalt gefchwächt werben. 
Ferner fonımt den Urkunden, welche fih als öffentliche Urkunden Des Auslandes dar- 
ſtellen, nicht ohne weiteres, d. h. wenn fie nicht von einer inländifchen Behörde Iegalifirt find, 
die Kraft öffentlicher Urkunden zu, vielmehr hat auch hier das Ermeſſen des Gerichtes 
einzutreten (No. Entw. $. 602). Andererſeits ftatuirt die gemeinvechtliche Praxis und 
Doctrin allerdings nicht ohne Widerſpruch für Privaturfunden, welche längere Zeit in 
Archiven aufbewahrt worden find, eine Präfumtion der Aechtheit, eine Meinung, welche 
die Preuß. G.D. a. a. O. $. 158c. und die Hann. Pre.Oron. 8. 341 gefeglicy fanctio- 
niet haben, während wegen der im franz. R. und im Nd. Entw. anerkannten freien Be— 
wersthenrie der Richter in der Lage ift, dieſen Umſtand mit in Nücdkficht zu ziehen. 3) In 
Dezug auf den Inhalt ift die Beweiskraft der Urkunde gefchwächt, wenn das instrum. 
ein ſog. documentum referens sine relato ift, d. h. auf eine andere Urkunde Bezug 
nimmt, ohne daß der Inhalt ber letzteren in ihm näher angegeben ift (jo auch bie 
Preuß. SD. a. a. O. $. 113), oder wenn die Urkunde Unklarheiten und Widerſprüche 
enthält (a. a. O. 8. 117). 4) Bloße Abjchriften einer Originalurtunde haben an und 
für ſich gar feine Beweiskraft, dagegen fteht nad) gem. Proceſſe, ebenfo wie nach d. Preuf. 
G.O. a. a. O. 88. 111. 124; Hann. Prc.Dd. 8. 328; No. Entw. $. 571 die bes 
glaubigte Abſchrift einer öffentlichen Urkunde (copia vidimata oder fidemata), welche 
\elbft den Erfordernifien einer ſolchen entfpricht, dem Original gleih. 5) Die Frage, ob 
eine nicht mit der Unterfchrift des Ausfteller8, fondern nur mit Handzeichen verfehene 
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Privaturkunde der Recognition und Diffeſſion fähig iſt, iſt für den gem. Prof fan: 
die Hann. Pre.O. 8. 338 bejaht die Frage, während die Preuß. Ger.Dd. 8. 1315 
nur die Diffeſſion von Unterfchriften zuläßt. Für diejenigen Pre Ordnn., welde, mie te 
C. de proc. und der Nd. Entw., den Tiffeffionseid nicht kennen, erledigt ſich di in: 
von ſelbſt dadurd, daß hier die Anerkennung des Inhalts durch andere Bemasmid c: 
bracht werden muß. 

Quellen: Preuß. A.®.D. Th. I. Zit. 10. 88. 89—167. C.civ. a. 1317—1340. (.k 
proc. a. 214— 251. Hannov. Pre.Ordn. 88. 305 — 342. Nd. Entw. 88. 560 — 60%. 

Lit.: Spangenberg, Die Lehre vom Urkundenbeweis, Heibelb. 1827. Strippelmur 
Der Beweis durch Schrifturkunden, Abth. I. II., Caſſel 1860. 1561. Langended, Tik 
weisführung in bürgerl. Rechtöftreitigleiten, 3 Abth., Leipz. 1861, S. 613 ff. 

P. HSinldind 

Urkundenfälſchung: In rechtswidriger Abfiht erfolgender Mißbrauch ie Ir 
fundenform; eine Spezies der ftrafbaren Berlegungen der publica fides. Ueber du: 
tur diefer Berlegungen und die Behandlung, welde ihnen in den Gefegen zu Thal ri 
|. den Art. „Fälſchung“. 

Ihren befonderen Gegenftand hat die U. in beim Gredite, deſſen die Urkuz: 
form im Verkehre und im Proceſſe theilhaft ft. Die Verlegung deſſelben wird in ie 
meiften Gefegen (ſ. jedoch Tefterreich und in Betreff der Privaturkunden Baier) di x 
ſelbſtändiges Delict behandelt. Dabei werden die Grenzen deffelben, im Zuſammenhat 
mit der geſchichtlichen Entwidelung der Fälſchungslehre meift zu weit ausgedehnt ar: 
unbeſtimmt gelaiten. Beides insbejondere gegenüber dein Verbrechen des Betrug. - 
AB allgemeine Erforderniffe bei ven verſchiedenen Arten der U. find ei 
genden aufzuftellen. . 

1) Eine mirfliche, jedoch verfälichte, oder eine bloß ſcheinbare Urkunde als Inte 
ment des Verbrechens. Unter Urkunden aber find Zeichen zu vwerftehen, welde dazı be 
ſtimmt und zugleih dienlich find, Rechtsverhältniſſe oder rechtlich erhebfihe Ai: 
fachen zu beweilen. Die Gefete geben erſchöpfende Beftimmungen dieſes Begnifis mk 
Keinesfalls aber ift um Sinne derfelben (von dem ehemaligen preußiſchen Straigees ıt 
gefehen) als Urkunde jede Schrift zu betrachten, welche zufällig fir einen karte 
Beweis „von Erheblichkeit“ iſt. Anderntheils ift der Begriff ver Urkunde md a! 
Schriftſtücke (jedoch Preußen) einzufchränten. — Die Urkunde muß abgefehen ven Ka 
durch die Fälfchung begründeten Mangel eine beweisträftige fein. Die preußiſche Fra? 
ſchloß nur ſolche Akte aus, welche „in jeder Beziehung‘ nichtig und wirkungslos ſind - 
Auch muß die Fälſchung dem betreffenden Afte den Schein der Wechtheit geben, by 
laſſen; es muß die Möglichkeit beftehen, daß derſelbe, unabhängig won einer yahlitr 
feit des Getäufchten, Geltung als Urkunde finde. Anders urtheilt die preußiſche prac 

2) Für das betreffende Inftrument muß die Bewersfraft der Urkunden 
Anspruch genommen werben, obgleich ihm dieſelbe entweder überhaupt midı © 
mwenigftend in der beftimmten Richtung nicht zukömmt. Ob derjenige, welcher bieten (X 
brauch von demfelben macht, daſſelbe auch hergeftellt und ihm den täufchenden Charst 
verliehen habe, ift für ben Begriff nicht entſcheidend. Anders freilich nach Dane 
Gefegen, welche den Schwerpunft gerade in dieſe (fäljchende ober verfälſchende) Thin 
legen — Geſetz und Praris flimmen in Bezug auf das angegebene Erxforderniß m 
überein. Theild fordert man überhaupt nicht, daß von ber falfchen ober verfalitie 
Urkunde Gebraudy gemacht werde (Oeſterr. Entw. 8. 168, Würtemberg 219 p°' 
theils bloß, daß zum Zwecke ver Täufhung (Nd. Strafgeſetz; vgl. Breufen), bzw. nit 
widriger Täuſchung (Batern), theils, daß zur Benachtheiligung Andrer oder zum ap® 
Bortheile (Würtemb., Heſſen, vgl. Belgien), bzw. in betrügeriſcher Abſicht (Baden) 1 
ihr Gebrauch gemacht werde. Worauf es allein ankommen Tann, das ift aber, dak !! 
fragliche Gebrauch ſich als ein Mißbrauch der Urkundenform darftelle, d. h. db 
Inanſpruchnahme des Credit der echten bzw. unverfälichten Urkunde für bie une! 
bzw. verfälfchte. Wo Dies nicht der Fall ift, da Liegt feine Verlegung ber publica fdk 
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und fomit feine vationelle Möglichfeit vor, ſtatt des in der Regel anwendbaren Betrugs- 
begriffs den Fälfchungsbegriff zur Geltung zu bringen. 

3) Die Handlung muß gegen beftimmte Rechte Dritter, mit melden bte 
Urkunde und ihre Beweiöfraft in Beziehung ftehen, gerichtet fein. Diele Merkmal 
{ft mit dem vorigen nicht von felbft gegeben. In dem Falle z. B., wo der Gläubiger 
aus Gropmuth den ihm gefchuldeten Betrag in der Schuldurkunde herabſetzt und ſich 
dann auf biefelbe bezieht, Liegt wohl das letztere, nicht aber auch das erftere Merkmal 
vor. Hierher gehört auch die fäljchliche Beurkundung von wahren Thatjachen. Baden 
bat hiefür eine bejondere Strafbeftimmung. — In den meiften Fällen handelt es fih um 
einen Eingriff m Vermögensrechte Anderer. Baden berüdfichtigt neben ihnen mir die 
zur Beeinträchtigung von Familienrechten verübte U. _ Baiern in Betreff der Privat: 
urfunden, in Bezug auf welche dies gerechtfertigt iſt, nur die erfteren. Das No. Straf- 
gejeß zeichnet diejelben durch ftrengere Strafen aus. . 

4) Die Handlung muß in den beiden s. 2 und 3 angegebenen Beziehungen als 
eine dolofe erfcheinen. — Hinfichtlich der ferneren Voransfegungen tft e8 von Bedeu⸗ 
tung, ob e& fih um öffentlidhe (Baiern: von einer mit öffentlihem Glauben ver- 
ſehenen Berfon errichtete oder beglaubigte oder deren amtlichen Akten einverleibte) Ur- 
funden (vgl. auch die engere Definition verjelben im $. 535 des Entwurfs einer Pre.: 
Ordn. für den Nd- Bund) handelt, oder um Privaturfunden (Frankreih und Belgien: 
oder Handelspapiere). Die Privaturkunde muß, anders als die öffentliche (ogl. No. 
Strafgefeg 267), eine unmittelbare Beziehung auf Rechtöverhältniffe haben, fie muß be— 
ſtimmt fein, ein vinculum juris zu begründen, bzw. als begründet zu ermweilen. Ferner 
muß der (angebliche) Ausfteller als durch fie verpflichtet erſcheinen. Pur infofern iſt fie 
im Allgemeinen jenes Credits theilhaft, um deſſen Wahrung es fid) handelt. Auch wird 
die Fälſchung nur inſofern als eine Verlegung dieſes Credits erjcheinen, als fie un= 
mittelbar oder mittelbar die rechtlichen Intereſſen des (angeblichen) Unterzeichner be⸗ 
droht. — Damit ift hier die fogenannte intelleftuelle U. (die verbrecheriſche Bezeugung 
von Unmwahrbeiten in formell korrekten Urkunden), welde von der U. im engeren Sinne 
zu unterſcheiden ift, ausgeichloijen. 

Die U. im engeren Sinne kam in dreierlei Weife begangen werben, nämlich) 
a) durch Herftellung unechter Urkunden in Verbindung mit deren rechtöwidriger Anwen- 
dung. Die Urkunde hat hier einen andern Urheber als ihre Unterfchrift anzeigt. Die 
Beurkundung fimulirter Geſchäfte zum Zweck der Täuſchung Dritter gehört daher nicht 
hierher. Streitig ift, ob die Ausftellung einer Urkunde auf den Namen einer gar nicht 
eriftirenden Perfon U. begründen könne. Die preuß. Prarid bejaht die Frage, richtiger 
würde fie zu vereinen fen. Ferner ift fireitig, ob, im Falle der Ausftellung auf den 
Namen eines beftimmten Dritten, deifen Namensdunterichrift nachgeahmt fein müſſe. Die 
preuß. Praxis verneint, richtiger möchte die Trage zu bejahen fein. — Der fäljchlichen 
Anfertigung einer Urkunde wird es gleichgeftellt, wenn Jemand einem mit der Unterſchrift 
eines Andern verſehenen Papiere (einem Blanfette) wider deſſen Willen einen urkund— 
lichen Inhalt gibt (Nd. Strafgefes 269, abweichend Baiern 316, 6). b) Durch Ber: 
falihung einer echten Urkunde mit nachfolgendem Gebrauche berfelben. Die Aenderung 
muß einen wefentlihen Beſtandtheil der Urkunde betreffen, fie muß die Thatſachen, zu 
deren Erweis die Urkunde beftimmt iſt, in irgend welchem Umfange anders ericheinen 
laſſen, ald die ungeänderte Urkunde. — Eine Vernichtung der Urkunde als folder (3. 2. 
durch Auslöſchung der weientlihen Partien der Schrift) ift feine Fälſchung. c) Dur 
den Gebraud einer als falſch oder verfälicht erfannten Urkunde, ſei e8 im Einverſtänd— 
niſſe mit dem Fälfcher "oder ohne ſolches. Baden (436, 37) unterſcheidet diefe Fälle. 
In Betreff der vorauszuſetzenden Beichaffenheit dieſes Gebrauch j. oben. 

Hirnfichtlich der intelleftuellen U. ift zunächſt bie fälichliche Beurkundung vecht- 

lich bedeutſamer Thatſachen durch einen Beamten, innerhalb der Zuftändigfeit deſſelben, 

als ftrafbarfter Fall hervorzuheben. Derfelbe wird zwar mit Rüdficht auf den Amts- 

mißbrauch, den er- enthält, Seitens der deutichen Strafgeſetze (im Gegenſatz zu der Franz., 
v. Holgendorff, Rechtißleriton 2. 38 
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Belg. ꝛc. Geſetzgebung) Den Anntöverbrechen eingereiht. Gleichwohl if Der Falſchungs 
charakter, ber ohne Zweifel ber ihm gegeben ıft, auch nach ihnen nicht bebentunaeles. 
Die oben bezeichneten allgememmen Erforderniſſe der U. find auch bezüglich Dieler Zur 
cies feitzubalten. Zu unterſcheiden von ihr ift die Herbeiführung euer foldyen fallluter 
öffentlichen Beurkundung rechtlich bedeutfamer Thatfachen durch Nihtbeamte Tas 
No. Strafgeſetz behandelt iefelbe mit echt (gleich Baiern, Preußen, Baden) als kdi- 
ſtändiges Delict und zwar im Abfchnitt von den Urkundenfälſchungen. Die boloje Be 
nugung einer derartigen Urkunde wird demſelben gleichgeftellt. ‘Die gewinnfüctige Ar 
ſicht wird auch bei dieſen Arten der intellektuellen U. als Schärfungsgrumd behandelt. — 
Neben ihnen gedenkt das Nd. Strafgefeg noch der Außftellung eines unrichtigen Gejnm- 
heitszeugniſſes zum Gebrauche bei einer Behörde oder Berficherungdgelellicgaft durch ca 
approbirte Medizinalperfon, ſowie des bolofen Gebrauchs eined folchen Zeugniſſes in 
einer Behörde oder Berficherungögefelfchaft, und zwar ebenfalls im Abichntit von de 
Urfundenfälichungen. — Hierherzuziehen iſt aud die mehrfach den Falſchungen eingereit. 
wahrheitswidrige Führung eines Handels⸗ oder anderen Geſchäftsbuchs, welchem die & 
ſetze Beweiskraft beilegen. Vgl. Baden 433, Baiern 316, 3, Heſſen 397, 3. — Ger 
allgemein, jedoch ſehr mit Unrecht, wird die Errihtung von Brivaturkunden mt ed 
tetem Inhalte vom Oefterr. Entw. den Urkundenfälichungen zugezählt. 

Zur Bollendung genügt, wie au® dem oben Ausgeführten hervorgeht, die He: 
ftellung des betreffenden Inftrumentes nicht. Es muß vielmehr das legtere in dem cr- 
gegebenen Sinn als echt und bemeisträftig behandelt worden fein. Dagegen if e& + 
erforderlich, daß bie vechtswidrige Abficht in ihrer Richtung gegen die Vermögens- ode 
anderen Rechte eines beftimmten Dritten ihre Verwirklichung gefunden Gabe. Bar 
diefer Richtung geichehen ift, das ift beim Ausmaß der Strafe zu berüdfichtigen Hi: 
richtig ift e8 dagegen, in dem Valle, wo die Merkmale des Betrug vorliegen, zunlet 
bie Beftunmungen über den legteren nad Maßgabe der Grundſätze über Concunren co: 
zuwenden, wie died mehrfach (vgl. Wiürtemberg 219 358, Oeſterr. Eutw. 171) ver 
geſchrieben worden ift. 

Hinfichtlih der Beftrafung maht das Nd. Strafgefeg (von den das ärztic 
Zeugniß betreffenden Fälſchungshandlungen abgefehen) einen durchgreifenden Unteric:: 
zwifchen der gewinnſüchtigen und der nichtgeminnfüchtigen U. Die letztere wird mit & 
fängniß (die imtelleftuelle U. ſeitens des Nichtbeamten in alternativer Verbindung ım 
Seloftrafe) und, facultatio, mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, die erftere irer 
mildernden Umftänden abgefehen) mit Zuchthaus und, facultativ, mit Geldftrafe bedrebt 
wobei für die auf öffentlihe Urkunden Bezug habenden Fälſchungshandlungen beker: 
Maxima und, was die Geloftrafen betrifft, höhere Minima aufgeftellt werben. Com‘: 
cirtere Abftufungen und Untericyeivungen haben Baden, Frankreih, Belgien. Ausgezeide: 
wird mehrfach die Fälſchung von Wechleln und kaufmänniſchen Erebitbriefen, ſowie T. 
von Teftamenten (Heflen, Würtemberg, Baden), — Einige Gefege coorbiniren Die U. r 
Bezug auf die Begehung unter Verwandten, den Strafantrag des Berlegten, vie fır- 
willige Erfagleiftung und andere Punkte dem Diebftahle und Betruge (vgl. Baden 476 fi;. 

‚ Würtemberg 360, 61, Heflen 398). Der Natur dieſes Verbrechens, welches in al 
meinen gefellfchaftlichen Intereflen jeinen unmittelbaren Gegenftand bat, entſpricht dies ne. 

Das Nd. Strafgefet behandelt im Abfchnitt von den Urkundenfälſchungen anch x. 
juriftifch völlig anders geartete, Vernichtung, Unterbrüdung und Beſchädigung von Ur— 
funden zum Zweck der Benachtheiligung Anderer (vgl. Baiern 183, 84, 316, 4, Teir- 
reih 201, a). — Ferner die Berrüdung von Grenzfteinen, worüber Art. „rent: 
rückung.“ — Ferner Fälſchungshandlungen in Bezug auf Steinpelpapier, Marta. 
Blanlette und -Abdrücke, Poſt- und Telegraphen-Freimarken und geſtempelte Briefrer⸗ 
verts. Dieſelben find übrigens den Münzverbrechen näher verwandt als der I. 
womit es in Einklang fteht, daß die in rechtswidriger Abficht erfolgenve Art: 
tigung betreffender Stüde ohne Rückſicht auf eine bereit erfolgte Verwendung ale rel 
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endetes Delict behandelt wird. Den fraglichen Falſchungshandlungen wird die betrüges 
riſche Verwendung bereit® gebrauchter Stüde zur Seite geftellt. 

Gſgb. u. Lit.: Ro. Str.C.B. 6. 267—80. Baden 42337. Heflen 385-290, 98, 99. 
Würtemderg 219— 21, 356 — 61. Baiern 176— 184, 316 — 18. Oeſterreich 199, d, 201, e. 
Belgien 193 — 214. Frankreich 145 — 65. — Abhandl. in Goltdammers Arhiv. Caſuiſtik 
bei Oppenhoff und in der Theorie du Code penal von Helie und Chauveau. Dal- 
loz, Traite du faux. S. im Uebrigen den Art. „Betrug“. Merkel. 


Usus iſt das dingliche Recht, eine fremde Sache zu gebrauchen, zu benutzen, jedoch 
nur ſoweit, als der Gebrauch nicht in Fruchtziehung übergeht. Ruückſichtlich des Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen usus und ususfructus ſah man früher dieſen in dem größeren Um: 
fange des letzteren Rechtes, in dem geringeren Maße des erfteren, Puchta in der Be- 
ichränfung des usus auf die perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten im Gegenſatze zu 
Denen anderer Perfonen und andererſeits in dem nicht geitatteten Umſatze der Nutzungen, 
Scheurl darin, daß der usus den Erwerb der Früchte zu bleibendem Gewinne aus- 
ſchließe, Bechmann darin, daß er den Erwerb des Eigenthums an den Früchten aus- 
ſchließt, nicht aber den Verbrauch derſelben; Windſcheid Dagegen gewährt in gewiſſen 
Fällen auch ein Fruchtgenußrecht, ja die Befugniß zur Meberlaflung des Gebrauchs an 
Tritte. Hierbei Hält Windſcheid dafür, daß „Gebrauch“ fi mit dem römiſchen 
Ausdruck usus dede, während Savigny Beruf unferer Zeit S. 101) der Anſicht iſt, 
daß der usus des röm. R. eine fpecielle Bedeutung gehabt habe. In den Quellen finden 
wir folgende einzelne Entjcheidungen: Iſt Jemandem ein Haus zum Gebraud hinter- 
faffen, fo Tann er mit Familie darin wohnen, auch Gäfte aufnehmen, überflüffigen 
Raum an Dritte vermietben; Handelt e8 fi um ein Landgut, fo fann der Berechtigte 
nach Forftwirtbichaftlichen Grundſätzen Holz ſchlagen und verfaufen, von den Früchten für 
fein und der Seinigen, aud feiner Gäſte Bedürfniß nehmen; wer den Gebrauch einer 
Schafheerde hat, kann diefelbe zum Zwecke des Düngens auf feinen Ader treiben, aber 
au, nach Labeo, jelbft modicum lac ſich aneignen; eine Frau kann mit ihrem zweiten 
Manne in dem ihr zum Gebrauch binterlaffenen Haufe wohnen bleiben. Betreffö der 
Begründungs- wie Beendigungsarten, ebenſo der Caution und fonftiger Verpflichtungen 
des Uſuars gelten die Grundjäge des Nießbrauchs. Koften und Laften trägt der Uſuar 
nur, foweit er Vortheil aus der Sade hat. Ob das Gebrauchsrecht theilbar ſei oder 
nicht, iſt ftreitig, indem Einige jagen, das Gebrauchsrecht fer deßhalb untheilbar, weil es 
weder einen theilbaren Ertrag gewähre, noch in Geld umgefegt werben fünne, während 
Andere Darauf hinweiſen, daß die Quellen jelbft die Concurrenz in der Ausübung er- 
wähnten: si tibi usus, mihi fructus legetur, concurrere nos in usu, me solum 
fructum habiturum 1. 14, $. 2. Dig. 7. 8. de usu). 

Quellen: Inst. II. 5. — D. 7. 8 de usu et habitatione. — Das Preuß. A.L.R enthält 
eine Andeutung an den usus in Th. I. Tit. 19. $. 24, lennt jedoch ein beſonderes Gebrauchs⸗ 
recht nicht, wohl aber einen Nießbrauch zu Nothdurft oder nah Bedürfniß, Th. I. Zit. 19. 
$. 22; Tit. 21. 8. 195. 227 Savigny, Beruf unferer Zeit, S. 101), zumal e8 dent Com: 
modatar in Folge Befigübertragung ein dingliches Recht einräumt. — Sächſ. Bei. $$. 637. 


639. 640. 642, 643. — Defterreih 88. 504—508. — C, civ. a. 625 — 631. 635. 636. — 
C. eiv. italiano a. 521. 525. 530. 

Yit.: Löbell. De usu et fructu, Marb. 1834. — Scheurl, De usus et fructus 
discrimine, Erl. 18146. — Brinz, Notamina ad usum fructum, Mon. 1849. — Bed- 
mann, Weber den Inhalt und Umfang der Berfonafjeroitut des usus nad röm. R., Nürnb. 
1561. — Jules Krans, Traité des droits d’usufruit, d’usage et d'habitation en droit 
Romain, -Par. Liege 186%. — Stapel, Inftitutionen des franz. Civ. R., Mannh. 1870, 
3. 139. — gear. f. geſch. Rechtswiſſenſch. XV. 19. — Krit. Vierteljahrsſchr. TIL. 298— 309. 
— Gtüd IX. 430 ff. Teichmann. 


Uſusfructus, Nießbrauch (Th. 1. S. 307, 2), Fruchtnießung (Oeſterreich) 
kommt ſehr häufig vor, nicht nur in Verhältniſſen des Familien- und Erb-, ſondern auch 
des öffentlichen Rechts (Pfarrpfründen, Amtswohnungen) — meiſtens cautionsfrei, ſelten 
zu Proceſſen führend, doch wichtig für Auseinanderſetzungen aller Art, beſonders bei Erb— 
tegulirungen und im Concuröverfahren. — Mag der Nießbrauch — nad röm. R. — auf 
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Geſetz (u. legalis des Vaters an den Woventicien, des unſchuldigen Ehegatten on kı 
durch die Scheidung in das Eigentbum der Kinder fallenden Gut; des parens bin, 
auf Beftellung (Bertrag, legter Wille, Richterſpruch), auf Erfisung (für U. uni 
nad Zimmern, be. Unterbolzner, 4. M. Göſchen, Bangeromw, Fukt 
Keller, Windfcheid) beruben, jo kann derſelbe zum Gegenftande körperliche, mt 
bringende Sachen haben, oder aud) als quasi-u., umneigentlicher U. tm röm X ur 
vermöge eines Senatsconſults für Das Legat des U. an einem ganzen Vermögen ur 
laſſen): verbrauchbare, verzehrliche, fungibele Sachen und Forderungen. Dort Nieisrut 
am Körper, bier „am Wertb der Sache“ (Windfcheid). Hier wird der Emmi 
Eigenthümer gegen die Berbindlichleit, nach Beendigung des U. den Werth oder alck 
Sachen in gleiher Menge berzugeben. Er trägt "die Gefahr. Ob Gemänder ya 
ftand des U. der einen oder andern Art, ıft nach der herrichenden Meinung je nd m 
Willen der Parteien zu entjcheiven, der ſich aus den Umftänven erkennen läßt. air 
derungen — nomina — hat der Nießbraucher das Recht der Eintreibung fa a 
beftimmten Gegenftandes, ſei es der periodifchen Leiſtungen; — Kündigung, Erkim: 
MWiederausleifung. — U. an Xealferoituten (1. 1. D. 33, 2) erfcheint nicht, on au 
Nießbrauch nah Windſcheid aber zuläffig, da zwar Diefer wie unvererblid, io ut 
unveräußerlih, aber doch in feiner Ausübung abtretbar, unentgeltlich wie emglit 
(Schenkung, Pacht, Verkauf). Der U. ift ein theilbares Recht — Bruchtheile am &: 
trage. — Dem Nießbraucher fallen die Früchte zu, fomeit fie beim Beginn des IL rk 
feparirt, d. b. getrennt, bei deſſen Beendigung ſchon percipirt worden, d. h. in Big x 
nommen. Doch bei fruchttragenden Sachen nur die natürlichen, dem regelmäßig wie 
fehrenden Extrage zugehörigen Erzeugniffe (Feldfrüchte, Baumfrüchte aller Art, Mit 
Wolle, Junge; vom Holz der forftmäßige Ausichlag, und in gleicher Weile mr ir 
Windbruch; einzeln ftehende Bäume auf Aedern, Wieſen, in Parkanlagen, Gärten, Kar 
bergen je nad) den Regeln einer zweckmäßigen Bewirthſchaftung des Grunditüds; w 
vorhandenen Bergwerken, Steinbrücden, Sand-, Torf-Öruben u. dgl. die vgehmpz 
Ausbeute, nicht der Schatz. Das Nutzungsrecht erſtreckt fich nicht auf unterſcheidber 
Acceffionen, alfo zwar auf Anſchwemmungen, doch nicht auf neue Infeln. Etwaige Eher 
rechte bleiben dev Kegel nad dem Eigenthümer (Patronat). Bon Lerbrenten, Auszige 
Kuren gebühren dem Nießbraucher die während des Nießbrauchs fällig werdenden ta 
ftungen, bez. Ausbeute. — Abgaben und Laften, ordentliche wie auferorbentlide ; ! 
in Kriegözeiten die Heereslieferungen, trägt während der gleichen Zeit der Rießbrauda 
Er verzinft die auf der Sache haftenden Schulden. — Sein Gebrauchs: und Rutzum 
recht, das der Eigenthümer willtürlic nicht ſchmälern darf, hat feine Grenze in der Pitt 
die Sache weſentlich unverfehrt nach Beendigung des U. zurücdzugemähren; fie inzeit' 
aljo in feiner Weile zu verichlechtern, weder durch unwirthſchaftliche Ausbeutung ir 
boni arbitratu frui — obſchon Mißbraüch noch fein Beendigungsgrund, wie aus &? 
Inst. 2, 4 geſchloſſen ift —), noch durch fonftiges argliftiges Verfahren (dolum malır 
abfuturum), noch durch Unterlaffung rechtzeitiger Rückgabe (finito usufructu restituer. 
Zur Sicherung des Eigenthümerd in diefen Richtungen dient die cautio usufructusr: 
beftelt nicht nur durch Verſprechen (stipulatio nach röm. Recht), fondern durd Bir 
haft bis zu deren Beftellung der Eigenthümer die Sache zurlidhalten, oder je made 
zurüdfordern darf. Die Eautionspflicht ann nicht von einem Teſiator aufgehoben watt: 
fie fällt aber — außer bei Erlaß — da fort, wo der Nießbraucher ficher (3 B. ex ix 
Eigenthümer wird; nach der Praris wenn ein Schenker ſich den Niepbraud vorbebil: 
ferner ift der Fiscus und jede res publica befreit, ebenſo der Water beziglid der M 
venticien, der parens binubus wegen Immobilien; der Ehemann, mern en U. zur de 
gegeben if. — Die Beftellung der Caution muß wie beim eigentlichen, jo beim rr 
&igentlichen U. erfolgen. Fir die Entftehung, fowie für die Endigung geltm auch Im. 
gleihe Regeln; hierfür alfo Tod, (nad rim. R. capitis deminutio maxima I. 
media), bei juriftiichen Perfonen Ablauf von 100 Jahren, oder Untergang (Carthar 
1. 21 D. 7, 4), Vertrag, Dereliction, (3. B. zur Befreiung von den Laſten) 1Ojabrz 
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Nichtausübung (doch nicht bei u. alternis annis datus), Confufion, Conſolidation. Auch 
theifweifer Untergang des U. tft je nach der Urſache möglich. — Wird dem Einen Ei— 
genthum, dem Anbern eben daran U. vermacht, jo tbeilen fie nah röm. R. fi in den 
Il. (Modestinus, 1. 19, D. 33, 2). Das Preuß. ALR. J. 12, 8. 421, fowie Das 
BGB. fir das Könige. Sachſen 8. 2470, dagegen bleibt bei dem Wortlaut der letzt⸗ 
willigen Beftimmung. | 
Im Allgemeinen folgen die neueren Gefeßgebungen den Regeln des röm. R. für den 
U. Diefelben haben ein erheblich erweitertes Anwendungsfeld erhalten durch die Auf- 
faffung der Rechte ded Ehemannes am Frauengut als eines Nießbrauchs, (u. maritalis. 
Norddeutſch), ſoweit nicht Gütergemeinjchaft beſteht. Eine Menge von Einzelfragen find 
genau geregelt, jo im Preuß. A. L. R. die Grenzen der Reparaturpflicht des Nießbrau⸗ 
chers an Gebäuden (Hauptreparatur bei mehr als !/, der Jahresnutzung als Koften- 
betrag), der Anſpruch auf Eiftattung von Berbefferungen (nur bei ausvrüdlicher, ſchrift⸗ 
licher Genehmigung derfelben durch den Eigenthümer), die Erſatzpflicht von Verſchlimme— 
rungen (culpa levis; während des Nießbrauchs megen Bermirthichaftung die ſog. Deva— 
ſtationsklage, nöthigenfalls gerichtet auch auf gerichtliche Gequeftration), bie Auseinander⸗ 
fegung wegen der Nutzungen, infonderheit des legten Jahres (bei Landgütern gemein« 
ihaftliche Verwaltung bis zum Ende des Wirthichaftsjahres; bei andern Grundftüden, 
Öerechtigfeiten, Capttalien dagegen fallen alle Nutzungen und Laften bis zum Ablauf 
des beendigenden Bierteljahrs dem Nießbraucher zu unter Rechnung des Jahres vom 
I. Juni ab). Capitalien darf der Nießbrauder nicht ohne Einwilligung des Eigen- 
thümers einziehen. Handelt er dagegen, jo Tann diefer Sicherbeitöbeftellung fordern, 
wie auch ſonſt erft dann, wenn „mwahrfcheinliche Beforgniffe eines Mißbrauchs oder einer 
Vernachläſſigung eintreten”. Wehnlih in Defterreich nur „bet einer fi äußernden 
Gefahr,” während der code civile grundſätzlich Bürgſchaft, das B.G.B. f. d. Königr. 
Sachſen Sicherheitsleiftung durch Hinterlegung von Geld, dur Yauftpfand oder Hy— 
pothek, oder auch durch tüchtige — vermögende, innerhalb der Deutfchen Bundesftanten 
belangbare Bilrgen verlangt. Der Ehefrau, den Kindern in väterlicher Gewalt fteht 
hier ein Pfandtitel auf die Grundftüde des Ehemannes, des Vaters zu; gegen den Testen 
iſt das Recht auf Sicherftellung begründet bet Gefährbung des Kindervermögens, inöbe- 
ſondere durch unordentlihe Wirtbichaft, oder Auswanderung. Der Nießbrauh an Werth⸗ 
papieren berechtigt in Sachjen nicht zu deren Verkaufe. Dem Nießbraucher an Sachen 
ft die Pflicht ausdrücklich beigemeſſen, die Erſitzung derſelben durch Dritte, oder bie 
Erfisung von Dienftbarketten zu verhüten, ebenfo bie Verjährung zuftehender Rechte. 
Don Anfprühen Dritter ift der Eigenthümer zeitig zu benachrichtigen. 
Gfgb. u. Fit.: Inst. 2,4. D. 7,1. C. 3, 33. Löhr, Ceffion des U. Giefener Zeitfehr- 
13, 7. Dernburg, dal. N.%. 2,2 Zachariä v. Lingenthal, U. an Waldungen 
guſchr f. geſch. Recztewiſſeno 14, 4, 2. Laspeyres, desgl. Archiv f. eiv. Praris 19, 4- 
adai, Ueber 1. 13. $. 5. D. de u. daſ. 15, 16. Dr. Schlayer, Anwachſuugsrecht beim 
U., daf. 51, 334 f. — PreugA.LR. I 21. SI. 22 f. Defterr. ©.B. 88.478. 5095. Ehe- 
mann 88. 1228. 1240. Advitalitätsrecht 88. 1255 f. (Aruchtnießung für den überlebenden Ehe⸗ 
atten). C. eiv. a. 582 f. 8.682. f. d. Königr. Sachſen 88. 604 f. Ehemann 88. 1655 f. 


ater 83. 1811 f. Vermächtniß $$. 2170 f. Gläubiger des EChemanns, des Vaters 88. 1683. 
1820. Schaper. 


V. 


Vacarius, gewöhnlich Magister Vacarius genannt, war Lombarde von Geburt, 
gründete die Schule des röm. R. in Orford, hielt (1149—70) Vorleſungen mit großem 
Zulauf. 

Er ſchrieb auf Anregung armer Scholaren das Werl in 9 Büchern: Liber ex universo 


enucieato jure exceptus et pauperibus praesertim destinatus (1149). 
Lit.: Savigny III. 476. 477. 4898. IV’ 411—430. — Wenck, Magister Vacarius, 
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Lips. 1820. — Wenck, Opuscula head. ed. Stieber, Lips. 1834, ıp. 153 — 49. — 
Stölzel, Lehre von ber operis novi nuntiatio unb des interdietum quod vi aut clem, 
Bdtt. 1865. — Stölzel in der Zeitfchr. f. Rechtsgeſch. VI. 234 — 68. — Gundermarn, 
Nichteramt und Advocatur in England, Münden 1870, ©. 48. — Reeves, Hist. of tüe 
English law (ed. Finlason) 1869 vol. I. p. 104. 116. Teihmann. 


Balett, Karl Iulius Meno, geb. 21. Sept. 1787 zu Erlangen, flubirt: a 
Göttingen, wurde 1819 Doctor, babilitirte fich dafelbft, ftarb 21. Mai 1845. 

Schriften: Comment. ad Ulpiani fragm. tit. 17 88. 9—17 seu de retentionibus er 
dote factis, Gott. 1820. — Praktiſch⸗ theoret. Abhandl. aus dem Gebiete bes röm. Prie X. 
@ött. 1824. — Das Recht der nothw. teſtamentar. Berückſichtigung gewiſſer Verwandten oder 
das fog. Notberbenrecht, Gött. 1826. — Ausführl. Lehrb. de6 prakt. Panbectenrechts, er. 
1828. 29. Teichmann. 

Vangerow, Karl Adolf von, geb. 5. Juni 1808 zu Schiffelbach ba Ma— 
burg, begann in feinem 16. Jahre das Studium der Rechtöwifienfchaft, wurde 15 
Doctor, habilitirte fih noch zu Oftern veffelben Jahres in Marburg, wo er 1833 zar 
außerorventlichen, 1837 zum ordentliden Profeſſor ernannt wurde. Herbft 1840 folge 
er einem Rufe nach Heidelberg an Thibaut's Stelle, wo er, 1842 zum Hofratb, 1546 
zum Geh. Hofrath u. 1849 zum Geh. Kath ernannt, bis zu feinem am 11. Ociebe 
1870 erfolgten Tode mit dem größten Erfolge lehrte. 

Schriften: Comm. ad ], 22. 8.1. C. de jure deliberandi, Marp. 1830. — Ueber tw 
Latini Juniani, Marb. 1833. — Leitfaden für Banbectenvorlefungen, Marb. 1837, veräntr- 
in den fpäteren Aufl. in: „Lehrb. der Pandecten“ Marb. u. Leipz. 7. Aufl. 1863. 67. 6%. — 
De furto concepto ex lege XII. tabularum, Heidelb. 1945. — Ueber bie lex Voconis 
Heidelb. 1564. Erf rich mehrere Krititen für Die Richter' ſchen Jahrbb. u. viele Akhazt: 
für das Arch. f. eivil. Praris, deffen Mitherausgeber er feit 1841 war. 

Lit.: Unfere Zeit, 1871 ©. 143. Rivier in ber Revue de droit an 181. 

eihmann. 


Variationsrecht (jus variandi) des Patrons iſt im katholiſchen Kirner 
recht die Befugniß Des Patrons, auf die erledigte Pfründe innerhalb der Prälentation: 


frift dem collationsberechtigten Dberen (alfo für die Regel dem Biſchof) außer dem zur 


vorgeichlagenen noch andere Candidaten nachzupräfentiren. Das Recht ſteht indefſen ur 
dem Xaien=, nicht dem geiftlihen Patron zu. Nach der überwiegenden Anſicht der $o: 
noniften hat der Obere in einem foldhen Fall das Recht unter den mehreren ihm vorgddis 
genen Candidaten auszuwählen (j. g. variatio cumulativa), während eine andere Ya 
nung dahin geht, daß mit der Nachpräfentation eines zweiten das Recht des erft vorgeſchla 
genen durch den Patron befeitigt werden könne und der Obere dann dem zulegt Prük- 
tirten, feine Fähigkeit vorausgelett, das Amt verleihen müſſe (ſ. g. variatio privatirı. 
Die legte Anficht beruht auf einer falichen Interpretation von c. 24. X. de jure patrır. 
LI. 38 und ift im neuerer Zeit nur durch Lippert, Lehre vom Patronatrecht. Gickc 


1829. ©. -118 ff. und Schilling, der kirchliche Patronat. Leipzig 1854. ©. 73% | 


vertheidigt worden. Uebrigens ftreitet man auch darüber, ob der Patron nur ein: 
oder mehrere Male varüiren dürfe, |. Gerlach, das Präfentationsreht auf Pfarär- 
Regensburg 1855. ©. 57 ff., indeffen muß die Nacpräfentation beliebig vieler gefet:i: 


werden, weil das Patronatrecht eine. Ausnahme von der Regel der freien Collation nt 


Dberen bildet und deshalb Handlungen, welche wie die Präfentation mehrerer Cantite:- 
dem Biſchof eine Gelegenheit zu größerer Auswahl bieten und fo eine Anmähermg nı 
das biichöfliche Collationsrecht herbeiführen, nicht unerlaubt fein können. Für den at: 
fihen Patron ift die Variation unftatthaft, weil ferne Verleihung im kanoniſchen Red 
mehr als Collation aufgefaßt wird, und damit der Vorfchlag me Candidaten mt 
verträglich ericheint. — Im proteftantifchen . Kirchenrecht ift das Variationsrecht N: 
Patrons gleichfalls für die Regel ausgeichloffen, denn das Präfentationsrecht hat ki: 
vielfach die Natur eines Vocationsrechtes und Berufungsrechtes angenommen, und da 


Candidat erhält bier durch die Aushändigung des Berufungsjchreibens oder der Bocation: | 


urtunde dem Patron gegenüber ein feftes Recht auf das Amt, das allein noch durd de 
Eonfirmation des Kirchenregimentd und den möglichen Einfpruch der Gemeinde Keim: 
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bleibt. Das Preuß. A. L. R. Th. U. Tit. 11. 8.384, u. 377—383 hat Das ausdrücklich 
anerfamt, indem es im erft citirten Paragraphen verorbnet: „Nur aus eben den Grün 
ben, aus welchen ein ſchon beftallter Pfarrer feines Amtes entfet werden kann, ift auch 
der Miderruf einer zur rechten Zeit angenommenen Bocation zuläſſig.“ 

Lit: Für das fathol. Kirchenrecht |. zum Art. Patromatredt; für das proteftant. vgl. 


Stachow, De iuris canonici quod ad ius patronatus spectat, in terris protestantium 
usu &c non usu. diss. inaug., Berolini 1865, p. 49 ff. P. Hinſchius. 


Battel, Emerich von, geb. 1714 zu Couret Neufchaͤtel), kam 1741 nad 
Berlin, 1743 nad Dresven, wurde Legationsrath und ſächſ. Geſandter in Bern, ftarb 
20. Dec. 1767. 

Schriften: Defense du systeme Leibnitien, Leyd. 1741.— Droit des gens, Neufch. 
1758, mit biograph. Notiz, Amft. 1775 (deutfh von Shulin, Nürnb. 1759, Mitau 1771); 
nouv. Ed. par Pinheiro-Ferreira augm. par Pradier-Fodere, Par. 1863. — Questions de 
droit naturel ou observ. sur le traité du droit de la nature par Wolff. 

Lit.: ſ. Bd. J. S. 757. — Mohl L. 386. Teichmann. 


Veraußerungsverbote als Ausnahme von der Regel der freien Veräußerungs- 
befugniß des Eigenthümers, oder ſeines geſetzlichen Vertreters beruhen auf Geſetz — im 
unmittelbaren Anſchluß an gewiſſe Rechtsverhältniſſe, — auf obrigkeitlicher, je nachdem 
and, richterlicher Verfügung (quem Praetor ut suspectum heredem deminuere vetuit 
1. 7.8.5. D. 41, 4), — oder auf Willenserflärungen Einzelner, alfo Bertrag 3. B. 
zwiichen dem Hypothekengläubiger und feinem grunbbefigenden Schuldner; oder letztem 
Willen, der bier nach röm. R. ohne Wirfung, wenn feine Perfon beftimmt bezeichnet 
worden, zu deren Gunſten das Berbot gegeben (Fideicommiſſar). Mebertretung bloßer 
Willenserklärungen wirkt nur obligatorifch außer beim Legat; Vebertretung des Geſetzes 
bringt Nichtigkeit der Veräußerung und Ausſchließung der Erfigung Mangel an einer 
res habilis) mit fi; Webertretung obrigfeitlicher Verfügungen die Ungültigkeit der Ver⸗ 
äugerung. Beftritten ift wegen ber 1. 7. $ 2. D. 20, 5 (erhebliche Verſchiedenheit ver 
Lesarten), ob dieſe Wirfung nicht ausnahmsweiſe auc einem Vertragsverbot zukomme, 
mindeftens in jenem Specialfall des pactum ne liceat debitori hypothecam vendere 
vel pignus, — Am wichtigften nach röm. und gemeinem R. find die gefeglichen Ber- 
bote. Sie fallen hauptfählih in das Familienrecht, nur eins ın das Proceßrecht; die 
-Unveräußerlichleit im Rechtsſtreit befangener Sachen und Klagen (res litigiosae), nad) 
neuerem röm. R. und can. R. vom Zeitpunct der Klagebehändigung; übrigens mit 
Ausnahmen von beftrittenem Umfange. Bon den familtenrechtlihen V. trifft das zur 
Zeit noch wichtigfte den Ehemann bezüglich des fundus dotalis, des zum Heirathögut 
der Ehefrau gehörigen Grundſtücks; eingeführt Durch die lex Julia de adulteriis (737 | 
nur für italiſche, nicht Provincialgrundſtücke?); nach Yuftinian durch Zuſtimmung der 
Ehefrau nicht außer Kraft, weder bei Veräußerung noch bei Berpfändung; von ihm aus- 
dehnt auf das zur donatio propter nuptias gehörige Grundſtück. Die. weiteren Verbote 
treffen nicht ſowohl Eigenthüumer, als deren Vertreter: den Vater wegen des peculii ad- 
ventieii der Gewaltuntertbänigen; des parens binubus wegen des den Kindern erfter 
Ehe zufallenden Ehegewinnd; dem Vormunde wegen des Müundelgutes. Mit Recht iſt 
hervorgehoben Gachofen), daß die oratio Severi (195), welche im letzten Fall obrig⸗ 
keitliche Erlaubniß fordert, ein Verbot enthalte, welches nicht das Eigenthum, ſondern 
die vormundſchaftliche Gewalt einzuſchränken beſtimmt ſei. Verſchieden find die Anfichten 
darüber, im wie weit noch andere Fälle unter den Geſichtspunet gefetzlicher V. zu ſtellen 
Schenkungen unter Eheleuten, wifjentliche Veräußerung vermadter Sachen durch den 
Erben, Beſchränkung der unbevormundeten Minderjährigen nad) rim. R., der Verwalter 
von Kirchen und milden Stiftungen rüdfihtlih der Grundftüde; verſchieden die Anfichten 
über die, für die genannten Fälle anzuertennenden Ausnahmen, verfchieden namentlich be= 
züglıd der Trage, ob der Veräußerer ſelbſt — unter Schadenerfat? -- die Nidhtigfeit 
der Veräußerung durch vindieatio geltend machen dürfe, insbeſondere ver Ehemann 
während der Ehe bezüglich des veräußerten Dotalgrundſtücks. Das canonifche R. Hat 
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die Anfechtbarkeit bier ſtets ausgeſchloſſen, falls die Ehefrau ihre Zuſtimmung uner &: 
licher Bekräftigung gegeben. — Die tiefgreifenden Abweichungen, welche nicht mr is 
Vormundſchaftsrecht, ſondern in jeiner großen particulären DMannichfaltigtet a 
das Eherecht in Deutichland aufweiſt, erheilchen Vorfiht in der Anwendung der nm: 
füge des röm. R. auf Streitfälle. Eigenthümlich deutſchrechtlichen Urfprungs, gentr. 
durch gewohnheitgrechtliches Herkommen, in neuefter Zeit indeß mit großer Ungufi ke 
handelt, find beveutfame Beichränfungen des Veräußerungsrechts an Grundſtaden; kr: 
vorgegangen aus der von Alters her dieſen beigemefjenen Beitimmung, den gehe: 
Boden für das Glüd der Fnmilie nicht bloß des zeitigen Befiger®, fondern aud Im 
Nachkommen zu gewähren. Während die, feit dem 14. Jahrhundert dielechalb mehr n 
Gebrauch gefommenen Familienfideicommiſſe fih an die V. des röm. R. auf Imm 
von legtwilligen Verfügungen anlehnen laſſen, jo ruht das Recht des Adels an den Stum:: 
gütern, welches den Söhnen und Agnaten ein Revocationsrecht, den letzten bisweilen m 
den Retract einräumt, auf altem Herkommen, das Recht an f. g. Erbgittern auf einge 
ſtädtiſchen Statuten und Landesrechten im nordmeftlichen Deutſchland; in beiderla & 
ftalten entiprungen aus dem Recht der nächſten Erben, ſich in Jahr und Tag kei vr: 
äußerten (früherhin des wohlgemonnenen ebenfo wie des ererbten) Grundeigentum? z 
unterwinden, es müßte denn die Veräußerung durch echte Noty geboten geweien ' 
Anderweitige Beräußerungsbeihräntungen bradıten die deutſchrechtlichen Formen bes get 
ten Eigenthums mit fi. (Lehn, Erbzins, Colonat u. del. m.). — In den He 
gebungen der Neuzeit fpiegelt fi die Summe der Abweichungen vom röm. Jamilia- m: 
Erbrecht und der altveutichen Agrarpolitit in ver verjchiedenartigften Weile ad. ik 
minder die Aenderungen in procefjualifchen Grundſätzen, bezüglih deren Brinz ia. 
8. 52 mit Recht hervorhebt, daß die Praxis auch des gem. Rechts zu einem Thelm 
Aufhebung der Veräußerungsnichtigfeit bezüglih der res litigiosa behaupte. Der & 
werber muß ſich nur allevem unterwerfen, was über die Sache in dem redhiäbinge 
Proceſſe entfhieven wird; ausgenommen, wenn er in gutem Olauben auf ven Ak 
des Hypothekenbuchs ſich verlaſſen hat. 
Quellen: Inst. 2, 8. D. 44, 6. C. 8, 37. Nov. 112. 61. 
oign-: Preuß. A.LR I. 11. 88. 3835. A. G.O. J. 24. 8. 9. A. R. II. 1. 8. 
365 f. IT. 2. 8. 171 f. II. 4. SS. 48 f. u. a. m. C. civ. a. 384 f. 450f. 1552 f. Oefrt. 
G. B. 88. 149 f 230 f. 618 f. 1237 ſ. 38.6.8. f. d. Königr. Sachſen 88. 223 f. alze 
Grundfäte) 85. 1655 f. 1695. 1818. 1911 f. 2503 f. 
Lit.: Lauf, Wirkungen ber gef. teft.-ı. vertragem. B. nad röm. R., Gießener Zatit 
5, 1. Brandis, Ueber abfolute ü. relat. Nichtigfeit, daf. 7, 4. 86. 10 f. — Ueber res It 
iosse Spangenberg im Ard. f. civ. Praris 9, 24. Bachofen, Ausgewählte tra 
BR. 2 (61). Das BL. bes fundus dotalis von Dr. Chylarz, Zeitſchr. f. Civ. m. Pr. I 
5: 22, 404 f. IA im jedem B.B. von felbft ein V. b. Erfigung enthalten? Dr. gittim, 
iv. Ard. 47. ©. 140 f. Schadet. 


Verdächtigkeit des Richters. Nach gemeinem Proceß iſt die Partei bam 
einen judex suspectus abzulehnen (recusare). Verdächtig iſt derſelbe, wenn die Fam 
eine gegründete Belorgniß hat, daß er außer Stande ober nicht Willens ift, in ım 
Sache die richterlichen Yunctionen unbefangen auszuüben. Da die Gründe der Berdib 
tigfeit ebenfowenig wie die der Unfähigkeit ım gem. Proceß im einzelnen beftumm ie, 
jo Läuft beides in einander über, und die Particularproceßordnungen haben, em 
jie nur gemiffe Gründe aufftellen, vie der Unfähigfett und Verbächtigfeit zuſammen # 
worfen und die erfteren nur dadurch beſonders hervorgehoben, daß fie in dieſenda 
Richter verpflichten, fi der Entiheidung zu enthalten, ihm aber bei Vorliegen amt 
bloßen Verbachtögrundes anheimgeben, eine ausdrückliche Ablehnung feitend der It 
abzumarten. So zählt die Preuß. Ger. Ordn. Th. I. Tit. 2. 8. 143 die in dem ir 
treffenden Artikel erwähnten Unfähigkeitögründe unter der Rubrik: Verbachtögrinde I 
den Fällen zufammen auf, daß der Richter mit einer Partei in offener Feindſchaft Fi 
oder in der Sache zum Zeugen vorgejchlagen werben foll; die Haunoverſche Pre 
ſtellt ebenſo die Behinderungs- (alſo Unfähigfeits-) und Ablehnungsgründe im $ 21 
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unter 10 Nummern zuſammen; nur der Nd. Entw. hat geſchieden ,‚ indem er im 
8. 22 die im Art: Unfähigkeit angegebenen Gründe aufzählt, im 8. 23 den allgemeinen 
Grundſatz der Ablehnung wegen Befangenheit des Richters ausſpricht, und als Beiſpiele dafür 
4 Fälle anführt, nämlich, wenn letzterer in der Sache Rath oder ein Gutachten ertheilt 
hat, als Sachverſtändiger oder Zeuge vernommen worden iſt, wenn er in der Sache als 
Bevollmächtigter oder Geſchäftsführer der Partei gehandelt, wenn er bei dem angefoch⸗ 
tenen Inſtanz⸗ oder ſchiedsrichterlichen Urtheil früher mitgewirft bat. — Die Ablehnung 
frecusatio) des verdächtigen Richterd — die neueren Proceß⸗Ordnungen behandeln die Ab⸗ 
lebnung wegen Unfähigkeit des Richters dieſem Falle gleich f. Preuß. Ger.Oron. Th. I. 
zit. 2. 88. 142 fi. Hannov. Pre.O. 88. 23 ff.; Nd. Entw. 8. 24 ff. — ift vor 
der Einlaſſung auf die Sache jelbft geltend zu machen, e8 fet denn, daß die Partei nad- 
weiit, Daß fie erft Tpäter von dem Ablehnungsgrund Kenntniß erhalten hat. Noch ger 
meinem Proceß Tann die Partei den von ihr angeführten Perbachtögrund durch 
einen eigenen, Darauf gerichtetan Eid (juramentum perhorrescentiae)\, welder von 
Manden für einen Calumnien-Eid erflärt wird, erhärten; jedoch berricht darüber Streit, 
ob derfelbe allein ausreicht oder nur in Ergänzung eined nicht vol erbrachten Beweiſes 
ttatthaft if. Während die Preuß. Ger. Ordn. u. a. 8. 143 u. d. Nd. Entw. 8. 26 das 
juramentum perhorrescentiae auddrüdlich verwerfen, läßt die Hannoverſche Pre. Ordn. 
$. 24 baflelbe einzia und allein, aber auch als völlig ausreichendes Beweismittel zu, 
wenn als Verdachtsgrund Feindſchaft oder vertraute Freundſchaft des Richters geltend ge- 
macht wird. Das Geſuch ift bei der Ablehnung eines Collegial-Richterd, wenn noch die 
zur Beichlußfaffung hinreichende Anzahl von Richtern übrig bleibt, bei demfelben Gericht 
zur Verhandlung und Enticheidung anzubringen, im umgekehrten Falle oder bei der Re= 
aulatıon eines Einzelrichters nach gem. Pre. bei der vorgejegten Inftanz, nad) dem No. 
Entw. $. 28 hat aber der Stellvertreter des abgelehnten Amts- (Einzel-) Richters über 
das Geſuch zu befinden. Wird das letztere als begründet anerfannt, fo hat ſich der abge- 
lehnte Richter bei Strafe der Nichtigkeit des Verfahrens jeder Thätigkeit zu enthalten, und 
es tritt, wo Bein ausreichendes Mitglieverperfonal nach feinem Ausſcheiden mehr vor: 
banden ift, ein durch die vorgelegte Inſtanz zu beftimmendes Gericht, reip. nach ber 
Hannov. Bre.Orbn. 8. 25 und dem Nd. Entw. $. 29 der Stellvertreter des abgelehnten 
Amtsrichterd ein. 

Lit.: Heimbach in Weiske's Rechtslexikon 9, 401 ff.; Lotz, Civiliſt. Abhandlungen, 
Cob. u. Leipz. 1820 Nr. 2; Heiſe u. Cropp, Juriſt. Abhandlungen 2, 48 fi.; Behmer, 
Zeitſchr. f. Eioilr. u. Pre. N. 5. 6, 1 ff. Ueber die unzureichenden Beftimmungen des C. de 
proc, a. 368 ff. ſ. Perrot, Berfafjung ꝛc. der Gerichte der preuß. Rheinprovinzen, Trier 
1812, 1, 295 ff. B. Sinfhins. 

Vereinsrecht. Daſſelbe hat zu den verjchiedenen Zeiten in Deutichland einen 
ſehr verfchiedenartigen Charakter gehabt. Im Mittelalter war das Vereinäweien, in 
welchen ſich das ganze öffentliche Peben bewegte, von jever ftaatlihen Einwirkung frei, e8 
erfreute fi einer durchaus felbftändigen Entwidelung und der reichten Entfaltung, wenn 
ſchon e8 nicht an einzelnen Beftrebungen deutſcher Kaifer fehlte, daſſelbe zu unterbräden. 
Unter dem abjoluten Regiment, welches ſich namentlidy jeit dem Weftphältichen Frieden 
mehr und mehr in pen deutſchen Staaten feſtſetzte, wurde das Vereinsweſen in enge 
Grenzen eingezwängt und allmälig in vollftändige Abhängigkeit von der Staatsregierung 
gebracht. Dielen Charakter hat namentlich auch die Preußiſche Geſetzgebung des 18. Sole 
hunderts. Das Preuß. LER. (Th. I. Tit. 6. SS. 3 u. 4) verbietet nicht nur jo 
Vereine („Gejellichaften”), deren Zweck und Geſchäfte der gememen Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung zuwiderlaufen, ſondern legt auch dem Staate unbedingt das Recht bet, an fidh 
mt unzuläffige Gefellfchaften zu verbieten, ſobald fich findet, daß dieſelben anderen ge- 
meimügigen Abſichten oder Anftalten hinderlich oder nachtheilig find. Es verpflichtet 
ferner (Th. IL. Tit. 20. $. 185) unter Androhung von Strafen die Mitglieder heim: 
licher Verbindungen, diefe, wenn fie auf den Stant felbft umd deſſen Sicherheit Einfluß 
haben könnten, der Obrigkeit zur Prüfung und Genehmigung anzuzeigen. Das Edict 
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vom 20. Oct. 1798 verbietet geradezu alle Verbindungen, deren Thätigfeit auf Herbe- 
führung von Veränderungen in der Berfaflung und Verwaltung des Staated gerichtet 1ft. 

Auch nad der Auflöfung Des deutſchen Reichs trat eine fir das Vereinsweſen gür- 
ftigere Richting in der Mehrzahl der deutlichen Staaten nicht ein, ja es wurden ın 
manchen noch beengendere Beftimmungen erlaffen, Hin und wieder die Bilbung ven Fer: 
einen ohne obrigfeitlihe Genehmigung fogar ganz verboten und mit Strafe bedrebt. 
Die gleiche Tendenz machte fih in der Bundesverfammlung geltend. Nachdem ſchon ver 
Bundesbeichluß vom 20. Sept. 1819 fi gegen Die Studentenverbindung gerichtet bazız, 
wurden duch Bundesbeſchluß vom 5. Juli 1832 alle politifchen Vereine verbeten. 

Im Jahre 1848 trat aber ein Umfchmung ein. Mit den übrigen Ausnahmegetzrr 
find auch die amgeführten Bundesbeichlüffe von der Bunbesverfammlung durch den Be 
Ihluß vom 2. April 1848 aufgehoben worden. Darauf wurde in den Grundrechtet 
des deutſchen Volks (Art. 8) der Sat aufgeftellt: „Die Deutichen haben Das Recht, Ver 
eine zu bilden. Dieſes Recht ſoll durch keine vorbeugende Mapregel beichräntt werten“ 
Dieſes Princip wurde auch in ermigen deutichen Berf.-Urf., wenn auch faft in allen ıı 
gewiflen Beichränfungen wiederholt. So beftimmt die Preuß. Verf.⸗Urk. (Art. 30): „Au: 
Preugen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, melde den Strafgelegen nicht zunwider: 
laufen, in Geſellſchaften zu vereinigen.” „Politiſche Vereine könmen Beichräntungen um: 
vorübergehenden Berboten im Wege der Geleßgebung unterworfen werden.” Es mınta 
nun, zum Theil in Ausführung der Verfaſſungs-Beſtimmungen, in mehreren bautkka 
Staaten bejondere Geſetze über das Vereinsweſen erlaffen, in denen ben politifcden Fer: 
einen gewifle Schranken gezogen wurben. So namentlich, in Oefterreich (Gef. vom 17. Dir, 
1849; — d. Gef. v. 2.Nov. 1852 verbot die politiichen Vereine überhaupt, Dagegen fiefe: 
das Staatsgrundgel. v. 21. Dec. 1867 das Bereind- und Verſammlungsrecht wieder ber. — 
Geſ. v. 15. Nov. 1867), in Baiern (Gef. v. 26. Febr. 1850), in Preußen Geſ. v. 11. Man 
1860) im Königr. Sachſen (Beroron. v. 3. Juni 1850) Die Grumdzüge dieſer & 
fetse find folgende. Jeder politiiche Verein muß Statuten haben. Tiefe, fowie das &- 
zeichnig der Mitglieder, find von den Vorſteher deſſelben der Polizeibehörde mitzutkeiler. 


wie dieſe auch von allen Aenberungen, welche in ber einen und ber aneren Daum: 


eintreten, in Kenntniß zu fegen iſt. rauen, Schüler und Vehrlinge (jo in Preukr. 
oder auch überhaupt Minderjährige dürfen nicht als Mitglieder aufgenommen werte. 
auch gar nicht den Berfaminlungen derartiger Vereine beimohnen. Kein politifcher Bere: 
darf mit anderen Vereinen derjelben Art zu gemeinfamen Zwecken in Verbindung trez. 
Speciell die Verfammlungen folder Vereine anlangend, jo müſſen dieſelben jedesmal 
(wenn nicht folche zu beſtimmten Zeiten und an beftinmnten Orten durch die Stantr 
angeordnet find) vorher der Obrigfeit angezeigt werben. Diefe ıft befugt, der Berlumer 
lung einen oder zwei Polizeibeamte oder andere Perſonen, als ihre Abgeordnete ber 
wohnen zu laſſen. Die Abgeordneten haben von den gehaltenen Reden und ftattfindenk: 
Erörterungen, zum Zwed eines etwa gegen das eine oder andere Mitglied einzuleiten 
. Strafverfahrene, Kenntniß zu nehmen, zu welchem Behuf der Borfigende ber Berjumm: 
(ung denfelben Aufichlüffe über die Perſon der auftretenden Redner geben muß. Sie hakı 
aber auch das Recht, die Berfammlung fofort aufzulöien, einmal wenn Die vom Ode 
für dieſelbe gegebenen formellen Borfchriften, wozu auch die Ausſchließung von Bemut: 
neten gehört, nicht beobachtet find, und dann, wenn in der Berfammlung Anträge vr: 
Vorſchläge erörtert werden, welche Aufforderungen oder Anregungen zu ftrafbaren Hart 
lungen enthalten. Hat der Beamte die Berfammlung für aufgelöft erklärt, jo habe 
alle Anweſenden ſich zu entfernen, widrigenfalls nicht nur mit Strafen gegen bie, welde 
nicht Folge leiften, vorgegangen wird, fondern auch ein Einfchreiten der bewaffneten Mod 
gerechtfertigt iſt. Nichtpolitifche Vereine find diefen Beſchränkungen nicht unterworfer 
Doc ift hierbei zu beachten, daß jeder Verein in dem Augenblid, wo er füh mit öffer: 
lichen Angelegenheiten beichäftigt, als ein politiicher behandelt wird. ‘Die von dem neuere: 
Berf.-Urf. gewährleiftete Vereins⸗Freiheit findet eine fernere Einſchränkung bei Miktär 
perjonen. Schon bie Deutfchen Grundrechte (Art. 8) hatten ihre Beſtimmungen über das Fe: 
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einsweſen auf das Heer und die Flotte nur foweit fir anwendbar erffärt, als nicht die milt= 
täriſchen Disciplingroorfchriften entgegenftünden. Die Preuß. Berf.-Urk. hat einmal viele 
Beltimmung aufgenommen Art. 39), und dann noch im Beſonderen angeorbnet, daß die 
bemaffnete Macht weder im noch außer dem Dienſt berathichlagen oder ſich anders, als 
auf Befehl verfammeln dürfe, auch bat fie Verſammlungen, wie Bereine der Landwehr 
zur Berathung militärifcher Einrichtungen und Anordnungen jelbft für den Ball unterſagt, 
daß dieſelbe nicht zufammenberufen ift (Art. 38). 

Eine Revifion der in den einzelnen deutichen Staatey beftehenven Vereinsgeſetzgebung 
ftellte fi der reactivirte Bundestag zur Aufgabe. Das Reſultat diefer Beftrebungen 
war der Bundesbeihluß vom 13. Juli 1854. In diefem find einmal die ſchon oben 
angegebenen Grundzüge (einichließlich der. Hinfichtlich der Militärperfonen hervorgehobenen) 
als die Grenzen ber in den einzelnen Bundesftaaten dem Vereinsweſen einzuräumenben 
Freiheiten bingeftellt worden. Außerdem aber wurde eine ftaatliche Uebermachung aller 
Vereine angeoronet, wie es auch den Bundesſtaaten zur Pflicht gemacht wurde, die Ar⸗ 
beitervereine ımb Berbrüberungen, welche politifche, focialiftiiche und communiftifche Zwecke 
verfolgten, aufzuheben, auch die Neubildung derartiger Bereine nicht zuzulaffen. Dieſer 
Bundesbeichluß ift jeboch in Preußen und Batern nicht publicirt worden. 

Nach der Preuß. Verf.⸗-Urk. (Art. 111) und dem Preuß. Gel. vom 4. Yunt 1851 
fonn im Fall eines Ruiegee oder Aufruhrs bei dringender Gefahr fir die öffentliche 
Sicherheit, in dem davon betroffenen Diftriet und mährend der Dauer des gedachten Zu⸗ 
ſtandes die Vereinsfreiheit juspendirt 'merden, wie auch das Bundesvereinsgeſetz einen 
ähnlichen freilich ganz allgemem gehaltenen Vorbehalt für die Regierungen in Anſpruch 
nahm. Diefe Suspenfion tritt jedoch nach dem Preuß. Gef. nicht von jelbft mit Ber: 
hängung des Belagerungszuftandes ein, fondern e8 muß dieſelbe beſonders ausgeſprochen 
werden. Diele Beitimmung ift auch, nachdem die Berf. des No. Bundes mie bes 
beutichen Reichs dem Bundesfeldherrn das Recht gegeben bat, bei bedrohter Sicher⸗ 
beit des Bundes jeden Theil deffelben (mit Ausnahme von Baiern) in Kriegszuſtand zu 
erflären, für das deutiche Reich geltend geworben (Berf.Urf. Art. 68). 

Lit: Zaharik. Deutfhes St.- u. BR. I. S. 468 ff. Zöpfl, Gem. deutſches StR. 
II ©. 620 ff. Reyſcher, Public. Verſuche, S. 164 ff. Gierke, Das d. Genofienichafter. 


©. 882 fi. Rinne, SR. I, 2. ©. 201 fi. Thilo, Das Preuß. Vereind- u. Berfamm- 
lungsrecht, Breslau 1865. Lewis. 


Verfangenſchaftsrecht beveutet den Grundfat bei der im Gebiete des gemeinen, 
fränkischen, Rechts geltenden ſog. gefammten Sand, daß bei dem Ableben des einen Ehe 
atten, falls Kinder vorhanden find, nicht allein die unbeweglichen Güter des Verftorbenen, 
Sondern auch des Weberlebenden den Kindern verfangen find, welche Beftimmung 
Manche dahin auffafien, daß fie ein Eigenthumsrecht der Kinder bedeute (Runde, Dewies), 
während Andere, wie Kraut, darin eine Anwendung des Rechtes der nächften Erben 
jehen, noch Andere, wie Gerber, eine Verſchmelzung des Rechtes der Rinder am ehe 
lihen Vermögen, wie ſolches in der Hand des Überlebenden Gatten vereint war, zu 
einem Rechtöbegriff, theils wirkliches Eigenthum an dem vom PVerftorbenen Ererbten, 
theils das Recht der nächften Erben am Vermögen des Weberlebenden darin erbliden. 
Die Entftehung dieſes Grundfages wird gewöhnlich ind 14. Jahrh. geſetzt. Im einigen 
Statuten bildete fi aus diefem Rechte das ſog. Theilrecht, welches darin beftand, 
daß der Weberlebende das Recht hatte, durch Abtheilung mit feinen erftebelichen Kindern 
einen Theil der verfangenen Güter ſich zu freier Dispofition zu erwerben. 


genihaftereht nach den Statuten bes Herzo iß Juri» Berg, Köln 1833. — 2. H. Euler 
ie Güter⸗ u. Erbrechte der Ehegatten nach fränt. Ba * Sranfi 1841. — A. Schwarz, Die 


. . h 
NR. 13. — G. Sand haas, Fränk. ehel. Güterrecht, Gießen 1866. — 
ächter, Würtemb. Priv. R. I. 193 ff. Teichmann. 


604 Bertaffungseid. 


Berfafiungseid. Zu den älteften Garantien der Verfaflungen gehört der and 
von dem modernen Conftitutionafigmus feftgehaltene Berfaffungseid des Landeöberm, ver 
Staatsdiener, wohl auch der Staatsbürger. 

Der von dem Souverän auf die Berfaffung geleitete Eid ift keineswegs die Grmpd- 
Tage feiner Verpflichtung zur Aufrechthaltung der Berfaflung; vielmehr fann eine Ver⸗ 
legung der Berfafiung auch von einen Landesherrn ausgehen, ver diejelbe weder mimt 
lich noch ſchriftlich zu beobachten und zu halten verſprochen hat. Die Beſchwörung ver 
Berfaflung durch den Souverän ift fomit nicht als eine eidlih übernommene, ſen 
dern nur als eine eidlih anerkannte Verpflichtung zu deren unverletster Erbaltımı, 
mit andern Worten ald eine eidliche Beftätigung der durch Die Berfaffung a: 
währten, von dem Berfaffungseide des Landesherrn vollftändig unabhängigen, hiernach al’ 
ſchon vor der Yeiftung dieſes Eides in voller Geltung beſtehenden Rechte der Unterthamen 
zu betrachten. Da aber die religiöfe Bedeutung des Eides den Bruch der beſchworne: 
Berfaffung zu einen vom fittlihen und veligiöfen Standpuncte aus beſonders verwer: 
lichen Verbrechen macht, fo haben viele Berfaffungen beftimmt, daß der Landesherr die 
Berfaffung bei dem Regierungsantritte, regelmäßig unter Zuztehung des gerade veriam 
melten Landtags beſchwören (Baiern, Preußen), bz. in einer fchriftlihen Urkunde eicht 
befräftigen müfje (Coburg-Gotha, Oldenburg u. A.). Andere Berfaffungen laſſen : 
bei einer feierlichen, theil® fchriftlichen, theils mündlichen Erklärung des Fürften,, werz 
er die umwerbrüchliche Aufrechthaltung der Verfaſſung bei finftlihem oder Tönigluhen 
Worte zufichert, bewenden: Sachſen, Weimar, Altenburg, Meiningen, Reuß j. &, War: 
temberg. Auch machen einzelne Berfaflungen die Leiſtung des Huldigungseides von der 
vorhergehenden Erklärung des Thronfolgers, die Geſetze unverbrüchlich wahren zu mol, 
abhängig: Wirrtemberg, Weimar, Meiningen, Oldenburg, over ftellen ausdrücklich fer 
daß der Souverän vor der Befchwörung der Verfaffung feine Regierungsbandlung ver 
nehmen darf: Coburg-Gotha, Oldenburg. ’ 

Bei dauernder Regierungsunfähigkeit des Monarchen hat der Regent oder Regie 
rungsverweſer, ſobald er die Regentfchaft übernimmt, die Berfaffung zu beſchwören vw: 
doch durch fürftliches Wort zu bekräftigen. Die bateriihe Berfaffung verlangt ſoga 
die Beerdigung aller volljährigen Prinzen des königlichen Haufes auf die Verfaifung. 

MWeiter werben nach dem meiften beutichen Berfaffungen die Staatsdiener (fo aut 
die Beamten des No. Bundes) bei Uebernahme ihres Amtes eidlich zur gewifjenbafte 
Beobachtung der Verfaflung verpflichtet; das Gleiche gilt meiftend für die Mitglieder ix: 
Landtage. In einzelnen Ländern wird fogar von jedem Staatsbürger entweder, nad Er: 
reichung eines beftimmten Alters (Würtemberg, Coburg-Gotha, Braunfchweig) over be 
der Anſäſſigmachung bz. Aufnahme in den Unterthanenverband oder endlich bet ber all: 
gemeinen Landeshuldigung der Berfaffungseid verlangt (Batern, Sachſen, Heflen-Tum: 
ftabt, Altenburg, Neuß j. L.). Doch begründet auch der Berfaflungseid der Staats 
Feamten und Staatsbürger nicht erft die Verpflichtung zur gewiſſenhaften Beobactun 
der Berfaffung; vielmehr muß die Verfaſſung wie jedes Geſetz von allen Staatsbürger 
und Staatödienern, mithin aud von dem Milttär, das gleihwohl nicht auf die Ber 
faffung vereidigt zu werden pflegt, nach der preußiſchen Berfaffung ſogar nicht vereitit 
werben darf, ftreng beobachtet werden. Denn eine verfaflungsmidrige Handlung iſt, mir 
jede Rechts⸗ und Gefegesverlegung, auch dann ein Vergehen, wenn ber Thäter ſich md 
eivlich zu ihrer Unterlaffung verpflichtet hat. 

Quellen: Breußen: Berfg Urt. U. 54. 58. 108. Baiern: Verfg. Urk Fit.X. 88. 1. 2 
Alin. 2. 8. 3. Tit. U. 8. 16. Er. VII. 8. 25, Sadfen: Verfg. Urk. $5. 138. 139. 532 
gürt ep: Verfg. Urk. 88. 10. 45. 20. 163. Weimar: Rev. Staatdgrundgef. SS. 65 

Lit.: Gefchichtliches bei F. W.Unger, Geſch. ber deutſchen Landſtände, Bd. H. S. 2107 
2. aha Deutfies Sracis- und Burbatreit, 3 uf 1 ©. 298 ff., und be 


9. j 
dort citirten Schriftftelfer, Thudichum, Berfafiungsreht bes Nd. Bundes, S. 98..225— 221. 
5. Brodhauß. 
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Sergiftung. Die in verbrecheriſcher Abſicht erfolgende (gem. R.: heimliche) 
Beibringung von Gift (oder andern gefährlichen Stoffen) it ſowohl im röm. wie im 
german. R., jedoch unter verſchiedenen Modalitäten (das erftere zieht u. A. auch das 
Bereiten und Feilhalten von Gift hierher) Durch firenge Strafbeftimmungen ausgezeichnet 
worden. Hiefür gab theils die befondere Gefährlichkeit der Handlung, theild die in ihr 
ſich kundgebende Berwerflichkeit der Gefinnung, theils, in chriftlicher Zeit, die Vorftellung, 
daß in der B. eine Art der auf einen Bund mit dem Teufel gegründeten Zauberei ge= 
geben ei, den Beweggrund ab. Mit Küdficht hierauf wendete man meiſt unabhängig 
davon, ob die Abliht auf Tödtung oder bloß auf Geſundheitsbeſchädigung ging, und 
ohne Verfuch und Vollendung zu unterfheiden, die geichärften Strafen des Mords an. 
Späterhin flufte die Praxis und in der neueren Zeit die Gefeßgebung die Strafen nad 
der Verſchiedenheit des Erfolge und der verbrecherifichen Abſicht ab. So unterſcheidet 
Baden (das hier wie häufig die veichhaltigften Beſtimmungen bat) den Fall, wo bie 
Abficht beſtimmt auf Tödtung, von dem wo fie unbeftimmt auf Töbtung oder Gefund- 
heitsſchädigung, und von dem, mo fie nur auf legtere ging, und macht Die Berfchteden- 
heit des Verbrechenserfolgs zum Abjtufungsgrunde innerhalb diefer Kategorien. ‘Daneben 
wird der fahrläfjigen den Tod oder eine Gejunpheitöftörung herbeiführenden B. gedacht. 
Bol. Würtemberg und Heflen. Defterreih fennt die V. nur als eine Spezies bes 
Meuchelmords. Das Nd. (Preuß.) und Bair. Strafgeſetz zeichnen dagegen nur die nicht 
auf Tödtung fondern blos auf Geſundheitsſtörung gerichtete B. aus. Hierüber ſ. das 
Nähere im Urt. „Körperverlegung.” — Beſondere Beftimmungen finden fi) meift in 
Vetreff der gemeingefährlichen vorfäglichen und fahrläffigen B. von Gegenftänden, 
wie insbeſondere der Brunnen und Wafferbebälter und der zum öffentlichen Verkauf oder 
Verbrauch beftimmten Waaren, bzw. in Betreff der Verbindung diefer letzteren mit ge— 
ſundheitsſchädlichen Stoffen und des wifjentlichen Verkaufs derartiger vergifteter oder ges 
fälfchter Gegenftände (id. Strafgeſetz 324 f., Baden 24650, Würtemb. 251, Heilen 
277, 80). — Enblih ift der Strafbeftummungen zu gedenken, weldye die Verlegung der 
auf ten Handel, die Aufbewahrung oder die Beförderung von Gift bezäglichen polizei- 
lichen Borfchriften zum Gegenftande haben (Nd. Strafgefeg 367 s. 3 u. 5 ...). — 
Schwierigkeiten hat fortwährend die Frage bereitet, was als Gift zu betrachten jet. 
Tie wiſſenſchaftliche Unterfuhung ergab, daß es abjolutes (für alle Organismen und 
unter allen Verhältniſſen ſich als folches bewährendes) Gift nicht gebe. Man verjuchte 
fih indeß gleichwohl in genaueren Definitionen. Dabei dürfte man über die Henke'ſche 
nicht binausgefommen fein, nad welcher als Gift diejenigen im Organismus ſich nicht 
wiebererzeugenben Subftanzen betrachtet werben follen, welche jelbft in kleinen Gaben in 
oder an den Körper gebracht ohne fichtbare mechanische Wirkung Gejundheit und Leben 
beſchädigen. Für die Jurisprudenz aber ergab ſich die Frage, ob es gerechtfertigt fei, 
die Beibringung von anderen Stoffen, welche eine ähnliche Wirkung auf die Geſundheit 
hervorzubringen vermögen, anders zu behandeln al3 diejenige von Gift, fowie Die andere 
Trage, ob die ftrengeren Beftunmungen über V. auch da zur Anwendung zu bringen 
ſeien, wo zwar ein Stoff beigebracdyt wurde, . welcher Gift heißt, und bzw. unter die 
wifienfchaftliche Definition von Gift fällt, aber in einer Quantität, in welcher er für bie 
Geſundheit nicht gefährlich war. Beide ragen dürften zu verneinen fein und wurben 
auch vielfach (Die erftere ausdrücklich durch Die Geſetze felbft) verneint. — Dem Np. 
Strafgefeg gegenüber hat der wiſſenſchaftliche Begriff des Gifts feine praftiiche Bedeutung. 
Enticheidend ift nad) ihm allein der Umftand, daß der bezügliche Stoff ‚geeignet fei, die 
Sefundheit zu zerftören.” Die Feftftellung diefer Eigenſchaft Tiegt den Geſchworenen, nach 
‚Anhörung der Sachverſtändigen, ob. Diejelbe muß in concreto al8 vorliegend ericheinen, 
d. h. der betreffende Stoff muß im einer Quantität und unter Verhältniffen angewendet 
worden fein, im welchen er eine die Gefundheit zerftörende Wirkung zu enthalten pflegt. 
Dabei wird das „Zerftören” zu urgiven und von bloßem Benachtheiligen zu unterfcheiven 
jein. — Ueber das Verfahren in Fällen muthmaßlicher Vergiftung finden fih ın ben 
Proceßordnungen oder in befonderen Verordnungen eingehendere Beftimmungen. 
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Gſgb.: N. —— 5. 229, 324 — 26, 367, . 5. Preußen 197, 304, 5, * 
5 u 4 Baiern 234, 1. 3. Baden 243 — 50. Würtemberg 240—42, 29 — 11. & 
Lit.: Sengler, Die firafrechtl. Lehre vom Verbrechen ber Vergiftung, 1812; Auffäze ır 
Soltbammer® Archw. Mair, Inuriſtiſch⸗ mediciniſcher Commentar Ill. © el 
erie 

Vergleich „ift ber Vertrag, durch welchen zwei Parteien die zwiſchen ibnen 1 
Betreff —* Anſpruchs beſtehende Ungewißheit auf dem Wege gegenſeitigen Zugefart 
nifſes beſeitigen.“ (Windſcheid, Pand. 8. 413). Er iſt ſomit begrifflich unterſchiede 
von Anerkennung (Recognitivvertrag), von Erlaß und Schenkung; ſtreng auszulegen 
unzuläſſig über Gegenſtände des öffentlichen Rechts, wie Eheſcheidung, Berbreiben doe 
nicht Injurien, oder Privatfolgen; ; metal über rechtöfräftig entſchiedene Anfprüce, æ 
fei denn Streit über Exiftenz o Kusffbrung Sart des Urtheild. Er kann obligate 
riſche, Doch nicht minder Bi Anſprüche oder foldhe aus dem Yamtlien- oder &r 
recht zum Gegenftande haben 

Vergleichen fich der Teſtaments⸗ und Inteftaterbe auf Theilung der Erbihaft, ' 
Heften fte den Erbichaftögläubigem nad) röm. R. nad Verhältniß diefer Theile (1. 14 

D. 2, 15. Scaevola); während Legatare fih nur an den Teftamentserben halten könren 
Im Uebrigen richtet ſich die Wirkung für und wider Dritte bei Vergleichen nach ver 
allgemeinen Regeln über Verträge — fo rüdfichtlih der correi, der Bürgen, der Sr: 
gularfuccefforen (A. M. Windſcheid). Nah rim. R. begründet der Vergleich em. 
exceptio, eine Klage nur nad Borleiftung (a. praeseript. verbis); nad heutigem Re: 
enthält derfelbe einen Hagbaren Confenfualvertrag. Doc find befondere Formworibrtz 
für gewiffe Fälle von je ber für nothwendig erachtet: To nah rim. R. für Beralit 
über mortis causs binterlafiene Alimente (obrigfeitlihe Beftätigung nach causae zo: 
nitio), Vergleiche der Vormiünder, Procuratoren, Syndici (Specialvollmadtt), währe: 
andererſeits die Verlegung befehworner Vergleiche infamirte und aller Vortheile darare 
verluftig machte. Bon befonverer Bedeutung find fir die Doctrin und die Gefegaebuna- 
unter ben Anfechtungsgründen gegen Vergleiche geblieben: der Irrthum — befonyr 
in Berechnungen (Rechnungsfehler), doch aud allgemein bezüglich „beiten, mas tr: 
den Zrandigenten als gewiß vorausgeſetzt worden war” (Puchta, Band. $. 294, gege 
defien, Arndts’, Bähr's, Windſcheid's Anſicht Brinz, Kife, Regelsberae 
Ungültigfeit wegen ermangelnder Vorausſetzung nad) röm. R. nicht gelten Tafjen wollen), — 
ſowie das Nichtwiffen, dargethan durch nei aufgefunbene Urkunden. Beftritten iſt ;- 
folge 1. 6. D. 2, 15, ob ber Vergleich über teftamentariiche Anfprliche nichtig, wenn dabe 
bie, Teftamentsurfumde nicht vorgelegen — mit überzengenden Gründen in Abrede adtzı: 
von Windſcheid, Band. $. 414.1 

Nach allen angedeuteten Richtungen — auch über die Form der Bergleihe — em 
halten bie neueren Gefetgebungen durchgängig genaue Vorſchriften. Bon der gröfir 
Bebeutung und näher geregelt find die zur Beleitigung von Procefien beftimmten Ver 
gleiche vor Gericht, ſowie wor den dieſerhalb eingereichten Schiedsämtern ( Schiedsmann 
inftitute); ferner der Accord im Concuröverfahren, der Receß im Erb-, im Gemeinhers 
Theilungsverfahren. 

Sipb u. %it.: D. 2, 15. C. 2,4. Rifh, Die Lehre vom Vergleich, 1855. ea 
A.L.R. 1. 16 (Arten, wie geht und Verbindlichkeiten aufhören) SS. 405 —449; 1. 4 
I. 13. 8. 102, 1. 12. 8. 3 il. 18. 8. 521. Defterr. G. B. 88. 1380 — 1390 eur 
vertrag) 233. 1008. DB. N für d. Könige. Sachſen 88. 1409 — 1416. 1029. 1306. 1317 
2325. C. eiv. a. rg (Scriftforin) 467. 1988 f. Schaper. 


Verhaftung. Die Grumbfäge über die Feſtnahme einer Perfon gehören tes 
in das Staatsrecht, theil in das Strafproceßrecht. Staatsrechtlic kommt in Berracı 
die Ermächtigung gewilfer Beamten, B. vorzunehmen (Richter, Staatsanwälte, Pelye: 
agenten, Militärwachen), und die formalen Garantien gegen den Mißbrauch der Amts: 
gewalt. Der Schuß der perſönlichen Freiheit galt won jeher als oberfte Aufgabe des 
Rechtsſtaats. Schon Die Magna Charta enthält Darauf bezügliche Beſtimmungen; Aus 
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gemgäpunft der modernen Geſetzgebung iſt vie engliſche Habeas-Corpus-Acte vom 27. 
Mat 1679 (2. Carl II. c. 2). Faſt alle neueren Berfaffungen „gewährleiften‘ bie per- 
fönliche Freiheit in den Sinne, daß willkürliche Verhaftungen verboten werden und nur 
der Richter endgültig über die Rechtmäßigkeit binnen kürzeſter Friſt zu beftimmen bat. 
Den Polizetbehörden und der Staatsaumwaltichaft fteht nur die Befugniß zur vorläufigen 
Feſtnahme zu, unter dem Vorbehalt fchleuniger Prüfung durch den Richter. Borfäglich 
rechtswidrige Verhaftungen bilden den Thatbeftand eines Amtsvergehens; ebenfo unter 
gleihen Borausfegungen der Verſchuldung auch Verlängerung der Unterfuchungshaft. 
Die Gründe der V. find: Die Abbüßung eier rechtskräftig erfannten Freiheits— oder 
(für den Unvermögensfall) auch Geloftrafe, die Auslieferung eines Angefchuldigten an eine 
fremde Regierung, Sicherung einer Perſon oder der öffentlihen Orbnung gegen Ber: 
legungen, Durchführung einer Landesverweiſung gegen Ausländer, die Verhinderung der 
Flucht von Seiten eines verbrecheriiher Handlungen Verdächtigen und Sicherjtellung 
des criminalprocef[ualiihen Thatbeſtandes gegen Verbunkelung (ſ. g. Eollufionshaft). 
Unter allen Fällen der V. ift die Unterſuchungshaft der wichtigfte und Häufigfte. Die 
Regeln ihrer Anwendung oronen, abgeſehen von bejonberen Geſetzen zum Schuge Der 
perjönlichen Freiheit, die neueren Strafprocegoronungen in Gemäßheit des Grundſatzes, 
daß gegen Angellagte nicht ohne dringende Gründe ein Uebel zu verhängen it. Als 
ſolche kommen in Betracht: ſtarker Verdacht der Thäterichaft eined erheblichen Verbrechens 
und die Wahrfcheinlichkett, daß fich der entdedte Verbrecher durch Flucht der Beftrafung . 
entziehen werde. Mit NRüdficht auf die Verhaftung unterjcheiden die neueren Criminal: 
procengefege meiſtentheils drei Klaſſen von GStraffällen: Leichte Bälle, in denen 
feine Unterſuchungshaft ftattfindet; erhebliche Fälle, in denen der Richter nad) Befinden 
zur V. fchreiten, aber die Unterfuchungshaft gegen Gautionsleiftung (ſ. d. Art. 
Caution) wieder aufgeben kann; fchwerfte Fälle, in denen der Richter zur V. fchreiten 
fol. Nebenher kommen für die V. auch perlönliche Eigenſchaften des Verdächtigen in ' 
Betracht (Rückfälligkeit, Bagabondiren, auswärtige Staatsangehörigkeit u. |. w.). Die 
einzelnen deutſchen Geſetze meichen vielfadh von einander ab; einige find dem ftant- 
lichen Berfolgungsintereffe, andere der perjünlichen Freiheit günftiger. Zum Schuge der⸗ 
felben gelten meiftentheil8 folgende Regeln: 1. Jeder Verhaftete ıft binnen fürzefter Frift 
(in Preußen 24 Stunden) dem Richter zur Vernehmung vorzuführen. 2. Die DB. gejchieht 
in Gemäßheit eines Shriftlihen, vom Richter auögefertigten Befehles, welcher nah 
neuerem Rechte außerdem die Gründe der B. anzugeben bat. 3. Died. iſt in ſchonender 
Form ohne Anwendung überfläffiger Gewalt auszuführen. 4. Die Unterfuhungshaft 
darf nicht Länger bauen, als ihr Zweck unumgänglich erfordert. 5. Unter⸗ 
fuchungsgefangene find in beſonderen Räumlichkeiten zu verwahren und bürfen nicht mit 
Strafgefangenen gemilcht werden. Die ihnen aufzuerlegenden Beichränkungen gehen nur 
ſoweit, al8 der Sicherungszweck fordert. ine bejondere, mildere Anwendung der Unter- 
ſuchungshaft iſt die |. g. custodia honesta, welde einen Hausarreft auferlegt und Das 
Berlafien der Wohnung verbietet. (In Baiern „Civilarreſt“). Die Unterfuhungsgefängnifie 
werben von richterlichen Perfonen überwacht. ine jchärfere Form der Unterſuchungshaft 
ift die in Fraukreich zuläffige mise au secret (Art. 613 u. 618 des C. d’instr. cr.), wodurch 
ver Berhaftete von jeglihem Verkehr mit andern Berfonen abgefchnitten wird. Ueber die 
Aufhebung der B. ift die Staatsanwaltſchaft vor der richterlihen Beſchlußfaſſung zu 
bören; fie erfolgt Tpäteftens mit der Einftellung des Verfahrens oder der Freiſprechung. 
Eine unverfchuldet verlängerte Haft darf auf die Strafe nach dem B. Str. G. B. angerechnet 
werden. Ob dem Berhafteten, deſſen Unſchuld fich herausftellt, Entichädigung von Staats- 
‚wegen, abgefehen von der Verantwortlichkeit der ſchuldhaft handelnden Beamten, zu ges 
währen ift, bleibt ftreitig (baflr Heinze, das Recht der Unterſuchungshaft 1865) 
in der Theorie. Die Gefege erkennen bis jet eine derartige allgemeine Pflicht zur Schad⸗ 
loshaltung durch den Staat nidt an. 

Quellen: Preußen: Crim.Orbn. v. 1805 88. 205 — 236. 516. Gef. v. 12. Februar 
1850. — NReupreußen: Str.Brc.Dd. (1867) 88. 108 fi. 130 ff. 268. 354. — Sachſen: Re⸗ 
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vid. Str. Pre. Ordn. 86. 151 — 157. Baiern: Str.Pre. Ordn. 88. 94. 118. Str. Pre E. um 
10. Novbr. 1845 A. 368 (deſſen Verhältniß zum älteren Recht von 1813 zweifelbaft, i 
Walther, Lehrb. des baier. Str Pre. R. S. 219). — Baden $. 163. — Defterreid: Ed. 
v. 27. Oct. 1862. Frankreich: C. d’instr. c.61. 94.133. Chap. VH. 88.91 ff. L 20. Ma 
1863 (sur linstruction des flag. delits devant les tribunaux correctionele. — Li cu 
14. Juillet 1865. 

Lit.: Außer den Lehrblihern des Str. Pre.R. |. Sunbelin, Die Habeas- Corpus-Imer 
u. Vorſchriften zum Schute der Berfon in den deutſchen Str.Prc.G., 1862. Mittermaier, 
Die fog. Colufionshaft in v. Holtenborff’s Allg. deutſch. Strafrechtszeitung 1863, 2.5”. 
— England: Gneift, Engl. Communalverf. T, 580. Fiſchel, Berfaffung Englants S 12 
— Sranfreid: Helie, Traite de l’instruction erim. V. 768. — Clolus, la @*- 
tention preventive et de la mise en liberte provisoire sous caution. Etude compart 
des quatre legislations americaine, anglaise, belge et francaise, 1865. — Dessalle: 
Quelques reflexions sur le detention preventive et la mise en secret, la reparation de 
erreurs judiciaires, 1662. — Dutruc, Code de la detention preventive, 1866. 

v. Holkendorfi. 

Berhör. Im weiteren Sinne heißt B. jede obrigfeitliche (richterliche, poltzeilick . 
in protocollarifcher Form verzeichnete Befragung einer Perſon über rechtlich erbetlim 
Thatſachen; alfo aud) der Zeugen im Proceß. Im e. ©. verfteht man umter Et. 
förmliche Befragung des Angejchuldigten im Erim.Pre. Das B. und feine gegamätti: 
Einrichtung entftammt der Offizialmarıme und dem Inquifitionsproceß; mit einem frex 
durchgeführten Anklageprincip eriheint das B. nicht verträglich, infefern als demſelben ?= 
Gedanke zu Grunde Tiegt,; daß der Angeklagte zwar nicht zu einer Ausfage gezwunagg 
werden fan, aber doc zur Auskunft auf beftimmte ihm vorgelegte Tragen aufgeforde 
wird. Die Mehrzahl der heutigen engl. Broceffualiften (anderer Meinung als Stepke: 
verwirft daher das V., welches ſich in allen continentalen Str.Pre.Ordnn. ohne Ansnatı 
vorfinvet. Zweck des alten B. war weſentlich die Erlangung eines Geftändniffes t> 
pinchilche Einwirkung oder dialektifche Ueberlegenheit des Richter8: was, in heutiger Prare 
als Hinarbeiten auf ein Geftändnig noch vielfach fortvauernd, von der neueren Recte 
anſchauung gemißbilligt wird. Das V. findet fi theils im mimbliden Hauptwerfakte 
(im Beginn deſſelben) theils in der Borunterfuhung. Es beruht theild auf ge: 
mäßigfettögründen, welche der Richter ftatuirt, theils auf geſetzlicher Vorſchrift; Tegien? 
inäbelondere (mit beftimmter Frift) bezüglich der in Haft Genommenen aus dem Gefid:= 
punkte eines der perfünlichen Freiheit zu gewährenden Echuges. Anwendung von Zwurz: 
mitteln zur Erlangung einer Ausfage ift nur gegen Zeugen, nicht gegen Angeklagte, :r 
Täffig. Gehandhabt wird das B. durch den Unterfuhungsrichter in der Vorunterfuchur: 
durch den Gerichtöporfigenden im Hauptverfahren; eine beſondere Anwendung ift des 
Kreuzverhör des engl. Proceſſes. Die Parteien befragen ihre Zeugen und fida 
Gegenfragen an die Zeugen des Proceßgegnerd (cross examination). Im Br. Etrtr. 
kann Kreuzverhör ftattfinden nad vorangegangener Vereinbarung unter den an Tem ?. 
betheiligten Proceßorganen (Vgl. Staatsanwalticaft, Vertheidigung). 

Quellen: Preuß. Verordn. v. 3. Ian. 1849 SS. 18. 46. 126. Str.Pre.Ordnn.: Brarr 
ſchweig $. 6. Oldenburg A. 165—172. Lübed 88. 1U8—114. Baden $$. 193— 201. Waurz. 
Gef. v. 1848 A. 33— 45. Ferner (mit borangegangener Bermahnung zur Wahrheit): TE 
ringen $$. 117 — 130. Defterreich 88. 172 fl. Sachſen A. 163 — 172. 

Lit.: Mittermaier, Deutfhes Strafverfahren I. 8. 100. II. 8.143. Zadart. 
Handb. IL. $. 104. Mittermaier im Gerichtsfaal 1849 ©. 22. 1850 ©. 473, Glaſet 
im Arch. bes Eiv.R. 1851 ©. 70. 191. Sundelin in Soltpammers Arch. f. Fr. <irk 
81, 624. Ebendaſelbſt IV. ©. 8 v. Tippelskirch. — (Ueber Kreugueräör in England) v. Gre 
in v. Holtzendorffs Strafrehtszeitung 1865 ©. 562. 601. Stephen, &a General Vier 
of the Criminal Law of England, 1863 p. 189. v. Holgendorfi. 

Berjährung (im Civilxechte) heit nad) der Definition des A. L.R. die in Fe 
geſetzlicher Beftimmung durch den Ablauf einer beftimmten Zeit wegen unterlaffener Ir® 
übung gewiffer Nechte eintretende Veränderung an diefen Rechten (C. civ. a. 2219 ur 
moyen d’acquerir ou de se liberer par un certain laps de temps et sous les 
conditions determinees par la loi — Codice civ. italiano a. 2105 un mezzo cal 
cui col decorso del tempo e sotto condizioni determinate taluno acquista u 





Berführung. 609 


diritto o & liberato da un’ obbligazione), Man ſpricht gewöhnlich von einer erwer- 
benden (acquifitiven) und einer erlöfchenden (extinctiven) V. oder auch” von begründender 
(Erwerb) und aufbebender V. Windſcheid). Jene erftere Bezeichnung flammt von 
ven Gloſſatoren, Die von praeseriptio acquisitiva und extinctiva reden, während tm 
röm. R. praescriptio (longi temporis) zuerft die Einrede bezeichnet hatte, mit der fich 
Der Befiger gegen die Klage des früheren Eigenthümers ſchützte, woraus fpäter ein felb- 
ftändiges Klagreht actio entftand. Völlig unbefannt war den Römern der allgemeine 
Sattimgsbegriff „Berjährung”, fir den fie feine Bezeichnung hatten. Sie anerkannten 
vielmehr nur Erwerb des Eigenthums durch Iangjährigen Beſitz, usucapio bei beweg- 
Lidyen und praescriptio longi(ssimi) temporis bei unbeweglichen Gegenftänden genannt, 
einen Erwerb und Berluft von Servituten durch Tangjährigen Beſitz und Berluft ber 
Klagrechte durch Nichtgebrauch, der mit der exe. praesc. geltend gemacht wurde. Erſt 
Die naturrechtliche Doctrin hat jenen Oattungsbegriff aufgeftellt, den Die neuere Wiffen- 
ſchaft (Sapigny) wieder in feine urfprünglichen Beſtandtheile zerlegt hat. Unter den 
neueren Geſetzgebungen trennen das Defterr. ©.B. 88. 1451 ff. — C. civ.a. 2219 sq. 
— C. civ. ital. a. 2105 sq. Ertinctio- und Acquiſitiv-V., während das Pr. A. L.R. 
I. 9. 535 fi. 579 ff. ®. durch Beſitz und Nichtgebrauch ſcheidet und allein das Sächſ. 
&S.B. genau trennt: Klagverjührung SS. 150 — 170, Erfigung 88. 260 — 275 und 
Kichtgebrauch 88. 133. 596. 655. 659. 

Da von der Erfigung des Eigenthums und der Seroituten, ſowie dem NRecht- 
grunde der V. ım Allgemeinen, vüdfichtlid deſſen die Quellen fpeciell bei der usucapio 
1. e. finis sollicitudinis ac periculi litium jagen: bono publico usucapio introducta 
est, ne scilicet quarundam rerem diu ac fere semper incerta dominia essent, ut 
aliquis litium finis essef, ne possessores prope immortali timore teneantur, ſchon 
anderwärts ausführlich gehandelt ift (f. Th. I. 282 ff. I. 376 — 379), fo bleibt bier 
nur die Klagverjährung zu betrachten. 

Mit Recht verlangt der Staat von dem zu einer Klage Berechtigten, daß er vo 
Zeit zu Zeit die Realifirungsabficht feines Anſpruchs in erfennbarer Weiſe fund gebe, da 
ohne ſolche Geltendmachung durch längeren Yeitablauf dieſe Abficht zweifelhaft wird, die 
Ungewißheit dem Perpflichteten ſchadet und die, rechtliche Confequenzen erzeugenden, That- 
fachen immer ſchwerer reproducirbar und bemeisbar werben. Es vernichtet, wie Kierulff 
treffend jagt, das träge Recht fich jelbft. Deshalb werden der gerichtlichen Geltendmachung 
der Anfprüche gemifje Zeitgrenzen geſetzt, nach deren nutzloſem, ununterbrocdenem Verlaufe 
der Kläger feines Rechtes zur Geltendmachung verluftig geht. Als eine, noch jet giltige, 
Ausnaßme der B. der Anſprüche erwähnt das rum. R. Steuerforberungen des Fiscus 
während der Anſpruch auf Theilung, natürlich zu unterjcheiden von dem auf Anerkennung 
als Miteigenthümer oder auf Erfag von, Auslagen bei geführter Verwaltung, nicht ver= 
jährt, da er in jedem Augenblid der Gemeinjchaft neu entfieht. In den neueren Ge— 
fegen treten hinzu die Klagen auf dem Gebiete der Grundbuchsverfaſſung: Preuß. A. L. R. 
I. 9. 8. 511, 20.8. 534 — Sächſ. G. B. 8. 151; abweichend Defterr. GB. 
8. 1479 und C. civ. ital. a. 2127. 

en m nun Berluft eines Klagrechtes eintreten kann, müſſen folgende Erforbernifie 
erfüllt ſein: 

A. J. Man muß ein Klagrecht haben, es ausüben können und trotz deſſen 
es nicht einmal theilweiſe ausüben. Es handelt ſich hier um die Frage, wann 
ift actio nata? um die ſog. Nativität der Klage. Diejenigen, welche den Anſpruch 
als nichts Anderes auffaflen, als das Recht im feiner Richtung auf die Unterwerfung 
menfchlichen Willen und ſomit ſchon aus dem Rechte felbft, nicht erſt aus veflen Ber- 
legung entftanden, meinen, daß mit Ausnahme der dinglichen Nechte und Derjenigen per- 
fönlichen Anfprüce, welche auf ein Nichtthun des Verpflichteten gehen, die V. jofort mit 
Entftehung des Rechts begimme, mag eine Störung mit oder gegen ven Willen des Be— 
rechtigten vorfallen oder nicht. In denjenigen Fällen aber, in denen der Berechtigte aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärt hat, von feinem Anfipruche noch feinen Gebraud machen 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 39 
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zu wollen (Darlehn auf Kündigung, bis zur Kündigung decem cum petiero, dem ir 
pofitum,, Precarium, dem vorbehaltenen Rüdlaufsrechte, nicht aber der Leihe/ ait% 
ſofort das Klagrecht. Dagegen verlangen Andere, wie Kierulff, Savignh, Sir 
tenis, Puchta, Keller, daß der Verpflichtete auf die an ihn ergangene Auffortenr;: 
des Gläubigers die Lerftung verweigert haben müſſe, welde Anficht jich auf die Ixke 
l. 1.8. 22. D. 16. 3 — 1. 94. 8.1. D.46. 3 — 1.8.8.7. D. 43. 6 — 4 
D. 45. 1 wohl nicht ftügt, während endlich Demelius einen Mittelweg emiclgt, z 
dem er annimmt, daß eine Verlegung eined Klagrechts ſchon dann vorliege, wan x 
gegenwärtiges, wirkſames Yorberungsrecht zur Entitehung gelangt und nicht ſofor ati 
‚ wird. rüber ftellte man hier die Regel auf: toties praescribitur aotioni notir 
natae, quoties nativitas ejus est in potestate ereditoris, deren Unrichtigkeit un %: 
gemeinen Thon in der Zeitſchr. f. Eiv.R. u. Proc. VIII. 1. 88. 1 — 12 dal, t 
dem nur das richtig ft, Daß die DB. eines noch nicht eutflandenen Anſpruchs fa: 
wenn die Entftehung deſſelben auf den bloßen Willen des Berechtigten geftellt iſt Zu 
Kegel ift nicht anerkannt 3. B. im Preug.A.LR.L 9. 8. 545 und Defterr. G. B. 8. 1* 
Ber bedingten und befrifteten Anfprüchen beginnt die V. erft mit Eintritt der Ira: 
veip. des beftimmten Zeitpunkts (C. civ. a. 2257 — C. eiv. ital, a. 2120) un ir 
bei Anſprüchen auf periodiſch wiederfehrende Leiſtungen für jeve Terminsrate ix Me: 
dere B., während die B. des Anſpruchs auf das Kapital jeden ferneren Zinsauf 
ausſchließt und das Recht auf die teriminlide Leiftung als ſolches bei Beſtreuende 
Schuldners nady der vorherrſchenden Anficht ebenfalls verjährt (dagegen Gerber, ?: 
melius, Schirmer, Unger). Trotz vorhandenen Anſpruchs läuft im vielen gu 
die V. nicht, fondern ruht vielmehr praesc. dormit: 1) wenn dem Anſpruche cin ẽr 
rede entgegenfteht, Die der Kläger nicht zu beſeitigen vermag oder Die er zu beſeingerd 
bunden ıft, was die Neueren ausdrücken: agere non valenti, non currit praesenpt. 
wohin auch em dem Schuldner gemährtes Moratorium 1. 8. i. f. C. 7. 71, fm, 
Tall gehört, daß ein Erbe, der mit der Rechtswohlthat des Inventars angetrem K 
von den Erbichaftsgläubigern nicht während der ihn gewährten Friſt belangt werden de‘ 
(Preuß. AR. I. 9. $. 336. 387. — C. civ. a. 2258, abweichend a. 2259). 2, ec 
der Anſpruch ſich richtet gegen Kinder, an deren Vermögen der Vater ein Genupreit & 
gegen Gelchledhtsunreife, gegen Minderjährige, indem gegen viele feine B. unter 30 dm 
Läuft, oder berfelbe einer Frau zufteht, welder Dotalfachen zufallen, während ver F. 
daß diefelben in fremden Händen befindlich find: Preuß. A. L. R. I. 9. SS. 5-5 
535 ff. — Defterr. G.B. 88. 1494 ff. — Sächſ. G. B. 85. 154—156 — (. u" 
a, 2254—2256 — C. civ. ital. a. 2119. 2120. Es läuft feine V. zwiſchen er 
leuten: Preuß. A. . R. I. 9. 8. 524 — Defterr. GB. 8. 1495 — Sid? 
8. 156 — C. civ. a. 2253 — C. civ. ital. a. 2119. 3) Wenn factilie Hux 
niſſe die Geltendmachung hemmen in den Fällen der Berechnung des tempus utile, RE 
ein feindliher Einfall erfolgt oder Anſprüche der röm. Kirche durch ein Schiöma gie! 
werben, bei Juſtitium (ſ. den Art. Yuftitum Th. II. ©. 608) justitia denegata. ı 
sentia rei publicae causa: Preuß. A. L. R. I 9. 88.518. 520. 522. 523. 523 
— Defterr. GB. $. 1496 — Sächſ. G.B. 8. 157. 

II. Es muß der beftimmte Zeitraum ohne Unterbrechung verfloffen fein. Ir 
die einzelnen Berjähbrungsfriften vgl. den betr. Art. Als Unterbredhung internz 
tio gilt Alles, was man vermöge des Anſpruchs von dem Verpflichteten erlangt: Zu 
und Abichlagszahlung, Pfand» und Bürgenbeftellung, Ausſtellung einer neuen Str 
urkunde, ferner Vorenthaltung von Etwas deinjelben Gebührenden, vor Allem akt er 
bebung der aus dem richtigen Rechtsgrunde bergeleiteten Klage vor Dem comperenten KR" 
oder vereinbarten Schiedsrichter gegen einen beftimmten Beflagten, bei abweſenden Vellage 
mündliche oder fchriftliche Bro:eftation vor Gericht (vor dein Biſchof oder defensor arzt! 
oder der Gemeindebehörde, ſchlimmſtenfalls durch Anfchlag einer von einem Notar akt!” 
Zeugen unterfchriebenen Proteftation am Wohnorte Des Beklagten, 1. 7. C. 7. 21, mal." 
a. 2244 und C. civ. ital.a. 2125 ſelbſt vor einem incompetenten Richter, ebenſo ur 
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den Preuß. A. L.R. J. 9. 88. 552. 553, welches Geſetz neben vr A GO. I. 4. 88. 19. 
20 ſchon die Anmeldung der Klage die V. unterbrechen läßt, nach Sächſ. G.B. 8. 163 
und nah Defterr. G.B. 3. 1497 wenn die Klage angebracht und gehörig fortgeſetzt 
wird, wober 8. 15 des Gel. v. 17. Dechr. 1862 zu beachten ift. Hierbei gelten beſon⸗ 
dere Friften fiir Geltendmachung der zurückgewieſenen Klage, innerhalb deren fie verbeflert 
von Neuem angeftelt werden muß, um bie V. zu unterbrechen : Sächſ. G.B. 8. 166 — 
Preuß. A.L.R. I 9.88. 552 — 556 — C. ei v. a. 2247 — C. ei v. ital. a. 2128. 
Fragt man num nad) dem Zeitpunfte, von welchem an im Proceß die Unterbrechung eintritt, 
fo meinen Einige, wie Unterholaner, baß fie eintrete mit ber litis contestatio, jedoch 
zurüdbezogen werde auf die Zeit der Anftelung der lage; Andere, wie Puchta, fie 
trete mit der Yadımg ein unter Zuridbeziehung auf Die Zeit der Auftellung ‚ Andere, 
wie Sintentd und Seuffert, fofort {mit der eng, die Mehrzahl endlich mit 
dem Augenblid ber erfolgten Infinuation (A. D. W.O. U. 80) Im älteren röm. R. 
war für die temporales actiones ber entſcheidende Moment der der Gonftituirung des 
judieium durch litiscontestatio, Die eine procefiualiiche Conſumtion herbeiführte, an die 
fi) eine Furze Procekverjährung anſchloß während ſonſtige Klagen perpetuirt wurden, 
was ſich unter Theodos II. änderte, indem dieſer in 1. un C. Theod. 4. 14 von 
jenem Zeitpunfte eine 30jährige B. beginnen ließ, Juſtinian aber von dem Momente 
an ex quo novissima processit cognitio postquam utraque pars cessavit eine Litid- 
pendenz von 40 Jahren einführte. Im Reicriptsproceß dagegen wurde die V. per ob- 
lationem precum (et ad eas rescriptionem ?, unterbrochen. Ob einfache Anerkennung 


vor vollendeter B. unterbricht, ıft zweifelhaft: dafür ıft Un terho lzner, Savigny, 


Seuffert, Demelius und von den neueren Geſetzen C. civ. a. 2248 — C. civ. 
ital. a. 2129 — Freng.d. EUR. L 9. 8. 562 — DBefterr. ©B. 8. 1497 — 
Sächſ. G.B. 8. 162; dagegen Bruns, une einfache Mahnung nicht unterbricht : 
Preuß. A.L.R. 19. 8. 561 — Sächſ. ©.B. 8. 173. Ber concurrirenden Magen läßt 
das rom. R. ın 1. 3. C. 7. 40 und 1. 5. C. 8. 40 die Unterbrehung einer Klage gegen 
die andere wirken, ebenfo das Preuß. A. L. R. J. 5. 440 und I. 9. 576, während Schuld⸗ 
anerkenntniß micht fo wirkt, 1. 5. 438. 439 — C. civ. a. 2249. 2250 — C. eiv. 
ital. a, 2130 — 2132. "Alisdenunciation unterbricht die Regreßklagverjährung. Die 
mit der Unterbrechung beginnende neue V. hat die der unterbrochenen gleiche Frift. 

II. &inige Schriftfteller erwähnen als ferneres Erforderniß für den Derjährenden 
die nach dem Decret. Gratiani c. 16. C. 16. 9. 3 noch unbefannte, dur c. 3. 5. X. 
2. 26 (Impoftur im Wppendir. des Concil. Lateren. pars 38. c. 5. 7) zur * Beitung 
pefommene bona fides, wobei man zweifelhaft ift, ob fie nur bei Klagen auf Her- 
ausgabe unrechtmäßig Fejeflener fremder Sachen (Brinz, Puchta) oder aud für per- 
fönlihe Anfprüche, oder gar nur für die Erfigung gelten ſoll, was namentlich in der 
Judicatur angenommen if. Die zweite Meinung tft die vorherrihende (Unterbolz= 
ner, Savigny, Möllentbiel, Hildenbrand, Wächter, Sintenis, Arndt). 
Der B. find entzogen die Einreden, da, wie Baulus fagt, is cum quo agitur 
non habet potestatem quando conveniatur; ſoweit jedoch das Recht, auf dem fie be— 
ruhen, verjährt, geben auch fie unter.‘ 

B. ©eltend gemadt wird Die B. im Wege der Vorſchützung einer Einrede 
und kann der Richter Died nicht ex officio tbun: Sächſ. G.B. 8. 153 — Defterr. 
8.8. 8. 1501 — C. eir. a. 2223 — C. eiv. ital.a. 2109 — A. G.O. 19. 
11a. & und 85 N. 1 der Berorbn. v. 14. Decbr. 1833, A. 3 N. 1 der Der. 
v. 6. April 1839. 

C. Was die Wirkung der V. gaulangt, jo bebt fie den wir auf, indem 
nunmehr demſelben die Einrede der B. entgegentritt, Sächſ. GB. 8. 170. Hiermit 
geht natürlich Das perſönliche Recht, welches im Anſpruche aufgeht, ni unter, ſo Daß 
nit, wie man noch vielfach behauptet‘, eine Naturalobligation zurüichbleibt. Die em 
gegenſtehende Anſicht ſtützt ſich außer anderen allgemeinen Gründen auf 1. 7. C. 7. 39, 
nad welcher Beftiminung der Pfandanfpruch fortbefteht trotz V. des perjönlichen Anſpruchs. 
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Alten hier wird nicht Fortdauer des Pfandrechts wegen einer zurüdgebliebenen oblints 
naturalis behauptet, ſondern wegen der eigenthümlichen Grundſätze über die Erlite: 
der Pfandflage und deswegen, weil Tie fortdauert, noch das Beftehen eimer fog. nat. ch! 
angenommen (Bangerow, Windſcheid). Auch die neueren Geſetze verwerten m: 
folde nat. obl, Defterr. G.B. 88. 933. 1449. 1479. 1483. 1487. 1491 —(. 
civ. a. 1234. 2219 — Säaächſ. 88. 8. 170 — C. eiv. ital, a. 1236. 210. 
Betreffs des preuß. R. bejaht dies Förſter, während Brinz die nat. obl. wım 

D. Betreff der Trage, ob die Parteien die geſetzlichen Borkäriften über vi! 
burh Vertrag ändern künnen, jo beftimmte das rim. R., daß bei der B., als emm ð 
ftitute des öffentlichen Rechts, dies den Parteien nicht frei fteben ſollte, ebenſo das Leiter. 
G.B. 8. 1502, während das Sach}. G. B. 8.152 Abkürzungen zuläßt und Verlänger: 
der fürzeren Berjährungsfriften bi8 zu 30 Jahren und das Preuß. A. L. R. 1.9. $$. 565- 
567 Verträge in gerichtlicher Yorm überhaupt geftattet. Der Geltendmachung der Er 
fung der vollendeten V. kann natürlich entfagt werden: C. civ. a. 2220 — C.cir 
ital. a. 2107. 


Lit: Unterholzner, Ausführl. Entw. d. gel. Serjährungslepre, bearbeitet von Eén 
mer, 2. Aufl. Leipz. 1558. — Savigny, Syſtem Bd. V. — Kierulff, Theorie des Eat. 
Altona 1839, S. 189 fi. — Sintenis, Prakt. Eiv.R. I. 8.31. — Beim, Pandecten $4 
— Bangeromw, Lebrb. der Pandecten $. 146 fi. — Wächter, Handb. II. ©. sohn m 
Erörterungen aus dem röm., beutfhen und würtemb. Priv. R., Heft 3, Stuttg. 1846, &.53".- 
Windſcheid, Lehrb. d. Pandectenrechts, I. $8. 105 fe — Die Xctio des röm. Cini. ws 
Standpuntte des heut. R., Düfield. 1556. — U nger, Syftem II. 88. 119 ff. — Hirt 
Theorie u. Prari® des heut. gem. preuß. Priv. R., I. 8. 57, u. „Klage u. Einrede nad sr: 

R.“, Bresl. 1857 8. 31. — Heybemann, Toten des preuß. Civ.dd. — Heimbae 

Rechtslexilon XII. 285. — Zahariä (Anjhüg) Handb. des franz. Civ. R, Vd. 4 — Ic 
litor, Les obligations en droit Romain, Gand 1851—53. — Reinhardt, Die um: 
pio und praescriptio des röm. R, Stuttg. 1932. — Epeciell Geſchichte: Demelins, I: 
terfuchungen aus dem rdm. Civ.R., Weim. 1856; Rativität: Thon in Zeitfär. f. Cini: 
; Studien u. Krititen, R. 4, Greifsw. 1647. — Bangt::? 
im Arch. f. civil. Praris XXX. 12 (1850). — Bradenböft im Arch f. pralt. Kedıt 
wiſſenſch. IV.3. (1856). — Gerber in den Jahrbb. f. Dogm. II. — Unterbregung: <E:' 
fer in der Zeitfehr. f. Civ.R. u. Proc. NR. F. VII. — L. C. Pfotenhauer, Ucket ® 
Unterbrechung der Klagwerjährung, Leipz. 1843 — Emmingbans im Arc. f. prakt. Rect 
wiſſenſch. N. %. I. — Bopp im Arc. f. civil. Brar. XLII. — bona fides: Möllentki.. 
Ueber die Natur des guten Glaubens bei ber Verjährung, 1820 — Hildenbrand. D. 

bona fide rei propriae debitoris ad temporis praeseriptionem haud necessaris, Mon 

1843. — Hilderbrand, Gef. der Beftimmungen bed can R. bei ber Sehgung u Ki: 
verjährung im Arc. f. civil. Brarid XXXVI. 2 (1853). — Wirkung: Krulin. ker? 
2 f. civil, Pragis I. — Pfeiffer, Praft. Ausführ. I. 2. VII 2. Sann. 1825 —4. - 
Loöhr im Arch. f. civil. Bragis X. — Schäffer in ber Zeitfehr. f. Ein.R. u. Proc. 3% 
IX. — Srande, Civil. Abhandl., Gött. 1826-— Büchel, Civilrechtl Erbrterungen 2 Ar 
1847. — Heimbad u. Bermehren im ber Zeitfehr. f. Civ. u. Proc. I. II, (1828. 18. 
— Dahn, Ueber die Wirkung der Klagenverjährung bei Obligationen, Münd, 1855. — Pr: 
in den Jahrbb. d. gem. R. IV. 14 (1860). — Schwanert, Die Naturobligationen d. R. X. eir 
1861. — v. Scheurl in den Jahrbb. f. Dogm. VII. (1865). — Massol, De loblig. s 
turelle et de l'obl. morale en droit romain et en droit frangais, 2. ed. Par. 16°. - 
Machelard, Des obl. naturelles en droit romain, Par. 1860. — ferner Beihmest 
—ã— d. Civ Pre. I. 8. 38; röm. Civ.Pre. III. 8. 164. — Renaund, Lebtt 


gem. deutſchen Civ. Pre., Leipz. u. Heidelb. 1867, I. $. 73. — Prinz, Das allgem. Actenr 
recht ober bie Lehre vom Anſpruche, Bresl. 1870, ©. 116—134. — Wieding, Der jrim t- 
bellproceß, Wien 1865. Teichmann 


Berjährungsfriften (im Civilrecht). 1. Im älteren röm. R. waren Cirill— 
gen, fo lange das Klagfundament beſtand, Don Regel nach unverjährbar, perpetuae 7 
eigentlichen Sinne, viele actiones honorar 1: Dagegen in kurzen Friften wrähker 
Außerdem hatte in der Katferzeit der gehörig « Yificiete Befiper nach zehn, beziehung“ 
weile zwanzig Jahren gegen Vindication tt exceptio longi temporis, MI " 
Yuftin. R. mit der Ufucapton verſchmolzen ift (f. d. Art. Erfigung), — Sat ir 
dos II. find aber alle Klagen regelmäßig verjährbar, und zwar mit 30 Jahren, ter 
pus continuum, beredmet won dem Tage der actio nata ab bis zum vollſtündigen Ad 
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ſchluſſe des letzten Tages, nach den Grundſätzen der Civilcomputation und der Berechnung 
in den Fällen, wo durch Ablauf der Friſt ein Recht verloren geben fol, |. d. Art. 
Zeitberehnung. — 

Ausnahmsweiſe waren jedoch im Juſtin. R. einzelne Klagen unverjährbar, andere 
theils kürzeren, theils längeren Friſten unterworfen. . 

2. Klagen mit kürzeren V. — In einem Jahre, annus utilis, verjähren 
die Popularflagen (ſ. d. Art.); Die prätorifchen (zweifeitigen) Pönalklagen (ſ. d. Art.), 
ebenfo alle oder wenigftend mehrere einfeitigen Strafllagen, außer auf bie Bereicherung. 
Weber einzelne Ansnahmen herrſcht Streit. Ber der actio doli wurde der annus utilis 
in ein biennium continuum umgewandelt. Die actio furti manifesti iſt perpetua. 
Einjährig find noch die poſſeſſoriſchen Interdicte; die Klagen aus der in integrum re- 
stitutio, jo die publieiana rescissoria; die actio de peculio nach Aufhören des Ge- 
waltverhältnifies, u. a. m. ' 

Die ädiliciſche actio quanti minoris verjährt in einem Jahre feit dem Kauf, be 
ziehungsweiſe ſeit dem dietum promissum; die actio redhibitoria mit ſechs Mona— 
ten, und wenn fie wegen verweigerter Stipulation angeſtellt wird, mit zwei Mona— 
ten, wie auch die beſondere Klage wegen der ornamenta. 

In fünf Jahren verjähren die Klagen, welche auf die Rechtsfähigkeit eines Ver⸗ 
ſtorbenen Bezug haben; die querela inofficiosi (vom Todestage ab gerechnet); die Klage 
auf separatio bonorum (von der Adition); die Klage des Fiscus auf commissa. In 
vier Yahren die Bindication von erblofem Bermögen. In zwanzig bie fiscalifchen 
Strafllagen. Eine gute Zufammenftelung ſämmtlicher kurzer V. gibt Göſchen, Bor: 
lefungen, I. 8. 150. 

3. Längere Friſten. Wenn eine lage, die fonft der Berjährungsfrift von 30, 20, 
10 Jahren, nicht aber fürzeren, unterworfen ift, einer Kirche oder einer milden Stiftung zu= 
fteht, ſo ft fie in vierzig Jahren verjährbar, und wenn fie der Kathedralkirche zu Rom zu- 
ſteht, erft in Hundert. — Klagen des Regenten und die gemeinrechtlichen Klagen des 
Fiscus verjähren, einer freilich ſehr beftrittenen Praxis gemäß, mit vierzig Jahren. 
Bon einer ähnlichen Bevorzugung der Städte ift jet feine Rede mehr. Nach der (vefti- 
tuixten) 1. 1. C. de aleatoribus III, 43 foll die Rückforderung gezahlter ungeſetzlicher 
Spielichulden (f. d. Art. Spiel) erft in fünfzig Jahren verjähren. Die Pfandflage 
verjährt in vierzig Jahren gegen den Schuloner und deſſen Erben, wie auch bei Peb- 
zeiten des Schuldners gegen den nachſtehenden Gläubiger, 1. 7. C. de praescriptione 
XXX vel XL annorum, VII, 39. 

4. Die dreißigjährige Verjährung ift in den neueren Geſetzgebungen beibe- 
halten worden. Sp im Preuß. A. L.R. L 9. 88. 546 ff., als die orbentliche Ertinctio= 
verjäbrung, Verjährung „durch Nichtgebrauch“. Daneben find fürzere Berjährungen: 

Bon vier Jahren für Forderungen von „Wirthichaftsofficianten, Handlungsgebül- - 
fen, Lehrherrn, Gefinde, und von allen Perjonen, welche zur Beſorgung öffentlicher An⸗ 
gelegenheiten autorifirt find (als Rechtsanwälte, Notare, Medicmalperfonen, Feldmeſſer 
u. |. w.)“ —, ferner „für die zu beftimmten Zeiten wiederfehrenden Lerftungen, Rückſtände 
an vorbedungenen . Zinfen und Alimenten u. a. m.’ — 

Don zwei Jahren für Forderungen „ver Yabrilunternehmer, Kaufleute, Krämer, 
Künftler und Handwerker, jowie der Apotheker“ file gelieferte Waaren, reſp. Arbeiten, 
„ver Schul-, Erziehungs: und Berpflegungsanftalten an ihre Zöglinge, der gemeinen 
Arbeiter, Fuhrleute und Schiffer für Lohn, Frachtgeld und Auslagen, der Gaftwirthe für 
Wohnung und Belöftigung‘. — 

Durch Nichtgebraudy erlöfchen die Rechte des Fiscus, dev Kirchen und anderer Cor- 
porationen nur Durch die „ungewöhnliche V. von vier und vierzig Jahren“, I. 9. 
8. 632. Ueber vie bei öffentlichen Laften und Wbgaben geltende fünfzigjährige 8. 
ſ. d. Art. Unvordenklichkeit. | Ä 

Im franz. R. ift die längſte V. die breißigjährige, welche auch hier Regel iſt. 
Daneben gibt es zahlreiche kürzere V. — In zehn Jahren erlöihen: vie Klage auf 
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Resciſſion und Nichtigkeit eines Bertrage, C. N. 1304; die Klagen des Mindenihruer 
gegen feinen Bormund, betreffend vormundſchaftliche Handlungen, 474; die Banllax 
nah 2180; die Givilflagen auf Schadenderfat aus Verbrechen, C. dinstr. erim 
637. — Im fünf Jahren die Klage auf Gewährleiftung für Zahlunsfäbite: 
des Rentſchuldners, C. N. 886; — Überhaupt die Klagen auf Alles, was ührlch er 
in kürzeren periodiſch wiederkehrenden Friſten zahlbar ift (Zinfen won dargeliehenem Ext. 
Dieth-Bachtgelver, Gefälle von Renten und Unterhaltögelvern u. dgl.); die Maom zur 
Richter umd- Anwälte, betreffend Actenftüde, und vie lagen der Amvälte auf Jaklını 
ihrer Auslagen und Gebühren für nichtbeendigte Sachen, 2273, 2276, 2277. In tıe: 
Jahren die Bindication der Mobilien nach 2279, vdie- Civilklagen aus Berzebn 
C. d’instr. crim. 638, die Klage der Erbichaftsgläubiger auf Vermögendabſonderrn 
in Anfehung der Mobilien, C. N. 880, die gegen Pegatare im alle von 809. x: 
zwei Jahren die Klage auf Resciſſion wegen Verlegung über fieben Jwälftel, 1676 
die Klagen der Anwälte fir Gebühren und Auslagen in Bezug auf beendigte Sahr 
2273, und die Klagen gegen Gerichtsvollzieher, betreffend Actenftüde, 2276. In einen 
Sabre mehrere 2272 aufgezählte Klagen ; die poffefforiichen Klagen, C. de procddure 24: 
die Schadenserſatzklagen aus WBolizetübertretungen, C. d’instr. crim. 640; die Sage \: 
Käufers auf Preisermäßigung, die des Verkäufers auf Preiserhöhung in den Hüllen we: 
1616— 1618, 1622; die Bindication eine® ab= und fortgerifienen Stück Land, 55°: 
die Widerrufölfage, 957, 1047; die Klage auf Nichtigkeit der Ehe wegen mangdatı 
elterlichen Conſenſes, 183. In ſechs Monaten die Klage auf Nichtigkeit in dr 
Fällen von 181 und 185 und die 2271 aufgezäblten Klagen. Noch kürzere Amt: 
2102, 1854, 317 u.a. m. Bgl. 1648, | 
Quellen: D. XLIV, 3, De diversis temporalibus praescriptionibus et de aceew- 
nibus possessionum. C. VII, 33 — 40. 
Lit.: ©. bef. Saviguy, V; Unterbolzner, Berjährungsichre (2. Aufl), dein. 185° 
Heimbach im ehesten on, botz erjührungelehre ——— 
Verjährung und Verjährungsfriften (mm Strafrecht). Gegen die mtu: 
ſchließende Wirkung der V., d. h. des Ablaufes einer längeren Zeit ſeit der Perikm 
eines Verbrechens oder feit der Zuerkennung einer nicht wollftredten Strafe made r= 
früßer namentlih vom Standpunfte der Ablehrestungätheorie ungegrünbete Cimwentune! 
(fo 3 8. Gründler, Hente, Derfted), heutzutage ift Die Theorie einig men 
Billigung fowohl der -B. der Anklage oder Strafverfolgung, BF. 
zuerkannten Strafe (vgl. über dieſen Unterfcied und die Begründung der d. ir 
haupt Th. I. ©. 545 f.). Im Anſchluß an das gem. R. kennen aber mehrere cuu. 
gefegbücher nur eine V. der Strafverfolgung (fo Heflen, Oeſterreich, Preußen, Alter. 
übe), während nach dem Vorgang des franz. C. d’instr. rim. die übrigen ob d 
V. zuerkannter Strafen aufgenommen haben. Cine ungerechtfertigte Ausnahme ten = 
Berjährbarteit der Verbrechen findet ſich öfter hinſichtlich der mit Todesſtrafe Teer 
8. 231), ja auch felbft der mit Tebenslänglicher Freiheitsſtrafe bedrohten Vabretten " 
um Bad., Thüring. Sächſ. Str.E.B.; im Braunſchw. 8. 71 mit einer Mean - 
Baiern nur hinſichtlich der V. der auf Todes= oder Tebenslängliche Zucthaudtat I 
tenden Erkenntniſſe). — Vorausſetzung für bie V. ift der Ablauf einer gewmen Fr 
der Berjährungsfrift. Diefe beginnt nach mehreren Gefegbüchern mit dem det 
punkt der begangenen That, bez. der Rechtskraft (ober „Voliſtreckbarkeit“) des ei 
erfenntniffes, was wohl das Nichtigfte ift (fo in Defterreih — Berechnung s minet- 
ad momentum; auch Wirtemberg, Braunſchweig, Thüringen umb Hamburg KT 
hierher, fie rechnen aber a momento ad diem, d.h. die V. ift beendigt mit Dat 2 
fange des letzten Tages der Verjährungsfriſt); andere Geſetzbücher (aljo namentlich are 
Preußen und Baiern) rechnen a die ad diem. Sehr eigenthinnlich Baden (das à 
mento rechnet), inſofern als es die Verjährungsfriſt fin erkannte Strafen in der ve 
vom Ende der im Urtheil beftimmten Strafzeit an rechnet. Streitig iſt ed, MER" 
dem Fall zu Halten fei, wenn die Vollftrefung des Straferfenmtniffes bereis Ku" 
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het, und der Berurtbeilte fi ter weiteren Bollftredung (3. B. durch Flucht) entzieht. 
Tie meiften Strafgelegblicher und Entwürfe haben mit Recht es ausdrücklich erklärt, daß 
in einem ſolchen Falle vie B. hinſichtlich der noch nicht vollgogenen Strafe von dem 
legten Vollſtreckungsact an, und nicht von dem Zeitpunkt, in welchem das Urtheil rechts⸗ 
käftig wurde, Taufe (jo 3. B. Batr. Str. G.B. A. 98 3. 2, Oeſterr. Entw. $. 100, 
Ro. Str.G.B. 8. 72), ©. über die Unterbrehung der V. noch Th. I. ©. 546 f. 
Die Länge der Berjährungsfriften wird aus ‚guten Gründen (f. a. a. O. ©. 546) von 
faft allen Geſetzbüchern je nad) der Schwere der in Rede ftehenden ‘Verbrechen abgeftuft. 
Das Sächſ. Str. G. B. freilich ftelit für alle von Amtswegen zu verfolgenden Verbrechen 
ohne Unterfchied die Frift von 15 Jahren und daneben für die Antragsbelicte die Friſt 
von einem Jahr auf (ebenio das Altenb. Crim. G.B.). Die Yänge der Berjährungsfrijten 
ft übrigens eine im Einzelnen fehr verfchieden beſtimmte, obwohl bie Fünfzahl (bei den 
Jahres friſten) als Grundzahl ziemlich allgemein auftritt. Wir finden Abftufungen 
von 30jährigen Friſten herab bis zu dreimonatlichen, jo namentlich in Preußen, wo Ber= 
brechen, Die mit dem Tod bedroht find, in 30 Jahren, andere Verbrechen in 20, reip. 
10 Jahren, Vergeben in 5, bez. 3 Jahren, Uebertretungen in der Regel in 3 Monaten 
(einfache Beleidigungen aber in 6 Monaten) verjähren. In dem No. Str. G. B. be= 
gegnen und im Welentlihen diefe Zahlen wieder. Nur finden wir hier, wie gewöhnlich, 
längere Verjährungsfriſten für die B. zuerfannter Strafen aufgeftellt, als für Die V. der 
Strafverfolgung, im erften Tall das Marimum von 30 Jahren, das Minimum von 
2 Jahren, im zweiten Fall das Marimum von 20 Yahren und das Minimum von 
3 Monaten. (Das’ Thüring. und das Sächſ. Str. G.B. haben für beide Arten der V. 
gleiche Sriften.) — Neben dem Ablauf der Zeit werden von manden Geſetzbüchern noch 
andere Bedingungen für die V. gefordert, jo namentlich: daß der Verbrecher während 
der Verjährungszeit fich nicht eines neuen Verbrechens ſchuldig gemadt babe (fo, . mit 
einigen Abweichungen im Einzelnen, Würtemberg, Defterreich, Baiern und rüdfichtlic der 
B. der erfannten Strafe, unter der weiteren Borausfegung, daß Das neubegangene Ber- 
brechen zum Mindeſten ein dem früheren gleihartiges fer, auch Baden); daß er fi 
der Beftrafung nicht durch die Flucht entzogen babe (Defterreih; auch Heſſen A. 127 
bezugs der V. einer abgebrochenen Unterfuhung, ähnlich Breußen 8. 47 und ber No. 
I. Entw. 8. 62 [mit Recht ift diefe Beſtimmung befeitigt im II. Entw.]; ferner Sachſen 
A. 115 bezugs der V. der Strafooliftredung), ja ſelbſt, daß er nach Kräften Wieber- 
erftattung geleiftet und von dem Verbrechen keinen Nuten mehr in den Händen babe 
Oeſterreich; ähnlich jogar der Defterr. Entw. 8. 99 — vom Ausichuß der Abgeord- 
neten geftrichen). 

Sfghb.: Wärtemberg N. 129—133. Heffen A. 124—128. Baden 8$. 190—202. 
Preußen 88.45—49, 339, 343. Defterreich 88. 227—232, 531, 532. Sachſen A. 109— 
115. Baiern A. 2—100. Hamburg A. 67—T1. Defterr. Entw. $$. 97-101. Nb. 
I. Entw. 88. 59—63, 346, 347; II. Entw. 88. 64—70. C. d’instr. crim. a. 635—643. 

Lit: Gründler, N, 4. 1836. Dambad, Beiträge zu ber Lehre von der Eriminal- 
ihrung 1860, und in Goltbammers Arch. IX. Abegg, Ueber die Verjährung rechts- 
träftig erfannter Strafen, 1862. Schwarze, Bemerkungen zur Lehre von ber Verjährung im . 
Strafredhte, 1867. ©. auch Köftlin, Syſtem S. 481 ff. Berner, Lehrb. 5. Auf ©. 283 ff. 

eyer. 
Berlagsvertrag ift der Vertrag, wodurch der Urheber oder rechtmäßige Inhaber 
eines Literariichen oder artiftiichen Werkes die Vervielfältigung und Beröffentlihung deö- 
lelben einem Anderen (dem Berleger) überträgt, und ber letztere ſich zu beidem ver= - 
pflichtet. Unter eine der Gontractöformen des röm. R. läßt fich der 3. nicht bringen, 
obwohl dies vielfach geſchehen it. Die Beobachtung einer beftimmten Form wird bei 
deınielben nicht gefordert, wenn [chen die Schriftlichleit durchaus üblich it. ‘Der Autor 
ift verpflichtet, zu ber feftgefegten Zeit das Werk zu liefern, welches die verabrebete ober 
ſtillſchweigend vorausgeſetzte VBeichaffenheit haben muß. Von dieſer Verbindlichkeit befreit 
denjelben nur die zufällige Unmöglichkeit der Yeiftung (z. B. Untergang des Manuferipts), 
wodurd er ſeinerſeits jedoch auch den Anfpruch auf die Gegenleiftung des Verlegers ver- 
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liert. Bon dieſem Falle abgeſehen, hat die Nichtleiſtung, ſowie nicht vertragẽmaͤßige Ler 
ſtung für den Autor die Verpflichtung zur Folge, dem Verleger das Intereſſe zu fee, 
welches durch ſachverſtändiges Ermeſſen zu beitimmen ift. Zunächſt fteht natürlıh van 
Berleger die Klage auf Erfüllung zu, obwohl einige Schriftiteller (Befeler, Zenit 
Prio.R. 8. 230 “:ote 5; Bornemann, Preuß. Eiw.R. HL’S 197 f. Daniels, 
Preuß. Prv.R. S. 276) eine ſolche nicht zulafien wollen. Das Preuß A.LR. Th 1 
Tit. 11 8. 1001) gibt bei nicht vechtzeitiger, das Oeſterr. ©.B. ($. 1166) überham 
bei nicht vertragsmäßiger Leiftung dem Berleger das Hecht, von dem Contracte zurice: 
treten. Auch nad) gem. R. wird demſelben dieſe Befugniß beizulegen fein, wenn für ir 
durch die DBerzögerung der Leiſtung jedes Intereſſe an der Herausgabe zerſtört if. Ik 
der Uebertragung des Verlagsrechts auf eine beftimmte Perfon werltert der Autor tei 
Recht, jelbft über die Vervielfältigung und Verbreitung des Werkes zu diöponiren, Baer 
das Verlagsrecht des Verlegers erlofchen ift, er müßte fich denn etwas derartiges him: 
ders vorbehalten haben (alfo etwa die Befugniß, das Bud in eine Cefanmtanek 
ſeiner Werke aufzunehmen, Theile defjelben durch eine Zeitſchrift zu weröffentlihen). Te 
V. beſtimmt den Umfang des dem Verleger übertragenen Verlagsrechts. Iſt dieſes kr 
ſelben ganz allgemein übertragen, fo kann er von dem Werte beliebig viele Anz 
u, |. w. und beliebig viele Auflagen veranftalten. Nur darf er niemald irgend mik 
Aenderungen vornehmen. Regelmäßig wird jedoch nur über Eine Auflage von beftummi 
Stärke contrahirt. Der Verleger ıft verpflichtet, das Werk in der verabredeten oder mir 
gemäßen Weiſe innerhalb der vereinbarten oder üblichen Zeit zu wervielfälngen un wr 
die Berbreitung deſſelben Sorge zu tragen. Nicht weſentlich für den V. iſt die Mt 
ſetzung eines an den Autor zu zahlenden Honorard, doch findet fie gewöhnlich Sr 
Neben dem Honorar oder ftatt defielben kommt die Gewährung von Yreamempları & 
den Autor häufig vor. Zuweilen wird für diefen ein Theil des Reingewinns ausbrum 
Alsdann ift mit dem V. ein Societätövertrag verbunden. Das Honorar kam fr: 
Uebertragung des Urbeberrechts im Ganzen feſtgeſetzt ſein, gewöhnlich aber wird dm 
für eine einzelne Auflage verabredet. Auf Erfüllung dieſer Berbindlichkerten ſich de 
Autor eine Klage gegen den Verleger zu. Auch haftet diefer jenem fiir dad June 
Befreit wird er nur durch unverfchuldete Unmöglichkeit, z. B. Untergang des ihm übe: 
gebenen Manuſcripts, ſämmtlicher Exemplare der bereits fertig geftellten Auflage 8 
Honorar bat er jedoch auch in ſolchem Falle dem Autor zu zahlen. Die Anſprüch de 
Autors aus dem V. geben auf deſſen Erben über (abweichend das Oefterr. 6.8.5 11 
und können durch Rechtsgeſchäft auf Andere übertragen werben. Dagegen geht die Fit 
des Autors, das Manufcript (reſp. Kunftwerf) dem Verleger zu Tiefern, nur mis 
über, als daſſelbe bei jenes Tode bereitS fertig war. Einen Anderen zur Crfüllum e 
ner Verbindlichkeit zu ſubſtituiren, ift der Autor nicht berechtigt. Die Erben hi ir 
legers treten in das ganze Verlagsverhältniß mit fernen Rechten und Berbubliäte 
ein. Auch hat der Verleger, obwohl mehrere Schriftfteller (Bejeler, Deutihes Im! 
8. 230 VII; Bluntſchli, Deutſches Priv.R. 8. 156 N. 5; Wächter & 3! 
Dies nicht zugeben, die Befugniß, das Verlagsrecht einem Anderen durch Rechtsgeſtir 
übertragen, fo daf der Erwerber auch in die Verbindlichkeiten des erfteren eintin & 
türlich kann das Gegentheil vertragsmäßig feftgefetst werden, und in jedem geltmP 
ber Autor nöben dem Erwerber auch an feinen urfprünglichen Verleger bulk 
von diefem übernommenen Berbinplichkeiten halten. 

Gigs. m. Lit: Preuß. CLR. Th. I. Ti. 11. 9. 9961036. Deere. GB. HM 
1171. Sidi. G.B. 88. 1139-1149. O. Wächter, Das Berlagsrecht (Stuttg.185). 8. 
392. Kloftermann, Das geiftige Eigenthum, I. (Berl. 1867) ©. 293 — 372. genik 


Verleumdung. Wird die Beleidigung in der Weile begangen, DaB M en 
digte Dadurch in der allgemeinen Achtung —— wird, daß über ihn imwahn u 
krankende Thatfachen behauptet werben, fo liegt V. vor. Die V. ift alfo Beleid, 


und zwar eine qualificirte Beleidigung; den Qualificationsgrund bildet pad Br 
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beiten fich der Verleumder bedient, die Mittheilung unwahrer, ehrenrühriger Thatjachen. 
In der Gejeßgebung und in der Doctrin eriftirt darüber Zweifel, ob der Verleumder 
die von ihm mitgetheilten ehrenrührigen Thatſachen als unwahre gefannt haben müſſe, 
oder ob auch derjenige der Verleumdung fich fchuldig mache, welder in dem "Glauben, 
daß Die an ſich unwahren Thatſachen wahr ſeien, diefelben über einen anderen verbreitet. 
Bon der einen Seite wird hervorgehoben, daß der animus injuriandi alsdann nicht 
vorhanden fein könne, wenn berjenige, der eine Thatfache weiter verbreitet, von der Wahr- 
heit derſelben überzeugt fei, während von der anderen Seite — es ift dieſes die Auf- 
faſſung des Preuß. Str.G.B. — geltend gemacht wird, daß dieſe Ueberzeugung bems 
jenigen, der in feiner Ehre angegriffen fer, nichts helfen könne. Mit dieſer verichteden- 
artigen Auffaffung der B. hängt denn auch die verfchtedenartige Bedeutung zufanınen, 
welhe man dem Umſtande zufchreibt, daß derjenige, welcher über einen Anderen etwas 
Nachtheiliges verbreitet, dieſes nur nacherzählt babe. Hier heit e8 denn bald: „Ge: 
währsmann haben hilft“ over es heißt: „Gewährsmann haben hilft nicht“ oder es 
heit auch endlich: „Gewährsmann haben hilft nur unter gewiſſen Umftänden“, 
namentlich, wenn ber Gewährsmann eine glaubwürbige Perſon war und wenn jene Mit: 
tbeilungen auch wirklich die Üeberzeugung von der Wahrheit derfelben bei demjenigen, ver 
fie erfuhr, berworgerufen haben. Der Standpunft, melden in dieſer Controverfe das 
Preuß. Str.©.B. eingenommen bat, erfcheint als der richtige. Will man nämlich die 
V. da ausichließen, wo Jemand unrichtige, ehrenrührige Thatſachen über einen Anderen. 
verbreitet, wenn er nur von der Wahrheit derfelben überzeugt iſt, fo ftellt e8 ſich ſehr 
bald heraus, daß hierzu doch nur eine gegründete Ueberzeugung geeignet jet. ‘Die 
praktiichen Schwierigkeiten aber, die gegründete von der nicht gegründeten Ueberzeugung 
zu unterjcheiden, find nidyt zu verfennen. Aber abgejehen hiervon, muß es fid) bei Anf- 
jtellung der Strafbeitimmungen zunächſt um den Schuß des Angegriffenen handeln. Der 
Berleumdete aber fteht dadurch gewiß nicht bejler, daß der Verleumder von der Wahrheit 
der von ihm verbreiteten ehrenrührigen Thatfachen überzeugt geweſen iſt. her ließe ſich 
das Gegentheil annehmen. Hierzu kommt, daß das Recht, feine Ueberzeugung auszu- 
ſprechen, zwar Jedem zufteht, Daß jedoch auch von Jedem, der über einen Mitmenſchen 
ehrenrührige Thatſachen verbreitet, verlangt werden darf, daß er Died nur als⸗ 
dann thue, wenn er von der Wahrheit derſelben nicht nur überzeugt iſt, fondern wenn 
er die Wahrheit auch wirklich wer. Hat Jemand etwas Ehrenrühriges begangen, jo 
verfteht es fich von ſelbſt, daß Died meiter verbreitet werden darf. Hierauf beruht die ſog. 
exceptio veritatis. Im Allgemeinen bat Jeder die Vermuthung für fi, daß er nichts 
Schlechtes, nichts Chrenrühriges gethan haben werde. Hieraus ergibt ſich die praktiſche 
Folge für die Berleumdungsflage, daß in derſelben nur behauptet zu werden braucht, der 
Angeflagte babe eine ehrenrührige Thatjache verbreitet. Dies zu bemeifen, iſt Sache des 
Anklägers, nicht aber hat der Anfläger vie Verpflichtung, auch dafiir den Nachweis zu 
liefern, daß die verbreiteten ehrenrührigen Thatſachen unwahr fein. Denn daß dieſes 
der Yall, Dafür ftreitet die Präfumtion. Es wird demnach die Aufgabe des Angeklagten, 
den Beweis dafitr beizubringen, daß die von ihm behaupteten ehrenrührigen Thatfachen 
wahre ſeien. Diefer Beweis der Wahrheit ift durchaus unbefchräntt, er ıft namentlich 
auch zuläffig, wenn e8 jih um eime Amtsbeleidigung handelt, welche den Charalter der 
Verleumdung hat; und in demfelben Maße, wie der Richter lediglich auf feine Heber- 
zeugung angewieſen ift, um die Schuldfrage zu beantworten, in demſelben Maße wird e8 
auch Yediglich von der Weberzeugung des Richters abhängen, ob der Beweis der Wahr: 
beit von dem Angejchuldigten erbracht ift. Die Einſchraͤnkungen, welche in Betreff des 
Beweiſes der Wahrheit von dem Preuß. Str. G. B. 157 aufgeftellt werden, find in ben 
Entwurf eined Strafgefegbuches für den Nd. Bund nicht aufgenommen worden. ‘Der 
Beweis der Wahrheit kann aber immer nur das Reſultat haben, daß die Berleum- 
dung wegfält. Die Behauptung wahrer Thatſachen, 3. B. die Behauptung, daß 
Jemand wegen eines Verbrechens zu den Ehrenftrafen verurtbeilt fei, kann in beleidigen⸗ 
der Form erfolgen. Es bleibt dann die einfache Injurie beftehen. 
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Hinſichtlich der Liſt. vgl. datjenige was bei dem Art. „Beleidigung“ angeführt iſt. Auker- 
dem: Rubo, Zur Lehre von ber PVerleumbung, 1861. “Preuß. Str. G.B. 55 156 — 159. 
Deutfches Str.G. B. 88. 156 — 192. John. 


Verlöbniß (sponsalia oder sponsalia de futuro) iſt das von zwei Perſonen ver⸗ 
—— Geſchlechts einander gegebene Verſprechen, in Zukunft eine Ehe mit einander 
abſchließen zu wollen, Im allgemeinen gilt der Grundſatz, daß daſſelbe dann nichtig ©, 
wenn der Ehe ein trennended Hinderniß (|. den Art. Ehehindernijje) entgegenfteht, wı 
ſollen nad can. R. die von Kindern über 7 Jahren geichloffenen B. bis zu erreit 
Pubertät gehalten werden, und auch das Sächſ. B. G.B. 8. 1569 erlaubt Männern ve 
18 Jahren die Eingehung eines V., während es zur Cheeingehung die Volljährigkeit ter: 
dert. Nach kathol. KR. und nach gem. R. ift der Mangel der Einwilligung ver Elm, 
reip. des Vormundes, nicht ein wejentliches Erforderniß für die Gültigkeit, wohl aber nat 
ſächſ. R. (©.8. 8. 1571), während das Preuß. A.LR. Th. I. Tit. 1. 88. 78 7 
denjenigen Theil nicht für gebunden erklärt, der des Conſenſes eines Gewaltbabers be 
darf. Eine beftimmte Form des B. ift weder kirchenrechtlich noch ciwilrechtlich vorgeihre- 
ben, daſſelbe kann alfo mündlich oder durch concludente Handlungen oder ſchriftlich we 
durch Specialbevollmädtigte eingegangen werden. Particularrechtlich ift dagegen üfter 
eine beftimmte Form feftgelegt, To iſt nah Preuß. A. L.R. a a. O. 88. 82 ff. æ 
richtlicher oder notarieller Abſchluß in Anweſenheit der Parteien ſelbſt, und für den Auf, 
daß die grofjährige Braut nicht mehr in vwäterlider Gewalt fteht, Zuziehung eines män- 
lichen Beiſtandes derfelben nöthig; der Mangel ver Form wird aber durch das mit Ü- 
willigung beider Theile erfolgte, jelbft nur einmalige Aufgebot erfett; das Sächſ. GV. 
8. 1576 verlangt Dagegen nur dann Eingehung des V. vor zwei Zeugen oder vor & 
richt, wenn beide Theile weder Eltern noch Großeltern haben. Eine Verbindlichkeit 7 
Eheeingehung entftand nad röm. R. durd) das V. nicht, ebenfowenig war Die Feitferum 
einer Conventionalftrafe fir den Weigerungsfall gültig, ‘Dagegen iſt das letztere nos 
gem. fathol. und proteftant. Kirchenrecht (allerdings nicht unftreitig), auch nach preuß. X. 
(0.0.0.8. 114) zuläffig, während die Particularredite theilmeife, ſ. Sächſ. G.B. 8. 15%", 
Defterr. B.©.B. 8. 45, auf den römiſch-rechtlichen Standpunkte ftehen. Auch eine Klare 
auf Eheeingehung bat das gem. R. ebenfo wie das preuß. a. a. O. 8. 82 geflarte, 
aber ein Zwang gegen den renitenten Theil ift allein im kathol. K. R. vermittelft aei- 
licher Genfuren erlaubt, während fich fonft, reſp. auch, bei Erfolglofigfeit der geiſtlider 
Amwangsmittel, ver Anſpruch in eine Entihädigungsfordenmg (1. nachher) auflöft, wel 
einzelne Particularrechte, Sächſ. ©.B. 88. 1579. 1581, Oeſterr. B. G.B. 8. 46, übe 
haupt als die einzige rechtliche Folge eines gültigen V. hinſtellen. Dagegen bat die ve 
teftantifche Praxis früher eine Zwangstrauung (fo namentlich in Sachen, Würtemker, 
Neuvorpommern, Schleswig - Holftein) dann angewendet, wenn die Braut unter dem Te: 
ſprechen der Ehe gefchmängert war. Ueber die Anfechtung eine formell gültigen 2. 
gelten auch im kathol. K.R. die allgemeinen, für alle Verträge zur Anwendung komme 
den Grundſätze und weil daſſelbe — abweichend von der Ehe — unter diefen allgememm 
Regeln fteht, iſt auch nach allen Rechten die Hinzufigung von Bedingungen bet ver Gi 
gehung ftatthaft, deren Wirkung ſich wieder nach der civilvechtlichen Theorie über dieſelbe 
beftimmt. Eine Aufhebung des gültigen V. iſt unter Einwilligung beider ‘Theile nah 
gem. R. ‚und nach den meiften Particularrechten (|. Preuß. A. L.R. a a. O. 8. 122: 
Sächſ. ©.B. 8. 1584; Oeſterr. ©.B. 3. 46) geftattet, allerdingd bat die frühere pır- 
teftantifche Doctrin, weil fle ein öffentliches unbedingtes B. in feinen Wirkungen der Ebe 
gleichftellte, die Auflöfung durch ehegerichtliches Decret für nöthig erachtet, eine Anſchauumg. 
welche ſich noch vereinzelt (jo in Kurheſſen und Würtemberg) erhalten bat. Werner ik 
nach allen echten eine Klage auf Auflöfung des V. ſeitens eines der Verlobten zuläjhe, 
wenn derſelbe hinreichende Gründe zum Nüdtritte hat. Nach gem. R. find als icli 
zu betrachten die Verlegung der Verlöbnißtreue durch Unzucht, Abjchliegung anderweitiger 
Sponfalten, jowie durch abjichtliche und grundlofe Verzögerung der Eheſchließung, ferner 
der Eintritt folher Veränderungen in den Berhältniffen des anderen Theiles, welche nat 
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vernünftigem Ermeſſen den erfteren, wären fie ihm früher befannt geweſen, von Schlie⸗ 
Kung des V. abgehalten Haben würden (alfo erhebliche Körperliche Gebrechen, anftedende 
Krankheiten, bedeutende Körperliche Verunftaltung, Begehung grober Verbrechen, eingetvetene 
Rahrungslofigkeit, Confeſſionswechſel u. |. w.), endlich der Umftand, daß derartige Ver: 
bäftniffe, welche früher vorhanden waren, dem Klagenden unbelannt geblieben oder th 
gar verheimlicht worden find. Das Sächſ. ©.2. 3. 1582 fteht auf demfelben Stand- 
punfte, faßt aber die Fälle der erftgedachten Kategorie unter der Bezeichnung: „alle 
Gründe, aus welchen eine Ehe angefochten oder deren Echeidung verlangt werden Tann“, 
zufammen. Daſſelbe gilt von dem Preuß. A. L.R., welches die einzelnen Fälle am ges 
naueften fpecificitt, f. a. a. DO. 88. 100—111. 135. 61. 62. 63. Dagegen überläßt 
das Defterr. G.B. 8. 46 die Feitftellung deffen, was eine „gegründete Urſache“ tft, ftill- 
ſchweigend dem richterlichen Ermeſſen. Hinſichtlich der vermögensrechtlichen Folgen der 
Anflöſung des V. ſind die verſchiedenen Arten derſelben zu unterſcheiden: 1) Ber Auf— 
hebung des V. durch gegenſeitige Einwilligung oder in Folge eines Grundes, bei welchem 
keinem Theil eine Verfchuldung zur Yaft fällt, wird die jog. arrha sponsalitia, d. h. das 
zum Zeichen des eingegangenen V. Gegebene (deutih Mahlſchatz), nad gem. R. und 
Sächſ. GB. 8. 1584 zuriidgemährt (das Preuß. A. L.R. und Defterr. G.B. erwähnen 
der arrha sponsalitie nicht). Tafjelbe gilt auch nad) gem. und ſächſ. R. für die Gem, 
ihenfe, nur foll nad gem. R. (freilich iſt das nicht unbeftritten) bei der Auflöſung durch 
Zod die Braut oder ihr Erbe die Hälfte der Geſchenke behalten, ſofern die erftere bereits 
getüßt war (interveniente osculo), und nad) Sächſ. R. F. 1586 merben im Fall des 
Todes weder der Mahlſchatz, noch die Geſchenke zurüdgegeben. Das Preuß. R. (a. a. O. 
8. 122) erflärt gleichfalls die Rückgabe der Gefchenfe für die Regel, läßt aber bei ein- 
getretenem Todesfall (8. 123) dem Ueberlebenden bie Wahl, ob er die empfangenen Ge— 
ſchenke behalten oder fie unter Wiederforderung der von ihm gemachten zurüderitatten 
will. Für das Oeſterr. A. wird wegen des 8. 46 ebenfalls die Pflicht zur Yurlid- 
gewährung allgemem zu ftatuiren fein. 2) Mährend das röm. R. fir den Fall 
des Nichtzuftandefommend der Ehe durch Verſchuldung den feine Pflichten verletzenden 
Theil von feinem Standpunkt aus nur mit Berluft der arrha sponsalitia, reſp. Ihres 
Werthes und der Geſchenke, ſowie der Pflicht der Rückgabe des von ihm Empfangenen 
beftrafen konnte, legt das gem. R. und das Barticularrecht neben dieſer Berbindlichfeit 
(ſ. Preuß. A. L. R.a. a. O. 8. 112, Sächſ. B. G.B. $. 1585, Oefterr. G.B. 8. 46) 
demjenigen, welcher ohne Grund vom V. zurücktritt oder dem andern durch ſein Verhalten 
eine Berechtigung zum Nüdtritt gewährt, noch eine Pflicht zur Entſchädigung des anderen 
Theils auf, welche nah Oefterr. G.B. 8. 46 im Erſatz des „wirklichen Schadens“, 
nad Sächſ. G.B. 8. 1581 des Schadens, „welchen der andere Theil oder Diejenigen, Deren 
Einwilligung diefer zu den V. bedurfte, dadurch erlitten haben, daß fie in Erwartung 
der fünftigen Ehe und für deren Zwecke etwas aufgemendet haben’, beſteht. Das Preuß. 
ALR. a. a. O. 88. 112 ff. normirt Dagegen dieſe Verbindlichkeit dahin, dag alle wegen 
des Ehegelöbniſſes aufgemenveten Koften erſetzt werden müſſen, außerdem aber noch bie 
etwa verſprochene Conventionalftrafe oder wenn eine ſolche nicht feſtgeſetzt, aber ein ehe 
vechtlicger oder erbrechtlicher Vortheil für ven Unſchuldigen ſtipulirt ıft, der vierte Theil 
Davon als Abfindung gezahlt werden muß. Eigenthümlich iſt die kurze Verjährungsfriſt, 
welche das Preuß. A. L.R. und das Sächſ. G.B. für die Rechte aus dem 2. ftatuiren. 
Das letztere $. 1587 läßt den Anſpruch auf Entſchädigung, ſowie den auf Riüdgabe des 
Mahlſchatzes und der Geſchenke in einem Jahre verjähren. Nah Vreuß. A. L. R. a. a. O. 
8. 128 gilt diefelbe Friſt nicht nur für die Klage auf Zurückforderung der Geſchenke, 
fondern auch für die Klage auf Volliehung des V., von dem bei demſelben feftgefetten 
Tage des Eheabſchluſſes oder von der legten Mahnung an geredmet. Dagegen läßt es 
die Kraft des B. überhaupt erlöichen, wenn daſſelbe feinen Termin für die Eheichließung 
feftgejegt und binnen zwei Jahren fein Theil den andern zur Eheeingehung aufgefordert 
hat. — Der C. eiv. enthält fein Wort über das V., die Doctrin und Praxis hat daher 
Die allgemeinen Grundfäge der Verträge darauf angewandt und iſt damit zu einem Re— 
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fultate gelangt, weldes den im Sächſ. G. B. aufgeftellten Regeln ſehr ähnlich ıf. Ze 
hält man 3. DB. die Conventionalftrafe für unzuläffig, geftattet einfeitigen Aädtritt aus 
gerechtfertigten Gründen, und gibt dem unfchuldigen Theil bei einfettigem, ungegrämbeisu 
Rüdtritt eine Klage auf Entſchädigung und auf Zurüdforderung der gemachten Geſchente 
Lit.: Da eine befontere Monographie fehlt, find bie bei dem Art. Ehe angeführten Zr. 
ten, fowie die Compendien des röm. u.. Kircheurecht® zu vergleichen. 8. Sinfsins 
. . im ıu8- 


Bermittelung, — mediatio, mediation, franz. und engl. —, ift Die thürke 
Bernühung eines Staated oder Souveräns, Streitigkeiten anderer Staaten gütlich au: 
zugleichen oder zwifchen ihnen geführte Kriege aufhören zu machen — oder Die WRinnr: 
fung eines Staated zum Friedensichluß oder überhaupt Vertragsabſchluß zwiſchen anderer 
Staaten. Sie ıft, ald eine präparatorifche oder unterflügende Action, vom Schiedsfprud, 
ber eine definitive, maßgebende und felbftändige Entſcheidung enthält (ſ. d. A.), alſo gus- 
Titatio mehr iſt, ſodann aber auch von den guten Dienſten (bona officia, ber: 
offices) eines Staate® oder Couveränd zu Gunſten dritter Staaten zu unterſcheiden. 
welche qualitativ weniger find. Nur einige Autoren: Vattel (IL. XVIII. $. 325, 
Wheaton (I. 271), Twiß (II. 12) überfehen ven legteren Unterſchied, indem fie de 
Mediation in der Geftalt der bons offices wirken laſſen. Tagegen wurd nah Meier 
(Verſ. VIII. 422 ff.) der Vermittler von den Parteten beliebt und müſſen fie daber 
auch auf jeine Vorfchläge ſich einlaflen, während bei der Ausübung guter Dienſte nur 
ein Staat einen anderen freundfchaftlih auffordert, feine Streitigkeiten mit einem Driea 
in Güte beizulegen, bedingen %. ©. Martens (BR. 8. 172 not. a) und Philli— 
move (III. 643) die V. dur die Einwilligung der Parteien, Klueber ($. 160) aue: 
dem durch die des Vermittler, — beichräntt Heffter (8. 88) die guten Dienſte cu 
die erfte Einleitung der Unterhandlungen oder auf ihre Wiederaufnahme, während die B 
fortgefetsten Antheil an den Verhandlungen bis zum Ende involoirt, und vindient Ber: 
ner (642) der V. felbftändige Ausgleichsvorſchläge. Unferer Anficht nach beruht der 
Schiedsſpruch auf einem Rechtsverhältniß, die B. auf einem Pfliht- und Die gu 
Dienfte auf einem Freundſchaftsverhältniß. In der Praxis werden die beiden ie 
teren häufig in einander übergehen, indem die guten Dienfte fih zu einer B. fleigen, 
baß fie aber in der Hauptſache übereinkommen (Moſer 423), it mich enge 
räumen, da Staatsichriften fie wiederholt, wern auch nicht immer (j. d. Wiener Ger 
ferenz⸗ Protocol vom J. 1853), untericheiven und Staaten gute Dienfte annelnen, 
angebotene B. aber ablehnen. Schweden wollte 1742 mit Rußland nur unter ber E. 
Frankreich unterhandeln, Rußland geftand aber nur gute ‘Dienfte Frankreichs zu (Me: 
fer 433). Spanien erbat fih 1823 im Etreit mit Frankreich die guten Dienfte Enz 
lands, England erbot fi aber zur V., welche Frankreich jedoch ablehnte, indein es mr 
die guten Dienfte wollte, denen fich denn auch England unterzog (|. den Notemmeckl 
hierüber bei Phillimore II. Append. 758. 763 u. 764), — Die B. zwiſche 
Staaten wird in ber Regel nur ein mächtigerer Staat oder ein megen feiner perjönlider 
Eigenſchaften allgemein hochgeachteter Souverän zu übernehmen aufgefordert werden, des: 
es bedarf zur Durchführung derſelben ftaatliher Macht oder fürftlihen Anfebens, du ie 
Parteien bier durch fein Compromiß gebunden find, wenn auch eine acceptirte DB. nik 
unbegründeter Weile wieder wird abgemwiefen werben können. Das hohe Anſehen de 
Bapftes war e8, welches ihn im Mittelalter noch zum Vermittler qualificirte, als ıbe 
ein Schiedsſpruch von den fich emanctpirenden Staaten nicht mehr eingeräumt wurk. 
Allgemeine V. oder Frievenöftiftung übte er durch Gefege und in ber Form von Com 
eilienbeſchlüſſen; in Einzelfällen vermittelte er ſelbſt oder fandte aus eigenem Antriebe 
oder auf Erſuchen der Parteien feine Legate aus, welche beſonders in ben englifch = fran: 
zöſiſchen Kriegen fehr thätig waren. Mit ſich verminderndem päpftlichen Anfeben wurden 
die weltlichen Fürften Vermittler, zunäcft neben dem Papft und ſodann ausſchließlich 
(Pütter, Beitr. 3. Völferrechtögeich. 1843, ©. 177 ff. Vermittelungsfälle ebenvafelbit, 
ſ. au die bei Mofer [441] angeführte Zurückweiſung der noch im 3. 1741 angebe 
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tenen päpftlichen Bermittelung). Zur V. kann fich ein ſouveränes Glied der internationalen 
Gemeinſchaft entweder felbft erbieten — und zwar in Ausübung einer allgemeinen, allen 
ſolchen Gliedern obliegenden Pflicht der Friedensſtiftung oder ſchon im eigenen Intereſſe, 
um nicht den etwa außsbrechenden oder ausgebrochenen Krieg auch auf fen Staatsgebiet 
hinüberwirken zu laflen oder meil e8 ihm nachtheilig werden künnte, daß einer der ftret- 
tenden ‘Theile gejchwächt oder zu Grunde gerichtet wiirde Bufendorf V. XII. 8. VID — 
oder e8 können die Parteien daſſelbe darum erfuchen oder dritte Staaten den Strettenden 
nur eine B. anrathen (Beifpiele |. bei Moſſer 424 ff.) over die V. kann vertragsmäßig 
verabredet jein (Barijer Vertrag v. 30. März 1856 4. 8). Ehe aber ein Staat die 
V. übernimmt, Tann er auch andere auffordern, mit ihm gemeinſchaftlich zu vermitteln. 
Auch verſuchen mehrere Staaten zugleich einen dritten zur Bermittelungsübernahme zu 
Bewegen (Beilpiele 1. bei Mofer 426 ff.). Die angebotene V. kann aus verſchiedenen, 
jedod nur triftigen Gründen (f. foldhe bet Motfer 432) abgelehnt werden. Die blos 
ven emem Theile erbetene B. genügt nicht, es muß nicht blos der Vermittler eingewilligt, 
fonden auch der andere Theil zugeftimmt haben. Eine von dem erbetenen Vermittler 
nicht acceptirte B. |. bei Mofer 435. Iſt ein Souverän zunächſt nur von dem einen 
Theil um ®. gebeten, jo benachrichtigt er von ſich aus davon den anderen Theil zur 
Meinungsäußerung (Mofer 438). Bald unterzieht fih ein Staat der B., bald meh— 
rere (Beifpiele bet Mofer 436), welhen Falls jeder Theil ſeinerſeits Mittler vorſchla⸗ 
gen fann, welche aber andererfeitd acceptirt fein müflen (Mofer 434). Twiß (II. 15) 
gibt der V. durch Mehrere den Vorzug, weil e8 einem einzelnen Vermittler nicht immer 
leicht fein wird, die ftreitenden Parteien von der Reinheit feiner Abfichten zu überzeugen 
und bei Aufforderung der einen Partei zur Ermäßigung ihrer Anſprüche ſich einen un= 
varteiiihen Charakter zu wahren. Yu Gunften der B. durch mehrere Staaten ſpricht 
auch deren combinirte Machtftellung und der verftärfte Nachdruck vereinigter -Borftellungen, 
io daß ein Nichtacceptiren unmahrjcheinlid wird und dem Weigernden ernfte Gefahren 
verurjachen könnte. Die nothwendigfte Eigenfhaft eines Vermittler ift: daß er bei 
den Interefjenten in Anfehen fteht und ihr Vertrauen beſitzt Moſer 437) und feine 
wichtigſte Pflicht ift, daß er unparteiiſch fer (Battel l.c. Moſer 438. Ber- 
ner 642). Es ift daher nicht abzufehen, wie Twiß (IL 16) die am 15. März 1855 
begonnenen Wiener Conferenzen als Beifpiel einer vereittigten Mediation Oeſter— 
reihe, Frankreichs und Großbrittaniend zwiſchen Rufland und der Pforte anſehen kann, 
Kriegsverbündete der Türfet Finnen doch unmöglich in den den Streit abzufchließen be - 
rufenen Conferenzen als Bermittler auftreten und daß fie fich auch nicht als ſolche, ſon— 
dern als Alliirte der Türkei gerirt, darüber geben hinreichenden Aufſchluß die auch bei 
Twiß citirten Gonferenzprotocolle (Martens-Samwer Rec. XV. 633 ff.). Da: 
gegen enthält (ſ. Ohillany, Diplom. Handb. I. 334 ff.) das Conferenzprotocoll vom 
5. Dec. 1853 zu Wien: der Repräfentanten Oeſterreichs, Frankreichs, Großbritanniens 
und Preußens allerdings die außgefprochene Abficht einer „ıintervention(?)amicale* 
und „bons offices“ in dem ausgebrochenen Kriege zwilchen Rußland und der Türke. — 
Pflicht der Parteien ift Nachgiebigkeit gegen einander, um der B. Erfolg zu ſichern — 
(Berner 642). 

Die V. kömmt vor bei zwischen Staaten ausgebrochenen Streitigkeiten, geführten 
Kriegen, bei Bertrags= (Ch. de Martens, guid. dipl. I. 192) oder Vergleichsab⸗ 
ichlüffen (Beifpiele |. bei Mofer 443. 444), insbefondere bei Friedensverhandlungen 
Martens, BR. $. 322. Klueber $. 320). Dagegen ift von einer eigentlichen 
B. zwiſchen nicht gleichberechtigten Subjecten, wie der Staatsgewalt und den Unterthanen, 
ftreng genommen nicht zu reden. Dennoch ſprechen England, Frankreich und Rußland ım 
Eingange und 4. I. des zwiſchen ihnen am 6. Juli 1827 zu London in ber tärfiidh- 
griechiſchen Angelegenheit gejchlofienen Vertrages Ghillany II. 389 ff.) von einer 
durch fie, auf Aufforderung der Griechen, zu übenden Mediation bet der Pforte, um 
wiſchen diefer und den Griechen eine Ausſöhnung berbeizufiihren. Die Dazwiſchenkunft 
Enalande, Frankreichs, Defterreiche, Preußens und Rußlands in der holländiſch-belgiſchen 
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Angelegenheit (1830) unterjcheivet fich von Der vorfiehenden nur dadurch, daß fie vom 
bollänbifchen König erbeten wurde (Ghillany II. 536 fi.) Beide erſcheinen uns ala 
Interventisnen in die inneren Ungelegenheiten eines dritten Staates, abgejehen von ix: 
in beiden Fällen durch die bazwilcdentretenden Staaten geübten Gewalt. Bon ver Un— 
klarheit der Begriffe ſtaatlicher Repräfentanten gibt aber Das obenerwähnte Wiener Ger 
ferenz = Protocol d. d. 5. Dechr. 1853 Zeugniß, indem daffelbe eine eigentlide B. als 
Intervention, anftatt als mediation bezeichnet und zugleih ald „bonus oflices“. — Tr 
Bermittelungsaction geht entweder auf Congreſſen oder Conferenzen vor ſich (ſ. Beitpel: 
ſchon bei Moſer 443. 447), welden alle Interefienten beimohnen und bei denen ;: 
gegen zu fein, der Vermittler ein Recht hat (Martens, BR. 8. 1720. Klueber 
8. 160) — oder der Vermittler verhandelt einzeln mit den Parteien (Mojer 435 
MWird die Verhandlung in erfterer Weile, welde auch die gewöhnlichſte iſt, geführt, jo ıt 
der Ort entweber die Hauptftabt eines. der Betheiligten oder des Vermittlers oder en 
der Bermittelnden. In der Regel geben daher auch die Parteien ihre Erflärungen m 
Gegenwart des Bermittlerd ab, feltener gelangen deven Vorſchläge oder Gegenworſchlãae 
nur fchriftlih an ihn (Heffter l.c. Berner. c.), jevenfalld aber muß dem Ba: 
mittler die Mitwiſſenſchaft der zwiſchen den Parteien geführten Berhandlungen geiihm 
fein. Er Bat ſeinerſeits die ftrengen Rechtsforderungen der Parteien abzumildern (Bat- 
tell.c. Martens, guid. l.c.), annehmbare, namentlich billige Borichläge zu mabr 
(Mofer 433. Heffterl.c. Berner J. c.), oder die von eimer Partei gemachic 
zu begutachten und unbilige zurückzuweiſen (Heffter l.c.). Zur Annahme jener Ver 
Ichläge zu zwingen, hat er aber fein Recht Wheaton I. 271), vielmehr künnen m 
angenommen oder verworfen werben (Martens BR. 8. 172). Meberhaupt fteht da 
Bermittler fein Zwangsrecht gegenüber ven Parteien zu, namentlih aud nicht zur Te 
fegung feiner. Anträge (Heffter l.c. Klueber l.c. Berner l.c.) Daher x: 
Icheint die Drohung des Bermitilers, für den Fall der Nichtannahme feiner Borihßx 
mit einer der Parteien gemeinichaftliche Sache machen zu wollen (Moſer 439. Pufer— 
fendorf J. ec.) unftattbaft. Schon Bynkershoekt (gu. iur. publ. I XXV. 8 X. 
hält es für ebenfo ungerechtfertigt, einen Staat zum Frieden zu zwingen, ald zum Kriex. 
und verurtbeilt dem wideriprechende Staatenhandlungen aufs Entſchiedenſte. Daber i 
auch die fog. bewaffnete V. feine V. Heffter fpridt fi (1. c.) mit Re: 
gegen fie aus, während Berner (613) freilih die Wlternative: „Untermerfimg une 
meinen Vorſchlag oder Krieg” verwirft, fie indeß in gemifjen äußerften Fällen, zumi 
wern bie eigene Sicherheit bedroht ift, gelten läßt. Wir können dieſe Bedrohung ar 
als gerechten Anlaß zu eier kriegeriſchen Action anfehen, mit der Eröffnung des Kriexe 
durch den Vermittler ceffirt aber auch die Vermittlerrolle. In den unter dem Zi“: 
„bewaffnete Vermittlung“ bei Bogt, Europ. Staatörelationen 1806 V. 23 ff., vwull 
cixten Verhandlungen können wir nur von Rüſtungen unterftägte Androhungen der ter. 
Staaten erbliden, aber feine B. Der Herausgeber gibt und Recht, indem er S. ıı 
wegen des Charakters der von ihm mitgetheilten Verhandlungen die „Staatörelationer 
in „Kriegsrelationen“ verwandelt. — Hat die B. den erftrebten Erfolg gehabt, jo wır: 
das Ergebniß in einer Urkunde zufammengefaßt mit Erwähnung der V. und kann vi: 
auch anderen Staaten wmitgetheilt werden (Mofer VII. 440) Das Amt des Kr: 
mittlers erlischt mit Beendigung oder Abbruch der Verhandlungen (Heffter, Berne 
l. c.) durch eine oder beive der Parteien, welchen Balls die legteren eine ihrer frübere 
acceptirenden Erflärung entgegenftehende afzugeben haben. Der Vermittler iſt nidt ee 
ipso Garant eines etwa unter feiner Mitwirkung abgeichloffenen Vertrags, dieſe Garant 
muß ausdrücklich zwiſchen ihm und den Parteien vereinbart fein (Battell.c Klue— 
ber le. not. f£ Martens, guid. dipl. 1. c. Heffter l.c. Berner [622], 
Lit.: Berner in Bluntfhli’s Staatswörterb. IX. 641 ff. s. v. Staatenverträge Ch. 
de Martens, Guide diplomatique, 1851, I. 191, und die völferrechtl. Werke von PBuijer- 
dorf, 3. 3. Mofer, Berfuh des neueften Europäiſchen Völkerrechts, VIII. 421 ff. bakir“ 
auch zahlreiche Vermittelungsfälle, Battel, G.F. v. Martens, Klueber, Hefiter, Phil- 
limore, Twiß. A. Bulmerinca. 
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Verſchollenheitsſserklärung ift die gerichtliche Erflärung, daß eine von ihrem 
Wohn- oder Aufenthaltsort abweſende Perfon, von deren Leben oder Tod man keine 
Nachricht hat, in rechtlicher Beziehung als verftorben anzufehen iſt. Diejelbe hat fi in 
der deutichen Praxis ım Anſchluß an Pſalm 90 B. 10 entwidelt. Dem röm. R. war 
fie unbelannt. — Vorausgeſetzt wird eine bereitd längere Dauer des Berichollenfeins und 
ein Alter des Berfchollenen von 70 Jahren. Sind dieſe Borausfegungen vorhanden, fo 
wird auf Antrag eines rechtlich dabei Interejfirten der Verſchollene öffentlid, (edictaliter) 
geladen mit einer Aufforderung an alle, die über fein Leben over feinen Tod etwas 
willen, davon Kunde zu geben. Qleibt die Ladung ohne Erfolg, jo wird auf eneuerten 
Antrag die Todes- oder Berihollenheits- Erklärung ausgeiprohen. Bis zum Nachweis 
des Gegentheild gilt der Abwejende num in vermögensrechtlicger Beziehung als verjtorben, 
und zwar wird nad ber in der Praxid herrſchenden Anficht angenommen, daß er mit 
dem vollendeten 70. Lebensjahr verftorben ſei. Eine abweichende Meinung hält die Zeit 
der gerichtlichen Todeserklärung für entſcheidend. War der Berfchollene beim Beginn 
ſeiner Abwefenheit bereits 70 Yahre alt, jo glaubt man eine Bermuthung 100jähriger 
Lebensdauer rechtfertigen zu Tünnen (Bruns). —.Ob bis zu dem Zeitpunkt, in welchen 
die Todeserklärung wirkſam ift, für das Leben des Verſchollenen zu präfumiven , ijt 
jheitig. Es wird Died namentlich in Hiuſicht darauf erheblich, ob dem Verſchollenen als 
vermuthlich Tebend bis zu jenem Zeitpunkt Erbichaften deferirt werden. Die Praxis 
ſchwankt. Wo jene Vermuthung anerfannt wird, nimmt man aud fir den curator ab- 
sentis Die über die bloße Conſewirung des Bermögend hinausgehende Berechtigung an, 
die deferirte Erbichaft anzunehmen. — Eine Wirkung der 2. in Hinfiht des Familien: 
rechts iſt gemeinvechtlich nicht begründet. Namentlich wird eine Ehe dadurch nicht aufges 
löſt. Es bedarf daneben der Ehejheidung im Defertionsprocef. — Die Vermuthung 
des Todes überhaupt und rüdfichtlih der Zeit defjelben wird durch den Nachweis des 
wahren Sachverhältniſſes aufgehoben, die nur proviſoriſch eingeräumten Rechte find dann 
an den wirklich Berechtigten zu reſtituiren. 

Bon den neueren Geſetzgebungen wird für die B. an der Nothwendigfeit eines be— 
ſtimmten Alters nicht feftgehalten, ftatt deſſen wird neben Epictalladung eine beftimmte 
Zeit der Abweſenheit gefordert; und zwar nad preuß. R. regelmäßig 10 Jahre vom 
Alter der Großjährigfeit ab, bei einem Alter von 65 Jahren genügen 5, bei zweifel- 
haftem Zeitpunft der Großjährigfeit-15 Jahre. Das ſächſ. R. erfordert 5» bis 20jäh- 
rige, Daß franz. 4= bis 10jährige, das öfterr. 130jährige und bei einem Alter von 80 
Jahren 10jährige Abweſenheit. In Preußen bat der Exrtrahent der B. zu ſchwören, 
daß er Feine Nachrichten habe. Das franz. R. kennt feine Edictalladung, es wird zu= 
nädjft auf den gegen den Staatöprocurator zu führenden Beweis der Abwelenbeit und 
ihrer Urfachen erfannt, dann nach Jahresfriſt auf V. Ber vermuthlichem Untergang in 
Seegefahr und im Kriege treten nach preuß. R. beſondere Beftimmungen ein. ALS Zeit 
des Todes gilt außer im franz. und fühl. R. die Zeit der Erklärung, ın jenem wird auf 
die Zeit der Iegten Nachrichten, in diefem auf den Ablauf der die B. begründenden Frift 
zurüdgegangen. — Die vermögensrechtlichen Wirkungen find im Ganzen die gemeinvecht- 
lichen: ım franz. R. kann der urſprünglich nur proviſoriſch eingeräumte Erbſchaftsbeſitz 
nach 30 Jahren oder bei einem Alter des Verſchollenen von 100 Jahren in definitiven 
Befig verwandelt werden. Was die beſtehende Ehe eines Berichollenen anlangt, fo läßt 
das öfterr., franz. u. ſächſ. R. dieſelbe fortbeftehen, das franz. jedoch nur im Princip. 
Eine von dein zurüdgebliebenen Gatten eingegangene neue Ehe fann nur auf Antrag des zu- 
vüdgetebrten Verſchollenen für nichtig erklärt werden. In Sachſen kann auf Grund der 
DB. und eines Eides des zurüdgebliebenen Gatten über nicht erhaltene Nachricht die Be— 
endigung der Ehe vom Ehegericht ausgejprochen werden. Die Ehe gilt trotzdem als 
fortbeftehend, wenn der Verſchollene vor Abſchluß einer neuen Ehe zurückkehrt. Die in= 
zwilchen geichloffene Ehe ft im preuß. R. unanfechtbar, im ſächſ. kann der doppelt ver- 
betrathete Gatte fie binnen 6 Monaten nach der Rüdfehr anfcchten. — Bon der 3. 
abgefeben und menu es fih darum handelt, ob Jemand den Anfall eines Rechts erlebt 
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bat, wird in Preußen präjumtrt, daß ein Berichollener 70 Jahre alt geworden Ya, ab 
nicht älter; in Sachen enticheivet ebenjo das 90. Jahr. 

fit. u. Ofgb.: Bruns, Die Verſchollenheit. Bekker in Muthers Jahrbt. I. <= 
Harder, Zur Lehre von der V. Zeitſchr. f. Civ. K. u. Proc N. %. XIX. 293. Zxeır- 
berger im Rechtslericon X. 693. — Preuß. A. v. R. II. 1. 88.665 fi. 692; LI. 18. 8. 19- 
27. 821—855. Gef. v. 21. Febr. 1851. — Oeſterr. ©.B. 88. 24. 277. 278. 112. 113. — U. 
eiv. a. 112 — 140. — Sächſ. Civ. G.B. 88. 37 — 45. 1708 — 11. 

Eccins. 

Verſetzung eines kirchlichen Beamten von feiner bisherigen Stelle auf em ander 
Amt (translatio) fann für die Regel nur mit dem Willen veilelben erfolgen Ltr: 
Zuftunmung des Betreffenden ift fie aber bei Biſchöfen und den mit einer der bikkbäfle- 
ähnlichen Juriödiction verfehenen Prälaten allein aus jehr wichtigen Urfachen zuläitig ır: 
fteht ausjchliehlich in der Hand des Papftes. Tiefer muß indeſſen jelbftverftändlich die Rat: 
der bet der Belegung der neuen Stelle interefjirten Perſonen (allo die des wahlberechtig:? 
Capitels und des das jus nominationis befigenden Landesherrn) berüdfichtigen. Si: 
fichtlich der übrigen Beneficiaten fommt dem Biſchof die Befugniß zur Tranelarıcı zu 
Mährend er dieje letztere aber bet nicht feftangeftellten volltommen frei vornehmen kun. 
darf er die canoniſch auf ein beſtimmtes Beneficium inftituirten Geiſtlichen wider der 
Millen ebenfall® nur aus einem wichtigen Grunde verfegen. Ch er dabei den Ratb te 
Capitels einholen muß, ift ftreitig. In der Freiheit, ſolche Verſetzungen zu verfüan 
wird der Biſchof indeſſen durch die vielfach beftehenden Patronatrechte bejchräntt. Wit: 
wird die B. auch als Strafmittel angewendet, indem dem Beneficiaten ſeine bekr:: 
Pfründe entzogen und ihm eine fchlechtere gegeben wird. Das enangeliiche Kirchemet: 
bat diefelben Grundſätze, nur ift fir die Regel das Confiftorium die für die Translarız 
der Pfarrgeiftlichen competente Behörde. Die Strafverjegung, deren Angemeflenken x- 
heblihen Bedenken unterliegt, weil fie nicht nur den ſchuldigen Geiftlihen, ſonderr => 
die Gemeinde mit trifft, ift Deshalb auch in einzelnen evangelifchen Kirden, ſo ın >: 
fächfiichen und würtembergifchen,, ausbrüdlih abgelchafft worden, während andenwirt, 
3. B. in Altpreußen, ftatt derjelben die ſog. Strafemeritirung, d. h. Berjegung Des Ech 
lichen in ven Ruheſtand mit einem geringeren, als dem ihm jenft zufommenden Emer: 
tengehalt oder Penjionsbetrage, ausgeſprochen werden kann. 

Quellen: Tit. X. de translatione I. 7; Preuß. A.L.R. IL 11. 8. 531 ı bie Erair- 
zungen dazu in Vogt, Kirchenrecht in den Preuß. Staaten 1, 408. 

Lit.: Küfter in Mofer, Allgem. Kirchenblatt, 2, 536 ff. 

P. Hinſchius. 

Verſicherungsvertrag, Aſſecuranzvertrag, ift der melentlich zmelarz 
Vertrag, inhaltlich deſſen ſich ein Contrahent (Verficherer, Affecuradeur genannt‘ a7 
Entgelt einem Andern (Berfiherungsnehmer) gegenüber verpflichtet, den Erfat des Stv 
dens einer vertragsmäßig näher bezeichneten Gefahr zu übernehmen. Der B. gebört ; 
den Gefchäften, welche die Sicherung gegen fünftigen (d. h. fünftig erſt eintvetenden m 
fünftig erft bekannt werdenden) Schaden bezweden. ‘Die Idee der Aſſecuranz, die ar- 
geltlihe Uebernahme einer „Gefahr“ durch einen Andern als den davon Bebrohten, fix 
fi bereits im 15. Jahrh. praktiſch verwirklicht und zwar zunächſt und in fehr bede 
tendem Umfange im Seeverfehr. Der überjeeiihe Handel war allerdings ın ax: 
Weile drohenden Naturereignifien und Schädigungen durch Menſchengewalt ansgek. 
daß in jenem Bereich zuerft das Bedürfniß nach Inſtituten entftehen mußte, melde di 
Sicherung des Verkehrs insbejondere durch Uebernahme des Riſiko oder eines Tri 
befjelben bezweckten. Das Seeaſſecuranzweſen hat daher nicht blos die erfte, fonbern auf 
die vollftändigfte gefetliche Regelung und die frühefte und ausführlichfte Bebandlıma u 
der Theorie erfahren. Bon der Sicherung gegen Seegefahren dehnte fi das Princip der 
Aſſecuranz allmälig zur Uebernahme faft jever Art von Gefahren aus,’ welche vermöges: 
rechtlichen Verhältniffen drohen. Seitdem bat fi) auf dem Gebiet des Verficherunge: 
weiens ein fo buntes und eigenartige® Leben entwidelt, daß e8 bis auf unſere Tage weder 
der Theorie noch der Gefeßgebung möglich war, daſſelbe eingehend und beherrſchend zĩ 
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erfaſſen und die Praxis in vielen Arten des V. lediglich durch Die Uebung und die Natur 
der Sache geleitet wird. 

Die Theorie des fpäteren Mittelalterd, welche fi) zuerft mit dem V. beichäftigte, 
glaubte, wie alle anderen Inftitute, die das nenere Vertehröleben erzeugte, z. B. den 
Wechlel zc., jo auch den V. einfach in eine der Rubriken des röm. R. einzwängen zu 
müſſen und dadurch hinreichend erklären zu können. So charakterifirte.man den 3. als 
Innominatcontract, nach der Formel: facio, ut des, oder do, ut facias, oder als stipu- 
latio (sponsio), oder gar als emtio venditio (nämlich periculi, eine emtio per aver- 
sionem). Zu neueren Anfichten leitete. die Auffaſſung des V. als emtio spei oder rei 
speratae: man ftellte denſelben in die Kategorie der „gewagten Geſchaͤfte“, der alentorifchen 
Verträge, allgemein oder al8 eine Art von Spiel over Wette, und mußte dann eine 
Fülle von Gelehrſamkeit aufbieten, um die Rechtsbeftändigkeit des thatjächlich ungemein 
wohlthätigen, ſittlichen und bereits ſehr weit verbreiteten Inſtituts auch tbeoreti — 
wie früher den Wuchergefegen, — nun dent Verbote unmoraliiher Spiele gegeniiber 
Darzulegen. M 

Erſt in neuefter Zeit ıft man zu der Einficht gelangt, daß der V. weder in eine 
der Kategorien des röm. R. ohne Weitere® paßt, noch auch die Natur eines Wagniſſes 
in jo bobem Orade an ſich trägt, daß dadurch das Weſen deſſelben beftimmt werbe. 

Inhaltlich ift der B. ein Vertrag zur Sicherung eines beftimmten 
Intereffe gegen künftigen Schaden, von der Bürgichaft durch feine principale 
Natur und durch Die Ausdehnung auf jede Art möglicher Schädigung unterſchieden. Der 
Form des Abichluffes nach ift er, obwohl allgemein als Confenjualcontract anerkannt, 
nicht vollftändig frei; bei der Seeaſſecuranz erheiſcht das Geſetz, bei ven übrigen Arten 
von B., insbeſondere 3. B. Lebensvnerficherungen, neben manden gefchriebenen Rechten bie 
namentlich aus den Statuten der Berficherungsgejellichaften erfichtliche Uebimg zum Ber- 
tragsabichluffe die Errichtung einer in den verichievenen Rechten inhaltlich näher bezeich- 
neten Urkunde (Bolice, Polizze, polizza, Verſicherungsſchein), welche der Berficherer 
dem Berficherungsnehmer (mindeſtens auf deſſen Verlangen) einzuhändigen bat. (Welche 
Bedeutung übrigens die Aushändigung der Police und die Zahlung der Prämie für bie 
Perfektion des B. bat, |. Mal, in der unten cit. Zeitfehr. f. H.R. Bd. VI. p. 365 fig. 
und Bd. XI. p. 77 flg.). 

Seit das BVerficherungsgeichäft größere Ausdehnung erlangt bat, wird es gewerbe- 
mäßig von beſonderen Geſellſchaften betrieben; dieſe (ſowie auch einzelne Perfonen, 
welche etwa noch als Verficherer auftreten) verfihern regelmäßig gegen Prämie, d h. 
fie laſſen fih von dem Berficherungsnehmer als Entgelt für die Riſikoübernahme eine 
fire Geldſumme (Prämie), ber längeren Verſicherungen jährlih zu bezahlen, verfprechen 
oder pränumertren, auf deren Höhe der Umftand, daß innerhalb der Anzahl der von 
diefer Geſellſchaft Verſicherten der von ihr zu tragende Schaden thatſächlich mehr oder 
minder häufig eintritt, ohne (principiellen) Einfluß ft; die Geſellſchaft und Die Gefell- 
ſchaftsmitglieder treten hierbei lediglich als Verſicherer auf. Es gibt aber auch Der- 
fiherungsgefellichaften, weldye nicht auf Prämienzahlung, fonvern auf Gegenfeitig- 
keit gegründet find; die eine derartige Geſellſchaft bildenden Mitglieder verpflichten fich, 
den Schaden, welcher in Folge beitimmter Ereignifje Einzelne aus ihnen trifft, gemeinfam 
zu eriegen, indem fie dem von dem Unglüc betroffenen Genoſſen Schabenerfag durch Bei= 
träge leiften, deren Höhe entweder vor Eintritt des Unfalls reſp. vor Ablauf einer 
Rechnungsperiode bereit apprortmatio feftgeftellt wurde und dann nad Bedürfniß regus 
lirt wird, oder ſich erft durch die Repartition des innerhalb einer abgelaufenen Periode 
gemeinfam zu hebenden Schadens ergeben fol. Die Mitglieder der auf Gegenfeitigkeit 
gegründeten Gejellichaft find demnach insgeſammt BVerficherer und Berficherungsnehmer 
zugleich. Die Uebernahme einer Verfiherung gegen Prämie iſt nah 9. 271 des A. D. 
9.83. ein (abfolutes) Handelsgejhäft, doch Tann dem Geiſte dieſes Geſetzes nad 
auch eine auf Gegenſeitigkeit berubenve ein folches fein, dann nämlich, wern auch hierbei 
fefte Prämien ftatuirt find, deren Ueberſchuß nach Ablauf einer Geſchäftsperiode als Die 
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vidende an die Geſellſchaftsmitglieder, welche hier dann nur als Berficherer in Betrab: 
fommen, vertheilt werden. Bergl. Goldſchmidt HR. p. 443 und Mal ß, Betrak 
tungen x. p. 10. 

Dem Gegenftan de nad, deſſen Werth im weiteften Sinne bei Eintritt Der Gefahr er- 
ſetzt werben foll, wir die Berficherung eingetheilt in Berfonen- id Sahen-Berlide: 
rung; zu der erfteren rechnet ınan die Lebensverſicherungen, Berfiherungen der Arbeitskeii 
Berficherungen gegen Sflaverei, gegen Rekrutirung x. Sachenverficherungen find: Se- 
und Land-Transportverficherungen, Feuer⸗, Bieh-, Hagelverficherungen, im weiteren Sum 
auch Berficherungen gegen die Zahlungsumfähigfeit eined Schuldners u. dergl. Das Ub: 
jet des B. (nicht das der Erſatzpflicht ummittelber) ift in jedem Fall ein beſtimmtes Ju: 
terefje, welches ber —— her (reſp. Verficherte) daran bat, daß eme gemik 
Gefahr unſchädlich werde. Die Geſetzgebung fordert mın — im Nadhgange zu ja 
älteren Theorien — noch jest regelmäßig, daß die Berficherungsjumme (d. L der m 
Fall des Eintritts der vollen Gefahr an den Berficherten zu zahlende Betrag) den „mu 
ren Werth‘ des verficherten Objekts (genauer: ein ſofort ziffermäßig feftzuftellendes In 
tereſſe am Nichteintritte der Gefahr) nicht überfteige (Berbot der Ueberverfide: 
rung). Aber diefed Maß der Verſicherungsſumme iſt bei Perfonen-Berficherungen ve: 
Natur der Sache nach nicht anwendbar, wird bet Seeverficherungen nach deutſchem un: 
hollãändiſchem R. (entgegen dem franzöfiichen und fpanifchen‘ fo weit ausgedehnt, daR aut 
der zu erwartende (imaginäre) Gewinn in die Affecuranzjumme gerechnet werden dan. 
und fcheint — wobl zum Theil wegen der Schivierigfeit ver Berechnung — mu ber 
modernen freien Auffaffung ſpeculativer Capitalverwendung tim Widerfpruch zu itche 
und mehr und mehr in Wegfall zu kommen. Mit dem Berbot der Ueberwerficerm: 
fingt das der mehrfachen Berfiherung (Doppelverficherung) zufammen, wel lese 

i nu theilweiſer erfter Verſicherung der Sache als Verſicherung des noch nicht verfickene: 
Werththeils zuläffig if. Rückverſicherung, d. i. ein V., durch welchen ſich der Brr- 
ſicherer ſeinerſeits für die Gefahr deckt, die Verſicherungsſumme zahlen zu muſſen, oder 
der Verſicherte ſich gegen Nichterſatz der Verſicherungsſumme ſeitens des Berſicherers durs 
eine, das Intereſſe am Nichteintritt die ſer Gefahr verfolgende, neue Verſicherung ist 
iſt auch nach der heutigen Geſetzgebung und Uebung bereits unbedenklich geſtattet 

Die aus dem V. entſpringende Verpflichtung des Verſicherungsnehmers beitekt = 
der Verbindlichkeit zur Zahlung der Prämie (nah Malß: eine Holſchuld, mas wohl = 
bezweifeln iſt), bzw. bei Verſicherungen auf Gegenſeitigkeit: des entſprechenden Beitragte 
(über „Nachfriſten“, „Reſpekttage“ ſ. Malß i. d. Zeitſchr. f. H.R. Bd. XIII. p. 97 ir. 
ferner in der Pflicht, die Lage des Verſicherers nicht gegen die Vorausſetzungen des B yı 
verichlimmern und endlich dem Berficherer die nöthigen Anzeigen und Mittheilungen :: 
machen (Ueber die Anzeigepflicht |. Urthetl des engl. Gerichtshofs Queen’s Bench Conr: 
v. Juni 1867 in Goldſchmidts Zeitſchr. f. HR. Bd. XII. p. 198, andere Erk 
ebenda p. 200 fig. und Malß ebenda Bd. XIII. p. 101 flg.). “Die beiden letaec 
Berpflihtimgen obliegen auch dem DVerficherten, welcher nicht Verſicherungsnehmer it 
Den Berficherer verpflichtet ver B. zur Uebernahme ber Gefabr in ıhrer vollen time 
den Bertrag näher beftimmten Ausvehnung und folgeweife zur Zahlung der Berfide 
rungsſumme nah Mafgabe des eingetretenen Schadens.’ Yu dieſen Leiſtungen iſt der 
Berficherer nicht blo8 dem Verſicherungsnehmer und primär Verficherten verpflichtet, fen: 
dern regelmäßig auch dem Univerjal-, ja auch dem Singular-Succefjor deſſelben; über 
Lebensverſicherung 1. dieſ. Bez. ſ. Wolffin Golbfhmidts Zeitfhr. Bo. XII. p. 16%: 
doch kann Die Forderung des Verficherten gegen den Verſicherer bet Sachenwerficherungen nit: 
übertragen werben, ohne daß der Succeffor in irgend eine dingliche Kechtöbeziehuma zur 
verfiherten Sache tritt, bei Perfonenverfierungen nicht ohne Uebertragung der Polc 
und nur mit Zulaſſung der aus der Perfon des urfpringlich Berechtigten abgeletterr. 
Einreven auch gegen den fpäteren Erwerber. Yautet die Boltce „an Ordre“, fo ıft Des 
Forderungsrecht Des Berfiherungsnehmers durch Indojlament übertragbar, jo namentlet 
nah Art. 302 d. A.D.H.G.B. vie Serafferuranzpolice, andernfalls wird ein Ueber: 
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gang jenes Rechts, und zwar auch wenn die Police auf ven Inhaber geflellt ift, nur 
durch eine wirkliche Ceſſion bewirkt, wovon der Berfehr nur bei untergeorbneten Arten 
des V., 3. B. bei Eijenbahn-Baffagiergut-Verjicherungen, Ausnahmen machen dürfte. 
(Bergl. Mal Betrachtungen x. p. 64 fig. und in Gol dſchmidt Zeitſchr. f. H.R. Bd. 
XII. p. 286 flg.). 

Beſonderen, meiſt geſetzlich feftgeftellten Grundſätzen unterliegt die Seeverſiche— 
rung. Der Verſicherer trägt hiebei (ſofern der Vertrag nicht beſondere Beſchränkungen 
ſtatuirt, z. B. durch die Clauſel: „Frei von Kriegsmoleſt“ u. dgl.) alle Gefahren, welchen Schiff 
(Casco⸗Verſicherung) oder Ladung (Cargo⸗Verſicherung) während der Dauer der Verſicherung 
ausgeſetzt iſt, namentlich alſo die Gefahren der Elementarereignifie und fonftige See 
unfälle, des Kriegs und der Verfügungen von hoher Hand, des Arrefts, Diebſtahls, 
Seeraubs, der Plünderung, Kaperei („Revier: und Türkengefahr”) u. dgl., nach deutſchem 
Seerecht auch die der Baratterie Unredlichkeit oder ſonſtiges Verſchulden emer Perſon 
der Schiffsmamnſchaft) im Gegenfag zum franzöf. und fpan. R., welches dieſe Haftung 
ausfchließt, und zum engl., bolländ. und nordamerik. R., welches biefelbe beichräntt. “Der 
See-B. wird entweder mit „tarirter Police‘ oder mit „offener oder mit - „vorläufig 
tarirter Police” abgeihloffen; im erften Falle ift der Verſicherungswerth vertragsmäßig 
feftgeftellt, im zweiten und dritten der Schägung nach Eintritt des Schadens überlaflen; 
erreicht Die Verficherungsfumme d. 1. der vom Berficherer nach Eintritt des Totalſchadens 
vereinbarımgsgemäß zu erjegende Betrag den Berjicherumgswerth nicht, fo gilt der Ber- 
fiherumgönehmer proportional als Selbftverficherer. Fordert der Verficherte Zahlung 
der vollen Verſicherungsſumme, ehe das definitive Schickſal des Schiffes oder der Ladung 
befannt ıft, während die (im Geſetz näher beftimmten) Umftände gänzlichen oder theil= 
weiten Verluft in Ausjicht ftellen, 3. B. werm diejelben unter Embargo gelegt find, fo 
it der Verſicherer nur gegen die innerhalb beſtimmter Friſt erklärte Abtretung der dem 
Verſicherungsnehmer in Betreff der verficherten Gegenftände zuftehenden Rechte (Aban- 
Don) zu jener Zahlung verpflichtet. Kommt der V. megen des Unterbleibens der be= 
abfichtigten Seereife auf Seite des Verſicherers nicht zur Ausführung, jo kann der Ber 
fiberungdnehmer die bereit8 bezahlte Prämie zurüdfordern (Riftorno), abzüglich einer 
dem Berficherer zu belaflenden Vergütung (Riſtornogebühr). 

Die Grundfäte der Berfiherung gegen Feuersgefahr werben weſentlich durch po= 
lizeiliche Normen beeinflußt, Gebäude fehr Häufig durch ftantlihe Brandverficherungs- 
anftalten und zwar unter Zwangspflicht der Befiter verfichert. Ueber Das wichtige Ver⸗ 
hältniß der Grundverficherungen zum Immobiliarcrebit vgl. e. v. „Feuercaſſengelder.“ Auf 
dem Gebiete der Mobiltarfeuer-Berficherung ift durch zahlreiche Actien-, Gegenſeitigkeits⸗ und 
gemiſchte Geſellſchaften eine nicht immer wohlthätig wirkende Concurrenz entfianden. Die 
dem Verſicherungsweſen überhaupt eigenthümliche Verpflichtung beider Theile zu befon- 
derer Wahrhaftigkeit und Bertragätreue erhält bier aus Gründen der öffentlichen Sicher⸗ 
heit eine gefteigerte Bedeutung. 

Weniger Aufmerkſamkeit als dem See- und Feuer-V. hat die Geſetzgebung der 
Verficherung von Gittern gegen die Gefahren bes Fluß- umd Landbtransports, (über die 
Frage nach der Anmenpbarfeit von Buch V. Tit. 8 und 11 0.9.D.9.©.2. hierauf 
ſ. Malß Zeitichrift f. Verſich-R. I. p. 53 und Goldſchmidts 3. f. HR. Bd. VL 
p. 364 fig. und Bd. XII. p. 197) ferner der von Bodenfrüchten gegen die Gefahr bes 
Hagelichlags, von Vieh gegen Seuchen, von Glas gegen Bruch zugewendet. Zur recht 
lichen Beurtheilung bieten bier die Ufancen und Gefellichaftöftatuten neben den allgemei- 
nen Rechtsgrundſätzen die nöthigen Anhaltspunkte. Daſſelbe gilt mit wenigen Ausnahmen 
rüdjichtlich der Creditverfiherungen, zu denen man die Hypotheken- und Rück-Verſiche⸗ 
rungen und die Berficherungen von nicht hypothekariſch gedeckten Forderungen rechnet. 

Die Perfonenverfiherungen haben insbeſondere als eigentliche Lebensverſiche— 
rungen eine jehr bedeutende Ausdehnung erlangt; bemerkenswerth iſt, daß der Ber: 
ſicherungsnehmer hiebei häufig nicht fein Xeben, ſondern das einer andern Perfon ver: 
fihert und daß auch der Berficherte, d. i. Derjenige, an welchen die Verſicherungsſumme 
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zu bezahlen fein wird, regelmäßig von vornherein fchon ein Anderer al der Berfichermns: 
nehmer ift. ‘Die mannichfachen Combinationen, melden die Verwendung des Großlaptals 
in dieſer Richtung folgt, haben zum Theil das Gebiet des B. verlaflen und find me: 
Anveres als Tpeculative Capitalsanlagen ohne Nüdficht auf befondere Gefahren; i: 
Tontinen, Leibrentenverfiherungen für Kinder, Wittwen x. auch Sterb>, Anöitener-, 
Krankheits-Caffen, u. dgl. Derartige Berficherungen werden theils in nur einzelne Be 
rufsklaſſen umfaflenden Gegenfeitigkeitöaffociationen abgefchloffen, theils von Actiengeit 
fchaften als Berficherern übernommen. 

Quellen bes Berfigerungsrehts: Preuß. WER. Th. II. Tit. 8. 88. 1934— 2% 
(A. 60 u. 61 d. preuß. Einf. Geſ. z. A D. H.G.B.). Oeſterr G. B. 88. 1267-1269. EHRE 
A. 271 Ziff. 3. O. eiv. & 1964 u. franz. Dekret v. 22. Jan. / I8. Febr. 1868 des soeiet 
anonymes d’assurance à primes, d’assurance mutuelle ete; ferner die bei Mafius: „ehr 
der Verfiherung und ftatift. Nachweiſung aller Becferungsanftalten in Deutichland”, znjam 
mengeftellten Statuten und Particularrechte. Holländ. G.B. X. 246 — 308. 686 — 695. 

ür das Seeverſicherungsrecht: A. D.H.G.B. A. 782 — 905; (Älteres R.: ber Eier: 

Hamburg Aſſecuranz⸗ oder Hanerey- Ordnung von 1731 und Affecuranz- unb Haverei⸗ O 

nung der Stabt Amflerbam von 1744). C. de comm. a. 332 - 3%. Span. H. G. B. A 546- 

22 Bortug. 9.9.8. A. 1672-1812. Holländ. G.B. U. 592-685. Ruſſ. HandelsOrt. 
. 1101 — 1140. 

Lit. des Verſicherungsrechts: Ueber die ältere Lit. fe. Endemann in Gelt— 
ſchmidts Zeitſchr. |. HR. Bd IX. Nr. IV. Neuere Lit. f. bei Beleler, Deutſches Pre‘. 
8. 129. N. 4. Ortloff, Grundzüge bes deutſchen Priv.R., p. 475 fe. Endemann, ©%. 
8. 174 N. 2.6 u. 24, und Malß in Goldſchmidts Zeitihr. f. HR. Bd. VI NR. \L 
Insbeſ. aber: Malß, Betrachtungen Über einige Fragen bed Verſicherungsrechts u. ſ. w, 1e2. 
dann: Theod. Saski, „Die volkswirthſchaftliche Bedeutung und ber Nuken der einzelem 
Berfiherungszmweige" (2 Aufl. 1866). v. Lichtenfels, „Ueber einige Fragen bes Binnen: 
fern Srechtg mit bef. Rüdficht auf Defterreich”‘ (1870). Ferner die eingehende, höcht ter» 

ienftoolle Abhandlung von Malß: „Ueberfiht ber neueren Reitfrechung in nicht maricmn 
Verſicherungsſachen“ in Gol dſchmidts Zeitſchr. f. H.R. Bd. XIII. neh p. 45 fig. tin. 
Mayr, Statift. Nachmeifungen über das Immobiliar-Brandverfiderungsweien in Baiern, 18“. 
Ueber eebensnerfigerungen: Staudinger, Die Lehre vom Lebensverficherung- 
vertrage, 1858. Kanner, Grundlage zu einer Theorie des mittleren Rifico bei Lebenkatr- 
fiherungen, 1870. Karup, theoret..pralt. Handbuch der Lebensverfiherung. Lpzg. 1570-11. 

Meber Seeverfiderungen: Die bei Befeler, Deutſches Priv.R. $. 259 Rote 2x. % 
eit. Werke und nun: Reatz, Geſch. der europäifchen Seeverficherungsrechte, Bd. I. 1870. 

Zeitfhriften: Annalen des gef. Berfiherungsmeiens von Kanner, 1. Jahrgang 1876 
Journal des Collegiums für Lebensverfiherungsmiflenihaft zu Berlin, 1870, 2. Bd. Kali, 
Zeitſchr. für Verſicherungsrecht, Leipz. 2 Rde.; feit deren Aufhören nun ausdrücklich Golt 
fhmidts Zeitfehr. f. d. gef. H.K. XU. Bp. u fig., ſowie andere Banbelsreil. Zeitſchrice 

areis. 

Verſprechungseid, juramentum promissorium, die eidliche Beflärfung em 
Zufage, war ſchon dem rim. Civ. R. bekannt, mehr jedoch als ein Mittel, den Fe: 
ſprechenden in feinem Gewifſen fefter zu binden, nicht als etwas, wodurch Die jurifink 
Kraft des Berfprechens erhöht wurde. In letzterer Beziehung wurde im Weientlide: 
dem B. nur in bem Fall eine Bedeutung beigemeffen, wenn ein aus dem Alter de 
Unmiündigfeit herausgetretener Minverjähriger fern Berfprechen eidlich beſtärkte. Derielde 
war dann gehindert, Reftitution wegen Minderjährigfeit zu erbittn. Nach eimer biere: 
ſich anfchliegenden Beſtimmung Friedrich Barbaroſſa's wurden eivlich beftärkte Veräußerunge 
Mündiger der fonft ‚zuläffigen Anfechtung (wegen mangelnden Decrets des Gerichts) mt: 
zogen. Das canoniſche R. endlich beſtimmte, daß jede8 an fich nach rechtlicher Kar: 
ſchrift ungültige Rechtsgeſchäft durch eidliche Beſtärkung mit einem nach den fonfign 
allgemeinen Grundfägen wirkfamen Eid verbindende Kraft erlange, fofern nur fem Ir 
halt nicht umerlaubt oder unfittlich fei. Diefer Sat wird in der Praris als allgemeines 
Princip anerkannt und auch bei Proteſtanten angewendet. Beides iſt ſtreitig. In er 
ſterer Beziehung will die abweichende Meinung den Satz nur in den durch das Eeſcr 
ſpeciell entſchiedenen Fallen anerkennen. Im den neueren Geſetzgebungen iſt der Eid als 
civilrechtliches Beſtärkungsmittel aufgegeben, er wird als foldes theils gar nicht ermäht, 
theils wird ihm die juriftiiche Bedeutung ausdrücklich abgeſprochen. — Wie ter Ber 
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mund reichsgeſetzlich die Erfüllung feiner Pflichten eivlich anzugeloben hat, was von der 
Praris auch auf andere gerichtlich itbertragene Verwaltungen angewenbet wird, jo findet 
der B. heutzutage noch häufige Anwendung in flaatSrechtlichen Beziehungen: Hul- 
digungseid, Beamteneid, Eid anf die Berfaffung, Bürgereid, Fahneneid. Die Pflicht gilt 
auch ſchon ohne den Eid als vorhanden, der Eid erzeugt oder verftärkt fie nicht, er. hat 
nur ethiſche Bedeutung. — Im Civilproceß kann eine Berbinvlichkeit zur Ableiftung von 
Veriprechungseiden erwachſen, Recht des Gegners auf juratorifche Eaution, auf den Ca— 
Iumnien-Eid. Ebenſo geht die Manifeftationsverbindlichfeit neben einem aflertorifchen 
Theil auch auf ein eidliches Verſprechen der Anzeige bei fpäterer Ermittlung. — Im 
Proceſſe iſt nach gem. und franz. R. auch der Zeugeneid ein promifiorifcher. — Der 
promifjortiche Zeugen und Sachverſtändigeneid, der durch die demnächftige Ausfage ver- 
legt ift, wird als Meineid beftraft. Im Uebrigen bebroht Das Strafgefeßbuch des No. 
Bundes im Anſchluß an das Preußiſche denjenigen mit Strafe, der vorjäglich einer durch 
eidliches Gelöbnig vor Gericht beftellten Sicherheit oder dem in einem Offenbarungseid 
gegebenen Berfprechen zuwider handelt. 

Lit. u. Eſgb.: Friedr. Bayer, Betrachtungen über ben Eid, 1829. Franc. Jac. 
Müller, Diss. de jurejurando spec. promiss., Bonnae 1831. — L 1. C. 2. 28. — Auth. 
Frieder. Sacramenta puberum ad ]. cit. — Cap. 28. X. 2. 24. cap. 2 in Viw 2. 11.— 
RPID. Fit. 32. 8. 5. — Preuß. A.L. R. I 5. $. 19. — B. Str G. B $. 162 ins 

ccius. 

Verſtümmelung: Die gewaltſame Herbeiführung des gänzlichen oder theilweiſen 
Verluſts eines Gliedes. Die meiſten Geſetzbücher gedenken derſelben, indem fie vorſätz⸗ 
liche Begehung der Handlung gegen einen Dritten vorausſetzen, als einer Species ber 
ſchweren Körperverlegung (Preußen 193, DOefterreih 156 a, Baben 225, 3, Heflen 
263, 3). Die dadurch veranlaßten Bemühungen der Praxis um eine in ben Geſetzen 
jelbft fich nicht findende genauere Definirung berjelben find im Ganzen unbefriedigend 
geblieben. Die preußifche Praxis verftand unter V. die gewaltſame Herbeiführung des 
Verlufts eines Theild des Körpers, infofern derfelbe eine erhebliche Erſchwerung oder bie 
theilmeife Störung einer Yunction des Körpers zur Folge bat. Diefe Definition ent- 
Imicht dem Wortfinne infofern nicht, als fie den Schwerpunkt in die Funktionsſtörung 
legt. Beſſer findet Krug eine B. in dem Verluft eines am Leben des Organismus 
theilnehmenden und zu einer felbftändigen Funktion beſtimmten Körpertheils. Das No. 
Strafgeleß hat mit Recht das Wort „Berftümmelung“ weggelaſſen und ſpricht ftatt deſſen 
von dem Berlufte eined wichtigen Gliedes des Körpers. Was als ein „wichtiges” Glied 
zu betrachten ſei, das werden im einzelnen Tall die Geſchwornen zu beftinnmen haben. 
Zähne und Nägel dürften nicht dahin zu zählen fein. 

Die B. Jemandes auf deſſen eignes Verlangen, um ihn zum Militärdienſt untaug- 
[ih zu machen, wird im Nd. Strafgefeß in Verbindung mit der zu. gleichem Zweck er- 
folgenden Selbfiverftüimmelung als Vergehen gegen die öffentliche Orbnung behandelt 
(8. 142, Preußen, 113). Abgeſehen von diefem Fall fcheint die Einwilligung des Ver⸗ 
legten nur als ein (den Aſcendenten gegenüber wegfollenber Milderungsgrund behandelt 
werden zu jollen. — ©. im Webrigen den Art. Körperverlegung. Derkel | 

erkel. 

Verſuch. Der Begriff des Verſuchs iſt nur im Gegenſatz zu dem der Bollen= 
dung des Verbrechens zu beſtimmen. Vollendung (consummatio) aber ift vorhanden, 
wenn alles verwirklicht ift, was von dem Gefege zum Thatbeftand des betreffenden Ver⸗ 
brechens geforvert wird. Im Gegenfaß hierzu ergibt fih für die Dolofen Verbrechen 
(bei culpoſen ift kein V. möglich) der Begriff des Verfuhs — auf Vollendung des Ber- 
brechens gerichtete (mit der Abſicht die Vollendung herbeizuführen gejeßte) aber biefe 
nicht wirklich herbeiführende Handlung — alſo blos theilmeife Benwirklihung ver Ab- 
fiht (vgl. Bo. I. ©. 519 f). (Handlung natürlich bier in jenem w. ©. genommen, 
welcher die Unterlaffung nicht eo ipso ausſchließt). Man hat in verichiedener Weiſe ſich 
in ber Theorie beftvebt, den Begriff des B. dadurch einzuengen, daß man f. g. Vor⸗ 
bereitungshandlungen aus feinem Gebiet ausſchied, welche ftraflos fein follen. 
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So wenig fid) Hierfür irgend eine abftracte Formel a priori begründen läßt, fo Ich 
ſprechen criminalpolitiiche Gründe Au eine Derartige ge: (j. I. Br. ©. 520. 
Während mun in diefer Hinficht 3. B. das Wurtt, Heſſ. Bad. Sächſ. Str. G.B. die Hand— 
Tungen, durch welde bie Ausführung des verbrechens angefangen worden, —— 
von jenen unterſcheiden, durch welche die Ausführung „vorbereitet“ wurde, 


das Oeſterr. Str.G.B. von einer zur wirklichen Ausübung führenden —— — 


übrigen neueren Geſetze und Entwürfe dagegen ſetzen, im —2* an das —— 


Recht (commencement d’exeoution) einfach den Beginn der Strafbarkeit Des B. m m 
„Anfang der Ausführung.‘ Uebrigens werben die „Borbereitungshandlungen” bei mus 


reren namentlich politiſchen Verbrechen (auch Fälſchungen) von den Gefegbüchern im beſender 
Theil mit Strafe bedroht. Eine ebenfalld dem franz. R. entlehnte Eigenthümlichteit de 
Preuß. und des Nd. Str.®.B. ift die, daß nur der Verſuch eines „Berbraben: 
ftetS, der Verſuch eines „Vergebene blos im beſonders beſtimmten Fällen, der einer Uebr: 
—F gar nicht beftraft wird. Das Bair. Str. G. B. unterſcheidet ſich hiervon dadurs. 
daß es auch ben Verſuch von „Uebertretungen“ ausnahmsweiſe mit Strafe bedroht — 
Ueber die Eintheilungen des B. in beendigten und nit beendigten, einfade: 
und qualificirten ®. (alle ohne erheblihen Werth) |. Bo. I. S. 522. — Die me 
tigfte Streitfrage auf dem Gebiet der Verſuchslehre ift die über die |. g. untaxc: 
lichen Verſuchshandlungen. Je nad der verichiedenartigen Anſchauung über den Ger 
der Strafbarkeit des B. werden diefe in mehr oder weniger großem Umfang fin firafker 
oder nicht ftrafbar erflärt. Andeutungen über Die Begründung der Anficht, daß alle ım- 
tauglichen Berfuhshandlungen ftraflo® bleiben follen Bb. I. ©. 521. Dafür entihichr: 
Roßhirt und Temme; mit verichiedenen Mobificationen, namentlich Unterfcdeinz; 
zwilhen abfolut und relativ tauglichen «untauglichen und unzulänglicyen) Me. 
Chop, Zaharıä, Abegg, Heffter, Marezoll, Berner, Mittermaier im: 
Schwankungen), v. Hye, Ofenbrüggen, Oppenhoff, Geib, Rubo u 3 
Manche (wie v. Leonhardt, v. Bar) wollen bios den B. „am untauglichen Ofen“ 
für ſtraflos erklärt haben. Andere meinen, e8 genügt, zur Strafbarfeit wenn der Thun. 
nur ein an fich taugliches Mittel (3. B. Arſenik zur Vergiftung) angınvenden glaut:: 
ſo 3.8. Köftlin, Hälſchner, Walther, Seeger. Dieſer Anficht nähern ſich die &ı- 
—— en mehrerer Geſetzbücher, wie das Witrtt., Braunichw., Altenb., Bad., Ibünz;. 
Sächſ., Heſſ. von denen namentlich das letztere in ſehr weitgehenber Weile die Straibarten: a 
—— Verſuchshandlungen anerkennt, da es fur dieſelben nicht (wie bie andeee 
Geſetzbücher thun) mildere Strafe als für den. tauglichen V. beftimmt. Die übrigen Geiz: 
bücher äußern fich nicht direct über die Frage, Icheinen aber. durch ihre Ausdrucksweiſe mindeitzo: 
die Strafbarteit des B. mit |. g. abjolut untanglichen Mitteln auszuſchließen. Am er: 
ſchiedenſten tritt für die Beftrafung jedes untauglichen Verſuchs v. Buri ein und zwar kffi 
für den Fall, als ein abjolut untauglihes Mittel mit Bemußtfein gewählt wurde :'s 
z. B. Todtbeten u. dgl.). — Controvers ift ferner die Trage: ob ver |. g. Rüdırit: 
(d. h. das freiwillige Aufgeben der Ausführung des Verbrechens vor eingetvetener Bol: 
> Sofofigtet des V. bewirke. Viele bejaben die Frage aus „Gründen bed Rechte 
(Io B. Zachariä, Luden, Köſtlin, Berner, Geib). Andere führen tufi: 
(evenfals richtiger) nur eriminalpolitifche Gründe an, fo z. B. Feuerbach, Mitter— 
maier, Bauer, Breidenbach, Schwarze, Oſenbrüggen und neuere: 
Hälſchner, die aber ftrenggenommen nur für Strafmilderung \prechen (melde ach 
das Altenb. Er.G.B. anordnet). Das Hell. Str. G.B. ſpricht nur dann Strafleigt 
aus, wenn der Rüdtritt aus Reue erfolgte, während die übrigen neueren Strafgeſetzbücher abe 
— auf dieſes Motiv des Rulcktrittes denſelben zu einem Strafausihliekm: 
d machen, immer unter der Borausfegung, daß er nicht blos wegen äußerer ıwüt: 
Liber oder vermeintlicher Hinbernifje erfolgte. — Daß der V. milder zu ſtrafen fei al? 
das vollendete Verbrechen (|. Bo. I. ©. 522 f.), ift nur im Gegenſatz zu ber frar 
söfjchen A ſchauung, welcher das Preuß. Str.©.B. folgte, in dem Nd. Str. G. 8 anerfar! 
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Sigb.: Würtemberg 4. 62—73. D. Str.G. B. 55. 4346. Baden $8.104—118. 
Defierreih SS. 8 10, 11, 47 litt. a, 239, 264 litt g Baiern A. 47-51. Defterr. 
Entw. 88. 22, 23, 25 26, 77 litt.b. Ro. I. Entw. 88. 37—39, 341. II. Entw. 88. 41—44. 

it: H. A. gehariä, Die Lehre vom Berfuche der Verbrechen, 2 Thle., 1836, 1839. 
Luden, Abhandl. J. Bd. 1836. Krug, Die Lehre vom Berfuche der Berbrechen, 1854. Otto, 
Vom Berfuh der Verbrechen, 1854. Chop, Ueber bie Grenze zwifchen Borbereitung u. Ver⸗ 
[ug eines Verbrechens, 1861. v. Bar, Zur Lehre vom Berfuh u. der Theilnahme am Ver— 
techen, 1859. Geyer, Erörter. fiber den allgem. Thatbeftand, 1862, S. 47 ff. Walther, 
Münchener krit. Bierteljahrsfhr. V. Rubo u. Berner, Gerichtsſaal 1865. Geyer, ebend. 
1866. v. Buri, ebend. 1867. Seeger in Goltdammers Arch. XVII. (1870). 


Geyer. 

Bertheidigung heißt die Geltendmachung der dem Angeflagten zuftehenven Rechte 
im Strafverfahren durch beſonders für dieſen Zweck wirkende Perfonen. Grundgedanke 
derfelben ift, daß die Berüdjichtigung der zu Gunften des Angellagten ſprechenden Um: 
Hände und Rechtsauffaſſungen Durch den Richter (ſ. g. materielle Vertheidigung) unzu— 
länglıd if. Ebenſo wenig genügt &, daß nad franz.-deutſchem Strafproceßrecht ber 
Staatsanwalt berufen ift, auch Darüber zu wachen, daß fein Unfchuldiger verfolgt werbe. - 
Auf der Erfenntnig der Wichtigkeit der Vertheidigung für eine gerechte und unparteitiche 
Würdigung beruht das ſchon im alten Inquifitionsprocefje vorhandene Inſtitut der noth- 
wendigen Bertheidigung, die in ſchwerſten Straffällen (gegenwärtig Schwurgerichtsſachen) 
von Amtöwegen jelbft gegen den Willen eines Angellagten beftelt wird. In minder 
wichtigen Strafeerhandlungen jteht e8 im Belieben deſſelben, einen Vertheidiger zuzuziehen. 
Hauptaufgabe des Vertheidigers ift: die Innehaltung der Procefregeln zu Gunften des 
Angeklagten zu überwachen, den Entlaftungsbeweis wahrzunehmen, die für den Angeflagten 
Iprechende Geſetzesauslegung zu vertreten, die mit der Gerechtigkeit verträglihe Milde ın 
der Anwendung des Strafgeſetzes zu verfechten; erforderlihenfalls Rechtsmittel an höhere 
Inftanzen einzuwenden. Dagegen ift der Bertheidiger nicht befugt, den Gang der Unterſuchung 
zum Bortheil feines Clienten zu hemmen oder der Wahrhettsermittelung entgegenzumirten. 
Den Aufgaben der V. müſſen deren proceſſualiſche Parteirechte entſprechen: Anflage und 
Bertheidigung follten dem Princip der Waffengleichheit unterworfen fein. Hiergegen fehlen 
aber die meiften continentalen Gefege, indem fie dem Muſter des franz. R. folgen, das 
ſchon feit dem 16. Jahrh. die Nechte der V. in eimjeitiger Weiſe beichränft hatte Die 
weſentlichſten Ungleichheiten zeigen ſich nach franz.:preuß. Rechte darin, daß nur die V., 
nicht aber die Anklagebehörde, der Disciplin des Gerichtsonrfigenden unterworfen ift und 
nach manden Proceßordnungen außerdem eines direkten Fragerechts "an die Zeugen entbehrt. 
Ohnehin dürfen meiſtentheils Vertheidiger, felbft wo fie auf ihr Amt vereivigt worden find, 
die Criminalacten nur in den Dienftftunden an der Gerichtöftelle einjehen, während die 
Staatsanwaltichaft ein uneingeſchränktes Gebrauhsreht hat. Im Uebrigen hat die V. 
folgende Rechte: Ste darf fich (zuweilen nur in Gegenwart des Richters) mit dem Clienten 
bejprechen, fie ift nicht verpflichtet zu einer Zeugenausſage bezüglich der ihr amtlich an= 
vertrauten Geheimniffe des Angeſchuldigten; fie hat Das echt der letzten Wortes, Ihrer 
Form nad) hängt die ®. von den ndprincipien des Strafproceſſes ab. Die Ein- 
reichung einer Bertbeidigungsichrift entiprach der Ichriftlichen Form des alten Unterſuchungs⸗ 
proceſſes. Wo Mündlichkett bericht, ergreift die B. das Wort zu freiem Vortrag vor dem 
erferımenden Gericht. Nicht überall und nicht in jedem Procekftabium darf die V. eins 
greifen. Sie iſt nah franz, altpreuß. R. ausgeſchloſſen im Contumacialverfahren 
wegen jchwererer Fälle, und ın der Vorunterſuchung; desgleichen im Einleitungsverfahren, 
in welchem es ſich um die Prüfung der Anklage handelt. Wenngleich der Schwerpunft 
der V. in das mündliche Hauptverfahren verlegt werden muß, verlangt die neuere Pro= 
ceßtheorie dennoch die Zuläfiigkeit ver V. auch währen der Vorunterfuchung, jo weit es 
darauf ankommt, das Beichwerberecht verhafteter Angeflagter zu üben, präjubtcielle Bes 
mweißanträge zu ftellen, Beweismittel für das fpätere Verfahren ficherzuftellen und ſolchen 
Beweisaufnahmen beizumohnen, die ſpäter im mündlichen Verfahren nicht einfach wieder⸗ 
holt werben können (z. B. Einnahme des gerichtlichen Augenſcheins). Einige neuere 
Str. Pre. DO. entiprechen diefer Auffaflung, fo Baden ($. 197) und Sachſen, in geringerem 
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Umfange die Neupreuß. Pre.O. von 1867, der zufolge nur bei Einnahme Des Augen 
ſcheins ein Bertheidiger während der Vorunterfuhung zugelafjen werben fol Der Sms 
der zur V. zuzulafienden Perfonen tft gleichfall® bald wetter, bald enger gezogen. AU: 
gemein berechtigt iſt die Advocatur (obme örtliche Beſchränkung auf beftimmte Gerichs 
Bezirke) im Inlande. Außerdem particularrehtlih: die an inländiſchen Univerfitäten b>- 
bilitirten Doctoren der Rechte (Preußen), Beamte mit Bewilligung ihrer vorgeiegter 
Dienftbehörve, nahe Verwandte. Auch, kann das Gericht andere Perſonen — ſelbſt Ans: 
länder — nad feinem Ermeſſen zulafien (Preußen. In Sachen find nur Advocatca 
berechtigt, wo die V. eine nothwendige ift, als erwählte B. auch Rechtscandidaten. Gi 
Mehrheit von Bertbeidigern für einen Angellagten ift nicht außgeichloffen, findet aber ibr. 
Sränze an dem öffentlichen Proceßintereſſe, welches eine Verichleppung der Berhandlun: 
verbietet. Eine erwählte B. bedarf zu ihrer Yegitunation der Vollmacht. Mehrere: 
Angeklagten kann ein Bertbeidiger beftelt werben, wenn nicht eine Collifion der Intereiſer 
ftattfindet. Ob die B. von den zur Uebernahme berufenen Perfonen abgelehnt werter 
kann, richtet fich nach ihrer Natur, alfo darnach, ob fie im Staatsauftrag, oder als Monda 
des Angeklagten geführt wird. (Sachſen geftattet ohne Unterſcheidung nur aus erheblichen 
Gründen die. Ablehnung). Gegen pflichtwidrige Verſäumniſſe der B. dienen zuferderi 
disciplinare Maßregeln, ohne Daß der Gang der Berbandlung daburd auf 
halten wird. Ob der verurtheilte Ungeflagte aus biefem Grunde einen Entſchädigungs 
anſpruch bat, ift flreitig; ebenfo ob ver beftellte Vertheidiger Anſpruch auf Gebühren ven 
Seiten des Staates (meiltentheild durch die Geſetze negativ beantwortet) oder des Client 
bat (Legtereß in Preußen durch Ober-Tribunal bejaht), — Streitig femer: ob mt 
weswegen ber beftellte Vertheidiger vom Angeklagten abgelehnt werden darf. 

Duellen: Preuß. Erim Ordn. 8%. 4273 — 468. Berfg. v. 1849 SS. 34 ff. 50. 53. 85 ñ. 
&ef v. 1852 A. 20f. 134. Neupreuß. Str. Pre.O. 88.205—216. Sachſen: Rev. Str.Breccl. 
A. 38a ff. — Baden $. 194 ff Baiern: Str.Brc.Gef. (1348) A. 119 fi. 303. — Engl Ge. 
vd. 20. Aug. 1836. — U. d’instr, c. a. 162. 185. 294. 

Lit.: Biener, Abb. aus dem Gebiet ber Hechtsgefch., 1848, 2. Heft ©. 106 ff. — Bland, 
Strafproe. 8.64. — Mittermaier, Bertpeibigungötumft im Strafproc., 4. Aufl. 19845. (© 
ältere Lit. verzeichnet Mittermaier in feinem „Strafverf.“ II S. 263. — Malower. 
Die Stellung des Bertheidigerd im preuß. Strafverf., 1857. Mittermaier, Der Grunbjaz 
ber Gleichheit der Waffen der Anklage und bed Vertheidigers im Strafterf., in v. dot e2 
borffs Strafredtszeitung, 1861, ©. 20ff Eyssantier, Publieite et libert& de la de- 
fense, 1860. — Trebutien cours de droit crim. p. 369. — Helie, Trait€ VIII. 493. — 
Archbold, Pleading and evidence in Criminal Cases (16. ed. by J. Jervis). — 
Mittermaier, Engl. Strafverf., S. 65. v. Holtzendorfi. 

Vertretung im Proceß. Die Befugniß, für eine Partei und Namens ver: 
jelben ım Civilproceß handelnd aufzutreten, kamm Jemandem kraft Geſetzes oder in Felg: 
des Willens des Gelchäftsheren oder auch Kraft eigener Initiative zufommen. Im erſteren 
Ball Ipriht man von geſetzlichen Vertretern, und zu dieſen gehören die Organe handlungs 
unfähiger Perfonen, ſowie diejenigen, welche ein fremdes Vermögen in fremdem oder a: 
genem Intereſſe zu verwalten berechtigt find, alfo die Tutoren, vejp. die verfchiedenen 
Arten von Quratoren (hereditatis iacentis, bonorum absentis, ventris, Concurscurator 
u. f. w.), die Vorfteher oder Direktoren juriſtiſcher Perſonen, fofern lettere nicht een 
befonderen mit der proceffualiihen Vertretung betrauten Beamten, einen |. g. ayndicus 
haben, ferner der Vater, reſp. Ehemann in Bezug auf gewille den Hausfindern, bez. ver 
Ehefrau gehörige Vermögensmaſſen. Des Näheren richtet ſich die Stellung aller dieſet 
Perſonen nad) den civilrechtlichen Beftimmungen über ihre Rechte in Bezug auf bie Ver 
mögensverwaltung, weil die Procekführung nichts als ein Theil derfelben iſt. Die Stel: 
bertreter, welche kraft Willensacte8 der Partei berufen werden, (die |. g. procuratores, 
für den Fall, daß fie von einer juriftiichen Perfon beftellt werben, actores genannt) oder 
einen Proceß freiwillig auf fih nehmen, werben der vorhin beiprochenen Klafje unter der 
Bezeichnung freiwillige oder gemillfürte Vertreter entgegengefegt. Im Allgemeinen iſt nad 
heutigem Proceßrecht eine Stellvertretung überall geftattet, .jevoch kommen Ausnahmen 
vor, injofern gewiſſe Acte im Proceſſe, wie die Beweiseide mit wenigen, im Einzelnen be: 
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ſtrittenen Ausnahmen nach gem. Proceß nicht durch Stellvertreter Namens der Partei 
geleiſtet werben dürfen (fo auch code de proo. art. 121, Nd. Entw. 8. 637; die Preuß. G.O. 
Th. J. Tit. 10. 8. 314 u. Hannov. Pre.O. 8. 283 geftatten aber Vertretung mit Yu: 
ſtimmung des Gegners, ferner die Parteien in Perſon bei gewiſſen Proceſſen (ſo z. B. in 
Ehetrennungs⸗ und Nichtigleits⸗Streitigkeiten, auch in Preußen Verordn. v. 28. Juni 
1844. 8. 20, in Frankreich code de proc. art. 875 ff, in Hannover Gef. v. I. März 
1869, 8. 18 fi.) over überhaupt erfcheinen müſſen, wenn das Gericht das perfünliche 
Befragen zur Aufflärung des Sachverhältniſſes für nöthig erachtet, wie dies die neueren 
auf das Princip der Mimdlichkeit bafirten Pre. Ordnn. |. code de proc. art. 119. 
428, Hannov. PBre.Dron. SS. 66. 111, No. Entm. 313 ff. vorfchreiben, während im ge= 
meinen Proceß das theoretiich anerfannte Fragerecht des Richters in Folge der Schrift: 
Lichleit des Verfahrens und der Ueberfpannung der Verhandlungsmarime praftiich Tängft 
außer Uebung gekommen ift. Nach gemeinem Pre. gelten als unfähig zur Profuratur 
nur Wahnfinnige, Blinde, Stinnme, ferner Minderjährige, Frauen, Ehrlofe und Ber: 
bredyer, ferner wenngleih mit gewiffen Ausnahmen auch Geiftliche und Soldaten, parti: 
cularrechtlich ift jevoch die Befugniß, eine Procuratur zu übernehmen, ſelbſt da, wo nicht 
Amvaltszwang im eigentlichen Sinne (ſ. den Art. Advocatur) vorfommt, in der Weiſe 
beichräntt, daß ausfchlieglich die Advocaten (Anwälte, Rechtsanwälte) als Proceßvertreter, 
und außer dieſen nur ſolche Perjonen, welche |. g. vermuthete Vollmacht haben. in den 
por die Kollegialgerichte gehörigen Proceffen zugelaffen werden, alfo die gemeinrechtliche 
Kegel höchſtens noch in Bezug auf die der Kompetenz der Einzelrichter, mitunter auch der 
Dandelögerichte anheim fallenden Sachen in Geltung beſteht (code de proc. art. 9. 
414, code de commerce art. 627, Hannov. Pre. Ordn. 8. 104, N. Entw. 88. 124 
u. 126). Abmeichend von dem röm. R, nach welchem der Procurator mit der Litiscon⸗ 
teftation al® ſ. g. dominus litis, d. 5. Partei in den Proceß eintrat, alſo alle Wir- 
tungen deſſelben nur auf feine Perfon ſich bezogen, und dieſe gemäß des zu Grunde Lie 
genden Obligationsverhältniffes fünftlich unter Zubülfenahme von Cantionen auf den Ver- 
tretenen übertragen werben mußten, berühren bie rechtlichen Folgen heute den Procurator 
gar nicht, fondern äußern fih nur für die Perſon feines Machtgebers. Nach außen Hin, 
alfo dem Gericht und der Gegenpartei gegenüber, hat fich der Procurator duch Vorlegun 
feiner Vollmacht zu legitimiren (ſ. den Art. Legitimation und Vollmacht) und durch Diet 
fetstere beftinnmen fich auch des Näheren die Gränzen, innerhalb deren er die Partei zu 
repräfentiren befugt ift. Nach innen bin, d. h. den leßteren gegenüber, vegelt fich feine 
Stellung nah den Grundſätzen des Mandates. Was endlich die vollmachtsloſen oder 
unbeauftragten Stellvertyeter betrifft, jo läßt die gemeinvechtliche Doctrin jeden als Ver⸗ 
treter für den Beklagten als |. g. defensor zu, welcher Kaution fir die Erfüllung des 
Urtheils, vefp. auch für die Genehmigung feiner Procefführung beibringt, während für 
dern Kläger nur gewiſſe, in näheren Verhältniſſen zu ihm ftehende Perſonen ohne Voll- 
machten auftreten können; particularrechtlich geftattet man aber eine folde Vertretung bald 
jevem dritten, jedoch nur bei Gefahr im Verzuge gegen Cautton (Preuß. A. G.O. Th. I. 
Tit. 3. 8. 26 ff., bald auch ohne die erftere Vorausſetzung gegen Sicherheitsbeftellung 
und gegen Feſtſetzung einer Frift zur Nachbringung der Vollmadıt (No. Entw. 8. 141 ff.). 
Lit.: Bethbmann=Hollmeg, Berfuche über einzelne Theile des eig ©. 183 ff. 
Fuchs im Arch. für civil. Praxis 41, 161 ff. .Hinſchius. 
Verwahrungsbefehl: ein Act der Vorunterſuchung, durch welchen ſich die Be 
börde der Perfon des Verdächtigen (bier und da auch miderfpenftiger Zeugen) bis auf 
Weiteres verfichert. Das franz. Str. Pre R. (c. d’instr. er. 91 ff.) umterſcheidet mit Nüdficht 
auf zunehmende Strenge folgende gegen den Angelchuldigten gerichtete Acte: Erfcheinungs- 
befehl ohne Anwendung von Zwangsmittel gegen den Geladenen (mandat de comparu- 
tion), Vorführungsbefehl mit eventueller Zwangsandrohung gegen denjenigen, der nicht 
freiwillig ſofort Folge leiftet (mandat d’amener), Berwahrungsbefehl (mandat de 
depöt) und Haftbefehl (mandat d'arrêt). Die Abgränzung ver beiden legteren Acte 
war unflar bis zum Gef. vom Jahre 1955; darnach erhält der B. einen proviſoriſchen 
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Charakter. Er kann im Verlaufe der Vorunterſuchung auf Antrag oder mit Zuftim⸗ 
mung der Staatsanwaltſchaft aufgehoben werden; was beim Haftbefehl nicht der der * | 
ift (ogl. art. 128. 129. 131. 229. 230). Einige deutſche Str Pre Ordnn. fen 

B. und verbinden damit eine ähnliche Aufſaſſung wie in Frankreich; er iſt ſomit et 
verftärkter Borführungsbefehl, theils eine proviforifche Maßnahme, welche definiti au: 
weder durch Freilafjung oder Durch einen Haftbefehl binnen kürzerer Friſt zu erledigt 
ft. Dig preuß. Gefeßgebung kennt den V. nicht. Ein Bebürfnig, den DB. vom Berker. 
tungäbefehl zu unterjcheiden, ift geſetzgeberiſch fchmerlich vorhanden. Seit 1865 find ı 
Frankreich die Merkmale der Trennung zwiſchen beiden Acten auf unweſentliche Ferm 
Ittäten zulammengejchrumpft. 

Duellen: : Brantreig: Geſ. v. 7. Pluviose IX. (wodurch das mandat de depöt m: 
geführt wird). d’instr. c. 8. 94. — Gef. v. 4. April 1855. Gef. v. 14. Juli 1865. Cr- 
sulairo ministerielle 14. Octobre 1865. Baden: Str.Bre.Orbn. $. 162. Sadfen S. It. 

: Morin, Journal de droit criminel 1865 p. 289. 
v. Holtzendorff. 

Berwaltungsinftiz. Die Verwaltungsiuſtiz ift eine nationale Schöpfung, der ge: 
maniſchen Auffaſſung von Staat und Redt. Im Unterfchied vom antiten Staat ıft dies üer:: 
lie Recht fein jus publicum, quod ad utilitatem publicam spectat, jonbem e: 
erzwingbares, ftetiged Recht, eine Megelung der Stantögewalt durch bindende Ckrim. 
Während Das antıfe Imperium nur verantwortlich iſt gegen den populus, nicht gig“ 
den Einzelnen, ſo hat der germaniſche Volksgeiſt die Kriegs-, die Finanz-, die Gerictee⸗ 
die Polizei-, die Kirchengewalt ſchrittweiſe an Geſetze zu binden gewußt, bie dm: 
dem Alterthum fremden, feften Rechtskreis um das Individuum, die Familie, die Co 
noffenjchaft und die Commune ziehen. 

Nach Ueberwindung ber ftändiichen Gliederung war England am frühften in ve 
Yage, einen ſolchen Rechtsſtaat aufzubauen, in welchem bie Gejellichaft und ihre Interne 
in fefter Organifation fih an ein entwidelte® Amts- und Verwaltungsrecht aulehezı 
und jo den parlamentarijchen oder conftitutionellen Staat geftalten. 

Der Continent war buch jehr verſchiedene Lebendbedingungen von Staat ur 
Geſellſchaft auf einen verſchiedenen Gang ber Dinge verwiefen, für welden = 
Deutſchland mit der unbefangenen Wirbigung auch bie Selbftahtung wiederlehren mei 
benn ohne dieſe Selbitachtung vor ber eigenen Vergangenheit vermag fein Bell = 
Ausbau feiner Verfaflung zu gelangen. 

Der deutjhe Staat war niemals Despotie, ſondern Rechtsſtaat um jeder 
Menfchenalter. In der Kleinheit feiner Gebilve, in dem vermorrenen Verhältniß zwikkr 
Reich und Zerritorien, war der Schuß unferer Gerichte oft ungenügend ; grumbjäglic xe 
jagt war er nie, auch nicht im der Höhezeit des Abſolutismus. Das beutiche Geis: 
weſen gewährte von jeher eine ſolide Garantie zum Schutz des Privatrehtd und fir r: 
gleihe Handhabung des Strafrehts, tüchtiger als das ältere Gerichtsweſen in 
und Frankreich. Die Beſtimmung der Gerichte zum Schub des Rechtszuſtands ift aber 
eine dreifache: 1) zum Schuß bed Privatredts, aljo des eigentlichen Rechts der Fe: 
ſönlichteit; die deutſche Gerichtöverfaffung legt darauf ein jo großes Gewicht, daß fie de 
Privatrechtötitel den Gerichten überweift bei jeder Collijion mit dem öffentlichen Rech 
2) die Handhabung des Strafrecht s, und in Ausdehnung deſſelben eines großen The: 
les des Polizeirechts. Während das Strafrecht nur die Straffanction der abfoluten Er 
bote der Rechtsordnung umfaßt, fügt das Polizeirecht die relativen Gebote des öfter: 
lichen Wohles, ver gejellichaftlihen Rückſicht und der Bequemlichkeit hinzu, die mır ai 
Straffäle mit UWebertretungsftrafen formulirt und vollftänbig den Gerichten übenwiee 
haben. 3) Indirect dienen die Gerichte zur Entſcheidung ber flreitigen Fragen I 
öffentlichen Rechts, indem fie jelbftändig über deſſen Auslegung entſcheiden, wo folde je 
Oberſatz einer ciwil= oder ſtrafrechtlichen Entſcheidung wird. Erfahrumgsmäßig Gift n> 
aber faft jede publiciftiiche Streitfrage auf Dielen Wegen zur Gerichtsentſcheidung bringen. 
wie namentlih durch die civil- und ftrafrechtliche ——— — der Beamten. T. 


*. 
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preußiichen Verordnungen über dieſe Competenz unterfcheiven fih von den franzöflichen 
und englischen nur dadurch, daß fie ſyſtematiſcher gefaßt find, und daß fie in allen Grenz⸗ 
pofitionen den Rechtsweg am woeiteften ausdehnen. Die Enticheivung der Gerichte über 
alle Privatrechtötitel im öffentlichen Recht ift dem engl. wie dem franz. R. fremd. Die 
polizeiliben Ordnungsſtrafen überweift das engl. R. in der Regel nicht den Gerichten, 
fondern der 3.3, Die ciwil= und ftrafrechtliche Berantwortlichkeit der Beamten iſt um 
engl. und im franz. R. viel enger geftellt als bei uns; eine Haftung des Staats für 
feine Beamten ift anderen Rechten unbelannt. Die Meinung, daß der moderne Staat 
die Competenz der Gerichte überhaupt beſchränkt habe, beruht nur darauf, daß Das Yehns- 
weſen eine Reihe äffentlicher Rechtsverhältniſſe zu privaten gemacht hat. Mit dem Ber- 
fall des Lehnsweſens hörten diefe Verhältniſſe auf prioatrechtliche zu fein und entſchwanden 
damit auch der Cognition der Gerichte. Kein Staat hat übrigend auf die ‘Dauer die 
Competenz rer ®erichte zu beichränten vermodt. Alle Berfuhe der Art aus Bequem 
lichkeitsrückſichten der Verwaltung haben in Deutſchland keinen Beftand gehabt. 

Wenn daher von Gerichten und Gerichtöverfahren über jene Grenzen hinaus die 
Rede ift, Jo handelt es fi nicht darum, einen alten Raub zu reftituiren, jondern um 
neue Schöpfungen, um Ürmeiterungen der Rechtſprechung, welche ebenjo neu 
find wie die Entmidelung der neueren Staatsgewalten ſelber. In Deutichland war nur 
der ZTerritorialftant befähigt zu der kräftigen Entwidelung der Milttär-, Gerichts-, Po— 
Igei=, Finanz und Kirchenhoheit, zu der das alternde Reich nicht mehr zu gelangen 
vermochte, In ftetigem Kampfe find diefe Gewalten ven verſchiedenen Intereffen und 
ſog. „Freiheiten“ der Stände abgewonnen. Sobald aber der neue Staatsgrundſatz fertig 
geworben und formulirt werden konnte, finden wir ihn auch in publicirten Landesgeſetzen 
wieder, an welche die Regierung fich felbft bindet. Das 18. Jahrh. gelangt namentlich 
in Preußen zu einem geleglichen Verwaltungsrecht von beveutendem Umfang und 
möglichfter Beftimmtheit, über defjen Anwendung aber die neugelchaffenen Behörben jelbft 
entiheiden. Man follte die Berechtigung dieſer Entwidelung endlich anertennen. Wie 
hätte der moderne Staat zu feiner Militär-, Finanz- und Polizeigewalt gelangen follen 
ander als im ftetem Conflict mit der Freiheit der Perſon und des Eigenthums? Was 
wäre aus dem Staat geworben, wenn der Untertban durch Klage bei Gericht ſich aller 
neuen Anfsrderungen des Staats hätte erwehren dürfen, welche dem Egoismus der Ge— 
ſellſchaft Schritt Für Schritt abzulämpfen waren? Beim Reichskammergericht gab es 
allerdings einen Rechtsweg für gewiſſe Streitfragen der Art, der jedoch nur Darauf berubte, 
daß Die landesherrliche Gewalt zu einem „eigenen“ Recht an Land und Leuten geworben war. 
Eine Yurisdietion von ſolchen GefichtSpuntten aus konnte aber zu feiner Entwidelung 
eines zeitgemäßen öffentlichen Rechts führen. Hätten die Gerichte öffentliches und Pris 
vatrecht in buntem Gemenge zurückbehalten, wie in Frankreich, wo die halbe Verwaltung 
in den Parlamenten blieb, die halbe Yuftiz Dagegen adminiſtrativ verwaltet wurde (mi- 
nistere public), jo wären die Gerichte daffelbe geworden, was die franzöftihen Parla⸗ 
mente waren: Bollwerke, um alle Laften des neuen Staats von den privilegirten Klafjen 
abzumälzgen. Immerhin war der Wiperftand der Privilegirten auch in Deutichland ſtark 
genug, um die Zerritorialregierungen zu nöthigen, dem neuen Verwaltungsrecht die feier 
lich bindende Form der Geſetze zu geben und für die Anwendung und Auslegung dieler 
Gelee ſchrittweiſe auch die Formen und die Garantien der Gerichtöverfaffung berzuftellen 
in allen Gebieten, in welchen die neuere Verwaltungsweiſe unmittelbar an die Perjon und 
das Vermögen ihre Anſprüche ftellt. 

benan in dem Beduͤrfniß einer Verwaltungsjurisdiction ſteht das  weitichichtige 
Gebiet der Polizer mit ihren unabjehbaren Beſchränkungen der Freiheit der Perjon 
und des Vermögens im Intereſſe des öffentlichen Wohle. Ein großer Theil des Polizei= 
rechts, aber doch nur ein ‘Theil deſſelben, ift als Thatbeſtand von einer Polizeiübertretung 
zu geftalten und damit unter die Competenz des Polizeirichteramt8 zu bringen. Für 
alle übrigen Fälle dagegen, alſo PBolizeiwerfügungen und Polizetrefolute, bedarf es einer 
juriedietio extraordinuria, ſchon wegen der Faſſung der Gefege, die diefen Theil des 
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Polizeirechts immer einem weiten Arbitrium überlaffen müflen, in welchen ſich die Aus- 
führung von der Entſcheidung über den Widerfprud dagegen, in weldem ſich die Thar- 
und die Rechtsfrage nicht trennen laffen. Dies Gebiet bildet überall das Hauptgebiet 
der Berwaltungsjurisdiction, deſſen Geftaltung alle übrigen Gebiete beſtimmt. 

Das zweite Gebiet bilden die Finanzgewalten des Staats, in weldem die 
birecten und indirecten Gerichtöcontrolen in der Hauptjache ausreichen. Die beutiche Ber 
fafiung Hat den Rechtsweg im Streit mit den Fiscus jederzeit gewährt, über 
Auslegung der Steuergefege in weitem Maße. Auch über die Verfaſſungsmäßig— 
feit der Steuern läßt jich der Rechtsweg in Yorm einer Rüdforderungsflage mit Yadı 
tigfeit gewähren. “Dagegen bedarf e8 befonderer Berwaltungsgerichte (Einſchätzungscom 
miffionen mit jurisdictionellem Charakter) für das Einfchägungsverfahren der direcuer 
Staatöftenern und Communalfteuern. 

Das dritte Gebiet bildet die Milttärverwaltung , die der Rechtſprechung beburi 
überall, wo fie unmittelbar mit Anforderungen an die Perfon oder das Vermögen auf: 
tritt, alſo in den Entſcheidungen über die Militärpflicht, Die Berechtigung zum emjährigen 
Dienft, die Einyuartirungs= und Vorſpannungspflicht. 

Das vierte Gebiet bildet das Verhältnig zwiſchen Kirche und Staat, dene 
Grenzſcheide nur durch Geſetz feftzuftellen ift. Wo dieſe gefegliche Grenze fireitig wirt, 
kann nicht die theologifche Interpretation, fondern nur die ſtaatliche Jurisdiction enticheiden. 

Das fünfte Gebiet bildet die Schule, fiir welche die Rechte des Staats und ver 
Gemeinde, der Kirche und des Hausvaters in Preußen mit beionverer Sorgfalt durd 
die Geſetzgebung feftgeftellt find. Im Tall des Streits bedarf e8 darüber der Katz: 
ſprechung; alle Berwirrungen diefer Frage find nur daraus entftanden, Daß ſeit zwi 
Jahrzehnten eine theologifcye Interpretation an ihre Stelle getreten ift. 

Ein beſonderes Gebiet, auf welches die deutſche Rechtsauffaſſung ein ſehr entihe- 
dendes Gewichts legt, ift da8 Berhältniß der Commune zum Staat. Die Sid 
ftändigfeit der Kreis-, Stadt- und Gemeindeverwaltung beruht darauf, daß Aber de 
ftreitigen ragen des Polizei, Steuer- und Schulrechts die V.J., aber nicht em ſeg 
Aufſichtsrecht entſcheidet; nicht Landräthe, Oberpräjiventen oder Minifter, ſondern Ber: 
waltungsgerichtShöfe. 

Dies iſt das Gebiet, auf dem die deutiche Rechtsauffaſſung von jeher die Guran: 
tieen einer NRechtfprechung verlangt hat, und zwar in früheren Menicenaltern mit mehr 
Ausdauer und beflerem Erfolge als heute. Die deutjche Weife iſt Dabei ſtets von eirer 
einfeitigen Standpunft ausgegangen, ben Standpunkt des Sch, welches fein Rat: 
und fein Eigen durch den Gerichtsſchutz auch gegen den Staat vertheidigen wil. Dat 
Beitreben ging alfo dahin, die privatrechtlichen Enclaven, d. 5. die gerichtliche Gntice- 
bung über bie Privatrechtötitel, weiter auszudehnen, die Polizei bei den Gerichten zu ver: 
Magen, womöglich den Rechtsweg über das ganze Gebiet des öffentlichen Rechts ausye 
dehnen. Es iſt dies derfelbe Grundzug, der einft im Feudalſtaat faft alles öfſentlich 
Recht in Brivgtrecht verwandelt Bat, und der in der heutigen Generation nicht weniger 
lebhaft als in den früheren waltet. Dies Streben, welches immer nur an ſich und ler 
Eigen dent, und das Sreisgericht gegen die Polizeiobrigfeit anrufen will, iſt dieſelbe 
Grundrichtung, welche die Entwidelung des Staat den Deutichen jo fchwer gemacht um 
den überwuchernden Particularismus in ihr Staatsleben eingeführt hat. Zu einer Mr 
risbietion über das öffentliche Recht iſt auf dieſem Wege niemals zu gelangen. Hum 
berttaufende von Verwaltungsbeichwerden aus ven früheren Perioden unferer Wominiftr- 
tion, taufende von landſtändiſchen gravamina, zahlreiche Kammercommiſſionen der beu: 
— Zeit geben den übereinſtimmenden Beweis von der Unfruchtbarkeit dieſer De 

ebungen. 

Es ift innerlih unmöglich, die Jurisdietion über das öffentliche Recht 
nad den Grundfägen und Tormen des Cioilprocefied zu behandeln, Beides auf cz 
Linie zu ftellen, und das contentiöfe Polizeirecht als einen bloßen Collifionsfall zwiſchen Pre: 
vatrecht und öffentlichem Recht zu bebandeln. 
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Der Gegenftand des Etreited in Verwaltungsſachen Tiegt in der Beranlaffung und 
in dem Maß des obrigkeitlihen Zwanges, welche die Geſetzgebung immer einem Ermeſſen 
nach concreten Umftänden überlaffen muß. Die Frage, ob eine Wege= oder Brüdenrepa- 
ratur nothwendig, — ob eine Erweiterung oder Verlegung eines Weges eintreten fol, — 
ob eine Wohnungs- oder Kelleranlage für gefundheitsgefährlich zu erachten, — ob ein 
Armer der Unterftügung bedarf, — ob Art und Maß der Unterftügung richtig, — ob 
eine Entfchuldigung vom Schulzwang zu geftatten, — ob eine justa causa zur Ableh— 
nung eines Gemeindeamts ald vorhanden anzunehmen, — die Berechtigung zum ein- 
jährigen Freiwilligendienft, — das Maß der Borfpann» und Einquartirungspflict, — 
diefe und die Reihe analoger Fragen beruht auf einer untrennbaren Berbindun, von 
question of law und question of fact, melde nicht Gegenftand juriftifcher Logik, ſon⸗ 
dern empirifch gleicher Maßbeftimmung im Kreife der Verwaltung felhft ift. 

Die Imittative dazu kann nur von den wohlverftandenen Beruf der Staatsregie- 
rung felbft ausgehen; denn alle Verwaltungsjurisdiction beruht auf dem Grundſatz, daß 
die Staatdgewalt um ihrer jelbft willen eine gefegmäßige, unparteiiiche Handhabung des 
Verwaltungsrechts will. Sie beruht auf einer praesumtio juris et de jure, daß die 
höchfte Gewalt im Staat jederzeit Recht ertheilen will, follte auch etwa der Landesherr 
aus Irrthum ungejegmäßige Befehle gegeben haben. Site formirt ſich daher (in Deutſch- 
land wie in England) dahin, daß die Bermaltungsftellen neben ihren executiven Functionen 
zugleich vichterliche Yunctionen übernehmen und den Parteien durch die verantwortliche 
Stellung der Beamten, deren Ständigfeit, Collegialität und contradictorifhe Verhandlung 
die Garantieen des Gerichtönerfahrend darbieten. Es Liegt im Weſen des Staats, daß 
dieſel be Geftaltung, welche dem Staat zur gleichmäßigen, ficheren Durchführung feiner 
Gelege dient, eo ipso auch dem Einzelnen die wirkſame Garantie gegen willfürliche oder 
parteimäßige Handhabung der Aıntögewalten gewährt. Sie geftaltet ſich daher zwar nad) 
den Syſtem der Gerichtsverfaſſung; die Ameifettigfeit ihres Zweckes bevingt aber andere 
Behörden, Inftanzen und Brocedurformen, als die ordentlichen Civilgerichte. 

Mit bemwußter Energie Hat einft die preußifhe Staatsbildung in diefer 
Weile die Rechtöcontrollen in die Verwaltung geführt und den Verwaltungsbehörden den 
Organismus der Gerichte gegeben. Aus Kanzler und Räthen formirte ſich ein collegia= 
liſcher „Geheimer Staatsrath”, in welchem die jehr zahlreichen Ministres d’Etat nur 
Staatsräthe für die Hauptdecernate waren, in denen das Contentieux mie in dem fran⸗ 
zöſiſchen Conseil d’Etat collegialifh durch ftändige Lebenslängliche Beamte entfchieden 
wurde, gewiß nicht fchlechter, als in dem franzöftichen Conseil d’Etat. In der Mittel- 
inftanz wurden die Kriegs- und Domainenbeamten ebenfo zahlreich und ftändig befegt, 
wie die damaligen Regierungen, ſpäter ſog. Oberlandeögerichte. In erfter Inftanz bot 
das ftändige Landrathsamt zwar nur die Stellung des Einzelrichter8 dar, aber ficherlich 
nicht fchlechter belegt, als die vielen Tauſend Orts- und PBatrimontalgerichte jener Zeit. 
Das Verfahren der Berwaltungsbehörden war jederzeit dem ſummariſchen Berfahren ber 
Gerichte nachgebilvet, allerdings vein Ichriftlich, aber darum nicht fchlechter, als Das der 
Gerichte. Die ftändige, Tebenslänglihe Stellung der Beamten unterfchted fid) Durch juri⸗ 
ftiiche Vorbildung, durch einen Geift der Pflichttreue, durch Collegialität und durch das 
geſellſchaftliche Anſehen in keiner Weile zu feinem Nachtheil von den Gerichten. 

Es war dies ein ehrenhafter, zuverläfliger Organismus der Verwaltungsjurisdiction, 
der unfern Zeitgenoſſen faum noch in der Erinnerung fteht, weil er zur einen Hälfte in 
der Stein=Harbenberg’fchen Zeit, zur anderen Hälfte gleichzeitig mit der Entftehung der 
confätutionellen Verfaſſungen abgebrochen worden ift. Die Stein = Harbenberg’iche Reform 
war nothwendig geworben durch die Schwerfälligleit der Maſchinerie, durch ihren Wider- 
ſpruch mit der Neugeftaltung der Gejellihaft, durch die Einjeitigfeit des Beamtenſtaats 
überhaupt. Dean lefe darüber die Denkfchriften des Freiherrn von Stein. Mit Kafftrung 
des viellöpfigen Geheimen Staatsraths vereinfacht ſich die Centralverwaltung zu fünf 
Mimfterftantöfecretären in rein bureaukratiichem Organismus. Erſt in dieſer Yormation 
wurben bie tiefeinichneidenden Reformen möglich, welche erft die heutige Generation in 
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ihrer vollen Bedeutung würdigt. Die neuen Miniſter ın Preußen behielten aber de 
‚Gewalt der Reglementd und die Enticheidung ber contentiöjen Berwaltungsfragen, die 
jeder Miniſter zu feinem Departement als ein Stick der Attributivjuſtiz zog 

Um ben Preis der zeitgemäßen Umbilbung des Berwaltungsrechtd war bier bereit 
bie eine Hälfte der Garantieen der Verwaltungsjurispiction abgebrochen. Das Uehrz 
gebliebene verlor aber feinen Halt mit der Einführung ber conftituttonellen Staatste 
faffungen. Inden die Vollörepräientation die Interefien und die Parteien der Sefellider 
unmittelbar in die Staatögewalt einführt, erhält die Regierung des Staats mmabweiebe 
eine parteimäßige Nichtung , die ſich vom Gebiet ver Gefeßgebung in die Auslegung ur 
Handhabung des beftehenden Verwaltungsrechts eritredt. Das Borbild der franzüfii 
belgiſchen Verfaſſungen bat dieſen parteimäßigen Charakter jogar zu einem „conſturtie 
nellen” Dogma erhoben und führt dahin, den Verwaltungsbehörden in allen Stufen de 
zur Verwaltungsrechtſprechung nothmendige Stellung zu entziehen. Bon unten berar 
‘“ werben die Yandräthe, NRegierungspräfidenten und Miniſterialdirectoren als entlakber. 
Beamte zur Dispofition der zeitigen Mintfter geftell. Das preufifche Obertribunal tu: 
fogar die Webereinftimmung der Richter und der Rechtsanwälte mit dem zeitigen Min: 
ſterſyſtem als einen Grundſatz der Dienſtpragmatik geltend gemacht! Es entfteht nun da 
Widerſinn, daß derſelbe Deinifterratb und Departementöminifter, welcher ald Träger art 
politiſchen Parteiprogramms betrachtet wird, endgültig über Die ftreitige Auslegung ði 
Landesgefege und der Landesverfaflung enticheiden ſoll, bie zur geſetzmäßigen Schrert 
der Deinifterverwaltung beftimmt find. Dies angeblih conftitutionelle Syſtem hat tm 
die Staatsanwaltichaft und Aenderungen in der inneren Organifation der Gerichte ſegn 
auch die Handhabung der Strafuftiz und die indirerte Gerichtscontrole der zeitigen M 
nifterverwaltung . untergeorbnet , jeden Halt des öffentlichen Rechts aufgeläft, und ve 
Staatöverfaflung jelbft zu einem precarium gemacht. 

Hier iſt der Punkt, an welchem unmittelbar und fofort geholfen werben muß tum 
Einfegung eines oberften Berwaltungsgerihtshofs an Stelle der höchſten ma: 
teriellen Beichwerbeinftang bei den Departementsminiften. Es war längft notlment; 
im conftitutionellen Staate die rechtöverftändigen decretirenden Beamten von ber Timur 
verfaflung der Miniſterien abzulöfen, collegialifch ‚zu formiren und dem Minifterratt 
nebenzuorbnen. Man kann einige Mitglieder des höchſten Gerichtshofes hinzufügen 
wie dies in analogen Yormationen geichehen iſt. Aber die Verwaltungsgerichtsbau 
läßt ſich aud in höchſter Inſtanz nicht von der Executive abftract ablöfen. Das ale: 
Entſcheidende ift die ſtändige collegialiiche Formation, die von der zeitigen Minifterisler: 
waltung ımabhängige Lebenslänglihe Stellung, die mündliche contradietortfche Verbin: 
lung, — furz, die richterliche Formation, Das richterlihe Berfahren, die Angabe da 
Entſcheidungsgründe und der Berwaltungsgerichtshof dritter Inftanz ift fertig. 

Einen dauernden -Halt gewinnt aber die Berwaltungsjurisdiction erft durch die Fr 
derberftellung einer zuverläffigen erften und zweiten Inftanz; Denn wie in der Yultzer: 
waltung tft die Geftaltung der Localinftanzen die für das tägliche Leben eigentlih m: 


ſcheidende. Die Schwierigkeit diefer Yormation Liegt in dem fcheinbar unlädbee 


Widerſpruch zwifchen der nothwendigen Einheit des Staatswillens und ber nothmat | 
Unabhängigfeit ‚ver Rechtiprehung. Alle vollziehende Gewalt vermag den Stantemie 


nur mit entlaßbaren Beamten auszuführen. Ale Verwaltungsfjurisdiction ift aber 7 
trennbar von der Ausführung. Jede conftitutionelle Verwaltung ift ihrem Weſen mi 
Parteiverwaltung, und beanfprucht die Subordination aller örtlichen Organe. Dis & 
dürfniß der Heutigen Verwaltung verlangt mehr noch ald vie ältere die bemgbhr: 
Handhabung durch Einzelbeumte. Der entlaßbare Einzelbeamte fann in dieſer Stelm; 
wiederum nicht Der unparteiiſche Richter über ftreitige Fragen des Verwaltungsrahts 7 
jollen. Dieſe owiderſprechenden Anforderungen erzeugen den -zweideutigen Charakter de 
conftitutionellen Beamtenthums, welches auf dem Sontinent wie in den nordamerilanht 
Freiſtaaten nur mit ber Corruption bes Beamtenthums enden kann, in jener zweien! 
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Stellung eines Dieners wechſelnder Parteiverwaltungen mit dem falſchen Scheine einer 
unparteiiſchen Magiftratur. 

Es gibt nur eine Löſung für das Problem, dem entlapbaren Berwaltungsbeanten 
bie Unabhängigkeit des Nichteramtes und mehr als das wiederzugeben: dieſe Löſung 
iſt Das obrigfeitliche Ehrenamt, welches die beſitzenden Klaſſen und Mittelftände ebenfo 
in den Dienſt der Nechtiprechung des Staates hineinzieht, wie dieſelben Klaffen zur Bil- 
dung des gejeßgebenven Körpers berufen werden. Dies ift die wirkliche Bedeutung des 
an England fo viel bewunderten, und doch fo wenig verftandenen Selfgovernment. Mit- 
telft des Ehrenamts, in ferner unmittelbaren Ueberorbnung über die executiven Poltzei- 
beamten, ftellt fich ſchon in eriter Inftanz ein Verwaltungsdecernat ber, welches die ftrei- 
tigen Tragen contradictoxiih in den Formen des ſummariſchen Gerichtöverfahrens zu 
verhandeln im Stande ift. Dies geielichaftlich unabhängige Beamtenthum, fir welches nad) 
ben Erfahrungen jedes Menſchenalters eine parteimäßıge Ernennung und Entlaffung 
unmöglich ift, orbnet ſich dann dem Berufsbeamtentbum zur Seite, gibt ihm aud im 
eonftitutionell verwalteten Staat den gejelihaftlihen Halt wieder, und bilvet das Gegen- 
gericht für alle Fragen, welche eine conftitutionelle Präfectenverwaltung unabänderlich zu 
Rartei= und Wahlbeeinfluffungsfragen macht. Tür Conceffionsertbeilungen, Confenfe, Be⸗ 
ſtätigungsfragen und alle übrigen Gebiete, in melden der Unfug der conftitutionellen 
Parterverwaltung auf dem Continent unmittelbar bevoortritt, bildet das Selfgovernment 
ein collegialiſches Decernat ſchon in eriter Inftanz, ohne für die laufende Verwaltung 
die Vorzüge des Einzelbeamtenthums aufzuheben. 

Aus dem Selfgovernment bildet fi Dann auch Die Mittelinftanz der Verwaltungs⸗ 
jurisdiction durch ein collegialiſches Zuſammenwirken der Organe der Localverwaltung, 
bie erft von unten herauf im Ehrenamt praktiſch gebildet werben müſſen, ehe jie einen 
wirkſamen Einfluß neben dem berufsmäßigen Beamtenthbum gewinnen können. Yür 
Deutfchland wird e8 an diefer Stelle noch lange gemiſchter Behörden unter Mitwirkung 
des Beruföbenmtenthbums bevürfen. Nach Bollendung diefer Formation für die ftreitigen 
Verwaltungsfragen werden aber die beftehenden Negierungscollegien zu bloßen Executio- 
behörden in einfacher Bitreauorganifation werden fünnen. Durch die Abtrennung ber 
contenttöfen Fragen für collegialiſche, durch das Ehrenamt verjtärkte Behörden entftebt 
dann auch in der Meittelinftanz die von ber Miniſterverwaltung unabhängige Recht— 
Iprechung, ohne die Kraft der Executive zu gefährven. 

Den Abſchluß bildet ſodann der oben bezeichnete Verwaltungsgerichtshof als oberfte 
Beichwerbeinftang an Stelle der Miniſterialreſeripte. Die Miniftergewalten werden Damit 
zurüdgeführt auf ihre normale Zuftändigfeit: die Initiative ver Geſetzgebung, die verant- 
wortlihe Yeitung der nichtftreitigen Executive, das Anftellungs= und das Etatsweſen. 

Durch die Berwaltungsgerichtöbarkeit, in ſtetigem Ineinandergreifen mit der Gerichts⸗ 
competenz, ergibt fich dann auch die Verwirklichung ber bisher nur theoretiſchen Grund⸗ 
rechte Für die Verantwortlichleit der Beamten kehrt mit einer veränderten Stellung ber 
Staatdanwaltihaft der ungehemmte Lauf der Yuftiz zurüd, für die Miniſter ſelbſt eine 
ergänzende rechtliche Verantwortlichleit. Für die Verfafiungsartifel tritt an die Stelle 
der Interpretation die Juriödiction. 

Nur Eines iſt daber noch im Nüdftand: die Competenzconflicte zwiſchen den Ges 
rihten, der Verwaltung und den Berwaltungsgerichten. Die Entſcheidung Darüber ges 
bührt im Rechtsſtaat mit fertigem Verwaltungsrecht offenbar dem oberften Gerichtshof 
des Landes (Reichs), als dem oberiten Regulator aller verfaſſungsmäßigen Competenzen. 

. Kit: Kür die englifde Berwwaltungegerichtöbarteit‘ R. Oneift, Das Selfgovernment und 
bie Berwaltungsgerichte in England, 3. Aufl. Berl. 1871. Für Sranfreih: Dareste, La 
Justice administrative en France, Par. 1862. (Die franzöſiſche justice administrative ift 
bier übergangen, da fie überhaupt nicht den Charakter der Jurisdiction Über öffgıtliches Hecht, 
fondern nur den Charakter eines collegialiihen Verwaltungsbecernat® über einzelne, Überwiegend 
privatrechtlihe Fragen bat). Ueber die Neubildung in Preußen vgl. Gneiſt, Die preußifche 
Kreisorbnumg, 1870. Gneiſt. 
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Berwandtichaft (cognatio) im weiteren Sinne nennt man das gepenfeitix Kr 
hältnı von Perſonen, welche durch Blutsgemeinſchaft oder derſelben gletchgeftellte jur 
Thatſachen mit einander verbunden find. 

I. Arten der Berwandtichaft. | 

1) Die natürliche oder Blutsverwandtichaft, B. im engeren Stme (mr 
natio naturalis, beruht Auf der Gemeinfchaft des Blutes. BlutEvermandte oder x 
naten find daher ſolche Perſonen, melde durch Zeugung oder Geburt entmeber von ir 
ander oder von berjelben dritten Berfon abflanımen. Diejenigen, von melden ku 
abflammt, find feine Afcendenten (ascendentes), mie die Eltern, Großeltern, Urt 
eltern ; diejenigen, welche von Einem abftanımen, find deſſen Deſcendenten (descendeite . 
wie die Kinder, Enkel, Urenkel. Aſcendenten und Dejcendenten, bie and (fo 5.8. 
preuß. R.) Eltern und Kinder (parentes und liberi) im weiteren Sinne genamt w- 
den, bilden die B. in der geraden Yinie (linea recta), bei welcher weiter die aufflmen: 
und abfteigende Linie (lines superior, ascendens und inferior, descendens) mtr. 
den werben. Diejenigen, welche von demſelben Dritten abftammen, heißen Sarm: 
wandte oder Collateralen (collaterales), wie Geſchwiſter, Gefchwifterfinder, Oben = 
Neffe. Dieſe bilden die V. in der Eeitenlinie (linea collateralis, obliqua odet mr 
versa), weldye wiederum eine vwollbürtige oder balbbürtige fein kann. Vollbürtige ıx 
leibliche Gefchwifter (fratres, sorores ex utroque parente conjuncti, nadı mer 
Sprachgebrauch germani) find durch Zeugung und Geburt mit einander vermaumn, 
dem fie beide Eltern gemeinſam haben; halbbürtige oder Gtiefgeichwifter (ex un: w 
rente conjuncti) entweder blos durch Yeugung, indem fie von demſelben Bater «= 
sanguinei) oder blos durch Geburt, indem fie von derſelben Mutter (uterini) abſtarma 
Die dem gemeinfamen Stammvater näheren Seitenvenwandten ftehen zu den entfernm:e 
Verhältniß des jog. respectus parentelae (parentum loco habentur $. 5 Inst. 1, 10.- 
In der Regel wird die natürliche B. durch eine gefegmäßige Ehe vermittelt und iz 
als eheliche oder geletliche (cognatio legitima sive legalis) bezeichnet, im Gegenſoß = 
außerehelihen oder ungefetlichen (cognatio illegitima), die indeß durch Pegitimanen ! 
d. Art.) jener gleichgeftellt werden fan ($$. 12. 13 Inst. 1, 105 C. 5, 27; Nov. 89,- 
Die Blutsverwandtſchaft Tann ferner eine einfache oder mehrfache fein (cogmatio sinpis 
und duplex), je nachdem Jemand burd eines der Eltern ober durch beide mi re 
dritten Perfon verwandt ift, wie 3. B. in der geraden Linie das Kind von Geſcher 
findern mit feinem Urgroßoater, in der Seitenlinie Kinder von zwei Brüdern, die Fi 
Schweſtern gebeiratbet haben, mit einander doppelt verbunden find. (Andere dk 
mehrfachen ®. 'ſ. 1. 10. 8. 14. D. 38, 10. Hugo, Civil. Magazin IV, ih 
Fritz in Linde's Zeitſchr. XV, 2). 

Ueber die Blutsverwandtſchaft nach deutſchem R. ſ. ven Art. Parentelenorvum 

2) Die Agnation (agnatio sive cognatio cıvilis) des röm. R. auf weli!z 
Familien= und Erbrecht vor Juſtinian erbaut war, hat fehon im Juſtin. R. ihr ke 
deutung faft ganz verloren und lebt bei und nur noch in der Adoption fort (v. Eid 
bolg, Äbhandl. S. 96—105. Windfheid, Lehrb. II. 8. 524 Note 6). Ext 
ruht auf der Gemeinfchaft der väterlichen Gewalt. Agnaten nennt man Min 
„welche unter derſelben väterlichen Gewalt ftehen oder ftehen wären, wenn der ge 
ſchaftliche Stammvater noch Iebte”. Dahin gehören Söhne und Züchter, Entd = 
Enkelinnen u. |. w. veflelben Yamiltenhauptes, die nicht sui juris jind; Die v = 
jedoch nur als Endpunkte des agnatifchen Stammbaumes, indem dieſe die Agnatın # 
ihre Defcendenz zu übertragen nicht fähig find. Begründet wird demnach die Agrack 
nur durch Zeugung, nicht auch durch Geburt; mit ganz gleicher Wirkung aber and I 
die Annahme an Kindesftatt, die Adoption (ſ. d. Art... In beiden Fällen konnte wit 
die väterliche Gewalt durch capitis deminutio, wie 3. B. bei der Emoncipatien, mit 
aufgehoben werden. — Die Agnation des deutſchen R. unterfcheidet fich von der rem“ 
dadurch, daß fie vollftändig auf Männer beſchränkt if. Ueber das Nähere ſ. den I 
Parentelenordnung. 
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3) Die fhon dem rim. R. (1. 26. i. f. C. 5, 4) betannte, befonders aber von 
dem can. R. ausgebildete geiftlihe Berwandtichaft (cognatio.spiritualis), welche 
durch Pathenſchaft bei der Taufe begründet wurde, ift nur für das Tatholifche Kirchen⸗ 
recht als Ehehinderniß von Bedeutung. 

y 4) Ueber die aus Ehe und B. zufammengefegte Shwägerichaft |. den At. 
Affinität. 

II. Sür die Berehnung des verwandtichaftlichen Verhältnifſes, Des Grades 
der Berwandtichaft, zwiſchen zwei Perſonen gibt e8 verfchtedene Arten der Zählung: 

1) Die römiſche (computatio eivilis), 2) die canonifche (computatio cano- 
niea) und 3) die irrthümlicher Weife oft mit der canonifchen identificirte deutſche (com- 
putatio Germanica). Ueber die letztere |. den Art. Parentelenorvnung. Das röm. R. be 
ftimmt die Nähe des Verwandtſchaftsgrades durchweg, ſowohl in der geraden, wie in der 
Seitenlinie, nach der Anzahl der Zeugungen oder Geburten, welche zwiſchen ben betreffen- 
den Perjomen liegen (tot sunt gradus quot sunt generationes). Bei geradliniger 2. 
wird Daher non dem gegebenen Dejcendenten bis zum gegebenen Ajcendenten hinauf ge- 
zählt, bei der Seiterwerwandtichaft dagegen von dem Einen aufwärts bis zum nächſten 
gemeinfamen Stammpvater und von dieſem abwärts bis zu dem andern. So find die 
Kinder mit den Eltern im erften, mit den Großeltern im zweiten, Geſchwiſter mit ein- 
ander im zweiten, mit den Geſchwiſtern ihrer Eltern im dritten Grabe verwandt. Das 
can. R. zählt nicht nach Zeugungen, jondern nadı Generationen (C. 35. qu. 5. e. 9. 
X. 4, 12), doch führt dieſes Princip der Zählung nur bet der Seitenverwandtichaft zu 
einem verſchiedenen Reſultate. Hier wird nämlich Die Anzahl der Zeugungen blos auf 
der einen, und zwar bei ungleichen auf der längeren, Linte bis zum nächſten gemeinfamen 
Alcendenten gezählt. Nah can. R. find fomit Geſchwiſter im erften, Onkel und Neffe 
um zweiten Grade mit einander verwandt. 

II. Beweis der Berwandtichaft. Die Thatfachen, auf welchen die V. be- 
ruht, find Zeugung und Geburt. Während die Geburt von einer Mutter durch Zeugen 
leicht feftgeftellt werden Tann, iſt der Beweis der Baterfchaft, d. 5. der Zeugung von einem 
Dianne, unmöglid. Dieſer Ungewißheit bat ſchon das röm. R. für den Fall einer gil- 
tigen Ehe durch die Rechtsvermuthung abgeholfen, daß der Ehemann der Mutter des 
Kındes als Vater deſſelben gelten folle (pater est quem nuptiae demonstrant, 1. 5. 
D. 2, 4). Dieſe Bermuthung ift aber nad) der herrſchenden Meinung nur dann zu= 
läfjig, werm das Kind früheftens 182 Tage nach geichloflener ober Tpäteftens 10 Monate 
nach aufgelöfter Ehe geboren worben (1. 3. 88. 11. 12. D. 38, 16). Sind diefe Gren⸗ 
zen nicht innegehalten, Jo ſtreitet eine praesumtio juris et de jure dafür, daß das Kind 
von dem Ehemann als ſolchem nicht erzeugt ſei. Wenn indeß die obige Vermuthung 
auch begrümdet ift, fo ift dennoch der Beweis des Gegentheild nicht ausgefchloffen. Diefer 
muß aber ftet8 auf Die Unmöglichkeit der Erzeugung durch den Ehemann gerichtet werben. 
Es genügt nicht fchon der Nachweis, daß die Ehefrau mit einem andern Manne wäh- 
rend der Ehe geichlechtlichen Umgang gepflogen babe (1. 11.8. 1. D. 48,5; 1.29. 8.1. 
D. 22, 3; 1. 6. D. 1, 6). Ebenſowenig Tann nad) der in der Praxis vorherrſchenden 
Meinung (Seuff. Arch. I, 161; V, 175; VIII, 229; IX, 124) der Gegenbeweis 
vider Die ehelihe Erzeugung durch Schlußfolgerung aus der Reife des Kindes erbracht 
verden. — Da auferebeliche Kinder die Vaterichaft nachzuweiſen nicht im Stande find, 
o haben fie nad röm. R. zwar eine Mutter und mütterliche Verwandte, aber entbehren 
:echtlich des Vaters und der väterlichen Berwandtichaft (8. 12. Inst. 1, 10); nad canoniſchem 
ec. 5. X. 4, 5) und Darauf gegründetem deutſchen Gewohnheitsrecht ift jenoch der Er⸗ 
euger zur Alimentation feiner unehelichen Kinder verpflichtet. Die V. aus putativer Ehe 
tebt nach can. R. (c. 2 8. 14. 15. X. 4, 17) der ehelichen gleich. 

IV. Die Wirkungen der Verwandtſchaft erſtrecken fi durch alle Theile 
es Rechts, insbeſondere beruht auf derſelben das Verhältniß von Eltern und Kindern, 
ne Ehehinderniſſe, dad Recht und die Pflicht zur Uebernahme der Bormundichaft, die 
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Erbfolgeordnung, der Retract, das Familienfideicommiß, die Alimentationspfliet,— 
worüber bie betreffenden Artikel nachzuſehen find. | 

Dnellen: Inst. II, 6 de gradibus cognationis; I, 15 de legit. agnat tuten 
III, 2 de legit. agnat. succ.; D. XXXVIII, 10 de gradibus etc. 

Lit.: Släd, Tommentar XXIII. 88. 1209 ff.; Klenze, Die Cognaten u. Afne, z 
ber Ztſchr. f. geſch. RW. VI, 1; Windſcheid 1. $. 56, au. b. R. Baum 

Berweigerung der Juſtiz (denegatio iustitiae), d. h. die Weigenng de 
“ Richters, in einem gegebenen Fall die Juſtiz zu verwalten, bez. auf einen gegeben &: 
trag zu verfügen, während in der Zurückweiſung eines folden Durch einfaches Zur 
möge dieſes auch Lediglich aus formellen Gründen ergangen over auch vollfommm uk 
gründet fein, nie eine folde, vielmehr nur eine mit dem ftatthaften Rechtömitiel, rer 
der Beſchwerde anfechtbare Handhabung der Yuftiz liegt. Einzelne rechnen freilih us 
dieſen legteren Fall, aber mit Unrecht, hierher. Schon nach dem fpäteren rom. R. m 
auf Beſchwerde der Partei gegen den Richter mit Befehlen und Strafen ſeitens des Lie: 
richters, bez. des Kaiſers, vorgegangen und nad can. R. durfte der geiftliche Richen: 
einem ſolchen Falle die Klage annehmen. Nach german. R. konnte Das höhere, num: 
lich das Königsgericht eintreten, und im beutichen Reiche waren ſowohl das Nakkr: 
mergericht (ſelbſt für diejenigen Länder, melde, mie 3. B. die Kurfürſtenthümer, prr- 
legia de non evocando bejaßen), wie auch die kaiſerlichen Hof- und Landgendte : 
- Annahme derartiger Beſchwerden (querelae de denegata iustitia) competent, in’ 
mit Mandaten oder Promotorialreiceripten (literae promotoriales) gegen die berremz- 
jäumigen Untergerichte vorgehen oder nöthigenfalls die Sachen jelbft wor fich ziehen (ararz 
konnten. Auch die Wiener Schlußacte v. 3. 1815 U. 29, die Verfaflung des Nd. Bunt. 
und die Berfaffung des deutichen Reichs U. 77 haben die Bundesverfammlung, bez. dan tor 
beörath für commpetent erflärt, über ſolche Beſchwerden zu befinden, fofern in dem betraien: 
Lande auf geſetzlichem Wege Abhülfe vergebens gejucht iſt, und eventuell die gerichtliche Hühet 
der betreffenden Bundesregierung zu bewirken. Dieſe Beftimmung fest atto voraus, daß © 
weder die letztere ſelbſt die Juſtizverweigerung durch ungeſetzlichen Druck auf die Em- 
veranlaßt hat, mas freilich Durch einzelne Verfaſſungen, fo die bairiſche, ausorüdlt I 
ımftatthaft erklärt ift, oder die particularrechtlichen Mittel zur Befeitigung der Beier. 
erihöpft find. Dieſe find diefelben, welche ſchon zur Zeit des deutichen Reichs angms 
bet worden, aljo disciplinariiche Ahnung der ftraffälligen Richter durch die ungen 
Behörden, Mandate zum Einfchreiten gegen diefelben und ſchlimmſtenfalls Aooatier 
Sache durch den Oberrichter, refp. Beftellung eines anderen gleichftufigen Gerichtes = 
benfelben (letzteres in Preußen, |. Gel. v. 26. April X. 5, im Uebrigen vgl den Ir 
Gerichtsſtand). 

Lit.: Münſcher, Ueber die Beſchwerde wegen verweigerter Juſtiz im der Zeitſht 1. I 
und Geſetzgebung in Kurheſſen H. S. 215 Zoͤpfl, Grunbfäte bes beutfchen Staaterts® 
5. Aufl. 1, 390 fi; Seuffert, Archiv für Entf. ber oberfien Gerichte. Bd. 2. Ir. t 
Bd. 5. Nr. 85. 2. Hinfaint. 

Berweiß, als Strafmittel zu der Klaſſe der jog. beſchämenden Strafen gerede 
findet vorzugsmerfe feine Anwendung im Disciplinarverfahren gegen Beamte. In FH 
drüdt er disciplinariſch einen ftärferen Grad der Mißbilligung aus, als vie arzt 
„Verwarnung“, weldye unter den Disciplinarftrafen den niedrigften Rang eimimm. »- 
allgemeinen Strafrecht galt der V. als gelinvefte Strafe, melde der Richter -- 
fonnte. Neuere Particulargefege in Deutfchland Tannten „ſchriftlichen“ und m 
lichen B., einfachen oder (durch Zuzichung der Beteiligten als Zeugen) gefhärften. 1 
bie Zwedmäßigfeit des V. herrſcht Streit. Da feine deprimivende Wirkung auf it e 
gefühl vorzugsweiſe von der Individualität des Thäters abhängt, empfiehlt er NE = 
in alternativer Androhung neben anderen geringeren Strafübeln. Das Deutſche Su" 
(8. 57) geftattet V. in beſonders leichten Straffüllen jugendlicher Perſonen = 
18 Jahren). " 

Lit.: Kapfer in der Algen. Deutihen Str.R.Ztg. 1371 Heft 3. 
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Berweilungsurtheil (Arr&t de renvoi) ift im Sinne des franz. R., woher 
Name und Sache ftammen, das Erfenntniß der Anflagefammer des Appellhofes, welches 
eine beſtimmte Perfon unter der Anklage eines beſtimmten Verbrechens zur Verhandlung 
vor das Schwurgericht weil. (Im weiteren Sinne mag das Wort auch auf Beichlüfie 
anderer Richtercollegien, ja felbft auf Verfügungen eines Einzelrichter8 angewendet werben, 
welche für eine beftimmte Straffache die Hauptverhanplung anordnen.) 

Aufgabe des V. ift: 1) Abſchluß des Vorverfahrens; 2) juriftiiche Formulirung 
feiner Ergebniffe, 3) Regelung der Competenz für das weitere Berfahren. 

1) Durch das Verweiſungserkenntniß tritt die Sache definitiv aus dem Stadium der 
Borunterfuhung; nur in außerorbentlichen Fällen kann fie thatſächlich durch die Zwiſchen⸗ 
unterfuhung, und jelbft formell durch Ruckweiſung aus der Hauptverhandlung in dieſes 
Stadium zurüdgelangen. Das Verweiſungserkenntniß bedt ferner mit feiner Rechtskraft 
die etwa in der Vorunterſuchung vorgefallenen Nichtigkeiten, wenn glei darum nicht zu⸗ 
läſſig jem follte, daß die nichtigen Acte in der Hauptverhanblung reproducirt werben. 

2) Das B. ſpricht aus, daß der Angeflagte einer gewiſſen ftrafbaren Handlung in 
einem Grade verdächtig erſcheine, welcher es rechtfertigt und nothwendig macht, Daß 
die Beichuldigung einer genauen und enticheivenden Prüfung unterworfen werde. Die 
Thatſache, welche den Gegenftanb der Anklage bildet, ſoll das V. zunächſt deutlich dar- 
legen und individuell charakterifiren; es foll ferner die juriſtiſche Qualification, welche 
berjelben beizulegen ift, deutlich und beftimmt bezeichnen. — Dieſer Ausſpruch iſt, in 
Rechtskraft erwachen, bindend für die Staatsanwaltichaft, welche verpflichtet ift, die An= 
klage bet Beginn der Hauptverhaudlung in dem ihr damit vorgezeichneten Sinne zu er- 
heben; er ıft infofern bindend für das Gericht, als er den Gegenftand des Beweisver- 
fahrens, das näher zu prüfende Factum, bezeichnet, und (nach franzöſiſcher, auch in 
Deutſchland überwiegender Auffafiung) als die an die Geſchwornen zu richtende Haupt- 
frage mit der Anflageformel des Verweiſungserkenntniſſes übereinftimmen muß. Dagegen 
muß es dem Gericht und den Gelchwomen unbenommen bleiben, bei näherer Würdigung 
des Sachverhaltes das incriminirte Factum unter den Geſichtspunkt eined anderen De— 
lictes ſofort zu bringen, nöthigenfalls hierfür weitere Veranlaſſung zu treffen; nad) rich⸗ 
iger Anſicht iſt ſelbſt, wenn die Thatſachen in der Hauptverhandlung den Vorausſetzungen 
des Verweiſungserkenntniſſes ganz entſprechend gefunden werden, ein Abgehen von der in 
enem enthaltenen rechtlichen Beurtheilung ganz zuläſſig. 

3) Das rechtskräftige Verweifungserkenntniß entſcheidet definttio über Die örtliche und 
achliche Competenz des darin zur Entſcheidung berufenen Gerichtes. Da, wo die Ber: 
egung in Anflageftand nicht ganz conform dem franz. R. geregelt, namentlih den 
Angeklagten fein Rechtsmittel dagegen eingeräumt ift, kann allerdings auch dieſer Grund⸗ 
ag nicht feftgehalten werben. Verweiſt das Erkenntniß Die Sache an ein Gericht un: 
erfter oder mittlerer Ordnung, fo ift nicht ansgeichloffen, daß dieſes ſich incompetent 
rklärt, wenn ed erachtet, daß der Straffall bei richtiger Auffaffung die Grenzen feiner 
Strafbefugnig überjchreite. 

Lit: Planck, Syftem. — S. 298 -310. Schwarze, Comment. 3. P.Str. P.O. IL 
5. 12—18. Glaſex, Die Verſetzung in Anklageſtand nach ben deutſchen Strafproceßgeſetzen 
Gerichtsſaal 1867. Gef. Heine Schriften I. S. 330—371 u. II. S. 148 - 166). Stelling, 
leber Anklagebeſſerung Gött. 1866). Bar, Recht u. Beweis (1865), ©. 125 ff. Zacke, 
sragftellung u. Bahripräce (Leipz. 1867), ©. 27 fi. Glafer. 


Berwirfung. Wenn die Gejege in Folge beftimmter Handlungen oder Unter: 
aflungen, die gegen ein geſetzliches Gebot verftoßen oder gejeglich gemifbilligt werben, 
en Verluſt eines Rechts ausfprechen, jo bezeichnet man das fo verloren gehende Recht 
13 vewirtt. Dean Ipricht auch von der B. einer öffentlichen Strafe als Folge einer ſtraf⸗ 
echtswidrigen Handlung. Die Folge ift bier indefjen Feine unmittelbare, fie muß erft 
om Nichter erfannt werden, während die cwilrechtlihe V. unmittelbar Traft des Geſetzes 
intritt. Eine ſolche V. nahm das röm. R. 3. B. bei Yolldefraubationen an, in Folge 
eren das Eigenthum zu Gunſten der Zollberegtigten verwirft wurde. Als nachtheilige 
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Folge einer zweiten Ehe ging das Eigenthum der lucra nuptialia ans erfter &« 
die aus diefer entfproffenen Kinder über, während bei ben zur zweiten Che Ihmat: 
parens nur der Nießbrauch zurückblieb. Bei verfänmter Erſtattung der von am 
eigenthlimer vorgenommenen nothwendigen Reparaturen geht das Miteigenthum jı 
ften des legteren verloren. Auch im Fall unerlaubter Selbfthülfe (vgl. den An. Der: 
tum Divi Mareci) werden orderumgsreckte und Eigenthum verwirkt. — De amt 
ebrauch moderner Gelege hält an der obigen Begriffsbeſtimmung nicht fell. Ar: 
—* Fällen, in denen der Verluſt eines Rechte nicht ohne Weiteres eintritt, im 
erft durch Erkenntniß auszuſprechen ift, wird derſelbe V. genannt. So emiht ;! 
das Preuß. A. VR. der V. für den Fall des durch Erkenniniß feftgeftellten Ahr 
eines Privilegs. — ALS vertragsmäßige Feſtſtellung einer B. könnte man die la er 
missoria bezeichnen. 
Gfgb.: D. 39. 4. ©.4. 61. — 1.4. 8.3. D. 10. 3. — Nov. 22. c.23. — Pruf 1! 
Einl. 8. 72. Gecint 
Bicarien heißen im Allgememen im kathol. Kirchenrecht diejenigen, welchen ie it 
übung der Befugniffe beftimmter Eirchliher Beamten Namens verjelben überrxı f 
Site kommen auf den verichiedenen Stufen der Kirchlichen Hierarchie vor. Sind uf! 
früher mit der Ausübung gewiffer Vollmachten behufs Ueberwachung der Bit“ 
zelner größerer Bezirke, Entſcheidung der Streitigfeiten ber legteren, Eonfecratio wis 
u. f. w. ausgeftatteten ſog. vicarii apostolici längft verſchwunden, jo werben hat et 
heute in denjenigen Ländern, wo die ordentliche Organifation der katholiſchen Kirk, © 
mentlic die Bisthumsverfaffung, nicht befteht, jo in Deutichland für das Kin: 
Sachſen, ferner aber auch in den aufereuropäiichen Miſſionsländern, ſodann fr 
Leitung der Militärſeelſorge (im Vefterreih und Preußen, vicarius castrensis) ut 
lich in Ausnahmefällen fir die Verwaltung eines Bisthums (f. den Art. Serkun 
ſolche vicarii apostolici, welche Weihhifchöfe und (f. Th. I. ©. 466) mit etwa die if 
ber bifchöflichen Jurisdietion umfaflenden Vollmachten vom Papſt verſehen find, mer 
Für die dem legteren als Biſchof von Rom zuftehende Verwaltung der Stadt un In: 
Gebietes ift ein fog. Cardinalvicar eingelegt. Die Bilchöfe haben als BVerireter fir & 
Ausübung ihrer Adminiſtrationsgewalt die ſog. Generalotcare (vicarii generale & 
viearii in spiritualibus, f. Tb. I. ©. 466 und den Art. Official), für die Kam 
tung der die Bilchofsmeihe bedingenden Rechte Dagegen die Weihbifchöfe oder vier : 
pontificalibus neben fih. Das Domcapitel wird während der Vacanz bes Kildelt: 
Stuhls in der Verwaltung der Jurjsdietion durch den Capitularvicar vepräfentin iM 
Art. Sedisvacanz). Sodann finden fich auch bei den Domcapiteln fog. vicarii praebentt. 
welche im Mittelalter die Domberren im Chorbienft zu vertreten hatten, heute abet ii 
nur bei letzterem, fondern auch in der Seelforge und anderen Gefchäften Nail 
leiſten. Endlich kommen für vie Verwaltung der Pfarreien vioarii wriieie 
Stellung vor. Diejenigen Geiftlichen, welde Namens des Stiftes, Kloſters x. die <e 
forge in einer incorporirten Pfarrei (f. den Art. Incorporation) wahrzunehmen bis 
hießen zwar vicarii, hatten aber alle Rechte der wirklichen Pfarrer auszuüben. Tor 
gilt von den heute 3. B. in Defterreich angeftellten vicarii (hier auch Locahfen & 
Erpofiten genannt), welche in früheren, aber jest von der Mutterkirche ganz gelten? 
Filialgemeinden fungiren, indeſſen kein zum Pfarramt ansreichendes Veneficium erbabt 
können. Bon dieſen find die an einer Capelle ober einer Filialgemeinde eingeſehten 
(vicarii residentes) zu unterfcheiden, denn biefe find nur zur Aushälfe beftummt = 
nicht befugt, die eigentlichen pfarramtlichen Handlungen oder wenigſtens nit jümmt>: 
vorzunehmen. Auch die blos neben dem Pfarrer an der Pfarrkirche miteelebrivne 
und bemfelben als Gehülfen zur Seite ftehenden Geiſtlichen (die Gapläne) werden hir 
vicarii genannt. Nicht minder bezeichnet man bie Geiftlichen, welche nur zeitmek Ti 
der Verwaltung einer erlevigten Pfarrei bis zur Wiederbefegung oder bei voräßergemt 
Abweſenheit des Pfarrers damit vom Bifchof betraut werden, als viearii. — N 
proteftentifchen Kirche kommt die Bezeichnung Vicar für diejenigen Geiftlihen vor, mi‘ 
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einem fir längere Zeit dienſtunfähig geworvenen Pfarrer als ſog. Pfarrgehülfen oder 
Adjunkten beigegeben werben, oder diejenigen, welche bei vollkommener lebenslänglicher 
Unfähigkeit des Pfarrer over während ber Bacanz der Stelle die Pfarrverwaltung felb- 
ftändig beforgen. 

Lit.: Vgl. die Handbücher des Kirchenrechts. B. Hinfhins. 


Bico, Giovanni Battifta, geb. 23. Juni 1668 zu Neapel, Prof. der Elo- 
quenz dafelbft, 1735 königl. Hofhiftoriograpb, verlor nach und nad das Gedächtniß und 
ftarb nach langen Leiden 20. Yan. 1744. 


Schriften: De universi juris uno principio et fine uno liber unus, Neap. 1720 
(beutfch von Müller, Neubrandenb. 1854). — Principi di una scienza nuova d’intorno 
alla commune natura delle nazioni, Nap. 1725 (beutf$ von Weber, Leip. 1822). — 
Opere ordinate ed illustrate da G. Ferrari, Mil. 1836. 

&it.: Biographie universelle, Par. 1827. — Bluntſchli, Geld. des allgem. Staats- 
recht8 u. ber Politit, Münd. 1864. — Laurent, La philosophie de l’hist., Par. 1870, 
p. 75—85. — Cantoni, G. B. Vico, Studü critici e comparativi, Torino 1867, 
(Eberty in der Zeitiehr. für Völkerpſychologie, VI, 427). Teichmann. 


Vigelius, Nicolaus, geb. 1529, war Profeſſor zu Marburg 1560 — 1594, 
ftarb 1600. 


Schriften: Exceptionum forensium 1], III. Basil. 1555. 1557. — Praectica forensis, . 
Basil. 1558. 1570. — De litis contestatione, Basil. (1573—1620 4mal erfihienen). — Pro- 
gymnasmata fori, Basil. 15732). — Methodus univ. jur. civ. absolutissimus, zulegt 1625. 
— Digest. jur. eiv. 1.50 in 7 partes distineti 1568, Basil. 1584. — Gerichtshlichlein (unter 
den Titel: Bauer Bractica 1563 erfchienen, Richterbüchlein Basil. 1579, berausgeg. von B. 
Melchior Hufanus 1635, von Homberg, von Struve 1686, von Edartbh 1734) — 
Bon dem jurift. Glauben -- Const. Carolinae publ. judiciorum, 3. edit. Basil. 1603. 


Lit.: ©. Zeitichr. f. Rechtögefh. VIII. 280. — Stobbe U. 44 N. 86, 113 N. 8, 141 
N. 94. — De Wal, Beiträge zur Literaturgeſch. d. Civ. Pre, Erl. 1866, S. 70 — 72. 
Teichmann. 


Vindication. Vindicatio war von Alters her die gemeinſame gerichtliche Be— 
nennung der in rem aotiones, den condictiones Oder actiones in personam gegenüber. 
Hier fol nur von der rei v. oder specialis in rem actio, der ergentlidhen 
Eigenthumsklage, die Rebe fein. 

1. Rei v. ift die Klage des Eigenthümerd gegen ben Beſitzer feiner Sade wegen 
totaler Verlegung des Eigenthums auf Anerlennung des Eigenthums und Reſtitution 
der Sache mit allem Zubehör, eventuell Zahlung der Aeftimation. 

2. Alles, was Gegenftand des Eigenthums fein kann, kann Gegenftand der v. fein. 
Alſo überhaupt die Yörperlichen Sachen in commercio, liche und unbewegliche, auch 
vertretbare, ſofern fie genügend beftimmt. Wechtsgefammtheiten, 3. B. ein Peculium, 
eine Erbſchaft, können als foldhe nicht vwindicirt werden, wohl aber Sachgeſammtheiten: 
vorerft jeldfiverfländli universitates rerum cohaerentium, welche wirkliche zufammen- 
geießte Sachen find, z. B. ein Haus, ein Schiff; ſodann der Bequemlichkeit halber auch 
universitates rerum distantium, 3. ®. eine Heerde; bat ber Bellagte neue Häupter 
angeichafft, To kann doch der Eigenthümer die ganze Heerde vindiciren, wenn nur mehr 
als die Hälfte fen ift, die Reſtitution begreift aber nur die ihm gehörigen Thiere. 
Pars divisa eine® Grundſtücks, locus certus, ift eine Sache für fi, kann alſo vindicirt 
werden; beögleichen pars indivisa einer Sache, fofern fie arithmetifch beftimmt iſt. 8. 
einer unbeftimmten pars indivisa ift nur ausnahmsweiſe zuläſſig, infofern Beſtimmung 
zur Zeit der Condemnation voraudgelegt wird, und ex justa causa, z. B. wenn Die 
Unbeftimmtheit aus den kraft ber Faleidia ipso jure ftattfindenven Reductionen folgt. 
Eine mit der eines Andern vermengte Sache kann von ihrem Eigenthümer vindicirt wer- 
den, infofern fie noch erfennbar und trennbar ifl, und aud wenn fie nicht mehr erfennbar 
ft, ohne daß Specification eingetreten, al8 ein, möglicherweile ſogar unbeftinmtter, Theil; 
Geld jedoch nur, wenn es unvermengt iſt. Wenn eine mit einer andern verbunbene 
Sache ohne Schaden lösbar ift, 3. B. im Falle von adplumbatio, jo fann fie ber 
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Eigenthümer durch actio ad exhibendum trennen laflen und dann vindieiren. — Nab 
heutigem gem. R. find Papiere auf den Inhaber nicht vindicirbar. 

3. Kläger ift der nicht befigende Eigenthiimer, auch der widerrufliche, und aud ter 
nudus proprietarius, an deſſen Sade ein Anderer den Niesbraud bat. Im einer: 
Falle jedoch, welcher von Juſtinian erwähnt, aber nicht fiher zu ermitteln und für das 
heutige R. jedenfalls unwichtig ift, ſoll aud ein Beſitzer die Rolle des Klägers Tpiele: 
(jog. unus casus institutionum). Nach einer Conftitution Juſtinians fol ansnahm:: 
weiſe während ver Ehe die Frau Dotalfachen vindiciven können, wenn der Mam cm 
Berichwender ift, zur Beftreitung des Haushalte. Im Yalle einer in diem addict.. 
mit gewöhnlicher Reſolutivwirkung fällt die dem Käufer zuftehenve V. mit ver Anjectier 
ipso jure wieder an den Verkäufer. Aehnlich beun pactum commissorium. In eur 
zelnen Fällen, wo eine Sache mit fremdem Gelde erworben murbe, fteht Demjenigen, ten 
das Geld gehörte, die utilis v. der Cache zu, welde alſo in locum pretii succecit. 
fo insbeſondere den bevormundeten Perfonen für die durch den Vormund mit ihren 
Gelde angeſchafften Sachen. 

Der Kläger bat fein Eigenthum zu beweiſen, d. h. den allgemeinen Grundſätzen g 
mäß, den Erwerb des Eigenthums, und wenn biefer Erwerb ein derivativer ıft, ıö 
das Eigenthum des Vorgängers, reſp. der Vorgänger, dominium auctoris. vetieres 
leugnen Manche, 3.28. Thibaut, Tigerftröm, Krig, und neuerdings au Brinz. 
indem fie namentlich die mögliche Schwierigkeit dieſes Beweiſes (probatio diabolies' 
beroorheben; fie vergeflen aber einerſeits, daß der von ihnen dem Bellagten auferiax: 
Beweis des Nichtergenthums des Auctors noch weit fchwieriger fein würde, andererreä, 
"daß die poſſeſſoriſchen Interdicte, die mögliche Anftellung der Publiciana (1. d. Art. 
und ganz beionderd die Erfitung dem Kläger bedeutende Erleichterung gewähren. Sa 
dieſem Sinne haben ſich auch mit Recht die meiften Aelteren und Neueren, unter Anderea 
Keller und Bangeromw, für die probatio dominii auctoris arflärt. Ganz una 
rechtfertigt ift die auch im Gerichtögebrauh hier und da angenommene Anficht, wenct 
dem Kläger der Beweis des Eigenthums erlaflen fein foll, wenn der Bellagte Miteige 
thum behauptet. 

Tas Eigentbum des Klägers muß im Augenblide dev litis contestatio rer 
. handen fein. Späterer Verluſt, etwa durch zwilchen litis contestatio und Urtheil reu⸗ 
endete Erfigung won Seiten des Bellagten, ſchadet nicht. Späterer Erwerb nükt mitt. 
was jedoch vom can. R. für den Fall abgeändert worden tft, wo der Kläger feinen de⸗ 
fimmten Grund feines Eigentbums angegeben bat, fondern non expressa causa flex: 
Ob die canonifch=redhtliche oder ob die römiſche Beitimmung heute gelten fell, 

itten. 

4. Beklagter iſt regelmäßig der Nichteigenthümer, welcher beſitzt oder menigitez 
detinirt, von Seiten deſſen folglich eine Reſtitution denkbar iſt. 

Der Inhaber alieno nomins eines Grundſtückes kann ſich durch Nennung des R: 
ſitzers, für welchen er detinirt, befreien; dem Kläger gegenüber iſt dies eine vortbeilks”: 
Facultät, beneficium nominationis s. laudationis domini s. auc- 
toris; dem Repräfentirten gegenüber ift es eine Verbindlichkeit, deren Verlegung Erik 
pflicht ach fich ziehen kann. 

Mapgebender Zeitpunkt fur den (ciwilen oder natürlichen) Befit des Bellagten ii 
der Zag des Urtheils. Beſitz am Zage der litis contestatio iſt, wenigftens ns“ 
Juſtin. R., gleihgültig. Der Bellagte, welcher lügneriſcher Weife den Befit im jure 
leugnete, wurde als qui non recte et uti oportet se defendit gezwungen, dem Klager 
ven Befi zu übertragen, und auf dieſe Weile felber zur Rolle eines Klägers verwieſen 

Stirbt der Pellagte nach der Titisconteftation, fo geht die Klage gegen feine Erbe 
fort, und zwar gegen eben pro rata feines Erbtheils, wenn auch ein Einziger beſiz. 
während der Erbe des vor der Litisconteftation verftorbenen Beflagten immer nım, jefer 
er ſelber befittt, beflagt werben fan. 

Der Nichtbefiger, der ſich doloſer Weile für Befiger ausgibt und als folder ver: 
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Hagen läßt, qui liti se obtulit, wirb als Befiger fingirt. Ebenſo Derjenige, welcher 
ſich dur ein argliftiges Manöver feines Beſitzes begeben hat, qui dolo desiit possi- 
dere. Dieſe fioti possessores werden condemnirt, wie wenn fle als wirfliche Beſitzer die 
Keftitution dur Arglift unmöglich gemacht hätten. ‚ 

5. Als das Eigenthum des Klägers feftfteht, wird es richterlih anerkannt, es wird 
pronuntürt, rem Ai Ai esse, Ummittelbare Folge davon ift der Befehl, fie cum omni 
causa zu teftituiren, und in Ermangelung deſſen Condemnation in die volle Litisäfti- 
mation; im Yuftin. R. fann die Reftitution in natura manu militari erzwungen werben. 

Die Reftitution erfolgt regelmäßig durch Tradition nach dem Ermeſſen des Richters, 
ex aequo et bono. Kommen die Parteien dahin überein, daß fie nicht in Natur, fon: 
dern durch Bezahlung einer Geldſumme ftattfinden fol, jo ift Kauf vorhanden. Durch 
zufällige Umnöglichfeit ver Reftitution wird der Beklagte liberirt, eventuell unter Ver— 
Tprechen, mit Caution, fpäter, wenn möglich, zu reſtituiren. Iſt er in mora, jo muß er 
die Gefahr des Zufalld den allgemeinen Grundfägen gemäß tragen. Der unredliche Bes 
füger iſt aber bereits ſeit der Litisconteftation in mora, und der Dieb Ichon fett feiner 
Beſitzeingreifung. — Der rebliche Beſitzer haftet feit der Litisconteſtation für jegliches 
Berihulden; doch kann er, wenn er in Folge verfchulbeter Nichtreftitution zur Bezahlung 
ver Litisäſtimation condemnirt wird, Ceffion der dem Eigenthümer etwa zuftehenden Kla= 
gen verlangen. Iſt die Nichtreftitution durch dolus herbeigeführt, welchen auch das ein= 
fache Verſchulden des unredlichen Befiters gleich zu behandeln ift, fo wird die Schäßung 
der Atisäftunation dem unbeſchränkten juramentum in litem des Klägers anbeimgeftellt. 

Der Kläger fol durch die Reftitution genau in die Lage verfegt werden, in welcher 
er fich befinden würde, wenn ihm ſchon zur Zeit der Pitisconteftation die Sache cum 
omni causa, mit Xcceffionen, Yrüchten, einchlieglich Sclavenfind u. ſ. w., reſtituirt wor= 
ven wäre. Der unrebliche Befiger veftituirt alle Früchte vom Anfange ſeines Beſitzes 
an, extantes und consumti, percepti und percipiendi. Unter lebtere find auch die— 
jenigen zu zählen, die ber Kläger in Folge befonderer Umftände hätte beziehen körmen. 
Dies muß jedoch auf die Fälle beſchränkt werben, in welchen der unredliche Befiger auch 
für Zufall haftet, aljo auf die Zeit nach der Kıtisconteftation für den gewöhnlichen ma- 
lae fidei possessor, und nur für den fur und den violentus possessor auf die frühere 
Zeit. Diefe Diffinetton ift in den Quellen begründet und auch vollftändig confequent. 
Sonft verfteht man unter fructus pereipiendi nur diejenigen, welche ein bonus pater 
familias bezogen hätte. Der rebliche Beſitzer hat von den vor der Litisconteſtation be= 
zogenen Früchten nur bie extantes zu reſtituiren, welche mit der Hauptlache zu vindi⸗ 
ciren find, niemals aber beſonders eingeflagt werden fürmen; dagegen reftitutrt er ſämmt⸗ 
[iche nach der Litisconteftation bezogenen Früchte, und Die percipiendi tm zweiten Sinne. 
Seht die Sache zwilchen Litisconteſtation und Urtheil durch Zufall unter, fo ſchuldet der 
redliche Befiger die Früchte nur bis zum Untergang, der unredliche bis zum Urteil. 
Ueber diefe Darftellung der KReftitutionsverbindlichfeiten , welche fih bauptfählih an 
Bangeromw anfchließt, herrfcht übrigens manche Meinungsverfchtedenheit. Co will man, 
daß jeder unredliche Beſitzer ſchon vor der PitiSconteftation als in mora befindlich gel- 
ten ſolle; daß der redliche Befiger von der Litisconteſtation an dem unredlichen völlig 
gleich behandelt werde, alſo auch ohne Verzug für casus einftehe, daß der unrebliche 
Beſitzer die. verfäumten Früchte nur von der Litisconteſtation ab zu reſtituiren habe, nicht 
Thon vom Anfang feines unredlichen Belize! (Madai, Wegell). Ueber den Begriff 
der fructus percipiendi herrjht überhaupt Streit. Von den Meiften wird die oben= 
angedeutete Diftinetion überfehen. Heimbach mill unter fructus percipiendi mir die— 
jenigen Früchte verftanden willen, deren Einfammlung, nicht aber Diejenigen, beren 
Ziehung verſäumt worben ift. 

6. Einreden des Bellagten. Den dur den Kläger gelieferten Beweis des 
Eigenthumderwerbß kann der Beklagte entkräften durch den Beweis fpäteren Eigenthums⸗ 
verluftes, insbeſondere durch den Beweis ſeines eigenen jetigen Eigenthums: — 
exceptio dominii; ſodann durch eigentliche Einreden, ſowohl peremptoriſche als dilatoriſche 
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a) ALS pereinptorifche Einreden find hier beſonders zu erwähnen: die Eimede de 
Berjährung,, ſ. d. Art. Erfigung und Verjährungsfriſten; die exceptio mi 
judicatae; die Einreden aus der dem Beflagten nicht anzurechnenden Unmöglictät te 
Reſtitution und aus dem Mangel an Imterefje auf Seiten des Klägers; endlich die in, 
exceptio rei venditae et traditae, womit der Bellagte geltend macht, daß er die Zud 
rechtmäßig erworben bat, vom Kläger felbft oder von Jemanden, deſſen Handlung ix 
Kläger anerkennen muß. Dieſe Einrede erjcheint oft als exceptio doli. In der Ful, 
aber doch nicht immer, fteht fie Demjenigen zu, welcher gegen ben Kläger einen Anſprre 
auf Enietionsleiftung haben würde; der Sag quem de evictione tenet actio, ennden 
agentem repellit exceptio ift „theils unrichtig, theils nicht erſchöpfend“ (Bangerer. 

b) Als dilatoriſche Einreden find beſonders zu erwähnen die exceptio doli ie w: 
lichen Befigers, der m Folge Verſchuldens nicht reftitutren Tann, gegen Die Forderung de 
Aeftimation, weil und fo lange ihm der Eigentbümer die Die Sache betreffenden Naar 
nicht cedirt bat, — und die exceptio doli, womit der Bellagte das ihm billigkeitsbolbe 
zuftehende Retentionsrecht wegen Verwendungen geltend macht. Dieſes Recht Int dr 
unredliche Beſitzer nur wegen nothmendiger Verwendungen, der vebliche Befiter aud me: 
nüutzlicher, ohne jedoch daß bier eine durchgreifende Regel aufgeftellt werben fünne, ver 
bonus judex varie ex personis causisque constituet. jeder Bellagte kam mir: 
der für Production und Perception der Yrüchte, die er veftitwiren muß, gemadten Kefe 
Erfat fordern. Niemals aber Erftattung ded bezahlten Preiſes, es fer denn bei k 
zahlte in rem actoris vertirt. 

Die V. des preuf. R. unterſcheidet fih in einigen Punkten von ber gemeimmi- 
lichen. Insbeſondere hat der redliche Beſitzer Anſpruch auf Exrftattung deſſen, md? 
für die Sache gegeben hat, und die fructus extantes braucht er nicht heraudzugehn 
Auch Rechte können vindicirt werben, fo das Erbredit. Gewiſſe Sachen find dagegen mi 
vindictrbar, nämlich foldye, die vom Fiscus, oder bei öffentlichen Verſteigerungen, over w 
Kaufleuten erworben find. 

Im franz. R. werden im Oanzen die gemeinrechtlichen Grundſätze angemam 
Jedoch find dem Grundfage des A. 2279 gemäß in ber Regel nur Grunbftide un 
cirbar. ©. A. 2279, 2280. 

Quellen: D. VL 1.DeR V. C.IH, 32. Preuß. AER. I, 15, 

Lit.: Gefterding, Ausführliche Darftellung ber Lehre vom Eigenthum. Greifswald 3! 
Krig, Darftellung praktifher Materien Wetzell, Der röm. Binbicationsproch 1; 
1845. Deldräd, Die dingliche Klage des deutſchen R., Leipz. 1857. Heimb ach, Rahtkn 
XU. Bangerow $$. 332 ff. Schmid, Handb. 8. 15. 

Ueber den unus casus: Francke, Probabilium de uno casu..., Jenae IN: 
Buechel, De uno casu, Marb. 1847; Seit in, der Gichener Fitſchr. N.F. J. Kl 
XIX.; gimmermann, daſelbſt XI.; Beder in feinen Jahrbb. IM. . Liu, 
. Ueber den dem Kläger obliegeuden Beweis: Heimbach, De dominii pro 
tione, Lips. 1827. Im Ardiv für civ. Braris VI. Ehibaut), VII. (Unterboliet 
IX. Genſcheh, X. (Fallenftein); Tigerſtröm (Hecht des Beſitzes 8. 4). 

Ueber den Beweis im Falle von Miteigentbum: Arndts, Rhein. Ruf nl 

Ueber die laudatio auctoris;: Wirfing, Ueber das Wefen u. bie procefianli* 
Natur der n. a, Würzb. 1848. a fl 

Ueber bie Verbindlichkeiten des befiegten Berklagten: Savigny, Ze 
Heimbach, Die Lehre von der Frucht, Leipzig. 1843. Wächter, Erörterungen. Bugholt 
Jur. Abhandlungen, a1: 

Ueber die exceptio rei venditae et traditae: Michelsen, Berl. 13 
Albers, Gott. 1824; Wiebeling, Münd. 1847. Rivier. 

Binnius, Arnold, geb. 1588 zu Münfter in Holland, wurde 1610 Ki 
1619 Rector im Haag, wurde 1633 Brof. in Leyden, farb 1657. 

Schriften: Jurisprudentiae contractae s. Partit. jur. civ. I 4. Hag. WI. Br 
terd, 1663. — In 4 libr. Institut. imper. comment., Lugd. Bat. 1642, ed. Beintc 
1726 — Justinieni Institutionum 1. 4., l.ugd. 1646. Amstel. 1652. 1669. — Traet-14 
pactis, jurisdictione, collationibus et transactionibus, Amstel. 1651. Rotterd. 165. © 
traj. 1722. — Selectarum jur, quaest. libri duo, Lugd. Bat. 1653. Ferner: Additen® 
zu Wesembeck, Comment. in Pand., Lugd. Bat. 1649. 
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tit.: Beeckerts Oratio funebr. in obitum A, Vinnii, Lugd. 1657. — Paquot, 
Memoires t. U. — Pieters, Annales de l’imprimerie des Elsevier. — Nouv. biogr. 
univers. Vol. 46. Teichmann. 

Vifitationen, kirchliche. Im Allgemeinen verſteht man unter V. die Be— 
reiſung des Sprengels durch den kirchlichen Oberen, um ſich Kunde von dem kirchlichen 
Zuſtande deſſelben nach allen Richtungen hin (durch Unterſuchung des Lebens und der 
Amtsführung der Geiſtlichen, Prüfung des Leligiöſen Unterrichts, der ſittlichen und reli— 
giöſen Berbältniffe der Gemeinden, ſowie des Zuftandes des kirchlichen Vermögens und 
der Verwaltung defielben) zu verichaffen und da, mo eine Beſſerung oder Aenderung in 
einzelnen Beziehungen geboten ericheint, diefe vorzunehmen. Das Recht dazu fteht in ver 
fatholifchen Kirche den ordentlichen Regierungsbehörden zu, alſo zunächft dem Papfte für 
die ganze Kirche. Dieſer übte daſſelbe früher durch feine Yegaten und Nuntien aus, in- 
deſſen find die päpftlichen B. in diefer Form längſt außer Gebraud und nur die fog. 
visitatio liminum der. Biſchöfe, |. Th. I. S. 472, übrig geblieben. Sodann kommt 
das Recht den Vietropoliten für die Diöcelen ihrer Suffragan-Biſchöfe zu. Daſſelbe ift 
jedoch davon abhängig, daß der Erzbiſchof zunächſt feine eigene Diöcefe volljtändig vifitirt 
und ihm die Provinzialfynode ihre Zuftummung aus einem beftimmten Grunde ertheilt 
bat. Während ım Mittelalter die Viſitation Der Diöcefen vielfach ein Amtsrecht der 
Archidiaconen für die einzelnen Archidiaconatdiftricte der Bisthümer gemwefen ift, Hat jebt 
nad) der Bejeitigung der Archidiaconal-Jurisdiction wieder der Biſchof Die uneingefchränfte 
Befugniß dazu. Er joll feine Diöcefe jährlich oder wenigſtens alle zwei Jahre perlönlich, 
bei vechtmäßiger Abhaltung durch feinen Generalvicar, reſp. einen befonderen Bifitator, 
viſitiren, kann Died aber, fo oft e8 ihm erforderlich ſcheint, thun. Kraft feines bifchöf- 
[chen Nechts find der Bifitation alle zu jenem Sprengel gehörigen Berfonen und Inſti- 
tute unterworfen, Kraft gejeglicher, Durch das Tridentinum ausgeiprocdener päpftlicher De⸗ 
legation auch die eremten Kirchen, Inſtitute und Perſonen in gewiſſen Beziehungen. 
Die regelmäßigen jährlichen V. werden jest aber, namentlich in den deutichen Diöceſen, 
durch die Landdecane oder Bezirksvicare nah Maßgabe der ihnen ertheilten biſchöflichen 
Inftructionen auf Grund der von den Pfarren erftatteten Berichte, ſog. Bfarr-Relationen, 
borgenommen, und erftere ſenden dann ihre Bifitationsberichte an die bifchöfliche Behörbe 
ein. Die Decane jelbft vrfitirt der Biſchof in Perfon oder, was das Gemöhnlichere ift, 
ein Mitglied des Ordinariats. Der Uebung dieſer kirchenrechtlichen Vorſchriften ſteht jet 
in den deutſchen Staaten kein Hinderniß entgegen. — In der proteſtantiſchen Kirche ge— 
hört die Anordnung allgemeiner V. der ganzen Landeskirche zu den Reſervatrechten des 
das Kirchenregiment führenden Landesherrn. Die regelmäßigen V. nehmen dagegen zu 
beſtimmten Zeiten die Superintendenten, Decane u. ſ. w. vor, welche gleichfalls das Recht zu 
außerordentlichen V. beſitzen. Auch die ihnen zur Seite ſtehenden Diöceſan⸗-, Kreis- xc. 
Synoden dienen mit zu den Zwecken der Viſitation, da ihnen die Führung der Aufſicht 
über die religiöſen und ſittlichen Zuſtände ihrer Bezirke obliegt. Die Viſitation der 
Superintendentur-Kirchen wird dagegen durch den General-Superintendenten, reſp. durch 
ein Mitglied des Conſiſtoriums vorgenommen. Wo kein landesherrliches Kirchenregiment 
und keine landesherrlichen kirchlichen Behörden und Beamten beſtehen, ruht das Recht in 
den Synoden der einzelnen, die Kirche bildenden Synodalverbänden, welche es durch be— 
ſondere Deputirte ausüben laſſen. — Was die Koſten der Viſitation betrifft, ſo haben 
in der katholiſchen Kirche, Mangels beſonderer particulärer Gewohnheiten und Beftimmun- 
gen, die vifitirten Beamten und Kirchen die Wahl, dem Bifitator feine Verpflegung und 
feine Beförderung in natura oder in Geld zu gewähren, in der evangeliichen Kirche mer: 
den gewöhnlich fejtbeftimmte Diäten und Neifegelder aus dem Fivchenvermögen gewährt, 
eventuell haben Die Gemeinden, nicht die Geiftlichen, dieſe aufzubringen. 

Duellen u. Kit: Für das fathol. Kirchenrecht: Conc. Trid. Sess. XXIV. c. 3. de ref. 
Thomassin, Vetus ae nova disciplina ecclesiae, P, MH. lib. 3. c. 77 fi.; J. Auer- 
bach, De visitationum ecclesiasticarum progressu a ur temporibus usque ad conc. 


Trid., Francof. ad M. 1862.. Bgl. im übrigen und auch für das proteftant. Kirchenrecht bie 
Sehrblicyer beffelben. RB. Hinfhiu. 
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Boerde, Nicaſius von, geb. zu Heyſt op den Berg bei Mecheln um 1446, 
wurde Dr. Decretorum und hielt vor großen Auditorien Vorleſungen, ſtarb 1492. 

Schriften: Enarrationes ad Instit. libros. — Comm. zum arbor actionum res Joh. 
Bassianus. 

Lit.: Savigny VI. 490. — Bianco, Die alte Univ. Eöln, S. 766. — Paq uot, 
Mem. pour servir & l’hist. des Pays-Bas. — v. Stinting, Geſch. der pop. Kit. d. rin- 
can. R., Leipz. 1867, ©. 184. . Teichmann 

Boötus, Paulus, Sohn des Gisbert Voöt, geb. 1619 zu Heusden, wur: 
1652 außerord. Prof. u. Rath, 1654 ord. Prof., ftarb 1677. 


Schriften: Comment. in Institutiones, Ultraj. 1668. — De usu jur. eiv. et can 
in Belgio unito, Ultraj. 1657. — Jurisprudentia sacra, Amstel. 1662. — De mobikur. 
et immobilium natura, 1666. Teichmann. 


Boötus, Johannes, geb. 1647 zu Utrecht, Anteceſſor daſelbſt, ſpäter Prof m 
Leyden, farb 1714. | 

Schriften: Comm. ad Pandectas t. I. Lugd. Bat. 1698. t. I. Hag. Com. 1:e4 ‘. 
Hag. Com. 1707. II. f. u. öfter, zulegt Hal. 1776—80 (Besangon 1827— 31). — Compen.. 
jur. adjectis differentiis jur. eiv. et can. 1682. Lov. 1736. Lugd. Bat. 1737. — De 
usufructu, Lugd. Bat. 1701. — De jure accessionie, Lugd. Bat. 1709. 

2it.: Biogr. univ. gener. Vol. 46. — Erpenius, Oratio funebris G. Voetii, U 
traj. 1677. — Sugler, Beiträge 3. jurift. Biographie, Leipz. 1773—80, ®b. I. 340—355. 

Zeihmana. 

Bogtei (advocatia, jus advocatiae) ift 1) das im Mittelalter vorkommende Reet 
eine Kicche oder ein Kloſter mit weltliher Macht zu ſchützen, ihre Rechte wor Den Yet 
gerichten zu vertreten und die Gerichtäbarfeit Aber ihre Hinterfaffen auszuüben. I 
Beftellung der Vögte erfolgte entweder durch den König als oberften Bogt der Kirche sie 
feiten® der Kirche jelbft oder feiten® des Stifterd des geiftlihen Inſtitutes, reſp. Term 
der Nachkommen des erfteren; 2) Das dent beutichen Künig, nachmals dem heunde 
Kaiſer zuftehende Recht, reſp. die Pflicht, die katholiſche Kirche und den PBapft zu Idüze. 
auch in der Wahlcapitulation A. 1. 8. 1 ausdrüdlich anerkannt; 3) die den Landesberrer 
für ihre Territorien beigelegte Advocatie über die Kirche innerhalb ihres Gebietes. Fir 
die katholiſche Kirche find aus dieſer Stellung eine Reihe biefelbe in ihrer Bermaler: 
beengende Confequenzen gezogen worden. In der ewangelifchen Kirche, für welche man m 
der Reformationdzeit die Befugnif des Landesherm zur Uebernahme des Kirchenregunat: 
gerade mit auf die ihnen ſchon früher zuftehende V. gegründet hat, ift biefelbe mit tem 
erfteren vollkommen zujammengefloffen. Tür das heutige Staatsrecht ift der un Mirr- 
alter entwickelte Begriff der V. nicht mehr verwendbar. Im modernen Staat, in me 
hem nicht nur die fatholifche und die evangelifche Kirche, ſondern auch eine Reihe anixız 
Religionsgeſellſchaften nebeneinander eriftiren, kann von einer Pflicht Des Staates, Tau 
weltliche Macht zu Gunften der einen oder anderen Kirche zu verwenden, nicht mehr tx 
Rede fein, und wenn der Staat aud einzelnen Kirchen mehr Rechte und Privilegien al: 
anderen gewährt, fo Liegt darin nur die Ausübung feiner Kirchenhoheit in einer befnmr- 
ten Richtung, welche, menigftend vom principiellen Standpunfte aus, als eine framii'x. 
wenngleich durch die hiftorifchen Verhältniſſe gebotene und berechtigte erjcheint. Höher 
läßt fi) noch inſoweit von emer Advokatie des Landesherrn ſprechen, als etwa mie 
ſeitens einer Religionspartei gewiſſe Rechte bei der Verwaltung ihrer inneren Angelegt 
heiten eingeräumt oder feine Rechte (fo 3. B. Das proteftantifche Iandesherrliche Kirk 
vegiment) auf gewiſſe einzelne Befugnifje reducirt werben. 

Lit.: Rettberg in Herzogs Enchclopäbie für Theologie, 1, 1355 Bien er, Bor m 
kaiſerl. Advokatie über ben Stud zu Rom, Leipz. 1783. Bgl. im Uebrigen die Handbücher de 
deutfchen Rechtögeichichte. P. Hinſchius. 

Bollmacht iſt im Civilproceß die eine Perſon zum Auftreten vor Gericht Namens un! 
für die Proceßpartei berechtigende und autorifirenve Erklärung der legten; gewöhnlid m 
aber darunter die Urkunde, in welcher eine ſolche niedergelegt ift und durch welche ſich der Xer: 
treter legitimirt, verftanden. ‘Durch den Zweck ift der nothwendige Inhalt der B. von jet 
gegeben, fie muß alfo das Gericht und den Proceß, in welchen fie gebraucht werben sell 
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ferner die Perfon des Vertreters, des Proceßgegners, und die Berechtigung des erfteren, 
die nöthigen proceffunlifhen Handlungen vorzunehmen, ergeben, endlich vom Machtgeber 
unterzeichnet fein. Die Particular-Proceß-Ordnnungen fchreiben diefe Erforberniffe gleichfalls 
vor, die Preuß. G.D. Th. I. Tit. 3. 8. 30, die Hann. PreOrdn. 8. 69, ber Nd. Entw. 
8. 131, während biefelben darüber, ob eine blos fchriftlich ausgeftellte V. Hinreicht oder 
eine notartelle reſp. gerichtliche Beglaubigung erforverlich ift, verſchiedene Beſtimmungen 
enthalten. Ebenſo Ichreiben diefelben auch die Fälle vor, in denen e8 einer Specialvollmacht 
bedarf. Weber die legterwähnten Punkte vgl. den Art. Legitimation im Proceß in Ber- 
bindung mit dem Art. Vertretung im Proc. Hier mag nur noch einmal auf die 
eigenthümliche und glüdliche Vorfchrift des Nd. Entw. $. 134 hingewieſen werben, welche 
in analoger Anwendung der für die Handelöprocura beftehenden Beſtimmung eine Be- 
ſchränkung des gefetlichen Umfangs der Proceßvollmacht der Gegenpartet gegenüber in An- 
waltöprocejlen für wirkungslos erflärt, jenen Normalinhalt der Befugniffe des Vertreters 
aber in $. 125 folgendermaßen feftftellt: „Die Proceßvollmacht ermächtigt zu allen ven 
Rechtöftreit betreffenden Proceßhandlungen, einſchließlich derjenigen, welche durch eine konnexe 
Widerklage veranlaft werben. Ste ermächtigt insbeſondere, Thatſachen zuzugeftchen, 
Eide zu erlaflen, einen Stellvertreter zu der Vornahme von Proceßhandlungen zu be 
ftellen und die Klage zurüdzunehmen. Sie ermädtigt den Bevollmächtigten erfter Inftanz, 
einen Bevollmächtigten für die höheren Inftanzen zu beftellen, die Zwangsvollſtreckung zu 
betreiben und die Partei bei den in Folge derſelben zwiſchen den Parteien entſtehenden 
Streitigkeiten zu vertreten, fomte die von dem Gegner zu erftattenden Koften in Eınpfang 
zu nehmen.” Ueber die Möglichkeit enplich, einen von einem nicht mit gehöriger V. ver: 
ſehenen Vertreter oder von einem, Dritten ohne jedwede Ermächtigung geführten Proceß 
als nichtig anzufechten, |. die Art. Nichtigkeitsbeſchwerde und Nichtigkeitäflage. 
P. Hinſchius. 

Bollftredung (Civil- und Straf-Proceß, vgl. Th. I. ©. 627). Nicht nur das 
blos behauptete, fondern auch das durch richterliches Urtbeil bereit feftgeftellte Recht darf 
nicht im Wege der Selbjthülfe, der Eigenntacht zur Geltung gebracht werden. Vertrags⸗ 
mäßige Unterwerfung unter gewiſſe Vollſtreckungsformen kam nur in den älteften Zeiten 
tor: nexi bei den Römern bis zur ]. petillia (poetelia) papiria 326 v. Chr.; ob- 
stagium, Einreiten u. dgl. nebſt Vorläufern in den germanischen Ländern. Nicht jedes 
civilprocefinalifche, verurtheilende Erkenntniß andererfeitS ift geeignet, eine Zwangs⸗ 
oder Hülfsvollſtreckung im eigentlichen Sinne zu begründen. So ber Enticheivung von 
Status> (Standed=) und anderen Präjudicialfragen: 3. B. über Vaterſchaft, Kindichaft ; 
in Eheſachen, Erbſchaftsſachen u. dal. m., in denen ‚häufig zunäcft eine Vorfrage von 
allgemeiner Bedeutung als Grundlage für eine Reihe von bejonderen Ansprüchen zum 
Austrage zu bringen. Selbft diejenigen Urtheile entziehen fich der unmittelbaren V., 
welche einen Anſpruch vorbehaltlich der Liquidation feiner Höhe zur Entſcheidung bringen, 
3. B. die Feftftellung der Entfchädigungspfliht aus unerlaubten Handlungen. In folchen 
und ähnlichen Fällen Tiegt die V. in der Verwendung der Entſcheidung für die Begrün- 
dung andermeitiger Klagen. Die Zwangsvollſtreckung im eigentlichen Sinne feßt die Ber- 
urtbeilung zu einem beftimmten eben, Thun oder Laffen, bez. Unterläffen, voraus. Im 
älteren röm. R. war Borausfegung: confessio in jure oder „condemnatio“ in judicio 
(auf Geld), hier mit 30, fpäter 60 Tagen Frift, worauf der Kläger mit ber legis actip 
per manus injectionem vorging, im Streitfall mit der judicati actio. Bei Berurtheis 
lung nicht auf Geld: jussus, arbitrium judicis erfolgte eine einfache Bitte um Hülfe- 
vollſtreckung, welche fpäter allgemein gebraucht wurde, als der Unterſchied zwiſchen cond. 
und fonftiger Verurteilung weggefallen war. Mit dem Auflommen des Inftanzenzuges 
aber trat „Rechtskraft“ als fernere Vorausfegung der V. jedes Urtheils Hinzu. Dies ift 
gegenwärtig nicht anders. Doc gibt e8 gewiffe Ausnahmefälle, in denen trog Einlegung 
ſuspenſiver Rechtsmittel mit der V. vorzugehen, nach röm. R. bei Befigftreitigfeiten, nach 
den Reichsgefegen in Wechfel- und anderen procefiualiich privilegirten Sachen, nach Par: 
ticulargefegen in Alimentenfachen, auch bei Gefahr im Berzuge, überall mit näheren 
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Vorſchriften. Den Erkenntniſſen find nicht nur gerichtliche, ſchiedsmänniſche, mehrfach ach 
notorielle Vergleiche, und gewifle Beſcheide (Agnitions-, Purifications«, Wojubtcatree: 
Reſolutionen) als vollftredbar zur Seite getreten, fondern im Anſchluß an Die amd Yale 
ſtammende Entwidelung der ſummariſchen Proceſſe auch Mandate, und particulit ne: 
riele Urkunden mit der Erecutivclaufel (confessio vor dem tabellio), Die Selftredk: 
feit erhellt entweder aus den, dein Richter vorliegenden Acten oder Urkunden, oder fe * 
zunächſt zu befcheinigen, jo wenn das erfennende Gericht ein anderes als Das wegen T 
angegangene. — Den Vollſtreckungsantrag zu ftellen, ift der Sieger berechtigt, deſſen Ur 
verſalſucceſſoren, doch auch Singularfucceiioren (Gefjibilität der a. judicati); er Mi 
richten gegen den Berurtheilten, deſſen Un=Succefforen, aber auch gegen Singularfucceiiene. 
inſofern Litigiofität des Streitobjects eingetreten, alfo mit der Rechtshängigkeit, nicht 
der litis cont. (ut lite pendente nil innovetur). Mag nun manu militari (zuläit 
nach röm. R.) oder durch richterliche Beauftragung des Vollftrefungsbeamten (executer, 
Frohnbote dentſchrechtlich) oder durch unmittelbare Angehung des Tegten (huissier, fra. 
uͤnksrheiniſch) die Zwangsvollſtreckung eingeleitet werden, fo hat der Verurtheilte nice m 
das Recht bei Perfonenmwechlel die Legitimation anzufechten, ſondern auch Emreden wide 
die Befchuldigung des Ungehorfams gegen das Urtheil vorzubringen: Zahlung, Cerre 
fatton, Bergleih u. dgl., doch mer fofern fie neu find, alſo entſtanden oder Doch belarr 
geworden erft nach geichloffener Inftructton der Cache; überdies ıft Liquidität erforterlis 
Außerdem können befondere Vorſchriften Einreden begründen, 3. B. daß nicht mehr ab 
gepfändet werben joll, als tarmäßig zur Dedung ausreicht, daß Mobilten und Forderma 
vor Iminobilien in Anſpruch zu nehmen oder umgekehrt, daß die Eremtionsfrift (1 ur 
nad Nechtöfraft in Preußen mit Ausnahmen) einzuhalten ; hierzu treten Moraterce 
benef. comp. und ähnliche Einwendungen, Die gemeinwechtliche Paritionsfriſt — mr- 
toriſcher Zahlungsbefehl des Richters an "ven Schuloner zur Vermeidung der B. — f 
neuerdings in Preußen befeitigt. Durch Depontrung oder Cautionsbeſtellung Tann de 
wirkliche V. aufgehalten werben, in&befondere bei Einlegung nicht juspenjiver Kedhtsunud 
oder Anftellung von Klagen, welche jene Maßregel rechtfertigen — separatum im Ex 
ſelſachen u. dgl. Andererfeitg fann eine proviſoriſche Erecutionsvollſtreckung ſchon ar 
bloße Klage im Arreftproceß (beicheinigte Gefahr; Caution — fehleuniger, nicht Ichleumze 
Arreftproceß) veranlaßt werden. — Lautet das Civilerfenntutg auf Geben ron Saden 
(Mobilien, Immobilien), jo ift das Vollſtreckungsverfahren einfah. Was aber ift di: 
Surrogat oder doch als indirectes Zwangsmittel in Angriff zu nehmen, wenn Geld ke: 
getrieben werden fol? Freiheit, Ehre, Bürgerrecht? Bon der bejahenden Strenge te 
Schuldrechts im alten Rom — addieti mit dem Scredbild der dissectio — und ia 
altgermanifcen Staaten — Schuldknechtſchaft, Friedloſiglkeit, Meteban — überbaun: 
die Perſonalhaft in einem öffentlichen Gefangniß den Lauf der Jahrhunderte; fie gu 
mit ber Ausdehnung der Wechſelfähigkeit in den legten Jahrzehnten große Bedeutunz 
bi8 fie feit 1866 (Belgien) durch die meiften Gefeßgebungen Akiteleuvepnd befeitigt wurde 
Nur als Sicherheitsarreſt und zur Erzwingung von Handlungen, 3. B. Oeffnung erme 
Grabens, ift fie aufrecht erhalten. Seitdem bilvet das Vermögen den An griffepunt 
zur Beſchaffung baaren Geldes: der Verkauf von Grundbeſitz Durch Subbaftation \me 
Erträge durch Sequeftration unter fteigender Befeitigung der ſchonenden Rüdfichten fık- 
berer Zeiten: der Verkauf von Mobilien (pignus in causa judicati captum nad ver 
Abfterben der älteren Form der missio in possessionem, welde infamirte) und de 
inzrhun. ausſtehender Forderungen unter ſteigender Berückſichtigung der Grundlage 
der Exiſtenz des Schuldners und Keiner Familie. Daher Erweiterung der jog. erecutions 
freien Gegenſtände: Kleider, Betten nebſt Bettſtellen, Oefen; nothwendiges E 
geräth der Landwirthe , Bieh- und Feldinventarium, Santz, Brod- und Futtergetreide. 
die einzige Milchkuh; das Geräth der Handwerker und Künftler (Modafitätenverfahre 
particulär). Andererfeits Beſchränkung der beichlagnahmefähigen Forderungen von — 
activen oder penfionirten — Civil= und Milttärbeamten aller Art, fowte von —— 
tern, dort bezüglich des Gehalts und der Penſionen, hier beuglich des Arbeits⸗ eder 
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Dienſtlohnes. Während die Begünftigungen theilweiſe bei Forderungen aus unerlaubten 
Handlungen wegfallen, haben fie für die Beitreibung von Gelvftrafen feine Bedeutung, 
doch wird hier meiſtens ohne weitlänftiges. Erecutionsverfahren bei Nichtzahlung umd beim 
Mangel verfäuflihen Mobiliar8 auf die fubftituirte Haftftrafe zurücdgegriffen. Im 
Uebrigen regelt fih die B. im Eriminalverfahren jehr einfach. Das Strafurtkeil, 
ſobald & vechtöfräftig, ift genau nad) dem Tenor zum Vollzug zu bringen; die Todes— 
ftrafe (Beil, Fallbeil, Intramuranhinrichtung) nad Allerhöchſter Beftätigung, ebenfo par⸗ 
ttculär lebenswieriges Zuchthaus. Zeitige Freiheits- und Gelpftrafen dürfen particulär 
auf beicheinigte Gefährdung des gefammten Nahrungsftandes des Verurtheilten einftweilen 
ausgeſetzt, oder getheilt werben auf Anordnung des Unter, Ober-Gerichts, bez. der 
Staatdanwaltichaft oder des Yuftizwinifters (Befriftung mit 4 Wochen, 6 Monaten oder 
länger, ın Preußen). Für Umwandlung von Freiheitöftrafen bei befcheinigter Yebens- 
gefahr aus deren V. ift particular ein befonderes Verfahren geordnet mit Vorſchriften 
über Form und Inhalt der ärztlichen Gutachten. Ebenſo find bejondere Anordnungen 
bezüglid der V. der Polizeiaufſicht — jeßt zu $. 39 des Bundes-Str. G.B. — ges 
troffen, während Chrenftrafen, Confiscation, Landesverweiſung, öffentliche Bekannt⸗ 
machungen feine Beſonderheiten darbieten. An Berfügungen, welde zur V. beftimmt 
find, iſt das Griminalverfahren meit reicher, als das Civilproceßverfahren. Sie regeln 
ſich überall. nach genauen Vorſchriften: Siftirungen, Unterfuchungshaft, Beſchlagnahmen 
mittelſt Hausſuchung u. dgl. m. 

Die gegenfeitige Verpflichtung der Gerichte zur Gewährung der Rechtshülfe hat für 
Ir biet des Deutſchen Reichs eine verfaſſungsmäßig geſicherte, geſetzliche Grundlage 
erhalten. 

Sfgb.: Preußen: A. G.O. I 24. Berorbn. v. 4. März 1834, wo $. 9 exec. ad fa- 
ciendum, Gef. v. 20. April 1854 88. 17. 18, u. a. Ergänz. bei v. Rönne, Erg. Bd. 3. 
Nordd. Bundesgef., betr. BPerfonalarreft, v. 29. Mai 1868, 8.6.81. ©. 237; Tohnarreft 
v. 21. Juni 1869, B. G. Bl. ©. 212. Gewährung d. Rehtshülfe v. 21. Juni 1669, B. G. Bl. 
S. 305 f. Dertrag mit b. Groß. Baden 0.14. Jar. 1870, B. G. Bl. S. 67 f. mit Hejfen dal. S. 607. 
Würtemberg S. 654. Deutſche Reichsverfaſſung v. 16. April 1871. A.4. 11. Reichsgeſ. Bl. 
S. 66. Baiern daſ. ©. 69. — Preuß. Crim.Ordn. 88. 534 f. nebſt Ergänz. bei v. Rönne 
Br. 4. Neue Prov.Str. Pre Ordn. v. 25. Juni 1867 $. 428. Königl. Sächſ. Ansf.Berorbn. 
v. 31. Juli 1856, 5. Auguſt 1862 u. a. m. — Weitere Nachweiſ. in Geſetz u. Lit. bei Re— 
naud, Eiv.Pre. 8.159.220: Wetzell, Syſtem d. Eiv.PBrc. 88. 47. 50. 73. Zadhariä, 
Handb. d. Str.Pre. 88. 177 f. Stand d. Gefegebung über Perſonalhaft v. einem baier. Ju⸗ 
riften in Schletters Jahrbb. 13 8.243. Schaper. 

Borfluth hat ver tiefer liegende Grundbeſitzer dem höher belegenen zu geftatten. 
Im röm. R. hatte jeder Nachbar die Pflicht, den natürlichen Ablauf des Waſſers nicht 
zu hemmen; in ber zufließenden pinguitudo terrae wurde die Entihädigung des tiefer 
liegenden für die Beläftigung durch den Zufluß gefunden. Dem oberen Nachbar kann 
aber viel daran liegen, den Abflug des Waſſers fo hergeftellt zu fehen, daß er ohne 
Stauung und Berfinnpfung jederzeit fern Land waſſerfrei erhält. Bedarf es dazu der 
Anlegung oder Tünftlichen Verbeſſerung von Leitungsrinnen, Gräben, Sanälen, fo kann 
nach deutſcher Nechtsanfchauung der untere Nachbar genöthigt werben, gegen Entichäbt- 
gung dem oberen die Vornahme der erforderlichen Arbeiten zur Anlegumg und Unterhal⸗ 
tung zu geftatten. Dies beſondere nachbarlihe Recht auf V., d. b. auf Herftellung von 
Entwäfjerungsanlagen in fremdem Grund und Boden, ift der Gegenftand einer jehr ein- 
gehenden Barticulargefeßgebung geworden. Es ift dabei nicht der Gefichtspunft der Re— 
gelung einer Legalſervitut, fondern vormiegend das höhere Intereffe der Beförderung der 
Yandescultur von Einfluß geweſen. Das Recht auf V. ift begründet, ſobald der obere 
Befiger das — durch Schutanftalten des Unterliegerd oder jonft aufgehaltene Waller nach 
einer anderen Richtung als ver auf den Unterlieger nicht ableiten kann; allein e8 muß 
das Waſſer nicht blos auf, fondern auch durch das Unterland fortgeführt werben kön— 
nen, da fonft dies zu verfumpfen Gefahr Tiefe. Nur noch wegen überwiegender Vorteile 
für das Oberland umb gegen vollen Schabenserfag findet hier das Recht auf V. An- 
erfennung. Was fir den erften, kann ebenfo gefährlich für den zweiten, dritten Unter: 
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landbeſitzer, für Schiffer u. A. werden. Daraus erhellt die Nothwendigkeit eines Ber- 
fabrens, welches nicht, wie das procefjualifche, auf die Intereſſen der beiden ſtreitende 
Theile beichräntt bleibt; d. h. die Nothwendigkeit der Leitung der Borfluthlahen in ne: 
tem Umfange durch die Verwaltungsbehörden. Im biefem Simme find feit den vonge 
Jahrhundert (Schlefien 1746) eine Reihe von Borfluthedicten ergangen, ergänt und er 
weitert. Sie 'beichäftigen fi mit dem Anfpruch auf B., dem Entmählerumgsplon, der ;: 
leitenden Entſchaͤdigung, den zu alledem erforderlichen Localımterfuchungen, dem bei Er: 
wäflerungsanlagen etwa erforderlichen Aufgebots⸗ und Präcluſionsverfahren. Theile x 
Berwaltungsbebörben, theils Schiedsrichter treten hierbei in Thätigkeit. Allen die ka: 
zuftellende oder hergeftellte Iocale Ordnung der B. berührt und fchafft mancherlei wei 
erworbene Rechte, und es ift die Trage über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges bier x 
Gegenſtand zahlreicher Entfcheidungen geworden. — Das Vorfluthsrecht bezieht ſich mi 
auf Gebäude, fondern nur auf ländliche Grundftüde. Dagegen find die Vorſchriften ir 
Anlegung von Entwäfjerungsgräben durch fremde Grundftüde auf Ablatımgea te 
Waſſers unter der Erde in beverten Kanälen oder im Röhren (Drains) ausgedehnt wrr: 
den. Alles died particulär. Das franz. R. hält an den Grundſätzen des rom. R. kt: 
Berpflichtung des Unterliegerd zur Aufnahme des Waſſers des Oberlanded nad kmr 
natürlichen, durch Menſchenhand nicht geänderten Lauf; Verbot gegen den Unterlkue. 
einen Damm zur Hemmung des Abfluffes aufzumerfen; Verbot gegen den Obere 
irgend etwas zu tbun: qui aggrave la servitude du fonds inferieur. 

Sfgb.: Preuß. A.L.R. I 8. 58. 99 f. Gef. v. 15. Novbr. 1811 wegen d. Waflerkis 
dei Miüblen u. Verihaffung v Vorfluth. Gef. v. 23. Ian. 1846 (Präckufiond-B.). &i: 
11. Mai 1853 III. (Drains), Hannover: Gef. v. 22. Aug. 1847 88. 13 f, Groäken 
Sächſ. Gef. v. 16. Febr. 1851 8. 33. C. civ. a. 640, nah ihm Baier. Geſ. v. 3 & 
1852 9. 34 f. B. G. B. f. das Könige. Sachſen 88. 354 — 356. ESderer 


Vorkaufsrecht Gus protimiseos) heißt das Recht einer beſtimmten Perſen, fi: 
Verkauf einer Sache oder eines Rechts als Käufer die Vorhand zu verlangen (LE 
C. 4, 66). Das 2. ift als römiſch-rechtliches Inftitut wohl zu unterjcheiden von x 
beutfchen Retract⸗ oder Näherrecht, mit dem e8 in der früheren Theorie Eidhen. 
Einl. 8. 100; Glüd, Comment. XVI. ©. 156. 157) vielfach vermiſcht more fi 
Im Anſchluß an die letztere verfällt auch das Preuß. A.L.R. (8. 295, I. 11; 88. 56%- 
657, L 20) in biefen Fehler, indem es im Retract eine Steigerung des V., cm X: 
fung des dinglichen V. fieht. Daraus ergeben ſich fir den Begriff, die Vorausſchum 
und Wirkungen des B. vom rim. R. erhebliche Abweichungen. Nach dem leir 
aber hat e8 folgende Vorausfegungen: 1) der Berlauf der Sache braudt mr t: 
abſichtigt und diefe Abficht in gehöriger Weife erflärt worben zu fein (1. 122.3} 
D. 45, 1; 1. 3. C. eit.). Dagegen verlangt das A. L.R. (8. 575 1.c.) m X 
älteren Theorie, daß ein wirklicher Verkauf der Sache ftattgefunden habe und kam 
demgemäß das V. al „die Befugniß, eine von dem Eigenthümer an einen Dritten x 
kaufte Sache unter der Bedingung des gelchloffenen Kaufs oder ımter gewilien, im vn 
aus beftimmten Beringimgen zu übernehmen”. Als fernere Confequenz jener älkı 
Auffaflung geftattet da A.LR. (8. 618 t. c.) dem Beräußerer, wie dem dritten Kur: 
der Sache, von dem Bertrage zurädzutreten, jo lange die Erflärung des Beradi: 
nicht erfolgt oder die Sache dem Dritten nicht übergeben worben ift. 2) ‘Der Berti 
muß bereit fein, in die Kaufbevingungen einzutreten, welche der dritte Käufer gie? 
hat. Will ver Verpflichtete auf ſolche Anerbietungen eingehen, welche ihm von am 
Dritten gemacht werben, jo hat er dem Berechtigten Anzeige davon zu maden. Ci 
wohl ift der Verkauf der Sache ohne Anzeige nicht ungiltig, jondern gewährt den ® 
rechtigten bloß eine Forderung des Interefles, d. h. das V. hat nur obligatoriſche Yi 
tung (Seuff. Arch. VII, 37) und unterfcheivet fi) auch dadurch von dem bin? 
wirkenden Retract. Das preuß. R. macht einen Unterſchied zwiſchen perfönlichen und 
lichen Vorkaufs⸗Rechten und läßt bei ihnen die entfprechenden Wirkungen eintreten (88. © 
— 628, 631 t. c.). — Begründet wird das V. durch Willenserklärung (Vertrag 1: 
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Teſtament) oder durch Gefes. Darnach unterfcheidet man vorbehaltenes und gejegliches 
B. Letzteres fteht heutzutage noch zu a) dem Eigenthümer eines emphyteutiſchen Grund: 
ftüd8 gegenüber dem Emphyteuta, der fein Recht verkaufen will (1. 3. C. eit.); b) Dem 
erften Käufer einer Sache, der in einem Handel unter Vorbehalt des Rücktritts bei 
beſſerem Gebot, in ein folches ſelbſt einzutreten bereit ift (in diem addictio, D. 18, 2). 
Für das heutige R. find zweifelhaft die Bälle in 1. 16. D. 42, 5; 1. 60. D. 2, 14; 
1. 1.C. 11,6. DEALR. ftellte hierher alle Arten das Näherrechts, Die indeß durch 
Berordn. v. 2. März 1850 ſämmtlich aufgehoben wurden, mit Ausnahme der Fälle des Mit—⸗ 
eigenthums zu iveellen Theilen und wo, wie beim Eiſenbahn- und Bergbau, erpropriirte 
Grundſtücke ganz oder theilmweife wieder veräußert werden follen. Im Uebrigen beftehen 
heutzutage nur noch die vertragsmäßtgen und teftamentarifchen Borkaufsrechte, deren Inhalt 
auch auf Die Berpflichtung befchräntt werben kann, nur einer beſtimmten Berjon überhaupt ver- 
faufen zu dürfen (1. 75. D. 18, 1; 1. 21.8. 5. D. 19, 1; 1. 122.8. 3.D. eit.). 
Das V. kann durdy Ceſſion nicht übertragen werben, bei der Emphyteuſe geht e8 mit 
dem Eigenthume von felbft auf den neuen Erwerber über. Auf vorbehaltenes B. haben 
bie Erben nur bei ausprüdlicher Einräumung Anfpruch und zwar nah A. L. R. (F. 572 
t. e.) beit beweglichen Sachen mit perfönlicher, bei Immobilien mit dingliher Wirkung. 
Iſt für die Ausübung des V. eine Frift feftgefett, wie bei der Emphyteuſe Die gefetliche 
von 2 Monaten (1. 3. C. eit.), jo kann der Berpflichtete vor Ablauf derielben die Ent: 
ſcheidung des Berechtigten richt fordern. Läßt diefer die Friſt unbenutt verftreihen, jo 
it der Verpflichtete frei. Nach preuß. R. gilt eine Zeitbeftunmung zu Gunften des Ber: 
pflichteten, der Daher auch vor Ablauf derfelben Ausübung des V. verlangen kann ($. 599 
t. c.), wenn nicht das Gegentheil beionder8 verabredet worden (8. 601 t. c.). Iſt 
feine Friſt beſtimmt, jo verjährt Die Klage aus dem B. ın 30 Jahren; nach preuf. R. 
(88. 646. 647 t. c.) wird für gelegliche Vorkaufsrechte diefe Frift von dem Tage angerechnet, 
wo der Das V. verlegende Kauf in das Hypothekenbuch eingetragen worben. — Außer 
beim Kaufe, welchem die öffentliche Berfteigerung, der Mengelauf, die Hingabe an Zah— 
Iungsftatt, fowte nad preuß. R. der Freundſchaftskauf gleichgeftellt werden, kann dies 
Vorrecht auch bei der Miethe vorbehalten werben (1. 75. D. 18, 1; 1. 122. 8. 3. D. 
eit.). Ber Schenkung, Taufch, Berglei u. a. Veräußerungen findet daſſelbe nicht flatt. 

Lit.: Sintenis, Lehrb. II. ©. 639. 640. Förfter, Theorie und Praxis des gem. 
preuß. R. R. Baum. 

Vormundſchaft (tutela) nennt man heutzutage das vom Staat beſtellte und 
überwachte Amt der Fürſorge für eine Perſon, welche ſelbſt für ſich zu ſorgen nicht ver- 
mag. Derjenige, welche einer folhen Fürforge bedarf, heißt Mündel; derjenige, welcher 
das Amt der Fürforge hat, Bormund (ti. e. S.); nur im weitern Sinne, weil 
ihnen der amtliche Charakter fehlt, werden mit dieſem Ausdruck bezeichnet der Vater als 
natärliher Vormund jeiner Kinder (worüber Enchel. ©. 359. $. 83 nachzuſehen) 
und der Brotutor (f. d. Art.). Diejenige flaatliche Autorität, welcher die Beftellung und 
und Ueberwachung der anttlihen Fürſorge obliegt, wird Obervormundſchaft ges 
nannt (ſ. d. Art., ſowie den Art. Familienrath; ferner Encycl. ©. 359 f. $. 83). 

I. Begründung der Vormundſchaft. | 

Jeder zur V. berufene Bürger, der emerfeitS zur Webernahme berjelben fähig 
und tauglich, andererſeits nicht von derſelben aus beiondern Gründen befreit ift, 
kann als Bormund beftellt werben. 

1. Die Berufung zur 3. (delatio tutelae) erfolgt nach röm. R. in erfter Linie 

a. durch Legtwillige Ernennung (testamentaria tutela D. 26, 2; C. 5, 28), 
wozu nur der Vater bez. Großvater kraft väterlicher Gewalt berechtigt find. Fehlt es 
an einem der gefeglichen Erforderniſſe (tutela testamentaria imperfecta s. minus plena), 
jo kann die deshalb ungiltige Anordnung der V. durch obrigkeitlihe Beftätigung (confir- 
matio Romana im Gegenſatz zur Germanica, worüber der Art. Tutorium 3. vgl.) auf: 
recht erhalten werben. Diefe erfolgt nad rim. R. bei väterliher Anordnung der V. 
ohne Weiteres (sine inquisitione), bei Ernennung von der Mutter oder einem Fremden 
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ftet8 nach vorgängiger Unterfuhung (ex inquisitione) und nur unter Borankierm: 
gleichzeitiger Erbeseinſetzung des Kindes durch jene, im letzten alle außerdem nur, wer 
dag Kınd fonft kein Bermögen befigt. Heutzutage find nah ver R.P.O. v. 15% 
ſtets Unterfuhung und Beftätigung erforderlich, auch bei giltiger Iegtwilliger Emanr:;, 

b. Gejegliche Berufung (tutela legitima Nov. 118. c. 5). Wenn eine alt 
letztwillige Ernennung nicht vorliegt (gar feine oder eine ungiltige, die nicht bear 
motben), oder eine ſolche weggefallen (Bedingung, Beitbeftimmung, Tod), fo werden d 
nächſten männlichen (auch Mutter und Großmutter amissis viris) Imteftaterben ‘Tu 
und oa Ichließen Geſchwiſter und Gefchwifterfinder aus) des Mündels zur ? 

en 

c. Obrigteitlihe Emennung (tutela dativa Inst. 1, 20; D. 26, 5; 05. 
durch Die competente Obervormundſchaftsbehörde aus ben ihr unterworfenen Krer 
tritt ein, wenn weder durch Teſtament, noch Geſetz ein Vormund berufen und ielam 
dies noch zweifelhaft oder hinausgeſchoben; wenn der letztwillig oder geſetzlich Bewin 
ablehnt, untauglich iſt oder wird oder abgeſetzt wird oder ſtirbt, in Ermangelung ax: 
geſetzlich zu Berufenden; endlich wenn für eine gewiſſe Zeit oder beſtimmte Saden sr. 
Geſchäfte ein Bormund beitelkt werden muß. Die datio tutoris, welche durch die 1. Ari: 
(Atilianus tutor) im 6. Jahrh. für Italien eingeführt und durch die 1. Julia et Titis = * 
die Provinzen ausgedehnt worden, geſchah in Rom nicht ex officio, ſondern nır ı 
Bitte (petitio tutoris) und ımter Nambaftmadung eines Vormundes (mominatio ': 
toris) jeitend der nächſten Inteſtaterben des Mündels, welche bei Berluft ihres Erhreie 
am Diünbelvermögen binnen emem Jahre vieler Bflicht genügen ‚mußten. Cat ie 
RP.D. geichieht aber die obrigfeitlihe Berufung ſtets von Amtöwegen; ja rar 
cularrechtlich gibt e8 überhaupt nur eine obrigkeitlihe Berufung, bei welcher zwart 
letztwilligen Anordnuͤngen der Eltern und die geſetzlichen Anſprüche der Verwandten x x 
berüdjichtigen, aber nicht entcheidend find (Preuß. ER. $. 172—85. U, 18). DerC.\ 
verlangt ebenfalls ſtets obervormundſchaftliche Beftätigung des Vormundes, läßt aber at 
in Ermangelung legtwillig oder gejeßlich berufener Vormünder freie Emennung bach x: 
Tamilienrath zu. 

d. Nach deutſchem R. lann auch eine vertragsmäßige Berufung (tutela pa 
titia) ftattfinden. 

2. Die Uebernahme der 2. ift allgemeine Bürgerpflicht (munus publicum!, X 
man fi) nicht willfürlich entziehen darf (. d. Art. Ereufationsgründe). — Wegen Ur⸗ 
fähigkeit ift die geſchehene Berufung nichtig. Unfähig zur ®. find: a. Perfonen mi 
lichen Geſchlechts mit Ausnahme der Mutter und Grofmutter, welde unter Beriö 
leiftung auf die Eingehung einer neuen Ehe, auf das SC. Vellejanum ımd unter anttıi“ 
licher Berpfändung ihres gelammten Vermögens zur V. beredhtigt, aber nicht verpflichtet ſw 
9. Minderjährige. y. Soldaten. — Wegen Untauglicteit, worüber im Allgemers 
das freie Ermeſſen ver Obervormundſchaftsbehörde mit Rückſicht auf die Intereffen des Mir 
dels zu enticheiden hat, wirb ber Berufene zur B. nicht zugelaffen bez. won beriche 
entfernt. Untauglich find: geiftig ober körperlich Kranke und Gebrechliche, Leute m 


ſchlechtem Lebenswandel, Arme, Feinde des Mündels oder feines Vaters, Schuldner se 


Mündels (verlieren blos ihre Yorderungen), wer ſich zur B. drängt; außerdem geb 
dahin: wer von den Eltern durch Zeftament von der V. ausgeichloffen ift, der Ebemxt 
der Ehefrau, der Bräutigam der Braut x. gegenüber. 

3. Während in Rom die V. mit der Kenntnifmabme der Berufung begamı, mr 
fie peutgutage erft mit der obrigfeitlichen Beftallung oder Einfegung angerrett: 
(}. d. Art. Tutorium). 

U. Recht sver hältniß. 

Die Verwaltung des vormundſchaftlichen Amtes (cura plena ober personarer. 
un ©egenfag zur cura minus plena oder bonorum) befteht im Allgemeinen in ie 
Sorge für das Wohl des Mündels in allen Beziehungen (Perlon, Fr 
mögen, Vertretung) und erzeugte ein gegenfeitige® Berpfligtungsverhältnit 
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zwiſchen Bormund und Mündel; die V. kann auch von mehreren Bormündern ver— 
waltet werden. 

l. Verwaltung der Vormundſchaft. 

a. Die Sorge für Die Perſon des Mündels (D. 27, 2; C. 5, 49) betrifft 
Aufenthalt, Lebensweiſe, Pflege, Erziehung, Unterricht, Wahl des Beruf ꝛc., worliber die 
Obewormundſchaftsbehörde von Amtswegen oder auf Antrag des Vormundes nach freiem 
Ermeffen Anoronungen zu treffen bat. Insbeſondere ift fie verpflichtet, die Erziehung 
des Kindes (zu deren Uebernahme die Mutter und die Angehörigen vefielben, wie auch 
der Bormund berechtigt, die erfteren aber allein verpflichtet find), mit Berüdfichtigung bes 
väterlichen Willens, einer geeigneten Perfon zu übertragen, ſowie biefelbe in Gemein- 
Ihaft mit dem Bormund zu leiten, und zu überwachen. Das Maß des Unterhalts 
und der Erziehungskoſten, welche erforberlihen Falls aus der Subftanz des Vermögens zu 
beftreiten find, wird in der Regel von der Obervormundſchaftsbehörde feſtgeſetzt. Im der 
Religion folgt der Mündel dem Belenntnig des Vaterd, wenn dieſer nichts Anderes be- 
ftimmt hat; unebeliche Kinder dem der Mutter. Im Wefentlihen damit übereinſtimmend 
auch die Gſgbb. von Preußen, Vefterreih, Sachen und ver C. N. 

b. Die Sorge für das Bermögen des Mündels (D. 26, 7; C. 5, 37). 
Die Erhaltung des Vermögens, über welches zur Weberficht und Eicherung ein In: 
ventar aufgenommen werden muß, iſt die Hauptaufgabe der vormundichaftlihen Vermö- 
gensverwaltung. Bermehrung des Vermögens Toll der Bormund im Allgemeinen 
nur juchen, wenn fie ohne Gefahr möglich if. Dabei ift er zu einem „außergemöhn- 
lichen Aufwande von Zeit und Kraft” nicht verpflichtet, fondern nur zu zweckmäßiger 
Verwaltung des Vermögens. Die Particularrechte enthalten über die beim Ausleihen 
von Kapitalien geforderte fog. pupillariſche Sicherheit befondere Beftimmungen; in der 
Regel ift bei größern Summen obrigfeitlihe Erlaubniß dazu erforderlih. Wie ber 
Bormund endlich einerfeitd neuen Erwerb durch Schenkung, Vermächtniß, Erbſchaft aus 
Nachläſſigkeit nicht verläumen darf, fo Hat er andererſeits für den Nachtheil durch un- 
vorfichtige Annahme deſſelben einzuftehen. — Beräußerungen (D. 27, 9; C. 5, 
71-74) darf der Bormund ſelbſt nur in beichränkten Maße vornehmen. Hiebei gilt 
jet einer von Septimius Severus erlajfenen, von Conftantin ermeiterten, Bor: 
Ihrift der Grundfag, daß Veräußerungen vom Kapitalvermögen des Mundels, mag dies 
aus beweglichen oder unbemeglichen, körperlichen oder unkörperlichen Sachen befteben, ohne 
oberoormundfchaftliche® ‘Decret (deeretum de alienando), welches indeß nur nad vor= 
zängiger Unterfuchung und nur aus eimem in das Decret aufgenommenen Grunde der 
Roth (befonderd wegen drüdender Schuiden; nad gemeinrechtlicher Praxis, wie particus 
larrechtlich auch aus Nützlichkeitsgründen, C. N. auch bei avantage évident) ertheilt 
werben darf, nichtig fein follen. ALS Veräußerung wird auch angefehen die Einziehung 
von über zwei Jahre rückſtändigen Zinſen, wenn diefe die Summe von 100 Ducaten über- 
Reigen, durch den Bormund ohne deeretum de solvendo. Dem Münvel ftebt im alle 
verbotener Veräußerung die Vindication der Sache zu gegen Herausgabe der Bereicherung. 
Ausnahmen von der obigen Regel find jedoch vorgelehen. 

c. Die Bertretung des Mündels (Inst. 1, 21; D. 26, 8; C. 5, 59) durch 
den Vormund, melde beim Abfhluß von onerofen Rechtsgeſchäften (nicht be 
oprtheilhaiten Erwerböhandlungen, welche ſchon der infantia major allein vornehmen 
tonnte) und in Broceffen nothmendig wird, befchränft fich in Nom wegen der Unzu- 
älfigfeit der directen freten Stellvertretung auf Die auctoritatis interpositio des Tutors 
die ſiets in Perfon, mündlich, bei dem Geſchäft felbft, nach der Erklärung des Miün- 
dels und unbedingt erfolgen mußte), wodurch die mangelhaite ‘Perjönlichfeit des impubes 
rgänzt wurde. Heutzutage wird der Mündel durch die Handlungen des Vormundes di- 
rect berechtigt und verpflichtet, vorausgeſetzt, daß dieſer als Vormund thätig geworden, 
jeine Befugniſſe nicht überfehritten und der Dritte ſich darauf eingelaflen bat. 

2. Die Obligation zwifhen Bormund und Mundel ift eine dem Mandat 
und Der negotiorum gestio verwandte ungleichleitige obligatio quasi ex contractu, 

v. Holgenporff, Rechtslexikon 2. 42 
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deren Inhalt dem freien richterlichen Ermeſſen unterliegt. Der Bormund iſt verpfhdk 
(D. 27 3, C. 5, 51), bei Verwaltung ſeines Amtes mit der Sorgfalt zu verfahrr. 
welche er feinen eigenen Angelegenheiten zu widmen pflegt (dilig. quam suis); außnatıns 
weife bat er eine firengere oder mildere Haftungspflicht. Nach beendigter B. bat ter 
Vormund das Vermögen auf Grund einer Abrechnung (die er heutzutage außerdem jeb 
lich der Obervormundſchaftsbehörde ablegen muß), dem Mündel berauszugeben und tar 
von diefem mit der actio tutelae directa belangt werden. Ber dolus und lata cujı. 
fteht dem Mündel der Würderungseid zu, bei Unterfchlagung, nach Eintgen noch ber 
Die actio rationibus distrahendis in duplum. Während der B. findet eine einfas 
Beichwerde an die Obervormundſchaftsbehörde ſtatt. Außer dem Vormunde haften der 
Mündel auch die Erben veffelben für lata culpa des Berftorbenen; (wenn fie grokjäku 
müffen fie begonnene Geſchäfte, die nicht aufgefchoben werben können, fortfeßen); Tem: 
die Bürgen, petitores und nominatores (f. oben) des Vormundes, ſowie endlich de 
Obervormundſchaftsbehörde (f. d. Art). — Der Mündel ift verpflichtet (D. 27. 1. 
C. 5, 58), alle Auslagen und Untoften, die der Bormund zu feinem Nugen aufge: 
mit Zinfen zu erjegen. Diefer fann feinen Anfprud durch Compenſationseinrede se 
mit der actio tutelae contraria geltend machen. Ein Honorar konnte der Vorn 
nad röm. R., wie nad den neuem Gfgbb. nicht fordern, wenn ihm weder der Pater re 
ZTeftament noch Das Gericht ein ſolches zugebilligt, während die heutige Praxis m x 
Regel ein ſolches gewährt. 

3. Wenn mehrere Bormünder (contutores) berufen werden, fo fann a: 
Verwaltung ihnen ungetheilt übertragen fein; dann haftet jeder al8 Hauptvormund f 
feine Handlungen in gleicher Weife, für Handlungen des andern in zweiter Linie m 
hemmt benjelben durch feinen Einſpruch. b) Wird die B. Einem oder Mehreren ur: 
ihnen vorzugsweiſe übertragen (tutores gerentes gegenüber ben honorarii), jo haner 
diefe unmittelbar, die andern wegen der Auffichtöpflicht über jene, ſubſidiär. ce) Mi 
V. örtlich (per regiones) oder ſachlich (per partes) getbeilt (tutela divisa; was ke 
wie im Falle b. nur von der Obrigkeit in rechtögiltiger Weile geicheben Tann), dam 
haftet jeder für feinen Theil als tutor gerens, für den der andern als tutor honors- 
rius. d) Zwiſchen verſchiedenen Bormundjchaften wegen entfernter Güter oder fr m 
zelne Handlungen, Geichäfte, auf beftimmte Zeit zc. findet fein Zufammenbang Ha: 
Nebenvormünder haben, wenn fie belangt werben, die exc. divisionis be}. exeussion: 
und wenn fie das Ganze zahlen müflen, gegen die übrigen Regreß. Das fram. I 
verlangt ftetS einen vom Familienrath zu ernennenden tuteur subroge, der durch Ueber 
wachung des eigentlichen Vormundes, beim Wegfall deſſelben und im Collifionsfall 7. 
dem Mtiimdel thätig iſt bez. wird. 

IH. Die Beendigung der Bormundjdaft (Inst. 1, 22. C. 5, 60) tritı en: 

1. Wenn der Vormund oder Mündel ftirbt; 2. wenn der Mündel großjährig m“ 
oder dafür erflärt wird. Die Großjährigkeitserklärung (venia aetatis) tritt bei Mämrr 
mit dem 20., bei Frauen mit dem 18. Jahre durch Taiferliches Reſcript auf Gm 
von Zeugniffen ein, wodurch indeß weder freie Dispofition über die Immobilien, set 
Uebernahme von Vormundſchaften geftattet wird. Particularrechtlich (jedoch nid = 
rauhen) wird häufig bei Frauen durch Berheirathung, bei Männern durh amtliche ot 
gewerbliche Selbftändigfeit die B. aufgehoben. 3. Nah röm. R. durch Eintritt einer de 
V. auflöfenden Bedingung oder Ablauf der Frift, fiir die fie beftellt war; im heut. # 
durch Wegfall des Geſchäfts oder Bedürfnißfalles, für welchen der Bormund interiminid 
beftellt war. 4. Durch Ablehnung und Niederlegung der B. 5. Durch Ablekung ck 
Remotion des Bormundes (j. d. Art.). 

Quellen: Inst. I, 13—26; D.XXVI, XXVII; C.V, 28-75. RB.O. v. 1543 Tit. >t: 
v. 1577 Tit. 32 WER. II, 18. C. N. a. 389 — 475. 

Kit: Rudorff, Das Recht der Vormundſchaft, aus den gem. in Deutfchland gelten! 
Rechten entwidelt, 2 Bde. Berl. 13832—34. Kraut, Die Vormundfchaft nach ten Gruntfixz 


des deutſchen R. Bd. I. Gött. 1835, Bd. II. 1817. peimbas in Weiske's Rechtslerice 
XI. ©. 327-- 964. Glüd, Comment. XXVIII - XXXIII. Bangerow, &chrk. I. 
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S$. 261 — 290, ade ur Il. 88. 432 — 445, 526. Körfter, Theorie u. Praxis 
des heutigen gem. preuß. R. III. 85. 229 — 236. — Rive, Geſchichte der deutſch. Bor- 
munbichaft, 2 BD. 1861 ff. R Baum. 

Bulgariubftitution heißt im röm. Erbrecht die Iegtwillige Bezeichnung einer 
Perſon, welcher die Zuwendung (Erbſchaft, Vermächtniß) nächſt einem Anderen d. h. 
für den Tall zufallen fol, daß dieſer fie nicht erwerben wird (nicht will oder nicht fann). 
Zwed iſt Ausichliegung der Inteftaterben bzw. des Onerirten, ſowie des Anwachſungs- 
rechts. Gleichwie das Geſetz in feiner Erbfolgeordnung entferntere Klaffen und Grade 
nächſt den näheren beruft, jo kann aud der Zeflator ſeinem zuoörberft Bedachten einen 
ferneren unterfügen (fubftituiren); und zwar biefer in entweder eventueller oder ſucceſſiver 
Weiſe d. 5. einen jolhen, dem die Zuwendung entweder nächft oder nach jenen zufallen 
ſoll. Vorausgeſetzt wird im eriteren Falle (eben dem ber gemeinen oder vulgären Sub: 
fitution, subst. in primum casum), daß der Eiftbevachte nicht Erbe wird, das Ber: 
mächtnig nicht erwirbt; im legteren (fideicommiſſariſche Subftitution, subst. in seecundum 
casum), daß der Vorbedachte Erbe, VBermächtnignehmer wird, aber nach Maßgabe ber 
Derfügung das Zugewendete demnächſt an den Nachbedachten außfehren fol, Man follte 
daher den Bulgarjubftituten Nächiteingefegten, Nächftbedachten, den fiveic. Subft. Nachein⸗ 
gelegten (nicht Nacherben, denn dies jceitert an dem: semel heres, semper heres) 
Dam. Nachbedachten nennen. Somit iſt der Bulgarfubflitut ſtets gewiſſermaßen bedingt 
(richtiger: eventuell) berufen, und die jog. Bedingung tritt ein mit den Wegfall des Vor- 
mannes (Subftitution ſchließt an fich Accrestenz , ; tft er dagegen entioeber Miterben 
bzw. Collegataren oder fucceffio Berufenen d. h. ſolchen verſchiedenen Grades ſubſtituirt, 
fo tritt fie im Zweifel erft dann ein, wenn alle jene fortgefallen find, ohne daß aber auf 
Die Reihenfolge des Wegfalls etwas anfüme (substitutus substituto censetur esse subst. 
instituto). Jene ſog. Bedingung ift deficirt für den Subftituten, ſobald der Vorbedachte 
(institutus, Vermächtnißnehmer) erwirbt, follte derſelbe auch nachträglid, Dagegen refti- 
tuirt werden. Auch können mehrere, fei es Eingeſetzte oder Nächſtberufene einander gegen⸗ 
ſeitig ſubſtituirt ſein (subst. reeiproca), was oft in Einer Satzform geſchieht (s. brevi- 
loqua); bier ift die für bie Inftitutton verfügte Theilbeftimmung im Zweifel aud für 
die Subftitution maßgebend, — Während der Code civil die Eubftitution als folde 
verbietet und nur bedingter Dispofition überhaupt erwähnt, behandelt das Preuß. L.R. 
die gemeine Subftitution furz und ſachgemäß. Abweichungen vom rom. Recht: Abkömm⸗ 
linge eines eingejegten aber vor dem Teftator verftorbenen Kindes gelten als ſtillſchwei— 
gend jubftituirt; der Subftitut hat ſchon mit dem Tode des Teftator ein auf feine Erben 
wererbliches wenngleich bedingtes Recht; muß oder kann der Erftbebachte fein ermorbene® 
Recht wieder aufgeben, jo lebt das Recht des Subſtituten wiederum auf. Das Sächſ. 
G. B. nennt die V. Nacherbeinſetzung, mit analoger Ausdehnung auf den Nachvermächt⸗ 
nißnehmer, weicht indeß nur unerheblich ab vom gemeinen Rechte: Wer ſeinem Miterben 
zum Nacherben ernannt iſt, kann, wenn er als Erbe ausgeſchlagen bzw. angetreten hat, 
nichtsdeſtoweniger als Nacherbe noch antreten bzw. ausſchlagen; eine Folge der Beſeitigung 
Ddes: nemo pro parte testatus ıc. 

Lit. u. Oſgb.: Slüd, Bd. 40 u. 41. Arndt im Reqtale ricon X. 656 ff. — 
Inst. 2, 15. D. 28, 6. Preuß. A.LR. I. 12. 4 30 ff. 458 ff. IL. 2. 8.433. Ce a. 896. 
1041. Sächſ. ©.B. 88. 2187 ff. 2263 ff. 2411 Schütze. 

Vultejus, Hermann, geb. 1555 zu Wetter, ſtudirte in Marburg, war daſelbſt 
Lehrer, machte Reifen nach der Schweiz und Italten, trat 1581 in die jur. Facultät, 
jtarb 1634. 

Schriften: Tract. de judiciis c. Jo. Vulteji, Cassell. 1654. — Gutachten in ven 


Consilia Marpurgensia, Marp. 1611. 1613. 1614. Francof. 1631. — Jurispr. Rom, a Jus- 
tiniano compositae |. A. Marp. 1590, zulett 1748. 


Lit.: Zeitſchr. für Fedtsgeſg VIII. 289. 290. — Friedberg, Das Recht der Eheſchlie— 
gung, Leipz. 1865, S. 237. — Jahrb. d. gem. deutſchen R. II. 69. — Muther, De origine 
processus Drovocatorit er lege diffamarı, Erl. 1853 Teihmann. 
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W. 


Waffenſtillſtandsverträge (pacta induciarum, traités d’armistice) werten 
von im Kriegsſtande befindlichen Mächten geſchloſſen, um gegenſeitige, zeitweilige Einſtellca 
der Feindſeligkeiten vertragsmäßig ſicher zu ſtellen; ſei es, daß es ſich handle um de 
Vorbereitungen zur Herbeiführung des Friedensſtandes, zur Feſtſtellung eines beftimn:z 
friegerifhen Erfolgs (3. B. Capitulation); fei es, daß nur eine Paufe der Kriegseres 
tionen beabfichtigt werde. Man unterfcheivet allgemeine W. (treves) für bie fm: 
führenden Mächte in ihrem gejammten Umfange, auch die Alliirten mit eingetichloter: 
und bejundere (partielle, fpeciale). für bloße Theile der kämpfenden Parteien, ein: 
Operationslinien, Rayons des Kriegöfeldes, Arten von Feindfeligkeiten. Die erftern m 
Staatsacte; fie werden nur von den anerkannten Häuptern der Kriegsparteien, insbeſen 
dere den Souverainen oder ihren Bevollmächtigten abgeichloffen. Die Iettereh traz- 
den Charakter militäriiher Maßregeln. Zu ihrem Abſchluß gilt völkerrechtlich ie 
militärische Befehlshaber ſoweit befugt, als fein Commando (4. B. Feſtungscommandt 
reicht, auch ohne Ratification des Kriegsherrn. Gingen die von einem folchen übernen- 
menen Verpflichtungen weiter, jo wären fie als bloße Sponfionen zu betrachten. 

W. heben nicht den Kriegsftand unter den Barteren auf, ſondern ſuspendiren 
alle weiteren friegeriichen Maßregeln. Demnach ift jevem Waffenſtillſtande die Clar‘: 
der Erhaltung des räumlichen Statusquo immanent. ine Ausdehnung des Oper 
tionsfeldes gegen den Feind darf nicht unternommen ; eine Oeffnung der feindlichen Yur: 
nicht gefordert werden. Innerhalb feined Gebietes Tann aber jeder Theil (z. B. vu & 
lagerte Feftung) zu Befejtigung, Sicherung, Ausbeflerung feiner Pofitionen thun me 
ihm gut dünkt; (jo ſchon 9. Oroot, II. 21, 7, Puffendorf de jure nat. VIII. 
7, 9; und neuerdings vornehmlich Heffter, Dagegen fehr entichieven Battel 8. 216 7 
und ihm nad) Wheaton, auch Bluntſchli mod. BR. 8. 691). Um jeden Zwei: 
zu beleitigen, werben häufig Demarcationslinien vereinbart. Mit der Sußpenfien te 
militäriſchen Maßregeln wird im Allgemeinen ein unſchädlicher Privatverfehr der im Kriege 
ftande befindlichen Perſonen für vereinbar geachtet. 

W. werden bald auf beftimmte, bald auf unbeftimmte Zeit gefchloifen. Im erfic: 
Falle unterjcheiden fie fih, wenn die Frift auf Jahre bemefien wird — fo regelmins 
im Mittelalter, in der Neuzeit nod, bei W. der Türkei, des treves à longues anndes — 
vom Friedensſtande nur dadurch, daß der Kriegsgrund perpetuirt wird. Im legten Kal: 
wird zur Aufhebung derfelben vorherige Auftündigung verlangt. Die Verbindlichkeit de 
W. beginnt für die contrahirenden Theile mit dem vwerabredeten Anfangspunft ; für tz 
Truppen mit der Kenntnißnahme; für den Schaden, der durch verzögerte Kenntnißgade 
geichieht, ift Die Staatsgewalt felbft verantwortlich. 

In Bezug auf Form, Betärkung, Interpretation, Aufhebung unterliegen bie & 
den gewöhnlichen völferrechtlichen Kegeln. Einen ganz formlos, auf Türzefte Zeit a 
Ichloffenen, örtlich beſchränkten Waffenftillftand nennt man ®affenruhbe (cessation, sur 
pension d’armes). F. v. Martig 


Wahlgeiete find diejenigen Geſetze, durch welche die Berechtigung zu wählen, du 
jog. active Wahlfähigfeit, die Fähigkeit gewählt zu werben, die fog. pafjive Wahlfähigfe:, 
und die Art und Weile, in welcher die Wahl vollzogen wird, der Wahlmodus oder dei 
Wahlverfahren, binfichtlich aller durch Wahl zu befegender Plätze in den Volksvertretunget 
dev einzelnen Länder beftimmt werden. Regelmäßig enthalten die deutſchen Verfaſſungé 
urkunden mehr oder weniger ausführliche Beſtimmungen über die Wahlen der Stänte 
mitglieder, haben jedoch meiften® die eingehende Normirung der Wahlberecbtigung, der 
Wählbarkeit und des Wahlverfahrens beſonderen Gefegen überlaſſen. Diefe find bin un! 
wieder, 3. 3. in Baiern, in ihrem Beftande dadurch gefichert, daß ihnen auf 
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drücklich der Charakter eines Verfaſſungsgeſetzes beigelegt, ihre Abänderung alſo von der 
Einhaltung der erfchwerenden Formen abhängig gemacht wird, melde in den Verfaſſungs⸗ 
urkunden felbft für deren Abänderung feſtgeſetzt worden find. 

Die Wahlgefege der einzelnen deutichen Länder find nach der Zeit ihrer Entftehung 
außerordentlich verſchieden. In den älteren Wahlgeſetzen herricht die Tendenz, bie alten 
Geburts- und Berufsftände, wie fie regelmäßig in ven altlandftändifchen Verfaſſungen 
vertreten gewejen waren, auch in den modernen Repräfentatioverfaffungen zur Grundlage 
der activen und paffiven Wahlfähigkeit zu machen oder doch die Wahlberechtigung und 
die Wählbarfeit hauptſächlich an den ritterichaftlichen, ftäbtifchen und bäuerlichen Grund: 
befig zu fnüpfen. Die neueren Wahlgefete haben dagegen dem Wahlrecht in activer wie 
paffiver Beziehung eine immer größere Ausdehnung gegeben, bis endlich das Wahlgeſetz 
für den Norbbeutichen Reichstag das allgemeine, gleiche und directe Wahlrecht eingeführt bat. 

Was zuerſt die active Wahlfähigkeit, d. h. das Recht zu der Wahl eined Mit- 
glied8 der Ständeverfammlung eine Stimme abzugeben, betrifft, To ift dieſelbe am be- 
ſchränkteſten hinſichtlich aller derjenigen Pläte der erften Kammern, welde durd Wahl 
vergeben oder doch durch die auf Grund einer Wahl vollzogene Tandesherrliche Ernennung 
befetst werden. Um nämlich an der Wahl des Mitglieds einer eriten Kammer Theil 
nehmen zu können, muß der Wähler regelmäßig demjenigen Berufs- oder Geburtsftande 
bez. derjenigen Claſſe des letzteren angehören, welche durch den Gewählten vertreten 
werden fol. So können die in dem preußiichen Herrenhaufe den Befitern des alten 
und befeftigten Grundbeſitzes eingeräumten Pläte nur auf Grund einer Wahl von Seiten 
Diefer Beſitzer durch den König bejet werben; jo fieht nur den mit einem Rittergute an= 
gejeilenen Grafen ein Recht zu, einen Vertreter der einzelnen preußiſchen Grafenverbände 
zır wählen und dem Könige zur Berufung in das Herrenhaus zu präfentiren. 

Das Gleiche gilt regelmäßig für diejenigen Staaten des Einkammerſyſtems, deren 
Bolksvertretungen aus einzelnen nach Geburtsftand, Grundbeſitz, Beruf, Vermögen u. dgl. 
beſtimmten Gruppen beftehen: auch in ihnen fann der Vertreter der einzelnen Claſſe nur 
von den Mitgliedern diefer Elaffe gewählt werben. 

Weniger beſchränkt ift durchgehends die active Wahlfähigfeit binfichtlih der Zu— 
faınmenfegung der zweiten Kammern. Bor dem Jahre 1848 mar man freilich überall 
Darauf bedacht, das Gewicht der Kopfzahl bei den Wahlen für bie zweiten Kammern 
möglichſt abzuſchwächen, da dafjelbe ſelbſtverſtändlich bei einem unterfchted8los gleichen 
Stimmgewiht Aller das Gewicht der Bildung und der wirthſchaftlichen Bedeutung voll- 
kommen aufzuheben im Stande if. In Folge diefer Erwägung theilten die älteren Wahl- 
geſetze und Verfaſſungen die Bevölkerung durchgehends in gemiffe, durch Vermögen, Ge— 
werbe, Grundbeſitz beſtimmte Claſſen, deren jede eine beſtimmte Zahl von Abgeordneten 
zu wählen hatte. Regelmäßig wurden die Wähler in drei Hauptgruppen getheilt, won 
welchen die erſte aus den Rittergutsbeſitzern, die zweite aus den Bürgern der Städte 
und die dritte aus den kleinen bäuerlichen Grundbeſitzern beſtand. Im Einzelnen war 
dieſe Zuſammenſetzung ber zweiten Kammern in den verſchiedenen Ländern verſchieden: 
während nämlich ein Theil der Verfaſſungen aus dem Zeitraum von der Gründung des 
Deutſchen Bundes bis zu dem Jahre 1848 regelmäßig an dieſer Dreitheilung der Wähler 
feſthält, gehen andere Verfaſſungen und Wahlgeſetze aus derſelben Periode darauf aus, 
das hervorragende Gewicht des Grundbeſitzes zu mindern und dafilr dem nicht in Grund⸗ 
beſitz beftehenden Vermögen, ferner ven gelehrten Berufsftänden, dem Gewerbe und dem 
Handel eine größere Bedeutung in den landſtändiſchen Berfammlungen zu ſichern (die ſog. 
Intereffenvertretung). 

Sonach war vor dem Jahre 1848 die active Wahlfähigkeit regelmäßig nicht blos 
von dein Befig des vollen Staatöbürgerrechts, ſondern überdied noch von der Zugehörig— 
fett zu einer der verjchievenen Wählerclaffen abhängig, und in allen deutſchen Ländern 
war ein großer Theil der Staatsangehörigen, nämlich die nicht im Beſitze des Bürgerrechts 
befindlichen Stadtbewohner und die nicht grundbeſitzende Landbevölkerung, ſowie regelmäßig 
alle Nichtchriſten von der activen Wahlfähigkeit ausgeſchloſſen. 
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Das Jahr 1848 war für die Weiterentwickelung der deutſchen Wahlgeſetze ver 
größter Bedeutung: die demokratiſchen Träger der politiichen Bewegung dieſes Jahres 
forderten das allgemeine Stimmrecht und waren wenigſtens voritbergekend im Stank, 
ihre Forderung durchzufegen. Seiner Idee nach follte das allgemeine Wahlrecht die ac- 
tive Wahlfähigfeit aller willensfähigen Perfonen bedeuten; doch iſt in feinem Gele, 
welches das allgemeine und gleiche Wahlrecht dem Volke zuſprach, dieſe Idee zu rel: 
fommener Erfcheinung gebracht worden. Vielmehr bat man fomohl in dem Reichswabl⸗ 
gefeg vom 12. April 1849 als auch in den dieſem nachgebildeten oder Doch umter der⸗ 
jelben Einflüffen entftandenen Wahlgefegen der einzelnen Pänder an der ausichhieklisen 
Wahlberedtigung der Männer feftgehalten. Ferner ift Allen, welche das 25. Lebensjahr 
noch nicht zurlidgelegt haben, endlich denen, welche nicht vollkommen ſelbſtändig jır:, 
wie den in väterlidder Gewalt, unter Euratel oder in Koft und Kohn eines Anderen fleber- 
den Perjonen regelmäßig die active Wahlfähigkeit vorenthalten worden. Endlich ift überal 
den Beicholtenen, welche wegen eines entehrenden Verbrechens beftraft oder wegen eins 
ſolchen angeflagt und noch nicht frei geiprochen worden find, und den im Concurs Bent 
lichen, ſowie Hin und wieder ben wegen verfuchter oder verübter MWahlbeftehung Ber: 
urtheilten die MWahlberechtigung entzogen. 

Nachdem die Bewegung des Jahres 1848 niedergemorfen worden war, fin art 
die unter ihrer Einwirkung zur Entftehung gekommenen Wahlgefege ver einzelnen Line 
wenigftend theilmeife wieder unpraftiid geworben. Aber dennodh bat man fidh in-me- 
reren deutlichen Staaten des Zweikammerſyſtems von der Bildung der zweiten Kammer: 
nad Standes-, Vermögens: oder Berufsclaffen dauernd abgemendet und den zweiten Kam- 
mern die Aufgabe zugeiprochen, das gelamınte Volt als eine einzige und einheitliche, burt 
Beruf, Stand, Vermögen nicht getrennte Maſſe zur Ericheinung zu bringen. Um jest 
den Staat vor den möglicherweile gefährlichen Folgen biejer neuen Zuſammenſetzung te 
Bollörepräfentation zu hüten, hat man ſich entweder zu einer Belchränfung ber acına 
Wahlfähigfeit oder zu anderen Modificationen des aus dem Jahre 1848 überfommmme 
allgemeinen Wahlrechts entichloffen. So haben mande Wahlgelege die active Wabl⸗ 
fähigfeit ſchlechthin nur den zu den Gemeindemahlen ihres Wohnorts Berechtigten zux- 
ſprochen und überdies geforvert, daß der Wähler irgend eine birecte Staatöfteuer zu zable 
habe, auch mit derſelben nicht im Ruckſtande fei. Andere Wahlgefeke, 3. B. Das pre: 
ßiſche, haben die active Wahlfähigkeit allen Staatsangehörigen zugeiprochen, welche das 
in den einzelnen Wahlgeſetzen vworgefchriebene Alter — meiſtens 25 Jahre — erh 
haben, vollfommen felbftändig find, alſo insbeſondere ſich nicht unter irgenb einer Ver 
munbichaft befinden, im Bollbefig der bürgerlichen Rechte find und überdies einen x: 
wiſſen Zeitraum hindurch in der Gemeinde ſich aufgehalten haben, in welcher fie rer 
ihrem Wahlrecht Gebrauch machen wollen. Um aber dem ausichlaggebenden Gewicht de 
bloßen Kopfzabl vorzubeugen, bat das preußiſche Wahlgefeg vom 30. Mai 181: 
alle Wähler in drei nach der Höhe ihrer Steuerzahlungen beftimmte Claſſen eingetbail:. 
die indivecte Wahl eingeführt und jeder ber drei Wählerclafien die gleiche Zahl ze 
Wahlmännern zugemwiefen. 

Neuerdings ift man bei Begründung des Norddeutſchen Bundes auf das glei 
Wahlrecht Aller zurückgekommen. Schon der Bildung des conftituirenden Reichstags ze. 
das Reihsmahlgefeg vom 12. April 1849 freilich unter mannichfachen, von den Yan 
tagen der einzelnen Länder befchlofienen Modificationen zu Grunde gelegt worden. Tum 
hatte die Norddeutſche YBundesverfaffung ausdrücklich beftimmt, daß ver Reichstag ar 
allgemeinen Wahlen hervorgehen folle, und enblich ift durch die Berathungen des erfim 
ordentlichen Reichstags das Wahlgeſetz für den Nordbeutichen Reichötag vom 31. Mi 
1869 feftgeftellt worden, welches die in den einzelnen norddeutſchen Bundesländern für die 
Reichstagswahlen erlaffenen Geſetze und Verordnungen aufhebt, feit ver Begründung ie 
deutjchen Reichs aber auch für die fübbentichen Staaten Geltung hat. Das Wahlgeiek ver 
31. Mai 1869 fpricht jedem männlichen, mehr als 25jährigen, innerhalb des Norddentſcher 
Bundesgebietes wohnenden Bundesangehörigen die active Wahlfähigfeit zu. Doch fint al: 
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diejenigen, welche ſich als Soldaten, gleichviel ob als Offiziere oder Gemeine, ald Reſer⸗ 
viften oder Landwehrmänner, im Heere oder in der Marine, bei der Fahne befinden, 
ferner diejenigen, welche unter irgend einer Bormundichaft ftehen oder endlich im Zuftande 
des Concurſes find, jo lange nicht wahlberecdhtigt, als diefer Zuftand dauert. Endlich 
find die aus öffentlichen oder Gemeindemitteln unterftügten, bez. im letten der Wahl 
vorangegangenen Jahre unterſtützt gemefenen, ſowie diejenigen Berfonen, denen in Folge 
rechtöfräftigen Erfenntnifles der Vollgenuß der ftantsbürgerlichen echte entzogen ıft, für 
die Zeit der Entziehung nicht wahlberechtigt. Eine Verurtheilung wegen politiicher Ver: 
brechen und Vergehen zieht den Berluft der Wahlberechtigung nur für die Zeit bis zum 
Ablaufe der Strafvolftredung oder bis zu der etwaigen Begnadigung nach ſich. — 

Die paſſive Wahlfähigkeit, d. h. das Hecht als Abgeorbneter gewählt zu werben, 
ift überall von denjelben Eigenichaften abhängig, an deren Borhandenfein die active 
Wahlfähigkeit gefnüpft ift. Doch haben bie meiften Wahlgefege noch eine Reihe anderer 
Erforderniſſe aufgeftellt, durch welche die paſſive Wahlfähigkeit bedingt iſt. Auch hier ift 
ein allmäliger Fortſchritt zu freifinnigeren Beitimmungen von den älteren Wahlgejegen 
bis zu den neueren zu erfennen. 

Früher war bei der gruppenweiſen Zulammenfegung der Landtage, wie fie fich noch 
Immer in den meiften Staaten des Einkammerſyſtems findet, regelinäßig vorgeichrieben, daß 
der Abgeordnete jeder Gruppe auch diefer felbft angehören müſſe, Beftimmungen, welche ſich 
in entfprechender Weile da wiederholen, wo in den erften Kammern Site durch Wahl be= 
jeßt werden. ine jelbftverftänpliche Beichräntung der Wählbarkeit war die Beſtimmung, 
daß Jemand, der bereit Mitglied der 1. Kammer fei, nicht zugleich zum Abgeordneten 
für die 2. Kammer gewählt werden dürfe. Ferner galt früher hin und wiever, daß ber 
einzelne Abgeordnete in dem Wahlkreiſe, in welchem er gewählt worden, aud wohnhaft 
fein müffe. Endlih war häufig ein längerer, zmweis, reis oder fünfjähriger Aufenthalt 
im Lande ſowie ſtets ein höheres Alter ald Bedingung für die paljive Wahlfähigfeit 
vorgefchrieben, meiftend 30 Jahre; für die paffive Wahlfähigfett zur 1. Kammer mwurbe 
Hin und wieder fogar die Erreichung des 40. Lebensjahres gefordert. Schließlich be— 
ftimmten die Wahlgeſetze wohl auch einen höheren Genfus für die palfive wie für die 
active Wahlfähigkeit, oder fie forderten, da, wo die active Wahlfähigfeit an dergleichen 
Borausfegungen nicht gebunden war, für die palfive Wahlfähigfeit überhaupt die Ent- 
richtung eines beftimmten Steuerbetrags oder auch eimen Grundbefig von beftimmten 
Ertrage. Staatödiener find zwar von jeher in Deutfchland für palfiv wahlfähig evflärt 
worden; aber auch der Eintritt der Staatsdiener in eine Ständenerfammlung 
war in ben älteren Berfaffungen an den von der Regierung ertheilten Conſens ge- 
bunden. Erft neuere Wahl- und Berfaffungsgelege beftimmten, daß gewählte Staats⸗ 
Diener entweder gar feines Urlaubs bebürfen over daß ihnen derſelbe nicht oder nur aus 
bejonderen dem Landtage mitzutheilenden oder von dieſem zu genehmigenden Gründen vers 
weigert werben könne. 

Nachdem die neueren, unter der Einwirkung des Jahres 1848 entftandenen Wahl: 
geſetze durchgehends die Beringungen der Wählbarfeit gemilvert hatten, hat das Wahl- 
gefeg zum Norbveutichen Reichötag auch auf diefem Gebiete den Forderungen des Liberalis⸗ 
mus weitgehende Conceffionen gemacht. Hierher gehört vor Allem die Beſtimmung, daß 
ver Reihötagsabgeorpnete fein höheres Alter als ver Wähler (25 Jahre) zu haben brauche. 
Ebenſo ift die Wählbarkeit von ber Bedingung befreit, daß der Abgeordnete in dem 
Wahlfreife feinen Wohnfig haben müſſe, und endlich find auch Mitglieder des ftehenven 
Heeres, obgleich fie die active Wahlfähigfeit nicht befigen, für wählbar erklärt. Beſchrän⸗ 
kende, die Wählbarfeit betreffende Beitimmungen find nur viele: Während jeder Bundes⸗ 
angebörige wahlberechtigt ift, iſt nur derjenige Bundesangehörige wählbar, welcher jeit 
mindeftend 1 Jahre einem zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staate angehört, jedoch 
ohne daß er feinen Wohnfig zur Zeit ber Erwählung innerhalb des Norddeutſchen 
Bundesgebietes haben müſſe. Weiter kann Niemand zum Reichstagsabgeorhneten gewählt 
merben, welcher bereit8 Mitglied des Bundesraths iſt. — ‘ 
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Die Geſchichte des Wahlverfahrens oder des Wahlmodus in Deutſchland zeigt Te 
ſelben Wandlungen wie Die Geſchichte der activen und paſſiven Wahlfähigkeit. 

Zur Zeit der alten Landſtände war ver Wahlmodus überall da, wo Die Yandiläte 
gewählt wurden, die directe Wahl, d. h. der meiften® fehr enge Kreis der Wahlberatn- 
ten wählte unmittelbar aus feiner Mitte den Abgeordneten. Die conſervativen Wabt 
und Verfaſſungsgeſetze aus dem Anfange des deutſchen Conſtitutionalismus Haben Mer 
älteren Wahlmodus meift behalten ımd konnten dies auch im vollen Einflange mit ihren 
Standpunkte thım, weil die älteren Berfaffungen die überkommene Stänvetbeilung :: 
Grundlage der Bollvertretung machten, Die Landftände in Gruppen tbeilten m: 
jeder Gtuppe die Wahl und MWäblbarkeit ausſchließlich zuſprachen. Mit ber fortidee: 
tenden Ausdehnung der activen und paſſiven Wahlfähigkeit wurde auch der Wahlmode⸗ 
verändert: man glaubte nämlich, durch - eine Veränderung ded Wahlverfahrend den & 
fahren vorzubeugen, melde aus einer Berallgememerung der Wahlberechtiaung erwadie 
fönnten. Dieſes Schutmittel erblidte man faft in ganz Deutichland im der indirche 
Wahl, welche in Folge deſſen auch der won den meiften deutſchen Wablgelegen ange: 
mene Wahlmodus geworden iſt. Hiernach haben alle Wahlberechtigten, Die ſog. Urwöble: 
nachdem fie in der von der Verfaſſung vorgeſchriebenen Weiſe berufen und auf Or: 
der Wäblerliften als wahlberechtigt anerkannt worden find, unter der Leitung entwede 
eines von dem Landesherrn ernannten Wahlcommiſſars oder der durch Das Geſes be 
ſtimmten obrigkeitlichen Perſonen aus ihrer Mitte Wahlmänner zu wählen, welche ci 
Eigenſchaften der activen Wahlfähigkeit beſitzen und überdies ſtets in dem betreñende 
Abſtimmungsbezirke wohnhaft fein müſſen. Hierbei iſt es regelmäßig geftattet, daß x 
Urmähler ſich ſelbſt ſeine Stimme giebt. Tiefe Wahlmänner haben dann und zwar, ebe 
auf ihren Wahlkreis beſchränkt zu ſein, den Abgeordneten zu erwählen. 

Weiter hat man ſich in der Mehrzahl der deutſchen Staaten gegen Die geheime Ab 
ftimmung erflärt, da man von der Einführung der öffentlihen von einem Durch die 3 
grerung emannten Wablcommiffar zu Protocol genommenen Abſtimmung erwartete, ® 
werde eine factifche Controle der für Wahlmänner und Abgeordnete abgegebenen Zur 
men und damit die Einſchüchterung eines Theiles der Wähler ermöglichen. 

Auch in Bezug auf das Wahlverfahren ıft die Begründung des Norddemde 
Bundes von bedeutendem influffe geweſen. Einmal ift die Wahl zum Reichſtaze 
abgeorbneten direct, d. b. der Abgeorbnete wird unmittelbar von den in den MWäühlerktr 
der einzelnen Abſtimmungsbezirke als wahlberechtigt anerfannten Perfonen gemählt. m 
iſt die Abſtimmung eine geheime, d. h. der Wähler bat einen zufammengefalteten ı’ 
nicht unterfchriebenen, überhaupt in feiner Weile die Perfon des Abſtimmenden fenzt: 
machenden Wahlzettel, worauf ber Name des Abgeorbneten zu jchreiben ift, in eine Web 
une zu werfen. Enblich müſſen die Wahlzettel außerhalb des Wahllocals mit = 
Namen des Candidaten verfehen werben. Schutmittel gegen einen Mißbrauch tik 
Wahlmodus find einmal die Beftimmung, daß jever Wähler feinen Zettel nur perlärls 
in die Wahlurne werfen kann, ferner daß die Beauffichtigung der Wahlbandlung ır 
ſolchen Perſonen, welche kein Staatsamt befleiden, übertragen werden darf, und daß de 
Bunction als Borfteher, Beiſitzer und Protocollführer in den Abftimmungsbezirten wir 
rend der Wahlhandlung fir ein umentgeltlihes Ehrenamt erflärt worden ift, ſowie x 
ih, daß die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahlergebniffes öffentlich find. 2: 
Tetstere wird nad) den meiften Wahlgefegen nach abfoluter Mehrheit und zwar rar: 
mäßig der abgegebenen Stimmen, nicht der wahlberechtigten Berfonen beftimmt, fe xt 
alio eine gültige Wahl au dann vorliegt, wenn überhaupt nur die Minorität de 
wahlberechtigten Perſonen wirklich an der Wahlhandlung Theil genommen bat. We 
Gültigkeit oder Ungültigfeit der abgegebenen Wahlzettel entjcheivet nach dem Norte: 
ſchen Reichstagswahlgeſetz der Vorftand der einzelnen Abftimmungsbezirte, muß jedoch d 
für ungültig erflärten Zettel dem Wablprotocoll beifügen, um dem Reichstag eine Pri— 
fung derjelben zu erinöglihen. Die Abſtimmung felbft erfolgt überall in den cimelm 
Abftimmungs- oder Wahlbezirken des Wahltreifed, deren Feſtſtellung früher allganrr 
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den Adminiſtrativbehörden überlaſſen war, jebt aber ın mehreren Staaten, 3. B. auch 
in Preußen und dem ganzen Nordbeutichen Bunde für die Wahlen zum Reichstage, durch 
Geſetz erfolgt if. Jeder Wahlkreis ſoll bei feiner geſetzlichen Feſtſtellung diejenige Ein- 
mwohnerzahl haben, auf welche nach der Berfaffung oder den Wahlgejegen Ein Abgeord- 
neter fommt; in jedem Abſtimmungsbezirke dageger müſſen mindeſtens jo viele Urwähler 
wohnen, al8 nad dem betreffenden Wahlgelege zur Wahl Eines Wahlmanned oder einer 
andern gefeglich beftimmten Zahl von Wahlmännern — in Preußen 3 — nöthig find. 
Bei der directen Wahl fällt dieſe Ruückſicht Telbftwerftännlich fort, und die Begrenzung ber 
Abitimmungsbezirfe wird deshalb hier weſentlich Durch die Rückſicht auf die Bequemlid- 
feit der Abjtimmenden beherrſcht. Eben deshalb ift im Norddeutſchen Reichstagswahl⸗ 
geſetz vorgeichrieben, daß die Abftimmungsbezirte möglichit mit den Ortögemeinden zus 
Jammenfallen jollen. An der Spike des Wahltreifes fteht nach demſelben Geſetze ein 
Wahldirector, welder das Reſultat aus ſämmilichen, in den einzelnen Abftimmungsbezirten 
abgegebenen Stimmen zu ziehen und danadı den mit abfoluter Mehrheit ermählten Sans 
Didaten für den Abgeordneten des Kreiſes zu erflären bat. Bei blos relativer Mehr: 
beit hat überall eine Neuwahl ftattzufinden; bei Stimmengleichheit entfcheidet häufig das 
VLoos. Tie Wahl bat regelmäßig im ganzen Yande bez im ganzen Gebiete des Norb- 
veutihen Bundes an Einem und demſelben Tage ftattzufinden, um eine Beeinfluffung 
der jpäteren Wahl dur das Nelultat der früheren zu vermeiden. 

Ueberdies pflegen die Wahlgefege meiſtens Beitimmungen über die Abhaltung von 
23ahlverfammlungen, Gründung von Wahlvereinen zur Berathung und Betreibung der 
Wahlangelegenheiten zu enthalten. Das Wahlgeſetz fiir den Norddeutſchen Reichstag ge- 
ftattet diefelben in einem meiteren Umfarg als dies früher in Deutſchland der Fall war. 
Doch gehören die einfchlagenden Beftimmungen in die Bereind- und Berlammlungsgejege 
und regelmäßig pflegt auch eine Verweiſung auf diejelben ftattzufinden. 

Duellen: Wahlgeſetze und Berfaſſungsbeſtimmungen "über die. Abgeorbnetenwahlen aus 
ber Beriode von 1815 — 1848. Baiern: Verfg.Urk. Tit. VI. 88. 7 — 15 ımd Beilage X zu 
ber Berfg ur. Sadfen: VBerfg.ürt. 58. 61—77. Wahlgef. v. 24. Sept. 1831. Würtem- 
berg: Verfg.Urk $$ 124—154.. Baden: Berfg.Urf. 88. 27— 37. Wahlordn. v. 23. Dechr. 
1818. eifen- Darmftadt: Verfg.Urk. 88. 51 —60. Meiningen: Grundgef. $. 162— 
198 u. ſ. w. — Wahlgeſetze und Berfaffungsbeftimmungen aus der Periode 1848 bis auf bie 
Gegenwart. Breußen: Verfg Urk. X. 65 — 74. Wahlgeſetz v. 30. Mai 1849. (Die bierzu 
gehörigen Wahlreglements und fonitige die Wahlen betr. VBerorbnungen und Geſetze ſ. bei 
v. Rönne, Staater. d. preuß Monarchie, 3. Aufl. Bd. T, Abth. 2. $. 115.) Baiern: Ber- 
faffungsgefeß, die Wahl der Yandtagsabgeorbneten betr. v. 4. Juni 1848. eonurg-@otpn: 
Verfg. Urk. 88. 143—155. Wahlordn. v. 3. Mai 1852. Braunfhmweig: Gef. über die Zu- 
fammenfegung der Landesverfammlung v. 22. Nov. 1851. Wahlgeſ. v. 23. Nov. 1851. Ol— 
benburg: Verfg.Urk. A. 112 — 121. Wahlgef. v. 22. Novbr 1852. effen- Dasmaant: 
Gef. v. 6. Sept 1856. Gel. v. 14. Juli 1862. Sachſen: Wahigeſ. v. 19. Oct. 1861. 
Nd. Bund: Verf. Urk. A. 20. 21. Wahlgef. v. 31. Mai 1869 u. f. w. 

Lit.: H. Zahariä, Deutjches Staats. u. Bundesrecht, 3. Aufl. Bd. J. S. 625 — 
629. 638—646. 66U— 664. H. Zöpfl, Grundſätze des gem. deutſchen Staatsrechts, 5. Aufl. 
Br. H.©. 255—283. Thudichum, Verfaſſungsrecht des Nd. Bundes, Tüb. 1870, S. 13— 
17. 133—160. 599-606. Außerdem die Darftellungen bes PBarticularftaatsrechts von Rönne, 
Bözl, Mohl. Ferner: Fr. Bülau, Wahlrecht u. Wahlverfahren, Leipz. 1849. R.v. Mohl, 
Staatsrecht, Völkerrecht und Bolitit, Bd. 1. ©. 333 fi. ©. Waitz, Grundzüge der Politik, 
Kiel 1862, S. 219. Schäffle, Die geheime Stimmgebung: Zeitfchr. f. d. gefammte Staats- 
wiſſenſch. 21. Jahrg. F. Brochaus. 

Wahnſiun und Blödfinn find vie generellen Bezeichnungen des preuß. Straf⸗ 
geſetzbuchs fir Geiſtesſtörungen, welche es von der Zurechnungsfähigkeit ausſchließt, Ra - 
ferei, Wahnſinn md Blödſinn find die Termin des Civilgeſetzbuchs, nach⸗ 
gebildet und ſynonym den franzöfiichen fureur, demence und imbecillite. Das preuf. 
R. definirt den Wahnfinn al8 Yuftand, in welchem Jemand der Vernunft gänzlich be 
raubt ifl, der Blödfinn wird als Zuſtand, ın dem Jemand die Folgen feiner Handlungen 
nicht zu überſehen vermag, charakteriſirt. Die Unzulänglichkeit diefer Terminologie für 
die Nomenclatur der Geiſteskrankheiten iſt allgemein anerkannt. Sie ſtammt aus 
einer Zeit, wo man irrthümlicher Weiſe nur Wahnideen als Kriterien der Geifteöftdrung 
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fannte, entgegen der Erfahrung der Neuzeit, daß es auch Seelenftörungen gibt, mie, 
ohne zu Wahnideen zu führen, bie Freiheit der Selbftbeftimmung aufheben. Unter 3. 
und DL. verfteht die Pſychiatrie pſychologiſch ganz beftimmt charakterifirte Zuftänte, dere 
Definition durchaus nicht der gejeglichen entipricht. Durchaus nicht alle Geiftestrank 
find der Vernunft beraubt oder unvermögend die Folgen ihrer Handlungen zu überleg 
Mit dieſen Begriffsbeftunmungen find die Kriterien der Zurechnungsfähigkeit weder cr: 
ſchöpft mod) gegeben. Der Experte ift deshalb gendthigt, in einem all der wohl Gere 
krankheit, nicht aber W. oder BL. nach der geletlichen Definition ft, zu erflären, tat 
W. oder Bl. „un Sinn des Geſetzbuchs“ vorliege, womit der Wortlaut des Gefeges um: 
gangen und der wiſſenſchaftlichen Terminologie Zwang angethan wird. 

Weſentlich aus diefen Motiven bat der $. 46 des Nd. Strafgefeg-Entwurfg ven dr 
nie erichöpfend möglichen Clafjification der Geiftesftörungen Umgang genommen und gcz: 
allgemein beftimmt, „daß eine Handlung als Verbrechen oder Vergeben nicht zu beirasız 
fei, wenn die freie Willensbeftimmung zur Zeit der That ausgeſchloſſen war.” Tiei: 
allgemeine Beſtimmung der Unzurechnungsfähigkeit ift ungleich braudgbarer und dem der: 
Schritt der Willenfchaft entſprechender als die der älteren Geſetzgebungen, in specie ix 
preußifchen nach deren $. 40 „Ein Berbrechen oder Vergeben nicht vorhanden tft, mer 
der Thäter zur Zeit der That wahnsinnig oder blödfinnig war.” Die Km 
des Weſens der Geiſteskrankheiten ift für den Richter wegen der beſonderen criminal: ım: 
civilrechtlichen Yolgen, welche jene nad) fich ziehen, eine praktiſche Rothwendigkeit. Jade 
wir bei der nachfolgenden rejumirenden Tarftellung der Irrejeinszuftände der geſetzlicer 
Terminologie folgen, verftehen wir unter den Begriffen von W. und Bl. ſämmils 
Erieheinungsgruppen des Irreſeins und ordnen unter W. im geſetzlichen Sinn Die Ku: 
lichen primären Formen deffelben (Melandolie, Tobſucht, Wahnfinn), unter BL. vie mt 
aus jenen hervorgehenden pfychiſchen Schmächezuftände (Verrüdtheit, ermorbener und a 
geborener Blödfinn) ein. 

1. Die Melancholie: Ihr Welen ift ein Zuftand fchmerzlicher Selbftemziz: 
dung, ein pſychiſches Wehefein, ald Ausdruck einer krankhaften Störung der Himtkirz 
feit. Der von ihr Befallene fühlt fich traurig ohne Grund, muthlos, bange, von trübe 
Gedanken, Eorgen und Zweifeln gequält. Er fühlt ſich jelbft und alle feine Beziehums 
zur Außenwelt verändert, meift gleichgültig gegen feine Lebensinterefien, feine gemese: | 
Thätigfeit fallt ihm ſchwer bis zur Unmöglichkeit. Mit diefer Störung der Gefühle ve: 
binden fich foldhe im Borftellen, Hemmung des Gedanfenablaufs, krankhafte Prävaler; 
einzelner, meift peinlicher Borftellungen. Mit dieſem Zuftand rem affectiver Melandebe 
(Melanch. sine delirio) beginnt die Mehrzahl der Geiftesftörungen; er kann Mon 
und Sabre als folder beitehen ohne in W. überzugehen. Yeicht fommt es «= 
Selbſtmord, indem der krankhafte Bewußtjeinszuftand unerträglih wird. Nicht Tele 
treten zu dem einfachen Gemüthsirreſein Sinnestäufchungen hinzu; um weitern Fortjder: 
der Krankheit beobachtet man auch häufig Anfälle plöglicher, bi8 zur Trübung und Art: 
hebung des Selbftbewußtjeins jich fteigernder Seelenangft. 

Man hat diefe Anfälle raptus melancholicus genannt und fie auch ım Verlar 
der Hypochondrie, Epilepfie, Häfterie und des Säuferwahnfinns beobachtet. Ihre Beder⸗ 
tung für das Forum ift eine große, da der Kranke in blindem ‘Drang feiner ſchrecklide 
Seelenangft ein Ende zu machen, ganz finnlofe Handlungen (Mord, Berftünmelnn, 
Brandftiftung, Selbftinord) begeben kann. Cine Prämebitation ift hier umnöglich, es rin 
Handlungen des Augenblids, ohne Wahl von Mitteln, Zeit und Ort, gleichlam comıl 
ſiviſche Entladungen unerträgliher Bewußtſeinszuſtände. Charakteriftiih nad) der Thet 
ift die Remiſſion, die Erleichterung welche der nun ruhig und bejonnen gewordene Kranfe 
fühlt. Die Erinnerung fir den Anfall kann gänzlich aufgehoben oder nur ſummariſe 
fein. In feltenen Fällen bat man derartige Zuftände als ſelbſtändige trauſitoviſe 
Seelenftdrung während der Menftruation, im Wocenbett und ohne näheren Anlas 
bei ſcheinbar oder wirklich Gefunden beobachtet (Melancholia transitoria). 

Dadurch, daß aus dem im Obigen erwähnten Zuſtand einfacher Gemüthsvepretiicn 
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krankhafte triebartige Strebungen durch Tranfhafte Gefühle und beſtändig das Bewußtſein be- 
unrubigende Ideen gewedt, auftreten können, wirb die Zurechnungsfähigteit in Frage geftellt. 
Es ift nicht zu bezweifeln, daß in ſolchen Zuftänden troß intafter Vernunft und innerem 
Widerftreben des Handelnven, bei vollem Strafbarkeitsbemußtfein, vie freie Selbftbeftim- 
mung durch krankhafte Gefühle und davon abhängige unfreie Strebimgen aufgehoben 
werden kann, der Wille gänzlich lahm gelegt, und gegen alles beifere Wollen und Streben 
zwangsmäßig eine Gewaltthat vollbracht wird. Meiſt find e8 dann äußerlich unmotivirte, 
den Thäter felbft zum enpfindlichen Nachtheil gereichende Hanblungen (3. B. Mord ber 
liebften Angehörigen, Brandftiftung im eignen Haufe), die von folden Unglücklichen 
begangen werben. 

2. Unter Tobſucht (Manie) verfteht die Irrenheilkunde jene Zuftände bloßer Exalta- 
tion der Selbftenpfindung mit nur formalen Störungen des Vorſtellens (beichleunigter, 
abipringender Ideengang) und mäßiger Steigerung ded Bewegungsdrangs, welche in zu: 
nehmender Entwidelung bis zur Aufhebung des Selbftbemußtfeind zur Verworrenheit ber 
Borjtellungen mit Sinnestäufchungen und tobfüchtiger Zerftörungdwuth und Raſerei fort: 
Ichreiten können. , | 

Belonders die Teichteren mantafalıfchen Eraltationdzuftände bereiten in foro Schwie- 
rigkeit. Es befteht hier eine krankhafte Steigerung aller Geifteöfunctionen, größere ge— 
müthliche Erregbarkeit, und gefteigerte Willenskraft. Der Kranke, obwohl triebartig und 
unfrei in feinem Handeln, entwidelt eine krankhaft gefteigerte Leiftungsfähigfeit, er Ichentt, 
fauft, verkauft, verfchleudert fein Vermögen, kurz begeht die unfinnigften Handlungen und 
Erceſſe ohne in Worten zu deliriren — im Gegentheil, er weiß jein widerfinnige8 Han⸗ 
dein mit DVermunftgründen zu motiviren. Er räjonnirt richtig und belwirt in feinen 
Handlungen (folie raisonnante, delire des actes). Solche Zuftände einfacher mant- 
akaliſcher Sraltation mit blos formalen Störungen des Vorftellend, ohne Wahnideen, 
finden fich bei manchen Hyſteriſchen, als pertodifhe Formen von Tobſucht, als Initial⸗ 
ftadien des paralytiichen Größenwahnfinnd und als Vorläufer jchwerer Yormen von 
Tobſucht. Die VBerfügungsfreiheit gegenüber abaefchloffenen Käufen, Verträgen ꝛc. ericheint 
dann fraglich und gibt Anlaß zu Procefſen und gerichtlihen Explorattonen. 

Die Tobjucht erfcheint als continuirliche und periodilche Form, bei der letzteren kann 
die Zwifchenzett der Parorysmen Monate 618 Jahre betragen. Der Geiſteszuſtand in 
diefer intervollären Zeit kann Zweifel veranlafien. Man fpricht Dann von einem luci- 
dum intervallum. Daß es ſolche gibt, wird von der Geſetzgebung anerfannt und 
von der Erfahrung beftätigt. Berfteht man aber darunter einen Zuftand völliger geiftiger 
Klarheit und Freiheit, jo find die Iucid. interv. äußerft ſelten. Pſychiſch frankhafte Symp⸗ 
tome fünnen lange Zeit Iatent fein ohne verſchwunden zu fein (Amentia occulta), 
die Unterfuhung iſt bier oft enorm ſchwer. Borfiht in der Annahme von lucid. 
interv. ericheint geboten; meiſt werben Remilfionen der Krankheit für ſolche gehalten. 
Ganz befonderd gilt dies für die häufigen Nemiffionen im Verlauf des paralytiſchen 
Größenwahnſinns. Auch die fog. freien Zeiten bei Mania period. find nur Beiten der 
Latenz, und Gemüthsreizbarkeit, Gedächtnißſchwäche, Beichräntung der intellectuellen Leis 
flungen faft ausnahmslos während berfelben nachzuweiſen. In allen Formen von pſy⸗ 
chiſcher Krankheit können lueid interv. vorkommen, doch ift ihr Vorhandenfein nur durch 
ſorgfältige fachverfländige Prüfung im concreten Fall zu erweilen. Bernünftigfprechen 
ıft wie überall bei Geiſteskranken noch fein Kriterium geiftiger Geſundheit. 

Eine feltenere Form periodiſcher Manie ift eine periodiſche unwiderſtehliche Sauf⸗ 
ſucht (Dipsomania), die meift won einem Stadium gemüthlicer Depreffion eingeleitet wird. 

Auch findet fih im Verlauf tobjüchtiger Erregung mandmal auffallender Hang 
zum Stehlen. Nie ift der triebartige, zwangsmäßige Drang zum Stehlen die einzige 
pathologiiche Erſcheinung. Eine „Kleptomanie“ in diefem Einn, wie die „Monoma- 
nieen“ überhaupt, ift wiſſenſchaftlich nicht ftatthaft. ALS Theilerfcheinung allgemeiner 
pinchifcher Krankheit gibt es allerdings krankhafte Antriebe zum Tödten, Stehlen x. 
Man hat fie fälſchlich Monomanieen genannt und den krankhaften Allgemeinzuſtand über- 
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fehen. Die Lehre von den Monomanieen ift heutzutage mit Recht verlafien. Sie grim: 


dete fih auf die irrige Annahme getrennter Seelenvermögen und ifolirter Grienmunz- 
fähigkeit derjelben (Willenskrankheiten). Daſſelbe gilt für die berüctigte „Byromanı:”. 
Die Branpftiftung durch pſychiſche Krankheit ift immer Theilericheinung einer folden un 
verfchtebenartig motivirt. Ber Heimmehfranten und fonftwie Melancholifchen Durch Anzt: 


gefühle oder Einnestäufchungen, bei Tobfüchtigen, Wahnſinnigen, Berrädten dur Wub:: 
ideen oder Hallucinationen vermittelt, bei Blödſinnigen aus kindiſcher Luft am Feuer a | 


durch krankhafte Affekte (Rache). 








Die Brandſtiftung bet jugendlichen Individuen iſt nur deßwegen häufiger, weil fie kewer | 


Muth erfordert und ein naheliegendes Mittel iſt. Zuweilen geht die mantafalifche Erregum; 
mit geichlechtlicher einher. „Man hat fie dann Satyriasis (b. Mann), Nymphomania ‘!. 
Weib) genannt. Immer Taffen fich nebenher noch andere Symptome der Manie nase 
weifen. Eine phänomenale Sonderftellimg kommt diefen Zuſtänden darum nicht zu. 

Die Manie kann chroniſch und acut werlaufen. Ste iſt im erfteren Fall Telbit:: 
dige Krankheit oder complicirt andre Formen, befonderd Schwach⸗ und Blädfinn. 

Man Hat die acıte Manıe M.transitoria genannt. Neuere Forſchungen hai 
die Exiſtenz einer, binnen Stunden ablaufenden, bisher Gefunde befallenden, ſpurlos fer: 
menden und ſchwindenden Manie mit ganz cycliſchem Berlauf und Beendung durch tier: 
Schlaf zweifellos gemacht. Während ihrer Dauer fehlt das Selbſtbewußtſein gaml’s 
und damit nach dem Anfall jede Erinnerung für denſelben. Vorhandene Erinnmr: 
ſchließt M. trans. aus. Das Krankheitsbild ift bald das eines Wuthanfalls (furor trir- 
sitorius), bald das eined acuten Delirium mit hochgradiger Verworrenbeit und Hallı: 
nationen; die M. trans. findet fid) vorwiegend bei jungen Männern, beſonders we tırz 
ben Beruf oder gelegentliche Schädlichkeiten Congeftionen zum Kopf hervorgerufen werder 
Nicht felten bleibt der Anfall der einzige tim ganzen Leben. Aehnliche Zuftände fon: 
auch bei Gebärenden und Neuentbundenen vor und fünnen zu Mord des Kindes führe. 

Endlich find es gewiſſe acute Tobausbrüche bei Epileptifchen, die der M. trans uch 
ftehen und eine eminente Bedeutung fr das Forum haben. Diele Mania epileptic: 
kommt im Anſchluß an epileptifche Krampfanfälle oder fie vertretend vor. Das Krark 

itsbild iſt eine furtbunde Tobſucht oder tobflichtige Verworrenheit. Kommen und er: 
—* — find ziemlich plötzlich; die Dauer beträgt Stunden bis Tage, die Erinneaur; 
fiir Alles im Anfall Gefchebene iſt aufgehoben oder traumartig und ſummariſch. Solde 
Anfälle, deren einer dem andern bis in das ‘Detail gleicht, Yehren öfters wieder. 

Ueberall wo fchredliche, motiv⸗, plan⸗ und ritdjichtölofe Gewaltthaten, deren Nieman! 
vom Thäter ſich verfeben hätte, begangen wurden, follte der Richter an epileptiſche I 
ftände denken und eine ſachverſtändige Brüfung des Geifteszuftandes ftattfinden laſſen 

3. Wahnſinn. Erheben ſich aus der melancholifchen Depreſſion oder mantafali: 
{chen Eraltation al8 Erflärungsverjuch der Stimmung oder durd) Franfhafte Senfationen oder 
Sinnestäufchungen vermittelt, Danernde Wahnideen, die mit den gefunden Element 
des Bewußtſeins Berbindungen anknüpfen und fie im Sinne des Wahns umgeftalten, % 
liegt Wahnfinn im wiflenfhaftlihen Sinn vor. Das Selbſtbewußtſein iſt bir 

etrübt, eine neue krankhafte Perfänlichkeit („Ich“) gefchaffen. Der W. ift immer cin 
—* Zuſtand, was bei dein primären plöglichen Unfinnreven von der Simulartien 
Verdächtigen wohl zu beachten ift. 

Bon der einfachen irrigen Borftellung, dem objectiven Irrthum des Gefunden ır: 
terſcheidet fich der krankhafte Wahn durch feine nachweisbare nach pſychologiſchen Geſetzen 
erfolgende Entwickelung, feine Subjectivität, indem nämlich die verkehrte Auffaſſung ver 
Außenwelt immer eine Beziehung zum Subject hat, endlich durch feine Incomgiktk:tär. 
Je nach feiner Pathogeneſe unterjcheidet man einen melandolifchen oder erpanfiven “Größen: 
wahn) Wahnfinn. Unter den Varietäten des erfteren find der fog. Verfolgungs- un! 
Duerulantenwahnfinn von großer forenfilcher Bedeutung, infofern das wahnfiimige Were 
des Gebahrens des Kranken Leicht fiir Leidenſchaft und werbrecheriiche Gefinnung genom⸗ 
men wird. Mord vermemtlicher Verfolger, Auflehnung gegen Geſetz und Obrigkeit ſind 


Wahnſinn und Blödſinn. 669 


Die Reactionen auf ſolchen Wahn der Verfolgung oder Verletzung perſönlicher Rechte. Die 
Mehrzahl jener allem Vorhalt unzugänglichen unabläſſig die Gerichte behelligenden Queru⸗ 
Lanten und Proceßkrämer find ſolche Wahnſinnige, die iiber eine vermeintliche oder wirk— 
Tiche Kränkung ihrer Rechte den Berftand verloren haben. Die Rede- und Schrift- 
gewandtheit folder Leute, ihr logiſches Raiſonnement täufchen den Laien, während der 
Zacrerftändige weiß, daß gewiſſe Irre nur in ihren Prämiffen geftört find und beliriren, 
iiber den logiſchen Mechanismus ihres Denkens dagegen, ſoweit er formell ift, vollkom⸗ 
ınen gebieten.. 

4. Berrüdtheit: Indem die Affecte, welche den Wahn trugen und begleiteten, 
Tchmwinden, aber diefer fortbefteht, bildet fih der Zuftand der Berrüdtheit. Ein falſches 
Berubigtes Denlen und Empfinden, eine ganz andere Perjönlichkeit ift vorhanden. ‘Der 
tvanfe hält fi für einen König, Chriftus, behert, in ein Thier verwandelt zc. ohne daß 
ein äußerer oder innerer Widerjpruch und eine Correctur mehr möglih wäre. ‘Der Inhalt 
Des Wahns ıft unendlih variabel und forenfiich irrelevant, wichtig dagegen daß ber äu- 
Berlich berubigte, formell richtig denkende Kranke feinen Wahn Tange verbergen fann, 
wenn man jeine Antecedentien nicht kennt und fein Wahn nicht zufällig berührt wird. 
Zur Erfaffung folder Zuftände muß der Experte Zeit haben und es ift ganz ungerecht- 
Tertigt ihn erft zum Termin zu berufen und zu verlangen, daß er da erplorire und be 
gutachte. Man bat eine partielle Zurehnungsfähigkeit bei ſolchen Individuen ftatuirt, 
indem man fie blos für Handlungen die aus ihrem Wahn hervorgingen, ſtraflos erklären 
wollte, 3. B. einen an Berfolgungsmahn Leidenben, wenn er den vermeintlichen Verfolger 
umbringt, nicht aber wenn er ſtiehlt. Diefer Anfchauung liegt derſelbe Irrthum zu 
Grunde wie bei den Monomanieen, eine Annahme partieller Erkrankungsfähigkeit der 
Seele, welche aller Erfahrung widerſpricht: Wäre der Kranke gefund bis auf jeine fixe 
Idee, jo würde fie fofort corrigirt und aufgegeben, er wäre fein Kranker mehr. 

5. Blödfinn: Unter Blödfinn verfteht die Wiſſenſchaft jene pſychiſchen Schwäche⸗ 
zuftände, Die fih von der originären oder erworbenen Beſchränktheit der intellectuellen 
Yeiftungsfähigfeit bis zur Aufhebung des Selbſtbewußtſeins und der pfychiichen Broceffe 
iiberhaupt, fortichreitend abftufen. Mean hat wiederholt verjucht die pſychiſchen Schwäche- 
zuftände zu graduiren, um daraus Anhaltspunkte für die Zurehnungsfähigfeit zu gewinnen 
(Schwachſinn, Blöpfinn, Stumpfjinn), aber vergeblich, da jeder Fall ein individuell verſchiedner 
ıjt und nur concret aufgefaßt werden Tann. Die der Bollfinnigfeit fi) nähernde Stufe 
tes Schwachſinns ift forenfilch die wichtigfte und ftreitige. Das Individuum verräth in 
ver Sphäre und Thätigfeit feines gewohnten Lebenskreiſes oft feine Spuren geiftiger In— 
fufficrenz, findet fi aber fofort mit Pflicht und Recht in Conflict, ſobald er in unge— 
wohnte Lebensverhältniffe, in Affecte und Kriſen feiner bürgerlichen Eriftenz kommt. 
Eine Stufe tiefer als diefer relativ Schwachjlinnige fteht der abjolut Schwachfinnige. 
Die geiftigen Proceffe find bier träge und automatiſch, die Apperception und Verarbeitung 
der Bewußtleinseindrüde laugſam, aber das einmal Erfaßte wird feftgehalten. “Der 
Ideenfluß ift gedanfenarm und der äußeren Anregung bedürftig. Das Urtbeil in con- 
ereten ſinnlichen Dingen ift richtig, in abftracten, überfinnlichen unfelbftändig, leicht be= 
ſtimmbar und auf Autorität Andrer ſich ſtützend. Ethiſche und moralische Urtheile fehlen 
oder find bloße Gedächtnißleiſtungen, Katechismusfragmente, Abklatſch des Urtheils ber 
Umgebung, die nicht ſpontan und prompt entſtehen, ſondern mühſam reproducirt werden 
und nicht den Ausſchlag in einem Conflict der Pflichten und Rechte geben können. Eine 
gewiſſe Liſt und Combinationsfähigkeit iſt dabei nicht ausgeſchloſſen und darf nicht in ein⸗ 
ſeitiger Weiſe zur Beurtheilung der intellectuellen Höhe verwandt werden, jo wenig als 
die hier oft vorhandene mechanische Kunftfertigleit und Begabung fir gewiſſe befchränfte 
Kunftleiftungen. Das Publikum urtheilt bier oft richtiger als der Experte, indem jenes 
fich jein Urtheil aus der Geſammtperſönlichkeit und Geſammtleiſtungsfähigkeit ſynthetiſch 
bildet, während dieſer oft analytiich verfährt. 

Bon dem Schwachſinn geht Die Scala pſychiſcher Schwächezuſtände ohne beftimmte 
Unterſcheidungsmerkmale abwärts zum Blödſinn. Die Aufnahme der äußeren Eindrücke 
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wird dürftiger, die Bewegung der Vorſtellungen träger, ihr Inhalt intenfio und extenfir 
mangelhafter bis zur Aufpebung fpontaner Vorftellungs- und Willensthätigkeit, die \hli- 
lich nur noch auf äußeren Reiz und durch finnlihe Bedürfniſſe erfolgt umd wie fie «= 
wohnbeitsmäßig geworben tft, automatifch abläuft. Auf diefer Stufe ftellen fich ven mrf 
efteigerten Naturtrieben der Ernährung und Fortpflanzung feine ethiſchen und rechtliche 
Correetine mehr entgegen und treiben den Blödfinnigen zu Ichrantenlofer Befriedigun— 
feiner Begierden. Heftige Affecte find noch möglich bei Hemmung dieſer oder Beeinträc- 
tigung der Perſönlichkeit. Ste find durchaus pathologiſch und verlaufen oft als Par: 
mönus tranfitorifcher tubjüchtiger Aufregung, 

Pſychologiſch auf gleicher Stufe und rechtlich dem Blödſinn gleichgeftellt ſind Die Taub 
ftummen, wenn fie feine Erziehung genoflen oder nicht Bildungsfähig waren. 

Auf der tiefften Stufe des Bloͤdſinns erlöfchen Selbftbemußtiein, Borftellimgstbir:- 
feit und Spradk. 

Schwach⸗ und Blödſinn find angeboren (Idiotie, Cretinismus) oder erworben tim: 
Hirnerkrankungen, Alloholercefie, Epilepfie zc. Sie find endlich der Ausgang nicht gebeilzer 
Seiftesftörung. Ausgenonmen feltene Fälle (Strangulation, Schreden, Kopfverlegung x.ı. 
ift der erworbene Blöpfinn ein fecundärer Zuſtand, was für Simulation zu beachten it 

Wichtig ift die Verblödung im Greifenalter (dementia senilis). Reizbarken te 
Charakters, Miptranen, Verfolgungswahn, feltener Eraltationszuftände mit geſchlechtlide 
Aufregung und Neigung zu Unzucht, leiten häufig den pfychiſchen Verfall ein. Die Zeitr- 
Dispofitions- und Zurechnungsfähigkeit kann bier aufgehoben fein. 

Forenſiſch von Bedeutung tft endlich ein Zuftand, der von den Engländern mor:. 
insanity genannt wurde und fih als ſit licher Blödſinn bezeichnen läßt. Sein: 
negativen Merkmale find Fehlen von “Delirien und Sinnestäuſchungen,« feine pefitiven, 
neben mäßigem Schwachſinn, ein gänzliher Mangel aller fittlihen und rechtliche 
Gefühle, eine völlige Depranation des Charakters mit verbrecheriſchen unfittlicen Triede 
und Strebungen, die dann leicht mit Immoralität werwechjelt wird, von welcher fie ab: 
die Urfachen, Entftehungsweife, der progreifive Verlauf und die Periodicität gavi: 
Symptome unterfcheiben. 

Sie ift meiftens eine hereditäre Degeneration des Menſchen, durch Wahnfinn ur 
Ausichwerfungen der Erzeuger entftanden, dann ſchon ab ovo vorhanden und fchwer ⁊t 
erfennen; jeltener die Folge von Trinken, Onanie, Kopfverlegung, Schlagflug und var 
durch den auffälligen Contraft gegen das frühere Leben Teichter zu beurtheilen und 
erfennen. 

Eine große Zahl der unwerbeflerlichen Gemohnbeitöverbrecyer und ſog. verbrechen⸗ 
chen Irren find pathologiſche Individuen und zu diefer Kategorie gebörig. 

Die Initiative zur Ermittelung eines zweifelhaften Geifteszuftands fteht dem Kicker 
zu. Die verjchievenen Criminalordnungen weiſen ihn an, auf den Gemüthszuſtand can 
Angellagten fein Augenmerk? zu richten. Damit erwächft dem Unterfuchungsrichter ſchwete 
Berantwortlichfeit und die Nothmwendigfeit die Momente, welche auf einen abnormen Er 
müthözuftand deuten, zu kennen. Als foldhe laſſen fich anführen: Widerſinnigkeit tx: 
That und ihrer Motive, Mangel eines Bortheil® für den Thäter oder geradezu pofitier 
Nachtbeil, der ihm aus deren Begehung erwuchs, Planloſigkeit, Zwedlofigfeit in der ah 
von Mitteln, Zeit, Ort; auffallende Oraufamfeit der Ausführung der That; Contraitis 
berjelben mit der ganzen früheren Lebensführung. Selbftanzeige, fehlende Beſtrebunger 
die Spuren der That zu vermifchen, Sichrühmen derſelben. Offenes Geſtändniß, Ver 
ſuch, die That in fchlimmerem Licht darzuftellen, Nichtwahren des eignen Vortheils ır 
Verhör; Selbftmorbverfuche vor oder nachher; gemachte Andeutungen und Warnung it 
Umgebung vor der That; auffallende Aenderung des Charakters, dumpfes Hinkrütn 
Vernachläſſigung des Berufs, Zeichen pſychiſcher Depreſſion einige Zeit vorher. Auf 
fallende Sleichgültigkeit bei der Verhaftung und dem Verhör. Spuren von Gereiziben 
und imtellectueller Schwäche in dieſem, mangelnde oder Tüdenbafte Erinnerung an >: 
That; notoriſche Geiftesftörung oder Epilepfie in der Familie des Angeflagten. 
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Seringen Werth hat die Leumundsfrage, da ein lafterhaftes, unſtetes, excedirendes 
Veben oft auf Geifteöftörung beruht und ftatt Diefer, wie jo oft im Leben, für Bosheit, 
Immoralität gehalten wird. Wichtiger ıft die unbefangene Prüfung der vita anteacta. 
Aleberall wo ein Angeflagier früher an Gpilepfie litt, follte ungefäumt eine Exploration . 
Teined Gemüthözuftands ftattfinden. Die Möglichkeit einer Seelenftörung ſchließen Reue, 
Motivirtheit der That, Lift, Huge Berechnung der Umftände, PBlanmäßigfett der Ausfith- 
rung, Vernimftigſprechen durchaus nicht aus. 

i Weder die Zu= noch die Unzurechnungsfähigkeit follten in foro präfumirt 
werben. 

Irreſein wird von Gefangenen häufig fimulirt. Es ift immer verbädtig, wenn ein 
Inbaftirter Zeichen von Geiftesftörung verräth, aber eine Präfumtion gegen deren wirt 
liches Borhandenfein ift ungerechtfertigt. Häufiger werben wirklich Gemüthskranke für 
Simulanten gehalten und gemaßregelt, als umgekehrt. Auch Gemüthskranke fimuliren 
zuweilen zu ihrer Störung hinzu, weshalb Simulation das Vorhandenſein von Gemüths⸗ 
ftörung nicht ausfchließt. ‘Der Simulation verdächtig iſt der Inculpat, wenn er plötzlich 
delirirt oder ftuunpffinnig wird. Manie und Melancholie können primär und plötzlich aus- 
brechen. Abſichtliches Unfinnveden, wobei doch hervorgeht, daß die Pointe der Sache er- 
faßt wurde, ift höchſt verdächtig, (3. B. die Erklärung eines Silberftüds für eine Gold- 
münze, die falſche Angabe des Alters 2c.) fehlende Erinnerung findet ſich nur bei tran- 
fitorifcher epileptiſcher Manie, rapt. melanchol. und einigen anderen feltenen Irrefeind- 
zuftänden. 

Zweifel an der Geiftesintegrität des Verhafteten verpflichten den Richter zur Zu— 
ztehung eines approbirten Arztes. Im Frankreich kann aud ein Wundarzt, in Eng- 
land jogar em Apothefer Experte fein. Auch dem Staatsanwalt und dem Vertheidiger 
muß es zuftehen, eine beliebige Anzahl Experten zu berufen. Die Stellung derfelben 
ift weder die eines Zeugen noch eine® Gehülfen des Richters. Das Gutachten bilvet 
einen Theil des Beweiſes und hat fih auf eine wiſſenſchaftliche Unterfuchung zu gründen. 
Dem Erperten ift jedes nur verfügbare Material für jene von Richter zu Tiefern. Die 
Art der Frageftellung an den Experten geht aus dem Geift des Geſetzbuchs hervor. Eine 
beftimmte Frageformel eriftirt nicht. Nie follte Die Frage auf Zurechnungsfähigfeit ge- 
ftellt werden. Der Richter hat ein Prüfungsrecht des Gutachtens. Er ift an befien 
Schlüſſe nicht gebumden, denn e8 gibt leider noch Gerichtöärzte, Die nur theoretiiche Kennt 
nijje von Gemüthsftörung haben und Ichlechte Gutachten Tiefern. 

Nur deren innerer wiſſenſchaftlicher Werth ift maßgebend. Berwirft der Nichter 
das Gutachten, jo muß er ein andered einholen. 

Nach dem Geift und Wortlaut Tämmtlicher europätfcher Geſetzgebungen find die 
Geiſteskrankheiten und gewiffe ihnen rechtlich gleichitehende Zuftände (gemilfe Fälle von 
Rauſch, Fieberdelirium, höchſter Grab von Affert und Sinnesverwirrung, Schlaftrunten- 
beit ꝛc.) die Zurechnungsfähigkeit aufhebende Momente. Nur über die Ausdehnung des 
Begriffe „Geiſtesſtörung“ beftehen Differenzen. Nach der preuß. Rechtsübung kann ein 
wegen Wahn: oder Blödſinn Entmündigter auf Zurechnungsfähigkeit exrplorirt und zur 
Strafe gezogen werden, wa® wir nicht billigen können. 

Zur Annahme der Zurehnungsfähigfeit mäffen immer 2 Momente vereinigt ſein. 
1) Die libertas judicii, d. h. Dad Bewußtſein ver Beichaffenheit, Folgen, Verhältniſſe 
und Rechtswidrigkeit der Handlung. 2) die lib. consilii, d. 5. die auf erftere fich grün- 
dende und nicht durch krankhafte Seelenzuftände geftörte Freiheit der Entſcheidung zwiſchen 
ver Begehung und Unterlaffung einer Handlung. Die Annahme der Zurechnungsfähig⸗ 
feit Da, wo nur eines von beiden Momenten erwiefen ift, führt zu Juſtizmorden. Es 
läßt ſich nicht von allen Gemüthskranken behaupten, daß fie zwangsmäßig gehandelt 
haben, andrerjeitS gibt es Zuſtände, in welchen die Freiheit der Wahl aufgehoben ift, 
während das Vollbewußtſein der Strafbarkeit mit allen Confequenzen befteht. Einer der 
gefährlichften Standpunkte in der Zurechnungsfähigkeitsfrage ift das vorhandene oder 
fehlende Unterfheidungsvermögen. Es involvirt in feiner Weiſe den freien Ent⸗ 
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ſchluß und deckt keineswegs den Begriff der Zurechnungsfähigkeit. Es gibt Gemuths⸗ 
kranke, Die gerade weil fie Unterſcheidungsvermögen haben, eine ſtrafbare Handlung kıchen 
3. B. einen Mord, um hingerichtet zu werben, weil jie zum eigentlich gewollten Albt- 
mord nicht fähig find. 

Man verwechielt vielfad ein abflracted Strafbarteitsbewußtfein mit dem anaen. 
Jenes hat jelbft der Schwachſinnige und mander Gemüthskranke, ſofern es ſich auf ab⸗ 
firacte rechtliche und moralifche Urtheile und Begriffe gründet, aber von emem iskher 
oft mechaniſch erworbenen Iatenten und erborgten ift es ein weiter Schritt zu einem cca- 
creten, das einer Anwendung auf den eigenen Fall fähig wäre. Wenn jemand gam cr 
ftract weiß, daß er nicht tödten oder ftehlen darf, wenn man ihm einige Katechismte- 
Fragmente ablodt oder in ihn hineineraminirt, hat er noch fein concreted Uuterkheibunar- 
vermögen im gejeglihen Sinn. Diefer Fehler wird bei jugendlichen Verbrechern, Shwet- 
und Blödfinnigen oft gemadt. Am gröbften ift der Irrthum in England, wo die Jr 
rechnungsfährgkeitöfrage ganz vom Unterfheidungsvermögen zwilchen Recht und Unret: 
abhängt und nicht einmal feftfteht ob ver Begriff „wrong“ (Unrecht) im moralöchen ec: 
gefeglihen Sinn zu nehmen ſei. Die Frage der geminderten Zurehmmgefuhgtt 
gehört noch der Controverſe an, doc ſcheint die Einführung dieſes Begriffs ns Cds: 
buch aus praftiichen Gründen geboten. Wie Gefundheit und Krankheit auf fomatider: 
Gebiet feine ſtricten Gegenfäge find, fo aud im pſychiſchen, wo noch dazu die Ehrrm;: 
keit einer Ermittelung des fubjectiven Zuſtands kommt. Es gibt hier eine Renz ı- 
fertiger Krankheits- und Uebergangszuftände, in melden die gefeglichen Bedingungen de 
Zurechnungsfähigkeit nur beeinträchtigt find. Wir erwähnen beiſpielsweiſe gewiſſe Stric 
mäßigen Schwachſinns, Bizarrerien und Excentricitäten des Charakerd mit perveric 
Trieben, ſchlimmen Neigungen, meift auf erblicher Anlage zum Irreſein beruhend, Ti⸗ 
lepſie, Hyſterie, Hypochondrie und andere Nervenkrankheiten die vorübergehend die pabr- 
ſchen Proceſſe ftören, gewiſſe abnorme Zuſtände bei Säufern, die Prodromalſiadien dee 
Irreſeins u. ſ. w. 

Alles Zuſtände, welche die freie Willensbeftimmung zwar nicht aufheben, aber vn 
das Hereingreifen organifcher dem freien Willen entzogener Momente fie beeinträhtgen 
Es ift unmöglich für alle ſolche Zuftände Straflofigfeit auözufprechen, immerhin dimte 
e8 unendlich ſchwer fein, den Umfang der ſubjectiven Schuldfrage hier zu bejtunme. 

In Fällen des „non liquet“ wäre e8 daher gerathen in mitius zu urtkailm nt 
die Zurechnungsfähigkeit Lieber als aufgehoben anzuerkennen. Unter dieſem Yadink 
wird die Einführung des Begriffs der verminderten Zurechnungsfähigkeit ein praktiit 
Gewinn für die Gefeggebung. 

Lit.: Griefinger, Pathologie u. Therapie d. pſych. Krankheiten, 1861. Spielman. 
Diagnoftit ver Gemüthskrankheiten, 1855. Casper, Handb. ber gerichtl. Med. Biol, De 
1858. Liman, Zweifelhafte Geifteszuftände vor Gericht, 1869. v. Krafft, Beitrig 
Erkennung kranfhafter Gemüthszuftände, 1867; idem, Die tranfitor. Störungen des CA. 
bewußtfeins, 1868. Wilbrand, Lehrb. d. gerichtl. Pfuchologie, 1858. Krahmer, Hat 
d. geridhtl. Mebicin, 1858. Legrand du Saulle, folie devant les tribunaux, I 
Marc»3deler, Die Geiftestrantheiten u. die Rechtspflege, 1843. Henke, Abbantlung: 
aus dem Gebiete der gerichtl. Mebicin, 1822. gried rei, Handb. der gerichtl. Pſychelon 
1853. Mittermaier, Griebreich® Blätter, Jahrg. 1663, 64, 65, 66,67. Jeſſen: vract 
fiftungen in Affecten u. Geiftesförungen, 1560. Ideler, Lehrb. d. geriäkt. ter PA 

v. Krafit-Ebing 

Wahrſpruch (vere dietum, verdiet) ift der Ausſpruch der Gelchwenen ik 
bie in der Anklage angeregte Schuldfrage. Nach engl. R. ift dabei Die Bezugnahme cr 
die Anklage eine unmittelbare und die Antwort der Geſchwornen, welche mündlich u: 
daher ziemlich formlos abgegeben wird, kann neben dem einfachen „Schuldig“ oder „Kir 
ſchuldig“ mancherlei Varianten bieten; fie wird daher erft vom Gerichtshof in dorm ge 
bracht, zu Protofoll genommen und nöthigenfals den Geſchwornen mit der Frage v 
leſen: It dies Euer Wahrſpruch? — In Frankreich und Deutichland findet Dax 
eine jelbftändige, ſchriftlich Sragenftellung (ſ. d. Art.) an die Geſchwornen fl, 
durch welche der melentlihe Inhalt des W. für die zwei vegelmäßigen Fälle der eintah3 
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Bejahung oder Berneinuug ſchon vorher genau feftgeftellt iſt. Es iſt Daher bier nur noch 
son dem formellen Borgange bei Feſiſtellung und Verkündigung des W. zu fpredjen. 

Während in England es zuläffig ift und thatfächlich die Hegel bildet, daß die Ge- 
chwornen ſich über ihren W. noch im Situngsfaale einigen, müſſen fie auf dem Con- 
ment fih in ihr Berathungszimmer zurüdziehen. Ste werben in demfelben von jeden 
Berfehr mit der Außenwelt abgeichnitten, nur dürfen fie nad einigen Gefegen ben 
Schmurgerichtöpräfidenten zur Aufklärung von Zweifeln zu fich bitten, während andere 
Sefege mit Recht fordern, daß die gewünschte Aufklärung ihnen in der zu biefem Zwecke 
viedereröffneten Sitzung des Schwurgerichts ertheilt werde. 

Das erfte Sefchäft, das die Gefchwornen in ihrem Berathungszimmer vornehmen, 
ft die Wahl ihres Obmannes, der fofort ihnen die für ihre nächfte Aufgabe maßgebenden 
Sefegeöftellen vorzuleſen hat. 

Sodann haben die Gejchwornen fi) über ihren W. zu berathen, eine Forderung, 
iuf welche mit Recht großes Gewicht gelegt wird, welche aber mit der n Frankreich 
ind nach deſſen Borbild ın Baden eingeführten fchriftlichen Abſtimmung fi) gar nitht 
reinen läßt, da nothwendig entweder die Berathung oder das Geheimniß der 
Ubſtimmung illuforiich werden muß. — Die Abftimmung findet in der Weile ftatt, 
aß der Obmann den Gefchwornen die vom Gericht feitgeftellten Tragen vorlieft, worauf 
ann jeder Einzelne mit Ya! oder Nein! antworte. Das Ya! kann indeß dadurch 
eichräntt werden, daß einzelne in der Frage enthaltene Momente verneint werben, 3. B. 
ja, aber e& tft nicht erwielen, daß.... u. |. w. Dieſes Recht der theilweiſen Berneinung 
oird übrigens mit Recht auf Tolche Elemente des Thatbeftandes ausgedehnt, welche in der 
frage zwar nicht ausdrücklich erwähnt, aber in derjelben (durch die Formel: Echulvig) 
nitgemeint find. Mitunter wird die Frage fchon vom Gerichtshof zum Zweck der Er- 
eihterung partieller Beantwortung in Unterabtheilungen gejondert, was aber (zumal wenn 
& zur Vermeidung von Alternatiofragen gelchieht) Verwirrung hervorrufen Kann. 

Der Obmann zählt ſodann die Stimmen, conftatirt das Abftimmungsergebniß und 
hreibt daffelbe auf dem Fragebogen auf Die neben der Trage offengelaflene zweite Hälfte 
08 Bogend. Da, mo die Geſetze e8 vorfchreiben, oder, wo es für das weitere Verfahren 
othmwendig iſt, fett er auch da8 Stimmenverhältniß an. 

In Bezug auf das nothmendige Stimmenverhältniß befteht große Mannichfaltigfeit. 
3efanntlich verlangt das engl. R. einen einftimmigen Ausſpruch der Geſchwornen; ; allein 
8 gefchieht Died nicht, wie in Braunfhweig, in der Form, daß die dem Angeflagten 
ur Laft gelegte Thatſache als verneint zu gelten hat, wenn fie nicht einftimmig be 
aht ift; Sondern es wird die Einftimmigfeit auch für den W. „Nichtſchuldig“ gefordert. 
das bat num bie fchlimme Folge, daß nach alten Gebrauche die Geſchwornen beifammen 
ehalten werden können, bis fie ſich geeinigt haben, und wenn auch in unferer Zeit die 
arbarifchen Uebertreibungen dieſes Zwanges zur Einftimmigfeit Leicht befeitigt werben 
innen, jo bleibt doch der Uebelftann, daß ein Einzelner, welcher aus unlauteren Mo- 
iven entichloffen ft, Die Anficht der Uebrigen nicht zur Geltung kommen zu laffen, dazu 
ie Macht bat, und daß jedenfalls die Sache nicht auögetragen und der Angeflagte neuer: 
her Verfolgung ausgeſetzt iſt. — Andererſeits findet e8 die überwiegende Mehrzahl der 
Schwurgerichtögejete bedenklich, fi für das „Echuldig” mit einer einfachen Majorität 
7) der zwölf Stimmen zu begnügen. Die große Mehrzahl forvert eine Zweidrittel⸗ 
nehrheit, fo daß eine auf Conſtatirung der Schuld (nur nach wenigen Gefegen auch eine 
uf Strafihärfungsgründe) gerichtete Frage als verneint gilt, wenn fie nur von 7 Ge— 
hmornen bejaht wird. Bekanntlich hat die franzöſiſche Geſetzgebung für dieſen letzteren 
jall einen Ausweg in ber Heranziehung des Gericht&hofes zur Entſcheidung der Schuld» 
age gejucht, mit Diefer ganz willfätrlichen und unzweckmäßigen Beſtimmung aber fo oft Aende- 
ungen wornehmen müſſen, daß damit allein fchon die Bedenklichkeit dieſes, in Frankreich 
{bft feit 1853 aufgegebenen, legislativen Borganges Kar gemacht if. Trotzdem hat 
erjelbe nicht blos in Preußen, fondern nod in neueiter Zeit in Heſſen-Darmſtadt, Ein- 
ang gefunden, und zwar in der Form, daß bei einem mit nur 7 Stimmen ausgeſpro⸗ 
jenen „Schuldig“ der Gerichtshof allein den entjcheidenden W. fällt. 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 43 
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Ber der Beantwortung der an fie gerichteten Fragen find die Gehen ın kr 
Beweisregel gebunden ; fie können und follen lediglich Die Ueberzengung ausſprehen wie 
fie durch verftändige Prüfımg der Ergebniffe der Hauptverhandlung — aber ur 
dieſer — fich gebildet haben. Sie find ferner verpflichtet, das Geſetz, ſorie d Mei 
getreulich zur Anwendung zu bringen. Daß fie dabei an vie Rechtsbelehrung vi ® 
richts gebunden feien, ift in feinem Gefege ausgeſprochen. — Selbftindige Ju: 
Beantwortung der Fragen dürfen die Gefchwornen nicht machen ; Doch gefiattet dad fr= 
R. ihnen, zu erflären, daß „Milderungsumſtände vorhanden feren“. 

Sind alle Fragen beantwortet (ſoweit nicht durch Bejahung emer Sanur: 
Zuſatzfragen, oder durch Verneinung derjelben die Eventualfragen ailılkı,' 
unterzeichnet der Obmann den Fragebogen, und bie Jury tritt in den Eikumails 
rüd. Nach wieder aufgenommtener Sigung verkündet der Obmann den W. mt m:: 
Geſetz vorgezeichneten Tolennen Worten und durch Berlefung der Fragen und Ir 
In diefem Stadium des Berfahrens können Irrthümer, die fich in den vorgelime | 
eingefchlichen haben, noch berichtigt werben, während eigentlihe Dreinungsändenm: = 
bi8 zum Berlaffen des Berathungszimmers berüdfichtigt werden fünnen. 

. .. Den verfündigten W. prüft nun der Gerichtshof und wenn ſich Formgie 
beutlichkeiten, unlösbare Widerſprüche u. dgl. zeigen, jo ſchickt er die Creme z 
Berbeflerung des W. ind Beratbungszimmer zurüd (Moniturverfahren, =: 
jedoch die Geſetze darüber nicht einig find, ob die Gefchwornen auch andere, lies 
Gerichtshof beanftandeten Punkte des W. ändern dürfen. (Eine beftummte Ik“ 
gibt $. 339 der Str Pre.O. für Die neupreußiſchen Provinzen, im der Ham” 
entgegengefetten Sinne das königl. Sächſ. Gef. v. 1. Octbr. 1868 8. 85). 

Nimmt der Gerichtähof den W. an, fo kommt ihm weiter das Red zu, LE! 
der einhelligen Ueberzeugumg ift, daß die Geſchworuen ſich zum Nadikil de v 
geflagten geirrt haben, von Amtöwegen das weitere Verfahren aufzufcieben um tı = 
zu nochmaliger Verhandlung an die nächte Schwurgerichtsſeſſion zu vermeilen. 

ft der W. vom Gerichtshof annehmbar befunden worden, fo wird der Anz 
vorgerufen, und in deſſen Gegenwart das Verdict definitiv verkündet. 

Lit.: Brauer, Die deutschen Schwurgerichtägefeße, S. 195 — 212. Pland, I 
Darftellungen 88. 145. 146. Zachariä, Deutſches Str. Pre. IL. ©. 527-555. Bu. 
Baier. Str. Pre.R. S. 359-374. Dollmann, Repertorium ©. 140—144. Zadı, [7 
ftellung u. Wahrſpruche (Leipz. 1867), ©. 116— 171. Oppenboff u. Liman-ztrr 
zu A. 88 -100 des Gef. von 1852. v. Bertrab, Grundriß des ſchwurgerichtl. Erin” 
©. 143—148. Liman, Preuß. Strafproceh, ©. 315— 317. Schwarze, Stalpar” 
im Königr. Sadfen, I. Heft 2, ©. 66 — 87. Mittermaier, Sefekgehung 2. Kern 
©. 548 ff. Mittermaier, Engl. Strafverfahren, S. 446 fi. Glafer, Anfaxı 
engl. Schwurgerichtöverfahren, ©. 140—203. 374—400. Helie 88. 6854-69. 101, 1 
butien I. p. 436—449. 454.455. Dalloz, Repertoire vo. Instruct. eriminelle X.:9 
3561. Anspach, Procedure devant les Cours d’Assises, p. 207 — 2331. Per” 
Manuel des Cours d’Assises, p. 403—433. Cubain, Procedure der. les Cours dis 
p. 390 —419. Glaſet 

Waldſervituten, im deutſchen, nicht im röm. R., zu großer Mamictaltigte © 
widelt umd zwar vielfach im Wege des Herfommens, daher im einzelnen Fall ®" 
ſchwer beftimmbarem Umfange, was zu vielerlei Aushülfsbeftimmungen in den ALT! 
gefegen Veranlaffung gegeben hat. (S. Th. I. ©. 394.) 1) Holzungsrechte fine j 
beziehen auf den perjönfichen, die Familie mitumfaſſenden Bedarf an Brenahi ® 
Rohr und Schilf), je nach den Umftänden auch für Pächter, Wirthſchaftsbeamte 
leute; ferner auf den Berarf an Bauholz zur Unterhaltung oder Wieverberilit: 
zur Zeit der Entftehung der Seroitut vorhandenen Wohn- und Wirthigaftägrki: © 
nicht zu neuen Anlagen; — auch nicht zu Auszugsftuben? zu Erweiterungen? zu 
änderungen, 3. B. eines Maffiobaues in Fadnert? zum Wiederaufbau nah Yamz-' 

durch Sturm, Ueberſchwemmung, Teuer bei verficherten Gebäuden ? fermer au“ N 
darf an Nutholz (was gehört zum Schirrholz bei Mühlen, bei den gehräuhlid = 
geräthen? u. dgl. m); enblih auf den Bedarf an allem „benöthigten He“ 1" 
ähnlich weiter gehende Bedürfniſſe. Vertrag, Verjährung, Richterfpruch fünnen dir \ 
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nen, den Umfang näher zu beftimmen. Der Berechtigte hat das Hol, zu holen; Dies 
unter Schonung des belafteten Grundſtücks, und unter Beobachtung etwaiger Borfchriften 
der Borftorbnungen, deren Nachtbeile der Regel nach ihn als casus treffen. Der Wald⸗ 
eigenthümer andererfeitö kann in der Regel von der Holznutzung für Das eigene Bebürf- 
niß nicht ausgeſchloſſen werden. Tritt Unzulänglichkeit des Waldes zur Befriedigung ber 
berechtigten Anſprüche des Holzempfängers nicht durch Zufall, ſondern vermöge ſchlechter 
Wirthſchaft des Eigenthümers ein, jo entipringt daraus — abgefehen von Entfhäbigungs- 
forderungen — particulär ein Klagerecht dahin, daß der belaftete Wald in Schläge ge- 
theilt, und mech foritwirthichaftlihen Grundſätzen in Cultur erhalten werde. -- Von 
großer Bebeutung für arme Leute find die, namentlih in Staatöforften oft gewährten 
Feferehte: Windbrüce, Raff- und Lefeholz, Eicheln, Buchedern, Laub, Waldftreu, Kiehn, 
auch mohl abgeftandenes Holz fi) zu holen — meiftens nur an beftimmten („Hol;=“) 
Zagen und nicht unter Anwendung beſtimmter Werkzeuge, deren Mitnahme Strafe nach 
fich zieht (Aerte, Beile). Die Anweifung der Berechtigten erfolgt in der Regel auf be- 
ftimmte Diftvicte, deren Weberfchreitung ftraffällig madt. — 2) Bon geringerer allgemei= 
ner MWichtigfeit find die Waldweide ſervituten, unter denen die Maftgerechtigfeit für 
Schweine gefondert hervorzuheben. Die Schonung junger Haue, oder neu eingerichteter 
Schläge wird dem Berechtigten gemeinhin auf Berlangen des Waldeigenthümers — an- 
ders bei bedungener „offener ſtändiger“ Hut — zur Pflicht gemacht; denn die Ausühung 
der Sexwitut darf der eigentlichen Beſtimmung des belafteten Grundftüds nicht hinderlich 
werden. Doch braucht der Berechtigte fich deshalb nicht aus der urfprünglichen in eine 
ganz andere, wenn auch gleich gute Weide weiſen zu laffen. (Bejeler). Das in einer 
unbejlimmten Hütungögerechtigfeit nicht enthaltene Maftungsrecht hemmt nicht den forft- 
mäßigen Andichlag der Mafthölzer durch den Eigenthümer over den Holzungöberechtigten ; 
erbeiicht Schonung der Mafthölzer im Herbft (Bartholomäi, 24. Auguft, bis Weihnach⸗ 
ten‘; und ift in feiner Ausübung durch den jährliden — durch Forftverftändige Mitte 
Auguft mit Zuziehung des Berechtigten und Belafteten zu fchägenden — Eichelfall be— 
dinge. Bei Sprengmaſt (1/4) darf er nur leſen; eintreiben bei voller Maft, doch je nach 
dem befondern Recht auch bei Y,, °%, Maft, mindeſtens mit einer kleineren Zahl der 
Schweine. (Birgeler Weisſthum. Grimm I. 518.) 

®Sfgb. u. Lit: Preuß. A. L.R. I. 22. 88. 197-239 (Holzung), 88. 170—186 (Waldweide), 
88. 187—196 (Maftungsreht nah Stryd u. Leyfer). Culturedict v. 14. Sept. 1811 88. 26 f. 
Berorbn. v. 5. März 1843 über die Ausübung der Walbftreuberehtigung. Gemeinbeitsthei- 
lungsordn. v. 7. Juni 1821 88. 2.,114 $. (Abſchätzung unbeftimmter Berechtigungen $8.116 f. 
Durhfchnitte von 30, 10 Zahren u. f. w.) Dazu Gel. v. 2. März 1850 A 9f. — Zahlreice 
Borichriften in Provinzialregten. Defterr.©.B. 8.477 * (unter d. Fel dſervituten). © © 8. 
für das Königr. Sadfen 88. 607 f. (Niebraud). C. civ. a. 590 f. (Nießbrauch. Windbruch 
zu Reparaturen. Weinbergspfähle: le tout suivant l’usage du pays ou la coutume des 
proprietaires). Schaper. 

Wandlungsklage ift das Rechtsmittel, kraft deſſen ein Käufer wegen Mangel: 
baftigfeit der Sache das Geſchäft rüdgängig machen Tann. Im Allgemeinen vgl. darüber 
den Art. Gewähr der Mängel. Im Einzelnen ift bemerkenswerth, daß das ältere deutjche 
R. die W. nur beim Viehhandel und nur wegen gewiffer Hauptmängel binnen kurzer 
Friſt (3, bezw. 30 Tagen) zulich, eine Diinderungsflage aber überhaupt nicht fannte. Und 
diefe beſchränkende Auffafjung bat fich auch gegenüber den römischen Vorſchriften in mehr: 
fadyen PBarticularrediten behauptet. Was als Hauptmangel anzufehen ſei, ift freilich 
überall verjchieden beſtimmt: vgl. insbefondere Hamb. Stadtr. I. Tit. 8. U. 17 und 
Sächſ. ©.B. 88. 926. 927. Aber durchweg findet ſich die Feſtſetzung, daß der Mangel 
in kurzer Frift zu Tage getreten fein müffe; unter welcher Vorausjegung dann hinwie- 
derum zu Gunften des Käufers vermuthet wird, daß das Vorhandenfein ſchon in bie 
Zeit des Vertragsſchluſſes zurückreiche. Dieſe Iegteren beiden Beftimmungen enthalten 
auch ſolche Gefepgebungen, welde im übrigen die römische Berallgemeinerung der W. beis 
behalten haben, wie 3. B. das Preuß. A. L. R. SS. 195— 206. I. 11 und Oeſterr. G.B 
58. 924 ff. Das A. D. H. G. B. verpflichtet den Käufer wenigftend zur fofortigen Un- 
terfuchung der Waare und zur Anzeige des entvedten Mangels, wie eö denn auch, ftrenger 
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als das röm. R., wegen eines Mangels, der erſt nach Ablauf von ſechs Mom 'r: 
der Ablieferung entdeckt werben ift, weder Klage noch Einrede geftatte. U. 347-3 
&. 

Warnkönig, Leopold Auguft, geb. 1. Aug. 1794 zu Bruchſal, fun - 
Heivelberg, Göttingen, wurde 1816 Doctor, 1817 Prof. in Lüttih, 1827 in ix 
1831 in Gent, 1836 in freiburg, 1839 geh. Hofrath, 1844 in Tübingen, ik: 
19. Auguft 1866. 

Schriften: Institut. s. elem. jur. rom. priv. libri VI. Lütt. 1819, ed. IV. bæ 
1560. — Oratio de studii jur. rom, utilitate ac necessitate, Lütt. 18019. & Verſud «= 
Begründung des Rechts durch eine Bernunftibee, Bonn 1819. — Comm. jur. rom. ji 
Lütt. 1625 — 32. — Analyse du droit de la possession, 1827. —- De jurisprod. re: 
Furop. una eaque assiduo doctrina commereili excolenda, Lut. 1828. — Dectris 1 
los. aphorismis distincta, Lov. 1830. — Recherches sur la legislation Belge au zır. 
äge, Gand 1534. — Hist. externe du droit romain, Brux. 1836. — Hist. du dnit '- 
gique pendant la periode franke, Brux. 1837. -- 2eitr. zur Geh u. Cudlahm::': 
ütt. Gewohnheitsrechts, Freib. 1838 u. 1854. — Nedtsphilofophie als Naturichre tes ki 
Freib. 1839, 2. Ausg. 1854. — Vorſchule der Inftit. und Pandecten, Yreib. 1539. 191 - 
Flandriſche Staats- u. Rechtsgeſch, Baf. 1845 — 48. — Die Kirche Frankreichs n. du Ier 
richtsfrage, Freib. 1615. — Die kathol. Frage im Sommer 1848, Tüub 1848. — Zikn- 
Droge im Anfange des Jahre 1849. — Juriſt. Encycl., Erl. 1853. - Ueber den deli 

piscopats ber oberrhein. Kirdhenprovinz mit der Landesregierung, Erl 1833. - Phil -. 
delineatio (1830) ed. II. Tub. 1855. Die ſtaatsrechtl. Stellung der kathol. Lirde = 
tathol. Fändern des deutſchen Reichs, bef. im 18. Jahrh., Erl. 1855. — Histoire des lır 
lingiens, Lpz. 1862. — Don Carlos, Stuttg. 1864. — Er begründete die Themi. dr 
1819-31. — Gab heraus: Zeitjchr. für Kivil- und Criminalrecht, Heibelb. 1533-2 
fit. Zeitſchr. für Rechtswiſſenſchaft u. Geſetzgebung des Auslandes, Heibelb. 1825-56. 
Lit.: ©. Unfere Zeit, 1866. — Vapereau, Dict. des contemporaime... 
eı@munz 
Waſſerlauf: ver natürliche, oder der feit unvorbenflicyer Zeit beiteheik x 
obrigkeitlich (felopolizeilih) geordnete Fünftlihe Ablauf des Regenwaſſers darf nad re 
R. unter Feldgrundftüdsnahbern nicht vom Einen zum Schaden des Antım FT 
deſſen Wiffen und Willen geändert werben. Geſchieht dies durch zeitweilige Bemkz 
gen, jo kann auf Schadenserſatz geflagt werden; gelchieht es durch eine Anlage, m #- 
manufactum, 3. B. einen Wall, einen Graben, fo Tann mittelft der aquae plır- 
arcendae actio (fhon nad) den 12 Tafeln) auf Wieverherftellung des früheren 3 
des geflagt werden, auch auf Erſatz des nad) der Litisconteſtation eintretenden Ch 
während der voraußliegende Schaden nad) Maßgabe des interdictum quod m! 
clam, auch wohl der actio doli gefordert werden mag. Nicht anwendbar auf dat 
reinen (mit Regen nicht gemifchten) Quellwaſſers (beftritten), auch nicht auf ri 
ziehung von Waffer fteht die Klage dem jeweiligen Eigenthümer, dem Emphpteuten, — 
Nießbraucher (1. 22 pr. wider 1. 3. 8. 4 h. t.), ſelbſt dem zu einer via Bat“ 
— 25 h. t.) zu, und zwar gegen den Eigenthümer ebenſo wie gegen dinglich Are” 
a. in rem scripta). Erſcheint die Bewegungsfreiheit bei landwirthſchaftliden 
ftellungsarbeiten (Adern, Pflügen) als eine ungehemmte, fo ift meitergehend an 
dauernde Anlagen ein Anfprudy auf Befeitigung da ausgefchloffen , mo fie mit = 
Waſſerableitung, fondern zum Zwed der landwirthſchaftlichen Cultur und Gruben 
erforderlich find (agri colendi causa). — Dielem Geſichtspunkt, der der“ 
Bebauung des Landes, haben deutſche Landesgeſetzgebungen eine vorwiegende — 
verliehen durch Beſtimmungen über Beſchaffung der Vorfluth und Eutmifeunge” 
— einen Theil des auf deutſchem Boden in großer Reichhaltigfeit entwidelten Bolt“ 

Gfgb. u. Lit.: D. 39, 3. Heffe, Ueber bie Rechtsverhältniſſe zwiſchen Grundtält“ 
barn I. ©. 184 f. (1859). Beder, Jahrb. des gem. R. V. S. 176 f. (1562. Immei 
hans. Ardiv für pract. Rechtswiſſenſchaft. N. F. 3, ©. 63 f. (Erkenntniß des Laer 

afiel.) Preuß. A.LR. I. 8. 55. 102 f. nebſt Erg. bei v. Rinne C.ein ad‘; 
servitudes, qui derivent de la situation des lieux). 8.6.8. für das Königt. guet 
58. 354 — 356. St 

Waſſerſervituten heißen folge Felddienſtbarkeiten, welche auf die fl“ 
Benugung von Waffer gerichtet find. Das römische, für diefes Inftitut allen main“ 
Recht hat drei Arten derfelben ausgebildet. 1) Das Recht der Wafferleitun 
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itus aquaeductus s. aquae ducendae) befteht in der Befugniß, das auf fremden 
drundftüd befindliche Waffer (aus einer Quelle, einem Bach, Fluß oder See) auf das 
gene Grundſtück heritberzuleiten (1. 1. 8. 8; L 4. D. 43, 20; 1. 8. D. 39, 3), oder 
in Grundftüd zur Durchleitung von Wafler (iter aquae, J. 21.D.8,3; 1.8.D. 43, 20; 
us dem eigenen Grundſtück auf ein drittes oder umgekehrt) zu benützen (pr. Inst. 2, 3; 
1. pr. D. 8, 3). Nur eine Unterart diefer Dienftbarkeit ift Die s. aquam educendi 
undi siccandi causa (l. 29. D. 8, 3). Das Recht der Warfferleitung kann auch in 
er Weiſe eingeräumt werben, daß der Berechtigte das Waſſer auf dem dienenden Grund- 
üd erft ſuchen und, wenn er eine Quelle gefunden, es aus derjelben ableiten dürfe 
I. 10 eod.). Erforderlich ift, daß die Waiferleitung dem berrfchenden Grundftüde „von 
Berth” fer; ob fie aber Nützlichkeitszwecken oder blos zur Bequemlichkeit oder Verſchö⸗ 
erung diene, ift gleichgiltig (1. 1.8. 11; 1. 3. pr. D. 43, 20). Das Woafferleitungs- 
eht fann nicht nur fir Feld-, fondern au für Gebäubegrundftüde beftellt werben 
1. 1. 8. 11 eod.; 1. 11. 8. 1. D. 6, 2); desgleichen nicht nur für Grundftüde, fon= 
ern auch fir beſtimmte Perfonen, in welchem Falle e8 mit dem Tode des Beredtigten 
rliſcht (1. 4. D. 8, 3). Je nachdem die Wafferleitung zu jeder Jahreszeit oder nur 
m Sommer, bzw. Winter, oder nur zu beftunmten Tageszeiten benutt zu merben pflegt, 
prechen die römiſchen Yuriften von aqua quotidiana und aestiva (bjw. hiberna), 
liurna und nocturna (I. 1. SS. 3. 4.; 1. 2. D. 43, 20). Iſt über die Richtung ber 
Baflerleitung nichts vereinbart worden, jo hat bei vertraggmäßiger Beftellung der Be- 
echtigte (1. 21. D. 8, 3), bei Tegtwilliger der Belaftete (1. 26 eod., die Wahl; doch 
nuß dieſelbe mit möglichfter Schonung des anderen Theils getroffen werden (l. 22. 
. 26 eod.)., Das Waffer darf nur mittelft Röhren und Gräben geleitet werben, wenn 
te Anlegung von Canälen nit ausdrücklich eingeräumt worden (1. 17. 8.1. D. 39, 3). 
Damit ıft zugleich das Recht verbunden, die Gräben und Röhren zu reinigen und auszubeſſern 
l. 1. D. 43, 21). Benuten Mehrere gemeinfam dieſelbe Waflerleitung (rivales), fo 
nüſſen fie fich, namentlich bei Waflermangel, über eine verhältnigmäßige Ausubung ihres 
Recht3 einigen, widrigenfalls ſchiedsrichterliche Entſcheidung Play greift (1. 2. 88. 1. 2, 
). 8,3; 1.4. 1.5. D. 43, 20). 2) Das Recht des Wafferfhöpfeng (8. 
quae haustus s. aquae hauriendae) befteht in ber Befugniß, auf frembem Grund⸗ 
tüde (aus einer Quelle, einem Brunnen, Bach, Fluß) Waſſer zu fchöpfen (8. 2. Inst. 2, 3; 
.1.8. 1. 1.2.88. 1. 2. D. 8, 3). Darin iſt das Recht eines Fußweges (jus iti- 
eris) zu der Quelle x. inbegriffen (1. 3. 8. 3. D. 8, 3; 1. 10. D. 5, 2). 3) Das 
Recht der Biehtränfe (s. pecoris ad aquam appulsus s. appellendi) enthält die 
Zefugniß, fein Vieh auf fremden Grund und Boden zu tränfen, womit eine Biehtrift- 
jerechtigfeit ftetö verbunden iſt (8. 2. Inst. 2, 3; 1.1.8.1. 1.6.8. 1.D. 8, 3). — 
Der Befit der W., welcher in der thatſächlichen Ausübung ihres rechtlichen Inhalts 
efteht, wird enmorben, ſobald die Möglichkeit unmittelbarer und gegenwärtiger Einwir⸗ 
ung auf die Sache und der Wille dazu vorhanden find; er wird verloren, ſobald bie 
Sinwirkung auf die Sache, 3. B. durch Verhinderung der Ausübungshandlungen unmög- 
ih geworden oder ber Beſitzeswille aufgegeben ift, welches letztere auch aus einer längern 
tihtausübung der W. gejchloffen wird. — Das Recht der W. wird begründet durch 
Billenserflärung, richterlihe Zuweiſung und Erfigung (über den umvordenflichen Beſitz 
wrfelben |. 1. 3. 8.4. D. 43, 20); e8 wird aufgehoben durch Untergang des herr- 
chenden oder dienenden Grundftüds, duch Confufion, Eintritt der auflöjenden Bedingung 
md Befriſtung, fowie durch Verjährung (Nichtausübung), woräber im Ganzen die allge 
neinen Regeln für den Erwerb und Verluſt von Dienftbarfeiten gelten (ſ. d. Art. Ser: 
ttuten). Ber der Aufhebung der W. durch Nichtausübung (non usus) ift noch Folgen: 
8 bervorzußeben. Die Verjährungsfrift beträgt ſtets 20 Jahre, wenn die W. nur in 
Zwilchenräumen von einem Monat oder mehr ausgelibt werden Tonnten (L 7. D. 8, 6; 
f. 1. 14. C. 3, 34), Die Nichtausübung ſchadet jo lange nicht, als der Berechtigte 
ih im Genuß des faktifchen Zuſtandes befindet, den die Dienftbarfeit gewähren joll 
ı. 12; ef. 1. 19. pr. D. 8, 6). Unterbrocden wird die Verjährung durch jede für das 
errichende Grundſtück, felbft durch einen Nichtberechtigten, vorgenommene, auch theilweiſe, 
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Ausübung (1. 9. 1. 20—24. D. 8, 6). Mit dem Waſſerſchöpfrecht geht natürlih au 
Das Hecht Des Fußweges (1. 17. D. 8, 6), mit dem Tränkerecht Das Recht der Vedr 
verloren. — Während dad Recht der W. durch die allgemeinen Seroitutenflagn yite. 
wird (ſ. den Art. Feldſervituten), find zum Schuge des Beſitzes einiger ®. vom ui 
R. bejondere Interdicte eingeführt worden. Der Belit des Warferleitungsrehts zz: 
gegen Störung durch das interd. de aqua (D. 43, 20) geihügt, worauegelegt, iii = 
bei aqua quotidiana im legten Jahre, bei aqua aestiva bzw. hiberna in diem = 
dem legten Halbjahre, wenigften® einmal, und zwar dem Gegner gegenüber nec vi 
clam nec precario, in gutem Glauben, ſowie ohne Rechtsirrthum (1. I. pr. SI: 
19. 20 eod.), ausgeübt worden iſt (1. 1. 88. 24 — 36 eod.), wobei die Ynältzz 
handlungen des Rechtsvorgängers angerechnet werben (1. 1. 8. 37 eod). Gegen £i: 
rung des Beſitzes bei Ausbeflerung der Wafferleitung fteht dem Beſitzer ein interd. i 
rivis, ohne Beweis des Rechts, unter den obigen Vorausfegungen zu (D. 43.2! 
Rivales haben ein duplex interd. de aqua (l. 1. $. 26. D. 43, 20). Ze is 
des Waſſerſchöpfrechts wird in ähnlicher Weiſe mit einem interd. de fonte, die. i.. 
f. reficiendo gefhütt (D. 43, 22). Tas Tränlerecht bat zwar nad röm R. fe: 
Befigesfchug, wohl aber nach heutigem R., welches die Spolienflage des can. R., x: 
die neueren Beſitzklagen darauf anwendet. 

Lit.: Kcıler, Pand. 8.166: Arndts, Lchrb. 8. 186. N. c. $. 192; WBintjee! 
Lehrb. I $. 211.0. 6— 8. $. 104. N. 8 — 19. R. Baum 

Wegeordnungen. Die Rechtsverhältniſſe der öffentlichen Wege haben zu 
Zeiten ein wichtige Gebiet der ftaatlichen Culturzwecke und der Iocalen Selbfwerc: ' 
ebilvdet, haben aber erft im 19. Jahrh. durch die Entwidelung der inbuftrielln K: 
haft bie hervorragende Bedeutung erhalten, welde ihnen in ben europäiſchen x 
ländern jett mit echt beigelegt wird. | 

Am weiteften vorauögefchritten ift in diefem Gebiet die englifche Gele 
bung. Die Erhaltung der öffentlichen Fahr-, Reit- und Fußwege war ber !: 
durch die anglo-normannifche Geſetzgebung eine ftreng georbnete, durch öffentliche I 
erzwingbare Yaft der Ortögemeinden geworden. Durch die Geſetzgebung der Kit! 
tionszeit ift Dafür das Amt des Wegeaufſehers gebilvet Auf ihn, als das wnfit.: 
Drgan des Kirchipiels, geht die Wegebaulaft über, mit der Ermächtigung, die Omar 
glieder nach der Größe des Grunbbefites und Hausftandes zu Hand- und Spurl 
zu zwingen und die Baumaterialien von benachbarten Grunbftüden zu entnehmen 2 
Syſtem fette indeffen einen Tebendigen Gemeindeverband von anſäſſigen Leuten = 
ber mit dem fortfchreitenden Verfall des Bauerftandes verloren ging. Im Lanfe ® 
18. Jahrh. mußte fi) daher die Gefepgebung zur einer ergänzenden Wegefteuer entiältt? 
durch welche die Naturalleiftungen fehrittweife verdrängt wurden. Die Wegeorbnun 
1836 gebt bereits in das Syſtem der reinen Geldwirthſchaft über. Dem gu“ 
des Kirchſpiels Liegt nunmehr ob: die periodiſche Einſchätzung, Ausfchreibung un & 
treibung der Wegefteuer nad den Grundſätzen der Armenfteuer; die Inſtandba 
tung der Wege durch Annahme von Lohnfuhrmert und Lohnarbeiten oder durh Se 
dingung des Gefchäfts mit Confend der Gemeindeverfammlung, erzwingbar durd CF 
befehle der Friedensrichter; die Ausführung der Wegepolizeiordnung mit u“ 
pflihtung zu Strafverfolgungen und Befeitigung von Wegehinderniffen; Buchführrno 
Rechnungslegung und Berichterftattung an die Seſſionen der Yriedensrichter. — Je 
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Yemeinden deren mehre nach Feſtſetzung der friedensrichterlichen order. Die Wahl er: 
olgt nad claflificirtem Stimmrecht, in ſechs Steuerſtufen, nad der General Vestries Act 
erneffen. Das Hauptgeichäft des Verwaltungsraths bildet die Ernennung, Entlaffung 
md die Beftimmung der Gehaltsetats eines bejoldeten Secretärd, Rendanten und Wege 
nfpectors, deren Amtspflichten das Gefeg normirt. Das verpflichtete Subject für Die 
Interhaltung der Wege bildet nunmehr die Bezirkswegekaſſe, vertreten durd Das 
3oard und jeine Beamten. Die Koften werden direct aus der Ortögemeindefteuer (Poor 
Rate) beftritten, und vertheilen fih in den Bezirksfonds für die Beamtenbefoldungen 
ınd Gemeinkoſten, zu welchen jedes Kirchipiel nach dem Durchſchnitt feiner Wegekoſten in 
ven letsten drei Jahren beiträgt, und ın die Spectalfonds zur Erhaltung des ein- 
einen Weges, welche jedes Kirchſpiel gejondert in feiner Armenfteuer trägt. Diefe wirth- 
chaftliche Organiſation lehnt ſich aber an die älteren Functionen des Friedensrichteramts 
ın. Die einzelnen Friedensrichter erfennen als Bolizeirihter auf die zahlreichen Bußen 
yer MWegeorbnung und auf die Orpnungsftrafen gegen die Ortsbeamten wegen Verſäu— 
mung der geleglichen Obltegenbeiten. Die Epectalfigungen der Friedensrichter für 
den Wegebezirk nehmen den Sahresbericht über den Zuſtand der Wege entgegen, üben ein 
Ordnungsſtrafrecht bis zu 5 E gegen die ausführenden Beamten, und erzwingen ver- 
ſäumte Reparaturen, indem fie auf fchriftlihe Anzeige den Berwaltungsrath und den 
Waywarden zur Berantwortung laden, einen Commiſſar zur Befichtigung ernennen, 
eine Executionsorder erlafien, event. die nothwendigen Arbeiten durch einen Dritten vor- 
nehmen laſſen und die Koften dafür dur Anweiſung auf die Bezirkskaſſe einziehen. 
Ste enticheiden auch Streitigfeiten wegen unterlaffener Lichtung der Wege und erlafjen 
die darauf bezüglichen Straf: und Zwangborders. Sie enticheiden nach Augenfchein über 
eine nöthig befundene Verbreiterung des Weged und laſſen die Entſchädigung dafür Durch 
eine Jury feftftellen. Die Duartalfigungen der Friedendrichter endlich bilden Die 
Beichwerbeinftang der Verwaltung und der Rechnungslegung für alle Interefienten, bes 
ſchließen über die Verlegung und Schließung eined Weges, nöthigenfals mit Zuziehung 
einer Jury, und entjcheiden auch über die ftreitige Wegebaulaft alternativ mit den ordent- 
lichen Gerichten. Eine Controllinftanz der Reichögerihte ift vorbehalten nur für die 
ftreitige Wegebaupflicht und für die Wegefteuerreclamattion. — Die wirthichaftlihen Er- 
folge des englifhen Syſtems, welches einen der beſſer conſervirten Theile des Selfgovern⸗ 
ment Darftellt, find im Ganzen zufriedenftellend, ebenſo wie für das Verwaltungsſyſtem 
der Chauſſeen, für welche ein gemifchter Verwaltungsrath von Friedensrichtern und Actio- 
nären ‚nach der Chauſſeeordnung 3. Georg IV. e. 126 und Localacten gebildet wird. 
In Frankreich hatte Das ancien regime fein Augenmerk nur auf die Staats- 


ten. Nach dem Ausbruch der Revolution befaßte ſich zwar Die Geſetzgebung aud mit den 
Gemeindewegen, ermädtigte die Gemeinden zur Aufbringung der erforderlichen Mittel 
und Dienfte, überließ aber die Ausführung dem Localintereife der Gemeinden. Der dar= 
aus hervorgehende Zuftand einer unglaublichen Bernadhläffigung wurde ein Hauptgrund 
der zurlcbleibenden Agriculturentwickelung Frankreichs, und wurde al8 unvereinbar mit 
den heutigen Bedürfniſſen der Gejellichaft Bald nach der Iulirevolution anerkannt. Das 
Geleg vom 21. Mai 1836 Hat die durchgreifende Hülfe gebracht mittelft eines 
\harf durchgeführten Zwangsſyſtems zur Neuanlegung und baulichen Erhaltung der 
chemins vicinaux. Es ift dabei das englifhe Wegeſyſtem mehrfach nachgebilvet ; in 
Ermangelung eines obrigkeitlichen Selfgovernment mußte aber überall der Prefet und Jeine 
Unterbeamten als Organ des öffentlichen Intereſſes die verantwortliche Ausführung über: 
nehmen. Der Prefet enticheidet über die Nothwendigkeit und Angemeſſenheit der An- 
legung und Claſſification eines öffentlichen Vicinalweges nad) Anhörung des Municipal⸗ 
raths. Er entichervet über die Breite und nöthigenfalls Verbreiterung deſſelben, ſowie über 
die Schlieung des Weges. Er überwacht die Ausführung durch Wegeinfpectoren, agents 
voyers, deren Gehalte der Generalrath zu bewilligen hat. Die Koften werben (abger 
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ſehen von den ſeltenen Fällen, wo die laufenden Gemeindeeinkünfte dafürr ausreichen. 
dur Zufchläge zu den Staatöfttuern und dur Naturaldienfte aufgebracht. Im Fa! 
einer Säumniß der Gemeinde können mit gewiffen Formalitäten die nothwendigen Zixr 
toften zwangsweiſe auf den Gemeindebaushalt gebracht werden. Die Steuerzuidläs: 
finden auf die 4 direkten Stantöfteuern bis zu einem Marımum von 5 Centimes it: 
Die Naturaldienſte werden auf jährlid 3 Tagearbeiten bemeſſen, welche jeder che: 
de famille ou d’etablissement für fih, für jedes männliche Familienglied im Az 
von 18—60 Jahren, für jeden Diener, jedes Geſpann und jedes Zug- oder Sauclib: 
zu leiften bat. Diefe Naturaldienfte mögen aber mit Geld abgelöft werden nad au 
Tarif, welchen der Generalrath des Departements mit Rüdjiht auf Die Ortsverbilan: 
fixirt. Zu dieſen ordentlihen Mitteln der Wegeerbaltung treten dann noch die werk 
nigmäßigen Beiträge der Staatsbomamen, welche zu dieſen Zweden vol beramgan- 
werben; freiwillige Beiträge von Privatintereffenten; Spezialbeiträge von Fabriken ı“ 
Etabliſſements, welche die Bicinalmege in ftärkerem Maße in Anfprud nehmen, und sr 
unter Beobachtung gewiffer Formen zu erhöhten Beiträgen gezwungen werden; endlid c: 
gänzende Zuſchüſſe aus der ‘Departementöfaffe nach Belchliegung der Generalrätk, i: 


melde Zwede noch einmal Steuerzuichläge bi8 zu 5 Centimes ausgeichrieben werx 


mögen. Das wirtbihaftlihe Sefammtrefultat der neuen Geſetzgebung xi: 
ein überraſchendes. Schon in dem Zeitraum von 1837 — 1841 bekefen ſich ve de: 
wendungen zur Wegebeflerung auf 243 Millionen Francs, umfaflend 338,529 Bu 
wege in einer Länge von 139,862 Kilometern (während alle Landſtraßen und Test 
mentalwege mır 72,000 Kilometer betrugen). inbegriffen in dad Syſtem jint = 
die chemins vicinaux de grande communication, die in der frübet 
Geſetzgebung als Kantonal- oder Kreiswege bezeichnet wurden. Ihre Declaratien ı: 
ſolche erfolgt durch Beſchlüſſe des Generalraths nach Anhörung der Municipal: zi 
Kreisräthe. Dem Generalrath fteht auch die Beſchließung über die Direction, über de 
Vertheilung der Erhaltungspflicht, Die Zuſchüſſe aus der Departementsfaffe und bie Kir: 
der Wegeimfpection zu. Zu der Erhaltung derſelben tragen aber die Eine: 
gemeinden nur mit zwei Drittel ihrer Zufagcentimed und mit zwei Drittel ihr Raus. 
leiftungen bet, während das Departement für dieſe Wegeerhaltung einen regelmäßigen zn: 
anfehnlihen Beitrag gewährt. — ine völlig gelonderte Öefesgebung beſteht fi 
die Yandftraßen, la grande voirie, welde feit 1811 in Die routes natiosan 
und routes departementales zerfallen. Die routes nationales lönnen nur fraft amt 
Geſetzes nach vorgängiger enquete administrative dafür erflärt werden, ıhr Boden ci: 
als Staatseigenthum, für ihre Breite und gewiſſe Grundzüge der Verwaltung fin? = 
ſetzliche Normatiobeftimmungen gegeben. Die Beftreitung der Koften und bie Cinzeler: 
waltung fallen den Gentralbehörden des Staat zu. — Wieder ein völlig geſonderte 
Syſtem bilden die ſtädtiſchen Straßen, la voirie urbaine, welche auch Die neueite er 
liſche Gefegebung immer mehr von der gewöhnlichen Wegeverwaltung trenut und mit den 
verwidelten Syſtem der Geſundheits⸗ und Baupolizei der neueren Health Acts verbr 

Die Wegeordnungen Deutjhlands bieten nod) immer das Bild einer kt: 
ungleihartigen, zum großen Theil vernadhläfjigten Geftaltung dar, welde im Zuſamme 
bang mit der örtlih ungleihen Entwidlung der induftriellen Geſellſchaft, mit den ne 
fortdauernden Elementen der Naturalwirthſchaft und mit einem fehr unentwidel:e. 
ungleihartigen Communalſteuerſyſtem ftehen. In reicheren Landestheilen urd 
Kleinſtaaten, iſt durch die Einficht der Lofalinterefienten und der Staatsbehörden ein w:: 
hältnißmäßig guter Zuſtand geichaffen. In dem größeren Theile Deutſchlands iſt ver 
Zuftand der Vicinalwege mie der Chauffeen weit Hinter dem Bebürfniß des Beutiuer 
Verkehrs zurücgeblieben, namentlich auch noch in dem größeren Theil des preußiſchc 
Staats. Die Land- und Heerftraßen find auch Hier leviglih dem Staar über 
wiefen mit einer Befugniß, die Hand- und Spanndienfte der Nachbarſchaft „zur Beihülic 
heranzuziehen. Etwas beftinnmtere Grundſätze enthalten die Brovinzialmwegeor! 
nungen, aber mit fehr unmotivirten Abweichungen unter einander. Zu den Ge: 
meindewegen jollen nah dem Ag. Landrecht die „Geſpann baltenden Einwohner‘ 
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nad Verhältniß der Klaſſen zu Spann dienſten, die „vertrags⸗ oder gewohnheitsmäßig 
verpflichteten Wirthe“ zu Handdienſten herangezogen, die Geldausgaben nach Ver— 
hältniß der „Staatsſteuern“ aufgebracht werden. Solche lückenhafte, völlig unzureichende 
Vorſchriften ergänzen ſich dann nothdürftig durch eine elaſtiſche Verwaltungspraxis. Das 
„Obberaufſichtsrecht“ tritt hier wie ſonſt an die Stelle der fehlenden Verwaltungs⸗ 
gejete, zu welchen bisher weder der abfolute, noch der conftitutionelle Staat zu gelangen 
vermochte. Regierungen, Landräthe, Magiftrate, Ortspolizei, Gensdarmen bilden in den 
meiften Landestheilen Die eigentliche Wegeoronung. Ihre allgemein gehaltenen Befugniffe 
haben den vorhandenen erträglihen Zuftand geſchaffen unter einer Geſetzgebung, welche 
ſich noch in den patriarchaliſchen Zuftand des XVII. Jahrhunderts befinde. Alle Ver- 
fügungen, Veränderungen, Berlegungen der Wege, die Erklärung eines Weges für einen 
öffentlichen Weg, die Maßregeln zur Reparatur und Sperrung von Wegen, die Streitig- 
keiten über das Maß der Benusung öffentlicher Wege, über die Verpflichtung der An- 
wohnenden zu Hand» und Spanmdienften fallen dem laufenden Verwaltungsdecernat zu, 
mit Vorbehalt des Rechtswegs nur über Eigenthumsverhältniſſe, Servituten, Privatrechts- 
titel. Eine neue Wegeordnung tft fett 1520 worbereitet, ſeit 1862 dem preußifchen Landtag 
vorgelegt, aber nicht zu Stande gebracht wegen des fortdauernden Widerſtandes collidirender 
Intereffen und wegen der ‚unklaren Vorſtellungen über ein Syſtem von Selbftverwaltung, 
bei welchem ansihlieglih an neue Wahlrechte der Steuerzahler und eine bloße Bildung 
von Bermaltungsräthen gedacht wurde. In der Wirflichfeit handelt e8 ſich vielmehr 
1) um die Neubtldung eines gefeglichen Gemeindeſteuerſyſtems, neben welchem 
die Naturaldienſte in der heutigen Volkswirthſchaft nur noch” eine ergänzende, fafultative 
Bedeutung haben können; aus dem Steueriuftem wird ſich das Syſtem der Wahlrechte 
ergeben, für welche e8 an einer Grundlage fehlt, fo lange das örtliche „Herlommen“ 
und die alten Abſtufungen einer nicht mehr beftehenden ländlichen Wirthſchaftsordnung 
ın den Gemeinden gelten; 2) handelt e8 jih um die Belchaffung de8 Berfonals zur 
verantwortlichen Berwaltung der Wegefteuern unter Beihülfe beſoldeter technischer Beamten, 
alfo um Einrichtungen, die für iſolirte Dorfgemeinden und Gutsbezirke nicht zu befchaffen 
find, jondern die Bildung größerer Wegediſtrikte (Amtsbezirke) vorausfegen; 3) handelt 
es fich um ein verantwortliches Perfonal zur Ausführung der gefeglihen Nor— 
mativbeftimmungen und ver Berwaltungsjurisdittion, welches nur in ber 
collegialifchen Formation einer verwaltenden Kreisbehörde, analog den Magiftraten in der 
deutjchen Stabtverfaffung, den friedensrichterlichen Seſſionen im englifchen Selfgovernment, 
zu bilden ift. Ohne die letztere Formation fällt alle Leitung und Verwaltungsjurisdiktion 
ebenjo wie in Frankreich ausfchließlih dem Präfekten, feinen Unterpräfetten und feinen 
Diftriktsfommifjarien (Maires) zu. — Die Entwidelung der Wegegefeßgebung führt 
folgerecht zu einem vollftändigen Syftem einer Kreis⸗- und Gemeinveverwaltung, deren bal- 
dige und energifche Durchführung durch das dringendſte Intereffe, bald vielleicht durch 
einen Nothftand des Agriculturbefiges bedingt if. Die Geftaltung der Vicinalwege ift 
für den legteren nicht weniger Lebensfrage als das Syſtem der Ehauffeen und Eiſenbahnen; 
oder vielmehr alle drei Syfteme ſetzen ſich gegenfettig voraus als Lebensbedingung der heu= 
tigen Erwerbsgefellichaft. Je Länger die Regelung des Gemeindeſteuerſyſtems und der Selbit- 
verwaltung des Kreiſes und ber Provinzen verfchoben wird, um befto mehr wächlt die Gefahr, 
daß wie in Frankreich der vorhandene Nothſtand durch ein übereiltes Syftem der Präfectur: 
verwaltung, der Zuſatzcentimes und Forcirungen im Gemeindehaushalt feine Löſung findet. 
‚ Lit: Für England R. Gneiſt, Seligovernment, Communalverfajlung und Verwaltungs⸗ 
gerichte in England 3. Aufl. 1871 Cap. XII. Für Frankreich: A. Batbie, Cours du droit 
public, 3. Aufl. 1869. ©. 457—433. Für Deutichland: gadariä, Deutſches Staats- und 
Bundesrecht 1. 8. 196. v. Rönne, Breuß. Staatsrecht II. b. 8. 41a u. 15. v. Rönne, 
Die Wegepolizei und bae Wegerecht des preuf. Staats, Breßlau 1852, De lege ferenda: 
Sneift, Preuß. Kreisorbnung 1870 Abſchn. X. h. neift. 
Wegeſervituten (Th. J. S. 307), eine wichtige Gattung der Feldſervituten 
(Tb. U. ©. 415), haben mit der, in Deutſchland immer umfaſſender eintretenden Sorge 
Des Staated, der Provinzen, Kreife, Gemeinden für öffentliche, allgemein benutzbare Ber- 
Bindungswege zu Lande und zu Wafler an Bedeutung vielfach verloren. Nicht nur bei 
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wird bürftiger, die Bewegung der BVorftellungen träger, ihr Inhalt intenſto und ertenit 
mangelhafter bis zur Aufpebung ſpontaner Borftellunge- und Willensthätigkeit, die ſcwlieh— 
ih nur noch auf äußeren Reiz und durch finnliche Bedürfniſſe erfolgt und wie fie « 
wohnheitsmäßig geworben tft, automatiſch abläuft. Auf dieſer Stufe ftellen fich den me 
gefteigerten Naturtrieben der Ernährung und Fortpflanzung keine ethiſchen und vechtlier 

orrective mehr entgegen und treiben den Blöbfinnigen zu ſchrankenloſer Befnedisr: 
feiner Begierven. Heftige Affecte find noch möglich bei Hemmung diefer oder Beeintrik- 
tigung der Perſönlichkeit. Sie find durchaus pathologiih und verlaufen oft als Var 
zu8mu8 tranfitorifcher tobjüchtiger Aufregung, 

Pſychologiſch auf gleicher Stufe und rechtlich dem Blödſinn gleichgeitellt ſind Die Tunt- 
ftummen, wenn fie feine Erziehung genoſſen oder nicht bildungsfähig waren. 

Auf der tiefften Stufe des Blödſinns erlöſchen Selbſtbewußtſein, Borftelumgerbin:: 
feit und Sprache. 

Schwach⸗ und Blödfinn find angeboren (Idiotie, Cretinismus) oder erworben tar 
Hirnerkrankungen, Alloholercefle, Epilepfie ꝛc. Sie find endlich der Ausgang nicht gehalt 
Geiftesftörung. Ausgenommen feltene Fälle (Strangulation, Schreden, Kopfverlekumg x. 1. 
ift der erworbene Blödfinn ein jecundärer Yuftand, was für Simulation zu beadktei 1“. 

Wichtig ift die Berblödung im Greifenalter (dementia senilis). Reizbarken dee 
Charalters, Mißtrauen, Berfolgungswahn, jeltener Exaltationszuftände mit gefchlech:. lide 
Aufregung und Neigung zu Unzucht, leiten häufig den pſychiſchen Verfall in. Die Zaire: 
Dispofitions- und Zurechnungsfähigkeit kann bier aufgehoben fein. 

Forenſiſch von Bedeutung ift endlich ein Zuftand, der von den Engländern mor:. 
insanity genannt wurde und fi als fittliher Blödfinn bezeichnen läßt. Sm: 
negativen Merkmale find Fehlen von Delirien und Sinnestäuſchungen,« jeine pejumr 
neben mäßigem Schwachſinn, ein gänzlicher Mangel aller fittlihen und rechtlice 
Gefühle, eine völlige Depravation des Charakterd mit verbrecherifchen unfittlichen Triete 
und Strebungen, die dann leicht mit Immoralttät verwechfelt wird, von meldher fie akı 
die Urſachen, Entftehungsweife, der progreifice Verlauf und die Periodicität gemitr 
Symptome unterſcheiden. 

Sie ift meiftend eine hereditäre Degeneration des Menſchen, durch Wahnfinn ur! 
Ausichweifungen der Erzeuger entitanden, dann fchon ab ovo vorhanden und ſchwer ; 
erkennen; jeltener Die Folge von Trinken, Onanie, Kopfverlegung, Schlagfluß und tar: 
ud den auffälligen Contvaft gegen das frühere Leben leichter zu beurtbeilen und :: 

nen. 

Eine große Zahl der unverbefferlichen Gewohnheitsverbrecher und fog. werbradet 
ſchen Irren find pathologifche Individuen und zu biefer Kategorie gehörig. 

Die Inittative zur Ermittelung eines zweifelhaften Geifteszuftands ftebt dem Riche 
zu. ‘Die verfchtedenen Criminalordnungen weiſen ihn an, auf den Gemuthszuſtand ein 
Angellagten fein Augenmerk zu richten. Damit erwäcft dem Unterfuhungsrichter Ihm: 
Berantwortlichkeit und die Nothwendigfeit die Momente, welche auf einen abnormen (X: 
müthszuftand deuten, zu kennen. Als ſolche Laffen fich anführen: Widerfinmigfeit >: 
That und ihrer Motive, Mangel eines Vortheils für den Thäter oder geradezu poñtire 
Nachtheil, der ihm aus deren Begehung erwuchs, Planlofigfeit, Zwedflofigfeit in der Bei! 
von Mitteln, Zeit, Ort; auffallende Graufamfeit der Ausführung der That; Contrafirz 
derfelben mit der ganzen früheren Lebensführung. Selbftanzeige, fehlende Beſtrebunze 
die Spuren der That zu verwilhen, Sichrühmen berfelben. Offenes Geſtändniß, Tr 
ſuch, die That in fchlimmerem Licht darzuftellen, Nichtwahren des eignen Bortbäls iz 
Verhör; Selbitmorbverjuche vor oder nachher; gemachte Andeutungen und Warnung tt 
Umgebung vor der That; auffallende Aenderung des Charakters, dumpfes Hinbrütan. 
Vernachläſſigung des Berufs, Zeichen pſychiſcher Depreflion einige Zeit vorher. Art 
fallende Gleichgültigkett bei der Verhaftung und dem Verhör. puren von Gerazik: 
und imtellectueller Schwäche in diefem, mangelnde oder lückenhafte Erinnerung an m: 
That ; notoriſche Geifteöftörung oder Epilepfte in der Familie des Angeflagten. 
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Geringen Werth hat die Leumundsfrage, da ein lafterhaftes, unſtetes, excedirendes 
Leben oft auf Geifteöftörung beruht und ftatt biefer, wie jo oft im Leben, fir Bosheit, 
Immoralität gehalten wird. Wichtiger ift die unbefangene Prüfung der vita anteacta. 
Ueberall wo ein Angeflagter früher an Epilepfie litt, follte ungejäumt eine Exploration . 
ſeines Gemüthözuftands flattfinden. Die Möglichkeit einer Seelenftörung ſchließen Neue, 
Motivirtheit der That, Liſt, Huge Berechnung der Umftände, Planmäßigkeit der Ausfüh- 
rung, Vernünftigſprechen durchaus nicht aus. 

Weder die Zu- noch die Unzurechnungsfähigkeit ſollten in foro präſumirt 
werden. 

Irreſein wird von Gefangenen häufig ſimulirt. Es iſt immer verdächtig, wenn ein 
Inhaftirter Zeichen von Geiſtesſtörung verräth, aber eine Präſumtion gegen deren wirk 
liches Vorhandenſein ift ungerechtfertigt. Häufiger werden wirflih Gemüthskranke für 
Simulanten gehalten und gemaßregelt, als umgelehrt. Auch Gemüthskranke fimulicen 
zumeilen zu ihrer Störung hinzu, weshalb Sunulation das VBorbandenfein von Gemüths- 
ſtörung nicht ausſchließt. Der Simulation verdächtig ft der Inculpat, wenn er plöglich 
delirirt oder ftumpffinnig wird. Manie und Melandyolie können primär und plöglih aus- 
brechen. Abſichtliches Unfinnreden, wobei doch hereorgeht, daß die Pointe der Sache er- 
faßt wurde, ift böchit verdächtig, (3. B. die Erklärung eines Silberftüds für eine Golb- 
münze, die falſche Angabe des Alters ꝛc.) fehlende Erinnerung findet fi nur bei tran= 
jitorifcher epileptifcher Manie, rapt. melanchol. und einigen anderen feltenen Irreſeins⸗ 
zuftänden. 

Zweifel an der Geiftesintegritit des Verhafteten verpflichten den Richter zur Zu- 
ziehung eines approbirten Arztes. Im Frankreich Tann aud ein Wundarzt, in Eng: 
land fogar ein Apotheker Experte fein. Auch dem Staatsanwalt und dem Bertheidiger 
muß e8 zuftehen, eine beliebige Anzahl Experten zu berufen. Die Stellung berfelben 
ift weder die eines Zeugen noch eine Gehülfen des Richters. Das Gutachten bildet 
einen Theil des Beweiſes und hat fih auf eine wiſſenſchaftliche Unterſuchung zu gründen. 
Den Experten iſt jedes nur verfügbare Material für jene vom Richter zu liefern. Die 
Art der Frageftellung an den Experten geht aus dem Geiſt des Geſetzbuchs hervor. ine 
beſtimmte Frageformel eriftirt nicht. Nie follte die Frage auf Zurechnungsfähigkeit ge= 
ftellt werden. Der Richter hat ein Prüfungsrecht des Gutachtens. Er ift an deſſen 
Schlüſſe nicht gebunden, denn es gibt leider noch Gerichtsärzte, Die nur theoretiiche Kennt: 
niſſe von Gemüthöftörung haben und ſchlechte Gutachten Tiefern. 

Nur deren innerer willenichaftlicher Werth ift maßgebend. Verwirft der Nichter 
das Gutachten, fo muß er ein anderes einholen. 

Nach dem Geift und Wortlaut fänmtlicher europätfcher Geſetzgebungen find die 
Geiſteskrankheiten und gewifle ihnen vechtlich gleichftehende Zuftände (gewilfe Fälle von 
Raufch, Fieberbelirium, höchſter Grab von Affert und Sinnesverwirrung, Schlaftrunken⸗ 
beit 2c.) die Zurehnimgsfähigkeit aufhebenvde Momente. Nur über die Ausdehnung des 
Begriffs „Geiſtesſtörung“ beftehen Differenzen. Nach der preuß. Rechtsübung fann ein 
wegen Wahn- oder Blödfinn Entmiündigter auf Zurechnungsfähigfett erplorirt und zur 
Strafe gezogen werben, was wir nicht billigen können. 

Zur Annahme der Zurehnungsfähigfeit müſſen immer 2 Momente vereinigt fein. 
1) Die libertas judicii, d. h. das Bewußtſein der Beichaffenheit, Folgen, Verhältniſſe 
und Rechtswidrigkeit der Handlung. 2) die lib. consilii, d. h. die auf erftere fich grün- 
dende und nicht durch krankhafte Seelenzuftände geftörte Freiheit der Entſcheidung zwiſchen 
der Begehung und Unterlaffung einer Handlung. Die Annahme der Zurechnungsfähig- 
fett Da, wo nur eines von beiden Momenten erwielen ift, führt zu Yuftizmorden. Es 
läßt ſich nicht von allen Gemüthstranfen behaupten, daß fie zwangsmäßig gehandelt 
haben, andrerſeits gibt e8 Zuftände, in melden die Freiheit der Wahl aufgehoben ift, 
während das Vollbewußtſein der Strafbarkeit mit allen Conſequenzen befteht. Einer der 
gefährlichften Standpunkte in der Zurechnungsfähigkettöfrage ift das vorhandene ober 
fehlende Unterfcheidungsvermögen. Es involvirt in feiner Weile den freien Ent 
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Ihluß und vedt keineswegs den Begriff der Zurechnungsfähigkeit. Es gibt Genink: 
franfe, die gerade meil fie Untericheidungsvermögen haben, eine ftrafbare Handlung ker: 
z. B. einen Mord, um bingerichtet zu werden, weil jie zum eigentlich gewollten Sekt: 
morb nicht fähig find. 

Man verwechlelt vielfach ein abſtractes Strafbarteitsbewußtjein mit dem ame. 
Jenes bat jelbft der Schwachhfinnige und mander Gemüthskranke, fofern es fih anf ı: 
ftracte rechtliche und moraliſche Urtheile und Begriffe gründet, aber von einem ick. 
oft mechanisch erworbenen latenten und erborgten ift e8 ein weiter Schritt zu einem ur: 
creten, daS einer Anwendung auf den eigenen Fall fühig wäre Wenn jemand gan at 
ftract weiß, daß er nicht tödten oder ftehlen darf, wenn man ihm einige Katehien.: 
fragmente ablodt oder in ihn bineinexaminırt, hat er noch fein concrete® Unterſcheidrra 
vermögen um gejeglichen Sinn. Dieſer Fehler wird bei jugendlichen Verbrechern, Shnt 
und Biddfinnigen oft gemadt. Am gröbften ift der Irrthum in England, wo die 3 
rechnungsfähigkeitöfrage ganz vom Unterjcheibungsvermögen zwiſchen Recht und Um 
abhängt und nicht einmal feftfteht ob der Begriff „wrong“ (Unrecht) im moralilden ax 
gefelichen Sinn zu nehmen fe. Die Frage der geminderten Zurehmmgsiu 
gehört noch ter Controverje an, doch ſcheint die Einführung dieſes Begriffs ind Kr 
buch aus praktifchen Gründen geboten. Wie Gefundheit und Krankheit auf jomatite. 
Gebiet feine ftricten Gegenfäge find, fo auch im pſychiſchen, wo nody dazu die Sim: 
feit einer Ermittelung des fubjectiven Zuſtands kommt. Es gibt hier eine Men 
fertiger Kranfheit8- und Webergangdzuftände, in welden die geſetzlichen Beringmxa E. 
Zurehnungsfähigfeit nur beeinträchtigt find. Wir erwähnen beifpielöweife gewiſſe Zi 
mäßigen Schwachſinns, Bizarrerien und Excentricitäten des Charafterd mu pewerc 
Trieben, ſchlimmen Neigungen, meift auf erblicer Anlage zum Irreſein berußent, E⸗ 
lepfie, Hyſterie, Hypochondrie und andere Nervenkrankheiten die vorübergehend bie rt 
ſchen Proceſſe flören, gewiſſe abnorme Auftände bei Säufern, die Prodromalſiadien de 
Irreſeins u. |. w. 

Alles Zuftände, welche die freie Willensbeftimmumg zwar nicht aufheben, aber hi 
das Hereingreifen organifcher dem freien Willen entzogener Momente fie beeintridtit 
Es ift unmöglich für alle folde Zuftände Straflofigfeit auszufprechen, immerhin Urt 
es unendlich ſchwer fein, den Umfang der fubjectiven Schuldfrage bier zu beſtimmen. 

Im Fällen des „non liquet“ wäre e8 daher gerathen in mitius zu urtkalm = 
die Zurechnungsfähigkeit Lieber als aufgehoben anzuertennen. Unter dieſem Berti 
wird die Einführung des Begriffs der verminderten Zurechnungsfähigkeit ein prahind. 
Gewinn für die Gefeßgebung. 

Lit.: Griefinger, Pathologie u. Therapie d. pſych. Krankheiten, 1861. Spielman 
Diagnoftit der Gemüthstranfheiten, 1855. Casper, Handb. ber gerichtl. Med. Biol. IX! 
1858. Liman, Zweifelbafte Geifteszuftinde vor Gericht, 1869. vo. Krafft, Beiträge 
Erkennung krankhafter Gemüthszuftände, 1867; idem, Die tranfitor. Störungen de? ect 
bemußtfeins, 868. Wilbrand, Lehrb. d. gericht. Analogie, 1858. — 
d. gerichtl. Medicin, 1858. Legrand du Saulle, folie devant les tribunsus, I} 
Marc-3deler, Die Geiſteskrankheiten u. die Nechtöpflege, 1843. Hente, Abhandluraa 
aus dem Gebiete ber gerichtl. Mebicin, 1822. Qriebreiß, Handb. der gerichtl Pott: 
1853. Mittermater, Griebreich® Blätter, Jahrg. 1663, 64, 65, 66,67. Zeffen: Fur 
ftiftungen in Affecten u. ©eiftesflörungen, 1560. Ideler, Lehrb. d. gerigtn br 

v. Krafft- 


Wahriprud (vere dietum, verdiet) ift der Ausfpruch der Gejchwerti im | 
die in der Anklage angeregte Schuldfrage. Nach engl. R. ift dabei die Bezugnahme F 
vie Anklage eine unmittelbare und die Antwort der Geſchwornen, melde mundlich U 
daher ziemlich formlos abgegeben wird, kann neben dem einfachen „Schuldig“ oder X 
ſchuldig“ mancherlei Varianten bieten; fie wird daher erſt vom Gerichtshof in dem ge 
bracht, zu Protokoll genommen und nöthigenfalls den Geſchwornen mit der gu vr 
leſen: Ift dies Euer Wahrſpruch? — In Frankreich und Deutfchland findet DA 
eine jelbftändige, ſchriftliche Sragenftellung (f. d. Art.) am die Geſchwornen 1% | 
durch welche der meientliche Inhalt des W. für die zwei vegelmäßigen Fälle der and? | 
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Bejahung oder Verneinuug ſchon vorher genau feftgeftellt iſt. Es ift daher hier nur noch 
on dem formellen Borgange bei Feftftellung und Verkündigung des W. zu Tprechen. 

Während in England e8 zuläffig ift und thatſächlich die Regel bildet, daß die Ge- 
hwornen fich über ihren W. noch im Sitzungsſaale einigen, müſſſen fie auf dem Con— 
ment fih in ihr Berathungszimmer zurüdziehben. Sie werden in demfelben von jedem 
Berfehr mit der Außenwelt abgeſchnitten; nur dürfen fie nad einigen Geſetzen den 
Schwurgerichtöpräfidenten zur Aufflärung von Zweifeln zu ſich bitten, während andere 
Sefege mit Recht fordern, daß die gemünfchte Aufklärung ihnen in der zu dieſem Zwecke 
viedereröffneten Situng des Schwurgericht8 ertheilt werde. 

Das erfte Geſchäft, das die Geſchwornen in ihrem Berathungszimmer vornehmen, 
ft die Wahl ihres Obmannes, der fofort ihnen die für ihre nächfte Aufgabe maßgebenden 
Sefetesftellen vorzulefen hat. 

Sodann haben die Geſchwornen ſich über ihren W. zu berathen, eine Forderung, 
zuf welche mit Recht großes Gewicht gelegt wird, welche aber mit der in Frankreich 
ınd nad deſſen Borbild in Baden eingeführten fchriftlihen Abſtimmung ſich gar nicht 
sereinen läßt, da nothmwendig entweder die Berathbung oder das Geheimniß der 
Abftimmung tluforiich werben muß. — Die Abftimmung findet in der Weife ftatt, 
daß der Obmann den Geſchwornen die vom Gericht feftgeftellten Fragen vorlieft, worauf 
dann jeder Einzelne mit Ja! oder Nein! antworte. Das Ja! kann indeß dadurch 
heichräntt werben, daß einzelne in der Frage enthaltene Momente verneint werden, 3. B. 
da, aber es ift nicht erwieſen, daß .... u. ſ. w. Diefes Recht der theilmeifen Verneinung 
wird übrigens mit Recht auf folche Elemente des Thatbeftandes ausgedehnt, welche in der 
Frage zwar nicht ausdrücklich erwähnt, aber in verjelben (durch die Formel: Echuldig) 
mitgemeint find. Mitunter wird die Frage ſchon nom Gerichtshof zum Zweck der Er: 
leichterung partieller Beantwortung in Unterabtheilungen gefondert, was aber (zumal wenn 
es zur Vermeidung von Alternatiofragen gejchieht) Berwirrung hervorrufen kann. 

Der Obmann zählt ſodann die Stimmen, conftatirt das Abftimmungsergebniß und 
ihreibt dafjelbe auf dem Fragebogen auf die neben der Trage offengelafjene zweite Hälfte 
des Bogens. Da, mo die Gelee e8 vorfchreiben, oder, mo es für Das weitere Verfahren 
aothwendig ift, fett er au das Stimmenverhältniß an, 

In Bezug auf das nothwendige Stimmenverhältniß befteht große Mannichfaltigkeit. 
Befanntlich verlangt das engl. R. einen einftinnmigen Ausſpruch der Gefchmornen ; allein 
5 geichieht dies nicht, wie in Braunfchweig, m der Form, daß die dem Angeflagten 
zur Laſt gelegte Thatſache als verneint zu gelten hat, wenn fie nicht einftimmig be- 
aht ıft; Tondern ed wird die Einſtimmigkeit auch für den W. „Nichtſchuldig“ gefordert. 
Tag hat num die ſchlimme Folge, daß nach alteın Gebrauche die Geſchwornen beiſammen 
gehalten werben fünnen, bis fie fich geemigt haben, und wenn auch in unferer Seit die 
barbarifchen Uebertreibungen dieſes Zwanges zur Cinftimmigteit leicht befeitigt werben 
tinnen, jo bleibt doch der Uebelftand, daß ein Einzelner, welcher aus unlauteren Mo— 
tiven entſchloſſen ıft, Die Anficht der Uebrigen nicht zur Geltung kommen zu laflen, Dazu 
die Macht hat, und daß jedenfall die Cache nicht ausgetragen und der Angeflagte neuer- 
licher Verfolgung ausgelegt iſt. — Andererſeits findet es die überwiegende Mehrzahl der 
Schwurgerichtsgeſetze bedenklich, fich für das „Schuldig“ mit einer einfachen Majorität 
(7) der zwölf Stimmen zu begnügen. Die große Mehrzahl fordert eine Zmeibrittel- 
mehrheit, fo daß eine auf Conftatirung der Schuld (nur nad) wenigen Gefegen auch eine 
auf Strafichärfungsgründe) gerichtete Frage als verneint gilt, wenn fie nur von 7 Ge— 
ſchwornen bejaht wird. Belanntlih hat die franzöfifche Gefetgebung für biefen Ießteren 
Fall einen Ausweg in der Geranziehung des Gerichtöhofes zur Entſcheidung der Schuld» 
rage gefucht, mit dieſer ganz willfitrlichen und unzwednäßtgen Beftimmung aber fo oft Aende- 
tungen vornehmen müffen, daß damit allein fchon die Bedenklichkeit dieſes, in Frankreich 
jelbft feit 1853 anfgegebenen, Tegislativen Borganges Mar gemacht if. Trotzdem hat 
derfelbe nicht blos in Preußen, fondern nody in neuefter Zeit in Heflen- Darmftabt, Ein= 
zang gefunden, und zwar in der Yorm, daß bei einem mit nur 7 Stimmen ausgeſpro⸗ 
henen „Schuldig” der Gerichtähof allein den entſcheidenden W. füllt. 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 2. 43 
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Bei der Beantwortung der an fie gerichteten Fragen find die Geſchwornen on fe 
Beweisregel gebunden; fie können und follen lediglich Die Ueberzengung ausſprechen, ni 
fie durch verftändige Prüfung der Ergebniffe der Hauptverhandlung — aber usır 
dieſer — fich gebildet Haben. Sie find ferner verpflichtet, das Gele, ſowie eo hit 
getreulich zur Anmendung zu bringen. Daß fie daber ar die Rechtsbelehrung vi & 
richts gebunden feten, iſt in feinem Gelee ausgeſprochen. — Selbſtändige Yulik 
Beantwortung der Fragen dürfen die Geſchwornen nicht machen; Doch geftattet des fr: 
R. ihnen, zu erflären, daß „Milderungsumftände vorhanden ſeien“. 

Eind alle Tragen beantwortet (joweit nicht durch Bejahung eimer Haumnttr v 

Aufatfragen, oder durch Vernein ung derjelben die Eventualfragen miadai,‘ 
unterzeichnet der Obmann den Fragebogen, und bie Jury tritt in den Eikungul iz 
rüd. Nach wieder aufgenommener Eigung verkündet der Obmann den ®. mit da er 
Geſetz vorgezeichneten folennen Worten und durch Berlefimg der ragen und Inter 
In diefem Stadium des Verfahrens können Irrthlimer, die fich im ben vorgelekma & 
eingefchlichen haben, noch berichtigt werden, mährenb eigentliche Meinungsäindenzi — 
bis zum Berlaffen des Berathungszimmers berüdfichtigt werden können. 
Den verfünbigten W. prüft nun der Gerichtshof und wenn ſich Formaebrete, 
deutlichkeiten, unlösbare Widerſprüche u. dgl. zeigen, fo fchidt er die Geſchwemnr 
Berbeilerung des W. ind Berathungszimmer zurid (Moniturverfahren, r* 
jedoch Die Geſetze darüber nicht einig find, ob die Gefchwornen auch andere, als ie m 
Gerichtshof beanftandeten Punkte des W. ändern dlirfen. (Eine beftinmte Enitte 
gibt 8. 339 der Str. Pre.O. fr die neupreußifchen Provinzen, in ber Hamtlıxz 
entgegengefeten Sinne das fünigl. Sächſ. Gef. v. 1. Octbr. 1868 8. 85). 

Nimmt der Gerichtähof den W. an, fo kommt ihm weiter das Recht zu, RE! 
der einhelligen Ueberzeugung ift, daß die Geſchwornen fich zum Nadhtheil st 
geflagten geirrt haben, von Amtswegen das weitere Verfahren aufzufchieben und di <= 
zu nochmaliger Verhandlung an die nächſte Schwurgerichtsſeſſton zu verweilen. 

ft der W. vom Gerichtshof annehmbar befunden worden, fo wird der Anghe 
vorgerufen, und in deffen Gegenwart das Verdict definitiv verkündet. 

Lit.: Brauer, Die deutfhen Schwurgerichtsgeſetze, S. 195 — 212. Pland, Ii= 
Darftellungen 88. 145. 146. Zachar iä, Deutſches Str.Pre.R. II. ©. 527-555. Bu. 
Baier. Str.Pre.R. S. 359y— 374. Dollmann, Repertorium ©. 140—144. Zadı fF 
ftellung u. Wahrſprüche (Leipz. 1867), ©. 116— 174. Oppenhoff u. Liman-Zdzi: 
zu 4. 88—100 bes Gef. von 1852. v. Bertrab, Grundriß des fchmurgerigtl. Strafe: 
©. 143—148. Liman, Preuß. Strafproceh, S. 315 — 317. Schwarze, Straiprmit 
im Königr. Sadıfen, II. Heft 2, ©. 66 — 87. Mittermaier, Geſetzgebung u. Neitt.=- 
©. 549 ff. Mittermaier, Engl. Strafverfahren, ©. 446 fi. Glaſer, Anllaxi” 
engl. Schwurgeridhtöverfahren, S. 140—203. 374—400. Helie 88. 684-693. 70. Ir 
butien II. p. 436—449. 454.455. Dalloz, Repertoire vo. Instruct. criminelle N.:*" 
3561. Anspach, Procedure devant les Cours d’Assises, p. 207 — 237. Per 
Manuel des Cours d’Assises, p. 403-433. Cubain, Procedure dev. les Cours dAs“ 
p. 390 —419. Hiaier 

Waldſervituten, im deutſchen, nicht im röm. R., zu großer Manmicraltgtet - 
widelt und zwar vielfach im Wege des Herfommens, daher im einzelnen galın® 
ſchwer beftimmbarem Umfange, was zu vielerlei Aushälfsbeftimmungen in den Air: 
gefegen Beranlaffung gegeben bat. (S. Th. I. ©. 394.) 1) Holzungsredte ft" 
beziehen auf den perjönlichen, die Familie mitumfaflenden Bedarf an Brennbd; ” 
Rohr und Schilf), je nach den Umftänden auch für Pächter, Wirthichaftäkems, 
leute ; ferner auf den Bedarf an Bauholz zur Unterhaltung oder Wieverberfteluni 
zur Zeit der Entftehung der Servitut vorhandenen Wohn- und Wirthfehaftsgelit: ” 
nicht zu neuen Anlagen; — auch nicht zu Auszugöftuben ? zu Erweiterungen? # 
änderungen, z. B. eines Maffiobaues in Fachwerk d zum Wiederaufbau nad Kent 
duch Sturm, Ueberſchwemmung, Feuer bei verficherten Gebäuden? ferner auf = * 
darf an Nutz holz (mas gehört zum Schirrholz bei Mühlen, bei den gebräuchliden = 
geräthen? u. dgl. m); endlich auf den Bedarf an allem „benöthigten Hel“ 1" " 
ähnlich weiter gehende Bedürfniſſe. Vertrag, Verjährung, Richterſpruch können Bit 
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nen, den Umfang näher zu beftinnnen. Der Berechtigte bat das Holz zu holen; Dies 
unter Schonung des belafteten Grundſtücks, und unter Beobachtung etwaiger Borjchriften 
der Forftordnungen, deren Nachtbeile ver Regel nach ihn als casus treffen. Der Wald⸗ 
eigenthümer andererjeitd kann in der Regel von ver Holznugung für das eigene Bedürf⸗ 
niß nicht ausgeichloffen werden. Tritt Unzulänglichkeit des Waldes zur Befriedigung ber 
berechtigten Anſprüche des Holzempfängers nicht durch Zufall, fondern vermöge ſchlechter 
Wirthichaft des Eigenthümers ein, fo entfpringt Daraus — abgeſehen von Entihädigungs- 
forderungen — particulär ein Klagerecht dahin, daß der belaftete Wald in Schläge ge 
theilt, und mach forfiwirthichaftlichen Grundfäten in Eultur erhalten werde. -- Bon 
großer Bedeutung für arme Leute find die, namentlich in Staatsforften oft gemährten 
Leſe rechte: Windbrüche, Raff- und Lefeholz, Eicheln, Bucheckern, Laub, Waldſtreu, Kiehn, 
auch wohl abgeſtandenes Holz ſich zu holen — meiſtens nur an beſtimmten („Holz⸗“) 
Tagen und nicht unter Anwendung beſtimmter Werkzeuge, deren Mitnahme Strafe nach 
ſich zieht (Aexte, Beile). Die Anweiſung der Berechtigten erfolgt in der Regel auf be— 
ſtimmte Diſtricte, deren Ueberſchreitung ſtraffällig macht. — 2) Bon geringerer allgemei— 
ner Wichtigkeit ſind die Waldwei de ſervituten, unter denen die Maſtgerechtigkeit für 
Schweine geſondert hervorzuheben. Die Schonung junger Haue, oder neu eingerichteter 
Schläge wird dem Berechtigten gemeinhin auf Verlangen des Waldeigenthümers — an- 
der bei bedungener „offener ftändiger” Hut — zur Pflicht gemacht; denn die Ausühung 
der Sewitut darf der eigentlichen Beſtimmung des belafteten Grundſtücks nicht binderlich 
werden. Doc braucht der Berechtigte fich deshalb nicht aus der uriprünglichen in eine 
ganz andere, wenn auch gleich gute Weide weilen zu lafjen. (Befeler). Das in einer 
unbeflimmten Hütungsgerechtigfeit nicht enthaltene Maſtungsrecht hemmt nicht den forft- 
mäßigen Anschlag der Mafthölzer durch den Eigenthümer oder den Holzungsberechtigten; 
erheiſcht Schonung der Mafthülzer im Herbft (Bartholomäi, 24. Auguft, bis Werhnache 
ten); und ift in feiner Ausübung durch den jährlihen — durch Forftverftändige Mitte 
Auguft mit Zuziehung bed Berechtigten und Belafteten zu Ichätenden — Eichelfall be- 
dinge. Ber Sprengmaft (1/,) darf er nur leſen; eintreiben bei voller Maft, doch je nach 
dem befondern Recht auch bei !/,, %, Maft, mindeſtens mit einer Fleineren Zahl der 
Schwere. (Birgeler Weisſthum. Grimm I. 518.) 

Sfgb. u. Lit.: Preuß. A.L.R. I. 22. 88. 197 — 239 (Holzung), 88. 170—186 (Waldweide), 
$$. 187—196 (Maftungsregt nah Stryd u. Leyfer). Culturedict v. 14. Sept. 1811.88. 26 f. 
Verordn. v. 5. März 1843 über die Ausübung ber Bea tofteeubevehtigung. Gemeinheitsthei- 
lungeoron. v. 7. Juni 1821 88. 2.,114 f. (Abſchätzung umbeftimmter Berechtigungen 3%. 116 f. 
Durchſchnitte von 30, 10 Jahren u. f. mw.) Dazu Gef. v. 2. März 1850 A. 9}. — Zahlreiche 
Borichriften in Provinzialrechten. Defterr. G.B. 8.477 * (unter d. Felbdfersituten).. © GB. 
fr das Königr. Sachſen 88. 607 f. (Nießbrauch). C. eiv. a. 590 f. (Nießbrauch. Windbruch 
zu Reparaturen. Weinbergspfähle: le tout suivant l’usage du pays ou la coutume des 
proprietaires). Schaper. 

Wandlungsflage ift das Rechtsmittel, kraft deſſen ein Käufer wegen Mangel: 
baftigkeit der Sache das Geſchäft rücdgängig machen kann. Im Allgemeinen vgl. darüber 
den Art. Gewähr der Mängel. Im Einzelnen ift bemerkenswerth, daß Das ältere deutfche 
R. die W. nur beim Viehhandel und nur wegen gewiffer Hauptmängel binnen kurzer 
Friſt (3, bezw. 30 Tagen) zulieh, eine Minderungsklage aber überhaupt nicht kannte. Und 
diefe beichränfende Auffaflung hat ſich auch gegenüber ven römischen Borfchriften in mehr: 
fachen Particularrediten behauptet. Was als Hauptmangel anzujehen fer, ift freilich 
überall verſchieden beftimmt: vgl. insbefondere Hamb. Stabtr. I. Tit. 8. U. 17 und 
Sächſ. ©.B. 88. 926. 927. Aber durchweg findet fich die Feſtſetzung, daß der Mangel 


in kurzer Frift zu Tage getreten fein müffe; unter weldyer Vorausjegung dann hinwie- 


derum zu Gunſten des Käufers vermuthet wird, daß das Borhandenfein ſchon in die 

Zeit des Vertragsſchluſſes zurüdreihe. Dieſe Ietteren beiden Beſtimmungen enthalten 

auch ſolche Geſetzgebungen, melde im üdrigen die römiſche Berallgememerung der W. bei⸗ 

behalten haben, wie 3. B. das Preuß. A. L. R. SS. 195— 206. I. 11 und Defterr. G.B 

SS. 924 fi. Das A. D. H. G. B. verpflichtet den Käufer wenigftens zur jofortigen Un- 

terjuchung der Waare und zur Anzeige des entdedten Mangels, wie e8 denn auch, ftrenger 
13* 
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als das röm. R., wegen eines Mangels, der erſt nach Ablauf von ſechs Mon ir: 
der Ablieferung entdeckt werden ift, weder Klage noch Einrede geftattet. A. 345-4. 
ka 


Warnkönig, Leopold Auguft, geb. 1. Aug. 1794 zu Bruchſal, fuhr 
Heidelberg, Göttingen, wurde 1816 Doctor, 1817 Brof. in Lüttih, 1827 n Ye 
1831 in Gent, 1836 in Freiburg, 1839 geb. Hofratb, 1844 in Tübingen, ke! 
19. Auguft 1866. 

Schriften: Institut. s. elem. jur. rom. priv. libri VI. Lütt. 1819, ed. IV. Ba 
1860. — Oratio de studii jur. rom. utilitate ac necessitate, Lütt. 1519.1- Verlub «x 
Begrlindung bed Rechts duch eine Bernunftibee, Bonn 1819. — Comm. jur. rom je 
Lütt. 1625 — 32. — Analyse du droit de la possession, 1827. — De jurisprud. ;r- 
Furop. una eaque assiduo doctrina commereii excolenda, Lut. 1828. — Doetrina œ 
los. aphorismis distincta, Lov. 1830. — Recherches sur la legislation Beige au ma 
äge, Gand 1834. — Hist. externe du droit romain, Brux. 1856. — Hist. du drit *x 
gique pendant la periode franke, Brux. 1837. — Beitr. zur Gef u. Quclenkant 
Utt. Gewohnheitsrechts, Freib. 1838 u. 1854. — Recktsphiloſophie als Naturichre ve Ki: 
* 1839, 2. Ausg. 1854. — Vorſchule der Inſtit. und Pandecten, Freib. 1839. 14 - 

landriſche Staats- u. Rechtsgeſch, Baf. 1845 — 48. — Die Kirche Frankreichs n. bie Une 
richtsfrage, Freib. 1645. — Die kathol. Frage im Sommer 1848, Züb. 1848. — Zul. 
vage im Anfange des Jahre 1849. — Juriſt. Encyel., Erl. 1853. - Ueber den dent et 
pißcopat8 ber oberrhein. Kirchenprowinz mit ber Landesregierung, Exl. 1833. Phil .-- 
delineatio (1530) ed. II. Tub. 1555. - Die ftaatsrechtl. Stellung der kathol. Kirde =: 
tathol. Ländern des deutſchen Reichs, bef. im 18. Jahrh., Er. 1855. — Histoire des tar 
lingiens, Lpz. 1862. — Don Carlos, Stuttg. 1864. — Er begründete die Thema ! 
1819-31. — Gab heraus: Zeitſchr. für Civil- und Criminalrecht, Heidelb. 15994 # 
krit. Zeitſchr. für Rechtswiſſenſchaft u. Gefehgebung des Auslandes, Heidelb. 1823-56. 
Lit.: ©. linfere Zeit, 1866. — Vapereau, Dict. des contemporains. 4 
Teihmank. 

. Waflerlanf: ver natürlide, oder der feit unvordenklicher Zeit befiebene x 
obrigkeitlich (feldpolizeilich) geordnete Künftliche Ablauf des Regenwaſſers darf nad 12 
N. unter Feldgrundſtücksnachbarn nicht vom Einen zum Schaden des Andem mr 
deſſen Wiflen und Willen geändert werden. Gefchieht dies durch zeitweilige Bemiz: 
gen, jo fann auf Schadenserſatz geklagt werben; geſchieht es durch eine Anlage, aı or 
manufactum, 3. B. einen Wal, einen Graben, fo kann mittelft der aquae pr 
arcendae actio (ſchon nach den 12 Tafeln) auf Wieverherftellung des früheren Hit 
des geflagt werben, auch auf Erfat des nach der Litisconteftation eintretenden Sc“ 
während der vorausliegende Schaden nach Maßgabe des interdietum quod m“ 
clam, auch wohl der actio doli gefordert werben mag. Nicht anwendbar auf KIT 
reinen (mit Regen nicht gemifchten) Quellwaſſers (beftritten), auch nicht auf bl vE 
ziehung von Waſſer fteht die Klage dem jeweiligen Eigenthümer, dem Emphyteuten 7 
Nießbraucher (1. 22 pr. wider 1. 3. 8. 4 h. t.), ſelbſt dem zu einer via Bed 
(1. 25 h. t.) zu, und zwar gegen ben Eigenthlimer ebenfo wie gegen dinglich Breit“ 
(a. in rem scripta). Erſcheint die Bewegungofreiheit bei landwirthſchaftliden * 
ſtellungsarbeiten (Adern, Pflügen) als eine ungehemmte, ſo iſt weitergehend J 
dauernde Anlagen ein Anſpruch auf Beſeitigung da ausgeſchloſſen, wo ſie mäl > 
Waflerableitung, jondern zum Zweck der landwirthſchaftlichen Cultur und Fructgerm 
erforberlich find (agri colendi causa). — Diefem Geſichtspunkt, der Förder 
Bebauung des Landes, haben deutſche Landesgeſetzgebungen eine vorwiegende BE“ 
verliehen durch Beftimmungen über Beſchaffung der Vorfluth und Entwöflerungdanit 
— einen Theil des auf deutichem Boden in großer Reichhaltigfeit entwidelten Baht 

Gfgb. u. Lit.: D. 39, 3. Heffe, Ueber die Rechtsverhältniffe zwiſchen Grundtälie- 
barn 1. ©. 184 f. (1859). Beder, Jahrb. des gem. R. V. ©. 176 f. (1862). Smmm, 
haus, Arhiv für pract. Rechtswiſſenſchaft. N. $. 3. ©. 63 f. (Exfenmtniß des OA 
Caſſel.) Preuß. A.LR. I. 8. 58. 102 f. nebſt Erg. bei v. Rönne C. eiv. a, 6! | 
servitudes, qui derivent de la situation des lieux). B. G. B. für das Könige. Cat " 
88. 354— 356. Scart! 


Waflerjerpituten heißen folhe Felddienſtbarkeiten, welche auf die frtns = 


Benugung von Waſſer gerichtet find. Das römiſche, für diefes Inftitut allein —5 
Recht hat drei Arten derſelben ausgebildet. 1) Das Recht der Wafferleitum ® 
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itus aquaeductus ». aquae ducendae) befteht in der Befugniß, das auf fremden 
Srundftüd befindliche Waller (aus einer Quelle, einem Bach, Fluß oder See) auf das 
igene Grundftüc herüberzuleiten (1. 1. 8. 8; 1. 4. D. 43, 20; 1. 8. D. 39, 3), over 
in Grundſtück zur Durchleitung von Waller (iter aquae, 1.21.D.8,3; 1.8.D. 43, 20; 
u8 dem eigenen Grundſtück auf ein drittes oder umgefehrt) zu benützen (pr. Inst. 2, 3; 
‚i1.pr. D. 8, 3). Nur eine Unterart diefer Dienftbarfeit ıft die s. aquam educendi 
undi siccandi causa (l. 29. D. 8, 3). Das Recht der Wafferleitung kann auch in 
er Weife eingeräumt werben, daß der Berechtigte das Waſſer auf dem dienenden Grund- 
üd erft fuchen und, wenn er eine Quelle gefunden, es aus derjelben ableiten dürfe 
I. 10 eod.). Erforderlich ıft, daß die Wafferleitung dem herrichenden Grunbftüde „von 
Berth” ſei; ob fie aber Nützlichkeitszwecken oder blos zur Bequemlichkeit oder Verſchö⸗ 
erung diene, ift gleichgiltig (1. 1. 8. 11; 1. 3. pr. D. 43, 20), Das Waſſerleitungs⸗ 
echt kann nicht nur für Feld-, fonvdern auch für Gebäudegrundſtücke beftellt werben 
l. 1.8. 11 eod.; 1. 11. 8. 1. D. 6, 2); desgleichen nicht nur fir Grundſtücke, fon- 
ern auch fiir beftinmte Perſonen, in welchen Falle e8 mit dem Tode ded Berechtigten 
rlifht (l. 4. D. 8, 3). Je nachdem die Waſſerleitung zu jeder Jahreszeit oder nur 
m Sommer, bzw. Winter, oder nur zu beftunmten Tageözeiten benutt zu werden pflegt, 
prehen die römiſchen Yuriften von aqua quotidiana und aestiva (bjw. hiberna), 
iurna und nocturna (l. 1. 88. 3. 4.; l. 2. D. 43, 20). Iſt über die Richtung der 
Baflerleitung nichts vereinbart worden, jo bat hei vertragsmäßiger Beftellung der Be— 
echtigte (1. 21. D. 8, 3), bei legtwilliger der Belaftete (1. 26 eod.) die Wahl; doch 
uuß diefelbe mit möglichfter Schonung des anderen Theild getroffen werben (1. 22. 
. 26 60d.). Das Waller darf nur mittelft Röhren und Gräben geleitet werden, wenn 
te Anlegung von Canälen nicht ausdrüdlic eingeräumt worben (1. 17. 8. 1. D. 39, 3). 
damit ift zugleich das Recht verbunden, die Gräben und Röhren zu reinigen und außzubeflern 
l. 1. D. 43, 21). Benugen Mehrere gemeinfam dieſelbe Waſſerleitung (rivales), fo 
züffen fie fich, namentlich bei Waflermangel, über eine verhältnigmäßige Ausübung ihres 
tcht8 einigen, widrigenfalls fchiensrichterliche Entſcheidung Pla greift (1. 2. 88. 1. 2. 
). 8,3; 1.4. 1.5. D. 43, 20). 2) 008 Recht des Wafferfhöpfens (8. 
quae haustus s. aquae hauriendae) befteht in der Befugniß, auf fremdem Grund- 
üde (aus einer Duelle, einem Brunnen, Bad, Fluß) Wafler zu jchöpfen (8. 2. Inst. 2, 3; 
1. 8. 1. 1. 2. 88. 1.2. D. 8, 3). Darin ıft das Recht eined Fußweges (jus iti- 
eris) zu der Quelle x. inbegriffen (1. 3. 8. 3. D. 8, 3; 1. 10. D. 6, 2). 3) Das 
tet der Viehtränke (s. pecoris ad aquam appulsus s. appellendi) enthält bie 
Kfugniß, fein Vieh auf fremdem Grund und Boden zu tränfen, womit eine Viehtrift- 
erechtigfeit ftet3 verbunden ift (8. 2. Inst. 2, 3; 1.1.8. 1. 1.6. 8. 1. D. 8, 3). — 
xt Befig der W., welcher in ver thatſaͤchlichen Ausübung ihres rechtlichen Inhalts 
eiteht, wird erworben, fobald die Möglichkeit unmittelbarer und gegenwärtiger Einwir- 
ing auf die Sache und der Wille dazu vorhanden find; er wird verloren, ſobald die 
anwirkung auf die Sache, 3. B. durch Verhinderung der Ausübungshandlungen unmög- 
ch gemorden oder der Beſitzeswille aufgegeben ift, welches letztere auch aus einer längern 
lichtausübung der W. geichloffen wird. — Das Necht der W. wird begründet durch 
Billenserflärung, richterliche Zuweiſung und Erfigung (über den unvorbenflichen Beſitz 
erielben |. 1. 3. 8.4. D. 43, 20); e8 wird aufgehoben durch Untergang des herr- 
benden oder dienenden Grundftüds, durch Confufion, Eintritt der auflöfenden Bedingung 
nd Befriſtung, fowie dur Verjährung (Nictausübung), worüber im Ganzen bie allge- 
tınen Regeln für den Erwerb und Berluft von Dienftbarfeiten gelten (ſ. d. Art. Ser: 
ituten). Ber der Aufhebung der W. durch Nichtausübung (non usus) ift noch Folgen- 
5 bereorzußeben. Die Berjährungsfrift beträgt ſtets 20 Jahre, wenn die W. nur in 
wiſchenräumen won einem Monat oder mehr ausgeübt werden Tonnten (L 7. D. 8, 6; 
f. 1.14. 3, 34), Die Nihtausübung ſchadet fo lange nicht, als ver Berechtigte 
ch im Genuß des faktifchen Zuſtandes befindet, den die Dienftbarfeit gewähren jo 
‚12; ef. ]. 19. pr. D. 8, 6). Unterbrocden wird die Verjährung durch jede fir das 
trichende Grundſtück, jelbft durch einen Nichtberechtigten, vorgenommene, auch theilweiſe, 
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Ausübung (1. 9. 1. 20—24. D. 8, 6). Mit dem Waſſerſchöpfrecht geht natärlih a 
das Recht des Fußweges (1. 17. D. 8, 6), mit dem Tränkerecht Das Hecht der Licr“ 
verloren. — Während das Recht der W. durch die allgemeinen Servitutenflagen gieı: 
wird (ſ. den Art. Feldſervituten), find zum Schutze des Befiges einiger W. vom ür 
R. beſondere Interdicte eingeführt worden. Der Beſitz des Wafferleitungsrehts du 
gegen Störung durch das interd, de aqua (D. 43, 20) geſchützt, vorausgelegt, dc: + 
bet aqua quotidiana im legten Jahre, bei aqua aestiva bzw. hiberna in diem A 
dem legten Halbjahre, wenigftend einmal, und zwar dem Gegner gegenüber nee vi x. 
clam nec precario, in gutem Glauben, ſowie ohne Rechtsirrthum (1. 1. pr. 8. :- 
19. 20 eod.), ausgeübt worden ift (1. 1. 88. 239 — 36 eod.), wober die Yusiha: 
bandlungen des Rechtsvorgängers angerechnet werden (1. 1. 8. 37 eod). Gegen zi: 
rung des Beſitzes bei Ausbeſſerung der Wafferleitung fteht dem Beſitzer ein interl. & 
rivis, obne Beweis des Rechts, unter den obigen Vorausſetzungen zu (D. 13. ?:: 
Rivales haben ein duplex interd. de aqua (l. 1. 8. 26. D. 43, 20). Tat 
des Waflerichöpfrehts wird in ähnlicher Weiſe mit einem interd. de fonte, bir.!. 
f. reficiendo gelhügt (D. 43, 22). Das Tränferedht bat zwar nach röm R. ker 
Befigesichug, wohl aber nach heutigen R., welches die Spolienklage des can. R, in. 
bie neueren Beſitzklagen darauf anmenbet. 

Lit.: Keller, Band. $. 166: Arndts, Lebrb. 8. 186. N. c. 8. 192; Bintiet: 
Lehrb. I 6. 211.0. 6— 8. $. 164. N 8— 13. R. Bounm. 

Wegeordnungen. Die Rechtöverhältniffe ver öffentlichen Wege haben ju :- 
Zeiten ein wichtige Gebiet der ftaatlichen Sulturzwede und der localen Selbitumn:: 
ebilvet, Haben aber erft im 19. Jahrh. durch die Entwidelung der induſtriellen &- 
Haft die hervorragende Bedeutung erhalten, melde ihnen in ben europäiſchen Lit: 
ländern jetzt mit Recht beigelegt wird. | 

Am weiteften vorausgeſchritten ift im dieſem Gebiet die engliſche Gel. 
bung. Die Erhaltung der öffentlichen Fahr-, Reit- und Fußwege war don id 
durch die anglo- normanniſche Gefeßgebung eine ftreng geordnete, durch öffentliche Ar 
erzwingbare Yaft der Ortögemeinden geworden. Durch die Gefepgebung der Keim: 
tionszeit ift dafiir das Amt des Wegenuffehers gebildet Auf ihn, als das wertit: 
Drgan des Kirchfpiels, geht die Wegebaulaft über, mit ber Ermächtigung, die Im: 
glieder nach der Größe des Grundbefißes und Hausſtandes zu Hand- und Spanne! 
zu zwingen und die Baumaterialien von benachbarten Grundſtücken zu entnehmen. 2: 
Syſtem fegte indeffen einen Tebendigen Gemeindeverband von anfälligen Leuten wr= 
der mit dem fortfchreitenden Verfall des Bauerſtandes verloren ging. Im kat :®, 
18. Jahrh. mußte fi) daher die Gefeßgebung zu einer ergänzenden Wegeſteuer entdlez- 
durch welche die Naturalleiftungen fchrittweife verdrängt wurden. Die Megeorbnun 8 
1836 gebt bereitö in das Syſtem der reinen Geldwirthſchaft über. Dem Mei 
des Kirchipield Liegt nunmehr ob: die periodifche Einſchätzung, Ausſchreibung und de 
treibung der Wegeftener nad den Grunbfägen der Armenfteuer; die Inſtandke. 
tung ber Wege dur Annahme von Lohnfuhrwert und Lohnarbeiten oder durd 3 | 
dingung des Geſchäfts mit Confens der Gemeindeverfammlung, erzwingbar durch SF 
befehle der Friedensrichter; die Ausführung der Wegepolizeiordnung mit di ðe 
pflichtung zu Strafverfolgungen und Befeitigung von Wegehinderniſſen; Budfübrer 
Rechnungslegung und Berichterſtattung an die Sefjionen der Friedensrichter. — durt 
mehr trat jedoch ber Uebelftand hervor, daß die Meinen Kirchſpiele nicht das noͤthige Dr 
fonal für diefe zum Theil technifche Verwaltung befigen. Die Wegeordnungen von 15624 
1864 führen daher zwangsweiſe eine neue Bezirfsbildung ein, die ſchon früher az? 
geftattet und gefördert war. Die Quartalfigungen der fFrievensrichter follen nad =? 
hörung der betheiligten Gemeinden die Grafſchaften in eine angemefiene Zahl von „"? 
bezirfen“ eintheilen nach Analogie der Unions der Armenverwaltung (melde kei du 
Ichnittlih 30,000 Einwohner umfalfen, im einzelnen Fall aber auch bie zu 3000 en 
berabgehen). Für jeden Wegewerwaltungsbezixk wird ein Verwaltungs rath, I 
Board, gebildet. Jedes Kirchſpiel wählt dazu einen Wegecurator, Waywarden, f 
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Yemeinden deren mehre nach Feſtſetzung der friedensrichterlichen order. Die Wahl er- 
olgt nad claljificirtem Stimmrecht, in ſechs Steuerftufen, nach der General Vestries Act 
emeſſen. Das Hauptgeihäft des Verwaltungsraths bildet die Ernennung, Entlaffung 
md die Beftimmmg der Gehaltsetats eines bejoldeten Secretärs, Nendanten und Wege- 
nlpectors, deren Amtspflichten das Gefeg normirt. Das verpflichtete Subject für die 
Interhaltung der Wege bildet nunmehr die Bezirkswegekaſſe, vertreten durd das 
3oard und jeine Beamten. Die Koften werden direct aus der Ortögemeindefteuer (Poor 
tate) beftritten, und vertheilen fi in den Bezirksfonds für die Beamtenbejoldungen 
ind Gemeinkoſten, zu welchen jedes Kirchipiel nach dem Durchichnitt feiner Wegeloften in 
ven letzten drei Jahren beiträgt, und in die Spectalfonds zur Erhaltung des ein- 
elnen Weges, melde jedes Kirchfpiel gefondert in ferner Armenfteuer trägt. Diefe wirth- 
chaftliche Organifation lehnt fih aber an die älteren Functionen des Friedensrichteramts 
in. Die einzelnen Friedensrichter erfennen als Polizeirichter auf die zahlreichen Bußen 
ver Wegeordnung und auf die Ordmungsftrafen gegen die Ortsbeamten wegen Verſäu— 
nung der gejeglihen Obliegenheiten. Die Specialjigungen der Friedensrichter für 
den Wegebezirk nehmen den Iahresbericht über den Zuftand der Wege entgegen, üben ein 
Ordnungsſtrafrecht bis zu 5 E gegen die ausführenden Beamten, und erzwingen ver- 
jäumte Reparaturen, indem fie auf fchriftlihe Anzeige den Bermwaltungsratb und den 
Waywarden zur Verantwortung laden, einen Commifjar zur Befichtigung ernennen, 
ne Executionsorder erlaflen, event. die nothmwendigen Arbeiten durd) einen “Dritten vor- 
nehinen lafjen und die Koften dafür durch Anweiſung auf die Bezirkskaſſe einziehen. 
Ste entſcheiden auch Streitigfeiten wegen unterlafjener Lichtung der Wege und erlafien 
die Darauf bezüglichen Straf: und Imangsorderd. Sie entſcheiden nad) Augenfchein über 
eine nöthig befundene Verbreiterung des Weges und laſſen die Entſchädigung dafür durch 
eine Jury feftftellen. Die Duartalfigungen der Friedensrichter endlich bilven die 
Beſchwerdeinſtanz der Verwaltung und der Rechnungslegung für alle Intereffenten, be— 
Ichließen über die Verlegung und Schließung eines Weges, nöthigenfall8 mit Zuziehung 
einer Jury, und entſcheiden aud über die ftreitige Wegebaulaft alternativ mit den ordent= 
(hen Gerichten. Eine Controllinftanz der Reichgerichte ift vorbehalten nur für die 
ftreitige Wegebaupflicht und für Die Wegefteuerreclamation. — Die wirthichaftlihen Er: 
folge des englifchen Syſtems, welches einen der beffer confervirten Theile des Selfgovern⸗ 
ment Darftellt, find im Ganzen zufriedenftellend, ebenſo wie für das Verwaltungsſyſtem 


su mm! 


und Dienfte, überließ aber die Ausführung dem Localintereffe der Gemeinden. Der dar⸗ 
aus herworgebende Zuſtand einer unglaublichen Vernachläſſigung wurde ein Hauptgrund 
der zurückbleibenden "Agriculturentwidelung Frankreichs, und murde als unvereinbar mit 
den heutigen Bedürfniſſen der Gefellichaft bald nach der Yultrevolution anerkannt. Das 
Geſetz vom 21. Mai 1836 Hat die durchgreifende Hülfe gebracht mittelft eines 
ſcharf durchgeführten Zwangsſyſtems zur Neuanlegung und bauliden Erhaltung der 
chemins vicinaux. Es ift dabei das englifche Wegeſyſtem mehrfach nachgebilvet , ın 
Ermangelung eines obrigkeitlichen Selfgovernment mußte aber überall der Prefet und feine 
Unterbeainten als Organ des öffentlichen Intereſſes die verantwortliche Ausführung über: 
nehmen. Der Prefet enticheidet über die Nothwendigfeit und Angemefjenheit der An— 
legung und Elafjification eines öffentlichen Bicinalmeges nach Anhörung des Muntcipal- 
raths. Er entſcheidet über die Breite und nöthigenfalls Verbreiterung defjelben, ſowie über 
die Schliegung des Weges. Er überwacht die Ausführung durch Wegeinfpectoren, agents 
voyers, deren Gehalte der Generalrath zu bemilligen bat. Die Koften werben (abge⸗ 
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ſehen von den feltenen Fällen, wo die laufenden Gemeindeeinkünfte Dafür ausreichen. 


durch Zufchläge zu den Staatsſteuern und durch Naturaldienfte aufgebracht. Im Kal 


einer Säumniß der Gemeinde können mit gewiſſen Formalitäten die notbwendigen Ru 
foften zwangsmeife auf den Gemeindehaushalt gebracht werden. Die Steuerzuidläs: 
finden auf die 4 direkten Staatsſteuern 5i8 zu einem Marımum von 5 Gentimes it::. 
Die Naturaldienfte werben auf jährlih 3 Tagearbeiten bemeilen, welche jeber che? 
de famille ou d’etablissement für fih, für jedes männlihe Familienglied im Al: 
von 13 —60 Jahren, für jeden Diener, jenes Geſpann und jede Zug- oder Satteitker 
zu Leiften hat. Diefe Naturaldienfte mögen aber mit Geld abgelöſt werben nad me 
Tarif, welchen der Generalrath des Departements mit Rüdjiht auf die Ortswerhälm. 
fixirt. Zu Diefen ordentliden Mitteln der Wegeerhaltung treten dann noch Die verbel 
nigmäßigen Beiträge der Staatsdomainen, welche zu diefen Zweden voll beranzeir;- 
werden; freiwillige Beiträge von Privatintereilenten, Spezialbeiträge von Fabrifen ır: 
Etablifjements, welche die Vicinalwege in ftärkerem Maße ın Anfpruh nehmen, und wi: 
unter Beobadhtung gewiſſer Formen zu erhöhten Beiträgen gezwungen werben; enblıs c- 
gänzende Zuſchüſſe aus der Departementöfaffe nad Beſchließung der Generalrätk, T 
.welde Zwecke noch einmal Steuerzufchläge bis zu 5 Centimes ausgejchrieben werx 
mögen. Tas wirthſchaftliche Gejammtrefultat der neuen Geſetzgebung x 
ein überraſchendes. Schon in den Zeitraum von.1337—1841 bekefen fich De ver 
wendungen zur Wegebeflerung auf 213 Millionen Francs, umfafjend 338,529 Birmz 
wege in einer Länge von 139,862 Kilometern (während alle Landſtraßen und Tepe: 
mentalwege nur 72,000 Kilometer betrugen). inbegriffen in das Syitem find ı= 
die chemins vieinaux de grande communication, Die in der früber 
Geſetzgebung als Kantonal- oder Kreiswege bezeichnet wurden. Ihre Declaration = 
ſolche erfolgt durch Beſchlüſſe des Generalraths nah Anhörung der Municipal- m! 
Kreisräthe. Dem Generalrath ftcht auch die Beſchließung über die Direction, über x 
Vertheilung der Erhaltungspfliht, die Zuſchüſſe aus der Departementstaſſe und bie Kir: 
der Wegeinfpection zu. Zu der Erhaltung derjelben tragen aber Die int: 
gemeinden nur mit zwei Drittel ihrer Zuſatzcentimes und mit zwei Drittel ihr Natım. 
leiftungen bei, während das Departement für diefe Wegeerhaltung einen regelmäßigen ır: 
anfehnlichen Beitrag gewährt. — ine völlig gejonverte Geſetzgebung beiteht =: 
die Yandftraßen, la grande voirie, welde feit 1811 in die routes nationais 
und routes departementales zerfallen. Die routes nationales flönnen nur fraft aw= 
Geſetzes nach vorgängiger enquete administrative dafür erflärt werden, ihr Boden al: 
als Staatseigenthum, für ihre Breite und gemifje Grundzüge der Verwaltung fint x 
ſetzliche Normatiobeftimmungen gegeben. Die Beftreitung der Koften und bie Cimeler 
waltung fallen den Gentralbehörden des Staats zu. — Wieder ein völlig gelontmer 
Syſtem bilden die ſtädtiſchen Straßen, la voirie urbaine, welche auch Die neueſte m: 
liſche Geleßgebung immer mehr von der gewöhnlichen Wegeverwaltung trennt und mit ia 
vermidelten Syſtem der Geſundheits⸗ und Baupolizei der neueren Health Acts verbinde 
Die Wegeordnungen Deutihlands bieten noch immer das Bild einer jer 
ungleichartigen, zum großen Theil vernachläffigten Geftaltung dar, welche im Zufamma- 
hang mit der örtlich ungleichen Entwidlung der induftriellen Geſellſchaft, mit den nee 
fortvauernden Elementen der Naturalwirthſchaft und mit einem ſehr unentwidelur. 
ungleihartign Communalſteuerſyſtem ftehen. Im reicheren Landestheilen m: 
Kleinſtaaten, iſt durch die Einficht der Lokalintereſſenten und der Staatsbehörden ein va⸗ 
hältnißmäßig guter Zuſtand geichaffen. Im dem größeren Theile Deutichlands ift ve 
Zuftand der Bicinalmege wie der Chauffeen weit hinter dem Bedürfniß des Beungzı 
Verkehrs zurücgeblieben, namentlich auch noch in dem größeren Theil des preufiide: 
Staatd. Tie Land- und Heerftraßen find auch hier leviglih dem Staat uber 
wiefen mit einer Befugniß, die Hand- und Spannbdienfte der Nachbarſchaft „zur Beihülie 
heranzuziehen. Etwas beftunmtere Grundjäge enthalten die Provinzialwegeord 
nungen, aber mit jehr unmotivirten Abweichungen unter einander. Yu den Gr: 
meindewegen follen nah dem Allg. Yandrecht vie „Geſpann haltenden Einwohner 
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nad Verhältniß der Klaſſen zu Spann dienſten, die „vertrags- oder gewohnheitsmäßig 
verpflichteten Wirthe“ zu Handdienſten herangezogen, die Geldausgaben nach Ver— 
hältniß der „Staatsſteuern“ aufgebracht werden. Solche lückenhafte, völlig unzureichende 
Vorſchriften ergänzen ſich dann nothdürftig durch eine elaſtiſche Verwaltungspraxis. Das 
„Oberaufſichtsrecht“ tritt hier wie ſonſt an die Stelle der fehlenden Verwaltungs⸗ 
gejete, zu welchen bisher weder der abfolute, noch der conftitutionelle Staat zu gelangen 
verınochte. Regierungen, Landräthe, Magiftrate, Ort8polizei, Gensdarmen bilven in den 
meiften Zandestheilen die eigentliche Wegeorbnung. Ihre allgemein gehaltenen Befugniſſe 
haben den vorhandenen erträglichen Zuſtand geſchaffen unter einer Geſetzgebung, welche 
ſich noch in den patriarchaliſchen Zuſtand des XVIII. Jahrhunderts befindet. Alle Ver: 
fügungen, Beränderungen, Berlegungen der Wege, die Erklärung eines Weges für einen 
öffentlihen Weg, die Maßregeln zur Reparatur und Sperrung von Wegen, die Streitig- 
feiten über das Maß der Benugung öffentliher Wege, über die Verpflichtung der An- 
wohnenden zu Hand» und Spanndienften fallen dem lanfenden Verwaltungsdecernat zu, 
mit Vorbehalt Des Rechtswegs nur über Eigenthumsverhältniſſe, Sewituten, Privatrechts⸗ 
titel. Eine neue Wegeordnung iſt ſeit 1520 vorbereitet, feit 1862 dem preußifchen Landtag 
vorgelegt, aber nicht zu Stande gebracht wegen des fortdanernden Widerftandes collidirender 
Intereffen und wegen der unklaren Vorftellungen über ein Syften von Selbftverwaltung, 
bei welchem ausfchlieglih an neue Wahlrechte der Steuerzahler und eine bloße Bildung 
von Berwaltungsräthen gedacht wurde. In der Wirklichkeit Handelt es fich vielmehr 
1) um die Neubildung eines geſetzlichen Gemeindeſteuerſyſtems, neben welchem 
die Naturaldienjte in der heutigen Volkswirthſchaft nur noch' eine ergänzende, fafultative 
Bedeutung haben können; aus dem Steuerſyſtem wird fich das Syſtem der Wahlrechte 
ergeben, für welde e8 an emer Grundlage fehlt, fo lange das örtliche „Herkommen“ 
und die alten Abftufungen einer nicht mehr beftehenden ländlichen Wirthſchaftsordnung 
in den ©emeinden gelten; 2) handelt e8 ſich um die Beihaffung des Berfonals zur 
verantwortlichen Verwaltung der Wegefteuern unter Beihülfe bejolveter technifcher Beamten, 
alſo um Einrichtungen, die für iſolirte Dorfgemeinden und Gutsbezirke nicht zu beichaffen 
find, fondern die Bildung größerer Wegediſtrikte (Amtsbezirke) vorausſetzen; 3) handelt 
ed fich um ein verantwortliche Perfonal zur Ausführung Der gejeglihen Nor: 
mnativbeftimmungen und der Berwaltungsjurispdiktion, weldes nur in der 
collegialifchen Formation einer verwaltenden Kreisbehörde, analog den Magiftraten in ber 
deutichen Stadtverfaflung, den friedensrichterlichen Seſſionen im engliichen Selfgovernment, 
zu bilden ift. Ohne die legtere Formation fällt alle Leitung und Berwaltungsjurispiktion 
ebenjo wie in Frankreich ausfchlieglih dem Präfeften, einen Unterpräfelten und feinen 
Diſtriktskommiſſarien (Maires) zu. — Die Entwidelung der Wegegeletgebung führt 
folgerecht zu einem vollftändigen Syſtem einer Kreis- und Gemeindeverwaltung, deren bal- 
dige und energiſche Durchführung durch das dringendſte Intereſſe, bald vielleicht durch 
einen Nothſtand des Agriculturbeſitzes bedingt iſt. Die Geſtaltung der Vieinalwege iſt 
ſür den letzteren nicht weniger Lebensfrage als das Syſtem der Chauſſeen und Eiſenbahnen; 
oder vielmehr alle drei Syſteme ſetzen ſich gegenſeitig voraus als Lebensbedingung der heu⸗ 
tigen Erwerbsgeſellſchaft. Je Länger die Regelung des Gemeindeſteuerſyſtems und der Selbit- 
verwaltung Des Kreiſes und der Provinzen verichoben wird, um deſto mehr mächft die Gefahr, 
daß wie in Frankreich der vorhandene Nothftand Durch ein übereiltes Syftem der Präfectur- 
verwaltung, der Zufatcentimed und Forcirungen im Gemeindehaushalt feine Löſung findet. 
Lit: Für England R. Gneiſt, Selfgovernment, Communalverfafiung und PVerwaltungs- 
gerichte in England 3. Aufl. 1971 Kap. . Für Frankreich: A. Batbie, Cours du droit 
public, 3. Aufl. 1869. ©. 457—433. Kür Deutfhland: Zahariä, Deutfches Staats- und 
Bundesrecht 1. 8. 196. v. Rönne, Preuß. Staatsreht II. b. S. 414 u. 15. v. Rönne, 
Die Wegepolizei und bat Wegerecht bes preuß. Staats, Breslau 1852. De lege ferenda: 
SGneift, Preuß. Kreisordnung 1870 Abſchn. X. h. neift. 
Wegeſervituten (Th. I. S. 307), eine wichtige Gattung der Felpfervituten 
(Tb. U. ©. 415), haben mit ver, in Deutjchland immer umfafjender eintretenden Sorge 
des Staates, der Provinzen, Kreife, Gemeinden für öffentliche, allgemein benugbare Ber: 
bindungswege zu Lande und zu Waller an Bedeutung vielfach verloren. Nicht nur bei 
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den Straßenanlagen ın ben Stävm, fondern auch bei den Semeinheitötheilungmn au 
dein Lande (Flurtarten) wird für bie Bedürfniſſe der freien Bewegung eingehend geiz, 
bi8 hinab zu reinen Nachbarverhältniffen. Daher die Seltenheit vom Rechtsſtreitiglene 
über Geftattung eined Nothweges, als einer servitus legalis oder eines Expropriatieat 
falles; nach röm. R. zum Beſuch einer Grabftätte; nad deutſchem R. als Weg zn 
Kirche, Mühle, Schmiede, beſonders zum Düngen (Salzburg. Bohum). Ter nächte 
Weg mit dem mindeſten Schaden foll ermittelt werden gegen Entſchädigung der tem 
Belaſteten; über Den Nothfall entſcheidet der Richter; der Berflagte hat u. A. tie im: 
rede, da ohne Erſchwerung des Weges ein anderer Nachbar durch deſſen Beitdium 
weniger beläftigt werde. Einräumung des Nothweges und Leiſtung der Bergätigung un 
Zug um Zug gehen. — Heutzutage hat Jeder, der ohne dies auf fen Grunditüf mk 
gelangen Tann, das Recht, einen Nothweg zu fordern. 

Wichtiger al8 dieſer waren im röm. R. die eigentliden W.: iter, Recht zu gem, 
zu veiten, fidy tragen zu lajlen; actus, Recht des Viehtriebes und der Fahrt; vis, Ack 
des Schleifend von Steinen und Balfen, fowie des Iragend von Stangen, Doc dies ri 
Schonung der Baumfrüchte; alles vorbehaltlih anderen Abkommens; doch jo, daß ann 
ſätzlich die größere Wegeſewitut die kleinere in fich ſchließt. Nah Pucht a gehört zur rin ex 
beftimmte, vom Berechtigten angelegte und unterhaltene Straße, während Keller = 
für das thatſächlich Gewöhnliche hält, nicht für N Erforderniß des Rechts. Ti rs 
ſoll gleich öffentlichen Straßen 8° grade aus, in der Biegung haben. Ein kt 
Richtung — auögetreten, ausgefahren — ift an ih nicht wejentlich für Die W. ir 
jelben können, wie Keller treffend hervorhebt, durch Spurhalten für die Felder zmea 
nachtheiliger werben, als ohne dies. Allerdings werden ſich Leicht Beweisichmierigtiir 
ergeben, wenn nicht Vertrag, letter Wille, Adjudication, ſondern Verjährung ale kr 
Rehungöauund angeiprochen wird, und Streit bleibt, in welder Weiſe die Ausübung x 

W. erfolgt ſei. (Tantum praescriptum, quantum possessum.) Auf Berähmm 
übrigens kann das Publifum, welches in großen Städten oft Privat: „Durchgang“ x 
nutt, niemals fich berufen; denn e8 ift fein Träger eignen Rechts. Ein Anderes ft x 
Befugniß der Polizei, bzw. der Berwaltungsbehörben, öffentliche Wege Da Herzuftelen, ze 
ſolche erforderlich. — Innerhalb Deutfchlands haben die Unterfheibungen des rum. X 
bezüglich der W. nicht die gleiche unmittelbare Bedeutung. Der Zweck entſcheidet. GE 
pfad ift noch nicht Reitweg; Viehtrieb noch nicht Fahrweg oder umgekehrt. Der bi 
trieb, „mit gefchwungener Geißel“, verfchieden vom Führen am Strid, ift insbeſender 
näher georbnet in Berüdfichtigung der Gefahr, melde in der Freßluſt des Biehes lex 
Auch über die Breite der Wege finden ſich in älterer und neuerer Zeit mancherla Ir 
geln: Fußweg 3°, Fahrweg 3” (Sachen), Tußfteig+3‘, Reitweg 4°, Fahrweg 8° une 1? 
in der Biegung, Tuft 16° (Preußen). Ebenſo pflegt Recht und Pfucht zur Unterbalim 
näber geregelt zu fein, während das interdietum de itinere actuve reficiendo kx: 
zutage in Der a. confessoria aufgegangen ift (Savigny), abgelehen von dem abgelinua 
Verfahren des ſummariſchen Proceſſes (Keller). Das in der Auslegung vielfach de⸗ 
ftrittene interd. de itinere actuque privato bat den neueren Geſetzgebungen taz 
Anlaß geboten, für den Beſitzſchutz ber 8. beſondere Rechtsmittel zu geben. 

®fjgb. u. Lit.: D. 43, 19. Althof, Interd. de itinere actuque * „ 183. - 
Gensler (Shrrachgebraud), Archiv f. civ. —* IV. 20. Sommer daſ. III. 20. sr: 
Bedeutung bes iter, actus, via Abhandlungen N. 1. 2. Puchta, Ucher die Wegeferritei? 
des sim: R., civil abendiungen N. 3. — Servitus navigandi l. 23. 8. 1. D. 8, 3. Zrtet 
AER.L.22.8. 3. 03 f. Oeſerr. G.B. 8. 492 f. Cod. eciv. a. 682 f. 2.88 ' 
Königr. Sadien 8. 548 f. 345 f. Echapeı. 

Weiberlehen. Aus dem Zwecke des Lehnsinftituts erklärt es ſich, daß die Ar 
Ichließung der Frauen vom Lehnserwerb zu den naturalia feudi gerechnet wird und 
Zulaffung berjelben eine Improprietät begründet. Die Lehnsfähigkeit ıft aber &i az 
Borausfegung des Lehnfolgerehts und deshalb erklären die Quellen des teutid 
und langobardiſchen Lehnrechts, insbeſondere auch die Rechtſprechung des beutichen Reude 
hofes, Die Weiber für unfähig zur Lehnsſucceſſion; da zugleich die ganze Lehnsfolge ar 
agnatifche ift, find mit den Frauen auch alle diejenigen ausgeſchloſſen , welche mit der 
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erften Erwerber nur durch fie verwandt find. Dieſe Unfaähigkeit iſt aber nur eine rela⸗ 
tive; es kann den Frauen und Cognaten das Folgerecht im Lehnsvertrage eingeräumt fen 
. feudum femininum) und man nimmt an, daß dies ftillfehweigend der Fall jet, wenn 
Die erfte Verleihung an eine Frau erfolgte (feudum femineum) und nicht die Beihrän- 
kung der Lehnfolge auf den von ihr descendirenden Mannsſtamm verabredet worden ıft; 
für gemifje Arten von Lehen galt nad) dem Recht mancher Lehnshöfe die cognatifche 
Succeſſion überhaupt für zuläfiig. Ber einem W. ſchließen die Cognaten alle diejenigen 
aus, welde nur aus befonderen Gründen das Leben in Anſpruch nehmen könnten (Mit- 
belehnte und deren Descendenz u. |. w.); wie fi aber ihr Recht zu dem der Agnaten 
Stelle, hängt von der Art der Verleihung ab. Erfolgte Die Verleihung des W. in der 
Weile, dag unter den Nachlommen des erften Ermwerbers ein Unterjchied zwiſchen Agna⸗ 
ten und Cognaten überhaupt nicht ftattfinden folle, jo ſprach man von einem durchgehen: 
ven Yehn (feudum fem. promiscuum), im Gegenſatz zum fubfiviarifchen (f. f. subs., 
successivum), bet welchem die Sognaten erjt nad dem Abgange des Mannsſtammes 
berufen wurden; bei jenem ift bie Improprietät des Lehns noch mehr erweitert, 
als bei den W. überhaupt, im Zweifel find Teßtere immer für jubfiviär zu halten. . Die 
Kegel ift aljo, daß die Cognaten und Frauen Bis zum völligen Erlöfchen des Manns⸗ 
ftanımes ausgeichloffen find; fie behalten aber ihr Yehufolgereht, und zwar alle, das 
heißt: bei Eintritt des Succeſſionsfalles concurriven die bisher übergangenen Frauen und 
deren Descendenz mit denjenigen, an welche die Lehnfolge noch gar nicht gelangt war. 
(Beſtritten; man ftellte den Sat auf: semel exclusa, semper exclusa.) Unter den 
mehreren concurrirenden Gognaten enticheidet beim Ausſierben des Mannsftammes das 
Verhältniß zum letzten Befiter, alfo die Nähe der Limie und des Grades zu dieſem. 
(Dem entſprechend hat die Erbtochter der Negredienterbin gegenüber den Vorzug.) Con 
curriren beim Uebergange des Yehus vom Mannsftamme beveatigte Cognaten verfchie-- 
denen Geſchlechts, jo hat das männliche Gefchlecht den Vorzug; ebenfo tritt unter den 
Deöcendenten des Lehnfolgers, der hiernady zur Succelfton gelangt, wieder der Vorzug 
des Mannsftammes em. (Beides fehr beftritten). 

tit.: Boehmer, Principia iuris feudalis 88. 124 — 1236. Schnaubert, Commen⸗ 
tar (2. Aufl.) S. 438—53. Weber, Handbu Ill. 267—322. Pätz 88. 104, 112. Eich⸗ 
born 88. 349, 50,58. Pfeiffer bei Weiske VI. 559 fgg. Pfizer, Lehensfolge, S. 41 fag-, 
941 fg. Mayr 88. 83, 95. Gerber 8. 271. Befeler 88. 155, 56. Wegen der Regre⸗ 
Dienterben auch Lewis, Familienfideiiommiß, S. 393 fgg. Für das preuß. Recht: A. L.R. 
I. 18. 88. 422 — 36; für das medlenburg.: Roth 88. 15, 57; für das ſächſ: Zachariä 
8. 80; für das baier.: Mayra.a. O. Frauflim. 

Weideſervituten, s. pascendi, eine Art der Feldſervituten (Th. IT. ©. 415), 
beftehen in dem Recht, das zur Bewirtbichaftung des herrichenden Grundſtücks gehörige 
Vieh auf dem dienenden Grundſtück eines Anderen in Weide geben zu laſſen. Weiter 
greifen die Hutrechte deutfchen Urſprungs. Hier wie dort find der Ausübung particnlir 
mande Grenzen durch bie Yandesculturgefeßgebung geſteckt, jo bezüglich der Zeit der Wie: 
Tenweide. („Dffene”, „geichlofiene” Zeit.) Durch dieſelbe ift jeit dem Beginn dieſes 
Jahrhunderts die Ablöſung aller Arten von Weidegerechtigfeiten begünftigt, mögen fie an 
Semeindeverhältniffe (Gemeinmeiden, Wieſen in der Allmende, der Mark) fi anjchließen, 
oder an freundnachbarliche Verhältniffe (j. familiaritatis, wofür bei unvegelmäßiger Aus- 
übung wechfelfeitiger Hütung nach Preuß A. L. R., nicht nad) gem. R. die Vermuthung 
ſpricht), oder an die wirkliche Begründung einer Servitut — einfeitig, durch Vorbehalt 
bei Gutsabtretung, oder durch vechtögültige Gewährung; oder gegenfeitig: Koppelhut, 
mit welchem Namen allerdings auch andere Fülle gemeinſchaftlicher Hut bezeichnet wer: 
den; 3. B. als Gegenfaß zu jenem j. compasculationis reciprocum das j. c. simplex, 
d. h. die Geimeindemitglieverhut, das j. compaseui, die Mithut mehrerer Servitutbe- 
vechtigter, Da8 j. compascendi, die Mithut des Eigenthlimers des dienenden Grundſtücks. 

Iſt bei der Begründung der W. die Art des aufzutreibenden Viehes, die Folge 
bei mehreren Berechtigten, die Zahl „gemeſſene Hut“, die Zeit (Vor⸗, Nach-Hut, je 
nad Frühjahr und Herbft), die Weideftelle (Wiefe — ein=, mehrſchürig — , der, 
Haide, Wald) nicht feft beftimmt durch Vertrag, Gele, Gewohnheit (in Defterreich 
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den Straßenanlagen in den Städten, fondern aud, bei den Gemeinkeitstheilumgen auf 
dein Lande (Flurkarten) wird für die Bedürfniſſe der freien Bewegung eingehend geforgt, 
bis hinab zu reinen Nachbarverhältniſſen. Daher die Seltenheit von Rechtsſtreitigkeiten 
über Geftattung eines Nothweges, als einer servitus legalis oder eined Eppropriations⸗ 
falles, nad röm. R. zum Beſuch einer Grabſtätte; nach deutſchem R. als Weg zur 
Kirche, Mühle, Schmiede, befonderd zum Düngen (Salzburg. Bodum). Der nächſte 
Weg mit dem mindeften Schaden foll ermittelt werben gegen Entihädigung der damit 
Belaſteten; über den Nothfall entfcheidet der Richter; der Verklagte hat u. 4. die Ein⸗ 
rede, daß ohne Erſchwerung des Weges ein anderer Nachbar durch deſſen Beftellung 
weniger beläftigt werde. Einräumung des Nothweges und Yeiftung der Bergütiguug muß 
Zug um Zug gehen. — Heutzutage Hat Jeder, der ohne dies auf ſem Grundſtück nicht 
gelangen fann, Das Recht, einen Nothweg zu fordern. 

Wichtiger als diefer waren ım röm. R. die eigentlihen W.: iter, Recht zu geben, 
zu reiten, fid tragen zu laſſen; actus, Recht des Viehtriebed und der Fahrt; vis, Recht 
des Schleifens von Steinen und Balfen, forte des Tragens von Stangen, doch dies mit 
Schonung der Baumfrüchte, alles vorbehaltlich anderen Ablommens; doc) jo, daß grund- 
ſätzlich die größere Wegefervitut die Heinere in ſich ſchließt. Nah Buchta gehört zur via eine 
beftimmte, vom Berechtigten angelegte und unterhaltene Straße; während Keller dies 
für das thatfächlih Gewöhnliche Hält, nicht für ein Erfordernig des Rechts. Die via 
ſoll gleich üffentlihen Straßen 8’ grade aus, 16° in der Biegung haben. Eine fefte 
Richtung — ausgetreten, ausgefahren — ift an fich nicht wefentlich für die W. Die 
felben können, wie Keller treffend hervorhebt, durch Spurhalten für die Felder zuweilen 
nadytheiliger werden, als ohne dies. Allerdings werden fid, leicht Beweisſchwierigkeiten 
ergeben, wenn nicht Vertrag, letter Wille, Adjudication, fondern Verjährung als Ent: 
flehungsgrund angeſprochen wird, und Streit bleibt, in welcher Weile die Ausübung der 
W. erfolgt fe. (Tantum praescriptum, quantum possessum.) Auf Berjährung 
übrigens kann das Publikum, welches in großen Städten oft Privat: „Durchgänge” bes 
nugt, niemals fich berufen; denn es ift fein Träger eignen Rechts. Ein Anderes ift die 
Befugniß der Polizei, bzw. der Verwaltungsbehörden, öffentliche Wege da herzuftellen, wo 
folche erforderlich. — Innerhalb Deutichlands haben die Unterfcheidungen des röm. R. 
bezüglich der W. nicht die gleiche unmittelbare Bedeutung. Der Zweck entſcheidet. Fuß⸗ 
pfad iſt noch nicht Reitweg; Viehtrieb noch nicht Fahrweg oder umgekehrt. Der Bieh—⸗ 
trieb, „mit geſchwungener Geißel“, verſchieden vom Führen am Strick, iſt insbeſondere 
näher geordnet in Berückſichtigung der Gefahr, welche in der Freßluſt des Viehes liegt. 
Auch über die Breite der Wege finden ſich in älterer und neuerer Zeit mancherlei Re— 
geln: Fußweg 3°, Fahrweg 8° (Sacyfen), Tußfteig+3‘, Reitweg 4’, Fahrweg 8‘ und 12° 
in der Biegung, Trift 16° (Preußen). Ebenſo pflegt Recht und Pflicht zur Unterhaltung 
näher geregelt zu fein, während das interdietum de itinere actuve reficiendo heut- 
zutage ın der a. confessoria aufgegangen ift (Savigny), abgelehen von dem abgefürzten 
Berfahren des ſummariſchen Procefies (Keller). Das in der Auslegung vielfach be 
ftrittene interd. de itinere actuque privato hat den neueren Gefeßgebungen feinen 
- Anlaß geboten, für den Befigihug der W. befondere Rechtsmittel zu geben. 

®jgb. u. Lit: D. 43, 10. Althof, Interd. de itinere actuque priv., 1836. — 
Gensiet (Spradgebraud), Ardiv f. civ. Braris IV. 20. Sommer baf. fm. 20. Kritz, 
Bedeutung bes iter, actus, via Abhandlungen N. 1. 2. Puchta, Ucher die Wegefernituten 
bes röm. R., civil Abhandlungen N. 3. — Servitus navigandi 1.23.%.1.D.8,3. Preuß. 
A.L R. J. 22.8.3803 |. Defterr G.B. $. 492 f. Cod. civ. a 6562f B. G.B. f. d. 
Königr. Sachſen 88. 548 f. 345 f. Schaper. 

Weiberlehen. Aus dem Zwede des Lehnsinftitut3 erklärt es ſich, daß die Aus- 
Ihließung der Frauen vom Xehnserwerb zu den naturalia feudi gerechnet wird und. die 
Zulaſſung derfelben eine Improprietät begründet. Die Lehnsfähigkeit iſt aber eine 
Borausfegung des Yehnfolgeredhts und deshalb erklären die Quellen des deutſchen 
und langobardiſchen Lehnrechts, insbeſondere auch die Nechtiprechung des deutſchen Reichs⸗ 
hofes, die Weiber für unfähig zur Lehnsfucceffion , da zugleich die ganze Lehnsfolge eine 
agnatiſche ift, find mit den Frauen auch alle diejenigen ausgefchloffen, welche mit dem 
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erſten Erwerber nur durch ſie verwandt ſind. Dieſe Unfähigkeit iſt aber nur eine rela⸗ 
tive; es kann den Frauen und Cognaten das Folgerecht im Lehnsvertrage eingeräumt fein 
(feudum femininum) und man nimmt an, daß dies ſtillſchweigend der Fall ſei, wenn 
die erfte Verleihung an eine Fran erfolgte (feudum femineum) und nicht die Beichrän- 
fung der Lehnfolge auf den von ihr descendirenden Mannsſtamm verabredet worden tft; 
für gewiffe Arten von Lehen galt nad dem Recht mancher Lehnshöfe die cognatiſche 
Suceeifion überhaupt für zuläſſig. Bei einem W. fchließen die Cognaten alle Diejenigen 
aus, welche nur aus beionderen Gründen das Lehen in Anjpruch nehmen könnten (Mits 
belehnte und deren Descendenz u. |. w.); wie fi) aber ihr Recht zu dem der Agnaten 
ftelle, hängt von der Art der Berleifung ab. Erfolgte die Verleihung des W. in der 
Weile, daß unter den Nachkommen des erften Erwerbers ein Unterjchted zwiſchen Agna= 
ten und Cognaten überhaupt nicht fattfinden ſolle, Jo ſprach man von einem durchgehen: 
den Lehn (feudum fem. promiscuum), im Gegenſatz zum ſubſidiariſchen (f. f. subs,, 
successivum), bei welchen die Cognaten erft nad dem Abgange des Mannsſtammes 
berufen wurden; bei jenem tft die Improprietät des Lehns noch mehr erweitert, 
als bei den W. überhaupt, im Zweifel find letztere immer für fubfiviär zu halten. . Die 
Regel ift alfo, daß die Cognaten und Frauen bis zum völligen Exrlöfchen des Manns- 
ftammes ausgeichloffen find; fie behalten aber ihr Lehnfolgerehht, und zwar alle, das 
heißt: bei Eintritt des Succeffionsfalles concurriren die bisher übergangenen Frauen und 
deren Dedcendenz mit denjenigen, an welche die Lehnfolge noch gar nicht gelangt war. 
(Beftritten; man ftellte den Sa auf: semel exclusa, semper exclusa.) Unter den 
mehreren concurrirenden Cognaten entſcheidet beim Unöfterben des Mannsftammes das 
Verhältniß zum letten Befizer, alfo die Nähe der Linie und des Grades zu dieſem. 
(Dem entiprechend bat die Erbtochter der Negredienterbin gegenüber den Vorzug.) Con⸗ 
curriren beim Webergange des Lehns vom Maunsftamme berechtigte Cognaten verſchie— 
denen Geſchlechts, jo hat das männliche Gefchlecht den Vorzug; ebenfo tritt unter den 
Descendenten des Yehnfolgerd, der hiernach zur Succeffion gelangt, wieder der Vorzug 
des Mannsſtammes ein. (Beides fehr beitritten). 

tit.: Boehmer, Prineipia iuris feudalis 88. 124 — 126, Schnaubert, Eommen= 
tar (2. Aufl.) ©. 43853. Weber, Handbuch IN. 267—322. Päp SS. 104, 112. Eid- 
born $$. 349, 50, 58. Pfeiffer bei Weiste VI. 559 fgg. Pfizer, Lehensiolge, S. 41 fgg., 
94 fog. Mayr 88. 83, 95. Gerber $. 271. Befeler $$. 155, 56. Wegen ber Regre- 
dienterben aud Lewis, Farnilienfideicommiß, S. 393 fgg. Für das preuß. Nedt: A. KR. 
I. 18. 88. 422 — 36; für das medlenburg.: Roth 88. 15, 57; für das ſächſe: Zachariä 
$. 80; für das baier.: Mayr a. a. O. Franklin. 

Weideſervituten, s. pascendi, eine Art der Feldſervituten (Ih. I. ©. 415), 
beftehen in ven Recht, das zur Bewirthſchaftung des herrichenden Grundſtücks gehörige 
Vieh auf dem dienenden Grundſtück eined Anderen in Weide gehen zu laffen. Weiter 
greifen die Hutrechte deutfchen Urſprungs. Hier wie dort find der Ausübung particnlir 
mandye Grenzen durch die Landesculturgeſetzgebung geſteckt, jo bezüglich der Zeit der Wie⸗ 
ſenweide. („Offene“, „geſchloſſene“ Zeit.) Durch dieſelbe ift Seit dem Beginn dieſes 
Iabrhunderts die Ablöfung aller Arten von Weidegerechtigkeiten begünftigt, mögen fie an 
Gemeindeverhältniffe (Gemeinweiden, Wieſen in der Allmende, der Mark) fich anſchließen, 
oder an freundnachbarliche Verhältnifie (j. familiaritatis, wofür bei unvegelmäßiger Aus- 
übung wechlelfeitiger Hütung nach Preuß A.LR., nicht nah gem. R. die Vermuthung 
ſpricht), oder an die wirflihe Begründung einer Servitut — einfeitig, durch Vorbehalt 
bet Sutsabtretung, oder durch rechtögültige Gewährung; oder gegenfeitig: Koppelhut, 
mit welchem Namen allerdingd auch andere Fälle gemeinfchaftliher Hut bezeichnet wer: 
den; 3. B. als Gegenfat zu jenem j. compasculationis reciprocum das j. c. simplex, 
d. h. die Geimeindemitglieverhut, daS j. compaseui, die Mithut mehrerer Servitutbe— 
vechtigter, daS j. compascendi, die Mithut des Eigentbiimers des dienenden Grundſtücks. 

Iſt bei der Begründung der W. die Art des aufzutreibenden Viehes, die Folge 
bei mehreren Berechtigten, die Zahl „gemeflene Hut“, vie Zeit (Vor⸗, Nach-Hut, je 
nah Frühjahr und Herbft), die Weideftelle (Wiefe — ein=, mehrſchürig — , Weder, 
Haide, Wald) nicht feft beftimmt durch Vertrag, Geſetz, Gewohnheit (in Defterreich 
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durch 30jährigen ruhigen Beſitz), To treten Aushülfsgrundſätze ein, welche einerſeits das 
Bedurfniß des herrſchenden Grundſtücks, andererſeits die Schonung des dienenden, die 
„pflegliche“ Ausübung zu wahren ſuchen. Innerhalb jenes Bedürfniſſes jede, nicht blos 
die auf dem dienenden Gut gehaltene Gattung von Vieh, Doch niemals krankes Bieh, in 
der Regel fein Schmiervieh, auch nicht Federvieh; aber auch nicht über jenes Bedürfniß 
hinaus, aljo zum Fleiſchhandel, zum Fellbandel, zur Gerberei — e8 müßte fich denn 
um die Weidegerechtigkeit einer ganzen Gemeinde handeln, oder um Schafweiderechte, Da 
Schafe zum Wollverkauf für den Beſitzer, nicht eigentlich für das Gut gehalten werden, 
und jene Rechte daher die Grenzen der römiſchen Realfervituten überjchreiten. (Obertri= 
bunal zu Stuttgart.) Bemeſſen wird das Bedürfniß nach dem zur Entjtehungdzeit ge- 
haltenen Bichftande, in ſoweit derfelbe mit dem Futter des herrſchenden Grundftüds durch⸗ 
wintert werden kann Zülicher ER. 15375; Died ohne Mitrehnung des „Säugeviehes“, 
insbeſondere der noch nicht „abgelegten“ Lämmer. Zur Abwendung von Schaden muß 
der Berechtigte einen Hirten halten. Wie er zı rechter Yeit meiden, jo muß der Ber⸗ 
pflichtete auch mit den Ernten (nicht zu ſpät) und Pflügen (nicht zu früh) die wirtb- 
ſchaftliche Zeit einhalten; ſoweit er die W. nicht Ichmälert, darf er zu Aenderungen im 
Wirthſchaftsbetriebe ſchreiten. Er bat in der Regel das Recht der Mithut; darf aber 
auch Died nicht bis zur Beeinträchtigung der W. ausdehnen. Beftritten if, ob und wie 
weit er fid) die Ausübung durch Pächter gefallen zu laſſen habe. Ste wiberfpridht der 
Natur der Realſervituten, aber dieſe Hat fi im deutſchen R. bier nicht rein erhalten. 
In diefem Liegen mehrfah die maßgebenden Regeln; denn neben den öffentlichen, den 
Gemeindenweiden, den gemeiffamen Privatweiden (1. 20. $. 1. D. 8, 5) famen im röm. 
R. die W. nur wenig zur Geltung. Für fie haben ſich auch bejondere Interdicte zum 
Beſitzesſchutz nicht entwidelt, jo daß auf Analogieen zurüdgegriffen werden muß (uti pos- 
sidetis und i. recup. p. Mühlenbrud, (Gloſſe), Thibaut, a. spolii Savıgnp; 
oder vielmehr i. de itinere, de aqua Puchta, Keller Pand. $. 185). 

Eigenthümlich bat fih die ES chäfereigerechtigkeit geftaltet (wegen Waldweideſervituten, 
Maftreht |. Walpfervituten), nicht nur injofern hier das Durchwinterungsprincip, ſowie 
die Unveräußerlichkett der veinen Realweideſervituten nicht confequent durchführbar, fon= 
dern auch wegen anderer mit dem Halten von Schafen in Beziehung ftehender Rechte, 
weldye feine Servituten enthalten; jo das „Stabrecht“, ein Bannrecht, das Recht, die 
Schafe von Mithutberehtigten unter dem eignen Hirten mit zu weiden gegen Entgelt 
und Dimgernugung; das Pferch⸗, Hordenſchlags-Recht (j. faldagii, j. cratium), feine 
Sewitut (Eihhorn), fondem eine „active Grundgerechtigfeit" (Walter, Deutiches 
Priv. R. 8. 136), welche des Düngerd megen die Yagerung der Schafe auf dem Yanbde 
des Berechtigten firhert. Endlich ift das Recht, eine Schafheerde zu halten, „Schäferei 
recht“ particulär an größeren Befit zur Sicherung der Rechte des Gemeindehirten (wgL 
Sachſenſp. II. 54. $. 2), oder ald Vorrecht an die Gutsherrichaften, ja ſelbſt ald Regal 
an das Erforderniß der Conceſſionsertheilung geknüpft geweſen. 

Gſgb. u. Lit.: C. 11, 60. Münter, Weiterecht, 1810, 88. 62 f. Preuß. A.X.R.I. 22. 
8. 80—169, zu 88. 146 f. w. Vorviehs der Schäfer, Antbeilöfchäfer u. f. w. |. v. Rönne, 

rgänzungen. Gemeinheitstheilungsordnung v. 7. Juni 1821 $$. 32 f. Yelbpolizeiordnung v. 

1. Nov. 1847 88.35 f. Servitutablöfung in ben neuerworbenen Provinzen |. beſ. m. Raflau 
Gel. Samml. 1869 ©. 526 f.; w. Kurbeffen daſ. 1567 S. 716 f., bef. 8. 36, Schäfereicon- 
ceifionen. Das Schäfereirecht auf Grundlage des Gemeinderechts u. feine Ausbildung in Kur- 
heſſen vom DO.A.G.Rath Buff, 1863 Dchterr. G.B. 58. 495-502. Königl. Sächſ. Man 
dat v. 4. Octbr. 1828, betr. die in Hütungsſachen anzumendenden Grundfäge. Würtemb. 
Archiv für Recht IV. ©. 416. Schaper. 

Weinkanf kommt in verichiedenen Bedeutungen vor. Zunächſt verſteht man dar- 
unter ein Kaufgeſchäft, weldyes die Sontrabenten in der Art beftärken, daß fie eine Summe 
Geldes zur Anihaffung von Wein oder Bier aufbringen und dies in Gejellichaft ver 
Zeugen und Urkundöperfonen vertrinten. Das Herumgeben und Austrinken der Rannen 
gilt Dann als Zeichen fir den Vertragäwillen der Parteien. S. darüber ©. Phillips, 
Vermiſchte Schriften I. S. 151 ff. 473 ff. Gengler, Lehrb. des deutſchen Priv.R. $. 86. 
Anm. 3. ©. 367. 368. Bon diefer Bedeutung iſt e8 wohl abgeleitet, wenn W. auch 
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in dem Sinne von Handlohn oder Laudemium (ſ. d. Art.) vorkommt. Die Geldleiſtung, 
welche bei der Ueberlaſſung von Colonatgütern an den Meier urſprünglich als Beftär- 
kungsmittel gedient hatte, wurbe fpäter zu einer ſtehenden, bei jeder Bejigveränderung an 
bie Gutsherrſchaft zu entrichtenden Abgabe. Als ſolche findet fie ſich bei allen Arten 
bäuerliher Erbleihe, aud bei Freiglitern mit darauf ruhender Zinspfliht. Gleichwohl 
befteht eine Bermuthung dafür nur bei der wahren Emphyteufe (ſ. d. Art.) und bei Co— 
lonatgütern. Bei anderen Berbältniffen muß die Berechtigung beſonders nachgewieſen 
werden, und ift Daher das Rechtsſprüchwort: „Die Henme (d. h. der Zins) trägt das 
Handlohn auf dem Schwanz“, in diefer Allgemeinheit unrichtig. Der Betrag des W. 
befteht in Procenten, meift fünf, vom Grundwertb. Zumeilen aber wird er aud in 
natura als eine beftinmte Quantität Weins u. |. w. geleiftet (1. 3. B. Defn. v. Höngg 
v. 1338 bei Grimm, Weisth. I. 9). Zur Entrichtung ift der neue Erwerber mit 
dem Augenblid der Befigübernahme verpflichtet. Als Reallaft (ſ. d. Art.) kommt der 
W. nur ausnahmsweiſe vor. | 


Duellennahmeife bei Krant, Grundriß $. 315. 
Lit.: Mittermatier, Grnndfäge II. 88.495. 496. Befeler, Syſtem $. 185 Ann. 10, 


Weiße, Chriſtian Ernft, geb. 19. Nov. 1766 zu Leipzig, wurde 1788 Pri— 
vatdocent dafelbft, 1796 aufßerord. Prof, 1805 ord. Prof., 1809 Beifiger der Juriften- 
facultät, 1813 Prof. des Criminalrehts, ftarb 6. Septbr. 1832. 

Schriften: Einf. in das gem. deutſche Privatrecht, Leipz. 1817, 2. Aufl.1832. — Lehrb. 
bes fühl. Staatsrechts, Leipz. 18524 —27. — Gefch. der —5 — ‚Staaten, Leipz 1802—18u6. 

- Neuefte Geſch des Köniar. Sachfen nach dem Prager Frieden, Leipz. 180.8 — 12. Er gab 
das Mufeum für fächl. Geſch, Fit. u. Staatskunde, Leipj 1794 — 96, fowie Neues Mufeum, 
Freib. 1800 — 1804, heraus. Teichmann. 

Wbelcker, Karl Theodor, geb. 29. März 1790 zu Grünberg in Heſſen, ſtu— 
dirte in Gießen und Heidelberg, wurde 1813 Docent, 1814 außerord. Prof. in Gießen, 
ging nad) Kiel, fpäter nad) Heidelberg, 1819 nad Bonn, 1823 nad, Freiburg, 1832 
wegen feiner politiichen Thätigfeit in den Ruheſtand verfegt und erft 1840 wieder ein 
gejeßt, 1841 abermals fuspendirt, zog nach Heidelberg, nahm 1848 am Siebeneraus- 
ſchuſſe Theil und ging als Bundestagsgefandter nach Frankfurt, welches ihn zum Abge- 
orbneten wählte, brachte 12. März 1849 den Antrag, betr. die erbliche Kaiſerwürde des 
Königs von Preußen, ein und ftarb 10. März 1869. 

Schriften: Die letzten Gründe von Recht, Staat u. Strafe, Giehen 1813. — Interpret. 
L. 2: D. de negotiis gestis, Giess. 1813. — Das innere u. äußere Syftem ber praftilchen, 
natürlihen u. röm. chriftl. germ. Rechts⸗, Staats⸗ u. Geſetzgebungslehre, Stuttg. 1829. — 
Die volllommene u. ganze Preßfreibeit, Freib. 1830. — Grundgefeß u. Grundvertrag. Grund⸗ 
lagen zur Beurtheilung der preuß. Berfaflungsfrage, 1847; 2. Aufl. Altona 1851. — Rotted 
En Pelgeg Staatslerilon, Alt. 1834; 3. Aufl. Lpz. 1856 ff. — Der preuß. Verfaſſungskampf 

ranff. . 

Lit.: Bibliothek politifcher Reden, Berl. 1845, I. ©. 303 — 324. 

Teihmann. 

Wenck, Karl Friedrich Chriftian, geb. 5. Febr. 1784 zu Leipzig, promo⸗ 
virte 1809, wurde 1810 außerord. Prof, 1813 Oberhofgerichtsrath, 1817 Univerfitätd- 
ſyndicus, 1821 ord. Prof., ftarb 6. Juni 1828. 

Schriften: Divus Pius s. ad leges Ant. Pii comm., l.ips. 1805. — De traditione, 
1809. — Lehrb. der Encyclopäbie, Leipz. 1810. — De dominio partium metallicarum, 1814. 
— De Verb. Signif. tit. Pand., 1815. — Magister Vagrarius, 1820. — Die Eriminalpro- 
cedur, mie fie nicht fein foll, 1823. — Observat. triga, 1825. — Ad hist. const. Augusti 
Elect. Saxon. symbolae, 1825. — Cod. Theod. libri V priores, 1825. — Hauboldi opuse. 
academica ed. Wenck, Lips. 1825. — Beitr. gm rechtlichen Beurtheilung des Städel'ſchen 
Beerbungsfalles, 1828. — Opusc. acad. ed. F. C. G. Stieber, Lips. 1834. 

Lit.: Neuer Nekrolog VI. ©. 457 — 459. TZeihmann. 


‚ WBening-Ingenheim, Nepomuf von, geb. zu Hohentſchau, wurde 1813 
Privatdocent in Oöttingen, 1818 Prof. in Landshut, dann in München, ftarb 16. Det. 1831. 
Schriften: Ueber den Geift des Stubiums ber Yurisprubenz , Landsh. 1814. — Ueber 


bie actigteit ber polit. und gerichtl. VBerebfamteit, Landsh. 1819. — Ueber die Mängel und 
Gebrechen ber jurift. Lehrmethode, Landsh. 1820. — Lehrb. der Encyclopädie u. Methobologie 
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der Nechtewifienfchaft, Landsh 1821. — Lehrb. d. gem. Civilrechts, München 1822—25, 5. Ausg. 
von Fritz 1837. 38, und Erläuterungen zc. von Fritz, Freib. 1833 — 39. 

Fit.: Neuer Nekrolog Bo. 9%. * 1227. — Neues Archiv für Crimmalrecht J. — Archiv 
für civil. Praxis I. UI. VI. — J. N. v. Wening-Ingenheim, Lehre vom Schadenserſahe, 
Heidelb. 1841. Teichmann. 

Wernher, Joh. Balth. Freiherr von, geb. zu Rottenburg a. T., wurde 
1699 prof. math. zu Wittenberg, 1700 Dr. jur. utriusquo, 1702 ord. Prof., 1719 
Praeses ordinarius der Juriſtenfacultät, 1729 Reichshofrath, ſtarb 1742. 

Er ſchrieb: Selectae observationes forenses, Viteb. 1710. Jen. 1733 — 49. 

Lit.: Nettelbladt, Hal. Beiträge, Halle 1755—62, Bd. H. S 450. 451. — Pütter, 
Liter. d. teutfchen Staatörechts, Gött. 1776 — 33, Bdo. I. ©. 354 XI. 

Teihmann. 

Welembed, Matthäus, geb. 1531 zu Antwerpen, promovirte 1550 in Löwen, 
ging nadı Frankreich, wurde Doctor und Brof. in Iena, 1569 im Wittenberg, ftarb 1556. 

Schriften: Oeconomia juris. — Paratitla jur. s. comm. in Pandectas, Basil. 1568 
(comm. in Pand., Basil. 1555, ce. Vinnii et e. notis Bachovii, it B. 1649. Amst. 1665). 
— Consilia (V o.ILu. beforgte in verbeflerter Ausg. Colerus, IM. IV. ed. Bulacher 
1611, V. ed. Krembergk 1619, VI. u. VII. ed. Reusner 1619. 1630. — De actioni- 
bus et interdietis. — Comm. in Institutiones, Witeberg. 1609. — Comment. in Pan- 
dectas olim paratitla dicti, Basil. 1559. 1590 


Lit: Schletter, Jahrbb. der deutfchen Nechtswiſſenſchaft, 1868, S. 23. 
Teihmann. 


Weſſely, Wolfgang, geb. 1801 zu Trebitſch item), Sohn eines Arren- 
dators, ftubirte in Prag, promovirte 1828 Zum Dr. jur. et philos., wurbe jübiicher 
Religionöprofeffor in Prag, weldes Amt er bis 1859 befleidete, reifte 1848 ım Auf: 
trage der öſterreichiſchen Regierung nach Deutſchland und Belgien, um die Einrichtung 
ter Schwurgerichte zu ftubiren. Nach feinen Vorſchlägen wurden die erſten Schwurgerichte 
in Oefterreih eingeführt. Er lehrte zu jener Zeit als Docent am Carolinum Redts- 
pbilofophie und öfterreichiiches Strafrecht, wurde 1852 aufßerord. Prof. für Strafrecht an 
der Univerfität, 1859 ord. Prof. (der einzige Jude in Oefterreih,, ftarb 21. April 1870. 

Schriften: Die Befugniffe des Notbftandes und der Pothwehr nach öſterr. R. Prag 1862. 
— Abhandl. in Haimerls Magazin, Bd. 2. 5. 6. 10. 155 Weiß, Archiv für Kirden- 
rechtswiſſenſchaft; Zeitſchr. für öfterr. Rechtowiſſenſchaft; — Jahrbb. für deutſche Rechts⸗ 
wiſſenſchaft; Haimerls öfterr. Bierteljahrsfggrift, Bd. 1; Allg. öfterr. Gerichtszeitung, Löws 
Zeitſchr., ‚Ben Chamanja“ (über die collatio legum mosaicarum cum romanis); „Reuzeit“ 
(daß Strafecc der Hebräer vor und nad der finaitifhen Gefeßgebungı. 


Lit.: ©. Bohemia 1870 N. 98. 99. — Tagesbote aus Böhmen 1870 N 114. 
Teihmann. 


Weftenberg, Joh. Ortwin, geb. 1667 zu Bentheim, ftubirte in Holland, 
wurde 1688 ‘Prof. in Steinfurt, 1695 in Harderwyk, 1716 in raneder, 1723 in 
Lenden, ftarb 1737. 

Schriften: Prineipia jur. sec. ord Institutionum — sec. ord. Digestorum, Har- 
derov. 1712, ed. noviss. 1814—23. — Diss. de causis obligationum, de usuris, de ser- 
vitutibus, de emplıyteusi, de querela inoffic. testamenti. — Opera omnia, Han, 1716-58. 
— Divus Marcus s. Diss. ad const. M, Aurelii, Lugd..Bat 1736. 

Lit.: ograpbie von Rüder — Jöcher — Wächter, Würtemberg. Privatrecht, 
Stutte. 1830 Le 1119. Teihmann. 

Bette. Die W. ift, wie das Spiel (f. den Art.), ein Glüdövertrag, welder 
durch wechſelſeitiges Verſprechen einer Leiftung unter entgegengelegten Bedingungen ge= 
ichloffen wird. Dabei wird aber nicht, wie beim Spiel der Fall ıft, eine beftunmte 
Thätigkeit woransgefegt. Auch geht die Abficht der Kontrahenten nicht, oder nicht vor= 
wiegend, auf Gewinn und Unterhaltung, fondern auf eine (vermögensrechtliche Genug- 
thuung für denjenigen, welcher bei einer Meinungsperſchiedenheit die richtige Behaup⸗ 
tung aufgeftellt hat. Gleichgültig ift hierbei, ob Diefe Behauptung ſich anf Etwas Ber: 
gangenes oder Zukünftige oder Gegenwärtiges bezog, und ob die verſprochene Leiſtung 
auf beiden Eeiten die gleiche if. Diefe kann, wenigftens heutzutage, auch einem Dritten 
(3. B. den Armen‘ zu gute kommen. 

Die W. iſt ein vollkommen gültiger Bertrag, der befanntlih bei den Römern, un 
Stipulationsform gekleidet, ſehr häufig vorfam (Sacramentöproceß, Sponfionen u. f. w.) 
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AS folder ift er den allgemeinen Regeln der Berträge unterworfen. So darf insbeſon⸗ 
dere nichts Unfittliches, nichts Argliftiged darin Liegen. Letzteres märe unzweifelhaft ber 
Tall, wenn der Eine von den Wettenden den Anderen bolofer Weife zum Aufftellen over 
Aufrecsthalten der irrthümlichen Behauptung veranlaffen würde, keineswegs aber allge 
mein, wenn er & coup str wettete. ’ 

Es kann leicht vorkommen, daß nur dem äußeren Scheine nach W., in Wirklichkeit 
aber Epiel vorhanden ift, folglicy nicht die Regeln ver W., fondern die geſetzlichen Vor: 
Ichriften über Spiel und Spielfchulden anzuwenden find. Wann dies der Fall fein: wird, 
hängt von den Umftänden ab. — Es kommen dabei in Belradt: der Inhalt des Strei⸗ 
tes, auf welchen die W. folgt, woraus hervorgehen Tann, daß blos geftritten wird, um 
zu wetten, der Umftand, daß die W. nicht einzeln dafteht, ſondern eine Reihe von zu= 
Tammenhängenden Wetten vorhanden ift, mas unzweifelhaft wirkliches Spiel ift, wodurch 
Puchta veranlaßt worden ift, die W. überhaupt für identifch mit: dem Spiele zu er- 
klären; endlich die Größe der Wettfummen. Kraft geſetzlicher Beſtimmung ift Wetten bei 
unerlaubten Geldſpielen dem Spiele gleich geftellt und verboten. 

Uebrigens tft ſowohl in ber Doctrin des gem. R. ald in den Particulargefeßgebun- 
gen, der veutichredhtlichen Tendenz gemäß, die Grundverfchiedenheit zwiſchen Spiel und 
W. vielfach verfannt. Preuß. A. L.R., Oeſterr. B. G.B., C. N. ſchreiben beiden gleiche 
Wirkungen zu, indem fie aud bei der W. die Klage auf Bezahlung der verfprodenen 
Leiſtung verweigern. 

Quellen: D. XI, 3. de aleatoribus, in$befondere 1. 3. — S. aud 1. 17. $. ult. de 
praescriptie verbis X, 5. Preuß.A.L.R. I. 11. 88. 579-581. Defterr. G.B. 1271. C.N. 
2. _ 

Lit.: S. die Lit. bei dem Art. Spiel. Außerdem: Wilda, Die Wette, in der Zeitfchr. 
für deutſches R. VII. Schwarze und Heyne, Beitrag zu ber Lehre von ben Wetten, in 
den Unterſuchungen praktiſch wichtiger Rechtömaterien, Dresden 1841. — Danger, om 8. 673. 

ivier. 

Wheaton, Henry, geb. 27. Nov. 1735 zu Providence in Rhode-Island, ging 
nach Frankreich, Holland und England, wurde Advokat in Rhode- Island, dann tn New— 
Dorf, 1812 Mitglied des Seegerichtd, practicirte in Wafhington, Mitglied des Ber- 
foffungsausfchuffes, ftiftete 1824 das Athenäum zu New-York, ging 1827 in Diploma 
tijher Sendung nad) Kopenhagen, 1835 Gefandter am preußiichen Hofe, 1837 bevoll- 
mächtigter Minifter, 1845 abberufen, ftarb am 11. März 1848 zu Worburg. 

Schriften: Digest of the law of maritime captures or prizes, 1815. — Reports, 
1816-27. — Life of William Pinckney, 1826. — History of the Northmen, or Danes 
and Normans, I,ond. 1831 (franz. von Guillot 1814). — Elements of international law, 
Lond. 1536, sth edit. by Dana 1566 (franz. Leipz. u. Bar. 1848, 3. Aufl. 1864; japane- 
fifh 1560, — ital. von Arlia, Neap 1862; paniſg von Calvoz chineſiſch 1864); annota- 
ted by William Beach Lawrence 1855, 2. edit. 1863 — Histoire des progrès du droit 
des gens en Europe depuis la paix de Westphalie, Lpz. 1841; 4. Aufl. 1865 (History 
of the Law of Nations in Europe and America from the earliest times to the treat 
of Washington in 1812, New-York 1845). — Inquiry into the validity of the Britis 
claim to aright of visitation and search of American vessels, suspected to be engaged in the 
African slave-trade, 1841.— Er gab mit Eridton History of Scandiuavia 1385 heraus. 

£it.: Commentaire sur les Elements du droit international et sur l’Histoire des 
progıes du droit des gens de H. Wheaton precede d’une notice sur la carriere diplo- 
matique de M. Wheaton par William Beach Lawrence, Lpz. 1868. 1869. — Bevue 
de droit international 1869 p. 637 — 643. TZeihmann. 

Wiarda, Tilemann Dothias, geb. 18. Oct. 1746 zu Emden, ftudirte in 
Duisburg und Halle, wurde 1770 Yuftizcommiffar in Aurich, 1781 Alfiftenzrath, 1808 
Landſyndicus, 1811 Bräfecturrath, 1818 wieder Syndikus, ftarb 7. März 1826. 

Schriften: Oftfriefiihe Geſch, Aurih 1791—98; Leer 1817. — Bon den Landtagen ber 
Sriefen bei Upftalsboom, Brem. 1777; 2. Aufl. Leer 1518. — Altfrief. Wörterbuch, Aurich 1786. 
— Aegabud, ein altfrief. Geſetzbuch ber Rüftringer, Berl. 1805. — Geſch. u. Auslegung bes 
falifchen Geſetzes und der Dialbergifchen Stoffen, Berl. 1808. — Willküren der Bradınanner 
eines freien friefifchern Volkes, Berl. 1820. Teihmann. 

Widerklage (reconventio) ift diejenige Klage, welche der in einem Proceß in 
Anſpruch genommene Bellagte feinerfeit3 bei dem den Nechtöftreit werhandelnden Gericht 
gegen den Kläger (Wiverbeklagten) anbringt. Nach einer längft feftftehenven Brarıs fett 
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fie, abweichend vom röm. R., keine Connerität mit der erſt erhobenen lage GVorklage) 
voraus, wohl aber, daß der Richter der letzteren überhaupt Gerichtsbarkeit für den Ge— 
enftand bat, und für Venfelben nicht ein ansfchliegliches Forum befteht. Ste unter- 
—* ſich von einer ſonſtigen Klage des Beklagten gegen den Kläger dadurch, daß ſie 
bei dem für die Vorklage competenten Gericht, d. h. im ſog. forum reconventionis, ver⸗ 
handelt wird. Wird fie mit der Vernehmlaſſungsſchrift auf die letztere angebracht, jo ıft 
fie eine jog. reconventio perfecta, oder propria, d. h. fie hat ven fog. effectus si- 
multsnei processus, weil fie Schritt fir Schritt gleichzeitig mit der Borflage weiter 
verhandelt wird, nur daß fie felbftwerftändlich immer einen Schritt Hinter derſelben zuräd 
bleibt. Bedingt ift diefe Wirkung aber dadurch, daß Die W. zu derſelben Proceßart, wie 
die Vorklage, geeignet, und daß die letztere nicht für Die erftere präjubiciell iſt. Auch hat 
der Richter die Befugniß, die W. ad separatum zu verweilen, wenn die Gefahr emer 
Verwirrung oder Berzägerung des Verfahrens vorliegt. ‘Die uneigentliche oder ſucceſſive 
W. (Nachflage, reconventio impropria), welde nur die Wirkung hat, das forum zu 
begründen (effectus prorogationis fori), liegt dann vor, wenn eine W. bis zum Schluß 
der erſten Inſtanz angebradyt wird. Ste bat feinen effectus simultanei processus 
und wird in befonderen Acten verhandelt. Die Hann. Pre. Ordn. 8. 14 ftebt im weſent⸗ 
lichen auf den Boden des gem. Proceſſes, hat aber die reconventio impropria für nicht 
connere Sachen dadurch befeitigt, daß die W. in ſolchen Fällen nur dann das Forum be— 
grinbel wenn fie gleichzeitig mit der Klagebeantwortung angebradit if. Eine Nachklage 
leibt fonach immer möglih, namentli dann, wern die W. ausgeſetzt wird, weil die 
Borflage präjudiciell ift und biefe erft zur rechtskräftigen Erklärung gebracht werden muß. 
Die Preuß. Ger. Ordn. Th. I. Tit. 19. 88. 9 ff. enthält dagegen theilweiſe abweichende 
Borfchriften und bat fogar die Terminologie des gem. Proceſſes umgelehrt. Eine eigent- 
Tiche W. ift diejenige, welche nicht and dem der Vorklage zu Grunde liegenden, fondern 
aus einem anderen, davon verſchiedenen Gelchäfte entipringt. Nach neuerem Proceßrecht 
(Berordn. v. 1. Juni 1833 $. 59) Tann fie zwar gleichzeitig mit der Borflage verhan⸗ 
belt werden, wenn fie fich zu derjelben Proceßart eignet, behufs der Begründung des 
Forums ıft fie aber gleichzeitig mit der Klagebeantwortung auf die Borklage anzubringen. 
Diejenige W., melde auf demfelben Grunde mit der Vorklage beruht, und die beiden 
gemeinprocefjualiihen Wirkungen hat, nennt die Praris, im Gegenjat zu der von der 
Gerichtsordnung aleın als W. bezeichneten ſog. eigentlichen Reconvention, umeigentliche 
W. Der ‘C. de proc. erwähnt der W. nirgends ex professo; die Doctrin und Praris 
geftatten aber, namentlich mit Rüdfiht auf a. 464, dem Bellagten die Erhebung einer 
mit der Vorklage conneren reconvention, weldye nicht blos im Laufe der erften Inſtanz, 
ſondern aud noch in Appellatorio geltend gemacht werben Tann. In der Mitte zwiſchen 
dem deutſchen und franz. R. fteht die durchaus angemefjene Behanblung der W. im No. 
Entw. (88. 206. 208). Diefer unterfcheidet Die connere und bie nicht connere W. 
Erftere Tann nur bis zum Schluß ber mündlichen Verhandlung über die Hauptſache 
bei dem Gerichte der Vorklage geltend gemacht werben ; indeſſen finden vie fir die Klage 
beſtehenden Borfchriften über die Einlaffungsihrift und die Klagebeantwortung auf die 
Beantwortung diefer W. keine Anwendung. Die nicht connere muß dagegen dem Kläger noch 
por dem zur mündlichen Verhandlung der Klage beftimmten Termin zugeftellt werben,um das 
forum reconventionis zu begrinden, im übrigen wird fie als felbftändige Klage behandelt. 
Lit.: Goldſchmidt, Abhandl, aus dem gem. beutfchen Civ.Pre., Frankf. a. M. 1818, 

©. 20 fe Sartorius, Die Lehre von der Widerflage, Erl. 1838. Planck, Mehrkeit ber 
Rechtsftreitigfeiten, Gött. 1814, ©. 80 ff. 351 ff.; Fuchs, im Arc. f. civ. Prar. 53. 149 fi. 

" P. Hinſchius. 

Widerſetzlichkeit (reet. Widerſetzung) oder „Unbotmäßigkeit“ begeht, wer 
durch Gewalt oder Drohung einer Amtshandlung der vollſtreckenden Obrigkeit Widerſtand 
entgegenſetzt, z. B. einer Verhaftung, Hausſuchung, Auspfändung, Steuereintreibung. 
Dies Vergehen, nach neuerer Geſetzgebung eine Species des „Widerſtandes gegen die 
Staatsgewalt“, nach gem. R. der Gewaltthätigkeit ſchlechthin (crimen vis), ſcheidet ſich 
einerſeits vom bloßen nichtſtrafbaren Ungehorſam des Einzelnen und dem ſtrafbaren Un— 
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gehorfam einer Menge (Auflauf) durch pofitive gegen bie Obrigfeit gerichtete Thaͤtigkeit 
als Mittel zur Behauptung des Ungehorſams, andererfeitS durch letztgenannten Zwech, 
nämlich ihre defenjive (abwehrende) Richtung, von der Nöthigung wider die Obrigfeit als 
That des Einzelnen oder einer Deenge. Dem gem. R. fehlt ein Strafgefeß über Wiver- 
jegung als ſolche, indem das röm. R. regelmäßig vis publica, ausnahmsweiſe (bei Ver- 
übung gegen magistratus majores) erimen majestatis annimmt, die Reichsgeſetze fie 
Ichweigend der Landesgejeßgebung überantworten. Höchſt verſchieden behandelt und be- 
zeichnet in den heutigen Strafgejegbüihern, im C. p. als „attaque ou resistance avec 
violence et voies de fait“ unter die allzumeite rebellion geftellt, wird der Begriff der 
W. ſachgemäß gefennzeichnet im Preuß. und Nd. (Deutſch.) Str.G.B. Subjet: der Ein- 
zelne als folder, bald, was am nächften Liegt, ein von der Amtshandlung Betroffener, 
bald ein Dritter; wogegen Aufruhr vorliegt, wenn eine zufammengerottete Menge mit 
vereinten Kräften W. verübt. Dbject: die Staatsgewalt in einem Vollſtreckungsorgan, 
gleichviel ob berufen zur Vollziehung von Gefegen oder von Verwaltungsmaßregeln und 
Gerichtöverfügungen, gleichviel ob der Vollſtreckungsbeamte felbft oder zu deſſen Hülfe ver- 
wendete Milttärmannjchaft, Miliz oder Privatperſonen. Ueberaus ſtreitig ift, wieweit 
auch einem rechtswidrigen Bollftredungsacte gegenüber Die W. ftrafbar fe. Nach gem. 
R. und Natur der Sache ift Straflofigfeit (oder gar Nothwehr) nur dann vorhanden, 
wenn die angebliche Amtshandlung, nad Form over Inhalt oder Zuſtändigkeit, unzweifelhaft 
geſetzwidrig war (Nd. Etr.GB.: „in der rechtmäßigen Ausübung feined Amtes‘). That: 
Vorſätzliche Widerftandshandlung dur Aufwendung körperlicher Kraft (thätliher Angriff, 
Bedrohung mit möglicherweiſe wirkſamem Uebel, gewaltſames Sichlosreißen, Entreißen, 
Zurücddrängen, Einjperren), die den Vollſtrecker zum Wbftehen oder zum Aufbieten über- 
wältigender Körperfraft nöthigt,; und zwar verübt zu einer Zeit, wo die Amtshandlung 
bereitö begonnen („während einer Amtshandlung“) und als ſolche dem Subjecte bekannt 
war. Bollendung liegt vor mit der bewußten Gewalthandlung, auch der erfolglofen. 
Strafe: Gefängnig von 14 Tagen bis 2 Yahren (Nd. Str. G.B.: Gefängniß bis zu 2 Jahren 
oder Geloftrafe bis zu 500 Thlm.). — Unter befonderem Strafgefe fteht Wiverfegung 
gegen Forft= oder Jagd-, gegen Steuer= und Zollbeamte, Befreiung eines Gefangenen, 
Meuterei der Gefangenen, Mißhandlung und Körperverletzung eines Beamten als folchen. 
Lit. u. Gſgb.: Wächter, Lehrb. II. S. 64 ff. Nittermaier zu Feuerbach 8. 201. 
Derf., Strafe eiebaehung 1. ©. 58. II. ©. 188. Neuere %it. f. Berner, Lebrb. 8. 211. 
Schütze, Nothw. Theiln. 88. 61 fi. Derf. &. 8. 66. — D. 48, 4. 6. C. 9, 12. 30. Prenf. 
ALR. U. 20. 8. 166. (Reſer. v. 24. Oct. 1836.) C. p. a.209. 212. Preuß. Str.G.B. 
8. 89. vgl. SS. 90 ff. 94. 96. 226. Gef. v. 31. März 1837. Gel. v. 23. Ian. 1833. 8. 26. 
Rev. No. Entw. $. 111. Nd. (Deutfch.) Str. G. B. 8. 113. Schütze. 


Wiederaufnahme im Strafverfahren (Reſtitution): Erneuerung der Unter- 
ſuchung troß ergangener Eindentjheidung enthält eine Beugung des Grundſatzes ne bis 
in idem. Sie erſchien im älteren Criminalprocefie als restit. ex cap. novorum, doch 
keineswegs in unbegrenzter Geftaltlofigfeit. Auctoritas sent. „absolutoriae“ inviolabilis, 
hieß es, Daneben freilich Wiederaufnahme zu Gunften eines Verurtheilten auch nach An- 
tritt der Strafe, zu Ungunften eines Verdächtigen bei vorläufiger Freiſprechung und nur 
dann. Sp auch in Frankreich (jeit 1670). Hier trat aber eine fcharfe Wendung 1789 
ein. Die mit der Einführung der Schwurgerichte aufgefommene, noch jett vielfach herr⸗ 
ſchende ideelle Gleichftellung der Weberzeugung der Thatrichter mit der Wahrheit, führte 
zur Mebertragung des Sage: „VautoritE de la chose jugee est souveraine, elle est 
plus forte que la verit& môme“ auch auf Strafurtheile.e Doch ward der Grundſatz 
bald durchbrochen, allerdings nur für gemifle Ausnahmefälle: 1) Unvereinbarfeit zweier 
verfchiedener verurthetlender Erkenntniffe (1793), 2) Nachweis des Lebens eined angeblich 
Getödteten, 3) Verurtheilung auf falſches Zeugniß (1808). Wahrfcheinlich unjchuldig 
war 1797 megen „Mitthäterſchaft“ bei einem ARaubmorde Leſurques hingerichtet, ver= 
wechjelt mit dem fpäter wegen „Theilnahme“ beftraften Dubosg. 60 Jahre lang brachte 
feine Familie Gefuche an wegen Reftitution. 1867 endlich erichien ein erweiternded Ge— 
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ſetz, allein es hielt feft an dem Grundſatz, die Reftitution nur fin beflimmte Aus- 
nahmefälle zu geftatten: bei „Gewißheit“, nicht ſchon bei „Bermuthung” eines Irrthuns 
Die Folge war die Berwerfung des Geſuches für Leſurques trotz der gegentheiligen 
Auffafjung des das Beweismaterial erörternden Referenten Fauſtin Helie, Mitgliedes 
Des Caffationsbofes, vor welchen Die demande en revision auf Anweifung des Juſtiz⸗ 
miniſters durch den Generalprocurator zur Zulaſſung, Vorerörterung und Entſcheidung 
gebracht wird; im günſtigen Fall unter Vernichtung des ergangenen Urtheils und Ber⸗ 
weiſung vor ein anderes Tribunal ober Schwurgericht bei Beſtimmung der zu jtellenven 
Sragen. Dei der Berathung des Geſ. v. 29. Juni 1867 war der Antrag verworfen, 
die Wicseraufnafme grundſätzlich wegen thatſächlichen Irrt hums zuzulafien — in Be 
ſchränkung freilich, wie auch im Geſetz, auf Verbrechen und Vergehen. Nicht Irrthum, 
ſonderu Fälſchung bildet in Altpreußen die Grundlage der Zulaſſung der Wiederaufnahme; 
dies aber gegen „jedes“ rechtskräftige Urtheil, durch dasjenige Gericht, welches in erfter 
Inftanz erkannt hat, und num bei begründet befundenem Geſuche auch fofort ohne neue 
Anklage das mündliche Verfahren erneuert, um unter Aufhebung des früheren Urtheile 
ein neues zu fällen, gegen welches die gemöhnlichen Rechtsmittel zuläifig find. Die Schwie 
rigteit liegt in der Beichaffung der Begründung. Der Berurtheilte — denn nur zu ſei⸗ 
nen Gunſten ift die W. zuläfiig — bat das nur außerordentliche Rechtsmittel, wenn 
er Darzuthun vermag, daß das Urtheil auf eine falſche (nicht blos unrichtige) Urkunde, 
oder auf die Ausſage eined meineidigen Zeugen gegründet ift (eines wiſſentlich oder fahr- 
läſſig meineidigen, nicht blos ftraflos irrenden Zeugen, nicht eines Sachverſtändigen oder 
Augenfchein einnehmenden Richters — was beftritten — nicht auf falle Bezüchtigung 
eines Mitangeklagten). Iſt der Fälſcher belangbar, fo muß feine Schuld znnäcft rechts 
kräftig feftgeftellt werden. Dies kann ohne Einſchreiten der Staatsanwaltſchaft nicht her: 
beigeführt werben, der Berurtheilte ſolch Einfchreiten aber gerichtlich nicht erzwingen, was 
zu mannigfachen Erörterungen Anlaß gegeben, nachdem eine ähnliche Vorſchrift in Die 
Strafprocegorpnung für die neuen Provinzen übergegangen. Diefelbe erweitert übrigens 
die Vorausfegungen der Bulaffung ſowohl zu Gunften, als auch zu Ungunften Ber: 
urtheilter. Dies ohne ſoweit zu geben, wie anbere Sefetsgebungen ‚ namentlich jolde, 
welche die Appellation oder Berufung abgeichafft haben. So verzeihnet Würtemberg 
(1868) in der Reihe der pantähigene Rechtsmittel nach der 1) einfachen, 2) Nichtigkerts- 
Beſchwerde, 3) den „Antrag auf W. des Strafverfahrens”, der noch nach erlittener 
Strafe zuläffig und vom Gerichte ſelbſt durd eine Benachrichtigung des Antragsberech- 
tigten veranlagt werben darf. Diejer ift der Staatsanwalt nach Freiſprechung oder Er 
zur Erzielung eines höheren Grades der Strafe in vier weitgegriffenen Fällen: 
hung in Urkunden, Ausfagen, Bezlchtigungen; Beſtechung von Richtern, — 
Staatsanwälten; bei ſelbſt aufergerichtlichem Nachtragögeftändniß; endlich beim Hervor⸗ 
treten neuer, für ji allein zur Ueberführung genügender Thatfachen oder Beweis 
mittel. Für den Berurtheilten find zwar einzelne Fälle gleichfalls hervorgehoben, jo der 
mit Thatfachen begründete Widerruf eines gerichtlichen Geſtändniſſes u. dgl.; allen an 
die Spige für ihn iſt der Grundſatz geftellt, Daß der Antrag ihm zufteht, „wenn in dem 
„früheren Verfahren nicht vorgebrachte oder erhobene Thatſachen oder Beweismittel be: 
„zeichnet werden, welde fir ſich allein oder in Verbindung mit früher gewürdigten die 
„Freiſprechung des Verurtheilten von der ihm zur Laſt gelegten That oder in Betrefi 
„einen höheren Strafgrad begründenver Umftände derſelben herbeizuführen geeignet find.“ 
"Ueber das Geſuch nad, eingeforderter Gegenerflärung beſchließt je nach beftimmten Unter- 
ſcheidungen der Caffationshof, oder bie Straffammer des Kreisgerichts oder Das Ober: 
amtögericht, welches geſprochen, oder die Raths- und Anklagekammer, in den legten Fällen 
mit Zulafjung der Beſchwerde. Bei Zulaſſung des Antrags erfolgt münblihe Verhand⸗ 
lung und eintretenden Falls Verweiſung vor ein neues Spruchgericht. Unter den beut- 
Icen Geſetzgebungen beftand und befteht auch noch große Verſchiedenheit, hauptſächlich für 
e Fragen, ob die Staatsanwaltſchaft antrag&berehtigt zu Ungunften Freigeſprochener 
eher zu mild Beahndeter, und ob die W. auf einen bald enger, bald weiter begrenzten 
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Kreis von Ausnahmefällen zu beichränten, over unter die Leitung eines oberften Grund⸗ 
ſatzes zu ftellen (neu entdeckte oder entſchuldbar verſäumte erhebliche Thatſachen und Be- 
weiſe), auch ob freie Beweisprüfung einzutreten babe, oder beſondere Beweisformen und 
jelbft Friften einzuhalten. Für Kurbeffen wird bezeugt, daß die freieren Beſtimmungen 
des früheren dortigen Particularrechts die Nechtöficherheit nicht beeinträchtigt haben. In 
der That find folche geeignet, die Sorgfalt der erften Unterfuhung zur Vermeidung einer 
zweiten zu erhöhen, und namentlich gleich fir den erſten Angriff eine übelangebrachte 
Einfeitigfeit zu verhäten. Die Geſetze der neueiten Zeit haben ſich den Grundfägen der 
Formſtrenge durchgängig abgeneigt erwiejen. 

Sfgb. u. Lit.: Preußen: Verorbn. v. 3. Ian. 1849 58. 151 f. Neue Prov.Str.Pre. Ordn. 
v. 25 Yuni 1867 88.418—427. Hierzu v. Specht in Goltdammer's Ardhiv 17. ©. 482 f. 
C. d’instr. erim. a. 360. 443 f. Franz. Gef. v. 29. Juni 1867. Hierzu (Proceß Lefurqueß) 
Heder in Goltdammer's Ardiv 17. S. 473 f. 537 f. Bgl. Gerichtsſaal 1869 ©. 37 f. 
Etr.Bre Ordn. f. Meärtemberg (1868) A. 420. 470 f. Baden (1864) 8. 400 f. Großh. Hefien 
(1865) A. 475 f. Königr. Sachſen X. 386 f. Weiteres über Lit. u. Gfgb. bei Zahariä, 
Handb. d. Strafprocefies, $. 176 (1868). Pland, Syſtem. Darft. des beurfihen Strafverfah- 
rend 88 199 f. Berner, lieber non bis in idem gegen auswärtige Strafurtheile, Ge⸗ 
richtsſaal 18. ©. 31 fe W. Didenburg ſ. Gerichtsſaal 1869 ©. 183 — Scap 

aper. 

Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (in integrum restitutio) iſt das 
Rechtsmittel, vermöge deſſen man vom Nichter die Entträftung einer eingetretenen juri= 
ftifchen Thatſache und damit die Herftellung des untergegangenen rechtlichen Zuftandes 
erlangt. Daſſelbe bat jeinen Uriprung in dem Gegenjag der höheren Gerechtigkeit gegen 
die Unbilligfetten des pofitiven Rechts, ebenſo wie manche andere römische Inftitute, ſo— 
wohl civile, al8 prätorifche, 3. B. die actiones bonae fidei, die condictiones sine causa 
und die bonorum possessio. Es untericheidet fi aber von diefen allen dadurch, daß 
ed zunächſt nicht von feften Rechtsregeln beherricht, ſondern nad, freier Wirrbigung des 
einzelnen Falles gehandhabt und eben darum nicht durch die Privatrichter, ſondern nur 
Durch den Prätor felbft zur Anwendung gebradyt wurde. In diefem Sime war die W. 
bet den Römern ein auxilium extraordinarium (l. 16. pr. D. de min. IV. 4). In⸗ 
deſſen hat fich ihre Bebeutung jehr geändert. In vielen Fällen ift fie Ichon von den Prätoren 
felbft durch feftbeftimmte Klagen und Einreden erſetzt worden, z. B. durch die actiones 
doli und quod metus causa. Für andere Yälle wurde fie theild von den Prätoren, 
theild von den das Edict commentirenden Yuriften fo genauen Regeln über Ertbeilung 
und Berweigerung unterworfen, daß fie der freien Macht der Behörde mehr und mehr 
entrüdt war. Und endlich ging die Befugniß zur W. mit dem Wegfall der alten Ge⸗ 
richtöverfaflung an die ordentlichen Richter über, deren Sprüche, wie überhaupt, jo auch 
in diefem Punkte durch Appellation zu befeitigen waren. Aus allen dieſen Gründen iſt 
die W. Ihon im Juſtin. R. den ordentlichen Rechtsmitteln jehr nahe gebracht. Im heu— 
tigen R. aber find die Bedürfniſſe, denen fie bei Juſtinian noch diente, durchweg auf 
andere Weiſe jo wohl zu befriedigen, daß ein innerer Grund ihres Fortbeſtehens über- 
haupt nicht mehr anerkannt werden fann. Eben darum ift fie auch im Den neueren Ge— 
feßgebungen bis auf menige Spuren verjhwunden. — Vorausſetzungen hat die W. nad 
röm. R. zwei: eine Verlegung (Lifion) und einen vedhtfertigenden Grund (iuste causa). 
Die Berlekung muß ein rechtlicher Nachtheil fein, gegen welchen nicht jchon in einem an⸗ 
deren Rechtsmittel erichöpfender Schuß gewährt if. 1. 16. pr. D. min, IV. 4. 1.2. 
C. de fil. fam: min. II. 23. Doch braudt es nicht gerade ein Vermögensnachtheil zu 
jem (1. 35. 1. 3. 8. 6. 1. 6. D. de min. Seuff. Arch. XVI. 172) und aud für 
diefen letzteren gilt nicht blos ein erlittener Verluft, fondern auch ein entgangener Ge— 
winn, 1. 7. 8. 6. 1. 44. D. eod. Andererfeit darf der Nachtbeil nicht unverhältnig- 
mäßig gering fein, 1. 49. D. eod. 1. 4. de in int. rest. IV. 1; und nad pofitiver 
Borihrift ıft der W. entzogen der Nachtbeil aus einer vom Fiscus executiviſch worge- 
nommenen Berfteigerung, aus Ablauf der 30= oder 40jährigen Verjährung (1. 3. C. de 
praescr. trig. VII. 39) und aus dem Abjchluß einer Ehe, — dies letzte, weil einige 
der gejeglichen Neftituttondgründe (Zwang und Betrug) Jogar Nichtigkeit der Ehe wirken, 
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bie andern aber ja nicht einmal als Scheidungsurſachen geltend gemacht werben könnten. 
ALS vechtfertigende Gründe einer W. find in den Quellen bei einer pofitiwen Handlung 
des Berlegten nur vier heute noch praftiih anerfannt, nämlich Minderjährigkeit, Betrug, 
Zwang und Irrtum; bei emer Unterlaffung Dagegen ift neben ber Abweſenheit ganz 
allgemein jedes verfelben gleihhftehende äußere Hinderniß (si qua alia iusta causa esse 
videbitur, og. generalis clausula) dem Richter zur beriägtigen geftattet. 1. 1. 2. 
D. de in integr. rest. IV. 1. Paull.S.R. 1. 7.8. 2. 26. 8. 9. D. ex quib. 
caus. mai. IV. 6. Am wichtigften von allen Gründen ie! die Minderjährigkeit. Sie 
kommt in Betracht inſofern der mit ihr verbundene Mangel an Erfahrung es war, wel⸗ 
her bem Minderjährigen den Nachtheil zuzog, 1. 1. pr. 81. 1.9.8.4. L 11. 
58. 4. 5. D. de min. IV. 4. Indeffen fol fie nah den Quellen auch ‚demjenigen 
minor, der mit dem Beiftand eines Curator gehandelt hat, oder gar durch einen ſolchen 
vertreten worden tft, ja auch dem Unmiünbigen nicht verfagt werden, 1. 29. pr. &. 1. 
1. 38. pr. 1. 47. pr. D. eod., ein Saß, der freilich ebenſowohl über Das bei den Ri- 
mern durch die frübe Selhfländigfeit der puberes bedingte Bedürfniß hinausging, als 
er heutzutage bei der Ausdehnung der Vormundſchaft bis zum 25ften Jahre jeder Noch 
wendigkeit entbehrt. Eidliche Beſtärkung ſchließt nach der auth. Sacr. pub. den An- 
ſpruch auf W. aus, ebenfo die Collifion mit dem Intereſſe eines anderen Minderjährigen 
(1. 128. pr. D. d. R. J. 50, 17) und eine Anzahl pofitiver Vorſchriften für eingelne 
Säle. Andererſeits ftellt den Minderjährigen das Gefeg Gemeinden und Firchlide Cor⸗ 
porationen und die Praris auch andere Bevormundete und andere juriftiiche Perfonen 
gleih. — Der Zwang (metus) begründet befanntlih auch eine perſönliche Schadens. 
erjatzllage, Die gegen jeden durch das erzwungene Rechtsgeſchäft Bereicherten zu richten iſt. 
Folglich bleibt der Zwang ald Grund einer W. nur nod für die Fälle von Wichtigkeit, 
wo jene Klage wegen thatfächlicher Umftände nicht zum Biele führt, wie 3. DB. für den 
Tall der Zahlungsunfähigteit. Der Irrtum kommt faft. ausichliehlich bei —* ualiſchen 
Verſtößen als iusta causa restitutionis vor; im Gebiet des materiellen Rechts nur zu 
Gunften des Gläubiger, der fi) durch Erwirkung der separatio bonorum (|. d. Art.) 
in Nachtheil verjegt hat. l. 1. 8. 17. D. de separ. XLI. 6. Beim Betruge aber 
ift e8 überhaupt beftritten, ob er außerhalb des Proceßrechts und neben ber aus ihm ent- 
\pringenben actio doli eine W. rechtfertigen könne. Dod wird man diefe Frage, wegen 
der inneren Verwandtſchaft des Betrugs mit dem Zwange einer= und dem Irrthume an- 
dererſeits, wenigſtens für diejenigen Fälle bejahen müſſen, in welchen aus jenen beiden 
ein Kefitutiondanfprud) hergeleitet wird. Die Hauptftellen, um ‚Deren Auslegung der 
Streit fih dreht, find 1. 7. 8. 1. D. de in integr. rest. IV. 1. 1.1.8. 6. D. de 
dolo IV. 3. 1. 38 eod. Was endlich die Gründe der W. gegen Berfsamnikfoigen an: 
geht, fo Können biefelben ſowohl in der Perfon defien, der hätte handeln ſollen, als m 
ber Berfon vesjenigen, m Bezug auf welden au handeln war, als in ber Berfon Des 
Richters, als auch in ſachlichen Verhältniſſen gelegen fein. Bei beiden Parteien gilt als 
ausreichender Grund Abweſenheit vom Wohnort und Freiheitsberaubung; doch muß bie 
erftere, wenn fie in ber Perjon bes Derfäumenben ſelbſt ftattfand, gehörig motivirt fein 
(durch Staatsgeihäfte, Furcht u. |. w.), 1. 1.8. 1. D. ex quib. caus. mai. IV. 6. 
1.2.81. 13. 1 4—7. 1. 28 pr. D. eod, l. 20. pr. D. de min. IV. 4. Ob 
ber Abweſende auch, wenn er einen Vertreter hatte, fi reſtituiren laſſen könne, ift be⸗ 
ſtritten, wegen J. 39. D. ex puib. — mai. IV. 6. Doch wegen anderer ſpecieller 
Stellen zu bejahen, 1. 26. 8. 9. 1. 15. pr. D. eod. Sonſtige Hinderniſſe find 
in ber Perſon des Berfäumenden: Ungeborenſein (1. 45. pr. D. de min. IV. 4), 
in der Perfon bes Gegners: anf Wahnſinn oder fonftige Zufände, „weiche ver Be 
langung im Wege ftanden (1. 1.8. 1. 1. 23. 8. 4. 1. 24. 2.8.2. D. ex 
uib. caus. mai.); in der ern des Richter Reitövermeigerung , —— — 
Ferien u. f. w. Ein Beiſpiel eines fachlichen Hinderniſſes bietet die Beſchaffenheit des 
dienenden Grundftüds, welche die Ausübung der Servitut ausſchloß, 1. 34. 8. 1. L 35. 
D. d.8. P. R. VII. 3. — Die Verwirklichung der Reftitution gefchieht auf Antrag 
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des Verletzten oder feines Rechtönachfolgers; doch iſt diefer Antrag binnen einer vier- 
jährigen Srift von dem Zeitpunkte ab, wo der Grund der W. wegfiel, anzubringen, 
l. 7. C. de temp. i. i. r. U. 53. Uebrigens bleibt nach Wegfall des Reſtitutions⸗ 
grundes möglich, daß ein anderer Grund befteht, welcher die Verſäumniß der Reftitutiong- 
frift entſchuldigt und damit Reſtitution gegen jene vedhtfertigt, 1. 1—3.C. eod. Die 
Anbringung des Geſuchs erfolgt bei dem zuftändigen Proceßrichter. Diefer muß die 
andere Partei hören und hebt dann, wenn der Antrag begründet ift, durch feinen Spruch 
die verlegende Nechtdänderung auf (jog. iudicium rescindens). Inſofern aber damit 
ein untergegangener Anspruch wieverhergeftellt iſt, kann nun noch diefer letztere in einem 
befondern Berfahren auögeführt werden (iudiecium rescissorium). Im röm. R. bilveie 
die Trennung beider PBroceduren in Folge der Theilung der richterlichen Yunctionen die 
Regel. Heute werden fie zweckmäßig beide zu einem Berfahren vereinigt. Die Partei, 
gegen welche Neftitution erbeten wird, ift in der' Regel nur der durch die Rechtsverände⸗ 
rung unmittelbar Begünftigte oder deſſen Erbe (restitutio in personam). Ausnahms⸗ 
weile fann die W. aber auch gegen jeden Dritten (in rem) erfolgen. 1. 13. 8. 1. 
l. 14. D. de min. 1. 17. pr. D. ex quib. caus. mai. Endlich die Wirkung der Re- 
ſtitution befteht einfach in der Heritellung des geweſenen Rechtszuſtandes. Dadurch wird 
aber nicht blos der Neftitutionsfläger, ſondern unter Umſtänden auch bie Gegenpartei 
berechtigt. Jener muß das herausgeben, um was er durch die NechtSweränderung reicher 
ift, und die dadurch befeitigten Verbinplichkeiten wieder übernehmen. Dritte Perfonen 
werden dagegen durch die W. als jolche regelmäßig. nicht berührt. 1. 7. 8. 5. 1. 24.8. 4. 
L 27. 88. 1-3. 1.47. 8.1. D. demin. 1.7. 8. 1. fin. D. de except. XLIV. 1. — 
Ueber die W. in ihrer Anwendung auf den Proceß (fog. proceſſualiſche Reſtitution) ift 
in einem befonveren Artikel zu handeln. 

Quellen: it. de in integrum restitutionibus D. IV. 1 u. IV. 2-6. C. U. 20— 
54. X. L 41. Sext. I. 21. Clem. I. 11. 

Lit.: Burdhardi, Die Lehre von ber wiebereinfehung in ben vorigen Stand, 1831. 
Sapigny, Syſtem VH. S. 90 — 309, Wächter, Würtemb. Priv 1. 8. 124 — 127. 
Bangerom, Lehrb. I. 88. 175 — 188. Windfheid, Lehrb. I. 88. 114 — 120. 


Ed. 

MWiedereiniekung in den vorigen Stand gegen Berfehen und Berfäummiffe 
(restitutio contra lapsum fatalium aut termini praejudicialis) nennt man bie Re 
ſtitution in ihrer Anwendung auf Beſeitigung von Nachtheilen, welche einer Partei aus 
ihren Handlungen oder Unterlaffungen im Berfahren in Abfiht auf ihre Rechtsverfolgung 
entftanden find. Sie richtet fich keineswegs immer gegen ein richterliche8 Decret, wie bie 
r. contra rem judicatam; wo aber der Nachtheil durch ein ſolches auferlegt oder ein 
Enburtheil in Folge des Verſehens vechtöfräftig geworden ift, bezweckt fie nicht weniger 
die Belettigung des Decrets bez. feiner Rechtskraft, wie jene. Sie bat hier ihre Dar- 
ftellung für beide Proceſſe zu finden. I Im Eivilprocep erfordert fie, wie im röm 
R., eine justa causa und das Borhandenfein einer Läfion. ‘Die römiſchen causae, näm⸗ 
lih Minvderjährigkeit, Zwang, Betrug, Irrthum, Abweſenheit, zu denen ex olausula 
generali noch jeder andere Grund hinzukommt, ber nach den Verhältniſſen des Falls 
als ein gerechter ericheint, find auch um gem. R. gültig, haben aber in demfelben inſofern 
eine Erweiterung erfahren, als einestheild ax clausula generali in der Praxis überall 
reftituirt wird, wo das Verſehen von der Partei jelbft nicht verſchuldet ft, und anderen- 
theild ex beneficio novorum das verfpätete Nachbringen von Rechöverfolgimgsmitteln 
Ihon dann geftattet ift, wenn Die Partei beſchwört, daß fie die Benutzung derjelben feiner 
Zeit nicht für dienlich erachtet Babe, fo daß alſo felbft der Rechtsirrthum entſchuldbar 
wird. Die Läfton beftimmt ſich darnach, ob ohne das DVerjehen die Stellung der Partei 
im Proceß nach Lage der Sache zur Zeit der Imploration eine günftigere jein fünnte, 
nicht aber darnach, ob ohne daſſelbe ihr Sieg in der Sache verbürgt fein wiirde. Auch 
wird die Lafion nur da ſtatuirt, wo die Partei ſich auf Feine andere Weile, als durch 
pte Neftitution ihres Schavens erholen kann; wo indeg der Nachtheil durch oulıa oder 
negligentia ihres Advokaten, bez. ſonſtigen Vertreters entflanden ift, ſoll nay einem 


694 Wiedereiniehung in den vorigen Stand. 


Gemeinbeicheive des Reichskammergerichts von 1786 aud ohne vorgängige Excuſſion des⸗ 
jelben bie Reftitution gewährt werben. Läfion und causa find in der Imploration dar⸗ 
zulegen und nach den Regeln des Beweiſes in Incidentſachen (ſ. Beicheinigung) zu bes 
weifen, was auch durch den Weftitutions=, bez. Noveneid geicheben kann. Das Berfehen 
muß gleichzeitig in der Imploration berichtigt, das Verfäumte nachgeholt werden, jo weit 
dies möglich iſt. Die Reftitution iſt ein nichtdevolutived Rechtsmittel und der Richter 
bewilligt fie oder fchligt fie ab nach Gehör de Gegners; das Reichögericht indeſſen be 
willigte fie bei Verſäumniß der Appellationsfriften auch brevi manu, d. h. ohne jenes 
Gehör, was Manche analog ausvehnen wollen. Die Reftituttion wird nach vom. 8. 
durch ein quadriennium continuum von der Läſion an, nad angeblicher Praxis von 
der Kenntniß derjelben an, gewöhnlich aber fchon durch Weiterhandeln der Partei aus 
geichloffen, welches ber Kenntnig von Läfion und causa ihr ald Verzicht gedeutet wird, 
der Reftitution aber auch meiftens ihr Intereſſe entzieht. — Die Reftitution ıft ein, viel- 
leicht unentbehrliches Rechtömittel im Proceß, das aber bei Mangel an Concentration 
des Verfahrens, wie berfelbe tm gem. Proceß befteht, und bei larer Behandlung viel: 
fachen Aufenthalt mit fi bringt. Die neueren Gejeßgebungen find ihn darum weniger 
bold und Haben fih im Zufammenhange mit ihrem Ladungs- und Ungehorfamsverfah 
ren (ſ. d. Artt.) dem franz. R. zugewandt, das gegen die Nachtbeile aus pofitiven Hant- 
hingen keine Reſtitution und fein Surrogat für dieſelbe kennt, gegen Erkenntniſſe aber 
über die Hauptfache oder in Incidentverhandlungen, die wegen Verſäumniß des Berhand- 
Iungstermind in contumaciam gefällt find, opposition ohne Angabe von Gründen un: 
nerhalb achttägiger Friſt, in Friedensgerichtsſachen auch über diefe Frift hinaus geftattet, 
wofern ſchwere Krankheit oder Abweſenheit Urfache der Verſäumniß war. ‘Die opposition 
bedeutet ‚Daher im erften alle purgatio contumaciae, im [egteren wahre Reftitutten. 
Im Anſchluß an diefe Differenz untericheidet die Hann. Pre. Ordn. ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Einſpruch, melden letteren fie ohne Unterfchted der Sachen geftattet und um 
„andere unabwendbare Zufälle” in der Perſon der Partei und ihres Vertreters erwei⸗ 
tert. Ein ähnliches Reſultat ergibt die neuere preußiſche Geſetzgebung, indem jie bei ber 
gemeinrechtlichen Reftitution der A. G.O. gegen Erfenntniffe und Präcluſionsbeſcheide die 
Gründe erließ, dieſelbe Reftitution aber unter Feſthaltung der Gründe auf Purifications- 
refolutionen bei Verſäumniß des Schwörungstermins ausdehnte. Die Geſetzgebung ven 
1867 ftatwirt nunmehr Reftitution ohne Gründe bei Verſäumniß der Bernebmlaffung 
oder des Widerſpruchs gegen Contumacialerfenntmiffe, bzw. vollſtreckbar gewordene be- 
Dingte Mandate, Neftitution auf Nachweis von Naturbegebenheiten und „anderen unab⸗ 
wendbaren Zufällen” dagegen bei Verſäumniß von Friſten und Terminen. Noch weiter 
geht der Nd. Entw.: Einfpruh ohne Gründe fteht in den gleichen Fällen zu, wie in ber 
Verordnung von 1867; W. i. d. v. St. wird auf Grund nachgewieſener Nichtverſchul⸗ 
dung bei Verſäumniß von Berhandlungsterminen nad der Hauptoerhandlung und in 
Zwiſchenſtreitigkeiten, auf Grund nachgewieſener Naturbegebenheiten und unabmenpbarer 
Zufälle bei Berfäumnig von Notbfriften gewährt, — eine Erweiterung, die mit Dant zu 
begrüßen ift und einem anerfannten Bedürfniß entgegenlommt. I. Im Strafproceh 
eſtatiet das franz. R. feine opposition gegen Contumacialerfenntniffe in Poltzei= und 

orrectionspoltzeifachen, die preußifche altländiſche Geſetzgebung ihre W. i. d. v. St. auf 
Grund von Naturbegebenheiten und anderen unabwendbaren Zufällen bei Verſäumniß 
prächufiver Friften, fowie des Berhandlungstermins in Webertretungsfachen, die Geſetzge⸗ 
bung von 1867 Refeiffion des Contumacialurtheils in Polizerrihter- und Straftammer: 
fachen im Wege der gewöhnlichen Rechtsmittel auf die gleichen Gründe, außerdem aber 
wegen Hinberniffe in der Perfon des Imploranten, die die Uebermittelung der erften Bor: 
ladung im Hauptverfahren an ihn nicht zuließen. ‘Das fühl. R. geftattet bei Verſäum⸗ 
niß der Hauptverbandlung einen „Antrag” auf neue Hauptverhandlung, über welchen das 
DOberappellationsgericht entſcheiden fol, der daher wohl die Erforderlichkeit einer ſolchen, 
mithin die Fäfton zu begründen bat; bei Verſäumniß von Nechtömittelfriften greift vie 
W. i. d. v. St. auf Grund unabwendbarer Umftände, bzw. wegen Unkenntniß thatſäch⸗ 
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licher Nichtigfeitögründe Play. Außerdem darf der Landesherr Gefuche um neue Haupt 
verhandlung und Weftitution verfäumter Rechtömittel bewilligen. Braunſchweig und 
Wurtemberg, ſowie der Inquifittionsproceß kennen weder Reftitution noch opposition. Die 
Strenge der braunſchweigiſchen Vorſchriften über das Ungehorfamdverfahren hat indeß, 
wie erwähnt ſ. d. Art. Ungehorfamsverfahren), zu Dem praktiſchen Auswege geführt, bei 
nicht perjönlich erfolgter Zuftelung der Borladung des Beſchuldigten zur Hauptverhand⸗ 
Iung den Termin auszufegen. 
Quellen: I. Paulli sent. rec. I, 7. D. 4, 17. C. 2, 24-55. Titt. X. 1, 41. in VIto 
1, 21. in Cl. 1, 11. D.A. 1600. 8%. 86. 138. FRA. 88. 73. 71. Dub. cam. 19. Mai 1786. 
— Preuß.A.G.O. Th. 1. Fit. 14. 88.70 ff. Anh. 8. 214. Verordn. v. 5. Mai 1838 88.5 ff. 
Berorbn. v. 28. März 1840. Verordn. v. 21. Zuli 1846. 88. 31 ff. Verordn. v. 24. Juni 
1867. 88. 4. 74ff. Entw. 1864 88. 377 ff. Mot. ©. 84 ff. — C. de proc. a. 10 ss. 149 ss, 
436 88, 455. — Hannov. Pre.O. 8. 157 ff. 241. 373. 383. 476 f. 485. 495. 502. 516. 
527. — Nd. Entw. 88. 269 ff. 406 ff. 449 f. 459. 636. 688. 708. 719. 784. 786. 827. 848 f. 
857. — II. C. d’instr. a. 150 8. 187 5. 208. Preuß. Gef. v. 3. Mai 1852. A. 130. Entw. 
h 665. $ 2 Anm. Berorbn. v. 25. Juni 1867. 88. 414 ff. 465. Sächſ. Str. Pre.O. 9. 
8. D. . 


Lit.: I Burchardi, Wiedereinfegung in ven vorigen Etand, 1831. Savigny, Syft. 
VD. 88. 317 fi. Bangeromw, Band. I. 88, 175 fe Windfheid, Pand. L $$. 114 ff. 
Keller, Röm. Civ.Pre. SS. 79 f. Kubartl, Röm. Rechtsgeſch. H. 8. 87. Bethmann- 
Hollmweg, Gem. Ein.PBre. H. $. 117. 4. C. J. Shmid, Hanbb. III. $. 214. Wetzell, 
Syft 8. 53. Renaud, Lehrb. $. 191. Endemann, Eiv.Prc.R. $. 112. AH , 
Ein. Pre Reſt. 1865. Koch, Preuß. Civ.Pre. 68. 375 ff. Heffter, Preuß. Civ. Pre. 88. 341 ff. 
ondaett Comm. 3. Hannov. Pre.O. 88. 155. 157. Fecht, Wirt. Pre.O. A. 270. 273. 
Il. Walther, Rechtsmittel S. 213 — 219. H. Meyer, Strafverfahren wider Abweſende, 
S.218f. Oppenbof, Preuß. Strafverfahren A. 130. Goltdammer, Ard. XI. ©. 150 
Heuffer, Hefl. Annal. XV. ©. 542 f. 8. Wiebing. 

Wiedernahme (reprise, recousse, recapture) ift vorhanden, wenn bie vom 
Kriegsfeinde gemachte Seebeute demjelben im Wege der Erbeutung, alfo durch Staats= 
oder etwa durch Privatichiffe, ſoweit folche noch mit Commiſſion verjehen werben dürfen, 
wiederum abgenommen wird. Die W. fteht unter den Regeln des Priſenrechts; doch ift 
die Trage, in welchen Fällen wiedergenommened Gut als gute Prife condemnirt, demmach 
dem Wiedernehmer zugelprochen werben fünne, eine der complicirteften Tragen des See 
völferrechtd. Denn da die dem Feinde wieder abgejagten Schiffe und Güter urſprünglich 
der Nation des Wievernehmerd oder einem dritten Staate angehören, fo — es ſich 
immer darum, ob die Eigenthumsrechte daran durch die Nehmung überhaupt verloren 
gegangen ſind. Iſt dies der Fall, ſo wird die W., wie jede andere legale Priſe, dem 
Repreneur gebühren. Iſt dies nicht der Tall, jo muß fie dem urſprunglichen Eigenthü- 
mer ausgehändigt werden. 

Tas poſitive Völkerrecht diftinguirt den Sal, 1) daß nationale Schiffe und 
Güter durch W. zurüdgenommen werden. Hier ift die Frage, wer nunmehr Eigenthlimer 
daran jei, eine civilrechtliche und von den verſchiedenen Staaten verſchieden beantwortet 
worden. Das rim. R. gab nur für gewiſſe Schiffe das Poſtliminium Groot III. 9. 
14). Auch das Sonfulat (c. 287) hält, und zwar allgemein die vom Feinde genommes 
nen Schiffe für verloren, ſobald fie „in Sicherheit” gebracht find. Nur die nor biefem 
Zeitpunkte gemachte Repriſe wird dem urfprünglichen Eigenthümer gegen Bergelohn reſti— 
tutrt. Einige neuere Rechte halten zwar noch gegenwärtig dieſen Grundſatz feit, jo das 
preußtihe (A. L.r R. I. 9. 88. 208 ff). Dagegen haben die meilten Seemächte denfelben 
mit dem bei weitem ftrengeren vertaufcht, daß die vom Feinde gemachte Priſe bereits 
nach 2Aftündigem Befig verloren gegeben wird, daß aljo die Neprile dem Wiebernehmer 
gehärt, ſobald fie nur fo lange in feindlichen Händen geweſen ıft (fo insbeſondere Frank⸗ 
reich; Drbonnanzen von 1584. 1681. 1779. Groot II. 6. 3). Doch ift die An- 
wendung dieſes Princips für Die vorliegende Trage dadurch ſehr gemilvert, daß die Re 
priſe, Sofern fie nur durch Staatsichiffe bewirkt war (und Das ift ja gegenwärtig die 
Regel), regelmäßig dem Eigenthinner gegen Bergelohn zurücgegeben wird; fo Frankreich 
ſchon unter dem ancien rögime obſervanzmäßig, dann geleglich feit 2 prair. an XI; 
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England feit den Parlamentd-Acten von 1692 und 1740 gegen !/, des Werths an Bergelohn 
für die Mannſchaft des Kriegsſchiffs; Holland, Verordnung von 1659 gegen !/,; des Werths 
als Bergelohn; Schweden, Negl. von 1788 gegen '/; des Werths. Amerika läßt immer 
reftituixen, wenn die wiedergenonmmenen Güter nicht bereits als Priſe condemnirt worden 
waren, gegen !/, des Werths für Bergelohn. 

2) Im entgegengefetten Ball, wenn aljo die W. fremdes und zwar a) neutra- 
le8 Gut zum Gegenftand hat, das vom Kriegsfeinde wegen neutralitätäwibrigen Ber: 
haltens farfirt worden war, kann über die Frage, ob das Eigenthum dem Neutralen 
bereit8 verloren gegangen, nicht Das Recht des Wiedernahmeſtaats entſcheiden. Wohl 
aber können hier Verträge die Reftitutionspfliht auch zu Gunſten des Neutralen be 
gründen. Solche Verträge find feit dem 17. Jahrh., wenngleich in fpärlicher Zahl, ge 
Ichloffen worben, insbeſondere von Franfreih, Holland, England, Nordamerika. 
machen fie die Reftitutionspflicht davon abhängig, Daß der captor die Prife noch nicht in 
Häfen aufgebracht (fo preußiſch-amerikaniſcher Vertrag vom 1. Mai 1828 A. 121, balt 
davon, daß er fie noch nicht 24 Stunden befeflen babe; bald führen fie für den Berge 
lohn eine Scala ein nach der Dauer des feindlichen Befiges; bald laſſen fie ſchlechtweg 
reftituiren (fo engliſch-ſpaniſche convention concernant les navires recapturds vom 
5. Febr. 1814), bald nur vor erfolgter Condeinnation (fo der „Muſtervertrag“ zwiſchen 
Dänemarf und Genua von 1789 9. 11). Wie aber, wenn folde Verträge nicht ge 
ichloffen find? Darm könnte nur eine allgemein anerkannte völkerrechtliche Norm den 
poſtliminiſchen Wiedererwerb zu Gunften des Neutralen vorjchreiben. Eine ſolche Norm 
eriftirt nun aber nicht. Aus allgemeinen Gründen läßt fi nur deduciren, daB, da 
legale Brifenurtheile res judicata aud) unter den Staaten machen, ein bereit8 durch den 
Feind condemnirtes® Schiff im alle der W. gute Prife ift, demnach nicht reftituirt zu 
werben braudt. Ob aber die vor erfolgter Condemnirung wiedergenommenen Schiffe 
dem Neutralen zurüdzugeben jeien, darliber bat jeder Staat nach eigenem Ermeſſen zu 
entſcheiden. Doch neigt die Praxis allgemein dahin, die Neutralen den Nationalen gleid: 
zuftellen, alfo die W. gegen verhältnißmäßigen Bergelohn audy den neutralen Reclaman: 
ten auszuhändigen, vorausgeſetzt, daß man fich der Reciprocität verfichert Bat. 

b) Sind Schiffe und Güter, die einer alliirten oder bloßen Auxiliarmacht gehörten, 
wiedergenommen worden, fo muß aud bier principaliter dad vertragsmäßige Recht die 
Entſcheidungsnorm abgeben. Gebriht es an einem ſolchen, jo läßt ſich eine völkerrecht 
liche Reſtitutionspflicht des Wiedernehmerd nach richtiger, wiewohl beitrittener (v. Mar- 
tens, Essai 88. 49. 50. v. Steck, Essais sur — la navigation 1794) Anſicht 
lediglich betreff8 der für den Krieg verwandten Staatsichiffe ver Verbündeten rechtfertigen. 
Denn die Allianz der Staaten läßt wohl ihre Kriegsmacht als eine Einheit ericheinen, 
kann aber binfichtlih der Handelsmarine nicht diefe Bedeutung haben. Im Webrigen 
treten auch hier die Säge von den an neutralen Schiffen gemachten Reprijen em. 

Nach ven Regeln der W. ift auch eine etwaige zweite oder folgende W. zu behandeln. 

Lit.: Hauptſchrift: de Martena, Essai concernant les armateurs, les prises et sur- 
tout les reprises, Gott. 1795. Die neuere Lit. bat, bie Lehre nicht weſentlich geförbert. 
Vgl. diefelde unter Priſengerichte. 5. v. Martig. 

Wielant, Philipp, geb. 1439 (1440) zu Gent, wurbe 1464 Doctor, 1473 
Rath am Parlamente von Mecheln, dann Präfident des Rathes von Flandern, ſchloß 
1515 einen Hanbelövertrag mit England ab, ftarb 1519. 

Er ſchrieb: Recueil des antiquites de Flandre publ. 1865 (in Smet’s Corpus chro- 
nicorum Flandriae Vol. IV). — Xeenrechten (1491), Antw. 1555 (conment. von Declerd 
im 17. Jahrh.). — Eine Eivilprattit, 1555 — eine Eriminalprattif, deren Manuſeript vor 
Kurzem gefunden worden. 


Lit.: ©. Orts in der „Belgique judiciaire“, 1967, t. XXV. N. 88. p 1393—1401. — 
Allard, Hist. de la justice erıminelle au 16iöme sidcle, Gand. 1868, p. 466. 519. 


Teichmann. 
Wilda, Wilhelm Eduard, geb. 17. Aug. 1800 zu Altona, ſtudirte in Göt⸗ 
Fnger und Heibelberg, reifte 1834 auf Koften der preußifchen Regierung nach Dänemart 
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und Schweden, wurde 1842 ord. Prof. in Breslau, ging 1854 nach Kiel, wo er 
9. Aug. 1856 ftarb. | 

Schriften: Das Gildenweflen im Mittelalter, Halle 1831, 2. Aufl. Berl. 1838. — De 
libertate Romana, qua urbes Germaniae ab imperatoribus sunt exornatae, — Strafrecht 
ber Germanen, Halle 1842. Ä 

Lit.: Zeitfchr. für deutſches R. XVI ©. 444— 463, Teichmann. 

Wilddiebſtahl, (uneigentlich ſogenannter): Die Verlegung fremden Jagdrechts durch 
widerrechtliche Aneignung von Wild (jagdbaren Thieren). Den Gegenſtand dieſes Delicts 
bildet das Privilegium der ausſchließlichen Occupation ven Wild innerhalb gewiſſer Bezirke. 
War das weggenommene Wild bereits in das Eigenthum und den Gewahrſam des Occu— 
pationsberechtigten übergegangen, ſo liegt nicht W., ſondern gemeiner Diebſtahl vor. Der 
Unterſchied zwiſchen beiden iſt, obgleich er vielfach ignorirt worden iſt bis heute in 
Oeſterreich), ein durchaus weſentlicher (ſ. auch ven Art. Diebſtahl). Dabei iſt es gleich- 
gültig, ob nach dem Privatrechte eines Landes der Wilderer das Eigenthum an dem 
erjagten Wild erlangt oder nicht. Das Weſentliche iſt, daß letzteres wor der rechts⸗ 
widrigen Zueignung noch nicht in eine fefte Beziehung zur Perſon und Wirthichaft des 
Berechtigten getreten war. Die Handlung kann begangen werden durch den nicht jagd- 
berechtigten Eigenthümer des Grund und Bodens oder durch einen nicht jagbberechtigten 
Dritten oder durch einen fein Jagdrevier überfchreitenden Jagdberechtigten. 

Das Nd. Str.©.B. droht Geld- oder Gefängnißſtrafe. Für den Fall gewerbs- 
mäßigen Betrieb nur letztere, welche hier ınit dem Verluſte der bürgerlichen Ehre und 
mit Stellung unter Bolizeiauffiht jo verbunden werben können. Allgemein ordnet es 
die Einziehung der Werkzeuge des Delictd an und zwar ohne Rückſicht darauf, ob bie- 
jelben dem Thäter oder einem Dritten gehören. Als Erſchwerungsgrund gilt die Be— 
gehung während der Schonzeit, in Wäldern, zur Nachtzeit, in Gemeinſchaft mit Andern 
und die mittelft Schlingen, Neben oder Fallen. Die Verfolgung fol nur auf Antrag 
eintreten. 

Gfgb. u. Lit.: Nd. Str.G.B. 88. 292 -98. Preußen 274—77. Würtemberg, Gef. vom 
17. Aug. 49a. 13—15. Baden 643—52. Heſſen, Jagdſtrafgeſetz von 1858. Oeſterreich 174. — 
Goltdammer, Ard. XVI. ©. 24 f. v. Wächter, Das Jagdrecht und die Jagdvergehen 
(Abhandl. der Leipziger Juriſtenfacultät I.). Mertel. 

Wildfolge. Das Recht der W. oder auch unpaſſend fog. Jagdfolge ift die Be- 
fugniß des Jagdberechtigten (ſ. den Urt. Jagdrecht) das verwundete oder angehegte Wild 
über den eigenen Jagdbezirk hinaus zu verfolgen. In fremdes Staatsgebiet erftredt fich 
das Recht der W. nit. Vorausſetzung derjelben ift, daß die entſcheidende Occupations⸗ 
handlung auf Dieffeitigem Gebiete erfolgt fe. Das Preuß. A. L. R. geftattet fie nur dort, 
wo fie gewohnheitsrechtlich hergebracht ift und nur fo lange, als der Spurhund bie 
Fährte des Thieres nicht verloren hat. Im einzelnen Staaten Deutfchlands (jo in Preu- 
Ben, Baiern, Oefterreih) wurde die W. durch neuere Geſetze und Verordnungen in ver 
meintlicyer Confequenz des Grundſatzes, der das Jagdrecht auf fremdem Grund und 
Boden aufhob, vollftändtg befeitigt. 

Lit. u. Gſgb.: Siehe die Fiteraturangaben gum Art. Jagdrecht. Preuß. ALM. J. 9. 
88. 130 ff. Preuß. Gef v. 31. Oct. 18418 $. 4. Baier. Gef. v. 25. Yuli 1850 4.2. Oeſterr. 
Minifterialerlaß v. 15. Dec. 1852 8. 5. Heinrich Brunner. 

Wiſſenbach, Joh. Sacob, geb. 1607 zu Fronhauſen, ftudirte in Gröningen 
und Marburg, ging nach Paris, wurde Prof. in Franecker, ftarb 1665. 


Schriften: Emblemata Triboniani Gron. 1633, 1642. Hal. 1736. — Diatriba de 
mutuo, Franegqu. 1641 (Vindiciae 1646), 1660. — Disp. ad Instituta Imperialia, Fran. 
1648. 1666. — In extr. Pandect. tit. de div. regulis juris exercit.gcathedrariae, Fran. 
1651. 1665. -- Exerc. ad 50 libr. Pand, Frin, (1653. 1658) 1661. Lips. 1673. In libros 
7 priores Cod. Comment. cath., Fran. (1660, 1663. 1664) 1701. 

tit.: Huberi Dedicatio, Wissenbachii disputationes ad Instit. Imper. a. 1666 — 
Jugler, Beitr. zur jur. Biographie Ad. V. ©. 61 ff. Teihmann. 


Witthum (vidualitium) tft im heutigen deutſchen R. eine der älteren Leibzucht 
entiprechende, der Yrau ohne Rüdficht auf ihr Eingebrachtes und neben ihrer ftatuta= 
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riſchen Erbgebühr vom Manne ausgefete Wittwenverforgung, welde bald in der Ueber⸗ 
laſſung einer Wohnung, bald in dem Nießbrauche von Grundftüden oder Capitalien, 
bald in ber Beſtellung von Natural= und Gelprenten beiteht. Im Uebrigen vgl. den 
Art. Leibgedinge. B. Hinſchius. 
Wohnfit (domicilium, domieile) ift derjenige Ort, den Jemand zu feinen blei⸗ 
benden Aufenthalt, alfo zum Mittelpunft feiner Gejchäfte und feines Haushalte gewählt 
bat (nad 1. 7. C, de incolie X. 39: „ubi quis larem rerumque ac fortunarum 
suarum summam constituit, unde rursus non sit discessurus, si nihil avocet, 
unde quum profeetus est, peregrinari videtur, quo si rediit, peregrinari iam de- 
stitit“ — ſ. auch Preuß. G.O. Th. I. Tit. 2. 88. 3. 10; C.civ. a. 102, dagegen be= 
finiren nit Hann. Pre.Ordn. $. 5, Baier. Pre.Ordn. von 1869 U, 12, No. Ent. 
8. 42). Borausfegung des Domicils ıft alfo einmal der fog. 'animus remanendi, d. 5. Vie 
Abficht, fih an einen Orte dauernd aufzuhalten und ferner eine diefer Abficht entiprechende, 
fie verwirflihende That. Deshalb währt auch das Domicil jo lange, bis dieſe beiden Mo: 
mente fortgefallen find („domicilium re et facto transfertur, non nuda contesta- 
tione“, 1. 20. D. ad municip. L. 1, f. auch C. civ. a. 103). Nicht ansgeichloffen 
ift, daß Jemand feinen W. an mehreren Orten neben einander, aljo zwei Domicile be 
fitt, weil man feinen Haushalt jo vollftändig auf zwei Orte (3. B. auf eine Wohnung 
in der Stadt und eme Billa in einer nal gelegenen Gemeinde) vertheilen kann, daß 
weber der eine nody der andere Ort ſich als ausſchließlicher Sit der Wirthichaft betrachten 
läßt. Proceſſualiſch iſt der W. Deshalb wichtig, weil der allgemeine Gerichtöftand (das 
forum commune generale) dadurch beftimmt wird, d. h. fowohl nad gem. R., wie 
nach den Particularprocekorpnungen, jo Preuß. G.O. a. a. O. 88. 8 ff., C. de proc. 
a. 2. 4. 59, Hann. Pre.O. 88. 5. 17, Baier. Pre.O. $. 12, No. Entw. 88. 41. 42, 
kann eine Perſon in allen Angelegenheiten bei dem Gerichte, des Domicils, welches im 
der betreffenden Rechtsſache Gerichtsbarkeit befist (alfo je nad Umftänden bei dem 
Sollegialgerichte, dem Eingelrihter, d. h. Amts-, Friedensrichter, Handelsgericht), 
belangt werben, reſp. bei doppeltem Domicile bei dem Gericht des einen ober 
anderen, felbft wenn ein befonverer Gerichtöftand (f. den Art. Gerichtöftand) begrünbet 
ift, Jofern letzterem nicht der Charakter der Ausfchließlichkeit zulommt. Da die Wahl des 
Gerichtsſtandes ein Act von rvechtliher Bedeutung ıft, fo fest er volle Handlungsfähigkeit 
und Das Recht, über feine Perfon zu verfügen, voraus. Es Haben daher Diejenigen, 
welchen dieſe Fähigkeiten fehlen, entweder nur einen Gerichtsſtand, welcher durch den an- 
derer Perſonen mittelbar beftunmt (fog. abgeleiteter Gerichtsſtand) wird oder Doch einen 
jolchen, welchen fie weder freiwillig wählen, noch aufgeben können. In die erfte Kategorie 
gehören bie in civilrechtlicher Abhängigkeit oder in einem civilrechtlichen Gewaltverhältmig 
zu einem Anderen ftehenden Perſonen, jo haben Kinder in väterlicher Gewalt, nach gem. 
R., ebenfo Preuß. G.O. a. a. O. 88. 17. 18 ff.; C. civ. a. 108; Hann. Pre.O. 8. 7; 
Batern $. 14; Nd. Entw. 8. 51 den Gerichtsſtand ihres Vaters, die Ehefrauen ben 
ihrer Ehemänner, Preuß. G.O. a. a. O. 88. 87 ff.; C. eiv. a. 108; Hann. Pr d. 8. 7; 
Baier. Pre.O. 8. 14; Nd. Entw. 8.50; ferner uneheliche Kinder, über welche eine Vormund⸗ 
ichaft eingeleitet ift, jomwie andere Berormundete am Eite der Vormundſchaft, der fich 
jedoch wieder nach dem Domicil der Mutter, reſp. des verftorbenen Vaters beftummt 
(daraus erklären fi) die Abweichungen in den Feftiegungen ver Particularproceßordnungen, 
weldye bald des Domicil8 der Mutter, refp. des Vaters, fo Preuß. SD. 88. 19 ff.; 
Hann. Pre.O. 8. 7; Bater. Pre. Dd. 8. 14; No. Entw. 8. 51; bald des des Vormun⸗ 
des, rejp. der Vormundſchaft, C. civ. a. 108, No. Entw. 8. 52, gedenken). Wenn eine 
weitwerbreitete gemeinvechtliche Praris dem Gefinde und den Gefellen allgemein das Do— 
micil der Herrichaft anmweift, fo erfcheint dies mit Rückſicht auf die allgemeinen Boraus⸗ 
fegungen fir die Wahl des Domicils nicht richtig, vielmehr Tann das nur für Berfonen 
diefer Kategorie, welche felbftändig (sui iuris) gelten (fo Preuß. G.O. 8. 13; 0. civ. 
a. 109; indirect auch Baier. Pre.O. $. 18; No. Entw. 8. 53). In bie zweite ber 
oben erwähnten Kategorien gehören diejenigen, welchen das öffentliche Recht einen beftimm- 
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ten W. anmweift, aljo alle Beamten, welche ihr Domicil an ihrem Amtsfite, und Berufs⸗ 
foldaten, die daſſelbe an ihren Garniſonsorte Gaben; nicht hierher aber Diejenigen, 
welche nur im Garmiſonsorte ihrer Militärpflicht genügen (Baier. Pre. OD. 8. 18; Mod. 
Entw. $. 45). Für diejenigen Beamten, welde ihr Amt zum Refiviren im Auslande ver- 
pflichtet, welche aber dort, wie z. B. die Diplomatifchen Vertreter, das Recht der Erterritorialität 
genießen, ift particularrechtlih mehrfach (f. Preuß. Gel. v. 26. April 1851 U. 3. n. 2; 
Ham. Pre.O. 8. 6; Baier. Pre.O. $. 13) das Gericht der Hauptftadt zum allgemeinen 
Serihtöfland, mitunter letzteres jedoch nur ſubſidiär für den letten allgemeinen Gerichts- 
ftand im Heimathslande dazu beftimmt (fo No. Entw. 8. 47). Im gem. Proceß werben 
meiftend auch die Sträflinge zu der Klafle von Perfonen gezählt, welche, Traft öffent- 
lichen Rechtes, ein Domicıl, nämlich am Orte der Strafanftalt haben, jevoch läßt 
ſich das nicht auf die Beftimmungen des rim. R. über die Kelegirten gründen, wie denn 
auch die zeitweife Verbüßung einer Freiheitsſtrafe noch nicht ſtets die Auflöfung des Haus- 
halts zur Folge hat (die erwähnten PBarticulargefeße haben feine Beftunmungen). Juris 
ſtiſche Perſonen und andere Vereine, welchen Procekfäbigkeit zufommt, find eines W. im 
natürlichen Sinne nicht fähig; als ihr Domicil gilt der für fie ſtatutenmäßig .feitgelette 
Hauptſitz der Gefchäfte, eventuell der Ort, wo die Verwaltung geführt wird, fo auch 
particularrechtlich in Frankreich: C. de proc. a. 69; Preußen: Verordn. v. 2. Januar 
1849 8. 9; Hann. Pre. Dd. 8. 5; Baier. Pre.O. 8. 16; Nd. Entw. $. 48. Der all- 
gemeine Gerichtöftend Des Fiscus ift da, wo die zu feiner Betretung im fpeciellen Rechts- 
jtreit berufene Behörde ihren Sig hat, womit das Particularrecht (E. de proc. 1. c.; 
Preußen: Gef. v. 26. April 1851 U. 2. n. 1; Bater. Pre.O. 8. 15; Nd. Entm. $. 49) 
übereinftimmt. Neben dem allgemeinen Gerichtöftand des W. kennen einzelne Particular- 
gefeßgebungen auch noch einen Gerichtsſtand des dauernden Aufenthaltes, indem fie bie 
Perfonen, welche fi, mögen fie ein Domicil felbftändig begründen können oder nicht, 
nur wegen beftimmter, eine fefte Nieverlaffung nicht nothwendig bevingender Zwecke an 
einem Orte aufhalten, für perfünlicde Klagen dem Gerichte deſſelben (electio mit dem 
des Domicils) unterwerfen (jo Baier. Pre.d. 8. 18; Nd. Entw. 8. 53, lautend: „Wenn 
Berfonen an einem Orte unter Berbältnifien, welche ihrer Ratur nad auf einen Aufent- 
Halt von längerer Dauer binweifen, insbeſondere als Dienftboten, Hand- und Fabrik⸗ 
arbeiter, Gewerbegehülfen, Studirende, Schuler oder Lehrlinge, ſich aufhalten, fo ift das 
Gericht des Aufenthaltsorts für alle Klagen zuftärdig, welche gegen dieſe Perjonen wegen 
vermögensrechtlicher Aniprüche erhoben werben. Dieſe Beſtimmung findet in Anfehung 
der ım $. 45. Abf. 2 bezeichneten Militärperſonen ſd. h. der Nichtberufsſoldaten] auf 
das Gericht des Garniſonsortes [88. 45. 46] Anwendung”; Preußen: Cab.Ordres vom 
4. Juli 1822 und 2. Nov. 1833, und Hannover $. 7 fchränfen dieſe Vorſchrift auf 
die einem Gewaltverhältniß unterworfenen Perfonen ein). Man könnte diefen Gerichtö- 
ftand füiglih den des Quaſi-Domicils nennen. Eine andere Abart des forum domi- 
eilii, welche allerving® den fpectellen Gerichtöftänden näher fteht, als der des Ouafl- 
Domicils, bildet der unter Berallgemeimerung banbelsrechtliher Auffaffung vom No. 
Entw. $. 54 dahin normirte Gerichtöftand der Niederlaffung: „Bat Jemand zum Be 
triebe einer Fabrik, einer Handlung oder eines anderen Gewerbes eine Niederlaffung, von 
welcher aus unmittelbar Geſchäfte gelchloffen werben, fo können gegen ihn alle Klagen, 
welche auf den Geichäftsbetrieb der Nieverlaffung Bezug haben, bei dem Gerichte des 
Orts erhoben werden, wo fi) die Niederlaffung befindet. Der Gerichtsſtand der Niever- 
laffung ıft auch für Klagen gegen Perfonen begründet, welche ein mit Wohn- und Wirth: 
Ichaftögebäuden verſehenes Gut als Eigenthümer, Nutznießer oder Pächter bewirtbfchaften, 
ſoweit diefe Klagen die auf die Bewirthichaftung des Gutes fich beziehenden Rechtsver⸗ 
hältnifje betreffen”. — Während das rim. R. das forum originis, d. h. den Gerichts- 
ftand desjenigen Orte, an welchen Jemand das Stabtbürgerredht hatte, allgemein mit 
ben forum domieilii coneurriren ließ, ıft heute in Folge .der Veränderung der ftaatlichen 
und communalen Verbältniffe dieſes Forum fortgefallen. “Das heutige fog. forum ori- 
ginis des gem. Procefjes iſt nicht® als ein frühere Domicil, welches Jemand oder fein 
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Gewalthaber gehabt hat, und welchem man — fo auch die Preuß. G.O. a. a. O. 
88. 17 ff. — die Vagabunden im rechtlichen Sinne, d. h. alle Perſonen ohne einen 
feſten W. und die Kinder nach dem Tode ihrer Eltern bis zur Begründung eines eigenen 
Domicils unterwirft. Was die erfteren, alſo die Perjonen, welche feinen W. haben, be: 
trifft, fo wollen fie einzelne gemeinrechtliche Proceſſualiſten, falls ihr forum originis nicht 
befannt ift, dem Gericht des jeweiligen Aufenthaltsortd allgemein unterwerfen, während 
andere das für unzuläffig Halten. Die Preuß. GD. a. a. O. 88. 22 Fi. ſtatuirt für 
ben Fall, daß fie das forum originis aufgegeben haben, das erftere. Von den übrigen 
Particulargefeßgebungen, welde das forum originis verworfen haben, läßt Baum 
8. 19 fie bei jedem Gericht im Inlande belangen, jedoch geht bier der aud in Franf: 
rei anerkannte Gerichtsſtand des Aufenthaltes, d. h. des Ortes einer vorübergehenden 
Anweſenheit, residence, C. de proc. a. 2. 59, vor, ſ. Baier. Pre.O. 8. 12. Zum 
Theil werden die Bagabunden mit von den Borfchriften betroffen, welche die Barticular- 
geleßgebungen für Ausländer oder für Berfonen ohne W. im. Inlande gegeben haben. 
Der C. eiv. a. 14 hat die innerlich unhaltbare Beftimmung, daß ein Franzoſe jeden 
Ausländer wegen der von dem Tetteren mit ihm jelbft im Auslande contrahirten Ber: 
bindlichkeiten vor den franzöfifchen Gerichten belangen kann, bet welchem, wenn ber 
Ausländer fich nicht in Frankreich aufhält, ift nicht gejagt und fo herrſcht hierüber in ver 
franzöſiſchen Jurisprudenz viel Streit. Webrigens ift diefer Artikel in Rheinpreußen den 
Angehörigen der früheren deutſchen Bundesſtaaten gegenüber Längft außer Wirkfamfeit 
gelegt. Die Hann. Pre. do. 8. 15 läßt einzig und allein durch einen Arreftichlag cinen 
Gerichtsſtand auch in der Hauptfache für Ausländer oder Perfonen ohne regelmäßigen 
Aufenthaltsort im Lande begründet werden. Der Nd. Entw. ($. 43) erklärt fr den 
allgemeinen Gerichtöftand einer Perſon, welche im Inlande keinen W. hat, das Geridt, 
in deſſen Bezick fi) diefelbe aufhält, und wenn der Aufenthaltsort einer Perſon ohne 
W. unbefannt ift oder ſich diefelbe im Auslande aufhält, ven letzten inländifchen W., bei 
deſſen Gericht aber für den Ball, daß der Berflagte im Auslande ein Domicil bat, nur 
aus den voy Begründung dieſes letzteren entftandenen Rechtsverhältniſſen geklagt werden 
kann 8. 44. Die eben ermähnten Beftiinmungen zeigen zugleich, daß das civilproceſſualiſche 
Domicıl nichtS mit der Staatdangehörigfeit zu thun Hat, daß aljo auch Ausländer, obne 
dieſe aufzugeben, im Inlande ein Domicil erwerben können. — Der im franz. Procek 
vorkommende Ausdrud election de domicile oder Ermwählung des Domicils, ſ. C. de 
proc. a. 61. 435, 559. 584. 637. 673. 783. 789. 927, vgl. auch No. Ente. 
8. 238, bedeutet mur fo viel, als eine Perfon bezeichnen, weldhe zur Empfangnahme 
von gerichtlichen Zuftellungen für eine außerhalb des Gerichtsbezirks wohnende Partei be- 
fugt fein ol. P. Hinſchius. 

Wolf, Chriſtian Freiherr von, geb. 1679 zu Bresfau, ſtudirte in Jena, 
habilitirte fih 1703 in Halle, 1707 Prof. der Mathematit und Naturlehre, 1723 fe: 
ner Stelle entjett, flüchtete nach Marburg, 1740 Geh. Rath, Vicelanzler der Univerfität 
und Prof des Natur= und Völkerrechts in Halle, 1743 Kanzler, 1745 Reichsfreiherr, 
arb 1754. 
r Schriften: Jus naturae methodo scientifica pertractatum, Lips. 1740- 48. — In- 
stitutiones jur. naturae et gentium, Hal. 1754, franz. von Luzac, Amfterb. 1742. — Ber: 
nünftige Gedanken von dem gefellfhaftl. Leben der Menſchen und infonderheit dem gemeinen 
Weſen oder Buch über, bie 1% itit, Halle 1721. 1736. 1756. 

Lit.: Bluntfchli, Geld. des allg. Staatsrechts u. der Politit, Münch. 1864, S. 213— 22). 
— Seine eigene Biographie herausgeg. v. Wuttke, Lpz. 1841. Teihmann. 

Moringen, Franz Arnold Maria von, geb. 6. Juli 1804 zu Düffelberf, 
Sohn des nadhmaligen Oberappellationd- und Geh. Juſtizrath Otto v. W., ſtudirte in 
Bonn und Heidelberg, promovirte 1828 auf Grund einer preisgefrönten Differtation: 
De crimine interversionis 1827, habilitirte fich in Heibelberg, wo er 1829—32 lehrte, 
ging nach Berlin, wo er 1837 außerord. Brof. wurde, ftedelte als ord. Brof. 1843 
nah Freiburg i. B. über, murde 1861 Hofrath und 1869 Mitglied ver I. Kammer, 
ftarb am 6. Ian. 1870. 


Bürderungseid — Zachariuͤ. 701 


Schriften: Beitr, zur Geſch. bes deutſchen Strafrechts, Berl. 1836. — Beleuchtung des 
Procefied Lafarge nah preuß. Etrafrechte, Berl. 1841. — Einige Worte zur Bertheibigung 
der Univerfität Freiburg (Brogr.), Freib. 1816. — Fragm. Betrachtungen über die Einführung 
der Schwurgeridhte (Progr.), —* 1848. — lieber den Begriff des fortgeſetzten Verbrechens 
(Progr.), Freib. 1857. — Ueber die Grenzen des Einfluffes des Sittengefetzes auf das Straf- 
gefet (Progr.), Freib. 1864. — Jerner fhrieb er „Märchen“, Berl. 2. Aufl. 1870 und 
das Zrauerfpiel „Jadwiga“, Berl. 1870. Teihmann. 

Würderungseid, Shätungseid (iuramentum in litem), ift im röm. Pro- 
ceß bie eibliche Taxation oder Abſchätzung des Intereſſes durch Die Partei, wenn ber 
Gegner bei einer ihn verurtheilenden Klage auf Reftitution oder Erhibition die Erfüllung 
böswillig verweigert oder dieſe abfichtlih oder durch grobes DVerjehen unmöglich gemacht 
bat; nach einer ermeiternden Praxis des gem. Proceſſes wird aber ein ſolcher Eid 
der Bartet überhaupt dann geftattet, wenn der Richter in Folge eines vom Gegner ver: 
ſchuldeten Untergangs des Streitgegenftandes Teinen Maßſtab für die Abſchätzuug deſſelben 
hat. Stets Tann indeffen der Richter eine Summe beftimmen, über welche hinaus die 
Partei nicht gehen darf (taxationem jurejurando adjicere). Während die Preuß. G.D. 
Th. I. Tit. 22. 88. 9 ff. den W. nur dann zuläßt, wenn der Werth einer Sache ober 
der Betrag eines Schadens nicht ausgemittelt werden Tann und der Gegner fi) in 
dolo oder culpa lata befunden, reſp. betrüglich oder gewaltſam gehandelt hat, ſchränkt 
die Hann. Pre.O. 8. 302 ihn auf den Fall ein, wo eine Partei aus Arglift, grobem 
Verſchulden oder Ungehorfam gegen richterfiche Befehle die Herausgabe oder Nüdgabe 
einer Sache verweigert oder fich abfichtlih in die Unmöglichkeit, dieſer Pflicht zu ge- 
nügen, verſetzt hat, dehnt aber ihn auch auf die Exiftenz des Schadens felbft aus. Nach 
dem C. civ. a. 1369 kann der Richter den W. (serment sur la valeur de la chose 
demandee) nur dann auferlegen, wenn es ſonſt unmöglich ift, den Werth zu beftimmen, 
und ſoll ftet8 dabei ein Marimum für die zu beichwörende Summe feftiegen. Der Nd. 
Entw. ermähnt des W. nicht, da er aber dem Richter volllommen freies Ermeſſen bei 
der Auferlegung eines Notheides (8. 633) läßt, jo ift ein Bedürfniß fire denfelben nicht 
vorhanden. 

ve Wirfhinger, Verſuch einer neuen Theorie Über das juram. in litem, Landsh. 1806; 
Drummer, Theorie des Würderungseides, Bamb. 18065; 3.8. Müller, Verfuch über ben 
Schätungseib, Leipz. 1806; Fr. Hänel, Verſuch einer Derfiellung der Lehre vom Schadens⸗ 
erfate, fein. 1823 88. 92 fi.; Haffe im Rhein. Muſeum VI. ©. 25. 179 ff.; v. Schröter, 
Zeitfegrift für Civ. R. u. Pre. 7, 356 ff.; 8, 159 ff. P. Hinſchius. 

Wurm, Nicolaus (Bermis), geb. zu Neu-Ruppin, Schüler des Joh. de 
Lignano (T 1383). 

Er verfaßte im Auftrag und auf Antrieb des dergone Ruprecht von Liegnitz, in deſſen 
Dienften er ftand, die Gloſſe zu ben ſächſ. Rechtsbüchern. — Liegnitzer Stadtrechtsbuch. — Blume 
des Sachſenſpiegels, des atagbehurger Rechts, Gloſſe zum Weihhild und zu Constitutiones 


Alberti, Umarbeitung d. Richtſteig Landrechts. 
Lit.: Böhlau, Novae constitutiones Mom. Alberti, Weim. 1858, p. XVIO. — 


Stobbe I. 380-382. — Homeyer, Ridtfteig, S. 356 ff. 


8. 


acharia, Theodor Mar, geb. 1782, wurde Docent in Wittenberg, dann 


Prof. ın Breslau, in Marburg, ftarb 22. Yult 1847. 

Scäriften:_Universalia quaedam de possessione principie e jure rom. collecta, 
Lips. 1805. — De rebus mancipi et nec mancipi conject., Lips. 1807. — Instit. hist. 
jur. rom. lineamenta, Wit. 1808. — Lehrb. eines civil. Curfus, Leipz. 1810. — Verſuch einer 
Geſch. des röm. R., Leipz. 1914. — Die Lehre des röm. R. vom Eeſitz n. Verjährung, Brest. 
1816. — Gefch. der Teltamente und Enterbung nah röm. R., Bresl. 1816. — Inſtit. des 
röm. R., Bredl. 1516. — Kurzer Abriß des Wechjelrehts, Berl. 1819. — Philoſ. Rechtslehre, 
1820, 2. Aufl. 1825. — Allg. Abriß des Pandectenſyſtems, Marb. 1822. — Neue Rev. ber 
Theorie vom Befite, Leipz. 1824. 

Lit: ©. Richter und Schneider’$ Jahrbb. 1847 ©. 726 — 734. 

Zeihmann. 


Teichmann. 
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Zachariä von Lingenthal, Karl Salomo, geb. 14. Sept. 1769 zu Mer: 
Ben, ftubirte in Peipzig und Wittenberg, promovirte in Wittenberg, wurde 1797 außerord., 
1802 ord. Prof. dafeldft, ging 1807 nach Heidelberg, wo er bis zu feinem Tode am 
27. März 1843 lehrte. 
Schriften: De officiis perfectis, Lips. 1791. — Grundlinien einer wifl. jur. Encyclo- 
päbie, Leipj. 1795. — Origines comitiorum quae in iimperio Rom. germ. celebrantur, 
1795. — Hanbb. des turfächt, Lehnrechts, 1796, 2. Ausg. von gangenn 1823. — Die Ein- 
eit des Staates und der Kirche, Leipz. 1797. — Jur. publiei delineatio, Lips. 1797. — 
iss. quatenus infamia a feudo s. acquirendo s. retinendo prohibeat, Vit. 1797. — 
Diss, de libertate Rom. civitatibus Germ. olim commissa, 1797. — De divisione Saxon. 
elect. in circulos, 1797. — De dominio quod est auctoris in libris a se scriptis, 1799. 
— Quomodo Jti Rom. de delictis eorumque poenis philosophati sint, 1799. — Rechtl. 
Bemerkungen über die durch Ueberſchwemmung fortgerifienen Sachen, Leipz. 1799. — Geift der 
deutſchen Territorialverfaſſung, Yeipz. 1800. — Ueber bie vollkommenſte Staat&verfaflung. 
Yeipg. 1500. — Ueber die Erziehung des Menfchengeichlehts dur den Staat, 1802. — An 
langsgründe bes phil. Brivatrechts, Leip. 1804. — Comment. I— III instrumentorum pacıs 
mp. nov. quatenus ad statum eccl. Germ. extern. pertinet., Vit. 1804. 1805. — Liber 
quaestionum, Vit. 1805. — Anfangsgründe des Wiof Criminalrechts, Yeip. 1305. — Jus 
publ civitatt. quae foederi Rhenano adscriptae sunt, Heidelb. 1807. — Anleitung zur 
gerichtl. Beredſamkeit, Heidelb. 1810. — Staatsrecht der rhein. Bundesftaaten. — Staats 
wiſſenſchaftl. Betrachtungen über Cicero's wiebergefundenes Wert vom Staate, Heibelb. 1823. — 
Sande. bes franz. Civilrechts, 5. Aufl. von An ſchütz herausgeg., Heibelb. 1853 (franz. Cours 
e droit civil frangais, par Aubryet Rau, 4. edit. 1869). — ®ierzig Büder vom Staate, 
1820— 32, 2. Aufl. Stuttg. 1839 — 42. Entw. eines Strafgefeßbuches, Heidelb. 1826. 
Lit.: Mohl I. 512—528. Bluntſchli, Gef. des allge. Staatsrehts u der Politik. 
Münden 1864, S. 596 — 604. — Eeine Piograppie u. jurift. Nachlaß beransgeg. von 8. €. 
ahariä, Stuttg. 1843. — Brocher, K. S. Zachariae, sa vie et ses oeuvres. 
ar. 1870. Zeihmann. 
Banger, Johann, geb. 1557 zu Braunfchweig, Profeffor zu Wittenberg, ftarb 1607. 
Schriften: Tract. de exceptionibus, Viteb. 1596. 1593; cura de Senckenberg 
1730. 1733. — Comment. in libri U. Deer. titulos de sent. et re judicata de appella- 
tionibus etc., Viteb. 1620, 61. — Opera Joh. Zangeri quae exstant omnia. 1641. 
Lit: de Wal, Beiträge, Weugegeb. v. Stinging, Erl. 1866, S. 74. — Bepßell, 
Syſtem des orbentl. Civilproceſſes, Leipz. 1865, $. 46, ©. 494. Teihmann. 
Zafius, Udalricus (Zäfı), geb. 1461, ftudirte zu Tubingen, wurde Gerichts- 
jchreiber der Curie in Conftanz, Stadtichreiber in Freiburg 1./B., trieb auf ver 
Univerfität nochmals juriftiiche Studien, wurde 1500 Doctor und Docent, dann Prof. 
legum und nebenbei Stabtichreiber, ftarb 1535. 
Schriften: Lucubrationes, Scholia, Antinomise, Basil. 1518 (Scholia ad 1. 2 d. V. 
J. Colon. 1540. Lugd. 1544). — Intellectus jur. «iv. singulares denuo excusi, Frib 
1532. — In Usus feudorum epitome, Basil. 1535. — In tit. J. de actionibus enarratio, 
Basil. 1536, edid. Freigius Lugd. 1591. — Responsa s. Consilia I. 1538. edid. H. Ar- 
tolph H. 1539. Basil, edid. Held (deutſch Bafel 1574. — Singularia responsa s. intellec- 
tus jur. singulares, Basil. 1541 (Lugd. Batav. 1545). — Opera omnia, Lugd. 1548. 155%. 
1551; c. J. MynsingeraFrundeck, Francof. 1590. 1595. — Zaſius entwarf bıe 
Erborbnung für die Marlgrafihaft Baden (fsıı), fowie das Stabtrecht von Yreiburg von 152%. 
Lit.: v. Stinging, Ulrid Zafius, Bafel 1857. — Stobbe I. 9. 12. 40. 61. 
306. 390 — Fichard's Selbitbiographie in I. C. v. Fihard, Frankfurter Arch. für ältere 
deutſche Lit. u. Geſch. U. 1812 — Riegger, Udalr. Zasii epistolae ad viros aetatis 
suae doctissimos, Ulm. 1774. — Zasius, J. Th. Freigii h. e. in pandectas jur. eir. 
comm. nunc in compendium redacti, Basil. 1576. Teihmanın. 
Zanunrecht. Unter Zäunen verfteht man im engeren Sinne lebendige Hecken. 
im weiteren alle Einfriedigungen von Holzwerk, jo daß auch Blanfen und Stadete var: 
unter fallen (Grein). Sie dienen zur Scheidung und zum Schutze der Grundſtücke 
und können von den Eigenthlimern auf dem ihnen gehörenden Boden, refp. an der Grenze 
angelegt werden, fofern dadurch nicht ein Recht eined Nachbars verlekt oder ihnen etmu 
wegen einer beſtehenden Weidegerechtigfeit eines Dritten die Befugniß zur Einfriedigung 
Gaun- oder ©artenrecht) entzogen if. Das Preuß. ALR. I. 8. 88. 149 - 184 
ftellt Die Berechtigung jedes Eigenthümerd, Zäune, Planfen, Mauern oder andere Schei: 
dungen im eigenen Grundſtücke zu errichten, der Regel nad) wenigſtens, feft, ſofern nic 
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in freier Feldflur Hutungsrechte entgegenftehen. Es find in freier Feldflur Befrienigungen 
geftattet, aber die Erhaltung der zur Begrenzung der Grundftüde angelegten Scheidungen 
ift, wenn nicht der Nachbar ein befonderes, durch Verjährung nicht erwerbbared, Necht 
erworben hat, willkürlich. Scheivungen aber anderer Grundſtücke, ftäbtifcher wie länd- 
licher, mifjen vom Eigenthümer zu Gunften angrenzender Nachbarn erhalten werben. 
Betreffs der Frage, mer als Eigenthümer einer Scheidung anzufehen, fo wird bei Planten 
derjenige, gegen deſſen Grunpftüd die Stiele, Ständer oder Pfoften ftehen, für ven Eigen- 
thümer erachtet und muß die Abdachung der Stiele nach der Seite des Grundſtückes ge- 
ſchehen, deſſen Eigenthlimer die Planke gehört. Es ift ferner bei Jäunen und Weller: 
wänden (Scheidungen, deren Fachwerk mit einem Geflechte von Strob und Lehm aus: 
gefüllt ift) im deutſchen M. jeder Grundbeſitzer ftäbtifcher, d. h. außerhalb der Feldflur 
belegener, Grunpftüde ımb Gärten den Zaun rechter Hand vom Eintritt in den 
Haupteingang zur bauen und zu unterhalten fhulvig und muß ferner, wenn ein Gebäude 
bisher die Haltung eines Zaunes unnöthig machte, derjenige, welder das Gebäude ent- 
fernt, den dafür anzulegenden Zaun unterhalten, während der zur linken Band anbauende 
Nachbar, der den Hof oder Garten ſchließen will, den bereits vorhandenen Zaun zur 
Rechten zur Unterhaltung zu übernehmen bat. Die Scheivungen zwifchen Häfen müſſen 
im deutſchen R. nicht unter 6°, zwiſchen Gärten nicht ımter 5° fein und follen, wenn 
die Umftände es geftatten, ftatt der hölzernen Zäune bei Gärten und geichloffenen Ader- 
jtüden Tebendige Heden angelegt werben, jedoch jo, daß das Eigenthum des Nachbars 
ebenjo gut geſchützt ift und der Grenze ein Zwiſchenraum von 1?/,’ bleibt. Der Aus: 
wuchs der Heden nad) beiden Geiten gebührt dem diefelbe Anlegenven, reſp. dem Eigen- 
thümer, und kann Yegterer, um fich denfelben anzueignen, das Grundftüd des Nachbars 
betreten (f. den Art. Sammerfhlagsredht II. ©. 530). Oefters gehört eine ſolche 
Hede den beiden Nachbarn gemeinſchaftlich. (Vgl. noch Gel. v. 16. Febr. 1857 A. VID. 
SS. 7— 9). — Nach dem C. N. a. 647 kann Jeder fein Orundftüd einjchliegen mit 
Ausnahme des alles im a. 682, verliert aber dadurch fein Recht an der Koppelmerbe 
(droit au parcours) und Hut auf leeren Feldern (vaine päture) im Berhältniß bes 
Bodens, welden er berfelben entzieht. Die a. 653 — 665 betreffen gemeinjchaftliche 
Mauern (murs mitoyens) und beftimmt a. 670: Jede Hecke, welche Grundftüde trennt, 
gilt als gemeinfchaitliche, e8 fer denn, daß nıtr eins derjelben abgeichlofien (en état de 
elöture) ift oder dad Gegentheil aus einem Titel oder hinlänglichem Beſitze hervorgeht. 
— Aehnlich ver C. civ. italiano a. 559 — 561. 579. — Das Defterr. G.B. 
5. 854 jagt: Erdfurchen, Zäune, Heden, Planken, Mauern, Privatbädhe, Kanäle, Pläke 
und andere dergleichen Scheidewände, die fich zwiſchen benachbarten Grundftüden befinden, 
werben für ein gemeinfchaftlihes Gut angefehen, wenn nicht Wappen, Auf= oder In: 
Ichriften, oder andere Kennzeichen und Behelfe das Gegentheil bewerfen (bezüglich der Re- 
paratur |. 8. 858). — Das Sächſ. ©.B. 8. 366 eradıtet Zänne ıc. als gemeinſchaft⸗ 
liches Eigenthum , ſofern fid) nicht aus der Art des Baues oder der Anlage etwas An— 
deres ergibt. 

—* Beſeler 8. 1651h. — Gerber $. 86. — v. Bülow und Hagemann, Pract. 
Erörterungen, Hann. 1798 (1829 — 31). — Hagemann, Handb. des Landwirthſchaftsrechts, 
Hann. 1807, 8. 165 —68. — Heydemann, Einl. in das Spftem des preuß Civilrechts, 
Leipz. 1361, 1. ©. 416. — Grein, Baurecht nad den Vorſchriften des allg. Landrechts, Berl. 
1863, ©. 123— 153. — Stabel, Inftitutionen bes franz. Civilrechts, Mannh. 1870, 1. 
©. 146. 147. — v. Rönne, Ergänyungen und Erläuterungen der preuß. Rechtsbücher durch 
Geſetzgebung u. Wifjenfchaft, Berl 5. Aufl. 1864. I. ©. 274. TZeihmann. 

Behnten (decimae) find diejenige Quote von den Einkünften der Gläubigen, melde 
die katholiſche Kirche feit dem Ende des 6. Jahrh. und zwar bald als eine auf gött- 
lichem Rechte beruhende Gebührniß forderte. Der Zehnt kann demnach als die allgemeine 
kirchliche Steuer betrachtet werden. Mit Rüdficht darauf, dag im Mittelalter eine ganze 
Reihe von kirchlichen Zehntberechtigungen durch verfchtedene Erwerbsgründe in die Hände 
von Laien getommen waren, theils aber die letteren ſolche auch eigenmädhtig ujuryirt 
hatten, unterfagte die kirchliche Geſetzgebung des 11. und 12. Jahrh. Die Veräußerung 
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von Z., orbnete die Zurückgabe der widerrechtlich veräußerten an, und erflärte den Befis 
von kirchlichen 3. durch Laien für eine ſchwere Sünde und einen Verſtoß gegen das 
göttliche Geſetz. Nach can. R., nicht aber nach der deutſchrechtlichen Entwidelung, ſtreitet 
für das Zehntrecht des Pfarrers in feiner Parochie die Berinuthung, während für andere 
kirchliche Perſonen und Lnftitute, welche ebenfall® 3. bejigen fönnen, Die allgemeine 
Kegel zur Anwendung kommt, daß fie den Erwerb des Rechtes, welches, ſofern es ſich 
nicht um Pfarrzehnten handelt, auf alle möglichen Titel, alfo auch auf Erfigung, ge 
gründet werden kann, beweilen müſſen. Der Pfarrzehnt erſtreckt jih nach can. R, das 
freilich in Deutſchland nicht praktiſch ift, einmal auf den perfönlichen Erwerb (decimae 
personales),, ferner auf den Erwerb aus gemwillen fruchttragenden Sachen (deeimae 
reales). Yetterer ift ein Feldzehnt (decimae praediales), wenn er von den Erträgnifien 
der Grundftüde, ein Thier⸗(auch Haus-) Zehnt (d. sanguinales), wenn er von den 
lebendigen Jungen der Thiere oder von den animalifchen Producten der legteren (z. B. als 
Butter=, Schmalz = Zehnt) geleiftet wird. Da aber der canoniſche Satz, daß der Pfarrer 
zu allen diefen Arten von 3. berechtigt ſei, vielfach namentlih in Deutſchland nicht zur 
Geltung gelangt ift, — ſeine Zehntberechtigung ſowohl local, wie auch hinſichtlich 
der Arten der 3. öfters beſchränkt geweſen iſt, jo ſchied man ein jus decimandi uni- 
versale oder particulare, je nachdem daſſelbe ſich auf die ganze Gemarfung oder nur 
auf einzelne Theile derjelben erftredte, decimae veteres und d. novales, je nachdem es 
auf die feit alter Zeit bebauten Aeder oder auch auf die neu in Cultur genommenen, 
ſeit Dienfchengedenfen wüft Ttegenden Welver ging, ferner ein jus decimandi plenum 3. 
perfeetum und ein ius decimandi minus plenum oder imperfectum, je nachdem es auf 
alle zehntpflichtigen Fruchtgattungen oder blos auf beftimmte gerichtet war; in Verbindung 
damit fteht der Unterfchied zwilchen dec. majores (Öroßzehnt) und dec. minores s. 
minutae (Hleinzehnt); zu erfteren gehören gewöhnlich alle Früchte, die der Halm trägt, 
alfo alles Sommer- und Wintergetreive, ferner aber auch Wein und Del, während die 
anderen und öfter auch der Blutzehnt zu den dec. minores gerechnet werden. Der 
Prädialzehnt hat die Natur einer Reallaft und muß oft auch, während er der Natur 
der Sache nad) von den einer anderen Weligionspartei angehörigen Eigenthümern der 
pflichtigen Grundftüde nicht gefordert werben kann, auch von diefen entrichtet werden Sit 
der 3. in einer Feldmark überhaupt hergebradt, fo gilt die Vermuthung, daß ihm alle 
Grundſtücke innerhalb derſelben untermorfen find. Cine Befreiung muß aljo bewieſen 
werben, jedoch find nad) can. R. die eigentlichen Beneficialgüter in derfelben Pfarrei ge 
ſetzlich erimirt (clericus clericum non decimat). Der Zehntberr hat den 3., welder 
übrigen® nicht nothwendig gerade in einem Zehntel der Früchte zu beftehen braucht, nur 
nach dem jebeömaligen Ertrage des Grundſtücks zu fordem, und hat aud fein Recht, 
den Pflichtigen zu einer beftimmten Cultur zu zwingen. Für die Regel muß ver Zehnt: 
herr fih den 3. abholen und zwar die Auszehntung gleich nach dein Schnitte an dem 
in Fruchthaufen aufgejchichteten Getreide vornehmen. Die Produstionstoften darf ber 
Pflichtige weder bei dem Brädial=, noch Blutzehnten in Abrechnung bringen, vielmehr iſt 
der Brutto- Ertrag dem 3. unterworfen. An der zu zehntenden Mafle erwirbt der Be 
vechtigte mit der Trennung der Frucht von der Hauptſache das Meiteigentbum zu ber 
feiner Berechtigung entiprechenden Quote und kann dieſes aljo im Fall einer vor ber 
Auszehntung erfolgten Veräußerung gegen jeden dritten Erwerber einzelner zehntpflichtiger 
Duantitäten mit ber actio communi dividundo verfolgen. Das Zehntrecht überhaupt 
kann der Zehntherr poſſeſſoriſch und petitoriih (mit einer confessoria utilis) geltend 
machen, während demjenigen, welcher die Freiheit behauptet, die actio negatoria zuftcht. 
Das Zehntreht wird durch redhtsgültige Verträge ganz oder auch für einzelne Pflichtige 
befeitigt, ebenfo ift eine Erfigung der Freiheit von demſelben möglih. Für bie 
evangeliſche Kirche kommen die eben gedachten Borfchriften des can. R. mit den durd 
die deutjchrechtliche Entwidelung hervorgebrachten Abänderungen ebenfalls zur Anwendung 
und die Particularrehte haben im Wejentlichen dieſelben Grundfäge codificirt. In Folge 
ber modernen Agrargefeggebung (f. d. Art.) find aber die 3. vielfach unpraktiſch gewor⸗ 
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den, indem fie theils in eine feſte Geldrente verwandelt, theils auf andere Weile abgelöft 
worden find. Freilich ift in einzelnen Staaten, nachdem man bie Abldsbarfeit der 
Kirchenlaften in Folge der Bewegungen des Jahres 1848 im meiteften Umfange zuge 
laſſen Hatte, dieſe wieder bedeutend eingejchränft (Preußen) oder die Ablöfung ganz fiftirt 
worben (Defterreich). 

Quellen: tit. X. de decim. III. 30; tit. VIti eod. III. 13; tit. Clem. eod. III. 8; 
tit. Extrav. comm. eod.IIL 7; Cod. Maxim. bavar. Th. II. Kap. 10; Preuß. A L. R. Th. U. 
Tit. 11. 88. 857 ff ; Die Ablöfungsgefege bei Richter, KR. $. 315, und Schulte, Lehrb. 
2. Aufl. S. 504 angeführt. 

Lit: Birnbaum, Rechtl. Natur der Zehnten, hiſtoriſch entwidelt, Bonn 1831; Küh— 
lenthal, Gefch. der deutſchen Zehnten, Heidelb. 1837; Göſchl, Ueber den Urfprung bes 
kirchl. Zehnten, Aſchaffenb. 18375 S. C. Wagner, Das Zehntredt, Berl. 1815; v. Sicherer, 
Der Zehnt nad gem. beutfchen u. baier. R., Neuburg 18455 Zahariä, Die Aufhebung, 
Abldfung und Ummandlung des Zchnten, Heibelb. 1831. P. Hinſchius. 

Zeiller, Franz Aloys Edler von, geb. 1751 (17539 zu Graz, wurde 
Prof. der Rechtswiſſenſchaft, Mitglied der Hofcommiffion in Juſtizſachen, Rector der Uni- 
verfität Wien, ftarb 23. Aug. 1828 zu Hieking. 

Schriften: Diss. ad. 6. Inst. 1. 26, 1778. — Praelect. acad. ad Heineccii elem, jur. 
eiv., 1781. — Das natürliche Privatrecht, 1802, 3. Aufl. 1818. — Jährl. Beiträge zur Ge- 
ſetzeskunde und Rechtswiſſenſchaft in den äfterr. Erbländern, Wien 1806 — 1809. — Borb. zur 
neueften öfterr. Gefetesfunde im Straf- und Civiljuftigfadde, 1810, 2. Aufl. 1811. — Com— 
ment. über bas Allg. Bürg. Geſ.B. 1812. 1813. — Bemerkungen über ben Geift der neueften 
öfterr. Strafgefetgebung (BI. für bie öfterr. Kaiferftanten I. 1805). 

Lit: Neuer Nekrolog der Deutichen, 6. Bd. ©, 957, Ar. 9685. — Harraſowsky, 
Geſch. d. Kodification des Ifterr. Civilrechts, Wien 186%. S. 163. Teihmann. 

Zeitberehnung. 1. Wenn von einem gegebenen Ereigniffe ab ein nad) Tagen 
oder nach größeren Zeitabfchnitten beftiinmter beweglicher Zeitraum zu laufen beginnt, 
und e8 ſich fragt, wann diefer Zeitraum zu Ende fein, wann alfo das Rechtsverhältniß, 
deſſen Entftehung oder Untergang durch Berfluß des Zeitraums bedingt ift, eintreten 
oder erlöfchen wird, jo wäre allerdings das Natürlichfte, bet genauer Feitftellung Des 
Ausgangspuntts nach Tag, Stunde, Dimute, durch Hinzurehnung der im Zeitraum ent- 
haltenen Anzahl von Tagen den Endpunkt an einem anderen Tage zu entiprehender 
Stunde und Minute zu ermitteln. So wird ein am 9. November 1870 um 
3 Uhr 30 Minuten Nachmittags geborenes Kind am 9. November 1871 ebenfall8 erft 
um 3 Uhr 30 Deinuten Nachmittags jährig fein und am 9. November 1895 zu gleicher 
Stunde würde e8 fein 25. Jahr zurüdgelegt haben, alfo nunmehr majvrenn und für bie 
fortan abgefchloflenen Geſchäfte nicht reſtituirbar fein. Diefe genaue Berechnung, welche 
die kleineren Abjchnitte im Kalendertage berüdfichtigt, wird als computatio a mo- 
mento ad momentum, Naturalcomputation bezeichnet. Im röm. R. findet 
fie nur ausnahmsweiſe ftatt, nämlich eben bei der Reftitution, aus Gunft für den Min— 
derjährigen, 1. 3. $. 3. de minoribus IV, 4, und, wenigftend nad) der Auslegung ber 
Prarı bei furzen, nach Tagen gezählten Friſten, jo bei der Appellationsfrift, Nov. 23, c. 1. 

2. Der Regel nach aber wird auf Berüdfichtigung der Stunden und Minuten ver- 
zichtet: dem Berürfniffe des Rechtsverkehrs genügt der Tag als Fleinfter Zeitabfchnitt, 
und die genaue Ermittelung des Ausgangspunfte® ad momentum ift fehr oft unaus- 
führber. Daber ift die ordentliche juriftiiche 3. Die computatio ad dies, Civil- 
computation, 1. 134 de V. 8. L, 16. Der Kalendertag, in welchen fi) zu irgend 
einem Augenblide, wenn auch in den legten Minuten der 24. Stunde, das fraglide Er- 
eigniß zugetragen hat, wird als eriter Tag des Zeitraums gezählt. Der legte Tag er= 
gibt fi) nunmehr aus der Zählung der im gegebenen Zeitraum enthaltenen Anzahl von 
Tagen, alfo wenn e8 ein Jahr fein foll, aus dem Hinzurechnen von 364 Tagen. Hat 
fih alfo das Ereigniß zugetragen am 1. Januar 1870, gleichgültig zu welcher Stunbe, 
fo fällt der Endpunft auf den 31. December. Hier ift aber eine weitere Beſtimmung 
und Unterſcheidung nöthig: 

a) Sol durch Ablauf des Zeitraums ein Recht begründet, ein Vortheil erreicht wer- 

v. Hol dendorff, Rechtslexikon 2. 45 
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den, fo wird der letzte Tag zur Vollendung der Friſt als vollendet angeſehen, ſobald 
er angefangen iſt. Sobald alſo der 30. December verfſloſſen iſt, iſt auch bie Ari 
beendet, denn der erſte Augenblick im 31. gilt ſoviel als der ganze 31., dies coeptus 
pro iam completo habetur. Dies ift 5. B. bei der Teftamentänünbigfeit der 
Fall. Um teftiren zu können, muß man vierzehn Jahre alt fein; der am 1. Jamar 
1857 Geborene kann ſchon am 31. December 1870 gültig teftiren, 1. 5. qui testa- 
monde facere possunt, XX VIII, 1; ]. 1. de manumiss,, XL, 1; 1. 132 pr., 1. 134. 

e v.8,L, 16. — Daß heutzutage, bei veränderten praftifchen Berhältniflen (Top: 
kung umd =bezeihnung u. dgl.), dieſe Verechnungart obſolet ſei, wird von Mehreren, 
Keller u. a., behauptet. 

b) Soll durch Ablauf der Zeit ein Recht verloren gehen, ein Nachtheil entſtehen, 
ſo gilt die Friſt nicht als verfloſſen, bevor ver letzte Tag volftändig abgelaufen iſt. So 
iſt die am 1. Januar 1870 angefangene einjährige Friſt erſt nach Vollendung des 
31. Decembers, u am 1. Januar 1871 glei nad; Mitternacht beendet. So ki 
der Mlagverjährung. u‘. mw 16. de O. & A. XLIV, 7; 1.1. 8. 9. de successorio 
edicto, XXXVII, g“ l. 30. $. 1. ad legem Juliam de adulteriis, XLVIII, 5; 
l. 101. de R. J., L, 17. Ob die Erfikung hierher oder unter (a) zu "ziehen I, it 
außerordentlich beftritten ,‚ und mag es ſchon unter den römiſchen Juriſten gewejen Tem; 
man vergleiche Gellius II, 2; 1. 6. 1. 7. de UT. et U. XLI, 3, einerfeit$, um 
andererſeits 1. 15. pr. de diversis praescriptionibus, XLIV, 3; !. ‚auch dazu Ban: 
gerow $. 196. 

c) Den Römern fcheint eine dritte Civilberechnungsart fremd gewejen zu fein, mo: 
nach aus nod größerer Gunft für den dadurch Benachtheiligten erit mit Ende bes 
wiedertehrenden Kalendertages bie Frift abgelaufen fein ſoll, fo dag um obigen 
Beiſpiele erft mit dem lebten Hugenblide des 1. Januars, aljo gleich nad Mitternanht 
am 2. Januar 1871 der am 1. Januar 1870 angefangene einjährige Zeitraum be 
endet wäre. Mit Recht erkennt darin Vangerow gegen Savigny einen offenfict: 
lichen Verftoß gegen das Princip der Civilcomputation. Es iſt aber wicht zu leugnen, 
daß dieſe Berechnung heutzutage angewendet wird, To allgemein bei Proceßfriften u. dgl 
Da nun die Berechnung sub (a) obfolet jet, glaubt Keller in den sub (a) erwähnten 
Fallen überwiegenden Vortheils die jet allein übrigbleibende kürzere Berechnung von 'b; 
fir anwendbar erflären zu müflen, die von (c) Dagegen allgemem in ven Fällen üker: 
wiegenden Nachtheild. Indeſſen Scheint ſich Die Theorie, bet aller jonftigen Mannichfaltig 
feit, fin Beibehaltung der Berechnungen (a) und (b) in den einihlagenden Fällen zu er: 
tlären, lo Bangeromw, Arndts, Böding u. A. 

Auch nach den Barticnlargefeggebungen it Civilcomputation Regel; jo nad Breuf. 
A. L.R. mit der gemeinrechtlicyen Diftinction (Ermerbung eines Rechts — Leiftung einer 
Pflicht), I, 3. 88. 45 fi, 5. 8. 18, 9. 88. 547—549, 16. 88. 55, 63. — Die fran- 
zöfifchen Juriſten nehmen faft allgemein als erften Tag einer Friſt erft den zweiten, in⸗ 
dem fie den dies a quo nicht zählen; demgemäß muß ber letzte Tag ganz vollendet mer: 
den, und zwar ohne Unterichied von Erwerb und Verluft, C. N. 2261. 

3. In einigen Fällen, wo die Nichtvornahme einer gerichtlichen Handlung binnen 
einer beftimmten, nicht über ein Jahr gehenden gefetzlichen Friſt den Berluft eines Rechte 
nach ſich zieht, hatte das röm. R. billigerweiſe auf den Umſtand Rüdfiht, daß an be 
flimmten Tagen jene Handlung unmöglid vorgenommen werben konnte. Diefe Tage 
wurden daher nicht mitgezählt, fonbern ber Zeitraum um ebenfo viele erweitert, Der 
aljo modificirte Zeitraum heißt tempus utile im Gegenfage zum unmobdificirten tem- 
pus continuum. Solche Hinderniffe der Vornahme waren zu Rom die Eigenfchaft 
ber Tage als nefasti, was heutzutage weggefallen ift, — ſodann Unerreichbarfeit des 
Gegners (bei der Rlagverjährung), Abweſenheit im Slaatsdienfi , Sriegögefangenichaf, 
Krankheit und andere zufällige Hinberungen des Berechtigten, nicht aber auch, 
wenigen Ausnahmsfällen, Unwiſſenheit ſeines Rechts oder der thatſächlichen Berbältnife 
Vebrigens . find fchon im neneren röm. R. die meiften Friften nad tempus utile in 
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längere Friſten nach tempus continuum umgewandelt. Im hentigen R. hat der Begriff 
des tempus utile faft feine Bedeutung mehr. Neueren Geſetzgebungen, dem Preuf. 
ALR., dem C. N. iſt er unbelannt. 

4. Der Anfang einer Friſt kann durch Unwiſſenheit des Berechtigten aufgefchoben 
werben, jo bei Excuſations-, Deliberationd-, Proceffriften. Died hat mit dem tempus 
utile nichts zu thun, obſchon mitunter hier von tempus utile ratione initii ge 
ſprochen wird. 

5. Der Schalttag, d. 5. der 24. Februar des Schaltjahrs, wird bei geſetzlichen 
Friſten nicht gezählt, biduum pro uno die habetur; verlängert aljo thatlächlich den 
Zeitraum, in welchen er fällt. Ebenfo ber vertragsmäßigen Zeiträumen nach Kalender 
monaten und Jahren, nicht aber, dem muthmaßlichen Willen der Contrahenten gemäß, 
bei Zeiträumen nah Zeitmonaten, Wochen, Tagen, 1. 3. 8. 3. de minoribus IV, 4; 
1. 2. de diversis praescriptionibus XLIV, 3. 

Duellen: Tit D. de diversis temporalibus praescriptionibus XLIV, 3; de feriis 
et dilationibus II, 12. C. de feriis Ill, 12. 

Lit.: Keller 88. 73— 75. Bangerom $$. 196, 197. Ueber Eivil- und Ratı- 
ralcomputation: Koch, Belehrungen über die Miünbigleit zum Teftiren, Gießen 1796, u. 
 tätigung der Belehrungen, Gießen 1796; in Hugo’s Liv. Magazin: Hagemeifter III; 
Erb V; Xöhr im Arch. für cio. Praxis XT; in der Gießener Ziſchr: Bachofen XVIII; 
Huſchke N. %. II. Reinfelder, Der annus civilie des röm. R., Stuttg. 1529. Heim- 
bad, Rechtslex. XV. Krueger, De temporum computatione Romanorum, Berol, 1861. 

Ueber tempus continuum u. utile: Haubold in Opuseul. J. (1791). Arndts 
in der Gießener Ztſchr. XIV. Savigny IV. 

Ueber den Schalttag: Groening, Quaestiones et Controversiae de die interca- 
lari, Goett. 1841. NRivier. | 

Zeugenbeweis (probatio per testes, preuve testimoniale). Zeuge ift jede 
bei einem Civilproceſſe unbetheiligte dritte Perfon, welche über von ihr gemachte Wahr- 
nehmungen Auskunft gibt und dadurch dem Richter beftrittene Thatſachen zur Gewißheit 
bringen fol. Erſt die canoniſch-romaniſche Procekdoctrin hat im Gegenſatz zum röm. 
und can. R., von denen das erftere dem Richter volle Freiheit in Betreff der Beurthei⸗ 
lung der Glaubwürdigkeit der einzelnen Zeugen gelaffen, das zmeite nur vereinzelte An- 
haltspunkte feſtgeſtellt hat, ein vollftändiges Syſtem von Regeln über die Exforverniffe 
eined glaubmürdigen Zeugen entwidel. Mit NRüdjiht darauf unterfcheidet man noch 
heute in der Theorie des gem. Proceſſes 1) testes naturaliter inhabiles, ſolche Ber- 
jonen, die aus natitrlihen Gründen zum Zeugniß unfähtg find, weil ihnen die nöthigen 
Stimme und Fähigkeiten zur Wahrnehmung, Auffaffung und Reproduction des Wahrge- 
nommenen fehlen, wohin Kinder, Wahnfinnige, Blinde, Stumme und Zaube geredjnet 
werben; 2) testes eiviliter inhabiles (auch t. suspecti per se genannt), d. b. folche, 
welde zwar an und fir ſich nicht unfähig find, die Wahrheit zu jagen, bet denen es 
aber immer ungewiß iſt, ob fie e8 thun werben; man rechnet dahin a) die Unmiündigen, 
b)} diejenigen, welche ein entehrende® Verbrechen begangen haben, namentlich die Mein- 
eidigen, c) testes corrupti, beftochene Zeugen, d) testes plane ignoti, Zeugen, von 
denen man nicht weiß, ob fie nicht mauvais sujets find; 3) testes suspecti, relativ ver: 
dächtige Zeugen, welche es nur ın Bezug auf einen beftimmten Proceß wegen ihred Ver- 
hältniſſes zu den Parteien find, nämlich a) Berfonen, welche ein eigenes Intereſſe bei ber 
Sache haben (Procuratoren, Advokaten, Cedenten u. |. w.), b) Perfonen, bet melden eine be 
fondere Vorliebe für die Bartet zu vermutben iſt, Ehegatten, Verlobte, nahe Verwandte und 


Verſchwägerte, ce) Perſonen, zwifchen denen ein Pflicht- und Abhängigfeitsverhältniß be— 


fteht, 3. B. Dienftboten, d) folde, zwiſchen welchen eine beſonders innige Freundſchaft 
oder ſtarke Feindichaft obmaltet. Die zu 1. genannten engen hat der Richter als gänzlich 
unfähig zurückzuweiſen, daſſelbe gilt von den Unmündigen, Beftochenen, Meineidigen, 
Eltern und Kindern beim Zeugniß für einander, Zeugen in eigener Sache und Perfonen, 
welche ſich eriminaliter denuncirt haben; alle dieſe letzteren werden von Einigen auch eivi- 
liter inhabiles genannt. Die anderen können vernommen werben, es ift aber ın das 
Ermeſſen des Nichterd geftellt, welchen Glauben er ihnen beimeffen will. Ein Zeuge, 
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welcher weder inhabil noch ſuspect iſt, heißt ein testis olassicus, claſſiſcher Zeuge. 
Unter den neueren Proceßordnungen ſteht die Hann. (88. 252 ff.) dem gem. R. am 
nächſten, fie unterfcheidet a. „gänzlich unfähige” Zeugen, melde im Wejentlichen den Katege- 
rieen 1 und 2 entſprechen und zu denen fie aud die Beichtoäter in Anſehung der ihnen 
unter dem Beichtfiegel anvertrauten Mittbeilungen vechnet, b. folche, die auf Antrag ber 
Gegenfeite verworfen werden müflen, dies find des Beweisführers Berwandte und Ber- 
fchmägerte in gerader Linie, feine Geichwifter; fein Ehegatte und Verlobter; derjenige, wel: 
der den Beweisführer rücjichtlih des Streitgegenftandes zum Schadenserſatz verpflidtet 
it; der, welcher aus dem Obſiegen oder Unterliegen des Beweisführers oder aus feiner 
eigenen Ausſage einen unmittelbaren Vortheil oder Schaden zu erwarten bat; Proceßbe⸗ 
vollmächtigte und Nechtöbeiftände der Gegenſeite. Iſt ein Antrag auf Berwerfung gegen 
diefe nicht eingebracht, jo gelten fie nur als verdächtig. e. Die dritte Kategorie bilden end: 
lich die verdächtigen Zeugen im eigentlichen Sinne, d. b. alle joldye, deren Glaubmwürbig- 
feit durch irgend einen Umftand geſchwächt ift und e8 werden als Beifpiele hier weſentlich 
die vorhin unter 3 genannten, foweit fie nicht bei den auf Antrag zu verwerfenden 
Zeugen ſchon erwähnt find, aufgezählt. Die Preuß. G.O. Th. I. Tit. 10. SS. 227 ff. 
fteht zwar auch auf dem Boden des gem. R. und kennt gleichfalls die Kategorien der 
abjolut unfähigen Zeugen (Wahnfinnige, Yfinde, Taube, Stumme, Beftochene, Meineidige 
und Ehrlofe) und der verbächtigen Zeugen (Berfchwender, Kinder, Perſonen, die in notoriſcher 
Feindſchaft mit der Partei leben, einen vertrauten Umgang mit ihr unterhalten, in ihrem 
Lohn und Brod ſtehen), bat aber wegen der von ihr eingeführten Inquifitionsmarime 
“eine dem gem. Proceß unbelannte Kategorie eingeführt, nämlich diejenigen, welche zwar 
nicht als Beweiszeugen, aber der näheren Information wegen und zur Aufllärung bes 
Sachverhaltes vernommen werden dürfen; es gehören hierzu namentlich Die wegen eines 
beſtimmten Berbältniffes zur Partei nah gem. Proceß fuöpeeten Zeugen, foweit viele 
nicht ſchon als zur andern Klaffe gehörig genannt find. Daß Diejenigen Proc 
ordnungen, welche das Princip der freien Beweistheorie angenommen haben, jo detaillirte 
Vorſchriften, wie die bisher mitgetheilten, nicht gebrauchen, Liegt auf der Hand. Der 
C. de proc. beftimmt daher nur, dag Niemand als Zeuge worgeladen werben kann, wel: 
her mit einer Partei in gerader Linie verwandt oder verichwägert, oder der Ehegatte, 
felbft der geichtevene Ehegatte derfelben ift, a. 268; daſſelbe gilt von den für bürgerlich 
todt Erklärten (C. civ. a. 25) und muß felbitverftänplich auch für die des Ge 
brauches ihrer Vernunft beraubten Perfonen angenommen werden. Ferner kann die Ce: 
genpartei beftimmte Perfonen verwerfen (reprocher), nämlich Verwandte und Berſchwä⸗ 
gerte in näheren Graben, diejenigen, die vermutbliche Erben oder Geſchenknehmer des 
Deweisführers find, welde nad; der Verkündigung de das Zeugenverhör anoronenden 
Urtheils mit der Partei und auf deren Koften gegefien und getrunfen, welde über bie 
auf den Proceß bezüglichen Thatſachen jchriftliche Zeugniſſe ausgeftellt Haben, ſodann die 
Diener und das Hauögefinde, diejenigen, welche in Anklageſtand verjeßt, zu einer Yeibes- 
oder entehrenden Strafe oder zu einer zuchtpolizeilichen Strafe wegen Diebſtahls ver: 
urtbeilt find. Trotz der Reproche wird zwar der Zeuge vernommen, ed barf indeſſen 
feine Ausfage, wenn der Verwerfungsgrund nachher feftgeftellt ift, in der nach der Be 
wersaufnähme ftattfindenden Sitzung des Gerichts von den plädirenden Parteien ober 
ihren Vertretern nicht verlefen, d. h. nicht vom Gericht berüdfichtigt werben, C. de proc. 
a. 282 ff. Wird fein Berwerfungsgrund geltend gemacht, fo bleibt e8 natürlich immer 
noch dem Ermeſſen des Richters anbeimgeftellt , welchen Werth er der Ausfage eines 
ſolchen Zeugen beilegen will, wie dies ausprüdlih für die Zeugen unter 15 Jahren vor: 
gefchrieben ift, a. 285. Noch einfacher find die hierher gehörigen Vorfchriften des No. 
Entw. Diefer erflärt für unzuläflige Zeugen, welche ftets von Amtswegen zu verwerfen 
find, nur 1) Berfonen, welche zur Wahrnehmung ber zu befundenden Thatfachen unfähig 
waren oder e8 zur Mittheilung ihrer Wahrnehmungen find, 2) den Procefgegner des Beweis⸗ 
führerd. Dagegen follen noch nicht 14jährige Zeugen und ſolche, melde wegen mangelnder 
Verſtandesreife ober wegen Berftanbesichwäche von der Bedeutung des Eides feine genügende 
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Borftellung haben können, unbeeidigt vernommen werden. ‘Dafielbe gilt von den als Zeu- 
gen benannten Ehegatten oder haben Verwandten, reſp. Berichwägerten der Partei, von 
ſolchen, welche über ihnen oder ven ehen erwähnten Perfonen zu unmittelbarem vermögens- 
rechtlichen Schaden oder zur Schande gereichende, reip. die Gefahr einer ftrafgerichtlichen 
Berfolgung zuziehende Thatumftände vorgeihlagen find, und von dem ihnen zuftehenden 
Recht der Yeugnißverweigerung feinen Gebrauch gemacht haben, ferner von den beim 
Ausgange eines Rechtöftretted unmittelbar betheiligten Perfonen, endlich von denjenigen, welche 
nad) den Beſtimmungen der Strafgejege unfähig find, als Zeugen eiblich vernommen zu werben. 
Alle diefe mit Ausnahme der Legtgedachten kann indeſſen das Proceßgericht nachträglich be- 
eidigen ($$. 498. 522. 523). — Für die Beweiskraft der Ausfage eines an ſich einwands⸗ 
freien Zeugen ift aber ferner nöthig, daß diefelbe vor Gericht in dem beftimmten Proceß bei 
der Vernehmung durch einen richterlichen Beamten abgegeben und daß der Zeuge entweder 
vorher eidlich gelobt, die Wahrheit jagen zu wollen (fo im gem. Proceß, nach C. de proc. 
a. 262, Kann. Pre.O. 88. 264 ff., No. Entw. 8. 521) oder nachher feine Ausſage 
eivlich erhärtet hat (fo nach der Preuß. G.O. a. a. DO. 8. 202). Sodann ift weiter die, 
materielle Beichaffenheit des Zeugniffes zu prüfen, ob daſſelbe ſich auf eigene Wahrneb- 
mung, nicht etwa blos auf Hörenfagen (fog. 'testimonium de auditu) gründet, ob eine 
fihere Wahrnehmung möglich war, ob die Ausfage deutlich und beftimmt ijt, nichts in 
ſich Widerſprechendes enthält u. |. w. Ein nad allen diefen Richtungen tadelfreies Zeug- 
niß eines Maffilhen Zeugen macht aber nach gemeinem ebenfo wenig wie nad) preuß. R. 
(G.O. Th. 1. Tit. 13. $. 10. N. 3) einen vollen Beweis, vielmehr muß mindeſtens 
ein zweites Zeugniß von gleichem Werthe mit demjelben übereinftimmen, während nad) 
den übrigen Procegorbnungen der Richter freie Hand bat, eine derartige Ausſage allein 
oder in Verbindung mit anderen Ermittelungen für feine Ueberzeugung ausreichend zu 
erachten. — Alle Geſetzgebungen legen dem Einzelnen die Pflicht auf, ſich al8 Zeuge ver- 
nehmen zu laſſen uud firafen ſein Ausbleiben ım Termin auf gehörige Vorladung oder 
die Verweigerung der Abgabe des Zeugniſſes in demjelben mit Tragung der Termins⸗ 
koſten, arbiträrer Geld-, ja mitunter auch durch Gefängnißftrafe (fo Das gem. R., ſ. ferner 
Preuß. SD. Th. I. Tit. 10. 88. 179. 183 ff.; C. de proc. a. 263 ff.; Hann, Pre d. 
SS. 258 ff.; Nd. Entm. 88. 504 ff. 517 ff). Die außerdem dem venitenten Zeugen 
gegenüber dem durch feine Widerfpenftigfett in Verluſt gerathenden Beweisführer auferlegte 
Entſchädigungspflicht ift freilich praftiih in den meiften Fällen illuforiih. Bon dieſer 
allgemeinen Bürgerpfliht zur Wblegung eine Zeugniſſes beftehen aber gemeimrechtlich 
Ausnahmen, infofern gewifle Perfonen, die nächften Blutövermandten bi8 zum 7. Grabe, 
Stief- und Schwiegereltern, Stief= und Schwiegerfinder, Ehegatten und Berlobte gegen 
einander, ferner Advokaten, Aerzte, über ihnen im Vertrauen gemachte Mitteilungen, 
jever, welder ein Zeugniß zu feiner eigenen Schande abgeben müßte, dafjelbe ablehnen 
können, andere Perfonen, wie die Beichtväter, felbft wenn fie wollen, über das ihnen unter 
dem Siegel des Beichtgeheimnifles Anvertraute nicht einmal als Yeugen angehört werben 
follen. Die Particularproceßordnungen fennen im Wefentlichen biefelben Ausnahmen, 
grenzen nur die Kategorieen derjenigen, welche auf ihre Ausnahmeftellung verzichten dür⸗ 
fen und welchen dies verboten iſt, verſchieden ab (ſ. Preuß. G.O. a. a. DO. 8. 180; 0. 
de proc. a. 268; C. p. a. 378; Hann. Pre.O. 88. 251. 260; N. Entm. 88. 511 ff) — 
Was das Verfahren beim Zeugenbeweis betrifft, fo ift die vom gem. R. entwidelte Procedur 
äußerft fchwerfällig und nichts weniger als dazu geeignet, dem Richter die Unterlagen für 
eine richtige Würdigung zu bieten. Nach vechtöfräftigem Bewersinterlocut bat der Be⸗ 
wersführer (fog. Producent) dem ſog. Präfentationsichreiben, in weldem er erflärt, ven - 
Beweis durch Zeugen führen zu wollen, einen bejonderen Schriftfag, die fog. Beweisartikel, 
d. b. einzelne Tragen, beginnend mit Wahr oder Nichtwahr, in welde das Beweisthema 
aufgelöft ift, beizufügen, hinter diefen folgt ein Verzeichniß der vorzufchlagenden Zeugen 
und bei jevem die Angabe, über welche Artikel er vernommen werben foll (denominatio 
testinm cum directorio). Diefe Schriftftüde erhält der Gegner des Beweisführers, um 
feine Einwendungen gegen die Perfonen der Zeugen geltend zu machen und feine Frage⸗ 
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ſtücke, die fog. interrogatoria, ſowohl die allgemeinen fi auf die perſönlichen Verhält- 
niffe der Zeugen beziehenden, als auch die fpeciellen fih an die einzelnen Beweisaruifel 
anfchließenven, einzureichen. Dann wird nad Erledigung der etwaigen Einwendungen 
gegen die Zeugen ım Wege eines Incidentverfahrens ein Termin zum Verhör der Zeu⸗ 
gen angelest, zu dem der Beweisführer bei Strafe des Verluftes des Bemersmittels, der 
Gegner nur monitoriſch geladen wird... Nach der Vereidigung der Zeugen müſſen bie 
Parteien abtreten und ohne ihr Beifen wird nun jeder Zeuge einzeln nach Anleitung 
der Beweisartikel und Frageftlücde vernommen; von Amtswegen kann der Richter einmal 
gewiffe, die Glaubwürdigkeit der Zeugen betreffende (fog. General Yeugen =) Fragen und 
die zur Aufklärung von Widerſprüchen und Unbeutlichfeiten erforverlihen Fragen ftellen. 
Auf geichehene Vorleſung feiner protocollirten Ausfage wird der Zeuge entlaffen umd ihm 
Stillſchweigen bis zur Eröffnung des ſog. Zeugenrotulus auferlegt. Dieſer ift eine Yu: 
jarnmenftellung der einzelnen, zu jedem Beweisartifel gemachten Zeugenausfagen, melde 
der Richter anfertigt. Er foll einen Ueberblid über das Refultat des Zeugenbeweiſes geben, 
ift aber, weil er die einzelnen Ausfagen volllommen zerftüdelt widergibt, dazu nicht geeignet. 
Der Rotulus wird mit den Zeugenausſagen zunächſt verfiegelt zu Protocol! genommen, 
und in einem befonderen Termin, zu weldem die Parteien geladen werden, eröffnet und 
ihnen durch Vorleſen befannt gemacht. Die neueren Particulargefeßgebungen haben dieſes 
unzweckmäßige Verfahren befeitigt. Die Beweisartifel find von ihnen abgelchafit und 
theils werben bie Zeugen nach Anleitung des die Beweisthatſachen angebenden Urtheils 
refp. Reſoluts (Franfreih: C. de proc. a. 252 ff.; Altpreußen: Verordn. v. 1. Jum 
1833 $. 30), theils nach Anleitung einer derartigen, vom Beweisführer gemachten Zu⸗ 
jammenftelung (Hann. Pre.O. 8. 255; Nd. Entw. $. 497) vernommen, wobei ben 
Zeugen überall zunächſt die fog. Generalzeugenfragen (Preuß. G.O. Th. I. Tit. 10. 8. 190; 
C. de proc. a. 262; Kann. Pre.O. 8. 266; Id. Entw. 88. 520. 526) vorgelegt wer: 
den. Während im gem., preuß. und auch im franz. Broceß (Preuß. Verordn. v. 1. Juni 
1833 8. 33; C. de proc. a. 255) das Zeugenverhör durch einen ‘Deputirten des Pro- 
ceßgerichts erfolgt, jegen die Hann. Pre.O. 8. 272 und der Nd. Entw. $. 499 die Ber: 
nehmung vor Dem erfennenden, aljo aud dem Collegialgericht, als Regel voraus, laſſen 
jedoch dem letzteren ziemlich freie Hand, eine ſolche auch einem Commiſſar aufzu⸗ 
tragen. Ebenſo ift die unzweckmäßige Heimlichkeit des Zeugenverhörs und der damit zu 
ſammenhängende Zeugenrotulus des gemeinen Procefjes befettigt, denn die Preuß. SO. 
0. a. O. 88. 198. 205 geftattet den Rechtöbeiftänden der Parteien, dem Verhöre beizu- 
wohnen und verordnet demnächſtige Mittheilung der Ausfagen an legtere ſelbſt, ja bie 
übrigen Proceforbnungen erlauben ihnen nit nur in Berfon bei der Vernehmung gegen: 
wärtig zu fein, fondern auch freilih für die Regel durch den Borfitenden des Gerichts 
(nicht ſelbſt) Fragen an die Zeugen zu richten (C. de proc. a. 276; Hann. Pre. O. 
8. 266; No. Entw. 88. 527. 528). — Zum Schluß ift noch einer Eigenthümlichkeit 
des franz. Proceſſes zu gevenfen. Der C. civ. a. 1341 ff. ſchließt den Zeugenbeweis bei 
einem jeden Rechtögeichäft, veffen Gegenftand den Werth von 150 Fres. überfteigt, und ferner 
beim Vorliegen einer öffentlichen oder Privaturfunde gegen den Inhalt verfelben, über 
Zuſätze zum Inhalt und über angeblih vor, bei oder nad der Aufnahme vorgefallene 
Neden aus. Indeſſen ift der Beweis doch wieder geftattet in Handelsſachen, bei der 
Unmöglichkeit, ſich einen fchriftlihen Beweis zu verichaffen (alfo bet Anſprüchen aus 
Duafi-Eontracten, Delicten und Tuafi- Delicten), bei Berluft der Urkunde durch unab⸗ 
wendbaren Zufall und beim Vorliegen eine fog. commencement de preuve par ecrit, 
d. h. werm ein bie zu beweiſende Thatſache wahrſcheinlich machendes Schriftftüd des 
Gegners beigebracht wird. Die vorhin erwähnten Particularproceforbnungen kennen dieſe 
Beichränfungen nicht, dagegen hat fie die Baier. Proc. Ordn. von 1869 $. 399 theilweife 
aboptirt, wenn fie den Zeugenbeweis gegen den Inhalt einer Urkunde ausſchließt, „welcher 
kraft geſetzlicher Beſtimmung wolle Beweiskraft beigemeflen werden muß und über Verab⸗ 
redungen, welche bei ober vor der Errichtung einer ſolchen Urkunde ftattgefunden Haben follen.“ 
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Lit: Endemann, Die Dee bes Eivilprocefles, ©. 185 fi.; Langenbed, Die 
Bereisführung, 3 Abthl. S. 442 ffe; Zint, Ermittelung bes Sachverhalts im franz. Civil⸗ 
proceß, 1, 347 fj.; die Gutadten von Haaß, Kreizenach u. P. Hinfhius in den Ber- 
bandlungen des deutfchen Juriſtentags, Bd. 5; v. Baar, Recht unb Beweis im Civilproceß, 
S 71 fl. P. Hinſchius. 
Zeugen⸗Eid⸗Pflicht, Zeugnißzwang im Civil⸗ und Criminalproeeß knüpft ſich 
an bie allgemein anerkannte, im Gebiet des D. Reiches die Grenzen des Einzelſtaates über⸗ 
fchrertende Bürgerpflicht, in Privat- und in öffentlichen Angelegenheiten auf Erfordern des 
Richters Zeugniß abzulegen. Diefer braucht feinesmegs der perjönliche Richter zu fein, bei ihm 
indeß beruht das Recht des Zmanged. Durch das Zeugniß ſollen ftreitige oder unbefannte 
Thatumitände dergeitalt an den Tag gebracht werden, daß Niemand mehr Anlaß hat, an 
deren Wahrheit zu zmeifeln. Darum foll e8 beeidigt, im Eide der Allwiſſende als 
Richter über Zeit und Ewigkeit angerufen werden. So wird „bei Gott, dem Allmäch— 
tigen und Allwiffenden” geſchworen; umd zum Schluffe betheuert: „fo wahr mir Gott 
helfe zur Seligkeit“. Rarticulargejege fügen hinzu für Evangelifche: „Durch Jeſum Chri- 
ftum”; für Katholiten: „und fern heiliges Evangelium‘; jehliegen fir Juden mit „Gott 
helfe”, geben fir viele — fehr vereinfacht in Preußen 1869 — für Griechen, Muhamedaner 
beiondere, deren Slaubenanfichten berüdfichtigende Bormvorfchriften, welche für Mennoniten 
bi8 zur Erfetzung des Eides durch em „Ja“ unter Handſchlag auf eine entiprechende 
fererliche Frage ausgedehnt find. Im Uebrigen zählt der Zeugeneid zu ben geftabten 
Eiden. Der Richter ſpricht ihn vor. Taube, Stumme unterjchreiben die Eidesformel; 
find fie leſens- oder fchreibensunfähig, fo ift die Beeidigung unmöglich. Der fachliche 
Inhalt der Formeln gebt dahin: „nach beftem Willen und Gemifjen die ganze Wahr: 
„beit und nichts als die Wahrheit jagen zu wollen‘ (vor dem Verhör) oder: „gelagt zu 
„baben” (nach demfelben). Andere Faſſung: „vie reine Wahrheit gefagt und weder etwas 
„binzugejeßt, noch verfchwiegen zu haben”. Hier mit dem Zuſatz: „außer den (im Pro- 
„tocoll bemerften) Umftänden, zu deren Offenbarung Zeuge fih nicht für ſchuldig halte“, 
falls ein Ausnahmefall dieſer Art begründet erſcheint. Eine gerichtliche Vereidigung ein- 
für allemal, wie bet Sachverftändigen, gibt es bei Zeugen nicht, doch vereinfacht fich für 
Beamte, infofern fie über Gegenftände, welche ihr Amt unmittelbar betreffen, gehört wer⸗ 
den, die Eiderleiftung, indem fie durch Berfiherung auf den Amtserd erjegt wird; ähnlich 
die Berfiherung auf den in derſelben Sache ſchon geleifteten Eid bei nochmaliger Ber- 
nehmung defjelben Zeugen. Brivilegirt pflegen Perfonen fürftlichen Standes (nicht Geift- 
liche) zu fein, entweder allgemein oder mit Bezeichnung der einzelnen Familien, infofern 
fie den Eid nicht nachiprechen, jondern die vorzuleſende Formel unterfchreiben. Für fie pflegen 
auch Vorrechte bezüglich der Ericheinungspflicht zu beftehen; während diefelben, infofern fie 
für active Offictere in Preußen gegeben worden, nach Einführung der mündlichen Verhanb- 
lung in Straffaden ihre Bedeutung verloren haben, obſchon dies nicht unbeftritten geblieben. 
Die Ericeinungspflicht füllt mit der Eidesfähigleit nicht zufammen. Auch der wegen 
Alters (unter 14 Jahren), Mangels der Ehrenrechte, oder fonft Eidesunfähige muß dem 
Ladungsbefehl folgen. Krankheit, Altersſchwäche und die erwähnten, einjchränfend auszu= 
legenden und ähnliche Brivilegien, 3. 3. der Geſandten verınöge der Sxterritorialität, 
der Biſchöfe wirken theils entſchuldigend, theils befreiend; nicht Störung in den Privat- 
geihäften, obſchon hier billige HRüdfichten auf Anzeigen thunlichft genommen werden, noch 
auch große Entfernung, da der Staat für Reife- und Zehrungs-, ſowie für Berfäum- 
nißkoſten nach particulär georbneien Zarbeftimmungen oder bis zu dem beweiskräftig dar⸗ 
gethanen höheren Betrage des Schadens Erſatz leiftet. Dem Staate bleibt der Rüdgriff 
auf den anderweit Koftenpflichtigen; mit Erfolg nur, joweit er zahlungsjähig, woher Bor- 
ficht in Criminalfachen bezüglich der Ladung entbehrliher Zeugen eingefchärft, Einziehung 
von Vorſchuß in Civilproceßſachen vorgefchrieben zu werden pflegt. — Hat der Zeuge 
der Erjcheinungspflicht genligt,, fo bat er weiter die Pflicht, mit aller Aufmerkſamkeit zu 
hören und auf die Tragen (ad generalia oder personam , bemmnädft ad rem) feiner 
Eidespflicht eingedenk zu antworten. Sein ſubjectives Ermeſſen bezüglich der Angemefien- 
beit, jelbft der BZuläffigfeit der Fragen tritt dabei ebenfo in den Hintergrund, als etwa 
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feine Glaubensanſichten bezüglich der Formel des ihm abverlangten Eides. Ueberall 
handelt es fich hierbei um Angelegenheiten des öffentlichen Rechts, insbeſondere bietet die 
Aufftelung verſchiedener Schwurformen für verfchiedene Religionsgejellichaften nur eine 
Begünftigung zur Schonung der Gewiſſen nad Maßgabe der allgemein befannten Lehren 
ihrer Confelfionen, nicht aber eine Schutzwehr zur Förderung fubjectiver Willfür. Wer 
der von ihn angegebenen Confeffion gemäß vereidigt ift, kann die Meineidsanklage mit 
der Beweisführung nicht ablehnen, daß er einer anderen Confelfion angehöre. Gleich 
wohl gibt e8 eine Reihe von fubjectiven Gründen, welde dazu führen können, die Ber: 
weigerung des Zeugniſſes entweder ganz oder doch theilweife gerechtfertigt erſcheinen zu 
laſſen. Die ragen ad generalia find es, welche den Zeugen auf ſolche Verhältniſſe 
führen und dein richterlihen Ermeffen zu der ihm zufallenden Entſcheidung über die be 
anfpruchte Berechtigung die Grundlagen fennzeichnen ſollen. Cie richten fih z. B. ın 
Preußen 1) auf Verwandtſchaft oder Verſchwägerung mit den Civilprocehparteien oder 
den Angeklagten; 2) anf das Intereſſe am Gegenftande des Proceſſes oder der Unter: 
fuhung und deren Ausgang; 3) auf Beſtechung oder doch Belehrung über das abzu⸗ 
legende Zeugniß; 4) auf Beſprechung mit Nebenzeugen; 5) in Civilproceßſachen auf Er- 
tbeilung von Rath für den Proceß oder die ihm zu Grunde Tiegenden Rechtöverhälmiife. 
Hieraus ergibt fi) alsbald für den Zeugen das etwaige Borbandenjein eines Wei— 
gerungögrundes und deffen Umfang. Hervorzuheben jind für Civil= und Criminalproceß 
1) das Beichtgeheimniß, 2) das Staatsgeheimniß für Iandesherrlide Beamte, 3) Das 
Bertranensverhältnig zwiſchen Advokat und Client, 4) das Gemwerbegeheininig (3. B. ba 
patentirten Erfindungen), 5) die aus abichweifenden Fragen hervorgehende Beſorgniß vor 
nachtbeiligen Folgen für den Zeugen. Hierzu tritt in Civilproceßſachen auch 1) das 
Belenntnig der eignen Schande oder der Schande der nächſten Angehörigen, 2) die Er: 
örterung von Dingen, die die Ehrbarteit verlegen, oder von bloßen Meinungen, Gefin- 
nungen, Urtbeilen Anderer; in Griminalfaden insbefondere das Bekenntniß einer ftraf- 
baren Handlung, aljo die Selbftbezüchtigung; — beftritten ift hierfür, ob aud die Be: 
züchtigung naher Verwandter ein Weigerungsrecht gebe. Den Schuß des Gewerbegeheim- 
niffe8 in der Form der Anonymität durd die Weigerung, Correfpondenten zu nennen, 
haben Redacteure von Zeitungen mehrfach für fich geltend zu machen verfucht, Doch obne 
Erfolg. Die Löſung der Trage hängt mit der im Fluß befindlichen Preßgeſetzgebung 
eng zufammen. — Der Erlaß des Zeugeneides iſt im Civilproceß bei übereinftimmender 
Erklärung der Parteien zuläffig; nicht jo im Eriminalproceg, in welchem dem Richter 
particulär wert gehende Befugnifje in der Vereivigung auch ſolcher Berfonen beigelegt jind, 
welche der Negel nad) nur zur näheren Erkundigung abgehört werben follen. — Diele 
jegen fih Zwangsmaßregeln aus, wenn fie dann des Eides jich weigern. 

Der zur Sicherung der Erfüllung der bisher erörterten Pflichten anzumendende 
Zwang tft feit Längerer Zeit Gegenſtand lebhafter geſetzgeberiſcher Erwägungen. Als 
herrichend war bisher Das Syſtem wiederholter und anhaltender Zwangsmaßregeln durch 
Geldbußen und Haft bis zur Erfüllung der Geſetzespflicht anzuſehen. Die Freiheitsent⸗ 
ziehung kann hier im Vergleich zum Gegenftande des Eivilproceffes oder der Unterſuchung 
außer allem Berhältniß treten, und würde in ungebenmter Dauer an Fichte's Ausftogung 
aus dein Bürgerverein erinnern als der vermeintlich principiell vichtigften Beitrafung wegen 
jeden Bruch8 der Rechtsordnuug durch Verbrechen. Der Entwurf der Eivilproceßorbnung 
für den Nd. Bund will Entlaffung verfügen nicht nur bei Abgabe der Auslage ober 
Verzicht darauf, fondern aud bei Beendigung der Inſtanz. Die Strafprocegordnung für 
die neupreußifhen Provinzen ftuft die Dauer der Zwangshaft ab nach der Wichtig: 
keit der Strafſachen: 1/,, 1, 2 Jahre. Lediglich als einfaches Vergeben mit feit be 
grenztem Strafrahmen wird die Weigerung nad) einem anderen Syitem behandelt. Dies 
reiht ſchwerlich aus. Doch fragt ſich, ob bei fortgefetter Weigerung allein die Freiheit 
in's Auge zu fallen, ob nicht für viele Fälle geeigneter die bevingte Aberfennung gewiſſer 
Ehrenrechte erfcheint, oder auch des Nechtes, den Eid als Beweismittel in eignen Ange 
legenbeiten zu gebrauchen ? 
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Sigb. u. Lit.: Preußen: A. G.O. L 10. 8. 169 f. Crim.Orbn. 8. 309 f. nebſt Er- 
gänzungen bei vo. Rönne. Neue Provinzen: Cio. Pre. Verordn. v. 241. Juni 1867 $. 35. 
Str.Pre.Orbn. v. 25. Juni 1867 88. 155 f. Entw ber Eiv.Brc.Orbn. für den Nd. Bund 
$$. 4719 f. C. de proc. a. 260 f. C. d’instr. cr. a. 71 f. Gem. deutfhes R. ſ. Dr. Re- 
naud, Civ. Pre. SS. 112. 215. Wepell, Syſtem d. Eiv.Prc. 8. 23°. Mod. Bundesgeſ. m. 
Rechtshülfe v. 21. Juni 1869 8. 40. Geſetz betr. die Berfaflung des beutfchen Reiches v. 16. April 
1871 8. 2. 8.6.8. ©. 63. 89. Strafproceg: Handb. von Zahariä 88. 98 f. mit um- 
faffenden Nachweiſungen für weitere Gſgb. u. Lit. Arzt als Zeuge ſ. Emminghaus, Ard. 
f. pract. Kechtsiwiffenih. N. F. 1. ©. 357 f. Anwalt: Präf. Tenge, Arch. f. civ. Prar. 
47. S. 203 f. Bl. f. Rechtspfl. in Thüringen VI. ©. 103. Redacteur: Gutachten aus 
Paris, Erlangen, Bonn in Goltdammer's Ardiv 11. ©. 816 f. (14, 486). Beamte: 
Stier. f. Gſgb. in Baiern 3. S. 449 f. Schaper. 

Biegler, Caspar, geb. 1621 zu Leipzig, zuerft Theologe, dann Iurift, Prof. 
des Rechts, Ordinarius in Wittenberg, flarb 1690. 

Er ſchrieb: De juribus majestatis tract, academ., Vitenb. 1681. 

Lit.: Schulze, Einl. in das deutſche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. 70. 

Teihmann. 

Zilettus, Johann Baptifta oder Jordanus, geb. in Venedig, lebte in der 
zweiten Hälfte des 16. Jahrh. 

Schriften: Index librorum juris, ed. 2 Venet. 1563. — Consilia. — Colleetio con- 
sil. matrim., Francof. 1578. Teichmann. 

Zimmern, Siegmund Wilhelm, geb. 4. März 1796 zu Heidelberg, ſtudirte 
in Heidelberg, promovirte 1817, ſtudirte in Berlin und Göttingen weiter, wurde Privat⸗ 
docent in Heidelberg, 1521 badiſcher Rath, trat zum Chriftenthbum über, wurde nod) 
1821 ord. Prof., ging 1826 nad Jena, wo er 1827 Rath am Dberappellationdgerichte 
wurde, ftarb im Heidelberg 9. Juni 1830. 

Schriften: De Muciana cautione, Heidelb. 18198. — Syſtem der röm. Noralllagen, 
Heibelb. 1818. — Röm.sredhtl. Unterfuchungen für Wiflenfchaft u. Ausübung (mit Neuftetel), 
Heibelb. 1521. — Grundriß des gem. Erbrechts, Heibelb. 1823. — Geſch. des röm. Privat» 
rechts bis Yuftinian, Heidelb. 1826. 29. (III. Band: Der röm. Civilproceß bis auf Zuftiniar.) 

Lit.: Ar. für civil. Braris Bd. I-V. VII VIII IX. XI. — Zeitſchr. für Civ.R. und 
Proc. 1. 47—56. — Neuer Netrolog der Deutihen, VIII. ©. 486—488. — Etienne, Zim- 
mern: Traite des actions, 1843. Teihmann. 

Zinfen, usurae, find der, nad) Maßgabe des Betrags und des Zeitraumes, be- 
vechnete gleichartige Entgelt für die gewährte oder vorenthaltene Benutzung einer Quan— 
tität fungibler Sachen (sors, caput, Capital, Hauptftod, Hauptftamm); der Zinsfuß 
dagegen ift das Verhältniß des Entgelt zum Hauptftode Die 3. werden gewöhnlich 
als jurkftiiche bürgerliche Früchte, fructus eiviles, angeſehen. (S. Art. Frucht). Die 
Zinsverbindlichkeit iſt ſtets eine accefloriihe, indem fie ohne eine Hauptichuld nicht ent- 
fteben, wohl aber, entitanden, fort beftehen kann, da mit dem Untergange der Hauptſchuld 
ein weiterer Zinslauf nicht ſtatihat, Die begründete Zinsſchuld aber weiter beſteht, ja 
ſelbſt durch Verjährung der Hauptichuld nicht nothwendig erliſcht (1. 26. pr. C. 4. 32 
tft anomal). Dur längere Zinszahlung entfteht nad röm. R., das in 1. 6. 8. 1. 
D. 22.1 eine Erfigung nicht meint, und nad Preuß. A. L. R. TH. J. Fit. 11.88. 837 — 
840 die Vermuthung für das — einer Hauptſchuld. Als Begründungsarten gelten 
I. Vertrag (usurae conventionales), refp. teſtamentariſche Verfügung (u. testamen- 
tariae). Nach röm. R. konnten bei den contr. strieti judieii 3. nur durch stipulatio, 
bei den contr. b. f. ſchon durch jedes pactum, nad) neuerem Rechte durch jedweden Ver⸗ 
trag, oft unter erforderter ſchriftlicher Form bedungen werden. Die im röm. R. nur bei 
contr. str. jud. zuftehenve felbftändige Zinsklage ift jeßt unabhängig von dem Schidjale 
des Gapital8 und verjährt für jede einzelne Rate felbftändig vom Fälligkeitstermine ab 
nah Defterr. Gel. 8. 1480 m 3 Jahren, nad Preuß. Geſ. v. 31. März 1838 
8.2 N. 5 in 4 Jahren, nad C. civ. a. 2277 und C. civ. ital. a. 2144 m 5 
Jahren. Nachforderung verfallener 3. ift zuläffig, wenn nicht etwa der Gläubiger bei 
der Zahlung ober fonftigen Aufhebung der Hauptichuld auf diefelben verzichtet hat (Preuß. _ 
ALR. I. 11. SS. 843 — 847 fingirt Verzicht bei vorbehaltlofer Quittung des Gläu- 
bigers, ebenfo C. civ. a. 1908, Sächſ. Gef. 8. 986). Frühere Zinsentrichtung wird 
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dann vermuthet, wen der Gläubiger über den legten Termin (und zwar ohne Borbehalt 
Preuß. AR. I 11. 8.842) oder über drei fucceffive Termine (Sächſ. &el. $. 965) 
quittirt bat. II. Durch Nichterfüllung einer Verbindlichkeit, rvobei die 3. den erlittenen 
Schaden ausgleichen follen. Hierher gehört der Berzug: PFreug APR a a. O. 
8. 827 — Oeſterr. Geſ. 8. 1333 — Sächſ. Gel. 8. 7412 — C. civ.a. 1153 — 
C. civ. ital. a. 1231, wobet das röm. R. und Das gem. R. im R.A. von 1640 
8. 139 und das Sächſ. Gel. 8. 742 den Beweis eined größeren Nachtheils, ald 
des der entgangenen gefeglichen 3. zulaflen, während bie anderen Geſetzgebungen dies 
meift außfchließen, wie C. civ. a. 1153 — C. eiv. ital. a. 1231 — Oeſterr. 
Geſ. von 14. Juni 1868. Hierher gehören ferner die Fälle des Kaufes ohne gi: 
währten Credit, wo von der Mebergabe der Sache die Kaufſumme zu verzinfen ıft, Preuß 
ALR. I 11. 88 1099 — 111 — Defterr. Gef. SS. 1062. 1334, des in Ansfüh- 
vung' des Geſchäfts für den Herrn eigene Gelder vorſchießenden Geſchäftsführers, 
Preuß AYR.T 13.8 72 — Sächſ. Gef. 8. 1314 — Defterr. Gel. SS. 1012. 
1014. 1036—38. 1042 — D. 95.6.3. 4. 93. 2930 — des Bermwalters fremder oter 
gemeinfchaftliher Sachen, der diefe pflichtwidrig unverzinft liegen läßt, Preug WER. 1. 
14. 8. 140 — Defterr. Gef. 88. 228. 235. 252. 1009. 1190 — Sädf. &e. 
3. 1311 — D. 9.6.8.4. 95 — deſſen, der fremde Gelder unberedtigt in eigenen 
Nutzen verwendet, Preuß. A.LR.L 14. $. 87 — Defterr. Gef. &. 1009 — der mors 
ex re, PreugÜLR. J. 16. 8.20 — Defterr. ef. 8. 1334 — Sächſ. Ba. 
8. 736 — C. civ. ital. a. 1231 (anderd C. civ. a. 474. 1139. 1153. 1652. 
2001). — Endlich kann auch hierher geftellt werben der Fall, daß Jemand ſich durd 
ein Delict in den Befi einer Geldſumme ſetzt, Preuß. A. L. R. I 7. 8. 232 (Höckite 
geſetzmäßig erlaubte) — Defterr. Gel. 88. 335. 338. II. Dich Rechtsſatz: Bre: 
ceß- und Judicatszinſen: jene erfteren laufen im Proceſſe von der litis contestatio 
an, dieje Tiefen im rom. R., wenn der Berurtbeilte nicht innerhalb der Judicatsfrift ven 
4 Monaten zahlte, und zwar in Höhe von 12%,, nad) gem. R. namlich RD.A. 
von 1600 8. 139 in Höhe von 5%, (ec. 2. C. 7. 54: 129,9. Oeſterreich kenn 
beide Arten nicht, da es jpäteftend an dem der Klagzuftellung nachfolgenden Tage Ber: 
zug eintreten läßt. Das Preuß. A. L.R. kennt Judicatszinſen, I. 7. 8. 231 — I 11. 
88. 821. 1079 — I. 16. 8. 66. Die felbftändige Klagbarkeit diefer Pegalzinfen oben 
N. II. und III.) verjagt das röm. R., ebenfo Sächſ. Geſ. 88. 675. 754 — arg. e 
. contr. Preuß. ÜLR. T. 11. 8. 848. 

Was den Zinsfuß anlangt, jo. rechneten die Römer nach Procenten des Capitals 
pro Monat (usurae centesimae = 12°,, u. semisses — 6°%,), zur Kaiſerzeit nad 
den 24 siliquae eine® solidus pro Jahr (centesimae usurae — 3 siliquae von jedem 
solidus des Capitals — 121, %,, semisses usurae — #64, %/,), beutzutage rechnen 
wir nach Procenten pro Jahr. Juſtinian beftimmt als höchſten Zinsfuß 12%, (foenus 
nauticum, usurae rei judicatae), als Kegel 6 %/,; das can. R. verbot in C. 14. q. 4—6 
x. 5. 19, m VI® 5. 5, Clement. 5. 5 das Zinſennehmen gänzlih, Das gem. R. ge 
ftattete nad der R.P.O. von 1577 Tit. 17. $. 9, Tit. 20. $. 6, dem R. D. A. vn 
1600 $. 139 und dem R.D.A. von 1654 8. 174 5°, und bebeuten landesüblide 
meift die gefelich wegen des Wucherwerbotes firirten 3.; das D.H.©.B. X. 287 6 %/, und 
nah A. 292 mehr als 6%, bei Darlehn und Schulden eines Kaufmannd. Die neuefie 
Zeit hat mit Seleitigung der Wuchergefeße auch die Freiheit in der Beſtinmung der Hobe 
oorbedungener 3. gebradit, jo Preuß. Geſ. v. 12. Mat 1866 und D. Reihsgeler 
v. 14. Nov, 1867 — Defterr. Gef. v. 14. Juni 1868 — Dänemark 1855 — 
Spanien 1856 — Niederlande und Norwegen 1857 — Schweden 1864 — | 
Belgien und Italien (C. eiv. ital. a. 1831) m 3. 1865 (1866) — Baier. 
Geſ. v. 5. Dechr. 1867. Dagegen geftattet das Franz. Gel. v. 3. Sept. 1807 ber 
Geldſchulden in bürgerliden Sachen 5 %,, in Handelsſachen 6 %,, obne die im a. 1907 
des C. eiv. erforderte Echriftlichleit des Verſprechens. 

Nah röm.' R. dürfen von dem gegebenen Capitale 3. nicht abgezogen, wohl abe 














Binfeszins — Zollverein. 715 


vorausgezahlt werben, wenn fie mit ihren 3. den böchften erlaubten Zinsſatz nicht über⸗ 
ftetgen (c. 26. $. 1. C. 4. 32). Der 8. 817 des Preuß. A. L. R. I. 11 ift durch das 
Bundesgefeß aufgehoben, ähnlich Defterreich rüdfichtlih des Gef. v. 1868 8.4. Da- 
gegen ftreitet man über Anwendbarkeit des röm. Verbote des ultra duplum s. alterum 
tantum ]. 26. 8. 1. D. 12. 6 — ce. 27. 8. 1. C. 4. 32, daS jedoch dem Preuß. 
A. L. R. I 11. 8. 824 unbefannt iſt, ebenio dem Sächſ. Gel. $. 682, dem 9.6.8. 
A. 293, dem C. civ. und den C. civ. ital., nicht aber dem Defterr. ©.B., indem 
dieſes felbft bei bevungenen Verzugszinfen $. 1335 die Zinsverbindlichkeit enven läßt. 

Eigenthümlich den Inhaberpapieren ift der Verkauf inel. und excl. 2. 

zit.: Randa, Zur Lehre von den Zinfen u. ber Conventionalftrafe, Wien 1869, S. 3— 
31. — Yaques, Die Muchergefeßgebung n. das Civil- u. Strafrecht, Wien 1867. — Hin- 
ſchius, Zeitfehr. für Rechtspflege UI. ©. 14 fi. — Gruchot, Beiträge XIIL ©. 220 ff. — 
Goldſchmidt, Zeitihr. VII. S. 217. — Neumann, Geſch. des Bucers in Deutfchland, 
Halle 1865, ©, 555 — 568. 11— 22. — Streuber, Der Zinsfuß bei den Römern, Bafel 1857. 
— Braun⸗-Wirth, Die Zinsmucergefeße, Mainz 1856. — Endemann, Die national- 
öfonomifchen Grundjäße der can. Lehre, Jena 1863. — Endemann, Die Bedeutung ber 
Wucherlehre, Berl. 1866. — Berndt, Die Wuchergeſetze und ihre Aufhebung, Berl. 1857. — 
Merckel, Ueber ven Zinswucher nach dem in der Pfalz geltenden franz. St von 1807, Hei⸗ 
delb. 1855. — Neineniperner, Gegen die Aufhebung ergebe, Berl. 1860. — 

Rizy, Ueber Zinstaren u. Wuchergefege, Wien 1859 (Pfeifer gegen dieſe Schrift, Stuttg. 

1859). — Strafredtspflege in Deutfehlanb, Bd. 3 (1860). Teichmann. 

Zinſeszins (anatocismus) bedeutet Zinſen von Zinſen nehmen. Man trennt ge— 
wöhnlich den Fall, daß verfallene Zinſen zu dem Capitale geſchlagen werden und nun= 
mehr diefe Summe verzinft wird als anat. conjunctus von dem alle, daß aus den 
verfallenen Zinfen ein neues verzinsliches Kapital gebildet wird als anat. separatuf. 
Beide Arten waren im röm. R. verboten, c. 28. C. 4. 32. In den beutjchen Reichs⸗ 
gefegen finden ſich Beftimmungen, daß e8 den Gläubigern nicht geftattet fein ſolle, „um 
ein Feines Berfäumniß der Zeit, fo fie der Bezahlung zu thun an- 
jegen, ein übermäßiges Intereffe zu fordern und mit der Hauptfumme 
zu fteigen und dieſelbe umzuſchlagen“, R.P.O. von. 1530 Tit. 26. $. 1, von 
1548 Tit. 17. 8. 1, von 1577 Tit. 17. 8. 1. Das Preuß. A. L.R. geftattet den 
Anatocismus Th. I. Tit. 11. 88. 818—820 bei 2jährigen und älteren Zinsrüdftänden 
und bei Yudicatözinien, und im Falle des U. 291 des D. H.G.B., was dur das Bundes⸗ 
gejeß vom 14. Nov. 1867 nicht geändert iſt. Das D. H.G.B. N. 291 geftattet ihn für 
den Contocurrentüberichuß bei Kaufleuten. — Das Defterr. Gel. v. 14. Juni 1868 
8. 3a. b geftattet Zinfen von Zinfen zu nehmen im alle befonderer Verabredung und 
bei Einflagung fälliger Zinfen vom Tage der Klagebehändigung und entſcheidet über bie 
Höhe die Verabredung, fonft gilt das Maß ver gejeglichen Sinfen von 6 %,. — Das 
Sädl. GB. geftattet den Anatocismus bei den durch Neuerungsvertrag zu Hauptforde- 
rungen erhobenen 2jährigen Zinsrückſtänden und bei Saldoſchulden in den 88. 679 — 
681. — Das Baier. Gef. v. 5. Dechr. 1867 enthält im U. 1 Teinerlei Verbot von 
3 — Der C. eiv. geftattet 3. im a. 1154. 1908 bei verfallenen, minveftens 1jährigen 
Binjen, wenn e8 verabredet worden oder darauf geflagt wird. — Der C. civ. ital. 
a. 1232 ebenfo unter befonderer Erwähnung der Usance in Handelsſachen und der der 
Sparkaffen over ähnlicher Inſtitute. 

Lit.: ©. oben bei dem Art. Zinfen. Zeihmann. 

Bonnettuß, Franciscus, geb. in Bologna, Schüler des Alciatus, lebte in ber 
festen Hälfte des 16. Jahrh., lehrte zu Ingolftadt, ftarb 1586. 

Schriften: Repertorium legale. — Tract. de matrimonio. — De justitia et jure. 
— De emtione venditione. — Opera, Marp. 1600. Teichmann. 


Zollverein. I Entwickelungsgeſchichte. Bon allen deutſchen Staaten verſuchte 
im Anfange dieſes Jahrhunderts Preußen zuerft, in Das Chaos der beftehenven Zoll⸗ 
und Berfehröbefchränfungen für den ganzen Umfang feines Gebieted durch eine maßvolle 
und vernänftige Reformgefetgebung Drbnung zu bringen. Das unter dem Borfige von 
W. v. Humboldt unter reger Bethätigimg des Miniſters Maaßen (Stanisanzeiger 
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1870 ©. 4167) berathene Geſetz vom 26. Mai 1818 Tieß alle inneren Zollſchranken 
fallen und im Berkehre mit fremden Nationen, fowie bei Handelöverträgen den Grundiatz 
der Reciprocität gelten, geftattete Einfuhr freinder Erzeugnifle und Ausfuhr der einbei- 
mifchen, fette endlich für Einfuhr fremder Waaren nur einen geringen Gewichtszoll von 
1), Thlr. pro Sentner und eine Berbrauchöftener für Berbleiben der Waaren ım In- 
lande bei Fabrik- und Manufactummaaren des Auslanded zu zehn vom Hundert des 
MWerthes nah Durchſchnittspreiſen feſt. Dieſes neue Zollſyſtem fand viele Gegner und 
fo Ichlofjen am 19. Mar 1320 Baien, Würtemberg, Heſſen-Darmſtadt, Baden, te 
fühl. Herzogthümer, Reuß und Naffau einen Separatvertrag, dem zu Folge bis 1523 
in Darmftadt Verhandlungen ftattfanden, die jedoch ohne Reſultat blieben, ebenfo wie die 
auf Anregung Würtembergs veranftalteten Gonferenzen in Stuttgart 1823—1825. Auf 
erneuerte Vorjchläge des Königs von Würtemberg ließ ſich Batern bereit finden, nochmals 
in Berhandlungen einzutreten, nachdem es jelbft eine Reviſion feines Tarifs vorgenommen, 
und wurde am 18. Januar 1828 der erfte förmliche Sollvereindvertrag zwiſchen beiden 
Staaten geichloffen, in welchen baieriſches Maß und Gewicht zu Grunde gelegt wurde. 
Dagegen hatte fihb an Preußen 1819 Schwarzburg-Sondershaufen, 1522 
Schwarzburg:-Rudolftadt, 1823 Sachſen-Weimar-Eiſenach, 1826 Lippe— 
Detmold, 1823, reip. 1826 Bernburg, 1828 Anhalt angeſchloſſen und folgte 
ißnen 1830 Oldenburg wegen Birkenfeld. Schon 1828 hatte fih Hellen: 
Darımnftadt ebenfalls mit Preußen verbunden zu einen befonderen 3., dem die Zelt: 
vereinigung Kurheſſens mit Preußen 1831 folgte, während der 1828 zu Kaſſel ge 
Ichloffene mitteldeutihe 3. bald ſich auflöſte. Erſt 1833 fand eine Vereinigung 
des preufßtich=beffiichen und würtemberg=baterifchen Vereins ftatt (22. März), dem am 
30. März Sadhjen und am 11. Mai der am Tage vorher gegründete thürin— 
giſche Zoll- und Handelsverein beitrat. So war für die meiften Deutichen Staaten 
der 1. Januar 1834, mit dein die Zollverträge ins Peben traten, ein denkwürdiger 
Moment. Durch die Umftände gezwungen, traten zögernd endlich Baden, Hombura 
und Naſſau 1835, Frankfurt 1836 bei. Es bildete diefer 3. einen Verein voll⸗ 
kommen felbftändiger Staaten mit gleicher SZollgefetgebung, gleihen Zolltarıfen, einem 
gemeinfamen Yollgebiete mit faft völliger Verfehrsfreiheit im Innern und mit gemein 
Ihaftlichen, gleichheitlih nach den Bevölkerungszahlen zu theilenden Zolleinnabmen. Zu 
Ende des Jahres 1836 hatte der 3. ein zuſammenhängendes Gebiet von 8253 Qua— 
dratmeilen mit 25,324,668 Einmohnern und umfaßte 25 Staaten. Bon den zum 
Steuerverein gehörigen Staaten trat 1841 Braunfhweig, 1842 Luremburg, 
im September 1851 enblih Hannover, dem man große Zugeftändniffe machte (Pra⸗ 
cipuum), 1852 Oldenburg bei. Bon größter Wichtigkeit war das 9. 1853, indem 
ſchon am 19. Februar d. I. ein Vertrag zwifchen dem 3. und Oeſterreich geſchloſſen 
wurde, Durch den die Einfuhr=, Ausfuhr- und Durchfuhrverbote aufgehoben und große 
Berkehrserleichterungen , nicht aber beftimmte Verpflichtungen hinſichtlich einer künftigen 
Zolleinigung vereinbart wurden. Am 4. April deffelben Jahres wurde der Zollverein: 
vertrag bi8 Ende 1864 erneuert. Wichtig war e8, daß 1856 Bremen fi anſchloß 
und 1861 alle Durchgangsabgaben abgeichafft wurden, aber am Allerwiditigften, daß ver 
3. endlich einen Anſchluß an das Syſtem der weſt-enropäiſchen Berträge gewann, indem 
der vom 2. Auguſt 1862 datirende deutſch-franzöſiſche Handelsvertrag vom 1. Juli 
1865 an in Kraft trat, nachdem am 16. Mai ein neuer umfaffender Zollvertrag zwiſchen 
ben beutichen Staaten auf der Grundlage jenes Vertraged zu Staude gelommen, am 
11. April aber Berbandlungen mit Oefterreih ihren Abſchluß gefunden hatten. Es 
nabte die ſchwerſte Kriſis, die der 9. jedoch glüdlih übermand. Während des Krieges 
1866 beftanden die Zollverträge thatjächlich fort und in den Friedensichlüffen wurde ver 
Bortbeftand ded 3. von weiteren Verhandlungen abhängig gemacht und eine G6monatlice 
Kündigungsfrift feſtgeſetzt. Mit der Gründung des Nd. Bundes trat zwar eine Auflölung 
des bisherigen 3. ein, da nad Tit. VI der Bundeöverfaffung der Bund ein Zoll: 
und Handelögebiet, umgeben von gemeinfchaftlicher Zollgrenze bildet ; jedoch forgte Preu⸗ 
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Ben dafür, daß durch Berträge mit Baiern, Würtemberg, Baden und Heffen 
die gemeinfchaftlihe Zollgrenze im Süden nicht mit der YBundeögrenze zufammenfallen, 
jondern, wie früher, jene Staaten mit umſchließen follte (8. Juli 1867). Nachdem bie 
durch einen zwilchen Frankreich und Deedlenburg = Schwerin beftehenden Vertrag, demzu⸗ 
folge Letzteres fich verpflichtet hatte, während ber Dauer veflelben keine Tarifpofition über 
7 Fres. 50 Cent. und für Wein über 6 Fres. 65 Cent. pro 100 Kilos zu erhöhen, 
hervorgerufenen Schwierigfeiten durch die franzöfiiche Genehmigung der Auflöjung dieſes 
Vertrages bejeitigt waren, ſchloß Preußen mit Defterreich den Vertrag vom 9. März 
1863, der manntgfache Beilerungen brachte, da Defterreich jelbft in Liberalfter Weife fein 
Zollſyſtem geordnet hatte. Das durch die neue Organifation gefchaffene Zollparlament 
tagte zum erften Dale vom 27. April bis 23. Mai 1868. 

I, Neuere Gejeggebung des Zollvereins. Das erfte wichtige Gejeg war 
das Geſ. v. 2.Dct. 1567, weldes das Ealzmonopol oder ausjchließliche Recht des Staates, 
Salz im Handel zu vertreiben, aufhob und eine Steuer von 2 Thlr. pro Centner Netto 
auflegte. Am 14. Det. 1867 wurde ein Schifffahrtövertrag zwiſchen dem Bund und 
Italien, am 31. Detbr. ein folcher mit Liberia geſchloſſen; am 13. Mat 1868 wurde 
ein Geſetz, betr. Abänderung einzelner Beftunmungen der Zollorbnung und der Zollitraf- 
gejeßgebung, aın 9. März 1868 ein Handels- und Zollvertrag mit Tefterreich verein- 
bart. Das Gef. v. 26. Mai 1868 führte eine Tabakſteuer nad Maßgabe der 
Größe der jährlih mit Tabak bepflanzten Grundftüde von 6 Sgr. (21 Kreuzer) pro 
6 Quadratruthen neben Bergütung für den ins Ausland in Mengen von mindeſtens 
50 Pfund verfendeten Tabaks ein. Das Gef. v. 1. Septbr. 1869 brachte eine 
Zuderfteuer vom inländischen Rübenzuder von 8 Sgr. (28 Kreuzern) pro Zoll- 
centner der zur Zuderbereitung beftunmten rohen Rüben (vgl. Gel. v. Mai 1870). Bes 
ſonders wichtig ift das Vereindzollgefeg vom 1. Juli 1869, das mit dem 1. San. 1870 
in Kraft trat; es umfaßt 21 Abjchnitte und 167 Paragraphen. Nach ihm gilt in ven 
Bereinsftaaten Zollfreiheit bezüglich der Ein- mie Ausfuhr als Regel, von der jedoch ber 
Be Ausnahmen enthält. Binnenzölle find abgejhafft mit Ausnahme der Gelder 
ür Benugung von Häfen, Kanälen ꝛc. Es geſchieht die Zollerhebung nach Gewicht, 
Map, Stüdzahl oder Werth gemäß eined amtlichen Waarenverzeichnifies. Als Zollgrenze 
gelten die Landesgrenzen gegen Das Bereinsausland, an der Küfte die den Wafferfpiegel 
begrenzende Line und iſt der zunächſt inmerhalb der Zollgrenze gelegene Raum Grenzber 
zit, der vom übrigen Gebiete durch die Binnenlinie getrennt iſt. Zollſtraßen find alle 
die Grenze gegen dad Ausland überjchreitenden oder an derſelben beginnenden, dem äffent- 
lichen Verkehre dienenden Eifenbahnen, Häfen, Einfahrten (außer Bremen und Hamburg) 
und die ın und durch den Grenzbezirk führenden Land- und Waſſerſtraßen mit erheb- 
Ichem Verkehre. Mamnigfahe Erleichterungen und Sollbefreiungen oder Vergütungen 
gelten, für den Maß- und Marktverkehr, Retourwaaren, Strandgüter und zur Vervoll: 
fommnung oder Reparatur eingehende Wiederauöfuhrmaaren, für die Anfage- und Be- 
gleiticheine und die Declarattouen, welche zu einem Documente mit verbindlicher Kraft 
für Abfender, Frachtführer und Empfänger geworden find. Bei falichen Deelarationen 
ift der Gegenbeweis des guten Glaubens nicht ausgeichloffen. Zollerlag für die auf dem 
Transporte zu Grunde gehenden Waaren fteht den Hauptämtern zu. Der U. 20 ent- 
hält eingehende Strafbeftimmungen für Contrebande, Defraudation, Waffengebrauch und 
Deftehung. Endlich ift zu erwähnen das Geſetz, betr. Abänderung des BVereinszolltarifs, 
vom 1. Juli 1865, welches vom 1. Octbr. 1870 in Kraft getreten ift, das 51 Artikel 
vom Eingangszoll befreit, bei 31 anderen dagegen ihn ändert. Durch die Stiftung des 
Deutihen Reiches hat der 3. eine formale Bedeutung nur noch in Beziehung zu Luxem⸗ 
burg behalten. 

Lit.: Weber, Der veutiche Zollverein, Leip. 1869. — Kalte, Die Gef. bes deutſchen 
Zollvereind, Leipz. 1869. — Feſtenberg-Packiſch, Gefch. des Zollvereins, Leipz. 1869. — 
Emminghaus, Entwidelung, Krifis und Zukunft des beutichen Zollvereins, Leipz. 1863, 
und im Jahrb. für Bollswirtbiaft, ein 1868, I. Jahrg. 152— 174, ſowie in „Unfere 
Zeit“, 1864, ©. 165 Pf. — Aegidi, Aus der Vorzeit des Zollvereing, Hamb. 1865. — 
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Seelig, Schleswig- Holſtein und der Zollverein, Kiel 1865. — Schmidt, Zeitgenöffiiche Ge⸗ 
ſchichten, Berl. 1859. — Houth-Weber, Der Zollverein feit feiner Erweiterung durch den 
Steuerverein, Hann. 1861. — Borwände und Thatfadden. Ein Beitrag zur Kritik der Oppe— 
fittion gegen den Handelsvertrag vom 2. Aug. 1862, 1862. — Die Induftrie des Zollvereins 
und der preuß.- franz. Hanbelövertrag, Erl. 1863. — Der Handel Hamburgs, 1869. — Ne— 
benins, Dentihrift Über den Beitritt Badens zum Zollverein, Karler. 1833. — Kranje, 
Der große preuß.-beutfche Zollverein in Beziehung anf den thüring. Zollverband, Ilmenau 
1834. — Kühne, Ueber den beutfchen Zollverein, Berl. 1836. — Mathy, Betracht. über 
den Beitritt Badens zum deutſchen Zollvereine, Karlsr. 1834. — Der Handelsvertrag greifen 
Preußen und den Übrigen Staaten des Zoll= und Handelsvereins mit der Pforte, Berl 1341. 
— Richelot, L’assoeiation douaniere allemande, 1845. — Riede, Die Tarifreform im 
Zollvereine, in ber Tüb. Zeitfehr. für bie gef. Staatswiſſenſchaften, 1863. — Fiſcher, Ueber das 
Weſen und die Bedingungen eines Zollvereins in Hildebrands Jahrb. für Nationalök. u. Stat 
2. Jahrg. 1. ©. 317 fi — Winkler, Grundriß der Verfafjungs- und Vermaltungstunte, 
Dresd, 1870. — Stodmann, Die Gefetgebung des Nd. Bundes und des beutfchen Zollver- 
end, Leipy. 1870. — Hirth, Annalen bes Nd. Bundes. — Hirth, Der Zolltarif des Zoll: 
vereind vom 1. Oct. 1870, Berl. 1870. — Schneider, Die Organifation des Zollvereins, 
Berl. 2. Aufl. 1870. — Schneider, Der Bereind- Zolltarif von 1870, Berl. 1870. — Ro> 
her, Zur Gründungsgeſch. des Zollvereins, Berl. 1870, Zeihmann. 


Bollvergehen: Zumiderhandlumgen gegen Zoll- oder andere auf imbirecte Ab⸗ 
gaben bezügliche Geſetze. E8 gehören dahin: a) die Defraudirung der betreffenden 
Zölle s. Abgaben; fpecieller: die Hinterztehung der Ein-, Aus= oder Durchgangsabgaben 
und die Yichtanzeige von Gewerbshandlungen, deren Ausführung die Verpflichtung zur 
Entrihtung einer Abgabe begründet; b) die Berlegungen der zum Schuge des 
Zollintereffes gegebenen Berwaltungsvorſchriften, wie z. B. der mi: 
Rüdjicht auf jene Gewerböbandlungen und deren Befteuerung gegebenen Controlvorichriften 
über den Transport, die Aufbewahrung, die Bezeichnung und den Verſchluß ver Waaren, 
der befonderen auf Häfen, Niederlagen ꝛc. bezüglichen Regulative u. |. f. e) Jener Te 
fraudirung wird an die Seite geftellt und nach gleichen Grundſätzen behandelt die Gen- 
trebande, d. i. die einem Verbote zuwider erfolgende Einführung, Ausführung over 
Durchfuhr von Gegenftänden, ferner die verbotwidrige Erzeugung s. Veräußerung von 
Segenftänden der Staatsmonopole. — Hinfichtlich der ftrafrechtlichen Natırr jener Defrau 
dirung ıft auf den Art. Defraudation zu verweilen. Die Eontrebande und die sub b. 
erwähnten Ordnungswidrigkeiten fallen unter den polizeilichen Geſichtspunkt. 

Defraudirung und Contrebande werden mit Confiscation der bezüglichen Gegenftänte 
und einer Geldſtrafe (deutſches Vereinszollgefeg: dem doppelten — Afadhen, unter Um: 
ftänden dem 8— 16fachen, Defterreih: den 2 — 12fadyen der defraudirten Abgabe, der 
Hälfte 618 zum Duplum des Waarenwerthes), ausnahmsweiſe mit Gefängniß (Uefterreik: 
einfachem oder ftrengem Arrefte, mit welchem verichiedenerlei Rechtsfolgen werbunden wer: 
ver können) beftraft. — Das deutſche Vereinszollgefeg läßt bei den meiften einſchlagenden 
Handlungen s. Unterlaffungen den Beweis zu, daß ein Vergehen nicht beabfichtigt- war. 
Es joll dann nur eine Ordnungsbuße eintreten, wie fie auf die sub b. erwähnten Ord— 
nungswidrigkeiten geſetzt ift (50, reſp. 100 Thlr.). Die Beweislaft trifft hier den Be— 
ſchuldigten. Oeſterreich fest im Allgemeinen nur Zurehnungsfähtigfeit (deren Mangel 
regelmäßig von dem Beichuldigten zu erweilen ift), nicht Zurechenbarfeit des vorſchrifts 
widrigen Vorgangs, ausnahmsweiſe aber rechtswidrigen Vorfag voraus. — Als Aut: 
zeihnungs=, vejp. Erichwerungsgründe gelten das künſtliche Verbergen der Gegenſtände. 
dad Zuſammenwirken Mehrerer, das Führen von Waffen, das Handeln unter tan 
Schute einer Berfiherung, der gewerbsmäßige Betrieb. 

Eigenthümliche Beftimmungen finden fih in Bezug auf eine jubfivtäre Haftverbind 
Tichfeit Dritter; jo der Handel- und Gewerbtreibenden für in ihren Dienften oder in 
Zaglohn ftehende Berfonen, der Eifenbahnvenwaltungen für ihre Angeftellten und Bevoll⸗ 
mächtigten, des Bamilienhauptes für die Familienglieder (Oefterreih: ber nicht direct mit 
Strafe bedrohten Mitſchuldigen). Die Haftung bezieht ſich (Vereinszollgefeg) auf Die ix: 
treffenden Abgaben und, wenn der Beweis der Schulplofigkeit nicht geführt werben fann, auf 
die Geldbußen und die Gerichtöfoften. Defterreich ſchließt, wenn dieſer Beweis geführt 
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wird, die Haftung aus. — Beſondere Beſtimmungen finden ſich ferner in Betreff der Theil⸗ 
nahme (Einichränkung der Strafbarfeit), Des Rüdfalls, der Verjährung, der Eoncurrenz (Auf- 
ftellung des Cumulationsprincips, jedoch Defterreih 8. 107), des Berfuhs (Einjchrän- 
fung der Strafbarkeit), der Strafverwandblung, der Haftımg der Sachen, auf welche fich 
pie Üebertretung bezieht, der Belohnung der Anzeiger x. Sehr detaillirte Beitimmungen 
über dies und Anderes hat insbeſondere Defterreich. 

Die Erledigung diefer Straffachen erfolgt nach dem Vereinszollgefetze regelmäßig im 
Wege eined abminiftrativen (in den Händen der Hauptzoll»- und Hauptſteuerämter, ſowie 
der Provinzialfteuerdirectoren liegenden) Verfahrene Der Angeſchuldigte kann jedoch 
gegenüber einer Entſcheidung der Abminiftratiobehörden auf gerichtliches Gehör und 
Erkenntniß antragen. Die Verurtheilung auf Grund ſubſidiariſcher Haftbarkeit kann nur 
Durch die Gerichte erfolgen. Jenes abminiftrative Berfahren ift an leichte Formen ge- 
bunden. ‘Dabei ift den Behörden (den Provinzialfteuerbirectoren) ein weitgehende Mil⸗ 
derungsrecht eingeräumt. — Freiwilliges (ein Urtheil nicht abwartendes) Uebernehmen 
der Strafe ſteht in Bezug auf die Rückfallsbeſtimmungen der rechtskräftigen Verurtheilung 
gleich. — In Oeſterreich urtheilen beſondere, durch richterliche und politiſche Beamte ge= 
bildete „Gefällsbezirksgerichte“, „Gefällsobergerichte“ und ein „oberſtes Gefällsgericht“. 
In Bezug auf das Verfahren unterſcheidet es mindere und ſchwerere Gefällsſtrafſachen. 
Ueber jene findet ein abgekürztes Verfahren ſtatt. 

Gfgb.: Deutſches Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869; Einführungsgeſetz zum Nd. Str. G. B. 
8. 7; Preuß. Gef. vom 22. Mai 1852; Verordn. vom 25. Juni 1867. Oeſterreich: Str. GB. 
über Gefällsübertretungen vom 11. Juli 1835. — Str. G.B. und Strafverfahren in Bezug auf 
Zuwiderhandlungen gegen die Zoll-, Steuer- und Communicationdabgabengejege und die Bro- 
ceßbuchführung bei deu Hauptzoll= und den Hauptftenerämtern von W. Röhr, FR 1870. 

ertel. 

Zuchthansſtrafe, gegenwärtig in Deutſchland die ſchwerſte Art der Freiheits- 
fteafe, welche theil8 auf Zeit, theils lebenslang erkannt werden kann. Urſprünglich hatte 
„Zuchthaus“ einen anderen Sinn, ald gegenwärtig. Die alten Zuchthäufer, deren Ent- 
ftehbung in das Ende des 16. Jahrh. fällt (in Deutichland feit Beginn des 17. Jahrh.), 
waren landespolizeilibe Bellerungsanftalten, in welche Bettler, Bagabonden, Trunkſüchtige 
bis zu ihrer Beſſerung einer Zucht unterworfen wurden. Allmälig wurden die Zucht- 
häuſer durch Abtrennung befonderer „Arbeit8”=, Spinns oder Correctionshäufer zu wirt 
lichen Strafanftalten. Die ihnen entſprechenden Einrichtungen find in England die con- 
vict prisons zur Vollſtreckung der penal servitude, in Frankreich theils die Bagnos 
für travaux forces oder die maisons centrales (für reclusion), in Belgien die maisons 
de force. Die fennzeihnenden Merkmale der 3. im Verhältniß zu anderen Freiheitö- 
ftrafen find in Deutichland (vgl. 8. 15 des Str. G.B.): 1) ihr Minimum ift höher als 
dasjenige anderer Strafen (ein Jahr); 2) jie iſt mit Zwangsarbeit verbunden, zu wel⸗ 
her die Berurtheilten angehalten werden müflen (bei der Gefängnißftrafe nur angemeflene 
Beihäftigung nad Wahl der Behörden unter Berüdfichtigung des perfünlichen Verhaltens 
des Berurtbeilten); 3) fie fteht in Verbindung mit gewilfen nothwendigen Beichräntungen 
der perjänlichen Ehre ($. 31); dauernde Dienftunfähigfeit für Heer, Marine und Staats- 
ämter ıft die Nechtöfolge; 4) ın ihrer Vollftredung findet das Inftitut der vorläufigen 
Entlafjung eine Stelle (88. 23 ff.). Gegen Perfonen unter 18 Jahren findet 2. keine 
Anwendung ($. 57,n. 3). Das zeitliche Verhältniß der 3. zur Gefängnißſtrafe und dieſer 
zur Feſtungshaft ift wie 2:3. Ueber die Bollziehungsweife der 3. bat das gem. Straf- 
recht nichts beftimmt, außer daß a) die Strafarbeiten auch im Freien wollftredt werben 
fünnen; b) ftrenge Einzelbaft ohne Zuftimmung des Gefangenen nur bis zur Dauer von 
drei Jahren angewendet werben darf. Bis zur Vorlegung eined Strafvollzugsgeletes 
(Reichstagsverh. vom 4. März 1870) beftehen daher die Verſchiedenheiten in den einzelnen 
beutfchen Staaten überall fort. ‘Die weſentlichen Unterfchiede bezüglich der 3. in Deutich- 
land beftehen darin: daß abgejehen von ber Anwendung des einen oder des anderen 
Haftſyſtems (ſ. d. Art. „Einzelbaft”) die Vollſtreckung entweder auf rein abminiftrativer 
Drdnung beruht (Preußen, Sachſen) oder auf geſetzlicher Anordnung (Baden, Baiern, 
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MWürtemberg,. ALS wichtige Elemente der Vollſtreckung der 3., welche theils durch &e- 
ſetz, theils durch Verordnung zu regeln find, kommen in Betracht: das Arbeitöweien 
unter dem Geſichtspunkte der vorwiegend mechaniſchen oder „individualifireriden” Leiſtung 
(außerdem eigner Betrieb des Staates oder VBerdingung der Arbeitöfräfte an Unternehmer, 
der den Sträflingen zu belaffende Arbeitsantheil und Weberverdienft (peculium!, el: 
forge und Unterricht, Disciplinarftrafen und Bergünftigungen, phyſiſche Körperpflege. 

Lit.: f. Art. „Einzelhaft“; außerdem: Wahlberg, Tas Princip der Individualifirung 
in ber Strafrechtöpflege, 1869; für die heutigen Zuftände der Strafanftaltsverwaltung find die 
Materialien zerftreut theil® in den amtlichen ftatiftifchen PBublicationen der Regierungen, tbeils 
in den Zeitſchriften, bei. in v. Holtzendorff, Allgem. deutſche Str. R.Ztg. beit 1861 und in 
Ekerts Blättern für Gefängnißlunde feit 1864 (mufterbafte Berichte Über Bruchfal enthaltend. 
Außerdem zu vergleihen: Die preuß. Gefängniſſe. Beſchreibende Ueberfiht der zum Reſſort des 
Minifteriums des Innern gehörenden Strafe und Gefängnißanftalten, 1870. — Statiftifche 
Nachweiſungen Über bie allg. Strafanftalten des Königr. Sadien 1567. Bollfländige u. periot. 
Bublication über die CS trafanfaltsverwaltung liefern Schweden, Norwegen, Däncmarf, Hollant, 
Frankreich, England (Reports of Convicts prisons für England, Schottland und Irland, 
Rew- ort und Maſſachuſetts. v. Holkendorfi. 

Zwang (vis ac metus). Eine Handlung ift erzwungen, wenn der Wille, durd 
den fie ınd Werk gefett wird, dadurch hervorgerufen iſt, daß der Handelnde abſichtlich 
durch widerrechtliche Bedrohung in die wohlbegründete Furcht vor einem verhältnißmäßig 
bedeutendern Uebel verlegt worden war. Der Handlung des Gezwungenen Liegt biemadı 
der eigene, wenn auch unfreie, Wille des Handelnden zu Grunde, quamvis coactus vo- 
luerit, voluit tamen. Nicht unter den Geſichtspunkt foldhen 3. fällt die rein phyſiſche 
Yöthigung, bei welcher nur der Schein einer eigenen Handlung vorhanden ift, in Wahr: 
heit aber der Handelnde fih nur in der Lage eines Werkzeug findet, deſſen füch der 
Nöthigende zur Ausführung feines Willens bedient, ſog. vis absoluta, im Gegenſatz, zu 
der man den phyſiſchen 3. als v. compulsiva bezeichnet. 

Die civilrechtliche Hauptfrage in der Lehre vom 3. ift die, ob ein erzwungenes 
Rechtsgeſchäft für midhtig oder nur für anfechtbar zu erachten iſt. Letzteres muß fet 
v. Savigny als die herrfchende Yehre wenigſtens für Nechtögeichäfte unter Yebenten 
gelten: ein neuerer Gegner diefer Lehre iſt Schliemann. Für erzwungene letztwillige 
Verfügungen ift der Streit ein lebhafterer. Wenn jedoch die Nechtömittel zur Anfech- 
tung der erzwungenen ‘Dispofition den Ünteftaterben und ben durch ein früheres Zefta: 
ment berufenen Erben gegeben werden (v. Bangerom), ſo ſcheint die Erheblichkeit des 
Streits eine geringe. 

Dem Gezwungenen ſteht auf Grund des erlittenen 9. eine Klage, actio quod me- 
tus causa, und eine Einrede zu; der 3. gehört außerdem zu den Reſtitutionsgründen 
des prätorifchen Edicts. Die Klage hat die Belonderbeit, nicht nur gegen den Zwingen⸗ 
den, fondern gegen jeden Dritten zu gehen, der in Folge des 3. bereichert tft, fie iſt eine 
actio in rem scripta. Streitig ift, ob die verhältnigmäßig größere Bedeutung des ge: 
drohten Uebel, metus majoris malitatis, dazu nöthigt, einen zu berückſichtigenden 2 
nur bei einer gegen die Perſon felbft gerichteten Bedrohung nad) einer der in den Quellen 
angedeuteten Richtungen, Leben, Leib und Freiheit anzunehmen, oder ob aud andere 
Bedrohungen, 3. B. rüdjichtlih des Vermögens als erheblich zu erachten (Windſcheid). 
Ausprüdlih als unmwelentlich bezeichnet find Drohungen mit Infamie und Proceſſen. 

Das öfterreich. und franz. R. erklären alle erzwungenen Rechtsgeſchäfte für nichtig , Das 
fühl. erachtet Nechtsgeichäfte unter Lebenden in Folge Zwangs für anfehtbar, Verfügungen 
von Todeswegen, ſoweit fie erzwungen find, für nichtig. In der Theorie des preuß. R. 
ift die Frage ſtreitig. Rechtsgeſchäfte unter Lebenden convalesciren indeſſen durch fpäteres 
Anerkenntniß nach gehobenem 3. ex tunc, was für bloße Anfechtbarfeit ſpricht. Formelle 
letztwillige Verfügungen unterliegen der Anfechtung wegen 3. regelmäßig nicht, wenn jedoch 
der inftrumentivende Richter am Z. durch Mitwiffenfchaft von demſelben betbeiligt iſt, ſo 
ift die Verfügung nichtig. Dem preuß. R. eigenthümlich ift eine Pflicht des Gezwun 
genen zu gerichtlicher Anzeige von dem 3. binnen einmwöchentlicher Frift nach der Hebung 
deſſelben. Verſäumniß diefer Anzeige erfchwert den Beweis. 
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Im Strafrecht exculpirt 3. den Genöthigten, wenn er durch unwiderſtehliche 
Gewalt oder durch eine Drohung, die mit gegenwärtiger, auf andere Weiſe micht abzu⸗ 
wenbender Gefahr für Leib und Leben bes Thäters ſelbſt oder feiner Angehörigen ver- 
bunden war, zur That gezwungen if. Andererſeits ift Nöthigung in mehrfacher Be- 
ziehung ftrafrechtöwidrig, crimen vis. 

Lit. u. Eſgh.: Savigny, Suften III. 8.114. Schliemann, Die Lehre vom Zwange, 
1861. Aarons in Schletters Jahrb. VIII ©. 9 fi. Dmorat in Haimerls Biertel- 
jahrsſchr. IX. Lit. ©. 36 fi. Better in feiner u. Pöz1E Vierte Kerr II. ©. 180 fi. — 
Deſterr. ©.B. 88. 55. 565. 870. 877. C. civ. a. 1109-1117. Sädi. Civ. G. B. 58. 93. 830— 
832. 1593. 1625. 2078. 2083. Preuß. A. . R. I. 4. 8. 3I—51. 12. 88. 24. 25. — Reichs⸗ 
Str.©.8. 88. 52— 240. 339. 358. 253. 114. 122. 176. Eceius. 

Zweikampf. Ein zwiſchen zwei Perſonen nad) beſtimmten Regeln mit töbtlichen 
Waffen zur (Erlangung, bzw. Gewährung einer) Genugthuung für eine Ehrenkränkung 
ftattfindender Kampf. Im einen weiteren Sinne begreift er auch das fog. amerikaniſche 
Duell: die Lofung um das Leben. Die Definition ded 3. im Oeflerr., Würtemb. und 
Heſſ. Str. G.B. ſchließt. diefe Specie® aus. Die Übrigen geltenden Strafgejege geben 
feine Definition. Das Wort „Z.“ Ddinfte nach ihnen wohl im weiteren Sinne zu neh- 
men fein. Jedenfalls will das amerikanische Duell nach den nämlidyen Geſichtspunkten 
beurtbeilt fein, wie der 3. im engeren Sinne (vgl. den Oeſterr. Entw. 8. 156, f). — 
Das fog. „Rencontre“ fällt unter den engeren Begriff. — Ihre gejchichtlichen Wurzeln 
hat die Sitte des 3. in dem Gottesurtheil des gerichtlichen 3. im germaniſchen Alter: 
thum; ihren praftiihen Salt in der Gegenwart (menigftens in Deutſchland) in den 
eigenthümlichen Grundlagen der Standesehre bei gewillen Ständen. 

Für die ftrafrechtliche Beurtheilung des 3. find zwei Standpunkte möglich: 

1) Man gebt von dem im 3. regelmäßig liegenden Angriff auf Leib und 
Leben aus. Dies führt jedoch nur unter der Borausfegung nicht zu juriſtiſchen Unge— 
beuerlichkeiten, als fie die Berüdfichtigung der eigenthümlichen Umftände, unter melchen 
hier dieſer Angriff erfolgt, genügender Spielraum, bzw. die geſetzliche Nöthigung gegeben 
ft. Diefe Umftände befteben einerfeitS in dem Hinfichtlich jenes Angriffs ftattfindenven 
Einverftändniffe zwiſchen den Betheiligten, andererjeit8 in ven beionderen Bewengründen, 
auf welche der 3. feiner Natur nad hinweiſt. In Bezug auf die letzteren iſt der Her⸗ 
außforderer von den Heraußgeforberten zu unterfcheiden. ‘Dem erfteren gilt e8 Genug. 
thuung zu erlangen für bie erlittene Kränkung zur Befriedigung des individuellen Rache- 
beditrfnifies und zur Wahrung der Integrität feiner (Standes-)Ehre. Der Andere 
nimmt "die Forderung an im Sinne einer Anerkennung der Gleichberechtigung des Yor- 
dererd und um auch ſeinerſeits die Integrität feiner (Standes-) Ehre zu behaupten. Die 
fen Momenten ift Seitens des Strafgejeßgeber8 Rechnung zu tragen, weldes Urtheil er 
auch über die Meinung fällen möge, welche den 3. in die fragliche Verbindung mit der 
(Standes=) Ehre fett. Dieſe Meinung zu bewältigen ift Sache der jocialen Entwidelung, 
welche Iestere fich durch Die Mittel der Strafrechtöpflege nicht bejchleunigen läßt. Dean 
hat dies nicht immer genügend berüdfichtigt. Insbeſondere gilt dies von denjenigen Ge— 
fetsen, welche den oben bezeichneten Standpunkt einnehmen. Hierher kann das Defterreichiiche 
Strafgeſetz gezogen werben. Ferner der C. p. und jedes Strafgeſetz, welches gleich jenen 
des 3. gar nicht gedenkt. Damit nämlich nöthigt e8 die Gerichte, den im Z gegebenen 
Angriff auf Leib und Leben zur Grundlage ihrer Beurtheilung zu machen, obgleich die 
allgemeinen Beftimmungen über Tödtungen und Körperverlegungen in ihrer dermaligen 
Faſſung eine fachentiprechende Berüdfichtigung der beruorgehobenen Umftände überall nicht 
eftatten. 

i 2) Man geht von der im 3. nad den Motiven, auf welche er himweiſt, gelegenen 

Selbfthilfe aus. Dieſelbe ftellt ſich als eine Species der im geordneten Rechtäftante 

grunbfäglich unzuläffigen faggreffiven Eigenmacht (morüber Art. „Selbithülfe‘‘) dar. 

Eigenthümlich iſt derſelben gegenüber anderen Formen dieſer Eigenmacdt, die zwifchen 

den Betheiligten ftattfindende Vereinbarung und bie tamit zulammenbängenve formelle 

Procedur. Die fchweren Folgen, welche für die Betheiligten aus dem 3. hervorgehen 
v. Holtendorff, Rechtsleriton 2. 46 
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fönnen , ftellen ihn auf eine relativ hohe Stufe der Strafbarkeit unter den Arten ber 
Gelbithilfe,. ohne den Charakter der Ietteren zu vermwilchen. — Dielen Standpunkt nimmt 
im Allgemeinen die neuere deutſche Strafgefeßgebung ein. Er ift auch im Folgenden 
vorausgeſetzt. 

Vollendet iſt der Z., ſobald der Kampf wirklich begonnen hat, alſo ſobald ein 
Combattant von der Waffe Gebrauch gemacht bat. Nach dem Oſterr. Strafgeſetze conſum⸗ 
mirt unter gewiſſen Bedingungen ſchon die Herausforderung und bzw. das ſich Stellen 
zum Kampfe, das Delict. — Abſichtliches in die Luft Schießen ſchließt den Begriff nicht 
aus. Doch iſt der Betreffende gelinder zu beſtrafen. Vgl. Belgien 8. 426. — Die 
Verwundung oder Tödtung eines der Kämpfer, welche als die zurechenbare Folge einer 
vorſätzlichen Verletzung der Regeln des Kampfes erſcheinen, fallen unter die allgemeinen 
Beſtimmungen über Tödtung, bzw. Körperverletzung, inſofern nicht nach den Vorſchriften 
über 3. eine härtere Strafe einzutreten hat. — Die im Eiwerſtändniß erfolgende Ver⸗ 
nadhläffigung der bergebrachten Formen (Nd. Str.©.B. und Baiern: die Ausführung 
des 3. ohne Secundanten) erhöht die Strafbarkeit des 2. 

Bei der Beurtbeilung der Schuld der Combattanten ift vor Allen darauf zu ſehen, 
in welchem Maße jene den 3. im Allgemeinen charakterifirenden Umſtände bei ihnen 
wirklich gegeben ferien. Der NRaufbold, der, die Beranlaffung vom Zaune brediend, in 
friooler Weife die berrichende Meinung benugt, um ein friebfertiges Individuum zum 3. 
zu nötbigen, kann ſich weder auf eine moraliſche Zwangslage, noch auf eine freie Ein⸗ 
willigung Seitens des Anderen zu feiner Entſchuldigung berufen (vgl. Baden $. 329). 
Es eriftirt fein Grund, ihm (mit dem No. Str. G. B. und anderen Geſetzbüchern) eine bloße 
„custodia honesta“ aufzuerlegen! Die Berüdfihtigung jener Meinung darf nicht bis 
zu einer Protection des Unfugs, der jene zum Dedmantel nimmt, ausgedehnt werben. 
Andererjeitd würde e8 nicht zu vechtfertigen fein, die allgemeinen Grunbfäte, nach welden 
eine moraliſche Zwangslage innerhalb gewiſſer Grenzen jeve Strafe in Wegfall bringen 
fol, dem 3. gegenüber nicht gelten Iaffen zu wollen. — Im Uebrigen beftimmt ſich 
das Maß der Strafbarkeit zunäcft nad dem Inhalte der Vereinbarung, indem ber 
Friedensbruch als ein um jo intenjiverer ericheint, je energifcher durch fie an die Stelle 
der geleglihen Rechtsverfolgung die eigenmächtige geſetzt wird. Weiterhin — aljo erit 
in zweiter Linie — nad dem Refultate des Kampfes. ‘Die Geſetze berüdfichtigen indeß 
zum Theil nur das legtere, nicht auch den Charakter der Vereinbarung. Anders Baiern, 
Das Nd. Str.G.B. und der Oeſterr. Entw. Verkehrt ift es, mit Oeſterreich und dem 
Defterr. Entw. die Verlegung eine der Streitenden dem Verletzten ımb dem Urheber 
der Berlegung in gleihen Maße anzurechnen. Mehrfach wird der Herausforberer als 
folder ftrenger behandelt (Wirtemberg, vgl. Oefterreih). — Das Nd. Str. G. B. bedroht 
den 3. mit Beitungshaft und zwar für Die Kegel von 3 Monaten bi8 zu 3 Jahren 
Derjenige, der feinen Gegner tödtet, ſoll mindeſtens zweijährige, und im Falle die Ber: 
—5 auf ben Tod eines der Kämpfenden ging, mindeſtens dreijährige Feſtungs 

aft erhalten. 

Unter beſonderen Grundſätzen ſteht bei dieſem Delicte die Theilnahme.“ Das No. 
Str. G.B. und Baiern erklären die Secundanten, ſowie die zugezogenen Zeugen und 
Aerzte allgemein für ſtraflos. Würtemberg, Heſſen und Oeſterreich ſtellen als Bedingung 
für die Strafloſigkeit der erſteren die thätige Bemühung um Verhinderung des Duells 
auf, Baden nur die Unterlaſſung entgegengeſetzter Bemühungen. Hinſichtlich der Kartell⸗ 
träger Tnüpft das Nd. Str.G.B. die Straflofigfeit ebenfalls an die Bedingung ernfllicher 
Bemühung um die Berftändiguug. Baiern beftraft diefelben nur bei dem auf den Tod 
eines der Streitenden gerichteten 3. Dieſe Behandlungsweiſe begründet ſich in nabelie- 
genden criminalpolitiihen Erwägungen. Was fpeciell die Secundanten und Zeugen be- 
trifft, fo gibt Die Anmelenheit und bzw. Mitwirkung diefer Perſonen allein die wümſchens⸗ 
werthe Garantie dafür, daß ber 3. ven Charakter bewahre, in welchem die Milde der 
Strafgeſetze ihre Begründung findet. 

Belondere, und zwar relativ ftrenge Beſtimmungen finden fich femer in Betreff ber- 
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jenigen, welche die Betheiligten zum Z., insbeſondere durch Bezeigung oder Androhung 
von Verachtung angereizt haben. Die Merkmale der Anſtiftung werden hierbei nicht vor⸗ 
ausgeſetzt (anders Baiern). Belgien bedroht auch diejenigen, welche Jemanden wegen 
Nichtannahme beleidigen. Alle Betheiligten werden ſtraflos durch das freiwillige Auf- 
geben des 3. vor deſſen Beginne. 

Dagegen werben die Herausforderung zum 3. und die Annahme derjelben in dem 
Galle, mo ein freiwillige Abflehen von ihm nicht erfolgte, im Nd. Str.©.B. (vgl. Baiern) 
als ſelbſtändige Delicte behandelt. Belgien ftellt der Herausforderung nicht die Annahme 
verfelben, ſondern die zu ihr Anlaß gebenve Beleivigung an die Seite. Die Art des 
Kampfes, auf welche die Abficht gerichtet ift, ericheint auch hier al8 der wichtigſte Straf- 
abftufungsgrund (Nd. Str. G. B., Baiern). — Ueber die Studentenduelle finden fich be— 
fondere Beftimmungen in den akademiſchen Gefegen; über den 3. von Militärperſonen 
in den Milttärgefegen. 

Sfgb.: Nd. Str. G.B. 58. 201 — 10. Preußen 161 — 74. Baiern 162 —68. Würtem⸗ 
berg 201 —5. Heſſen 292—95. Baben 326— 34. Defterreih 158— 65. Belgien 423 — 33. 

Die Lit. f. bei Mittermater im Ar. des Kr. 1845 und in ben Lebrblichern von 
Berner und Mittermaier (Feuerbad). Hälfchner, Ueber das Duell, Sonn 168. 
erkel. 

Zweiprämiengeſchüft. Das Z., auch Doppelprämiengeſchäft, von Einigen 
opérations de primes contre primes genannt (wogegen ſich Thöl, HR. 8. 94 N. I 
erklärt), iſt die Verbindung zweier Prämiengeſchäfte in der Speculation eines Prämien- 
gebers oder Prämiennehmers. (Ueber den Begriff Prämiengeſchäft ſ. oben unter 
„Prämiengeſchäft“). 1) Wer mit zwei Perſonen je ein Prämiengeſchäft in der Weiſe 
abſchließt, daß er der einen derſelben das verkauft, was er von der anderen kauft, aber 
beiden gegenüber fich die Wahl des Rücktritts am Stichtag gegen Prämie vorbehält, der 
verbindet in feiner Speculation zwei thatfählih und juriſtiſch völlig von einander ge- 
trennte Geſchäfte; je nachdem der Cours fteigt oder finft oder ſich weſentlich gleich bleibt, 
übt er fein Wahlrecht zwiſchen Wollen und Nichtwollen dahin aus, daß er im erften 
Tall dem Berfäufer gegenüber das Wollen, dem Käufer gegenüber das Nichtwollen, im 
zweiten gegenüber dem Käufer das Wollen und gegenüber dem Berfäufer das Nichtwollen, 
im legten alle gegenüber beiden das Nichtwollen wählt. 

2) Wer mit zwei Perfonen je ein Prämiengeſchäft in der Weile abjchließt, daß er 
der einen daffelbe zur Tiefern veripricht, was er von der anderen auf Lieferung Tauft, 
beiden aber gegen Prämie die Wahl des Rücktritts am Stichtage überläßt, der verbindet 
gleichfalls zwei Prämiengeſchäfte in feiner Perfon und gewinnt insbeſondere dann, wenn 
der Cours ſich wenig (d. 5. um weniger, als die Summe der von ihm bezogenen Lie— 
ferungd= und Empfangsprämte beträgt) ändert und in Yolge davon beide Prämiengeber 
das Nichtwollen wählen. 

Wer ein 3. in der einen oder anderen Weiſe abſchließt, ſpeculirt ebenfo, wie der⸗ 
jenige, der ein zweiſchneidiges Prämiengeſchäft als Prämiengeber, bzw. als 
Prämiennehmer abſchließt. Doc beſtehen zwiſchen beiden genannten Gefchäften folgende 
Unterfchiede: während im zweiſchneidigen Prämiengeſchäft (worüber unter „Prämienge- 
ſchäft“) das Wahlrecht des Prämiengebers zwiſchen So-, Anders- und Nichtwollen gegen- 
über Einer Perſon (dem Prämiennehmer) und von Einer Perſon (dem Prämiengeber) ge— 
übt wird, ſteht es im 8. entweder Einer Perſon gegen zwei verſchiedene Contrahenten, 
oder zwei Contrahenten gegen Eine Perſon zu; ferner bat ſich der Gegenſatz: So= und 
Anders wollen, die erclufive Gegenüberftellung von Liefern und Beziehen, im 3. nicht 
zu einem juriftifchen Elemente eines beftimmten Geſchäfts entwidelt, wie dies im zwei⸗ 
ſchneidigen Prämiengeſchäft der Fall ift, jondern wird nur durch die Speculation erzeugt 
und in der Verbindung der an fich völlig ſelbſtändigen Prämiengeſchäfte im 3. blos that⸗ 
ſächlich feſtgehalten. 

Vom Stellgeſchäft unterſcheidet ſich das 3. dadurch, daß bei erſterem die im 
Z. auf einer Seite weſentliche Zweiheit (das Vorhandenſein von zwei Prämiengebern oder 
zwei Prämiennehmern, da ja das Z. die Summe von zwei Prämiengeſchäften iſt), ſowie 
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die Möglichkeit der Wahl des gleichzeitigen Rücktritts von beiden Erfüllungsarten (Lie- 
fern und Beziehen) nicht gegeben iſt. 

Ueber Stellgeichäft |. oben unter „Stellgeihäft“. 

Lit.: Bender, DVerfehr mit Staatspapieren, DO. Aufl. (Göttingen 1830) 8492. ©. 435 
und ausführlicher Thöl, Verlehr mit Staatspapieren (Göttingen 1835), 38. 40. 43. HR. 
8. 94. Ferner Ladenburg in Goldſchmidts Zeitſchr. f. das gef. HR. Bd. IU. ©. 432. 
Brintmann, HR. $. 90 Note 7. Endemann, HR. ©. 601. Sad, HR. ©. 255 
Note 104. Befeler, Deutiches Priv. R. S. 944. Gengler, Deutfches Priv. R. 8 407. Bote 7. 

areis. 

Zweite Ehe und Strafen Derfelben (poenae secundarum nuptiarum). Mit 
Rückſicht auf einzelne Schriftftelln (Nömer VIL 2 ff.; 1. Corinther VIL. 39 ff.) um 
auf die ſich Bald in der chriftlichen Kirche geltend machende Auffaſſung von der Berdienft- 
lichkeit der gefchlechtlichen Abſtinenz behandelte die chriftliche Kirche Son früb die ; €. 
mit einer gewiſſen Ungunft, indem fie von dem fich wieder verheirathenden Ehegatten die 
Uebernahme der Kirchenbußen verlangte, der 3. E. die Einfegnung vermehrte und de 
Männer, welche cine ſolche Ehe geſchloſſen hatten, für trregulär erflärte. Die letztere 
Beftimmung gilt noch heute in ber katholiſchen Kirche, während die Benebiction vielfach 
bei der 3. E. nur einer Wittwe verweigert wird. Bon diefen Anſchauungen beeinflußt, 
aber auch zur Sicherung der Kinder der erften Ehe, legte die fpätere römiſche Kailerge- 
feßgebung dem zu einer z. E& fchreitenden Gatten folgende Nachtheile (jog. poenae 
nuptiarum) auf: 1) Er verliert an die Kinder erfter Ehe das Eigentbum an allen Ber: 
mögenäftüden, die er der Freigebigfeit des früheren Ehegatten verdankt, und behält allen 
den Nießbrauch an denjelben; 2) alles Dasjenige, was er vor oder nach der Wiederver⸗ 
heirathung von einem Finde aus der früheren Ehe geerbt bat, foweit e8 aus dem Ber: 
mögen des früheren Ehegatten herrührt; 3) er darf dem neuen Ehegatten weder umter 
Lebenden noch auf den Todesfall mehr zuwenden, al8 dem mindeſt bedachten Kinde aus 
erfter Ehe; das Mehr füllt bei feinem Tode zu gleichen Theilen an die Kinder aus 
diefer letzteren; 4) für Vermächtniſſe, welche der ſich Wiederverhetrathende feinen Kindern aus 
der früheren Ehe ſpäter herauszugeben bat, tritt die Pflicht zur Caution ein, obwohl 
Eltern ſonſt von diefer befreit find. Die Wittwe, welche eine 3. E. eingeht, verliert weiter 
1) das Recht zur Erziehung ihrer Kinder früherer Che; 2) die bisher geführte Bor: 
munbfchaft; 3) kann fie die an ihre Kinder erfter Ehe gemachten Schenkungen nur unter 
beftimmten engeren Vorausfegungen wegen Undanks widerrufen, und 4) trefien fie De 
Strafen der Verlegung des Trauerjahres, wenn fie fich bei geführter Vormundſchaft vor 
Abgabe derjelben und vor ordnungsgemäß gelegter Rechnung wieververheirathet. Diele 
Vorſchriften find Theile des gem. deutſchen R. geworden. Freilich Haben fie nicht überall 
in Deutſchland (3. B. nit in Sachſen) Geltung erlangt und jo haben auch die mober: 
nen PBarticulargefetbticher Ddiefelben nicht aufgenommen. Das Oeſterr. (8. 255) umd 
Sächſ. ©.B. (88. 1892. 1977) finden in der Wiederverekelihung der Mutter allen 
feinen Grund, ihr die Vormundſchaft über die Kinder erfter Ehe nicht zu übertragen, 
reſp. fie ihr unter allen Umftänden zu entziehen. Näher ftehen dagegen dem gem. R. das 
Preuß. A. L. R. und namentlich der C. civ. Erſteres legt, indem e8 die in zweiter Ehe lebende 
Mutter zur Vormundihaft über die Kinder erfter Ehe in der Regel für unfähig erklärt 
CTh. 0. Tit. 18. 88. 188 ff. 947 ff.), außerdem dem ſich Wiederverheirathenden die Pflicht 
auf, fih zunächſt mit den Kindern erfter Ehe wegen ihrer Vermögensanfprüce ausein- 
ander zu jegen oder wenigftens unter Concurrenz des Vormundſchaftsgerichts dafür Sicher: 
heit zu beitelen. Dieſe Pflicht bilvet allerdings nur ein auffhiebendes Ehehinderniß, wird 
fie aber verabläumt, fo verliert der Vater die Verwaltung des Vermögens feiner Kinder 
erfter Ehe, ferner kann der neue Ehegatte zum Nachtheil der Ietteren keine Rechte an 
dem Bermögen des Wiederheirathenden erlangen, ja das eigene Vermögen des Stiefoaters, 
refp. der Stiefmutter haftet den Kindern fubfibtär für ihre Anſprüche. Th. H. Tit. 1. 
SS. 1001 ff. Der C. civ. hält dagegen zunächſt die Beitimmung des rom. R. aufrecht, 
daß der eine 3. E. abichließende Gatte dem anderen nicht mehr als dem mindeſt- 
bedachten Kinde erfter Ehe zuwenden kann, und e8 fol weder die geleßliche, noch Die ver- 
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tragsmäßige Gutergemeinſchaft die Folge haben, dieſe Grenze zum Nachtheil der Kinder 
zu beſeitigen (a. 1098. 1496. 1527). Ferner iſt der ſich wiederverheirathende Vater in 
jeinem echte, fein Kind behufs der Beilerung deſſelben einfperren zu laſſen, eingefchräntt, 
a. 380. 381; die Mutter verliert den Nießbrauch am Vermögen ihrer Kinder erfter 
Ehe, a. 386, ferner muß fie, wenn fie Vormünderin ihrer Kinder ift, ‚bei Strafe des 
Berluftes der Vormundſchaft, vor der Wieberverheirathung ‚bei dem Familienrath anfra= 
gen, ob ihr diefer biefelbe belaflen will, a. 395, und endlich hat fie, wenn ihr bie 
Bormundichaft genommen worden, fein Recht, ihren Kindern erfter Ehe einen Vormund 
zu wählen, a. 399. | 
Duellen: C. V. 9. de secund. nuptiis; Nov. 22. c. 20 ff. 
Lit.: Marezoll, Zeitſchr. für Eiv.R. u. Proc. 5, 364 ff.; v. Löhr, Arch. für Die civ. 
Praris 16, 31 ff.; Geiger, Zeitfchr. für Eiv.R. u. Proc. 19, 198 fi. P. Hinfhing 
Hinſchius. 


Zwiſchenherrſchaft. Wenn durch eine Revolution die bisherige rechtmäßige ober 
für rechtmäßig gehaltene Obrigkeit geftürzt und eine neue Regierungsform eingeführt oder 
doch an bie Stelle des vertriebenen Staatöherricher8 ein neuer Souverän geſetzt wird, fo 
entftehen zwei Fragen; erftens: in welchem Berhältniffe befindet ſich die neue revolutig- 
näre Obrigfeit zu der bisherigen Rechtsordnung und zu dem vertriebenen Monarchen? 
und zweitens: in welchem Verhältniſſe befindet ſich die rechtmäßige Obrigfeit nach ber 
etwaigen Vertreibung des revolutionären Machthaber, bez. nach dem Umſturze der durch 
bie Revolution gefchaffenen Berfaflung zu den während der Zwiſchenzeit ergangenen Re— 
gierung&handlungen? Die gleichen Tragen werfen fi auch dann auf, werm das Factum, 
weldjes den bisherigen Souverän eines Landes feiner Regierung beraubt, nicht innerhalb, 
jondeın außerhalb des Staates feinen Urfprung hat, d. h. wenn bie Anwendung kriege⸗ 
rifher Gewalt zu der Vernichtung des Staates durch Eroberung geführt hat. 

Die Antwort auf die erfte der beiden Fragen ift verfchieden, je nachdem es ſich um 
die Stellung einer revolutionären Regierung oder um diejenige eines fremden Eroberers 
handelt. 

Das Berhältniß des Letzteren zu der Rechtsordnung des unterworfenen Staates wird 
nämlich durch den völkerrechtlichen Satz beſtimmt, daß der Krieg nur gegen die feindliche 
Staatsgewalt, nicht aber gegen die unbewaffneten Bewohner des feindlichen Staates ge— 
führt wird. Hieraus ergibt ſich einmal, daß auch eine vollſtändige Unterwerfung des 
Staate8 dem Eroberer nicht Das Recht gibt, die Privatrechte der einzelnen Bürger an= 
zutaften, zu verlegen oder aufzuheben. Aus dem gedachten Sate ergibt ſich aber auch 
weiter, daß mit der volllommenen Vernichtung des feindlichen Staates alle Diejenigen 
Rechte und Normen Hinfällig werden, welde in irgend einer Beziehung die Exiftenz des 
vernichteten Staates zur VBoransfegung haben, alfo entweder dem Gebiete des Verfaſſungs⸗ 
rechts oder demjenigen des Verwaltungsrechts angehören. Das Tortbeftehenlaffen der 
öffentlichen Rechtsordnung wäre ſomit nur ein willtürliher Gnadenact des Eroberers; 
ein Recht auf die Erhaltung der bisherigen Berfaffung hat das unterworfene Land nicht, 
und die Behauptung von Hugo Grotius, auch der Sieger könne feine anderen Re— 
gierungsrechte in dem eroberten Lande ausüben, als fein depoſſedirter Vorgänger gehabt, 
iſt deshalb als irrig zu verwerfen. Nur Eine Schranfe ſetzt das Völkerrecht der durch 
das bisherige Staatsrecht in Feiner Beziehung beichränften Gewalt des Eroberers: die 
Bewohner ded unterworfenen Landes müfjen fortvauernd als rechtsfähige Welen anerkannt, 
dürfen alfo nicht in den Zuſtand der Sclaverei gebracht werden, da der Genuß ber per- 
fönlichen Freiheit von dem heutigen Völkerrechte ſchlechthin dem Menſchen, ſomit auch 
dem durch eine Eroberung der ſtaatsbürgerlichen Rechte beraubten Menſchen, zu— 
geſprochen wird. 

Anders iſt die Antwort auf die Frage nach dem Rechtsverhältniß des revolutio— 
nären Machthabers zu der bisher gültigen Ordnung. In der Revolution liegt nicht 
wie in der Eroberung eine durch das Völkerrecht geregelte Vernichtung eines völkerrecht⸗ 
lichen Rechtsſubjects vor. Vielmehr ift Die Revolution ſtets ein durch Feine Rechtsnorm 
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beherrſchter, wenn auch vielleicht durch moraliſche Motive veranlaßter Bruch des be 
ſtehenden Rechts. Eine in rechtlichen Formen ſich bewegende Revolution iſt feine Revo— 
lution, und der active Widerſtand, zu welchem ältere Verfaſſungen häufig einzelne Stände 
für den Fall berechtigen, daß der Landesherr die Verfaſſung nicht halte, darf ebendes⸗ 
halb niemald eine Revolution genannt werden. Wenn aber die Revolution ſtets eine 
gewaltthätige, durch feinen pofitiven Rechtsſatz beherrichte, wenngleich möglicherweife durch 
fittlihe Principien getragene Durchbrechung der beftehenden Rechtsordnung, d. 5. wenn 
fie die zeitweiſe Herftellung eine® anarchiſchen, alſo rechtloſen Zuſtandes ift, jo farm auch 
feine Rechtsvorſchrift aufgeftellt werben, welche die Revolution in gleicher Weile wie bie 
Eroberung beobachten müffe. Vielmehr ftellt eine Revolution ſchlechterdings jedes Recht 
in Frage: die Rechte der Einzelnen werben durch fie ebenfo ſchutzlos, wie die von ber 
bisherigen Verfaſſung den Bürgern gewährten politifchen Rechte. Was von dem früheren 
Rechtözuftande bewahrt bleiben folle, hängt fomit bei einer gelungenen Revolution zu- 
nähft nur von der rechtlich vollkommen unbeichränkten Erwägung der revolutionären 
Machthaber ab, bie eine neue Ordnung aus der Revolution hervorgeht, welche einen 
Rechtszuſtand zwifchen den Einzelnen und ber neuen Obrigkeit fchafft. 

Die Antwort auf die Frage nad dein Berbältniffe des Eroberer oder der aus der 
Revolution heroorgegangenen Obrigkeit zu dein vertriebenen Staatsherrſcher ift Dagegen in 
beiden Fällen die gleiche, denn beide find im Sinne des Staats- und Bölferrechts wirk⸗ 
ide Ufurpatoren. So lange der Ufurpator aber wirklich herricht, d. h. um zweifellofen 
Beſitze der Staatsgewalt ift, it die Trage nach feiner Rechtmäßigfeit durchaus irrelevant : 
feinen Unterthanen gegenüber legitimirt fih der Ufurpator als Staatsherricer 
durch die Gewalt, melde er ausübt. Es gibt fein Forum im Staate, Das im Stande 
wäre, das Recht des activen Herrſchers auf die Staatsgewalt zu prüfen und nöthigen- 
fans ihm abzuſprechen. Die neuerdings zur Legalifirung der Ufurpation angewandten 
Bolfsabftimmungen widerfprechen dem nicht, denn einmal find diefe Volksabſtimmungen 
rechtlich nicht im Stande, dem früheren rechtmäßigen Herricher das Recht auf die Krone 
zu nehmen, weil ihnen erft vom Uſurpator eine juriftiiche Bedeutung beigelegt worden ift, 
dann aber Tann auch das Volt dem wirklich im Befis der Staatögewalt befindlichen 
Herrfcher gegenüber fein fein Recht auf den Thron verneinendes Votum abgeben, weil 
es auch während der Abftimmung unter der zwingenden Gewalt des Staatsherrichers 
fih befindet. Es kann fomit die Bejahung des Rechts des Ufurpators durd das Bolt 
weder als eine rechtmäßige Vernichtung des Rechts des früheren Staatsherrſchers, noch 
als eine rechtmäßige Mebertragung des Herricherrechtd auf den Ufurpator angefehen wer: 
den. Dem Auslande gegenüber bevarf der Ufurpator ebenfowenig eines Nachweiſes 
feines Rechtstitels; denn das Ausland ift nicht berechtigt und ebenjowenig verpflichtet, 
die rein ſtaatsrechtliche Frage nach der Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigfeit des derzei⸗ 
tigen Souveränd in Betracht zu ziehen. Bielmehr bat das Ausland den wirklichen 
Staatsherriher auch ſtets als folhen anzuerkennen und nimmt dadurch dem depoſſedirten 
Türften ebenfomenig fein Recht, als e8 durch die Anerkennung des Uſurpators diefem ein 
Recht gibt. Auf den verdrängten legitimen Fürften braudt aber der Uſurpator 
gar Feine Rüdficht zu nehmen: ift er wirflich im Beſitze der höchſten Gewalt über Das 
ganze Land, nicht blos über einen Theil deſſelben oder feiner Bewohner, ift er aljo 
wirtlih der einzige Staatsherrſcher, der frühere Landesherr vollftändig depoſſedirt, ſo 
fommt der Lestere überhaupt gar nicht mehr in Betracht. Er bat mit dem Berlufte 
der Stantögewalt, in deren Befige feine ftaatSrechtliche Stellung beſtand, dieſe letztere 
verloren, und nur ein moralifche® Verhältniß kann zwiſchen im und feinen früberen 
Unterthanen beftehen bleiben. Mit dem Verlufte der Spuveränetät bat ev aber auch die 
Möglichkeit verloren, als vwölferrechtliche Kriegspartei dem Ufurpator gegenüber in Betracht 
u kommen. 

: Bon wirflicder Bedeutung kann ſonach die Frage nad) dem Nechtögrunde ber 
Stellung des Uſurpators und nad der Rechtmäßigkeit der von ihm ausgegangenen Herr: 
Thaftsacte erft dann werden, wenn der Ufurpator wieder geftürzt und ber früher ver 
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drängte Staatsherrſcher wieder eingefetzt wird, wenn alſo der Uſurpator im eigentlichen 
Sinne des Wortd nur eine Zwilhenherrfhaft geführt hat. Daß diefe nicht auf 
Grund einer Anerkennung von Seiten des Volks oder des Auslandes als eine rechtmäßige 
Herrihaft angefehen werden könne, geht aus dem Vorigen hervor; nur der Verzicht 
der rechtmäßigen Herricherfamilie auf den Thron und die hierauf folgende Erwählung 
oder fonftige Erhebung des Uſurpators würde diefen zu einem volltommen Tegitimen Herr: 
{her maden können. Ein ſolcher Verzicht pflegt aber niemals geleiftet zu werden. Wenn 
fonach die Gültigkeit der Herrichaftshandlungen des Zwiſchenherrſchers von feiner Legiti- 
mität abhängen follte, jo müßten dieſelben als null und nichtig, d. b. die Neftauration 
des Iegitimen Herrſchers müßte als ein wirkliches Poſtliminium (vgl. diefen Artikel) an- 
gejehen werben. Dies ift aber durdaus unzuläffig: die Herrichaft des Ufurpators recht⸗ 
fertigt fi durch ihre Nothwendigfeit zur Erhaltung des Staates. Auch nad) der Ber: 
treibung des Iegitimen Fürften mußte der Staat eriftiren, da dieſer aber nur durch bie 
Staatögemalt eriftiren Tann und diefe fich in den Händen des Ufurpators befand, jo war 
ber letztere durch den Befig der Herrſchaft auch En Herrichaft berechtigt, und ebenbes- 
halb müffen ferne Herrichaftsacte, wenn fie nur überhaupt nach den während der 3. gel- 
tenden Rechtönormen gültig find, auch von dem veftaurirten Souverän als fortvauernd 
gültig anerkannt werben, natürlich unbeſchadet feines Rechts, fie auf verfaffungsmäßigem 
Wege zu befeitigen. Nur die unmittelbar zur Legalifirung der Stellung des Ujurpators 
aufgeftellten Nechtönormen werden mit der Reſtauration ipso jure nidtig, weil ohne 
ihre Befeitigung die Reftauration überhaupt nicht möglich wäre. 

Lit.: B. W. Pfeiffer, Inwiefern find Regierungshandlungen eine8 Zwiſchenherrſchers 
für den rechtmäßigen Regenten verbindlich? 1818. 2%. Schaumann, Die rechtlichen Verhält⸗ 
nifie des legitimen Fürften, bes Ufurpators ımb bes umnterjochten Bolls, Cafiel 1820. H. U. 
Zadhariä in ber Tübinger Zeitfchr. für die gef. Staatswiſſenſch, Bd. IX. ©. 81 fi. 9. 
Zöpfl, Grundſätze des gem. deutſchen Staatsrechts, 5. Aufl. Bd. I. 88. 201—210. ©. Brie, 
Die Legitimation einer ujurpirten Staatsgewalt, Heibelb. 1866. F. Brodhaus, Das Legi- 
timitätSprincip, Leipy. 1868, ©. 233 fi. 322 fi. 5. Brockhaus. 

Zwiſchenraum zwiſchen Gebäuden. Im gem. R. ift die Pflicht des Grund⸗ 
ſtucksbeſitzers, mit feinen. aufzuführenden Baulichkeiten eine beftimmte Strede von dem 
Nachbargrundſtück entfernt zu bleiben, nicht begründet. Hier fett alſo dieſelbe eine be— 
ſonders conftituirte Servitut voraus. Particularrechtlich dagegen finden fi) derartige Be⸗ 
fiimmungen. Dahin gehört die Borfhrift, daß ein Neubau foweit von der Grenze des 
Nachbargrundſtüucks zurüdtreten muß, daß nicht Die Dachtraufe des erfteren auf das letztere 
fällt, eine Beſchränkung, von welcher der Grundſtücksbeſitzer, abgeſehen von der Beitellung 
einer entgegengelegten Servitut, durch Unlegung einer Rinne zur Abführung des Regen 
waſſers fich befreien kann (Reyſcher ©. 6). Weiter ift dahin zu zählen die Anord- 
nung, daß, wenn auf bisher unbebauten Grundftüden Häufer gebaut werben, dieſe von 
den Nachbargebäuden drei Schuh entfernt bleiben follen, damit den letzteren nicht Luft 
und Licht vollftändig entzogen werde (Reyſcher a. a. O.). Namentlih häufig finden 
fi) derartige Beflimmungen mit Rüdfiht auf ſchädliche oder Doch Täftige Anlagen. So 
beftimmt das Preuß. A. L.R. (Th. I. Tit. 8 8. 125), daß Schweineftälle, Kloalen, 
Diimger- und Lohgruben und andere den Gebäuden ſchädliche Anlagen wenigftens drei 
Fuß von den benachbarten Gebäuden, Mauern und Scheunen entfernt bleiben jollen. 
Eine ganz ähnliche Beſtimmung enthält das Sächſ. ©.B. (8. 359), wie fich eine ſolche 
auch bereit8 ım Sachfenfpiegel (IH. X. 51 8. 1) findet. 

git.: Haubold, Lehrb. des königl. Sächſ. Priv. R. I 270 f. Reyſcher, Gem. u. wür⸗ 
temb. Priv. R. U. ©. 6 fi. Lewis. 

Zwiſchenurtheile, Beiurtheile (interlocutoriae vim definitivae habentes) 
find im gem. Proceß diejenigen richterlichen Verfügungen, welche in derfelben Weife wie das 
Endurtheil unabänberlih und aud fähig find, die Nechtöfraft zu beichreiten, weshalb fie 
nur im Wege der Appellation ımb zwar in ben Formen ber Appellation gegen das End- 
urtheil angefochten werden können. Gegen die einfachen vichterlichen Verfügungen, Decrete, 
Interlocute (interlocutiones merae), melde theils blos einen procekleitenden Charakter 


728 k8gwitter 


haben, alſo Mittheilungen am die Partei, Ladungen, Friſtbeſtimmungen enthalten, theils 
aber auch eine materielle Entſcheidung über einen einzelnen Punkt abgeben, alfo 3. 2. 
einen Antrag als rechtlich unftatthaft verwerfen Können, grenzt die heutige Doctrin die 
3. dadurch ab, daß fie Tegtere für ſolche Verfügungen erflärt, welche ohne den Proceß in 
einer Inſtanz zu beichliegen eine Enticheivung über einen unter ben Parteien beftrittenen, 
dem Gericht zur Erledigung unterbreiteten Punkt nach Gewährung des rechtlichen Ge— 
hörs an beide Theile abgeben. Das Iettermähnte Dioment, die vorgängige Anhörung 
beider Parteien oder die Eröffnung der ‘Möglichkeit dazu, wird freilid nicht von allen (fo 
niht von Pland, Wetzell) für nothwendig erachtet, vielmehr nur erfordert, daß ein 
Streit der Entſcheidung und eine materielle Prüfung behufs der letzteren vorhergegangen 
ſei, und bald auch eine auf vorgängige Remonſtration der Partei aus Rechtsgründen 
vom Richter nochmals ausgeſprochene Gutheißung ſeiner früheren Verfügung, bald die 
Zurlidwetfung einer Appellation ohne Anhörung des Appellaten auf Grund einer mate⸗ 
riellen Prüfung der Appellationsbejchwerden zu den 3. gerechnet. Das wichtigfte 3. im 
gem. Proceß ift das ſog. Beweisinterlocut, welches aus dem beigebrackten Proceßmaterial 
die relevanten Thatſachen ausſondert und zum Beweiſe ftellt, ſowie ferner über die Be- 
weislaſt der Parteien binfichtlich derjelben entfcheidet. In einem Proceßverfahren, welches 
außer dem Endurtheil feine bindende, unabänderliche Sentenz Tennt, wie es im altpreu- 
ßiſchen der Fall ift, kann natürlich von 3. keine Rebe fein. ‚Der C. de proc. a. 451. 
452 fest dem definitiven Urtheil (jugement definitif) das jugement pre&paratoire 
und das jugement interlocutoire entgegen. Erſteres ift ein ſolches, durch welches, ohne der 
Hauptſache vorzugreifen, eine den Proceß zum Endurtheile führende Maßregel verordnet 
wird, letzteres dasjenige, welches eine bie Entſcheidung ber Hauptſache bedingende Beweis- 
aufnahme anorbnet. Indeſſen ſteht das interlocutoire wenngleich Die Berufung gegen daffelbe 
vor dem definitiven Urtheil eingelegt werden fan, immer nicht dem beutfchen gemeinproceſſua⸗ 
liſchen Beweisinterlocut glei, denn nad franz. R. gilt der Sa: l’interloeutoire ne 
lie pas le juge. Dagegen befteht der Unterſchied noch in der Hann. Pre. Ordn., welche 
ein ben Richter bindendes Beweisinterlocut (88. 215. 218) kennt und hier kom man 
fogar noch mit Rüdfiht auf den von berjelben «boptirten Unterſchied von fofortiger und 
norbehaltener Berufung (88. 394 ff.) die, 3. in zwei verſchiedene Klafien fcheiden, näm- 
lich je nachdem fie fofort mit dem erwähnten re angefochten werben birfen und 
müflen, wie 5. B. ein bie Sormel eines Schieds-⸗, Noth-, Difieffiond-, Schätzungs 
und Epitiond-Eides feftftellendes Interlocut, oder dieſelben erft, wie daß Beweisinterlocut, 
mit der Berufung gegen das fpätere Endurtheil umgeſtoßen werben können. 

Lit.: ‚außer den Hanbblgiern bes gem. Proc. vgl. BPland, Das Beweiturtdeit, @ött. 
1848, ©. 152 ff. P. Hinſchius. 

Bwwitter , hormaphroditus , ein Menfch, bei dem es nach feiner Körperbildung 
zweifelhaft ift, ob er dem männlichen oder weiblichen Gefchleht zugerechnet werben muß 
Eine Zwiſchenſtufe zwiſchen beiden Geſchlechtern wird rechtlich nicht anerfannt. Auch bie 
mediciniſche Wiſſenſchaft lehrt nicht, daß es Fälle gegeben bat, in denen bei demſelben 
Menſchen eine vollftändige Ausbilbung ber Geſchlechtstheile beider Gejchlechter vorgekom⸗ 
men ıft. Ueber die rechtliche Stellung des 3. entſcheidet danach dasjenige Geſchlecht, wel⸗ 
ches bei ihm vorwiegt. Mit dieſer Vorſchrift des röm. R. ſtimmen auch die modernen 
Geſetzgebungen überein. Zwar haben nach preuß. R. zunächſt die Eltern über das zwei⸗ 
felhafte Geſchlecht eines Kindes zu entſcheiden. Jeder Dritte aber, deſſen Rechte dadurch 
berührt werben, und ebenſo das Kind ſelbſt nach erreichtem 18. Lebensjahre kann auf 
eine entſcheidende Unterſuchung durch Saorctanvige dringen. 

Lit. u. 800966 Casper, Gerichtliche Medicin, I. 8.6. — J. 10. D. J. 5. 1 15. 8.1 


XXI. 5. I. 2. XXVIII. 2. — Preuß. A. L. R. Th. I. Zit. 1. Pr 19—23. Sächſ. Civ.- 
G.B. $. 46. Eccinß. 
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= 163 = 2 von oben lies Geſchenkgebers ſtatt Gefetsgebers. 

= 181 = 28 von unten ‚lieg 1720 ftatt 1721. 

= 229 = 8 von umten hinzuzuſetzen: DO. Stobbe, Hermanı Coming, Berlin. 
1870. < Wattenbach, Das Schriftweien um Mittelalter. Wz. 
1871. ©. 6. 

= 241 = 6 von. unten lies erfcheint ftatt erfcheint ober noch nicht vollenvet. 

= 5 von unten lies de !Yh. ftatt de ch. | 

= 249 = 9 von unten ſoll e8 beißen: Stuttg. 1796— 1823. 2. Ausg. 1800—02. 

= 254 = 8 von ımten lied d’avocat ftatt d’avvent. 
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26 vpn unten Binzuzulegen: F. D. Sanis, Zur Erinnerung an 
. & Dirkjen. ep. 1870. 
©. 379 tritt an Stelle des Art. Eicher, Joh. Heinr. Alfred folgender Artifel: 


Eicher, Heinrich, geb. 1789 aus alter Zitricher Familie, ſtudirte, nad) einem 
Aufenthalte in Paris, in Heivelberg, wurde öffentl. Ankläger in feiner Vaterſtadt, feit 
1816 Prof. der Rechts-, ſpäter Staatswiſſenſchaften am polit. Inftitute, Oberamtmann 
in Grimingen, wirkte aufs Cifrigfte fir rationelle Principien und Liberale Reformen im 
Strafverfahren, wurde Präfivent des Criminalgerichtes, berühmt durch Führung der fog. 
Elara Wendelprocevur, nahm 1833 feine Entlaffung, wurde Mitglied des Regierungs⸗ 
raths, dann Profefior an der Züricher Univerfität, ftarb 13. Febr. 1870. 

Schriften: Ueber die Bhilofophie des Staatsrechts, Züri 1821. — Bier Abhandl. 
über Gegenflände ber Strafrechtswiſſenſchaft, Zürih 1822. — Darftellung und Prüfung ber 
über die [benuncirte Ermordung des H. Schultheiß Keller fel. v. Luzern verflihrten Erimi- 
nalprocedbur, Aarau 1826 nebft Urfundl. Belegen dazu, Aarau 1826. — Etwas an meine 
Freunde, 1827. — Commentar zu dem im Kanton Zirig geltenden Geſetz betr. die Druder- 
preſſe, Zürich 1829. — Kritit des Rechtsgutachtens der Juriftenfacultät Züri in der Streit- 
ſache des Gotteshauſes Einfiebeli gegen bie Reg. des Standes Aarau — und eigened Recht s⸗ 
geraten, 1838. — Beitrag zur Statiftit der Preßjuſtiz im Kanton Züri, 1836. — Polit. 

nnalen der Vororte Züri und Bern, Zürih 1838. — Die Lehre vom ftrafbaren Be— 
truge und von der Fälſchung, Zürich 1840, neuefte na. 1863. — Die neue Bhönirperiode 
der Staatswiflenfchaft, Zürich 1848. — Hanbb. d. prakt. Politik, Lpz. 1863. 64. — Die Schwur- 

gerichte in Strafſachen und bllrgert. Nechtöftreitigkeiten, Schaffb. 1868. 

Lit.: Heinrih Eicher, Erinnerungen feit mehr als fechzig Jahren, Zürich 1866. 67. 
©. 520 Zeile 14 von oben binzuzufegen: Florum sparsio ad jus Justin. c. praef. 

Gebaueri, Hal. 1729. 
529 = 25 von oben lies Häberlin ftatt Häberlein. 
551 binter dem Art. „Heimbach“ Hinzuzufegen: 

Heimbach, Carl Wilhelm Ernft, geb. 29. Sept. 1803 zu Merfeburg, 
ſtudirte in Leipzig, wo er 1825 promopirte, wurde 1827 außerord. Prof.; 1828 Bei⸗ 
figer im Schöppenftuhle zu Iena, 1832 nicht afademifcher Rath dafelbft, ftarb 4. Juli 
1865. | 
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Schriften: Andeutungen über eine al. deutſche Eivilgefeggebung, Jena 1848. — Lehrbuch 
bes particulären Privatrechts der zu ben D.-A.-Gerichten zu Iena und Zerbfi vereinigten Länder, 
Iena 1848. 54. — Grörterungen aus bem gem. u. fächf. Eivilrechte "u. Civilprocefie Iena 
1849. — Lebrb. des Nie} bürgerl. Proceſſes, Jena 1852. — Basilicorum libri . Lips. 
1833— 50 (suppl. edit. Heimb, edid. Zachariae a Lingenthal, Lips. 1846). 
©. 561 Zeile 1 von oben ließ 1764 flatt 1768. 

9 von unten binzuzufegen: geb. 1792 zu Aunay. 

3 von oben lies 1868 ftatt 1869. 
13 von oben Tieß einer ftatt erfter. 
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©. 424 Zeile 3 von unten lies Yur. ftatt zur. 
©. 454 ift hinter dem Art. Sequefter binzuzufeßen: 

Genffert, 305. Adam von, geb. 15. März 1794 zu Würzburg, machte den 
Feldzug v. 1814 mit, promovirte 1815, Habilitixte fi) in Göttingen, wo er auch zum 
Dr. philos. ernannt wurde, 1817 außerord. Prof. in Würzburg, 1819 ord. Prof. 
fpäter hervorragendes Mitglied der Abgeordnetenkammer, wurde der Profeſſur enthoben 
und 1834 Roth am Appellationsgericht in Ansbach, ſpäter Eichſtädt, zog fih 1839 
nah Münden zurüd, ftarb 8. Mai 1857. 

Schriften: Kommentar Über die bair. Gerichtsordnung 1836 (Handb. db. deutſch. Eivil- 
rocefles fortg. mit aut, 2. Aufl. Erl. 1854—58). — Brattifches Pandeltenrecht 1825, 4. Aufl. 
eforgt von E. A. Seuffert, Würzb. 1860 ff. — Arch. f. die Entfcheibungen ber oberften 
Gerichte in ben deutfchen Staaten, 24 Bände, feit 1847 (von Bd. 16 berausgen v. Preußer), 
München 1847 ff. (Neuer Abdruck der erſten 20 Bände, 1866-69). — Blätter für Redhtt- 
anwendung zunächft in Baiern. Erf. 1836 fr 

8 PA Krit. Ueberfhau, Bd. VI. N. VIII. — Blätter für Rechtsanwenduug XXH. N 15, 
eilage. 
©. 454 Zeile 12 von unten lie 1535 ftatt 1525. 
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Abandon I, 1—2. 

abbitte 1 2. 

FR N ‚2-3. 

aogeleit eiteter Beſitz T, 294; Il, 3-5; 


Abmeierung II, 5—6. 

Abolition I, 549. 
Abfhlagsahlung II, 6 

Absolutio ab instantia — 608. 
Abſch a der 

Abficht 28, 514—516. 

Abftention I, 364. 

Ahfimmung H, 6—8. 

Abt I, 464, 465. 

Abtreibung I, 8. 

EHE 1, 9. 

Accept 9—11. 

Acceifion L 299, 303; H, 11—12, 
Accoltis II, 12 

Accrescenz II, 12—14. 
Accurfius II 13. 

Adtung I, 777— „18. 

Acilie lex I, 8 

Acquisitio ], 238, 364. - 
Actenfhluß u, 13. 
Actenverfendun I, 251, 566; II, 14—15. 
Actienge eltigattl, 347, 425; 1" 15— 17. 


Actiones I, 79, 80, 83, 84, 120, 137, 219, 
281, 296, 303, 304, 307, 332, 334, 338, 


350, 351 358, 396. 
Actrarius Ir, 462. 
Abeitation I, 17. 
Addictio in diem II, 17. 
Additiones I, 151. 
Adel I, 149, 184, 379 I, 18—20. 
Ademption IL, 
AnGällanepracss II, 20—22. 
Adjudication II, 22—23, 
Abminiftration I, 707; II, 23—24. 
Adminiftrativjuftiz I 102-709; IL, 23— 24. 
Adminiftrativfacdhen I, 589. - 
Admiral Court I, 226. 
Abmiralität IIT, 124. 
Admonitor II, 201. 


Adoption], 72, 74,79; II, 24—25; IIT, 640, 


Adplumbatio IH, 645. 

Adqueſt I, 401. 

Adulterini II, 25. 
Adventitium I, 357. 
Advocatur I, 587; II, 25—30. 
Aebutia lex I 84. 

Achtung 1, 172. 


Aelius Antonius II, 61, 
Aequalitas accepti I, 137. 
Aequalitas dati I, 137. 

Aequitas I, 235, 256. 

Aerarium f, 88. 

Aerodius I, 30. 

Aerztliche Verbrechen II, 84-886. 
ET aa II, 30-31. 
Affinität II, 31; III 641. 

— B II, 32. 


Afterleh n 167, 169, 178; II, 31—32. 
&iermietge Fl 32—33. 

Afterpacht II, 

Afterpfand In 33. 

Agere I, 86. 


Ager publicus I, 71, 74. 

Agnaten L 72, 365, 366, 369; IIJ, 640, 

Agraria lex 1183; Il, 34--37. 

Alolytben I, 460. 

Alabamafrage I, 804. 

Alaricianum I, 108, 109, 119, 152. 

Albericn$ H, 37. 

Alciatus II, 38. 

Alerander ab Alerandro II, 38, 

Alienation I, 476. 

Alimentation 1], 351, 355, 356; II, 38— 
39; III, 428 -4 29. 

Allmenbe I, 145, 383; II, 39— 40. 

Allod I, 167, III, "496. 

Allovification L 393; U, 40-41. 

Altentheit I, 399, 404: I, 41—142. 

Alternat II, 42. 

Alternativobligation IL, 12—44. 

Alternativnermägtniß II, 4—15. 

Altersfiufen II, 45—46 

Alteferra II, 47. 

Alumnaticum L 475. 

Amenbement 1, 83; II, 47. 

Amaya II, 47. 

Amneftie I, "549. 

Amortifationl, 452,475; II,48; III, 551. 

Amtsbeleidigung IT, 48-49. 

Amtserſchleichung II, 49, 

Amtserwerbung I, 469, 490. 

Amtshauptmann, L 721—722.' 

Amtsverbreden 1I, 50-51. 

Analpbabeten I, 51 52. 

Anastasiana lex II, 

Anatocismn& I], 321, 128; III, 715. 

a nciifon II, 52. 

Anefang I ‚178, 384, 

Anerbe I, 404, 405; II, 53. 
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Anerlennung I, 771. 

Angelo II, 82. 

Angelus Aretinus II, 83. 
Animus domini I, 294, 306. 
Animus jure suo faciendi I, 306. 
Anllagebefhluß IL 53—54. 
Anllagebefferung II, 54. 
Anllagejury IL, 55. 
Anflagefammer I, 585. 
Anklageſchrift II. 55—56. 
Anllageftand II, 56—57. 
Anmeldung I, 422. 

Anwenderecht II, 62. 

Annaten I, 475; I, 58—59. 
Annuae leges I, 86. 
Anfalbus de Anfalpıs IL, 59. 
Anselmo dedicata I, 121, 132. 
Anfiedelung Il, 59. 
Anftiftung IL, 524; II, 59—60. 
Antichreſis IL, 60-61. 
Antruftiones I, 155. 


Antragsverbregen II, 61-62; III, 279. 


Anwachſung I, 364, 372; II, 12—14. 
Anwaltfhaft I, 587; IL 25—30. 
Anmwaltsjwang II, 29. 
Anmerbung II, 62—863. 

Anzeige OL, 63. 

Apanage II, 63; III, 211.” 
Apoſtaſie II, 64. 

Apoftoli, I, 117; DL, 65. 


Appellation, I, 94, 103, 169; II, 65—69. 


Appellationsgericht I, 239. 
Appropriation I, 393. 

Aquilia lex I, 347. 
Arbeitshbaus I, 534; I, 6970. 
Arbeitsgefhäft I, 431. 

Ir gidizropet II, 71. 

Archiv IL 71. 

Aretin DI, 72. 

Armeneib I, 72. 


Armengeiebgebung II, 72—80; III, 579. 
‚ 202. 


Arresta 

Arrefiproceß I, 81-82. 
Arrba I, 326; II, 82—83. 
Arrondirung IL, 36. 
Articulirtes Verhör II, 82—84. 
Arumäu$ I, 84. 
Ascenbenten I, 182, 366, 369, 
Assassinat III, 137—139. 
Aflecuranz I, 432, 440. 
Affecuranzvertrag III, 624. 
Assidui I, 75. 

Alfignation I, 86-87. 
Assisae I, 198—199, 217. 
Affiftenzräthe IL, 27. 
Aſylrecht L 540; DO, 87—88. 
Aternia lex I, 76. 

Auction II, 88. 

Auctoritas I, 71. 

Auditor III, 117. 

Auenrecht II, 88. 

Auerbad II, 88. 

Auflaffung I, 177, 384. 
Anflauf DO, 89. 

Aufopferung I, 345. 

Aufruhr II, 89. on 


Sadıresiiter. 


Aufſichts recht I, 472. 

Augenſchein IL, 90—91. 
Auguftinus IL 91.' 

Ausgebdinge I, 405; II, 41—42. 
Ausland 91—91. 
auslieierumgsuerträge II, 94—%. 
Auslobung 96. 

Ausloofun IE, 96—97. 
Außercurste ung Il, 97—98. 
Ausſetzung Il, 98. 
Auswanderung I, 664, 781. 
Ausmweifung I, 99—101. 
Authenticam I, 105, 112. 
Autobafe, 1. 135. 

Autonomie I, 378; II, 101—102., 
Aval II, 102. 

Averfionalfauf IL, 102. 
Avocat II, 27. 

Avoud, II, 27. 


Ayrer II, 103. 


Azo OL, 103. 

Aypilcneta IL, 103. 

Baco von Berulam II, 103. 
Bagatellen I, 701—702; II, 103—104. 
Bailli$ I, 196, 203. 

Baisse cour I, 198. ' 

Balduini OH, 104. 

Balbuinug II, 104. 

Baldus de Ubaldis IL, 105. 
Ballerint-II, 105. 

Baluzius IL, 105. 

Bancum I, 217. 

Bande I, 528. 

Bankerott II, 105—6. 
Bankordnung II, 106—7. 

Bann I, 153, 492. 

Bannitio I, 156. 

Bannrecht I, 396; II, 107—8. 
Bannwäſſer I, 387. 

Bantaibinge I, 163. 

Barbarorum legces I, 115, 150 
Barbeyrac II, 108. 

Barbofa IL, 108. 

Barones I, 209. 

®Bartolus II, 109. 

Baſiliken I, 106, 107. 

Baulaft IL, 109. 

Bayeriſches Landrecht I, 231, 233. 
Beamte I, 709—711. 

Bebenbuyg II, 110. 

Beccaria II, 110. 

Bedingungen I, 280; IL, 110—112. 
BeerbigungspflihtlL, 351; IL 112—113. 
Befriebete Sachen I, 381. 
Beglaubigung I, 798; IL, 113—114. 


FrHTR re 170; III, 114 - 116. 
' 


Behinfis 1, 523; IT 

egün ung I, 523; Il, 117. 
Beiäte 4 117. 

Beihülfe L, 523—527; IL, 59, 118 -119. 
Beifit I, 401. 

Beiſpruchsrecht I, 391] 
Belenntnißzwang II, 119. 
Belagerungsıuftand IL, 120—121.! 
Beleidigung IL, 121—124. 

Belvifio IL, 124. 
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Beneficium I, 155, 330, 364, 391, 467, 
468; II, 8, 58, 124—125. 

Bentbam HI, 125. 

Beratbung II, 126—127., 

Berechtigung I, 304. 

Bereiherungstlage II, 126-127. 

Bergelobn UI, 127—128. 

Bergrecht I, 236; II, 128—130. 

DBergregal I, 389; I, 128. 

DBergmerkseigenthum I, 389. 

Deriätehroceh IL, 130. 

Berlich II, 130. 

Bernarbus II, 130. 

Berriat St. Priy IL, 131. 

SFR DR: IL, 131. 

Beihlagnahme I, 819, II, 131—133. 

8. werde II, 133. 

Bejig I, 291—296; II, 3—5, 133—135, 
137—139. 

Befigtitel II, 136—137. 

Befihtslanf I, 429. 

Beſitzſchutz I, 295; II, 135—136. 

Se IL, 139, 

Befätigung II, 139 --140. 

Beitandvertra IH, 113. 

Beftehung II, 140—141; III, 125. 

DBefteder II, 141. 

Beftbaupt I, 175; II, 144. 

Befteuerung II, 142—143.. 

Betrug I, 144—147. 

Bettelei II, 147. 

Beute I, 811. 

Bewegliche Saden I, 381. 

Beweis I, 602—613; II, 148. 

Bewibmung I, 161, 164. 

Bewußtſein I, 279. 

Beyer II, 149. 

Bezirksliſte I, 577. 

Beirlöverwaltung I, 722—724. 

Bidel II, 149. 

Bienenredt II, 149. 

Biener ID, 149. ° 

Bigamie II, 149—150. 

Bigot I, 151. 

Bilanz II, 151. 

Billigfeit I, 256. 

— I, 464—467, 472, 488. 

Bladftone IL 151. 

Blancoinboffament II, 151—152. 

Blindenteftiament II, 152. 

Blodade I, 758, 806, 817; II, 153. 

Blockadebruch I, 818, 819. 

Blödſinn IN, 665—672. 

Bluffhande II, 153—155. 

Bodenmukung I, 297. 

Bodinus II, 155. 

Bodmerei I, 438; II, 155—156. 

Böding IL, 155. 

Bochmer II, 157. 

Bo&rius II, 156. 

Börfe II, 157—159. 

Bone fidesI, 137,140, 285, 302,316, 350. 

‚ Bonaguiba 11, 157. 

Bons materna III, 148. 

Bornemann II, 157. 

Bordorf II, 159. 


733 


Botſchafter I, 801. 

Bracton I, 159. 

Oranbfiftung D,*159—161. 

Brandt LI, 161. 

Braugeredtigfeit IL, 161—162.- 

Brautgefhente II, 162. 

Brentmann II, 163. 

Brennereigerechtigfeit II, 161—162. 

Brevia I, 218, 219; 

Brevier I, 462. 

Briefadel I, 183. 

Briefgeheimniß I, 665; II 163. 

Briefverlehung IL, 163—164. 

Briefwechſel II, 164. 

Briffoning II, 165. 

Brougbam II, 165. 

Brunnemann II, 165. 

Bud II, 165. 

Buchführung L 422; IL, 165—166. 

Budaeus O, 167. 

®uber IL, 167. 

Budget IL, 167—171. 

Bürgervermögen II, 172. 

Bürgſchaft I, 339, 340, 341, 362; II, 
172—176. 

Bulgarus I, 171. 

Bulle IL 171—172. 

Bundesrecht I, 645—647. 

Bundesftaat I, 639, 770, 780. 

Bargundiorum lex I, 151, 152. 

Burlamaqui UI, 176. 

Byntershoel IL, 176. 

Cabinetsjuſtiz I, 573, 574; IL, 176—177. 

Caducität IL, 177. 

Caepolla II, 179. 

Cambacérès II, 177. 

Canoniei I, 466. 

Capacität U, 177. 

Capitel II, 178. 

Capitis deminutio I, 291. 

Capitula I, 151, 217. 

Capitularien I. 115, 119, 160. 

Capitulares I, 466. 

Capitularvicar I, 466. 

Captatorifhe Dispofition IL, 179. 

Carbonianum 

Carbinal I, 464; 

Cargo III, 627. 

Garmer II, 181. 

Sarmignani I, 181. 

Carolina I, 187, 505. 

Carolina lex I, 161, 566. 

Carpzov II, 181— 182. 

Gafaregis IL, 182. 

Casco ILL, 627. 

Caſſationshof I, 239. 

Caſſatoriſche Elaufel I, 261; II, 182. 

Casus I, 329, 333; IL, 182—184, 

Cathedralſteuer DI. 194. 

Cathedraticum I, 475. 

Satonianifhe Regel II, 184. 

Causa I, 122, 276, 311, 315, 337. 

Causae majores I, 154, 167. 

Causae spirituales I, 130. 

Causa traditionis I, 301, 324. 

Cautela I, 163. 


18V. 
II, 180—181. 
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Cautionen II, 184—189. 

&enfuren I, 134;YII, 189-190 

Census hereditarius II, 6. 

Certiorari I, 706. 

&entralifation 1,714. 

Centuriae I, 75. 

Eeffion I, 177, 190, 221, 334, 335; II, 
191—193. 

Chambre du conseil III, 321. 

Charondas IL, 193. 

Chartae I, 217, 223, 221. 

Chartepartie II, 193, 

Shaffanäus II, 194. 
irographarii creditores II, 191. 

Cinus II, 194. 

Cironius D, 194. 

Eitirgefege, I, 99. 

Civillifte f1, 19. 

@ivilproceß I, 138, 140, 142, 200, 229, 
289, 290, 558—566, 580—582, 613—618. 

Claproth II, 195. 

&larus II, 196. 

Eoadjutoren II, 196; III, 200. 

@occejt IL, 196. 

Code de commerce I, 208, 412, 435. 

Code Napoleon I, 239, 262. 

Codex novus I], 104. 

Code penal I, 208. - 

Godicille IL, 197. 

Codification I, 188, 229— 244, 767—768. 

Colibat L, 463; II, 197—199. 

&ognaten I, 72. 365, 366, 369; III, 640. 

Coinvestitura III, 131. 

Collaboration I, 401. 

Collatio I, 101, 470, 472; II, 199—200. 

Collectarium I, 121. 

Collegialfyftem I, 485. 

Colonat LI, 201. 

Colonia partiaria III, 208. 

Colonus III, 113. 

@olumbi U, 201. 

Comitas gentium II, 202. 

Comitien I, 73, 77, 81, 82, 83, 88. 

Sommanbitgefellfhaft I, 347, 424; 
II, 202—203. 

Commende I, 467; D, 203. 

Commercium ], 80. 

Commissoria lex I, 326. 

Sommiffionsgefhäft I, 433; II, 203— 
08 ‚ 


Commodatum I, 344; II, 208-209; 
III, 265. 
Commodum I, 293; II, 209—210. 
Common law I, 217, 223, 710. 
Communallandtag Il, 210—211. 
Communalverbände I, 741— 746. 
Conmmunalverwaltung I, 714, 727—746. 
Communalmwefen, a) engl. I, 728 — 730; 
b) franz.I, 730— 731; c) breuf. 1, 731 — 746. 
ommunıo incidens II, 211. 
Communis opinio I, 235. 
Comparatioliterarum ’J, 611; II, 212. 
&ompenfation 3 336, 337; II, 212—214 
&ompetenz I, 330, 579; II, 214. 
Competenzeonflict L, 591, 711— 712. 
&ompilationen I, 123, 125. 
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Complott I, 528. 

Computatio III, 611. 

Concorbat I, 480, 481; II, 214—218. 

Eoncilien I, 115,. 119, 125, 464, 472. 

Concubinat, I, 353. 

Concurrenz I, 534; IL, 218—219. 

Concurs I, 229; II, 219—224. 

Condictio I, 301, 316, 348, 349; II, 224. 

Confarteatio I, 72, 353. 

Confination I, 531. 

Confiscation IL, 534; II, 225—226. 

Conflits d’attribution I, 712. 

Confraternitas I, 479, II, 366; III, 203— 
04. 

Confrontation IL, 226, 

Confufion II, 227. 

Gongregation I, 465—467, 479; IL, 247; 

‚199, 20: 


, 203. 

Congreffe II, 227. 

CEonjunction der Erben IL, 227. 

Connanus Il, 228. 

Connerität I, 582, 593; II, 228—229. 

Connofiament, I, 427, 438; III, 23 —24, 206. 

Conring II, 229. 

Confecration IL, 229. 

Conseil du roi II, 486. 

Conseils de prefecture I, 707. 

Confenfualcontract I, 325. 

Eonfiftorium I. 465, 484—488; II, 247. 

Coniolibation IL, 392, 393, 401; II, 230. 

Conftitutionen I, 91, 100, 102, 104, 117, 125, 
161, 162, 166, 217. 

Constitutum debiti I, 331, 339, 340; 
II, 230—231. 

Constitutum possessorium J, 301. 

Confularverträge I, 801—8u4; II. 231. 

Consummatio III, 629. 

Confumtion II, 232. 

Contentieux administratif I, 706. 

Contius I, 233. 

Contrafignatur DO, 233; DI, 122. ' 

Contebande II, 234. 

Contumaeia I, 614; III, 567—570. 

Contutores III, 958. 

Eonvalescenz der Rechtsgeſchäfte IL, 
234— 235. 

Conventionalftrafen I, 339; II, 235— 
236 


Convoiirung I, 821-822. 

Corporation I, 683-685. 

Corporationsreht I, 254, 272, 273, 350; 
II, 236—239. 

Corpus canonum J, 121. 

Corpus juris I, 111, 112, 125, 251. 

Corpus juris canoniei I, 122, 123, 125, 
140, 186, 230, 487. 

Corpüs juris eivilis 1, 133, 161, 186, 199, 
230 


Correalobligation I, 318. 
orrectores romani I, 125, 
Cofta II, 239. 
Court of common pleas I, 217, 225, 905. 
Court of kings bench I 705. 
Court of the exchequer I, 705. 
Coutumes I, 204, 210. 
Covarruvias Il, 240. 
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Srebitgefchäft I, 430. 

Crebitmandat I 340, 341. 

Criminalkla L 112. 

Criminal ofen II, 240. 

Eriminalpolizei I, 331. 

Eujacius II, 241. 

Culmſche Handfefie I, 163. 

Culpa I, 285, 327—329, 338, 504, 515 — 
516; II, 242—245. 

Culpa’ lata I, 320, 328. 

Culpa levis i, 328. 

Eultusminifterium I, 488, 490. 

Cura I, 83, 359, 360, 361. 402; II, 500. 

Euratel IL, 245— 246; UI, 190. 

@urie L 71, 72; IL, 247-248. 

Curia christianitatis I, 226. 

Curia regie I, 196. 

Curia romana I, 465. 

Curiensis lex I, 108, 152. 

Curiones I, 72. 

Custodia II, 248. 

Dablmann IL, 248—249. 

Damafus DH, 249. 

Dambouder 1, 249. 

Damnum I, 298, 320, 350. 

Daniels u, 249. 

Dan; I, 249. 

Darbdanariat Il, 249 - 250. 

Daries II, 250. 

Darlehn 1, 344, 398; II, 250—252. 

Datio in solutum I, 330, 336, 337. 

Dativtutel IL, 83. 

Decemviri 1, 76, 71. 

Decentralifation I, 714. 

Decimse III, 703—705. 

Decio D, 252. 

Decifionen L 102. 

Dedung II, 252 —253. 

Declaration der@rtenntniffell, 253 — 
254. 

Decreta I, 90, 98, 117, 121, 122. 

Decretalen I, 115, 117-119, 123. 

Decretalis epistola I, 117. 

Decretum divi Marei Il, 254. 

Defectus I, 460, 461. 

Defontaines TI, 254, 

Defraudation IL, 254—255. 

Degradation I, 473; II, 255 

Deihverbände I, 255. 

Dei lex I, 101. 

Delation I, 364, 372. 

Delbrüd u, 256. 

Delegation I, 91, 
256—258. | 

Deliberationsfrift UI, 258. 

Delicte I, 327, 343, 347 - 348, 504, 518, 550. 

Denunciation IL, 259. 

Deo II, 260. 

Deportation I, 531—532. 

De pofition L 473; II, 255, 260. 

Deypfitoren I, 294. 

DepofitumL 344; UI, 260—262. 

Depotgefhäft II, "262. 
eprecatio U, 2. 

Derogatoriſche Cauſel I, 261. 

Descendenten I, 182, 366, 369. 


131, 333, 337; II, 
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Defertion IH, 120. 
Defervitenjahr U, 263. 
Detention I, 177, 294, 301, 308, 312, 349. 
Deterioration II, 107—108. 
Detractus realis u, 6. 
Deutfchenfpiegel 1. 162, 186. 
Deuticher Bund I 641. 
Deutſches dandrecht I, 233. 
Deutiüesßrinutredt L I, 249, 375—406. 
Deutſches Recht I, 139, 143—192, 196, 
235, 249, 251. 
Devalvation II, 263. 
Devolution II, 263— 264. 
Devott II 264. 
Diaconat I. 460; I, 464. 
Diäten II, 264—266. 
Diedftaht II, 266—271; IIL, 697. 
Dienftlifte I, 577; IL, 3711— 272. 
Dienfimannen I, 159. 
Dienftmiethe I, 398; IL, 272—273. 
Dienftrecht I, 160, 163, 165. 
Diffamatio L, 136, 
Diffareatio I, 72, 99. 
Bifferemagetsätt I, 274—275. 
Diffeffion 275. 
Digesta I, 97, 102, 111, 232. 
Dimifforialien 1, 275. 
Dingleute I, 477. 
Dingliche Rechte, I, 237, 269, 286, 286, 312, 
315, 581. 
Dinus IL, 276. 
Didcefe I, 465, 472. 
Diöce anfpnobe I, 467. 
Dionysiana ], 117, 118. 
Dipfomanie III, 667. 
Dirtfen II, 276. 
Disciplinarfirafen II, 276—277. 
Disconto I, 427. 
Discretiongjahr L, 477. 
Dismembration ll, 277— 279. 
Dispade I, 279, 
Disparitas cultus I, 477. 
Disparagium I, 400; DI, 129. 
Dispenfation I, 280- 282. 
Diffidenten U, 282—283. 
Diltanyfradt II, 283—284. 
istinctiones I, 122. 
Dollmetfher O, 284. 
Dolusl, 320, 323, 514—516; II, 284—288. 
Domänen L, 668; I, 289-292. 
Domas I, 213. 
Domat IL, 292, 
Domcapitel L 466. 
Domberr I, 466. 
Domicilwedfel II, 292—293; III, 698. 
Dominium I, 296, 309. 
Dominus I, 168, 382. 
Donatio TI, 354, 355, 404. 
Donellus II, 293 
Doppelverfiherun IH, 626. 
Dorfgeridte II, 293 — 294. 
Dosl, 181, 354, 355; Il, 294—297, 568— 
569. 
Dotation I, 476, 493; II, 297; IIL, 428. 
Doviatius H, 297. 
Draufgabe II, 83. 
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Dreißigfte I, 403. 

Droit coutumier I, 109, 196, 205, 238. 

Droit ecrit I, 109, 196, 205, 238. 

Duarenus II, 298. 

Du Ceft I, 298. 

Ducpetiaur II, 298. 

Dupin I, 298—299. 

Duplit I, 289; II, 299. 

Durand IL, 29. 

Durantis II, 299. 

Durdfuhungsredt I, 820— 821; II, 
300—301. 


Ebenbürtigkeit II, 301—302. 

Eberhauſen II, 302. 

Edictales leges I, 98.! 

Edictalladungen II, 303—305. 

Ediete I, 83, 85, 86, 89, 90, 99, 105. 

Editionseid II, 305. 

Effecten III, 206. 

Ehe I, 352—355, 400, 477, 492, 494. 

Ehebruch II, 307—309. 

Ehehinderniß I, 477, 494; II, 309—310. 

Eherecht I, 254, 477-479, 494. 

ehe IH, 310—312. 

E eihliehung II, 312—314; III, 428. 

ern ‚380. 

Ehrenannahme I, 450. 

Ehrengericht II, 314—315. 

Ehrenrechte I, 535, 778. 

Ehrenftrafen I, 535—537; Il, 315—317. 

Ehrenzablung I, 451. 

Eichhorn II, 317. 

Eid L 612, 613; II, 317-319, 371;. I, 
104—106, 501. 

Eigenthum I, 177, 296305, 382. 

Eigenthumserwerb I, 298, 300, 383, 384. 

Eigenthumsklage, I, 285, 303, 384, 581; III, 
645—648. 

Eigenthunmsverluft I, 303. 

Eigenwechſel 319—320, 

Einbrud II, 320—321. 

Einheitsſtaat I, 638, 770. 

Einkindſchaft I, 401; I, 321—322. 

Einlommenfteuer U, 322—328. 

Einguartierungslaft II, 328—331. 

Einreden I, 288, 326; IL, 331—333. 

Einſchließung I, 534; II, 333. 

Einfteigen II, 333. 

Einftel ungebelätuß DH, 334. 

Einttimmigfeit UI, 335. 

Einzelbaft L, 532; II, 335—339. 

Eifenbahn II, 339—344. 

Eilenhart LI, 344, 

Eilern-Biebhvertrag II, 344, 

"Exloyn av vouov 06. 

Electio I, 465, 470. 

Emancipation I, 79, 190, 357, 402; 
IL, 245-—246. 

Embargo I, 806; DI, 345—346. 

Emblemata Triboniani I, 103. 

Embryo III, 129. 

Emerigon II, 346. 

Emeritirung I, 493; II, 346. 

&mpbyteufe I, 300, 308, 309, 393; II, 6, 
347—348; IIT, 686. 

Endurtheil IL, 348—349. 
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Engan II, 349. 

Englifhes Recht L, 213— 225. 
Enquö6te par turbe I, 226. 
Enterbung IL, 349—351. 
Entführung II, 351—353. 

Entlaffung J, 533. 
Entſcheidungsgründe II, 353—355. 
Entwäbrung I, 355—356. 
Entwäfjerungsanlagen Il, 356-357. 
Enavayoyn Tov vouov I, 106. 
Episcopat I, 464; II, 357—359. 
Epistolae I, 90. 

Epitome Juliani I, 105. 

Epo II, 359. 

Erbbegräbnig II, 359. 

Erbcur II, 359. 

Erbleihe IL, 359-360. 

Erbiofung II, 360. 

Erbpacht I, 305, 306; IL, 360. 
Erbrecht I, 175, 182, 362—365, 403466. 
Erbſchaftsantritt IL, 361. 
Erbfhaftstauf IL 362. 
Erbihaftsflage IL, 362—363. 
Erbſchatz II, 363—364. 

Erbthei ung Il, 364] 

Erbtodter II, 366. 


"Erbverbrüderung I, 405; 11, 366. 


Erbovertrag I, 183, 405; II, 367—369. 
Erbverzicht I, 406; II, 369-370. 
Erbjinsgut II, 370—371. 
Erectio beneficii I, 468. 
Erfüllung I, 330; II, 371—373. 
Ergänzun sgeihmworne OH, 373—374. 
Erholungsredit ‚1m. 
Erfenntnig I, 290, 557. 
Erlaß II, 374—375. 
rpreifung I, 375—376. 
Error 1, 517. 
Errungenfhaft I, 401; II, 376. 
Erfigung I, 302; IL, 376—379;, II, 613. 
Erzbifchof ‚465, 472. 
Eicher II, 379. 
Espen IL, 379. 
Eftor IL, 379. 
Etablissements I, 197, 203, 210. 
Ftatsminifter III, 487, 

tats generaux I, 206. 
Etilette I, 421. 
Eventualbelebnung IL, 379, 
Eviction I, 332, 586, 
Suocation I, 167, 169; II, 380—381. 
Ewa I, 150. 
Ewiggeld I, 398. 
Exceptio I, 120, 137, 288, 326. 
Ercommunication I, 473; III, 11—12. 
Ercuſationsgründe II, 381— 383. 
Erecutionl, 558, 627, 628; II, 383—34. 
Erecutivproceh IL, 384—385. 
Eremtion I 468; Il, 385—386. 
Erequatur I, 803; II, 386. 
Exereitium religionis publicum I 380. 
Erherebation I, 369, 371. . 
Erhibitionspflidt I, 350; II, 386—38:. 
Ermiffion I, 628; IL, 387. 
Erorciften, I, 460. 
Erpenjen II, 570-571. 
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Erpromifjion I, 342. 
Erpropriation I, 332, 385, 665; II, 
388— 392. 
Erpulfion OH, 5—6. 
Eripectativen Il, 392-—-393. 
Erterritorialität I, 798; 1I, 393—395, 
Ertinctivverjährung I, 287. 
Extravagantes I, 125, 126. 
Faber II, 396. 
Sabrifgefeggebung II, 396-398, 
Fabrikzeichen IL, 398. 
abrotus II, 399. 
acultas spiritualis I, 462. 
— HD, 399. 
et I, 399. 
Fährgerechtigkeit II, 390-400. 
Fahrhabe I, 180, 182. 
Sabrläffigteit I, 514. 515. 
Falcidia lex I, 83, 317, 321; II, 400— 
401. 
Sale IL, 401. 
Falſchmünzerei III, 145. 
Sälfhung H, 401—404, 
ae ommiß II, 404—406, 
amilienrath IL, 4u6-—407. 
Familienrecht I, 180, 254, 314, 351-352, 
400—402. 
—— Il, 407. 
amifienftandb IL, 407-410. 
Samilienftiftung II, 410—411. 
Farinacius II, 411. 
Safolus H, 411. 
Fauſtpfandrecht I, 294, 313. 
Fautfracht II, 411—412. 
ehderecht I, 504. 
ein II, 412. 
eldpolizeiorbnung II, 412—414. 
Feldſervituten II, 414—415. 
Selonie I, 393; U, 415—416. 
Sergufon II, 416. 
F errariig DL, 416, 
eftungsrayon II, 417. 
eftungsftrafe I, 534; II, 417—418. 
Heubalißmue I, 199, 391. 
eudorum libri I, 186, 392; II, 415. 
Seuerbad II, 418. 
De aan HU, 418. 
euerögefahr III, 627. 
Fichard II, 419. 
Fideicommiß I, 190, 367, 368, 391, 404; 
U, 404—406, 541; 1II, 573—574. 
Fidejussio I, 339, 340, 341, 342; UI, 32. 
Fidelitas realis I, 392. 
Fides I, 71, 302. 
Fidueia I, 103. 
ilangieri U, 419. 
tliationsflage IL, 419. 
inanzcontrole I, 677—679. 
inden I, 384. 
Firma I, 421; U, 419—420. 
Fiſchereiordnung II, 420, 421, 425. 
Fiscus I, 88, 154, 156, 700-701; I, 
421—422. 
Firgeſchäft J, 429; U, 422—423. 
Flagge I, 777, 787; IE, 423. 
». Holgenborff, Rechtslexikon 2. 
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Nliegenbe Grundſtücke I, 382. 
lorentina 1, ı11. 

Iuß IL, 423—425, 

Lusihifffaßrt I, 787-790; IL, 425— 


Sorberungsreiht I, 269, 270, 
‚379. 


orenfen 
ormaleontract I, 337. 
ormula I, 84. 
orftpolizei IL, 428—429. 
orjtregal I, 387; IL, 429—430. 
orte8cue II, 430. 
orum I, 573—582; II, 23, 483—487. 


get , 430. 
rachtgeſchäßt I, 431, 437, 438; IL, 431— 
433 


Araneftellung II, 433—437;, IL, 672. 
rancorum lex I, 150. 
ranklin IL, 437. 
ranz. Recht I, 188, 196209. 
redus I], 147. 
Freicorps I, 810. 
—— en, I, 531—534. 
eelaflung ‚175. 
Breimillige Gerihtsbarteit I, 284; 
438. 


DO, 437— 
Freizügigkeit I, 665: DI, 438—443. 
remde 1, 379, 778— 180. 
ridericianus I, 233, 236, 251. 
riebensgelb I, 147, 505. 
riedensichluß J, 813—814. 
rifhe That II, 443—444. 
risıonum lex 1, 151. 
Brunterwerb I, 300, 384; II, 444— 446. 
unctiones publicae I, 154. 
ungible Saden IL, 446—447. 
ürſprecher IL, 26. 
‘urtum I, 302. 
Außchraring IL, 477. 
abella hereditaria II, 6. 
®agern U, 447. 
Gai institutiones I, 97, 100. 
®ailt IL, 448. 
Galeottus IL, 448. 
®andinuß II, 448. 
Ganerbſchaft L, 405; II, 448. 
Gans II, 443. 
Garantie I, 793—794; II, 448—449. 
®ärtner II, 449. 
Gaup II, 449. 
Bebäudefervituten II, 449450. 
Gebauer II, 450. 
Gebühren II, 450—453. 
Gefängnißftrafe I, 532 —534. 
Oefangenbefveiung IL 458. 


Ssiangenbattung ‚ 453—1454. 
Gebeimrath ILL, 455, 487. 

Gehülfe IL, 524, 526. 

Geib II, 454. 


Geißeln L, 793. 

Geiftlihe Verbrechen L, 130. 

Selbbuße I, 534; II, 454—455. 
Geleitsrecht I, 821. 

Gelübde IL, 455-156. 

Gemeinde L, 380, 683885; IL, 456470. 
Öemeinbevertrag I, 500-501. 
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Gemeinbezeugen I, 148. 

Gemeinbeitstheilung IL, 470-471. 

Gemifchte Delicte I, 130. 

Gemüthsunterfuhung II, 471—472. 

Generalbypothet 1, 313; IL, 472 473. 

Generalis clausula I, 291. 

Generalis lex I, 98, 262. 

Seneralprävention I, 501. 

Generalfuperintendent I, 488; IIL, 525. 

Generalſynode I, 486, 489. 

Generalvicar I, 466. 

Generalvollmadt I, 588. 

Genoffenfhaft I, 380; IL, 473— 477. 

Genoſſenſchaftsrecht I, 254, 272. 

Gensler U, 477. 

Gentes I, 71, 72, 74. 

Gentilis I, 478, 

ent II, 478. 

Gerade I, 403. 

Gericht I, 573—585; III, 94. 

Gerihtsärzte IL, 4:9— 479. 

Gerihtsbann 1, 173. 

Gerichtsferien I, 479-480. 

Gerichtsgewalt I, 167. 

Gerichtöherr III, 117, 118. 

Gerichtshof III, 126. 

Gerichtskoſten Il, 480—482. 

Gerichtsordnung I, 188, 191. 

Gerichtspfliht J. 145, 661. 

Gerichtsſchreiber II, 482. 

Gerichtsſtand U, 483. 

Gerihtsverfaffung I, 690; II, 487—494. 

Germanifches Recht I, 132, 252, 504. 

Gefammteigentbuml, 382; II, 494— 495. 

Gefandte I, 726— 8U1. 

Geſchäftsführungsklage Il, 495—196. 

Geſchäftsorbnung IL, 497—500. 

Gefhäftsträger I, 801. 

Geſchäftszeugen I, 148 

Geſchlechtsvormundſchaft II, 500. 

Geſchworne I, 76, Ti, 84, Yu, 43, 510, 571, 
573, 575—577; III, 430 —441. 

Gefellfpaftsredht 1, 272, 273, 346, 485; ILL, 
458—161; 625. 

Sefeesanmenbbarteit I, 264— 267. 

en lenung L 261, 262. 

Geſetzesauslegung I, 262— 263 

Gejeßgebung I, 88, 89, 47, 98, 187, 261, 
472, 484, 491, 492, 696—699. 

Geſetzgebungsrecht I, 679--681. 

Gefindevertrag IL, 500-501. 

Geſpilderecht UL, 501. 

Geftändniß I, 602; II, 501 - 505. 

Geſterding II, 505. 

Getheiltes Eigenthum I, 382. 

Gewähr der Mängel II, 505 

Gewalt I, 634. 

Gewalttbätigfeit IIL, 507. 

Gewerbefreiheit I, 669. 

Gewerbeordnung IL, 507 512. 

Gewerberecht I, 254; 11, 507—512. 

Gewerbefteuer IL, 512-514 

Gemwere I, 177, 181, 309; IL, 592 — 59%. 

Gewidtsorbuung 11, 181 —1u2. 

Gewiſſensfreiheit I, 633, 661. 

Gewiſſensvertretung IL, 514. 
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Gewohnheitsrecht I, 146, 150, 186, 234, 238, 
242, 259, 260, 375. 

Gifanius 11, 515. 

@iro 1, 441, 443, 448. 

®irtanner II, 515. 

Glaubenseid Il, 515. 

Globig II, 515. 

Glossa ordinaria I, 111, 250. 

Gloſſatoren J, 110, 250. 

Glück U, 515. 

Ömelin I, 516. 

Gobler Il, 516. 

Göde II, 516. 

Goldaſt II, 516. 

Gönner II, 516. 

Göſchen U, 517. 

®othofredbuß II, 517. 

Gottesurtheile I, 148. 

Gradbualfolge IL, 517—518. 

®ratia I, 518 

Gratiani decretum I, 117, 120, 121, 122. 

Gratiani dicta I, 123. 

Gravamina ecclesiastica L, 137. 

Gregorianus I, 100, 105. 

Grenzſcheidungstlage IL, 518-519. 

Grenzverrädung LU, 519. 

Grolmann II, 519. 

Großjährigteit III, 958. 

Grotius IL, 520. 

Grundeigenthum I, 661, 665. 

Grunblaften I, 190. 

Grundruherecht I, 383. 

Grundruhrrecht III, 513. 

Grundſteuer Il, 520—523. 

Grupen II, 523. 

Guido II, 523. 

®unbling O, 523. 

Gundobada lex I], 151. 

Gutachten I, 523 - 526. 

Gütereinheit I, 181, 401; IL, 526—529. 

Gütergemeinfhaft I, 181, 400, 401; 
II, 526 - 529 

Gütervereinigung I, 400. 

Gutierrez Il, 529 

©utsüberlaffung I, 404. 

Guy-Pape Il, 529. 

Häberlein IL, 529. 


Sale I, 529. 

Haller II, 529-530. 

Haloander II, 53u. 

Sammerfhlagsredt IL, 530. 

Handelsbücher DO, 530—531. 
andelsfrau IL, 531 532. 

SHandelsgebraud I, 414. 

Handelsgeridt I, 413, 414, 574—575; 
II, 532 - 535. 

Handelsgeſchäfte I, 415, 416, 427 — 434; 
III, 625 


Handelsgejellfchaft I, 417, 421, 424. 
Handelsgeſetzbuch I, 244, 261, 274. 412. 
Handelsobjecte I, 426 - 427. 

Handelsproceß I, 419. 

Sandelsrecht J, 188, 191, 236, 400 434. 
Handelsregiſter U, 535—536. 








—RA— I, 417. 
andelsfubjecte I, 421— 126. 
Hanbelsvertrag II, 536—539. 
Danpdfeften I, 539. 
Handgeld I, 326; Il, 83. 
Handgemal ILisʒ 
gone II, 539. 
arpprect II, 539. 
Haffe I, 539-5 10, 
Saubold IL, 540. 
Hauptparteien I, 807. 
Hausandadt 1, 510. 
Hausarreſt IL, 540. 
Hausfideicommiß II, 511. 


Hausfriedensbruch IL 511—512, 


Hausgeſetze II, 42514. 

Haufirhandel U, 544. 

Hauskinder I, 357. 

Hausfuhung II, 514 -543. 
aute cour I, 198. 


Haverei J, 439; U, 279, 545547. 


Heerbienfipfligt T1, 547-550. 
Heergewäte I, 403. 
Heergewalt L 167. 
Beerihilb I, 158, 159, 
Heblerei I 550-551. 
Heimbad IL, 551. 
HSeimfall ], 392. 
Deineccind II, 551. 
Heife U, 551. 
Held IL, 551—552. 
H ellfelp IL, 552. 
Dente H, 552. 
Depp 1 552. 
eredium I, 71, 74. 
Hermaphroditus UI, 728. 
Hermogenianus 1, ‚100, 108. 
Herrenfall I, 155, 
Heuervertrag 1, 552- 554. 
Hierarchia I, 460, 467. 
Hierfemenzel u, 554—555. 
Hillebrand II, 555. 
Hinterfafien I, 149, 155, 160. 
Hirpolytus U, 555. 
Hispana I, 117. 
Hlo:hariana lex I, 150. 
a II, 555. 
ohverrath II, 555—557. 
Sofader I, 557. 
Soffnungstauf IL, 557558. 
Hofgüter IL, 558. 
Hofrath IIL, 485, 487. 
Öofreht I, 160, 163, 165, 175. 
Hoiipeife I, 403. 
Holzfrevel U 558—559. 
porsi@uber I ‚559. 
omagium I 39. 
Hommel II, 559. 
Hontbeim IL, 560. 
Höpfiner IL, 560. 
ortensin lex L 81. 
Hoftienfis IL, 560. 
Hotomanus Ir, 560. 
Huber II, 260. 
Hufeland 1, 560. 
Dugo II, 560-561. 
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—ã II, 561. 

uldigung ber Stände II, 561 - 562. 

Sumberbt I, „002. 

Hunniuß I 

Hütungsrecht I Fri III, 675. 

Hyperocha IH, 275. 

opperhet J, 93, 103, 310, 311, 312, 362; 
l, 552 —565. 

Surarketerfäeine I 313; I, 565 - 567. 

Karol ekenſcheine 1I 508, 
acobfjon Il, 602. 

Jacobus H, ‚602. 

Zagdredt IT, 6u2—605; III, 697. 
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Litterae dimissoriae L, 462; H, 275. 
Localgemeinde I, 731—741. 
Socalvermaltung I, 716—719. 
Tocatio TIL, 113. 
Lode 71. 
Locre II, 11. 
— III, 71. 
Sombarba I, 152. 
Longobardorum capitulare I, 151. 
Longobardorum edictus I, 151. 
Longobardorum jus 1, 110, 151. 
2008 II, 1—72. 
Lootſen II, 12. 
2öfhungen IL, 72—73. 
208laffungsverträge II, 73. 
£otterie I, 399; IH, 7 73—74. 


Lucrum Sessans 'L 320. 
Luden III, 

Ludewi im, 14-75. 
Ludolf 


Ludovici III, 75. 
ügenfrafen 111, 75. 
tünig IH, ? 

Lyclama TIL 76. 
Lynker III, 16. 
Machianelli III, 76. 
Macedonianum 8. C. L 89, 358. 
Madeldey II, 76—77 
Madintosh III, 77. 
Madai II, 77. 
Madibn ILL, 77. 
Maenia lex 1, 63, 
Magdeburger Recht I, 164. 





742 


Magnum concilium I, 218. 
Mobliahre L, 405. 
Mahlſteuer IIL, 77-80. 
Mahnuug IL, 589-590. 
Maiantins III, 80. 

Majer III, 80. 

Majeftätörechte I, 674. 
Majeftätsverbredhen IIL, 81—83. 
Majestas imperialis I, 97. 
Maifeld I, 154. 

Maimnni DI, 80. 

Majorat I, 404; ILL, v3. 
Majorennität II, 45. 
Majoritas I, 468; III, 83—84. 
Maiftre III, 81. 

Müller I, 432; III, 81—56. 
Mala fides I. 235 2936, 259. 
Malbergiſche Gloſſe I, 150. 
Malblant II, 86. 
Maleville III, 86-87. 
Mancipatio J, 71, 74, 103. 
Maneipium I, 71, 79, 102. 
Mandamus I, 700, 

Mandata I, 90, 310, 344, 588: III, 87—90. 
Mandatsprocef III, 91- 94 
Mandirte Gerichtsbarkeit III, 94. 
Mängel I, 274; IL, 505—507. 
Manifeftationseib II, 383; III, 191. 
Mannitio I, 156. 

Mannfall I, 155, 178. 
Manualacten III, 94—95. 
Manualia I, 467. 

Manucaptio I, 71. 

Manus I, 75. 

Manus injectio I, 73. 

Manus mortua III, 551. 
Maranta UI, 95. 

Marca III, v5. 

Mariana III, 95. 

Marine III, 45- 97. 
Markenſyſtem III, 294. 
Marllofung III, 97—98. 
Marktpreis III, 98 - 98. 
Marktwechſel III, 111. 
Marodeure ILL, 99. 
Marquard III, 94. 
Marfilius III, 99. 
Martens III, 99—100. 
Martin III, 100. 
Martinus III, 100. 

Märzfeld I, 154. 

Mascarbi III, 100. 
Mascov IIL 101. 
aborbnung III, 101—102. 
Mafuerius III, 102. 
Matricula II, 26. 
Matricularbeitrag I, 653. 
Matrimonium I, 353, 400. 
Matthäus II, 102. 
Maurenbreder III, 102 
Maximilianeus I, 231, 232, 236, 242. 
Mediation III, 620. 
Mediatifirte I, 661, 667. 
Mebitafterei I, 103-104. 
Meer 1, 736-790. 
Meiergüter III, 104. 


Gadıregiiter. 


Meineid IIL, 104—106. 

Meifter IIL 108. 

Melandolie II, 666. 

Meliorationswefen I, 713; III. 107— 
108. 


Membrum praecipuum I, 483. 

Menage IIL, 108. 

Menodhius III, 108. 

Menfalgut III, 108-109. 

Menſchenraub III, 109. 

Mentalrefervation III, 109-110. 

Merenda IIL, 110. 

Meriltius III, 110. 

Mertet ILL, 110. 

Merlin III, 110. 

Metropoliten I, 465. 

Meßbrief IIL 110—111. 

Meßſtipendium IIL, 111. 

Meßwechſel IH, 111—112. 

Meuterei IH, 112- 113. 

Mevius III, 113. 

Meyer III, 113. 

mietpe II, 113— 117. 

Miethsſachen III, 117. 

Militärfrafverfahren IU, 117 

Militärverbreden III, 119—121. 

Milton TIL, 122. 

Minderjäbriateit I, 271. 

Minifter IIL, 122- 124. 

Minifterialen L 159. 

Pinifterratb III, 122. 

Minifterrefident I, 801. 

MinifterverantmortlidteitL 675; III, 
124—128, 488. 

Minorat I, 404; 128. 

Mifgeburt ILL, 128. 

Mißheirath I, 400; III, 129-131. 

Missi ad hoc I, 154. 

Missi dominiei I 154. 

Missio legitima I, 462. 

PMitanftiftung II, 60. 

Mitbelehnung III, 131—132. 

Mitbefig IIL, 132. 

Mitſchuld I, 523. 

Mittermaier III, 133, 

Modus I, 281, 300: III, 134— 135. 

Moguntina constitutio I, 162. 

Mola III, 128. 

Molinäus II, 135. 

Monarcenrent I, 666—672, 778. 

Monasteria III, 21—22. 

Mondkalb ILL, 128. 

Monomanie III, 667. 

Monstrum I, 271, III, 128. 

Montesquien III, 135. 

Mora I, 285, 321, 332, 333, 336, 328: 
IIL, 135—137. 

Moratorium II, 137. 

Mord III, 137—139, 554. 

Morganatiſche Ehe I, 176,400; IH, 129, 
139—140. 


MorgengabeT, 181, 403; III, 140. 

Mortuarium |], 175; I, 144; IIL, 140— 
141. 

Morus II, 141. 

Mofer IH, 141. 


119. 








Sadıregiiter. 


Möſer III, 141. 

Mosheim III, 141—142. 
ublaerze III, 142. 
Mühlenrecht III, 142—143. 
Mühlenzwang III, 142. 
Mündel III, 657—658. 
Münvdelgüter IL], 143—144. 
Mündigleit IL, 45. 

Münzfuß III, 144. 
Münzrecht I, 153, 163. 
Münzverbrechen III, 144—146. 
Mundbriefe I, 157. 

Mundium I, 180. 

Mundlauf I, 181. 
Mundmannen IL, 149. 
Municipalis lex I, 83. 
Municipes I, 273, 

Muntſchatz I, 181. 

Murner II, 146. 
Mußtheil I, 403; III, 146—147. 
Wufterfhut III, 147 


Muthung IL 147—148. 
Dtuttergut IIL, 148—149. 
Mutuum I, 344. 


Mupyart de Bouglans III, 149. 

Mynfinger III, 149. 

Nachbarloſung IH, 149— 150 

Nachbarrecht I, 297. 

Nachdruck I, 399. 

Nacdeile IIL, 150. 

Nahgewähr I, 331. 

Nachhude UL, 150. 

Nachſtener ILL 150 —151. 

Nadelgelder Ui, 151. 

Näherrecht III, 152. 

Nationalitätsprincip I, 759, 761, 811. 

Staturalifation FL, 153—156. 

Naturalobligation I, 341, 312. 

Naturrecht 1, 232, 233, 237. 

Nebenabreden ILL, 156. 

Ntebenparteien I, 807. 

Negatorientlage II, 157. 

Negotiorum gestio III, 157--159. 

Negotium I, 71, 282, 327,345; III, 157— 158. 

Neidbau II, 159. 

Nepos de Montealbano ILL, 159. 

Nettelbladt OL, 159—160. 

Neubruch ILL, 160. 

Neulehen III, 160. 

Neutralität L, 756, 810, 8ı4—823; LIL, 
161 — 168. 

Neutralitätsgefege ILL, 161—168. 

New trial I, 705. 

Nexum I, 71, 79. 

Nichterfüllung J, 332. | 

Nichtigkeitsbeſchwerde IIL, 118-171. 

Nichtigkeitstlage III, 174. 

Rider IH, 175. 

Nieberlagdredt IIl, 175. 

Nießbraud I, 305, 307, 308. 

titel I, 182, 403. 

Nochgeſchäft IE, 175. 

Nomination 1, 470; III, 175— 176, 260. 

Noodt ILL, 176. 

Norddeutſcher Bund I, 641, 647—654. 

NRormännifhes Recht I, 209—31:. 


743 


Notariat IIL, 176—177. 

Note UI, 178. 

Nothadreſſe I, 450. 

Nothcivilehe I, 478. 

Notberbrecht I, 356, 363, 369 —372. 

Nothhülfe IIL 173-179. 

Nothftand I, 512, III, 178 - 180. 

Rothwehr IL, 513; 180-181. 

Nothzucht LIE, 181-183. 

Notification III, 153. 

Notorietät I, 602, 603; III, 183— 184. 

Novation |, 337; II, 184— 156. 

Novellae I, 100, 105, 126, 229. 

Nudum pactum I], 325 

Novizen III, 199. 

Nullitätstlage ILL, 174. 

Nuntien ILL, 186. 

Nütlichleitsrüdficht I, 526. 

DObbdbuctionsprotololl ILL, 186—187. 

Obedientia I, 468; III, 187. 

Dbedienzeib ILL 187. 

Oberacht I, 173. 

DOberappellationsgericht I, 550. 

Oberauffichtsrecht III, 487. 

Dberconfiftorium I, 488. 

Oberbandelsgericht I, 413. 

Oberlirchenrath J. 458, 49. 

Oberpräfident I, 725. 

Dberrehnungstammer Il, 187 —19o, 
489 


Obertribunal I, 580. 

Obertus ab Otto IH, 190. 

Obervormundſchaft ILL, 190. 

Übjecta juris I, 232, 233. 

Objective® Recht I, 253, 255—267. 

OÜbinfeudatio II, 31. 

Oblation Il], 191. 

Obligo III, 191. 

Obligationenentftehfung I, 321—330. 

Obligationenfhut I, 338— 341. 

Obligationsobjecte I, 319— 321. 

Obligationsredht I, 242, 253, 269, 285, 201, 
310, 311, 314—351, 397-399, 

Doligationgfubjecte I, 317—319. 

Occam III, 191. 

Occupation I, 248, 383, 785; III, 192—193. 

Odofrebus III, 195. . 

Odo Senonenfis III, 193. 

Deffentlihe8 Recht I, 144, 148, 157, 
255, 256. 

Offenbarungseid III, 194. 

Offene Geſellſchaft L, 424. 

Öfferte Ill, 191 - 195. 

Official I, 466; III, 196. 

Officium IL, 467. 

Obnmadt I, 805. 

Oldetopp ILL, 196. 

Oldendorp iii 196. 

Oldradus ILL, 197. 

Olim I, 200. 

Ompteda IIL, 197. 

Operis novi nuntiatio Ill, 197 -1u8. 

Oraffibeicommiß III, 198. 

Dratorier III, 203. 

Orbalien I, 156, 157, 172, 173. 

Orden III, 199— 205. 





744 Sachregiſter. 


Ordentliche Gerichte I, 579. 

Ordination I, 460, 490; III, 205. 

Ordonnances I, 197, 203, 222. 

Ordo religiosus 1, 479. 

Ordrepapiere tii, 206. 

Ortloff IH, 207. 

Desfelb UI, 207. 

Defterreichifches Geſetzbuch I, 236, 237, 238, 
261, 262. 


Oſtiarius 1, 460. 
Otto II, 207. 
Pabſt I, 463, 472. 
Pacht IH, 113. 
Pachtſachen III, 208. 
——— UI, 208—210. 
acius III, 210. 
acta confraternitatis I, 405. 
Pactum adjectum I, 326, II, 17. 
PBancirolus III, 210. 
Pandekten I, 87, 89, 90, 95, 97, 102, 106, 
111, 249. 
anisbrief III, 210. 
anis farreus I, 72. 
Papalſyſtem I, 464. 
Papia lex I, 83. 
Papianus I, 152. 
Baragium I, 667; IIL, 211. 
PBarapberna I, 355; 211. 
Barbeffus ZI, 211. 
Barentelenorpnungl, 182; Ill, 212, 214. 
Parlament I, 196, 200, 205. 
Parliamentum ‚485. 
Parochia I, 467. 
Paroemiae juris I, 377. 
Barteien I, 585 —589. 
Partes decisae I, 124. 
PBartialerneuerung III, 214. 
Basqnier IH, 215. 
Baftoret III, 215. 
Bafpfliht UL, 215—216. 
Batentgefeh ebung II, 217—219. 
PBaternitätsflage UI, 220. 
Pathengeſchenke II, 220—221. 
Yatria potestas I, 190, 254, 355—359, 402. 
Patriarch I, 465; III, 221. 
Patrimonialgerigtsbarteit IH, 21— 
22 


Batronatsredt I, 470, 471, 483, 491; 
III, 222— 223. 
Big II, 223. 
auli sententiae 1, 97, 100, 108. 
Baulus III, 223. 
auperies III, 223. 
Beculium I, 357, 358; UI, 223—225. 
ecunia I, 71; III, 220. 
Pecunia lustrica III, 220. 
Pegasianum S. C. I, 368. 
Peregrini I, 80, 87. 
Perez, III, 226. 
Perborrescenz-Eid-Gefud IL, 226. 
Perneder ILL, 227. 
Berjonalarreft L, 582. 
Perſonallehen III, 227. 
PBerfonalferpituten I, 306, 307, 394. 
perlonalunion I, 638, 770. 
ersonatus I, 466. 


Berfönliche Rechte I, 26%. 

Berfonenrecht I, 268, 314, 379-381. 

®Bertbes III, 227. 

PBertinenzen IL, 382; IH, 227—228. 

Pertinentia comitatus 1, 155. 

Petitionsredht I, 665; IIL, 223-2329. 

Petrus III, 229—230. 

Pfand I, 339. 

Blanbiebeumg L 38 230 —231. 
andfehrung 1, 395. 

®fanbleben II, 231. 

Pfanbprivilegien II, 231— 232. 

Pfandrecht I, 292, 297, 305, 310—314, 341, 
357, 394, 427; UI, 274. 

Pfändbungsclaufel III, 233. 

Pfändungsrecht I, 180, 395; III, 232. 

Pfarrer III, 233—234. 

Pfeffinger ILL, 234. 

Pferchrecht L 394; IIL, 234—235. 

Pflicht I, 283. 

Piisttbeil I, 370, 371, III, 235 - 236, 


Pfründe L, 468; III, 236. 
Phyſiſche ferzuen I, 270, 272, 273. 
Pignus UI, 33. 
Willius IIL 236. 
®irbing II, 236. 
—* I, 111. 

iftori® UI, 236. 
Bitboens II, 237. 
Placentius III, 237. 
Blacet II, 237—238. 
Placita coronae I, 224. 
Plaidoyers I, 207. 
Platzrecht III, 524. 
Bla grwegiel DI, 111. 

lebiseita I, 81. 
Plena pubertas I, 271. 
Police I, 434; III, 625. 
Politit I, 532. 
Politiſche Geſetze I, 238. 
golitiime Verbrechen Ill, 238—210 
Pölig HI, 210. 
Polizei I, 718: DI, 635. 
Polizeiauffiht III, 240—242. 
Polizeiftrafreht I, 229; IIL, 242— 21. 
Bölmann III, 244. 
Bönaltlagen II, 244—245. 
Bontificalien III, 245 —246. 
Bopularklagen III, 214, 245—246. 
Bortalie III, 216. 

ortio congrua I, 475. 
Possessor 1, 300, 302, 305. 
Possessorium I, 296. 
Boft III, 246—249. 
Boftgloffatoren I, 250. 
Boftlliminiuml, 812; IIL, 249 — 2352, 6 
Poftorganifation III, 246247. 
Boftgarantie HI, 249. 

oftregal III, 247— 248. 

ostulare I, 86. 
Boftumi III, 252—253. 
VBoftverträge III, 253—254. 
Boflzwang ILL, 248. 
Potestas L 459, 466, 482. 
Botbier ILL, 254. 
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Praebenda I, 466, 468; III, 254. 

Präceptiogefete I, 519. 

Bräclufion III, 254—255. 

Prädialſervituten I, 394. 

Bräjubicialfaden III, 255. 
raejudicium I], 286: Ill, 256. 

Praelati 1, 467, 468; IIL, 257. 

Prälegate III, 257—258. 

PBrältminarien IIL, 258-259. 

Prämie III, 625. 

PBrämiengefhäft UI, 259, 500, 625. 

Brärogative 1, 674. 

Praeseriptio I, 283: III, 609. 

PBräfentationsredht III, 260. 

PBräfumtionen ILL, 26u—262, 581. 

Bräterition J, 369, 262— 263. 

Prävention III, 263—265. 

$recariuml, 72,294; IE, 4; III, 265 - 266. 

Preußiſches Landrecht 1, 187, 230, 234, 238, 
261, 262, 257, 342, 360, 474, 657. 

Presbyterialverfafiung I, 456, 489, 490, 492. 

Brebgeiengebun III, 266— 269. 

Breßfreiheit L, 662; III, 266. 

Breßvergehen III, 269—271. 

Pretium I, 32u. 

Preußiſche Gerichtsordnung I, 188. 

Preußiſche Berfaffung I, 657—66U. 

Prévöts I, 196, 203, 

Primogenitur I, 169, 178, 404, 667; 
III, 271—273. 

Principal I, 421, 422. 

Prinzeffinfteuer III, 273— 274: 

Priorität der Pfandrechte ILL, 274—275. 

Priſe I, 811; IIL, 275—278. 

Brifengerichte I, 822. III, 275 —278. 

Privatantlage iii 278 - 280. 

Privatautonomie I, 256 - 258. 

Privateigenthum J, 811. 

Privatfluͤſſe 1, 388. 

Privatrecht I, 137, 140, 174, 188, 190, 
205, 2.4, 229, 236, 238, 243, 253, 255, 
257, 287. 

‘Privatunterricht III, 576. 

‘Privatverlaffenfchaft I, 667. 

Brivatverzeihung LI, 280. 

‘Brivilegienhobeit I, 681. 

Brivilegium 1, 256, 464; IIL, 281. 

Privilegium majus I, 169. 

Privy couneil 1, 218; III, 485 - 486. 

Probatio diabolica I, 304. 

Brobelauf I, 429; III, 282—283. 

Probſt IIL, 283. 

Proceß I, 172, 206, 289, 290, 557—559. 

Broceßleitende Decrete Ill, 284—287. 

Proceßleitung II, 287—291. 

Proceßrecht I, 156, 188, 200, 205, 287. 

Proc&s verbal I, 205, 212; Ill, 299—301. 

Proculianer 1, 94. 

Brocura I, 423; III, 291—292. 

Procurator 1, 294, 334; IL, 500. 

Brocureur U, 27. 

Prodigalitätserllärung III, 292—293, 

Probominium ILL, 293, 

Profeſſe ILL, 200. 

PBrogreffinfyfiem ILL, 294—295. 

Probibitivgefege I, 519. 
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Bromeliengei@äft III, 295. 

Broftitution III, 582. 

Broteft ILL, 2496 —298. 

Wroteftationen ILL, 298. 

Brotocoll ILL, 299—3u1. 

PBrotutor III, 301 - 302. 

Provinzialftände I, 657. 

Provinzialiynode I, 465, 486, 489. 

Provinzialrecht I, 236. 

Bropinzialverwaltung I, 725. 

Brovifion I, 470, 472; III, 302. 

Brovifionsbriefe I, 803; IL, 200. 

provocation L, 76; II, 303. 

VBroreneticum IIL, 303 - 304. 

p̃rüſungsrecht ILL, 304—306. 

Brüfungsmefen Ill, 305—3u8. 

Brügelftrafe I, 537—538; III, 308— 309. 

Pseudo-isidoriana I, 119, 121, 127. 129. 

Pubertät IL, 271: II, 15. 

Publication III, 309. 

Bubliciana I, 293, 304; III, 309—310. 

pubtieität ber Hypothet III, 310—311. 
ublilia lex IL, si. 

Puchta ILL, >11. 

PBufendorf ILL, 312. 

Bugge ILL, 312. 

Bunctation I, 325; III, 312 313. 

Pupillarfubftitution IIL, 315. 

Bupillengelder I, 362. 

Wurgation III, 136. 

Burgoldt 314. 

Putativehe I, 314. 

Putativtitel I, 302, 350. 

PBütter II, 314. 

Süttmann III, 314. 

Pyromauie III, 667. 

(Quaestiones I, 122. 

Quarta divi Pii III, 315. 

Quarta Trebelliana III, 315—316. 

DQuafidelicte ILL, 316, 523. 

Quasi possessio I, 306. 

Duafi-Bupillarfubftitution UI, 316. 

Quasi usus fructus I, 307; Ill, 316 — 
317. 

Quatembergelber III, 317. 

Ouellen des Rechts I, 65—112, 115— 
140, 143—192, 195—226, 229 - 241, 112 — 
415, 435, 443, 507—508, T49— 108. 

Querela inofficiosi 1lı, 318—319. 

DOuerulautenftrafen ll, 319. 

Quesnel ILL, 320. 

Duinquennal-Facultäten III, 320. 

Quiritaria I, 102. 

Quiſtorp fIL, 320. 

Quittung II. 320—321. 

Raevarbus ILL, 321. 

Ranzionirungsverträge III, 73. 

Rapport II, 199— 200. 

Ratenwechſel III, 321. 

Ratbstammer ILL, 321— 323. 

Ratification Ill, 323—320. 

Ratibabition 1, 352; III, 327. 

Ratio legis I, 263. 

Raub LI, 327—329. 

Raufbanbel ILL, 329—330. 

Raymmndus 1, 3.50. 
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Rayneval III, 331. 
Realcontract I, 325. 
Reallaften I, 395; III, 330-332, 
Realfervituten I, 306, 307. 
Realunion I, 638, 770. 
Reaffumtion III, 332. 
Rebuffus III, 332. 
Receptum nautarum, 
stabulariorum III, 33 
Recessus imperii I, 187. 
Rehnungsjagen II, 334. 
Rechiloſigteit 1. 176. 
Rechtsanwalt II, 27, 450—453. 
Rectebeiftänbe LI, 334. 
Nehtöhücher I, 161, 162, 164, 165, 183, 198, 


cauponum, 


I, 257-261, 377. 
176— 283. 

175, 279, 379. 

5. 


278279; II, 355 
144, 148, 157. 


I, 259. 
356, 290; II, 335—341. 
24-627; II, 127. 
175, 276. 
on pie L 1-60, 252. 
Rehisfammlung I, 100, 101. 
Redtsjat I, 602. 
Rehtsigug I, 253, 283—291. 
Nechtsfubjecte I, 270. 
Nehteiyftem I, 252, 253. 
Redtunfenntnig L, 257. 
Neclameproceß I, 822. 
Recognition un, 341. 
Recognitionsfhein II, 341. 
Becognitinvertrag II, 606. . 
Reconventio Ill, 687. 
Reconventiondforum III, 342. 
Records I, 219, 222. 
Recursus ab abusu III, 312—344. 
Recufation I, 578; III, 334—348. 
Kebefreipeit III, 348-349. 
Redhibition I, 332. 
Reduction der Geſchwornenliſte II, 
349. 
Retormation des coutumes I, 204. 
Regalien I, 176, 190, 385; III, 350-352. 
Regentſchaft, I, 668-671: III, 352—355. 
Negierungsfähigteit I, 668671. 
Regrebienterbin III, 355—356. 
Regreß III, 356—358. 
Negulativredt III, 575. 
NeihBabfeieb I. 187. 
Reichsacht I, 173. 
Reichsadel I, 182. 
Neichögefeh I, 161, 165, 169. 
Reichs hoftath I, 189, 
Reihefammergeriht I, 186, 189, 560. 
NReicj8treife I, 189. 
Reichsrecht I, 161, 375. 
Reichstag I, 168, 649. 
Keiffenfiuet LI, 358. 
Reintgungseib II, 359. 
Reig LI, 358, 





Sasıregiiter. 


Relatio status I, 472. 
Relevanzbeſcheid III, 359. 
Religionsfonbs 1, 476. 
Religionsunterfehiebe I, 379. 
Neligionsverbredgen III, 359-362 
Religiosi I, 479. 
Relocatio iacita II, 116. 
Remedium juris 1, 234. 
Semillien 1II, 208, 362—364. 
Remiljorialien IU, 364. 
Remotion bes Tutors, III, 364. 
Remuneration III, 365. 
Remus III, 366. 
Renazzi III, 366. 
Rententauf I, 398; III, 366—368. 
Rentenlegat III, 368. 
Bentmet 1 179., 
Rentmeifter I, 718. 
Renunciat , 406. 
Repliten I, 289; II, 368-369. 
Reports I, 219. 
Repräfentationsredt L, 182; III, 269 
Repreifalie I, 806; 369—376. 
Reprise III, 695. 
Repubiation I, 364. 
Rescripta I, 90, 91, 98. 
Refervationen II, 476-377. 
— 9 22 304. 
efidenzpflict I, 468; II, 377—378. 
Respondere I, 86. ’ 
Responsa I, $1, 94, 104. 
Res publicae I 276. 
R a II, 378—379. 
tae leges I, 105; III, 689695. 
Refitution I, 283, 290, 291, 364; II, 329 
Refume III, 379—380. 
Res vi possessae I, 302. 
Retention Ill, 380—382. 
#etorfion I, 806; II, 382—355. 
Retractsredt 1, 397; III, 385. 
Reugeld II, 82. 
Reunionstlage II, 385. 
Revalizung , 385-386. 
Revifion III, 386-387. 
Revocatorienklage III, 387. 
Rheberei I, 436; In, 388. 
Rheinbund I, 641. 
Rhodia lex I, 349, 
Ricardus Ir, 388. 
Richter III, 389; I, 574, 577—578. 
Richlſteig I, 163. 
Nittergäter I, 391; III, 390-391. 
Niscontro III, 389. 
Riftorno III, 389390, 627. 
Roffrebus 391. 
Rogerius II, 391. 
Rolandinus TIL, 391. 
Romagnofi II, 391— 392. 
Römifhes Reht L, 67—112, 143, 155- 
187, 190, 191, 196, 213, 230, 233, 23, 
249, 250, 252, 302, 503, 504. 
Roffi III, 392. 
Rotted III, 392. 
Rouffeau IH, 393. 
Bubrıa lex I, 83. 
Rüdfalt I, 542; III, 393-394. 











Sachregiſter. 


Rückaufsrecht III, 394—395. 

Rückerſicherung III, 626. ' 

Rückwechſel III, 395—396. 

Rückwirkung der Gefee III, 396 - 399. 

Runde III, 399—400 

Ruprecht von Freyſing III, 400. 

Ruption I, 369 —371. 

Rutſcherzins III, 400 

Saavedra y Farardo III, 400. 

Sabinianer I, 94. 

Sachbeſchädigung III, 400- 402. 

Sachenrecht I, 176, 237, 253, 269, 270, 291, 
292-314, 343, 381 —397. 

Sachmiethe I, 398. 

Sacfenfpiegel L, 127, 159, 162, 185. 

Sadıverftändige I, 610. 

Sacramentum I, 73. 

Säcularifation I, 473, 480; II, 402— 


403. 
Sala I, 384. 
Salica lex I, 150. 
Salmafius III, 403—-404. 
Salzgewinnung I, 390. 
Sanctio legis I, 83. 
Sanctitas imperatoris I, 97. 
Sande III, 404. 
Sandeus III, 404. 
Sandhaas III, 404. 
Satisfaction I, 336. 
Sattelhöfe L, 391. 
Savary IIT, 404. 
Sapigny IH, 404-105. 
Saxonum lex I, 151, 159. 
Scaccarium I, 209, 217, 219. 
Scaccia LU, 405. 
Schadenerſatz I, 283, 285, 320; III, 405— 
406, 625. 
Schäfereigeredhtigfeit III, 406-407. 
Schamhaftigkeitsverletzung ILL, 585. 
Shänbung II, 4u8—4u9. 
Schätungseid III, 701. 
Schatullgut III, 409. 
Scheukgerechtigkeit III 409. 
Schenküng 1, 344; DI, 365, 409—411. 
Schichtung I, 401. 
Schiedseib III, 411-412. 
Schiedsrichter HL, 412—414. 
Schiedsſpruch II, 414—418. 
Schiffer I, 436. 
Schiffsgläubiger I, 439. 
Schiffsmannſchaft I, 437. 
Schiffspapiere II, 418—419. 
Schiffspart I, 436. 
Schilling III, 419. 
Scilter III, 419—420. 
Schisma HI, 420. 
Skhladtfteuer HI, 77—80. 
Sclichte Klage I, 385. 
Schlözer III, 420. 
Schlilſſelgewalt I, 400. 
Schlußnote III, 178. 
Schmalz III, 420. 
es Tr III, 420—421. 
Scähneebrüde III, 421. 
Schöffen L 77, 154, 161, 164, 165, 172, 
575; II, 421— 422, 439. 
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Scolaftifer III, 199. 

Schooßfallrecht ILL, 421 —1422. 

Schrader IIL, 423. 

Schuldhaft HL 423—424. 

Schuldknechtſchaft I, 179. 

Saulpfliätiateit I, 661, IIL, 424 —427. 

Saulting ‚421. 

Schürpf III. 427—428. 

Schiüttung I, 395. 

Schmabenjpiegel I 159, 162, 185, 186.: 

Schwängerungstlage Ill, 428-429. 

Schwarzenberg II, 429. 

Schweder 1II, 430. 

Schmeigfuftem I, 532. 

Schmweppe IH, 430. 

Schiwertmagen I, 181, 182. 

Schwerttheil I 131. 

Schwurgericht I, 83,192, 578;"IIL, 430— 
441. 


Schwurgerihtshof III, 444. 
Shwurgerict Spräfident III, 444 - 445. 
Eclavenbandel I, 781. 

Seontration I, 443. 

Scerutinia UI, 205. 
Secundbogenitur UI, 445 —446! 
Sebelhöfe 1, 391. 

Sedisvacanz III, 446. 
Seeceremoniell IL 447—448. 
Seegebraud I, 768. 

Seelgeräthe I, 129. 

Seeprotent III, 448—449, 
Seeraub III, 449—450. 
Seerecht I, 434—441. 

Seeſchaden I, 439; ILL, 624. 
Seeitraßen I, 787—790. 
Seeverfiherung J. 440; III, 624, 627. 
Selbfterhaltung I, 774. 
Selbfthilfe IIL, 450—451.7 
Selbſtmord III, 451. 
Seldftverfiümmelung UI, 451—152. 
Seldomw II, 452. 

Selden III, 452. 

Sell II, 452. 

Semeca IL, 452. 
Seminaristicum I, 475. 

Senat I, 72, 83, 88, 98. 
Senatusconfult I, 89, 90, 91, 99. 
Sendenberg IL, 452—453. 
Sendgerichte I, 121, 129, 135. 
Seniorat I, 404; II, 153. 
Seniores I, 75, 82. 

Sententia J, 290; III, 412—418. 
Separation II, 36; III, 453. 
Sequeftration I, 294; IL, 5; III, 454. 
Servitien II, 58. 

Servituten I, 291, 297, 304 - 308. 
Seffion I, 705. 

Sichardus III, 454. 

Sicheres Geleit III, 454—455. 
Sicherheitspolizel I, 284. 
Sicherungsmittel I, 339. 

Siegel III, 455. 

Signalement III, 500. 

Sigonius HI, 455. 

Simon Ill. 455. 

Simonie IH, 456. 
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Simulation I, 280, ITI, 120, 456—457. 
Singularfuceeifion I, 277, 303, 333, 364— 
367 


Sintenis III, 457. 

Sippe I, 145, 150, 182. 
Sirmondb UI, 457. 

Sittlichkeit I, 256. 
Situngspolizei IIL 457—458. 
Societaßs III, 458—461. 
Socinus II, 461. 

Sodalitates III, 203. 

Soden III, 461. 

Sodomie III, 461. 
Soldatenteftament III, 463. 
Solidarität L, 775. 
Soribarobligation I, 318; III, 463— 


Sondergerichte I, 579. ı 

&onnenfels II, 46%. 

Sortimentsbuchhandel IIL, 465-470. 

Souveränetät I, 480, 481, 770. 

Spangenberg III, 470. 

Specialiıs lex I, 262. 

Specialität der Hypothek IIL 470. 

Specialprävention I, 501. 

Specialvollmadt I, 588. 

Species nova I, 299. 

Specification IL 299, 303, 304: 
471—472. 

Spebitioneneimäft III, 472—476. 

Spiel I, 399; II, 476-478, 686. 

Spielfhulden III, 476—417. 

Spielvertrag IIL, 477—478. 

Spillgelder III, 151. 

Spillmagen I, 182. 

Spindeltheil I, 181. 

Spionage III, 478. 

Spolienfaden III, 478 - 479. 

Sponsalia I, 478, 

Sponsio I, 71, 75; III, 618- 620 

Sprudlifte I, 577. 

Staatenbund I, 639, 770. 

Staatenftaat I, 641. 

Staatenverbindung I, 638- 645. 

Staatsanwaltfhaft I, 571. 573, 583, 
598: IIL, 479— 483. 

Staatsbeamte I, 685—692. 

Staatsbürger I, 660-666 773, 730. 

Staatseigentbum I, 811. 

Staatsform I, 636—638. 

Staatsgebiet I, 782-786: III 483. 

Staatsgeridhte I, 578. III, 454—485. 

Staatsgewalt I, 169, 573, 632—634, 778. 
782—796. 

Staatsgrundrecht I, 773. 

Staatsminifterinm III, 122. 

Staatsperfänlichleit I, 633, 679— 781. 

StaatsrathI,218, 239, 590 , III, 485 —488. 

Staatsrehnungsmwefen III, 458 —489. 

Staatsreht I, 134, 140, 153, 187, 254. 258, 
631—632. 

Staatsſchatz III, 489—491. 

Staatsſchulden IIL 491 -494. 

Staatsfervituten], 783; III, 494—495. 

Staatsverbrechen I, 520, 528. 

Staatöverlafienihaft I, 667. 


IH. 


Subpignus 


Sadıregifter. 


Staatsverrath III, 38. 

Staatöverträge I, 790—796. 
Staatsverwaltung I, 714— 727. 
Staatswiſſenſchaften I, 632. 

Stadtrecht, I, 160, 163, 165, 170, 187, 197. 
Stäbteverfaffung I, 169. 

8 IL, 27 


tage IL, 27. 

Stabi IIl, 497. 

Stammgiüter I, 391, 404; III, 496437. 

Stände I. 484. 

Ständerecht I, 254. 

Standesgerichte III. 117. 

Standgeridht ILL, 497—49. 

Stanbredt III, 497. 

Standſchaft II, 4988-49. 

Stapelregt III, 49. 

Stationes I, 95. 

Status I, 484. 

Statuta I, 267. 

Statutarifhe Portion L, 403. 

Statutes I, 217. 218, 222. 

Stedbriefe IIL, 449-500. 

Stellage III, 500. 

Stellgefhäft IIL 500, 723. 

Stellvertretung I, 281 II, 501—502. 

Stempelgefeugebung TIL 502—503. 

Steuerbemilligung I, 677—679. 

Steuerpflichtigteit II, 661. 

Stenervermweigerung III, 503—506. 

Stiftungen IL, 274; III, 507. 

Stipulation I, 324, 325, 344. 

Stolgebühren I, 468, 469; III, 507—- 
508. 

Story III 508. 

Stracha III 508. 

Strafausfchliegung I, 545. 

Strafgeſetz I, 161, 505, 538—540. 

Strafmilderung L 513: III 509-509, 

Strafmittel I, 528—538; III, 125. 

Strafproceß L 134, 135, 140. 191, 224, 
500, 558, 566—573, 582—585, 618—621. 

Strafredt I, 134, 135, 140, 147. 156, 
191, 206, 224, 2249, 499 - 54. 

Strafredhtstbeorie I, 500—502. 

Straffhärfung III, 509—510. 

Strafverwandlung II, 510-511. 

Strafzumeffung I, 54u—544; II, 511 - 
512 


Strandredt I, 383; ILL, 193, 512—513. 
Strandung III, 513 —514. 
Streitgenoffen 1, 585; III, 414. 
Streitobject III, 514-515. 
Strube III, 516. 

Struv(e) III, 516. 

Stryt III, 516. 

Subeonductio II, 32. 

Subdominus II, 32. 

Subhaftation I, 229, IH, 516—519 
Subinfeudatio II, 31. 

Subingroffation IL, 33. 

Subjective® Recht I, 253, 267—283. 
Subjectswedhfel J, 773. 

Sublocatio II, 32. 

Subordination UI, 120. 

IL, 33, 

Subsidium I, 475; III, 504. 
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Subftitution IH, 519. 

Successio I, 401, 771. 

Suffraganbifhof L 465; IIL 519. 

Suggeftionen IIL, 520. 

Summarifher Proceß IIL, 520--523. 

Sunnis I, 148. 

Superficies I, 308, 309; III, 523—525. 

Guperintendent I, 483, 488; III, 525. 

Suppressio I, 468. 

Suspenfion I, 473, 493; III, 126, 525 — 
5 


Suspension d’armes III, 660, 

Suftentationsgeld ILL, 526. 

Suzerainete I, 770. 

Spare; II, 527. 

Symbole ILL, 527—528. 

Syndicat IIL, 528. 

Synodifatstlage III, 528—529. 

Synobalsverfaffung I, 486, 492; II, 
529 - 532. 

Synodaticum I, 475. 

Synoden, I, 115, 116, 466, 488, 489. 

Tabularium I, 83. 

ZTafelgut III, 108—109. 

Talion I, 501, 502. 

Taidungen I, 156, 163. 

Zancredus III, 532. 

Tartaanus ILL, 532. 

Taufe I, 476, 494: III, 532. 

Zaurelliu® II, 533., 

Tauſch III, 533—534. 

Telegrapbenredt III, 535—536. 

Telley III 536. 

Tengler III, 536. 

'Terrae missionis I, 467. 

Territorialrecht I, 161. 163, 165. 

Territorialfuften I, 485. 

Tertiarier ILI, 203. 

Zertiogenitur III, 445—446. 

Teftament I, 183. 360, 363, 365, 367, 368, 
405; III. 537— 540. 

Testamenti factio OI, 537. 

zehamentseröffunng IL 537—538. 

Zeftamentserecntor IIL, 538-539. 
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